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Die  Steuerreform  im  Grossherzogtum  Baden. 

Von 
Finanzminister  Dr*  Bnehenbergrer* 

I. 

Kritik  des  geltenden  Steuersystems  und  allgemeine 
Beformziele. 

Bei  der  Würdigung  der  zur  Zeit  im  Gang  befindlichen  Reform- 
arbeifcen  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  in  Baden  seit  dem  Jahr 
1884  ein  aus  sog.  Ertragssteuern  und  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer kombiniertes  Steuersystem  besteht  und  dass  durch  die  in 
jenem  Jahr  erfolgte  Eingliederung  der  Einkommensteuer  in  das 
Steuersystem  die  badische  Steuergesetzgebung  einer  wertvollen  Er- 
gänzung und  Vervollkommnung  entgegengeftthrt  worden  ist,  die  drei 
andere  süddeutsche  Staaten:  Bayern,  Württemberg  und  Elsass- 
Lothringen  bis  auf  den  heutigen  Tag  vermissen  lassen.  Die  Tendenz, 
welche  bereits  den  weiter  rückwärts  liegenden  Reformarbeiten  inne- 
wohnte, nämlich  durch  entsprechende  Umbildung  der  Gewerbesteuer- 
und  der  Kapitalrentensteuergesetzgebung  die  Bahn  der  reinen  Er- 
tragsbesteuerung zu  verlassen  und  mehr  in  die  Bahnen  der  Personal- 
und  Einkommenbesteuerung  einzulenken,  kam  mit  den  Beformarbeiten 
des  Jahres  1884  in  verstärkter  Weise  zum  Durchbruch.  Der  damals 
unternommene  Schritt  führte  nach  der  thatsächlichen  Entwicklung 
der  einzelnen  Steuergattungen  sogar  noch  weiter  von  der  Ertrags- 
besteuerung weg  und  zur  Personalbesteuerung  hin,  als  in  der  ur- 
sprünglichen Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen  war,  derzufolge  die 
Einkonunensteuer  eine  zu  den  Ertragssteuern  hinzutretende  „Zusatz- 
steuer"  sein  sollte,  während  sie  sich  mehr  und  mehr  zu  einer  Haupt- 
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2  Buchenberger, 

Steuer  ausgebildet  hat.  Im  Jahr  1886,  dem  ersten  Jahre  der  Ein- 
hebung der  Einkommensteuer,  erscheint  diese  mit  einem  rechnungs- 
massigen  Ertrag  von  rund  4,6  Mill.  M.,  die  übrigen  direkten  Steuern 
(Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Kapitalrentensteuer)  mit  einem  solchen 
von  rund  6,2  Mill.  M.;  erstere  bleibt  also  gegenüber  den  letzteren 
um  rund  1,6  Mill.  M.  zurück.  Im  Jahr  1899  wirft  dagegen  die 
Einkommensteuer  einen  Ertrag  von  9  Mill.  M.,  die  Gesamtheit  der 
übrigen  direkten  Steuern  nur  einen  Solchen  von  8  Mill.  M.  ab;  die 
Einkommensteuer  hat  also  gegenwärtig  die  Erträgnisse  der  sog.  Er- 
tragssteuem  um  die  Summe  von  1  Mill.  M.  überholt.  Diese  Ertrags- 
steuem  sind  es  nunmehr,  welche  auf  die  Eigenschaft  von  „Zusatz- 
steuem"  herabgedrückt  worden  sind;  und  zwar  von  Zusatzsteuern, 
denen  die  Absicht  zu  Grunde  liegt  und  die  Wirkung  zukommt,  zu 
der  Einkommensteuer  hinzutretend,  welche  fundiertes  und  unfun- 
diertes Einkommen  gleichmässig  zur  Steuer  heranzieht,  durch  noch- 
malige steuerliche  Heranziehung  des  Vermögensbesitzes  als  solchen 
eine  stärkere  Heranziehung  des  fundierten  Einkommens  und  der 
dasselbe  beziehenden  Besitzgruppen  (ländlicher  und  städtischer  Besitz; 
gewerbliches  Betriebskapitalvermögen ;  sonstiges  bewegliches  Kapital- 
vermögen) zu  verwirklichen. 

Mit  der  Schaffung  der  Einkommensteuer  ist  aber  nicht  nur  das 
Steuersystem  an  sich  zu  einem  rationelleren  und  gerechteren  aus- 
gestaltet worden  (gerechter  vor  allem  auch  durch  die  Berücksichti- 
gung der  Schulden  bei  der  Einkommensteuerveranlagung),  sondern 
es  konnten  auch  als  Folge  der  Einkommensbesteuerung  und  der 
dadurch  geschaffenen  neuen  Steuerquelle  die  Ertragssteuern  ermässigt 
und  dadurch  die  diesen  Steuern  anhaftenden  Härten  in  ihrer  Wirkung 
erheblich  abgeschwächt  werden.  Während  der  Steuerfuss  für  die 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  vor  der  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer sich  auf  26  Pf.  für  100  M.  Steuerkapital  belief,  konnte 
er  nachmals  und  schrittweise  auf  15  Pf.,  d.  h.  nahezu  auf  die  Hälfte, 
bei  der  Kapitalrentensteuer  von  ehemaligen  15  Pf.  auf  10  Pf.  herab- 
gesetzt werden.  Diese  Verringerung  des  steuerlichen  Drucks  war 
besonders  bedeutungsvoll  in  Ansehung  jener  direkten  Steuern,  welche, 
wie  die  Grund-  und  Häusersteuer,  in  Baden  den  Charakter  der  Er- 
tragssteuer noch  am  meisten  gewahrt  haben  und  bei  denen  daher 
die  Mängel  der  Ertragsbesteuerung  —  unzureichende  Rücksichtnahme 
auf  die  individuelle  steuerliche  Leistungsfähigkeit  —  in  besonders 
starkem  Grade  empfunden  worden  sind,    unter  diesem  Gesichtspunkt 
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ist  gewiss  für  das  Mass  des  Drucks  speziell  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer jetzt  und  im  Vergleich  zu  der  Zeit  vor  Einführung  der 
Einkommensteuer  die  Thatsache  bezeichnend,  dass  diese  beiden 
Steuergattungen  im  Jahr  1885  noch  eine  Steuersumme  von  rund 
6  Mill.  M.,  im  Jahr  1899  aber  nur  noch  eine  solche  von  3,9  MiD.  M. 
aufzubringen  hatten.  Wie  sehr  namentlich  der  landwirtschaftliche 
Grundbesitz  durch  die  Einführung  der  Einkommensteuer  in  den 
letzten  16  Jahren  steuerlich  entlastet  worden  ist,  hat  in  einer  dem 
badischen  Landtag  im  Jahr  1896  vorgelegten  Denkschrift  zahlen- 
mässig  nachgewiesen  werden  können.  (Siehe  Pinanzarchiv  XIII, 
II.  Bd.,  S.  407.) 

Fügt  man  diesen  Betrachtungen  die  weitere  hinzu,  dass  das 
Steuersystem  in  Baden  in  seiner  dermaligen  Ausgestaltung  und  ver- 
möge der  Angliederung  einer  Anzahl  ergiebiger  indirekter  Steuern 
(Bier-,  Wein-,  Pleischsteuer,  Grundstücksverkehrs-,  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer),  sowie  der  Gebühren-,  Taxen-  und  Sportelgesetz- 
gebung  unter  dem  rein  finanziellen  Gesichtspunkt  befriedigend  funk- 
tioniert und  für  reichlichste  Ausstattung  der  Einzelbudgets  sich  als 
ausreichend  erwiesen  hat,  so  wird  erklärlich  erscheinen,  weshalb  eine 
Portführung  der  im  Jahr  1884  zu  einem  vorläufigen  Abschluss  ge- 
langten Steuerreformatorischen  Arbeiten  auf  dem  Gebiet  der  direkten 
Steuern  weder  bei  der  Regierung  noch  bei  der  Volksvertretung  als  eine 
mit  dem  Charakter  der  Dringlichkeit  ausgestattete  Aktion  angesehen 
wird  und  weshalb  für  keinen  der  Regienmgsfaktoren  Veranlassung 
vorgelegen  hat  und  vorliegt,  diese  Arbeiten  irgendwie  zu  über- 
stürzen. 

Eine  Revisionsbedtirftigkeit  im  Bereich  der  direkten 
Steuern  ist  wesentlich  nur  in  folgenden  Beziehungen  zu  Tage  ge- 
treten: 

1.  Veraltetheit  der  Kataster.  Pur  die  Veranlagung  zur 
Gewerbesteuer  und  Kapitalrentensteuer  besteht  Passionspflicht;  Aende- 
rungen  in  den  Besitz-  oder  Einkommensverhältnissen  gelangen,  sei 
es  auf  Grund  der  neu  einzureichenden  Passionen,  sei  es  auf  Qnmd 
des  vom  Schatzungsrat  gegen  säumige  Pflichtige  einzuleitenden  Ver- 
fahrens, in  den  Katastern  (Steuerregistern)  alsbald  zum  zahlen- 
mässigen  Ausdruck,  und  bei  dem  Gewerbesteuer-,  ebenso  wie  bei  dem 
Kapitalrentensteuerkataster  kann  daher  von  einem  »Veraltetsein"  nicht 
gesprochen  werden;  die  Kataster  dieser  beiden  Steuergattungen  werden 
vielmehr,  ihrer  gesetzlichen  Konstruktion  gemäss,  ständig  „eyident" 
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erhalten.  Anders  bei  dem  Grundstücks-  und  Gebäudesteuerkataster 
in  Ansehung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer.  Diese  Kataster  be- 
ruhen auf  amtlicher  Einschätzung  der  Grundstücks-  bezw.  Gebäude- 
einheiten; soweit  nicht  wesentliche  Aenderungen  in  der  Substanz 
der  Grundstücks-  oder  Gebäudeobjekte  oder  Wechsel  in  den  Per- 
sonen der  Eigentümer  oder  andere  in  den  Gesetzen  besonders  vor- 
gesehene Gründe  eine  Aenderung  der  Eatastereinträge  bedingen 
(was  bei  dem  jährlichen  Ab-  und  Zuschreiben  durch  die  Organe  der 
Steuerverwaltung  im  Zusammenwirken  mit  dem  Schatzungsrat  zu 
erfolgen  hat),  haben  diese  Kataster  unverändert  insolange  in  Kraft 
zu  bleiben,  bis  ein  besonderes  Gesetz  eine  neue  „Katastrierung"  (Ein- 
schätzung zur  Steuer)  anordnet.  Für  die  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundstücke  war  diese  Anordnung  letztmals  durch  Gesetz  vom  7.  Mai 
1858,  für  die  Waldungen  durch  Gesetz  vom  23.  März  1854,  für  die 
Gebäude  durch  jenes  vom  26.  Mai  1866  getroffen  worden  und  es 
sind  die  bezüglichen  Katastrierungsarbeiten  in  den  60er  und  70er 
Jahren  zur  Durchfühning  gelangt.  Die  hier  in  Rede  stehenden 
Kataster  haben  also  ein  immerhin  respektables  Alter  aufzuweisen: 
das  Missverhältnis  aber,  in  dem  die  seiner  Zeit  katastrierten  Steuer- 
werte mit  den  Gegenwartswerten  stehen,  ist  ein  um  so  grösseres, 
als  die  Katastrierung  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  unter  Zu- 
grundelegung der  Kauf-  bezw.  Pacht  werte  der  Jahre  1828  bis  mit  1847, 
jene  der  Waldungen  unter  Zugrundelegung  der  Holzpreise  der  Jahre 
1845 — 52,  jene  der  Gebäude  unter  Zugrundelegung  der  Kauf-  bezw. 
Mietwerte  der  Jahre  1853 — 62  vorzunehmen  war.  In  der  Zwischen- 
zeit ist  nur  in  betreff  der  Waldungen  eine  generelle  Korrektur 
(durch  Erhöhung  der  ursprünglichen  Steuerwerte  um  57^/2^/o  gemäss 
Gesetz  vom  14.  Dezember  1878),  sonst  aber  nicht  vorgenommen 
worden.  Die  Besitzer  von  landwirtschaftlichem  Gelände  und  von 
Gebäuden  versteuern  also  diesen  Besitz  bis  auf  den  heutigen  Tag 
nach  Katasterwerten,  die  auf  einer  Einschätzung  beruhen,  deren 
massgebende  Elemente  einer  um  50 — 70  Jahre  rückwärts  liegenden 
Periode  angehören.  Nun  ist  aber  doch  Thatsache,  dass  in  allen 
grösseren  Städten  in  den  letzten  30  Jahren  die  Gebäudewerte 
rapid  und  in  beträchtlichem  Masse,  in  den  Städten  mittlerer  Grösse, 
wenn  auch  in  langsamerem  Tempo,  jedenfalls  auch  gestiegen  sind 
und  nur  in  den  kleinen  und  kleinsten  Gemeinden  wird  ein  Anziehen 
der  Gebäudewerte  nicht  oder  doch  nur  in  unerheblichem  Masse  ein- 
getreten sein.     Alle   diese  Wertverschiebungen    sind    aber   an    dem 
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jetzigen  Gebäudesteuerkataster  spurlos  vorübergegangen;  auch  neu 
errichtete  oder  umgebaute  Gebäude  unterliegen,  um  die  paritätische 
Behandlung  aller  Gebäudebesitzer  aufrecht  zu  erhalten,  der  Neu- 
einschätzung in  Anlehnung  an  die  alten,  der  Periode  1853 — 62 
entnommenen  Katasterwerte.  Hier  liegen  also  recht  anormale  Ver- 
hältnisse vor,  die  weder  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Gleichmässig- 
keit  der  Besteuerung,  noch  unter  dem  der  Gerechtigkeit  sich  dauernd 
vertreten  lassen.  Der  Gebäudebesitz  in  den  grösseren  und  mittleren 
Städten  erscheint  steuerlich  privilegiert,  derjenige  in  den  kleineren 
Orten  um  ebensoviel  steuerlich  überlastet.  Als  ein  Mangel  der 
jetzigen  Gebäudesteuergesetzgebung  ist  weiter  zu  bezeichnen,  dass 
Bauplätze  nicht  nach  ihrem  wirklichen  Wert,  sondern  lediglich  unter 
Zugrundelegung  der  Steuerwerte  jener  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundstücke,  welche  den  höchsten  Wert  in  der  Gemarkung  haben, 
zu  veranlagen  sind;  daher  namentlich  wiederum  in  den  grösseren 
und  mittleren  Städten  zwischen  dem  Yeranlagungswert  und  dem 
thatsächlichen  Wert  dieses  Teils  des  Grund  und  Bodens  eine  oft 
übergrosse  Spannung  besteht.  Die  Neigung,  ausgesprochene  Bau- 
plätze jahrelang  imüberbaut  liegen  zu  lassen  mit  den  bekannten,  die 
grossstädtische  Wohnungsfrage  ungünstig  beeinflussenden  Folgen  findet 
danach  in  einer  ausgiebigen  Besteuerung  solcher  Plätze  keinerlei 
Gegengewicht,  und  Bodenkonjunkturengewinne  grössten  ümfangs 
können  ohne  steuerliche  Gegenleistung  der  mit  Erfolg  operierenden 
Bodenspekulanten  jahraus  jahrein  eingeheimst  werden. 

Wenn  auch  nicht  in  gleichem  Masse  wie  bei  dem  städtischen 
Gebäudebesitz,  haben  sich  doch  auch  beim  landwirtschaftlichen 
Grund  und  Boden  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  Wertände- 
rungen und  Wertverschiebungen  voUzogen,  welche  eine  Revision  auch 
des  landwirtschaftlichen  Grundstückskatasters  wünschenswert  er- 
scheinen lassen.  Der  Grundstückskataster,  wenn  schon  der  Absicht 
des  Gesetzgebers  gemäss  ein  Reinertragskataster,  stellt  sich,  der  Art 
seiner  Durchführung  nach,  als  ein  Wertkataster  dar,  indem  gemäss 
Art.  9  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1858  der  Steueranschlag  jeden 
Grundstücks  »auf  dem  Kapital  des  Reinertrags,  wie  sich  dasselbe  als 
mittlerer  Mehrwert  im  Durchschnitt  der  Güterpreise  der  Periode 
1828  bis  mit  1847  zu  erkennen  gibt**,  zu  beruhen  hat.  Wie  gross 
nun  auch  die  Schwankungen  der  Rentabilitätsverhältnisse  seit  dieser 
Zeit  gewesen  sein  und  wie  wenig  günstig  sich  diese  letzteren  in  den 
letzten   10 — 20  Jahren   gestaltet  haben   mögen,    so  wird    doch   im 
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grossen  und  ganzen  viel  eher  eine  Hebung  des  Preisniveaus  der 
Güterpreise  als  das  Gegenteil  anzunehmen  sein.  In  einem  Teil  der 
Rheinebene  und  dem  angrenzenden  Hügelland  mit  dem  ausgespro- 
chenen Handelsgewächs-  und  Rebbau  und  einer  von  Jahr  zu  Jahr 
wachsenden  Milchwirtschaft  ist  diese  Hebung  unverkennbar.  An 
derselben  haben  freilich  die  einzelnen  Landesteile  sehr  ungleich- 
massigen  Anteil  genommen,  und  dort,  wo  der  Fruchtbau  vorherrscht 
oder  wo,  wie  im  Schwarzwald,  besonders  ungünstige  Arbeiter-  und 
Lohnverhältnisse  bestehen,  mögen  selbst  Senkungen  des  Wertniveaus 
zu  beobachten  sein,  soweit  nicht  vorteilhaft  wirkender  Anschluss  ehe- 
mals abgelegener  Gegenden  an  das  Strassen-  und  Eisenbahnnetz 
ein  Gegengewicht  geschaffen  hat.  Jedenfalls  ist  der  Grundstücks- 
kataster entfernt  nicht  mehr  der  zahlenmässig  genaue  Ausdruck  der 
thatsächlichen  Wertverhältnisse  des  Grund  und  Bodens  und  eine  Re- 
vision dieses  Katasters  daher  nicht  länger  aufschiebbar,  zumal  schon 
alsbald  nach  dessen  Inkrafttreten  gegen  die  Richtigkeit  der  Kata- 
strierungsarbeiten  im  einzelnen  mannigfache  kritische  Einwendungen 
erhoben  worden  sind. 

Beim  Waldsteuerkataster  hat  zwar  die  erwähnte  summa- 
rische Erhöhung  der  Katasteranschläge  der  Waldungen  die  kata- 
strierten  Werte  mit  den  Gegenwartswerten  in  eine  nähere  Beziehung 
gesetzt;  aber  auch  betreffs  dieses  Teils  des  Grund  und  Bodens  gilt, 
dass  in  den  letzten  Jahrzehnten  mannigfache  Verschiebungen  in  den 
Ertragsverhältnissen  der  Waldungen  bemerkbar  sind  als  Folge  einer- 
seits des  Aufschlusses  zahlreicher  Forstbezirke  durch  Strassen  imd 
Eisenbahnen,  anderseits  der  Verschiedenartigkeit  der  Einwirkung 
der  auswärtigen  Konkurrenz  auf  die  inländischen  Absatzverhältnisse. 
Eine  Revision  des  Waldsteuerkatasters  ist  daher  ebenfalls  als  im 
steuerlichen  und  im  Gerechtigkeitsinteresse  liegend  zu  erachten. 

2.  Die  Nichtberücksichtigung  des  Schuldenabzugs 
im  System  der  Ertragssteuern.  Seit  langer  Zeit  wird  es  als 
ein  besonderer  Mangel  der  Ertragssteuern  bezeichnet,  dass  bei  ihnen 
nach  der  üblichen  Art  ihrer  Veranlagung  ein  Schuldenabzug  nicht 
ausführbar  ist;  und  vielfach  ist  daher,  auch  in  der  finanzwissen- 
schaftlichen Litteratur,  einer  Umbildung  der  Ertragssteuem  in  einer 
Weise,  dass  eine  Berücksichtigung  der  Forderung  des  Schulden- 
abzugs bei  der  Steuerentrichtung  als  möglich  sich  erweist,  das  Wort 
geredet  worden.  In  der  That  wird  kaum  eines  der  in  irgend  einem 
Land  vorfindlichen  Grundstück-  oder  Gebäudesteuerkataster,   mögen 
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sie  nun  als  Rohertrags-  oder  Reinertrags-  oder,  wie  in  Baden,  als 
Kauf  Wertkataster  sich  darstellen,  die  Anforderungen  erfüllen,  die 
an  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Möglichkeit  des  Schuldenabzugs 
gestellt  werden  müssen.  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass  die 
die  Basis  der  Steuerentrichtung  darstellenden  Katasterwerte  des  Grund 
und  Bodens  sowie  der  Gebäude  Durchschnittswerte  sind,  die  von  den 
laufenden  Werten,  welche  doch  beim  Eingehen  Ton  hypothekarischen 
Schuldverpflichtungen  die  Basis  der  Beleihung  bilden,  stets  mehr 
oder  weniger  abweichen  werden.  Die  steuerlichen  Kataster  werte  der 
Ertragssteuem  und  die  auf  den  Grund  und  Boden  etc.  aufgenommenen 
Schulden  sind  daher  regelmässig  keine  gleichwertigen  „kommen- 
surablen" Grössen  und  sie  sind  es  um  so  weniger,  je  älter  die 
Kataster  sind,  je  weiter  zurück  also  die  Grundlagen  reichen,  auf 
welchen  sich  die  steuerlichen  Einschätzungsarbeiten  bewegt  haben 
und  je  mehr  also  katastrierte  Steuerwerte  einer-,  Beleihungswerte 
anderseits  auseinanderfallen.  Streng  genommen  wird  man  sagen 
müssen,  dass  ein  Schuldenabzug  zulässig  überhaupt  nur  bei  einer 
solchen  Gestaltung  der  direkten  Steuern  erscheint,  welche  von  den 
laufenden  Verkehrswerten  als  Grundlage  der  Katastrierung  ausgeht, 
weil  nur  diese  mit  dem  Beleihungswert,  der  massgebend  für  die 
mögliche  Höhe  der  Schuldbelastung  ist,  sich  decken.  Würde  man 
in  Baden,  wo  die  katastrierten  Steuerwerte  der  Grundstücke  und 
Gebäude  auf  die  niedrigen  Kaufwerte  einer  weit  zurückliegenden 
Periode  sich  stützen,  die  Forderung  des  Schuldabzugs  ohne  weiteres 
verwirklichen  wollen,  so  müssten  in  all  den  Fällen,  wo  die  Belastung 
eines  Grundstücks  oder  Gebäudes  auf  50  und  mehr  Prozent  des  der- 
maligen Beleihungswertes  sich  stellt,  die  Schulden  hart  an  die  Grenze 
der  zu  versteuernden  Katasterwerteinheiten  herantreten,  ja  sie  unter 
Umständen  übertreffen,  eine  Steuerentrichtung  also  entweder  ganz 
oder  grösstenteils  ausfallen,  obwohl  eine  üeberschuldung,  gemessen 
an  den  wirklichen  Gegenwartswerten  der  betreffenden  Immobilien- 
objekte, keineswegs  vorliegt.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen und  Katastrierungsmethoden  würde  danach  die  Gestattung 
des  Schuldenabzugs  einer  ihrem  Umfang  nach  innerlich  ungerecht- 
fertigten Begünstigung  der  Besitzer  verschuldeter  Objekte  gegenüber 
der  Gesamtheit  der  übrigen  Steuerpflichtigen  gleichkommen,  welche 
weder  finanziell  annehmbar  noch  auch  unter  dem  steuerlichen 
Gerechtigkeitsstandpunkt  vertretbar  sein  würde.  Unter  der  Herr- 
schaft des  jetzigen  Ertragssteuersystems  ist  denn  auch  das  Verlangen 
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nach  Berücksichtigung  der  Schulden  bei  der  Steuerentrichtung,  so 
oft  es  auch  in  und  ausserhalb  der  Volksvertretung  laut  wurde, 
regierungsseitig  jederzeit  entschiedener  Ablehnung  begegnet. 

Grundsätzlich  wird  man  indessen  zu  diesem,  in  Baden  anfangs 
der  80er  Jahre  zuerst  aus  landwirtschaftlichen,  später  dann  auch 
aus  Kreisen  der  städtischen  Gebäudebesitzer  laut  gewordenen  Ver- 
langen eine  zustimmende  Haltung  einzunehmen  haben  und  die 
badische  Finanzverwaltung  hat  sich  denn  auch  schon  im  ersten 
Stadium  der  steuerreformatorischen  Vorarbeiten  günstig  zu  der  er- 
wähnten Forderung  gestellt.  Einer  näheren  Begründung  dieses  Stand- 
punkts bedarf  es  an  dieser  Stelle  nicht;  er  steht  im  engsten  Zu- 
sammenhang mit  der  seit  Jahren  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
sich  geltend  machenden  Tendenz,  die  auf  die  persönlichen  Verhält- 
nisse der  Steuerpflichtigen  keinerlei  Rücksicht  nehmenden  Objekt- 
steuern der  älteren  Zeit  in  einer  Weise  umzugestalten,  dass  die  per- 
sönliche Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  in  höherem  Masse 
zur  Geltung  kommt.  Offenbart  sich  nun  schon  darin  ein  Mangel 
der  Ertragssteuern  (Grund-  und  Gebäudesteuer),  dass  das  Mass  der 
Steuerpflicht  in  völliger  Unabhängigkeit  von  den  wirklichen  Ertrags- 
verhältnissen sich  befindet,  so  muss  dieser  Mangel  verschärft  in  die 
Erscheinung  treten,  wenn  die  den  Reinertrag  eines  Grundstückes 
oder  Gebäudes  schmälernden  Schuldzinsen  für  die  Höhe  der  Steuer- 
schuld ebenfalls  bedeutungslos  bleiben.  Die  kühle  Ablehnung,  welcher 
in  der  älteren  Doktrin  und  ebenso  in  der  früheren  staatlichen  Finanz- 
praxis die  Forderung  der  Berücksichtigung  der  Schulden  bei  der 
Steuerentrichtung  begegnete,  mag  zum  Teil  auch  dadurch  veranlasst 
worden  sein,  dass  bis  in  die  Mitte  des  Jahrhunderts  bei  dem  Mangel 
einer  ausgebildeteren  Kreditwirtschaft  die  Schuldbelastung  durch- 
schnittlich eine  massige  war  und  starke  Differenzen  in  der  Höhe 
der  Schuldbelastung  im  allgemeinen  nicht  zu  beobachten  gewesen 
sind.  In  der  Gegenwart,  der  ein  ausserordentlich  gesteigerter  Kredit- 
verkehr das  Gepräge  gibt,  in  welcher  die  Kreditverpflichtungen  von 
Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  sich  häufen  und  immer  stärl^ere  Verschieden- 
heiten in  der  Höhe  der  Schuldbelastung  zwischen  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  zu  Tage  treten,  musste  die  Beurteilung  der  Rück- 
wirkungen eingegangener  Kreditverpflichtungen  auf  das  Mass  der 
Steuerpflicht  notwendigerweise  allmählich  sich  wandeln. 

Bei  der  Frage,  ob  und  inwieweit  die  thatsächliche  Unmöglich- 
keit, innerhalb   des  jetzigen  Steuersystems  bei  der  Entrichtung  der 
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Ertragssteuem  einen  Schuldabzug  zuzulassen,  eine  entsprechende 
Umgestaltung  der  Ertragssteuern  vom  steuerlichen  Gerechtigkeits- 
standpunkt aus  als  eine  Massnahme  besonderer  Dringlichkeit  sich 
darstelle,  war  immerhin  zu  beachten,  dass  in  Baden  die  seit  1884 
eingefügte  Eingliederung  der  Einkommensteuer  in  das  Steuer- 
system —  vermöge  der  Möglichkeit  der  Fatierung  der  Schuldzinsen 
bei  der  Einkommensteuererklärung  und  der  Minderung  der 
Einkommensteuerschuld  um  den  entsprechenden  Betrag  —  jenen 
den  Ertragssteuem  anhaftenden  Mangel  der  Nichtberücksichtigung 
der  auf  steuerpflichtigen  Objekten  haftenden  Schulden  zwar  nicht 
völlig  beseitigt,  aber  doch  wesentlich  abgemildert  hat.  Auch  wird 
unbestreitbar  sein,  dass  die  Nichtberücksichtigung  des  Schulden- 
abzugs besonders  hart  doch  nur  dann  empfunden  werden  wird,  wenn 
die  steuerliche  Belastung  im  Bereich  der  Ertragssteuem  an  sich 
eine  grosse  ist;  der  durch  den  Nichtabzug  der  Schulden  geschafiFene 
Zustand  steuerlicher  Ungleichheit  und  der  durch  das  Mass  der  kon- 
kreten Steuerpflicht  erzeugte  Steuerdruck  wird  dagegen  in  dem  Ver- 
hältnis erträglicher,  in  je  massigeren  Grenzen  sich  die  Höhe  der 
Steuerbelastung  selber  bewegt.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  darf 
man  wohl  sagen,  dass  die  durch  die  Einführung  der  Einkommen- 
steuer ermöglichte  wesentliche  Herabsetzung  des  Steuerfusses  der 
sog.  Ertragssteuem,  von  der  bereits  oben  die  Rede  war  (Seite  2), 
die  diesen  Steuergattungen  gerade  auch  wegen  des  Nichtabzugs 
der  Schulden  anhaftenden  Mängel  im  Lauf  der  Jahre  wesentlich 
erträglicher  hat  erscheinen  lassen.  Wenn  gleichwohl  die  Reform- 
bedürftigkeit des  jetzigen  Ertragssteuersystems  fortbesteht,  so  hat 
sie  immerhin  seit  dem  Bestehen  der  Einkommensteuer  ihren  akuten 
Charakter  eingebüsst,  in  welchem  Sinne  auch  die  Volksvertretung 
sich  verschiedentlich  ausgesprochen  hat  (vgl.  die  Ausführungen  unten). 
3.  Die  innere  Unausgeglichenheit  des  Steuersystems. 
Der  Vorzug  des  seitherigen  badischen  Steuersystems  liegt  wesentlich 
darin,  dass  es  alle  Einkommensquellen  erfasst  und  dass  es  der  For- 
derung der  höheren  Belastung  des  Besitzeinkommens  durch  die  zu 
der  Einkommensteuer  hinzutretenden  sog.  Ertragssteuem  gerecht  wird. 
Aber  diese  letzteren  Steuern  sind  weit  entfernt,  nach  einheitlichen 
grundlegenden  Gesichtspunkten  aufgebaut  zu  sein,  sie  unterscheiden 
sich  vielmehr,  infolge  der  allmählichen  Wandlungen,  die  einzelne 
derselben  im  Lauf  der  Zeit  erfahren  haben,  untereinander  sehr 
wesentlich.     Nur  bei  der  Gmnd-  und  Gebäudesteuer  kann  man  mit 
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einigem  Recht  von  Ertragssteuern  sprechen,  aber  doch  auch  nur 
bedingt,  da,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  die  Qrund-  und  Gebäude- 
steuerkataster als  Eaufwertkataster  sich  darstellen  (S.  5).  Die 
Gewerbesteuer  dagegen,  beruhend  auf  der  Veranlagung  der  Betriebs- 
kapitalien nach  ihrem  laufenden  Wert,  ist  ihrem  Wesen  nach  eine 
partielle  Vermögenssteuer,  die  Kapitalrentensteuer,  welche  das  Ein- 
kommen in  Form  von  Zinsen,  Dividenden,  Renten  etc.  erfasst,  kann 
als  eine  partielle  Einkommensteuer  angesehen  werden.  Bei  ihr  und 
der  Gewerbesteuer  ist  mit  Einschränkungen  der  Abzug  gewisser 
Schulden  gestattet,  bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  wie  oben 
ausgeführt  wurde,  dieser  Abzug  ausgeschlossen.  Diese  unter  dem 
Sammelnamen  Ertragssteuern  zusammengefassten  vier  direkten 
Steuern  sind  demnach  in  Wirklichkeit  ein  buntes  Gemisch  von 
Steuern  verschiedenster  Art  und  dem  Steuersystem  fehlt  es  daher 
an  der  wünschenswerten  Einheitlichkeit.  Dieser  mehr  theoretische 
Mangel  wäre  füglich  als  erträglich  zu  bezeichnen;  es  ist  aber  damit 
untrennbar  der  praktisch  fühlbare  Uebelstand  verknüpft,  dass  die 
Steuern  untereinander  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  der 
verschiedenen  Arten  des  Besitzeinkommens  vermissen  lassen,  da  die 
Bildung  der  für  die  Steuerpflicht  massgebenden  Steueranschläge 
innerhalb  der  einzelnen  Steuergattungen  nicht  nach  einheitlichen 
Einschätzungsprinzipien  erfolgt.  Die  Steueranschläge  der  Gewerbe- 
und  Eapitalrentensteuerkapitalien  sind  nach  dem  Vermögensstand 
zur  jeweiligen  Zeit  der  Veranlagung  zu  bilden,  während  die  Steuer- 
anschläge der  Grundstücke  und  Gebäude,  wie  die  vorausgegangene 
Darstellung  erkennen  lässt,  auf  Werten  weit  zurückliegender  Jahre 
beruhen.  Gleichwohl  ist  der  Steuerfiiss  für  die  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer  der  gleiche  mit  jetzt  15  Pf.  von  100  M.  Steuer- 
kapital; dem  gleichen  Belastungsprozent  entspricht  aber  keineswegs 
ein  gleichmässig  wirkender  Steuerdruck.  Eine  grössere  Einheitlich- 
keit in  der  Ausgestaltung  der  einzelnen  Steuerarten,  eine  Veranlagung 
dieser  nach  gleichen  oder  doch  ähnlichen  Veranlagungsgrundsätzen, 
eine  Bildung  der  Steueranschläge  auf  einer  thunlich  gemeinsamen 
Wertunterlage  erscheint  daher  wünschenswert.  Dieses  Ziel  würde 
sich  erreichen  lassen,  wenn  —  ähnlich  wie  bei  der  Gewerbesteuer 
der  Fall  —  auch  bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  anlässlich  der 
für  nötig  erkannten  Revision  des  Grund-  und  Gebäudesteuerkatasters, 
die  Katasterwerte  den  Gegenwarts werten  nahe  gebracht,  wenn  also 
thunlich  die  laufenden  Verkehrswerte  künftighin  allgemein  die  Basis 
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der  Eatastrierungsarbeiten  zu  bilden  hätten.  Zu  derselben  Folgerung 
eines  Verkehrswertkatasters  hat  bereits  die  Betrachtung  über  die 
Realisierbarkeit  der  Forderung  des  Schuldabzugs  hingeleitet;  jene 
Betrachtung  erhält  daher  in  den  vorstehend  angedeuteten  Mängeln 
des  geltenden  Steuersystems  eine  verstärkte  Bedeutung.  Wenn  seit- 
her das  zwischen  der  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  und  der 
Gebäude  einer-,  der  gewerblichen  Betriebskapitalien  anderseits  zum 
Nachteil  der  letzteren  bestehende  steuerliche  Missverhaltnis  nicht 
stärker,  als  thatsächlich  der  Fall,  Gegenstand  der  Erinnerungen  und 
Beschwerden  von  Vertretern  des  gewerblichen  Berufsstandes  geworden 
ist,  so  ist  dies  wohl  nur  daraus  zu  erklären,  dass  zahlreiche  Gewerbe- 
und  Handelstreibende  Eigentümer  von  Wohn-  und  Betriebsgebäuden 
sind  und,  soweit  dies  zutrifft,  auch  ihrerseits  bei  einer  Revision  des 
Gebäudesteuerkatasters  mit  einer  namhaften  Erhöhung  der  Gebäude- 
steueranschläge zu  rechnen  haben. 

4.  ünbeweglichkeit  des  Steuersystems.  Von  den 
Katastern  der  in  Baden  bestehenden  Objektsteuem  ist  als  beweglich 
nur  das  Gewerbesteuer-  und  Eapitalrentensteuerkataster  anzusehen; 
bei  dem  jährlichen  Ab-  und  Zuschreiben  werden  diese  Kataster 
unter  Zuhilfenahme  der  Fassionen  der  Pflichtigen  und  erforderlichen- 
falls unter  der  eigenen  Einschätzungsarbeit  der  Organe  der  Steuer- 
verwaltung jeweils  auf  den  neuesten  Stand  gebracht.  Nicht  aber 
ist  dies  bei  dem  Grund-  und  Gebäudesteuerkataster  der  Fall  und 
die  Wertsteigerungen,  die  sich  im  Bereich  des  Immobiliarvermögens 
vollziehen,  bleiben,  bis  es  zu  einer  Neurevision  der  Kataster  kommt, 
für  die  steuerliche  Veranlagung  bedeutungslos  (vgl.  oben  S.  4  u.  5). 
Es  wäre  augenscheinlich  ein  grosser  Gewinn,  nicht  bloss  vom  Stand- 
punkt der  steuerlichen  Gerechtigkeit,  sondern  auch  unter  dem 
finanziellen  Gesichtspunkt,  wenn  die  Grund-  und  Gebäudesteuer- 
kataster ebenfalls  beweglicher  gemacht,  d.  h.  wenn  sie  in  kürzeren 
Zwischenräimien  als  seither  revisibel  würden  und  wenn  zugleich 
anlässlich  dieser  periodischen  Revisionsarbeiten  die  jeweiligen  Ver- 
kehrswerte die  Norm  für  die  Veranlagung  zu  bilden  hätten.  Nur 
in  diesem  Fall  würde  die  im  Laufe  der  Jahre  als  Folge  der  Zu- 
nahme des  Wohlstands  sich  einstellende  Wertsteigerung  des  Immobiliar- 
vermögens alsbald  steuerlich  erfasst  werden  können  und  nur  bei 
dieser  Behandlung  die  Parität  mit  den  Besitzern  der  gewerblichen 
Betriebskapitalien  und  der  sonstigen  beweglichen  Vermögen  her- 
gestellt sein. 
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Die  partielle  ünbeweglichkeit  des  jetzigen  Steuersystems  tritt 
aber  nicht  nur  in  der  vorstehend  gekennzeichneten  Beziehung,  sondern 
auch  in  der  ünbeweglichkeit  des  Steuerfusses  selbst  zu  Tage.   Diese 
letztere  ist  die  unvermeidliche  Folge  im  Bereich  eines  den  Schuld- 
abzug nicht  zulassenden  Systems   von  Objektsteuem ,  weil  jede  Er- 
höhung  derselben   —  bei   dem   unterschiedlichen   Mass  von  Kredit- 
verpflichtungen, die  auf  den  steuerpflichtigen  Objekten  ruhen  —  mit 
grosser  Unverhältnism'ässigkeit  des  Druckes  sich  geltend  macht  und 
jede  Steuererhöhung  mit  dem  mutmasslichen  Druck,  mit  dem  sie  die 
steuerschwächsten,    d.  h.  die   am   meisten  mit  Schulden    belasteten 
Steuerpflichtigen  belastet,   rechnen    muss.     Die   ängstliche  Vorsicht, 
mit  der  erfahrungsgemäss   überall  und  zu  jeder  Zeit  die  Erhöhung 
von  Ertragssteuern   behandelt   wird,    steht    mit    dem  Wesen   dieser 
Steuern  als  einer  von  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  absehenden 
Steuergattung  wie  Ursache  und  Wirkung  im  engsten  Zusammenhang; 
und   selbst  in  finanziell   kritischen  Zeiten   mag  deshalb   die  Steuer- 
schraube in  Bezug   auf  die  Ertragssteuem  mehr  oder  weniger  ver- 
sagen,  weil   die   gesetzgebenden  Faktoren  gegenüber  diesen  steuer- 
schwächsten, weil  hochverschuldeten  Steuerpflichtigen  zu  einer  stärkeren 
steuerlichen  Heranziehung  nur  schwer  sich  entschliessen  werden.   Man 
kann  auch  nicht  wohl  sagen,   dass  für  diese  verhältnismässige  ün- 
beweglichkeit  des   Steuerfusses   der   Ertragssteuem   ein   vollgültiger 
Ersatz  in  der  um  so  grösseren  Beweglichkeit  des  Einkommensteuer- 
fusses  gegeben  sei,  da  eben  auch  hier  die  Beweglichkeit,  namentlich 
in  Anbetracht  des  durch   die  Einkommensteuer  zu   erfassenden  Ar- 
beitsverdienstes, ihre  bestimmten  Grenzen  hat,  abgesehen  davon,  dass 
jede   allzu    scharfe    steuerliche   Belastung   der  Einkommen   mit   der 
Einkommensteuer  die  Gewissenhaftigkeit  der  Fassionen  leicht  beein- 
trächtigt.    Obige   dem  System   der  Ertragssteuem  naturgemäss  an- 
haftende Schwäche   mag  in   normalen  Zeiten   nicht  weiter    misslich 
empfunden  werden,  wohl  aber  wird  sie  es,  wenn  in  kritischen  Zeiten 
plötzlich  grosse  Anforderungen   an   die  Steuerkraft  des  Volkes   ge- 
stellt werden  sollen;   denn  in   solchen  Zeiten  wird  nur  ein  solches 
Steuersystem  allen  Anforderungen  genügen  können,   das  wegen  der 
grösseren  Berücksichtigung  der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit,   die 
es  gewährt,  wenn   erforderlich  auch  eine  scharfe  Heranziehung  des 
unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögens  gestattet,  ohne  mit  den 
Rücksichten  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  in  Konflikt  zu  geraten. 
Auch  diese  Erwägungen  sprechen  also  für  eine  reformierende  Um- 
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gestaltong  des  bestehenden  Steuersystems  und  zwar  wiederum  in 
dem  wiederholt  besprochenen  doppelten  Sinn  der  Annäherung  der 
zu  katastrierenden  Steuerwerte  an  die  Gegenwartswerte  (Prinzip  des 
Verkehrswertkatasters)  und  der  allgemeinen  Zulassung  des  Schulden- 
abzogs  bei  allen  Steuern,  nicht  bloss,  wie  seither,  bei  der  Einkommen- 
steuer und  der  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer. 

Auf   dem   Boden    solcher   Betrachtungen   stund    das    badische 
Finanzministerium,  als  es  im  Jahr  1895  dem  Gedanken  einer  Steuer- 
reform ernstlich  näher  trat  und,   lun   den  Boden  für  eine  solche  in 
der  Volksvertretung  vorzubereiten,  in  einer  ersten  „Denkschrift"  sich 
über  die  Ziele  der  Reform  und  die  in  Betracht  kommenden  Lösungs- 
möglichkeiten  aussprach.     (Den  Abdruck  der  „Denkschrift"  brachte 
das  Finanzarchiv  im  Jahrgang  XIII,  Bd.  I,  S.  408.)   Es  befürwortete 
demgemäss  die  Umbildung    sämtlicher,    seither  unter   dem  Namen 
, Ertragssteuern*  figurierenden  Objektsteuem  zu  partiellen  Vermögens- 
steuern mit   den  laufenden  Verkehrs-(Vermögens-)werten   als  allge- 
meinster Eatastrierungsunterlage  im  Anschluss  an   das  schon  jetzt 
bei   der  Gewerbesteuer  vorgeschriebene  Veranlaguugsverfahren  und 
bei  periodischer  Erneuerung  der  Kataster  für   das  in  Grundstücken 
und  Gebäuden  angelegte  Vermögen;  und  ebenso  die  Zulassung  des 
Schuldenabzugs   unter    noch   näher    zu   bestimmenden    Modalitäten. 
Zur  Ermöglichung  des   Schuldabzugs  aber  sollte  für  jeden  Steuer- 
pflichtigen aus  der  Summe  der  fQr  die  einzelnen  Vermögenskategorien 
im  besonderen  Verfahren  katastrierten  Wertsteueranschläge  ein  ein- 
heitlicher Vermögenssteuerwert  gebildet,  diesem  steuerlichen  Aktiv- 
wert der  Passivwert  (Kapitalbetrag  der  abziehbaren  Schulden)  gegen- 
übergestellt  und    auf  diese  Weise    der    reine  Vermögenssteuerwert 
(Vermögenssteueranschlag)  gebildet  werden.   Eine  auf  dieser  Grund- 
lage in  Angriff  zu  nehmende  Reform  war  demgemäss  als  üebergang 
von  dem  seitherigen  sog.   Ertragssteuersystem   zum  Vermögens- 
steuersystem anzusehen,   wie   denn  auch   die    „ Denkschrift **    die 
künftige  an  Stelle  der  seitherigen  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer  tretende    Steuer    ausdrücklich    als    „Vermögens- 
steuer*   charakterisierte.     Der    „Denkschrift*    waren   Berechnungen 
über  die  mutmasslichen  steuerlichen  Verschiebungen    innerhalb  der 
Hauptberufsgruppen,  Grund-  und  Gebäudebesitzer,  Besitzer  von  ge- 
werblichen Betriebskapitalien  und  von  sonstigem  beweglichem  Kapital- 
vermögen,   beigegeben,    welche   Berechnungen    indessen    nur    sehr 
schätzungsweise  gegriffen  waren  und  den  Anspruch,  volles  Licht  über 
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die  Wirkung  der  Reform  auf  die  Staatskasse  einer-,  auf  die  Steuer- 
pflichtigen anderseits  zu  verbreiten,  nicht  erhoben. 

Die  Aufnahme  dieses  Reformvorschlags  in  der  Volksvertretung 
war  eine  geteilte.  Während  die  Zweite  Kammer  ziemlich  einmütig 
mit  den  regierungsseitig  entwickelten  Grundlinien  der  Reform  sich 
einverstanden  erklärte,  begegneten  wesentliche  Teile  des  Reform- 
plans in  der  Ersten  Kammer  ernstem  Widerspruch.  Darin  liegt  es 
auch  begründet,  warum  das  Reformwerk  einen  etwas  langsamen 
Portgang  nahm,  woraus  übrigens  aus  den  eingangs  erwähnten  Gründen 
besondere  ünzuträglichkeiten  nicht  entstanden  sind. 


II. 
Die  Stellungnahme  der  Volksvertretung  zu  dem  Beformplan. 

In  dem  von  dem  Abgeordneten  H  u  g  erstatteten  Kommissions- 
bericht der  Zweiten  Kammer  der  Landstände  wurden  in  üeberein- 
stimmung  mit  der  amtlichen  Denkschrift  die  dem  jetzigen  Ertrags- 
steuersystem anhaftenden  Mängel  zustimmend  anerkannt  und  die 
Vorzüge  des  neuen  Systems,  d.  h.  eines  Uebergangs  zu  einer  Ver- 
mögenssteuer, in  Kürze  etwa  wie  folgt  gekennzeichnet:  „Das  Prinzip 
des  Schuldabzugs  und  der  periodischen  Erneuerung  der  Vermögens- 
steuerkataster begründen  einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der  Ent- 
wicklung des  Systems  der  direkten  Steuern.  Dazu  kommt  die  grössere 
Beweglichkeit  der  Vermögenssteuer  im  Vergleich  zu  jener  der  bis- 
herigen Ertragssteuern.  Der  diesen  anhaftende  Mangel  der  Un- 
thunlichkeit  des  Schuldabzugs  ist  ein  Hindernis,  die  Steuerschraube 
selbst  dann  stärker  anzuziehen,  wenn  dies  im  Interesse  dringender 
Staatsbedürfnisse  geboten  ist.  Die  Furcht,  die  schwächsten  Schultern 
allzuhart  zu  treffen,  hält  davon  ab,  den  Steuerfuss  zu  erhöhen,  und 
veranlasst  vielleicht,  Mittel  zu  ergreifen,  welche  vom  Standpunkt 
einer  rationellen  Finanzpolitik  nicht  gebilligt  werden  können.  Anders 
bei  der  Vermögenssteuer,  bei  welcher  sich  im  Vermögenssteuer- 
kataster das  steuerbare  Vermögen  eines  jeden  Pflichtigen  streng  im 
Einklang  mit  seiner  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  abspiegelt.  Ein 
etwa  gebotenes  Anziehen  der  Steuerschraube  ist  deshalb  ausführbar, 
ohne  dass  eine  ungleiche  und  daher  ungerechte,  den  wirtschaftlich 
Schwachen  drückende  Verteilung  der  Steuerlast  zu  besorgen  ist. 
Wenn  die  Gerechtigkeit  in  der  Verteilung  der  Steuerlast,  ihre  An- 
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passung  an  die  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen  als  die  oberste 
Forderung  sich  darstellt,  der  ein  rationelles  Steuersystem  zu  genügen 
hat,  so  entspricht  dieser  Forderung  sicher  die  Vermögenssteuer  in 
weit  höherem  Grade  als  die  seitherigen  Ertragssteuern,  und  sie  ver- 
dient daher  nach  Ansicht  der  Kommission  eingeführt  zu  werden. 
Allerdings  darf  man  auch  gewisse  Kehrseiten  der  Frage  nicht  über- 
sehen. Es  ist,  führt  der  Kommissionsbericht  aus,  ein  alter  Erfah- 
rungssatz, dass  eine  längst  bestehende  Steuer,  welche  im  Volk  sich 
eingelebt  hat,  leichter  getragen  wird  als  eine  neue  Steuer  von 
gleichem  Gesamtertrag  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  trotz 
augenscheinlicher  Vorzüge,  die  letzterer  anhaften  mögen.  Die  Härten 
der  alten  Steuern  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  abgeschliffen  und 
machen  sich  allmählich  in  geringerem  Masse  als  ehedem  fühlbar. 
Namentlich  im  XJebergangsstadium  sind  bei  Einführung  einer  neuen 
Steuer  manche  Reibungswiderstände  zu  überwinden,  die  Erkenntnis 
der  Vorzüge  einer  neuen  Steuer  bricht  sich  nur  langsam  Bahn,  es 
dauert  geraume  Zeit,  bis  das  Vollzugspersonal  in  den  Geist  des 
neuen  Steuergesetzes  sich  hineingearbeitet  hat,  und  noch  länger 
währt  es,  bis  die  grosse  Masse  der  Steuerpflichtigen  den  Fortschritt 
des  Neuen  zu  würdigen  versteht.  Insbesondere  sind  nach  Ansicht 
des  Kommissionsberichts  die  unvermeidlichen  Lastenverschiebungen 
nicht  leicht  zu  nehmen,  und  wenn  insbesondere  damit  gerechnet 
werden  müsste,  dass  infolge  der  bei  Zulassung  des  Schuldabzugs 
unvermeidlichen  Annahme  des  Verkehrswertprinzips  und  den  unter 
Zugrundelegung  dieses  Prinzips  vorzunehmenden  neuen  Katastrie- 
'  rungsarbeiten  ein  Teil  der  landwirtschaftlichen  Grundbesitzer  mit 
gegen  jetzt  höheren  Steuerwertanschlägen  rechnen  müsste,  so  werde 
dies  als  unerwünschte  Wirkung  der  Reform  bezeichnet  werden  müssen. 
Endlich  sollte  nach  Ansicht  der  Kommission  nicht  unbeachtet  bleiben, 
dass,  wie  übrigens  schon  die  Denkschrift  hervorgehoben  hatte,  durch 
das  Prinzip  des  Schuldabzugs  ein  schwankendes  Element  in  das 
Steuersystem  eingefügt  werde,  das  in  Zeiten  wirtschaftlicher  De- 
pression das  Anwachsen  der  Vermögenssteueranschläge  hemmen  oder 
gar  einen  Rückgang  derselben  verursachen  und  insofern  für  die 
Staatsfinanzen  sich  nachteilig  erweisen  könne.  Die  Kommission  ge- 
langte gleichwohl  nach  sorgsamer  Abwägung  des  „Für"  und  „Wider** 
zu  dem  Ergebnis,  dass  die  „Lichtseiten**  des  Reformplans  überwögen; 
aber  von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  bei  dem  dermaligen  massigen 
Steuerfuss  die  unseren  Ertragssteuern  anhaftenden  Mängel  nicht  be- 
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sonders  hart  empfunden  würden;  da  femer  (inhaltlich  der  vom 
Finanzministerium  gleichzeitig  den  Kammern  vorgelegten  Denkschrift 
über  die  Belastung  der  landwirtschafttreibenden  Bevölkerung  durch 
die  Einkommensteuer)  die  Lage  der  Landwirte  in  steuerlicher  Be- 
ziehung eine  erträgliche  sei  und  durch  Gewährung  des  Schuldabzugs 
jedenfalls  nur  in  beschränktem  Masse  gebessert  werden  könne,  er- 
achtete die  Kommission  „die  rasche  Verwirklichung  der  Steuer- 
reform nicht  für  geboten**,  und  jedenfalls  nicht  für  notwendig, 
die  Regierung  zur  Vorlage  der  entsprechenden  Gesetzesentwürfe  zu 
„drängen".  Die  von  ihr  dem  Plenum  der  Zweiten  Kammer  unter- 
breitete Resolution :  „Das  Haus  wolle  die  in  der  Denkschrift 
über  die  Reform  der  direkten  Steuern  ausgesprochenen 
Grundsätze  gutheissen  und  die  Regierung  ersuchen,  im 
Sinn  derselben  seiner  Zeit  einen  Gesetzentwurf  über  Ein- 
führung der  Vermögenssteuer  dem  Landtag  vorzulegen*  — 
wurde  nach  eingehenden  Beratungen ,  wobei  übrigens  von  verschie- 
dener Seite  ein  rascheres  Tempo  der  Reformarbeit  als  erwünscht 
bezeichnet  worden  war,  einstimmig  angenommen. 

Während  sich  so  die  Zweite  Kammer  auf  den  Boden  des  Regie- 
rungsfinanzreformprogramms  stellte,  traten  in  der  Ersten  Kammer 
wesentlich  abweichende  Anschauungen  zu  Tage.  Diese  sind  nieder- 
gelegt in  einem  durch  Freiherrn  E.  A.  v.  Göler  an  die  Erste 
Kammer  erstatteten  Gutachten,  dessen  Schlussfolgerungen  sich  das 
Haus  ziemlich  vollinhaltlich  zu  eigen  machte.  Zum  vollen  Ver- 
ständnis dieser  abweichenden  Haltung  der  Ersten  Kammer  muss  auf 
die  zahlreichen  und  eingehenden  Erörterungen  verwiesen  werden, 
welche  in  den  letzten  Jahrzehnten  daselbst  auf  steuerpolitischem 
Gebiete  sich  abgespielt  haben  und  bei  denen  der  landwirtschaftliche 
Interessenstandpunkt  jederzeit  stark  in  den  Vordergrund  gerückt  war. 
In  Gemässheit  der  in  besonders  lebhafter  Weise  betonten  Mängel  des 
geltenden  Grimdsteuerkatasters  und  der  als  unbillig  beurteilten  Heran- 
ziehung der  landwirtschaftlichen  Hilfsgebäude  zur  Gebäudesteuer 
hatten  sich  in  den  80er  Jahren  wiederholt  jene  Erörterungen  zu 
Anträgen  verdichtet,  welche  eine  Revision  des  Grundsteuerkatasters 
auf  der  Grundlage  von  Reinertragsberechnungen  und  gleichzeitig  die 
Freilassung  der  landwirtschaftlichen  Hilfsgebäude  von  jeder  Steuer 
forderten. 

Der  V.  Gölersche  Bericht  beabredet  nicht  die  Notwendigkeit 
der  Umgestaltung  des  jetzigen,  ^an  inneren  Widersprüchen"  leiden- 
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den  SteuersTstems;  die  Frage  sei  nur  die,  ob  man  hierbei  ,zu 
reeDeiL.  auf  wiiUichen  Beinertragsberechnungen  aufgebauten  Ertrags- 
staiem*  (an  Stelle  der  jetzigen  nur  nominellen  Ertragssteuem)  oder 
ob  man  ,ziir  Vermögenssteuer  mit  allen  ihren  Folgerungen*  über- 
zugeliai  habe.  Die  steuertechnischen  Vorzüge  einer  Vermögenssteuer 
oder  eines  Systems  partieller  Vermögenssteuern,  wie  es  die  Denk- 
sdirift  der  Regierung  Torgeschlagen  hatte,  werden  nicht  verkannt 
und  ab  solche  insbesondere  hervoi^ehoben :  die  Erleichterung  in  der 
Vawilagnngsarbeit;  die  grössere  Beweglichkeit  der  Steueranschläge; 
die  grossere  Einfachheit  der  Ordnung  des  Schuldenabzugs,  endlich  die 
Möglidikeit  der  einheitlichen  Besteuerung  der  verschiedenen  Steuer- 
quellen. 

Gleichwohl  wird  einem  auf  Reinertragsberechnungen  beruhen- 
den Steuerkataster  der  Vorzug  vor  einem  Wert-(Vermögens)kataster 
eingeräumt  imd  die  in  der  , Denkschrift"  gegen  die  Aufstellung 
Ton  Reinertragskatastem,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Schwierig- 
keit der  sachgemässen  Ermittelung  des  Reinertrags  landwirtschaft- 
licher Ghrundstücke  hervorgehobenen  Bedenken  nur  als  bedingt  richtig 
anerkannt.  Die  Reinertragsberechnungen  in  Württemberg  und  das 
Katastrienmgsverfahren  in  Sachsen  hätten  auch  auf  diesem  Gebiet 
die  «Wege  geebnet*.  Die  grössere  Beweglichkeit  eines  auf  den 
laufenden  Werten  beruhenden  Katasters,  gegenüber  der  „Starrheit* 
eines  schon  wegen  der  Kostspieligkeit  seiner  Aufstellung  meist  lange 
Zeiträume  hindurch  unverändert  bleibenden  Reinertragskatasters,  wird 
zwar  eingeräumt,  aber  der  misslichen  Kehrseite  eines,  periodischer 
Revision  unterliegenden  Vermögenssteuerkatasters,  im  Hinblick  auf 
die  den  Gbimdbesitz  (ländlichen  wie  städtischen)  zeitweise  bedrohen- 
den Krisen  mit  den  dann  unvermeidlichen  Rückschlägen  auf  finan- 
ziellem Gebiet,  überwiegende  Bedeutung  zuerkannt.  „Angesichts  der 
Möglichkeit  (solcher  zeitweiser  Rückschläge)  hat  ein  Steuersystem, 
welches  eine  solide  Stabilität  aufweist,  für  den  Staat  neben  der  Ein- 
kommensteuer mit  ihren  unvermeidlichen  Schwankungen  und  mög- 
lichen XJeberraschungen  jenen  Wert,  welchen  sichere  Wertpapiere 
trotz  geringerer  Rentabilität  dem  Privatmann  gewähren/ 

Auch  die  Frage  des  Schuldabzugs  bedingt  nach  Ansicht  des 
V.  G  öl  ersehen  Berichts  keineswegs  den  Uebergang  zum  Vermögens- 
steuersystem. Die  ganze  Frage  hat  zudem  seit  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer ihre  ehemalige  Bedeutung  eingebüsst.  „Da  bei  der 
Einkommensteuer  die  Schulden  in  Abzug  gebracht  werden  und  durch 
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diese  Steuer  mehr  als  die  Hälfte  aller  direkten  Steuern  aufgebracht 
wird,  so  hat  dies  fQr  den  einzelnen  Steuerzahler  die  gleiche  Wirkung, 
als  ob  die  Hälfte  seiner  Schulden  steuer&ei  wäre/  Auch  wird  es 
als  ein  Irrtum  bezeichnet,  dass  die  Wohlthat  des  Schuldenabzugs 
wesentlich  nur  den  steuerschwachen  Elementen  zu  gute  komme, 
„Der  reiche  Spekulant  nimmt,  um  sein  werbendes  Betriebskapital  zu 
vermehren,  seinen  Kredit  ebensogut  in  Anspruch  wie  der  kleine 
Mann.  Gerade  in  den  weniger  vermöglichen  Kreisen  sind  die  vor- 
sichtigen Wirtschafter  zu  suchen,  welche  sich  vor  Schulden  scheuen**. 
Und  da  der  durch  den  Schuldenabzug  entstehende  Steuerausfall  von 
den  massig  oder  nicht  verschuldeten  Besitzern  getragen  werden  müsse, 
so  könne  die  unbeabsichtigte  Folge  der  Zulassung  des  Schulden- 
abzugs sehr  wohl  die  sein,  dass  die  minder  leistungsfähigen  Pflich- 
tigen künftighin  mit  einer  steuerlichen  Mehrbelastung  zu  rechnen 
hätten.  In  Fällen,  wo  ein  mit  Schulden  belastetes  Vermögen  durch 
Erbschaft  in  andere  Hände  übergehe,  wobei  die  Schulden  den  Cha- 
rakter einer  Beallast  angenommen  haben  und  den  Erben  gutgeschrieben 
worden  sind,  werde  diesen  auf  Kosten  der  übrigen  Steuerpflichtigen 
geradezu  ein  Geschenk  gemacht.  Endlich  sei  im  Auge  zu  behalten, 
dass  man  bei  der  Ordnung  des  Schuldenabzugs  auf  die  Entstehungs- 
ursachen der  Schulden  schwerlich  zurückgehen  könne,  was  zur  Folge 
haben  werde,  dass  auch  leichtfertigen  Schuldenmachern  ein  steuer- 
liches Privilegium  zu  teil  werde;  auch  die  Fälle  der  Eintragimg 
fiktiver  Schulden  auf  den  Gh-undbesitz,  um  diesen  der  Steuer  zu  ent- 
ziehen, seien  nicht  ausgeschlossen.  Lege  man  aber  auch  allen  diesen 
Einwendungen  eine  entscheidende  Bedeutung  nicht  bei,  so  sei  doch 
jedenfalls  zu  prüfen,  ob  der  Schuldenabzug  im  System  „reeller  Er- 
tragssteuern** nicht  ebensogut  durchführbar  sei  wie  im  System  einer 
Vermögenssteuer.  Diese  Frage  wird  bejaht;  erweise  sich  bei  der 
Einkommensteuer  der  Abzug  der  Schuldzinsen  als  möglich,  so  stehe 
nichts  entgegen,  diesen  Abzug  auch  an  den  katastrierten  Reinerträgen 
des  Vermögens  zuzulassen. 

Endlich  wird  dem  Uebergang  zur  Vermögenssteuer  die  Wir- 
kung, dass  sie  einen  Fortschritt  in  der  Richtung  zur  Personal- 
besteuerung im  Sinne  besserer  Verwirklichung  des  Postulats  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  herbeiführe,  mit  Nachdruck 
bestritten.  » Der  Besitz  eines  Waldes,  einer  Landstrecke,  eines  Gold- 
klumpens macht  an  und  für  sich  noch  nicht  leistungsfähig,  sondern 
erst  der  Reinertrag,    den  solcher  Besitz  abwirft.**     Es  wird  darauf 
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Ter  wiesen,  dass  nach  Vocke  „der  wirkliche  Ertrag  immer  die  beste 
Bemessungsgrundlage  für  die  Steuer  ist  und  das  Vermögen  als 
solches  überhaupt  keinen  Massstab  für  die  Leistungsfähigkeit  bildet". 
TJm  so  weniger  sei  dies  der  Fall,  wenn  zu  gegebener  Zeit  die  Kauf- 
preise steigen,  die  Erträge  aber  zurückgehen,  wobei  auf  bekannte 
Yoif^ge  auf  dem  landwirtschaftlichen  Gbundmarkt  hingewiesen 
wird.  Jedenfalls  sei  es  unbestritten,  dass  das  in  landwirtschaft- 
lichem Ghrund  und  Boden  angelegte  Kapital  sich  sehr  viel  niedriger 
verzinse  als  jede  andere  Kapitalanlage;  die  mit  einem  einheitlichen 
Steuerfuss  für  alle  Arten  von  Vermögensobjekten  operierende  Ver- 
mögenssteuer führe  deshalb  zu  einer  Mehrbelastung  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes.  Im  System  wirklicher  Ertragssteuem 
dagegen  und  wenn  man  feststelle,  mit  welchem  durchschnittlichen 
Zinsfuss  die  in  den  Hauptberufsarten  angelegten  Kapitalien  sich  yer-* 
Zinsen,  und  danach  die  Höhe  des  Steuerfusses  für  die  einzelnen  Er- 
tragssteuem verschieden  abstufe,  werde  jeder  Berufsstand  und  jede 
Art  von  Vermögen  genau  nach  Massgabe  der  wirklichen  Rentabilität 
zur  Steuer  herangezogen  werden  können. 

Diesen  Betrachtungen  und  Schlussfolgerungen  wurde  zwar  in 
der  Ersten  Kammer  regierungsseitig  widersprochen  und  auch  im 
Schoss  der  Kammer  nicht  durchweg  zugestimmt.  Aber  überwiegend 
war  doch  die  Meinung,  dass  die  Frage  noch  nicht  „ spruchreif '^  sei, 
und  eine  in  diesem  Sinn  gefasste  Resolution,  in  welcher  zugleich 
die  Regierung  ersucht  ¥nirde,  die  Frage  der  Umbildung  der 
seitherigen  direkten  Staatssteuern  in  »wirkliche  Er- 
tragssteuern'' in  Erwägung  zu  ziehen,  wurde  einstimmig 
angenommen. 

In  eine  kritische  Erörterung  der  vorstehenden;  in  der  Ersten 
Kammer  zu  Tage  getretenen  Anschauungen  im  einzelnen  soll  an 
dieser  Stelle  nicht  eingetreten,  werden.  Nur  mag  bemerkt  sein,  dass 
den  gegen  die  Oestattung  des  Schuldenabzugs  erhobenen  grundsätz- 
lichen Einwendungen  schon  deshalb  eine  durchschlagende  Beweis- 
kraft nicht  zuerkannt  werden  kann,  weil  sie  in  gleichem  Masse  gegen 
den  Schuldzinsenabzug  bei  der  Einkommensteuer  sprechen  würden, 
bei  der  doch  diese  Frage  ihre  Entscheidung  in  bejahendem  Sinn 
längst  und  zwar  nicht  bloss  in  Baden  gefunden  hat.  Der  Umstand, 
dass,  wie  mit  allen  Einrichtungen,  auch  mit  der  Statuierung  der 
Steuerfreiheit  für  Schulden  Missbrauch  getrieben  werden  kann  — 
eine  Kehrseite  der  Sache,  die  übrigens  doch  nur  in  Ausnahmefällen 
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ZU  Tage  treten  wird  —  kann  die  Richtigkeit  des  Prinzips  als  solchen 
nicht  umstossen  und  darf  dessen  üeberfQhrung  in  die  staatliche 
Steuerpraxis  nicht  hindern.  Ebenso  darf  der  Hinweis  nicht  unter- 
bleiben, dass  gerade  dann,  wenn  beim  Bestehen  einer  Einkommen- 
steuer jede  Art  des  Einkommens,  gleichviel  aus  welchen  Quellen  es 
fliesst,  der  Besteuerung  unterworfen  wird,  die  Extrabesteuerung  des 
Vermögens  als  solchen  ein  richtigeres  Korrelat  der  Einkommens- 
besteuerung darstellt,  als  das  nochmalige  Heranziehen  der  wirklichen 
Reinerträge  der  verschiedenen  Vermögensarten.  Man  hätte  letzteren- 
falls  eine  Art  Doppelbesteuerung  desselben  Einkommens,  einmal  in 
der  Form  der  Einkommen-,  das  zweite  Mal  in  der  Form  der  Er- 
tragssteuer. Die  Vermögenssteuer,  zu  der  Einkommensteuer  hinzu- 
tretend, vermeidet  diese  Doppelbesteuerung  und  will  nichts  anderes, 
als  die  Thatsache  des  Vermögensbesitzes  zum  Ausgangspunkt  und  zur 
Basis  besonderer  Steuerpflicht  machen.  Die  Vermögenssteuer  unter- 
scheidet hierbei  allerdings  nicht  (so  wenig  wie  die  Ertragssteuem), 
ob  ein  Vermögen  im  Besitz  eines  Steuersubjektes  produktiv  oder 
unproduktiv  angelegt  und,  wenn  es  produktiv  angelegt  ist,  wie  hoch 
es  rentiert;  ob  also  ein  Waldbesitzer  seinen  Wald  parkartig  oder 
nach  forstwirtschaftlich-kaufmännischen  Grundsätzen  bewirtschaftet; 
ob  jemand  sein  Haus  allein  bewohnt  oder  nach  den  Grundsätzen 
höchster  Einträglichkeit  ausnutzt;  ob  eine  Fabrik  augenblicklich 
stillsteht  oder  in  blühendem  Geschäftsstand  sich  befindei  Diese 
Ignorienmg  der  Ertragsverhältnisse  durch  die  Vermögenssteuer  ist 
aber  eine  absichtlich  gewollte  und  auch  durchaus  rationelle,  da  alle 
jene,  im  Bereich  des  Vermögensbesitzes  sich  abspielenden,  die  Renta- 
biütät  oder  Nichtrentabilität  beeinflussenden  Vorgänge  ihre  volle 
Berücksichtigung  bei  der  Einkommensteuerveranlagung  finden.  Die 
Vermögenssteuer  hält  sich  im  Gegensatz  hierzu  an  die  Thatsache 
des  Vermögensbesitzes,  welche  Thatsache  den  Besitzenden  über  den 
Besitzlosen  wirtschaftlich  hinaushebt  und  ihm  im  wirtschaftlichen 
Leben  eine  wesentlich  günstigere  Position  gewährt,  die  daher  ge- 
rechterweise auch  in  den  öffentlichen  Beitragsleistungen  zum  Aus- 
druck kommt.  Der  Besitzer  des  nicht  rentierenden  „Goldklumpens" 
wird  deshalb  mit  Fug  und  Recht  im  System  der  Vermögenssteuer 
steuerpflichtig ;  denn  er  ist  jederzeit  in  der  Lage,  diesen  Goldklumpen 
in  rentierendes  Vermögen  umzusetzen.  Auch  rechnet  die  Annahme, 
von  der  der  v.  Göler'sche  Bericht  ausgeht,  es  werde  möglich  sein, 
die  Verschiedenheit   der  Rente,   die   ein   Kapital   bestimmter  Grösse 
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abwirft,  je  nachdem  es  in  Grund  und  Boden,  in  Gebäuden,  in  ge- 
werblichen Unternehmungen  oder  in  Wertpapieren  angelegt  ist, 
richtig  zu  ermitteln  und  auf  diesem  Weg  zu  einer  gleichmässigen 
Besteuerung  der  verschiedenen  Berufsgruppen  zu  gelangen,  oflFen- 
sichtlich  in  nicht  ausreichender  Weise  mit  den  technischen  Schwierig- 
keiten, welche,  angesichts  der  Kompliziertheit  des  wirtschaftlichen 
Lebens  und  des  ununterbrochenen  Flusses  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung, die  heute  der  einen,  morgen  der  anderen  Eapitalverwen- 
dungsart  sich  günstiger  oder  ungünstiger  erweist,  der  Verwirklichung 
solcher  Absicht  entgegenstehen.  Es  wird  kaum  möglich  sein,  auch 
nicht  unter  Zuhilfenahme  exaktester  Untersuchungen,  festzustellen, 
mit  welchem  durchschnittlichen  Zinsfuss  100,000  M.,  je  nachdem 
sie  in  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Grundstücken  oder  in  Ge- 
bäuden oder  sonstwie  angelegt  sind,  sich  verzinsen  mögen;  wie 
immer  man  diese  Aufgabe  angreifen  möge,  wird  man  sich  ins  Will- 
kürliche verlieren;  auf  solch  schwankender  Basis  kann  aber  ein 
Steuersystem  nicht  wohl  aufgebaut  werden.  Wesentlich  für  die 
Thatsache  und  für  den  Umfang  der  Steuerpflicht  ist,  dass  jemand 
jene  100,000  M.  besitzt;  diese  Thatsache  macht  ihn  beim  Vor- 
handensein einer  Einkommensteuer  mit  Recht  in  doppeltem  Masse 
vermögenssteuerpflichtig  gegenüber  einem  anderen,  der  nur  über 
50,000  M.  Vermögen  verfügt.  Die  mögliche  Verschiedenheit  in  der 
Rentabilität  des  Vermögensbesitzes  in  seinen  verschiedenen  Anwen- 
dungsarten als  landwirtschaftlicher,  gewerblicher  etc.  Besitz  kommt 
in  der  Einkommensteuer  in  präzisester,  aber  auch  in  völlig  genügen- 
der Weise  zum  Ausdruck.  Sehr  richtig  haben  in  dieser  Hinsicht 
die  Motive  des  preussischen  Ergänzungssteuergesetzes 
das  Wesen  der  Vermögenssteuer  dahin  gekennzeichnet,  dass  sie  den- 
jenigen Faktor  der  Leistungsfähigkeit  treflFen  soll,  der  in  der  ge- 
sicherten Fortdauer  des  Einkoromens  gegründet  ist.  „In  der  Höhe 
des  Einkommens, '^  führen  die  Motive  aus,  „findet  dieser  Faktor  einen 
entsprechenden  Ausdruck  nicht,  denn  die  Höhe  des  Einkommens  aus 
dem  Vermögen  richtet  sich  nach  der  Art  seiner  Anlage  und  steht 
nicht  selten  bei  gleichem  Vermögen  in  umgekehrtem  Verhältnis  zur 
Sicherheit  desselben.  Einen  richtigeren  Massstab  bietet  daher  der 
Eapitalwert  des  Vermögens :  insofern  derselbe  zugleich  den  Tausch- 
wert anzeigt,  ist  die  Voraussetzung  begründet,  dass  gleichen  Werten 
auch  die  gleiche  steuerliche  Leistungsfähigkeit  entspricht.  In  einer 
Zeit,  in  welcher  auf  allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  un- 
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ausgesetzt  ein  lebhafter  Gütertausch  stattfindet,  wird  diese  Annahme 
auch  dem  Rechtsbewusstsein  des  Steuerpflichtigen  entsprechen.  Die 
Höhe  der  Belastung  ist  unabhängig  von  der  Art  der  jeweiligen  An- 
lage des  Vermögens  und  jede  Ueberbürdung  oder  Bevorzugung  einer 
bestimmten  Besitzform  ausgeschlossen.*'  Diesen  Sätzen  fQgt  ein 
Censor  der  hessischen  Steuerreform  seinerseits  bei  (Finanzarchiv, 
Jahrg.  XVII,  Bd.  II,  S.  213):  „Die  Kraft  des  Kapitals,  der  Kapital- 
wert des  Vermögens  ist  überall  der  gleiche,  nur  der  finanzielle  Effekt 
ist  je  nach  Art  der  Benützung  des  Kapitals  ein  verschiedener.  Da 
jedoch  der  Hauptträger  der  direkten  Staatsbesteuerung,  die  allge- 
meine Einkommensteuer,  diesen  finanziellen  Effekt,  d.  h.  die  Höhe 
des  Einkommens,  zur  ausschliesslichen  Besteuerungsbasis  erhebt, 
darf  die  Vermögenssteuer,  die  in  dem  blossen  Besitz  von  Vermögen 
einen  Massstab  höherer  Leistungsfähigkeit  erblickt,  von  der  noch- 
maligen Berücksichtigung  jenes  finanziellen  Effekts,  also  von  der 
Rente  des  Vermögens  absehen  und  sich  darauf  beschränken,  den 
Kapitalwert  des  Vermögens,  dem  überall  die  gleiche  Kapitalkrafb 
innewohnt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  Benutzung  und  deren 
Erfolg  gleichmässig  zu  besteuern.** 

Durch  die  erwähnte  SteUungnahme  der  Ersten  Kammer  zu  dem 
in  der  „Denkschrift**  der  Regierung  niedergelegten  Reformprogramm 
war  der  Weg  für  die  alsbaldige  Einbringung  einer  im  Sinn  dieses 
Programms  gestalteten  öesetzesvorlage ,  weil  aussichtslos,  vorerst 
verlegt.  Dem  Verlangen,  dass  die  Thunlichkeit  der  Umbildung  der 
seitherigen  direkten  Steuern  in  ,  wirkliche  Ertragssteuem"  in  Er- 
wägung gezogen  werde,  konnte  sich  die  Regierung  loyalerweise  nicht 
entziehen.  Das  Finanzministerium  entschloss  sich  deshalb,  durch 
Veranstaltung  zunächst  von  landwirtschaftlichen  Reinertragsberech- 
nimgen  in  einer  grösseren  Anzahl  (24)  sorgsam  ausgewählter  Ge- 
meinden, welche  die  verschiedenen  Anbauverhältnisse  des  Landes 
gut  repräsentieren,  die  Möglichkeit  der  praktischen  Durchführung 
eines  Grundstücksreinertragskatasters  zu  erproben.  Diese  Berech- 
nungen, zu  deren  Vornahme  den  Steuerkommissären  sachkundige 
Landwirte  zur  Seite  gestellt  wurden,  sind,  im  engen  Anschluss  an 
das  in  Württemberg  in  den  80er  Jahren  eingehaltene  Verfahren 
bei  der  Bearbeitung  eines  neuen  Grundsteuerreinertragskatasters,  im 
Laufe  des  Jahres  1897  angestellt  und  das  Ergebnis  dieser  Arbeiten 
dem  Landtag  1897/98  in  einer  weiteren  „Denkschrift**  unterbreitet 
worden.    Da  dieselbe  wie  die  erste  Denkschrift  in  dieser  Zeitschrift 
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nahezu  wörtlich  zum  Abdruck  gelangt  ist  (Jahrg.  XV,  Bd.  I,  S.  410), 
80  wird  es  genügen,  wenn  in  diesem  Zusammenhang  lediglich  die 
bemerkenswertesten  Schlussfolgerungen  der  Denkschrift,  zu  denen 
die  Reinertragsberechnungen  Anlass  gegeben  haben,  in  Kürze  noch- 
mab  vorgeführt  werden. 

Wie  die  Regierung  nicht  anders  erwartet  hatte,  ergaben  sich 
bei  der  Durchführung  der  landwirtschaftlichen  Reinertragsberech- 
nungen  eine  Reihe  schwer  zu  überwindender  Schwierigkeiten,  die 
den  Wert  der  Berechnungen  und  ihre  Verwertbarkeit  für  steuerliche 
Zwecke  nahezu  ganz  in  Frage  stellten.  Man  muss  sich  hierbei,  um 
dieses  Ergebnis  richtig  würdigen  zu  können,  vor  allem  gegenwärtig 
halten,  dass  es  sich  bei  Ertragsberechnungen  zum  Zweck  der  Auf- 
stellung eines  Grundsteuerkatasters  nicht  um  die  Abschätzung  des 
Beinertrags  (der  Grundrente)  ganzer  landwirtschaftlicher  Anwesen 
handelt.  Der  Aufgabe,  ein  landwirtschaftliches  Anwesen  oder  eine 
Vielheit  solcher  nach  dem  mittleren  Reinertrag  einzuschätzen,  wird 
sich  mit  Zuhilfenahme  der  Regeln  der  landwirtschaftlichen  Taxations- 
lehre und  allgemeiner  Erfahrungsregeln  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
die  Besitzer  (Wirte)  über  die  Hauptergebnisse  ihrer  Wirtschafts- 
führung regelmässige  Aufzeichnungen  nicht  führen  sollten,  stets 
einigermassen  leidlich  genügen  lassen.  Anders  bei  Reinertrags- 
berechnungen, die  zum  Gegenstand  kein  konkretes  Anwesen,  sondern 
die  Flächeneinheit  haben,  wie  sie  für  die  Zwecke  einer  Einschätzung 
zur  Grundsteuer  und  die  Aufstellung  eines  Katasters  allein  in  Be- 
tracht kommen.  Denn  weil  solche  Flächeneinheitsreinertragsberech- 
nungen von  jeglicher  Beziehung  zu  bestimmten  Wirtschaftern  los- 
g^elöst  erscheinen  und  weil  damit  diejenigen  Anhaltspunkte  für  die 
Ermittelung  des  Reinertrags  verloren  gehen,  die  bei  der  Reinertrags- 
abschätzung bestimmter  Wirtschaften  aus  der  eingehenden  Erforschung 
der  Wirtschaftsei^ebnisse  dieser  konkreten  Wirtschaft  sich  ergeben, 
so  verlieren  derartige  Berechnungen  sich  leicht  ins  Unbestimmte  und 
Willkürliche,  ohne  dass  es  im  Einzelfall  leicht  möglich  wäre,  das 
Unrichtige  der  Unterlagen  der  Berechnungen  zahlenmässig  nachzu- 
^w^eisen.  Bei  einer  Flächenreinertragsberechnung  fehlt  es  zudem  für 
die  Anstellung  von  Rentabilitätsberechnungen  an  Anhaltspunkten  so 
^t  wie  völlig;  in  allen  Hinsichten  ist  man  auf  das  Gebiet  der 
Schätzung  angewiesen,  die  in  keiner  Art  von  landwirtschaftlicher 
Buchführung  unserer  Landwirte  irgend  eine  stützende  Unterlage 
findet,   weil  es   eben  an   Aufzeichnungen   über  Ertn^e  und  Wirt- 
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Schaftskosten  für  die  Flächeneinheit  als  solche  und  zwar  getrennt 
nach  den  verschiedenen  Bonitatsklassen  gänzlich  gebricht.  Wie  viele 
Arbeitstage  zur  Vornahme  der  landwirtschaftlichen  Bestellungs-  und 
Emtearbeiten  für  1  ha  Ackerland,  unter  Zugrundelegung  einer  be- 
stimmten Fruchtfolge  und  unter  Berücksichtigung  der  Bodenverhält- 
nisse und  der  durchschnittlichen  Entfernungsverhältnisse  der  Böden 
der  verschiedenen  Bonitätsklassen  vom  Wirtschaftszentrum,  notwendig 
sind,  wie  hoch  der  Geldwert  eines  Gespannarbeitstages  zu  veran- 
schlagen ist,  mit  welchen  Geldwerten  der  Dünger  und  mit  welchen 
die  anderen  sogenannten  marktlosen  Produkte  —  Heu,  Stroh, 
Rüben  etc.  —  in  die  Rechnung  einzustellen  sind,  ob  und  welche 
Minderungen  der  Ansätze  in  den  unteren  Bonitätsklassen  einzutreten 
haben,  sind  Fragen,  deren  exakte  Beantwortung  unter  allen  Um- 
ständen auch  für  die  erfahrensten  Landwirte  eine  äusserst  schwierige 
ist,  während  doch  mit  der  grösseren  oder  geringeren  exakten  Be- 
antwortung jener  ünterfragen  die  Richtigkeit  der  Rentabilitäts- 
berechnungen steht  und  fällt.  Die  in  den  Berechnungsergebnissen 
vorfindliche  grosse  Verschiedenheit  der  Ansätze  in  einzelnen  Brutto- 
erträgnissen und  einzelnen  Bruttoausgaben  zeigt  unzweideutig,  dass 
die  Verweisung  der  die  Berechnungen  Anstellenden  auf  das  vage 
Gebiet  der  Schätzungen  zu  wirklich  befriedigenden,  d.  h.  unter  sich 
im  Einklang  befindlichen  und  der  Verschiedenheit  der  steuerlichen 
Leistungsfähigkeit  Rechnung  tragenden  Schätzungsergebnissen  schwer- 
lich führen. 

Die  Loslösung  solcher  Flächenertragsberechnungen  von  der 
Wirklichkeit  der  Dinge  kommt  in  einer  die  Richtigkeit  der  Be- 
rechnungen nachteilig  beeinflussenden  Weise  namentlich  auch  da- 
durch zur  Geltung,  dass  durchweg  an  der  Fiktion  festgehalten 
werden  muss,  es  gelangten  alle  Erzeugnisse  des  Bodens  zur  Ver- 
äusserung,  während  doch  ein  grosser  Teü  dieser  Erzeugnisse  in  der 
Wirtschaft  zunächst  einem  Umwandlungsprozess  unterworfen  wird 
und  die  Rentabilität  mancher  Wirtschaftszweige  wesentlich  auf  der 
Vornahme  solcher  ümwandlungsprozesse  beruht.  Eine  Flächen- 
einheitsreinertragsberechnung muss  also  beispielsweise  von  den  Er- 
gebnissen der  Stallviehhaltung  und  des  Brennereibetriebs  und  von 
allen  Wirtschaftsoperationen,  die  auf  eine  Verwertung  von  Abfällen 
(Schweinehaltung!)  abzielen,  völlig  absehen  und  sie  kann  daher  bei- 
spielsweise jene  Unterschiedlichkeit  der  Rente,  die  aus  der  Ver- 
schiedenheit des  Betriebs  der  Viehhaltung  gegendenweise  sich  ergibt, 
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nicht  oder  doch  nur  sehr  mangelhaft  erfassen.  Bei  einer  Flächen- 
einheitsreinertragsberechnung erübrigt  nur,  das  thatsächlich  seine 
Wanderung  durch  die  Tierleiber  nehmende  und  in  yerkaufsfähige 
Zucht-  und  Schlachttiere,  in  Milch,  Butter  und  Käse  umgewandelte 
Futter  nach  einem  schätzungsweise  zu  ermittelnden  Geldwert  in 
Rechnung  zu  stellen.  Aber  gerade  fttr  diese  Abschätzung  des  Geld- 
werts der  Futtermittel  fehlt  es  in  den  meisten  Fällen  an  jeder  auch 
nur  leidlich  zuverlässigen  Unterlage. 

Für  die  Frage  der  Verwertbarkeit  von  Reinertragsberechnungen 
für  die  Zwecke  der  Steuererhebung  wird  man  endlich,  so  gewissen- 
haft und  sorgfältig  solche  Berechnungen  auch  vorgenommen  werden 
mögen,  des  Umstandes  nie  vergessen  dürfen,  dass  selbst  kleine  Fehler- 
quellen in  dem  Endergebnis  bald  nach  oben,  bald  nach  unten  äusserst 
störend  sich  geltend  machen  und  daher  zu  einer  steuerlichen  Ver- 
anlagung innerhalb  der  Gemeinde  (zwischen  den  einzelnen  Bonitäts- 
klassen) und  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  hinleiten  können,  die  den 
thatsächlichen  durchschnittlichen  Rentabilitätsverhältnissen  und  daher 
auch  den  Grundsätzen  gleichmässiger  Besteuerung  nicht  entspricht. 
Wenn  der  durchschnittliche  Bruttoertrag  auf  das  Hektar  Ackerland 
nur  um  wenige  Zentner  zu  hoch  oder  zu  nieder  angenommen  wird^ 
so  wird  dies  den  Eapitalisierungswert  des  Hektars  der  betrefiPenden 
Bonitätsklasse  •  sofort  um  mehrere  hundert  Mark  erhöhen  oder  er- 
niedrigen; und  ebenso  wirkt  jede  selbst  kleine  Irrung  in  den  An- 
sätzen für  die  Ausgaben  des  Betriebs  sofort  auf  das  Endergebnis, 
d.  i.  auf  die  Berechnung  des  steuerbaren  Wertes  in  einem  starken 
Vielfachen  ein. 

Wesentlich  mit  aus  ersterem  Grund  mag  es  sich  erklären, 
dass  in  einer  Reihe  von  Gemeinden,  aber  keineswegs  in  den  nach 
Lage  und  Bodenverhältnissen  ungünstigsten,  schon  in  Ackerland 
IV.  Bonitätsklasse,  in  einer  noch  grösseren  Anzahl  Gemeinden  in 
Ackerland  V.  Bonitätsklasse  ein  Reinertragswert  sich  überhaupt 
nicht  mehr  ergab.  Würden  im  Fall  der  Durchführung  einer  Kata- 
strierung  nach  dem  Reinertrag  solche  negativen  Berechnungsergebnisse, 
wie  wahrscheinlich,  zahlreich  sich  einstellen,  so  fiele  ein  ansehnlicher 
Teil  des  landwirtschaftlichen  Geländes  ganz  aus  dem  Grundsteuer- 
kataster heraus,  ein  Ergebnis,  das  schwerlich  annehmbar  wäre,  am 
allerwenigsten  vom  Standpunkt  der  wesentlich  mitinteressierten  ge- 
meindesteuerlichen Interessen  aus,  zumal  niemand  im  Ernst  wird 
behaupten  wollen,  dass  Ackerland  einer  geringeren,  keineswegs  der 

S5 


Digitized  by  VjOOQ IC 


2g  Buchenberger, 

geringsten  Bonitätsklasse  keinerlei  Nutzwert  darstelle.  Als  nicht 
minder  auffällig  wie  die  berechneten  Minuswerte  für  einzelne 
Bonitätsklassen  des  Ackerlandes  bezeichnet  die  Denkschrift  die 
Unterschiede,  die  inhaltlich  der  ausgeführten  Berechnungen  die  er- 
mittelten Ertragssteuerwerte  der  einzelnen  Gemeinden  untereinander 
aufweisen,  und  ebenfalls  als  auffällig,  in  welch  seltsamen  und  grossen 
Abstufungen  innerhalb  der  einzelnen  Gemeinden  die  gefundenen  Er- 
tragssteuerwerte für  die  verschiedenen  Bonitätsklassen  von  Acker-, 
Weid-  oder  Rebland  sich  bewegen  (z.  B.  wenn  für  Ackerland 
IL  Klasse  ein  Ertragssteuerwert  von  856  M.,  für  solches  der  nächst 
niedrigeren  Klasse  aber  nur  noch  ein  solcher  von  129  M.  und  itLr 
die  IV.  Bonitätsklasse  bereits  ein  Minusergebnis  ermittelt  wurde; 
Sprünge  unvermittelter  Art,  die  sich,  zum  Teil  in  noch  grösseren 
Dimensionen  sich  bewegend,  in  einer  erheblichen  Anzahl  anderer 
Gemeinden'  ebenfalls  vorfinden). 

Der  Grund  für  diese  überraschend  hohe  Unterschiedlichkeit 
in  den  ermittelten  Reinertragsziffem  von  Bonitätsklasse  zu  Bonitäts- 
klasse  und  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  hat  mit  Sicherheit  nicht  auf- 
gedeckt werden  können;  aber  wahrscheinlich  und  zum  grossen  Teil 
ist  er  auf  die  Unmöglichkeit  zurückzuführen,  in  betreff  der  that- 
sächlich  erzielten  Bruttoerträgnisse  und  der  thatsächlich  aufzuwenden- 
den Kosten  des  Betriebs  zuverlässige  Unterlagen  zu  gewinnen.  Jeden- 
falls sind  in  der  Höhe  der  schätzungsweisen  Ansätze  der  Erträge 
einer-,  der  Betriebskosten  anderseits  in  den  einzelnen  Gemeinden  so 
ausserordentlich  grosse  Unterschiede  zu  Tage  getreten,  dass  man 
schon  aus  diesem  Grund  begründete  Zweifel  in  die  Richtigkeit  der 
Ansätze  und  der  auf  sie  sich  gründenden  Reinertragsberechnungen 
setzen  muss.  Die  Schwierigkeit,  zu  einigermassen  richtigen  Ab- 
schätzungen zu  gelangen,  namentlich  in  einem  Land  wie  Baden  mit 
den  vorherrschend  kleinbäuerlichen  Verhältnissen,  dürfte  bei  einer 
durch  das  ganze  Land  sich  erstreckenden  Vornahme  von  Reinertrags- 
berechnungen sich  als  unüberwindlich  erweisen.  Und  mit  Sicherheit 
wäre  vorauszusehen,  dass  die  zweifelsohne  beim  Abschluss  der  Ka- 
tasterarbeit zu  Tage  tretende  Unterschiedlichkeit  der  Reinertrags- 
werte von  Gemeinde  zu  Gemeinde  und  von  Landesteil  zu  Landesteil 
in  kürzester  Frist  ähnliche  Klagen  und  abfällige  Urteile  über  die 
Ungleichmässigkeit  der  neuen  Einschätzung  zeitigen  würde,  wie 
sich  solche  an  die  landwirtschaftliche  Katastrierung  der  60er  und 
70er  Jahre  geheftet  haben. 
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Die  Denkschrift  gelangte  danach  zu  dem  Ergebnis,  dass  der 
Gesamteindruck,  den  die  angestellten  Berechnungen  trotz  aller  auf 
sie  verwendeten  Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit  hinterlassen  haben, 
kein  für  das  System  von  Reinertragsberechnungen  günstiger  ist. 
Das  Ergebnis  der  Arbeit  stünde  mit  ihrem  mutmasslichen  Wert 
schwerlich  in  Einklang.  Nach  den  Erfahrungen  in  Württemberg 
und  nach  den  nunmehr  mit  den  Probeberechnungen  bei  uns  ge- 
machten Erfahrungen  würde  mit  einem  Zeitaufwand  von  mindestens 
4  Jahren  für  die  Durchführung  der  Eatasterarbeit  zu  rechnen  sein ; 
der  Aufwand  würde  eine  Million  und  mehr  betragen;  und  ungeachtet 
aller  Mühe  und  Sorgfalt,  die  auf  die  Arbeit  verwendet  würde,  wäre 
mutmasslich  ein  die  Interessenten  zufriedenstellendes  Ergebnis  doch 
nicht  zu  verzeichnen.  Auch  der  Umstand,  dass  bei  den  in  der 
heutigen  Zeit  rascher  als  früher  sich  vollziehenden  Aenderungen 
in  der  landwirtschaftlichen  Betriebsweise  ein  Reinertragskataster 
in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  veraltet,  sollte  nicht  gering  geachtet 
werden.  Denn  ein  Reinertragskataster  kann  wegen  des  hohen,  zu 
seiner  Herstellung  nötigen  Aufwandes  nur  in  längeren  Perioden 
einer  Revision  unterzogen  werden.  In  Württemberg  wird  das 
doch  verhältnismässig  erst  kurze  Zeit  in  Kraft  bestehende  Grund- 
steuerkataster jetzt  schon  als  ein  den  dermaligen  landwirtschaft- 
Uchen  Betriebsverhältnissen  nicht  mehr  entsprechendes  bezeichnet. 
Man  wird  also  gut  daran  thun,  statt  die  Bildung  der  künftigen 
Steuerwerte  auf  mühsame,  kostspielige  und  gleichwohl  unzuverlässige 
Reinertragsberechnungen  zu  stützen,  die  Ermittelung  der  Steuerwerte 
auf  dem  Weg  freier  Schätzung  der  laufenden  Werte  der  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  vorzunehmen.  Diese  Abschätzung  des 
Werts  des  Grund  und  Bodens  bietet  für  mit  den  Verhältnissen  der 
einzelnen  Gemeinden  vertraute,  dem  landwirtschaftlichen  Berufsstand 
entnommene  Sachverständige  nennenswerte  Schwierigkeiten  nicht; 
und  das  Endergebnis  dieser  im  Weg  freier  Schätzung  vorgenommenen 
Neukatastrierung  wird  mindestens  dasselbe  Mass  von  Zuverlässigkeit 
wie  das  auf  Grund  von  spezialisierten  Berechnungen  gefundene 
Zahlenergebnis  in  Anspruch  nehmen  können.  Aehnliches  gilt  von 
der  Eatastrierung  der  Gebäudewerte.  Die  Möglichkeit  rascher  und 
verhältnismässig  billiger  Herstellung  eines  Steuerkatasters  auf  dem 
Weg  der  Abschätzung  der  laufenden  Werte  nach  freiem  Ermessen 
bietet  dabei  den  Vorteil  der  Möglichkeit  der  Erneuerung  des  Eataster- 
operats  in  kürzeren  Zeiträumen,  falls  die  veränderten  Rentabilitäts- 
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und  Wertverhältnisse  solche  Erneuerung  erwünscht  erscheinen  lassen. 
Ein  auf  der  besprochenen  Grundlage  hergestelltes  und  leicht  revi- 
sibles Kataster  entspricht  daher  auch  aus  diesem  Orund  nachhaltig 
im  höheren  Grad  den  Interessen  der  Steuerzahler  als  ein  seiner 
Natur  nach  unbewegliches  und  immer  erst  nach  langen  Zwischen- 
räumen der  Erneuerung  fähiges  Reinertragskataster. 

Die  ff  Denkschrift''  lehnte  danach  den  Uebergang  zu  einem 
System  « wirklicher  Ertragssteuem"  auf  Grund  der  bei  diesen  Versuchs- 
berechnungen gewonnenen  Erfahrungen  in  bestimmter  Weise  ab  und 
erklärte  im  Hinblick  auf  diese  es  nicht  fOr  angebracht,  die  An- 
stellung ähnlicher  Berechnimgen  für  andere  werbende  Vermögens- 
objekte —  Gebäude  und  Gewerbeanlagen  —  in  Gang  zu  setzen.  Die 
Stellungnahme  der  Ersten  Kammer  zur  Reform  wird  aber  nicht 
bloss  des  negativen  Ergebnisses  der  angestellten  Berechnungen  halber, 
sondern  auch  aus  dem  Grund  in  der  „  Denkschrift''  angefochten,  weil 
das  Nebeneinanderbestehen  zweier  innerlich  verwandter  Steuer- 
gattungen :  auf  der  einen  Seite  der  Einkommensteuer,  auf  der  anderen 
Seite  „wirklicher  Ertragssteuern ",  für  unrätlich  erachtet  wird.  Die 
in  dieser  Hinsicht  massgebenden  Gesichtspunkte  sind  bereits  oben 
(S.  20)  angedeutet  worden.  Demgemäss  vertritt  die  „  Denkschrift 
nachdrücklich  den  Standpunkt,  dass  die  Einkommensbesteuerung  ihre 
naturgemässe  Ergänzung  nicht  in  einem  System  von  partiellen 
Einkommen-  (Ertrags-),  sondern  in  einem  System  von  Ver- 
mögenssteuern zu  finden  habe.  Eine  Verschlechterung  im 
Vergleich  zum  geltenden  Steuersystem  würde,  wie  die  Denk- 
schrift betont,  diese  Art  der  Reform  allenfalls  nur  dann  ge- 
nannt werden  können,  wenn  man  sich  daran  genügen  lassen  wollte, 
die  Gesamtheit  der  im  Besitz  der  Steuerpflichtigen  befindlichen 
Vermögensobjekte  (Grundstücke,  Gebäude,  gewerbliches  Betriebs- 
kapitalvermögen, sonstiges  bewegliches  Vermögen)  in  ganz  summa- 
rischer Weise  zu  erfassen.  Dies  liege  aber  keineswegs  im  Gedanken 
der  Reform.  Vielmehr  solle  eine  sorgfältige  Einzelkatastrienmg 
der  Vermögensobjekte  auch  im  System  einer  Vermögenssteuer  Platz 
greifen.  Es  blieben  also  diejenigen  Vorzüge  des  seitherigen  Steuer- 
systems, welche  in  der  sorgsamen  Aufstellung  und  Fortführung  von 
Einzelkatastern  begründet  liegen,  völlig  gewahrt.  Zu  seinem  Vor- 
teil aber  werde  sich  das  künftige  System  vor  dem  jetzigen  dadurch 
auszeichnen,  dass  diese  Einzelkatastrienmg  für  alle  Vermögens- 
objekte  der   verschiedenen  Kategorien   nach  gleichmässigen  Grund- 
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Sätzen  erfolgt  und  die  der  Katastrierung  zu  Gh-unde  zu  legenden 
Werte  nicht  einer  längst  entschwundenen  Epoche  angehören,  sondern 
mehr  mit  den  Gegenwartswerten  im  Einklang  sich  befinden  werden. 
Auf  dem  Landtag  1897/98  wurde  der  Inhalt  der  vorerwähnten 
, Denkschrift*'  in  beiden  Kammern  in  Betracht  gezogen.  Die  Zweite 
Kammer  stimmte  den  regierungsseitig  gezogenen  Schlussfolgerungen 
schlechthin  zu.  In  der  Ersten  Kammer,  in  der  auch  jetzt  noch  eine 
gewisse  Vorliebe  für  ein  Reinertragskataster  sich  kund  gab,  entzog 
man  sich  gleichwohl  nicht  dem  Gewicht  der  in  der  „Denkschrift" 
niedergelegten  Anschauungen  und  man  verzichtete  demgemäss  auf 
ein  unbedingtes  Festhalten  an  dem  in  der  vorausgegangenen  Tagung 
eingenommenen  Standpunkt.  Durch  die  namens  der  Kammer  durch 
ihren  Berichterstatter  abgegebene  Erklärung,  dass  gegen  die  Vor- 
lage eines  Gesetzentwurfs  über  die  Reform  der  direkten  Steuern 
die  Erste  Kammer  Einwendungen  nicht  weiter  erhebe,  selbstverständ- 
lich unter  dem  Vorbehalt,  betreffs  der  zu  erwartenden  Vorlage  sich 
volle  Freiheit  der  Entschliessung  zu  wahren,  war  für  eine  gesetz- 
geberische Aktion  nunmehr  freie  Bahn  eröflnet  worden.  Demgemäss 
wurde  die  Ausarbeitung  von  Gesetzentwürfen  im  Schoss  der  Re- 
gierung sofort  in  Angriff  genommen  und  eine  entsprechende  Vor- 
lage der  Volksvertretung  zu  Beginn  der  Tagung  von  1899/1900 
unterbreitet. 


lU. 

Inhalt  und  Ziele  der  Steuerreformgesetzentwürfe; 

ihre  Verabschiedung  durch  den  Landtag. 

Bei  der  Frage  der  Neuordnung  des  direkten  Steuerwesens  in 
Baden  lag  ein  enger  Anschluss  an  das  durch  die  preussische 
Steuerreform  gegebene  Vorbild  nahe  und  um  so  näher,  als  in 
der  Zwischenzeit  zwei  deutsche  Staaten,  Braunschweig  und 
Hessen,  dem  preussischen  Vorgang  in  allen  wesentlichen  Grund- 
lagen der  Reform  gefolgt  sind.  Auch  kann  man  A.  Wagner 
der  von  ihm  bei  Behandlung  der  süddeutschen  Steuergesetzgebung 
im  neuesten  Band  seiner  Finanzwissenschaft  (Bd.  IV)  wiederholt 
ausgesprochenen  Ansicht  im  allgemeinen  nur  beipflichten,  dass  vieles 
dafür  spricht,  auch  im  Gebiet  des  Steuerwesens  allmählich  eine 
grössere  Gleichmässigkeit  der  Gesetzgebung  anzubahnen  und  nicht 
„partikularistischer  Vorurteile  halber"    Reformen   in   den   einzelnen 
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Staaten  ohne  Rücksicht  auf  bewährte  Muster  so  zu  gestalten,  dass 
^  statt  einer  Annäherung  eine  noch  grössere  Abweichung  der  ein- 
zelnen Steuenrerfassungen  sich  einbürgere**  (a.  a.  0.  S.  285). 

In    dem    preussischen   Steuerreformwerk    wurde    erstmals     in 
Deutschland  mit  dem  System  der  Ertragssteuerm,  soweit  der  Staat 
als    Steuererheber    in    Betracht   kommt,    grundsätzlich    gebrochen. 
Indem  der  mit  Gesetz  vom  24.  Juni  1891  geschaffenen  Einkommen- 
steuer eine  Vermögenssteuer  (sog.   Ergänzungssteuer,    Gesetz    Tom 
14.  Juli  1893)  angegliedert  wurde,  war  in  dem  grössten  deutschen 
Staate    der  Uebergang   von    der   alten  Objektbesteuerung   zu   dem 
System   der  Personalbesteuerung    in   vollem  Umfange  Wirklichkeit 
geworden.     Dass  man  in  Baden  willens  ist,  diesen  Uebergang  eben- 
falls zu  vollziehen  durch  Umbildung  der  seitherigen  Ertragssteuem 
in  Vermögenssteuern,   ist  den  vorausgegangenen  Ausführungen   zu 
entnehmen.     In  der  Einzelausgestaltung    der   einzuführenden  Ver- 
mögenssteuer weicht  allerdings  die  badische  Reform,  so  wie  sie  in- 
haltlich des  den  Landständen  im  Winter  1899  vorgelegten  Entwurfs 
gedacht  ist,  von  dem  preussischen  Vorbild  nicht  unwesentlich  ab. 
Die  Gründe  hierfür  liegen  vornehmlich  in  der  Verschiedenheit  des 
Ausgangspunkts  der  Reformbestrebungen  und  in  der  Verschiedenheit 
der   Bedeutung   der   direkten   Steuern   für    den    Staatshaushalt   im 
ganzen  hier  und  dort;   teilweise  auch   in  der  gebotenen  Rücksicht- 
nahme auf  wirtschafüiche  Interessen  und  deren  schonliche  Behand- 
lung bei  der  Ueberleitung  von  dem  alten  Steuersystem  in  die  neue 
Ordnung. 

Preussen  hatte  bei  seinem  Reformwerk  ein  doppeltes  Ziel 
vor  Augen:  Einmal  handelte  es  sich  um  einen  rationellen  Ausbau 
der  Steuergesetzgebung  durch  Ersatz  der  Elassensteuer  und  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  durch  eine  diese  beiden  Steuerarten 
verschmelzende,  auf  dem  Grundsatz  der  Deklarationspflicht  beruhende, 
nicht  bloss  wie  seither  nur  die  physischen,  sondern  auch  die  juristischen 
Personen  ergreifende,  progressiv  bis  zum  Einkommen  von  100,000  M. 
wachsende  Einkommensteuer.  Zum  zweiten  stund  eine  Reform  der 
Gemeindesteuergesetzgebung  in  Frage  im  Sinne  der  Erschliessung 
weiterer  Einnahmequellen  für  den  Gemeindehaushalt  bei  gleich- 
zeitiger Gewährung  weitgehender  Autonomie  an  die  Gemeinden  auf 
steuerlichem  Gebiet,  mit  der  Tendenz  indessen,  innerhalb  der  Ge- 
meindebesteuerung der  Realbesteuerung  eine  breitere  Entwicklungs- 
möglichkeit als  seither  zu  verschaffen.     Aus  diesem  Grund  wurden 
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die  sämtlichen  seitherigen  staatlichen  Realsteuern  (Grund-,  Gebäude-, 
Gewerbesteuer,  Bergwerksabgabe)  den  Gemeinden  zur  ferneren 
Nutzung  überwiesen.  Für  den  hierdurch  für  die  Staatskasse  ent- 
stehenden Ausfall,  soweit  er  nicht  durch  die  Mehrerträgnisse  der 
neuen  Einkommensteuer  und  die  Aufhebung  der  bekannten  Lex 
Huene  vom  14.  Mai  1885  gedeckt  war,  sollte  nach  den  ursprüng- 
lichen Absichten  eine  erweiterte,  auch  auf  die  Descendenten  sich 
erstreckende  Erbschaftebesteuerung  Deckung  gewähren.  Später  und 
als  dieser  Vorschlag  in  der  preussischen  Volksvertretung  auf  Wider- 
spruch stiess,  wurde  die  Deckung  durch  eine  Besteuerung  des  Rein- 
vermögens der  physischen,  nicht  auch  der  juristischen  Personen 
angestrebt.  Dabei  ist  der  Ertrag  dieser,  ergänzend  zu  der  Ein- 
kommensteuer hinzutretenden  Vermögenssteuer  derart  kontingentiert, 
dass  Erhöhungen  oder  Minderungen  des  Vermögenssteuerfusses 
( V«  pro  mille)  einzutreten  haben,  je  nachdem  sich  das  Veranlagungs- 
soll von  dem  Betrag  von  35  Mill.  M.  um  5^/o  nach  oben  oder  unten 
entfernt.  Die  Haupteinnahmen  aus  der  direkten  Besteuerung  hat 
demnach  in  Preussen  die  Einkommensteuer  zu  leisten  (Veranlagungs- 
soll 1898/99  von  147  Mill.  M.).  Angesichts  der  grossen  Erträgnisse, 
welche  die  staatlichen  Betriebsverwaltungen  (Domänen,  Forsten, 
Bergwerke,  Lotterie,  Münze,  Seehandlung)  und  vor  allem  die  Eisen- 
bahnen abwarfen  (1898/99  gesamter  Ueberschuss  aller  Betriebsver- 
waltungen 582  Mill.  M.,  darunter  Eisenbahnen  450  Mill.  M.),  spielen 
aber  die  Erträgnisse  aus  direkten  Steuern  in  Preussen  eine  vergleichs- 
weise nicht  sehr  bedeutende  Rolle,  jedenfalls  haben  sie  entfernt 
nicht  die  Bedeutung,  wie  in  anderen  deutschen  Staaten,  in  denen 
direkte  (und  indirekte)  Steuern  den  Hauptteil  der  öffentlichen  Ein- 
künfte liefern  müssen.  Dies  trifft  in  besonderem  Masse  auch  für 
Baden  zu,  das  aus  seinen  Eisenbahnen  nicht  nur  keine  Zuschüsse 
für  den  allgemeinen  Staatshaushalt  flüssig  machen  kann,  vielmehr 
aus  allgemeinen  Staatsmitteln  jährlich  2,5  Mill.  M.  zur  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Eisenbahnschuld  bereit  stellt.  Im  Jahr  1899  haben 
in  Baden  die  Betriebsverwaltungen  (ohne  die  Eisenbahnen)  nur  einen 
Ertrag  von  rund  4,6  Mill.  M.,  die  Einnahmen  aus  Steuern  dagegen 
einen  solchen  von  35,6  Mill.  M.  geliefert;  der  Unterschied  gegen- 
über den  oben  für  Preussen  mitgeteilten  Zahlenergebnissen  ist  in 
die  Augen  springend.  Diese  vorwiegende  Bedeutung  der  direkten 
Steuern  im  Haushalt  des  badischen  Staats,  die  Unthunlichkeit,  bei 
einer  Reform    derselben   auf  nennenswerte   Erträgnisse    aus   diesen 
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Steuern  zu  verzichten,  die  infolge  dessen  nötig  fallende  Höher- 
haltung  des  Steuerfusses  für  die  künftige  Vermögenssteuer  im  Ver- 
gleich mit  Preussen  bedingen  von  vornherein  einen  etwas  anderen, 
durch  besonders  sorgfaltige  Bearbeitung  der  Steuerkataster  die  Inter- 
essen der  Staatskasse  wie  der  Pflichtigen  in  ausreichendem  Masse 
wahrenden  Aufbau  der  geplanten  Vermögenssteuer.  Auch  ein  Ver- 
zicht auf  die  Heranziehung  der  nichtphysischen  Personen  zu  der 
neuen  Vermögenssteuer,  wie  in  Preussen  der  Fall,  war  aus  finan- 
ziellen Gründen  ausgeschlossen,  abgesehen  davon,  dass  es  schwer 
verständlich  gewesen  wäre,  wenn  die  seither  zu  den  staatlichen 
Realsteuern  herangezogenen  nichtphysischen  Personen  der  an  deren 
Stelle  tretenden  Vermögenssteuer  nicht  unterworfen  worden  wären  und 
sie  infolge  hiervon  im  Vollzug  der  Steuerreform  eine  steuerlich 
weitgehende  Erleichterung  genossen  hätten. 

Auch  auf  dem  Gebiet  der  Gemeindebesteuerung  liegen  in  Baden 
die  Verhältnisse  wesentlich  anders  als  in  Preussen.  Die  badische 
Gemeindesteuergesetzgebung  hat  sich  in  langer  Zeit  wohl  bewährt; 
ein  Anlass  zu  tiefgreifenden  Aenderungen  liegt  nicht  vor.  Der 
Grundsatz,  dass  für  die  Zwecke  des  Gemeindehaushalts  vorwiegend 
das  in  der  Gemeinde  vorfindliche  Immobiliarvermögen  einschliesslich 
der  Gewerbe  heranzuziehen  sei  und  dass  dem  Zugriff  auf  das  unfundierte 
Einkommen  im  Weg  der  Einkommen-,  ferner  dass  der  Eapitalrenten- 
besteuerung  gewisse  Schranken  zu  setzen  sind,  ist  längst  einge- 
bürgert. Der  enge  Anschluss  der  Gemeindebesteuerung  an  die 
staatliche,  in  der  Weise  zum  Ausdruck  kommend,  dass  die  Kataster 
der  direkten  Steuern  die  unmittelbare  Unterlage  auch  für  die  Ge- 
meindebesteuerung bilden,  ist  von  jeher  Rechtens  und  die  Gemein- 
den erblicken  in  dieser  Verbindung  des  staatlichen  mit  dem  Ge- 
meindesteuerwesen eine  Wohlthat,  auf  die  sie  keineswegs  verzichten 
woUen.  Für  Baden  hatte  also  ein  Verzicht  des  Staats  auf  seine 
Realsteuern  und  deren  XJeberweisung  an  die  Gemeinden  zur  selb- 
ständigen Verwaltung  nicht  in  Frage  zu  kommen.  Die  Gemeinden 
würden  sich  bei  dieser  XJeberweisung  finanziell  nicht  besser  gestellt 
haben  wie  seither  und  wären  lediglich  vor  die,  bei  kleinen  Gemein- 
den schwer  lösbare,  für  alle  Gemeinden  aber  finanziell  schwer  ins 
Gewicht  fallende  Aufgabe  gestellt  gewesen,  die  Kataster  der  seitheri- 
gen staatlichen  direkten  Steuern  künftighin  auf  eigene  Kosten  fort- 
zuführen. Von  Anfang  ab  herrschte  daher  im  Schoss  der  badischen 
Regierung   Meinungsübereinstimmung    darüber,    dass    der   Vorgang 
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Preussens  nach  dieser  Richtung  badischerseits  nicht  zu  befolgen, 
vielmehr  der  enge  Anschluss  der  Gemeindebesteuerung  an  die  Staats- 
besteuerung nach  wie  vor  aufrechtzuerhalten  sei,  die  künftigen,  für 
die  Zwecke  der  Staatsbesteuerung  aufzustellenden  Kataster  demnach 
auch  fortan  die  Basis  für  die  Gemeindebesteuerung  zu  bilden  hätten. 
Die  Gemeinden  sollen  also  auch  in  Zukunft  die  in  den  Einzel- 
katastem  niedergelegten  Ergebnisse  der  Yeranlagungsarbeiten  für 
die  einzelnen  Arten  des  steuerpflichtigen  Vermögens  und  ebenso  die 
jährlichen  FortfUhrungsarbeiten  unmittelbar  für  die  Zwecke  der 
Oemeindebesteuerung  verwerten,  d.  h.  wie  seither  die  zu  erhebenden 
Umlagebetreffnisse  auf  die  staatlich  ermittelten  Steuerwerte  des 
Grund  und  Bodens,  der  Gebäude,  des  gewerblichen  Betriebskapital- 
und  des  sonstigen  beweglichen  Kapitalvermögens  ausschlagen  können. 
Die  Frage,  ob  ein  Teil  des  Gemeindeaufwands  in  Form  einer  Ver- 
mögenssteuer, d.  h.  unter  ebenfallsiger  Zulassung  eines  Schuld- 
abzugs, unter  immittelbarer  Verwertung  der  staatlich  ermittelten 
Vermögenssteueranschläge  aufzubringen  sei,  kann  später  für  sich 
gelöst  werden.  Das  oben  betreffs  der  Gemeindebesteuerung  Bemerkte 
gilt  in  gleicher  Weise  für  die  Benützung  der  durch  die  staatlichen 
Veranlagungsarbeiten  ermittelten  Steuerwerte  der  einzelnen  Arten 
von  Vermögensobjekten  für  die  Zwecke  der  kirchlichen  Besteuerung 
und  für  diejenigen  der  grösseren  kommunalen  Verbände,  der  Kreise. 
Die  Volksvertretung  hat  diesen  Standpunkt  durchaus  gebilligt. 

Diese  Rücksicht  auf  die  Gemeindebesteuerung  bedingte  in  Ver- 
bindung mit  dem  grossen  finanziellen  Interesse,  das  der  Staat  selber 
an  der  künftigen  Vermögenssteuer  hat,  ein  von  dem  preussischen 
Verfahren  bei  Aufstellung  des  Vermögenssteuerkatasters  wesentlich 
abweichendes  Verfahren.  Mit  der  mehr  oder  weniger  summarischen, 
auf  das  Gesamtvermögen  sich  erstreckenden  Einschätzungsmethode, 
wie  es  das  preussische  Ergänzungssteuergesetz  vorsieht,  wäre  nach 
der  finanziellen  Bedeutung,  welche  in  Baden  den  künftigen  Ver- 
mögenssteuerkatastem  nach  der  Seite  der  Staats-  wie  nach  der 
Seite  der  Gemeindebesteuerung  zukommt,  weder  dem  Staat  noch  den 
Gemeinden  gedient  gewesen.  Den  Staats-  wie  vor  allem  auch  den 
Gemeindesteuerzwecken  können  nur  solche  Kataster  entsprechen, 
welche  an  peinlicher  Sorgfalt  der  Aufstellung  den  seitherigen  Er- 
tragssteuerkatastem  nicht  nachstehen.  Dieses  Ziel  ist  aber  nur  er- 
reichbar, wenn  an  dem  Grundsatz  der  Spezialisierung  der  Kataster- 
arbeiten,   unterschieden    nach    den    verschiedenen    Kategorien    des 
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Vermögensbesitzes,  auch  im  System  der  künftigen  Vermögenssteuer 
festgehalten  wird,  also  füi'  den  Grund  und  Boden,  die  Gebäude,  die 
gewerblichen  Betriebskapitalien,  das  sonstige  bewegliche  Kapital- 
vermögen die  Katasterarbeiten  je  besonders  nach  den  hiefür  mass- 
gebenden gesetzlichen  Normen  bearbeitet  und  die  Vermögenssteuer 
werte  durch  Zusammenrechnung  der  durch  die  Spezialkatasterarbeiten 
ermittelten  Einzelsteuerwerte  der  verschiedenen  Arten  von  Vermögens- 
objekten gebildet  werden.  Abgesehen  von  der  Heranziehung  der 
nichtphysischen  Personen  zur  Vermögenssteuer  liegt  in  dieser  in 
Baden  gewählten  Art  der  Katasterbearbeitung  der  wesentliche 
Unterschied  zwischen  der  preussischen  Gesetzgebung  und  dem  badi- 
schen Reformwerk. 

Der  badische  Gesetzgeber  war  aber  bei  der  Art  der  Lösung 
der  Reformfrage  vor  allem  auch  darauf  bedacht,  nicht  ohne  zwin- 
genden Grund  an  seitherigen  steuerlichen  Einrichtungen  zu  rütteln, 
also  bei  der  reformierenden  Ausgestaltung  des  Vermögenssteuer- 
gedankens im  einzelnen  an  das  geschichtlich  gewordene  sich 
anzulehnen  und  solche  Besonderheiten  des  jetzigen  Systems  bei- 
zubehalten, die  sich  in  langer  Zeit  bewährt  haben  oder  für  deren 
Preisgabe  gewichtige  Gründe  nicht  als  vorliegend  anzusehen  waren. 
So  erklärt  es  sich,  dass  das  Vermögenssteuerprinzip  in  dem  den 
Kammern  vorgelegten  Gesetzentwurf  nicht  durchweg  folgerichtig 
und  streng  ausgebaut  worden  ist,  weder  nach  der  finanztheoretischen 
noch  nach  der  steuertechnischen  Seite.  Das  Ziel  der  Reform  ist 
mit  einem  Wort  mehr  auf  vermögenssteuerartige  Fortbildung 
der  seitherigen  direkten  (Ertrags-)  Steuern,  denn  auf  die 
peinliche  Verwirklichung  des  Vermögenssteuersystems  selber  gerichtet 
gewesen.  Würde  anders  verfahren  worden  sein,  so  wäre  wohl  auf 
eine  Annahme  der  Vorlage  in  den  Kammern,  selbst  in  der  bruch- 
stückweisen Form,  in  der  sie  erfolgte,  nicht,  namentlich  nicht  in 
der  Ersten  Kammer,  zu  rechnen  gewesen. 

Der  Gesetzentwurf,  so  wie  er  an  die  Kammer  ging,  mit 
seinem,  die  künftige  Ordnung  der  Vermögenssteuer  in  allen  Einzel- 
heiten regelnden  Aufbau,  gelangte  in  dieser  Gestalt  nicht  zur  An- 
nahme; es  darf  deshalb  darauf  verzichtet  werden,  in  eine  Dar- 
stellung aller  seiner  Einzelvorschriften  an  dieser  Stelle  einzutreten. 
Es  mag  genügen,  darauf  hinzuweisen,  welche  weitem  Besonderheiten 
ausser  den  bereits  erwähnten  gegenüber  dem  preussischen  Gesetz- 
gebungswerk   in    dem    badischen    Entwurf   enthalten    sind    und    in 
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welchen   Hinsicliten    der    letztere   das   Vermögenssteuerprinzip  teil- 
weise durchbrochen  hat.     In  dieser  Beziehung  ist  zu  bemerken: 

1.  Eine  Vermögenssteuer  sollte  ihrem  Wesen  nach  alle  Ver- 
mögensbestandteile ergreifen,  also  nicht  bloss  die  gesamte  liegen- 
schaftliche, sondern  auch  die  fahrende  Habe.  In  Preussen,  Braun- 
schweig, Hessen  hat  man  diesen  Grundsatz  im  allgemeinen  folgerichtig 
durchgeführt,  mit  Ausnahme  der  sog.  Fahrnisse  (Möbel,  Hausrat 
und  andere  dazu  zählende  bewegliche  körperliche  Sachen),  wobei 
die  Schwierigkeit  der  steuerlichen  Erfassung  dieses  Teils  des  Mobiliar- 
Vermögens  und  die  Schwierigkeit  einer  halbwegs  zutreffenden  Ein- 
schätzung solcher  Vermögensbestandteile  für  die  Freilassung  wesent- 
lich bestimmend  gewesen  ist.  Die  Heranziehung  dieser  Objekte  zur 
Besteuerung  könnte  wohl  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Luxus- 
besteuerung erfolgen;  das  Hausinventar  der  kleinen  Leute  müsste 
wohl  durchweg,  dasjenige  der  eigentlich  besitzenden  Klassen  min- 
destens insoweit,  als  es  sich  um  den  für  jeden  Haushalt  unentbehr- 
lichen Hausrat  handelt,  von  der  Veranlagung  ausgenommen  bleiben. 
Eine  Luxusbesteuerung,  für  welche  Manches  spricht,  wird  sich  daher,  im 
Hinblick  auf  die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  einer  individuellen 
Veranlagung  des  einzelhaushaltiichen  Hausratvermögens,  nicht  wohl 
im  Anschluss  an  eine  Vermögensbesteuerung  ermöglichen  lassen, 
sondern   man  wird   andere  Wege  der  Veranlagung  suchen  müssen. 

2.  Auch  betreffs  des  beweglichen  Eapitalbesitzes  (des  in  Wert- 
papieren und  Forderungen  jeder  Art  angelegten  Vermögens)  sind 
die  Folgerungen  aus  dem  Vermögenssteuerprinzip  nicht  gezogen 
worden,  Folgerungen,  die  nach  dem  Vorgang  der  preussischen  Ge- 
setzgebung dazu  geführt  haben  würden,  diese  Eapitalwerte  nach 
dem  Kurswert  der  Effekten  zu  veranlagen.  Diese  an  sich  richtige 
Veranlagungsweise  ist  indessen  augenscheinlich  mit  grossen  Um- 
ständlichkeiten und  Mühen  für  das  Kapitalistenpublikum  bei  der 
Vornahme  der  jährlichen  Fassionsarbeit  verknüpft;  es  muss  der 
Kurszettel  des  bestimmten,  für  die  Veranlagung  massgebenden  Tags 
zu  Hilfe  genommen  werden,  und  ungeachtet  aller  Sorgfalt  und  Um- 
sicht, die  indessen  bei  der  Mehrzahl  der  Steuerpflichtigen,  die  doch 
dem  Kreis  der  sog.  kleinen  Leute  angehören,  nicht  vorausgesetzt 
werden  darf,  werden  zahlreiche  Irrtümer  unvermeidlich  sein,  die  zu 
ebenso  zahlreichen  Beanstandungen  der  Steuerbehörde  führen  müssen. 
Dermalen,  unter  der  Herrschaft  des  geltenden  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes,    hat    der   Steuerpflichtige    den    Jahresbetrag    der    Zinsen, 
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Dividenden,  Renten  etc.  zu  fatieren  und  es  bildet  der  zwanzigfache 
Betrag  des  fatierten  Zinseinkommens  den  Steueranschlag  (das  Steuer- 
kapital), welches  der  Berechnung  der  Jahressteuerschuldigkeit  an 
Kapitalrentensteuer  zu  Grunde  gelegt  wird.  Würde  von  diesem 
System  der  Fatierung  zu  dem  System  der  Kurswertfatierung  über- 
gegangen, so  ist  auch  ohne  Anstellung  von  Rechenexempeln  klar 
zu  Tage  liegend,  dass  alle  niedrig  im  Kurs  stehenden  Wertpapiere, 
also  namentlich  alle  sog.  exotischen  Werte,  gegenüber  jetzt  eine 
steuerliche  Entlastung,  alle  zu  Pari  oder  über  Pari  notierenden^ 
d.  h.  alle  soliden  Anlagewerte  gegenüber  jetzt  eine  steuerliche  Mehr- 
belastung erfahren  würden.  In  einem  Zeitpunkt,  in  dem  das 
Kapitalistenpublikum  ohnedies  mehr,  als  erwünscht  ist,  exotischen 
Werten  bei  der  Vermögen sanlage  besondere  Beachtung  zu  schenken 
pflegt,  wird  die  steuerliche  Begünstigung  dieser  letzteren  Anlage- 
werte schwerlich  ratsam  erscheinen.  Aus  Anlass  der  Reform  die 
Besitzer  inländischer  solider  Anlagepapiere  thatsächlich  stärker  zu 
belasten,  als  seither  der  Fall  war,  empfiehlt  sich  daher  schon  aus 
obigem  Grunde  nicht,  erscheint  aber  auch  deshalb  wenig  angezeigt, 
weil  die  vor  einigen  Jahren  durchgeführte  Konversion  der  4  ^/o  igen 
Staatspapiere  auf  3^^  ^/o  das  Kapitalistenpublikum',  und  zwar 
wiederum  vorwiegend  das  kleine,  in  besonders  empfindliche  Mit- 
leidenschaft gezogen  hat.  Der  Gesetzentwurf  hat  daher  auf  die 
Fassion  des  Kapitalvermögens  nach  dem  Kurswert  Verzicht  geleistet 
und  im  wesentlichen  das  bisherige  Veranlagungsverfahren  —  Fassion 
des  Jahresbetrags  an  Zinsen,  Renten  etc.  und  Vervielfältigung  des 
Zins-  etc.  Einkommens  mit  20,  um  den  Vermögenssteuerwert  zu 
bilden  —  beibehalten.  Hier  liegt  also  eine  ziemlich  starke  In- 
kongruenz mit  dem  Vermögenssteuerprinzip  vor,  an  dem  aber  der 
Gesetzentwurf  glaubte  festhalten  zu  sollen. 

3.  Wenn  inhaltlich  der  vorstehenden  Ausführungen  das  Ver- 
mögenssteuerprinzip im  Interesse  der  steuerlichen  Schonung  bestimmter 
Klassen  von  Steuerpflichtigen  preisgegeben  beziehungsweise  einge- 
schränkt wurde,  so  hat  es  in  dem  Entwurf  auf  einem  anderen  Gebiet 
und  zwar  auf  demjenigen  der  gewerblichen  Betriebskapitalien  eine 
verschärfte  Anwendung  erfahren.  Die  gewerblichen  Betriebskapitalien 
waren  schon  seither  nach  dem  laufenden  Wert  (Verkehrswert)  zu 
veranlagen,  eine  Veranlagungsweise,  wie  sie  mit  Einführung  der 
Vermögenssteuer  betreffs  des  unbeweglichen  Vermögensbesitzes  — 
Grundstücke,  Gebäude  —  erstmals  grundsätzlich  Platz  greifen  solK 
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üeberall  aber,  wo  die  laufenden  Werte  (Verkehrswerte)  des  Immo- 
biliaryermögens  zur  Zeit  der  Neuaufstellung  des  Vermögenssteuer- 
katasters  höhere  sein  werden  als  die  in  den  seitherigen  Katastern 
nachgewiesenen  Veranlagungswerte  (Steuerkapitalien),  haben  die 
Besitzer  dieser  Vermögensobjekte  mit  einer  Hinaufsetzung  der  Steuer- 
anschläge zu  rechnen.  Bei  den  Besitzern  der  gewerblichen  Betriebs- 
kapitalien kann  dagegen,  da  anlässlich  der  Einführung  der  Ver- 
mögenssteuer in  der  Art  ihrer  steuerlichen  Veranlagung  sich  nichts 
ändert,  diese  Folge  nicht  eintreten.  Würde  nun,  wie  die  grossherzogl. 
Regierung  vorläufig  annimmt,  mit  der  Einführung  der  Vermögens- 
steuer der  seitherige  Steuersatz  von  15  Pf.  eine  Heruntersetzung 
auf  10  Pf.  erfahren,  so  würden  alle  Besitzer  gewerblicher  Steuer- 
kapitalien, also  auch  die  grössten  und  leistungsfähigsten  Grossbetriebe 
in  Industrie  und  Handel,  in  ihrer  Steuerlast  um  ein  volles  Drittel  er- 
mässigt  werden.  Eine  solche  plutokratische  Wirkung  der  neuen  Ver- 
mögenssteuer, welch  letztere  doch  die  steuerliche  Erleichterung  der 
steuerschwächeren  Schultern,  nicht  aber  eine  solche  auch  der  steuer- 
kräftigen Elemente  anstrebt,  konnte  nicht  in  der  Absicht  der  Regierung 
liegen.  Der  Entwurf  schlägt  deshalb  fttr  die  gewerblichen  Betriebs- 
kapitalien, von  einer  gewissen  Höhe  des  gewerblichen  Betriebs- 
kapitalvermögens an,  eine  progressive  Skala  in  der  Weise  vor,  dass 
die  Wertanschläge  der  gewerblichen  Betriebskapitalien  von  einem 
Betrag  von  25,000  M.  ab  in  gewissen  Abstufungen  einem  prozen- 
tualen Zuschlag  unterworfen  werden  sollen,  der  mit  10  ^/o  beginnen 
und  bei  Betriebskapitalien  im  Wert  von  125,000  M.  und  mehr 
mit  50®/o  enden  soll.  Diese  progressiv  steigenden  Zuschläge  zu 
den  Wertanschlägen  der  gewerblichen  Betriebskapitalien  werden 
bewirken,  dass  zwar  die  kleineren  und  mittleren  Handels-  und  Ge- 
werbebetriebe in  gewissen  Abstufungen  gegen  seither  eine  steuer- 
liche Erleichterung  gemessen,  was  ihnen  wohl  zu  gönnen  ist,  dass 
dagegen  die  grossen  Betriebe,  unter  denen  sich  wohl  die  meisten 
OeseUschaftsbetriebe  (Aktiengesellschaften)  befinden  werden,  von 
einer  solchen  Erleichterung  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Wirkung 
der  Progression  im  einzelnen  wird  sich  dergestalt  äussern,  dass  an 
der  vollen  Erleichterung,  d.  h.  im  Betrag  von  einem  Drittel  der 
seitherigen  Steuerbetreffnisse,  92  ^/o  der  steuerpflichtigen  Inhaber  von 
gewerblichen  Betriebskapitalien  mit  rund  22%  des  Gesamtsteuer- 
kapitals teilnehmen.  Nicht  erleichtert  würden  rund  1  ^/4  %  der 
Steuerpflichtigen  mit  etwa  60  %  des  Gesamtsteuerkapitals,  dem  Rest 
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würde  in  stufenweisen  Beträgen  eine  teilweise  Erleichterung  gegen 
seither  zu  Teil  werden. 

4.  Eine  Einschränkung  des  Vermögenssteuerprinzips  und  eine 
Abweichung  von  der  Ordnung  des  Gegenstandes  in  Preussen  tritt 
endlich  auch  darin  zu  Tage,  dass  der  Entwurf,  in  dieser  Hinsicht 
manchen  Wünschen  der  Ersten  Kammer  Rechnung  tragend,  den 
Schuldenabzug  gewissen  Einschränkungen  unterwirft.  In  Preussen  sind 
nur  solche  Schulden  nicht  abzugsfähig,  welche  zur  Bestreitimg  der 
laufenden  Haushaltungskosten  eingegangen  sind,  also  unter  den  Be- 
griff der  sog.  Haushaltungsschulden  fallen.  Nach  dem  badischen 
Entwurf  sollen  bei  Berechnung  des  Schuldenabzugs  jene  Beträge 
ausser  Betracht  bleiben,  welche  für  Anschaffung  oder  für  Herstellimg 
Yon  Vermögensteilen  geschuldet  werden,  die  der  Vermögenssteuer 
nicht  (wie  dies  für  landwirtschaftliche  Betriebskapitalien  und  das  häus- 
liche Fahmisvermögen  zutrifft)  oder  noch  nicht  unterliegen  (z.  B. 
geschuldete  Beträge  für  unvollendete  Gebäude,  welche  noch  nicht 
zur  Steuer  herbeigezogen  werden  können).  Die  Nichtberücksichtigung 
dieses  Teils  von  Schulden  bei  der  Veranlagung  zur  Vermögenssteuer 
ist  eine  selbstverständliche  Folge  der  dauernden  oder  zeitweisen  Frei- 
lassung bestimmter  Vermögensobjekte  von  der  Vermögenssteuer  und 
bedarf  daher  kaum  einer  Erläuterung.  Der  badische  Entwurf  hat 
aber  das  Schuldenabzugsprinzip  hoch  dahin  weiter  eingeschränkt, 
dass  der  Schuldenabzug  eines  Pflichtigen  die  Hälfte  der  Summe  der 
Vermögenssteuerwerte,  mit  denen  er  veranlagt  ist,  nicht  über- 
schreiten soll.  Wer  also  mit  Vermögensobjekten  im  Wert  von 
100,000  M.  im  Kataster  erscheint,  kann  höchstens  den  Abzug  von 
50,000  M.  Schulden  beanspruchen,  auch  wenn  der  thatsächliche 
Schuldenstand  sich  höher  beläuft.  Diese  auf  den  ersten  Blick  etwas 
auffallende  Vorschrift  erklärt  sich  einmal  daraus,  dass,  wie  oben 
erwähnt,  die  Grundstücks-  und  Gebäudeveranlagungen  für  längere 
Zeit  (mindestens  für  10  Jahre)  in  Geltung  gesetzt  bleiben,  eintretende 
Werterhöhungen  also  nicht  sofort  erfasst  werden  können,  während 
die  Schulden  alljährlich  nach  dem  neuesten  Stand  fatiert  werden 
dürfen.  Es  leuchtet  ein,  dass  ein  Eigentümer,  welchem  durch  das 
steuerlich  nicht  sofort  erfassbare  Steigen  seiner  Grundstücks-  oder 
Gebäudewerte  die  Aufiiahme  einer  weiteren  Hypothek  ermöglicht 
wird,  durch  Anmeldung  dieser  weiteren  Hypothek  eine  Herabminde- 
rung seines  Vermögenssteueranschlags  und  damit  seiner  Steuer- 
schuldigkeit erzielen  kann,  obgleich  er,  eben  infolge  der  eingetretenen 
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Wertsteigerungen  seines  Immobiliarbesitzes,  ungeachtet  der  Erhöhung 
seines  Scbuldenstandes  eine  Verschlechterung  seiner  Yermögens- 
.yerhältnisse  nicht  zu  Terzeichnen  hat.  Für  die  in  Rede  stehende 
Ordnung  des  Schuldabzugs  sind  aber  auch  finanzielle  Erwägungen 
massgebend  gewesen.  Regierungsseitig  wird  grösster  Wert  darauf 
gelegt,  dass  mit  Einführung  der  Vermögenssteuer  ein  höherer  Steuer- 
satz als  10  Pf.  von  100  M.  Vermögenssteueranschlag  nicht  erhoben 
werde  (jetziger  Ertragssteuersatz  15  Pf.  von  100  M.  Ertragssteuer- 
kapital, Vermögenssteuersatz  in  Preussen  5  Pf.  von  100  M.).  Die 
sofortige  Zulassung  des  vollen  und  uneingeschränkten  Schuldabzugs 
würde  indessen  einen  Ausfall  an  Steuergefällen  in  einem  solchen 
Umfang  im  Gefolge  haben,  dass  von  der  Festhaltung  eines  künftigen 
Vermögenssteuerfusses  von  10  Pf.  nicht  wohl  die  Rede  sein  könnte. 
Je  weiter  sich  der  künftige  Vermögenssteuerfuss  von  diesen  10  Pf. 
nach  oben  hin  entfernt,  um  so  bedeutender  werden  die  Lasten  Ver- 
schiebungen infolge  der  neuen  Eatastrierung  der  Vermögenswerte 
bei  Einführung  der  Vermögenssteuer  sein.  Diese  Lastenverschiebun- 
gen in  verhältnismässig  engen  Grenzen  zu  halten,  ist  ein  Ziel,  das 
der  Gesetzgeber  bei  der  Durchführung  von  Steuerreformen  allen 
Anlass  hat  ebenfalls  im  Auge  zu  behalten;  und  der  Verwirklichung 
dieses  Ziels  soll  demnach  im  Sinne  des  regierungsseitig  vertretenen 
Standpunkts  das  Postulat  des  sofortigen  vollen  und  uneingeschränk- 
ten Schuldenabzugs  sich  zunächst  unterordnen. 

Der  den  Landständen  vorgelegte  Gesetzentwurf  über  die  Ein- 
führung einer  Vermögenssteuer  zerfiel  in  sieben  Abschnitte.  Der 
erste  Abschnitt  gab  im  wesentlichen  allgemeine  Normen  über  die 
Steuerpflicht  in  subjektiver  und  objektiver  Hinsicht  und  über  den 
Beginn  und  das  Ende  der  Steuerpflicht  sowie  die  Art  der  Steuer- 
entrichtung. Abschnitt  IL  bis  mit  V.  ordneten  im  einzelnen  das 
steuerliche  Veranlagungsverfahren  für  die  Grundstücke,  die  Gebäude, 
die  gewerblichen  Betriebskapitalien  und  das  sonstige  bewegliche 
Kapitalvermögen.  Abschnitt  VL  enthielt  die  Strafvorschriften  und 
Abschnitt  VII.  die  Schlussbestimmungen.  Aus  letzteren  ist  hervor- 
zuheben, dass  mit  der  Verabschiedung  des  Gesetzes  zunächst  nur 
diejenigen  Bestimmungen  sofort  in  Kraft  treten  sollten,  die  sich  auf 
die  neu  vorzunehmende  Veranlagung  der  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Grundstücke  einschliesslich  der  Bauplätze  und  auf  die  Be- 
stellung der  Veranlagungsbehörden  bezogen,  während  es  der  Verein- 
barung in  einem  besonderen  Gesetz  vorbehalten  bleiben  sollte,  auf 
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welchen  Zeitpunkt  die  Vermögenssteuer,  nachdem  die  nötigen  Kata- 
strienmgsarbeiten  beendet  sind  imd  deren  Ergebnisse  vorliegen,  und 
mit  welchem  Umlagefuss  sie  erstmals  zur  Erhebung  zu  gelangen  hätte* 

Die  Kammern  haben  indessen  von  den  sieben  Abschnitten  des 
Ent^/irurfs  nur  diejenigen,  welche  sich  auf  die  Vornahme  der  Neu- 
aufstellung des  Grund-  und  Gebäudesteuerkatasters  beziehen  und 
welche  nach  den  Bestimmungen  des  Entwurfs  zunächst  allein  mit 
sofortiger  Wirksamkeit  in  Kraft  zu  setzen  waren,  nicht  aber  auch 
die  weiteren  Abschnitte  des  Entwurfs,  deren  Bestimmungen  erst  später 
(nach  Abschluss  der  Katastrierungsarbeiten)  in  Eüraft  zu  treten  hätten, 
berathen  und  zum  Beschluss  erhoben.  Die  Gründe  für  diese  gesetz- 
geberische Teilung  des  Stoffes  sind  in  dem  von  dem  Abg.  Zehnter 
erstatteten  Kommissionsbericht  der  Zweiten  Kammer  eingehend  dar- 
gelegt und  sollen  deshalb  diese  Auslassungen  hier  Aufnahme  finden. 
Der  Bericht  besagt: 

„Der  Gesetzentwurf  über  die  Vermögenssteuer  wurde  nebst 
zwei  weiteren  von  der  grossherzogl.  Regierung  gleichzeitig  vor- 
gelegten Gesetzentwürfen,  von  denen  der  eine  die  Abänderung  des 
Einkommensteuergesetzes,  der  andere  das  Verfahren  bei  der  Ver- 
anlagung zu  den  direkten  Steuern  betrifft,  durch  Beschluss  der 
Zweiten  Kammer  vom  15. /22.  Januar  1900  an  eine  Kommission  von 
17  Mitgliedern  zur  Vorberatung  überwiesen;  desgleichen  unterm 
15.  Februar  1900  eine  von  den  Städten  der  Städteordnung  ein- 
gekommene darauf  bezügliche  Petition  d.  d.  Karlsruhe,  den  9.  Fe- 
bruar 1900.  Die  Kommission  hat  jedoch,  da  eine  namhafte  Zahl 
ihrer  Mitglieder  zugleich  der  Budgetkommission  angehört,  wegen  der 
in  dieser  Kommission  fortdauernden  Beratungen  erst  gegen  Mitte  Mai 
an  ihre  Arbeit  herantreten  können.  Zu  dieser  Zeit  war  die  Land- 
tagssession bereits  soweit  vorgerückt,  dass  sich  notwendig  die  Frage 
auf  werfen  musste,  ob  es  überhaupt  noch  möglich  sein  werde,  alle 
drei  Gesetzentwürfe  in  ihrem  ganzen  umfang  in  der  Zweiten  Kammer 
so  rechtzeitig  zu  verabschieden,  dass  ihre  Beratung  auch  in  der 
Ersten  Kammer  noch  ohne  Beeinträchtigung  der  Gründlichkeit  zu 
Ende  geführt  werden  könne.  Die  Kommission  trat  daher  unterm 
15.  Mai  in  Anwesenheit  von  Vertretern  der  grossherzogl.  Regierung 
zunächst  zu  einer  Beratung  über  die  Frage  zusammen,  wie  sie  im 
Hinblick  auf  die  angedeutete  Sachlage  die  ihr  zugewiesene  Aufgabe 
am  besten  zu  fordern  in  der  Lage  sei.  Sie  kam  dabei  unter  Zu- 
stimmung der  Regierungsvertreter  zu  der  Meinung,  dass,  statt  alle 
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drei  Gesetzentwürfe  vollständig  in  der  Kommission  zu  bearbeiten, 
dabei  aber  Gefahr  zu  laufen,  dass  dann  für  die  Erledigung  im 
Plenum  der  Zweiten  und  vollends  in  der  Ersten  Kammer  nicht  mehr 
die  nötige  Zeit  übrig  bliebe,  es  vorzuziehen  sei,  sich  auf  eine  kleinere 
Aufgabe  zu  beschränken,  diese  aber  so  zeitig  fertigzustellen,  dass 
zu  ihrer  Durchberatung  in  den  beiden  Kammern  noch  ausreichend 
Zeit  übrig  bleibt.  Demgemäss  beschloss  die  Kommission,  zwar  die 
Gesetzentwürfe  über  die  Abänderung  des  Einkommensteuergesetzes 
und  über  die  Veranlagung  zu  den.  direkten  Steuern  vollständig,  aus 
dem  Entwurf  über  die  Vermögenssteuer  aber  nur  diejenigen  Teile 
zu  beraten,  welche  sich  auf  die  erstmalige  Aufstellung  der  Grund- 
stücks- und  Gebäudekataster  beziehen,  die  übrigen  Teile  dieses  Ge- 
setzentwurfes dagegen  der  Erledigung  auf  einem  späteren  Landtag 
vorzubehalten." 

»Dieses  Verfahren,  aus  dem  Gesetzentwurf  über  die  Vermögens- 
steuer die  Bestimmungen  über  die  erste  Aufstellung  der  Grundstücks- 
und Gebäudekataster  zur  selbständigen  Bearbeitung  herauszugreifen, 
ist  ohne  Schwierigkeit  möglich,  da  diese  Teile  keinen  notwendigen 
Zusammenhang  mit  den  übrigen  Teilen  des  Entwurfes  haben;  ja  die 
vorgängige  Aufstellung  dieser  Kataster  erscheint  insofern  sogar  als 
wünschenswert,  als  sich  erst  nach  ihrer  Aufstellung  und  einer  probe- 
weisen Feststellung  der  Schulden  der  Steuerpflichtigen  mit  einer  ge- 
wissen Zuverlässigkeit  die  Wirkungen  der  beabsichtigten  Ausgestal- 
tung des  Vermögenssteuergesetzes  übersehen  lassen.  Freilich  lässt 
sich  dagegen  immerhin  auch  ein  gewisses  Bedenken  geltend  machen. 
Die  Aufstellung  der  Grundstücks-  und  Häuserkataster  ist  nur  ein 
vorbereitender  Schritt  zur  Einführung  einer  Vermögenssteuer;  um  zu 
einer  solchen  wirklich  zu  gelangen,  bedarf  es  nicht  nur  weiter  der 
Katastrierung  der  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapitalien,  sowie 
des  Kapitalvermögens,  sondern  namentlich  auch  einer  Reihe  von  all- 
gemeinen Bestimmungen,  wie  sie  jetzt  in  dem  vorliegenden  Abschnitt  I. 
des  Vermögenssteuergesetzentwurfs  vorgesehen  sind.  Würden  später 
diese  weiter  nötigen  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  zu  stände 
kommen,  so  wäre  die  Aufstellung  der  Grundstücks-  und  Gebäude- 
kataster ein  nutzloses  Werk.  Diese  Kataster  könnten  nicht  einmal 
ohne  weiteres  an  die  Stelle  der  jetzigen  Grund-  und  Häusersteuer- 
kataster  gesetzt  werden,  weil  sie  nach  wesentlich  anderen  Grund- 
sätzen aufgestellt  werden  sollen,  als  die  jetzigen  Kataster  für  Grund- 
und  Häusersteuer,  und  weil  bei  einfacher  Substituierung  der  neuen 
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Kataster  an  die  Stelle  der  jetzigen  sich  voraussichtlich  eine  nicht 
unbedeutende,  aber  völlig  unbegründete  Verschiebung  der  Steuerlast 
zu  Ungunsten  der  Grund-  und  H'äusersteuerpflichtigen  jedenfalls  schon 
aus  dem  Grunde  ergeben  würde,  weil  bei  diesen  neuen,  auf  dem 
Gedanken  der  Verkehrswertsbesteuerung  beruhenden  Grundstücks- 
und Gebäudekatastem  ein  Schuldenabzug  nicht  stattfinden  soll,  wäh- 
rend ein  solcher  bei  der  Veranlagung  zur  Gewerbe-  und  zur  Kapital- 
rentensteuer wenigstens  in  gewissem  Umfange  schon  jetzt  zugelassen 
ist.  Die  Aufstellung  der  neuen  Grundstücks-  und  Gebäudekataster, 
wie  sie  in  den  Abschnitten  ü.  und  HL  des  Vermögenssteuergesetz- 
entwurfes vorgeschlagen  ist,  ist  aber  ein  Werk,  welches  nicht  nur 
eine  grosse  und  lange  Arbeit,  sondern  auch  sehr  bedeutende  Kosten 
verursacht.  Es  wäre  gewagt,  die  Inangriffnahme  dieser  Arbeit  ge- 
setzlich anzuordnen,  wenn  man  nicht  willens  wäre  und  mit  Sicherheit 
darauf  rechnen  könnte,  dass  auch  diejenigen  Teile  des  vorliegenden 
Entwurfes  eines  Vermögenssteuergesetzes,  welche  jetzt  zunächst  zu- 
rückgestellt werden  sollen,  später  eine  auf  dem  Grundgedanken  der 
Vermögenssteuer  aufgebaute  gesetzliche  Regelung  erhalten  werden. 
Nach  der  Stellung,  die  die  gesetzgeberischen  Faktoren  seither  zu 
dem  Gedanken  einer  Umbildung  unserer  Ertragssteuem  in  eine  ein- 
heitliche Vermögenssteuer  eingenommen  haben,  glaubt  jedoch  die 
Kommission,  sich  für  versichert  halten  zu  dürfen,  dass,  wenn  die 
im  folgenden  gemachten  Vorschläge  die  Zustimmung  der  beiden 
Kammern  finden,  dann  auf  einem  folgenden  Landtag  auch  diejenigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  zu  stände  kommen  werden,  welche  not- 
wendig sind,  um  die  Kataster  für  die  gewerblichen  Anlage-  und 
Betriebskapitalien  und  die  Barkapitalien  dem  Gedanken  der  Ver- 
mögenssteuer anzupassen  und  die  Vermögenssteuer  selbst  zur  Ein- 
führung zu  bringen.  Die  Kommission  hält  es  daher  für  unbedenk- 
lich, in  der  von  ihr  oben  vorgeschlagenen  Weise  vorzugehen.** 

Die  badische  Finanzleitung  hat  dieser  Behandlung  Widerspruch 
nicht  entgegengesetzt,  konnte  sich  vielmehr  mit  der  vorgeschlagenen 
Teilbehandlung  der  Gesetzgebungsmaterie  aus  drei  Gründen  gerne 
befreunden:  1.  weil  bei  der  vorgerückten  Zeit  mit  der  Möglichkeit 
zu  rechnen  war,  dass  der  Entwurf  in  der  Gesamtheit  seiner  Be- 
stimmungen nicht  mehr  durchberaten  werden  konnte  und  unerledigt 
blieb  und  eine  Verschiebung  der  Reform  um  volle  2  Jahre  be- 
deutet hätte;  2.  weil  mit  dieser  Teilerledigung  der  Beginn  derjenigen 
Arbeiten  —  der  unumgänglichen  Katastrierungsarbeiten  — ,  welche 
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Vorbedingung  fOr  die  Einführung  der  Vermögenssteuer  sind,  ge- 
sichert war;  3.  weil  in  betreff  mancher  mehr  oder  weniger  ange- 
fochtenen Bestimmungen  des  Entwurfs  ein  abschliessendes  Urteil 
über  die  Art  ihrer  Formulierung  in  der  That  eher  möglich  war  und 
daher  auch  eine  Verständigung  der  gesetzgebenden  Faktoren  leichter 
erreichbar  schien,  wenn  erst  einmal  die  neuen  Kataster  vorliegen, 
das  Vermögenssteuerkataster  als  solches  aufgestellt  ist  und  danach 
die  Wirkungen  der  neuen  Ordnung  im  ganzen  und  nach  der  Seite 
der  eintretenden  Lastenverschiebungen  unter  den  einzelnen  Berufs- 
gruppen völlig  klar  zu  übersehen  sind.  Die  Hauptsache  für  die 
Regierung  war,  dass  das  Verkehrswertprinzip  als  Basis  der  neuen 
Katastrierung  als  solches  gesetzliche  Anerkennung  fand;  dies  ist 
aber  —  wenn  schon  in  der  Ersten  Kammer  mit  einigen  Vorbehalten  — 
in  Wirklichkeit  erreicht  worden.  Die  Annahme  des  Teilentwurfs 
selbst  erfolgte  in  den  beiden  E^mmem  einstimmig  und  das  Gesetz 
wurde  imter  dem  9.  August  1900  verkündet^).  Mit  diesem  Gesetz  ist 
also  erst  das  Fundament  der  Steuerreform  gelegt  worden;  mit  den 
die  Reform  abschliessenden  gesetzgeberischen  Bestimmungen  wird 
sich  daher  die  badische  Volksvertretung  in  einigen  Jahren  noch  ein- 
mal zu  befassen  haben,  sobald  die  Ergebnisse  der  im  Jahr  1901  in 
Gang  zu  setzenden  neuen  Katastrierungsarbeiten  völlig  vorliegen. 
Baden  wird  dann  in  die  Reihe  derjenigen  Staaten  ebenfalls  eintreten, 
welche,  wie  Preussen,  den  Uebergang  von  der  alten  Objekt-  zur 
ausgesprochenen  Personalbesteuerung  bereits  vollzogen  haben  oder, 
wie  Braunschweig  und  Hessen,  im  Begriff  sind,  diesen  Uebergang 
zu  vollziehen. 

Zugleich  mit  dem  Entwurf  eines  Vermögenssteuergesetzes  hatte 
die  badische  Regierung  zwei  weitere  Steuergesetzentwürfe  vorgelegt. 
Der  eine  bezweckte  eine  durchgängige  Revision  der  Einkommen- 
steuergesetzgebung an  Hand  der  seit  16  Jahren  vorliegenden 
finanzpolitischen  und  steuertechnischen  Eifahrungen  und  hob  vor 
allem  auf  eine  steuerliche  Erleichterung  der  minder  leistungsfähigen 
Schultern  ab.  In  letzterer  Hinsicht  ist  im  besonderen  hervorzuheben 
die  Bestimmung,  welche  bezweckt,  das  seither  auf  den  Betrag  von 
500  M.  fixierte  steuerfreie  Existenzminimum  auf  900  M.  zu  erhöhen. 
Die  Folge  dieses  Vorschlags,  der  in  den  gegen  früher  veränderten, 
weil  kostspieliger  gewordenen  Lebensverhältnissen  und  in  dem  Scho- 


*)  Dasselbe  ist  unten  mitgeteilt.    D.  H. 
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nungsbedürfnis  der  steuerschwächsten  Volksschichten  seine  sachliche 
Begründung  hat,  übrigens  auch  steuertechnische  Vorteile  bietet  (in- 
folge der  Erleichterung  des  Veranlagungsverfahrens  und  des  Weg- 
falls zahlreicher  Eintreibungen),  wird  die  Freilassung  yon  beiläufig 
der  Hälfte  aller  seither  Einkommenssteuerpflichtigen  d.  h.  yon  etwa 
200,000  Personen  sein,  welche  den  Reihen  der  landwirtschaftlichen 
Tagelöhner  und  kleinsten  Grundbesitzer,  ferner  den  Reihen  des 
kleinen  Handwerker-  und  Handelsstandes,  sowie  namentlich  den- 
jenigen der  Arbeiterbevölkerung  angehören.  Für  die  Staatskasse 
wird  diese  Erhöhung  der  Steuerfinanzgrenze  einen  Einnahmeausfall 
yon  rund  400,000  M.  bedeuten. 

Der  zweite  Gesetzentwurf  —  sog.  Veranlagungsgesetz  — 
fasst  die  Vorschriften  der  seitherigen  sog.  Eatastergesetze  vom  Jahr 
1854  und  1880  in  einer  den  neuzeitlichen  Verhältnissen  und  An- 
schauungen angepassten  Fassung  zusammen.  Seinem  wesentlichen 
Inhalt  nach  ist  er  bestimmt,  den  Aufgabekreis  der  Schatzungsrate 
und  der  staatlichen  Veranlagungsbeamten  (Steuerkommissäre)  bei  dem 
steuerlichen  Veranlagungsyerfahren  im  einzelnen  bestimmt  zu  regeln 
und  zugleich  die  Rechtsmittel  zu  ordnen,  die  den  Steuerpfiichtigen 
im  Veranlagungsyerfahren  zustehen  (Anrufung  der  Entscheidung  der 
Steuerdirektion  gegen  die  Beschlüsse  des  Schatzungsrats;  Klagerecht 
gegen  die  Entscheidungen  der  Steuerdirektion  bei  dem  Verwaltungs- 
gerichtshof). 

Die  beiden  Gesetze  wurden  mit  unwesentlichen  Aenderungen 
in  beiden  Kammern  ebenfalls  einstimmig  angenommen  und  unterm 
6.  August  1900  yerkündet^). 

Wenn  in  einigen  Jahren  das  Vermögenssteuergesetz  seinem 
endgültigen  Abschluss  entgegengeführt  sein  wird,  woran  nicht  wohl 
zu  zweifeln  ist,  so  wird  damit  die  in  den  90er  Jähren  begonnene 
Umbildung  der  badischen  Steuergesetzgebung  als  im  wesentlichen 
abgeschlossen  zu  erachten  sein.  Als  Bestandteile  dieser  reformieren- 
den Arbeiten  auf  steuerlichem  Gebiet  der  letzten  6  Jahre  sind  zu 
erwähnen:  das  Gesetz  yom  26.  Juni  1894,  welches  eine  wesentliche 
Verschärfung  der  Progressionsskala  in  der  Einkommensbesteuenmg 
brachte  und  die  Strafyorschriften  des  Kapitalrentensteuergesetzes 
strenger  ausgestaltete^);  das  neue  Biersteuergesetz  yom  30.  Juni  1896, 


^)  Die  beiden  Gesetze  sind  unten  mitgeteilt.    D.  H. 
»)  Vgl.  Finanzarchiv  12  (1895)  S.  173  f. 
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das  die  alte  Eesselsteuer  beseitigte  und  durch  die  Besteuerung  des 
Malzverbrauchs  (nach  bayerischem  Vorgang)  ersetzte  ^) ;  zwei  an  die 
Stelle  der  alten  Acciseordnung  tretenden  Gesetze,  nämlich  eines  über 
die  Besteuerung  des  Grundstücksverkehrs  (Verkehrssteuer)  vom  6.  Mai 
1899  und  das  Erbschafks-  und  Schenkungssteuergesetz  vom  14.  Juni 
1899*),  welche  Gesetze  die  Besteuerung  des  Uebergangs  von  Liegen- 
schaften an  dritte  Personen  im  Weg  des  Verkaufs  oder  Tauschs  und 
des  Uebergangs  von  Vermögen  an  Dritte  im  Weg  der  Erbschaft  oder 
Schenkung  im  Anschluss  an  die  Vorschriften  des  neuen  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  einer  völlig  neuen  Ordnung  unterziehen;  endlich  das 
Wandergewerbesteuergesetz  vom  8.  Mai  1900.  Ob  eine  Spezial- 
besteuerung  der  Grosswarenhäuser  (Bazare  etc.)  im  Sinn  der  in  der 
Zweiten  Kammer  der  Landstände  gegebenen  mehrfachen  Anregungen 
in  die  Wege  geleitet  werden  wird,  bildet  zur  Zeit  den  Gegenstand 
prüfender  Erwägungen. 

„Die  Geschichte  der  Entwicklung  der  badischen  direkten  Steuern 
im  19.  Jahrhundert,*  sagt  A.  Wagner  am  Schlüsse  einer  Abhand- 
lung über  das  badische  Besteueruiigswesen  (Bd.  IV  der  Finanzwissen- 
schaft S.  288)  —  und  mit  dieser  Ausführung  des  bekannten  Ge- 
lehrten möge  unsere  Darstellung  schliessen  — ,  „zeigt  wiederum  an 
einem  besonders  guten  Beispiel,  wie  auch  in  einem  Land,  das  noch 
nicht  in  dem  Masse  Industrie-  und  Handelsstaat  wie  Sachsen  und 
Rheinland  geworden  ist  und  das  so  höchst  eigenartige  landwirt- 
schaftliche Besitz-,  Betriebs-  und  Kulturverhältnisse  hat,  der  Fort- 
gang von  der  Ertrags-  und  Objekt-  zu  der  Einkommens-,  Vermögens- 
und Subjektbesteuerung  unaufhaltsam  ist,  im  Gefolge  der  immer 
grösseren  Differenzierung  und  Individualisierung  der  Wirtschafbsver- 
hältnisse,  der  Veränderung  der  Technik  und  Oekonomik  der  Pro- 
duktion, des  Verkehrs  und  seiner  Anstalten,  der  Entwicklung  der 
Kreditwirtschaft,  der  Verschuldungsverhältnisse.  Nur  so  kann, 
wenigstens  auf  diesem  Spezialgebiet  der  Besteuerung,  den  Bedürf- 
nissen der  Finanzen,  den  Grundsätzen  der  Beweglichkeit,  der  Leistungs- 
fähigkeit und  den  übrigen  steuerpolitischen  Grundsätzen  durch  die 
Steuertechnik  Rechnung  getragen  werden." 


»)  Vgl.  Finanzarchiv  13  (1896)  S.  676  f. 
^  Dasselbe  folgt  unten.    D.  H. 
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geführt 

an  der  GescUolite  der  preussisolieiL  Mahl-  und  SoUaclitstener. 

Nach  gedruckten  und  ungedruckten  Quellen  0. 

Von  „  ^^ 

Motto: 

Professor  in  Giessen.  propter  hoc  nachweisen? 

Einleitung. 

Im  folgenden  sollen  die  Resultate  einer  mehr  als  20jährigen  mühe- 
und  entsagungsvollen  Arbeit  den  Fachgenossen  vorgelegt  werden, 
mühevoll,  denn  es  mussten  wahre  Berge  von  Zahlen  zusammengetragen 
und  verarbeitet  werden,  entsagungsvoll,  denn  es  war  keine  Kleinig- 
keit, Lustrum  auf  Lustrum  als  Gelehrter  gewissermassen  verschoUen 
zu   sein,    und   doch    musste    seit  Beginn    dieser  Arbeit   mindestens 


')  Gleich  an  dieser  Stelle  treibt  es  mich,  verschiedenen  Behörden  und 
Personen  meinen  besten  Dank  für  Förderung  dieser  Arbeit  abzustatten.  Vor 
allem  gilt  dies  dem  königl.  preuss.  Finanzministerium,  welches  mir  mit  4^t 
grössten  Bereitwilligkeit  sämtliches  Aktenmaterial  Über  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer, soweit  dasselbe  noch  existierte,  hierher  nach  Giessen  zur  langjährigen 
Benutzung  übersandte.  Ebenso  habe  ich  dem  königl.  preuss.  Ministerium  des 
Innern  zu  danken,  welches  mir  auf  Verwendung  des  Geh.  Ob.Reg.R.  Blenck 
gestattete,  aus  den  Archiven  des  preuss.  statist.  Bureaus  beliebig  die  bisher  us- 
gedruckten  Marktpreise  der  preussischen  Städte  excerpieren  zu  lassen.  Endlich 
(last  not  least)  gilt  mein  Dank  dem  hessischen  Ministerium  des  Innern,  welches 
mir  neben  mehrfiskchen  Reiseunterstützungen  seit  langen  Jahren  Mittel  zur  Ver- 
fügung stellte,  um  die  unsagbar  vielen  Berechnungen  wenigstens  nicht  alle 
selbst  machen  zu  müssen. 
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20  Jahre  nach  Aufhebung  der  preussischen  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
im  Jahre  1875  weiter  gearbeitet  werden,  um  einen  genügend  langen 
Zeitraum,  in  welchem  diese  Steuer  nicht  mehr  bestand,  mit  dem 
langen  54jährigen  Zeitraum  ihrer  Geltung  vergleichen  zu  können,  weil 
nur  aus  der  Verschiedenheit  der  Preisbewegung  in  diesen  beiden  Perio- 
den der  Einfluss  der  Besteuerung  auf  die  Preise  klargestellt  werden 
konnte,  indem  aus  der  Zeit  vor  Einführung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
im  Jahre  1821  Vergleichungsmaterial  weder  aus  einer  genügenden  An- 
zahl von  Städten,  noch  aus  einer  genügenden  Anzahl  von  Jahren  zu 
beschaffen  war.  Noch  besser  wäre  es  freilich,  wenn  Verfasser  noch 
mehr  Lustren  hätte  weiter  forschen  können,  um  genau  festzustellen, 
wie  die  Preisgestaltung  natürlich  sich  vollzieht,  wenn  nicht  künst- 
lich durch  Steueraufschläge  dieselbe  beeinflusst  wird,  allein  auf  wie 
viel  Lustra  kann  man  denn  mit  65  Lebensjahren  noch  rechnen? 

So  musste  endlich  einmal,  und  zwar  ehe  viele  hierzu  nötige 
in  Bearbeitung  begriffene  Vorfragen  publiziert  werden  konnten,  die 
Arbeit  abgeschlossen  werden,  sollte  sie  auch  noch  nicht  zu  der 
wünschenswerten  Reife  gelangt  sein. 

Es  galt  dreierlei  zu  untersuchen:  1.  ob  in  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  einge- 
führt wurde,  d.  h.  im  Jahre  1821,  die  Preise  des  Gemahls 
und  Geschlachts^),  um  diese  kürzesten  Ausdrücke  zu  ge- 
brauchen, um  den  Steuerbetrag  stiegen,  also,  wie  die 
gewöhnliche  Bezeichnung  ist,  ob  diese  Accise  auf  die 
Käufer  der  besteuerten  Waren  vorgewälzt  wurde,  2.  ob 
in  dem  Zeitraum,  in  welchem  diese  Accise  bestand,  d.  h. 
von  1821  bis  Ende  1874,  die  Preise  des  Gemahls  und  Ge- 
schlachts  um  den  Betrag  der  Steuer  höher  waren  als  sie 
ohne  diese  Accise  hätten  sein  müssen,  und  8.  ob  in  dem 
Zeitpunkt,  in  welchem  die  Steuer  bis  auf  ein  paar  kleine 
Reste   wieder  wegfiel,   Anfang   1875,   die   Preise  von  Ge- 


')  Wir  nennen  der  Kürze  halber  1.  «Steuerstädte*  die  Städte,  so 
lange  in  ihnen  die  Mahl-  and  Schlachtsteuer  bestand,  und  , Nichtsteuer- 
städte' die  Städte,  so  lange  in  ihnen  die  Steuer  nicht  bestand;  2.  «Steuer- 
waren*  die  Waren,  welche  von  der  Steuer  getroffen  waren,  .Nichtsteuer- 
waren" die  Waren,  welche  nicht  getroffen  waren;  3.  „S  teuer  zeit*  die 
Jahre  1821  his  inkl.  1874,  in  welchen  überhaupt  die  Steuer  bestand,  .Nicht- 
steuerzeit* die  Zeiten  vorher  und  nachher;  4.  ,G  es ch lacht*  alle  mit  der 
8chlacht«teuer,  »Gemahl*  alle  mit  der  Mahlsteuer  belegte  Waren. 
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mahl    und   Oeschlacht    um    den    Betrag    der   wegfallenden 
Steuer  wieder  fielen. 

Diese  Untersuchungen  haben  natürlich  für  Preussen  einen 
praktischen  Wert  nicht  mehr,  für  andere  Staaten,  welche  noch 
eine  Accise  oder  einen  Oktroi  besitzen,  direkt  auch  nur  so  weit, 
als  die  für  Preussen  gefundenen  Resultate  für  andere  Staaten  und 
Städte  Gültigkeit  beanspruchen  können,  dagegen  haben  indirekt  diese 
Erörterungen  doch  wohl  allgemein  einen  praktischen  Wert,  als  sie 
für  eine  der  brennendsten  wirtschaftlichen  Fragen  der  Gegenwart,  die 
Verteuerung  des  Lebensunterhaltes  durch  die  Vieh-  und  Eomzölle 
unserer  westeuropäischen  Industriestaaten  präjudizierlich  sein  können ; 
fast  möchte  man  sagen,  dass  leider  diese  Untersuchungen  präjudi- 
zierlich sein  können,  denn  sie  werden  dadurch  aus  dem  Gebiete  der 
rein  wissenschaftlichen  Forschung  in  den  Streit  der  materiellen  Inter- 
essen hineingezogen  und  werden  von  vielen  nicht  auf  ihre  Richtig- 
keit, sondern  auf  ihre  Verwendbarkeit  für  die  materiellen  Interessen 
der  Gegenwart  angesehen  und  benutzt  werden.  Verfasser  kann 
selbstverständlich  dieses  nicht  verbieten,  bedauert  es  aber,  denn  für 
ihn  liegt  das  Hauptinteresse  nicht  darin,  ob  und  wie  eine  üeber- 
wälzung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  stattgefunden  hat, 
sondern  für  den  Verfasser  liegt  die  Hauptsache  in  der  generellen 
methodologischen  Frage,  ob  und  wie  eine  Vermehrung  oder 
eine  Verminderung  der  Produktionskosten  (von  denen  die 
Einführung  und  Aufhebung  einer  Accise  nur  ein  wenn  auch  recht 
prägnanter  Fall  ist)  auf  die  Preise  der  davon  berührten  Pro- 
dukte eingewirkt  hat,  und  wie  weit  die  Statistik  im  stände 
ist,  eine  solche  Einwirkung  zif fernmässig  zu  beweisen. 
Was  den  Verfasser  in  erster  Linie  reizte,  war  die  Fundamentalfrage, 
ob  die  Sozialwissenschaft  in  der  statistischen  Forschung 
einen  wenn  auch  nur  teilweisen  Ersatz  dafür  findet,  dass 
ihr  das  Experiment  als  Forschungsmittel  leider  versagt 
ist.  Da  das  methodologische  Interesse  für  den  Verfasser  überwog, 
war  es  auch  nicht  zu  vermeiden,  dass  die  Untersuchungsart  einen 
breiteren  Raum  einnimmt,  als  die  Resultate  der  Untersuchung.  Wem 
diese  Untersuchungen  selbst  unter  diesem  Gesichtspunkt  noch  zu 
minutiös,  zu  tüftelig  erscheinen  sollten,  der  wolle  bedenken,  wie  ge- 
naue Messungen  und  Berechnungen  in  anderen  Wissensgebieten  vor- 
genommen werden  müssen,  um  auch  nur  die  kleinsten  Resultate  zu 
gewinnen.    In  der  Sozialwissenschaft  darf  der  Forscher  dieser  mühe- 
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vollen  Kleinarbeit  so  wenig  sich  entziehen  wie  in  anderen  Wissens- 
gebieten ^). 

Diejenigen  Leser,  welche  sich  vielleicht  wohl  für  die  Resul- 
tate, nicht  aber  dafür,  wie  dieselben  gewonnen  wurden,  interessieren, 
sollen  am  Ende  jedes  Theiles  die  Hauptresultate  kurz  zusammefa- 
gestellt  finden. 

Wie  oben  schon  gesagt  wurde,  gilt  es  zu  untersuchen,  wie  die 
Einführung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  die  Preisbewegung  mit 
beeinflusste,  wie  dieselbe,  während  sie  bestand,  den  Stand  der  Preise 
mit  beeinflusste,  und  wie  die  Aufhebung  der  Steuer  die  Preise  mit 
beeinflusste,  denn  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ist  nur  das  eine 
künstliche  Moment,  welches  neben  den  vielen  anderen  natür- 
lichen Momenten  die  Preise  mit  bestimmen  kann.  Aus  dem  Preis- 
gang im  Jahre  1821  und  im  Jahre  1875  und  aus  dem  Preis- 
stand Yon  1821 — 1875  ist  ziffemmässig  der  Anteil  der  Besteuerung 
auszulösen.  Leider  müssen  wir  die  drei  Fragen  rückläufig  unter- 
suchen, d.  h.  mit  der  Steueraufhebung  beginnen  und  mit  der  Steuer- 
einfOhrung  schliessen,  weil  die  Frage  nach  Wirkung  der  Steuer- 
aufhebung die  leichteste,  die  nach  Wirkung  der  Steuereinführung  die 

')  Dem  Verfasser  sei  in  dieser  Anmerkung,  so  ungern  er  auch  seine  Per- 
sönlichkeit in  diese  Arbeit  hineinbezieht,  noch  einmal  erlaubt,  subjektiv  zu 
sein,  um  sich  dem  Leser  gegenüber  zu  entschuldigen.  Wenn  die  nachfolgende 
Untersuchung  neben  den  vielen  anderen  Mängelh,  die  Verfasser  sehr  gut  kennt, 
namentlich  auch  den  der  Ungleichheit  in  der  Behandlung  an  sich  trägt,  so 
diene  zur  Erkl&rung  und  Entschuldigung,  dass  die  folgenden  Zeilen  vielfach 
die  Früchte  der  , wirtschaftlich  statistischen  Uebungen'  sind,  welche  Verfasser 
mit  seinen  Schülern  seit  langen  Jahren  anstellt ,  in  diesen  Uebungen  aber  nicht 
immer  nach  derselben  Methode,  welche  dann  zu  leicht  in  Schablone  ausartet, 
gearbeitet  werden  sollte.  Femer  stammen  in  der  Hauptsache  einzelne  Teile 
dieser  Arbeit  aus  mehr  als  ein  Jahrzehnt  zurückliegenden  Zeiten.  Seit  solche 
Teile  in  der  Hauptsache  fertig  gestellt  wurden,  sah  Verfasser  zwar  ein,  dass 
er,  wenn  er  noch  einmal  von  vorne  anfangen  kOnnte,  vieles  besser  machen 
würde,  der  Versuch  einer  völligen  Neubearbeitung  solcher  früher  fertig  ge- 
stellter Stücke  würde  aber  gleichbedeutend  gewesen  sein  mit  einem  Niemals- 
fertigstellen. Leider  werden  sich  in  den  folgenden  Zahlen  wohl  auch  viele 
Fehler  nachweisen  lassen,  sie  waren  kaum  zu  vermeiden  bei  den  kolossal  viel 
Rechnungen,  welche  zur  Gewinnung  des  Materials  vorgenommen  werden  mussten. 
So  waren  z.  B.  für  die  letzten  25  Jahre,  bloss  um  die  nötigen  Jahrespreise, 
welche  das  preussische  statistische  Bureau  aus  den  publizierten  Monatspreisen 
in  den  letzten  25  Jahren  nicht  mehr  berechnet,  zu  gewinnen,  mehr  als  anderthalb 
Millionen  Monatspreise  abzuschreiben  und  vielen  Berechnungen  zu  unterziehen, 
nämlich  40  Waren  in  136  Städten  in  300  Monaten,  =  1,632,000  Preise. 
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schwerste  ist,  denn  für  die  Steueraufhebung  steht  das  meiste  und 
beste  statistische  Material  zur  Verfügung,  für  die  Steuereinführung 
das  wenigste  und  das  schlechteste.  Das  Bestehen  der  Steuer  nimmt 
eine  mittlere  Stellung  ein.  Steht  erst  einmal  fest,  wie  die  Steuer- 
aufhebung gewirkt  hat,  dann  erlaubt  dies  schon  manche  Rückschlüsse 
für  die  Wirkung  der  bestehenden  Steuer  und  beides  zusammen  Rück* 
Schlüsse  für  die  Wirkung  der  Steuereinführung. 

Schon  die  erste  Untersuchung  nach  Wirkung  der  Steuerauf- 
hebung in  der  Jahreswende  1874  auf  1875  bietet  nur  dadurch  einige 
Aussicht  auf  Erfolg,  dass  wir  mit  der  Preisbewegung  der  Waren, 
welche  in  den  Städten  bei  Aufhebung  der  Steuer  sich  vollzog,  ver- 
gleichen können:  1.  die  Preisbewegung  in  denjenigen  Städten,  in 
denen  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  niemals  existiert  hatte  oder 
wenigstens  Ende  1874  nicht  mehr  existierte,  also  auch  nicht  wegfiel; 
2.  die  Preisbewegung  in  denjenigen  Artikeln,  welche  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  nicht  unterworfen  waren,  und  3.  die  Preis- 
bewegung in  denjenigen  Jahren,  in  denen  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer entweder  unverändert  blieb  (1821—1874),  oder  in  denen  sie 
nicht  mehr  existierte.  Gerade  für  diese  letzte  Vergleichung  war  es 
nötig,  einen  genügend  langen  Zeitraum  nach  der  Steuerauiliebung  in 
die  Untersuchung  hineinzubeziehen. 

Böten  sich  uns  diese  Vergleichungen  nicht,  erführen  wir  also  nur, 
dass  die  Preise  der  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Artikel  beim 
Steuerwegfall  um  den  Steuerbetrag  gesunken  wären,  so  wüssten  wir, 
wenn  auch  die  Wahrscheinlichkeit  dafür  spräche,  keineswegs 
sicher,  dass  dieser  Preisfall  die  Wirkung  des  Steuerwegfalls  war, 
denn  die  Preise  könnten  aus  anderen  Gründen  als  dem  des  Steuer- 
wegfalls gesunken  sein.  Ebenso  würde  ein  Gleichbleiben  der  Preise 
beim  Steuerwegfall  auch  nicht  beweisen,  dass  die  Steueraufhebung 
die  Preise  nicht  beeinflusst  hätte,  denn  die  Preise  hätten  aus  anderen 
Gründen  zu  gleicher  Zeit  um  ebensoviel  steigen  können,  als  sie  durch 
die  Steueraufhebung  sanken,  so  dass  Verbilligung  aus  dem  einen 
Grunde  mit  Verteuerung  aus  dem  anderen  Grunde  sich  ausglich.  Ja 
die  Preise  hätten  sogar  steigen  können  trotz  Verbilligung  der  Waren 
durch  Steuerwegfall,  wenn  aus  anderen  Gründen  die  Preise  um  mehr 
gestiegen  wären  als  sie  durch  die  Steueraufhebung  fielen.  In  der 
Preisbewegung  der  bisher  steuerbaren  Artikel  spiegelt  sich  eben 
nur  wieder  die  Gesamtwirkung  aller  preisbestimmenden 
Momente,    von    denen   die    Steueraufhebung   nur   eines 
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ist.  Also  aus  der  Bewegung,  welche  nur  die  steuerpflichtigen 
Artikel  im  Moment  des  Steuerwegfalls  erlebten,  kann  die  Wirkung 
der  Steueraufhebung  nicht  ermittelt  werden,  vielmehr  müssen  die 
Preisbewegungen  in  anderen  Städten  (den  Nichtsteuerstädten), 
in  anderen  Waren  (steuerfreie  Waren),  zu  anderen  Zeiten 
(Nichtsteuerwegfall)  mit  der  Preisbewegung  in  den  Steuer- 
städten in  den  steuerbaren  Waren  zur  Zeit  der  Steuer- 
aufhebung verglichen  und  aus  der  Differenz  dieser  Bewegungen 
der  Anteil  des  Steuerwegfalls  an  der  Oesamtpreisbewegung  be- 
rechnet werden. 

Nehmen  wir  einmal  an,  wir  hätten  gefunden,  dass  die  steuer- 
pflichtigen Artikel  bei  der  Steueraufhebung  um  den  Steuerbetrag 
fielen,  dann  durften,  wenn  dieses  Preissinken  auf  dem  Steuerwegfall 
beruhen  soll,  in  allen  Städten,  welche  die  Steuer  niemals  besessen 
oder  schon  vor  der  Zeit  der  allgemeinen  Aufhebung  aufgehoben 
hatten,  dieselben  Artikel  im  Preise  nicht  sinken,  sobald  diese 
beiden  Städtearten  im  Moment  des  Steuerwegfalls  nur  durch  den 
Steuerwegfall  sich  unterschieden,  in  allen  anderen  Beziehungen  aber 
einander  gleich  waren  und  gleich  blieben.  Hätten  wir  gefunden, 
dass  die  steuerpflichtigen  Artikel  um  mehr  als  den  Steuerbetrag  in 
den  Steuerstädten  fielen,  dann  mussten  sie  in  den  Nichtsteuer- 
städten um  den  Steuerbetrag  weniger  sinken  als  in  den  Steuer- 
städten. 

Hätten  wir  gefunden,  dass  die  Preise  bei  Steueraufhebung  in 
den  Steuerstädten  gleich  blieben,  dann  durften  wir  trotzdem  auf  Ver- 
billigung  um  den  Steuerbetrag  schliessen,  sobald  in  den  Nichtsteuer- 
stödten  dieselben  Artikel  aus  anderen  natürlichen  Gründen  um  so  viel 
als  die  Steuer  beträgt,  stiegen  und  aus  denselben  natürlichen 
Gründen  in  den  Steuerstädten  auch  gestiegen  wären,  wenn  nicht 
diese  Preiserhöhung  aus  den  natürlichen  Ghilnden  durch  die  gleich 
grosse  Preissenkung  aus  dem  künstlichen  Grunde,  d.  h.  aus  dem 
Steuerwegfall,  wettgemacht  worden  wäre. 

Hätten  wir  sogar  gefunden,  dass  in  den  Steuerstädten  trotz  der 
Steueraufhebung  die  Preise  gestiegen  wären,  dann  hätten  sie  in  den 
Nichtsteuerstädten  um  diese  Steigerung  plus  dem  Steuerbetrag 
steigen  müssen.  Um  diese  grosse  Höhe  wären  dann  auch  die  Steuer- 
städte gestiegen,  wenn  hier  nicht  diese  Höhe  um  den  Steuerbetrag 
herabgemindert  worden  wäre. 

Ob  nun  die  Steuerstädte  und  die  Nichtsteuerstädte  in 
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allen  anderen  Beziehungen  als  in  der  Steuerfrage  ein- 
ander gleich  waren,  oder  wieviel  sie,  wenn  dies  nicht  der 
Fall  war,  auch  ohne  Steuerwegfall  in  der  natürlichen  Be- 
wegung sich  unterschieden,  wird  in  folgendem  einen  der 
schwierigsten  Punkte  bilden. 

Von  den  obigen  drei  Möglichkeiten,  Preissinken  bei  Steuer- 
wegfall,  Preisgleichbleiben  oder  Preissteigen,  brauchen  wir  im  folgen- 
den aber  nur  die  erste  zu  betrachten,  denn  diese,  das  Preissinken 
beim  Steuerwegfall  findet  in  ganz  ausgesprochener  Weise  in  Wirklich- 
keit statt.  Darum  verfolgen  wir  hier  in  der  Einleitung  auch  nur 
diesen  Fall  weiter.  Soll  die  für  die  Jahreswende  1874  auf  1875  ge- 
fundene Preissenkung  um  den  Steuerbetrag  bei  Preisgleichbleiben 
in  den  Nichtsteuerstädten,  oder  um  mehr  als  den  Steuerbetrag 
bei  einem  um  den  Steuerbetrag  geringeren  Preissinken  in  den  Nicht- 
steuerstädten auf  den  Steuerwegfall  zurückzuführen  sein,  dann  muss 
noch  weiter  zweierlei  stattgefunden  haben.  Erstens :  die  Preissenkung 
um  den  Steuerbetrag  oder  die  Mehrsenkung  darf  dann  nicht  auch 
in  anderen  Jahreswenden,  in  denen  keine  Steuer  wegfiel,  statt- 
gefunden haben,  sondern  es  müssen  „sonst*',  d.  h.  vor  und  nach 
dem  Jahre  1874/75  um  die  Jahreswende  weder  so  grosse  Preis- 
senkungen noch  so  grosse  Differenzen  in  der  Preisbewegung  der 
beiden  Städtearten  stattgefunden  haben,  denn  sonst  könnten  ja  auch 
die  Preiserscheinungen  in  der  Jahreswende  1874/75  auf  denselben 
Gründen  beruhen  als  die  zu  anderen  Zeiten,  brauchten  also  nicht 
auf  den  Steuerwegfall  geschoben  zu  werden.  Zweitens  durfte  auch 
in  allen  Waren,  welche  unbesteuert  waren,  welche  also  in  der 
Jahreswende  1874/75  nicht  um  die  Steuer  erleichtert  wurden,  weder 
ein  Preissinken  in  den  Steuerstädten  bei  Oleichbleiben  in  den  Nicht- 
steuerstädten, noch  ein  Preismehrsinken  in  den  Steuerstädten  zu  ver- 
zeichnen sein,  denn  sonst  könnte  dieselbe  Erscheinung  1874/75  auf 
denselben  Gründen  beruhen,  welche  in  den  Nichtsteuerwaren  die 
Preissenkung  oder  Preismehrsenkung  verursachten.  Ebenso  müsste 
in  den  Nichtsteuerwaren  die  Jahreswende  1874/75  sich  von  den 
anderen  Jahreswenden  nicht  unterscheiden,  während  sie  in  den 
Steuerwaren  sich  von  den  anderen  Jahreswenden  scharf  abheben 
müsste. 

Es  ist  hiernach  im  ersten  Teile  erstens  zu  unter- 
suchen, ob  die  beim  Steuerwegfall  stattfindende  Preis- 
bewegung der  Steuerwaren   in    den  Steuerstädten  von  der 
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Preisbewegung  in  den  Nichtsteuerstädten  um  den  Steuer- 
wegfall differierte.  Diese  Bewegungsdififerenz  könnte  in  drei 
Arten  sich  vollziehen:  1.  so,  dass  gegenüber  einem  Oleichbleiben  der 
Steuerwarenpreise  in  den  Nichtsteuerstädten  die  Steuerware  (z.  6. 
Ochsenfleisch)  um  den  Steuerwegfall  (sagen  wir  ca.  9  Pf.  per  Kilo) 
im  Preise  sinken,  2.  so,  dass  gegenüber  einem  Sinken  der  Steuer- 
warenpreise (sagen  wir  um  5  Pf.  per  Kilo)  in  den  Nichtsteuerstädten 
die  Steuerwaren  in  den  Steuerstädten  um  den  Stenerwegfall  (von 
9  Pf.)  mehr  sänken  (also  um  14  Pf.),  3.  so,  dass  gegenüber  einem 
Steigen  der  Steuerwarenpreise  in  den  Nichtsteuerstädten  (sagen  wir 
um  4  Pf.  per  Kilo)  die  Steuerware  in  den  Steuerstädten  um  den 
Steuerwegfall  (sagen  wir  um  9  Pf.)  weniger  stiegen,  oder  anders  aus- 
gedrückt um  die  Differenz  des  Steuerwegfalls  (von  9  Pf.)  und  des 
Nichtsteuerstädtesteigens  (um  4  Pf.)  sänken,  (also  um  5  Pf.). 

Sodann  ist  im  ersten  Teil  hiermit  die  Untersuchung  zu  ver- 
binden, ob  in  Zeiten  ohne  Steuerwegfall,  entweder  solange  die 
Steuer  noch  existierte  oder  nachdem  sie  nicht  mehr  existierte,  die 
Preisbewegung  der  Steuerartikel  in  den  Steuerstädten  von  der  der 
Nichtsteuerstädte  sich  nicht  unterschied.  Endlich  ist  im  ersten  Teile 
zu  untersuchen,  ob  zur  Zeit  der  Steueraufhebung  in  Nichtsteuer- 
artikeln die  Bewegung  in  Steuerstädten  die  gleiche  war  wie  in  Nicht- 
steuerstädten, oder  ob,  wenn  ein  Nichtsteuerartikel  in  der  Bewegung 
der  Steuerstädte  von  der  der  Nichtsteuerstädte  differierte,  diese  Diffe- 
renz nicht  bloss  im  Moment  der  Steueraufhebung,  sondern  auch  zu 
anderen  Zeiten  vorkommt,  während  bei  den  Steuerartikeln  diese 
Differenz  nur  dem  Moment  des  SteuerwegfaUs  eigentümlich  ist. 

Im  zweiten  Teil  wird  zu  untersuchen  sein,  ob  in  den  mehr  als 
50  Jahren,  welche  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  bestand,  von  1821 
bis  1874,  die  Preise  der  Steuerartikel  um  die  Steuer  verteuert 
wurden. 

Zum  Schluss  wird  auch,  soweit  das  geringe  statistische  Material 
es  erlaubt,  im  dritten  Teile  zu  bearbeiten  sein,  ob  die  Steuer,  als 
sie  1821  eingeführt  wurde,  die  getroffenen  Waren  um  den 
Steuerbetrag  verteuerte.  Ergibt  sich  hier,  dass  für  diese  Frage  zu 
wenig  Waren,  zu  wenig  Jahre  und  zu  wenig  Orte  zur  Verfügung 
stehen,  so  schadet  dies  wenig;  haben  wir  nämlich  nachweisen  können, 
dass  schon  in  den  ersten  Jahren  nach  Einführung  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  das  »Gemahl*  und  das  „Ge- 
schlacht*  um  die  Steuer  teurer  war,  als  es  ohne  dieselbe  hätte 
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sein  müssen,  dann  ist  hiermit  auch  die  Frage  schon  ziemlich  be- 
antwortet, ob  bei  Einführung  der  Steuer  das  ^Oemahl*  und 
»Geschlacht*  um  die  Steuer  verteuert  wurde.  Wäre  es  nicht 
1821  verteuert  worden^  dann  hätte  es  gleich  nach  1821  nicht 
teurer  sein  können. 


Für  alle  folgenden  Untersuchungen  liegt  eine  Hauptschwierig- 
keit darin,  dass  das  statistische  Material,  obwohl  es  zur  Not  genügt, 
doch  recht  dürftig  ist.  Wir  besitzen  die  Preise  weder  in  der 
wünschenswerten  Menge,  noch  in  der  wünschenswerten  Güte,  nament- 
lich hapert  es  oft  mit  der  genauen  Yergleichbarkeit  der  verschiedenen 
Perioden,  Für  die  Zeit  von  1815  bis  auf  den  Anfang  der  70er  Jahre 
haben  wir  nur  die  Preise  von  Ochsenfleisch  und  Schweinefleisch  als 
schlachtsteuerpflichtige  Waren,  während  wir  keine  mahlsteuerpflichtige 
Ware  besitzen.  Von  den  zur  Vergleichung  nötigen  Nichtsteuerwaren 
besitzen  wir  zur  Not  genug,  nämlich  die  Preise  von  Weizen, 
Roggen,  Gerste,  Hafer,  Erbsen,  Kartoffeln,  Heu  und  Stroh  und  end- 
lich von  Butter,  d.  h.  der  zwar  von  der  Schlachtsteuer  nicht  ge- 
troffenen, aber  doch  indirekt  durch  die  erschwerte  Konkurrenz  des 
Schweinefetts  mit  betroffenen  Ware. 

Die  Preise  von  mahlsteuerpflichtigen  Waren  besitzen  wir  nur 
für  die  beiden  letzten  Jahre  der  Mahlsteuer,  und  zwar  von 
Weizenmehl,  Roggenmehl,  Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und  Buch- 
weizengrütze. Nur  2  Jahre,  namentlich  da  es  die  beiden  letzten 
Jahre  der  Mahlsteuer  sind,  in  welche  die  erwartete  Aufhebung  viel- 
leicht schon  künstlich  eingriff,  sind  recht  ungenügend. 

Auch  die  Vergleichbarkeit  der  Waren  lässt  viel  zu  wün- 
schen übrig,  weil  zu  verschiedener  Zeit  die  Preise  verschieden  er- 
mittelt wurden. 

Von  1821  bis  Ende  Juli  1872  wurden  in  den  Städten  ermittelt 
und  dem  preussischen  statistischen  Bureau  übersandt,  die  Preise  von, 
wörtlich:  »Weizen  (gelber)*,  „Roggen*,  „Gerste*  (grosse  und  kleine), 
„Hafer*,  „Erbsen*  (gelbe),  „Kartoffeln*.  Diese  sechs  per  Scheffel  und 
„Groschen*,  bis  1826  also  in  guten  Groschen,  24  auf  den  damaligen 
Thaler.  Von  1826  bis  24.  Januar  1857  in  Silbergroschen  des  14  Thaler- 
fusses.  Vom  24.  Januar  1857  in  Silbergroschen  des  30  Thalerfusses. 
Diese  Preisangaben  sind  alle  auf  Reichswährung  umgerechnet,   die 
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Scheffel  sind  alle  auf  Kilogramm  umgerechnet,  und  zwar  nicht,  wie 
vielfach  üblich  ist,  nach  einem  für  ganz  Preussen  gemeinsamen 
Umrechnungsfaktor,  sondern  mit  einem  für  jede  Provinz  verschiedenen, 
wie  er  sich  aus  den  Erdruschresultaten  der  Jahre  1859 — 1864  ^)  ergab. 
Femer  sind  ermittelt  die  Preise  von  »Rindfleisch*,  „Schweinefleisch*, 
„Butter*  und  »Talg*  und  »Hopfen*  per  Pfund,  und  zwar  1821  bis 
Juli  1858  per  altes  leichtes  Pfund  von  467,7  g,  vom  1.  Juli 
1858  an  per  Zollpfund  von  500  g.  Die  Hopfenpreise  existieren 
uur  aus  wenigen  Gegenden,  wir  haben  dieselben  also  in  keiner  Weise 
benutzt,  auch  von  den  Talgpreisen  ist  nicht  Gebrauch  gemacht 
worden,  weil  diese  Notierung  später  in  Wegfall  kam.  Dann  sind 
noch  notiert  die  Preise  von  »Heu*  per  Zentner,  also  bis  1.  Juli  1858 
per  alten  schweren  Zentner  von  51,4  kg,  seit  1.  Juli  1858  nach 
Zollzentner  ä  50  kg.  Endlich  sind  noch  die  Preise  von  »Stroh* 
per  Schock  ermittelt.  Auch  diese  wurden  auf  Kilogramm  um- 
gerechnet'). So  sind  alle  unsere  Preisangaben  (wo  nicht  einmal 
etwas  anderes  bemerkt  ist)  in  Kilogramm  oder  Hunderten  von  Kilo- 
gramm (Doppelzentner)  in  Beichswährung,  also  für  alle  75  Jahre 
direkt  miteinander  zu  vergleichen,  soweit  die  Veränderungen  in  der 
Art ,  wie  die  Preise  erhoben  und  notiert  wurden,  eine  Vergleichung 
gestatten.  Diese  Yergleichbarkeit  ist  leider  in  einigen  Beziehungen 
anfechtbar. 

Publiziert  wurden  die  obigen  Preise  aller  60  Städte  erst  seit 
Ende  der  60er  Jahre,  bis  dahin  sind  sie  mit  gütiger  Erlaubnis  des 
königl.  preussischen  Ministeriums  des  Innern  aus  der  handschriftlichen 
Sammlung  des  königl.  preussischen  statistischen  Bureaus  excerpiert 
worden. 

Zwar  wurden  in  der  Zeitschrift  des  königl.  preussischen 
statistischen  Bureaus  die  Preise  der  obigen  12  Artikel  (Hopfen 
blieb  auch  hier  ausgeschlossen)  seit  1865  für  das  Kalenderjahr  für 
81  Städte  mitgeteilt,  von  diesen  verschwanden  viele  aber  bald  wieder, 
warum  wir,  um  die  50  Jahre,  1821 — 1870,  miteinander  vergleichen 


*)  Vgl.  Zeitschrift  des  königl.  preuaa.  etat  Bareaus  Jahrg.  1867  S.  96. 

')  Im  Jahre  1871  kostete  das  Schock  Stroh  290,2  Sgr.  (Zeitschrift  des 
königl.  preuss.  stat.  Bureaus  1872  S.  414).  Im  Jahr  1871  kostete  (Jahrg.  1873 
S.  213)  nach  der  neuen  Notierung  in  Zentnern  der  Zentner  „Bichtstroh"  24  Sgr., 
100  kg  also  48  Sgr.,  also  ein  Schock  rund  12  Ztr.  oder  600  kg  =  6  Doppel- 
zentner. 
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ZU  können,  nur  die  60  bisher  vorhandenen  Städte  in  unserer  Unter- 
suchung weiterführten  und  dann  von  1866  an  für  die  einzelnen 
Monate  und  die  Kalender-  wie  Erntejahre. 

Auf  weiter  zurück  publizierte  das  statistische  Bureau  nur  provinz- 
weise und  für  den  ganzen  Staat  seit  1861  die  Preise  von  Weizen,  Roggen, 
Gerste,  Hafer,  Kartoffeln,  vor  1861  nur  die  Jahrzehntdurchschnitts- 
preise. Für  den  Staat,  die  Provinzen  und  einige  grössere  Städte, 
namentlich  Königsberg,  Danzig,  Posen,  Berlin,  Stettin,  Breslau, 
Magdeburg,  Münster,  Köln,  Aachen  hatte  schon  1861  Engel  ^)  die 
Preise  der  einzelnen  Jahre  seit  1816  für  Weizen,  Roggen,  Gerste, 
Hafer  und  Kartoffeln  in  seiner  Arbeit  über  „die  Getreidepreise,  die 
Ernteerträge  und  den  Getreidehandel  im  preussischen  Staate '^  publiziert. 
Die  Ermittelung  von  Lebensmittelpreisen  wurde  dann  im  Anfang  der 
70er  Jahre  zweimal  kurz  hintereinander  geändert.  Seit  dem  August  1872 
wurden  in  Pfennigen  per  100  Pfund  oder  Zollzentner  von  den  vier 
Cerealien  die  Preise  von  schwerer,  mittlerer  und  leichter  Sorte  ver- 
öffentlicht statt  des  früheren  nur  einen  Preises,  femer  je  ein  Preis 
von  »Erbsen  zum  Kochen**,  „Speisebohnen  (weisse)**  und  »Linsen**, 
ein  Preis  für  »Kartoff'eln*,  zwei  Preise  für  „Stroh**,  nämlich  »Richt- 
stroh** und  »Krummstroh**  und  ein  Preis  für  »Heu**. 

Dazu  trat  die  Gruppe  der  Detailpreise  per  Pfund  mit  Aus- 
nahme der  Eier,  welche  per  60  Stück  (Schock)  angegeben  wurden. 
Statt  des  einen  Preises  von  Ochsenfleisch  existieren  die  Preise  von 
Ochsenfleisch  »von  der  Keule**  und  »Bauchfleisch**.  Den  Durchschnitt 
aus  beiden  Qualitäten  benutzten  wir  zur  Fortführung  der  bisherigen 
Preisreihe;  »Schweinefleisch**  und  »Butter**  wurden  wie  früher  nur 
in  einer  Qualität  notiert.  Zu  diesen  bisherigen  Waren  traten  neu 
hinzu  »Hammelfleisch**,  »Speck**,  »Weizen  Nr.  1**,  »Roggenmehl 
Nr.  1  ** ,  »  Gerstengraupe  ** ,  » Gerstengrütze  ** ,  » Buchweizengrütze  ** , 
»Hirse**,  »Java-Reis*,  »mittlerer  Java-Kaffee**,  »Java-Kaffee,  gelb  in 
gebrannten  Bohnen**,   »Speisesalz**,  »Schweineschmalz**. 

Von  diesen  Waren  wurden  die  Preise  bis  Ende  des  Jahres  1875 
ermittelt  und  veröffentlicht.  Dann  trat  wieder  eine  Aenderung  ein. 
Es  fielen  in  der  Publikation  wieder  weg:  Gerstengraupe,  Gersten- 
grütze, Buchweizengrütze,  Hirse  und  Schweineschmalz;  da  aber 
Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und  Buchweizengrütze  als  mahlsteuer- 
pflichtig uns  auch  für  ein  paar  Jahre  nach  der  Steueraufhebung  für 


»)  Zeitschrift  1861  S.  249-290. 
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die  Yergleichung  nötig  waren,  schöpften  wir  für  diese  2  Jahre  die 
Preise  noch  aus  den  handschriftlichen  Daten  des  statistischen  Bureaus. 
Leider  sind  diese  Preise,  weil  sie  nicht  publiziert  wurden,  keiner 
Revision  durch  das  statistische  Bureau  und,  wo  sie  unglaublich 
schienen,  nicht  einer  Rückfrage  bei  den  Stadtmagistraten  unter- 
zogen, so  dass  also,  worauf  später  noch  zu  kommen  ist,  leicht  un- 
glaubhafte Daten  mit  unterlaufen.  Neu  hinzu  kam  „Kalbfleisch**. 
Die  anderen  Waren,  die  noch  weiter  publiziert  wurden,  änderten 
sich  aber  zum  grossen  Teil  in  der  Notierung. 

Von  allen  Waren  mit  Ausnahme  von  Weizenmehl,  Roggen- 
mehl, Java-Reis,  ungebranntem  Kaffee,  gebranntem  Kaffee,  Schweine- 
schmalz, für  die  es  bei  einem  Preise  verblieb,  wurden  jetzt  zwei 
Preise,  ein  sog.  „höchster*  und  „niedrigster"  Preis,  erhoben.  Diese 
Einteilung  in  höchsten  und  niedrigsten  Preis  als  Preisgrenzen  trat 
auch  an  Stelle  der  bisherigen  Einteilung  in  Richtstroh  und  Krumm- 
stroh. 

Wo  es  sich  in  den  Tabellen  um  eine  Fortführung  des  nur 
einen  Preises  früherer  Jahre  handelte,  wurde  überall  der  Durch- 
schnitt aus  dem  höchsten  und  niedrigsten  Preis  als  mittlerer  Preis 
angenommen,  wo  eine  Vergleichung  mit  früheren  Preisen  nicht  in 
Frage  kam,  wurden  die  Reihen  der  höchsten  Preise  und  der  nied- 
rigsten Preise  jede  für  sich  benutzt,  da  die  Reihe  der  „höchsten* 
Preise  meist  die  Reihe  der  Preise  „besserer  Ware*,  die  Reihe 
der  „niedrigsten*  Preise  die  Reihe  der  Preise  „geringerer 
Ware*  bedeutet  und  zwischen  diesen  beiden  Reihen  bemerkenswerte 
Verschiebungen  sich  vollziehen. 

Wie  sehr  leider  dieser  mehrfache  Wechsel  in  der  Preisermitte- 
lung die  Vergleichbarkeit  verschiedener  Zeiten  erschwert,  wird  uns 
oft  in  den  folgenden  Untersuchungen  störend  fühlbar  werden, 
namentlich  im  zweiten  Teile,  in  welchem  die  Preise  sehr  ver- 
schiedener Zeiten  miteinander  verglichen  werden  müssen. 

Endlich  stammen  die  Preise  nicht  in  allen  Jahren  und  Jahr- 
zehnten aus  denselben  Orten  und  für  die  Hauptzeit  der  bestehenden 
Steuer  nicht  aus  einer  genügenden  Zahl  von  Städten.  Als  im 
Jahre  1821  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  den  Städten  der  preussischen 
Monarchie  zur  Wahl  gestellt  wurde,  ermittelte  man  die  Preise  von 
1 1  Waren :  Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Erbsen,  Kartoffeln,  Heu,  Stroh, 
Ochsenfleisch,  Schweinefleisch,  Butter  und  Talg  nur  aus  50  Städten,  in 
denen  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  gewählt  wurde,  und  aus  10  Städten, 
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in  denen  sie  nicht  gewählt  wurde  ^).  Die  Zahl  der  Steuerstädte  wäre 
also  wohl  gross  genug  gewesen,  aber  nicht  die  der  Nichtsteuerstädte, 
die  zur  Vergleichung  unbedingt  nötig  sind.  Dieser  Mangel  an  ver- 
gleichbaren Nichtsteuerstädten  wurde  in  etwas  dadurch  gehoben, 
dass  von  den  50  Steuerstädten  bis  1874  allmählich  14  Steuerstädte 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  aufgaben  und  zu  Nichtsteuerstädten 
wurden^).  So  standen  sich  unter  den  60  Städten,  aus  denen  die 
Preise  ermittelt  wurden,  zuletzt  36  Steuerstädte  und  24  Nichtsteuer- 
städte gegenüber.  Ein  üebelstand  war  hier  freilich  wieder  der, 
dass  überwiegend  nur  im  Westen  des  Staates  aus  Steuerstädten 
Nichtsteuerstödte  wurden.  Inwiefern  dieses  störend  wirkte,  werden 
wir  später  leider  an  vielen  Stellen  finden. 

Eine  weitere  Veränderung  trat  im  August  1872  ein.  In  sieben 
von  den  bisherigen  Städten  ging  die  Preisermittelung  ein  ').    Dagegen 

')  Die  50  Steuerst&dte,  aus  denen  wir  Preisermittelungen  seit  1821  (teil- 
weise seit  1815)  haben,  waren  I.  aus  der  Provinz  Preussen  acht,  nämlich 
1.  Königsberg,  2.  Memel,  8-  Tilsit,  4.  Insterburg,  5.  Graudenz,  6.  Danzig, 
7.  Elbing,  8.  Thom;  IL  aus  Posen  fünf,  n&mlioh  1.  Posen,  2.  Rawitsch, 
3.  Bromberg,  4.  Fraustadt,  5.  Kempen;  III.  aus  Pommern  vier,  nämlich 
1.  Stettin,  2.  Stralsund,  3.  Golberg,  4.  Stolpe;  IV.  aus  Schlesien  neun,  näm- 
lich   1.  Breslau,    2.  Glogau,    8.  Neisse,    4.  Görlitz,    5.  Schweidnitz,    6.  Glaz, 

7.  Liegnitz,  8.  Grünberg,  9.  Hirsebberg;  aus  diesen  vier  östlichen  Provinzen 
zusammen  2ß;    V.   aus   Sachsen  sieben,    nämlich    1.  Halle,    2.  Magdeburg, 

3.  Toi^au,  4.  Halberstadt,  5.  Stendal,  6.  Erfurt,  7.  Nordhausen ;  VI.  aus  Branden- 
burg  fünf,   nämlich   1.  Berlin,    2.  Frankfurt  an  der  Oder,  3.  Brandenburg, 

4.  Kottbus,  5.  Landsberg  an  der  Warthe;  VII.  aus  Westfalen  drei,  nämlich 
1.  Münster,  2.  Minden,  3.  Paderborn ;  endlich  YHI.  aus  Rheinland  neun,  näm- 
lich 1.  Aachen,  2.  Coblenz,  3.  Köln,  4.  Cleve,  5.  Düsseldorf,  6.  Trier,  7.  Wesel, 

8.  Saarbrücken,  9.  Wetzlar;  aus  den  vier  westlichen  Provinzen  also  24,  zu- 
sammen aus  ganz  Preussen  50.  Aus  nur  zehn  Nichtsteuerst&dten  besitzen  wir 
die  nötigen  Preise  und  zwar  aus  Neidenburg,  Rastenburg  und  Konitz  in  der 
Provinz  Preussen,  aus  Leobschütz  in  Schlesien,  aus  Dortmund  in  Westfalen,  end- 
lich aus  Krefeld,  Elberfeld,  Kreuznach,  Malmedy  und  Simmem  in  der  Rhein- 
provinz. Aus  Posen,  Pommern,  Brandenburg  und  Sachsen  fehlen  uns  Nicht- 
steuerstädte zur  Vergleichung  gänzlich. 

')  Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  gaben  auf  am  1.  Juli  1841  Wetzlar,  am 
1.  April  1844  Grünberg,  am  1.  April  1848  Paderborn,  am  1.  Mai  1848  Minden, 
am  1.  Juni  1848  Münster,  am  1.  August  1848  Halberstadt,  am  1.  Oktober  1848 
Erfurt,  am  1.  November  1848  Stendal,  am  15.  November  1848  Nordhausen,  am 
1.  April  1849  Saarbrücken,  am  1.  Juni  1850  Insterburg,  am  1.  Januar  1855 
Kempen  und  Hirschberg  und  endlich  am  1.  Januar  1874,  1  Jahr  vor  der  all- 
gemeinen Steueraufhebung,  Magdeburg. 

')  Die  Preisermittelung  ging  ganz  ein  mit  August  1872  in  sechs  Nicht- 
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kamen  mit  demselben  Datum  hinzu  26  Steuerstädte  ^)  und  52  Nicht- 
steuerstädte'), so  dass  für  die  beiden  letzten  Jahre  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  für  1873  und  1874  die  Preise  aus  61  Steuerstädten 
und  69  Nichtsteuerstädten  vorlagen.  Für  diese  beiden  Jahre  stehen 
also  genug  Städte  beider  Art  zur  Verfügung,  leider  aber  genügen 
diese  beiden  Jahre  für  die  Frage  des  zweiten  Teils,  wie  die  Preise 
unter  der  Herrschaft  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  sich  verhielten, 
nicht,  während  sie  für  die  Frage  der  Aufhebung  hinreichend  sind. 
Endlich*  kamen  nach  1875  noch  hinzu:  aus  Posen  Schneidemühl  und 
die  drei  früheren  Steuerstädte  Krotoschin ,  Ostrowo  und  Inowrazlaw, 
aus  Westfalen  Hagen,  aus  Preussen  kam  Eonitz  wieder  hinzu,  in 
Rheinland  fielen  die  Preise  von  Eschweiler  weg  und  kamen  die  von 
St.  Johann  dazu.  So  stieg  die  Zahl  der  Städte  auf  die  136,  welche 
auch  heute  noch  in  Preussen  alten  Bestandes  Preise  notieren,  6  aus 
Ostpreussen,  7  aus  Westpreussen ,  9  aus  Posen,  10  aus  Pommern, 
25  aus  Schlesien,  18  aus  Brandenburg,  Berlin,  24  aus  Sachsen, 
12  aus  Westfalen,   24  aus  Rheinland.     Siehe   die  folgende  Tabelle. 

Angabe  der  preassischen  Städte  alten  Bestandes, 
aus  denen  Marktpreise  zur  Verfügung  standen. 


Steuerstädte 

1 

1 

g 

a 

B 

g 

•i 
1 

i 
1 

1 

1 

Staat 

Bestand  1821     .     .     . 
Zagang  bis  1875    .     . 
Abgang  bis  1875  .    . 

8 

+  1 
—  1 

5 
—  2 

4 

+  3 
—  0 

9 
+  7 
—  2 

5 

-f-  7 
—  0 

7 
+  5 
-  5 

3 

+  0 
—  3 

9 

+  1 
—  2 

50 
+  26 
—  15 

Bestand  1875     .    .    . 

8 

5i        7 

U\      12,        7,       Oj       8 

61 

Zugang  seit  1875  .    . 
Bestand  jetzt    .    .     . 

8 

3 

8 

7 

14 

12 

7 

0 

8 

3 
64 

Oste 

n  37 

West 

en  27 

steuerstädten :  Rastenbarg,  Neidenburg,  Kempen,  Wetzlar,  Simmem  und  Mal- 
medy,  und  in  einer  Steuerstadt  Franstadt,  vorübergehend  in  Eonitz. 

^)  Aus  26  Steuerstädten  kamen  Preisnotierungen  hinzu:  in  Preussen  aus 
Marienburg,  in  Posen  aus  Gnesen  und  Posen,  in  Pommern  aus  Stargard,  Anklam 
und  Köslin,  in  Schlesien  aus  Oels,  Sagan^  Jauer,  Oppeln,  Ratibor,  Neustadt 
und  Brieg,  in  Brandenburg  aus  Guben,  Prenzlau,  Schwedt,  Potsdam,  Eüstrin, 
Rathenow  und  Neu-Ruppin,  in  Sachsen  aus  Wittenberg,  Merseburg,  Naumburg, 
Zeitz  und  Weissenfeis,  in  Rheinland  aus  Bonn. 

*)  Aus  52  Nichtsteuerstädten  kamen  Preisnotierungen  hinzu :  in  Preussen  (3) 
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Nichtsteuerstädte 

Stener- 
stöLdte 

1 

e 
i 

a 

1 

1^ 

1 

g 
1 

1 

Staat 

und 
Nicht- 
steuer- 
städte 

Bestand  1821     .    .    . 
Zugang  bis  1875   .    . 
Abgang  bis  1875  .     . 

8 

+  4 
—  3 

0 

+  1 
—  1 

0 
+  3 
-  0 

1 
+  10 
—   0 

0 

+  7 
—  0 

0 
+  17 
-   0 

1 
+  10 
—   0 

5 

10       60 
+  66+92 
-   7lk  22 

Bestand  1875    .     .    . 

4 

0 

8 

11 

7 

17 

11 

16 

6^ 

130 

Zugang  seit  1875  .    . 
Bestand  jetzt    .    .    . 

1 
5 

1 

1 

8 

11 

7 

17 

1 
12      16 

72 

6 
136 

Osten  20 

Westen  52 

Erster  Teil. 

Die  Wirkung  des  Steuerwegfalls. 

Die  Höhe  des  Steuerwegfalls. 

In  diesem  ersten  Teil  soll  zunächst  fUr  alle  Steuerstadte  unter- 
sucht werden,  wie  der  Wegfall  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  an  der 
Jahreswende  1874  auf  1875  die  Preise  jedes  einzelnen  Steuerartikels 
beeinflusste,  also  wie  die  Preise  vom  Dezember  1874  auf  Januar 
1875  sich  bewegt  haben,  die  erste,  momentane,  vorläufige  Bewegung. 

Zunächst  galt  es  festzustellen,  wie  hoch  die  Steuer,  als  sie 
aufgehoben  wurde,  war.  Dies  lässt  sich  für  1874,  das  letzte  Jahr 
der  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  nicht  mehr  feststellen,  da  (laut  Zu- 
schrift des  königl.  preussischen  Finanzministeriums  an  den  Verfasser 
vom  12.  Oktober  1890)  für  1874  von  den  Provinzialsteuerdirektionen 
die    früher    üblichen   Statistiken    nicht    mehr   eingereicht  vnirden^), 


aus  Garn  binnen  (bis  1.  Juli  1848  Steuerstadt),  Braunsberg  und  Kulm,  in  Pommern  (8) 
aus  Greifswald  (bis  1.  April  1853  Steuerstadt),  Demmin  (bis  1.  Januar  1855  Steuer- 
stadt) und  Pasewalk,  in  Schlesien  aus  Striegau,  Waidenburg,  Bunzlau,  Lauban, 
Gleiwitz,  KOnigsbütte,  Beuthen  und  Kattowitz.  in  Brandenburg  aus  Eberswalde, 
Luckenwalde,  Fürstenwalde,  Schwiebus,  Sorau,  Sommerfeld  und  Spremberg,  in 
Sachsen  aus  Salzwedel,  Burg,  Schönebeck,  Oschersleben,  Aschersleben,  Quedlin- 
burg, Delitzsch,  Eilenburg,  Eisleben,  Sangerhausen,  Mühlhausen,  Langensalza, 
in  Westfalen  aus  Herford,  Bielefeld,  Soest,  Hamm,  Bochum,  Witten  und  Iser- 
lohn, in  Rheinland  aus  Neuwied,  Goch,  Duisburg,  Essen,  Barmen,  Solingen, 
Neuss,  Gladbach,  Mülheim,  Düren^  Eschweiler,  Eupen. 

^)  Leider  sind  für  1874  überhaupt  keine  Akten  mehr  angelegt  worden, 
sodann  ist  für  1878  im  Finanzministerium  die  bis  1872  inkl.  übliche  Zusammen- 
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wohl  aber  fOr  1873,  da  sich  dies  aus  den  einzelnen  Berichten  zu- 
sammenstellen Hess.  Danach  (vgl.  die  Berichte  der  einzelnen  Steuer- 
direktionen) betrug  die  besteuerte  Fleischmenge  2,690,513  Zollztr., 
der  Steuerertrag  4,099,511  Thk.,  also  1,523  Thb.  per  Zentner  oder 
9,138  Pf.  per  Kilo.  Im  Jahr  1874  wird  ziemlich  die  gleiche  Steuer 
bestanden  haben.  Dies  kann  man  daraus  schliessen,  dass  auch  sonst 
Yon  Jahr  zu  Jahr  nur  geringe  Yeränderunged  Torkonmien.  So 
stellte  sich  die  Steuer  per  Kilo  im  Jahr  1872  auf  8,94  Pf.  und  im 
Jahr  1871  auf  8,88  Pf.,  1872  betrug  nämlich  die  besteuerte  Menge 
2,748,491  Ztr.  und  der  Steuerbetrag  4,103,349  Thlr.,  d.  h.  8,94  Pf. 
per  Kilo  und  im  Jahr  1871  die  Menge  2,592,247  Ztr.  mit  3,827,696  Thlr. 
Steuerbetrag,  d.  h.  8,88  Pf.  per  Kilo.  Rund  9  Pf.  per  Kilo  war 
also  der  Steuerwegfall  per  Kilo. 

In  den  einzelnen  Provinzen  und  noch  mehr  in  den  einzelnen 
Steuerstadten  variierte  der  Ausfall  je  nach  den  Kommunalzuschlägen 
natürlich  nicht  unbedeutend.  Auf  die  einzelnen  Städte  gehen  wir 
sogleich  etwas  näher  ein,  hier  seien  nur  die  Verschiedenheiten  von 
Provinz  zu  Provinz  angeführt,  welche  zwischen  8,46  Pf.  in  Sachsen 
und  9,48  Pf.  in  Brandenburg  liegen. 


Provinzen 


Versteuerte 
Fleischmenge 

Ztr. 


Steuerertrag 
Thlr. 


Steuerfuss 
Thlr  per  Ztr.|  Pf.  per  Kilo 


Ostpreussen 
Weetpreussen 
Posen .    .    . 
Pommern 
Schlesien     . 
Berlin      .    . 
Brandenburg 
Sachsen  .    . 
Rheinland   . 
Staat  .    .     . 


117,164 
125,725 
124,044 
143,728 
890,286 
980,410 
220,827 
181,977 
406,402 
2,690,513 


174,052 
193,514 
181,946 
209,717 
576,426 

1,538,110 
348,827 
256,925 
619,992 

4,099,509 


1,49 
1,54 
1,47 
1,46 
1,48 
1,57 
1,58 
1,41 
1,52 
1,523 


8,94 
9,24 
8,82 
8,76 
8,88 
9,42 
9,48 
8,46 
9,12 
9,138 


Stellung  fCtr  den  ganzen  Staat  aus  den  Berichten  der  Provinzialsteuerdirektionen 
nicht  mehr  gemacht  worden,  wobei  immer  manche  Fehler  der  Provinzial- 
Zusammenstellung  sich  ergaben.  Manche  dieser  Fehler  haben  wir  gefunden 
und  richtig  gestellt,  ob  aber  alle  ?  Femer  sind  die  Akten  vollständig  nur  noch 
seit  1854  vorhanden,  vor  1854  durch  Zufall  noch  einzelne  Jahrgänge.  Für  die 
Zeit  vor  1854  ist  man  namentlich  angewiesen  auf  die  Arbeit  von  Reinik: 
«Resultate  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  der  Periode  von  1888—1861'  in  der 
Zeitschrift  des  königl.  preuss.  statist.  Bureaus  1868  und  18G4,  und  auf  die  von 
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Den  oben  gefundenen  Steuerfuss  von  1,5  Thlr.  per  Ztr.  ergibt 
ungefähr  auch  eine  andere,  die  versteuerten  Mengen  nicht  berück- 
sichtigende Berechnung.  Der  Steuerfuss  ftir  die  Staatssteuer  war 
l  Thlr.  für  den  alten  Zentner  ausgeschlachtetes  Vieh  oder  0,9709  Thlr. 
für  den  Zollzentner.  Dazu  kamen  durchschnittlich  44  ®/o  Kommunal- 
zuschlag =  0,4272  Thlr.  per  Zentner,  zusammen  1,3891  Thlr.  oder 
4,1673  M.  per  Zentner  oder  8,335  Pf.  per  Kilo  gegenüber  9,138  Pf. 

Umständlicher  und  unsicherer  als  die  Berechnung  des  Schlacht- 
steuerwegfalles ist  die  des  Mahlsteuerwegfalles.  Wir  kennen  zwar 
wiederum  den  gesamten  Betrag  der  wegfallenden  Mahlsteuer,  dieser  Be- 
trag kann  aber  nicht  wie  beim  Fleisch  einfach  auf  die  besteuerte  Qe- 
mahlmenge  repartiert  werden,  weil  wir  für  das  Qemahl  verschiedene 
Steuerfüsse  haben.  Die  Staatssteuer  sollte  betragen  von  einem  alten 
Zentner  Weizen,  wenn  er  zur  Mühle  geht,  und  von  eingeführtem 
Weizenbackwerk  16  gute  Groschen,  femer  21,333  gute  Groschen 
von  eingeführtem  Weizenmehl,  32  gute  Groschen  von  eingeführtem 
Kraftmehl,  Puder,  Graupe,  Grütze  und  Griess. 

Dagegen  war  der  Steuerfuss  bei  Roggen,  Gerste,  Buchweizen 
und  allen  anderen  Getreidearten  und  Hülsenfrüchten,  welche  ver- 
mählen wurden,  nur  V*  so  hoch,  also  bei  Körnern  und  bei  Backwerk 
4  gute  Groschen,  bei  Mehl  5,333  gute  Groschen,  bei  Kraftmehl, 
Puder,  Graupe,  Grütze  und  Griess  8  gute  Groschen.  Femer  macht 
die  „Reduktion*  von  allem  nicht  in  Kömer  Versteuerten  auf  „Kömer* 
gewisse  Schwierigkeiten. 

Im  Jahr  1873  (1874  fehlt  auch  hier)  betrug  das  gesamte  ver- 
steuerte Gemahl,  auf  Körner  reduziert,  7,576,595  Ztr.  und  ergab 
an  Mahlsteuer  3,818,589  Thlr.  Durchschnittlich  tmg  also  der  Zentner 
Gemahl,  auf  Körner  reduziert,  0,506  Thlr.  oder  1,518  M.,  d.  h. 
3,086  Pf.  per  Kilo.  Dieser  Einheitssatz  ist  aber  nicht  zu  gebrauchen, 
sondern  der  Gesamtsteuerbetrag  fällt  in  der  Differenz  von  4  gegen  1 


ihm  citierten  früheren  Arbeiten.  Nar  ist  leider  bei  Reinik  manches,  was  för 
diese  unsere  Arbeit  nötig  war,  nicht  berührt  worden,  einmal,  weil  die  Arbeit 
unvollendet  blieb,  und  zweitens ;  weil  es  für  die  Aufgabe,  die  Reinik  sich 
stellte,  nicht  von  Bedeutung  war.  Unsere  Aufgabe,  die  Einwirkung  der  Steuern 
auf  die  Preise  hatte  sich  Reinik  leider  nicht  gestellt.  Das  ist  sehr  erklSxlich, 
aber  zu  bedauern,  wie  überhaupt  zu  bedauern  ist,  dass  so  lange  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  bestand,  niemals  diese  Frage  untersucht  wurde.  Damals  wäre 
noch  vieles  Material  an  «Pieisen*,  welches  jetzt  nicht  mehr  zu  beschaffen  ist, 
erreichbar  gewesen. 
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auf  Weizen  sog.  I.  Satz,  und,  wie  wir  es  der  Kürze  halber  einmal 
nennen  wollen  Nichtweizen  sog.  U.  Satz.  Ausserdem  ist  die  Ge- 
samtmenge auf  Körner  reduziert  und  wir  brauchen  den  Steuerbetrag 
auf  Weizenmehl,  Roggenmehl,  Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und 
Buchweizengrütze,  von  welchen  Waren  wir  die  Preise  besitzen. 

Alles,  was  nicht  in  Körnern  versteuert  wurde,  ist  in  der  Mahl- 
steuerstatistik nach  folgenden  ReduktionszahljBn  auf  Kömer  um- 
gerechnet: Ein  Zollzentner  Korn  ist  gesetzt  für  50  Pfd.  Puder, 
Krafkmehl,  Graupe,  Grütze,  Griess  I.  und  11.  Satzes;  ein  Zollzentner 
Korn  ist  gesetzt  für  83  Pfd.  Mehl  I.  Satzes,  Weizenmehl;  ein  Zoll- 
zentner Korn  ist  gesetzt  für  85  Pfd.  Mehl  11.  Satzes,  Nichtweizen- 
mehl;  ein  Zollzentner  Korn  ist  gesetzt  für  100  Pfd.  Schrot  I.  und 
II.  Satzes;  ein  Zollzentner  Korn  ist  gesetzt  für  114  Pfd.  Backwaren 
I.  und  II.  Satzes. 

Die  verbrauchten  und  versteuerten  Mengen  sind  überall  ge- 
funden, indem  zu  den  in  jeder  Steuerstadt  versteuerten  Mengen  hin- 
zugefügt wurde,  was  mit  Versendungsscheinen  aus  anderen  Steuer- 
stadten  einging,  und  abgezogen  wurde,  was  mit  Versendungsscheinen 
nach  anderen  Steuerstädten  ausging. 

So  berechnet  wurden   auf  Körner   reduziert  folgende  Mengen 

▼ersteuert: 

Ztr.  Ztr. 

Weizenk5mer      Nichtweizenkömer 

in  Körnern       340,567                1,148,697 

^  Mehl  auf  Kömer  reduziert    ....  1,996,710                2,841,975 

,  Gries,  Graupe 122,340|                 187,914] 

,  Schrot 2,492}  153,900    258,1 19  }l,099,746 

,  Backware 29,068J                 653,713J 

7,576,595  wie  oben. 

Von  dem  gesamten  auf  Körner  reduzierten  Weizengemahl  sind 
nun  zunächst  die  Mengen  von  Griess,  Schrot  und  Backwaren  ab- 
zuziehen, welche  beim  Eingang  in  die  Stadt  verzollt  wurden.  Beim 
Weizen  sind  dies  153,900  Ztr.  oder  nur  6®/o  und  bleiben  für  Mehl 
2,337,277  Ztr. 

Ebenso  gehen  für  Griess  etc.  beim  Nichtweizengemahl  ab 
1,099,746  Ztr.  oder  22  >  und  bleiben  für  Mehl  3,985,672  Ztr. 

Von  dem  gesamten  Mahlsteuerertrag  geht  ab  die  Steuer  für 
153,990  Ztr.  Weizennichtmehl  und  für  1,099,746  Ztr.  Nicht- 
weizennichtmehl. 
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Nicht  auf  Eömer  reduziert  gehen  ab  in: 


Provinzen 

Graupen 

and  Gries 

Schrot 

Backwaren 

I.  Satz 

II.  Satz 

I.  Satz    1 

U.  Satz 

I.  Satz 

II.  Satz 

Oatpreussen .     . 

3,461 

6,739 

20 

12,480 

290 

5,996 

Westpreussen    . 

8,185 

5,250 

37 

3,358 

847 

9,549 

Posen  .... 

1,404 

8,886 

2 

2,946 

478 

16,217 

Pommern     .    . 

4,854 

4,719 

21 

5,993 

699 

63,442 

Schleaien .    .    . 

11.374 

19,285 

12 

5,527 

6,665 

208,813 

Berlin.    .    .     . 

17,708 

17,496 

117 

2,556 

2,465 

207,925 

Brandenbarg     . 

6,656 

7,698 

6 

1,759 

875 

75,040 

Sachsen    .    .    . 

4,032 

6,901 

162 

5,455 

2,551 

104,022 

Rheinland     .     . 

8,496 

16,983 

2115 

218,045 

18,270 

54,280 

61,170 

93,957 

2492 

258,119 

83,140 

745,234 

Von  Weizen,  Graupen  etc.  ist  die  Steuer  inkl.  42,5  ^/o  Eommunal- 
zuschlag  1,9  TUr.  per  Zentner,  also  116,223  Thlr.  für  61,170  Ztr. 

Von  Weizenschrot  ist  die  Steuer  inkl.  42,5  ^/o  Kommunal- 
zuschlag 0,95  Thlr.  per  Zentner,  also  2367  Thlr.  für  2492  Ztr* 

Von  Weizenbackwaren  ist  die  Steuer  inkl.  42,5  Eommunal- 
zuschlag  0,95  Thb-.  per  Zentner,  also  32,053  TUr.  für  33,740  Ztr. 
Alles  Weizennichtmehl  bringt  auf  439,120  Thlr. 

Von  Nichtweizengraupen  ist  die  Steuer  inkl.  42,5  ^/o  Eommunal- 
zuschlag  0,475  Thbr.  per  Zentner,  also  44,630  Thlr.  für  93,957  Ztr. 
Von  Nichtweizenschrot  ist  die  Steuer  inkl.  42,5  ®/o  Kommunalzuschlag 
0,2375  Thlr.  per  Zentner,  also  61,303  Thb.  für  258,119  Ztr.  Von 
Nichtweizenbackwaren  ist  die  Steuer  inkl.  42,5  ^/o  Kommunalzuschlag 
0,2375  Thlr.,  also  176,995  Thk.  für  745,234  Ztr.  Alles  Weizen- 
nichtmehl trägt  an  Steuer  439,120  Thlr.;  alles  Nichtweizennichtmehl 
trägt  an  Steuer  282,928  Thlr.  und  alles  Nichtmehl  zusammen 
722,048  Thlr.  Diese  722,048  Thlr.  gehen  von  dem  Gesamtsteuer- 
betrag von  3,818,589  Thlr.  ab,  um  für  alles  Mehl  3,096,541  Thlr. 
Steuerbetrag  zu  lassen.  Ebenso  gingen  von  allem  auf  Kömer  re- 
duzierten Weizen  153,990  Ztr.  ab  und  liessen  für  Weizenmehl  auf 
Kömer  reduziert  2,337,277  Ztr.,  desgleichen  gingen  von  allem  auf 
Kömer  reduzierten  Nichtweizen  1,099,746  Ztr.  ab  und  liessen  für 
Nichtweizenmehl  auf  Körner  reduziert  3,985,672  Ztr.  übrig. 

Demnach  bringen  2,337,277  Ztr.  Weizen  in  Körnern  und 
3,985,672  Ztr.  Nichtweizen  in  Körnern  zusammen  3,096,541  Thlr. 
auf.  Die  2,337,277  Ztr.  Weizen  in  Körnern  werden  durch  Multi* 
plikation    mit  0,83   auf  1,939,940  Ztr.    Weizenmehl   gebracht   und 
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die  3,985,672  Ztr.  Nichtweizen  in  Körnern  durch  Multiplikation  mit 
0,85  auf  3,387,821  Ztr.  Nichtweizenmehl  gebracht.  Diese  Mengen 
Mehl  bringen  zusammen  3,096,541  Thlr.  auf,  jedoch  nicht  bei 
gleichem  Steuerfuss,  sondern  bei  einem  Steuerfüss,  der  fOr  Weizen- 
mehl viermal  so  hoch  ist  als  für  Nichtweizenmehl.  Um  diese  beiden 
SteuerfÜsse  zu  finden,  setzen  wir  die  1,939,940  Ztr.  Weizenmehl 
viermal  so  hoch  an,  d.  h.  mit  7,759,760  Ztr.  und  addieren  sie  zu 
den  3,387,821  Ztr.  Nichtweizenmehl  =  11,147,581  Ztr.  Verteilen 
wir  dann  die  uns  noch  übrig  gebliebenen  3,096,541  Thlr.  auf  die 
11,147,581  Ztr.,  so  erhalten  wir  für  Nichtweizenmehl  einen  Steuer- 
fuss von  0,278  Thlr.  per  Zentner,  und  für  Weizenmehl  einen  viermal 
80  hohen  Steuerfuss  oder  1,112  Thlr.  per  Zentner. 

Bei  diesen  Steuerfüssen  bringen  die  1,939,940  Ztr.  Weizen- 
mehl 2,157,213  Thlr.  auf,  die  3,387,821  Ztr.  Nichtweizenmehl 
941,814  Thlr.,  zusanunen  unsere  obigen  3,096,541  Thlr.  Durch 
Umrechnung  dieses  Thalerzentnersteuerfusses  auf  Pfennigkilofuss  finden 
wir  6,67  Pf.  Steuer  per  Kilo  Weizenmehl,  und  1,67  Pf. 
Steuer  per  Kilo  Nichtweizenmehl. 

Zur  Yergleichung  setzen  wir  auch  hier  noch  die  andere  Be- 
rechnung des  Steuerfusses,  welcher  statt  hätte,  wenn  alles  Mehl  in 
Mehlgestalt  versteuert  würde,  d.  h.  ^/s  höher  wie  der  Steuerfuss  für 
Kömer,  welche  zur  Mühle  gehen.  Würde  alles  als  fertiges  Mehl 
beim  Eingang  in  die  Städte  besteuert,  dann  würde  sich  der  Steuer- 
fuss auf  7,6  Pf.  per  Kilo  Weizenmehl  und  1,9  Pf.  per  Kilo  Roggen- 
mehl stellen.  Die  Staatssteuer  auf  Weizenmehl  betrug  nämlich 
21,333  gute  Groschen  oder  26,665  Sgr.  oder  0,8888  Thlr.  per  alten 
Zentner  und  später  per  neuen  Zentner  (50  Kilo)  und  inkl.  des 
Kommunalzuschlags  von  42,5  ®/o  im  Durchschnitt  1,2666  Thlr.  per 
Zentner  oder  7,6  Pf.  per  Kilo.  Die  Steuer  auf  anderes  Mehl  betrug 
V*  der  Weizenmehlsteuer,  also  6,666  Sgr.  =  0,2222  Thlr.,  inkl. 
42,5^/oigen  Kommunalzuschlags  0,3166  Thlr.  per  Zentner  oder 
1,9  Pf.  per  Kilo.  Diese  SteuerfÜsse  von  7,6  und  1,9  Pf.,  welche 
sich  etwas  höher  stellen  würden  als  unsere  oben  berechneten  Steuer- 
fÜsse von  6,67  und  1,67  Pf.,  sind  aber  nicht  richtig,  denn  sie  be- 
ruhen auf  der  Annahme,  dass  alles  als  Mehl  zu  dem  1^3  fachen 
Satze  des  Kömersatzes  versteuert  worden  wäre,  was  der  Wirklich- 
keit nicht  entspricht,  denn  vom  Weizen  sind  ca.  14^0,  vom  Roggen 
ca.  29^/0  in  Kömern  versteuert.  Unter  der  Annahme,  dass  alles 
in  Körnern   versteuert   würde,    hätte    der   Steuerfuss    betragen   als 
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Staatssteuer  und  Kommunalzuschlag  28,5  Sgr.  oder  0,95  Thlr.  per 
Zentner  =  5,70  Pf.  per  Kilo  Weizenkömer,  und  7,125  oder  0,2376  Pf. 
per  Zentner  =  1,425  Pf.  per  Kilo  Roggenkörner,  d.  h.  Weizen  auf 
Weizenmehl  reduziert  63?  Pf*i  und  Roggen  auf  Roggenmehl 
reduziert  =  1,67  Pf.  per  Kilo. 

Unser  oben  gefundener  Steuerfuss  von  6,67  Pf.  per  Kilo 
Weizenmehl  und  1,67  Pf.  per  Kilo  Roggenmehl  wird  der  Wahrheit 
am  nächsten  stehen  und  benutzen  wir  denselben  als  ungefähren 
Steuerfuss.  Der  Steuerfuss  nur  aus  Mehl  berechnet  ist  auch  aus 
dem  Grunde  zu  hoch  angesetzt,  weil  die  Mehlsteuer  um  33^8  ^/o  höher 
gesetzt  ist  als  die  Kömersteuer,  während  die  Kömermenge,  welche 
einer  Einheit  Mehl  gleichgesetzt  ist,  nur  ca.  20  ^/o  und  18  ^/o  höher  ist. 
83  Ztr.  Weizenmehl :  100  Ztr.  Kömer  =  100 :  120 
85     ,     Roggenmehl :  100     ,         „        =  100 :  118. 

Die  Steuer  auf  Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und  Buchweizen- 
grütze können  wir  nur  aus  den  Steuersätzen  und  Kommunalzuschlägen 
finden.  Die  Staatssteuer  ist  10  Sgr.  per  Zentner  mit  dem  Konununal- 
Zuschlag  von  42,5  >  14,25  Sgr.  per  Zentner  =  2,85  Pf.  per  Kilo. 

Die  Schlachtsteuer  betrug,  als  sie  1875  wegfiel,  fast 
genau  9  Pf.  per  Kilo,  die  Weizenmehlsteuer  ungefähr 
6,679  Pf.  per  Kilo^),  die  Roggenmehlsteuer  ungefähr 
1,67  Pf.  per  Kilo*),  und  die  Steuer  auf  Gerstengraupe, 
Gerstengrütze  und  Buchweizengrütze,  welche  aber  keine 
grosse  Bedeutung  haben,   ungefähr  2,85  Pf.  per  Kilo. 

Die  näehste  Bewegung  der  Preise  d.  h.  des  ersten  Monats  (Januar  1875) 

nach  der  Steneranfhebung  gegen  die  des  letzten  Monats  (Dezember  1874) 

vor  der  Steueraufliebung. 

In  welcher  Weise  hat  nun  der  vorstehend  dargestellte  Steuer- 
wegfall die  Preise  beeinflusst?  Zunächst  darf  man  nicht  erwarten, 
dass  in  jeder  Stadt  die  Preise  um  so  viel  Pfennige  gesunken  sind, 
als  der  Steuerwegfall  betrug,  sondern  der  Preisfall  kann  grösser 
oder  geringer  sein  als  der  Steuerwegfall,  grösser,  wenn  zugleich  aus 
anderen  Gründen  die  Preise  sanken,  kleiner,  wenn  zugleich  aus  an- 
deren Gründen  die  Preise  stiegen,  ja  ein  Preisfall  wird  nicht  ein- 
getreten sein,  wenn  zugleich  aus  anderen  Gründen  der  Preis  um  so 
viel  Pfennige  stieg,  als  er  durch  den  Steuerwegfall  sank,  ja  es  kann 
sogar  trotz  Steuerwegfall  der  Preis  gestiegen   sein,  wenn  zugleich 
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aus  anderen  Gründen  der  Preis  um  mehr  als  den  Steuerwegfall  ge- 
stiegen wäre.  Diese  Bewegungen  aus  anderen  Gründen,  welche  die 
verbilligende  Wirkung  des  Steuerwegfalls  verstärken,  abschwächen, 
ganz  aufheben,  oder  sogar  übertreffen  und  zu  einer  Preissteigerung 
trotz  Steueraufhebung  führen  können,  verdunkeln  oder  verschleiern 
die  aus  dem  Steuerwegfall  resultierende  Preissenkung,  man  darf 
deshalb,  um  Bewegungen  aus  anderen  Gründen  möglichst  aus- 
zuschliessen ,  nicht  die  Preise  des  Jahres  1874  mit  denen  des 
Jahres  1875  oder  gar  den  Durchschnittspreis  der  letzten  Jahre 
inkl.  1874  und  der  ersten  Jahre  inkl.  1875  in  Vergleichung  stellen, 
sondern  man  muss  die  Preise  des  letzten  Monats  vor  der  Steuer- 
aufhebung, also  des  Dezembers  1874  mit  den  Preisen  des  ersten 
Monats  nach  der  Steueraufhebung,  also  des  Januars  1875  ver- 
gleichen, ja  besässen  wir  Preisnotierungen  aus  jeder  Woche,  dann 
wären  die  Preise  der  Woche  vor  dem  Jahreswechsel  1874  auf  1875 
mit  denen  der  Woche  nach  dem  Jahreswechsel  zu  vergleichen.  Da 
wir  diese  aber  nicht  besitzen,  müssen  wir  uns  mit  der  Monatsbewegung 
begnügen.  Von  einem  Monat  zum  anderen,  und  wie  wir  später 
des  genaueren  sehen  werden,  gerade  vom  Dezember  auf 
den  Januar,  bewegen  sich  für  gewöhnlich  die  Preise  ver- 
hältnismässig sehr  wenig,  das  verdunkelnde  Moment  kann 
also  nicht  stark  sein. 

Mit  dem  Schlachtsteuerwegfall  von  9  Pfg.  per  Kilo 
im  Durchschnitt  aller  Steuerstädte  vergleichen  wir  nun  zu- 
nächst den  Preisfall  im  Durchschnitt  aller  Steuerstädte: 
Der  Preisfall  betrug  bei  Ochsenfleisch  12,96  Pf.,  bei 
Schweinefleisch  18,09  Pf.,  bei  Kalbfleisch  11,27  Pf.,  bei 
Hammelfleisch  8,16  Pf.  und  bei  Schweineschmalz  6,62  Pf. 
per  Kilo. 

Dem  durchschnittlichen  Steuerwegfall  von  6,67  Pf. 
per  Kilo  Weizenmehl  steht  gegenüber  ein  Preisfall  von 
7,46  Pf.,  dem  durchschnittlichen  Steuerwegfall  von  1,67  Pf. 
per  Kilo  Roggenmehl  entspricht  ein  Preisfall  von  2,98  Pf. 
per  Kilo. 

Dem  Steuerwegfall  von  2,85  Pf.  per  Kilo  Gersten- 
graupe,  Gerstengrütze  und  Buchweizengrütze  steht 
gegenüber  ein  Preisfall  von  3,12  Pf.  bei  Gerstengraupe, 
von  2,20  Pf.  bei  Gerstengrütze  und  von  2,31  Pf.  bei 
Buchweizengrütze. 
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Bei  allen  Waren  fällt  mit  dem  Steuerwegfall  zeit- 
lich ein  sehr  starkes  Sinken  der  Preise  zusammen,  bei 
wenigen  Waren  ist  das  Preissinken  etwas  geringer  als 
der  Steuerwegfall,  bei  den  meisten  ^gleich  gross  oder 
etwas  grösser. 

Dieses  »post  hoc"  war  leicht  zu  zeigen,  wie  steht 
es  aber  mit  dem    „propter   hoc?** 

Hier  erhebt  die  Hydra  des  Zweifels  sofort  ihre  vielen  Köpfe 
und  müssen  diese  einzeln  oder  in  Gruppen  abgeschlagen  werden. 
Die  Hauptzweifel  dürften  zunächst  kurz  zusammengestellt,  die  folgen- 
den sein: 

I.  Müsste  nicht,  wenn  die  Steueraufhebung  den  Konsumenten 
zu  statten  gekommen  sein  soll,  in  jeder  einzelnen  Stadt  der  Preis 
um  die  wegfallende  Steuer  gesunken  sein,  und  nicht  nur  im  Durch- 
schnitt aller  Städte? 

n.  Können  diese  beim  ersten  Anblick  allerdings  auffallend  für 
eine  üeberwälzung  der  Steuerbefreiung  auf  die  Konsumenten 
sprechenden  Preissenkungen  nicht  doch  ganz  oder  teilweise  auf  andere 
Gründe  zurückgeführt  werden?  Die  Preissenkung  könnte,  ja  müsste 
andere  Gründe  haben,  wenn  gleiche  Preissenkungen  auch  sonst 
vorkämen,  d.  h.  erstens  „örtlich  sonst*  zur  selben  Zeit  in  an- 
deren Orten,  z.  B.  in  Orten,  in  welchen  die  Steuer  nicht  existiert 
hatte,  also  auch  nicht  fortfiel,  oder  zweitens  „zeitlich  sonst*'  an 
demselben  Orte  zu  anderen  Zeiten,  in  denen  keine  Steuer  wegfiel, 
oder  endlich  drittens  „sachlich  sonst*'  d.  h.  zwar  an  denselben 
Orten  und  zu  denselben  Zeiten,  aber  bei  anderen  Waren,  die  nicht 
besteuert  waren,  also  durch  Steueraufhebung  nicht  erleichtert  wurden. 

HI.  Warum  ist  nicht  bei  allen  Waren  die  Preissenkung  gleich 
dem  Steuerwegfall,  sondern  bei  einigen  Waren  kleiner,  bei  den 
meisten  aber  grösser,  beweist  also  nicht  dieser  stärkere  Preisfall, 
wie  man  zu  sagen  pflegt,  zu  viel? 

IV.  Die  Steuerstädte,  welche  in  dieser  Arbeit  benutzt  wurden, 
liegen  ganz  überwiegend  in  dem  mehr  agrikolen  Osten  der  preussi- 
sehen  Monarchie,  die  Nichtsteuerstädte  ganz  überwiegend  in  dem 
mehr  industriellen  Westen;  kann  also  nicht  ganz  oder  doch  in  sehr 
hohem  Masse  die  Verschiebung  der  Preise  in  den  Steuerstädten  und 
in  den  Nichtsteuerstädten  eine  Verschiebung  zwischen  dem  Osten 
und  dem  Westen  gewesen  sein? 
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V.  Haben  nicht  etwa  die  Schlachter,  Bäcker  oder  sonstige 
Verkäufer  von  Geschlacht  und  Gemahl  es  yerstanden,  kurz  vor  der 
Steueraufhebung  die  Preise  um  so  yiel  in  die  Höhe  zu  schrauben, 
als  sie  beim  Steuerwegfall  durch  die  öffentliche  Meinung  oder  durch 
Konkurrenz  von  aussen  die  Preise  derselben  zu  erniedrigen  gezwungen 
werden  würden,  so  dass  nach  wie  yor  doch  der  Nutzen  des  Steuer- 
wegfalles ihnen  verblieb  und  den  Konsumenten  vorenthalten  werden 
konnte? 

VI.  Sind  nicht  etwa,  wenn  die  vorstehende  Annahme  auch 
sich  als  unrichtig  erweisen  sollte,  die  Preise  nur  zuerst  unter  dem 
Druck  der  öffentlichen  Meinung,  also  nur  vorübergehend  gefallen; 
nachher  aber  wieder  so  stark  gestiegen,  dass  definitiv  auf  die  Dauer 
die  Steueraufhebung  dem  Konsumenten  nichts  genützt  hat? 

VII.  Ist  der  mit  dem  Steuerwegfall  parallel  gehende  Preisfall, 
so  sehr  derselbe  auch  die  Wirkung  des  Steuerwegfalles  zu  sein 
scheint,  nicht  etwa  doch  nur  ein  zufalliger,  und  würde  nicht  etwa 
bei  grösserem  Beobachtungsmaterial  dieses  Parallelgehen  von  Steuer- 
wegfall und  PreisfaU  nicht  zutreffen? 

VIII.  Erhalten  wir  nicht  etwa  ein  anderes  Resultat,  wenn  wir, 
wie  bei  Berechnung  des  durchschnittlichen  Steuerwegfalles  geschah, 
auch  bei  der  durchschnittlichen  Verbilligung  die  Quantitäten,  welche 
in  jeder  Stadt  gehandelt  wurden,  berücksichtigen? 

Dass  in  jeder  Stadt  beim  Steuerwegfall  die  Preise  um  den 
Steuer  Wegfall  fallen  müssten,  dürften  wir  nur  dann  erwarten,  wenn 
ohne  den  Steuerwegfall  die  Preise  in  jeder  Stadt  ganz  gleich  ge* 
blieben  sein  würden.  Die  Preise  waren  aber  in  vielen  Fällen  nicht 
gleich  geblieben,  denn  die  Preise  sind  in  einem  immerwährenden 
Steigen  und  Fallen  begriffen,  und  diese  Bewegung  ist  in  jeder 
Stadt  wieder  verschieden,  da  zu  den  allgemeinen  universellen  Preis- 
bestimmungsgründen lokale  Preisbestimmungsgründe  hinzutreten 
und  die  allgemeine  Preisbewegung  verstärken,  aufheben  oder  ab- 
schwächen. 

Ob  nun  aber  in  jeder  einzelnen  Stadt  ohne  den  Steuer- 
wegfall die  Preise  gleich  geblieben  wären  oder  gefallen  oder  ge- 
stiegen, und  wie  viel,  das  ist  unmöglich  zu  erweisen,  denn  wir 
kennen  nur  in  einer  unzertrennlichen  Zahl,  welche  Bewegung  des 
Preises  stattgefunden  hat,  und  können  diese  Bewegung  nicht  auf  die 
verschiedenen  preisbestimmenden  Momente  quantitativ  verteilen.  Eine 
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quantitative  Analyse  ist  uns  versagt.  Obwohl  wir  also  für  jede 
einzelne  Stadt  nicht  angeben  können,  wie  ohne  die  Steuer- 
aufhebung die  Preise  gegangen  wären,  so  können  wir  doch,  so 
paradox  es  klingt,  für  alle  Steuerstädte  zusammen  ungefähr  fest- 
stellen, wie  durchschnittlich  die  Preise  gegangen  wären  ohne 
den  Steuerwegfall.  Es  ist  dies  möglich,  soweit  eine  zweite  Gruppe 
von  Städten,  die  Nichtsteuerstädte,  welche  in  allen  anderen  Be- 
ziehungen als  dem  Steuerwegfall  durchschnittUch  unter  denselben 
Preisbestimmungsgründen  stehen  wie  die  Steuerstädte,  zur  Ver- 
gleichung  herangezogen  werden  kann.  Wären  alle  anderen  Um- 
stände in  beiden  Städtearten  ganz  gleich,  mit  Ausnahme 
des  Steuerumstandes,  dann  würde  die  Differenz  der  beiden 
Preisbewegungen,  also  etwa  das  Mehrsinken  der  Preise  in 
den  Steuerstädten,  uns  ganz  genau  die  Steuerwirkung  dar- 
stellen. Ganz  gleich  sind  selbstverständlich  die  preisbestimmen- 
den Umstände  in  beiden  Städtearten  nicht,  wir  können  aber  be- 
stimmen, welchen  Grad  von  Aehnlichkeit  sie  zur  Zeit  der 
Steueraufhebung  hatten,  wenn  wir  für  alle  anderen  oder  mög- 
lichst viele  Zeitpunkte  vor  und  nach  der  Steueraufhebung,  in  denen 
das  Ungleichheitsmoment  des  Steuerwegfalls  nicht  existierte,  be- 
stimmen, wie  gross  sonst  der  Aehnlichkeitsgrad  ist.  Je 
grösser  die  Aehnlichkeit  zwischen  beiden  Städtearten  ist,  um  so 
enger  werden  wir  die  Grenzen  bestimmen  können,  zwischen  denen 
der  Grad  der  Steuerwirkung  liegt.  Hätten  wir  räumlich  dicht 
neben  jeder  Steuerstadt  eine  gleich  grosse  und  auch  sonst  ähnliche 
Nichtsteuerstadt,  dann  würden  dieselben,  abgesehen  von  dem  Steuer- 
moment, eine  sehr  ähnliche  Preisbewegung  aufweisen,  dies  ist  aber 
leider  nicht  der  Fall,  sondern  die  Steuerstädte  liegen  über¥ri6gend 
in  dem  billigeren  Osten  der  Monarchie,  die  Nichtsteuerstädte  in  dem 
teureren  Westen.  Da  nun  diese  Preisverschiedenheit  zwischen  dem 
Osten  und  dem  Westen  eine  allmählich  sich  verschiebende,  d.  h. 
durch  die  Transportverbesserungen  abnehmende  ist,  so  hat  das  Mo- 
ment der  «Lage*  zwar  immer  eine  grosse  Bedeutung  für  die  Preis- 
gestaltung, aber  nicht  immer  eine  gleich  grosse.  Ebenso 
haben  die  Steuerstädte  nicht  durchschnittlich  die  gleiche  Einwohner- 
zahl wie  die  Nichtsteuerstädte,  auch  haben  die  Steuerstädte  nicht 
genau  das  gleiche  Wachstum  wie  die  Nichtsteuerstädte,  nicht  den 
gleichen  industriellen  resp.  ländlichen  Charakter.  Dies  sind  alles 
Umstände,  welche  auf  die  Preisgestaltung  einwirken  können,   zum 
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GlUck  aber  können  in  der  kurzen  Spanne  vom  Dezember  1874  auf 
Januar  1875  sehr  bedeutende  Verschiebungen  nicht  stattgefunden 
haben  und  jedenfalls  nur  Verschiebungen,  welche  gegenüber  der  ge- 
waltigen Steuerverschiebung  ganz  verschwinden^). 

Zuerst  ist  für  jeden  Steuerartikel  zu  untersuchen,  welche  Preis- 
bewegung alle  Nichtsteuerstädte  im  Gegensatz  zu  allen  Steuerstadten 
Tom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  aufweisen.  Zu  diesem  Behuf 
sind  St&dtelisten  gemacht  worden,  in  denen  jede  Stadt  mit  ihrem 
Dezemberpreis  1874,  mit  ihrem  Januarpreis  1875  und  mit  der 
Preisverschiebung  vom  Dezember  auf  Januar  vermerkt  ist.  Auf  der 
linken  Seite  stehen  immer  die  Nichtsteuerstädte,  also  die  Städte  der 
normalen  Preisbewegung,  auf  der  rechten  Seite  die  Steuerstädte, 
also  die  der  abnormen  Preisbewegung  und  zwar  im  obersten  Teil 
der  dreiteiligen  Liste  die  Städte,  in  denen  die  Preise  in  der  Jahres- 
wende stiegen,  in  der  Mitte  die,  welche  im  Preise  sich  nicht  ver- 
änderten, und  in  dem  untersten  Teil  diejenigen,  in  denen  die  Preise 
fielen.  Jede  Liste  beginnt  also  mit  der  Stadt  des  grössten  Preis- 
steigens  und  endet  mit  der  des  grössten  Preissinkens.  So  wirken 
diese  Listen  aus  der  Entfernung  wie  graphische  Darstellungen,  in 
denen  die  Häufigkeit  oder  Seltenheit  der  Städte  in  jeder  der  drei 
Abteilungen  durch  eine  stärkere  oder  durch  eine  schwächere  Schraf- 
fierung dargestellt  ist'). 

L  Ochsen  fleisch.     Steuerwegfall  9  Pf.  per  Kilo.     Tabelle!*). 

unter  55  Steuerstädten  gibt  es  keine,  in  welcher  der  Preis 
von  Ochenfleisch  stieg,   nur  6  (=ll<>/o),  in   denen   er  gleichblieb, 

^)  Gerade  dieser  Teil  der  üntersachung  muss  vorläufig  der  anbefriedigendste 
bleiben,  da  die  Vorarbeiten  fQr  diese  Vorfrage  noch  nicht  für  einen  so  langen 
Zeitraum,  wie  wünschenswert  wäre,  gediehen  sind,  und  ich  aus  den  in  der  Ein- 
leitung angegebenen  Gründen,  doch  wenigstens  vorläufig  die  Stenerüberwälzungs- 
fragen  abschliessen  möchte.  Will  mich  jemand  tadeln,  dass  ich  eine  Frage 
behandle,  ehe  die  Vorfragen  für  diese  Frage  entschieden  sind,  so  muss  ich 
eben  den  Tadel  hinnehmen,  and  doch  durfte  ich  auf  die  volle  Erledigung 
der  Vorfrage  nicht  warten,  sollte  überhaupt  irgend  ein  wenigstens  vorläufiges 
Resultat  gefördert  werden.  Später  können  die  Grenzen,  zwischen  denen  die 
Wirkong  der  Steuerauf  hebung  sich  bewegt,  enger  gezogen  werden  als  jetzt 

*)  Leider  ist  der  Raum  für  die  Tabellen,  sollten  sie  handlich  sein,  zu  klein, 
um  die  Städte  alle- untereinander  stellen  zu  können;  so  mussten  immer  zwei  Städte 
nebeneinander  gestellt  werden,  was  nicht  so  übersichtlich  für  das  Auge  wirkt, 
als  wenn  bei  den  Steuerstädten  wie  bei  den  Nichtsteuerstädten  nur  eine  Spalte 
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aber  49  (=89®/o),  in  denen  er  fiel,  dagegen  sind  unter  den  67 
Nichtsteuerstädten  7  (=  10®/o)  mit  steigendem  Preis,  46  (=69®/o) 
mit  gleichbleibendem  Preis,  und  nur  14  Städte  (=  21  ^/o)  mit  sinken- 
dem Preis.  Der  Gegensatz  beider  Städtearten  ist  so  schlagend,  dass 
er  keiner  weiteren  Erörterung  bedarf;  hiermit  ist  aber  nur  gesagt, 
dass  auf  die  Steuerstadte  überwiegend  das  Preissinken  fallt,  gegen- 
über dem  überwiegenden  Preisgleichbleiben  der  Steuerstädte.  Wie 
viel  die  Steuerstädte  sanken,  wie  wenig  die  Nichtsteuerstädte 
sanken  und  wie  gross  die  Differenz  dieser  beiden  Bewegungen 
war,  kann  nur  in  Durchschnittspreisen  und  Durchschnitts- 
preisbewegungen ausgedrückt  werden.  Mit  den  Durchschnitts- 
preisen ist  es  nun  aber  ein  eigen  Ding,  es  ist  nur  eine  Fiktion, 
denn  der  Durchschnittspreis  kommt  vielleicht  in  keinem  Falle  in  der 
Wirklichkeit  vor.  In  die  prinzipielle  Streitfrage,  wie  ein  solcher 
Durchschnittspreis  zu  berechnen  ist,  kann  hier  nicht  eingetreten 
werden;  hier  ist  zunächst  als  Durchschnittspreis  z.  B.  der  Steuer- 
städte das  arithmetische  Mittel  aus  den  55  Preisen  der  55  Steuer- 
städte genommen,  es  sind  also  alle  Fälle  als  gleichwertig  fingiert, 
und  ist  nicht  berücksichtigt,  für  welche  Anzahl  von  Einwohnern  und 
für  welche  Menge  von  Fleisch  jeder  Preis  gilt;  später  ist  dann  zu 
fragen,  ob  und  wie  die  Durchschnittspreise  und  die  Durchschnitts- 
preisbewegungen sich  anders,  stellen,  wenn  man,  soweit  dies  über- 
haupt möglich  ist,  die  Fälle  nicht  zählt,  sondern  wägt.  Gerade,  weil 
diese  Möglichkeit  sehr  zweifelhaft  ist,  haben  wir  dieses  zweifelhafte 
«Wägen''  zunächst  unterlassen  und  uns  mit  dem  «Zählen"  begnügt. 
Die  Summe  aller  55  Ochsenfleischpreise  war  im  Dezember  1874 
=  6401  Pf.,  der  Durchschnittspreis  116,38  Pf.  per  Kilo,  die  Summe 
aller  Preise  im  Januar  1875  =  5688  Pf.,  der  Durchschnittspreis 
103,42  Pf.  per  Kilo,  der  Preisfall  von  Dezember  auf  Januar  12,96  Pf. 
per  Kilo. 

Dem  durchschnittlichen  Preisfall  von  12,96  Pf.  in  den 
Steuerstädten  steht  gegenüber  ein  durchschnittlicher  Preisfall  von 
114,36  auf  112,78,  d.  h.  nur  um  1,58  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten. 
Der  Preis  fiel  in  den  Steuerstädten  um  11,38  Pf.  mehr  als  in  den 
Nichtsteuerstädten.  Nähme  man  nun  an,  dass  in  den  Steuerstädten 
ohne  den  Steuerwegfall  die  Preise  um  ebensoviel  gefallen  wären  als 


zu  verfolgen  wäre,  Nachschlagen  und  Auseinandenchlagen   von   zusammen- 
gefalteten Tabellen  im  Anhang  zu  vermeiden,  schien  aber  wünschenswert. 
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in  den  Nichtsteuerst^ten ,  d.  h.  um  1,58  Pf.  per  Kilo,  dann  fielen 
von  der  Verbilligung  um  12,96  Pf.  1,58  Pf.  auf  anderes  und  11,38  Pf. 
auf  die  Steueraufhebung  vcgi  9  Pf.  Rechnete  man  in  der  Preis- 
bewegung der  Steuerstädte  jedesmal  rund  11  Pf.  auf  den  Steuer- 
wegfall, indem  man  den  Preis  des  Dezember  1874  um  diesen  Steuer- 
betrag niedriger  setzte,  dann  würde  die  Preisbewegung  der  Steuer- 
städte nicht  mehr  von  der  der  Nichtsteuerstädte  stark  abweichen, 
sondern  es  kämen  viele  Städte  mit  Preissteigerung  und  viel  weniger 
mit  Preissenkung  vor,  und  zwar  derart,  dass  den  vielen  Preis- 
konstanzen der  Nichtsteuerstödte  sehr  viele  ganz  kleine  Preis- 
bewegungen nahe  kommen. 

Dieses  Bild  haben  wir  fQr  Ochsenfleisch  in  Tabelle  la  ent- 
worfen. 

Bisher  haben  wir  einmal  vorläufig  angenommen,  dass  bei 
den  Steuerstädten  die  Preisbewegung  aus  anderen  als  Steuergründen 
ungefähr  dieselbe  wäre,  wie  bei  Nichtsteuerstädten,  es  muss  jetzt  fest- 
gestellt werden,  wie  weit  diese  Annahme  richtig  ist.  Zu  dem  Behuf 
erforschen  wir,  wie  in  beiden  Städtearten  sonst,  d.  h.  in  den 
anderen  Jahreswenden  die  Preisbewegungen  sich  zu  einander  ver- 
halten, ob  sie  einander  sehr  ähnlich  sind,  und  wenn  dies  nicht  der 
Fall,  wie  stark  sie  in  ihrem  Verhalten  differieren? 

Durchschnittlich  sanken  die  Ochsenfleischpreise  in  den  neun 
Jahreswenden  der  10  Jahre  1872/78  bis  1881/82  ohne  1874/75  um 
nur  0,45  Pf.  per  Kilo  in  den  Steuerstädten,  und  um  nur  0,30  Pf. 
in  den  Nichtsteuerstädten.  Die  Preise  sanken  also  sonst  nur  um 
0,15  Pf.  per  Kilo  in  den  Steuerstädten  mehr  als  in  den  Nichtsteuer- 
städten, also  so  gut  wie  nicht,  in  dem  einen  Jahre  des  Steuerweg- 
falls aber  um  11,88  Pf.,  d.  h.  sechsundsiebenzigmal  so  viel. 

Wichtiger  als  die  durchschnittliche  Dezember- Januarbewegung 
sind  die  Dezember- Januarbewegungen  der  einzelnen  Jahre,  weil  sie 
die  grössten  Bewegungen  zeigen,  welche  sonst  überhaupt  je  von 
Dezember  auf  Januar  vorkamen,  diese  sind  in  der  folgenden  Tabelle 
(S.  78)  verzeichnet. 

Nach  dieser  Tabelle  findet  gar  keine  Regelmässigkeit  im  Preis- 
gang der  Steuerstädte  wie  der  Nichtsteuerstädte  statt,  das  ist  auch 
bei  der  Geringfügigkeit  der  Preisveränderungen,  welche  der  Dezember- 
Januarbewegung  eigentümlich  ist,  nicht  zu  verwundem.  Unter  den 
9  Jahreswenden  ohne  Steueraufhebung  waren  nur  3  Jahre,  in  denen 
die  Ochsenfleischpreise  der  Steuerstädte  mehr  fielen,  gegen  5  Jahre, 
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Durchschni 

ttliche  Bewegung  der  Ochsenfli 

äischpreise  in  Pfennig 

per  Kilo  von  Dezember  auf  J 

Fanuar. 

Jahr 

55  Steuerstädte 

67  Nichtsteuer- 
städte 

55  Steuerstädte 

1872/73 

—   0,04 

—  0,90 

weniger  gefallen     0,05 

1873/74 

-   0,46 

-  0,45       . 

mehr  gefallen          0,01 

1874/75 

-12,96 

-  1,58        ' 

mehr  gefallen        ll^SS 

1875/76 

-    3,24 

—  1,05 

mehr  gefallen          2,19 

1876/77 

—   0,67 

—  0,06 

mehr  gefallen          0,61 

1877/78 

+   0,44 

+  0,46 

weniger  gestiegen  0,02 

1878/79 

—   0,09 

—  0,40 

weniger  gefallen     0,31 

1879/80 

-   0,09 

—  0,28 

weniger  gefallen     0,19 

1880/81 

—   0,00 

—  0,07 

weniger  gefallen     0,07 

1881/82 

+  0,09 

+  0,07 

mehr  gestiegen        0,02 

in  denen  sie  weniger  fielen,  und  1  Jahr,  in  welchem  sie  mehr 
stiegen,  die  Bewegungen  waren  eben  in  beiden  Städtearten  sehr 
gering,  weitaus  ganz  minimal.  Die  grösste  Preissenkung  in  den 
Steuerstädten  war  3,24  Pf.  von  1875  auf  1876;  wollte  man  nun 
selbst  annehmen,  dass  1874  auf  1875  in  den  Steuerstädten  die  Preise 
auch  um  8,24  Pf.  gesunken  wären,  wenn  die  Steueraufhebung  nicht 
stattgefunden  hätte,  so  blieben  von  dem  Preisfall  um  12,96  immer 
noch  9,72  Pf.  für  den  Steuerwegfall  von  9  Pf.  übrig,  viel  wahr- 
scheinlicher ist  aber,  dass  die  Preissenkung  ohne  Steuerwegfall  auch 
so  minimal  gewesen  wäre  wie  die  anderen  8  Jahre. 

Ein  irgend  nennenswertes  Mehrsinken  der  Steuerstädte  findet 
auch  nur  1875  auf  1876  statt,  nämlich  um  2,19  Pf.  Wollte  man 
von  dem  Mehrsinken  um  11,38  Pf.  beim  Steuerwegfall  auch  2,19  Pf. 
auf  andere  Gründe  als  den  Steuerwegfall  rechnen,  so  bliebe  auch 
hier  noch  ein  Mehrsinken  von  9,19  Pf.  auf  Rechnung  des  Steuer- 
wegfalls zu  setzen. 

Wenn  wir  das  auffallend  grosse  Preissinken  des  Ochsenfleisches 
um  3,24  Pf.  in  den  Steuerstädten  1875  auf  1876  eine  Ausnahme  ge* 
nannt  haben  und  die  Vermutung  aussprachen,  dass  eine  ähnliche 
Preissenkung  ohne  den  Steuerwegfall  1874  auf  1875  wohl  nicht 
anzunehmen  wäre,  so  können  wir  für  diese  Vermutung  noch  andere 
Zeugnisse  beibringen.  So  grosse  Preisbewegungen  von  einem  Monat 
zum  anderen  sind  beim  Ochsenfleisch  überhaupt,  d.  h.  auch  in 
anderen  Monaten,  auch  in  denen,  welche  mehr  zu  Preisänderungen 
neigen  als  der  Dezember- Januar ,  eine  Seltenheit,  fast  ausnahmslos 
sind  die  Preisbewegungen  viel  geringer.    Zu  dem  Behuf  haben  wir  för 
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dieselben  10  Jahre,  1872 — 1881,  allel20  Monatsbewegungen  ermittelt; 
wir  können  dieselben  hier  nicht  alle  wiedergeben,  sondern  haben  aus 
jedem  Monat  nur  die  grösste  in  10  Jahren  vorkommende  Bewegung, 
sei  es  Steigung  oder  Senkung,  und  die  grösste  Bewegungsdifierenz 
herausgenommen  und  in  der  folgenden  Tabelle  zusammengestellt. 


Höchste 

in  irgend  einem  Jahre  yorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Schwankung  von  einem  Monat  zum  anderen 

Monat  vorkommende  Diffe- 
renz in  der  Bewegung  der 

Steuer* 

Nichtsteuer- 

Steuerstädte gegen  die 

Städte 

städte 

Nichtsteuerstädte 

August      ] 

Eiuf  September 

+  2.30 

-  2.11 

1,81   mehr  gestiegen 

September 

,    Oktober 

-   2,63 

-  2,27 

1,27   mehr  gestiegen 

Oktober 

„    November 

—   3,05 

-  3,03 

2,41   weniger  gefallen 

November 

^   Dezember 

+   0,68 

-  1,16 

1,42  mehr  gestiegen 

Dezember 

,    Januar 

— 12,96 

—  1,58 

11,88  mehr  gefallen 

Januar   . 

,   Februar 

—   3,29 

-  1,41 

1,88  mehr  gefallen 

Februar 

,   März 

—    1,60 

-  1,00 

0,60   mehr  gefallen 

März 

„    April 

H 

r   2,00 

h  1,40 

1,70   mehr  gestiegen 

April 
}&1 

,    Mai 

-   2,57 

-  1,64 

2,16   mehr  gestiegen 

,    Juni 

-   1,92 

-  1,33 

1,70   mehr  gestiegen 

Juni 

»Juli              1    - 

-   1,58 

-  1,61 

1,13   mehr  gefallen 

JuH 

,    August 

H 

r  2,29 

-  1,33 

1,54  mehr  gestiegen 

Die  Maximalbewegung  hält  sich  in  den  Steuerstädten  zwischen 
—  3,29  und  +  2,57,  in  den  Nichtsteuerstädten  zwischen  —  3,03  und 
+  1,64  Pf.,  das  sind  doch  nicht  entfernt  ähnliche  Bewegungen  wie 
die  um  12,96  Pf.,  als  die  Steuer  von  9  Pf.  wegfiel. 

Was  nun  die  Verschiedenheit  der  Bewegung  in  beiden  Städtearten 
angeht,  d.  h.  den  Punkt,  in  den  sich  die  ganze  Frage  zuletzt  zu- 
spitzt, so  steht  die  oben  behandelte  Verschiedenheit  von  Dezember 
1875  auf  Januar  1876  im  Betrage  von  2,19  Pf.  per  Kilo  Mehrpreis- 
fall in  den  Steuerstädten  recht  vereinzelt  da,  denn  die  stärksten  son- 
stigen Mehrsenkungen  in  den  Steuerstädten  sind  1,88  auf  Februar  1875, 
1,73  auf  Mai  1882,  1,71  auf  November  1875. 

Das  nächste  Mehrsinken  ist  dann  gleich  nur  noch  1,25  auf 
Februar  1878,  1,13  auf  Juli  1876,  1,06  auf  August  1877  und  1,02 
auf  November  1874,  alle  übrigen  Mehrsenkungen  blieben  unter  einem 
Pfennig.  Richtig  und  wichtig  ist  nur,  dass  unter  allen  120  Fällen 
(10  Jahre  ä  12  Monat)  37  Fälle  solche  sind,  in  denen  die  Ochsen- 
fleischpreise der  Steuerstädte  auch  sonst  mehr  fallen  als  die  der 
Nichtsteuerstädte,  aber  wie  wenig  mehr  nur  einmal  2,19  Pf.  gegen 
11,38  Mehrfallen  bei  Steuerwegfall.  Die  Wahrscheinlichkeit,  dass 
Dezember  1874   auf  Januar  1875   die  Preise  auch  ohne  Steuerweg- 
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fall  um  3 — 4  Pf.  gesunken  sein  sollten,  ist  sehr  gering.  Neben  den 
37  Mehrsenkungen  in  Steuerstadten  finden  sich  23  Wenigersteigungen, 
welche  im  Ghninde  dasselbe  bedeuten,  umgekehrt  sind  40  Fälle  mit 
Mehrsteigen  und  20  Fälle  mit  Wenigerfallen  in  den  Steuerstädten. 
Also  in  60  Fällen  jsind  die  Ochsenfleischpreise  der  SteuerstSdte 
mehr  gefallen  oder  weniger  gestiegen  und  in  gleichfalls  60  Fällen 
mehr  gestiegen  oder  weniger  gesunken.  Die  Wahrscheinlich- 
keit nun,  dass  das  Preissinken  in  den  Steuerstädten  za 
einem  irgendwie  nennenswerten  Bruchteile  auf  andere 
Gründe  als  den  Steuerwegfall  zurückgeführt  werden 
könnte,   ist  demnach  eine  ganz  minimale^). 


')  Im  Einzelnen  sind  die  Unterschiede  in  der  Preisbewegung  dei 

fleiscbes  folgende: 

Der  Ocbsenfleiscbpreis 

in  den  Steuerstädten. 

August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

Jahr     Pf. 

Pf. 

1872    1,22  mehr  gestiegen 

0,96  mehr  gestiegen 

1873    0,48  weniger     , 

0,58  weniger      , 

1874    0,92        ,        gefallen 

0,36  mehr  gefallen 

1875    0,48  mehr  gestiegen 

1,27      ,     gestiegen 

1876    1,81      , 

0,70      ,     gefallen 

1877    0,96  weniger  gefallen 

0,83      . 

1878    1,01        ^        gestiegen 

0,59      ,     gestiegen 

1879    2,42  mehr 

0,10      .     gefaUen 

1880    0,04  weniger 

0,27      . 

1881    0,81        ,        gefallen 

0^8      , 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember 

1872    0,92  mehr  gefallen 

0,26  weniger  gestiegen 

1878    0,33      ,     gestiegen 

1,06  mehr              , 

1874    1,02      ,     gefallen 

1,42      , 

1875    1,71       , 

0,04  weniger  gefallen 

1876    0,31  weniger     , 

0,06 

1877    0,30 

0,56 

1878    1,03  mehr  gestiegen 

0,13  mehr              > 

1879    2,41  weniger  gefallen 

0,95      ,     gestiegen 

1880    0,24  mehr 

0,24      , 

1881    0,68      , 

0,69  weniger  gefallen 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1873    0,05  weniger  gefallen 

0,34  mehr  gestiegen 

1874    0,01  mehr 

0,61      , 

1875  11,88  mehr  gefallen 

1,88      „     gefallen 

1876    2,19  mehr  gefallen 

0,16  weniger    , 

1877    0,61      y, 

0,36 
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Tabelle  11. 


Steuerwegfall  9  Pf.  per  Kilo. 

Die  Bewegung  der  Schweinefleischpreise  zeigt  merkwürdig  ähn- 
liche Erscheinungen  wie  die  der  Ochsenfleischpreise. 

Unter  den  55  Steuerstädten  ist  nur  eine,  in  welcher  bei  Weg- 
fall der  9  Pf.  Steuer  der  Preis  stieg  (2  »,  nur  10  (18  »,  in  denen 


1878 

0,92  weniger  gestiegen 

1,25  mehr  gefallen 

1879 

0,31        ,        gefallen 

0,16      , 

1880 

0,19        , 

0,40      , 

1881 

0,07        . 

1,21      ,     gestiegen 

1882 

0,02    mehr  gestiegen 

0,01       r 

Februar  auf  März: 

M&rz  aaf  April: 

1873 

0,41  weniger  gestiegen 

0,30  weniger  gestiegen 

1874 

0,12        ,        gefallen 

0,06  mehr  gefallen 

1875 

0,60  mehr  gefallen 

1876 

0,41      , 

0,35      „ 

1877 

0,59      , 

0,24  weniger     , 

1878 

0,17      . 

0,88  mehr  gefallen 

1879 

0,34      ,     gestiegen 

0,72      , 

1880 

0,24      , 

1,88      ,     gestiegen 

1881 

0,25  weniger     , 

0,08      „     gefallen 

1882 

0,57  mehr  gefallen 

1,12  weniger  gestiegen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1873 

0.34  weniger  gestiegen 

0,16  weniger  gestiegen 

1874 

0,55        .        gefallen 

0,66  mehr  gefallen 

1875 

2,16  mehr  gestiegen 

1,70      ,     gestiegen 

1876 

0,19      , 

0,79      , 

1877 

0,18      , 

0,29  weniger      , 

1878 

0,65      , 

0,95 

1879 

0,24      ,            , 

0,03  mehr 

1880 

0,07  weniger  gestiegen 

0,98  weniger     „ 

1881 

0,34  mehr  gefallen 

0,08 

1882 

1,73      , 

0,54        , 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  Angpist: 

1878 

0,11  mehr  gestiegen 

0,96  mehr  gestiegen 

1874 

0,21  weniger  gefallen 

0,58  weniger  gefallen 

1875 

0,03        ,        gestiegen 

0,68  mehr  gestiegen 

1876 

143  mehr  gefallen 

1»54         ,                  a 

1877 

1,03      r     gestiegen 

1,06      ,     gefallen 

1878 

0,77      , 

0,42  weniger  gestiegen 

1879 

0.47      . 

0,88  mehr  gefallen 

1880 

0,58      , 

0,34      . 

1881 

0,60      , 

0,73      . 

1882 

0,06  weniger      ^ 

0,44  weniger  gestiegen 

Finanzarchii 
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der  Preis  gleichblieb,  aber  44  (80 ^/o),  in  denen  der  Preis  sank. 
Daraus  ergibt  sich  ein  durchschnitthches  Sinken  von  128,84  auf 
115,75,  d.  h.  um  18,09  Pf.  per  Kilo.  Wie  anders  wieder  die 
Nichtsteuerstadte,  in  denen  die  9  Pf.  Steuer  nicht  wegfielen.  Unter 
den  67  Nichtsteuerstädten  befinden  sich  7  (=10^/o),  in  denen  die 
Preise  stiegen,  48  (=  72  ®/o),  in  denen  die  Preise  gleichblieben,  und 
nur  12  (=  18  ^/o) ,  in  denen  die  Preise  sanken.  Durchschnittlicbes 
Sinken  von  129,76  auf  129,31,  d.  h.  um  0,45  oder  rund  0,5  Pf. 
Stellt  man  nur  zweiteilig  einander  gegenüber  Sinken  und  Nicht- 
sinken,  so  sanken  80  ^/o  aller  Steuerstädte  und  sanken  nicht  20  ^/o ; 
dagegen  sanken  nur  18  ^/o  aller  Nichtsteuerstädte  und  sanken  nicht 
82  ^/o,  also  fast  genau  umgekehrt. 

Dürfte  man  auch  hier  wieder  annehmen,  dass  die  geringe  Ver- 
billigung  um  0,45  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten  die  allgemeine  Ver- 
billigung  aus  anderen  als  Steuergründen  darstellte,  während  die  starke 
Verbilligung  von  13,09  Pf.  die  Verbilligung  aus  dem  allgemeinen 
und  aus  dem  speziellen  Gründe  des  Steuerwegfalls  ausdrückte,  dann 
bliebe  für  die  Verbilligung  aus  Steuerfortfall  13,09  —  0,45  Pf.,  also 
12,64  Pf.  bei  9  Pf.  Steuerwegfall,  die  Verbilligung  infolge  des 
Steuerwegfalls  wäre  demnach  noch  um  3,64  Pf.  grösser  als  der 
Steuerwegfall.  Unnatürlich  wäre  diese  Verbilligung  um  3,64  Pf. 
über  den  Steuerwegfall  hinaus  so  wenig  wie  oben  beim  Ochsenfleisch 
um  1,12  Pf.,  ja  dass  die  anföngliche  Ueberverbilligung  durch  Ueber- 
führung  des  Marktes  beim  Schweinefleisch  sich  noch  um  2,52  Pf. 
höher  stellt  als  beim  Ochsenfleisch,  dürfte  auch  nicht  zu  verwundem 
sein,  da  die  Konkurrenz  der  Landschlächter  in  Schweinen  die  in 
Ochsen  weit  überragen  kann. 

Auch  hier  fragen  wir  aber  wieder,  ob  nicht  in  den  Steuer- 
sfödten,  abgesehen  vom  Steuerwegfall,  die  Preisbewegung  eine 
andere  hätte  sein  können  und  müssen  als  in  den  Nichtsteuerstädten, 
weil  etwa  in  den  Steuerstädten  immer  oder  häufig  von  Dezember  auf 
Januar  die  Preise  mehr  sinken  als  in  den  Nichtsteuerstädten.  Die 
Analogie  der  Bewegung  von  Dezember  auf  Januar  anderer  Jahre 
muss  hier  wieder  herangezogen  werden. 

Im  10jährigen  Durchschnitt  sanken  die  Schweinefleischpreise 
in  den  76  Nichtsteuerstädten  von  Dezember  auf  Januar  um  0,48  Pf., 
während  sie  in  den  55  Steuerstädten  um  0,20  Pf.  sanken. 

Wir  brauchen  für  unsere  Frage  aber  auch  die  einzelnen 
Jahre.    Die  grössten  Preissenkungen,   welche  im  Durchschnitt  der 
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55  Steuerstädte  in  irgend  einer  der  übrigen  9  Jahreswenden  vor- 
kamen, waren  von  Dezember  1873  auf  Januar  1874  nur  1,60  Pf. 
und  von  Dezember  1876  auf  Januar  1877  nur  1,33  Pf.  Dem  steht 
Ton  Dezember  1872  auf  Januar  1873  eine  Steigerung  um  1,58  Pf. 
gegenüber,  alle  anderen  Bewegungen  halten  sich  unter  einem  Pfennig. 
Wollte  man  auch  hier  wieder  annehmen,  dass  von  Dezember  1874 
auf  Januar  1875  die  Bewegung  aus  allgemeinen  Gründen  so  gross 
wie  die  höchste  sonst  vorkommende  Senkung,  also  1,60  Pf.  gewesen 
wäre,  dann  blieben  als  Wirkung  des  Steuerwegfalls  noch  13,09 —  1,60, 
d.  h.  11,49  Pf.,  noch  immer  mehr  als  der  SteuerwegfalL  Ist  es 
aber  wahrscheinlich,  dass  1874  auf  1875  die  Preise  ohne  Steuer- 
wegfall auch  besonders  stark  sinken  mussten?  Durchaus  nicht,  denn 
in  den  Nichtsteuerstädten  ist  die  Preissenkung  von  Dezember  1873 
auf  1 874  genau  so  gross  wie  in  den  Steuerstädten,  nämlich  1 ,67  Pf.  gegen 
1,60  Pf.  Auch  sonst  ist  im  Schweinefleisch  die  Preisbewegung  der 
Steuerstädte  derjenigen  der  Nichtsteuerstädte  sehr  ähnlich;  wir 
f&hrten  soeben  für  Dezember  1872  auf  Januar  1873  eine  Steigerung 
von  1,58  Pf.  in  den  Steuerstädten  an,  in  diesem  Zeitpunkt  ist  aber 
die  Bewegung  in  den  Nichtsteuerstädten  auch  genau  dieselbe,  näm- 
lich 1,66  Pf.  Steigerung. 

Darchschnittliche  Bewegung  der  Schweinefleischpreise 
je  von  Dezember  auf  Januar  in  Pfennig  per  Kilo. 


Jahr 

55  Steuerstädte 

67  Nichtsteuer- 
st&dte 

Die  55  Steuerstädte 

1872/73 

+    1,58 

+  1,66 

0,08   weniger  gefallen 

1873/74 

-   1,60 

-  1,67 

0.07 

1874/75 

- 18,09 

-  0,45 

12,64  mehr 

1875/76 

+   0,44 

-  1.93 

2,37   mehr  gestiegen 

1876/77 

—    1,33 

-  0,25 

1,08       ,     gefallen 

1877/78 

—  0,84 

—  1,25 

0,41   weniger     ^ 

1878/79 

—   0,66 

—  0,45 

0,21   mehr 

1879/80 

—   0,15 

—  0,27 

0,12   weniger     , 

1880/81 

+  0,53 

—  0,87 

0,88   mehr  gestiegen 

1881/82 

+   0,27 

+  0,16 

0,11       . 

Also  nur  einmal  ist  die  Preisbewegung  des  Schweinefleisches  in 
Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten  einigermassen  verschieden,  näm- 
Uch  1875  auf  1876,  aber  hier  liegt  ein  Mehrsteigen  der  Steuerstädte 
verum  2,37  Pf.  Die  grösste  Mehrsenkung  der  Steuerstädte  ist  1876 
auf  1877  nur  1,08  Pf.,  was  will  diese  besagen  gegenüber  dem  Mehr- 
fallen um  12,64  Pf.  beim  Steuerwegfall?    Alle  übrigen  Bewegungs- 
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dififerenzen  von  Dezember  auf  Januar  sind  in  einem  Falle  noch 
1,08  Pf.,  in  allen  anderen  Fällen  noch  viel  geringer,  ausser  1874/75 
ist  die  Bewegungsdifferenz  überhaupt  nur  zweimal  ein  Mehrfallen, 
sonst  ein  Wenigerfallen  oder  gar  ein  Mehrsteigen. 

So  grosse  Preissenkungen  der  Steuerstädte  wie  13,09  Pf.  per 
Kilo  kommen  auch  in  anderen  Monaten  entfernt  nicht  vor. 

Die  nächsthöchste  Preissenkung  ist  einmal  von  Oktober 
auf  November  mit  2,60  Pf.  zu  verzeichnen,  die  grösste  Preissteigerung 
einmal  von  Juli  auf  August  mit  4,04  Pf.  So  grosse  oder  richtiger 
so  kleine  Preisbewegungen  kommen  aber  auch  bei  Nichtsteuer- 
städten vor.  Siehe  über  diese  Maximalbewegungen  die  folgende  Tabelle. 


.  Höchste 

in  irirend  einem  Jahre  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Schwankung  von  einem  Monat  zum  anderen 

Monat  vorkonmiende  Diffe- 
renz in  der  Bewegung  der 

TU. 

r  _      _  j- 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

Steuerstädte gegen  die 

Monai 

städte 

städte 

Nichtsteuerstädte 

August 

auf  September 

+  2,36 

+  2,27 

1,53  mehr  gestiegen 

September 

,    Oktober 

-   1,53 

—  1,40 

1,94      , 

Oktober 

^    November 

-   2,60 

—  1,57 

1,42      ,     gefallen 

November 

,    Dezember 

—   1,67 

-  3,68 

8,19      , 

Dezember 

„    Januar 

-18,09 

—  0,45 

12,04     , 

Januar 

,    Februar 

—    1,73 

-^-  1,67 

1,86      y,     gestiegen 

Februar 

,    März 

+   1,38 

+  1,55 

2,18      r 

März 

,    April 

+   1,36 

+  2.39 

1,08      , 

April 
Mai 

.    Mai 

+  2,15 

+  1.73 

1,69  weniger     , 

^    Juni 

-f   1.69 

+  1,45 

2,50  mehr  gefallen 

Juni 

,    JuU 

+   2,29 

-\-  1,72 

1,78      ,     gestiegen 

Juli 

„    August 

+   4,04 

+  2,13 

3,44       r 

Die  Hauptvergleichung  bleibt  aber  immer  die  Monatsmehr- 
senkung der  Steuerstadte  um  12,64  Pf.  beim  Steuerwegfall  den 
höchsten  sonst  vorkommenden  monatlichen  Bewegungsdifferenzen 
gegenüber  zu  stellen,  um  die  Abnormität  der  Mehrsenkung  von 
Dezember  auf  Januar  recht  ins  Licht  zu  setzen.  Eine  Verschiebung 
um  2  Pf.  und  mehr,  sei  es  Mehrsinken,  Mehrsteigen,  Weniger- 
sinken oder  Wenigersteigen,  kommt  unter  120  Monats  Verschiebungen 
nur  siebenmal  vor,  im  November  auf  Dezember  1875  um  3,19 ,  im 
November  auf  Dezember  1878  um  2,68,  im  Februar  auf  März  1875 
um  2,18,  im  Mai  auf  Juni  1873  um  2,50,  im  Mai  auf  Juni  1874 
mit  2,01,  im  Juli  auf  August  1875  um  3,44  und  im  Dezember  auf 
Januar  1876  um  2,37  Pf.  Von  den  übrigen  Verschiebungen  sind 
grösser   als  um   1  Pf.   nur  25,   also   die   tiberwiegende  Anzahl  der 
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Fälle,  (88)  Fälle  bleiben  unter  1  Pf.  per  Kilo.  Wie  hoch  ragt 
da  das  Mehrsinken  um  12,64  Pf.,  als  die  Steuer  wegfiel,  heraus! 
Das  Genauere  über  die  einzelnen  Monate  und  Jahre  wolle  man  in 
der  Anmerkung  sehen  ^). 


*)  Schweinefleisch  ist 

in  den 

Steuerstädten 

um  Pfenni 

g  per  Kilo 

August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,36  mehr  gestiegen 

1872 

0,66  weniger  gestiegen 

1873    0,09      . 

1873 

0,34  mehr             , 

1874    1,53      , 

1874 

0,31      ,     gefallen 

1875    0,79  weniger     „ 

1875 

0,94      „     gestiegen 

1876    0,85  mehr 

1876 

0,17  weniger  gefallen 

1877    0,87  weniger     , 

1877 

0,49        . 

1878    1,25  mehr  gefallen 

1878 

0,31  mehr             , 

1879    0,17      ,     gestiegen 

1879 

0,21  weniger        , 

1880    0,51      , 

1880 

0,18        „     gestiegen 

1881    0,05      , 

1881 

0,25        , 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872    1,42  mehr  gestiegen 

1872 

1,08  mehr  gefallen 

1873    0,68  weniger  gefaUen 

1873 

0,36  weniger    , 

1874    1,11  mehr 

1874 

1,45        , 

1875    1,11      , 

1875 

3,19  mehr         ^ 

1876    1,40      ,     gestiegen 

1876 

1,24  weniger    , 

1877    0,01  weniger  gefallen 

1877 

1,21        , 

1878    0,12 

1878 

2,68        . 

1879    0,86  mehr 

1879 

1,61  mehr  gestiegen 

1880    1,42      , 

1880 

0,40      , 

1881    0,72      . 

1881 

0,98      „     gefallen 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/78    0,08  weniger  gestiegen 

1873 

0,04  weniger  gestiegen 

1873/74    0,07        ,        gefallen 

1874 

0,62  mehr  gefallen 

1874/75  12,04  mehr 

1875 

1,22      . 

1875/76    2,37      „     gestiegen 

1876 

1,08      . 

1876/77    1,08      , 

1877 

1,36      r     gestiegen 

1877/78    0,41  weniger  gefallen 

1878 

0,31      ^     gefallen 

1878/79    0,21  mehr 

1879 

0,74      . 

1879/80    0,12  weniger        , 

1880 

0,27  weniger  gestiegen 

1880/81    0,90  mehr  gestiegen 

1881 

0,46  mehr 

1881/82    0,12      , 

1882 

0,52      ,     gefallen 

Februar  auf  März: 

März  auf  April: 

1873    0,83  weniger  gestiegen 

1873 

1,08  mehr  gestiegen 

1874    0,12        ,        gefaUen 

1874 

0,62  weniger  gefallen 

1875    2,18  mehr  gestiegen 

1875 

0,61  mehr  gestiegen 

1876    1.56      . 

1876 

0,27      . 
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ni.  Kalbfleisch.     Steuerwegfall  9  Pf.  per  Kilo.     Tabelle  m. 

Auch  für  Kalbfleisch  gilt  im  wesentlichen  dasselbe  wie  für 
Ochsen-  und  Schweinefleisch. 

Von  den  65  Nichtsteuerstädten  stiegen  Dezember  auf  Januar  1875 
10  (=  15»  im  Preise,  42  (=  65 «/o)  blieben  gleich  und  nur  13 
(=  20  ^/o)  sanken  im  Preise.  Von  den  55  Steuerstädten  stiegen  da- 
gegen nur  2  (=  4®/o),  blieben  gleich  nur  12  (=  22®/o),  sanken  aber 
41  (=74®/o).  Stellt  man  nur  gegenüber  Sinken  und  Nichtsinken, 
so  verhalten  sich  beide  Städtearten  gerade  umgekehrt  zu  einander. 
In  den  Nichtsteuerstädten  sanken  nicht  80®/o  und  sanken  20®/o,  in 
den  Steuerstädten  aber  sanken   nicht  nur  26  ^/o    und  sanken  74  ^/o. 

Durchschnittlich  sind  die  Kalbfleischpreise  beim  Steuerwegfall 
in  den  Steuerstädten  von  96,14  auf  84,87  Pf.,  d.  h.  um  11,27  Pf. 
per  Kilo    gesunken.     Ist   nach    unseren    obigen    Berechnungen    der 


1877 

0,97  mehr  gefallen 

1877 

0,44  mehr  gestiegen. 

1878 

0,19  weniger     „ 

1878 

0,54      „     gefollen 

1879 

0,83 

1879 

0,43      , 

1880 

0,28        ^        gestiegen 

1880 

0,93  weniger  gestiegen 

1881 

0,32  mehr               , 

1881 

0,84  mehr  gefallen 

1882 

0,19  weniger  gefallen 

1882 

0,08      ,     gestiegen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1873 

1,13  mehr  gefallen 

1873 

2,50  mehr  gefallen 

1874 

0,55  weniger    , 

1874 

2,01      , 

1875 

0,67  mehr  gestiegen 

1875 

1,20      ,     gestiegen 

1876 

0,35      „ 

1876 

0,11  weniger      , 

1877 

0,53       , 

1877 

0,33  mehr  gefallen 

1878 

0,26  weniger  gefallen 

1878 

0,11  weniger     , 

1879 

1,69        ,        gestiegen 

1879 

0,27        , 

1880 

1,60  mehr              , 

1880 

0,75        ,        gestiegen 

1881 

0,30  weniger 

1881 

0,42  mehr  gefallen 

1882 

0,67  mehr 

1882 

0,23  weniger  gestiegen 

Juni  auf  Juli: 

Juli  auf  August: 

1873 

0^60  weniger  gefallen 

1873 

0,91  mehr  gestiegen 

1874 

0,94  mehr  gestiegen 

1874 

1,21  weniger      „ 

1875 

1,78      , 

1875 

3,44  mehr 

1876. 

0,30      „ 

1876 

0,75      ,     gefallen 

1877 

0,52      , 

1877 

0,33  weniger  gestiegen 

1878 

0,82      . 

1878 

1,82        , 

1879 

0,60      ,     gefallen 

1879 

0,90        , 

1880 

0,09  weniger  gestiegen 

1880 

0.72 

1881 

0,16  weniger  gefallen 

1881 

0,07  mehr              , 

1882 

0,43        ,        gestiegen 

1882 

0,29  weniger         , 
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Steuerwegfall  auf  9  Pf.  zu  berechnen,  dann  ist  die  Verbilligung 
im  Moment  des  Steuerfortfalls  noch  um  2,27  Pf.  per  Kilo 
grösser. 

Sollte  die  gesamte  Verbilligung  um  11,27  Pfennig  nicht  über- 
wiegend im  Steuerwegfall  zu  suchen  sein,  dann  müsste  wieder  eine 
gleiche  oder  sehr  ähnliche  Verbilligung  zu  gleicher  Zeit  in  den 
Nichtsteuerstädten  stattgefunden  haben.  Diese  hat  aber  im  Kalb- 
fleisch so  wenig  wie  im  Ochsen-  und  Schweinefleisch  stattgehabt, 
denn  in  den  Nichtsteuerstädten  rührte  sich  der  Preis  im  Durch- 
schnitt aller  65  Städte  gar  nicht,  sondern  blieb  sich  gleich,  nämlich 
87,91  Pf.  Nähme  man  auch  für  die  Steuerstädte  aus  allgemeinen 
Gründen  ein  Gleichbleiben  der  Preise  an,  dann  blieben  die  11,27  Pf. 
Verbilligung  ganz  ä  conto  der  Steueraufhebung,  und  wäre  dieselbe 
etwas  grösser  als  der  Steuerfortfall;  nach  unseren  obigen  Er- 
örterungen auch  keine  auffallende  Erscheinimg.  Die  Bewegung  der 
Kalbfleischpreise  brauchte  aber,  abgesehen  vom  Steuerwegfall  in  den 
Steuerstädten,  nicht  wie  in  den  Nichtsteuerstädten  gleich  Null  zu 
sein,  es  ist  yielmehr  wieder  zu  untersuchen,  wie  gross  wohl  die 
Preisschwankung  auch  ohne  Steuerbefreiung  hätte  sein  können,  d.  h. 
wie  sonst  die  Preisbewegung  bei  Kalbfleisch  in  den  Steuerstädten 
an  der  Jahreswende  zu  sein  pflegt.  Einmal,  nämlich  von  1873  auf 
1874,  sind  die  Kalbfleischpreise  einigermassen  nennenswert,  5,31  Pf. 
von  Dezember  auf  Januar  gesunken,  aber  in  den  Nicht steuer- 
städten.  Die  grösste  sonst  vorkommende  Preissenkung  in  den 
Steuer  Städten  ist  nur  1,69  Pf.  per  Kilo,  und  zwar  in  demselben 
Zeitpunkte,  in  welchem  das  Kalbfleisch  der  Nichtsteuerstädte  um  die 
eben  genannten  auffallend  hohen  5,31  Pf.  fiel.  Rechnete  man  für 
1874/75  die  Preisbewegung  aus  Nichtsteuergründen  ebenso  hoch  als 
diese  höchste  sonst  vorkommende  Preissenkung  um  1,69  Pf.,  dann 
blieben  von  den  11,27  Pf.  Preisfall  nach  Abzug  von  1,69  Pf.  immer 
noch  9,58  Pf. 

Nimmt  man  als  Verbilligung  aus  allgemeinen  Gründen  nicht 
grade  die  höchste  sonst  vorkommende  Verbilligung  an,  sondern 
irgend  eine  geringere  der  späteren  Jahre ,  da  ja  auch  in  den  Nicht- 
steuerstädten die  Verbilligung  1874  auf  1875  eine  auffallend  geringe 
war  und  die  beiden  Städtearten  doch  nach  der  sogleich  folgenden 
Tabelle  für  gewöhnlich  einigermassen  miteinander  Schritt  halten, 
so  föllt  die  starke  Verbilligung  um  11,27  Pf«  fast  ganz  auf  das 
Konto  der  Steueraufhebung. 
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Die  Bewegung  der  Ealbfleischpreise  je  von  Dezember  auf 
Januar  und  die  Differenz  der  Bewegungen  von  Steuerstädten  und 
Nichtsteuerstädten  war  nämlich  folgende: 


55  Steuerstadte 

65  Nichtstener- 

Die  55  Steuerstadte 

Jahr 

um  Pfennig 

Städte  um 

um  Pfennig  per  Kilo  gegen 
die  65  NichtsteuerstAdte 

per  Kilo 

Pfennig  per  Kilo 

1872/73 

? 

? 

? 

1873/74 

—     1,69 

-  5,31 

weniger  gefallen  3,62 

1874/75 

-  11,27 

—  0,00 

.       11,27 

1875/76 

—    1,16 

-  1,78 

0,62 

1876/77 

-    1,45 

-  2,86 

1,41 

1877/78 

—    0,53 

-  0,16 

mehr             ,         0,37 

1878/79 

+    0,49 

-  0,88 

,     gestiegen      1,37 

1879/80 

-    0,78 

—  0,51 

„     gefallen       0,27 

1880/81 

+    0,67 

—  0,15 

,     gestiegen      0,82 

1881/82 

-    0.32 

—  0,57 

weniger  gefallen  0,25 

Hiernach  weicht  die  Bewegung  der  Steuerstädte  von  der  der 
Nichtsteuerstädte  fast  immer  nur  wenig  ab,  nur  1873/74  ist  die  Ver- 
billigung  aus  allgemeinen  Gründen  eine  einigermassen  bedeutende, 
aber  nicht  in  den  Steuer  Städten,  sondern  gerade  in  den  Nicht- 
steuerstädten, so  dass  die  grösste  sonst  von  Dezember  auf  Januar 
vorkommende  Bewegungsdifferenz  sich  als  ein  Wenigersinken  der 
Steuerstädte  um  3,62  Pf.  darstellt.  Die  beiden  einzigen  Fälle  des 
Mehrsinkens  in  den  Steuerstädten  sind  nur  0,37  Pf.  in  1877 
auf  1878  und  0,27  Pf.  in  1879  auf  1880. 

Wer  die  Ueberwälzung  der  Steuerbefreiung  negiert,  könnte 
auch  noch  die  anderen  Monate  heranziehen  und  glaubhaft  zu  machen 
suchen,  dass  die  sonstige  Mehrverbilligung  in  den  Steuerstädten  so 
gross  sein  könnte,  wie  die  stärkste  Mehrverbilligung,  welche  in 
irgend  einem  anderen  Monat  vorkommt.  Stellen  wir  daher  zunächst 
die  stärksten  Preisschwankungen  und  die  grössten  Bewegungsdifferenzen 
zusammen. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 
Schwankung  von  einem  Monat  zum  anderen 

Höchste  in  irgend  einem 
Monat  vorkommende  Diffe- 
renz der  Bewegung  der 
Steuerstädte  gegen  die 
NichtsteuersUldte 

Monat 

Steuer- 
städte 

Nichtsteuer- 
städte 

August      auf  September 
September  ,    Oktober 

+  3,19 
+  2,18 

+  3,93 
—  1,55 

2,26  weniger  gestiegen 
2,02   mehr 
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Höchste  ii 

1  irgend  einem  Jahre  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Schwankung  von  einem  Monat  zum  anderen 

Monat  vorkommende  Diffe- 

renz  der  Bewegung  der 

Mnna«- 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

Steuerstädte gegen  die 

JjlLUV 

tau 

städte 

städte 

Nichtsteuerstädte 

Oktober      , 

November 

-  3,15 

-  3,27 

1,48       ,.     gefaUen 

November  , 

Dezember 

—   2,88 

-  2,31 

2,25       , 

Dezember   , 

Januar 

- 11,27 

-  5,31 

11,06      , 

Januar        , 

Februar 

—   2,60 

—  2,35 

144       . 

Februar      , 

März 

-    1,52 

—  2,75 

2,36   weniger    , 

März 

April 
Mai 

+  0,96 

—  2,12 

2,96   mehr  gestiegen 

Aprü 
Mai 

+   2,43 

+  2,45 

2,50       ,.     gefallen 

Jani 

4-    1,78 

+  3,60 

3,20       . 

Juni            „ 

JuH 

+  2,76 

+  1,27 

2,89       . 

JuU 

August 

+   2,87 

+  3,74 

1,48  weniger  gestiegen 

Hiemach  ist  in  den  Steuerstädten  die  grösste  Verbilligung  aus 
Nichtsteuergründen  3,15  Pf.  Wollte  man  diese  von  der  Gesamt- 
verbilligung  um  11,27  Pf.  Dezember  1874  auf  Januar  1875  ab- 
rechnen, so  bliebe  immer  noch  auf  Rechnung  der  Steueraufhebung 
eine  Verbilligung  um  8,12  Pf.,  also  nicht  viel  unter  dem  Steuer- 
wegfall. Die  meisten  anderen  sonst  in  irgend  einem  Monat  vor- 
kommenden Yerbilligungen  sind  so  klein,  dass  wenn  man  diese  als 
die  Verbilligung  aus  anderen  Gründen  für  Dezember  1874  auf  Januar 
1875  einsetzen  wollte,  inuner  noch  9  Pf,  und  mehr  Verbilligung  auf 
den  Steuerwegfall  verblieben^). 


>)  Der  Kalbfleischpreis 

ist  in   d 

en  Steuerstädten 

August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872                      ? 

1872 

? 

1873    1,86  weniger  gestiegen 

1873 

0,08  weniger  gestiegen 

1874    0,18  mehr  gefaUen 

1874 

2,02  mehr              , 

1875    2,12      ,     gestiegen 

1875 

0,56      . 

1876    1,09      . 

1876 

0,46      . 

1877    1,30  weniger      ^ 

1877 

1,56      . 

1878    1,21        , 

1878 

0,24  weniger  gefallen 

1879    0,40  mehr 

1879 

0,83  mehr  gestiegen 

1880    2,26  weniger     „ 

1880 

1,85      , 

1881     1,14 

1881 

0,12  mehr  gefallen 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember : 

1872                      ? 

1872 

? 

1873    0,06  weniger  gefallen 

1873 

2,25  mehr  gefallen 

1874    0,66 

1874 

0,44  weniger    , 
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IV.  Hammelfleisch.     Steuerwegfall  9  Pf.  per  Kilo.     Tabelle  IV. 

Für  Hammelfleisch  liegt,  wenn  auch  nicht  in  Bezug  auf  die 
Frage,    ob    die   Steuerbefreiung    den   Konsumenten  zu  statten  ge- 


1875 

1,48  mehr  gefallen. 

1875 

0,52  mehr  gefallen. 

1876 

0,66  weniger 

1876 

0,22  weniger    , 

1877 

0,43  mehr 

1877 

0,13        , 

1878 

1,10      ,     gestiegen 

1878 

0,49        , 

1879 

0,76      „     gefallen 

1879 

1,77        „ 

1880 

0,23      , 

1880 

0,63        , 

1881 

1,40  weniger    „ 

1881 

0,35        , 

Dezember  auf  Januar: 

Januai*  auf  Februar: 

1872/78 

? 

1873 

0,18  weni^r  gefallen 

1873/74 

3,62  weniger  gefallen 

1874 

0,25  mehr 

1874/75  11,06  mehr 

1875 

0,30      , 

1875/76 

0,62  weniger 

1876 

0,10  weniger        , 

1876/77 

1,41        . 

1877 

0,92        . 

1877/78 

0,37  mehr             „ 

1878 

1,14        , 

1878/79 

1,87      r,     gestiegen 

1879 

0,79  mehr             , 

1879/80 

0,27      ,     gefaUen 

1880 

0,94  weniger         , 

1880/81 

0,82      ,     gestiegen 

1881 

0,30  mehr 

1881/82 

0,25  weniger  gefallen 

1882 

0,64  weniger        , 

Februar  auf  M&rz: 

März  auf  April: 

1873 

0,16  mehr  gestiegeij 

1873 

0,41  mehr  gestiegen 

1874 

2,36  weniger  gefallen 

1874 

2,96      , 

1875 

0,75  mehr  gestiegen 

1875 

2,61      . 

1876 

1,18  weniger  gefallen 

1876 

0,71      „ 

1877 

0,05        . 

1877 

0,66      . 

1878 

0,49 

1878 

0,91      , 

1879 

1.24        . 

1879 

2,21      . 

1880 

1,11  mehr     gestiegen 

1880 

0,59  weniger  gefallen 

1881 

0,41      , 

1881 

1,39  mehr  gestiegen 

1882 

0,16      , 

1882 

0,71  weniger  gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,83  mehr  gefallen 

1873 

0,90  mehr  gefallen 

1874 

2,50      . 

1874 

3,20      . 

1875 

2,27  weniger  gestiegen 

1875 

0,14      „     gestiegen 

1876 

0,28  mehr 

1876 

1,17  weniger     „ 

1877 

1,57  weniger         ^ 

1877 

0,48  mehr          „ 

1878 

0,27  mehr 

1878 

2,24  weniger     , 

1879 

0,67      , 

1879 

2,92  mehr  gefallen 

1880 

0,60  weniger         , 

1880 

0,90        , 

1881 

0,70  mehr  gefallen 

1881 

1,48  weniger  gestiegen 

1882 

2,04      ,     gestiegen 

1882 

4,06  mehr  gefallen 
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kommen  ist,  vielleicht  aber  in  Bezug  auf  die  Frage,  wie  viel  der 
Steueraufhebung  auf  die  Konsumenten  sich  fortpflanzte,  die  Sache 
etwas  anders  als  bei  den  drei  bisher  behandelten  Fleischarten. 

In  der  Anzahl  der  Bewegungen  zwar  herrscht  völlige 
Gleichheit  mit  den  anderen  Fleischarten,  nicht  aber  in  Bezug  auf 
die  mittlere   Preisbewegung. 

Von  den  65  Nichtsteuerstädten  sind  10  (=  15®/o)  im  Preise  ge- 
stiegen, 44  (=68®/o)  sind  gleichgeblieben  und  11  (=rl7^/o)  sind 
gesunken,  von  den  54  Steuerstädten  dagegen  stiegen  nur  3  (=  6  ^/o), 
blieben  gleich  12  (=  22»  und  sanken  39  (=  72». 

In  Bezug  auf  Nichtsinken  gegen  Sinken  sind  83  **/o  der  Nicht- 
steuerstädte nicht  gesunken  und  nur  17  ^/o  gestiegen,  bei  den  Steuer- 
städten verhält  es  sich  umgekehrt,  nur  28®/o  sind  nicht  gesunken, 
72  ^/o  aber  gesunken. 

Der  durchschnittliche  Preisfall  aber  bleibt  hinter  dem 
des  übrigen  Geschlachts  zurück.  In  den  Steuerstädten  fiel  von 
Dezember  1874  auf  Januar  1875  das  Hammelfleisch  von  106,92 
auf  98,33  Pf.,  d.  h.  um  8,59  Pf.  gegen  12,96,  13,09  und  11,27  Pf. 
bei  den  anderen  drei  Fleischarten.  In  den  Nichtsteuerstädten  war 
der  Preisfall  sehr  gering,  von  102,03  auf  101,26,  d.  h.  um  0,77  Pf. 
Die  auf  den  Steuerwegfall  etwa  zu  rechnende  Mehrverbilligung  der 
Steuerstädte  ist  nur  7,82  Pf.,  also  etwas  weniger  als  der  Steuer- 
wegfall. Vielleicht  liegt  der  Grund  darin,  dass  für  gewöhnlich 
von  Dezember  auf  Januar  das  Hammelfleisch  im  Preise 
steigt  und  nur  selten  fällt.  Wäre  er  ohne  Steuerwegfall  auch 
1874  auf  1875  gestiegen  wie  in  den  meisten  Jahren,  dann  würde 
dieses  Steigen,  verbunden  mit  dem  Sinken  aus  Steuerwegfall,  das 
geringe  Sinken  wohl  erklären.  Dass  von  Dezember  auf 
Januar  die  Hammelfleischpreise   eher  eine  Tendenz  zum 

Juli  auf  August: 
0,45  mehr  gestiegen 
0,52      ,     gefallen 
0,41  weniger  gestiegen 
0,05 

1,43  , 
1,30  „ 
0,93 

0,94  „ 
1,04  mehr  „ 

0,89  weniger         , 
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Juni  auf  Juli: 

1873 

0,79  mehr  gestiegen 

1873 

1874 

0,65      ,     gefallen 

1874 

1875 

1,75      ,     gestiegen 

1875 

1876 

2,89      r,     gefallen 

1876 

1877 

0,38      ,     gestiegen 

1877 

1878 

0,53  weniger      , 

1878 

1879 

0,12        , 

1879 

1880 

0,25        , 

1880 

1881 

0,94        , 

1881 

1882 

0,30       . 

1882 
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Steigen  statt  zum  Fallen  haben,  ergibt  die  folgende  Tabelle,  nach 
welcher  in  mehr  als  der  doppelten  Anzahl  von  Jahren  die  Preise  steigen, 
als  die  Anzahl  der  sinkenden  Jahre  ist.  Vielleicht  findet  sich  aber 
auch  eine  andere  Erklärung,  wenn  später  die  Bewegung  des  ganzen 
Jahres  1875  gegen  das  ganze  Jahr  1874  in  die  Untersuchung 
einbezogen  wird. 

Die  Bewegung  der  Hammelfleischpreise  je  von  Dezember 
auf  Januar  in  Pfennig  per  Kilo. 


Nichtsteuer- 
städte 

Die  54  Steuerstädte  sind 

Jahr 

Steuerstädte 

um  Pfennig  per  Kilo  gegen 

die  65  Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  1,54 

+  0,99 

0,55   mehr  gestiegen 

1873/74 

-  0,67 

--  0,03 

0,70       „     gefallen 

1874/75 

-  8,59 

—  0,77 

7,82      , 

1875/76 

—  0.44 

-  0,58 

0,14  weniger     , 

1876/77 

- 

-  0,91 

+  1,54 

0,57         „        gestiegen 

1877/78 

- 

-  1,56 

+  0,97 

0,59   mehr              , 

1878/79 

-J 

-  0,27 

-  0,64 

0,91       . 

1879/80 

- 

-  0,00 

+  0,61 

0,61    weniger 

1880/81 

-  1,00 

+  2,47 

1,47 

1881/82 

h  0,84 

+  2,18 

1.34 

Nach  der  vorstehenden  kleinen  Tabelle  sind  übrigens  alle 
Dezember- Januarbewegungen  sehr  klein,  namentlich  in  den  Steuer- 
städten. Die  gefundene  verhältnismässig  geringe  Preissenkung  ragt 
darum  aber  doch  noch  weit  über  die  sonstigen  Preissenkungen 
hinaus,  nicht  nur  über  die  Preissenkungen  von  Dezember  auf  Januar, 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Schwankung  von  einem  Monat  auf  den  anderen 

Monat  vorkommende  Diffe- 
renz der  Bewegung  der 

Monat 

Steuer- 
städte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen  die 
Nichtsteuerstädte 

August      auf  September 

+  2,50 

-  2,42 

2,00  mehr  gestiegen 
5,00  weniger  gefallen 

September  „    Oktober 

—  2,15 

—  6,33 

Oktober      „    November 

—  4,10 

-  5,29 

8,61  mehr              , 

November   ,    Dezember 

+  1,19 

--  2,42 

3,16      , 

Dezember    „    Januar 

-  8,69 

--  2,47 

7,82      , 

Januar         „    Februar 

-  2,18 

+  2,06 

2,33      , 

Februar      ,    März 

-  1,22 

+  1,97 

2,38      ,     gestiegen 

März           ^    April 

-  1,28 

4-  2,70 

1,88  weniger      , 

April           ,    Mai 
Mai             „    Juni 

-  3,15 

--  2,53 

3,84  mehr  gefallen 

-  2,74 

--  2,13 

1,54      , 

Juni             ,    Juli 

-  2,51 

+  2,03 

1,81       . 

Juli              j,    August 

- 

h  2,15 

+  2,75 

1,80       . 
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sondern  auch  über  die  der  anderen  Monate,  welche  in  der  vorstehenden 
Tabelle  (S.  98  unten)  stehen  ^). 


^)  Der  Hammelfleischpreis 
August  auf  September: 

1872  1,38  mehr  gestiegen 

1873  2,00      n 

1874  0,86  weniger  gefallen 

1875  1,34 

1876  1,72  mehr 

1877  0,19       . 

1878  0,31       . 

1879  0,88  weniger 

1880  0,15        y,        gestiegen 

1881  1,22        ,        gefaUen 
Oktober  auf  November: 

1872  0,99  mehr  gestiegen 

1873  2,25      , 

1874  1,18  weniger  gefallen 

1875  0,25 

1876  3,60  mehr  gestiegen 

1877  0,85  weniger  gefallen 

1878  1,81 

1879  3,61  mehr 

1880  0,74  weniger 

1881  1,08 

Dezember  auf  Januar: 

1872/73  0,55  mehr  gestiegen 

1873/74  0,70      ,      gefallen 

1874/75  7,47      „ 

1875/76  0,14  weniger     ^ 

1876/77  0,57        ,        gestiegen 

1  «77/78  0,59  mehr 

1878/79  0,91       . 

1879/80  0,61  weniger 

1880/81  1,47 

1881/82  1,34        , 

^ebruar  auf  März : 

1873  0,17  mehr  gestiegen 

1874  0,36  weniger      , 

1875  1,45  weniger      , 

1876  0,82  mehr  gefallen 

1877  1,18       , 

1878  2,38      ,     gestiegen 

1879  0,88  weniger      , 

99 


ist  in  den  Steuerstädten 
September  auf  Oktober: 

1872  0,62  weniger  gestiegen 

1873  0,81        ,        gefallen 

1874  5,00 

1875  0,06 

1876  0,16  mehr 

1877  0,78  weniger 

1878  1,68        . 

1879  1,98  mehr  gestiegen 

1880  1,86  weniger  gefallen 

1881  2,70 
November  auf  Dezember: 

1872  0,95  mehr  gestiegen 

1873  0,24      ^     gefallen 

1874  3,16      , 

1875  0,26      ,     gestiegen 

1876  0,50  weniger      „ 

1877  0,92  mehr  gefallen 

1878  0,23  weniger    , 

1879  0,06 

1880  0,93  mehr 

1881  0.62  weniger    „ 
Januar  auf  Februar: 

1873  0,73  weniger  gestiegen 

1874  0,29        ,       gefallen 

1875  2,33  mehr 

1876  0,18  weniger  gestiegen 

1877  0,80  mehr  gefallen 

1878  0,76       , 

1879  0,86       , 

1880  0,17       „      gestiegen 

1881  0,62  weniger      , 

1882  0,03        ,        gefallen 
März  auf  April: 

1873  0,09  weniger  gestiegen 

1874  1,59  mehr 

1875  1,08       , 

1876  0,19       « 

1877  0,35  weniger  , 

1878  1,88 

1879  0,50  mehr  gefallen 
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V.  Weizenmehl.     Steuerwegfall  6,67  Pf.  per  Kilo.     Tabelle  V. 

Der  Preis  des  Weizenmehls  stieg  in  den  54  Steuerstädten  von 
Dezember  1874  auf  Januar  1875  nur  in  3  Fällen  (=6»  aller 
54 1)  Städte,  der  Preis  blieb  gleich  in  7  Steuerstädten  (=  13o/o),  fiel 


1880 

1,72  weniger  gestiegen 

1880 

0,15  mehr  gestiegen 

1881 

0,70        , 

1881 

0,33  weniger         , 

1882 

0,66  mehr  gefallen 

1882 

1,52        . 

April  auf  Mai : 

Mai  auf  Juni : 

1873 

1,01  weniger  gestiegen 

1873 

0,21  weniger  gestiegen 

1874 

0,89  mehr  gefallen 

1874 

0,02        , 

1875 

1,31      ,     gestiegen 

1875 

0,93  mehr              , 

1876 

3,84      , 

1876 

0,95  weniger     ,     , 

1877 

1,02       , 

1877 

0,53        . 

1878 

0,13  weniger  gefallen 

1878 

1,13  mehr  gefallen 

1879 

0,29        „        gestiegen 

1879 

1,06      „ 

1880 

1,17        , 

1880 

1,10      . 

1881 

0,04  mehr 

1881 

1,03  weniger  gestiegen 

1882 

0,07      . 

1882 

1,54  mehr  gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873 

0,44  weniger  gestiegen 

1873 

0,60  weniger  gestiegen 

1874 

1,81  mehr  gefallen 

1874 

0,07        ,        gefallen 

1875 

0,28      „     gestiegen 

1875 

0,93        „       gestiegen 

1876 

0,31      .     gefallen 

1876 

0,30        „ 

1877 

0,79      ,     gestiegen 

1877 

1,80  mehr  gefallen 

1878 

0,18      , 

1878 

0,14  weniger  gestiegen 

1879 

0,26  weniger      , 

1879 

0,20 

1880 

0,56  mehr 

1880 

0,64  mehr  gefallen 

1881 

0,06      , 

1881 

0,08      , 

1882 

0,82  weniger      , 

1882 

0,44  weniger  gestiegen 

^)  Keine  Angaben  haben  wir  für  Bromberg. 

Ausser  den  Steuerstädten,  welche  wir  immer  benutzen,  d.  h.  denen,  in 
welchen  sowohl  die  Mahl-  wie  die  Schlachtsteuer  fortfiel,  haben  wir  hier  noch 
sechs  in  die  Tabelle  nicht  aufgenommene  Städte,  in  denen  nur  die  Mahlstener 
ganz  wegfiel,  dagegen  die  Schlachtsteuer  als  Kommunalsteuer  beibehalten 
wurde.  In  allen  6  SiMten  fielen  gleichfalls  die  Preise  von  Weizenmehl,  und 
zwar  wie  folget: 


Preis 

Preis 

Steuerstädte 

Dezember 

Januar 

Preissinken 

1874 

1875 

Breslau     . 

40 

30 

—  10 

Potsdam    . 

48 

40 

—    8 

Posen   .    . 

42 

30 

—  12 

Gnesen 

46 

40 

-    6 

Coblenz 

57 

56 

—     1 

Aachen 

50 

36 

-  14 
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aber  in  44  Städten  (=  81  ®/o).  Dagegen  in  den  66  Städten,  in  welchen 
keine  Steuer  wegfiel,  stieg  der  Preis  in  11  Städten  (:=  17  ^/o),  blieb 
gleich  in  39  Städten  (=  59  ^/o)  und  sank  nur  in  16  Städten 
(=24». 

Durchschnittlich  sank  in  den  Steuerstädten  bei  6,67  Pf.  Steuer- 
wegfall der  Preis  des  Weizenmehls  von  46,83  auf  39,37  Pf. ,  d.  h. 
um  7,46  Pf.  per  Kilo,  dagegen  fiel  in  den  Nichtsteuerstädten  der- 
selbe nur  von  38,76  Pf.  auf  38,51  Pf.,  d.  h.  um  0,25  Pf.  Nehmen 
wir  zunächst  wieder  an,  dass  aus  allgemeinen,  d.  h.  beiden  Städte- 
arten gemeinsamen  Gründen  der  Preis  in  den  Steuerstädten  um 
ebensoviel  als  in  den  Nichtsteuerstädten,  d.  h.  um  0,25,  hätte  sinken 
müssen.  Dann  kämen  auf  den  speziellen  Grund  des  Steuerwegfalls 
7,46  Pf.  — 0,25  Pf.,  d.  h.  7,21  Pf.  bei  6,67  Pf.  Steuerwegfall. 
Diese  Annahme  einer  gleichen  Verbilligung  aus  allgemeinen  Gründen 
wäre  gerechtfertigt,  wenn  zu  allen  anderen  Zeiten  die  Bewegung 
beider  Städtearten  eine  gleichmässige  oder  sehr  ähnliche  wäre,  also 
auch  für  die  Zeit  Dezember  1874  auf  Januar  1875  eine  Gleichheit 
oder  grosse  Aehnlichkeit  verbürgte.  Dieses  ist  nach  der  folgenden 
Tabelle  allerdings  der  Fall. 


Jahr 

Steuerstädte 

Nichtstener- 
Städte 

Steuerstädte 

1872/73 

+  0,50 

+  0,00 

mehr  gestiegen     0,50 
weniger  gefallen  0,12 

1873/74 

-  0,49 

—  0,61 

1874/75 

-  7,46 

—  0,25 

mehr              ,        7,21 

1875/76 

—  0,80 

-  0,39 

,       0,41 

1876/77 

—  0,20 

—  0,03 

,       0.17 

1877/78 

-  0,02 

-  0,45 

weniger         „       0,48 

1878/79 

-  0,67 

-  0,48 

mehr              ,       0,19 

1879/80 

+  0,22 

-  0,01 

„     gestiegen     0,12 

1880/81 

-  0,36 

-  0,01 

r,     gefallen       0,35 

1881/82 

—  0,65 

-  0,21 

0,44 

Hiemach  ist  einmal  die  durchschnittliche  Preisbewegung  in 
beiden  Städtearten  immer  gering,  die  grösste  der  Steuerstädte  in 
der  Jahreswende  1875/76  mit  0,80  Pf. ,  die  grösste  in  den  Nicht- 
steuerstädten 1873/74  mit  0,61.  Die  grösste  DiflFerenz  in  der  Preis- 
bewegung fällt  auf  1872/73  mit  0,50  Pf.  Die  Annahme,  dass  ohne 
Steuerwegfall  1874/75  die  Preisbewegung  in  den  Steuerstädten  eine 
ähnliche  wie  in  den  Nichtsteuersiädten  gewesen  sein  wird,  dürfte 
also  wohl  sicher  der  Wirklichkeit  entsprechen.  Dafttr  spricht  auch 
noch  der  Umstand,  dass  auch  sonst,  d.  h.  in  anderen  Monaten,  die 
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Weizenmehlpreise  in  den  Steuerstädten  sich  von  denen  in  den  Nicht- 
steuerstädten niemals  auch  nur  entfernt  so  viel  unterscheiden  wie  1874 
auf  1875  mit  seiner  Differenz  von  7,07  Pf.,  denn  die  grössten  sonst 
von  Monat  zu  Monat  vorkommenden  Differenzen  sind  per  Kilo 
1,75  Pf.  von  September  auf  Oktober  und  1,46  Pf.  von  April  auf 
Mai.  Alle  anderen  Differenzen  sind  dicht  an  1  Pf.  oder  darunter, 
wie  die  folgende  Zusammenstellung  ergibt^). 


0  Im  folgenden  geben  wir  alle   120  überhaupt  untersuchten  Differenzen 
in  der  Monatebeweg^ng  von  Steuerstädten  und  Nichtsteuerst&dten. 
Das  Weizenmehl  ist  in   den  Steuerstädten 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872 

0|22  weniger  gestiegen 

1872 

0,13  weniger  gefallen 

1873 

0,89  mehr  gefallen 

1873 

0,20  mehr  gestiegen 

1874 

0,17  weniger    , 

1874 

1,75      ,     gefallen 

1875 

0,36  mehr         , 

1875 

0,14      ,     gestiegen 

1876 

0,10      , 

1876 

0,11      . 

1877 

0,29  weniger    , 

1877 

0,21      ,     gefallen 

1878 

0,54  mehr         , 

1878 

0,18  weniger  gefallen 

1879 

0,17      „     gestiegen 

1879 

1,44  mehr  gestiegen 

1880 

0,24      „     gefaUen 

1880 

0,23      , 

1881 

0,00      „     gestiegen 

1881 

0,27  weniger     , 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember 

1872 

0,24  mehr  gefallen 

1872 

0,47  mehr  gestiegen 

1873 

0,76      r,     gestiegen 

1873 

0,17      . 

1874 

0,35      ,     gefallen 

1874 

0,83  weniger  gefallen 

1875 

0,21      . 

1875 

0,29  mehr  gestiegen 

1876 

0,06      „     gestiegen 

1876 

0,08      , 

1877 

0,17      ,     gefaUen 

1877 

0,57  weniger  gefallen 

1878 

0,35  weniger  gefallen 

1878 

0,06 

1879 

0,03  mehr  gestiegen 

1879 

0,38  mehr  gestiegen 

1880 

0,15      ,      gefallen 

1880 

0,88  weniger  gefallen 

1881 

0,10  weniger    , 

1881 

0,15  mehr 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73 

0,50  mehr  gestiegen 

1873 

0,54  mehr  gefallen 

1873/74 

0,12  weniger  gefallen 

1874 

0,24       , 

1874/75 

7,07  mehr              , 

1875 

1,19      , 

1875/76 

0,41      , 

1876 

0,16       „     gestiegen 

1876/77 

0,17      . 

1877 

0,25  weniger  gefallen 

1877/78 

0,43  weniger         „ 

1878 

0,16  mehr            „ 

1878/79 

0,19  mehr              , 

1879 

0,38      ,     gestiegen 

1879/80 

0,23      ,     gestiegen 

1880 

0,18      ,     gefallen 

1880/81 

0,35      „     gefallen 

1881 

0,28      . 

1881/82 

0,44      , 

18.^2 

1,01       . 
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Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 
Schwankung  von  einem  Monat  auf  den  anderen 

Höchste  in  irgend  einem 

Monat  vorkommende 

Differenz  der  Bewegung 

der  Steuerstädte  gegen 

die  Nichtsteuerstädte 

Monat 

Steuer- 
städte 

Nichtsteuer- 
städte 

August      auf  September 
September  ,    Oktober 
Oktober      ,    November 
November  ,    Dezember 
Dezember  ,    Januar 
Januar        ,    Februar 
Februar      ,    März 
März           y    April 
April           ,    Mai 
Mai             ,    Juni 
Juni            ,    Juli 
Juli             ,    August 

j 

-  2,18 

-  3,18 

-  0,89 

-  0,67 

-  7,46 

-  2,19 

-  0,78 
h  2,81 

-  2,09 

-  1.24 

-  2,11 

-  1,19 

-  2,35 

+  1,67 

-  0,70 

-  1,16 

-  0,61 

-  1,10 

-  0,54 
+  1,88 
-f  1,48 
+  1,04 
+  1,88 

-  1,51 

mehr  gefallen       0,89 

1,75 

,     gestiegen     0,76 

weniger  gefallen  0,83 

mehr              ,        7,21 

,       1,19 

weniger         ,       0,81 

mehr  gestiegen     0,93 

weniger     ,            1,46 

mehr         ,.            1,02 

0,39 

0,67 

Februar  auf  März; 

1878 

0,44  mehr  gefallen 

1873 

1874 

0,41  weniger    , 

1874 

1875 

0,24  mehr 

1875 

1876 

0,48      , 

1876 

1877 

0,41      „ 

1877 

1878 

0,10  weniger  gefallen 

1878 

1879 

0,81  mehr              „ 

1879 

1880 

0,11      ,         gestiegen 

1880 

1881 

0,04  weniger  gestiegen 

1881 

1882 

0,04  mehr  gefallen 
April  auf  Mai: 

1882 

1873 

0,77  weniger  gestiegen 

1873 

1874- 

0,05 

1874 

1875 

0,09  mehr  gefallen 

1875 

1876 

0,70      ,     gestiegen 

1876 

1877 

1,46  weniger     „ 

1877 

1878 

0,10        ,       gefallen 

1878 

1879 

0,25  mehr  gestiegen 

1879 

1880 

0,53      ,     gefallen 

1880 

1881 

0,08      n     gestiegen 

1881 

1882 

0,08      ,     gefallen 
Juni  auf  Juli: 

1882 

1873 

0,04  mehr  gestiegen 

1873 

1874 

0,18      y,     gefallen 

1874 

1875 

0,25      ,     gestiegen 

1875 

1876 

0,24      .     gefallen 

1876 

1877 

0,23  weniger    „ 

1877 

1878 

0,25  mehr  gestiegen 

1878 

März  auf  April: 
0,45  weniger  gestiegen 
0,21        ,       gefallen 
0,72  mehr  gestiegen 
0,03  weniger      , 
0,93  mehr 
0,04      , 

0,17      „     gefallen 
0,09  mehr  gestiegen 
0,24  weniger  gefallen 
0,16        , 

Mai  auf  Juni: 
0,04  mehr  gestiegen 
0,28      . 

0,28      ,     gefallen 
0,47       , 
0,37      , 
0,15  weniger 
0,50  mehr 
1,02      , 

0,09  weniger     , 
0,14  mehr  gefallen 

Juli  auf  August: 
0,67  mehr  gestiegen 
0,40  weniger  gefallen 
0,25  mehr  gestiegen 
0,44      „     gefallen 
0,15      . 
0,63      , 
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VI.  Roggenmehl.     Steuerwegfall  1,67  Pf.  per  Kilo.     Tabelle  VI. 

Der  Roggenmehlpreis  stieg  Dezember  1874  auf  Januar  1875 
nur  in  4  unter  den  54^)  Steuerstädten  (=  7  ^/o),  blieb  gleich  in 
13  Steuerstädten  (=  24»  und  sank  in  37  Steuerstädten  (=69». 
Dagegen  bei  den  65  ^)  Nichsteuerstädten  stieg  der  Preis  in  18  Städten 
(=  28»,  blieb  gleich  in  29  Städten  (=44»  und  sank  nur  in 
18  Städten  (=28^|o),  also  auch  hier  wieder  der  prägnante  Unter- 
schied in  der  Preisbewegung  der  Steuerstädte  und  Nichtsteuerstädte. 

Der  Unterschied  in  der  Preisbewegung  der  Steuerstädte  und 
Nichtsteuerstädte  tritt  noch  prägnanter  hervor  in  Vergleichung  der 
durchschnittlichen  Preisbewegung  beider  Städtearten. 

In  den  54  Steuerstädten  fiel  durchschnittlich  der  Roggenmehl- 
preis von  33,48  auf  30,59  Pf.,  d.  h.  um  2,89  Pf.  per  Kilo,  dagegen 
fiel  derselbe  im  Durchschnitt  der  65  Nichtsteuerstädte  von  30,64  auf 
30,52  Pf.,  d.  h.  um  0,12  Pf.,  woraus  ein  Mehrsinken  in  den  Städten 
mit  Steuerwegfall  von  1,67  Pf.,  2,77  Pf.  per  Kilo  sich  ergibt. 

Nähmen  wir  wieder  an,  dass  ohne  Steueraufhebung  die  Roggen- 
mehlpreise in  den  54  Steuerstädten  um  ebensoviel  gestiegen  wären, 
wie  in  den  65  Nichtsteuerstädten,  dann  wäre  bei  2,89  Pf.  Ver- 
billigung  die  Wirkung  des  Steuerwegfalls  von  1,67  Pf.  auf  2,77  Pf. 
zu  veranschlagen.     Wenn  hier  der  Preis  um  ziemlich  viel  mehr  als 


1879 

0,06  weniger  gestiegen 

1879 

0,14  weniger  gestiegen 

1880 

0,39  melir              , 

1880 

0,10  mehr 

1881 

0,14  weniger  gefallen 

1881 

0,29       . 

1882 

0,23  mehr 

1882 

0,71       , 

^)  £8  fehlen  die  Daten  für  Bromberg. 

Auch  hier  wie  beim  Weizenmehl  haben  wir  ausser  den  in  die  grossen 
Tabellen  aufgenommenen  Städten  noch  weitere  6  Steuerstädte,  in  denen  nur  die 
Mahlsteuer  wegfiel,  während  die  Schlachtsteuer  als  Communalsteuer  blieb. 
Fünf  unter  diesen  6  Städten  erlebten  1874  auf  1875  ein  Sinken  der  Roggen- 
mehlpreise, die  sechste  ein  Gleichbleiben. 


Steuerstädte 

Dezember 
1874 

Januar 
1875 

Preissinken 

Breslau     . 

33 

26 

—   7 

Potsdam   . 

35 

30 

-    5 

Posen   .    . 

28 

26 

—    2 

Gnesen .    . 

23 

20 

-    3 

Aachen 

47 

32 

-15 

Coblenz     . 

40 

40 

— 

»)  Es  fehlen  di 

B  Daten  aus 

Eupen  und  Gladbach. 
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den  Steuerwegfall  sank,  dann  ist  es  zwar  zweifelsohne  auch  so  viel 
gesunken  als  der  Steuerwegfall,  man  dürfte  aber  wohl  fragen,  wie 
ein  Sinken  um  mehr  als  den  Steuerwegfall  zu  erklären  wäre?  Die 
Beantwortung  dieser  wohl  aufzuwerfenden  Frage  wollen  wir  aber 
zurückstellen,  bis  wir  zur  Untersuchung  über  die  Preisbewegung  des 
Roggens  selber  kommen.  Zunächst  fragen  wir  wieder,  ob  jemals 
sonst  von  Dezember  auf  Januar  die  Preise  des  Roggenmehls  so 
stark  in  den  Steuerstädten  sanken,  wie  sie  1874  auf  1875  sanken, 
und  wie  sich  zu  dem  Sinken  in  den  Steuerstädten  das  Sinken  in 
den  Nichtsteuerstädten  verhielt?  Die  grösste  sonstige  Preissenkung 
von  Roggenmehl  in  den  Steuerstädten  von  einem  Dezember  auf  den 
nächsten  Januar  war  0,83  Pf.  per  Kilo  auf  Januar  1876.  In  den 
Nichtsteuerstädten  fand  zugleich  eine  Preissenkung  von  0,51  Pf. 
statt,  so  dass  die  Mehrsenkung  in  den  Steuerstädten  nur  0,32  Pf. 
betrug,  statt  2,77  Pf.  beim  Steuerwegfall.  Ein  Mehrfallen  in  den 
Steuerstädten  hat  sonst  nur  noch  einmal  in  den  10  Yergleichsjahren 
stattgehabt,  nämlich  1881  auf  1882,  in  welcher  Zeit  das  Roggenmehl 
in  den  Steuerstädten  um  0,67  Pf.  sank  und  in  den  Nichtsteuer- 
städten um  0,27  Pf.,  so  dass  das  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten 
wieder  nur  0,40  Pf.  per  Kilo  ausmachte.  In  allen  anderen  7  Jahren  sind 
die  Preise  in  den  Steuerstädten  weniger  gefallen  als  in  den  Nicht- 
steuerstädten,  oder  gar  mehr  gestiegen.  Das  Nähere  sehe  man  in 
der  folgenden  Tabelle. 


Durchschnittliche  Bewegung  des  Rogge 

nmehls  von  Dezember 

auf  Januar. 

Jahr 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte 
gegen  Nichtsteuerst&dte 

187273 

+  0,88 

+  0,08 

mehr  gestiegen     0,80 

187374 

-  0,41 

—  0,41 

weniger  gefallen  0,00 

1874/75 

-  2,89 

—  0,12 

mehr             ,        2,77 

1875/76 

—  0,83 

-  0.51 

0,32 

1876  77 

+  0,23 

-  0,54 

,     gestiegen     0,77 

1877/78 

-  0,22 

-  0,59 

weniger  gefallen  0,37 

1878/79 

-  0,64 

—  1,08 

.        0,44 

1879/80 

+  0,07 

+  0,06 

mehr  gestiegen     0,01 

1880/81 

+  0,13 

+  0,03 

0,10 

1881/82 

—  0,67 

~  0,27 

„     gefallen       0,40 

Fragen  wir  endlich  auch  hier,  ob  in  irgend  einem  anderen 
Monat  in  den  Steuerstädten  die  Roggenmehlpreise  ähnlich  stark  wie 
Dezember   1874  auf  Januar  1875   sanken,    und  ob   etwa  in  diesen 
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Fällen  in  den  Nichtsteuerstädten  kein  Preissinken,  sondern  sogar  ein 
Preissteigen  vorkam?  Antwort:  Einmal  ist  von  August  auf  Sep- 
tember das  Roggenmehl  in  den  Steuerstädten  auch  stark  gefallen, 
nämlich  um  1,89  Pf.,  in  diesem  Moment  fiel  aber  auch  in  den 
Nichtsteuerstädten  das  Eloggenmehl  um  1,87  Pf.,  also  genau  eben- 
soviel. Ebenso  fiel  von  Juli  auf  August  der  Preis  von  Roggenmehl 
wohl  auch  beträchtlich  in  den  Steuerstädten,  nämlich  um  1,34  Pf., 
aber  zugleich  in  den  Nichtsteuerstädten  gleichfalls  um  ebensovieLr 
nämlich  1,31  Pf. 

Weiter  fanden  wir  oben  beim  Steuerwegfall  ein  Mehr  sinken 
in  den  Steuerst^ten  um  2,77  Pf.  Die  nächstgrossen  Mehrsenkimgen 
in  den  Steuerstädten  sind  dann  aber  gleich  nur  1,38  Pf.  von  August 
auf  September  1875  und  1,00  Pf.  von  Juli  auf  August  1878.  Ein 
auch  nur  annähernd  gleich  grosses  Mehrsinken  hat  also  niemals 
stattgefunden. 

Die  Einzelheiten  über  das  Sinken  und  Mehrsinken  von  Roggen- 
mehl finden  sich  in  der  folgenden  Tabelle. 


Höchste  in 

irgend  einem  Jahr  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Bewegung 

Monat  vorkommende 
Differenz  in  den 

Uffsr^^*- 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

Steuerstädten gegen 
die  Nichtsteuerstädte  ^) 

ixLor 

lUtli 

städte 

städte 

August      auJ 

'  September 

-  1,89 

—  1,87 

mehr  gefallen         1,38 

September  , 

Oktober 

+  2,06 

+  1,88 

weniger    „              0,70 

Oktober      „ 

November 

+  0,73 

-  1,24 

mehr  gestiegen       1,05 

November   , 

Dezember 

—  0,59 

—  0.55 

0,53 

Dezember   „ 

Januar 

—  2,89 

+  0,22 

,     gefallen         2,77 

Januar        „ 

Februar 

—  1,00 

—  0.46 

2,40 

Februar      , 

März 

—  0,65 

-  0,47 

0,54 

März 

April 

+  1»69 

+  0,59 

weniger  gestiegen  1,24 
mehr  gefallen         1,21 

April 

Mai 

+  1,34 

+  1,30 

Mai 

Juni 

+  2,01 

+  1,54 

,     gestiegen       1,04 

Juni             n 

JuU 

+  1,93 

+  1,04 

0.89 

Juli 

August 

-  1,34 

-  1,31 

,     gefallen         1,00 

')  Alle  120  Mehrsenkungen,  Wenigersenkungen,  Wenigersteigerungen  und 
Mehrsteigerungen  in  den  Steuerstädten  enthält  wieder  die  folgende  TabeUe. 
Das  Roggenmehl  ist  in  den  Steuerstädten 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,62  mehr  gefallen 

1872    0,20  mehr  gestiegen 

1873     1.15  weniger  gestiegen 

1873    0,34      , 

1874    0,02  mehr  gefallen 

1874    0,49      „     gefallen 

1875    1,38      , 

1875    0,01  weniger     , 

1876    0,72  weniger     „ 

1876    0,70 
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Endlich  besitzen  wir  ausser  den  Preisen  von  Fleisch  und  Mehl 
noch  die  von  Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und  Buchweizengrütze 
als  mahlsteuerpflichtigen  Artikeln,  nur  können  wir  leider  dieselben  nicht 
ebenso  genau  darstellen  wie  die  bisherigen  Artikel,  da  die  Preise 
dieser  Waren  seit  der  Neueinrichtung  der  preussischen  Statistik 
über    die  Lebensmittelpreise    zwar   noch    von    den   Städten    an   das 


1877 

0,04  weniger  gefallen 

1877 

0,13  mehr  gefallen 

1878 

0.15        , 

1878 

0,37      , 

1879 

0.11  mehr  gestiegen 

1879 

0,18      ,     gestiegen 

1880 

0,32      . 

1880 

0,37      . 

1881 

0,00  weniger  gefallen 

1881 

0,10      ,.     gefallen 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872 

0,41  mehr  gefallen 

1872 

0.26  weniger  gefallen 

1873 

1,05       ,      gestiegen 

1873 

0,26  mehr  gestiegen 

1874 

0,72      ,     gefallen 

1874 

0,53      . 

1875 

0,32          r 

1875 

0,81       ,     gefallen 

1876 

0,03  weniger  gestiegen 

1876 

0,25  weniger  gestiegen 

1877 

0,32  mehr  gefallen 

1877 

0,10        ,        gefallen 

1878 

0,84  weniger    „ 

1878 

0,20  mehr              , 

1879 

0,40  mehr  gestiegen 

1879 

0,15  weniger  gestiegen 

1880 

0,20  weniger    , 

1880 

0,11        , 

1881 

0,31  mehr  gefallen 

1881 

0,20    mehr  gefallen 

Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar: 

1872/73 

0,80  mehr  gestiegen 

1873 

0,62  mehr  gefallen 

1873y74 

0,00  weniger  gefallen 

1874 

0,24  weniger  gestiegen 

1874/75 

845  mehr 

1875 

2,40  mehr  gefallen 

1875/76 

0,32      . 

1876 

0,03       . 

1876/77 

0,77       ,      gestiegen 

1877 

0,02       , 

1877,^78 

0,37  weniger  gefallen 

1878 

0.18      , 

1878/79 

0,44        , 

1879 

0.15       , 

1879/80 

0,01  mehr  gestiegen 

1880 

0,54       „     gestiegen 

1880/81 

0,10      , 

1881 

0,84  mehr  gefallen 

1881/82 

0,40      ,      gefallen 

1882 

0,03  weniger    , 

Februar  auf  März: 

März  auf  April : 

1873 

0,53  mehr  gefallen 

1873 

0,17  weniger  gestiegen 

1874 

0,21       , 

1874 

0,01        «        gefallen 

1875 

0,41       „     gestiegen 

1875 

0,19 

1876 

0,07  weniger      , 

1876 

0,84        «        gestiegen 

1877 

0,00        ,        gefallen 

1877 

1,24  mehr 

1878 

0,24  mehr  gestiegen 

1878 

0,23      ,     gefallen 

1879 

0,54      „     gefallen 

1879 

0,37      , 

1880 

0,01  weniger     , 

1880 

0,00      .     gestiegen 

1881 

0,39  mehr  gestiegen 

1881 

0,45      . 

1882 

0,26      ,     gefaUen 

1882 

0,16  weniger  gefallen 

111 


Digitized  by 


Google 


112 


E   Laspeyres, 


preussische  statistische  Bureau  eingeliefert,  von  demselben  aber  nicht 
mehr  publiziert  und  darum  auch  nicht  mehr  revidiert  wurden.  Ich 
betone  dieses  letztere  besonders,  weil  mir  seiner  Zeit,  als  ich  die 
Frage  der  Steuerbefreiungsüberwälzung  Ende  der  70er  Jahre  zu  be- 
arbeiten anfing,  mein  verstorbener  Freund  Engel  wenigstens  noch 
für  das  Jahr  1876  die  handschriftlichen  Mitteilungen  über  die 
Graupen-  und  Grützenpreise  verschaffte,  dabei  aber  ausdrücklich  be* 
merkte,  dass  er  für  die  Richtigkeit  derselben  nicht  einstehen  könnte, 
weil  dieselben  nicht  auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  wären  und  darum  auch 
die  betreffenden  Städte  bei  etwaigen  Zweifeln  an  der  Richtigkeit  der 
eingelieferten  Preise  nicht  zur  Aufklärung  dieser  Zweifel  befragt 
worden  wären.  So  kommen  denn  allerdings  einige  recht  unglaub- 
würdige Preise  vor,  ohne  die  Möglichkeit  ihrer  Richtigstellung. 

Vn.  Gerstengraupe.  Steuerwegfall  2,85  Pf.  per  Kilo.   Tabelle  VII. 

Dezember  1874  auf  Januar  1875  stieg  der  Graupepreis  in  nur 
7  aller  55  Steuerstädte  (=  13<>/o),  blieb  gleich  in  28  Städten  (=51«/o) 
und  sank  in  20  Städten  (=  36  ^/o).    Dagegen  stieg  der  Preis  in  13 


April  auf  Mai : 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,05  weniger  gestiegen 

1873 

0,04  weniger  gestiegen 

1874 

0,22        , 

1874 

1,04  mehr               ^ 

1875 

0,01 

1875 

0,00      ,     gefallen 

1876 

0,04  mehr  gestiegen 

1876 

0,42      , 

1877 

1,21       „     gefallen 

1877 

0,61  weniger     , 

1878 

0,20      . 

1878 

0,16  mehr         , 

1879 

0,72      ,     gestiegen 

1879 

0,02      ,     gestiegen 

1880 

0,05  weniger      , 

1880 

0,47      , 

1881 

0,12        ,        gefallen 

18S1 

0,17       „ 

1882 

0,80  mehr             , 

1882 

0,45      ,     gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1878 

0,09  weniger  gefallen 

1873 

0,90  mehr  gestiegen 

1874 

0,66  mehr              , 

1874 

0,60  weniger  gefallen 

1875 

0,89      ,     gestiegen 

1875 

0,50  mehr  gestiegen 

1876 

0,22  weniger  gefallen 

1876 

0,72      ,     gefallen 

1877 

0,22        . 

1877 

0,06      , 

1878 

0,44  mehr  gestiegen 

1878 

1,00      , 

1879 

0,15      , 

1879 

0,28  weniger  gestiegen 

1880 

0,13  weniger      , 

1880 

0,33  mehr              , 

1881 

0,53        ,        gefallen 

1881 

0,18      ,     gefallen 

1882 

0,12  mehr              , 

1882 

0,51       „     gestiegen 
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aller  67  Nichtsteuerstädte  (=20»,  blieb  gleich  in  45  (=67^h) 
und  sank  nur  in  9  Städten  {=  13^/o). 

Bei  der  Gerstengraupe  wie  bei  der  Gerstengrütze  und  der 
Buchweizengrütze  zeigt  sich  eine  Eigentümlichkeit  der  Preisstelluug. 
Bei  allen  bisherigen  Artikeln  kam  in  den  Steuerstädten  ein  Gleich- 
bleiben der  Preise  beim  Steuerwegfall  nur  ganz  vereinzelt  vor.  Bei 
diesen  drei  Waren  ist  die  Anzahl  der  Preiskonstanzen  ungefähr 
ebenso  gross  wie  die  Anzahl  der  Preisbewegungen.  Die  Detailpreise 
dieser  unbedeutenden  Artikel  werden  vom  Detailisten  den  wech- 
selnden Engrospreisen  weniger  genau  angepasst,  sondern  bleiben  auf 
längere  Zeiten  die  gleichen. 

Durchschnittlich  sank  der  Preis  der  Gerstengraupe  von  59,60 
auf  56,47  Pf.,  d.  h.  um  3,13  Pf.  per  Kilo  in  den  Steuerstädten,  dagegen 
sank  der  Preis  in  den  Nichtsteuerstädten  überhaupt  nicht,  sondern 
stieg  von  51,40  auf  51,76  Pf.,  d.  h.  um  die  Kleinigkeit  von 
0,36  Pf. ,  so  dass  für  die  Steuerstädte  eine  Mehrsenkung  als  in  den 
Nichtsteuerstädten  von  3,49  Pf.  resultiert  bei  2,85  Pf.  Steuer- 
wegfall. 

Wieder  fragt  es  sich,  ob  ein  ähnliches  Mehrsinken  in  den 
Steuerstädten  etwa  auch  in  anderen  Jahreswenden  vorkommt.  Dies 
soll  in  der  That  einmal  1875  auf  1876  der  Fall  gewesen  sein,  aller- 
dings nicht  dadurch,  dass  der  Preis  in  den  Steuerstädten  ähnlich 
stark  wie  1874  auf  1875  fiel,  sondern  nur  dadurch,  dass  der  Preis 
in  den  Nichtsteuerstädten  auffallend  stieg.  Die  Gerstengraupe  fiel 
nämlich  in  den  Steuerstädten  nur  um  1,60  Pf.,  stieg  aber  in  den 
Nichtsteuerstädten  um  2,40  Pf.  per  Kilo,  so  dass  auf  die  Steuer- 
städte eine  Mehrsenkung  gegen  die  Nichtsteuerstädte  von  4,00  Pf. 
sich  ergeben  würde,  also  eine  noch  etwas  grössere  Mehrsenkung 
als  1874  auf  1875  beim  Steuerwegfall.  Dies  ist  der  einzige  Fall, 
dass  in  einer  Jahreswende  ohne  Steuer wegfall  bei  irgend  einem 
Steuerartikel  eine  ebenso  grosse  Mehrsenkung  in  den  Steuerstädten 
stattfand  als  beim  Steuerwegfall,  für  Gerstengraupe  wäre  also  das 
Mehrsinken  nach  dem  Steuerwegfall  nicht  notwendig  ein  Mehr- 
sinken durch  den  Steuerwegfall.  Ob  diese  einzige  Ausnahme  die 
ganze  Beweisführung,  dass  die  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer den  Konsumenten  zu  gute  gekommen  ist,  hinfällig  macht,  muss 
ich  dem  Leser  überlassen,  ich  glaube  es  nicht.  Einmal  ist  dieses  Mehr- 
sinken in  den  Steuerstädten  1875  auf  1876  ganz  anderen  Charakters 
als  das  1874  auf  1875.     Das  Mehrsinken  beim  Steuerwegfall   um 
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3,49  Pf.  resultiert  aus  einem  bedeutenden  Sinken  in  den  Steuerstädten 
bei  einem  kleinen  Steigen  in  den  Nichtsteuerst'ädten,  das  Mehrsinken 
ohne  Steuerwegfall  1875  auf  1876  aber  aus  einem  grossen  Steigen 
in  den  Nichtsteuerstädten  und  einem  kleinen  Sinken  in  den  Steuer- 
städten. Ausserdem  ist  dieses  starke  Preissteigen  Dezember  1875 
auf  1876  in  den  Nichtsteuerstädten  nicht  einmal  wahrscheinlich; 
denn  die  mit  Gerstengraupe  doch  gewiss  eng  verwandte  Gersten- 
grütze kennt  eine  solche  auffallende  Preissteigerung  an  der  Jahres- 
wende 1875  auf  1876  nicht,  sondern  ist  um  1,03  Pf.  per  Kilo  ge- 
sunken, und  zweitens  scheinen  einzelne  Städte,  wie  Engel  für  mög- 
lich hielt,  unrichtige  Angaben  gemacht  zu  haben  ^).  Während 
nämlich  die  grbsste  angegebene  Preissteigerung  in  den  Steuerstädten 
10  Pf.,  d.  h.  von  50  auf  60  Pf.  beträgt,  geben  Nichtsteuerstädte 
Preissteigerungen  von  50  auf  80,  d.  h.  um  30  Pf.,  von  30  auf  60, 
d.  h.  auch  um  30  Pf.,  von  46  auf  80,  d.  h.  um  34  Pf.  und  von  30 
auf  60,  d.  h.  um  24  Pf.  an.  Dies  sieht  fast  so  aus,  als  ob  hier  die 
Veränderung  der  Preisnotierung  in  Kilogramm  statt  in  Pfund,  wie 
sie  mit  Anfang  1876  verlangt  wurde,  einen  statistischen  Schabernack 
getrieben  hätte.  Sollte  dies  aber  nicht  der  Fall  sein,  und  sollten, 
was  aber  kaum  glaublich  ist,  die  Zahlen  richtig  sein,  dann  stünde 
allerdings  für  Gerstengraupe  nicht  fest,  dass  das  Mehrsinken  um 
3,48  Pf.  beim  Steuerwegfall  durch  den  Steuerwegfall  bewirkt  sein 
müsste*).  Es  wäre  übrigens  sehr  wohl  denkbar,  dass,  wenn  auch 
beim  Mehl  die  Steueraufhebung  dem  Publikum  in  entsprechender 
Preisermässigung  zu  statten  kam,  dies  doch  bei  Gerstengraupe  und 
ebensowohl  auch  bei  Gerstengrütze  und  Buchweizengrütze  nicht  der 


')  Wenn,  wie  im  Text  bemerkt  wurde,  die  statietisehen  Daten  für  Gersten- 
graupe  so  stark  angezweifelt  werden  müssen,  dann  scheint  eine  sehr  wohl  auf- 
zuwerfende Frage  doch  wohl  die  zu  sein,  ob  dann  nicht  besser  die  Gersten- 
graupe aus  der  ganzen  Untersuchung  weggeblieben  wäre?  Die  Antwort  ist 
trotzdem  nein,  denn  dann  würden  diejenigen,  denen  die  Resultate  unserer 
Untersuchung  in  ihre  Anschauungen  nicht  passen,  gewiss  triumphierend 
behaupten,  ich  hätte  dieselben  nicht  mitbenutzt,  weil  sie  mir  nicht  passen. 

*)  Wie  wenig  mir  daran  liegt,  ä,  tout  prix  eine  üeberwälzung  der  Steuer- 
aufhebung nachweisen  zu  wollen,  ergibt  sich  daraus,  dass  ich  die  hierzu 
nicht  passende  Preiserscheinung  des  Jahres  1876  benutzt  habe,  während  doch, 
wenn  ich  dieselben  nicht  benutzt  hätte,  niemand  wissen  konnte,  dass  mir  die- 
selben nicht  passte,  da  ja  das  sonst  immer  nur  benutzte  gedruckte  Material 
mit  1875  aufhört.  Ein  Tendenzstatistiker  hätte  hier  ohne  Gefahr  der  Entlar- 
vung die  einzige  nicht  passende  Zahl  getrost  eskamotieren  dürfen. 
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Fall  gewesen  wäre.  Den  Detailisten,  und  um  Detailpreise  dreht  es 
sich  ja  hier,  könnte  es  recht  wohl  gelungen  sein,  die  Preise  dieser 
unwichtigeren  Artikel  beim  Steuerwegfall  nicht  entsprechend  herunter- 
setzen zu  müssen,  da  ja  bei  diesem  selteneren  und  nicht  von  allen 
Mühlen  hergestellten  Gemahl  nicht  zu  befürchten  war,  dass  das 
Publikum  direkt  von  den  Müllern  kaufen  würde,  wie  dies  beim  Mehl 
meistens  möglich  ist,  und  daher  beim  Mehl  den  Detailisten  eine  ge- 
wisse Vorsicht  bei  der  Preisstellung  auferlegt.  Schon  oben  wurde 
darauf  hingewiesen,  wie  abweichend  von  den  anderen  Steuerartikeln 
die  Preise  der  Graupe  imd  Grütze  vielfach  gleich  blieben,  trotz 
Steuerwegfall. 

Die  Bewegung  der  Gerstengraupe  in  den  Wenigen  Jahren, 
welche  hier  zur  Verfügung  stehen,  sehe  man  in  der  folgenden 
Tabelle. 


Durchschnittliche  Bew 
auf  Januar 

egung  der  Preise   von   Dezember 
bei   Gerstengraupe. 

Jahr 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte 
gegen  Nichtsteuerstädte 

1872/73 
1873/74 

1874/75 
1875/76 

+  0,41 

-  0,70 

-  8,18 

-  1,60 

+  0,75 
—  0,09 
+  0,36 
+  2,40 

weniger  {gestiegen  0,34 
mehr  ge&Uen         0,61 
8,49 
4,00 

Was  die  Bewegungen  der  Graupenpreise  in  den  Steuerstädten 
und  Nichtsteuerstädten,  sowie  die  Mehrbewegung  in  den  Steuer- 
stadten  betrifft,  so  ist  auch  noch  einmal  vom  März  auf  April,  und 
zwar  im  Jahr  1874  ein  starkes  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten 
zu  beobachten,  um  2,85  Pf.  per  Kilo.  Das  am  nächsten  stehende 
Mehrfallen  ist  dann  aber  sogleich  nur  1,65  Pf. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 
Bewegung  der  Gerstengraupe 

Höchste  in  irgend  einem 

Monat  vorkommende 

Differenz  in  der  Bewegung 

der  Steuerstädte  gegen 

die  der  Nichtsteuerstädte 

Monate 

Steuer- 
st&dte 

Nichtsteuer- 
städte 

August      auf  September 
September  ^    Oktober 
Oktober       ,    November 
November    ^    Dezember 
Dezember    „    Januar 

—  1,60 
+  1,92 
+  1,00 
+  0,91 

-  3,18 

—  1,06 
+  1,34 

-  1,03 
+  0,91 
-h  2,40 

mehr  gefallen      1,44 
1,65 
1,12 
1,42 
4,00 
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Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 
Bewegung  der  Gerstengraupe  ^) 

Höchste  in  irgend  einem 

Monat  vorkommende 

Differenz  in  der  Bewegung 

der  Steuerstädte  gegen 

die  der  Nichtsteuerstädte 

Monate 

Steuer- 
städte 

Nichtsteuer- 
städte 

Januar       auf  Februar 
Februar       ,    März 
März            ,    April 
April            „    Mai 
Mai              „    Juni 
Juni             „    Juli 
Juli              yy    August 

-r  2,18 
+  0,98 

-  1,67 
+  2,07 

-  0,73 
+  1,31 

-  0,40 

-  0,87 

—  0,36 
+  1,18 

-  1,2S 

—  1,2S 
+  0,27 
+  0,9C 

in  den 

1 

mehr  gestiegen  1,97 
1,24 
,  gefallen  2,85 
,  gestiegen  1,50 
„  gefallen  0,85 
,      gestiegen  1,20 

weniger       ,         0,68 

')  Gerstengraupe  ist 

Steuerstädten 

August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872 

1,44  mehr  gefallen 

1872 

1,30  mehr  gestiegen 

1873 

0,34      . 

1873 

0,00      „ 

1874 

1,17      ,     gestiegen 

1874 

1,65      y,     gefallen 

1875 

0,65      „     gefallen 

1875 

0,58  weniger  gestiegen 

1876 

0,22  weniger    , 

1876 

0,09        „        gefallen 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872 

1,12  mehr  gefallen 

1872 

0,38  mehr  gestiegen 

1873 

0,43      ,     gestiegen 

1873 

0,14  weniger  gefallen 

1874 

0,99  weniger  gefallen 

1874 

1,42  mehr 

1875 

0,59  mehr             ^ 

1875 

1,20      ^      gestiegen 

1876 

0.26      . 

1876 

1,30      , 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73 

0,34  weniger  gestiegen 

1878 

1,13  mehr  gefallen 

1873/74 

0,61  mehr  gefallen 

1874 

1,97      ,     gestiegen 

1874/75 

8,48     , 

1875 

1,15      „ 

1875/76 

3,60      , 

1876 

0,05  weniger      ^ 

Februar  auf  März: 

März  auf  April : 

1873 

0,01  weniger  gestiegen 

1873 

0,72  mehr  gestiegen 

1874 

0,89  mehr 

1874 

2,85      „     gefallen 

1875 

0,17      ,     gefallen 

1875 

1,69      , 

1876 

1,24      ,     gestiegen 

1876 

1,39      « 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni : 

1873 

131  mehr  gestiegen 

1873 

0,07  weniger  gestiegen 

1874 

0,99      , 

1874 

0,84  mehr  gefallen 

1875 

1,10  weniger  gefallen 

1875 

0,10      . 

1876 

1,50  mehr  gestiegen 

1876 

0,85  weniger    „ 

Juni  auf  Juli: 

Juli  auf  August: 

1873 

0,38  mehr  gestiegen 

1873 

0,68  weniger  gestiegen 

1874 

1,04  weniger      , 

1874 

0,12        , 

1875 

1,20  mehr 

1875 

0,12  mehr 

1876 

0,15      . 

it 

1876 

0,09      y,     gefallen 
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Vm  Gerstengrütze.   Steuerwegfall  2,85  Pf.  per  Kilo.  Tabelle  VIII. 

In  den  Nichtsteuerstädten  ^)  stieg  Januar  1875  gegen  De- 
zember 1874  der  Preis  in  11  von  56  Städten  (=  20»,  blieb  gleich 
in  39  Städten  (=70^/0),  und  sank  nur  in  6  Städten  (=  10». 
Dagegen  stieg  er  unter  den  50  Steuerstädten  ^)  nur  in  9  (=  18*^/o), 
blieb  gleich  in  25  (=50»,  sank  aber  in  16  (=32». 

Wie  oben  bei  der  Gerstengraupe  ist  auch  bei  Gerstengrütze 
in  den  Steuerstädten  beim  Steuerwegfall  der  Preis  sehr  oft  konstant 
geblieben,  während  bei  den  anderen  Steuerartikeln  ein  Gleichbleiben 
der  Preise  zu  den  Seltenheiten  zählte.  Trotzdem  sank  durch- 
schnittlich die  Gerstengrütze  in  den  Steuerstädten  von  49,20  Pf. 
auf  47,00  Pf.,  d.  h.  um  2,20  Pf.  Dagegen  stieg  der  Preis  in  den 
Nichtsteuerstädten  von  45,86  Pf.  auf  46,57  Pf.,  d.  h.  um  0,71  Pf., 
so  dass  in  den  Steuerstädten  ein  Mehrsinken  um  2,91  Pf.  sich  er- 
gibt bei  2,85  Pf.  Steuerwegfall.  Ein  ähnlich  grosses  Sinken  oder 
gar  ein  ähnlich  grosses  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten  kommt  in 
anderen  Jahreswenden  nicht  vor,  das  einzige  noch  vorkommende 
Sinken  ist  0,64  Pf.,  und  das  einzige  noch  vorkommende  Mehrsinken 
0,39  Pf.     Die  Erscheinung  von  1874/75  steht  also  einzig  da. 

Durchschnittliche  Bewegung  der  Preise  von  Dezember 
auf  Januar  bei   Gerstengrütze. 


Jahr 

Steuerst&dte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstödte 
gegen  NichtsteuerstlUlte 

1872/73 
187374 
1874/75 
1875,76 

+  0,13 
+  0,08 
-2,20 

-  0,64 

-j-0,20 
--  0,33 
H-  0,71 
-  1,03 

weniger  gestiegen  0,07 

mehr            ,           0,41 

,      gefallen      2,91 

weniger     ,              0,89 

Auch  in  anderen  Monaten^)  ist  das  Mehrsinken  viel  geringer, 
das  stärkste  Mehrsinken  ist  einmal  vom  Mai  auf  Juni  mit  1,71  Pf. 


*)  Es  fehlen  die  Daten  für  Gerstengrütze  aus  folgenden  11  Nichtsteuer- 
städten: Sangerhausen,  Eisleben,  Aschersleben,  Stendal,  Halberstadt,  Oschers- 
leben,  Schönebeck,  Sommerfeld,  Luckenwalde,  Kreuznach,  Goch. 

')  Es  fehlen  die  Daten  för  Gerstengrütze  aus  folgenden  5  Steuerstädten : 
Zeitz,  Görlitz,  Dan  zig,  Tilsit,  Neu-Ruppin. 

')  Die  einzelnen  Mehrbewegungen  aller  Monate  stehen  wieder  in  der 
folgenden  Tabelle. 

Gerstengrütze  ist  in   den   Steuerstädten 
August  auf  September :  September  auf  Oktober  : 

1872  0,25  mehr  gestiegen  1872     0,34  mehr  gestiegen 

1873  0,70       ,     gefallen  1873    0,65  weniger  gefallen 
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Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Preisbewegung 

Monat  vorkommende 
Differenz  in  der  Bewegung 

ÜTmi. 

x^ 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

der Steuerstädte  gegen 

NLOiuhw 

städte 

städte 

die  der  Nichtsteuerstädte 

August      auf 

September 

+  1,17 

+  0,58 

mehr  gestiegen     1,08 

September  „ 

Oktober 

+  1,82 

-  0,73 

weniger  gefallen  0,65 

Oktober      „ 

November 

—  1,78 

+  0,53 

mehr  gestiegen     1,06 

November   „ 

Dezember 

+  0,81 

+  0,49 

,     gefallen       0,53 

Dezember    , 

Januar 

-2,20 

-  1,03 

2,01 

Januar        ^ 

Februar 

1-  1,35 

+  0,91 

0,97 

Februar       „ 

März 

—  0,75 

-  0,57 

,     gestiegen     0,86 

März 

April 

—  0,17 

+  0,42 

„     gefallen       0,59 

April            , 

Mai 

+  1,32 

+  0,92 

„     gestiegen     1,09 

Mai 

Juni 

-  0,33 

+  1,59 

„     gefallen       1,71 

Juni              j, 

Juli 

+  0,90 

-  1,03 

1,23 

JuU 

August 

-  1,14 

+  0,67 

1,12 

1874  0,61  mehr  gefallen 

1875  0,46       ,     gestiegen 

1876  1,03       , 

Oktober  auf  November: 
1872     1,66  mehr  gestiegen 


1873 
1874 
1875 
1876 


0,80 
0,43 
0,98 
1,00 


Dezember  auf  Januar: 
1872/73  0,07  weniger  gestiegen 
1873/74  0,41  mehr  gestiegen 
1874/75  2,91      .      gefallen 
1875/76  0,39  weniger  gefallen 
Februar  auf  März: 

1873  0,61  mehr  gestiegen 

1874  0,58       , 

1875  0,86       , 

1876  0,45      ,     gefallen 

April  auf  Mai: 

1873  0,40  mehr  gestiegen 

1874  1,09       , 

1875  0,20  weniger  gefallen 

1876  0,51  mehr  gestiegen 

Juni  auf  Juli: 

1873  1,01  mehr  gestiegen 

1874  1,23       ,     gefallen 

1875  0,68       ,     gestiegen 

1876  0,78  weniger  gefallen 


1874 

0,37  mehr  gestiegen 

1875 

0,30       , 

1876 

0,02  weniger  gefallen 

November  auf  Dezember : 

1872 

0,39  weniger  gestiegen 

1873 

0,26  mehr              , 

1874 

0,53       y,     gefallen 

1875 

0,04      , 

1876 

0,32       „     gestiegen 

Januar  auf  Februar: 

1873 

0,46  mehr  gefallen 

1874 

0,44       ,     gestiegen 

1875 

0,97       „      gefallen 

1876 

0,48       ,     gestiegen 

März  auf  April : 

1873 

0,08  mehr  gestiegen 

1874 

0,05       , 

1875 

0,39  weniger     „ 

1876 

0,59  mehr  gefallen 

Mai  auf  Juni : 

1873 

1,71  mehr  gefallen 

1874 

0,08  weniger    , 

1875 

0,12  mehr        , 

1876 

1,03  mehr  gestiegen 

Juli  auf  August: 

1873 

1,00  mehr  gefallen 

1874 

0,18       ,     gestiegen 

1875 

1,12       ,     gefallen 

1876 

0,80      « 
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IX.  Buchweizengrütze.  Steuerwegfall  2,85  Pf.  per  Kilo.  Tabelle  IX. 

Von  54  Nichtsteuerstädten  ^)  stiegen  12  (=  22  ®/o)  im  Preise, 
38  (=  71  ®/o)  blieben  gleich,  und  nur  4  (=  7  ^/o)  sanken.  Dagegen 
von  den  52  Steuerstädten  *)  stiegen  nur  9  (=  17  ^/o)  im  Preise, 
blieben  gleich  23  (=44»,  sanken  aber  20  (=39». 

stiegen         blieben  gleich        sanken 
Nichtsteaerstädie    Prozent       22  71  7 

Steuerstädte      .  .  17  44  39 

Durchschnittlich  sank  Dezember  1874  auf  Januar  1875  bei 
2,85  Pf.  Steuerwegfall  der  Preis  in  den  Steuerstädten  von  60,00 
auf  67,69  Pf.,  d.  h.  um  2,31  Pf.  Die  Nichtsteuerstädte  hatten 
gleichzeitig  eine  Preissteigerung  von  47,77  auf  48,29  Pf.,  d.  h.  um 
0,52  Pf.,  also  die  Steuerstädte  ein  Mehrsinken  um  2,83  Pf.  bei 
2,85  Pf.  Steuerwegfall. 

Ein  ähnliches  Sinken  und  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten 
kommt  in  keiner  anderen  Jahreswende  vor,  das  nächstgrosse  Sinken 
ist  vielmehr  nur  0,46  Pf.  und  das  nächstgrosse  Mehrsinken  nur 
0,93  Pf.  per  Kilo. 

Durchschnittliche  Bewegung  der  Preise  von  Dezember 
auf  Januar  bei  Buchweizengrütze. 


Steuerst&dte 


Nichtsteuer- 
städte 


Steuerstädte  gegen 
Nichtsteaers&dte 


1872/78 
1873/74 
1874/75 
1875/76 


-  0,46 
1-  0,00 

—  2,81 

+  0,53 


+  0,47 
+  0,19 
+  0,62 
-  1,65 


mehr  gefallen  0,93 

weniger    ,  0,19 

mehr        „  2,88 

mehr  gestiegen  2,18 


Auch  in  anderen  Monaten  ^)  als  Dezember-Januar  ist  das  Sinken 
auch   nicht  annähernd   so  gross  wie  2,31  Pf.,  sondern  das  höchste 

^)  Es  fehlen  die  Angaben  für  folgende  13  Nichtsteuerstädte :  Soest,  Aschers- 
leben, Bochum,  Sommerfeld,  Mülheim,  Braunsberg,  Qoch,  Kreuznach,  Oschers- 
leben,  Eisleben,  Langensalza,  Krefeld,  Insterburg. 

*)  Es  fehlen  die  Angaben  für  folgende  3  Steaerstädte :  Zeitz,  Marien- 
burg, Tilsit. 

*)  Die  einzelnen  Mehrbewegungen  der  Steuerstädte  stehen  wieder  in 
folgender  Tabelle. 

Buchweizengrütze  ist  in  den  Steuerstädten 
August  auf  September:  September  auf  Oktober: 

1872  1,53  weniger  gestiegen         1872    0,72  weniger  gestiegen 

1873  0,97  mehr  ,  1873    0,10  mehr  , 
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Sinken  sonst  ist  einmal  vom  November  auf  Dezember  1,23  Pf.; 
ebenso  das  Mehrsinken  in  irgend  einem  Monat  höchstens  1,45  Pf-i 
und  zwar  vom  März  auf  April. 


Höchste 

in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Preisbewegung 

Monat  vorkommende  Diffe- 
renz in  der  Bewegung  der 

Monate 

Steuer- 
städte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen  die  der 
Nichtsteuerstädte 

August 

auf  September 

+  1.24 

+  1,83 

weniger  gestiegen  1,53 
mehr  gefallen         0,98 

September 

,    Oktober 

+  1,12 

+  0,55 

Oktober 

„    November 

-  1,19 

+  0,68 

1,27 

November 

,    Dezember 

-  1,23 

4-  0,40 

1,45 

Dezember 

y,    Januar 

-2,81 

—  1,65 

2,88 

Januar 

^    Februar 

+  1,78 

—  1,92 

,     gestiegen       3,61 

Februar 

,    März 

1-  0.86 

+  1,47 

weniger      ,            1,47 

März 

,    April 

—  0,85 

—  1.05 

mehr  gefallen         1,45 

April 

.    Mai 

-  0,33 

—  1,16 

weniger    ,              0,89 

Mai 

^    Juni 

+  0,51 

—  0,87 

mehr        ,               0,7o 

Juni 

,    JuH 

-  0,98 

—  0,71 

„     gestiegen      0,70 

Juli 

,    August 

+  0,81 

+  1,27 

weniger      ,             1,04 



— 

1874 

0,66  weniger  gefallen 

1874 

0,93  mehr  gefallen 

1875 

0,69 

1875 

0,29      . 

1876 

0,39  mehr  gestiegen 

1876 

0,13      „     gestiegen 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872 

0,66  mehr  gestiegen 

1872 

0,26  mehr  gefallen 

1873 

0,09  weniger    , 

1873 

0,98      . 

1874 

1,15  mehr  gefallen 

1874 

1,45      . 

1875 

1,27      , 

1875 

0.48      . 

1876 

0,08      p     gestiegen 

1876 

0,27      , 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73 

0,93  mehr  gefallen 

1873 

0,00  weniger  gestiegen 

1873/74 

0,19  weniger  gestiegen 

1874 

3,61  mehr  gestiegen 

1874/75 

2,88  mehr  gefallen 

1875 

0,77      „ 

1875/76 

2,18      ,     gestiegen 

1876 

1,18      ,     gefallen 

Februar  auf  März : 

März  auf  April: 

1873 

0,61  mehr  gestiegen 

1873 

0,12  mehr  gefallen 

1874 

1,47  weniger     „ 

1874 

0,51  weniger    , 

1875 

0,31  mehr  gefallen 

1875 

1,25  mehr         , 

1876 

0,28  weniger    „ 

1876 

1,45      , 

April  auf  Mai : 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,81  weniger  gestiegen 

1873 

0,38  weniger  gestiegen 

1874 

0,57        , 

1874 

0,87        „        gefallen 

1875 

0,89        „        gefallen 

1875 

0,65  mehr  gestiegen 

1876 

0,45  mehr            „ 

1876 

0,75      ,.     gefallen 
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X.  Schmalz.     Steuerwegfall  9,00  Pf.  per  Kilo.     Tabelle  X. 

Wie  die  verschiedenen  Fleischarten,  so  ist  auch  das  Schmalz 
im  Januar  1875  von  der  darauf  haftenden  Steuer  befreit  worden. 
Schmalz  scheint  aber  nicht  ganz  dem  Steuerwegfall  entsprechend 
verbilligt  resp.  den  Nichtsteuerstädten  gegenüber  mehr  verbilligt  zu 
sein.  Dies  wäre  keineswegs  zu  verwundem,  wenn  sich  zeigen  Hesse, 
dass  das  Schmalz  während  der  Herrschaft  der  Schlachtsteuer  nicht 
um  den  ganzen  Steuerbetrag  verteuert  sein  sollte.  Die  statistische 
Untersuchung  dieser  Frage  konnte  leider  noch  nicht  abgeschlossen 
werden  und  kann  erst  im  zweiten  Teile  dieser  Arbeit  ihre  Er- 
ledigung finden.  Vorläufig  kann  nur  deductiv  untersucht  werden, 
ob  es  möglich  ist,  dass  Schmalz  während  der  Schlachtsteuer  nicht 
um  den  ganzen  Steuerbetrag  verteuert  wurde,  während  es  bei  Fleisch 
der  Fall  war.  Diese  Möglichkeit  wird  man  zugeben  müssen,  da 
das  Fleisch  keinen  unbesteuerten  Eonkurrenten  hatte,  also  leicht, 
ohne  den  Absatz  einzubüssen,  um  den  Steuerbetrag  verteuert  werden 
konnte,  während  das  Schmalz  in  der  Butter  einen  unbesteuerten 
Konkurrenten  besass.  Um  sich  neben  der  unbesteuerten  Butter 
halten  zu  können,  konnte  vielleicht  dem  Schmalzpreis  nicht  die 
ganze  Steuer  zugeschlagen  werden,  sondern  nur  ein  so  grosser  Teil, 
dass  das  nur  um  diesen  Teil  verteuerte  Schmalz  die  Konkurrenz  mit 
der  unbesteuerten  Butter  aufnehmen  konnte.  Hätte  nun  wirklich 
wegen  der  Schlachtsteuer  das  Schmalz  nur  mit  Not  gegen  die  Butter 
sich  halten  können,  dadurch,  dass  das  Schmalz  nicht  um  den  ganzen 
auf  dasselbe  fallenden  Steuerbetrag  verteuert  wurde,  dann  brauchte 
das  Schmalz  beim  Steuer  Wegfall  auch  nur  um  so  viel  billiger  zu 
werden,  als  es  durch  die  Besteuerung  teurer  wurde,  d.  h.  nicht  um 
den  ganzen  Steuerbetrag,  sondern  nur  um  einen  Teil  desselben. 
Das  Schmalz  kann  ausserdem  aus  einem  anderen  Grunde  bei  be- 
stehender Steuer  nicht  ganz  um  dieselbe  teurer  gewesen  sein,  und 
bei  Wegfall  der  Steuer  nicht  ganz  um  den  Steuerwegfall  gefallen 
sein.  Das  Schmalz  ist  ein  unbedeutendes  Nebenprodukt,  und  weil 
es   ein  unbedeutender  Artikel   ist,   und  weil    es  Nebenprodukt    ist, 


Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873 

0,55  weniger  gefallen 

1873 

1,04  weniger  gestiegen 

1874 

0,70  mehr  gestiegen 

1874 

0,31        , 

1875 

0,05  weniger     , 

1875 

0,62  mehr  gefallen 

1876 

0,49  mehr  gefallen 

1876 

0,60      ,     gestiegen 
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126  ^-  Laspeyrea. 

wird  weder  der  Verkäufer  so  genau  wie  bei  bedeutenden  Haupt- 
produkten kalkulieren,  wie  teuer  er  es  verkaufen  kann,  noch  der 
Käufer,  wie  teuer  er  es  kaufen  muss.  Auch  unter  den  vier  Fleisch- 
sorten war  das  unwichtigere  Kalbfleisch  und  Hammelfleisch  beim 
Steuerwegfall  lange  nicht  so  stark  gesunken  wie  die  beiden  Haupt- 
fleischarten Ochsenfleisch  und  Schweinefleisch,  fanden  wir  ja  doch 
auch,  dass  das  unbedeutende  Gemahl,  die  Graupen  und  Grützen,  sich 
nicht  in  dem  Masse  in  ihren  Preisen  dem  Steuerwegfall  anpassten, 
wie  das  wichtigere  Weizenmehl  und  Roggenmehl. 

Auf  der  anderen  Seite  musste  bei  Wegfall  der  Schlachtsteuer 
der  Butterpreis  ungünstig  berührt  werden,  weil  das  billiger  werdende 
Schmalz  der  Butter  eine  schärfere  Konkurrenz  zu  machen  begann 
als  während  der  künstlichen  Verteuerung  des  Schmalzes.  Dann 
musste  in  den  Steuerstädten  der  Butterpreis  sinken  resp.  bei  all- 
gemein sinkendem  Butterpreis  in  den  Steuerstädten  mehr  sinken 
als  in  den  Nichtsteuerstädten.  Dass  dies  der  Fall  war,  zeigt  der 
vergleichende  Gang  der  Butterpreise  in  den  Steuerstädten  und  -den 
Nichtsteuerstädten  auf  das  evidenteste,  wir  werden  daher  an  die  Be- 
sprechung der  Schmalzpreise  sogleich  anreihen  die  Besprechung  der 
Butterpreise. 

Die  Schmalzpreise  stiegen  auf  Januar  1875  nur  in  5  von 
07  Nichtsteuerstädten  (=  7  »,  blieben  gleich  in  52  Städten  (=  78  », 
und  sanken  nur  in  10  Städten  (=  15  ^/o).  Von  den  55  Steuerstadten 
hatte  nur  1  (=2»  Preissteigerung,  37  (=67»  blieben  gleich, 
und  17  (=  31  **/o)  sanken  im  Preise. 

Schmalzpreis    stieg    blieb  gleich    fiel 
in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte  7  78  15 

in        ,       aller  Steuerstädte  2  67  31 

Die  Steuerstädte  und  Nichtsteuerstädte  geben  also  beim  Schmalz 
nicht  so  sehr  verschiedene  Bilder  wie  bei  den  vier  Fleischsorten,  na- 
mentlich sind  trotz  Steuerwegfalles  die  Preise  in  vielen  Städten  gleich 
geblieben.  Hierin  gleicht  auf  der  anderen  Seite  das  Schmalz  als 
Nebenartikel  des  Geschlachts  sehr  den  drei  soeben  besprochenen 
Nebenartikeln  des  Gemahls,  der  Graupe  und  den  Grützen. 

Durchschnittlich  sank  bei  9  Pf.  Steuerwegfall  der  Schmalz- 
preis in  den  Steuerstädten  von  197,05  auf  190,44  Pf.,  d.  h.  van 
6,61  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  von  181,04  auf  180,30  Pf.,  d.  h. 
nur  um  0,74  Pf.,  es  sank  also  in  den  Steuerstädten  um  5,87  Pf. 
mehr,  d.  h.   nicht   um  den   ganzen  Steuerbetrag,    sondern  wohl  nur 
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um  die  faktische  Verteuerung  während  des  Bestehens  der  Schlacht- 
steuer. In  keiner  anderen  Jahreswende  fiel  der  Schmalzpreis  in 
den  Steuerstädten  so  arg,  die  grösste  Preissenkung  um  die  Jahres- 
wende war  1873  auf  1874  nur  1,93  Pf.  und  zur  gleichen  Zeit  auch 
die  nächstgrösste  Mehrsenkung  nur  2,51  Pf.  Die  Senkung  und 
Mehrsenkung  1874/75  tiberragt  alle  anderen  Senkungen  und  Mehr- 
senkungen, wenn  auch  nicht  in  dem  Masse  wie  bei  Fleisch.  Die 
anderen  geringeren  Bewegungen  sehe  man  in  folgender  Tabelle: 

Bewegung  von  Schmalzpreisen  Dezember  auf  Januar: 


Jahr 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
:jtädte 

Steuerstädte 
gegen  Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  0,98 

^  3,74 

weniger  gestiegen  2,76 

1873/74 

-  1,93 

+  0,58 

mehr  gefallen         2,51 

1874/75 

-  6,61 

-  0,74 

5,87 

1875/76 

-  0,62 

}-0,39 

1.01 

1876/77 

—  1,22 

-  1,84 

weniger     „              0,62 

1877/78 

—  1,16 

-  1,12 

mehr         „              0,04 

1878/79 

—  1,02 

—  2,98 

weniger     «               1,96 

1879/80 

-  0,13 

+  0,60 

mehr          „              0,73 

1880/81 

i-  0.65 

-  0,15 

„     gestiegen       0,80 

1881/82 

-  1,70 

-  1,25 

„      gefallen         0,45 

Da  bei  Schmalz  der  Preis  1874/75  nicht  um  den  ganzen  Steuer- 
betrag fiel,  unterscheiden  sich  die  auch  sonst  vorkommenden  Senkungen 
und  Mehrsenkungen  nicht  so  bedeutend  von  der  beim  Steuerwegfall 
beobachteten  Senkung.  So  kommt  auch  vom  Februar  auf  März 
einmal  eine  Senkung  um  5,21  Pf.  per  Kilo  vor  und  eine  Mehr- 
senkung der  Steuerstädte  um  3,40  Pf.  Gegen  eine  Senkung  um 
den  vollen  Steuerbetrag  von  9  Pf.  waren  die  Senkungen  und  Mehr- 
senkungen gering,  gegen  die  Senkung  um  nur  einen  Teil  des  Steuer - 
betrags  stechen  sie  nicht  viel  ab.  Die  sonstigen  grössten  Bewegungen  ^) 
in  irgend  einem  Monat  stehen  in  der  folgenden  Tabelle: 


') 

Schmalz  ist  in 

den    Steuerstädten 

August 

auf  September: 

September  auf  Oktober : 

1872     1,41  mehr  gestiegen 

1872    1,76  mehr  gestiegen 

1873    1,37 

«     gefallen 

1873    1,54      . 

1874    4,26 

„     gestiegen 

1874    2,95      . 

1875    2,84 

n             » 

1875    0,35  weniger      „ 

1876    0,61 

»             1» 

1876     1,50  mehr  gefallen 

1877    0,89 

»             » 

1877     1,29      , 

1878    0,04 

„     gefaUen 

1878    0,29  weniger     , 
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Höchste  in  irgend  einem  Jahre  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Bewegung  der  Schmalzprcise 

Monat  vorkommende 
Differenz  in  der  Bewegung 

Monat 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

der Steuerstädte  gegen 

städte 

städte 

die  Nichtsteuersmdte 

August      auf  September 

+  4,17 

+  2,76 

mehr  gestiegen  4,26 

September  ,    Oktober 

+  5,31 

+  2,36 

2,95 

Oktober      ,    November 

-  3,31 

-  2,94 

,     gefallen     2,19 

November   ^    Dezember 

+  1,65 

+  2,24 

1,85 

Dezember    „    Januar 

—  6,61 

+  3,74 

6,S7 

Januar         ,    Februar 

-  3,85 

+  1,71 

„     gestiegen  3,88 

Februar       ^    März 

—  5,21 

-  1,81 

,.     gefaUen     3,40 

März            „    April 

-  2.31 

+  1,27 

2,89 

April           „    Mai 
Mai              „    Juni 

-  3,55 

-  1,46 

2,25 

+  2,65 

—  1,97 

r     gestiegen  2,95 

Juni             „    Juli 

—  3,06 

-  2,73 

2,89 

Juli              ,    August 

+  4,78 

+  5,50 
1879 

weniger    ,          3,76 

1879    3,94  mehr  ge 

fallen 

2,20  mehr  gestiegen 

1880    0,50      ,.     gestiegen 

1880 

0,20      , 

1881     0,33      , 

1881 

1,22      r     gefallen 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872    1,47  weniger  gestiegen 

1872 

0,31  mehr  gefallen 

1873    1,29  mehr  gefallen 

1873 

1,85      , 

1874    1,72      , 

1874 

0,63      y,     gestiegen 

1875    1,55      „     gestiegen 

1875 

0,38  weniger  gefallen 

1876    0,17  weniger  gefallen 

1876 

1,43  mehr  gestiegen 

1877    0,33  mehr 

1877 

0,18      „     gefallen 

1878    2,19      , 

1878 

0,71       , 

1879    1,17      , 

1879 

0,56      ,     gestiegen 

1880    0,60       „      gestiegen 

1880 

1,58  weniger      , 

1881     0,77       , 

1881 

0,46  mehr 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    2,76  weniger  gestiegen 

1873 

0,07  mehr  gestiegen 

1873/74    2,51  mehr  gefallen 

1874 

3,88       r 

1874/75    6,87      , 

1875 

3,55      ,     gefallen 

1875/76     1,01       , 

1876 

1,38  weniger  gestiegen 

1876/77    0,62  weniger     „ 

1877 

1,74  mehr  gefallen 

1877/78    0,04  mehr 

1878 

1,20      . 

1878/79    1,96  weniger     „ 

1879 

1,01       . 

1879/80    0,73  mehr 

1880 

1,15      ,     gestiegen 

1880/81    0,80      ,     gestiegen 

1881 

0,69      , 

1881/82    0,45      .     gefallen 

1882 

0,51  weniger  gefallen 

Februar  auf  März : 

März  auf  April : 

1873    3,40  mehr  gefallen 

1873 

2,89  mehr  gefallen 

1874    1,05      „     gestiegen 

1874 

1,45      ,     gestiegen 

1875    0,53      , 

»> 

1875 

0,81       ,     gefallen 
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XL  Butter.     Kein  Steuerwegfall.    TabeUe  XL 

Dezember  1874  auf  Januar  1875  erlebten  von  den  67  Nicht- 
steuerstadten  4  (=6^/o)  eine  Preissteigerung,  18(=27^/o)  blieben 
im  Preise  gleich,  und  45  (=67  ^/o)  sanken  im  Preise,  von  den 
55  Nichtsteuerstädten  stieg  nur  1  (=  2  ®/o),  blieben  gleich  2  (==  4®/o), 
und  sanken  52  (=94». 

Batterpreis  stieg    blieb  gleich    sank 

in  Nichtsteuerstädten  in  Prozent     4  27  67 

in  Steuerstftdten  in  ,2  4  94 

Die  Anzahl  der  sinkenden  Butterpreise  differiert  also  nicht 
stark  in  den  Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten,  hiemach  scheint 
die  unbesteuerte  Butter  sich  also  anders  zu  verhalten  als  alle  bisher 
besprochenen  besteuerten  Artikel,   die  wenig  grössere  Anzahl  von 


1876 

0,75  mehr  gestiegen 

1876 

0,83  weniger  gestiegen 

1877 

0,29       , 

1877 

2,18  mehr  gefallen 

1878 

0,67  weniger  gefallen 

1878 

0,68      ,     gestiegen 

1879 

1,25  mehr  gestiegen 

1879 

1,40      ,     gefallen 

1880 

1,09      . 

1880 

1,01      . 

1881 

1,47      , 

1881 

0,58  weniger  gestiegen 

1882 

141       . 

1882 

1,42  mehr              „ 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1878 

0,37  weniger  gestiegen 

1873 

2,42  mehr  gestiegen 

1874 

0,15  mehr 

1874 

0,08  weniger  gefallen 

1875 

0,40      ,     gefallen 

1875 

1,74  mehr  gestiegen 

1876 

2,25      , 

1876 

1,81      ,     gefallen 

1877 

0,75      , 

1877 

0,52  weniger     „ 

1878 

2,09       . 

1878 

0,61  mehr         „ 

1879 

0,05      . 

1879 

1,14      , 

1880 

0,78      . 

1880 

2,95      ,     gestiegen 

1881 

0,48      ,     gestiegen 

1881 

1,57  weniger  gefallen 

1882 

1,46      , 

1882 

0,74  mehr 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1878 

0,47  mehr  gefallen 

1878 

0,38  weniger  gestiegen 

1874 

0,69      ,     gestiegen 

1874 

3,76        . 

1875 

0,76  weniger      , 

1875 

0,15  mehr              , 

1876 

1,09        „        gefallen 

1876 

0,66      „     gefallen 

1877 

2,89  mehr  gestiegen 

1877 

0,45       , 

1878 

1,95      „     gefallen 

1878 

2,14  weniger     , 

1879 

0,43  weniger    „ 

1879 

2,45  mehr         , 

1880 

0.86  mehr 

1880 

2,66      „     gestiegen 

1881 

2,58      ,     gestiegen 

1881 

0,32      , 

1882 

1,64      ,     gefaUen 

1882 

0,43      . 

FinanzarcUv.  XVm.  Jahrg.                       j 
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Preissenkungen  der  Steuerstädte  enthält  aber,  wenn  man  die  Tabelle 
genau  durchsieht,  viel  grössere  Senkungen  als  in  den  Nichtsteuerstädten 
Torkomm'en.  Die  Grösse  der  Bewegung  aber  ist  die  Hauptsache. 
Durchschnittlich  bewegte  sich  nämlich  die  unbesteuerte  Butter 
vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  gerade  so  wie  das  besteuerte 
Fleisch,  sie  sank  in  den  Steuerstädten  von  266,18  auf  226,29  Pf., 
d.  h.  um  39,89  Pf.  per  Kilo,  in  den  Nichtsteuerstädten  nur  von 
231,49  auf  211,28  Pf.,  d.  h.  nur  um  20,21  Pf.,  so  dass  für  die 
Steuerstädte  ein  Mehrsinken  um  19,68  Pf.  sich  herausstellt,  obwohl 
keine  Steuer  wegfiel.  Diese  Erscheinung  könnte  dazu  verleiten  zu 
folgern:  Wenn  in  den  Steuerstädten  ohne  Steuerwegfall 
der  Preis  der  Butter  in  der  Jahreswende  1874/75  um  fast 
40  Pf.  per  Kilo  sinken,  und  um  fast  20  Pf.  per  Kilo  mehr 
sinken  konnte  als  in  den  Nichtsteuerstädten,  dann 
brauchen  doch  auch  die  Senkungen  und  Mehrsenkungen 
bei  Fleisch  und  Mahlprodukten  nicht  aus  dem  Steuer- 
wegfall herzurühren,  sondern  können  aus  anderen  Grün- 
den als  aus  dem  Steuerwegfall  herrühren.  Gegen  diese 
Folgerung  könnte  man  kaum  etwas  einwenden,  wenn  nicht  Butter 
die  einzige  Ware  wäre,  welche  ohne  Steuer wegfall  ein  starkes 
Sinken  und  Mehrsinken  erlebte,  und  wenn  nicht  ausnahmsweise  die 
Butter  indirekt  von  der  Schlachtsteuer  mit  betroffen  wäre,  obwohl 
sie  direkt  von  einer  Steuer  nicht  getroffen  war.  Nun  kann  aber 
erstens  bewiesen  werden,  dass  alle  anderen  Artikel,  welche  weder 
direkt  von  einer  Steuer  getroffen,  noch  indirekt  von  einer  Steuer 
mit  betroffen  waren,  wie  Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Erbsen, 
Kartoffeln,  Heu,  Stroh,  um  die  Jahreswende  in  den  Steuerstädten 
gar  nicht  oder  kaum  sanken  und  auch  kein  Mehrsinken  als  in  den 
Nichtsteuerstädten  zeigten,  und  kann  zweitens  nachgewiesen  werden, 
dass  die  Butter,  und  nur  die  Butter  durch  die  Schlachtsteuer  in- 
direkt mit  betroffen  wurde,  und  kann,  was  das  wichtigste  ist,  drittens 
gezeigt  werden,  dass  die  starke  Senkung  und  Mehrsenkung  in*  den 
Steuerstädten  um  die  Jahreswende,  welche  in  den  Steuerartikeln  nur 
das  eine  Mal  beim  Steuerwegfall  auftrat,  bei  der  Butter  sowohl  eine 
ganz  allgemeine  Neujahrspreisbewegung  als  auch  eine  ganz  all- 
gemeine Monatsbewegung  ist.  Der  erste  Beweis  des  Preisnicht- 
sinkens und  des  Preisnichtmehrsinkens  bei  allen  Nichtsteuerartikeln 
soll  später  bei  allen  einzelnen  Artikeln  erbracht  werden,  hier  handelt 
es  sich  zunächst  darum,  1.  darzuthun,  wie  weit  die  Schlachtsteuer  die 
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Butter  mit  betraf,  wie  dies  Mitbetreffen  in  der  Jahreswende  1874/75 
den  Butterpreis  beeinflu^en  konnte,  und  2.  zu  zeigen,  eine  wie  ge- 
wöhnliche Erscheinung  bei  der  Butter  und  nur  bei  der  Butter  die 
starken  Bewegungen  und  Mehrbewegungen  in  den  Steuerstadten  isi 
Vorhin  beim  Schmalz  zeigten  wir,  dass  dasselbe  nicht  um  den 
ganzen  wegfallenden  Steuerbetrag  verbilligt  wurde,  sondern  um  we- 
niger, imd  vermuteten  dies  zum  Teil  aus  der  zu  überwindenden 
Konkurrenz  der  unbesteuerten  Butter  erklären  zu  dürfen.  Die  Butter 
war  also,  solange  die  Mahlsteuer  bestand,  vor  dem  Schmalz  be- 
vorzugt und  konnte  eines  Vorzugspreises  sich  erfreuen.  Diese  Be- 
vorzugung fiel  weg,  als  die  Steuer  auf  Schmalz  wegfiel,  der  Vor- 
zugspreis der  Butter  konnte  sich  nicht  halten,  sondern  musste 
nachgeben.  Wenn  nim  zu  gleicher  Zeit  der  Butterpreis  auch  in 
den  Nichtsteuerstädten  aus  irgend  welchen  Gründen  sank,  dann 
musste  auch  der  Butterpreis  in  den  Steuerstädten  mehrsinken.  Nun 
findet  aber  anders  als  bei  allen  anderen  Nahrungsmitteln  in  der 
Jahreswende  bei  Butter  ausnahmslos  ein  starkes,  oft  sehr  starkes 
Sinken  statt.  In  allen  10  beobachteten  Jahren  sanken  die  Butter- 
preise vom  Dezember  auf  Januar  mindestens  um  18,4  Pf.  in  den 
Steuerstädten,  um  13,00  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten.  Ausserdem 
ist  in  jedem  Jahre  der  Preis  in  den  Steuerstädten  viel  mehr  ge- 
sunken als  in  den  Nichtsteuerstädten.  Qualitativ  unterscheidet  sich 
die  Jahreswende  1874/75  von  den  anderen  also  nicht,  sondern  nur 
quantitativ,  indem  hier  die  Preise  in  den  Steuerstädten  besonders 
stark,  um  fast  40  Pf.,  sanken,  woraus  denn  auch  ein  sehr  grosses 
Mehrsinken,  um  fast  20  Pf.,  sich  ergibt. 

Bewegung  der  Butterpreise  Dezember  auf  Januar. 


Jahr 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte 
gegen  Nichtsteuersiftdte 

1872/73 

—   24,50 

-  14,10 

mehr  gefallen  10,40 

1873/74 

-   22,20 

-  14,50 

7,70 

1874/75 

-  89,89 

-  20,21 

.      19,68 

1875/76 

-   30,50 

-  21,00 

9,50 

1876/77 

-    23,70 

-  14.00 

9,70 

1877/78 

-    18,50 

-  17,90 

0,60 

1878/79 

—   18,40 

—  15,00 

3,40 

1879/80 

-    18,40 

-  15,60 

2,80 

1880/81 

-    19,30 

—  13,00 

6,30 

1881/82 

-    19,20 

-  13,50 

5,70 
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Beides,  das  starke  Sinken  der  Butterpreise  in  den  Steuerstadteu 
und  das  starke  Mehrsinken  als  in  den  Nichtsteuerstädten  erklärt  sich 
aus  dem  Wegfall  der  die  Butter  mit  betreffenden  Schlachtsteuer.  So 
auffallend  wie  diese  Senkung  um  40,  und  Mehrsenkung  um  20  Pf. 
für  sich  allein  betrachtet  erscheint,  ist  sie  aber  gar  nicht  einmal, 
sie  hätte  auch  ohne  Wegfall  der  Schlachtsteuer  recht  hoch  sein 
können,  denn  so  grosse  monatliche  Preisbewegungen  und  so  grosse 
Mehrbewegungen  der  Steuerstädte  sind  der  Butter  überhaupt  eigen- 
tümlich, kommt  doch  auch  in  einem  anderen  Monat,  vom  Mai  auf 
Juni  1880,  ein  Preissinken  von  44,50  Pf.  in  den  Steuerstädten  und 
ein  Mehrsinken  um  16,30  Pf.  vor.  Ebenso  kommt  einmal,  gleich- 
falls im  Jahre  1880  vom  Februar  auf  März,  ein  Steigen  um  33,2  Pf. 
und  ein  Mehrsteigen  um  16  Pf.  in  den  Steuerstädten  vor.  Speziell 
in  den  beiden  Jahren  1874  und  1875  ist  die  Steigerung  wie  die 
Senkung  in  den  Steuerstädten  sehr  oft  viel  störker  als  in  den  Nicht- 
steuerstädten, im  Verhältnis  von  26:18,  von  20:14,  von  22:16, 
von  25  :  16,  von  21 :  8. 

Da  aber  ausser  1874  auf  1875  vom  Dezember  auf  Januar  so 
grosse  Senkungen  und  Mehrsenkungen  nicht  vorkommen,  so  kann 
die  auffallend  grosse  Senkung  und  Mehrsenkung  zur  Zeit  des  Schlacht- 
steuerwegfalles sehr  wohl  zu  einem  grossen  Teile  indirekt  durch  den 
Steuerwegfall  bewirkt  sein. 

Die  übrigen  grössten  Bewegungen  der  anderen  Monate^)  und 
der  grössten  Mehrbewegungen  in  denselben  stehen  in  den  folgenden 
TabeUen. 


*)  Die  einzelnen  zwischen  den  Steuerstädten  und  den  Nichtsteuerstädten 

stattfindenden  Bewegungsdifferenzen  stehen  in  nachfolgender  Tabelle. 

Butter  ist  in  den  Steuerstädten 

August  auf  September:  September  auf  Oktober: 

1872  4,10  weniger  gestiegen  1872    0,17  weniger  gefallen 

1873  2,98  mehr  gefallen  1873    3,31        „        gestiegen 

1874  0,82  weniger  gestiegen  1874    1,18  mehr 

1875  0,44  mehr               ,  1875     1,21       ,      gefallen 

1876  0,21  weniger          „  1876    5,62  weniger  gestiegen 

1877  2,98  mehr               .  1877     1,62  mehr  gefallen 

1878  3,02       ,                  ,  1878    3,07       , 

1879  2,51      ,                  ,  1879    4,79      , 

1880  0,25  weniger          ,  1880    2,32       , 

1881  7,99  mehr               ,  1881     0,14       „ 


Digitized  by  VjOOQ IC 


134 


£.  Laflpeyres, 


Höchste 

in  irgend  emem  Jahr  vorkommende 

Höchste  in  irgend  einem 

Bewegung  der 

Butterpreise 

Monat  vorkommende 
Differenz  in  der  Bewegung 

■\i 

r._.. 

Steuer- 

Nichtsteuei^ 

der  Steuerstädte  gegen 

luuuitt 

städte 

Städte 

die  Nichtsteuerstädte 

August 

auf  September 

+   13,30 

+    17,40 

mehr  gestiegen         7,99 

September 

r    Oktober 

-f-   11,90 

+   16,82 

weniger      „              5,62 

Oktober 

,    November 

-   11,40 

—   10,82 

mehr          ,               4,05 

November 

,    Dezember 

+     6,71 

+     8,84 

3,76 

Dezember 

p    Januar 

-  89,89 

-   21,00 

,     gefallen        19,68 

Januar 

y,    Februar 

4-     7,39 

—     6,27 

^     gestiegen         7.69 

Februar 

^    März 

+  33,20 

+    17,20 

16.00 

März 

r,    April 

+  22,40 

+   12.80 

9,60 

April 

,    Mai 

-    16.81 

-    13,75 

8,77 

Mai 

r,    Juni 

—   44,50 

-    28,20 

r     gefallen         16.30 

Juni 

.    Juli 

-   20,30 

+   13,60 

weniger  gestiegen  13.96 

Juli 

j,    August 

+   25,60 

+   20,80 

mehr              „           6,48 

Bisherige  Resultate   über   die   Bewegung  der 
Steuerartikel. 

1.  In   den  Steuerstädten   waren   in   der  Jahreswende  1874  auf 
1875  beim  Aufhören  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  unter  allen  Preis- 


Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember : 

1872 

3,08  mehr  gestiegen 

1872 

1,30  weniger  gefallen 

1873 

6,52  weniger 

gefallen 

1873 

0,04 

1874 

0,58  mehr 

r« 

1874 

0,59 

1875 

1,33  weniger 

T 

1875 

2,33  mehr 

1876 

0,04        , 

» 

1876 

2,52  weniger 

1877 

1,36 

1» 

1877 

3,76  mehr  gestiegen 

1878 

4,05  mehr  gestiegen 

1878 

1,73      ,     gefallen 

1879 

0,72  weniger 

r» 

1879 

0,07  weniger  gestiegen 

1880 

0,89 

Tt 

1880 

2,46  mehr 

1881 

1,49 

gefallen 

1881 

2,13  weniger 

Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar; 

1S72/73  10,40  mehr  gefallen 

1873 

3.48  mehr  gestiegen 

1873/74 

7,70      , 

1874 

1,58  weniger      ^ 

1874/75  19,88     , 

1875 

7,69  mehr 

1875/76 

9,50      , 

1876 

0,48      ^     gefallen 

1876/77 

9,70      , 

1877 

1,41      , 

1877/78 

0,60      „ 

1878 

1,53      , 

1878/79 

3,40      . 

1879 

3,35  weniger     , 

1879/80 

2,80      , 

1880 

2,44  mehr  gestiegen 

1880/81 

6,30      , 

1881 

3,31  weniger  gefoUen 

1881/82 

5,70      , 

1882 

3,27  mehr 
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erscheinungen  der  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Artikel  nur 
36  ^/o  Steigerungen  und  Preiskonstanzen,  aber  64  ^/o  Senkungen,  da- 
gegen war  in  den  Nichtsteuerstadten  ohne  Aufhören  einer  Steuer 
das  Verhältnis  fast  das  umgekehrte,  indem  78  ^{o  der  Preiserschei- 
nungen Steigerungen  und  Eonstanzen  waren  und  nur  22  V  Senkungen. 
Dies  schon  spricht  deutlich  genug  dafür,  dass  der  Steuerwegfall  die 
yielen  Preissenkungen  in  den  Steuerstädten  henrorgerufen  hat.  Für 
die  einzelnen  Waren  stellen  wir  die  unterschiede  in  der  Zahl  der 
Preisbewegungen  in  der  folgenden  Tabelle  zusammen. 


Februar  auf  März: 

M&rz  auf  April: 

1873    2,80  weniger  gestiegen 

1873 

4,25  mehr  gestiegen 

1874    3,34  mehr 

1874 

1,53 

H                                 1) 

1875    2,70      , 

1875 

1,63 

H                             9 

1876    3,50       . 

1876 

9,60 

T)                                     fl 

1877    0,04  weniger 

1877 

2,71 

1»                       r 

1878    0,44 

1878 

7,05 

*                                  Tf 

1879    2,35 

1879 

9,54 

%                      » 

1880  16,00  mehr 

1880 

7,68 

weniger      „ 

1881     4,87       . 

1881 

0,93  mehr          , 

1882    6,72      . 

1882 

3,14 

j»             » 

April  auf  Mai : 

Mai  auf  Juni : 

1873    3,65  mehr  gefaUen 

1873 

3,62  mehr  gefallen 

1874    0,95  weniger    , 

1874 

8,65 

1875    5,21  mehr  gestiegen 

1875 

7,30 

1876    7,25       ,      gefallen 

1876 

5,49 

1877    8,77      ,     gestiegen 

1877  16,00 

1878    3,86      ,     gefallen 

1878 

4,10 

1879     1,04  weniger  gestiegen 

1879 

7,62 

1880    0,13 

1880  16,30 

1881     1,46  mehr  gefallen 

1881 

3,00 

1882    3,06      , 

1882 

4,70 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873    2,40  mehr  gestiegen 

1873 

2,50  mehr  gestiegen 

1874    6,05       , 

1874 

6,48 

» 

1875  12,35       , 

1875 

1,58 

weniger 

1876    2,80  weniger  gefallen 

1876 

4,80  mehr 

1877     8,00  mehr  gestiegen 

1877 

1.87 

n                      r 

1878    0,46      r 

1878 

3,91 

9                               H 

1879    6,21       ,     gefallen 

1879 

0,62 

n                      r 

1880  13,96  weniger  gestiegen 

1880 

0,38 

weniger      ^ 

1881    4,62  mehr  gefallen 

1881 

4,98  mehr 

1882    8,77       „     gestiegen 

1882 

2,93 

»             "< 

185 


Digitized  by 


Google 


136 


E.  Laspeyres, 


Anzahl    der  Preisb 

Bweg 

'ung 

der 

Ste 

uerartik 

el  in  der 

J 

ahreswende   1874  auf  1875. 

Steuerartikel 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte 

Nichtoteaer- 
stadte 

!    Steuer- 
1    Städte 

« 

a 
a 

S5 

1 

1 

1? 

g 

M 

a 
a 

1 

II 

n 

1 
1 

t 

fl 

§ 

M 
0 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

o/o 

% 

Vo 

% 

1 

Ochsenfleisch 

67 

53 

14 

55 

6 

49 

79 

21 

11 

89 

2 

Schweinefleisch 

67 

55 

12 

55 

11 

44 

82 

18 

20 

80 

3 

Kalbfleisch 

65 

52 

13 

55 

14 

41 

80 

20 

26 

74 

4 

Hammelfleisch 

65 

54 

11 

54 

15 

39 

83 

17 

28 

72 

5 

Weizenmehl 

66 

50 

16 

54 

10 

44 

76 

24 

19 

81 

6 

Roggenmehl 

65 

47 

18 

54 

17 

37 

72 

28 

31 

69 

7 

Gerstengraupe 

67 

58 

9 

55 

35 

20 

87 

13 

64 

36 

8 

G^rsten^prütze          i 

56 

50 

6 

50 

34 

16 

89 

11 

68 

32 

9 

Buchweizengrütze    ' 

54 

50 

4 

52 

32 

20 

93 

7 

61 

39 

10 

Schmalz 

67 

57 

10 

55 

38 

17 

85 

15 

69 

31 

11 1  Batter                       | 

67 

22 

45 

55       3 

52 

33 

67 

6 

94 

Summa  und  Durch- 

schnitt 1—11    .     . 

706 

548 

158 

594 

215 

379 

78 

22 

86 

64 

2.  In  den  Steuerstadten  sanken  durchschnittlich  in  der  Jahres- 
wende 1874  auf  1875  mit  Wegfall  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
alle  bisher  besteuerten  Artikel,  und  zwar  Ochsenfleisch,  Schweine- 
fleisch, Kalbfleisch,  Weizenmehl,  Roggenmehl  und  Gerstengraupe  um 
etwas  mehr  als  den  bisherigen  Steuerbetrag,  und  Hammelfleisch, 
Gerstengrütze,  Buchweizengrütze  nicht  ganz  um  den  Steuerbetrag. 
Wahrend  der  Steuerwegfall  im  Durchschnitt  aller  zehn  Waren  7,66  ®/o 
des  bisherigen  Preises  ausmachte,  fielen  die  Preise  um  7,8  ^/o.  Hätten 
diese  Preissenkungen  andere  Gründe  als  den  Steuerwegfall,  dann 
hätten  dieselben  Waren  auch  in  den  Nichtsteuerstädten  ungefähr  in 
demselben  Verhältnis  sinken  müssen,  sie  sanken  aber  nicht  um  7,8  ^/o 
im  Durchschnitt,  sondern  um  0,09  ^/o.  Im  einzelnen  bewegten  sie 
sich  folgendermassen:  Vier  dieser  Artikel  stiegen  eine  Kleinigkeit, 
nämlich  Roggenmehl,  Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und  Buchweizen- 
grütze, die  anderen  sechs  Artikel  sanken  allerdings  im  Preise,  aber 
auch  nicht  annähernd  so  wie  in  den  Steuerstadten,  nämlich  nur  im 
Bruchteile  eines  Pfennig,  nur  Ochsenfleisch  fiel  mehr  als  1  Pf., 
nämlich  1,58  Pf.  (allerdings  gegen  12,96  Pf.  in  den  Steuerstädten). 
Sämtliche  Artikel  fielen  in   den  Steuerstädten  bedeutend   mehr  als 
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in  den  Nichtsteuersiädten,  und  zwar  war  dieses  Mehrsinken  bei 
sieben  Steuerartikeln  etwas  grösser  als  der  Steuerwegfall,  nämlich 
bei  Ochsenfleisch,  Schweinefleisch,  Kalbfleisch,  Weizenmehl,  Roggen- 
mehl, Gerstengraupe  und  Gerstengrütze,  bei  drei  Artikeln  etwas  ge- 
ringer als  der  Steuerwegfall,  nämlich  bei  Hammelfleisch,  Buchweizen- 
grütze und  Schmalz. 

Im  einzelnen  verweisen  wir  für  das  starke  Sinken  in  den 
Steuerstädten,  das  schwache  Sinken  oder  gar  Steigen  in  den 
Nichtsteuerstädten  und  das  starke  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten 
auf  die  folgende  Tabelle  (s.  S.  138). 

In  allen  Beziehungen  ist  die  Preisbewegung  in  den  Steuer- 
städten eine  ganz  andere  als  in  den  Nichtsteuerstädten,  aber  nur  in 
der  Jahreswende  1874  auf  1875. 

3.  In  allen  anderen  Zeiten  als  Dezember  1874  auf  Januar  1875 
findet  ein  starkes  Preissinken  in  den  Steuerstädten  bei  gleichzeitigem 
Nichtsinken  in  den  Nichtsteuerstädten  nicht  statt,  vielmehr  ist 
sonst  die  Bewegung  der  Steuerstädte  und  der  Nichtsteuerstädte  fast 
die  gleiche.  Diese  gleichen  Bewegungen  vom  Dezember  auf  Januar 
und  auch  von  irgend  einem  anderen  Monat  auf  den  folgenden  stehen 
in  der  folgenden  Tabelle: 


1 

Höchste  sonst 

Höchste  sonst  Ton 

Höchste  sonst 

Höchste  sonst  in 

von  Dezember 

Dezember  auf  Januar 

in  ireexkd 
einem  Monat 

irgend  einem  Monat 

a           Ware 

auf  Januar 

vorkommende  Preis- 

vorkommende Preis- 

vorkommende 

bewegung  der  Steuer- 

vorkommende 

bewegung  der  Steuer- 
Städte  gegen  die 

z 

Preissenkung 

stadte  gegen  die 

Preissenkung 

r            Vrj«U*«4'^«A«<.«2J*^ 

Nichtstenerstadte 

st.st. 

N.StSt  i 

St.St.  iN.StSt. 

i!!  Oohsenfleiach  .    . 

-  3^ 

-  1,58 

249  mehr  gesunken 

-8,29 

—  8,08 

1 
2,41  weniger  gesunken 

3  Schweinefleisch    . 

-  1,(J0 

-  1,9»; 

2,87     „     gestiegen 

-  2,60 

-  8.68 

8,44  mehr  gestiegen 
8^80     „     gesunken 

i'  Kalbfleisch  .    .    .  | 

-  1,69 

—  1,86' 

8,62  weniger  gesunken 

-  3.15 

-  8,27 

ii  Hammelfleisch 

-  0,67 

—  0.641 

1,47       .        gestiegen 

-  4,10 

—  6,83 

5,00  weniger  gesunken 

■M  Weizenmehl     . 

—  0,67 

~  0,61 1 

0,50  mehr             „ 

—  8.18 

-2.85 

1,75  mehr 

6,  Roggenmehl    .    . 

-  0,8» 

-  1,08 

030         n 

-  1,89 

-  1,87 

1,38     „ 

7>  Gentengraupe 

—  1,60 

—  0,09 

4,00     .     gesunken 

-  1,67 

—  1,25 

«,W     « 

8;  Gerstengrütze .    . 
»,  Bnchw^engrütze  t 

—  0,64 

-  1,08 

0,41     .,     gestiegen 

-  1,78 

-  1,04 

1,71        n 

—  0,46 

—  1,65 

«,18      n 

—  1,23 

-  1,92 

8,81     „     gestiegen 

lO^I  Sehmalz  .    .    .    .  ' 

-  1,9» 

—  2,98 

2,76  wemger     „ 

-  6.21 

—  2,94 

4.26       , 

11"  Butter     .... 

i; 

-80,50 

-  21,001 

1 

10,40  mehr  gesunken 

-  44,50 

-  28,20 

I6,8u  mehr  gesunken 

Gesamtresultat:  Andere  Städte  ohne  Steuerwegfall 
hatten  die  Preissenkung  nicht  und  andere  Zeiten  ohne 
Steuerwegfall  hatten  die  Preissenkung  gleichfalls  nicht. 
Jetzt  fehlt  nur  noch  der  Nachweis,  dass  in  den  Steuerstädten  bei 
anderen  Waren  (d.  h.  in  solchen  ohne  Steuerwegfall)  weder 
ein  starkes  Sinken  noch  ein  starkes  Mebrsinken  statt- 
fand. 
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Be- 
wegung 

Steuer- 
städte 
gegen 

0» 

0» 

11,70 
7,30 

od 

CD 
Od 

CO 

^ 

^ 

oa 

CO 

CO 

,1  i  s 

.|  ä  a  äs  «3  "T 

11  °  a  -  i 
^  'S      s      g 

g  1  ^ 

0» 

*o 

0   »0 

iO 

a> 

n 

iO 

0> 

^ 

oa 

CO 

1 

CO 

0 

1 

0    c^ 

0   0 

1   1 

CO 

0 

1 

CO 

0 

1 

t*    kO    0 

0  T-;"  ^* 
+  +  + 

0 
1 

od 

1 

»0 

0 

•^ 

0    »c 

iO 

-* 

»0 

r* 

CO 

10 

1-H 

7 

0 
1 

T-»        00 

1  1 

»0 

T-4 

1 

CO 

od 
1 

1 

1 

00 
CO 

1 

00 

CO 

1 

5 

7 

.•      Ä                         W      rt-i      fc 

•**« 

00 

CD     03 

^ 

Od 

r- 

0 

tO 

r- 

ä   Tl.           O)   •»-*   ^^  "75    t^ 

1 

1 

Oi     00 

1  1 

1-1 

1 

1 

1 

00 

1 

1 

»0 

1 

M 

i^  S.S5  0:2  Sd'o  S'2    S«  J:-^ 

IM    t* 

01 

1 
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Dieser  Nachweis  ist  im  folgenden  noch  zu  führen  an  der 
Preisbewegung  von  Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Erbsen,  Kar- 
toflfeln,  Heu  und  Stroh,  welche  alle  von  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer nicht  betroffen  wurden,  bei  denen  also  in  der  Jahreswende 
1874/75  kein  Steuerwegfall  stattfand. 

Von  allen  steuerfreien  Artikeln  hat  nur  die  Butter  einen  starken 
Preisherabgang  in  den  Steuerstädten  und  einen  starken  Mehrherab- 
gang als  in  den  Nichtsteuerstädten  aufzuweisen,  und  musste  dasselbe 
stattfinden,  weil,  wie  wir  oben  zeigten,  dieser  Artikel  zwar  nicht 
direkt  von  der  Schlachtsteuer  getroffen,  aber  doch  indirekt  von  der- 
selben mit  betroffen  wurde.  Bei  allen  anderen  Artikeln,  die  weder 
direkt  noch  indirekt  von  der  Steuer  beeinflusst  waren,  findet  weder 
starkes  Sinken  in  den  Steuerstädten,  noch  ein  starkes  Mehr- 
sinken statt. 

Preisbewegung  derjenigen  Artikel,  welche  der  Mahl-  und 

Schlachtsteuer  nicht  unterlagen,  vom  Dezember  1874 

auf  Januar  1875. 

In  den  Jahren  1874  und  1875  ermittelte  die  preussische  Sta- 
tistik bei  allen  vier  Getreidearten  die  Preise  von  schwerem,  mittlerem 
und  leichtem  Getreide.  Hier  werden  die  Angaben  von  schwerem 
und  leichtem  Getreide  benutzt,  weil  damit  implicite  das  mittlere  un- 
geföhr  auch  gegeben  ist. 

XIL    Schwerer  Weizen.     Kein  Steuerwegfall.     Tabelle  XH. 

Stellt  man  für  steuerfreien  schweren  Weizen  die  in  beiden 
Stadtearten  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  vorkommenden 
Preisbewegungen  und  die  oben  für  die  steuerpflichtige  Ware,  z.  B. 
für  das  aus  dem  steuerfreien  Weizen  gefertigte  steuerpflichtige 
Weizenmehl  nebeneinander,  so  ist  der  unterschied  in  der  Preis- 
bewegung beider  Artikel  sehr  auffallend.  Schwerer  Weizen^)  stieg 
in  6  (=  12  »  der  52  Nichtsteuerstädte,  blieb  gleich  in  22  (=  42  », 
und  sank  in  24  (=  46  ®/o).    Eine  sehr  gleiche  Preisbewegung  haben 


^)  Die  Angaben  fehlen  in  folgenden  14  Steuerstädten :  Rathenow,  Merse- 
burg, Stettin,  Wesel,  Küstrin,  Naumburg,  Brandenburg,  Prenzlau,  Neu-Ruppin, 
Schwedt,  Torgau,  Anklam,  Köln,  Stargard,  und  in  folgenden  15  Nichtsteuer- 
städten :  Münster,  Essen,  Mülheim,  Eilenburg,  Luckenwalde,  Stendal,  Spremberg, 
Fürstenwalde ,  Kreuznach,  Königshütte.  Burg,  Sorau,  Neuwied,  Iserlohn, 
Waidenburg. 
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die  41  Steuerstädte.   Im  Preise  stiegen  8  (=  19*^/o),  blieben  gleich  11 
(=27»,  und  sanken  22  (=  54». 

Diese  Weizenpreisbewegung  stellen  wir  der  Weizenmehlpreis- 
bewegung gegenüber. 

Schwerer  Weizen:                 stieg  und  blieb  gleich           fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte                54  46 

in        ,        aUer  Steuerstädte                       46  54 

I^agegen  Weizenmehl:          stieg  und  blieb  gleich           fiel 

in  Prozent  aller  Nichtstenerstädte                76  24 

in        „       aller  Steuerstädte                        19  81 

Durchschnittlich  fiel  in  den  Steuerstädten  der  Weizenpreis  auf 
Januar  1875,  weil  keine  Steuer  wegfiel,  auch  nur  von  19,829  Pf. 
auf  19,639  Pf.,  d.  h.  um  0,190  Pf.  per  Kilo,  in  den  Nichtsteuer- 
städten ebensoviel,  von  20,385  Pf.  auf  20,196  Pf.,  d.  h.  um  0,189  Pf. 
per  Kilo.  Ein  Grund  für  starke  verschiedene  Preisbewegung  lag 
beim  Weizen  nicht  vor,  wohl  aber,  wie  oben  gesehen,  beim  Weizen- 
mehly  darum  sank  ja  Weizenmehl  um  7,46  Pf.  in  den  Steuerstädten 
und  nur  um  0,39  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten.  Während  nun  die 
Weizenmehlbewegung  in  den  Steuerstädten  gegen  Nichtsteuerstädte 
1874/75  von  den  Bewegungen  in  anderen  Jahreswenden  stark  sich 
unterschied,  liegt  für  Weizen  kein  Grund  vor,  aus  dem  die  Be- 
wegungen der  anderen  Jahreswenden  sich  von  der  1874/75  unter- 
scheiden sollten,  ein  solcher  Unterschied  fand  auch  nicht  statt.  Wie 
die  Steuerstädte  1874/75  nur  um  0,01  Pf.  mehr  fielen  als  die  Nicht- 
steuerstädte, so  sind  die  Differenzen  der  anderen  Jahre  auch  fast  aUe 
unter  ^jio  Pf.,  nur  in  zwei  Jahren  zwischen  ^/lo  und  */io  Pf.  Ohne 
Grund  zur  Verschiedenheit  der  Bewegungen  findet  auch  keine  Ver- 
schiedenheit statt.     Siehe  die  folgende  Tabelle: 

Bewegung  des  schweren  Weizens  von  Dezember  auf  Januar 
in  Pfennig  per  Kilo. 


Jahre 

Steuerst&dte 

Nichtstener- 
städte 

SteuerstMte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

-  0,087 

+  0,076 

mehr  gefallen       0.163 

1873/74 

-  0,251 

-  0,287 

weniger    ,            0,036 

1874/75 

-  0,190 

—  0,189 

mehr         ,            0,001 

1875/76 

--  0,282 

-  0,267 

0,015 

1876/77 

-  0,159 

-  0,038 

0,121 

1877/78 

-  0,406 

-  0,321 

0,085 

1878/79 

-  0,311 

-  0,267 

0,044 

1879/80 

+  0,004 

-  0,084 

mehr  gestiegen     0,088 

1880/81 

-  0,229 

-  0,281 

weniger  gefallen  0,052 

1881/82 

—  0,285 

-  0,233 

mehr             ,        0,052 
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Die  Weizenpreisbewegung  ist  wohl  in  anderen  Monaten  grösser 
als  Tom  Dezember  auf  Januar,  difPeriert  aber  auch  in  den  anderen 
Monaten  fast  gar  nicht  zwischen  Steuerstädten  und  Nichtsteuer- 
städten. Beim  grössten  vorkommenden  Sinken  um  2,980  Pf.  einmal 
vom  August  auf  September  in  den  Steuerstädten  sinkt  der  Preis  in 
den  Nichtsteuerstädten  auch  um  1,975  Pf.  Die  Senkungsdifferenz 
um  1,005  Pf.,  die  hieraus  hervorgeht,  ist  gleichfalls  die  grösste. 
welche  vorkommt.  Alle  anderen  Bewegungen  und  alle  Bewegungs- 
differenzen  sind  viel  kleiner.     Siehe  die  folgende  Tabelle^). 


*)  Die   einzelnen   in   10  Jahren   beobachteten  120  Bewegungsdifferenzen 
von  Steuerstädten  and  Nichtsteuerstädten  gibt  die  folgende  Tabelle. 
Weizen  (schwerer)   ist  in  den  Steuerstädten: 


August  auf  September : 

September  auf  Oktober: 

1872 

0,222  mehr  gestiegen 

1872 

0,222  weniger  gestiegen 

1873 

0,369      ,     gefallen 

1873 

0,013 

1874 

1,005      , 

1874 

0,002  mehr  gefallen 

1875 

0,164  weniger     , 

1875 

0,182      , 

18T6 

0,041         ,        gestiegen 

1876 

0,140  weniger  gestiegen 

1877 

0,230        ,        gefallen 

1877 

0,271  mehr  gefallen 

1878 

0,130  mehr 

1878 

0,134       , 

1879 

0,212       ,      gestiegen 

1879 

0,060       y,     gestiegen 

1880 

0,231  weniger  gefallen 

1880 

0,336       ,     gefallen 

1881 

0,155        „        gestiegen 

1881 

0,146       „      gestiegen 

Oktober  auf  November : 

November  auf  Dezember : 

1872 

0,197  mehr  gefallen 

1872 

0,000  mehr  gefallen 

1873 

0,374       ,      gestiegen 

1873 

0,057       , 

1874 

0,078  weniger  gefallen 

1874 

0,338  weniger    , 

1875 

0,054        ,        gestiegen 

1875 

0,089  mehr 

1876 

0,025 

1876 

0,217       ,     gestiegen 

1877 

0,089  mehr  gefallen 

1877 

0,104  weniger  gefallen 

1878 

0,112      „ 

1878 

0,000 

1879 

0,064  weniger  gestiegen 

1879 

0,081        . 

1880 

0,175  mehr  gefallen 

1880 

0,078 

1881 

0,048      , 

1881 

0.138  mehr 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73 

0,163  mehr  gefallen 

1873 

0,010  mehr  gefallen 

1873/74 

0,036  weniger     , 

1874 

0,174      ,     gestiegen 

1874/75 

0,006        , 

1875 

0,012  weniger  gefallen 

1875/76 

0,015  mehr 

1876 

0,024  mehr  gestiegen 

1876/77 

0 121       , 

1877 

0,097  weniger  gefallen 

1877/78 

0,085      „ 

1878 

0,038 

1878/79 

0,044      . 

1879 

0,078        . 

1879/80 

0,088      ,      gestiegen 

1880 

0,294  mehr 
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Höchste  in 

irgend  einem  Jahre  beim  schweren 

Höchste  in  einem  Monate 
beim  schweren  Weizen 

Weizen  Torkommende  Preisbewegung 

vorkommende  Differenz 

in  der  Bewegung  von 
Steuerstädten  und  Nicht- 

. 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

Monate 

stödte 

städte 

steuerstö^te 

August      auf  September 

—  2,980 

-  1,975 

mehr  gefallen       1,005 

September  „ 

Oktober 

+  1,730 

+  1,670 

0,336 

Oktober      , 

November 

—  0,494 

-  0,455 

,     gestiegen     0,374 

November  , 

Dezember 

-  0,520 

-  0,640 

weniger  gefallen  0,388 

Dezember   , 

Januar 

-  0,406 

—  0.321 

mehr             ,        0,168 

Januar        „ 

Februar 

-  0,575 

—  0,604 

.        0,294 

Februar      „ 

März 

4-  0,504 

+  0,708 

»     gestiegen     0,350 

März 

April 

+  2,850 

+  2,485 

weniger      „           0,415 

Aprü 

Mai 

+  1,588 

+  1,457 

0,478 

Mai 

Juni 

+  1,298 

—  1,047 

mehr          ,           0,654 

.  Juni            , 

Juli 

-  1,072 

+  1,365 

weniger      „           0,455 

Juli 

August 

-  2,640 

—  2,850 

mehr          „           0,890 

1880/'81    0,052  weniger  gefallen 

1881 

0,080  mehr  gefallen 

1881/82    0,052  mehr 

1882 

0,071  weniger        , 

Februar  auf  März: 

März  auf  April: 

1873 

0,253  weniger  gestiegen 

1873 

0,550  weniger  gestiegen 

1874 

0,161 

1874 

0,123  mehr 

1875 

0,132  mehr  gefallen 

1875 

0,095  weniger 

1876 

0,204  weniger  gestiegen 

1876 

0,415 

1877 

0,151  mehr              „ 

1877 

0,365  mehr 

1878 

0,074      . 

1878 

0,127  weniger         „ 

1879 

0,230      . 

1879 

0,079  mehr 

1880 

0,350      , 

1880 

0.167      ,     gefallen 

1881 

0,119      ,     gefallen 

1881 

0,054      ,     gestiegen 

1882 

0,004  weniger      , 

1882 

0,126      , 

April  auf  Mai : 

Mai  auf  Juni: 

1873 

0,478  weniger  gestiegen 

1873 

0.654  mehr  gestiegen 

1874 

0,139  mehr 

1874 

0,193      , 

1875 

0,295      . 

1875 

0.110      „     gefallen 

1876 

0,131       , 

1876 

0,077      r,     gestiegen 

1877 

0,106  weniger 

1877 

0,012  weniger  gefaUen 

1878 

0,240  mehr 

1878 

0,249  mehr 

1879 

0,212      , 

1879 

0,006      , 

1880 

0,034  weniger 

1880. 

0,053      «     gestiegen 

1881 

0,096        , 

1881 

0,162      , 

1882 

0,018  mehr 

1882 

0,241      y,     gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873 

0,065  weniger  gefallen 

1873 

0,536  mehr  gefallen 

1874 

0.143  mehr 

1874 

0,021  weniger    , 

1875 

0,435  weniger  gestiegen 

1875 

0,890  mehr  gestiegen 

148 


Digitized  by 


Google 


144  ^'  LMpeyres, 

XIII.  Leichter  Weizen.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XIIL 

Stellt  man  (wie  oben  für  schweren  Weizen)  die  in  beiden 
Städtearten  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  vorkommenden 
Preisbewegungen  von  leichtem  steuerfreiem  Weizen  und  steuerbarem 
Weizenmehl  nebeneinander,  so  ist  ein  grosser  Unterschied  in  der 
Preisbewegung  des  nicht  besteuerten  Rohmaterials  und  des  besteuerten 
Fabrikates  zu  erkennen. 

Leichter  Weizen^)  stieg  in  7  (=17®/o)  der  42  Nichtsteuer- 
städte, blieb  gleich  in  19  (=45»,  und  sank  in  16  (=38<^/o). 
Eine  sehr  gleiche  Preisbewegung  haben  die  35  Steuerstädte,  von 
denen  12  (=  34»  stiegen,  7  (=  20»  gleich  blieben,  und  16 
(=  46  ^/o)  sanken. 

Dieser  Weizenbewegung  stellen  wir  die  Weizenmehlbewegung 
gegenüber. 

Leichter  Weizen:                            stieg  und  blieb  gleich    sank 

in  Prozent  aller  Nichtsteaerstädte  ...      62  88 

in        „        aller  Steuerstädte      ....      54  46 

Weizenmehl : 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte    ...      76  S4 

in        „       aller  Steuerstädte        ....      19  81 

Durchschnittlich  fiel  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  der 
leichte  Weizen  in  den  Steuerstädten  von  18,394  auf  18,217  Pf., 
d.  h.  nur  um  0,177  Pf.,  und  nur  von  19,009  auf  18,819  Pf.,  d.  h. 
um  0,190  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten,  ist  also  in  den  Steuer- 
städten um   0,013  Pf.   weniger  gefallen,  während  das  Weizenmehl 


1876  0,816  mehr  gefallen  1876    0,091  mehr  gefallen 

1877  0,455  weniger  gestiegen  1877    0.172  weniger    , 

1878  0,031  mehr  gefallen  1878    0,099 

1879  0,202  weniger  gestiegen  1879    0,098  mehr  gestiegen 

1880  0,090  mehr  gefallen  1880    0,293  weniger  gefallen 

1881  0,091  weniger    ,  1881    0,061  weniger  gestiegen 

1882  0,252        ,        gestiegen  1882    0,747  mehr 

^)  Die  Angaben  fehlen  in  folgenden  20  Steuerstädten:  Stettin,  Küstrin, 
Kolberg,  Brandenburg,  Torgau,  Prenzlau,  Graudenz,  Naumburg,  Düsseldorf, 
Zeitz,  Merseburg,  Rathenow,  Wesel,  Köln,  Memel,  Stargard,  Schwedt,  Anklam, 
Bonn,  Neu-Ruppin,  und  in  folgenden  25  Nichtsteuerstädten:  Stendal,  Nord- 
bausen,  Mülheim,  Sorau,  Eilenburg,  Düren,  EOnigshütte,  Elberfeld,  Waiden- 
burg, Krefeld,  Minden,  Eupen,  Solingen,  Kreuznach,  Salzwedel,  Dortmund, 
Münster,  Iserlohn,  Fürstenwalde,  Essen,  Spremberg,  Burg,  Neuwied,  Oschers- 
leben,  Neuss. 
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in  den  Steuerstädten  um  7,46  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  nur 
um  0,39  Pf.  fiel,  so  dass  das  Weizenmehl  um  7,07  Pf.  mehr  in  den 
Steuerstädten  sank. 

Während  die  Preissenkung  von  Weizenmehl  in  den  Steuer- 
städten 1874  auf  1875  weitaus  die  grösste  unter  allen  zehn  Be- 
wegungen des  Dezember  ist  und  alle  anderen  Bewegungen  vom 
Dezember  auf  Januar  überragt,  ist  die  Bewegung  des  leichten  Weizens 
in  anderen  Jahreswenden  grösser,  klein  sind  sie  aber  allesamt.  Die 
grösste  Preissenkung  des  leichten  Weizens  fand  in  den  Steuerstädten 
von  1875  auf  1876  statt,  betrug  aber  auch  nur  1,121  Pf.  per  Kilo, 
in  demselben  Jahre  erlebten  auch  die  Nichtsteuerstädte  die  grösste 
Senkung,  um  1,136  Pf.  per  Kilo.  Das  grösste  Mehrsinken  in  den 
Steuerstädten  beträgt  nur  0,193  Pf.  im  Jahr  1873  auf  1874.  Die 
einzelnen  Bewegungen  und  Bewegungsdifferenzen  stehen  in  der 
folgenden  Tabelle. 

Leichter  Weizen  bewegte  sich  Dezember  auf  Januar 


Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
Btädte 

Steuerstädte 
gegen  Nichtsteuerstädte 

1872/73 

-  0,280 

—  0,224 

mehr  gefallen       0,056 

1873/74 

-  0,286 

—  0,093 

0,193 

187475 

—  0,177 

-  0,190 

weniger     „            0,018 

1875/76 

—  1,121 

-  1,136 

0,015 

1876/77 

+  0,143 

+  0,107 

mehr  gestiegen     0,036 

1877/78 

—  0,245 

-  0,234 

„     gefallen       0,012 

1878/79 

-  0,123 

-  0,138 

weniger     ,            0,015 

1879/80 

+  0,074 

-  0483 

mehr  gestiegen     0,257 

1880/81 

-  0,109 

-  0,155 

weniger  gefallen  0,046 

1881/82 

-  0,039 

-  0,270 

0,230 

Die  Bewegungen  des  leichten  Weizens  sind  in  anderen  Monaten 
wohl  grösser  als  vom  Dezember  auf  Januar,  aber  auch  nur  gering, 
und  vor  allen  Dingen  die  Differenzen  zwischen  Steuerstädten  und 
Nichtsteuerstädten  sind  ganz  minimal.  Die  grösste  Preisveränderung 
findet  einmal  vom  August  auf  September  statt  in  einer  Preissenkung 
um  2,910  Pf.  per  Kilo  in  den  Steuerstädten,  zur  gleichen  Zeit  ist 
sie  aber  auch  in  den  Nichtsteuerstädten  sehr  ähnlich,  nämlich  2,050  Pf. 
per  Kilo,  das  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten  beträgt  also  nur 
0,860  Pf.  per  Kilo.  Alle  anderen  geringeren  Bewegungen  und  ge- 
ringeren Bewegungsdifferenzen   stehen   in   der  folgenden  Tabelle^). 

")  Die  einzelnen  in  10  Jahren  beobachteten  120  Bewegungsdifferenzen 
von  Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten  gibt  die  folgende  Tabelle. 
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Höchste 

in  ircrend  einem  Jahre  beim  leichten 

Höchste  in  irgend  einem 

Weizen  vorkommende  Preisbewegung 

in  Pfennig 

Monate  beim  leichten 

per  Kilo. 

Weizen  vorkommende 

Differenz  in  der  Bewegung 

von  Steuerstädten  und 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

Monat 

Staate 

städte 

Nichtsteuerstädten 

Anglist      1 

»uf  September 

—  2,910 

—  2,050 

mehr  gefallen     0,860 

September 

,    Oktober 

+  1,050 

-  0,817 

,     gestiegen  0,307 

Oktober 

,    November 

+  1,117 

+  laio 

0,440 

November 

,    Dezember 

—  0,406 

—  0,535 

„     gefallen     0,344 

Dezember 

,    Januar 

—  1,121 

—  1,136 

,      gestiegen  0,257 

Januar 

,    Februar 

—  0,531 

-  0,519 

0,400 

Februar 

,    März 

H 

h  0,347 

+  0,404 

weniger     „         0,292 

März 

,    April 

- 

-  0,734 

+  0,784 
4-  2,275 

0,370 

April 

.    Mai 

- 

-  2,341 

0,478 

Mai 

,    Juni 

- 

-  1,615 

+  0,693 

mehr          ,         0,476 

Juni 

.    JuU 

_ 

-  0,912 

+  0,980 

,     gefallen     0,623 

JuU 

,    August 

- 

-  2,730 

—  2,760 

0,660 

Leichter  Weizen  ist  in  den  Steue 
August  auf  September: 

1872    0,502  mehr  gestiegen 
0,649      ,     gefallen 
0,860      . 
0,299      , 

0,322  weniger  gestiegen 
0,433  mehr 
0,229      ,     gefallen 
0,023      ,     gestiegen 
0,408      „      gefallen 
0,212      ,     gestiegen 
Oktober  auf  November: 

1872    0,172  mehr  gefallen 
0,440      «     gestiegen 
0,172  weniger  gefallen 
0,088        „        gestiegen 
0,005 

0,056  mehr  gefallen 
0,061  weniger     , 
0,017  mehr  gestiegen 
0,249  weniger     ^ 
0,007        ,        gefallen 
Dezember  auf  Januar : 
0,056  mehr  gefallen 
0,193       „ 
0,018  weniger     „ 
0,015 
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rstädten  um  Pfennig  per  Kilo 

September  auf  Oktober: 
1872    0,298  mehr  gestiegen 


1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 

1872/73 
1878/74 
1874/75 
1875/76 


1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


0,123 
0,093 
0,050 
0,193 
0,207 
0,172 
0,282 
0,051 
0,307 


gefallen 


gestiegen 
gefallen 

gestiegen 


November  auf  Dezember: 

1872  0,344  mehr  gefallen 

1873  0,158  weniger     „ 

1874  0,127 

1875  0,113 

1876  0,230  mehr  gestiegen 

1877  0,070  weniger  gefallen 

1878  0,079  mehr 

1879  0,022  weniger 

1880  0,298 

1881  0,029  mehr 
Januar  auf  Februar: 

1873  0,058  weniger  gefallen 

1874  0,400  mehr  gestiegen 

1875  0,012      «      gefallen 

1876  0,017       ,     gestiegen 
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XIV.   Schwerer  Roggen.     (Kein  Steuer  Wegfall.)     Tabelle  XIV. 

Was  auf  den  letzten  Seiten  für  Weizen  im  Gegensatz  zum 
Weizenmehl  gefunden  wurde,  trifft  ebenso  für  Roggen  zu.  Die 
Preisbewegungen  des  unbesteuerten  Materials  sind  ganz  andere  als 
die  des  besteuerten  Produktes. 


1876/77 

0,036  mehr  gestiegen 

1877 

0,045  weniger  gefallen 

1877/78 

0,012      r     gefallen 

1878 

0,171 

1878/79 

0,015  weniger     , 

1879 

0,123        , 

1879/80 

0,257  mehr  gestiegen 

1880 

0,302 

1880/81 

0,046  weniger  gefallen 

1881 

0,242  mehr  gefallen 

1881/82 

0,230        , 

1882 

0,202      „ 

Februar  auf  März : 

März  auf  April: 

1873 

0,292  weniger  gestiegen 

1873 

0,370  weniger  gestiegen 

1874 

0,060  mehr  gefallen 

1874 

0,026  mehr 

1875 

0,142      . 

1875 

0,112  weniger         , 

1876 

0,128  weniger  gestiegen 

1876 

0,192        , 

1877 

0,141        , 

1877 

0,114  mehr 

1878 

0,083        , 

1878 

0,230  weniger 

1879 

0,080  mehr 

1879 

0,068  mehr              , 

1880 

0,084      , 

1880 

0,272      r     gefallen 

1881 

0,119       . 

1881 

0,011       ,     gestiegen 

1882 

0,161  weniger  gefallen 

1882 

0,099      . 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1873 

0,478  weniger  gestiegen 

1873 

0,922  mehr  gestiegen 

1874 

0,331  mehr 

1874 

0,476      ,  . 

1875 

0,324      , 

1875 

0,205      ,     gefallen 

1876 

0,402  weniger         ^ 

1876 

0,107      r     gestiegen 

1877 

0,066  mehr 

1877 

0,101  weniger  gefallen 

1878 

0,174       , 

1878 

0,165 

1879 

0,177       , 

1879 

0,162  mehr  gestiegen 

1880 

0,042  weniger         „ 

1880 

0,145      , 

1881 

0,100        . 

1881 

0,180      , 

1882 

0,041  mehr  gefallen 

1882 

0,266      ,     gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873 

0,623  mehr  gefallen 

1873 

0,284  weniger  gefallen 

1874 

0,338       , 

1874 

0,070 

1875 

0,068  weniger  gestiegen 

1875 

0,165  mehr  gestiegen 

1876 

0,309        ,        gefallen 

1876 

0,045  weniger  gefallen 

1877 

0,193        , 

1877 

0,660  mehr 

1878 

0,058  mehr 

1878 

0,176  weniger         , 

1879 

0,163  weniger  gestiegen 

1879 

0,023  mehr  gestiegen 

1880 

0,126        r        gefallen 

1880 

0,185      ,     gefallen 

1881 

0,043 

1881 

0,223      , 

1882 

0,006        r,        gestiegen 

1882 

0,340      r     gestiegen 
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Es  zeigt  sich  dies  zwar  in  der  Anzahl  der  Preisbewegungen 
nicht  so  eklatant,  wohl  aber  in  der  Durchschnittsbewegung. 

Von  den  58  Nichtsteuerstädten  ^)  hatten  vom  Dezember  1874 
auf  Januar  1875  8  Städte  (=14®/o)  einen  steigenden,  17  Städte 
(=29^/o)  einen  gleich  bleibenden,  und  33  Städte  (=57*^/o)  einen 
sinkenden  Preis.  Aehnlich  hatten  yon  den  44  Steuerstädten*)  4  (=  9  ®/o) 
einen  steigenden,  3  (=  7  ^/o)  einen  gleich  bleibenden,  und  37  (=  84  ^/o) 
einen  sinkenden  Preis. 

Diese  Roggenpreisbewegungen  stellen  wir  den  Bewegungen  des 
Roggenmehlpreises  gegenüber. 

Schwerer  Roggen  stieg  und  blieb  gleich      fiel 

in  Prozent  aller  Nichtateuerstädte  ...      43  57 

in        „        aller  Steuerstädte      ....       16  84 

Roggenmehl 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte       .    .      72  28 

in         y,        aller  Steuerstädte     ....      31  69 

Der  Unterschied  in  den  Prozenten  der  Steuerstädte  und  Nicht- 
steuerstädte mit  sinkendem  Roggenpreis,  nur  57  gegen  84 ^/o,  und 
mit  sinkendem  Roggenmehlpreis,  28  gegen  69®/o,  ist  immerhin  be- 
merkenswert, viel  stärker  tritt  der  Unterschied  von  Steuerstädten 
und  Nichtsteuerstädten  aber  wieder  in  dem  Durchschnittssinken 
hervor. 

Durchschnittlich  fiel  in  den  Steuerstädten  der  schwere  Roggen 
von  17,037  auf  16,532  Pf.,  d.  h.  0,505  Pf.,  in  den  Nichtsteuer- 
Städten  von  18,041  auf  17,817  Pf.,  d.  h.  um  0,224  Pf.;  der  Roggen 
fiel  also  in  den  Steuerstädten  nur  um  0,281  Pf.  mehr.  Dagegen 
fiel  das  Roggenmehl  in  den  Steuerstädten  um  2,93  Pf.,  und  da  es 
in  den  Nichtsteuerstädten  um  0,22  Pf.  stieg,  betrug  die  Mehrsenkung 
des  Roggenmehls  in  den  Steuerstädten  3,15  Pf.  Während  nun  die 
Roggenmehlpreise  der  Steuerstädte  in  den  anderen  Jahreswenden 
sehr  viel  weniger  als  1874  auf  1875  sanken,  sind  die  Senkungen 
der  Roggenpreise  in  den  anderen  Jahreswenden  gerade  so  klein 
wie  1874  auf  1875. 

Alle  Bewegungen  und  alle  Bewegungsunterschiede  hielten  sich 
unter  1  Pf.  per  Kilo. 


*)  Es  fehlen  die  Daten  aus  folgenden  9  Städten :  Eilenburg,  Königshütte, 
Fürstenwalde,  Waidenburg,  Kreuznach,  Neuwied,  Mülheim,  Essen,  Sorau. 

*)  Es  fehlen  die  Daten  aus  folgenden  12  Städten:  Brandenburg,  Stargard, 
Neu-Ruppin,  Schwedt,  Prenzlau,  Stettin,  Anklam,  Köln,  Merseburgs  Naumburg, 
Torgau,  Wesel. 
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Bewegung  des  schweren  Roggens  in  Pfennig  per  Kilo 
von  Dezember   auf  Januar. 


Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte 
gegen  Nichtsteuerstädte 

1872/73 

—  0,073 

—  0,109 

weniger  gefallen  0,036 

1873/74 

—  0,319 

-  0,411 

,        0,092 

1874/75 

—  0,506 

—  0,224 

.        0,281 

1875/76 

-  0,158 

—  0,232 

.        0,074 

1876/77 

-  0,280 

-  0,281 

0,00L 

1877/78 

-  0,458 

—  0,368 

mehr             „         0,090 

1878/79 

—  0,220 

-  0,172 

0,048 

1879/80 

+  0,091 

+  0,052 

„     gestiegen     0,039 

1880/81 

-  0,191 

-  0,424 

weniger  gefallen  0,233 

1881/82 

-  0,713 

-  0,498 

mehr             ,        0,215 

Sind  80  vom  Dezember  auf  Januar  die  Bewegungen  der  Preise 
immer  gering,  so  stehen  sie  hinter  den  Bewegungen  der  anderen 
Monate  wie  beim  Weizen  zurück.  Die  höchste  in  einem  anderen 
Monat,  und  zwar  Juli  auf  August,  einmal  vorkommende  Preissenkung 
beträgt  2,380  Pf.  in  den  Steuerstädten  und  ziemlich  ebensoviel 
in  den  Nichtsteuerstädten,  nämlich  1,842  Pf.,  also  ein  Mehrsinken 
um  0,538  Pf. 

Dieses  Mehrsinken  um  nur  0,538  Pf.  ist  zugleich  die  grösste 
jemals  vorkommende  Senkungsdifferenz.  Gleichfalls  auf  Juli- August 
föUt  auch  das  grösste  einmal  vorkommende  Mehrsteigen  in  den 
Steuerstädten  um  0,648  Pf.  Die  einzelnen  Maximalbewegungen  des 
schweren  Roggens^)  in  jedem  Monat,  sowie  die  einzelnen  Mehr- 
bewegungen in  den  Steuerstädten  stehen   in    der   folgenden  Tabelle. 


*)  Alle  einzelnen  in  10  Jahren  beobachteten  Monatsbewegungsdifferenzen 
der  Steuerstädte  gegen  die  Nichtsteuerstädte  gibt  die  folgende  Tabelle. 
Schwerer  Roggen  ist  in  den  Steuerstädten 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872 

0,375  mehr  gestiegen 

1872 

0,207  weniger  gestiegen 

1873 

0,364 

weniger      , 

1873 

0,345 

1874 

0,378  mehr  gefallen 

1874 

0,012        ^        gefallen 

1875 

0,076 

j»            j» 

1875 

0,123  mehr  gestiegen 

1876. 

0,064 

,.     gestiegen 

1876 

0,270  weniger     „ 

1877 

0,146 

,     gefallen 

1877 

0,076  mehr  gefallen 

1878 

0,031 

J'                          V 

1878 

0,091       , 

1879 

0,270 

y,     gestiegen 

1879 

0,060  weniger  gestiegen 

1880 

0,103 

„     gefallen 

1880 

0,027 

1881 

0,147 

»                          H 

1881 

0,095  mehr              , 
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Höchste  in  irgend 

einem 

Höchste  in  irgend  einem  Jahre  beim  schweren 

Monate  beim  schweren 

Roggen  vorkommende  Preisbewegung 

Roygen  vorkommende 

Differenz  in  der 
bewegung  von  S 
Städten  gege 
Nichtsteuerstä 

Preis- 

Monate 

Steuer- 
Städte 

Nichtsteuer- 
städte 

teuer- 

n 

dte 

August      auf  September 

—  1,806 

—  1,660 

mehr  gestiegen 

0,375 

September  ,    Oktober 

+  1,990 

+  2,050 

weniger      , 

0,345 

Oktober       ,    November 

+  0,590 

+  0,502 

n                  9 

0,236 

November    ,    Dezember 

-  0,600 

-  0,503 

mehr  gefallen 

0,251 

Dezember    ,    Januar 

-  0,626 

-  0.411 

»            fl 

0,294 

Januar         „    Februar 

—  0,600 

-  0,576 

weniger    , 

0.253 

Februar       ^    März 

—  0,556 

—  0,520 

mehr         ^ 

0,177 

März            „    April 

+  1,220 

+  1,310 

p            it 

0,143 

April           y,    Mai 

+  1,260 

h  1,316 

weniger  gestiegen 

0,287 

Mai              „    Juni 

-r  2,330 

+  1,835 

mehr              , 

0,319 

Juni             n    Juli 

-  0,775 

—  0,685 

weniger  gefallen 

0,326 

Juli              „    August 

—  2,380 

—  1,8- 

42 

mehr  gestiegen 

0,684 

Oktober  auf  No 

vember : 

fovember  auf  Dezember 

1872    0,189  weniger  gestiegen 

1872 

0,204  weniger  gefallen 

1873    0.220  mehr 

1873 

0,251  mehr             , 

1874    0.092      . 

1874 

0,056  weniger 

1875    0,008  weniger 

1875 

0,169  mehr 

1876    0.166 

1876 

0,013  weniger 

1877    0,210        ,        gefallen 

1877 

0,028  mehr 

1878    0,100  mehr 

1878 

0,029       , 

1879    0,236  weniger  gestiegen 

1879 

0,116      , 

1880    0,091 

1880 

0,185      , 

1881    0,154  mehr  gefallen 

1881 

0,120  weniger        , 

Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar : 

1872/73    0,036  weniger  gefallen 

1873 

0,004  mehr  gefallen 

1873/74    0,092 

1874 

0,253  weniger     , 

1874/75  0,294  mehr 

1875 

0,005  mehr         „ 

1875/76    0,074  weniger 

1876 

0,138  weniger     , 

1876/77    0,001 

1877 

0,053 

1877/78    0,090  mehr 

1878 

0,099  mehr 

1878/79    0,048      , 

1879 

0,178  weniger     , 

1879/80    0,039      ,     gestiegen 

1880 

0,149  mehr         , 

1880/81    0,233  weniger  gefallen 

1881 

0,141       , 

1881/82    0,215  mehr 

1882 

0,111       , 

Februar  auf  März: 

März  auf  April 

1873    0,152  mehr  gefallen 

1873 

0,143  mehr  gefallen 

1874    0,082      , 

1874 

0,141  weniger     , 

1875    0,177      , 

1875 

0,032  mehr  gestiegen 

1876    0,054  weniger  gestiegen 

1876 

0,045  weniger      , 

1877    0,045  mehr  ge 

faUen 

1877 

0,090 
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XV.   Leichter  Roggen.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XV, 

Der  leichte  Roggen  unterscheidet  sich  in  seinen  Bewegungen 
nicht  wesentlich  vom  schweren  Roggen,  wohl  aber  wieder  vom 
Roggenmehl,  und  zwar  wiederum  nicht  so  stark  in  der  Anzahl  der 
drei  Arten  von  Preisgestaltungen,  Steigen,  Gleichbleiben  und  Sinken, 
als  in  der  Durchschnittsbewegung  d.  h.  dem  Durchschnittssinken. 

Von  den  44  Nichtsteuerstädten  ^)  sind  7  (=  16®/o)  gestiegen, 
15  (=  34  ^/o)  gleich  geblieben,  und  22  (=  50®/o)  gesunken,  von  den 
37  Steuerstädten*)  aber  nur  (2  =  5^/o)  gestiegen,  nur  11  (=30» 
gleich  geblieben,  aber  24  (=  65  ^/o)  gesunken. 


1878  0,113  weniger  gefaUen 

1879  0,146  mehr 

1880  0,039      ,     gestiegen 

1881  0,158      ,     gefallen 

1882  0,002       , 

April  auf  Mai : 

1873  0,287  weniger  gestiegen 

1874  0,107  mehr 

1875  0,070       , 

1876  0,056  weniger         , 

1877  0,021  mehr 

1878  0,127      . 

1879  0,150      , 

1880  0,023  weniger 

1881  0,102 

1882  0,058        n        gefallen 

Juni  auf  Juli : 

1873  0,016  mehr  gefallen 

1874  0,326  weniger     , 

1875  0,068        ,        gestiegen 

1876  0,090  mehr  gefallen 

1877  0,104      , 

1878  0,045      . 

1879  0,208       ,     gestiegen 

1880  0,054      ,     gefallen 

1881  0,334  weniger     „ 

1882  0,078  mehr 


1878  0,086  weniger  gestiegen 

1879  0,024  mehr 

1880  0,032      ,     gefallen 

1881  0,005  weniger  gestiegen 

1882  0,006  mehr  gefallen 

Mai  auf  Juni: 

1873  0,276  mehr  gestiegen 

1874  0,189      . 

1875  0,121       „     gefallen 

1876  0,319      „     gestiegen 

1877  0,100      ,     gefallen 

1878  0,045      , 

1879  0,069  weniger    , 

1880  0,495  mehr  gestiegen 

1881  0,095      , 

1882  0,082      ,     gefallen 

Juli  auf  August: 

1873  0,135  mehr  gestiegen 

1874  0,165      ,     gefallen 

1875  0,684      ,     gestiegen 

1876  0,018  weniger  gefallen 

1877  0,116  mehr 

1878  0,283      „ 

1879  0,026      ,     gestiegen 

1880  0,198       „ 

1881  0,538      ,     gefallen 

1882  0,612      ,     gestiegen 


')  Es  fehlen  die  Daten  aus  folgenden  23  Nichtsteuerstädten:  Salzwedel, 
Neuss,  Mülheim,  Burg,  Sorau,  Eilenburg,  Spremberg,  Minden,  Königshütte, 
Neuwied,  Fürstenwalde,  Düren,  Eupen,  Solingen,  Elberfeld,  Krefeld,  Essen, 
Waidenburg,  Halberstadt,  Oschersleben,  Dortmund,  Kreuznach,  Nordhausen. 

»)  Es   fehlen   die   Daten   aus   folgenden    18   SteuerstÄdten :    Merseburg, 
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Diese  Prozente  der  Roggenpreisbewegung  stellen  wir  denen  der 
Roggenmehlpreisbewegung  gegenüber. 

Leichter  Roggen                       stieg  und  blieb  gleich  fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte  ....        50  50 

in        r        aller  Steuerstädte 35  65 

Roggenmehl                         stieg  und  blieb  gleich  fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstadte  ....        72  28 

in       ,        aller  Steuerstädte 31  69 

Bewegungen  des  leichten  Roggens  in  Pfennig  per  Kilo 
von  Dezember  auf  Januar. 


Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen 
NichtsteuerstÄdte 

1872/73 

+  0,116 

—  0,091 

mehr  gestiegen     0,207 

1873/74 

—  0,292 

—  0,432 

weniger  gefallen   0,140 

1874/75 

—  0,482 

-  0,245 

mehr            ,          0,187 

1875/76 

-  1,138 

—  0,931 

0,207 

1876/77 

—  0,087 

-  0,201 

weniger        ,          0,114 

1877/78 

—  0,143 

-  0,248 

0,105 

1878/79 

-  0,098 

—  0,122 

0,024 

1879/80 

-u  0,202 

+  0,198 

mehr  gestiegen     0,004 

1880/81 

-  0.006 

—  0,269 

weniger  gefallen   0,263 

1881/82 

-  0,313 

—  0,252 

mehr            ,          0,061 

Im  Roggenmehl  differieren  die  Nichtsteuerstädte  und  Steuer- 
städte sehr,  stehen  doch  Fallen  und  Nichtfallen  fast  genau  im  um- 
gekehrten Verhältnis  zu  einander  (72  :  28  und  31 :  69) ,  während 
beim  Roggen  Steuerstädte  und  Nichtsteuerstädte  einander  viel  mehr 
ähneln.  Noch  mehr  tritt  der  Gegensatz  des  Roggens  gegen  das 
Roggenmehl  in  der  Durchschnittsbewegung  hervor.  Leichter  Roggen 
sank  bei  der  Jahreswende  1874/75  in  den  Nichtsteuerstädten  von 
17,028  auf  16,783  Pf.,  d.  h.  um  0,245  Pf.  per  Kilo,  in  den  Steuer- 
städten von  16,508  auf  16,076  Pf.,  d.  h.  um  0,432  Pf.  per  Kilo, 
das  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten  ist  daher  nur  0,187  Pf.  per 
KUo,  während  das  Roggenmehl  um  3,15  Pf.  mehr  sank.  In  anderen 
Jahren  haben  vom  Dezember  auf  Januar  die  Roggenpreise  sich  zwar 
etwas  mehr  bewegt  als  1874  auf  1875,  aber  die  Bewegungen  am 
Jahresschluss  sind  (im  Gegensatz  zu  dem  starken  Fallen  nur  des 
Roggenmehls  in  den  Steuerstädten)  alle  unbedeutend.     Die   stärkste 


Brandenburg,  Köln,  Schwedt,  Kolberg,  Torgau,  Stettin,  Anklam,  Stargard, 
Graudenz,  Bonn,  Wesel,  Naumburg,  Zeitz,  Düsseldorf,  Danzig,  Prenzlau,  Neu- 
Ruppin. 
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Senkung  des  Preises  von  leichtem  Roggen  fand  1875/76  mit  1,138  Pf. 
in  den  Steuerstädten  und  0,981  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten  statt. 
Hier  liegt  zugleich  auch  das  grösste  Mehrsinken  der  Steuerstädte, 
aber  wieder  nur  mit  0,207  Pf.  Alle  Bewegungen  der  zehn  Jahres- 
wenden stehen  in  der  vorstehenden  Tabelle  (S.  155). 

Beim  leichten  Roggen  sind  wieder  die  Bewegungen  anderer 
Monate  als  Dezember-Januar  etwas  grösser.  Die  grösste  Senkung 
war  in  den  Steuerstädten  einmal  von  Juli  auf  August  um  2,860  Pf., 
dafür  war  sie  aber  auch  in  den  Nichtsteuerstädten  fast  ebensogross, 
2,330  Pf.,  die  grösste  Mehrsenkung  0,530  Pf.,  während  beim 
Steuerwegfall  Roggenmehl  in  den  Steuerstädten  um  3,15  Pf. 
mehr  sank. 

Die  einzelne  Maximalbewegung  des  leichten  Roggens  ^) ,  sowie 
die  Mehrbewegung  der  Steuerstädte  in  den  einzelnen  Monaten  stehen 
in  der  folgenden  Tabelle. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  bei  leichtem 

Höchste  in  irgend  einem 

Roggen  vorkommende  Preisbewegung 

Monat  bei  leichtem  Roggen 
vorkommende  Differenz  in 

der    Preisbev^egung    der 

'M'/\t«q4-p 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

Steuerstädte    gegen    die 

iliuiietic 

Städte 

städte 

Nichtsteuerstädte 

August       auf  September 

-  1,700 

—  1,385 

mehr  gestiegen      0,583 

September    „    Oktober 

+  1490 

+  1,231 

0,314 

OÄober        ,    November 

+  1,510 

+  1,460 

,      gefallen        0,282 

November    „    Dezember 

-  0,545 

-  0,610 

0,293 

Dezember     ,    Januar 

-  1,188 

-  0,931 

weniger    „             0^263 

Januar          ,    Februar 

-  0,676 

—  0,659 

mehr        ,              0,317 

Februar        „    März 

—  0,357 

-  0,726 

weniger    ,              0,385 

März             „    April 

-f  0,388 

-f  0,361 

mehr  gestiegen      0,277 

April            „    Mai 

-1-  0,975 

4-  1,063 

,      gefallen        0,179 

Mai               ,    Juni 

-r  1,390 

+  1,225 

„      gestiegen      0,429 

Juni              „    Juli 

-  2,045 

-  1,780 

gefallen        0,265 

Juli               „    August 

-  2,860 

-  2,330 

0,530 

')  Alle  einzelnen  in  10  Jahren  beobachteten  120  Monatsbewegungen  stehen 
in  der  folgenden  Tabelle. 
Leichter  Roggen  ist  in  den  Steuer  st  ädten  um  Pfennig  per  Kilo 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,583  mehr  gestiegen 

1872    0,221  weniger  gestiegen 

1873    0,560  weniger     , 

1873    0,182 

1874    0,475  mehr  gefallen 

1874    0,067  mehr  gefallen 

1875    0,157      , 

1875    0,138      „      gestiegen 

1876    0,114  weniger  gestiegen 

1876    0,156      r, 
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XVI.   Schwere  Gerste.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XVI. 
Von  den  47  Nichtsteuerstädten  ^)  sind  13  (=  28  ^/o)  im  Gersten- 
preis gestiegen,  12  (=  25  »  sind  gleichgeblieben  und  22  (=  47  » 


1877    0,023  weniger  gefallen 

1877 

0,314  mehr  gestiegen 

1878    0,214 

1878 

0,063      . 

1879    0,038  mehr  gestiegen 

1879 

0,042  weniger     , 

1880    0.099  weniger     , 

1880 

0,041 

1881     0,164  mehr 

1881 

0,199  mehr         , 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember : 

1872    0,257  weniger  gestiegen 

1872 

0,143  mehr  gefallen 

1873    0.257  mehr 

1873 

0,293      , 

1874    0,023      ,      gefallen 

1874 

0,258  weniger    ^ 

1875    0,011  weniger  gestiegen 

1875 

0,234  mehr 

1876    0.055  mehr 

1876 

0,403      , 

1877    0,282      ,      gefallen 

1877 

0,063  weniger    ^ 

1878    0,051  weniger  gestiegen 

1878 

0,082  mehr        , 

1879    0,050  mehr 

1879 

0,030  weniger  gestiegen 

1880    0,030  weniger 

1880 

0,039        ,        gefallen 

1881    0,073  mehr  gefallen 

1881 

0,021  mehr             , 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,207  mehr  gestiegen 

1873 

0,068  weniger  gefallen 

1873/74    0,140  weniger  gefallen 

1874 

0,2.54 

1874/75    0,187  mehr 

1875 

0,017  mehr 

1875/76    0,207      , 

1876 

0.013      , 

1876/77    0,114  weniger        , 

1877 

0,093  weniger        , 

1877/78    0,105 

1878 

0,129  mehr 

1878/79    0,024 

1879 

0,076  weniger        , 

1879/80    0,004  mehr  gestiegen 

1880 

0,238       ,        gestiegen 

1880/81    0,263  weniger  gefallen 

1881 

0,317  mehr  gefallen 

1881/82    0,061  mehr 

1882 

0,189      , 

Februar  auf  März : 

Mftrz  auf  April: 

1873    0,211  mehr  gefallen 

1873 

0,131  mehr  gefallen 

1874    0,071      , 

1874 

0,277      „      gestiegen 

1875    0,085      „ 

1875 

0,163      , 

1876    0,041  weniger  gestiegen 

1876 

0,027      , 

1877    0,017  mehr 

1877 

0,104  weniger    , 

1878    0,109      , 

1878 

0,004 

1879    0,008      . 

1879 

0,049        , 

1880    0,058  weniger 

1880 

0,177        ,        gefallen 

1881    0,159  mehr  gefallen 

1881 

0,069  mehr  gestiegen 

1882    0,385  weniger    , 

1882 

0,084  weniger  gefallen 

^)  Es  fehlen  die  Daten  für  schwere  Gerste  aus  folgenden  20  Nichtsteuer- 
städten: Eilenburg,  Spremberg,  Saarbrücken,  Sommerfeld,  Stendal,  Neuwied, 
Burg,  Neuss,  Münster,  Iserlohn,  Dortmund.  Kreuznach,  Sorau,  Fürstenwalde, 
Gladbach,  Minden,  Mülheim,  Essen,  Waidenburg,  Eönigshütte. 
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sind  gesunken.  Die  38  Steuerstadte  ^)  verhalten  sich  sehr  ähnlich. 
Von  ihnen  sind  12  (=  31»  im  Preis  gestiegen,  7  (=  19  ^/o)  gleich 
geblieben  und  19  (=50®/o)  gesunken.  Dagegen  verhielten  sich  die 
Steuerstädte  und  die  Nichtsteuerstädte  bei  Qerstengraupe  und  Gersten- 
grütze sehr  verschieden,  wie  folgende  Gegenüberstellung  zeigt. 

Schwere  Gerste  stieg  und  blieb  gleich  fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte 


in        ,        aller  Steuerstädte 

Gerstengrauppe 
in  Prozent  aller  Niebtsteuerstädte 
in        ^        aller  Steuerstädte 

Gerstengrütze 
in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte 
in        .        aller  Steuerstädte 


stieg 


stieg 


53 

47 

50 

50 

und  blieb  gleich 

fiel 

87 

13 

64 

36 

und  blieb  gleich 

fiel 

89 

11 

68 

32 

Während  bei  Gerstengraupe  und  Gerstengrütze  viel  mehr  Pro- 
zent der  Steuerstädte  als  der  Nichtsteuerstädte  sinkende  Preise  hatten^ 
stehen  in  der  unbesteuerten  Gerste  beide  Städtearten  einander  fast 
ganz  gleich. 


April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,174  weniger  gestiegen 

1873 

0,429  mehr  gestiegen 

1874 

0,112        . 

1874 

0,212      , 

1875 

0,026  mehr 

1875 

0,166      .      gefallen 

1876 

0,139  weniger         , 

1876 

0,310      r,     gestiegen 

1877 

0,088 

1877 

0,030      ,      gefallen 

1878 

0,115        ,        gefallen 

1878 

0,032      , 

1879 

0,092  mehr  gestiegen 

1879 

0,197  weniger  gestiegen 

1880 

0,062  weniger     , 

1880 

0,165  mehr              , 

1881 

0,143        , 

1881 

0,006  weniger         , 

1882 

0,179  mehr  gefallen 

1882 

0,189  mehr  gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873 

0,214  mehr  gefallen 

1873 

0,407  mehr  gestiegen 

1874 

0,043  weniger    , 

1874 

0,030      ,      gefallen 

1875 

0,174        „        gestiegen 

1875 

0,415      „      gestiegen 

1876 

0,164       ,        gefallen 

1876 

0,038      «      gefallen 

1877 

0,077  mehr 

1877 

0,530      . 

1878 

0,091      , 

1878 

0,251      , 

1879 

0,104  weniger  gestiegen 

1879 

0,193      ,      gestiegen 

1880 

0,010  mehr 

1880 

0,169  weniger  gefallen 

1881 

0,265      ,      gefallen 

1881 

0,171  mehr 

1882 

0,116  weniger    , 

1882 

0,044  weniger        , 

')  Es  fehlen  die  Daten  für  schwere  Gerste  aus  folgenden  17  Steuerstädten: 
Merseburg,  Wittenberg,  Brandenburg,  Naumburg,  Anklam,  Stargard,  Rathenow, 
Kolberg,  Prenzlau,  Schwedt,  Neu-Ruppin,  Stettin,  Küstrin,  Torgau,  Bonn,  Köln, 
Wesel. 
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Durchschnittlich  sank  die  schwere  Qerste  1874  auf  1875  von 
17,489  auf  17,352,  d.  h.  nur  um  0,137  Pf.  per  Kilo  in  den  Steuer- 
städten und  von  18,532  auf  18,366,  um  fast  ebensowenig,  um 
0,166  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten,  so  dass  die  Steuerstädte  um 
0,021  Pf.  weniger  sanken,  während  die  Qerstengraupe  um  3,48  Pf., 
die   Gerstengrütze    um   2,91    Pf.    in   den   Steuerstädten  mehr  sank. 

Die  schwere  Gerste  sank  gleichmässig  in  beiden  Städtearten 
ganz  minimal,  ihre  Bewegung  ist  immer  vom  Dezember  auf  Januar 
sehr  gering,  ebenso  ist  die  Differenz  in  der  Bewegung  immer  gering, 
in  anderen  Jahreswenden  aber  doch  meist  höher,  die  Differenz  ist 
in  maximo  0,254  Pf.  im  Jahr  1877/78  gewesen,  ausserdem  sind  die 
Differenzen  bald  ein  Mehrsinken  der  Steuerstädte,  bald  ein  Weniger- 
sinken, bald  ein  Mehrsteigen,  bald  ein  Wenigersteigen.  Die  Einzel- 
heiten sehe  man  in  der  folgenden  Tabelle. 


Bewegungen 

der  schweren  Gerste  in  Pfennig  per  Kilo 

Jahre 

von  Dezember  auf  Januar 

Steuerstädte 

Nichteteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  0,074 

+  0,080 

weniger  gestiegen  0,006 

1873/74 

+  0,067 

-f  0,064 

mehr             ,          0,003 

1874/75 

-  0,187 

-  0,166 

,      gefallen         0,029 

1875/76 

+  0,084 

—  0,100 

,      gestiegen       0,184 

1876/77 

-  0,006 

-  0,089 

weniger  gefallen     0,083 

1877/78 

-  0,306 

—  0,052 

mehr             ,           0,254 

1878/79 

-  0,130 

-  0,102 

0,028 

1879/80 

-  0,000 

—  0,022 

weniger        „          0,022 

1880/81 

—  0.154 

—  0,191 

0,037 

1881/82 

-  0,161 

—  0,033 

mehr             „           0,128 

In   anderen  Monaten  als  Dezember  und  Januar   sind   die  Be- 
wegungen der  Gerste  ^)  wie  aller  Cerealien  wohl  grösser,  in  maximo 


')  Alle  einzelnen  in  10  Jahren  beobachteten  120  Bewegungsdifferenzen 
stehen  in  der  folgenden  Tabelle. 

Schwere  Gerste  ist  in  den  Steuerstädten  um  Pfennig  per  Kilo 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,239  mehr  gestiegen 

1872    0,084  mehr  gestiegen 

1873    0,218      , 

1873    0,356      , 

1874    0,008  weniger  gefallen 

1874    0,041  weniger  gefallen 

1875    0,159  mehr  gestiegen 

1875    0,265  mehr  gestiegen 

1876    0,207  weniger    , 

1876    0,229      , 

1877    0,277  mehr 

1877    0,039      „ 
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1,680  Pf.,  aber  in  beiden  Stadtearten  sehr  gleichmässig  grösser,  so 
dass  die  Differenzen  in  der  Bewegung  immer  unter   1  Pf.   per  Kilo 


1878  0,149  weniger  gefallen 

1879  0,238        ,        gestiegen 
1^0    0,170  mehr  gefallen 
1881    0,099      ,      gestiegen 

Oktober  auf  November: 

1872  0.288  mehr  gefallen 

1873  0335      ,      gestiegen 

1874  0,178  weniger  gefallen 

1875  0,187  mehr  gestiegen 

1876  0,278  weniger    , 

1877  0.079  mehr 

1878  0.020  weniger  gefallen 

1879  0,175        ,        gestiegen 

1880  0,128  mehr 

1881  0,026  weniger 
Dezember  auf  Januar: 

1872/73    0,006  weniger  gestiegen 
1873/74    0,003  mehr 
1874/75    0,028      .      gefallen 
1875/76    0,016  weniger  gestiegen 
1876/77    0,083        ,        gefallen 
1877/78    0,254  mehr 
1878/79    0,028      . 
1879/80    0,022  weniger 
1880/81     0,037 
1881/82    0,128  mehr 

Februar  auf  März : 

1873  0,009  weniger  gestiegen 

1874  0,160  mehr 

1875  0,175      ,      gefallen 

1876  0,220  weniger  gestiegen 

1877  0,022 

1878  0.147  mehr 

1879  0.074      , 

1880  0,197      , 

1881  0,139      .      gefallen 

1882  0.059      , 

April  auf  Mai: 

1873  0.218  weniger  gestiegen 

1874  0.110  mehr 

1875  0,330      „      gefallen 

1876  0,164  weniger  xgestiegen 

1877  0,084  mehr 

Pinanzarchiv.  XVIII.  Jahrg.  jg^ 


1878  0.173  mehr  gefallen 

1879  0,397      ,      gestiegen 

1880  0,009  weniger    , 

1881  0,242  mehr 
November  auf  Dezember: 

1872  0,128  mehr  gefallen 
1878  0,262      y, 

1874  0,021      , 

1875  0,037  weniger    ^ 

1876  0,066 

1877  0,328  mehr 

1878  0,137   , 

1879  0,011   . 

1880  0.156   , 

1881  0.176   . 

Januar  auf  Februar: 

1873  0,046  mehr  gestiegen 

1874  0,138  weniger    „ 

1875  0,220  mehr  gefallen 

1876  0,213      , 

1877  0,051  weniger    „ 

1878  0.150  mehr 

1879  0.107      , 

1880  0,178      , 

1881  0,043      „      gestiegen 

1882  0,035  weniger  gefallen 

März  auf  April : 

1873  0,243  weniger  gestiegen 

1874  0,270  mehr 

1875  0,079      ,      gefallen 

1876  0,295      „      gestiegen 

1877  0,183  weniger     , 

1878  0,274  mehr  gefallen 

1879  0,263      . 

1880  0,015  weniger  gestiegen 

1881  0,165  mehr 

1882  0,050      ,      gefallen 

Mai  auf  Juni : 

1873  0,327  mehr  gestiegen 

1874  0,287      r 

1875  0,499      ,      gefallen 

1876  0.240      y,      gestiegen 

1877  0,122      „      gefaUen 
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sich  halten,  in  maximo  0,681  Pf.   und  0,572  Pf.,   in   allen  anderen 
10  Monaten  unter  einem  halben  Pfennig,  wie  folgende  Tabelle  zeigt. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  bei  schwerer 

Höchste  in  irgend  einem 

Gerste  vorkommende  Preisbewegung 

Monat  bei  schwerer  Gerste 
vorkommende  Differenz  in 

der  Bewegung  der  Steuer- 

^yrnnnfA 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

städte  gegen   die   Nicht- 

siMte 

städte 

steuerstädte 

August 

auf  September 

-  1,172 

—  1,180 

weniger  gestiegen  0,288 

September 

,    Oktober 

+  0,992 

+  0,595 

mehr             ,         0,397 

Oktober 

,    November 

4-  0,584 

-f  0,607 

0,385 

November 

„    Dezember 

+  0,469 

-  0,448 

gefallen        0,828 

Dezember 

^    Januar 

-  0,806 

-  0,208 

0,254 

Januar 

„    Februar 

+  0,466 

+  0,604 

0,220 

Februar 

„     März 

+  0,476 

4-  0,484 

weniger  gestiegen  0,220 

März 

>    April 

4-  0,715 
4-  0,863 

+  0,898 

mehr             ,         0.295 

April 

.    Mai 

+  1,081 

,       gefallen        0,330 

Mai 

„    Juni 

—  1,065 

-  0,721 

0,499 

Juni 

,    Juli 

—  0,504 

—  0,621 

Weniger    ,              0,572 

JuH 

,    August 

—  1,680 

-  1,360 

mehr  gestiegen       0,681 

XVII.   Leichte   Gerste.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XVII. 

Die   leichte  Gerste  stieg  in  8  (=21 »  der  38  Nichtsteuer- 
städte i),   blieb   gleich  in   11  (=29«/o),  und  sank  in  19  (=50<^/b) 


1878  0,171  mehr  gefallen 

1879  0,029      „      gestiegen 

1880  0,103      ,     gefallen 

1881  0,141  weniger  gestiegen 

1882  0,065        ,        gefallen 

Juni  auf  Juli: 
1878    0,068  mehr  gestiegen 

1874  0,050      «      gefallen 

1875  0,101      . 

1876  0,029      , 

1877  0,572  weniger    „ 

1878  0,148 

1879  0,443  mehr  gestiegen 

1880  0,011      „      gefallen 

1881  0,048      , 

1882  0,077      , 
^)  Es  fehlen  die  Daten  für  leichte  Gerste  aus  folgenden  29  Nichtsteuer- 

Städten :  Burg,  Eönigshütte,  Stendal,  Dortmund,  Saarbrücken,  Sommerfeld,  Neu- 
wied, Düren,  Luckenwalde,  Gladbach,  flalberstadt,  Minden,  Kreuznach,  Neuss, 
Krefeld,  Iserlohn,  Spremberg,  Salzwedel,  Essen,  Waidenburg,  Sorau,  Elberfeld, 
Eupen,  Fürstenwalde,  Münster,  Oschersleben,  Solingen,  Eilenburg,  Mülheim. 
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1878  0,300  weniger  gefallen 

1879  0,094  mehr 

1880  0,381      ,      gestiegen 

1881  0,007      , 

1882  0,099      „      gefallen 

Juli  auf  August: 

1873  0,049  mehr  gefallen 

1874  0,820      , 

1875  0,191      ,      gestiegen 

1876  0,177  weniger  gefallen 

1877  0,601  mehr 

1878  0,074  weniger        „ 

1879  0,681  mehr  gestiegen 

1880  0,438     ,      gefallen 

1881  0,885      , 

1882  0,079      „ 
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Städten.    Ebenso  stiegen  8  (=  23  ^/o)  der  34  Steuerstädte  ^),  blieben 
gleich  7  (=21»,  und  sanken  19  (=56». 

Anders   die  Gerstengraupe   und  Gerstengrütze,  welche  wir  der 
leichten  Gerste  wieder  gegenüberstellen. 


Leichte  Gerste 

stieg  und  hlieb  gleich 

fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte . 

.     .     .        50 

50 

in        n        aller  Steuerstädte     .    . 

.    .        44 

56 

Gerstengraupe 

stieg  und  blieb  gleich 

fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte 

.     .     .        87 

13 

in        „        aller  Steuerstädte    .    . 

.    .        64 

86 

Gerstengrütze 

stieg  und  blieb  gleich 

fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte . 

.    .    .        89 

11 

in        -        aller  Steuerstädte    .     . 

.    .    .        6S 

82 

Genau  wie  oben  bei  der  unbesteuerten  schweren  Gerste  kein 
wesentlicher  Unterschied  der  Steuerstädte  und  Nichtsteuerstädte  bei 
den  grossen  DiflFerenzen  in  der  besteuerten  Gerstengraupe  und 
Gerstengrütze. 

Durchschnittlich  sank  leichte  Gerste  in  den  Nichtsteuerstädten 
von  17,353  auf  17,021  Pf.,  oder  um  0,332  Pf.,  in  den  Steuerstädten 
von  16,282  auf  16,071  Pf.,  oder  um  0,211  Pf.,  die  Steuerstädte 
sanken  also  um  0,121  Pf.  weniger,  während  Gerstengraupe  und 
Gerstengrütze  zur  gleichen  Zeit  in  den  Steuerstädten  um  3,48  Pf. 
und  um  2,91  Pf.  mehr  sanken. 


Bewegungen 

der  leichten  Gerste  in  Pfennig  per  Kilo 

Jahre 

von  Dezember  auf  Januar 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  0,063 

+  0,306 

weniger  gestiegen  0,248 

1873/74 

-r  0.112 

+  0.033 

mehr             ^           0,079 

1874/75 

-  0,211 

—  0,332 

weniger  gefallen     0,lf  l 

1875/76 

—  0,681 

-  0,845 

0,164 

1876/77 

+  0,0^8 

-  0,230 

mehr  gestiegen        0,818 

1877/78 

-  0,131 

—  0,061 

gefallen          0,070 

1878/79 

-  0,108 

-  0,016 

0.092 

1879/80 

-  0,084 

+  0,025 

gestiegen        0,059 

1880/81 

'    0,069 

-  0,130 

0,199 

1881/82 

--  0,007 

-  0,081 

weniger  gefallen     0,074 

*)  Es  fehlen  die  Daten  für  leichte  Gerste  aus  folgenden  21  Steuerstädten: 
Düsseldorf,  Prenzlau,  Wittenberg,  Brandenburg,  Graudenz,  Stettin,  Küstrin. 
Naumburg.  Schwedt,  Danzig.  Stargard,  Torgau,  Anklam,  Rathenow,  Merseburg, 
Zeitz,  Bonn,  Wesel,  Köln,  Neu-Ruppin,  Kolberg. 
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Alle  anderen  Jahre  haben  hier  fast  die  gleiche  ganz  geringe 
Bewegung  wie  das  Jahr  des  Steuerwegfalles  und  ist  die  Bewegung 
der  Steuerstadte  gegen  die  Nichtsteuerstödte  gleichfalls  bald  ein 
Mehrsinken  der  Steuerstädte,  bald  ein  Mehrsteigen,  bald  ein  We- 
nigersinken, bald  ein  Wenigersteigen  im  Betrage  von  höchstens 
noch  nicht   ^/s   Pf. 

Die  anderen  Monate  haben  auch  hier  wieder  die  grösseren  Be- 
w^ungen  und  Bewegungsdifferenzen,  die  grösste  Abnahme  in  den 
Steuerstadten  1,5  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  1,6  Pf.  vom  Juli 
auf  August,  und  die  grösste  Bewegungsdifferenz  Ton  0,792  Pf.  Mehr- 
steigen der  Steuerstädte  vom  September  auf  Oktober.  Die  anderen 
geringeren  Maximalbewegungen  und  Bewegungsunterschiede  der 
leichten  Gerste^)  stehen  in  der  folgenden  Tabelle. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  bei  leichter 

Höchste  in  irgend  einem 

Gerste  vorkommende  Preisbewegung 

Monat  bei  leichter  Gerste 
vorkommende  Differenz  in 
der  Bewegung  der  Steuer- 

M'^via^-A 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

städte  gegen    die   Nicht- 

ar 

Städte 

städte 

steuerstädte 

Angüst 

auf  September  . 

~  1,052 

-  1,040 

mehr  gestiegen      0,338 

September 

,    Oktober       ; 

-f^  1,150 

+  0,578 

0,792 

Oktober 

^    November   \ 

+  0,766 

+  0,735 

0,350 

November 

,    Dezember 

—  0,478 

—  0,540 

„      gefallen        0,426 

Dezember 

.    Januar 

-  0,681 

-  0,845 

j,      gestiegen     0,818 

Januar 

,     Februar 

+  0,600 

+  0,513 

,      gefallen        0,391 

Februar 

,     März            j 

-f-  0,570 

H-  0,448 

gestiegen      0,200 

März 

,     April            ' 

+  0.404 

+  0,500 

0,201 

April 

.     Mai 

-^  0,988 

-h  0,895 

weniger    ^             0,313 

Mai 

r     Juni 

—  0,896 

—  0,636 

mehr         ^             0,473 

Juni 

.     Juli               1 

—  0,525 

-  0,573 

weniger  gefallen  0,257 

Juli 

^     August 

~  1,500 

-  1,600 

mehr             ^         0,516 

*)  Alle  einzelnen  in  10  Jahren  beobachteten  120  Monatsbewegungen  stehen 
in  der  folgenden  Tabelle. 

Leichte  Gerste  ist  in  den  Steuerstädten  um  Pfennig  per  Kilo 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,081  mehr  gestiegen 

1872    0,196  mehr  gestiegen 

1873    0,149  weniger     „ 

1873    0,368      , 

1874    0,012  mehr  gefallen 

1874    0,089      , 

1875    0,077  weniger  gestiegen 

1875    0,009  weniger     ^ 

1870    0,147         ,        gefallen 

1876    0,433  mehr 

1877    0,333  mehr 

1877    0,792      , 

1878    0,135      «      gestiegen 

1878    0,129      ,      gefaUen 

1879    0,155      , 

1879    0,086  weniger  gestiegen 
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XVm.   Schwerer  Hafer.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XVIIL 

Von  den  53  Nichtsteuerstädten  ^)  stieg  der  Preis  von  schwerem 
Hafer  in  12  (=  22»  Städten,  bUeb  gleich  in  20  (=  38<^/o),  und 
sank  in   21  (=40%),   sehr  ähnlich   verhalten  sich  die  43  Steuer- 


1880    0,202  mehr  gefaUen 

1880 

0,072  mehr  gestiegen 

1881    0,259      ,      gestiegen 

1881 

0,308      , 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872    0,058  weniger  gestiegen 

1872 

0,357  mehr  gefallen 

1873    0.117  mehr 

1873 

0,334      . 

1874    0,080      .      gefallen 

1874 

0,092  weniger   „ 

1875    0,266     ,      gestiegen 

1875 

0,062  mehr 

1876    0,039      , 

1876 

0,426      , 

1877    0,129  weniger    ^ 

1877 

0.320      „ 

1878    0,148  mehr  gefallen 

1878 

0,061  weniger   , 

1879    0,032      ^      gestiegen 

1879 

0,128        ,       gestiegen 

1880    0,350      . 

1880 

0,225  mehr  gefallen 

1881    0,042     . 

1881 

0,181      , 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,243  weniger  gestiegen 

1873 

0,126  mehr  gestiegen 

1873/74    0,080  mehr 

1874 

0,087      ,      gefallen 

1874/75    0,120  weniger  gefallen 

1875 

0,391      . 

1875/76    0,164        . 

1876 

0,322      , 

1876/77    0,318  mehr  gestiegen 

1877 

0,114      r, 

1877/78    0,070      .      gefallen 

1878 

0,058  weniger    , 

1878/79    0,092      . 

1879 

0.066 

1879/80    0,059      .      gestiegen 

1880 

0,021  mehr  gestiegen 

1880/81    0,199      . 

1881 

0,294      ,      gefellen 

1881/82    0,074  weniger  gefallen 

1882 

0,058  weniger    , 

Februar  auf  März: 

März  auf  April: 

1873    0,142  weniger  gestiegen 

1873 

0,067  weniger  gestiegen 

1874    0,200  mehr 

1874 

0,088  mehr 

1875    0,034  weniger  gefallen 

1875 

0.135  weniger  gefallen 

1876    0,093  mehr  gestiegen 

1876 

0,009  mehr  gestiegen 

1877    0,079      . 

1877 

0.096  weniger    , 

1878    0,122  weniger  gefallen 

1878 

0.161 

1879    0,047        ,        gestiegen 

1879 

0.037 

1880    0,063 

1880 

0,201  mehr 

1881    0,002        .        gefallen 

1881 

0,034      . 

1882    0,116  mehr 

1882 

0,035  weniger  gefallen 

')  Es  fehlen  für  schweren  Hafer  die  Angaben  aus  folgenden  14  Nicht- 
Steuerstädten:  Stendal,  Neuss,  Mülheim,  Sorau.  Essen,  Eilenburg,  Kreuznach. 
Neuwied,  Fürstenwalde,  Münster,  Minden.  Waidenburg,  Königshütte,  Salzwedel 
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Städte  1),  von  denen  12  (=28^/o)  im  Preise  stiegen,  11  (=26%) 
gleich  blieben,  und  20  (=46®/o)  sanken.  Leider  haben  wir  hier 
kein  besteuertes  Produkt,  etwa  Hafergrütze,  dem  Hafer  gegenüber 
zu  stellen,  um  die  Verschiedenheit  der  Preisbewegung  zu  zeigen. 


Schwerer  Hafer 

stieg  und  blieb  gleich 

fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte 

...        60 

40 

in        ,        aller  Steuerstadte     .     . 

...        54 

46 

Durchschnittlich  sank  der  schwere  Hafer  in  den  Steuersi^ten 
von  18,879  auf  18,739  Pf.,  d.  h.  wieder  nur  um  0,140  Pf.,  von 
20,000  auf  19,917  Pf.,  d.  h.  gleichfalls  nur  um  0,083  Pf.  in  den 
Nichtsteuerstädten,  so  dass  das  Mehrsinken  wieder  nur  0,057  Pf. 
beträgt.  Viel  grösser  sind  die  Bewegungen  auch  in  den  neun  an- 
deren Jahreswenden  nicht,  sie  halten  sich  alle  unter  '^js  Pf.  und  die 
grösste  BewegungsdifiFerenz  im  Jahre  1875/76  ist  nur  ein  Mehrsteigen 
in  den  Steuerstädten  um  0,385  Pf. 


April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,093  mehr  gestiegen 

1873 

0,478  mehr  gestiegen 

1874 

0,167      , 

1874 

0,191      „      gefallen 

1875 

0,229      ,      gefallen 

1875 

0.260      , 

1876 

0,078  weniger  gestiegen 

1876 

0,073      ,      gestiegen 

1877 

0,313 

1877 

0,051  weniger  gefiedlen 

1878 

0,136        ,        gefallen 

1878 

0,255 

1879 

0,001        .        gestiegen 

1879 

0,052  mehr  gestiegen 

1880 

0,136 

1880 

0,329      , 

1881 

0,073  mehr             ^ 

1881 

0,013  weniger     , 

1882 

0,019      ,      gefallen 

1882 

0,214  mehr  gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873 

0,182  weniger  gestiegen 

1873 

0,071  weniger  gefallen 

1874 

0,043        ,        gefallen 

1874 

0,100 

1875 

0,136  mehr  gestiegen 

1875 

0,151        ,        gestiegen 

1876 

0,257  weniger  gefallen 

1876 

0,026  mehr  gefallen 

1877 

0.144        , 

1877 

0,516      , 

1878 

0,095  mehr 

1878 

0,189      „ 

1879 

0,102      ^      gestiegen 

1879 

0,292      „      gestiegen 

1880 

0,164      ,      gefallen 

1880 

0,850      „      gefallen 

1881 

0,033      . 

1881 

0,597      , 

1882 

0,010  weniger    , 

1882 

0,212      , 

*)  Es  fehlen  für  schweren  Hafer  die  Angahen  aus  folgenden  12  Steuer- 
städten: Anklam,  Wesel,  Schwedt,  Prenzlau,  Merseburg,  Brandenburg,  Köln» 
Stettin,  Neu-Ruppin,  Naumburg,  Torgau,  Stargard. 
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Bewegungen 

des  schweren  Hafers  in  Pfennig  per  Kilo 
von  Dezember  auf  Januar 

Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  0,098 

-  0,046 

mehr  gestiegen        0,144 

1873/74 

+  0,141 

+  0,155 

weniger      „              0,014 

1874/75 

-  0,140 

—  0,083 

mehr  gefallen         0,057 

1875/76 

-f  0,281 

—  0,104 

y,      gestiegen        0,385 

1876/77 

—  0,020 

—  0,043 

weniger  gefallen     0,023 

1877/78 

-  0,297 

—  0,167 

mehr             ,           0,130 

1878/79 

-  0,209 

-  0,103 

0,106 

1879/80 

+  0,215 

-^  0,110 

gestiegen        0,105 

1880/81 

-  0,013 

-  0,043 

weniger  gefallen     0,031 

1881/82 

-  0,011 

+  0,024 

r,        gestiegen  0,013 

Auch  beim  Hafer  wie  bei  den  anderen  Cerealien  sind  die  Be- 
wegungen in  anderen  Monaten,  namentlich  den  Sommermonaten, 
viel  grösser  als  vom  Dezember  auf  Januar,  wenn  sie  aber  auch 
grösser  sind,  so  sind  sie  in  beiden  Städtearten  viel  grösser,  woraus 
immer  eine  nur  kleine  Bewegungsdifferenz  folgt. 

Am  stärksten  sank  einmal  vom  August  auf  September  in  den 
Steuerstädten  der  schwere  Hafer  um  2,800  Pf.,  sank  aber  auch  um 
1,840  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten,  in  den  Steuerstädten  sank  er 
also  nur  um  0,960  Pf.  mehr.  Fast  die  gleiche  Erscheinung  findet  sich 
einmal  vom  Juli  auf  August  mit  2,155  Pf.  Senkung  der  Steuerstädte, 
1,218  Pf.  der  Nichtsteuerstädte,  d.  h.  0,937  Pf.  Mehrsenkung  der 
Steuerstädte.  In  allen  anderen  Monaten  sind  wie  im  Dezember- 
Januar  die  Bewegungen  viel  kleiner. 

Siehe  die  folgende  Tabelle  über  den  schweren  Hafer  ^). 

^)  Alle  einzelnen  in  10  Jahren  vorgekommenen  120  Bewegungsdifferenzen 
stehen  in  der  folgenden  Tabelle. 
Schwerer  Hafer  ist  in  den  Steuerstädten   um  Pfennig  per  Kilo 


August  auf  September: 


September  auf  Oktober: 


1872 

0.835  weniger  gefallen 

1872 

0,125  weniger  gestiegen 

1873 

0,231  mehr  gestiegen 

1873 

0,426  mehr              , 

1874 

0,075      ,      gefallen 

1874 

0,164      , 

1875 

0,017  weniger    „ 

1875 

0,206      . 

1876 

0,960  mehr 

1876 

0,521      , 

1877 

0,447      . 

1877 

0,055      , 

1878 

0,826      . 

1878 

0,316  weniger  gefallen 

1879 

0,412      ,      gestiegen 

1879 

0,463  mehr  gestiegen 

1880 

0,249      .      gefaUen 

1880 

0,078      , 

1881 

0,264      . 

1881 

0,381      . 
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Höchste  in  irgend  einem  Jahre  bei  schwerem 

Höchste  in  irgend  einem 

Hafer  vorkommende  Preisbewegung 

Monat  bei  schwerem  Hafer 
vorkommende  Differenz  in 

der  Bewegung  der  Steuer- 

Monate 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

städte  gegen   die   Nicht- 

JUVUCwl/C 

städte 

städte 

steuerstadte 

August       auf  September 

-  2,800 

-  1,840 

mehr  gefallen        0,960 

September    ^    Oktober 

+  0.680 

+  0,4ß4 

gestiegen      0,521 

Oktober       ,    November 

+  0,700 

+  0,581 

0,359 

November     ,    Dezember 

-  0,484 

—  0,294 

gefallen        0,190 

Dezember     „    Januar 

-  0,297 

-  0.167 

„      gestiegen     0.886 

Januar          ^    Februar 

+  0,655 

+  0,412 

0.248 

Februar        „    März 

+  0,875 

+  0,880 

weniger     „             0,391 

März             ,     April     . 

+  0,860 

+  0.691 

mehr         ,             0.352 

April             ,    Mai 

+  1,049 

+  0,924 

0,161 

Mai               ^    Juni 

+  1,270 

+  0,958 

,      gefaUen        0.341 

Juni              ^     Juli 

+  0,763 

-f  0,327 

,       gestiegen      0,443 

Juli                „     August 

-  2,155 

-  1,218 

.      gefallen        0.937 

Oktober  auf  November : 

November  auf  Dezember : 

1872    0,283  weniger  gestiegen 

1872 

0,014  weniger  gefallen 

1873    0,119  mehr 

1873 

0,118  mehr 

1874    0,001  weniger 

1874 

0,083      , 

1875    0,198  mehr 

1875 

0,076  weniger 

1876    0,017      , 

1876 

0,094 

1877    0,359      „ 

1877 

0,110  mehr             „ 

1878    0,077  weniger  gefallen 

1878 

0,190      , 

1879    0,066        „        gestiegen 

1879 

0.079      „      gestiegen 

1880    0,076 

1880 

0.066      1.      gefallen 

1881     0.014        ,         gefallen 

1881 

0.029  weniger    , 

Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,144  mehr  gestiegen 

1873 

0,097  mehr  gefallen 

1873/74    0,014  weniger     , 

1874 

0.243      ,      gestiegen 

1874/75    0,075  mehr  gefallen 

1875 

0,011  weniger  gefallen 

1875/76    0,385      „      gestiegen 

1876 

0,022 

1876/77    0,023  weniger  gefallen 

1877 

0.119  mehr 

1877/78    0,130  mehr 

1878 

0,157      , 

1878/79    0,106      „ 

1879 

0,021  weniger 

1879/80    0,105      ,      gestiegen 

1880 

0,142  mehr  gestiegen 

1880/81     0,031  weniger  gefallen 

1881 

0.177      .      gefallen 

1881/82    0,013        ,        gestiegen 

1882 

0,066  weniger    , 

Februar  auf  März : 

März  auf  April: 

1873    0,191  weniger  gestiegen 

1873 

0,251  weniger  gestiegei 

1874    0.005 

1874 

0.169  mehr 

1875    0,325  mehr  gefallen 

1875 

0.028  weniger  gefallen 

1876    0,391  weniger  gestiegen 

1876 

0.352  mehr  gestiegen 

1877    0.149  mehr  gefallen 
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XIX.   Leichter  Hafer.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XIX. 

Der  leichte  Hafer  ist  unter  41  Nichtsteuerstädten  ^  gestiegen 
in  10  Städten  (=  24»,  gleich  geblieben  in  19  Städten  (=  46^/0), 
und  gesunken  in  12  Städten  (=  30  ^/o).  Von  35  Steuerstädten*)  hatten 
9  (==  26  o/o)  Steigung,  14  (=  40  »  Gleichbleiben,  und  12  (=  34  » 
Sinken  der  Preise,  also  keine  grosse  Verschiedenheit  im  Verhältnis 
von  Sinken  zu  Nichtsinken. 


1878 

0,069  weniger  gestiegen 

1878 

0,040  mehr  gestiegen 

1879 

0,016 

1879 

0,077      . 

1880 

0,092  mehr 

1880 

0,067      , 

1881 

0,003      , 

1881 

0,195      . 

1882 

0,075      , 

1882 

0,109      ,      gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1873 

0,026  mehr  gestiegen 

1873 

0,312  mehr  gestiegen 

1874 

0,100      , 

1874 

0,087      . 

1875 

0,094      ,      gefallen 

1875 

0,341      ,      gefallen 

1876 

0,141      „      gestiegen 

1876 

0,065  weniger  gestiegen 

1877 

0,005  weniger     , 

1877 

0,171        ,        gefallen 

1878 

0,005        •        gefallen 

1878 

0,027  mehr             , 

1879 

0,161  mehr  gestiegen 

1879 

0,002  weniger  gestiegen 

1880 

0,129  wem'ger     , 

1880 

0,148  mehr              „ 

1881 

0,024 

1881 

0,074      . 

1882 

0,041         ,        gefallen 

1H82 

0,021  weniger  gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1878 

0,404  mehr  gestiegen 

1878 

0,735  mehr  gefallen 

1874 

0,443      . 

1874 

0,937      , 

1875 

0,112  weniger  gefallen 

1875 

0,462  weniger    , 

1876 

0,086 

1876 

0,390  mehr 

1877 

0,028  mehr 

1877 

0,087      . 

1878 

0,141      ,      gestiegen  . 

1878 

0,101  weniger    , 

1879 

0,255      , 

1879 

0,094  mehr  gestiegen 

1880 

0,005  weniger    , 

1880 

0,327      ,      gefallen 

1881 

0,054  mehr  gefallen 

1881 

0,409      , 

1882 

0,065  weniger  gestiegen 

1882 

0,178      ,      gestiegen 

*)  Es  fehlen  för  leichten  Hafer  die  Angaben  aus  folgenden  26  Nicht- 
steuerstädten: Münster,  Salzwedel,  Spremberg,  Neuwied,  Sorau,  Minden,  Eilen- 
burg, Königshütte,  Dortmund,  Stendal,  Duisburg,  Halberstadt,  Oschersleben, 
Eupen,  Krefeld,  Burg,  Düren,  Waidenburg,  Kreuznach,  Nordhausen,  Fürsten- 
'wralde,  Mülheim,  Neuss,  Essen,  Solingen,  Elberfeld. 

*)  Es  fehlen  für  leichten  Hafer  die  Angaben  aus  folgenden  20  Steuer- 
städten: Schwedt,  Wesel,  Graudenz,  Frankfurt,  Düsseldorf,  Naumburg,  Stettin, 
Bonn,  Torgau,  Glogau,  Köln,  Merseburg,  Neu-Ruppin,  Danzig,  Anklam,  Zeitz, 
Prenzlau,  Brandenburg,  Stargard. 
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stieg  und  blieb  gleich 
.     .     .        70 
.     .     .        66 


fiel 
30 
34 


Leichter  Hafer 
in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte . 
in        8        aller  Steuerstädte     .     . 

Steuerst'ädte  und  Nichtsteuerst'ädte  haben  sehr  ähnlichen  Cha- 
rakter. Ebenso  ist  die  Durchschnittspreissenkung  Dezember  1874 
auf  Januar  1875  in  beiden  Städtearten  sehr  klein.  Leichter  Hafer 
sank  in  den  Nichtsteuerstädten  von  18,35G  auf  18,244  oder  um 
0,112  Pf.,  in  den  Steuerstadten  von  17,628  auf  17,560  oder  um 
0,068  Pf.  Die  Steuerstädte  sind  um  0,044  Pf.  weniger  gefallen. 
In  den  anderen  Jahren  ist  die  Bewegung  der  Jahreswende  zuweilen 
etwas  grösser,  aber  immer  noch  minimal,  die  grösste  Senkung 
der  Steuerstädte  findet  sich  1875/76  mit  0,759  Pf.,  und  der  Nicht- 
steuerstädte mit  0,653  Pf.,  also  0,106  Pf.  Mehrsenkung  in  den 
Steuerstädten.  Auch  hier  ist  die  Jahreswende  durch  kein  bestimmtes 
Verhalten  der  Steuerstädte  gegen  die  Nichtsteuerstädte  ausgezeichnet, 
sondern  bald  ein  Mehrsinken,  bald  ein  Wenigersinken,  bald  ein 
Mehrsteigen,  bald  ein  Wenigersteigen,  alle  diese  Differenzen  er- 
reichen aber  höchstens  ^5  Pf.  per  Kilo,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt. 


Bewegungen 

des  leichten  Hafers  in  Pfennig  per  Kilo 

Jahre 

in  der  Jahreswende  der  Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  0,022 

-h  0,200 

weniger  gestiegen  0,178 

1873/74 

+  0,144 

+  0,253 

0,109 

1874/75 

—  0.068 

-  0,112 

gefallen     0,044 

1875/76 

—  0,759 

-  0,653 

mehr             ^            0,106 

1876/77 

-  0,098 

-  0,118 

weniger        „            0,020 

1877/78 

-  0,098 

—  0,109 

0,011 

1878/79 

+  0.105 

-  0,072 

mehr             ,            0,033 

1879/80 

-r  0,157 

-  0,175 

weniger  gestiegen  0,017 

1880/81 

+  0,064 

-r  0,084 

0,020 

1881/82 

+  0,002 

-  0,016 

mehr              „          0,018 

Auch  bei  dem  leichten  Hafer  sind  die  Veränderungen  der 
Preise  in  den  anderen  Monaten,  namentlich  in  den  Sommermonaten, 
grösser  als  im  Winter,  immer  aber  in  beiden  Städtearten  so  gleich- 
massig,    dass    die    Differenz    der   Bewegung    von    leichtem   Hafer  ^) 


*)  Alle  einzelnen    in   10  Jahren  beobachteten   120  Bewegungsdifferenzen 
stehen  in  der  folgenden  Tabelle. 
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1  Pf.  per  Kilo  nicht  erreicht.  Die  grösste  Senkung  der  Steuerstädte 
ist  einmal  vom  Juli  auf  August  3,060  Pf.,  die  der  Nichtsteuerstadte 
aber  auch  2,360  Pf.,  Differenz  0,700  Pf.  Mehrfallen  der  Steuerstadte. 
Ein  andermal  ist  das  grösste  Mehrfallen  auch  nur  0,704  Pf. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre  bei  leichtem 

Höchste  in  irgend 

einem 

Hafer  vorkommende  Preisbewegung 

Monate  bei  leichtem  Haler 
vorkommende  Differenz  in 

der  Bewegung  der  Steuer- 

'M'nnn.f p 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

städte  gegen    die 

Nicht- 

JjX\J  UOt\,C 

städte 

stadte 

Steuerstädte 

August       auf  September 

-  1,650 

1 
—  1,360     j    weniger  gefallen 

0,323 

September    ,    Oktober 

+  0,795 

-1    0,450 

mehr  gestiegen 

0,511 

Oktober       »    November 

+  0,684 

-i    0,440 

f             »« 

0,274 

November     ,    Dezember 

-  0,811 

-  0,288     ;       ,      gefallen 

0,219 

Dezember     „    Januar 

-  9,769 

—  0,653     1    weniger  gestiegen 

0,178 

Januar          ^    Februar 

+  0,748 

-  0,350 

mehr 

0,529 

Februar        „    März 

-h  1.005 

-  0,870 

V                                            " 

0,185 

März             „    April 

-h  0,816 

-f  0,664 

**    .                      " 

0,514 

April             ^    Mai 
Mai               ^    Juni 

+  1,049 

-f  0,924 

weniger 

0,276 

+  1,205 

^  1,333 

m                       '» 

0.433 

Juni              ^    Juli 

+  0,744 

-f  0,468 

mehr 

0,459 

Juli               ,     August 

—  3,060 
1  den  Stei 

—  2,36 
lerstädi 

►0 

„      gefallen 

0,704 

Leichter  Hafer  ist  ii 

:en  um  Pfennig  pro  Kilo 

August  auf  Sep 

►tember : 

September  auf  Oktober: 

1872    0,823  weniger 

gefallen 

1872 

0,156  mehr  gestiegen 

1873    0,295  mehr 

„ 

1873 

0,508      . 

1874    0,290      . 

n 

1874 

0,161      . 

1875    0,142  weniger 

' 

1875 

0,297      . 

1876    0,168  mehr 

. 

1876 

0.511      . 

1877    0,078  weniger 

V 

1877 

0,461      - 

1878    0,098 

rt 

1878 

0,118      - 

1879    0,139 

gestiegen 

1879 

0,375      - 

1880    0,292 

gefallen 

1880 

0,155      . 

1881     0,235 

» 

1881 

0,432      . 

Oktober  auf  No 

vember : 

November  auf  Dezember: 

1872    0,230  weniger 

gestiegen 

1872 

0,047  mehr  gefiallen 

1878    0,274  mehr 

1» 

1878 

0,003      . 

1874    0,140  weniger 

„ 

1874 

0,083      - 

1875    0,075  mehr 

, 

1875 

0,045  weniger    „ 

1876    0,243      , 

« 

1876 

0,215  mehr 

1877    0,010      .      g 

Bfallen 

1877 

0,179      . 

1878    0,029  weniger 

n 

1878 

0,219      . 

1879    0,136  mehr  g 

^stiegen 

1879 

0,010      r      gestiegen 

1880    0,116      , 

, 

1880 

0,004      .      gefallen 

1881     0,024      , 

^ 

1881 

0,1 

59      - 
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XX.   Erbsen.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XX. 
Neben  den  vier  Köraerarten  haben  wir  noch  Erbsen  als  mensch- 
liche   Nahrung    in    die    Betrachtung  mit  einbezogen.     Auch    hierin 


Dezember  anf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,178  weniger  gestiegen 

1873 

0,047  mehr  gestiegen 

1873/74    0,109 

1874 

0,529      . 

1874/75    0,018        ,       gefallen 

1875 

0,078  weniger  gefallen 

1875/76    0,106  mehr            , 

1876 

0,120  mehr 

1876/77    0,020  weniger 

1877 

0,006  weniger 

1877/78    0,011 

1878 

0,174  mehr 

1878/79    0,034  mehr 

1879 

0,067      . 

1879  80    0,017  weniger  gestiegen 

1880 

0,092      „      gestiegen 

1880/81    0,020 

1881 

0,136      ,.      gefallen 

1881/82    0,018  mehr 

1882 

0.012  weniger    „ 

Februar  auf  März : 

M&rz  auf  April: 

1873    0,107  weniger  gestiegen 

1873 

0,154  weniger  gestiegen 

1874    0,135  mehr 

1874 

0,514  mehr              „ 

1875    0,097      ,      gefallen 

1875 

0,273  weniger  gefallen 

1876    0,019      ,      gestiegen 

1876 

0,262        y,        gestiegen 

1877    0,066      ,      gefallen 

1877 

0,126  mehr  gefallen 

1878    0,063      „     gestiegen 

1878 

0,075      B      gestiegen 

1879    0,025      , 

1879 

0,082      . 

1880    0,108      , 

1880 

0,179      , 

1881    0,111  weniger    , 

1881 

0,066      . 

1882    0,016  mehr  gefallen 

1882 

0,008      „    -  gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni : 

1873    0,276  weniger  gestiegen 

1873 

0,296  mehr  gestiegen 

1874    0,171 

1874 

0,433  weniger    „ 

1875    0,093        ,        gefallen 

1875 

0,371  mehr  gefallen 

1876    0,014  mehr  gestiegen 

1876 

0,160      y,      gestiegen 

1877    0,223  weniger    „ 

1877 

0,133      ,      gefallen 

1878    0,090 

1878 

0,056      . 

1879    0,002  mehr 

1879 

0.257      .      gestiegen 

1880    0,273  weniger     „ 

1880 

0,310      . 

1881    0,058 

1881 

0,005      , 

1882    0,104  mehr  gefallen 

1882 

0,023      ,      gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873  0,459  mehr  gestiegen 

1874  0,404      , 

1875  0,029  weniger  gefallen 

1876  0,017  mehr 

1877  0,184      y,      gestiegen 

1878  0,079      „ 

1879  0,020      . 

1880  0,356  weniger    „ 

1881  0,322  mehr  gefallen 

1882  0,093      y, 

1873 
1874 

1875 
1876 

1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 

0,704  mehr  gefallen 
0,200      . 
0,093      , 
0,070      - 
0,598      r, 
0,016  weniger    ^ 
0,175  mehr  gestiegen 
0,485      „      gefallen 
0,423      , 
0,493     . 
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weist  die  Preisbewegung  keine  Unterschiede  zwischen  Steuerstädten 
und  Nichtsteuerstädten  auf,  weil  die  Erbsen  unbesteuert  waren  ^). 

Von  den  55  Nichtsteuerstädten  ^)  waren  es  8  (=15®/o),  in 
denen  1874  auf  1875  der  Preis  stieg,  34  (=62*^/o),  in  denen  er 
gleich  blieb,  und  13  (=  22*/o),  in  denen  er  sank.  Von  den  47  Steuer- 
städten») stiegen  13  (=28»,  blieben  gleich  21  (=44»,  und 
stiegen  13  (=  28  ». 

Erbsen  stiegen  nnd  blieben  gleich     sanken 

Prozent  aller  Nichtsteuerstädte 78  22 

,       aller  Steuerstädte 72  28 


Durchschnittliche 

Bewegung  der  Preise  von  Erbsen  in  Pfennig 

Jahre 

per 

Kilo  von  Dezember  auf  Januar 

Steuerstödte 

Nichtsteuerstädte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuersädte 

1872/73 

—  0,180 

+  0,185 

weniger  jpestiegen  0,365 
mehr  ge&llen        0,509 

1873/74 

—  0,571 

-  0,062 

1874/75 

+  0,077 

-  0,167 

,     gestiegen      0,244 

1875/76 

+  0,264 

+  0,198 

0,066 

1876/77 

—  0,407 

+  0,164 

,     gefallen         0,571 

1877/78 

-  0,281 

-  0,567 

weniger    ^              0,286 

1878/79 

-  0,087 

+  0,256 

mehr         ,              0.343 

1879/80 

+  0,147 

4-  0,241 

weniger  gestiegen  0,094 

1880/81 

-  0,060 

—  0,180 

gefallen     0,120 

1881/82 

—  0,152 

—  0,440 

0,288 

Beide  Städtearten  gehen  fast  ganz  gleich.  Ebenso  auch  in  der 
Durchschnittsbewegung.  Die  Steuerstädte  sanken  durchschnittlich 
überhaupt  nicht,  sondern  stiegen  minimal  von  26,936  auf  27,013  Pf., 
d.  h.  um  0,077  Pf.,  die  Nichtsteuerstädte  aber  sanken  im  Preis  von 
25,971  auf  25,804  Pf.,  d.  h.  um  0,167  Pf.,  so  dass  für  die  Steuer- 


*)  Die  preussische  Statistik  umfasst  von  Hülsenfrüchten  auch  noch  Linsen 
und  Bohnen.  Wir  mussten  darauf  verzichten,  diese  in  unsere  Untersuchung 
mit  aufzunehmen,  weil  uns  ein  Repräsentant  der  HülsenfrOchte  genügend  schien. 
Wir  nahmen  gerade  die  Erbsen,  weil  wir  nur  diese  f{ir  die  Zeit,  in  welcher 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  hestand,  1821 — 1875,  zu  der  Untersuchung  üher 
die  Wirkung  der  bestehenden  Mahl-  und  Schlachtsteuer  benutzen  konnten.  Vor 
1872  enthält  die  preussische  Preisstatistik  weder  die  Linsen  noch  die  Bohnen. 

*)  Es  fehlen  die  Angaben  über  Erbsen  aus  folgenden  12  Nichtsteuer- 
st^ten:  Btriegau,  Fürstenwalde,  Kreuznach,  Nordhausen,  Goch,  Sommerfeld^ 
Bochum,  Witten,  Dortmund,  Saarbrücken,  Schwiebus,  Solingen. 

')  Es  fehlen  die  Angaben  über  Erbsen  aus  folgenden  5  Steuerstädten : 
Glatz,  Ratibor,  Eottbus,  Neu-Ruppin,  Halle. 
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Städte  ein  Mehrsteigen  um  0,244  Pf.  sich  ergibt,  ganz  im  Gegen- 
satz zu  den  besteuerten  Artikeln.  In  anderen  Jahren  sind  die 
Durchschnittsbewegungen  etwas  grösser,  sind  aber  auch  höchstens 
^/2  Pf.  per  Kilo,  ebenso  die  Differenzen  der  Bewegung.  Auch  bei 
Erbsen  sind  die  Bewegungsdifferenzen  der  Steuerstädte  durch  alle 
vier  Möglichkeiten  (Mehrsteigen,  Mehrsinken,  Wenigersteigen,  We- 
nigersinken) vertreten,  da  alle  Bewegungen  minimal  sind. 

In  den  anderen  Monaten,  namentlich  den  Herbstmonaten,  sind 
die  Bewegungen  der  Erbsenpreise  etwas  grösser  als  in  den  Jahres- 
wenden, aber  auch  immer  gering.  Die  grösste  Senkung  ist  in  den 
Steuerstädten  einmal  vom  Juli  auf  August  0,666  Pf.  gewesen,  zu- 
gleich aber  auch  in  den  Nichtsteuerstädten  0,415  Pf.,  also  ein  Mehr- 
sinken nur  von  0,251  Pf.,  das  grösste  Mehrfallen  der  Steuerstädte 
betrug  einmal  im  Februar  auf  März  0,847  Pf.  Die  grössten  Be- 
wegungen der  Erbsenpreise  in  den  Steuerstädten  waren  aber  nicht 
Preissenkungen,  sondern  Preissteigerungen  um  1,170  Pf.  vom  Sep- 
tember auf  Oktober,  und  1,05  Pf.  vom  Oktober  auf  November  mit 
der  fast  gleichen  Erscheinung  in  den  Nichtsteuerstädten  von  0,990  Pf. 
und  0,839  Pf.  Die  höchste  vorkommende  Bewegungsdifferenz  ist 
ein  Mehrsteigen  um  0,992  Pf.  vom  Oktober  auf  November.  Die 
anderen  Bewegungen  und  Mehrbewegungen  sind  nach  folgender 
Tabelle  ganz  gering. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahre 

Höchste  in  irgend  einem 

vorkommende  Preisbewegung 

Monate  vorkommende 

Monate 

der  Erbsen')  in  Pfennig  per  Kilo 

Differenz  in  der  Bewegung 
der  Steuerstädte  gegen  die 

Steuerstädte 

Nichtsteuerstädte 

Nichtsteuerstädte 

Aug.  auf  Sept. 

-  0,710 

+  1,057 

mehr  gefallen        0,440 

Sept.    «    Okt. 

+  1,170 

-f  0,990 

,     gestiegen      0,796 

Okt.     ,     Nov. 

+  1,054 

+  0,839 

0,992 

Nov.    ,    Dez. 

-  0,630 

-  0,540 

0,445 

Dez.     ,    Jan. 

—  0,671 

-  0,567 

,     gefallen        0,571 

Jan.     „     Febr. 

—  0,490 

-  0,410 

0,418 

Febr.   ,     März 

-  0,360 

+  0,681 

0,847 

März    ,     April 

—  0.272 

-  0,376 

0,600 

April   ,     Mai 

—  0,455 

+  0,394 

,     gestiegen      0,483 

Mai      ,    Juni 

4-  0,586 

+  0,725 

weniger    ,             0,476 

Juni     ,    Juli 

+  0,404 

—  0,400 

mehr         ,             0.804 

Juli     B     Aug. 

—  0,666 

—  0,415 

0,506 

')  Alle  einzelnen  in  10  Jahren  vorgekommenen  120  Bewegungsdifferenzen 
stehen  in  der  nachfolgenden  Tabelle. 
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XXL   Kartoffeln.     (Kein  SteuerwegfaU.)     Tabelle  XXI. 

Bei  Kartoffeln  tritt  der  Gegensatz  der  unbesteuerten  Artikel 
zu   den  besteuerten  schon  dadurch  hervor,  dass  auch  in  den  Steuer- 


Erbsen  sind  in   den  Steuerstädten 

um  Pfennig  per  Eil 

Angust  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,237  weniger  gefallen 

1872 

0,017  mehr  gefallen 

1873    0,389        ,        gestiegen 

1873 

0,132      ,      gestiegen 

1874    0,216  mehr 

1874 

0,796      , 

1875    0,193  weniger  gefallen 

1875 

0,807      ,      gefallen 

1876    0,440  mehr 

1876 

0,437      r, 

1877    0,126  weniger  gestiegen 

1877 

0,814      ,.      gestiegen 

1878    0,841  mehr  gefallen 

1878 

0,004  weniger    „ 

1879    0,295      , 

1879 

0,334  mehr 

1880    0,365      „     gestiegen 

1880 

0,616  weniger    , 

1881    0,323      ,     gefallen 

1881 

0,008 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872    0,557  weniger  gefallen 

1872 

0,039  weniger  gefallen 

1873    0,310        ,        gestiegen 

1878 

0,206  mehr 

1874    0,992  mehr 

1874 

0,003      ,          gestiegen 

1875    0,593      ,          gefallen 

1875 

0,084  weniger 

1876    0,169      , 

1876 

0,071        ^        gefallen 

1877    0,082  weniger  gestiegen 

1877 

0,070       , 

1878    0,202  mehr  gefallen 

1878 

0,090  mehr 

1879    0,325      ,      gestiegen 

1879 

0,140  weniger  gestiegen 

1880    0,465      , 

1880 

0,445  mehr  gefallen 

1881     0,216  weniger    , 

1881 

0,270  weniger    , 

Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,365  mehr  gefallen 

1873 

0,075  mehr  gefallen 

1873/74    0,509      , 

1874 

0,191      ,      gestiegen 

*     1874/75    0,216      „      gestiegen 

1875 

0,011      , 

1875/76    0,066      , 

1876 

0,418      ,      gefallen 

1876/77    0,571      ,      gefallen 

1877 

0,089  weniger    „ 

1877/78    0,286  weniger   „ 

1878 

0,020  mehr         , 

1878/79    0,348  mehr 

1879 

0,189  weniger     , 

1879/80    0,094  weniger  gestiegen 

1880 

0,180  mehr  gestiegen 

1880/81    0,120        «        gefallen 

1881 

0,331      .      gefallen 

1881/82    0,288        , 

1882 

0,222      , 

Februar  auf  März : 

März  auf  April: 

1873    0,036  weniger  gefallen 

1878 

0,454  mehr  gestiegen 

1874    0,819  mehr  gestiegen 

1874 

0,080      . 

1875    0,847      ,      gefallen 

1875 

0,577      ,      gefallen 

1876    0,151      , 

1876 

0,037  weniger    , 

1877    0,321  weniger    , 

1877 

0,209  mehr         , 

1878    0,507 

1878 

0,064  weniger    , 
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sfödten  die  Bewegungen  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  über- 
wiegend Steigerungen  und  Eonstanzen  sind,  während  die  Steuer- 
artikel stark  überwiegend  Preissenkungen  zu  verzeichnen  haben. 
Hierdurch  unterscheidet  sich  die  vorstehende  Tabelle  von  der  Tabelle 
der  Steuerartikel,  wie  sie  auch  noch  (gleich  den  Tabellen  der  übrigen 
steuerfreien  Artikel)  durch  Gleichheit  der  Bewegungen  in  Steuer- 
stadten  und  Nichtsteuerstadten  sich  auszeichnet,  während  die  beiden 
Städtearten  in  der  Bewegungsart  der  Steuerartikel  so  stark  differieren. 
Von  den  65  Nichtsteuerstädten  ^)  stiegen  im  Eartoffelpreis  33 
(=  51 »,  blieben  gleich  22  (=  34  »,  und  sanken  nur  10  (=  15  %). 
Ebenso  stiegen  von  den  52  Steuerstädten*)  im  Preis  29  (=56®/o), 
bheben  gleich  17  (=33<*/o),  und  sanken  nur  6  (=  11  7o). 


1879 

0,730  mehr  gestiegen 

1879 

0,286  weniger  gestiegen 

1880 

0,156      ,      gefallen 

1880 

0,600  mehr  gefallen 

1881 

0,093  weniger  gestiegen 

1881 

0,623      ,      gestiegen 

1882 

0,011         ,       gefallen 

1882 

0,148  weniger  gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  anf  Jnni : 

1873 

0,105  weniger  gestiegen 

1873 

0,476  weniger  gestiegen 

1874 

0,483  mehr 

1874 

0,189 

1875 

0,874      . 

1875 

0,259  mehr  gefallen 

1876 

0,142      . 

1876 

0,126      „      gestiegen 

1877 

0,012      . 

1877 

0,110      . 

1878 

0,097  weniger 

1878 

0,228  weniger    , 

1879 

0,045 

1879 

0,004 

1880 

0,169        . 

1880 

0,201  mehr         , 

1881 

0,026  mehr             , 

1881 

0,015  weniger  gefallen 

1882 

0,297      .      gefallen 

1882 

0,170  mehr 

Jnni  auf  Juli: 

Juli  anf  August: 

1873 

0,804  mehr  gestiegen 

1873 

0,486  mehr  gestiegen 

1874 

0,005  weniger    „ 

1874 

0,272  weniger    , 

1875 

0,547  mehr 

1875 

0,084  mehr  gestiegen 

1876 

0,128      , 

1876 

0,422      ,      gefaUen 

1877 

0.025  weniger    , 

1877 

0,008      , 

1878 

0,279  mehr 

1878 

0,139  weniger    , 

1879 

0,238      , 

1879 

0,090  mehr        , 

1880 

0,448      ,     gefallen 

1880 

0,506      ,      gestiegen 

1881 

0,077  weniger  gestiegen 

1881 

0,204  weniger  gefallen 

1882 

0,049  mehr  gefallen 

1882 

0,087  mehr 

>)  Es  fehlen  die  Angaben  für  Eartoffehi  ans  2  Nichtsteuerstädten:  Stendal 

und  Nordhaosen. 

«)E8 

fehlen   die  Angaben   für 

Kartoffeln  aus  3  Steuerstädten :    Glatz, 

Berlin,  Stettin. 
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Kartoffeln                       stiegen  und  blieben  gleich     sanken 
in  Prozent  aller  Nichtsteuerstödte     ....    85  15 

in        „       aller  Steuerst&dte 89  11 

Durchschnittlich  stiegen  (wie  die  Erbsen)  in  den  Steuerstädten 
die  KartoflFeln  von  4,921  auf  5,198  Pf.,  d.  h.  um  0,277  Pf.  Diese 
Bewegung  ist  nicht  so  gering,  als  sie  der  Ziffer  nach  scheint,  ist 
sie  doch  auf  100  kg  28  Pf.,  oder  bei  einem  Durchschnittspreis 
von  4,92  M.  per  100  kg  fast  6^/o.  Die  Nichtsteuerstädte  haben 
aber,  da  kein  Grund  zu  einer  verschiedenen  Bewegung  vorlag,  eben- 
falls eine  Durchschnittssteigerung  von  5,371  auf  5,538  Pf.,  d.  h. 
um  0,167  Pf.,  die  Mehrsteigerung  der  Steuerstädte  betrug  also  nur 
0,110  Pf.  per  Kilo  oder  11  Pf.  per  100  kg.  Diese  Steigerung  in 
beiden  Städtearten  ist  auch  keine  nur  der  Jahreswende  1874  auf 
1875  eigentümliche,  sondern  findet,  wenn  auch  «in  verschiedener 
Stärke,  ausnahmslos  in  der  Jahreswende  statt,  so  dass  also  nur  zwei 
Bewegungsdifferenzen  in  Frage  kommen,  nämlich,  ob  die  Steuerstädte 
mehr  steigen  oder  ob  sie  weniger  steigen  als  die  Nichtsteuerstädte. 
In  10  Jahren  findet  viermal  ein  Mehrsteigen,  sechsmal  ein  Weniger- 
steigen statt,  wie  die  folgende  Tabelle  nachweist. 


Durchschnittliche  Bewegung  der  KartoflFelpreise  in 

Pfennig 

Jahre 

per  Kilo  vom  Dezember  auf  Januar 

Steuerstädte 

Nichtsteuerstödte 

Steuerstädte  gegen 

1872^3 

4-  0,088 

+  0,020 

mehr  gestiegen 

0,068 

1873/74 

+  0,291 

+  0,136 

«                  r» 

0,155 

1874/75 

^  0,278 

-f  0.169 

D                    • 

0,104 

1875/76 

+  0,424 

4-  0,000 

n                  » 

0,424 

1876/77 

-h  0,122 

+  0,291 

weniger    , 

0,169 

1877/78 

+  0,098 

+  0,168 

w                n 

0,070 

1878/79 

4-  0,094 

+  0,121 

T                r* 

0,027 

1879/80 

+  0,114 

-f  0,264 

K                        9 

0,150 

1880/81 

+  0,065 

+  0,215 

»                       « 

0,150 

1881/82 

+  0,019 

+  0,031 

H                     »1 

0,012 

Während  die  Dezember-Januar-Bewegung  1875/76  nur  ein 
Steigen  um  0,424  Pf.  in  den  Steuerstädten  war,  haben  andere  Mo- 
nate ein  Steigen  um  2,100  Pf.,  und  ein  Sinken  um  2,180,  ja  um 
3,550  Pf.,  sehr  ähnlich  sind  aber  auch  die  Bewegungen  in  den 
Nichtsteuerstädten,  so  ähnlich,  dass  die  grösste  Bewegungsdifferenz 
unter  1  Pf.  per  Kilo  oder  unter  1  M.  per  100  Kilo  bleibt. 


1S2 


Digitized  by 


Google 


Statist.  Untersnchnngen  zur  Frage  der  Steuerüberwälzung. 


183 


Die  einzelnen  Maximalbewegungen  und  Maximaldifferenzen  in 
den  Bewegungen  der  Kartoffeln^)  sehe  man  in  der  folgenden 
Tabelle. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahr  vorkommende 
Preisbewegang  der  Kartoffeln  in  Pfennig  per  Kilo 


Höchste  in  irgend  einem 
Monate  vorkommende 


^)  Alle  einzelnen  in  10  Jahren 
in  der  folgenden  Tabelle. 
Kartoffeln  sind  in  den  Steu 
August  auf  September: 

1872    0,204  weniger  gefallen 
0,077  mehr 
0,050      , 
0,080      , 

0,111  weniger         „ 
0,335  mehr 
0,082  weniger        , 
0,120  mehr 

0,194  weniger  gestiegen 
0,210        ,        gefallen 
Oktober  auf  November: 

1872    0,098  weniger  gestiegen 
0,152        ,        gefallen 
0,059  mehr  gestiegen 
0,106      ,      gefallen 
0,092  weniger    „ 
0.031        ,    gestiegen 
0,127  mehr  ^ 

0,020      , 

0,127  weniger  gefallen 
0,042 


1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


1873 
1874 
1875 
1876 

1877 
1878 
1879 
1880 

1881 


vorgekommenen  120  Bewegungen  stehen 

orstädten  um  Pfennig  per  Kilo 
September  auf  Oktober: 

1872  0,294  mehr  gefallen 

1873  0,102      , 

1874  0,402  weniger   , 

1875  0,127  mehr 

1876  0,043  weniger  , 

1877  0,278  mehr  gestiegen 

1878  0,028  weniger     , 

1879  0,096  mehr 

1880  0,158  weniger  gefallen 

1881  0,531 

November  auf  Dezember: 
1872    0,052  mehr  gefallen 
0,194      , 

0,081  weniger  gestiegen 
0,106  mehr 
0,121  weniger        „ 
0,111  mehr  gefallen 
0,081      , 


1873 
1874 
1875 

1876 
1877 

1878 
1879 

1880 
1881 


0,076 
0,107 
0,033 


gestiegen 
gefallen 


183 


Digitized  by 


Google 


184 


E.  Laspeyres, 


XXn.   Heu.     (Kein  SteuerwegfaU.)     TabeUe  XXIl. 

Die  Heupreise  sind  Dezember  1874   auf  Januar  1875  in   20 
(=32»  der  62  Nichtsteuerstädte  i)   gestiegen,  in  34   (=55» 


Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar  : 

1872/73    0,068  mehr  gestiegen 

1878 

0,024  weniger  gestiegen 

1873/74    0,156      , 

1874 

0,071 

1874/75    0,104      , 

1875 

0,037 

1875/76    0,424     , 

1876 

0,025        .         gefallen 

1876/77    0,169  weniger    , 

1877 

0,055  mehr  gestiegen 

1877/78    0,070       , 

1878 

0,035  weniger    , 

1878/79    0,027       . 

1879 

0,103       . 

1879/80    0,150       , 

1880 

0,002  mehr 

1880/81    0,150       . 

1881 

0,012  weniger    , 

1881/82    0,012       . 

1882 

0,088  mehr        „ 

Februar  auf  M&rz  : 

M&rs  auf  April: 

1878    0,024  mehr  gestiegen 

1873 

0,061  weniger  gefallen 

1874    0,023  weniger    , 

1874 

0,037  mehr  gestiegen 

1875    0,209  mehr 

1875 

0,095     .     gefallen 

1876    0,015      . 

1876 

0,035      . 

1877    0,018  weniger    . 

1877 

0,238      ,     gestiegen 

1878    0,048  mehr 

1878 

0,014     ,      gefallen 

1879    0,050      , 

1879 

0,130      •      gestiegen 

1880    0,095      . 

1880 

0,188  weniger  gefallen 

1881    0,048     .     gefallen 

1881 

0,029  mehr  gestiegen 

1882    0,035     . 

1882 

0,021  weniger  gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1873    0,026  mehr  gestiegen 

1873 

0,181  mehr  gestiegen 

1874    0,026      , 

1874 

0,229  weniger    , 

1875    0,106  weniger  gefallen 

1875 

0,106        ,        gefaUen 

1876    0,158        .        gestiegen 

1876 

0,083        ,        gestiegen 

1877    0,245 

1877 

0,252 

1878    0,081        ,        gefallen 

1878 

0,149        ,       gefaUen 

1879    0,224        „        gestiegen 

1879 

0,140        .        gestiegen 

1880    0,098        „        gefallen 

1880 

0,280  mehr 

1881    0,060  mehr  gestiegen 

1881 

0,173     „ 

1882    0,065      .      gefallen 

1882 

0,055      , 

Juni  auf  Juli: 

Juli  auf  August: 

1873 

0,854  mehr  gefallen 

1874    0,764      , 

1874 

0,491  weniger    , 

1875    0,466  weniger    , 

1875 

0,004  mehr  gestiegen 

1876    0,580  mehr 

1876 

0,256     ,     gefallen 

1877    0,140      , 

1877 

0,280      . 

^)  Es  fehlen  die  Angaben  fQr  Heu  aus  folgenden  5  Nichtsteuerst&dten: 
Witten^  Sommerfeld,  Fürstenwalde,  Lauban,  Waidenburg. 
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gleich  geblieben,  und  nur  in  8  (^  13  ^/o)  gefallen.  Fast  gerade  so 
in  den  54  Steuerstädten  ^),  von  denen  24  (=44^/o)  ein  Steigen, 
20  (=37»   ein  Gleichbleiben,   und  nur  10  (=  19»  ein  Sinken 

aufweisen. 

Heu                             stieg  und  blieb  gleich  sank 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte      ...  87  18 

in        „       aller  Stenerstädte 81  19 

Beide  Städtearten  gleichen  sich  in  dem  ganz  gleichen  Anteil 
der  Preissenkungen  mit  13  und  19®/o. 

Auch  in  der  Durchschnittsbewegung  gleichen  sie  sich  sehr. 
Die  Steuerstädte  stiegen  von  9,213  auf  9,309  Pf.,  d.  h.  um  0,096  Pf. 
per  Kilo,  die  Nichtsteuerstädte  von  9,761  auf  9,918  Pf.,  d.  h.  um 
0,157  Pf.,  so  dass  die  Steuerstädte  um  0,061  Pf.  weniger  gestiegen 
sind.  Die  Jahreswende  1874/75  unterscheidet  sich  auch  wenig  von 
den  anderen  Jahreswenden,  eine  Bewegung  und  zwar  eine  Steigerung 
um  */2  Pf.  fand  nur  einmal  1875/76  in  den  Steuerstädten  statt, 
sonst  hielten  sich  die  Bewegungen,  und  zwar  weit  überwiegend  in 
beiden  Städtearten  Steigerungen,  um  ^lio  Pf.,  oft  um  sehr  viel  weniger. 
Auch  ist  die  grösste  Bewegungsdi£Ferenz  zwischen  Steuerstädten  und 
Nichtsteuerstädten  nur  einmal  1875/76  ^2  Pf.,  sonst  nur  ^jio  Pf.  oder 
viel  weniger.    Das  Nähere  ist  aus  der  folgenden  Tabelle  zu  ersehen. 

Bewegung  der  Heupreise  von  Dezember  auf  Januar  in 
Pfennig  per  Kilo. 


Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuerstädte 

Steuerst&dte  gegen 
Nichtsteuerst&dte 

1872/73 

+  0,052 

-4-  0,073 

weniger  gestiegen  0,021 

1873/74 

-h  0,191 

+  0,044 

mehr             ,         0,047 

1874/75 

+  0,096 

+  0,157 

weniger         ,         0,061 

1875/76 

+  0,552 

+  0,046 

mehr             ,         0,506 

187G/77 

—  0,121 

-  0,081 

gefaUen  0,040 

1877/78 

—  0,004 

—  0,059 

weniger          ^        0,055 

1878/79 

-  0,079 

+  0,059 

mehr              ,        0,138 

1879/80 

+  0,057 

+  0.172 

weniger  gestiegen  0,115 

1880/81 

+  0,085 

+  0,141 

gefallen     0,056 

1881/82 

+  0,091 

-h  0,037 

mehr  gestiegen       0.054 

1878  0,057  weniger  gestiegen  1878 

1879  0,287  mehr         ,  1879 

1880  0.123  weniger    ,  1880 

1881  0,410        ,  ,  1881 

1882  0,611        y,  ,  1882 


0,171  weniger  gefallen 
0,073        ,        », 
0,385  mehr 
0,185      , 
0,185  weniger   , 


')  Es  fehlt  die  Angabe  für  Heu  in  der  Steuerstadt  Kolberg. 
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Sind  im  Winter  die  Bewegungen  der  Heupreise  so  gering, 
so  stellen  sie  sich  auch  selbstverständlich  in  den  anderen  Monaten 
höher,  zu  den  Zeiten  aber,  in  denen  die  Steuerstädte  eine  starke  Be- 
wegung haben,  wie  einmal  vom  Juni  auf  Juli  ein  Sinken  um  1,110  Pf., 
ist  fast  dasselbe  Sinken  in  den  Nichtsteuerstädten  zu  bemerken.  So 
ist  der  Unterschied  zwischen  beiden  Städtearten  fast  immer  ein  ganz 
kleiner«,  nur  einmal  ist  vom  Juli  auf  August  die  Bewegungsdifferenz 
fast  1  Pf.  per  Kilo  oder  1  M.  per  100  kg,  sonst  immer  sind  die 
Differenzen  viel  kleiner  und  wieder  ohne  ausgesprochenen  Charakter, 
d.  h.  bald  Mehrsteigen,  bald  Mehrfallen,  bald  Wenigersteigen,  bald 
Wenigerfallen.  Die  Maximalbewegungen  stehen  in  der  folgenden 
Tabelle. 


Höchste  in  irgend  einem  Jahr  hei  Heu  *) 

Höchste  in  irgend 

einem 

vorkommende  Preisbewegung 

Monate  vorkommende 
DiflPerenz  der  Bewegung 

Monat 

Steuer- 

Nicht- 

von  Steuerstädten 

gegen 

stödte 

ateuerstädte 

Nichtfiteuerstädte 

August        auf  September 

-  0,891 

—  0,324 

mehr  gestiegen 

0,276 

September    ,    Oktober 

+  0,394 

+  0,545 

weniger     ^ 

0,182 

Oktober        ,    November 

+  0,385 

+  0387 

y                 T 

0,223 

November     ,    Dezember 

—  0,259 

-f  0,322 

mehr  gefallen 

0,280 

Dezember     ,    Januar 

+  0,652 

+  0,172 

,      gestiegen 

0,506 

Januar          ,    Februar 

—  0,170 

+  0,223 

r      gefallen 

0,214 

Februar        ^    März 

+  0,209 

+  0,161 

r>                   T 

0,145 

M&rz             r    April 

+  0,291 

-  0,254 

,      gestiegen 

0,153 

April             ,    Mai 
Mai               ,    Juni 

+  0,621 

+  0,557 

r                       r 

0,269 

—  0,550 

—  0,561 

^      gefallen 

0,379 

Juni              r.    Juli 

—  1,110 

—  1,010 

-                            T 

0,866 

Juli               „    August 

—  0,427 

—  0,497 

r                   T 

0,853 

*)  Die  einzelnen  in  10  Jahren  vorkommenden  Bewegungsdifferenzen  finden 
sich  in  der  folgenden  Tabelle. 

Heu  ist  in  den  Steuerstädten  Pfennig  per  Kilo 


August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,050  mehr  gestiegen 

1872    0,022  mehr  gestiegen 

1873    0,024  weniger    , 

1873    0,045      , 

1874    0,138  mehr 

1874    0,151  weniger     , 

1875    0,276      , 

1875    0,168 

1876    0,124  weniger     „ 

1876     0,182 

1877    0,140  mehr  gefallen 

1877    0,018         ,       gefallen 

1878    0,205      r      gestiegen 

1878    0,097         r      gestiegen 

1879    0,227      ,      gefallen 

1879    0,063 

1880    0,147      y,      gestiegen 

1880    0,150  mehr 

1881    0,104      , 

1881    0,018      , 
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XXIII.   Stroh  und  zwar  Richtstroh. 

TabeUe  XXIH. 


(Kein  Steuerwegfall.) 


Der  Preis  des  Strohes  stieg  in  30  (=  49  ®/o)  der  61  Nichtsteuer- 
städte ^),   blieb  gleich  in  27  (=  44  ^'o),  und  sank  nur  in  4  Städten 


Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872 

0,084  weniger  gestiegen 

1872 

0,009  mehr  gestiegen 

1873 

0,026        . 

1873 

0,157  weniger    , 

1874 

0,008  mehr 

1874 

0,124        . 

1875 

0,029  weniger 

1875 

0,151 

1876 

0,223 

1876 

0,169  mehr         „ 

1877 

0,204  mehr             „ 

1877 

0,160      «      gefaUen 

1878 

0,117      . 

1878 

0,280      , 

1879 

0,063  weniger 

1879 

0,262  weniger  gestiegen 

1880 

0,038        . 

1880 

0,126  mehr  gefallen 

1881 

0,075  mehr             „ 

1881 

0,025  weniger   , 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,021  weniger  gestiegen 

1873 

0,042  weniger  gestiegen 

1873/74    0,047  mehr 

1874 

0,035 

1874/75   %mi  weniger       , 

1875 

0,138 

1875/76    0,506  mehr 

1876 

0,128  mehr  gefallen 

1876/77    0,040      ,      gefallen 

1877 

0,054      , 

1877/78    0,055  weniger    „ 

1878 

0,029      , 

1878/79    0,138  mehr 

1879 

0,010  weniger    „ 

1879/80    0,115  weniger  gestiegen 

1880 

0,098  mehr        „ 

1880/81    0,056 

1881 

0,114  weniger  gestiegen 

1881/82    0,054  mehr 

1882 

0,214  mehr  gefallen 

Februar  auf  März : 

März  auf  April: 

1878 

0,082  mehr  gestiegen 

1873 

0,102  mehr  gestiegen 

1874 

0,021  weniger    „ 

1874 

0,106  weniger     „ 

1875 

0,048  mehr         , 

1875 

0,022 

1876 

0,020  weniger  gefallen 

1876 

0,086  mehr  gefallen 

1877 

0,056 

1877 

0,084      ,      gestiegen 

1878 

0,037  mehr           , 

1878 

0,043  weniger    , 

1879 

0,044  weniger  gestiegen 

1879 

0,045 

1880 

0,145  mehr  gefallen 

1880 

0,007  mehr  gefallen 

1881 

0,042      ,     gestiegen 

1881 

0,153      «     gestiegen 

1882 

0,026  weniger  gefallen 

1882 

0,058  weniger  gefallen 

April  auf  Mai : 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,023  mehr  gestiegen 

1873 

0,305  mehr  gestiegen 

1874 

0,004  weniger    , 

1874 

0,118  weniger    , 

1875 

0,269  mehr 

1875 

0,015        ,        gefallen 

1876 

0,140      .      gefallen 

1876 

0,100  mehr  gestiegen 

>)Es 

fehlen  für  Richtstroh  die  Angaben  aus  folgenden  6  Nichtsteuer- 

st&dten:  Waidenburg,  Witten,  Fürstenwalde,  Sommerfeld,  Lauban,  Erenasnach. 
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(=7*^/0).  Ebenso  stieg  der  Preis  in  32  der  54  Steuerstädte  ^) 
(=59<>/o),  blieb  gleich  in  17  (=  32»,  und  fiel  nur  in  5  Städten 
(=  9  ®/o).  Ein  Preissinken  kommt  also  fast  gar  nicht  vor  und  ein 
unterschied  zwischen  beiden  Städtearten  ist  ebensowenig  zu  be- 
merken: 

Richtstroh  stieg  und  blieb  gleich  fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte  ...        93  7 

in  Prozent  aller  Stenerstädte      ....        89  11 

Der  Preis  von  Stroh  wie  der  von  Heu  und  Kartoffeln  steigt 
in  den  Steuerstädten  Dezember  1874  auf  Januar  1875  von  4,848 
auf  5,070  Pf.,  d.  h.  um  0,222  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  fast 
ebensoviel,  von  4,908  auf  5,133  Pf.,  d.  h.  um  0,225  Pf.  per  Kilo, 
die  Steuerstädte  sind  also  um  0,105  Pf.  weniger  gestiegen.  Das 
Stroh  bewegt  sich  überhaupt  in  der  Jahreswende  nur  wenig,  nur 
einmal,  1875  auf  1876,  ist  in  Steuerstädten  wie  in  Nichtsteuer- 
städten eine  Steigerung  um  V*  Pf-  zu  verzeichnen,  0,511  Pf.  und 
0,541  Pf.,  die  Steigungsdifferenz  ist  also  nur  ein  Wenigersteigen 
der  Steuerstädte  um  0,030  Pf.  Alle  anderen  8  Jahre  haben  in 
beiden  Städtearten  nur  ganz  minimale  Bewegungen  unter  einem 
Zehntelpfennig,  oft  sehr  bedeutend  darunter,  so  dass  die  Steuerstädte 
bald  ein  ganz  kleines  Mehrsteigen,  Wenigersteigen,  Mehrfallen^ 
Wenigerfallen  zeigen,  wie  dies  die  folgende  Tabelle  angibt. 


1877  0,151  mehr  gestiegen  1877  0,130  weniger  gefallen 

1878  0,196    weniger  gefallen  1878  0.103 

1879  0,072  „        gestiegen  1879  0,016  mehr  gestiegen 

1880  0,081  „  ,  1880  0,179  weniger     . 

1881  0,167  mehr  .  1881  0,045 

1882  0,155  weniger  gefallen  1882  0,379  mehr  gefallen 

Juni  auf  Juli:  Juli  auf  August: 

1878  0,305  mehr  gefallen  1873  0,113  mehr  gestiegen 

1874  0,131  weniger  gestiegen  1874  0,853      , 

1875  0,366  mehr  gefaUen  1875  0,269      „ 

1876  0,274  weniger    „  1876  0,010  weniger  gefallen 

1877  0,139        ,  .  1877  0,093 

1878  0,102        ,  ,  1878  0,058 

1879  0,219        ,  «  1879  0,190  mehr  gestiegen 

1880  0,111  mehr         ,  1880  0,230  weniger  gefallen 

1881  0,077      ,  .  1881  0,015 

1882  0,362  weniger    „  1882  0,040 

*)  Es  fehlt  für  Richtstroh  die  Angabe  aus  der  Steuerstadt  Kolberg. 
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Durchschnittliche  Bewegung  von  Richtstroh  in  Pfennig 

Jahre 

per 

Kilo  vom  Dezemher  auf  Januar 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
städte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

+  0,040 

+  0,077 

weniger  gestiegen   0,037 

1873,74 

+  0,022 

-  0,010 

mehr              ,          0,032 

1874/75 

+  0,194 

+  0,225 

weniger         ,          0,081 

1875/76 

+  0.511 

+  0,541 

0,030 

1876/77 

—  0,167 

-  0,073 

mehr  gefallen         0,094 

1877/78 

-  0,038 

—  0,091 

weniger    ,               0,053 

1878/79 

-  0,006 

+  0,055 

mehr        „               0,061 

1879/80 

+  0,068 

-f  0.059 

0,009 

1880/81 

+  0,022 

+  0,238 

weniger  gestiegen  0,216 

1881/82 

—  0,056 

-  0,031 

mehr  gefallen         0,025 

Beim  Stroh  sind  übrigens  alle  Bewegungen  von  Monat  zu 
Monat  sehr  gering,  auch  in  den  anderen  Monaten  erheben  sich  wie 
Yom  Dezember  auf  Januar  die  Preise  nie  um  1  Pf.,  die  Monate  sind 
auch  untereinander  sehr  ähnlich,  und  die  beiden  Städtearten  diffe- 
rieren untereinander  auch  sehr  gleichmässig,  so  dass  die  Bewegungs- 
differenzen  immer  ein  Mehrsteigen,  Mehrsinken,  Wenigersteigen  oder 
Wenigersinken  unter  ^fe  Pf.,  gewöhnlich  sehr  viel  unter  V«  P^«  ^^' 
tragen,  laut  folgender  Tabelle. 


Grösste  vorkommende  durchschnittliche  Bewegung 

Grösste  in  irgend   einem 

von 

Richtstroh »)  m 

irgend  emem  Jahr 

Monate  vorkommende  Dif- 

ferenz in  der  Bewegung 

x. 

«•.     _x^ 

Steuer- 

Nichtsteuer- 

der Steuerstädte  gegen  die 
Nichtsteuerstädte 

muiukvc 

städte 

städte 

August 

auf  September 

—  0,494 

—  0,645 

mehr  gestiegen      0,233 

September 

,    Oktober 

+  0,449 

-  0,320 

0,238 

Oktober 

„    November 

+  0,470 

--  0,485 

weniger    ,              0,169 

November 

,    Dezember 

+  0,585 

+  0,438 

mehr         „             0,147 

Dezember 

^    Januar 

+  0,511 

+  0,541 

weniger     „              0,216 

Januar 

,    Februar 

-  0,285 

—  0.268 

mehr  gefallen        0,236 

Februar 

,    März 

—  0,365 

—  0,228 

0,223 

März 

.    Aprü 
,    Mai 

—  0,355 

—  0,334 

0,111 

Aprü 

—  0,434 

+  0,553 

weniger  gestiegen  0,282 

Mai 

,     Juni 

4-  0,543 

-  0,485 

0,284 

Juni 

,    JuU 

—  0,535 

—  0,577 

mehr             ,          0,180 

JoU 

,    August 

—  0,595 

-  0,841 

weniger  gefallen    0,436 

Alle  einzelnen  in  10  Jahren  beobachteten  120  Preisbewegungsdifferenzen 


stehen  in  der  folgenden  Tabelle. 
August  auf  September: 

1872  0,233  mehr  gestiegen 

1873  0,189      ,      gefallen 


September  auf  Oktober: 

1872  0,051  mehr  gestiegen 

1873  0,002      , 
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XXIV.  Kruramstroh.     (Kein  Steuerwegfall.)     Tabelle  XXIV. 

Dass    endlich    die  Preisbewegung   von    Krummstaroh   nur    aus 
31   Nichtsteuerstädten  ^)   und  gar  nur  aus   19   Steuerstädten*)    zur 


1874    0,038  weniger  gefallen 

1874 

0,126  mehr  gestiegen 

1875    0,113       ,        gestiegen 

1875 

0,031  weniger    , 

1876    0,019  mehr 

1876 

0,103 

1877    0,151  weniger  gefallen 

1877 

0,073        ,        gefallen 

1878    0,052 

1878 

0,086        „        gestiegen 

1879    0,029  mehr  gestiegen 

1879 

0,001  mehr             , 

1880    0,072      , 

1880 

0,009  weniger 

1881    0,109      , 

1881 

0,238  mehr 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872    0,007  mehr  gestiegen 

1872 

0,079  mehr  gestiegen 

1873    0,007  weniger    , 

1873 

0,039  weniger    „ 

1874    0,047  mehr 

1874 

0,025  mehr         ^ 

1875    0,015  weniger    „ 

1875 

0,147      , 

1876    0,169       , 

1876 

0,073      , 

1877    0,113  mehr 

1877 

0,079      ,      gefallen 

1878    0,081      , 

1878 

0,058      , 

1879    0,059      , 

1879 

0,092      y,      gestiegen 

1880    0,035      . 

1880 

0,035  weniger    , 

1881    0,084      , 

1881 

0,053  mehr 

Dezember  auf  Januar: 

Januar  auf  Februar: 

1872/78    0,037  weniger  gestiegen 

1873 

0,024  mehr  gestiegen 

1873/74    0.032  mehr 

1874 

0,036  weniger     „ 

1874/75    0,081  weniger 

1875 

0,038  mehr 

1875/76    0,080       , 

1876 

0,236      ,      gefallen 

1876/77    0,094  mehr  gefallen 

1877 

0,017      , 

1877/78    0,053  weniger    , 

1878 

0,111      , 

1878/79    0,061  mehr 

1879 

0,017      , 

1879/80    0,009      ,      gestiegen 

1880 

0,024  weniger  gestiegen 

^)  Es  fehlen  für  Erummstroh  die  Angaben  aus  folgenden  36  Nichtsteuer- 
städten: Oschersleben ,  Halberstadt,  Demmin,  Hamm,  Waidenburg,  Stendal, 
Neuss,  Gladbach,  Schwiebus,  Fürstenwalde,  Eattowitz,  Duisburg,  Bielefeld, 
Spremberg,  Minden,  Sorau,  Sangerhausen,  Leobschütz,  Luckenwalde,  Langen- 
salza, Eisleben,  Dortmund,  Solingen,  Eilenburg,  Münster,  Erfurt,  Sommerfeld, 
Kreuznach,  Hirschberg,  Lauban,  Bochum,  Eberswalde,  Witten,  Grünberg,  Mühl- 
hausen, Gumbinnen. 

^)  Es  fehlen  fQr  Krummstroh  die  Angaben  aus  folgenden  36  Steuerstädten: 
Stolp,  Neustadt,  Köslin,  Marienbnrg,  Frankfurt,  Bonn,  Königsberg,  Berlin,  Kleve, 
Stargard,  Brandenburg,  Neu-Ruppin,  Oppeln,  Torgau,  Küstrin,  Danzig,  Stral- 
sund, Lissa,  Wittenberg,  Neisse,  Brieg,  Trier,  Thom,  Kolberg,  Halle,  Düsseldorf, 
Kottbus,  Tilsit,  Merseburg,  Glogau,  Liegnitz,  Ratibor,  Graudenz,  Wesel,  Ra- 
witsch,  Bromberg. 
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Verfügung  steht,  macht  zum  Glück  nicht  viel  aus,  da  ja  Richtstroh- 
preise in  genügendem  Masse  vorhanden  sind.  Dieser  Umstand,  dass 
so  wenig  Preise  zur  Verfügung,  ist  sogar  insofern  günstig,  weil  er 
zeigt,  wie  ausgeprägt  der  Charakter  der  Preisbewegung  ist,  wenn 
sie  statt  in  der  «grossen  Zahl*  schon  in  der  „kleinen  Zahl*  genügend 
in  Erscheinung  tritt. 

Von  den  nur  31  Nichtsteuerstädten  sind  vom  Dezember  1874 
auf  Januar  1875  15  (=48<^/o)  im  Preise  gestiegen,  15  (=48<>/o) 
blieben  gleich,  und  nur  1  (=  4  %)  fiel.     Ebenso  sind  von  den  nur 


1880/81    0,216  weniger  gestiegen 

1881 

1881/82    0,025  mehr  gefallen 

1882 

0,104        ,        gefallen 

Februar  auf  M&rz: 

März  auf  April: 

1873 

0,029  mehr  gestiegen 

1873 

0,092  mehr  gestiegen 

1874 

0,015  weniger    „ 

1874 

0,044      , 

1875 

0,031  mehr  gefallen 

1875 

0,014  weniger    , 

1876 

0,021  weniger    ^ 

1876 

0,111  mehr  gefallen 

1877 

0,228  mehr 

1877 

0,059      , 

1878 

0,054      , 

1878 

0,017  weniger    , 

1879 

0,036      .    . 

1879 

0,035  mehr  gestiegen 

1880 

0,005      ,      gestiegen 

1880 

0,012      , 

1881 

0,030      . 

1881 

0,065  weniger    , 

1882 

0,137      ,      gefallen 

1882 

0,021  mehr  gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni : 

1873 

0,098  weniger  gestiegen 

1878 

0,199  mehr  gestiegen 

1874 

0,097  mehr  gefallen 

1874 

0,013  weniger    , 

1875 

0,095      ,      gestiegen 

1875 

0,161  mehr  gefallen 

1876 

0,282  weniger    ^ 

1876 

0,058      ,      gestiegen 

1877 

0,008  mehr  gefallen 

1877 

0,105      ,      gefallen 

1878 

0,059  weniger    „ 

1878 

0,071  weniger    , 

1879 

0,248        ,        gestiegen 

1879 

0,060  mehr  gestiegen 

1880 

0,027        , 

1880 

0,026      „ 

1881 

0,134        , 

1881 

0,284  weniger    , 

1882 

0,153  mehr  gefallen 

1882 

0,117  mehr  gefallen 

Juni  auf  Juli: 

Juli  auf  August: 

1873 

0,096  mehr  gefallen 

1873 

0,111  weniger  gefalle» 

1874 

0,048      . 

1874 

0,068 

1875 

0,074      , 

1875 

0,367  mehr  gestiegen 

1876 

0,180      ,      gestiegen 

1876 

0,095  weniger  gefallen. 

1877 

0,042  weniger  gefallen 

1877 

0,150 

1878 

0,148  mehr 

1878 

0,065 

1879 

0,018      ,      gestiegen 

1879 

0,012        , 

1880 

0,017  weniger    , 

1880 

0,019 

1881 

0,121  mehr         , 

1881 

0,115  mehr 

1882 

0,088      .      gefallen 

1882 

0,436  weniger 
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19  Steuerstädten   7  (=37»  gestiegen,    11   (=58<>/o)   gleich   ge- 
blieben, und  wieder  nur  1  (=  5  ^/o)  im  Preise  gefallen. 

Knmunstroh  stieg  und  blieb  gleich  fiel 

in  Prozent  aller  Nichtsteuerstädte  ...        96  4 

in  Prozent  aller  Steuerstädte      ....        95  5 

Durchschnittlich  stiegen  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875 
die  Strohpreise  in  den  Steuerstädten  von  4,468  auf  4,567  Pf.,  d.  h. 
um  0,099  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  von  3,997  auf  4,290  Pf., 
d.  h.  um  0,293  Pf.,  stiegen  also  um  0,194  in  den  Steuerstädten 
weniger.  Die  Wintermonate  Dezember-Januar  zeichnen  sich  immer 
durch  geringe  Bewegungen  aus  und  durch  noch  geringere  Be- 
wegungsdifferenzen aller  vier  Arten  Mehrsteigen  und  Mehrfallen, 
Wenigersteigen  und  Wenigerfallen.  Nur  einmal  ist  die  Bewegungs- 
differenz noch  etwas  grösser  als  1874/75,  nämlich  1876/77  ein 
Mehrfallen  um  0,246  Pf.  Alle  anderen  Bewegungsdifferenzen  sind 
nach  der  folgenden  Tabelle  ganz  klein. 


Durchschnittliche  Bewegung  von  Krummstroh  in  Pfennig 

per 

Kilo  vom  Dezemher  auf  Januar 

Jahre 

Steuerstädte 

Nichtsteuer- 
stadte 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

1872/73 

-  0,045 

+  0,135 

mehr  gefallen          0,180 

1873/74 

-f  0,119 

-  0,030 

0,149 

1874/75 

^  0,099 

+  o,m 

weniger  gestiegen  0,194 

1875/76 

+  0,305 

+  0,453 

gefallen     0,148 

1876/77 

-  0,265 

-  0,019 

mehr             ,           0,246 

1877/78 

-  0,017 

-  0,065 

weniger        ,           0,048 

1878/79 

-  0,100 

+  0,037 

mehr             ,           0,137 

1879/80 

+  0,119 

+  0,063 

,      gestiegen        0,056 

1880/81 

4-  0,007 

4-  0,183 

weniger    „               0,176 

1881/82 

-r  0,015 

-  0,091 

mehr         „               0,106 

In  anderen  Monaten  kommen  etwas  grössere  Bewegungen,  aber 
keine  grösseren  Bewegungsdifferenzen  vor,  weil  die  Bewegungen  der 
Steuerstädte  denen  der  Nichtsteuerstädte  sehr  ähnlich  sind.  Die 
Bewegung  in  anderen  Monaten  erreicht  aber  nirgends  1  Pf.  per 
Kilo,  die  grösste  Bewegung  ist  einmal  vom  Juli  auf  August  mit 
0,777  Pf.  in  den  Steuerstädten  und  0,946  Pf.  in  den  Nichtsteuer- 
städten, Differenz  ein  Wenigerfallen  um  0,169  Pf.  in  den  Steuer- 
städten. Die  grösste  Bewegungsdifferenz  überhaupt  von  0,365  Pf. 
fallt  gleichfalls  auf  einen  Juli-August  mit  0,365  Pf.  Wenigerfallen 
der  Steuerstädte;  alle  anderen  Bewegungen  und  Bewegungsdifferenzen 
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stehen,  wie  dies  die  folgende  Tabelle  zeigt,  gleich  sehr  stark  hinter 
den  eben  genannten  zurück. 


Grösste  in  irgend  einem  Jahr  vorkommende 

Durchschnittebewegung  von  Krummstroh*) 

in  Pfennig  per  Kilo 

Grösste  in   irgend  einem 
Monate  vorkommende  Dif- 
ferenz in  der  Bewegung 
der  Steuerstädte  gegen  die 
Nichtsteuerstädte 

Monate 

Steuer- 
städte 

Nichtsteuer- 
städte 

August       auf  September 
September    ,    Oktober 
Oktober        „    November 
November     ^    Dezember 
Dezember     ,.    Januar 
Januar          „    Februar 
Februar        ,    März 
März             ^    Aprü 
April             „    Mai 
Mai               „    Juni 
Juni              «    Juli 
Juli               y,     August 

-  0,333 
+  0,330 
+  0,338 
+  0,416 
+  0,305 

-  0,258 

-  0,330 

-  0,385 

-  0,307 

-  0,521 

-  0,384 

-  0,777 

—  0,233 
+  0,257 
+  0,326 
+  0.268 
+  0,453 
+  0,226 

—  0,324 

—  0,201 
+  0,366 
+  0,543 

—  0,531 

—  0,946 

mehr  gestiegen       0,232 
0,198 
0,199 
0444 
.       gefallen         0,246 
0,106 
0.179 
0,184 

weniger  gestiegen  0.204 

mehr              ^         0.258 
,      gefallen        0,227 

weniger     ,               0,365 

0  Alle  einzelnen  in  10  Jahren 
stehen  in  der  folgenden  Tabelle. 


beobachteten  120  Bewegungsdifferenzen 


ummstroh  ist  in  den  Steuerf 

Städten  um  Pfennig  per  Kilo 

August  auf  September: 

September  auf  Oktober: 

1872    0,181  mehr  gefallen 

1872 

0,044  mehr  gestiegen 

1873    0,142      , 

1873 

0,188  weniger    , 

1874    0,023      .      gestiegen 

1874 

0,195  mehr  gefallen 

1875    0,185  weniger     , 

1875 

0,192      ,      gestiegen 

1876    0,018  mehr 

1876 

0,055  weniger     , 

1877    0,020  weniger  gefallen 

1877 

0,022        . 

1878    0,008  mehr  gestiegen 

1878 

0,024  mehr 

1879    0,066      . 

1879 

0,023  weniger     , 

1880    0,072      , 

1880 

0,112        , 

1881    0,232      , 

1881 

0,198  mehr         , 

Oktober  auf  November: 

November  auf  Dezember: 

1872    0,108  mehr  gestiegen 

1872 

0,082  mehr  gestiegen 

1878    0,199      . 

1873 

0,102  weniger     ^ 

1874    0,082      « 

1874 

0,018  mehr 

1875    0,183  weniger    , 

1875 

0,144      , 

1876    0,074 

1876 

0,079      , 

1877    0,156        ,        gefaUen 

1877 

0,084      .      gefallen 

1878    0,047  mehr 

1878 

0,052      , 

1879    0,034  weniger  gestiegen 

1879 

0,047      ,      gestiegen 

1880    0,053  mehr 

1880 

0.028  weniger     „ 

1881    0,088      , 

1881 

0,137  mehr         , 
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Bisherige  Resultate  über   die  Bewegungen    der  Nicht- 
steuerartikel   im    Gegensatz    zu    den    Bewegungen    der 

Steuerartikel. 

1.  Während  von  den  Steuerstadten  nur  36  ^/o  ein  Steigen  und 
Gleichbleiben  der  Steuerartikel  erlebten  und  64  ^/o  ein  Sinken,  waren 


Dezember  auf  Januar : 

Januar  auf  Februar: 

1872/73    0,180  mehr  gefallen 

1873 

0,047  weniger  gefallen 

1873/74    0.149      ,      gestiegen 

1874 

0,100        .        gestiegen 

1874/75    0,205  weniger     „ 

1875 

0,004  mehr 

1875,76    0,148 

1876 

0,106      ^      gefallen 

1876/77    0,246  mehr  gefallen 

1877 

0,081      „ 

1877/78    0.048  weniger    , 

1878 

0,015  weniger    , 

1878/79    0,137  mehr 

1879 

0,049  mehr  gestiegen 

1879/80    0,056      ,      gestiegen 

1880 

0,033  weniger    „ 

1880/81    0,116  weniger    , 

1881 

0,005  mehr         , 

1881/82    0,106  mehr 

1882 

0,059      .      gefallen 

Februar  auf  M&rz : 

März  auf  April : 

1873    0,039  weniger  gestiegen 

1873 

0,068  mehr  gefallen 

1874    0,179  mehr  gefallen 

1874 

0,112      „      gestiegen 

1875    0,079      „      gestiegen 

1875 

0,050      , 

1876    0,058      .      gefallen 

1876 

0.103  weniger     , 

1877    0,136      , 

1877 

0,021        ,        gefallen 

1878    0.080      . 

1878 

0,057         , 

1879    0,067      , 

1879 

0,095  mehr  gestiegen 

1880    0,031  weniger  gestiegen 

1880 

0,030  weniger    ^ 

1881     0,043 

1881 

0,042 

1882    0,006  mehr  gefallen 

1882 

0,184  mehr  gefallen 

April  auf  Mai: 

Mai  auf  Juni: 

1873    0,010  weniger  gestiegen 

1873 

0,094  mehr  gestiegen 

1874    0,148  mehr 

1874 

0,055  weniger     , 

1875    0,092      , 

1875 

0,208  mehr  gefallen 

1876    0,204  weniger  gesti^en 

1876 

0,139  weniger  gestiegen 

1877    0,048  mehr  gefallen 

1877 

0,154  mehr  gefallen 

1878    0,052  weniger    , 

1878 

0,066      . 

1879    0,127        ,        gestiegen 

1879 

0.024      ,      gestiegen 

1880    0,012  mehr  gefallen 

1880 

0,014      , 

1881    0,037  weniger  gestiegen 

1881 

0,258      . 

1882    0,077  mehr  gefallen 

1882 

0,019      ,      gefallen 

Juni  auf  Juli : 

Juli  auf  August: 

1873    0,085  mehr  gefallen 

1878 

0,083  weniger  gefallen 

1874    0,227      , 

1874 

0,191  mehr  gestiegen 

1875    0,008      . 

1875 

0,173      , 

1876    0,048  weniger    , 

1876 

0,155  weniger  gefallen 

1877     0,156 

1877 

0,169        . 
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von  den  Nichtsteuerstädten  78*^/0  gestiegen  und  gleich  geblieben, 
und  nur  22  ^/o  gesunken.  Die  beiden  Städtearten  standen  also  im 
schroffen  Gegensatz  zu  einander,  weil  nur  in  den  Steuerstädten  die 
Accise  weggefallen  war.  Die  Nichtsteuerartikel  verhalten  sich  in 
beiden  Städtearten  wie  die  Steuerartikel  in  den  Nichtsteuerstädten, 
welche  ja  für  diese  Städte  auch  Nichtsteuerartikel  waren.  Von  den 
Steuerstädten  hatten  nur  38  ®/o  ein  Sinken,  von  den  Nichtsteuer- 
städten fast  genau  ebensoviel,  nämlich  32  ^/o.  Ebenso  gleich  ver- 
hielten sich  also  auch  die  Steigerimgen  und  Preiskonstanzen  zu- 
sammen mit  62  ^/o  der  Steuerstädte  und  68  *^/o  der  Nichtsteuerstädte. 
Bei  den  Nichtsteuerartikeln  lag  ein  Grund  für  eine  Verschiedenheit 
der  beiden  Städtearten  nicht  vor,  folglich  unterschieden  sie  sich  auch 
nicht  in  der  Preisbewegung.  Für  die  einzelnen  Artikel  sehe  man 
die  folgende  Tabelle: 


Anzahl  der  Preisbewegunge 

n  der  Nichtsteuerartikel  in  der  Jahreswende 
1874  auf  1875 

Nichtsteuer- 
städte 

Nicht- 
Steuerstädte          steuer- 
ll    s^dte 

Steuer- 
st&dt« 

No. 

Nichtsteuer- 

g«?> 

S 

S 

«.2  <D 

s 

g|§ 

0 

artikel 

1 

1^2 

? 

3 

fü'TifO 

cR'a.fi 

CR 

l^nS'O 

.»        «Hg^ 

« 

4) 

o  S  ^ 

<U 

t>D§tUD 

bD 

bD§tD 

tß 

()£§  bc 

fco    litijgöß 

e« 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

Zahl 

"/o 

% 

1    **^'0 

% 

12 

Weizen  schwer 

52 

28 

24 

41 

19 

22 

54 

46 

46 

54 

13 

Weizen  leicht . 

42 

26 

16 

35 

19 

16 

1  62 

38 

54 

46 

14 

Roggen  schwer 

58 

25 

33 

43 

6 

37 

43 

57 

14 

86 

15 

Roggen  leicht. 

44 

22 

22 

37 

13 

24 

50 

50 

35 

65 

16 

Gerste  schwer. 

47 

25 

22 

38 

19 

19 

53 

47 

50 

50 

17 

Gerste  leicht    . 

38 

19 

19 

34 

15 

19 

50 

50 

44 

56 

18 

Hafer  schwer  . 

53 

32 

21 

43 

23 

20 

60 

40 

53 

47 

19 

Hafer  leicht .  . 

41 

29 

12 

35 

23 

12 

;  71 

29 

66 

34 

20 

1  Erbsen 

55 

42 

13 

47 

34 

13 

1  76 

24 

!  72 

28 

21 

'  Kartoflfelii  .  .  . 

65 

55 

10 

52 

46 

6 

85 

15 

1  89 

11 

22 

Heu 

62 

54 

8 

54 

44 

10  '    87 

13  i'  81 

19 

28 

Richt8troh  .  .  . 

61 

57 

4 

54 

49 

5  !!  93 

7  1    91 

9 

24 

Krummstroh  .  . 

31 

30 

1 

19 

18 

1  ii  ^l 

3  ,    95 

•5 

649 

444 

205 

532 

328 

204 

|68 

32 

|62 

.1H 

1878  0,032  mehr  gefallen 

1879  0,073      , 

1880  0,043      r,      gestiegen 

1881  0,118      ,      gefallen 

1882  0,087  weniger    , 


1878  0,058  weniger  gefallen 

1879  0,003        r        gestiegen 

1880  0,142  mehr  gefallen 

1881  0.052      . 

1882  0,865  weniger    , 
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2.  Während  in  den  Steuerstadten  die  Steuerartikel  bei  einem 
Steuerwegfall  von  durchschnittlich  7,16  ®/o  des  Preises  um  8,25  ^/o 
im  Preise  sanken,  dagegen  in  den  Nichtsteuerstädten  bei  keinem 
Steuerwegfall  im  Preise  fast  genau  gleich  blieben,  war  die  Preis- 
bewegung der  Nichtsteuerartikel  in  beiden  Städtearten  die  gleiche, 
d.  h.  fast  Null,  denn  in  den  SteuersiÄdten  stiegen  sie  durchschnitt- 
lich um  die  Kleinigkeit  von  0,57  ^/o,  in  den  Nichtsteuerstädten  um 
die  Kleinigkeit  von  0,09  ^/o.  Diese  Bewegungen  der  Nichtsteuer- 
artikel waren  gerade  so  minimal  wie  die  Bewegungen  der  Steuer- 
artikel in  den  Städten,  wo  sie  gleichfalls  Nichtsteuerartikel  waren, 
d.  h.  in  den  Nichtsteuerstädten,  wo  sie  nur  0,05  ^/o  sanken  gegen- 
über 8,25  ^/o  in  den  Steuerstädten. 

Wie  gleich  in  beiden  Städtearten  die  einzelnen  Nichtsteuer- 
artikel sich  bewegten,  sehe  man  in  der  folgenden  Tabelle,  nur  in 
Krummstroh  und  etwa  bei  den  Kartoffeln  fand  ein  nennenswerter 
Unterschied  in  den  Bewegungen  statt,  aber  nicht  etwa  wie  bei  den 
Steuerartikeln  ein  grösseres  Sinken  in  den  Steuerstädten,  sondern 
bei  Stroh  ein  stärkeres  Steigen  der  Nichtsteuerstädte,  bei  Kartoffeln 
ein  siärkeres  Steigen  der  Steuerstädte  (s.  Tabelle  S.  200). 

3.  Während  bei  den  Steuerartikeln  die  Preisbewegung  der 
Steuerartikel  in  dem  Moment  des  Steuerwegfalles  in  den  Steuer- 
städten von  der  aller  anderen  Zeiten  sich  gewaltig  unterschied,  in 
den  Nichtsteuerstädten  in  diesem  einen  Moment  sich  aber  nicht  unter- 
schied, unterscheidet  sich  bei  den  Nichtsteuerartikeln  die  Jahreswende 
1874  auf  1875  von  anderen  Zeiten  weder  in  den  Steuerstädten  noch 
in  den  Nichtsteuerstädten,  ein  Grund  für  eine  Bewegungsdifferenz  lag 
bei  den  Nichtsteuerartikeln  ja  nicht  vor. 

Die  grössten,  aber  immer  sehr  kleinen  Bewegungen  sonst  vom 
Dezember  auf  Januar  oder  sonst  von  einem  Monat  zum  anderen 
sind  in  der  folgenden  Tabelle  (S.  201)  zusammengestellt. 

Hiermit  ist  nun  doch  wohl  der  dritten  Anforderung  an  unsere 
Beweisführung  gentigt,  dass,  wenn  das  Preissinken  der  Steuerartikel 
in  den  Steuerstädten  auf  dem  Wegfall  der  Steuer  beruhen  soll,  bei 
den  Nichtsteuerartikeln  der  Unterschied,  welcher  bei  Steuerartikeln 
zwischen   den   beiden  Städtearten   stattfindet,   nicht  stattfinden  darf. 

Wir  kämen  nun  noch  zu  den  letzten  der  acht  Einwände,  welche 
nach  Seite  68  und  69  gegen  die  Ueberwälzung  der  Steueraufhebung 
etwa  erhoben  werden  könnten. 
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Bewegung  der  Preise  in  den  einzelnen  Monaten  kurz  vor 
und  kurz  nach  der  Steueraofhebung. 

Bisher  wurde  nur  untersucht,  wie  die  Aufhebung  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  sofort,  aber  vielleicht  nur  vorläufig  auf  den 
Preis  der  von  der  Steuer  befreiten  Artikel  einwirkte,  es  ist  aber  recht 
wohl  denkbar,  einmal,  dass  dieser  Preiseinwirkung  schon  andere 
Preiseinwirkungen  vorangingen,  als  die  Steueraufhebung  zu  er- 
warten war,  und  dass  derselben  noch  andere  folgten,  welche  als 
andauernde,  definitive  Wirkungen  der  Steueraufhebung  anzusehen 
sind.  Diese  Fragen,  namentlich  die  letztere,  sind  in  Sachen  der 
Ueberwälzung  die  entscheidenden,  denn  f(lr  das  konsumierende 
Publikum  war  die  Frage  wichtiger,  wie  in  der  ganzen  Folgezeit  die 
Preise  sich  zu  ihren  Gunsten  gestalteten,  als  die  Frage,  wie  zuerst 
und  vorläufig  die  Preise  sanken.  Trotzdem  musste  in  der  Unter- 
suchung das  Hauptgewicht  auf  die  sofort  nach  Steuerwegfall  ein- 
tretende Preisbewegung  gelegt  werden,  denn  nur  diese  Wirkung  kann 
ziemlich  rein  untersucht  werden,  weil  in  der  kurzen  Spanne  eines 
Monates  Verschiebungen  in  dem  Preisverhältnis  der  Steuerstädte  zu 
den  Nichtsteuerstädten,  die  in  längeren  Zeitabschnitten  das  Bild  der 
Steuereinwirkung  trüben  müssen,  noch  am  leichtesten  ausgeschlossen 
waren.  Je  mehr  wir  mit  den  Preisen  in  den  letzten  Zeiten  der 
bestehenden  Steuer  später  liegende  Zeiten  vergleichen,  umsomehr 
vermischen  sich  die  Bewegungen  und  Bewegungsverschiebungen  aus 
Steuerwegfall  mit  solchen  aus  anderen  Gründen  und  lassen  die  Be- 
wegungen aus  Steuergründen  sich  nicht  mehr  rein  herausschälen. 

Diejenigen,  welche  bezweifeln,  ob  eine  Steueraufhebung  den  Kon- 
sumenten in  Preisemiedrigung  des  früher  besteuerten  Artikels  zu  gute 
komme,  oder,  wie  man  es  nennt,  auf  dieselben  übergewälzt  werde,  könn- 
ten zunächst  einwenden,  die  oben  nachgewiesene  allgemeine  Senkung  der 
Preise  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  um  den  Steuerwegfall  oder 
gar  um  mehr  als  den  Steuerwegfall  könnte  nur  eine  scheinbare  gewesen 
sein,  die  Schlachter,  Müller  etc.  hätten  es  vielleicht  verstanden,  nur 
scheinbar  die  Preise  um  den  Steuerwegfall  herabzusetzen,  indem  sie  im 
Januar  die  Preise  zwar  um  den  Steuerwegfall  herabsetzten,  aber  — 
nachdem  es  ihnen  in  den  letzten  Monaten  vor  der  Steuer- 
aufhebung gelungen  wäre,  die  Preise  allmählich  so  heraufzu- 
schrauben, dass  die  Herabsetzung  derselben  im  Januar  nur  die  vor- 
herige Heraufsetzung  ganz  oder  teilweise  wieder  wett  machte.    Dann 
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wäre  allerdings  den  Konsumenten  die  Steueraufhebung  nicht  zu  statten 
gekommen.  Sollte  die  vorherige  Heraufsetzung  nicht  um  den  ganzen 
Steuerbetrag,  aber  doch  um  einen  Teil  desselben  gelungen  sein,  dann 
wäre  der  betreffende  Teil  den  Konsumenten  entgangen. 

Sollte  die  vorherige  Heraufschraubung  der  Preise  nicht  ge- 
lungen sein,  und  sie  ist  nicht  gelungen,  so  wäre  weiter  denk-. 
bar,  dass  es  den  Schlachtern  und  Müllern  gelungen  wäre,  nach  einer 
vorläufigen  Preisherabsetzung  bei  der  Jahreswende  um  den  Steuer- 
betrag oder  sogar  um  mehr,  nachher  im  Verlauf  des  Jahres  die 
herabgesetzten  Preise  allmählich  wieder  heraufzudrticken.  Ob  dies 
ihnen  gelungen  ist,  und  es  ist  ihnen  teilweise  gelungen, 
würde  zum  Ausdruck  kommen,  wenn  man,  statt  die  Preise  des  letzten 
Monats  der  Besteuerung  und  die  Preise  des  ersten  Monats  der 
Steuerfreiheit  zu  vergleichen,  die  Preise  des  ganzen  Jahres  1875  mit 
denen  des  ganzen  Jahres  1874  oder  gar  die  letzten  Monate  des 
Jahres  1875  mit  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1874  vergliche. 

Damit  ein  jeder  selbst  diese  Einwände  nach  allen  Richtungen 
prüfen  kann,  ist  es  nötig,  aus  dem  letzten  Jahr  der  Besteuerung 
(1874)  und  aus  dem  ersten  Jahr  der  Steuerfreiheit  (1875)  die  Preise 
aller  24  Monate,  um  die  es  sich  hier  drehen  kann ,  tabellarisch  zu- 
sammenzustellen, und  ist  dies  der  Uebersichtlichkeit  und  der  Ein- 
fachheit halber  immer  in  recht  abgerundeten  ^)  Zahlen  geschehen.  Um 
nun  zu  gleicher  Zeit  die  Waren,  welche  per  Kilo  sehr  ungleiche 
Preise  haben,  unter  einander  bequem  vergleichen  zu  können,  sind 
alle  Preise  in  ihrem  Verhältnis  zum  Durchschnittspreis  beider  Jahre 
dargestellt,  indem  dieser  zweijährige  Durchschnittspreis  =  100  ge- 
setzt wurde.  Hierdurch  wirken  diese  Tabellen  zugleich  wieder  wie 
graphische  Darstellungen,  weil  alle  Preise,  welche  über  dem  Durch- 
schnitt stehen,  eine  Ziffer  mehr  enthalten,  also  selbst  auf  die  Ent- 
fernung stärker  auf  das  Auge  wirken.  Zu  Anfang  dieser  Tabelle 
stehen  die  von  der  Steuer  getroffenen  und  von  der  Steuer  mit  be- 
troffenen Artikel,  und  folgen  dann  erst  die  steuerfreien  Artikel.  Die 
Steuerstädte  und  Nichtsteuerstädte  stehen  zur  Vergleichung  immer 
unmittelbar  nebeneinander.     (Siehe  S.  204 — 215.) 


')  EiDmal  wegen  der  hier  nötigen  Abänderungen,  sodann  namentlich  aber 
auch,  weil  manche  Städte,  aus  welchen  wohl  die  Preise  für  Dezember  1874  und 
Januar  1875,  nicht  aber  für  alle  Monate  existierten,  aus  den  folgenden  Berech- 
nungen ausschieden,  können  im  folgenden  die  Preise  von  Dezember  1874  und 
Januar  1875  nicht  ganz  genau  mit  den  bisher  gewonnenen  Preisen  übereinstimmen. 
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I.   Bewegung  der  Preise  in   den   letzten  Monaten   des 
Jahres   1874  vor   der  Steueraufhebung. 

Gesetzt,  es  wäre  in  der  Erwartung,  dass  sie  gezwungen  sein 
würden,  vom  Dezember  auf  Januar  die  Preise  um  den  SteuerwegfaU 
herabzusetzen,  den  Schlachtern  gelungen,  in  den  letzten,  sagen  wir 
3  letzten  Monaten  des  Schlachtsteuerjahres  1874  die  Preise  allmählich 
stark  zu  steigern,  dann  hätten  sie  bei  Herabsetzung  der  Preise  zum 
Januar  1875  doch  den  ganzen  Steuerwegfall  oder  einen  Teil  desselben 
in  ihre  Tasche  gelenkt.  Es  muss  daher  untersucht  werden,  ob  den 
Schlächtern  der  Steuerstädte  eine  solche  besondere  Preissteigerung 
im  letzten  Quartal  gelungen  ist.  Dies  ist  nun  keineswegs  der  FaU. 
Es  lässt  sich  nachweisen,  dass  im  letzten  Quartal  1875  die  Fleisch- 
preise  in  den  Steuerstädten  durchaus  nicht  mehr  heraufgegangen 
sind  als  1.  im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1872 — 1881,  und  2.  nicht 
mehr  als  in  den  Nichtsteuerstädten. 

1.  Ochsenfleisch  sank  vom  September  auf  Oktober  1872 — 81 
durchschnittlich  um  0,26  Pf.  per  Kilo,  im  Jahr  1874  um  2,63  Pf. 
Vom  Oktober  auf  November  sank  es  1872 — 81  durchschnittlich  um 
0,65  Pf.,  im  Jahr  1874  aber  um  3,05  Pf.  Vom  November  auf 
Dezember  stieg  das  Ochsenfleisch  1872 — 81  durchschnittUch  um 
0,04  Pf.,  im  Jahr  1874  um  0,36  Pf. 

Vom  September  auf  Dezember  im  Durchschnitt  des  ganzen 
Jahrzehnts  fiel  das  Ochsenfleisch  in  den  Steüerstädten  durchschnitt- 
lich um  0,87  Pf.,  speziell  1874  aber  um  5,32  Pf. 

In  den  Nichtsteuerstädten  war  die  Bewegung  vom  September 
auf  Oktober  ein  Sinken  um  2,27  Pf.,  auf  November  um  2,03  Pf., 
auf  Dezember  um  1,06  Pf.,  zusammen  im  letzten  Quartal  ein  Sinken 
um  5,36  Pf.,  d.  h.  in  beiden  Städtearten  genau  gleichviel. 

2.  Schweinefleisch  sank  1874  vom  September  auf  Oktober 
um  1,53  Pf.,  auf  November  um  2,60  Pf.,  auf  Dezember  um  0,81  Pf., 
im  letzten  Quartal  also  um  4,44  Pf.,  im  Durchschnitt  1872 — 81 
aber  nur  um  1,69  Pf.;  auf  der  anderen  Seite  war  1874  die 
Senkung  in  den  Nichtsteuerstädten  1,40,  1,49,  1,76  Pf.,  zusammen 
4,65  Pf.,  in  beiden  Städtearten  also  genau  gleichviel. 

3.  Kalbfleisch  stieg  1874  auf  Oktober  zwar  um  0,47  Pf.,  sank 
aber  auf  November  um  2,61  Pf.,  und  auf  Dezember  um  0,84  W,, 
insgesamt  im  letzten  Quartal  um  2,98  Pf.,  im  Durchschnitt  1872 — 81 
sank  es  im   letzten  Quartal  um  1,85  Pf.,   also   1874   mehr  als  im 
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Durchschnitt.  Ebenso  sank  1874  in  den  Nichtsteuerstädten  das  Schweine- 
fleisch auf  Oktober  um  1,55  Pf.,  auf  November  um  3,27  Pf.,  auf 
Dezember  um  1,28  Pf.,  zusammen  im  letzten  Quartal  um  6,10  Pf. 
4.  Aehnlich  das  Hammelfleisch.  Hammelfleisch  sank  in  den 
Steuerstädten  auf  Oktober  um  1,38  Pf.,  auf  November  um  4,11  Pf., 
auf  Dezember  um  0,74  Pf.,  im  ganzen  Quartal  um' 6,18  Pf.  gegen 
1,69  Pf.  im  10  jährigen  Durchschnitt.  Umgekehrt  sank  in  den 
Nichtsteuerstädten  das  Hammelfleisch  auf  Oktober  um  6,33  Pf.,  auf 
November  um  5,29  Pf.  und  stieg  auf  Dezember  um  2,42  Pf.,  fiel 
danach  insgesamt  um  9,20  Pf.  Ein  Steigen  in  den  Steuerstädten 
fand  im  letzten  Quartal  nicht  statt,  sondern  nur  ein  geringeres  Sinken 
als  in  den  Nichtsteuerstädten. 

Preisbewegung   am   letzten   Quartal: 


i 

Steuerstädte 

Nichtsteueratädte 

Ware                    i 

1872-81 
Pf.  per  Kilo 

1874         1 
Pf.  per  Kilo 

1874 
Pf.  per  Kilo 

Ochsenfleiflch    .... 
Schweinefleisch     .     .     . 

Kalbfleisch 

Hammelfleisch.     .     .     . 

—  0,87 

-  1,69 

-  1,85 

—  1.69 

1 

-  5,23       : 

-  4,44       1 

-  2,98       , 

-  6,18       1 

~  5,36 

—  4,65 

—  6,10 

—  9,20 

Alles  Fleisch  im  Durchschnitt 

'        -  1,50 

i 

-  4,21 

1 

—  6,33 

Alles  Fleisch  ist  im  letzten  Quartal  1874  in  den  Steuerstädten 
nicht  gestiegen,  sondern  um  4,21  Pf.  gefallen,  in  den  Nichtsteuer- 
städten ist  es  aber  noch  mehr,  um  6,33  Pf.  gefallen,  das  höchste, 
was  etwa  die  Schlachter  der  Steuerstädte  erreicht  hätten,  wäre  also 
gewesen,  dass  sie  das  allgemeine  Sinken  der  Fleischpreise  etwas 
aufzuhalten  vermocht  hätten.  Ausserdem  ist  in  den  Steuerstädten 
das  Fleisch  im  letzten  Quartal  1874  vielmehr  gesunken  (um  4,20  Pf.), 
als  es  durchschnittlich  im  letzten  Quartal  zu  sinken  pflegt  (um  1,50  Pf.). 

Sind  etwa  die  Müller  und  mit  ihnen  die  Mehlhändler  (denn  die 
ermittelten  Mehlpreise  sind  Detailpreise)  glücklicher  gewesen ,  indem 
es  ihnen  gelang,  die  Mehlpreise  im  letzten  Quartal  vor  der  Steuer- 
aufhebung so  in  die  Höhe  zu  treiben,  dass,  wenn  sie  vom  Dezember 
auf  Januar  die  Mehlpreise  um  die  wegfallende  Steuer  herabsetzten, 
der  Vorteil  der  Steueraufhebung  doch  in  ihre  Taschen  floss  und 
nicht  in  die  des  konsumierenden  Publikums? 

Auch  dies  hat  nicht  stattgefunden. 
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1.  Weizenmehl,  welches  im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1872 
bis  1881  in  den  Steuerstadten  im  letzten  Quartal  um  0,25  Pf.  per 
Kilo  fiel,  ist  1874  auf  Oktober  um  3,18  Pf.,  auf  November  um 
0,89  Pf.,  auf  Dezember  um  0,33  Pf.,  insgesamt  im  letzten  Quartal 
um  4,40  Pf.  gesunken,  also  viel  mehr  als  im  Durchschnitt.  In  den 
Nichtsteuerstädten  sank  das  Weizenmehl  auf  Oktober  um  1,43  Pf., 
auf  November  um  0,33  Pf.,  auf  Dezember  um  1,16  Pf.,  im  ganzen 
Quartal  um  2,92  Pf.  per  Elilo.  In  den  Steuerstädten  ist  also  eine 
Preissteigenmg  im  letzten  Quartal  in  keiner  Weise  gelungen,  es  ist 
sogar  mehr  gesunken  als  in  den  Nichtsteuerstädten,  und  mehr  als 
es  sonst  zu  fallen  pflegt. 

2.  Roggenmehl,  das  im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1872 — 81 
in  den  Steuerstädten  im  letzten  Quartal  sogar  um  0,12  Pf.  stieg, 
fiel  1874  auf  Oktober  um  1,07  Pf.,  auf  November  um  0,78  Pf. 
und  stieg  nur  auf  Dezember  um  0,04  Pf.,  fiel  also  im  ganzen  Quartal 
um  1,81  Pf.  In  den  Nichtsteuerstädten  sank  es  auf  Oktober  um 
0,58  Pf.,  auf  November  um  0,06  Pf.,  auf  Dezember  um  0,49  Pf., 
im  ganzen  Quartal  demnach  um  1,03  Pf.  Das  Roggenmehl  fiel  also 
in  den  Steuerstädten  sogar  etwas  mehr  als  in  den  Nichtsteuerstädten 
und  mehr  als  sonst. 

3.  Gerstengraupe,  welche  im  Durchschnitt  der  10  Jahre 
1872 — 81  in  den  Steuerstädten  im  letzten  Quartal  um  0,17  Pf.  stieg, 
ist  1874  auf  Oktober  um  1,74  Pf.,  auf  November  um  0,04  Pf.,  auf 
Dezember  um  0,51  Pf.,  im  ganzen  Quartal  also  sogar  um  2,29  Pf. 
gefallen.  In  den  Nichtsteuerstädten  fiel  1874  die  Gerstengraupe 
auf  Oktober  um  0,09  Pf.,  auf  November  um  1,03  Pf.  und  stieg 
auf  Dezember  um  0,91  Pf.,  so  dass  für  das  ganze  letzte  Quartal 
1874  ein  Sinken  um  nur  0,21  Pf.  resultiert.  In  den  Steuerstädten 
ist  Gerstengraupe  also  nicht  gestiegen,  sondern  sogar  mehr  gesunken 
als  in  den  Nichtsteuerstädten,  und  mehr  gesunken,  als  es  sonst  in 
den  Steuerstädten  sank. 

4.  Gerstengrütze,  welche  im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1872 
bis  1881  in  den  Steuerstädten  im  letzten  Quartal  um  0,29  Pf.  stieg, 
ist  1874  auf  Oktober  um  0,48  Pf.  gestiegen,  aber  auf  November 
um  0,72  Pf.  und  auf  Dezember  um  0,24  Pf.  gefallen,  im  ganzen 
Quartal  also  um  0,48  Pf.  gefallen,  statt  wie  gewöhnlich  zu  steigen. 
In  den  Nichtsteuerstädten  stieg  Gerstengrütze  auf  Oktober  um 
0,11  Pf.,  sank  auf  November  um  0,20  Pf.  und  stieg  auf  Dezember 
wieder  um   0,29  Pf.,   so  dass   sie  insgesamt  im  letzten  Quartal  um 
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0,11  Pf.   stieg,   während   sie   zur   selben  Zeit   in   den  Steuerstädten 
um  0,48  Pf.  fiel. 

5.  Buchweizengrütze,  welche  im  Durchschnitt  der  10  Jahre 
1872—81  in  den  Steuerstädten  um  0,61  Pf.  im  letzten  Quartal  fiel, 
ist  1874  auf  Oktober  um  0,38  Pf.,  auf  November  um  1,19  Pf.,  auf 
Dezember  um  1,23  Pf.,  im  ganzen  Quartal  um  2,80  Pf.,  also  viel 
mehr  als  gewöhnlich  gesunken.  In  den  Nichtsteuerstädten  stieg 
1874  die  Buchweizengrütze  auf  Oktober  um  0,55  Pf.,  fiel  auf  November 
um  0,04  und  stieg  auf  Dezember  um  0,22  Pf.,  im  ganzen  Quartal 
eine  Steigerung  um  0,73  Pf.,  während  sie  in  den  Steuerstädten  in 
demselben  Quartal  fiel. 

Preisbewegung  im   letzten   Quartal. 


Steuerstädte 

Nichtsteuerstödte 

Ware 

1872-81 
Pf.  per  Kilo 

1874 
Pf.  per  Kilo 

1874 
Pf.  per  Kilo 

Weizenmehl     .... 
Roggenmehl     .... 

Gersten^tze  .... 
Buchweizengrütze     .     . 

—  0,25 
+  0,12 
^  0,17 
-r  0,29 

-  0,61 

-  4,40 

-  1,81 

-  2,29 

-  0,48 

-  2,80 

—  2,92 

—  1,03 

—  0,21 
+  0,11 
+  0,73 

Alles  Gemahl  .... 

-  0,07 

i 

-  2,95 

—  3,32 

Im  gesamten  Gemahl  haben  die  Müller  und  Mehlhändler  in 
keiner  Weise  im  letzten  Quartal  die  Preise  heraufschrauben  können. 
Während  sonst  in  den  Steuerstädten  die  Preise  im  letzten  Quartal 
fast  gleich  bleiben,  nämlich  um  0,07  Pf.  sinken,  sind  sie  im  letzten 
Quartal  um  2,95  Pf.  durchschnittlich  gesunken  und  zwar  zu  einer 
Zeit,  in  welcher  das  Sinken  der  Nichtsteuerstädte  nur  0,83  Pf. 
betrug. 

Es  bliebe  endlich  noch  die  Frage  nach  etwaiger  Preissteigerung 
des  Schmalzes  und  der  damit  zusammenhängenden  Butter. 

Schmalz  stieg  1874  in  den  Steuerstädten  auf  Oktober  um 
5,31  Pf.,  sank  auf  November  um  2,29  Pf.  und  stieg  auf  Dezember 
wieder  um  0,53  Pf.,  was  für  das  ganze  Quartal  ein  Steigen  um 
3,55  Pf.  ergibt.  Im  Durchschnitt  der  10  Jahre  stieg  Schmalz 
nur  um  0,64  Pf.  im  letzten  Quartal,  das  Schmalz  hat  also  1874 
eine  zu  anderen  Zeiten  in  solcher  Höhe  nicht  vorkommende  Steige- 
rung. Ebenso  ist  die  Steigerung  auch  grösser  als  in  den  Nicht- 
steuerstädten, wo  dieselbe  nur  1,49  Pf.  betrug.   Die  Schmalzbewegung 
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weicht  von  der  Fleischbewegung  ab,  auf  diese  und  andere  Ab- 
weichungen des  Schmalzes,  die  schon  oben  bei  der  Bewegung  vom 
Dezember  auf  Januar  beobachtet  wurden,  und  welche  sogleich  bei 
der  Bewegung  nach  dem  Januar  1875  wieder  sich  stark  ausprägt, 
wird  sogleich  wieder  zurückzukommen  sein. 

Butter  stieg  in  den  Steuerstädten  1874  auf  Oktober  um  11,90  Pf., 
sank  auf  November  um  11,40  Pf.  und  auf  Dezember  noch  einmal 
um  3,56  Pf.,  sank  also  im  ganzen  Quartal  um  3,06  Pf.  und  zwar 
ganz  besonders  gegen  das  Ende.  Diese  Senkung  ist  auch  die  durch- 
schnittliche der  10  Jahre  1872 — 81,  in  denen  die  bessere  Butter 
durchschnittlich  um  2,98  Pf.,  die  geringere  um  4,65  Pf.  fiel.  Auch 
in  den  Nichtsteuerstädten  sank  die  Butter  1874  um  5,25  Pf. 
per  Kilo. 

Nach  den  vorstehenden  Untersuchungen  unter- 
liegt es  kaum  einem  Zweifel,  dass  bei  den  Steuerartikeln 
in  den  letzten  Monaten  vor  der  Steueraufhebung  von 
einem  Heraufschrauben  der  Preise  durch  Schlachter, 
Müller  und  Mehlhändler,  um  dann  beim  Notwendigwerden 
der  Preisherabsetzung  nach  dem  1.  Januar  1875  noch 
möglichst  viel  zu  verdienen,  nichts  zu  spüren  ist. 

Nach  diesen  Untersuchungen  könnte  es  wichtiger  erscheinen, 
statt  nach  der  Bewegung  vom  letzten  Steuer monat  auf  den  ersten 
Nichtsteuermonat  lieber  nach  der  Bewegung  vom  letzten  Steuer- 
jahr auf  das  erste  Nichtsteuerjahr  zu  fragen.  Dies  soll  im  folgen- 
den auch  geschehen,  nur  tritt  hier  ein  neues  störendes  Moment  ein, 
welches  bei  Vergleichung  des  letzten  Steuermonats  und  des  ersten 
Nichtsteuermonats  nicht  störte,  das  ist  die  Verschiebung,  welche, 
abgesehen  von  der  künstlichen  Verschiebung  durch  die  Steuer- 
aufhebung, zwischen  den  meist  im  Osten  gelegenen  Steuerstädten 
und  den  meist  im  Westen  gelegenen  Nichtsteuerstädten  durch  die 
natürliche  Preisverschiebung  des  Ostens  gegen  den  Westen  be- 
steht. Diese  Verschiebung  kann  von  einem  Monat  zum  anderen 
nur  gering  sein,  von  einem  Jahr  zum  anderen  sehr  bedeutend,  zumal 
in  einer  Zeit,  in  welcher  wie  im  Anfang  der  70  er  Jahre  eine  wahre 
geographische  Revolutionierung  aller  Preise  stattfand.  Hatte  zu 
Anfang  der  70er  Jahre  der  Krieg  die  Preise  des  Westens,  welcher 
dem  Krieg  nahe  lag,  gegen  den  Osten  verschoben,  so  fand  nach  dem 
Kriege  wieder  eine  Rückverschiebung  statt;  hatte  der  dem  Krieg 
folgende  fabelhafte  Aufschwung  der  Industrie  die  Preise  der  meist 
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im  Westen  gelegenen  Nichtsteuerstädte  gegen  die  Preise  der  meist 
im  Osten  gelegenen  Steuerstädte  verschoben,  so  fand  nach  dem 
Ejrach  der  Jahre  1873  und  1874  die  Rückverschiebung  wieder  statt. 
Wie  stark  diese  und  noch  viele  andere  natürlichen  Verschiebungen, 
z.  B.  die  in  den  70  er  Jahren  sehr  eigentümlichen  Unterschiede  in 
den  Ernten,  waren,  ist  aber  schwer  zu  ermitteln,  da  sie  mit  der 
künstlichen  Verschiebung  durch  die  Steueraufhebung  zusammenfallen 
und  die  Statistik  nur  das  Resultat  beider  Verschiebungsarten  in  je 
einer  Zahl  zeigt,  aus  welcher  schwer  zu  erkennen  ist,  wie  stark  die- 
selbe durch  die  vielen  natürlichen  und  wie  stark  sie  durch  die 
eine  künstliche  Verschiebung  beeinflusst   wurde. 

II.    Bewegung    der   Preise    in    den    einzelnen   Monaten   des 
auf  die  Steueraufhebung  folgenden  Jahres  1875. 

Berechtigter  als  der  nicht  stichhaltig  befundene  Einwand,  dass 
kurz  vor  der  Steueraufhebung  die  Preise  der  Steuerartikel  hätten 
in  die  Höhe  geschraubt  werden  können,  ist  der  Einwand,  ob  es 
nicht  etwa  den  Schlächtern,  Müllern  und  Mehlhändlem,  die  vom 
Dezember  auf  Januar  ihr  Geschlacht  und  6emahl  um  den  ganzen 
wegfallenden  Steuerbetrag  oder  gar  um  mehr  im  Preise  herabsetzen 
mussten,  gelungen  ist,  einen  Teil  dieses  Preissinkens  nach  dem 
Januar  durch  eine  sonst  nicht  vorkommende  Wiederpreissteigerung 
in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1875  wieder  einzubringen. 

Dies  ist  wieder  an  den  einzelnen  Artikeln  im  Vergleich  mit 
anderen  Jahren  und  mit  Nichtsteuerstädten  zu  untersuchen. 

Oben  wurde  gefunden,  dass  beim  Steuerwegfall  von  9,00  Pf.  per 
Kilo  das  Ochsenfleisch  in  den  Steuerstädten  um  12,96  Pf.  sank  und 
um  11,38  Pf.  mehr  als  in  den  Nichtsteuerstädten  sank,  also 
bedeutend  mehr  als  die  Steueraufhebung  erforderte.  Dieser  zu 
grosse  Preisfall  könnte  davon  herrühren,  dass  die  durch  die  Accise 
mit  einer  Art  Schutzzoll  gegen  die  ausserstädtische  Konkurrenz 
geschützten  Stadtschiachter  und  Stadtmüller,  um  ihre  Position  gegen 
die  auswärtigen  Konkurrenten  zu  behaupten,  die  Preise  zuerst  über- 
natürlich erniedrigt  hätten,  damit  bei  diesen  unnatürlich  niedrigen 
Preisen  die  Auswärtigen  nicht  ihre  Rechnung  fänden,  um  dann  erst 
später,  nachdem  diese  Konkurrenz  aus  dem  Felde  geschlagen  wäre, 
allmählich  die  Preise  wieder  in  die  Höhe  zu  schrauben.  Ob  dies 
stattfand,  ist  im  einzelnen  festzustellen. 
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1.  Das  Ochsenfleisch,  welches,  ohne  vorher  künstlich  in  die 
Höhe  geschraubt  zu  sein,  um  12,96  Pf.  vom  Dezember  1874  auf 
Januar  1875  gesunken  war,  sank  noch  2  Monate  lang  auf  Februar 
weiter  um  3,29  Pf.  und  auf  März  um  1,60  Pf.,  zusammen  noch 
weiter  um  4,89  Pf.,  zusammen  mit  dem  Sinken  um  12,96  Pf.  auf 
Januar  seit  Dezember  1874  um  17,85  Pf.  Dann  aber  stieg  der 
Preis  7  Monate,  d.  h.  bis  Oktober,  in  continuo  vdeder  um  2, 
2,57,  1,92,  1,58,  1,68,  1,46,  0,56  Pf.,  zusammen  um  11,77  Pf,  um 
dann  wieder  bis  Januar  1876  um  5,72  Pf.  zu  sinken.  Das  Ochsen- 
fleisch stieg  also  von  Anfang  bis  Ende  des  Jahres  1875  wieder  um 
6,05  Pf.  Ende  1875  ist  gegen  Ende  1874  der  Preisherabgang 
11,80  Pf.,  also  immer  noch  mehr  als  die  Steueraufhebung. 

2.  Das  Schweinefleisch,  welches,  ohne  vorher  künstlich  in  die 
Höhe  geschraubt  zu  sein,  um  13,09  Pf.  vom  Dezember  1874  auf 
Januar  1875  gesunken  war,  sinkt  noch  1  Monat  um  weitere 
1,31  Pf.  und  steigt  dann  wie  Ochsenfleisch  8  Monate  lang  in 
continuo  um  0,87,  0,07,  1,45,  0,84,  2,29,  4,04,  1,18,  0,73  Pf.,  zu- 
sammen um  11,47  Pf.,  worauf  es  bis  Januar  1876  um  2,43  Pf. 
wieder  fällt.  Ende  1875  gegen  Ende  1874  ist  der  Preisherabgang 
5,36  Pf.  Derselbe  bleibt  hinter  dem  Steuerwegfall  nicht  unbedeutend 
zurück. 

3.  Das  Kalbfleisch,  welches,  ohne  am  Ende  des  Jahres  1874 
heraufgeschraubt  zu  sein,  in  den  Steuerstädten  vom  Dezember  1874 
auf  Januar  1875  um  11,27  Pf.  gesunken  war,  sinkt  vom  Januar 
zum  März  noch  weiter  um  2,54  Pf.  und  steigt  dann  8  Monate 
kontinuierlich  um  0,36,  0,55,  0,18,  1,78,  2,76,  2,87,  3,19,  1,16  Pf., 
bis  zum  Oktober  zusammen  um  12,85  Pf.,  worauf  es  bis  Neujahr 
1876  wieder  um  5,43  Pf.  sinkt.  Ende  1875  ist  gegen  Ende  1874 
der  Preisherabgang  6,39  Pf.,  ungefähr  so  gross  wie  der  des 
Schweinefleisches,  also  gleichfalls  hinter  dem  Steuerwegfall  zurück- 
bleibend. 

4.  Das  Hammelfleisch,  welches,  ohne  am  Ende  1874  herauf- 
geschraubt zu  sein,  in  den  Steuerstädten  vom  Dezember  1874  auf 
Januar  1875  um  8,16  Pf.  herabgegangen  war,  sinkt  bis  Februar 
noch  um  weitere  2,18  Pf.,  steigt  dann  bis  August  anhaltend  6  Mo- 
nate lang  um  0,52,  0,93,  3,15,  2,74,  1,83,  0,85  Pf.,  zusammen 
um  10,04  Pf.,  und  fällt  bis  Januar  1876  wieder  um  3,96  Pf.  Ende 
1875  ist  der  Preisherabgang  nur  4,26  Pf.,  also  nur  halb  so  gross 
als  der  Steuerwegfall. 
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5.  Das  Schmalz,  welches  allerdings  im  Herbst  1874  etwas 
heraufgeschraubt  war  und  dann  auf  Januar  um  6,62  Pf.  gefallen 
war,  sinkt  auch  mit  einer  kleinen  Unterbrechung  noch  weiter  bis 
zum  Mai  um  5,01  Pf.  und  hat  dann  erst  eine  6  monatliche 
kontinuierliche  Steigerung  bis  November  um  1,23,  0,33,  2,00,  0,87. 
1,60,  0,65  Pf.  und  fallt  bis  Januar  1876  wieder  um  1,12  Pf. 
Ende  1875  ist  der  Preisherabgang  gegen  Anfang  1874  6,08  Pf., 
bleibt  also  auch  hinter  dem  Steuerwegfall  zurück. 

Worauf  die  quantitativ  so  ungleiche  Bewegung  der  vier  Fleisch- 
arten und  des  Schmalzes  von  Ende  1874  auf  Ende  1875  beruht, 
soll  sogleich  besprochen  werden,  zunächst  war  die  bei  allem  Ge- 
schlacht  qualitativ  gleiche  Art  der  Bewegung  innerhalb  des  Jahres 
1875  zu  konstatieren.  Ob  diese  beiden  Erscheinungen  innerhalb  1875 
auf  die  Steueraufhebung  zu  schieben  sind,  wird  am  deutlichsten  sich 
wieder  zeigen,  wenn  hiermit  die  Preisbewegung  in  den  Nichtsteuer- 
stadten  in  denselben  12  Monaten  verglichen  wird. 

1.  Ochsenfleisch  sank  in  den  3  ersten  Monaten  in  den  Nicht- 
steuerstädten um  3,99  Pf.,  stieg  dann  zwar  auch  6  Monate  lang 
bis  September,  aber  nur  um  3,54  Pf.  (gegen  11,77  Pf.  in  den  Steuer- 
städten), und  fiel  wieder  4  Monate  bis  Anfang  1876  um  3,55  Pf., 
Anfang  1876  steht  um  4  Pf.  tiefer  als  Ende  1874,  in  den  Steuer- 
städten aber  um  11,80  Pf.  tiefer.  Die  Mehrsenkung  in  den  Steuer- 
städten ist  danach  7,80  Pf.,  also  1,20  Pf.  weniger  als  der  Steuer- 
wegfall von  9  Pf. 

2.  Schweinefleisch  der  Nichtsteuerstädte  bewegte  sich. im  Jahr 
1875  bei  grosser  Unregelmässigkeit  nur  sehr  wenig.  Es  fiel,  wie 
in  den  Steuerstädten,  in  den  ersten  4  Monaten  um  2,39  Pf.,  stieg 
mit  einer  dazwischen  liegenden  Senkung  bis  September  um  -|-0,78, 
—  0,36,  +0,51,  +0,60,  +1,97  Pf.,  zusammen  um  3,50  Pf.,  und 
fiel  dann  wieder  mit  einer  dazwischen  liegenden  Steigerung  um 
0,71  Pf.  Bis  Ende  1875  stieg  also  der  Schweinefleischpreis  um 
0,40  Pf.  Der  um  5,36  Pf.  sinkende  Schweinefleischpreis  der  Steuer- 
städte fiel  also  um  5,76  Pf.  mehr  als  in  den  Nichtsteuerstädten. 
Diese  Mehrsenkung  der  Steuerstädte  um  5,76  Pf.  ist  also  3,24  Pf. 
weniger  als  die  Steueraufhebung  von  9  Pf. 

3.  Kalbfleisch  der  Nichtsteuerstädte  bewegte  sich  im  Jahr  1875 
gleichfalls  sehr  wenig.  Erst  sank  es  4  Monate  lang  um  0,22^ 
2,24,  0,39,  2,06  Pf.,  zusammen  um  4,91  Pf.  Dann  stieg  es  6  Mo- 
nate   um   2,46,    1,64,    1,01,   3,28,    1,07,   0,60  Pf.,   zusammen  um 
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10,05  Pf.,  und  fiel  wieder  3  Monate  um  1,70,  0,60  und  1,78  Pf., 
zusammen  um  4,08  Pf.  Anfang  1876  stand  es  um  1,06  Pf.  höher 
als  Ende  1874.  Der  um  6,39  Pf.  sinkende  Preis  der  Steuerstädte 
ist  also  um  7,45  Pf.  mehr  gesunken,  d.  h.  1,55  Pf.  weniger  als 
der  Steuerwegfall  von  9  Pf. 

4.  Hammelfleisch  der  Nichtsteuerstädte  bewegte  sich  gleichfalls 
wenig.  Bis  Februar  fiel  der  Preis  um  0,69  und  0,15  Pf.,  zusammen 
um  0,84  Pf.,  stieg  dann  bis  August  mit  einmal  dazwischen  liegen- 
der Senkung  um -f  1,97,  —  0,15,  4-1,84,  +1,81,  +1,57,  +1,78  Pf., 
insgesamt  um  8,82  Pf.,  und  sank  wieder  bis  Anfang  1876  mit  einer 
dazwischen  fallenden  Steigerung  um  — 2,12,  — 2,21,  — 1,25,  +0,15, 
—  0,58  Pf.,  zusammen  um  6,01  Pf.  Von  Ende  1874  bis  Anfang 
1876  stieg  der  Preis  um  1,97  Pf.  Der  um  4,26  Pf.  sinkende 
Steuerstädtepreis  sank;  um  6,23  Pf.  mehr  als  der  der  Nichtsteuer- 
städte, d.  h.  2,77  Pf.  weniger  als  der  Steuerwegfall  von  9  Pf. 

5.  Endlich  Schmalz  der  Nichtsteuerstädte  schwankte  auch 
zwischen  Steigen  und  Fallen  hin  und  her.  Von  Ende  1874  bis 
Anfang  1876  ist  das  endliche  Resultat  ein  Steigen  um  1,48  Pf.  Der 
um  6,08  Pf.  sinkende  Steuerstädtepreis  ist  also  um  7,56  Pf.  mehr 
gesunken  als  in  den  Nichtsteuerstädten. 

Alle  diese  Einzelheiten  haben  wir  in  der  folgenden  Tabelle 
zusammengestellt  (s.  Tabelle  S.  225). 

In  allen  fünf  Sorten  des  Oeschlachts  haben  wir  in  den  Steuer- 
städten nach  dem  Sinken  der  Preise  im  Anfang  des  Jahres  beim 
Steuerwegfall  im  Frühjahr  und  Sommer  eine  geschlossene  Periode 
von  6 — 8  kontinuierlichen  Monatssteigerungen,  welche  bei  den  Nicht- 
steuerstädten viel  schwankender  und  lange  nicht  so  stark  ist.  In 
den  Nichtsteuerstädten  lag  eben  ein  Grund  für  eine  steigende  Be- 
wegung als  Reaktion  gegen  ein  zu  starkes  Sinken  nicht  vor,  daher 
beträgt  vom  Februar  bis  November  1875  in  den  Nichtsteuerstädten 
die  Steigerung  nur  2,79  Pf.,  in  den  Steuerstädten  aber  7,93  Pf. 
per  Kilo. 

Die  »letzte  endliche"  Bewegung  der  Ge^chlachtpreise  von  Ende 
1874  auf  Ende  1875  ist  in  den  Steuerstädten  eine  ganz  andere  als 
die  „erste**  vorläufige  von  Ende  1874  auf  Anfang  1875. 

1.  Alles  Oeschlacht  sank  in  den  Steuerstädten  in  1  Monat 
von  Ende  1874  auf  Anfang  1875  durchschnittlich  um  10,50  Pf., 
in  12  Monaten  von  Ende  1874  auf  Ende  1875  nur  um  6,78  Pf. 

2.  Alles  Oeschlacht  sank  in  den  Nichtsteuerstädten  in  1  Monat 
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von  Ende  1874  auf  Anfang  1875  durchschnittlich  um  0,74  Pf.,  in 
12  Monaten  stieg  es  um  0,18  Pf. 

3.  Alles  Geschlacht  sank  in  den  Steuerstadten  in  1  Monat 
von  Ende  1874  auf  Anfang  1875  durchschnittlich  um  9,77  Pf .  mehr 
als  in  den  Nichtsteuerstädten,  in  12  Monaten  von  Ende  1874  bis 
Ende  1875  aber  nur  um  6,96  Pf. 

Die  den  Konsumenten  so  günstige  anzügliche  Preissenkung 
um  9,77  Pf.  mehr  als  in  den  Nichtsteuerstädten  hat  sich  nicht 
halten  können,  sondern  schrumpfte  auf  6,96  oder  rund  7  Pf.  Mehr- 
senkung ein,  auf  die  Dauer  ist  also,  wie  es  scheint,  nur  ^/d  des 
Steuerwegfalls  den  Konsumenten  zu  statten  gekommen;  dies  wäre 
auch  ganz  in  der  Ordnung,  wenn  sich  im  II.  Teil  dieser  Arbeit  er- 
geben sollte,  dass  die  Steuer  von  9  Pf.  per  Kilo  den  Konsumenten 
auch  nur  etwa  zu  7»  zu  Lasten  gelegen  hätte. 

Zunächst  sei  hier  für  die  fünf  einzelnen  Arten  des  Oeschlachts 
die   anfangliche   und   die  endliche  Preisbewegung  zusammengestellt. 

Ochsenfleisch  fiel  anfänglich  in  den  Steuerstädten  mehr  um 
11,38  Pf.,  endlich  nur  um  7,80  Pf.,  Schweinefleisch  anfänglich 
12,64,  endlich  nur  5,76  Pf.,  Kalbfleisch  anfänglich  11,05,  endlich 
nur  7,45  Pf.,  Hammelfleisch  anfänglich  7,47,  endlich  nur  6,23  Pf., 
und  Schmalz  anfänglich  nur  5,87,  endlich  7,56  Pf. 

In  den  anfänglichen  Mehrsenkungen  unterscheiden  sich  die 
fünf  Oeschlacht^orten  viel  mehr  als  in  den  endlichen: 

i  Minimum  zu  Maximum  \  ^  ,-  i.  f  =  ^'87  :  12,64  \  ,,.,(=  7,56  :  5,76| 
(schmalz  zu  Schweinefleisch  f"^"»^^'*^  \  =  100  :  215  p"^^«*>  |  =  lOO  :   76  j 

Wo  anfänglich  die  Mehrsenkung  besonders  gross  war,  hat  sie 
sich  endlich  abgemindert,  wo  sie  zu  klein  war,  hat  sie  sich  aufgehöht. 

Weiter  ist  zu  fragen,  wie  die  spätere  Wiedersteigerung  der 
Preise  sich  beim  Gemahl  verhält. 

1.  Weizenmehl,  das  auf  Januar  1875  in  den  Steuerstädten  um 
7,46  Pf.  gesunken  war,  sinkt  mit  einer  kleinen  Ausnahme  noch 
weiter  bis  zum  Juni  um  —  2,19,  —  0,78,  +  0,15,  —  0,18,  —  0,74  Pf., 
zusammen  um  3,74  Pf.,  steigt  dann  wieder  mit  einer  kleinen  Aus- 
nahme bis  Dezember  um  +  2,11,  +0,67,  +0,06,  +0,11,  —0,33, 
+  0,11  Pf.,  insgesamt  um  2,73  Pf.,  und  sinkt  dann  zum  Januar 
1876  noch  einmal  um  0,80  Pf.  Vom  Dezember  1874  bis  Anfang 
1876  ist  das  Weizenmehl  gesunken  um  9,27  Pf.  Ganz  beruht  dies 
nicht  auf  Steuerwegfall,  denn  in  den  Nichtsteuerstädten  sank  das 
Weizenmehl  auch   um   1,25    Pf.,   das  Mehrsinken    der  Steuerstädte 
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bleibt  danach  8,02  Pf.,  d.  h.  mehr  als  Steuerwegfall  von  6,67  Pf., 
wenn  man  ohne  den  Steuerwegfall  die  Bewegung  in  beiden  Städte- 
arten als  die  gleiche  annimmt. 

2.  Roggenmehl,  das  auf  Januar  1875  in  den  Steuerstädten  um 
2,93  Pf.  fiel,  sank  noch  1  Monat  um  1,00  Pf.,  stieg  dann  mit 
geringen  Unterbrechungen  bis  August  (um  4"0,11,  — 0,33,  -(-0,11, 
—  0,52,  +1,93,  +0,96  Pf.)  insgesamt  um  2,29  Pf.  und  sank 
wieder  bis  Januar  (—0,92,  —0,11,  —0,04,  —0,59,  —0,83  Pf.) 
um  2,49  Pf.  Vom  Dezember  1874  bis  Anfang  1876  sank  das 
Roggenmehl  um  4,13  Pf.  Da  es  in  den  Nichtsteuerstädten  zur 
gleichen  Zeit  um  0,20  Pf.  sank,  war  das  Mehrsinken  von  3,93  Pf. 
bedeutend  stärker  als  der  Steuerwegfall  von  1,67  Pf.,  eine  sehr 
auffallende  Erscheinung,   die   später  noch  wieder  zu  besprechen  ist. 

3.  Gerstengraupe  bewegte  sich  ganz  unregelmässig,  bald  stei- 
gend, bald  fallend,  fiel  insgesamt  bis  Anfang  1876  um  5,20  Pf. 
gegen  ein  Steigen  von  0,99  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten,  so  dass 
sie  um  7,19  Pf.  mehr  sinkt  als  in  den  Nichtsteuerstädten  bei  nur 
2,85  Pf.  Steuerwegfall,  eine  noch  auffallendere  Erscheinung  als  beim 
Roggenmehl.  Hervorgerufen  ist  dieses  enorme  Mehrsinken  um  6,19  Pf. 
vor  allem  durch  die  auffallende  Bewegung  im  letzten  Monat,  d.  h. 
vom  Dezember  1875  auf  Januar  1876,  in  welchem  die  Öerstengraupe 
in  den  Steuerstädten  um  1,36  Pf.  gesunken  und  in  den  Nicht- 
steuerstädten um  2,24  Pf.  gestiegen  sein  soll,  eine  Preisverschiebung 
von  4,60  Pf.  Hat  hier  etwa,  wie  schon  oben  auf  Seite  115  gefragt 
wurde,  beim  Uebergang  der  Notierungen  aus  Pfund  in  Kilo,  welcher 
in  diesem  Monat  sich  vollzog,  die  Statistik  einen  Schabernack  ge- 
spielt? Vergleicht  man  nur  die  Jahre  1874  und  1875,  in  denen 
dieselbe  Notierungsart  stattfand,  dann  wird  die  Preisbewegung  gar 
nicht  so  auffallen,  denn  dann  ist  sie,  wie  unten  gezeigt  werden 
wird,  nur  ein  Mehrsinken  der  Steuerstädte  von  4,33  Pf.  statt  von 
6,19  Pf. 

4.  Gerstengrütze  hat  gleichfalls  im  Gegensatz  zum  Geschlacht 
eine  ganz  schwankende  Preisbewegung.  Sie  sank  in  den  Steuer- 
städten bis  zum  Januar  1876  um  4,42  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten 
um  0,74  Pf.  Das  Mehrsinken  der  Steuerstädte  wäre  also  3,68  Pf. 
bei  2,85  Pf.  Steuerwegfall. 

5.  Buchweizengrütze  endlich  hat  auch  keine  ausgeprägte  ein- 
heitliche Bewegung.  Sie  sank  in  den  Steuerstädten  bis  Anfang  1876 
insgesamt  um  3,39  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  stieg  sie  um  1,47  Pf., 
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SO  dass  die  Steuerstädte  um  4,86  Pf.  mehr  sinken  bei  nur  2,85  Pf. 
Steuerwegfall. 

Alle  die  vorstehenden  Einzelheiten  des  Gemahls  fassen  wir 
wieder  in  eine  Tabelle  (S.  229)  zusammen. 

Ein  Wiedereinbringen  des  Preissinkens  beim  Steuerwegfall 
durch  ein  Wiedersteigen  in  den  folgenden  Monaten  ist  beim  Oemahl 
nicht  zu  beobachten,  während  es  beim  Geschlacht  klar  zu  Tage  trat; 
dies  ist  auch  ganz  natürlich,  denn  beim  Oeschlacht  übertraf  die 
erste  Preissenkung  nach  dem  Steuerwegfall  wenigstens  in  den  vier 
Fleischarten  den  Steuerwegfall  stärker  als  beim  Gemahl.  Wo  der 
Preis  nicht  zu  stark  gesunken  war,  brauchte  er  auch  nicht  wieder 
zu  steigen. 

Soweit  die  dem  Steuerwegfall  vorangehenden,  den  Steuer- 
wegfall begleitenden,  und  dem  Steuerwegfall  nachfolgenden  Monats- 
bewegungen. 

Endlich  wird  noch  an  Hand  der  vorstehenden  24  kleinen 
Tabellen  zu  prüfen  sein,  was  sich  aus  all  den  Monatspreisbewegungen, 
welche  der  Steueraufhebung  vorangingen,  welche  sie  begleiteten, 
und  welche  ihr  folgten,  als  durchschnittliches  Resultat  ergibt.  Dies 
ist  wohl  am  besten  zu  finden  aus  einer  Vergleichung  der  Preise  im 
Durchschnitt  des  ganzen  ersten  Jahres  nach  der  Steueraufhebung 
mit  den  Preisen  im  Durchschnitt  des  ganzen  letzten  Jahres  vor 
der  Steueraufhebung,  d.  h.  des  ganzen  Jahres  1875  mit  dem  ganzen 
Jahre  1874.  Dies  hat  jetzt  zu  geschehen,  und  zwar  hier  wieder 
vollständig  in  der  Dreiteilung:  1.  Verhalten  der  Steuerstädte  zu 
Nichtsteuerstädten,  2.  Verhalten  des  Steueraufhebungsjahres  zu 
Nichtsteuerauf hebungsjahren  vor  oder  nach  1874/75,  3.  Verhalten 
der  Steuerartikel  gegen  Nichtsteuerartikel. 

Die  Bewegungen  der  Preise  des  ganzen  Jahres  1875  gegen  die 
des  ganzen  Jahres  1874,  welche  in  den  vorstehenden  24  Tabellen 
verzeichnet  sind,  kann  man  im  Gegensatz  zu  den  ersten  vorläufigen 
Bewegungen  vom  Dezember  auf  Januar  als  die  Durchschnittsbewegung 
oder  als  die  Gesamtbewegung  bezeichnen. 

Die  Preise  des  ganzen  Jahres  1875  decken  sich  fast  genau 
mit  den  Preisen  am  Ende  dieses  Jahres,  mit  den  Dezemberpreisen 
1875,  die  nach  dem  zuerst  zu  starken  Sinken  und  dem  darauf- 
folgenden wieder  zu  starken  Steigen  als  definitive  Preise  sich  heraus- 
gebildet haben.  Ob  man  die  Preise  des  ganzen  Jahres  1875 
oder  die   endlichen   Preise   des   Dezember  1875   mit  den  Preisen 
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des  Jahres  1874  als  des  letzten  der  Steuerherrschaft  vergleicht, 
kommt  ziemlich  auf  dasselbe  heraus,  die  Dezemberpreise  scheinen 
der  Friedenspreis  nach  den  Preiskämpfen  des  Jahres  zu  sein  ^). 

An  die  Spitze  der  Untersuchung,  wie  sich  die  Preise  des  ganzen 
Jahres  1875  gegen  die  des  ganzen  Jahres  1874  bewegt  haben, 
stellen  wir  eine  Tabelle,  in  der  wir  auf  zwei  verschiedene  Arten 
die  Bewegung  berechnet  haben.  Im  vorderen  Teil  der  Tabelle  steht 
der  Jahresdurchschnittspreis,  der  sich  für  jedes  Jahr  ergibt  aus 
allen  Preisangaben,  welche  die  preussische  Statistik  enthält.  Da  in 
einem  Jahre  bald  dieser  bald  jener  Ort  fehlt,  kann  es  vorkommen, 
dass  z.  B.  1874  ein  paar  andere  Orte  (es  dreht  sich  immer  nur  um 
wenige)  fehlen  als  im  Jahr  1875.  Für  die  Preisbewegung  in  dem 
hinteren  Teile  der  Tabelle  hingegen  sind  immer  nur  die  Städte  be- 
nutzt worden,  für  welche  sowohl  aus  dem  Jahre  1874  als  aus  dem 
Jahre  1875  die  Preise  vorlagen.  Die  erste  Tabelle  bot  den  Vorzug, 
dass  der  Durchschnittspreis  und  die  Preisbewegung  eines  jeden 
Jahres  aus  einer  grösseren  Menge  von  Städten  berechnet  ist,  für  die 


') 

Steuerstädte 

Nichtsteuerstädte 

Waren 

Jahr  1875 

Dezbr.  1875! 

Jahr  1875 

Dezbr.  1875 

Ocheenfleisch    .... 

105,5 

108,0 

112,2 

113,0 

Schweinefleisch 

120,0 

123,0 

129,2 

132,0 

Kalbfleisch  .... 

87,7 

91,0 

90,2 

92,0 

Hammelfleisch 

101,5 

102,0 

104,7 

104,0 

Weizenmehl     .     . 

37.9 

38,5 

37.5 

38,0 

Roggenmehl     .     . 

30,1 

30.3 

30,1 

30,9 

Gerstengraupe 

56,1 

55,7 

51.0 

50,4 

Gerstengrütze  .     . 

45.9 

46.4 

46,3 

46,5 

Buchweizengrütze 

57,6 

56,2 

49,9 

50,4 

Schmalz       .     .     . 

188.0 

191,0 

181,0 

180.0 

Butter 

245,0 

252,0 

252,0 

253,0 

Weizen  schwerer 

19,9 

20,5 

20,5 

21.0 

,       leichter    .    . 

18,3 

18,5 

19,0     • 

19,3 

Roggen  schwerer 

16,5 

16.8 

17,3 

17,3 

,       leichter    . 

15,6 

'          15,7 

16,3 

16,5 

Gerste  schwere 

16,1 

16,3 

17,9 

18,0 

„      leichte 

14,8 

14,6 

16.5 

16,7 

Hafer  schwerer 

17,9 

17,5 

18,8 

17,9 

^       leichter 

16,6 

16,4 

17,4 

16,8 

Erbsen    .    .     . 

25,8 

25,4 

26.7 

26,4 

Kartoffeln    .     . 

5,1 

4,8 

5,5 

5,5 

Heu    .... 

9,1 

8,9 

9,9 

9,8 

Richtstroh    .     . 

5,5 

6,9 

1            5,6 

6,7 

Krummstroh.    . 

4,6 

5,4 

i            4,6 

1 

5,4 
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zweite  dagegen  ist  das  Material  zwar  etwas  kleiner,  dafür  aber  um 
so  genauer.  Uebrigens  ergeben  beide  Berechnungen  fast  genau  die- 
selben Bewegungen  der  Preise.  Der  Steuerwegfall  in  Geld  wie  in 
Prozenten  ist  zwischen  beide  Berechnungen  gestellt.  (Siehe  Tabelle 
S.  232  und  233.) 

Um  diese  Preisgestaltung  in  ein  wenn  auch  etwas  nebelhaftes 
Bild  zusammenzufassen,  wurde  der  Durchschnitt  aus  allen  Prozenten 
der  Steuerwegfälle  als  „durchschnittlicher  Steuerwegfall* 
mit  7,66  %  fingiert,  der  Durchschnitt  aus  allen  Prozenten  der  Preis- 
bewegungsdifferenzen der  Steuerartikel  als  durchschnittlicher  Preis- 
mehrfall mit  6,99  resp.  6,78  ®/o,  also  eine  dem  Steuerwegfall  sehr 
ähnliche  Preisbewegungsdifferenz.  Dieses  Gesamtbild  ist  jedoch  aus 
zwei  recht  verschiedenen  Teilen  zusammengesetzt,  denn  die  definitive 
Gestaltung  der  Geschlachtpreise  unterscheidet  sich  von  der  definitiven 
Gestaltung  der  Gemahlpreise  in  sehr  charakteristischer  Weise. 

Ochsenfleisch  ist  in  den  Steuerstädten  anfänglich  (anfänglich 
heisst  hier  immer  vom  Dezember  auf  Januar)  nach  dem  Steuerweg- 
fall von  9  Pf.  um  11^88  Pf.  mehr  gesunken  als  in  den  Nichtsteuer- 
städten, definitiv  (definitiv  heisst  hier  immer  von  1874  auf  1875) 
nur  um  7,80  Pf,  Schweinefleisch  anfänglich  um  12^64  Pf.  mehr  ge- 
sunken, definitiv  nur  8,80  Pf.  Kalbfleisch  anfänglich  um  11,27  Pf. 
mehr  gesunken,  definitiv  nur  8,20  Pf.,  Hammelfleisch  anfänglich  um 
7,82  Pf  mehr  gesunken,  definitiv  nur  um  5,40  Pf  Die  anfänglich 
stark,  überwiegend  um  viel  mehr  als  den  Steuerwegfall 
erniedrigten  Preise  des  Geschlachts  haben  sich  nicht 
halten  können,  sondern  sind  durch  die  oben  geschilder- 
ten allmählichen  Erholungen  in  den  Frühjahrs-  und 
Sommermonaten  wieder  so  stark  gestiegen,  dass  der 
Preisherabgang  definitiv  hinter  dem  Steuerwegfall 
mehr  oder  minder   zurückbleibt. 

Anders  beim  Gemahl.  Weizenmehl,  das  anfänglich  bei  6,67  Pf. 
Steuerwegfall  um  7,82  Pf  mehr  sank,  ist  definitiv  um  7,97  Pf.  ge- 
sunken, Roggenmehl,  das  anfänglich  bei  1,67  Pf.  Steuerwegfall  um 
2,77  Pf  mehr  sank,  ist  definitiv  auch  um  8,12  Pf.  gesunken,  Gersten- 
graupe, welche  anfänglich  bei  2,85  Pf  Steuerwegfall  um  8,49  Pf. 
mehr  sank,  ist  auch  definitiv  um  8,70  Pf  gesunken,  Geratengrütze 
bei  2,85  Pf  Steuerwegfall  anfänglich  2,91  Pf,  definitiv  4,20  Pf, 
Buchweizengrütze  bei  2,85  Pf.  Steuerwegfall  anfänglich  2,88  Pf, 
definitiv  8,40  Pf     Die   anfänglich   nicht  sehr    stark,    aber 
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immer  noch  um  mehr  als  den  Steuerwegfall  erniedrigten 
Preise  des  Gemahls  sind  nicht  cTurch  allmähliche  Er- 
holungen in  den  Frühjahrs-  und  Sommermonaten  wieder 
gestiegen,  sondern  sind  dieselben  geblieben  oder  sind 
gar  noch  weiter  gesunken,  so  dass  der  Preisherabgang 
definitiv  den  Steuerwegfall  übertrifft. 

Diese  wirtschaftlichen  „Erscheinungen'*  hat  uns  die 
„Statistik'*  aufdecken  können,  eine  „Erklärung**  kann  sie  uns 
nicht  oder  wenigstens  noch  nicht  geben.  Möglich  ist,  dass  die  im 
zweiten  Teile  folgende  Betrachtung,  wie  die  Mahlsteuer  und  wie  die 
Schlachtsteuer  während  ihres  Bestehens  auf  die  Preise  eingewirkt 
haben,  uns  den  Schlüssel  zur  Erklärung  bieten  wird.  Es  wäre  näm- 
lich denkbar,  dass,  während  die  Schlachtsteuer  bestand,  das  Ge- 
schlacht  nicht  um  den  ganzen  Steuerbetrag  verteuert  wäre,  mit 
anderen  Worten,  dass  die  Schlachtsteuer  nur  zum  Teil  auf  die  Kon- 
sumenten als  Steuerträger  überwälzt,  und  zum  Teil  an  den  Pro- 
duzenten als  Steuerzahlern  hängen  geblieben  wäre.  Hätten  dann  die 
Konsumenten  die  Steuer  nicht  ganz  getragen,  so  brauchte  auch  die 
Steueraufhebung  nicht  ganz  ihnen  zu  gute  zu  kommen,  sondern 
könnte  zum  Teil  an  den  Schlachtern  hängen  geblieben  sein.  Es 
wäre  zweitens  denkbar,  dass  hingegen  die  Mahlsteuer  während  ihres 
Bestehens  ganz  auf  die  Konsumenten  übergewälzt  worden  wäre,  und 
dann  auch  die  Aufhebung  ganz  den  Konsumenten  zu  statten  ge- 
kommen wäre. 

Ebenso  könnte  ein  Unterschied  in  der  Bewegung  von  Gemahl 
und  Geschlacht  um  mehr  oder  weniger  als  den  Steuerwegfall  darauf 
beruhen,  dass  die  Accise  vermöge  des  Ausbeutungsverhältnisses  des 
Stückes  Viehs  beim  Ausschlachten,  und  des  Sackes  Getreide  beim 
Ausmahlen  nicht  im  gleichen  Masse  den  städtischen  Schlachter  und 
den  städtischen  Müller  gegen  eingebrachtes  ausgeschlachtetes 
Fleisch  und  gegen  eingebrachtes  ausgemahlenes  Korn  „geschützt* 
hätte,  sondern  etwa  den  Müller  mehr  als  den  Schlachter,  so  dass 
vermöge  dieses  „Schutzzolles"  die  Müller  ihr  Gemahl  nicht  nur 
um  den  Steuerbetrag,  sondern  sogar  um  mehr  zu  verteuern  im  stände 
gewesen  wären,  die  Schlachter  aber  nicht.  Ob  und  in  welchem 
Masse  die  Schlachtsteuer  oder  die  Mahlsteuer  schutzzöllisch  gewirkt 
haben,  muss  späteren  Untersuchungen,  die  noch  lange  nicht  zum 
Abschluss  gebracht  werden  konnten,  überlassen  werden. 

Eine    dritte    eigentümliche    „Erscheinung**    bieten    endlich 
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noch  das  von  der  Schlachtsteuer  direkt  mitgetroiFene  Schmalz  und 
die  von  derselben  indirekt  mitgetroffene  Butter. 

Während  Schmalz  vom  Dezember  1874  auf  Januar  1875  um 
6,62  Pf.  in  den  Steuerstädten  gesunken  und  um  5,87  Pf.  mehr 
gesunken  war  als  in  den  Nichtsteuerstädten,  wird  im  Verlauf  des 
Jahres  1875  dieser  Preisfall  so  stark  wieder  eingeholt,  dass  das 
Jahr  1875  nur  um  1,00  Pf.  unter  dem  Jahr  1874  steht.  Zu  gleicher 
Zeit  ist  aber  auch  in  den  Nichtsteuerstädten  der  anfängliche  Preis- 
fall um  0,75  Pf.  in  ein  Preissteigen  um  5,00  Pf.  verkehrt  worden,  so 
dass  gegenüber  diesem  Steigen  um  5,00  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten 
das  endliche  Sinken  in  den  Steuerstädten  um  1,00  Pf.  ein  Mehrsinken 
der  Steuerstädte  um  6,00  Pf.  bedeutet.  Noch  merkwürdiger  ist  die 
Gestaltung  der  Butterpreise,  welche  vom  Dezember  auf  Januar  so 
eigentümlich  mitbetroffen  waren.  Die  Butter  war  auf  Januar  in 
den  Steuerstädten  um  39,82  Pf.  gesunken,  in  den  Nichtsteuerstädten 
nur  um  20,21  Pf.,  so  dass  die  Steuerstädte  um  19,61  Pf.  mehr 
fielen.  Durch  starkes  Steigen  der  Preise  in  den  Nichtsteuerstädten 
und  durch  ein  noch  viel  stärkeres  Steigen  in  den  Steuerstädten  in 
den  Frühjahrs-  und  Sommermonaten  1875  bleibt  von  den  beiden 
grossen  Preissenkungen  auf  Januar  nur  eine  Senkung  um  3,90  Pf. 
in  den  Steuerstädten  und  um  4,00  Pf.  in  den  Nichtsteuerstädten  nach, 
so  dass  ^endlich*',  d.  h.  Jahr  1875  gegen  Jahr  1874  ein  minimales 
Wenigersinken  in  den  Steuerstädten  um  0,1  Pf.  übrig  bleibt.  End- 
gültig ist  also  die  unbesteuerte  Butter  wie  alle  anderen  unbesteuerten 
Artikel  in  den  Steuerstädten  kaum  gesunken,  und  jedenfalls  nur  so 
viel  gesunken  wie  auch  in  den  Nichtsteuerstädten,  sie  weicht  also 
von  der  Bewegung  der  anderen  Nichtsteuerartikel  nur  anfönglich 
ab,  nicht  aber  definitiv.  Für  diese  eigentümliche  Bewegung  der 
Butterpreise  sei  nochmals  auf  die  Tabelle,  welche  die  24  Monats- 
bewegungen enthält,  auf  Seite  209  hingewiesen. 

Auch  die  endgültigen  Mehrbewegungen  der  Steuerstädte  können 
nur  dann  durch  die  Steueraufhebung  verursacht  sein,  wenn  in  anderen 
Jahren  und  in  anderen  Waren  solche  Preismehrsenkungen  nicht  vor- 
kommen. Nehmen  wir  hier  einmal  die  Bewegungsdifferenzen  in 
anderen,  d.  h.  in  nicht  steuerbaren  Artikeln  vorweg,  weil  sie  auf 
derselben  Tabelle  wie  die  Steuerartikel  in  ihrer  Mehrbewegung  oder 
Minderbewegung  verzeichnet  sind. 

Selbstverständlich  sind,  abgesehen  von  den  Steuerartikeln  in 
den  Steuerstädten  im  Steuerwegfallsmonat,  fast  alle  Preisbewegungen 
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eines  Jahres  gegen  das  Vorjahr  grösser  als  die  Bewegung  eines 
Monats  gegen  den  Vormonat,  eine  Ausnahme  werden  nur  zuweilen 
die  von  der  jedesmaligen  Ernte  oder  Ernteaussicht  abhängigen 
Artikel  in  einigen  Sommer-  und  Frühjahrsmonaten  machen.  So 
bewegen  sich  auch  die  Steuerartikel  in  den  Nichtsteuerstädten  im 
Jahr  1875  gegen  das  Jahr  1874  stärker  als  vom  Dezember  auf 
Januar,  sie  unterscheiden  sich  ja  in  den  Nichtsteuerstädten  von  den 
steuerfreien  Artikeln  nicht,  weil  sie  hier  ja  auch  steuerfrei  sind. 
Die  überall  steuerfreien  Artikel  bewegen  sich  in  beiden  Städtearten 
in  einzelnen  Monaten  meistens  weniger  als  in  einzelnen  Jahren,  wenn 
sie  aber  in  einer  Städteart  sich  stark  bewegen,  dann  bewegen  sie  sich 
auch  in  der  anderen  Städteart  so  stark,  dass  die  Jahresbewegungs- 
dififerenzen  zwischen  Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten  ganz 
minimal  bleiben.  Während  die  Steuerartikel  1875  gegen  1874  in  den 
Steuerstädten  ausnahmslos  mehr  gesunken  sind  als  in  den  Nicht- 
steuerstädten, und  zwar  stark,  sind  von  den  14  Nichtsteuerartikeln 
nur  6  Artikel  mehr  gesunken  und  zwar  ganz  schwach,  3  weitere 
sind  weniger  gesunken,  1  gleich  viel  gesunken,  2  weniger  gestiegen 
und  2  mehr  gestiegen,  also  die  vier  möglichen  Bewegungsdififerenzen 
sind  alle  vertreten.  Weiter  sind  alle  diese  Bewegungsdifferenzen 
ganz  minimal,  und  nach  der  zweiten  Berechnungsart  auf  dem  letzten 
Stück  der  Tabelle  haben  sogar  drei  Artikel  in  beiden  Städtearten 
ganz  gleiche  Bewegungen. 

Butter     ....  fiel  in  N.St. St.  um  4,0 Pf,  in  St.St.  um  3,9  Pf.,  also  um  0,1  Pf.  weniger  g«fellen. 

Schwerer  Weizen  „  „  „  „  4,7   „  „  „  «  4,5  „  .,      ,    0,2  ,         , 

Leichter  Weizen .  „  „  „  „  4,5   „  „  „  .,  4,5  „ 

Schwerer  Roggen  „  „  «  „  2,6   „  „  „  -  8,3  „  „ 

Leichter  Boggen .  „  „  „  „  3,2   ,  „  „  „  3,4  ^  „ 

Schwere  Gerste   .  „  „  «  „  3,1   „  „  „  «  ?,4  , 

Leichte  Gerste     .  „  „  „  „  3,0   „  „  „  ^  3,4  „  „ 

Schwerer  Hafer   .  „  „  ^  n  1,1   «  «  ».  r  1,4  „ 

Leichter  Hafer     .  „  „  „  „  1,2   „  ^  „  ^  1,5  „  „ 


Erbsen  .  . 
Kartotfehl  . 
Heu  ... 
Richtstroh  . 
Krummstroh 


stieg  „  „  „  1,9  „  „  „  „  2,3 

fielen,,  „  „  1,3  „  „  „  „  1,0 

stieg  „  „  „  3,7  „  „  ,  „  1,3 

«           «  n  „  0,8  „  „  „  „  1,0 

.      «           n  ^  „  0,7  „  „  „  n  0,6 


=       viel. 

0,8   „    mehr 

0,2   ,        . 

0^   ,        , 

0,4    ,        . 

0,8    ,        , 

o,s   „      , 

0,4    „        , 

g«ti4«n, 

0,8    „  weniger  gefidlfln, 

0,4     ,          r, 

gertiegei. 

0,2    „   mehr 

,. 

0,1    „  weniger 

Von  einer  irgendwie  nennenswerten  Verschiebung  in  dem  Preis- 
verhältnis der  Steuerstädte  zu  den  Nichtsteuerstädten  ist  von  1874 
auf  1875  nichts  zu  spüren,  noch  weniger  nach  der  zweiten  Be- 
rechnungsart hinten  auf  der  Tabelle. 

Hiemach  darf  man  also  wohl  auch  annehmen,  dass  in  dem 
Gemahl   und    dem   Geschlacht    zwischen    Steuerstädten    und   Nicht- 
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Steuerstädten  auch  keine  nennenswerte  Verschiebung  stattgefunden 
haben  würde,  wenn  nicht  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  fortgefallen 
wäre,  und  dass  das  auffallende  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten, 
welches  nur  bei  Steuerartikeln  und  nur  beim  Steuerwegfall  eintrat, 
fast  ganz  durch  den  Steuerwegfall  bewirkt  worden  ist. 

Da  die  Frage  sehr  wichtig  ist,  ob  ohne  Steuerwegfall  das 
Gemahl  und  Oeschlacht  in  beiden  Städtearten  sehr  gleich  sich 
hätten  bewegen  müssen,  sollen  noch  ein  paar  andere  Jahre,  in  denen 
der  Steuerwegfall  das  natürliche  Verhalten  nicht  künstlich  per- 
turbieren  konnte,  miteinander  verglichen  werden.  Leider  ist  die 
Auswahl  unter  den  Jahren  vor  der  Steueraufhebung  nicht  gross,  da 
vergleichbare  Daten  erst  seit  August  1872  vorliegen,  es  kann  also 
vor  der  Steueraufhebung  nur  noch  herangezogen  werden  1874  contra 
1873.  Nach  der  Steueraufhebung  steht  uns  für  alle  Steuerartikel 
auch  nur  1876  gegen  1875  zur  Verfügung.  Diese  beiden  Jahres- 
paare, das  eine  vor,  das  andere  nach  der  Steueraufhebung,  stellen 
wir  in  der  folgenden  Tabelle  (S.  238)  noch  dar. 

Vergleicht  man  die  von  der  Steueraufhebung  höchstens  in  ihren 
Vorwehen  und  in  ihren  Nachwehen  beeinflussten  Jahrespaare  1873/74 
und  1875/76  mit  dem  Jahrespaar  1874/75,  in  welchem  die  Steuer- 
aufhebung sich  vollzog,   so   sind   die  Unterschiede  auffällig  genug. 

Während  1874/75  die  Bewegung  der  Steuerstädte  gegen  die 
Nichtsteuerstädte  in  Steuerartikeln  und  Nichtsteuerartikeln  eine  sehr 
verschiedene  war,  indem  die  Steuerartikel  ohne  Ausnahme  in  den 
Steuerstädten  mehr  sanken,  und  alle  diese  Mehrsenkungen  sehr  gross 
waren,  die  Nichtsteuerartikel  aber  bald  mehr  stiegen,  bald  weniger 
stiegen,  bald  mehr  sanken,  bald  weniger  sanken,  und  alle  diese 
Bewegungsdifferenzen  ganz  klein  waren,  fehlt  in  den  zwei  von  der 
Steueraufhebung  nicht  direkt  afficierten  Jahrespaaren  dieser  Unter- 
schied zw 'sehen  Steuerartikeln  und  Nichtsteuerartikeln  gänzlich.  Die 
Steuerartikel  weisen  dieselbe  Mannigfaltigkeit  der  vier  Bewegungs- 
differenzen  auf  wie  die  Nichtsteuerartikel,  und  auch  dieselbe  Gering- 
fügigkeit dieser  Bewegungsdifferenzen,  welche  z.  B.  1873  auf  1874 
bei  der  Hälfte  aller  Steuerartikel  überhaupt  nicht  existieren,  weil 
die  Bewegungen  beider  Städtearten  die  gleichen  sind.  Bewegen 
sich  also  in  den  von  der  Besteuerung  unberührten 
Jahren  OemahP)  und  Geschlacht  in  beiden  Städtearten 

^)  Nur  bei  Gerstengrütze  1873/74  und  Gerstengraupe  1875/76  kommt  ein 
ähnliches  Mehrsinken  der  Steuerstädte  wie  im  Steueraufhebungsjahre  vor,  hier 
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ebenso  wie  die  anderen  Waren,  so  ist  der  Schluss  doch 
nicht  gewagt,  dass  sie  in  dem  Jahre  der  Steuerauf- 
hebung sich  auch  ebenso  wie  die  anderen  Waren  be- 
wegt haben  würden,  wenn  diese  natürliche  Bewegung 
beim  Gemahl  und  Geschlacht  nicht  einseitig  künstlich 
gestörtwordenwäre.  Zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  über  die 
endgültige  Preisbewegung  setzen  wir  noch  alle  Jahresbewegungen 
zusammen  ^)  (s.  Tabelle  S.  240—242). 


Die  Preisverschiebüng  zwischen  Steuerstädten  und  Nichtsteuer- 
städten als  eine  Verschiebung  zwischen  dem  Osten  und 
dem  Westen  (?). 

Von  den  55  Steuerstädten,  welche  für  1874  und  1875  in  Be- 
tracht kommen,  lagen  im  Osten  der  Monarchie,  d.  h.  in  den  Pro- 
vinzen Preussen,  Posen,  Pommern  und  Schlesien  31,  nur  24  im 
Westen,  d.  h.  in  den  Provinzen  Brandenburg,  Sachsen,  Westfalen 
und  Rheinland.  Dagegen  lagen  von  den  67  Nichtsteuerstädten  im 
Osten  nur  17,  im  Westen  dagegen  50. 

Im  Osten      56®/o  Steuerstädte,     44  ^/o  Nichtsteuerstädte. 

Im  Westen  25*^/o  Steuerstädte,     75  ^/o  Nichtsteuerstädte. 

Auf  Grund  vorstehender  Zahlen  könnte  man  für  einen  Zweifel, 
ob  die  auffallende  Verbilligung  der  Steuerartikel  in  den  Steuer- 
städten 1874  auf  1875  und  ihr  Mehrsinken  gegenüber  den  Nicht- 
steuerstädten von  der  Steueraufhebung  herrühren  müsse,  noch  ins 
TreflFen  führen,  die  Preisverschiebung  zwischen  den  Steuerstädten 
und   den   Nichtsteuerstädten   wäre   eine   Preisverschiebung    zwischen 


also  kann  die  Ueberwälzung  der  Steueraufhebung  nicht  so  sicher  behauptet 
werden  wie  bei  den  anderen  Waren,  aber  auch  diese  beiden  Mehrsenkungen  der 
Sieuerflt&dte  unterscheiden  sich  wesentlich  von  der  Mehrsenkung  im  Jahre  des 
Steuerwegfalls.  In  diesem  Jahre  sanken  die  Gerstengraupen  in  beiden  Städte- 
arten,  in  den  Nichtsteuerstädten  um  0,6  Pf.,  in  den  Steuerstädten  um  4,3  Pf. 
Es  war  also  ein  Mehrsinken  der  Steuerstädte  um  3,7  Pf.  bei  beiderseitigem 
Sinken.  Anders  1873/74  bei  Gerstengrütze  und  1875/76  bei  der  Gerstengraupe. 
Die  Gerstengrütze  sank  1873/74  in  den  Steuerstädten  um  2  Pf.  und  stieg  in 
den  Nichtsteuerstädten  um  1  Pf.,  das  Mehrsinken  um  3  Pf.  hat  also  einen 
anderen  Charakter.  Die  Gerstengraupen  sanken  1875/76  in  den  Steuerstädten 
um  2  Pf.  und  stiegen  in  den  Nichtsteuerstädten  um  2  Pf.  Das  hieraus 
folgende  Mehrsinken  um  4  Pf.  (welches  ausserdem  nach  früheren  Ausführungen 
auf  S.  114  und  115  recht  zweifelhaft  ist)  hat  also  gleichfalls  ein  anderes  Gesicht* 
als  das  Mehrsinken  1874/75  bei  beiderseitigem  Sinken. 
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*)  Preisbewegungen  in  Pfennig  per   Kilo   aller   Steuerartikel    und    aller 

Nichtsteuerartikel  in  den  Steuerstädten  wie  in  den  Nichtsteuerstädteo 

und  die  Bewegungsdifferenz   der  Steuerstädte. 


Jahr 


Nicht- 
St.St. 


SiSt. 


Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 


Nicht- 
StSt. 


St.St. 


Steuerstädte  firegea 
Nichtsteuerstädte 


1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


1873/74 

1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


+ 


I.   Ochsenfleisch 

mehr  gestiegen 
,  gesunken 
.      gestiegen 

weniger     ^ 

--    0,5   mehr 


--    0,1    weniger     ^ 
m.   Kalbfleisch 


—  0.9 

+    1,3 

-8,3 

-16,6 

+  0.1 

- 

-    0,2 

+  1,8 

- 

-    1.0 

+  1,8 

-    1,0 

-  1.4 

-    0,5 

-2,5 

-    1.2 

-0,5 

-    0,0 

+  2,8 

h    0,1 

2,2 
8,8 
0,1 
0,8 
0,8 
1,9 
3,7 
0,5 
2,2 


-3,4 

-    2.2 

—  3,8 

—  11,8 

+  1.6 
+  1.6 

--    3.8 

--    13 

+  2,8 

+    1,5 

-  2,2 

—    0.0 

-  1.1 

+    0,5 

+  0,5 

-    0.2 

+  2,3 

-    1,0 

weniger  gesunken  1,2 

mehr  ,        8,0 

,      gestiegen     2,2 

weniger     „  0,3 

1.3 

„      gesunken   2,2 

mehr  gestiegen     1,6 

«      gesunken     0,7 

weniger     „  3,3 


V.    Weizenmehl 


1.2 

—    0,8 

6,8 

—  14,9 

1,3 

+    1.0 

0,8 

+    3.8 

2.4 

-    5,1 

1,4 

—    1.3 

3,0 

+    4.3 

0,4 

-    0.1 

1,0 

—    1.9 

weniger  gesunken  0,4 
mehr  ,         8,1 

weniger  gestiegen  0,3 


mehr 

y,      gesunken 
weniger     , 
mehr  gestiegen 

p      gesunken 


VII.   Gerstengraupe 


mehr  gestiegen 
«      gesunken 


+  2.1 

+  3,7 

+  0.7 

-4,2 

—  0.2 

—  0,6 

3,0 
2,7 
0,1 
1,3 
0,5 
0,9 


1,6 
4,9 

0,4 


IL   Schweinefleisch 


mehr  gesunken      0,2 
7^ 
gestiegen      3,4 
weniger  gesunken  0,7 
mehr  ,  1,1 

weniger       ,  1.0 

mehr  gestiegen      0,6 
weniger     ,  1,2 

mehr  gesunken      0,4 


IV.  Hammelfleisch 


-2.0 

—    2,2 

-4,2 

—  12,0 

+  2,4 

+    6.8 

-2,3 

-    1.6 

-  5,7 

-    6,8 

-  7.4 

-    6,4 

+  6,6 

+    7.2 

-6.2 

+    5.0 

+  0.1 

-    0,3 

-  1.8 

- 

-    0,01 

—  6.4 

-12,61 

-0,7 

-    2.2 

"1,8 

- 

-    0,1 

--  1.1 

- 

-    1.3 

—  0.3 

- 

-    0,2 

-  1.4 

- 

-    1,0 

+  1,7 

H 

-    0.0 

+  1,8 

H 

h    0,2 

weniger  gesunken  13 


mehr 

„      gestiegen 

weniger  , 

mehr  , 

weniger  , 

mehr  ,. 

weniger  „ 


VI.   Uoggenmehl 


4,t 

1.7 
0,2 
0,1 
2,4 
1,7 
1,6 


+  0.6 

+  1,2 

—  3,2 

-«,« 

+  1.0 

+  0,1 

+  0.4 

+  0,6 

-  5,3 

-3,7 

+  0.2 

-  1,4 

+  4,9 

+  6,1 

+  2.3 

+  2,6 

-3,1 

-4.8 

mehr  gestiegen     0,6 

„      gesunken     8,1 

weniger  gestiegen  0,9 

mehr  ,         0,2 

weniger  gesunken  1,6 

mehr  ,         1,6 

,      gestiegen     1,2 

03 

,      gesunken     1,7 


Vin.   Gerstengratze 


mehr  gestiegen 
„      gesunken 


+  2.9 

+  4,1 

—  0,1 

—  8,8 

+  0,5 

-0,2 

1,8 
0,7 
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Jahr 

Nicht- 

stst. 

Stst. 

Steuerstädte  gegen 
Nicbtsteuerstädte 

Nicht- 

stst. 

Stst. 

Steuerstädte  gegen 
Nichtsteuerstädte 

IX.   Buchweizengrütze 

X.   Schmalz 

1873/74 

+  0,8 

+  2,6 

mehr  gestiegen     1,8 
^      gesunken    8,4 

+  2,73 

-   0,32 

mehr  gesunken     3,05 

1874/75 

-  0,5 

-8,9 

+  4,37 

—  1,99 

6,36 

1875/76 

-  0,1 

-  2,0 

1,9 

+  3,81 

+   3,68 

weniger  gestiegen  0,13 

1876/77 

-  1,85 

—   5,64 

mehr  gesunken     3,99 

1877/78 

—  9,93 

—    6,46 

weniger     ,            3,47 

1878/79 

-  7,20 

—  11,83 

mehr         ,            4,63 

1879/«0 

+  4,19 

+   4,07 

weniger  gestiegen  0,12 

1880/81 

+  7,81 

+  10,87 

mehr            „         3,06 

1881/'82 

+  3,03 

+    4,14 

1.11 

XI.   Butter 

XII.   Weizen  schwer 

1873/74 

+  11,76 

+  13,85 

mehr  gestiegen     2,09 

—  2,71 

—  2,24 

weniger  gesunken  0,47 

1874/75 

—   3,96 

—    3,84 

weniger  gesunken  0^2 

-  4,69 

—  4,50 

,        0,19 

1875/76 

+  12,77 

+  15,40 

mehr  gestiegen     2,63 

+  1.76 

+  1.57 

gestiegen  0,19 

1876/77 

-   8,42 

-  13,07 

,      gesunken     4,65 

+  2,12 

+  2,09 

0,03 

1877,/78 

—  21,91 

—  14,16 

weniger       ,           7,75 

-  3,02 

-  2,99 

,        gesunken  0,03 

1878/79 

-   7,41 

-  12,29 

mehr           ,          4,88 

~  0,30 

~  1,08 

mehr            ,         0,78 

1879/80 

-f  15,00 

+  14,40 

weniger  gestiegen  0,60 

+  2,04 

+  3,35 

,.      gestiegen     1,31 

1880/81 

-f-   4,76 

+   7,83 

mehr            ,          3,07 

+  0,10 

+  0,02 

weniger     ,            0,08 

1881/82 

-   0,41 

+   0,14 

0,55 

—  1,08 

-  1,26 

mehr  gesunken     0,18 

XIII.   Weizen  leicht 

XIV.   Roggen  schwer 

1873/74 

—  2,35 

—  1,87 

weniger  gesunken  0,48 

1    +  0,56 

+  0.39 

weniger  gestiegen  0,17 

1874/75 

—  4,10 

-  4,53 

mehr  gesunken     0,43 

-  3,13 

—  3.28 

mehr  gesunken     0,15 

1875/76 

-L-  0,86 

+  0,64 

weniger  gestiegen  0,22 

:   -  0.70 

+  1,44 

,      gestiegen     2,14 

1876/77 

-r  1,78 

+  1,81 

mehr            ,         0,03 

1   +  2,04 

+  0,12 

weniger     ,            1,92 

1877/78 

-  2,50 

—  2,49 

weniger  gesunken  0,01 

-  3,46 

—  3.65 

mehr  gesunken     0,19 

1878/79 

+  0,11 

—  0,52 

mehr            ,         0,63 

i   +  0.19 

+  0,46 

,      gestiegen     0,27 

1879'80 

+  1.47 

+  2,47 

gestiegen     1,00 

+  4,86 

+  5,07 

0,21 

1880/81 

+  0,83 

-  0,13 

„      gesunken     0,46 

+  0,93 

+  0,66 

weniger    ,             0,27 

1881/82 

-  1,44 

—  1,54 

0,10 

1   —  5,45 

—  4,40 

„      gesunken    1,05 

XV.   Roggen  leicht 

XVI.   Gerste  schwer 

1873/74 

+  0,59 

+  0,46 

weniger  gestiegen  0,13 

1   +  1,32 

+  1,84 

mehr  gestiegen     0,52 
„      gesunken     0,09 

1874/75 

—  3,15 

—  3,61 

mehr  gesunken     0,46 

1   -  3,09 

-  3,18 

187576 

+  0,24 

4-  0,93 

^      gestiegen     0,69 

+  0,31 

+  0,67 

„      gestiegen     0.36 

1876/77 

+  0,27 

—  0,15 

^      gesunken     0,42 

,   -  0,25 

+  0.17 

0,42 

1877.78 

-  3,12 

—  3,24 

0,12 

-  0,86 

—  1,26 

,      gesunken     0,40 

1878/79 

+  0,07 

+  0,32 

,      gestiegen     0,25 

'    —  0,80 

—  0,71 

weniger     ,           0,09 

1879  80 

+  1,83 

+  4,79 

2,96 

,    +  1,83 

+  2,21 

mehr  gestiegen     0,38 

188081 

+  0,98 

+  0,80 

weniger    „             0,18 

1    -  0,21 

-  0,34 

„      gesunken     0,13 

1881/82 

—  4,03 

1 

-  3,93 

gesunken  0,10 

-  1,01 

-  1,36 

0,35 
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1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 

1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 


+ 


+ 


1,43 

+  1,89 

2,95 

-  3,26 

0.25 

+  0,18 

0,20 

-  0,02 

0,96 

-  1,39 

0,92 

—  0,79 

1,95 

+  2,28 

0,20 

-  0,25 

1,31 

+  0,42 

XIX. 


+  3,05 

+  3,45 

-  1,23 

-  1,46 

—  0,50 

-  0,54 

-  1,68 

-  1,95 

—  1,89 

-  2,04 

-  0,52 

-0,23 

+  1,68 

+  2,21 

-  0,68 

+  0,41 

-  1,18 

-  1,58 

mehr  gestiegen 

0,46 

,      gesunken 

0,31 

,       gestiegen 

0,43 

weniger  gesunken  0,18 

mehr            « 

0,43 

weniger       „ 

0,13 

mehr  gestiegen 

0,33 

,      gesunken 

0,05 

,       gestiegen 

1,73 

Hafer  leicht 

mehr  gestiegen 

0,40 

,       gesunken 

0,23 

weniger  gesunkei 

i0,02 

mehr            „ 

0,27 

»                         n 

0,15 

weniger        , 

0,29 

mehr  gestiegen 

0,53 

weniger      , 

0,27 

mehr  gesunken 

0,40 

XXI.   Kartoffeln 


+  0,600 
- 1,203 
+  0,514 
+  0,798 

—  0,597 
+  0,535 
+  0,364 

—  0,897 

—  0,559 


+  0,527 
+  0,781 
+  2,346 

—  1,221 

—  2,211 
+  0,026 
+ 1,005 
+ 1,358 

—  0,820 


+  0,413 
— 1,065 
+  0,523 
+  0,484 

—  0,938 
+  0,674 
+  0,654 

—  0,736 

—  0,681 


weniger  gestiegen 
,  gesunken 

mehr  „ 

weniger  gestiegen 

mehr  gesunken 
,       gestiegen 

weniger  gesunken 
mehr  „ 


0,178 

0,138 , 

0,009 ' 

0,314 

0,341 

0,139 

0,290 

0,161 

0,122 


XXIII.    Richtstroh 


+  0,482 

+ 1,073 

+  2,143 

-  1,523 

—  2,063 

—  0,207 
+  1,048 
+ 1,089 

—  0,788 


weniger  gestiegen  0,045  i 


mehr 
weniger        „ 
mehr  gesunken 
weniger     , 
mehr         « 

«      gestiegen 
weniger 


0,292 
0,203 
0,302 
0,148 
0,233 
0,043 
0,269 


gesunken  0,032 1 


+  3,30 

+  3,48 

—  1,16 

^  1,14 

+  0,10 

+  0,53 

-  1,74 

-  1,92 

—  2,10 

-  2,23 

—  0,51 

-  0,39 

+  1,82 

+  2,34 

+  0,63 

+  0,32 

-  1,11 

-  1,48 

mehr  gestiegen     0,18 

weniger  gesunken  0,02 

mehr  gestiegen     0,43 

,       gesunken 


weniger     , 
mehr  gestiegen 
weniger     , 
mehr  gesunken 


XX.   Erhsen 


0.18 
0,13 
0,12 
0,52 
0.31 
0,37 


+  2,827 
+ 1,467 

—  0,174 
— 1,630 

—  1,455 

—  0,393 
+  3,123 
+ 1,002 

—  1,095 


+ 1,176 

—  0,396 
+ 1,277 

—  0,842 

—  2,191 

—  0,741 
+ 1,500 
+  0,476 

—  0,041 


+  0,438 
+  0,673 
+ 1,908 
— 1,098 

—  1,833 

—  0,007 
+  0,859 
+  1,204 

—  0,824 


+  3,310 
+  2,188 

—  0,915 

—  2,089 
— 1,026 

—  0,760 
+  2,780 
+  0,933 
+  0,814 


mehr  gestiegen 

0.483 

fl                          n 

0,721 

„       gesunken 

0.741 

7t                           J» 

0,459 

weniger    „ 

0.429 

mehr        , 

0,367 

weniger  gestiegei 

Q  0,843 

»              « 

0.069 

mehr            , 

1.909 

XXII.   Heu 


1+  1,385 

—  0,384 
!+ 1.540 
1—  1,307 

—  1,416 

—  1,229 
+  1,440 
+  0,783 
+  0,014 


mehr  gestiegen  0,209 
weniger  gesunken  0,012 
mehr  gestiegen  0.263 
a  gesunken  0,465 
weniger     ,  0,775 

mehr         ,  0,488 

weniger  gestiegen  0,060 
mehr  ,  0,307 

0,055 


XXIV.    Krummstroh 


+  0,719 
+  0,778 
+  1,689 
- 1,338 
— 1,740 

—  0,164 
+  0.793 
+  0,818 

—  0,669 


mehr  gestiegen 

0.281 

K                  m 

0,105 

weniger    , 

0,219 

mehr  gesunken 

0,240 

weniger     , 

0.093 

mehr         , 

0,157 

weniger  gestiegen  0,066 

«             » 

0,386 

,       gesunken  0.155 
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dem  Osten  der  Monarchie  und  dem  Westen,  weil  die  Steuerstädte  ganz 
überwiegend  im  Osten  der  Monarchie  lagen,  die  Nichtsteuerstädte  noch 
überwiegender  im  Westen.  Dies  wäre,  wenn  auch  nicht  wahrscheinlich, 
doch  immerhin  möglich.  Wäre  es  aber  der  Fall,  dann  müsste  im 
9 ganzen  Osten **  das  Preissinken  noch  stärker  sein  als  in  den 
nicht  ausschliesslich,  sondern  nur  überwiegend  im  Osten 
liegenden  Steuerstädten,  denn  es  befindet  sich  unter  den  Steuer- 
städten doch  auch  eine  nicht  unbeträchtliche  Minorität  aus  dem  wenig 
sinken  sollenden  Westen.  Ebenso  müsste  dann  im  „ganzen  Westen'' 
das  Preissinken  noch  schwächer  sein  als  in  den  nicht  aus- 
schliesslich, sondern  nur  überwiegend  im  Westen  liegen- 
den Nichtsteuerstädten,  denn  es  befindet  sich  unter  den  Nicht- 
steuerstädten doch  auch  eine  nicht  unbeträchtliche  Minorität  aus  dem 
stark  sinken  sollenden  Osten.  Weiter  noch:  Wäre  die  ganze  Preis- 
yerschiebung  zwischen  den  Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten  nur 
eine  Verschiebung  des  Ostens  gegen  den  Westen,  dann  müsste  die 
Verschiebung  zwischen  dem  Osten  und  dem  Westen  noch  stärker  ge- 
wesen sein  als  zwischen  den  Steuerstädten  und  den  Nichtsteuerstädten. 

Endlich:  Wäre  die  ganze  Preisverschiebung  zwischen  den 
Steuerstädten  und  den  Nichtsteuerstädten  nur  eine  Verschiebung 
zwischen  dem  Osten  und  dem  Westen,  dann  müsste  in  den  Nicht- 
steuerartikeln doch  auch  eine  ähnliche  Verschiebung  stattgefunden 
haben  wie  in  den  Steuerartikeln. 

Es  fragt  sich  also  1.,  ob  in  den  Steuerstädten  des  Ostens  die 
Steuerartikel  um  den  Steuerwegfall  im  Preis  gesunken,  in  den  Steuer- 
städten des  Westens  aber  gleichgeblieben  sind ,  oder  ob  bei  Sinken 
der  Steuerartikel  sowohl  im  Osten  als  im  Westen  das  Sinken  in 
den  Steuerstädten  des  Ostens  um  den  Steuerwegfall  grösser  war  als 
in  den  Steuerstädten  des  Westens. 

Es  fragt  sich  2.,  ob  in  den  Nichtsleuerstädten  des  Ostens  die 
Steuerartikel  gleichfalls  um  den  Steuerwegfall  gesunken,  in  den 
Nichtsteuerstädten  des  Westens  aber  gleichgeblieben  sind,  oder  ob 
bei  Sinken  der  Steuerartikel  sowohl  im  Osten  als  im  Westen  das 
Sinken  in  den  Nichtsteuerstädten  des  Ostens  gleichfalls  um  den 
Steuerwegfall  grösser  war  als  in  den  Nichtsteuerstädten  des  Westens. 

Es  fragt  sich  3.,  ob  sich  die  Nichtsteuerartikel  in  den  Steuer- 
städten ebenso  bewegen  wie  die  Steuerartikel. 

Alle  drei  Fragen  werden  durch  die  Tabellen  (S.  244  u.  245) 
ganz  unzweideutig  verneint. 
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Die    P 

reisverschieb 

angen 

des   Ostens   gegen 

Steuerstädte 

Waren 

Der  Preis  war 
1874  per  Kilo 

in  den 

Steuerstädten 

des 

Preisbewegung  der  Steuerstädte 

von  1874  auf  1875 

im 

Ostens      Westens 
Pf.             Pf. 

Osten 

Westen  i       Osten  gegen  Westen 
Pf                            Pf. 

Ochsenfleisch 

Schweinefleisch 

Kalbfleisch 

Hammelfleisch 

Weizenmehl 

Roggenmehl 

Gerstengraupe 

Gersten^lze 

Buchweizengrütze      .... 
Schmalz 

116,0 

128,0 
94,0 

105,0 
51,0 
36,0 
5>«,0 
50,0 
51,0 

189,0 

1 

134,0      1 
140,0      ■ 
111,0 
126,0 

54,0 

39,0 

58,0 

49,0 

54,0 
188,0 

-  16,9 
-12,6 

i   -  10,9 

-  13,8 

-  13,2 
1   -     5,4 

-  6,7 

-  5,6 

-  6,5 

-  0,6 

-  14,2 

-  10,9 
~  12,8 

-  10,6 

-  13,9 

-  7,9 

-  2,0 

-  1,3 

-  1,4 
4-    2,2 

2,7    mehr  gesunken 

1.7         .   . 

1,9    weniger    „ 

2,7    mehr         „ 

0,7    weniger    „ 

2,5 

4,7    mehr         , 

4.3       „ 

l^   :     : 

Butter 

Weizen  schwerer 

Weizen  leichter 

Roggen  schwerer 

Roggen  leichter 

Gerste  schwere 

Gerste  leichte 

Hafer  schwerer 

Hafer  leichter 

Erbsen  

Kartoff'eln      

Heu 

284,0 

24,4 

22,4 

19,6 

18,6 

19,0 

18,3 

18,8 

17,8 

21,1 

5,8 

7,4 

4,2 

3,9 

261,0 

25,2 

24,0 

20,6 

19,8 

21,0 

20,0 

20,2 

18,9 

27,0 

6,6 

8,2 

5,0 

4,1 

-  4,9 

-  4,81 

-  4,61 

-  8,83 

-  3,36 

-  3,58 

-  8,68 

-  1,46 

-  1,53 
+     1,00 

-  1,45 
4-    0,98 
4-    1,00 
4-     0,66 

-  1,7 

—  4,67 

—  3,46 

-  3,32 

—  3,50 

-  2,96 

-  2,92 

—  1,35 

—  1,38 
4-     3,86 

-  0,62 
4-     1,86 
4-    1,18 
4-     0,89 

3,2    mehr  gesunken 
0,14     „ 
1,15      . 

0,01       „   . 

0,14  weniger    „ 

0,57  mehr         „ 

0,71     „ 

0,11      „ 

0,20       „               „ 

2,86  weniger  gestiegen 

0,83  mehr  gesunken 

0,88  weniger  gestiegen 

0,18         „ 

0.*3         , 

Riehtstroh 

Krummstroh       

% 

«lo 

% 

Ochsenfleisch 

Schweinefleisch 

Kalbfleisch 

Hammelfleisch 

Weizenmehl 

Roggenmehl 

Gerstengraupe 

Gerstengrütze 

Buchweizengrütze     .... 
Schmalz 

—  14,6 
1    -     9,8 

—  11,6 
1  —  12,7 

—  25,9 
-16,4 

—  12,9 

—  11,2 

—  12,7 

—  0,3 

—  10,6 

—  7,8 

—  11,5 

—  8,4 

—  25,8 

—  20,2 

—  3,5 

—  2,6 

—  2,5 
-f     1,2 

4      mehr  gesunken 
2             „              w 
1 

4.3  „ 
0,1        «  . 

4,8    weniger    „ 

9.4  mehr         „ 
8,6         , 

10,2         „ 

1.5  . 

Butter 

Weizen  schwerer 

Weizen  leichter 

Roggen  schwerer       .... 

Roggen  leichter 

Gerste  schwere      

Gerste  leichte 

Hafer  schwerer 

Hafer  leichter 

Erbsen 

Kartoffeln 

Heu 

Richtstroh 

Krummstroh      

i    -     1.7 

-  19,7 

-  20,6 

-  17,0 
.   -  18,1 

-  18,5 

!  =  ^?;t 

-  8,6 

+  4;7 

25,0 

4-  13,3 

1   4-  23,8 

4-  16,9 

-  U,7 

-  18,6 

-  14,4 

-  16,1 

-  17,7 

-  14,1 

-  14,6 

-  6,7 

-  7,0 
4-14,3 

-  9.3 
-  4-  22,6 

-  -  23,6 
--  21,7 

1.0  mehr  gesunken 

1.1  . 

6.2  „               „ 
0,9         , 

0,4         „ 
4,4         „ 

5.2  , 
1,1         . 
1,6 

9,6    weniger  gestiegen 
15,7    mehr  gesunken 

9.3  weniger  gestiegen 
0,2    mehr            „ 

4,K    weniger        . 

Alle  24  Artikel 

Steuerartikel 

NichtsteuerarÜkel      .... 

—  8,61 

—  12,71 

—  5,69 

—  5,36 

—  9,17 

—  2.64 

3,25  mehr  gesunken 
3.54      „ 
3,05       „ 

Steuerartikel     gegen    Nicht- 
Steuerartikel 

mehr  g 

1 
esunken 

7,02 

1 
6,68 

0.« 
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den  Westen  im   Jahre 

1875   gegen  das 

Jahr   1874. 

Nichtsteuerstädte 

Die  Steuer8tä( 
die  Nichts 

" 

Der  Freis  war 
1874  per  Kilo       Preisbewegung  der  Nichtsteuerstädte 

ite  sind  gegen 
teuerstädte 

in  den  Nicht-    ^                    von  1874  auf  1875 

Btenerstädten 

im 

des 

Ostens 

Westens'  Osten 

Westen 

Osten  gegen  Westen 

im  Osten 

im  Westen 

Pf. 

Pt     :     Pf. 

Pf 

Pf 

Pf. 

Pf. 

107,0 

126,5    !—    8,1 

-    8,7 

0,6    weniger  gesunken 

8,8    mehr  gesunken 

5,5    mehr  gesunken 

124,0 

136,0  1           6,6 

-     2,4 

4,2    mehr            „ 

6,0        „ 

«,5 

98,0 

96,0      -     7,6 

-     3,2 

4,4        , 

3,3        „ 

9,6         . 

101,0 

116,0 

-    8.8 

—     6,0 

2.8        „ 

4,5         „ 

4.6 

44,0 

44,0 

-     7,0 

-     6,5 

0,6         . 

5,2         „ 

7,4        „ 

ft5,0 

83,0 

-     4.2 

—    8,0 

1,2         n 

1,2         n 

4,9         „ 

68,0 
47,0 

58,0      -h     0,9 
43,0      —     0,9 

4-    0,7 
4-    0,3 

0.2       „     gestiegen 
1,2       „     gesunken 

7,8         „ 
4,7         . 

5,4 

4,6        „ 

58,0 

47,0      —     0,8 

-f     0,4 

1,2       „            , 

6,7         „ 

5,5 

179,0 

178,0   ,  -1-     8,1 

4-    4,5 

3,6       „      gestiegen 

8,6         . 

7,2         . 

248,0    !     257,0   !|  —  2,9 

+  0.6 

3,5    mehr  gesunken 

2,0    mehr  gesunken 

2,3    mehr  gesunken 

24,9 

26,4 

.  -  4,92 

—  4,72 

0,20       „ 

0,11  weniger    ^ 

0,5    weniger    „ 

22.9 

24,1 

-4,86 

-  4,84 

0,48  weniger  „ 

0,26  mehr 

®'Ü        V   "         " 

20.6 

22,9 

-  3,41 

-  8,04 

0,87  mehr 

0,08  weniger    „ 

0,28  mehr 

18,6 

20,0 

—  3,26 

—  8,06 

0,20       „ 

0,10  mehr 

0,44       „ 

19,0 

22,1 

—  3,60 

-  2,78 

0.72       , 

0,03      „             „ 

0.18      , 

16,9 

20,6 

-  8,28     -  2,90 

0,38       „ 

0,35       „ 

0,02      , 

18,9 

20,4 

-  1,26  1  —  1,15 

0,11       n 

0,20       „ 

0,20       „ 

17,7 

19,8 

-  1,48 

'   1,12 

0.36       „, 

0,05       ,               p 

0,21       „ 

21,8 
6,5 

26,6 
6,9 

+  0,61 
—  1,06 

4-  2.28 
—  1,88 

1,62  weniger  gestiegen 
0,32       „         gesunken 

0.39     „     gestiegen 
0,89     „     gesunken 

1,63      „    gestiegen 
0,76  weniger  gesunk. 

74 

8,5 

--0,88 

--  1,95 

1,08       „        gestiegen 

0,10     „     gestiegen 

0,06       „     gestiegen 

4,6 

*,8 

-  -  0,45 

--  0,87 

0,42        „                 „ 

0.55      „ 

0,31  mehr          „ 

..    »'* 

4,0 

-  -  0,36 

H-  0,91 

0,56 

0,31      „ 

0,02  weniger     .. 

% 


% 


% 


mehr  gesunken 


mehr  gesunken 


4,4  mehr  gesunken 

4,4         „ 
10,1 

4,0  „ 
16,8 
14,8 
10,2 
10,7 
11,7 

4,2         „ 


7,6 
6,8 
8,2 
8,7 
15,9 
12,0 
1»7 
1,9 

1,* 
4.'> 


6,» 
1,8 
8,4 
5,2 
14,8 
9,1 
1,3 
0,7 
0,8 
2,6 


gestiegen 


8,2 
4,8 
3,6 
4,4 
11,8 
8,4 
14,7 
10,0 
9,8 
4,8 


-  1,2 

-  19,8 

-  19,1 

-  16,6 

-  17,6 

-  18,4 
'i  —  19,4 

-  6.7 

+  2,8  I 

-  16,8 
4-  11,9 
4-  10,0 
4-  10.3 


4-  0,2 

—  18,9 

—  20,0 

—  13,3 

—  16,3 

—  12,6 

—  14,1 
-  5,6 

—  5,8 
4-  8,5 

—  20,0 
-f-  23,0 
+  18.1 
4-  22,7 


1,4 
0,9 
0,9 
3,3 
2,3 
5,8 
5,3 
1,1 
2,6 
5,7 
3,7 

11,1 
8,1 
12,4 


mehr  gesunken 


weniger  gestiegen 
„  gesunken 
„         gestiegen 


0,8 
0,4 

1,1 
0,4 
0,5 
0,2 
1,8 
1,1 
0,8 
1,8 
6,0 
1,8 
12.2 
9,1 


mehr  gesunken 
weniger    „ 
mehr         „ 
weniger    , 
mehr         . 


gestiegen 
gesunken 
gestiegen 


0,9  mehr  gesunken 
1,9  weniger    „ 

l,ö        n 

1,2  mehr        „ 

2,2     . 

0,8       „ 
0,1        n 

1.0  . 

1.1  -  r 

6.2  „     gestiegen 
11,0  weniger  gesunk. 

0,6 

6,5  mehr  gestiegen 

0,5  weniger    „ 


6,80 
6,48 
8,46 


—  8,70 

—  3,68 

—  3,79 


8,10  mehr  gesunken 
1,90     „ 

4,67       „  - 


L.       gesunken 
„     gestiegen 


2,6  mehr  gesunken 

9,1      „ 

1,3     w     gestiegen 


weniger 

ken 


wenlfei 
gesunke 


2,98 


0,21 


2,77 


8,5  mehr  gesunken 


10,4  mehr  gesunken 
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Vorstehende  Tabellen  geben  als  Antwort  auf  die  drei  gestellten 
Fragen  folgendes:  In  den  Steuerstädten  zeigt  sich  wohl  eine  Ver- 
schiebung des  Ostens  gegen  den  Westen  in  den  10  Steuerartikeln, 
indem  durchschnittlich  der  Preis  kn  Osten  um  12,71  ^/o  sank,  im  Westen 
nur  um  9,17  ®/o,  im  Osten  also  um  3,54  ^/o  mehr  sinkt,  aber  die  14  Nicht- 
steuerartikel differieren  in  der  Bewegung  des  Ostens  und  des  Westens 
auch  um  3,05  ^/o,  da  sie  im  Osten  um  5,69 ®/o  sinken,  im  Westen 
nur  um  2,64  ^/o.  Neben  dieser  Verschiebung  des  Ostens  gegen  den 
Westen  sinken  aber  die  Steuerartikel  gegen  die  Nichtsteuerartikel 
und  zwar  sowohl  im  Osten  als  im  Westen  und  ausserdem  gleich 
viel.  Im  Osten  sinken  die  Nichtsteuerartikel  nur  5,69  *^/o,  die 
Steuerartikel  aber  12,71  >,  d.  h.  durchschnittlich  7,02  >  mehr  bei 
durchschnittlich  7,66  ^/o  Steuerwegfall.  Im  Westen  sinken  die  Nicht- 
steuerartikel nur  2,64  ®/o,  die  Steuerartikel  aber  9,17  ^/o  oder  6,53  **/o 
mehr  bei  7,66  ^/o  Steuerwegfall.  Das  definitive  Mehrsinken  der 
Steuerartikel  ist  ziemlich  genau  dem  Steuerwegfall  gleich. 

In  den  Nichtsteuerstädten  sinken  die  Steuerartikel  sowohl  im 
Osten  als  im  Westen  um  so  viel  weniger  als  in  den  Steuerstädten 
als  der  Steuerwegfall,  den  die  Nichtsteuerstädte  nicht  haben,  beträgt. 
Gemahl  und  Geschlacht  sinkt  in  den  Nichtsteuerstädten  des  Ostens  nur 
um  5,48  V  statt  um  12,71  ®/o,  also  um  7,23  ^/o  weniger,  in  denen  des 
Westens  nur  um  5,38  ®/o,  also  um  5,59  ^/o  weniger.  In  den  Nichtsteuer- 
städten, wo  Gemahl  und  Geschlacht  nur  unter  denselben  preisbildenden 
Momenten  stehen  wie  die  anderen  Waren,  unterscheidet  sich  ihre  Preis- 
bewegung von  der  aller  Nichtsteuerartikel  wieder  nicht;  die  Nicht- 
steuerartikel stehen  in  dem  Preissinken  hinter  dem  der  Steuerartikel 
nicht  zurück,  sondern  übertreffen  dasselbe  sogar,  da  die  Steuerartikel 
im  Osten  um  5,48 ^/o  sinken,  die  Nichtsteuerartikel  aber  sogar  um 
8,46  ®/o ,  die  Steuerartikel  sinken  also  um  2,98  ^/o  weniger  als  die 
steuerfreien,  während  es  in  den  Steuerstädten  eben  wegen  des  Steuer- 
wegfalls umgekehrt  war.  In  den  Nichtsteuerstädten  des  Westens 
überwiegt  das  Sinken  der  Nichtsteuerartikel  nicht  so  stark,  sondern 
nur  um  0,21  ^/o,  da  die  Steuerartikel  um  3,58  ^/o,  die  Nichtsteuer- 
artikel um  3,79  ^/o  sinken,  also  nur  um  0,21  ®/o  stärker.  Die  Ver- 
schiebung zwischen  Osten  und  Westen  geht  hiemach  in  allen  Waren 
neben  der  Verschiebung  der  Steuerartikel  zwischen  Steuerstädten 
und  Nichtsteuerstädten  her.  Also  nicht:  Verschiebung  zwischen 
Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten  durch  Verschiebung 
des  Ostens  gegen  den  Westen,   sondern:  selbständig  neben 
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der  den  beiden  Warengruppen  gemeinsamen  Verschiebung 
des  Ostens  gegen  den  Westen. 


TTntersachung,  ob  die  gefundenen  Zusammenhänge  zwischen 

Stenerwegfall  nnd  Preissinken  nicht  etwa  zufällige  sind,  und 

ob  etwa  bei  grösserem   Beobachtnngsmaterial  die   Resultate 

sich  anders  stellen  würden? 

Ein  weiterer  Einwand,  den  diejenigen  machen  könnten,  denen 
unsere  gefundenen  Resultate  in  ihre  Theorie  oder  in  ihre  Praxis 
nicht  passen,  wäre  der  folgende. 

Ist  nicht,  so  könnte  man  fragen,  wegen  zu  kleinen  Beobachtungs- 
materials das  ganze  in  dieser  Abhandlung  nachgewiesene  Zusammen- 
gehen von  Steuerwegfall  und  Preissinken  in  den  Steuerstädten,  resp. 
das  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten  nur  ein  zufälliges,  und  wäre 
nicht  bei  grösserem  Material  ein  anderes  Resultat  zu  erwarten? 

Um  dies  zu  entscheiden,  hat  man  das  ganze  Beobachtungs- 
material in  kleinere  Teile  zu  zerlegen,  die  obigen  Untersuchimgen 
zuerst  an  einem  Teile  zu  machen,  dann  an  zwei,  an  drei  Teilen  und 
so  fort,  bis  man  zuletzt  bei  der  Untersuchung  an  allen  Teilen  oder 
an  dem  gesamten  Material  anlangt.  Hier  wird  zwischen  dem  Resultat, 
welches  aus  der  Beobachtung  eines  Teilchens  gewonnen  ist,  und  dem, 
welches  aus  der  Beobachtung  von  zwei  Teilchen  hervorgeht,  ein  grosser 
Unterschied  stattfinden,  derselbe  wird  zvrischen  der  Beobachtung 
aus  zwei  und  drei  Teilchen  schon  geringer,  zwischen  der  aus 
drei  und  vier  Teilchen  noch  geringer  sein,  und  allmählich  wird  die 
Differenz  zwischen  dem  kleineren  und  grösseren  Material  so  gering 
werden,  dass  eine  weitere  Vermehrung  kaum  noch  Differenzen  er- 
gibt. Machen  wir  dies  an  einem  Beispiel  klar.  Wir  zerlegen  das 
Material  aus  dem  ganzen  preussischen  Staat  alten  Bestandes  in 
Provinzialmaterial,  um  zu  erfahren,  wie  in  einzelnen  Provinzen  oder 
Gruppen  von  Provinzen  die  Preisbewegung  von  Ochsenfleisch  in 
den  Steuerstädten  von  der  in  den  Nichtsteuerstädten  1875  gegen 
1874  sich  unterschied.  Die  Provinz  Posen,  aus  welcher  nur  Steuer- 
städte, und  die  Provinz  Westfalen,  aus  welcher  nur  Nichtsteuerstädte 
zur  Verfügung  stehen,  wurden  vorläufig  ausgelassen,  die  anderen 
sechs  Provinzen,  um  Willkürlichkeiten  auszuschliessen,  in  der  Reihen- 
folge von  Nordosten  nach  Südwesten  zur  Untersuchung  heran- 
gezogen, also  Provinz  Preussen,  Pommern,  Schlesien,  Brandenburg, 
Sachsen,  Rheinland. 
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In  den  acht  Steuerstädten  der  Provinz  Preussen  sank  der  Preis 
des  Ochsenfleisches  per  Kilo  von  119  auf  99  Pf.,  in  den  vier  Nicht- 
steuerstädten von  95  auf  87  Pf.  Das  Preissinken  war  in  den  Steuer- 
städten 20  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  nur  8  Pf.,  die  Steuerstadte 
sanken  also  um  12  Pf.  mehr  als  die  Nichtsteuerstädte.  Hier  hat, 
neben  dem  Sinken  aus  künstlichen,  d.  h.  Steuergründen,  aus  natür- 
lichen Gründen  ein  stärkeres  Sinken  als  in  den  Nichtsteuerstädten 
stattgefunden.  Nimmt  man  die  15  Steuerstädte  und  die  7  Nicht- 
steuerstädte aus  Preussen  und  Pommern,  dann  sind  die  Steuerstadte 
um  23  Pf.  gesunken,  die  Nichtsteuerstädte  um  9  Pf.,  die  Steuer- 
städte also  um  14  Pf.  mehr,  weil  in  Pommern  die  Steuerstadte 
neben  dem  Sinken  aus  Steuergründen  ein  stärkeres  Sinken  aus 
Nichtsteuergründen  hatten  als  die  Nichtsteuerstädte.  Wird  noch 
Schlesien  dazu  genommen,  dann  haben  die  28  Steuerstädte  ein  Sinken 
um  19  Pf.,  die  Nichtsteuerstädte  um  9  Pf.,  das  Mehrsinken  der 
Steuerstädte  beträgt  nur  noch  10  Pf.,  weil  in  Schlesien  die  Steuer- 
städte nur  um  6  Pf.  mehr  sanken  als  die  Nichtsteuerstädte,  in 
Schlesien  sanken  die  Steuerstädte  nämlich  nur  um  15  Pf.,  die  Nicht- 
steuerstädte um  9  Pf.  In  Preussen,  Pommern,  Schlesien  und 
Brandenburg  sanken  die  38  Steuerstädte  um  18  Pf.,  die  24  Nicht- 
steuerstädte um  10  Pf.,  die  Steuerstädte  also  um  8  Pf.  mehr,  in 
Preussen,  Pommern,  Schlesien,  Brandenburg  und  Sachsen  sanken 
die  46  Steuerstädte  um  17  Pf.,  die  39  Nichtsteuerstädte  um 
9  Pf.,  die  Steuerstädte  sanken  also  mehr  um  8  Pf.  In  Preussen, 
Pommern,  Schlesien,  Brandenburg,  Sachsen  und  Rheinland  sanken 
die  53  Steuerstädte  um  16  Pf.,  die  51  Nichtsteuerstädte  um  8  Pf., 
die  Steuerstädte  also  um  8  Pf.  mehr.  Die  beiden  letzten  Ver- 
mehrungen des  Materials  ergaben  also  fast  gleiche  Bewegungen  in 
beiden  Städtearten  und  ganz  gleiches  Mehrsinken  in  den  Steuer- 
städten. 

^^,  nehmen  wir  zu  den  53  Steuerstädten  noch  Posen  mit  seinen 
3  fc  uerstädten,  und  zu  den  51  Nichtsteuerstädten  Westfalen  mit 
seinen  11  Nichtsteuerstädten  hinzu,  dann  bleibt  das  Mehrsinken  der 
Steuerstädte  auch  7  Pf.  bei  Sinken  um  16  Pf.  in  den  Steuerstödten 
und  nur  9  Pf.  Sinken  in  den  Nichtsteuerstädten.  Diese  letzte 
Materialvermehrung  hat  danach  gleichfalls  fast  gar  keine  Aenderung 
bewirkt,  weder  im  Preissinken  der  Steuerstädte  und  der  Nichtsteuer- 
städte noch  in  dem  Mehrsinken  der  Steuerstädte. 

Das  Material  ist  bei  Einbeziehung   aller   oder  fast  aller  Pro- 
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yinzen  iu  das  Beobacbtungsmaterial  so  gross,  dass  die  Fälle,  in 
denen  die  eine  künstliche  Verbilligung  durch  Steuerwegfall  mit 
starker  Verbilligung  aus  allen  natürlichen  Gründen  zusammen- 
fiel, denjenigen  Fallen  die  Stange  hielten,  in  welchen  die  eine 
künstliche  Verbilligung  durch  Steuerwegfall  mit  geringer  Ver- 
billigung oder  gar  mit  Verteuerung  aus  allen  natH/lichen  Grün- 
den zusammenfiel. 

Die  Nichtausgleichung  der  Fälle  grossen  und  kleinen  Preis- 
sinkens aus  natürlichen  Gründen  bei  zu  kleinem  Material  und 
das  Ausgleichen  bei  genügend  grossem  Material  zeigt  sich 
natürlich  auch  in  den  Zeiten  vor  und  nach  der  Steueraufhebung,  in 
welchen  die  natürliche  Preisbewegung  durch  eine  künstliche  infolge 
von  Steuerwegfall  nicht  modifiziert  wird.  Die  Preisbewegungen  im 
Jahr  vor  der  Steueraufhebung,  also  1873  auf  1874,  und  im  Jahr 
nach  der  Steueraufhebung,  also  1875  auf  1876,  differieren  zwischen 
Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten  gleichfalls  um  so  weniger,  je 
grösser  das  Beobachtungsmaterial. 

In  den  Steuerstädten  nur  Preussens  war  1873  auf  1874  die 
Preisbewegung  des  Ochsenfleisches  —  1  Pf.,  in  den  Steuerstädten 
von  Preussen  und  Pommern  — 4  Pf.,  von  Preussen,  Pommern  und 
Schlesien  —  3  Pf.,  von  Preussen,  Pommern,  Schlesien  und  Branden- 
burg —  3  Pf ,  von  Preussen,  Pommern,  Schlesien,  Brandenburg  und 
Sachsen  —  3  Pf.,  von  Preussen,  Pommern,  Schlesien,  Brandenburg, 
Sachsen  und  Rheinland  —  2  Pf. ,  und  vom  ganzen  Staat  —  2  Pf. 
In  den  Nichtsteuerstädten  sind  die  Bewegungen  -[-  3 ,  +  5 ,  +  3, 
+  3,=,=,-!. 

Im  Jahr  nach  der  Steueraufhebung  waren  mit  Zunahme  des 
Materials  die  Bewegungen  in  den  Steuerstädten  =,  -\-  3,  =^,  —  1, 

—  1,  =,  =,   und   in  den  Nichtsteuerstädten  +3,  -{-1,  — l,  =, 

=:^    =^     =. 

Das  bisher  für  Ochsenfleisch  Dargestellte  wird  in  den  folgenden 
Tabellen  (S.  250  u.  251)  übersichtlicher  gestaltet. 

In  den  anderen  Fleischarten  verhält  sich  die  Sache  ganz  ähn- 
lich. Schweinefleisch  bewegt  sich  1875  gegen  1874  in  den  Steuer- 
städten  mit  zunehmender   Zahl   der   untersuchten   Provinzen    — 15, 

—  14,  —13,  —14,  —13,  —12,  —12  Pf.,  in  den  Nicb  ^^uer- 
städten  —  8,  —  9,  —  6,  —  4,  —  3,  —  4,  —  4  Pf.,  und  die  Diiierenz 
der  Bewegung  war  ein  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten  um  7,  5, 
7,    10,    10,   8,   8   Pf.,    während    in    den    einzelnen    Provinzen    die 
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Differenzen  zwischen  2  und  15  Pf.  liegen.  Für  Schweinefleisch  und 
alle  anderen  Steuerartikel  geben  wir  der  Raumersparnis  halber  die 
Preise  der  einzelnen  Jahre  1873—76  nicht,  sondern  nur  die  Preis- 
bewegungen von  Jahr  zu  Jahr  (s.  Tabelle  S.  253). 

Kalbfleisch  bewegte  sich  mit  zunehmendem  Beobachtungs- 
material wie  folgt  in  den  Steuerstädten:  — 13,  — 17,  — 13,  —13, 

—  12,  —  11,  —  11  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten:  —  4,  —  9,  —  8, 

—  6,  — 4,  — 2,  — 2  Pf.,  und  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte 
stellt  sich  auf  9,  8,  5,  7,  8,  9,  9  Pf.,  während  in  den  einzelnen 
Provinzen  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte  zwischen  2  und  13  Pf. 
schwankt  (s.  Tabelle  S.  254). 

Endlich  Hammelfleisch  bewegte  sich  mit  zunehmendem  Ma- 
terial in  den  Steuerstädten  — 13,  — 16,  — 14,  — 9,  — 11,  — 10, 

—  12  Pf.,   in   den  Nichtsteuerstädten   —9,  —11,  —8,  —8,  —6, 

—  7,  — 7  Pf.,  und  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte  wie  4,  5,  6, 
1,  5,  3,  5  Pf.,  während  in  den  einzelnen  Provinzen  ein  Mehrsinken 
von  2  bis  12  Pf.  vorkommt  (s.  Tabelle  S.  255). 

Aus  den  vorstehenden  Betrachtungen  über  das  Geschlacht 
ergibt  sich: 

Würde  man  bei  Frage  nach  Wirkung  der  Steueraufhebung 
immer  nur  die  Städte  einer  Provinz  benutzen,  so  würde  für  Sachsen 
allein  die  Wirkung  der  Steueraufhebung  bei  Ochsenfleisch  nur  eine 
Mehrverbilligung  von  2  Pf.  in  den  Steuerstädten  sein,  also  weit 
hinter  der  Steueraufhebung  von  9  Pf.  zurückbleiben,  für  Pommern 
allein  eine  Mehrverbilligung  um  13  Pf.,  also  weit  über  die  Steuer- 
aufhebung von  9  Pf.  hinausgehen.  Dagegen  bei  Zusammenfassung 
aller  sieben  Provinzen  ist  die  Mehrverbilligung  8  Pf.,  ebenso  aber 
auch  schon  bei  sechs  und  bei  fünf  Provinzen. 

Bei  Schweinefleisch  ergäbe  eine  Provinz  (Sachsen)  in  minimo 
überhaupt  kein  Mehrsinken,  eine  Provinz  (Brandenburg)  in  maximo 
15  Pf.  Mehrsinken,  während  alle  sieben  Provinzen  8  Pf.  Mehrsinken 
ergäben,  ebenso  auch  schon  sechs  Provinzen. 

Bei  Kalbfleisch  ergäbe  eine  Provinz  (Schlesien)  in  minimo 
nur  2  Pf.  Mehrsinken,  eine  Provinz  (Brandenburg)  in  maximo 
13  Pf.,  während  alle  sieben  Provinzen  ein  Mehrsinken  um  9  Pf. 
nachweisen,  und  ebenso  auch  schon  sechs  Provinzen. 

Bei  Hammelfleisch  ergäbe  eine  Provinz  (Rheinland)  in  minimo 
nur  2  Pf.  Mehrverbüligung,  eine  Provinz  (Brandenburg)  in  maximo 
12  Pf.  Mehrverbilligung,  während  alle  sieben  Provinzen  5  Pf.  Mehr- 
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verbilligung  haben,  nur  fünf  Provinzen  auch  5  Pf.,  während  sechs 
Provinzen  wegen  des  Hinzutretens  der  Rheinlande  mit  nur  2  Pf. 
Mehrsinken  auch  nur  3  Pf.  Mehrsinken  haben. 

Für  das  Gemahl  verhält  sich  die  Sache  nicht  anders,  wir  dürfen 
hier  aber  nicht  die  ganzen  Tabellen  wiedergeben,  weil  dies  zu 
viel  Raum  beanspruchen  würde.  Im  wesentlichen  ist  es  immer 
wieder  dasselbe  Bild  wie  bei  dem  Geschlacht.  Hier  geben  wir  nur 
für  1875  gegen  1874  die  Bewegungen  bei  zunehmendem  Be- 
obachtungsmaterial tabellarisch  (s.  Tabelle  S.  257). 

Wie  wenig  „zufallig*  in  den  Steuerstädten  das  Mehrsinken  der 
Preise  von  Steuerartikeln  ist,  ergibt  sich  auch  noch  aus  folgendem. 
Auch  wenn  man  nicht  in  Rechnung  nimmt,  um  wie  viel  Städte 
durch  Hinzunahme  je  einer  neuen  Provinz  das  Material  vermehrt 
wird,  sondern  wenn  man  als  Preise  des  ganzen  Staates  die  Summe 
der  sieben  Provinzialpreise  dividiert  durch  7  nimmt,  ändert  sich  fast 
nichts  an  der  Preisbewegung  von  einem  Jahr  zum  anderen  und  an 
der  Bewegungsdifferenz  von  Steuerstädten  und  Nichtsteuerstädten. 
Ein  Beispiel  mag  daher  genügen. 

Nimmt  man  als  Durchschnittspreis  des  Ochsenfleisches  in  den 
Steuerstädten  die  Summe  der  Preise  aller  56  Steuerstädte  6851  Pf. 
dividiert  durch  56,  was  theoretisch  das  Richtige  ist  und  oben  be- 
folgt wurde,  dann  ist  der  Ochsenfleischpreis  in  den  Steuerstädten 
im  Jahr  1874  122  Pf.,  nimmt  man  aber,  was  der  Einfachheit  halber 
praktisch  sich  empfiehlt,  als  Preis  des  Staates  die  Summe  der  sieben 
Provinzialpreise  851  Pf.  dividiert  durch  7,  dann  ist  der  Ochsen- 
fleischpreis gleichfalls  122  Pf. 

Für  die  Nichtsteuerstädte  ist  der  Staatspreis  richtig  berechnet, 
die  Summe  der  Preise  aller  62  Städte  7508  Pf.  dividiert  durch  62 
=  121  Pf.,  falsch  berechnet  die  Summe  aller  sieben  Provinzen 
825  Pf.  dividiert  durch  7  =  118  Pf. 

Für  die  uns  hier  besonders  interessierenden  Jahre  1874  und 
1875  sind  in  der  Tabelle  (S.  258)  alle  Steuerartikel  nach  der  ge- 
naueren und  nach   der   ungenaueren  Berechnung  zusammengestellt. 

Auch  hier  zeigt  sich  wieder,  wie  durchschlagend  der  Einfluss 
der  Steueraufhebung  im  Jahr  1875  war,  da  schon  die  so  ungenaue 
Berechnung  des  Staatspreises  als  arithmetisches  Mittel  aus  den  sieben 
Provinzialpreisen  den  Einfluss  dieses  einen  preisbestimmenden  üm- 
standes  fast  ebenso  deutlich  nachweist,  wie  unsere  obigen  genaueren 
Berechnungen. 
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Preise  und  Preisbewegung  in  Pfennig  per  Kilo  oder  in  Mark 

per  100  kg. 


Artikel 

Zeit 

Steuerstädte 
^«»*"  genau 

Mebrsinken 

in  den 
Steuerstädten 

un- 
8®»*«  genau 

Nicht- 
steuerstädte 

un- 

««^^^  genau 

Ochsenfleisch     .    . 

1874  122 

1875  106 

122 
105, 

7 

'  i 

121 
112 

118 
109 

1875  gegen  1874  !  —  16 

—  17 

—  9 

—  9 

! 
Schweinefleisch 

1874 
1875 

132 
120 

131 
120 

8 

! 

1 
1 
1 

9    ; 

1 

133 
129 

132 
130 

1875  gegen  1874 

-  12 

—  11 

—  4 

-  2 

Kalbfleisch    .     .     . 

1874'        99 

1875 ;        88 
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89 
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92 
90 

93 

89 

i 

1875  gegen  1874 , 
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—  11 

-  2 

-  4 
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1 
1874; 

1875 
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114 

102: 

^ 

1 

112 
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1 

1875  gegen  1874; 

-  12 

-12| 

—  7 

—  7 

Weizenmehl  .     .    . 

1874         52 

1875.       38 

52 
39 

7 

1 
6 

i       44 
37 

44 

37 

1875  gegen  1874 

-  14 

-  18 

^  7 

—  7 

Roggenmehl  .     .     . 

1874 
1875 

36 
30 

36 
30 
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! 

2 

1 

34 
30 

34 
80 

1875  gegen  1874 

—  « 

-Ol 
1 

—  4 

—  4 
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1874 
1875' 

60 
56 

60 
55 

3 

4 

52 
51 

53 
52 

1875  gegen  1874' 

—  4 

—  o 

—  1 

—  1 
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1874 
1875 

49 
46 

49 
46 

3 
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46 
46 

47 

47 

1875  gegen  1874 

—  8 

-  3 

—  0 

—  0 

Buchweizengrütze  . 

1874 
1875 

61 
57 

60 
58 
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3 
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—  4 
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Nach  dem  Vorstehenden  ist  wohl  zweifellos,  dass  eine  weitere 
Vermehrung  des  Beobachtungsmaterials  keine  anderen  Resultate  er- 
geben würde,  da  die  letzte  Vermehrung  von  sechs  auf  sieben 
Provinzen  und  auch  schon  die  vorletzte  Vermehrung  von  fünf  auf 
sechs  an  dem  aus  kleinerem  Material  gewonnenen  Resultat  gar 
nichts  ändert  oder  dasselbe  nur  ganz  unwesentlich  modifiziert.  An 
den  Nichtsteuerstädten  kann  zum  üeberfluss  aber  nicht  nur  gezeigt 
werden,  dass  nach  der  dargestellten  Einflusslosigkeit  der  Material- 
vermehrung von  fünf  auf  sechs  und  von  sechs  auf  sieben  Provinzen 
bei  einer  weiteren  Vermehrung  des  Materials  über  sieben  Provinzen 
hinaus  keine  Aenderung  der  Resultate  zu  erwarten  wäre,  sondern 
auch,  dass  durch  eine  wirkliche  Materialvermehrung  auf  zehn  Pro- 
vinzen keine  Aenderung  des  Resultats  wirklich  eintritt. 

Nichtsteuerstädte  hat  Preussen  auch  noch  in  den  drei  neuen 
Provinzen  Hannover,  Schleswig-Holstein  und  Hessen-Nassau.  Nimmt 
man  die  Preise  und  Preisbewegung  dieser  drei  Provinzen  noch  hinzu, 
dann  ändert  sich  dadurch  gleichfalls  so  gut  wie  nichts  in  der  Preis- 
bewegung  der  Nichtsteuerstädte  und  der  Mehrbewegung  der 
Steuerstädte.  Leider  muss,  weil  die  statistischen  Grundlagen 
fehlen,  fQr  Qerstengraupe,  Gerstengrütze  und  Buchweizengrütze  die 
Untersuchung  unterbleiben.  In  den  Preisen  selbst  tritt  allerdings 
überall  eine  kleine,  bei  einer  Ware  (dem  Kalbfleisch)  eine  ziemlich 
grosse  Erhöhung  ein  durch  Hinzutritt  der  Provinz  Hannover  und 
namentlich  der  Provinz  Schleswig-Holstein  mit  ihren  enorm  hohen 
Kalbfleischpreisen  für  allerdings  auch  sehr,  viel  besseres  Kalbfleisch, 
auf  die  Preisbewegung  und  auf  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte 
als  der  Nichtsteuerstädte  sind  diese  höheren  Preise  aber  ohne  nennens- 
werten Einfluss.  Dieser  Hinzutritt  der  drei  neuen  Provinzen  konnte 
übrigens  nur  nach  der  ungenauen  Berechnung  gemacht  werden, 
die  Preise  sind  also  das  arithmetische  Mittel  aus  den  10  Preisen 
der  zehn  Provinzen.  Die  Bewegung  von  1874  auf  1875  stellt  sich 
dann,  verglichen  mit  derjenigen  der  ungenauen  Preise  der  sieben 
alten  Provinzen  wie  folgt: 
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Zeit 

Preise  in  Pfennig  per  Kilo 

Preise  in  Pfennig  per  Kilo 

Gegen- 
stand 

Steuer- 
städte 

aus 

sieben 

Provinzen 

Mehr- 
sinken 

in 
Steuer- 
städten 

Nicht- 
steuer- 
städte 
aus  sieben 
Provinzen 

Steuer- 
städte 

aus 

sieben 

Provinzen 

Mehr- 
sinken 

in 
Steuer- 
Städten 

Nicht- 
steuer- 
städte 
aus  zehn 
Provinzen 

Ochsen- 
ileisch 

1874  122 

1875  105 

8 

118 
109 

122 

105 

8 

123 
114 

1875gegenl874  — 17 

—    9 

—  17 

-     9 

Schweine- 
fleisch 

1874  131 

1875  120 

t) 

132 
130 

—    2 

131 

120 

7 

131 

127 

1875  gegen  1874 -11 

—  11 

—    4 

Kalb- 
fleisch 

1874  100 

1875  89 

7 

93    1         100 

89     '          89 

1 

7 

102 
98 

1875gegenl874-ll 

—    4 

1 

-" 

—    4 

Hammel- 
fleisch 

1874  114 

1875  102 

5 

109 
102 

114 
102 

4 

111 
103 

1875  gegen  1874— 12 

—     7 

-  12 

-    8 

Weizen- 
mehl 

1874  52 

1875  39 

6 

44 
37 

52 
39 

6 

46 
39 

1875gegenl874-13 

-     7     !,    -  13 

-     7 

Roggen- 
mehl 

1874  36 

1875  80 

34               36 

30               30 

1 

2 

35 
31 

1875  ge^ 

fenl874—  6 

2 

-    4 

—    6 

—    4 

Hiemach  wird  durch  Vermehrung  der  Nichtsteuerstädte  um 
drei  Provinzen  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte  bei  vier  Artikehi 
gar  nicht  verändert,  nämlich  bei  Ochsenfleisch,  Kalbfleisch,  Weizen- 
mehl und  Roggenmehl,  bei  Hanunelfleisch  sinkt  die  Mehrverbilligung 
um  1  Pf.,  bei  Schweinefleisch  um  2  Pf. 

Darf  man  angesichts  aller  dieser  Beobachtungen  wohl 
noch  daran  festhalten,  dass  alle  die  Mehrsenkungen  in  den 
Steuerstädten  andere  Gründe  als  die  fast  gleich  grosse 
Steueraufhebung  haben  könnten^)? 

')  In  «wie  gleicher  Stärke'  das  Sinken  um  den  wegfallenden  Steuer- 
betrag  neben  allen  anderen  Bewegungen   hergeht,    zeigt   auch   noch   folgende 
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Berechnung  des  durchschnittlichen   Steuerwegfalls    und    der 

durchschnittlichen  Preisbewegung  unter  Berücksichtigung  der 

verbrauchten  Mengen. 

Endlich  könnte  nicht  nur  von  denen,  welchen  die  von  uns  ge- 
wonnenen Resultate  in  ihre  Theorie  und  Praxis  nicht  passen,  sondern 


Beobachtung.  Das  Preismehrsinken  der  Stenerstödte  ist  das  gleiche,  ob  es  sich 
um  Gegenden  handelt,  in  denen  die  Preise  aus  anderen  Gründen  wenig  oder 
viel  sinken. 

Wir  haben  die  sechs  Provinzen,  in  denen  Steuerstädte  und  Nichteteuer- 
städte vorkommen,  für  jede  Fleischart  danach  geordnet,  wie  viel  Prozente  sie 
in  den  Nichtsteuerstädten  fiel;  die  Anordnung  ist  ausdrücklich  nach  Prozenten 
gemacht,  damit  aUe  vier  Fleischarten  in  ein  Bild  zusammengefasst  werden 
können. 

In  den  drei  Provinzen  mit  dem  je  geringsten  Preissinken  der  Nicht- 
steuerslAdte  (um  7,8  7«  ^cim  Ochsenfleisch,  imi  1,5  7o  beim  Schweinefleisch,  um 
8,3  7o  beim  Kalbfleisch  und  8,5  7o  beim  Hammelfleisch  oder  um  durchschnitt- 
lich 4,8  7o)  ist  das  ganze  Geschlacht  1874  auf  1875  in  den  Nichtsteuerstädten 
von  117  Pf.  auf  112  Pf.,  d.  h.  um  5  Pf.,  in  den  Steuerstädten  von  124  Pf.  auf 
112  Pf.,  d.  h.  um  12  Pf.  gesunken,  in  den  Steuerstädten  also  um  7  Pf.  mehr. 

In  den  drei  Provinzen  aber  mit  den  je  grössten  Preissinken  (um  8,2  7o 
bei  Ochsenfleisch,  um  4,8  7o  bei  Schweinefleisch,  um  8,7  7o  bei  Kalbfleisch,  um 
7,9  7o  bei  Hammelfleisch  oder  um  durchschnittlieh  7,5  7o)  ist  das  Mehrsinken 
der  Steuerstädte  auch  7  Pf.,  da  die  Nichtsteuerstädte  von  107  auf  99  Pf.,  also 
um  8  Pf.»  die  Steuerstädte  von  113  auf  98  Pf.,  also  um  15  Pf.  sanken. 

Auch  im  einzelnen  sind  die  Preismehrsenkungen  der  Steuerstädte  fast 
die  gleichen;  bei  drei  Fleischarten,  bei  Schweinefleisch  8  Pf.  der  nur  1,5 ^/o 
fallenden  Provinzen,  7  Pf.  der  4,8 7o  fallenden;  bei  Kalbfleisch  7  Pf.  der  nm* 
8,37«  fallenden  Provinzen  und  5  Pf.  der  um  8,7  7o  faUenden;  bei  Hammel- 
fleisch der  nur  8,5 7«  faUenden  Provinzen  7  Pf.,  und  der  um  7,9 7o  fallenden 
6  Pf.  Nur  beim  Ochsenfleisch  ist  in  den  schwächer  (7,8  7o)  sinkenden  Provinzen 
das  Steuerstädtemehrsinken  nur  5  Pf.,  der  stärker  (8,3 7o)  sinkenden  10  Pf. 
Einen  inneren  Grund  hierfür  haben  wir  bisher  nicht  finden  können,  äusserlich, 
zahlenmässig,  rührt  er  aus  der  Bewegimg  der  Steuerstädte  her,  welche  in 
den  schwach  sinkenden  Provinzen  um  14  Pf.  sanken,  in  den  stark  sinkenden 
Provinzen  aber  um  19  Pf.,  während  die  Nichtsteuerstädte  beider  Provinz- 
gruppen gleichmässig  um  9  Pf.  sanken.  Der  Grund  liegt  äusserlich  femer  an 
Pommern  und  Preussen,  in  denen  das  Mehrsinken  sogar  18  und  12  Pf  beträgt^ 
während  Brandenburg,  welches  hier  ausnahmsweise  unter  den  stark  steigenden 
sich  befindet,  nur  um  7  Pf.,  abo  völlig  normal,  mehr  sinkt.  Umgekehrt  liegt 
das  Mehrsinken  nur  um  5  Pf.  in  den  weniger  sinkenden  Provinzen  ganz  aus- 
gesprochen an  Sachsen,  deren  Steoerstädte  nur  um  11  Pf.  sinken,  so  dass 
gegenüber  dem  normalen  Sinken  der  Nichtsteuerstädte  um  9  Pf.  ein  Mehrsinken 
von  nur  2  Pf.  in  den  SteuersiMten  bleibt 
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auch  von  denen,  welche  rein  wissenschaftlich  völlig  unbeirrt  von 
vorgefasster  Meinung  an  unsere  Frage  herantreten,  ein  Einwand  er- 
hoben werden  und  zwar  ein  an  sich  sehr  berechtigter  Einwand: 
Sind  nicht,  so  könnte  man  fragen,  die  Durchschnittspreise,  auf  denen 
die  ganze  Arbeit  sich  aufbaut,  dadurch  falsch  berechnet,  dass  nir- 
gends die  Quantitäten,  welche  zu  jedem  Preis  einer  Stadt  in  dieser 
Stadt  konsumiert  wurden,  Berücksichtigung  fanden? 

Bisher  war  als  „Durchschnittspreis  der  Steuerstädte* 
z.  B.  von  Ochsenfleisch  das  arithmetische  Mittel  aus  den  55  Einzel- 
preisen der  55  verfügbaren  Städte  angesehen  worden.  Derselbe 
sollte  im  Jahr  1874  z.  B.  1,22  M.  per  Kilogramm  Ochsenfleisch 
betragen.  Stellt  sich  nun  der  Preis  sehr  viel  anders,  wenn  berück- 
sichtigt wird,   welche  Quantitäten   in  jeder  Steuerstadt  zum  Preise 


Jedenfalls  ist  hier  je  das  halbe  Material  noch  nicht  so  gross,  dass  alle 
natürlichen  Preisbestimmnngsgründe  neben  dem  einen  künstlichen  Preisbestim' 
mungsgrund  in  genügendem  Masse  ihre  Ausgleichung  finden. 

Für  vorliegende  Frage  können  wir  das  Gemahl  nicht  in  dem  Masse  als 
Einheit  betrachten,  weil  ja  nicht  wie  beim  Fleisch  die  gleiche  Steuer  von  9  Pf. 
per  Kilo  wegfiel,  sondern  eine  sehr  ungleiche,  6,67  Pf.  beim  Weizenmehl, 
1,67  Pf.  beim  Roggenmehl  und  2,85  Pf.  bei  Gerstengraupe,  Gerstengrütze  und 
Buchweizengrütze,  man  muss  also  wenigstens  Roggenmehl  und  Weizenmehl 
jedes  für  sich  untersuchen. 

Das  Weizenmehl  ist  1874  auf  1875  in  den  Nichtsteuersllldten  recht  gleich- 
massig  gesunken;  in  den  drei  Provinzen  mit  geringstem  Sinken  von  13,6V 
sind  die  Nichtsteuerstädte  um  6  Pf.  gesunken ,  die  Steuerstädte  um  15  Pf.,  also 
um  9  Pf.  mehr;  in  den  drei  Provinzen  mit  18,2 %  Senkung  die  Nichtsteuer- 
stadte  um  8  Pf.,  die  Steuerstädte  um  15  Pf.,  also  7  Pf.  Mehrsenkung. 

Aehnlich  bei  Roggenmehl,  welches  erst  recht  zwischen  den  Provinzen 
wenig  diflFeriert.  In  den  drei  Provinzen  mit  nur  9,1  **/o  Senkung  sind  die  Nicht- 
steuerstädte um  4  Pf.,  die  Steuerstädte  um  7  Pf.  gefallen,  Mehrsinken  also 
8  Pf.  Dagegen  bei  11,4%  Senkung  sind  die  Nichtsteuerstädte  um  4  Pf.  ge- 
fallen,  die  Steuerstädte  auch  nur  5  Pf.,  so  dass  das  Mehrsinken  der  Steuer- 
städte nur  1  Pf.  ausmacht. 

Bei  beiden  Steuerartikeln  scheint  das  je  halbe  Beobachtungsmaterial  noch 
nicht  gross  genug,  um  die  Einwirkung  der  Steueraufhebung  rein  darzustellen. 

Noch  mehr  ist  dies  der  Fall  bei  den  drei  anderen  Arten  des  Gemahls. 
Hier,  um  es  wenigstens  kurz  anzudeuten,  ist  bei  Steigerung  der  Gersten- 
graupenpreise  um  3,8  7o  die  Mehrverbilligung  der  Steuerstädte  7  Pf.,  bei  Senkung 
der  Preise  um  2,17©  aber  nur  3  Pf.  Bei  Steigerung  der  Gerstengrütze  um 
4,2^0  ist  das  Mehrsinken  8  Pf.,  bei  4,2^0  Senkung  findet  aber  kein  Mehrsinken 
der  Steuerstädte  statt,  sondern  ein  Wenigersinken  um  3  Pf.  Endlich  bei 
Senkung  der  Buchweizengrütze  um  1,9  ^o  ist  das  Mehrsinken  2  Pf.,  bei  gleich- 
bleiben  aber  4  Pf. 
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dieser  Stadt  konsumiert  wurden?  Wie  gross  in  den  Steuerstadten 
der  Konsum  des  Jahres  1874  war,  wissen  wir  allerdings  nicht,  denn 
die  Resultate  der  preussischen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  sind  im 
preussischen  Finanzministerium  für  1874  nicht  einmal  mehr  hand- 
schriftlich zusammengestellt  worden,  wir  müssen  daher  den  Konsum 
von  1873  benutzen;  dieser  wird  aber  yon  dem  Konsum  des  Jahres 
1874  nicht  wesentlich  abweichen,  da  auch  sonst  von  einem  Jahr 
zum  anderen  der  Fleischkonsum  wenig  schwankt^).  Der  Konsum 
des  Jahres  1873  ist  in  den  Akten  des  preussischen  Ministeriums  der 
Finanzen  festgelegt  und  liegt  uns  in  diesen  Akten  yor.  Der  Ochsen- 
fleischkonsum war  1873  in  den  55  benutzten  Städten  833,171  Ztr. 
oder  41,658,550  kg.  Multipliziert  man  den  Konsum  jeder  der 
55  Städte  mit  dem  Preis  jeder  Stadt,  addiert  die  gewonnenen  Werte 
und  dividiert  sie  durch  den  gesamten  Verbrauch,  dann  erhält  man 
als  Durchschnittswert  für  den  ganzen   Staat  an  Stelle  der   obigen 

1,22  M.  bedeutend  mehr,  nämUch  ^^^^^^^^   M.,     1,37    M.      Der 

41,OOo,ooU 

grosse  Unterschied  von  15  Pf.  per  Kilo  rührt  davon  her,  dass  die 
grossen  Städte,  namentlich  Berlin,  Königsberg,  Köln,  Düsseldorf  und 
andere  mit  ihrem  grossen  Konsum  zu  hohen  Preisen  im  Durch- 
schnittspreis nicht  genügend  zur  Geltung  kommen,  wenn  alle  Preise 
als  gleichwertig  angesehen  werden,  wohl  aber  wenn  sie  der  ver- 
brauchten Menge  entsprechend  in  die  Berechnung  eingestellt  werden. 
Ohne  Berlin  mit  seinem  grossen  Konsum  von  19,663,800  kg  Ochsen- 


^)  Dass  der  Konsum  von  einem  Jahr  znm  andern  wenig  schwankt,  zeigt 
für  den  Staat  und  auch  für  die  Provinzen  (in  Westfalen  gab  es  in  den  70er 
Jahren  keine  Mahl-  und  Schlachtsteuer  mehr)  die  folgende  Tabelle: 


Gesamtfleißchkonsum  aller  preussischen 

Steuerst&dte 

in  Zentnern 

1873 

1872 

Ostpreussen      .... 

117,164 

117,114 

Westpreussen 

125,724 

127,713 

Posen      .     . 

124,044 

121,307 

Pommern 

143.728 

137,008 

Schlesien 

890,236 

366,959 

Berlin      .     . 

980,410 

937,995 

Brandenburg 

220,827 

213,283 

Sachsen  .     . 

181,977 

183,028 

Rheinlande  . 

406,402 

384,908 

2,690,513 

2,589,305 

%6$ 
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fleisch  wird  der  die  Mengen  berücksichtigende  Durchschnittspreis 
nicht  mehr  1,37  sondern  nur  1,28  M.  betragen,  also  sich  dem  die 
Mengen  nicht  berücksichtigenden  Preis  von  1,22  Pf.  sehr  annähern. 

Der  die  Mengen  berücksichtigende  Preis  ist  entschieden  der 
richtigere,  es  fragt  sich  nur  zweierlei,  1.  ob  für  unsere  Frage,  welche 
sich  ganz  in  die  Differenz  der  Preisbewegung  von  Steuer- 
städten und  Nichtsteuerstädten  zuspitzt,  eine  Mengenberück- 
sichtigung auch  bei  den  Nichtsteuerstädten,  deren  Konsum  wir  nicht 
kennen,  weil  er  sich  nicht  aus  der  Besteuerung  ergibt,  in  irgend 
einer  Weise  möglich  ist,  und  2.  ob  nicht,  wenn  in  beiden  Städte- 
arten die  Mengen  Berücksichtigung  finden,  die  in  beiden  Städtearten 
höheren  richtigeren  Preise  in  ihren  Bewegungen  und  in  der  Differenz 
ihrer  Bewegungen  doch  dasselbe  ergeben  wie  die  ohne  Mengen- 
berücksichtigung berechneten  Durchschnittspreise. 

Es  fragt  sich  also  zunächst,  ob  und  wie  bei  den  Nichtsteuer- 
städten der  nicht  ermittelte  Konsum  einigermassen  richtig  ge- 
schätzt werden  kann.  Ein  erster  Versuch  wurde  beispielsweise 
folgend ermassen  gemacht.  Die  403,200  kg,  welche  in  Memel  kon- 
sumiert wurden  und  bei  einem  Preis  von  1,24  Pf.  im  Jahr  1874 
einen  Wert  von  499,968  M.  repräsentierten,  wurden  mit  dem  Preise 
von  90  Pf.  einer  möglichst  gleich  grossen  Nichtsteuerstadt,  z.  B. 
Oumbinnen,  multipliziert  und  ergaben  einen  Wert  von  362,880  M. 
So  ist,  indem  aus  jeder  Provinz  oder  aus  den  Grenzgebieten  der  um- 
liegenden Provinzen  gleichviel  Nichtsteuerstädte  ausgewählt  wurden  ^), 


*)  Es  wurden  den  Steuerstädten  die  darunter  stehenden  Nichtsteuerstädte 


gegenübergestellt : 

Memel  Tilsit 

Gombinnen    Insterburg 


Königsberg    Danzig 
Kulm  Bromberg 


Thom  Elbing 

Gumbinnen    Insterburg 


Marienburg 
Kulm 

Graudenz 
Braunsberg 

Bromberg 
Posen 

Lissa 
Gnesen 

Rawitsch 
Gnesen 

Anklam 
Pasewalk 

Eolberg 
Dem  min 

Eöslin 
Greifswald 

Starffard 
Pasewalk 

Stettin 
Demmin 

Stolp 
Greifswald 

Stralsund 
Greifs  wald 

Glatz 
Striegau 

Neustadt 
Striegau 

Neisse 
Hirschberg 

Glogau 
Lauban 

Sagan 
Leobschütz 

GörUtz 
Königshütte 

Liegnitz 
Gleiwitz 

Jauer 
Waidenburg 

Oels 
Bunzlau 

Brieg 
Kattowitz 

Oppeln 
Grünberg 

Ratibor 
Beutben 

Schweidnitz    Berlin  Brandenburg  Rathenow 

Beuthen  Potsdam         Burg  Delitzsch 

S64 


Schwedt         Prenzlau 
Luckenwalde  Schwiebus 
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als  Steuerstädte  zur  Verfügung  standen,  und  die  Menge  jeder 
Steuerstadt  mit  dem  Preise  der  entsprechenden  Nichtsteuerstadt  multi- 
pliziert wurden,  ungeföhr  geschätzt  worden,  welchen  Gesamtwert 
der  gleiche  Konsum  wie  der  der  Steuerstädte  zu  den  Preisen  von 
Nichtsteuerstädten  repräsentieren  möchte. 

Diese  Schätzungsart,  welche  recht  wohl  angängig  wäre,  wenn 
wir  jeder  Steuerstadt  eine  ganz  nahe  gelegene,  nahezu  gleich 
grosse  und  gleich  reiche  Nichtsteuerstadt  gegenüberstellen 
könnten,  krankt  vor  allem  an  dem  umstand,  dass  wir  den  grossen 
Steuers^ten  Königsberg,  Danzig,  Stettin,  Frankfurt  a.  0.,  Halle, 
Köln,  Düsseldorf,  und  namentlich  Berlin  auch  nur  einigermassen 
gleich  grosse  Nichteteuerstädte  nicht  gegenüberstellen  können,  und 
diesen  grossen  Steuerstädten  viel  kleinere  Nichteteuerstädte  gegen- 
überzustellen genötigt  sind. 

So  musste,  um  auf  beiden  Seiten,  d.  h.  sowohl  bei  den  Steuer- 
städten wie  bei  den  Nichteteuerstädten  gleiche  Mengen  einander 
gegenüberzustellen,  auf  seiten  der  quasi  Nichteteuerstedt  Potedam  ^) 
der  Konsum  Berlins  nach  den  Preisen  von  rotedam  in  Oegenrechnung 
gestellt  werden,  während  in  Wirklichkeit  so  gewaltige  Mengen  zu 
den  Preisen  Potedams  oder  anderer  märkischer  Nichteteuerstädte  gar 
nicht  konsumiert  wurden. 

Trotzdem  aber  finden  wir,  dass  mit  Ausnahme  des  Schweine- 
fleisches bei  allem  Fleisch  und  bei  beiden  Mehlen  die  Bewegung 
der  Preise  beider  Städtearten  und  darum  auch  die  Bewegungs- 
differenz fast  genau  die  gleiche  ist  wie  bei  der  Durchschnittepreis- 
berechnung ohne  Mengenberücksichtigung. 

Wir  haben  diese  höchst  fragwürdige  Mengenberücksichtigung 
gerade    deshalb    aufgenommen,    weil   sie    1875   gegen    1874   bei 


Neu  Ruppin    Kottbus  Guben  Frankfurt        Küstrin  Landsberg 

Sorau  Eberswalde    Spremberg     Fürstenwalde  Sommerfeld  Qalberstadt 

Halle  Merseburg      Torgau  Naumburg      Weissenfeis     Zeitz 

Eisleben  Schönebeck    Erfurt  Aschersleben  Sangerhausen  Quedlinburg 

Wittenberg    Kleve      Bonn  Köln      Düsseldorf      Trier  Wesel 

Oschersleben  Neuss      Mülheim     Essen     Duisburg        Saarbrücken     Elberfeld 

^)  Potsdam  war  zwar  eine  Steuerstadt,  da  sie  aber  die  Schlachtateuer 
als  Kommunalsteuer  beibehielt,  so  durfte  sie  zur  Not  für  die  Schlachtsteuer 
als  quasi  Nichtsteuerstadt,  d.  h.  als  eine,  welche  keine  Steueraufhebung  er- 
lebte, betrachtet  werden. 
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Schweinefleisch  und  bei  Roggenmehl  Preisbewegungen  ergibt,  welche 
mit  unserer  obigen  von  Mengenberücksichtigung  absehender  Be- 
rechnung durchaus  nicht  übereinstimmen.  Abgesehen  von  dieser 
sogleich  zu  besprechenden  auffallenden  Erscheinung  beim  Schweine- 
fleisch ist  nun  aber  selbst  bei  dieser  schlechten  Mengenberücksichti- 
gung doch  das  Resultat  dieses,  dass  die  Preisbewegungen  und 
die  Bewegungsdifferenzen  von  denen  der  Mengennicht- 
berücksichtigung  kaum  abweichen. 

Ohne  Mengenberücksichtigung  (im  folgenden  kurz  «ohne*^  ge- 
nannt) sanken  in  den  Steuerstädten  vom  Dezember  1874  auf  Januar 
1875  die  Ochsenfleischpreise  um  12  Pf.,  mit  Berücksichtigung  (»mit* 
genannt)  um  10  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  „ohne"  1  Pf.,  »mit* 
0  Pf.,  so  dass  die  Bewegungsdifferenz  „ohne''  11  Pf.  Mehrsinken,  »mit* 
dagegen  10  Pf.,  also  fast  gleich  war.  Ebenso  sanken  die  Schweine- 
fleischpreise in  den  Steuerstädten  „ohne"  um  13  Pf.,  „mit"  um 
10  Pf.,  in  den  Nichtsteuerstädten  „ohne"  um  1  Pf.,  „mit"  um  1  Pf., 
so  dass  bei  Schweinefleisch  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte  „ohne" 
12  Pf.,  und  „mit"  9  Pf.  ausmachte.  Da  nun  die  Hauptsache  für  uns 
die  Bewegungsdifferenz  ist,  so  führen  wir  für  die  anderen  Artikel 
im  Text  nur  diese  an  und  verweisen  im  übrigen  auf  die  folgende 
Tabelle  (s.  S.  267). 

Nach  dieser  Tabelle  sank  Kalbfleisch  Dezember  auf  Januar 
in  den  Steuerstädten  „ohne"  um  7  Pf.  mehr,  „mit"  um  9  Pf., 
Hammelfleisch  „ohne"  um  8  Pf.  mehr,  „mit"  gleichfalls  um  8  Pf. 
mehr.  Weizenmehl  sank  „ohne"  um  6  Pf.  mehr,  „mit"  um  9  Pf., 
und  Roggenmehl  „ohne"  3  Pf.  mehr,   „mit"  5  Pf.  mehr. 

Was  die  definitive  Bewegung  ganz  1875  gegen  ganz  1874 
betrifft,  so  war  die  Mehrsenkung 


ohne 

mit 

bei  Ochsenfleisch 

.     .     .     9 

7 

Schweinefleisch  . 

.     .     7 

3 

Kalbfleisch     .     . 

.     .     7 

6 

Hammelfleisch    . 

.     .     6 

7 

Weizenmehl  .     . 

.     .     8 

10 

^ggenmehl  .     . 

.     .    3 

6 

Die  auffallendsten  Erscheinungen  sind  das  schon  oben  erwähnte 
Mehrsinken  des  Schweinefleisches  um  nur  3  Pf.  bei  Mengenberück- 
sichtigung gegenüber  7  Pf.  Mehrsinken  ohne  dieselbe,  und  das 
stärkere  Mehrsinken  des  Roggenmehls  um  6  Pf.  ,,mit*  gegenüber  nur 
3  Pf.    „ohne".     Hier  dürfte  Berlin   mit  seiner  Ueberlegenheit   ein- 
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gewirkt  haben.  In  der  That  hat  Potsdam  als  quasi  Nichtsteuerstadt 
ein  ebenso  grosses  Preissinken  von  1874  auf  1875  um  10  Pf.  wie 
Berlin,  dies  drückt  bei  Mengenberücksichtigung  die  durchschnitt- 
liche Mehrsenkung  so  bedeutend  auf  3  Pf.  herab.  Setzt  man 
den  riesigen  Berliner  Konsum  nicht  zu  diesen  Potsdamer  Preisen 
an,  sondern  zu  den  Nichtsteuerstädtepreisen  der  ganzen  Provinz 
Brandenburg,  welche  nur  um  2  Pf.  per  Kilo  herabgingen,  dann 
wird  das  ganze  Ergebnis  ein  anderes,  dann  ist  der  Preis  in  den 
Nichtsteuerstädten  nicht  von  138  auf  130  Pf.,  also  um  8  Pf ,  ge- 
sunken, sondern  von  131  auf  132  Pf.  heraufgegangen,  also  um 
1  Pf.  Die  Mehrbewegung  der  Steuerstädte  ist  also  nicht  3  Pf. 
sondern  11  Pf. 

Aehnlich  liegt  die  Sache  bei  Roggenmehl.  Hier  ergibt  sich 
bei  Mengenberücksichtigung  ein  so  viel  grösserer  Mehrherabgang, 
weil  das  enorme  Sinken  der  Berliner  Roggenmehlpreise  um  13  Pf. 
per  Kilo  die  Roggenmehlpreise  aller  Steuerstädte  durchschnittlich 
um  9  Pf.  sinken  macht,  während  sie  ohne  Mengenberücksichtigung 
in  den  Steuerstädten  nur  7  Pf.  ausmacht. 

Der  Berliner  Konsum,  der  in  allen  Artikeln  29 — 49*^/o  des 
ganzen  Konsums  aller  55  Steuerstädte  ausmacht^),  verzerrt  in  so 
hohem  Masse  das  Bild,  dass  man  neben  dieser  Berechnung  der 
Mengenberücksichtigung  noch  andere  Mengenberücksichtigungen  ver- 
suchen muss. 

Eine  andere  Inrechnungstellung  des  Konsums  in  Nichtsteuer- 
städten könnte  man  basieren  auf  die  „Annahme*,  dass  in  jeder 
Provinz  ausserhalb  der  Steuerstädte,  d.  h.  in  allen  Nichtsteuerstädten 
und  auf  dem  platten  Lande  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ein 
ebenso   grosser  Konsum   fiele   als  in   den  Steuerstädten;  dann  hätte 


') 


Konsum  in  Kilogramm 
im  Jahre  1873 


Artikel 

1 

55  Steuer- 

Berlin 

Berlin  7o 

allen 
Konsums 

städte 

allein 

1 
Ochsenfleisch    . 

43,120,850 

21,063,350 

48,6 

Schweinefleisch 

41,658,550 

19,663,800 

47,2 

Kalbfleisch    .     . 

10,061,550 

2,890,250 

28.8 

Hammelfleisch  . 

9,525,150 

4,053,400 

42.5 

Weizenmehl 

77,604,165 

33.968,497 

43.6 

Roggenmehl 

1 

168,432,940 

56,394,610 

33.4 
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man  nur  nötig,  von  den  Einwohnern  einer  Provinz,  sagen  wir  von 
Ost-  und  Westpreussen  mit  3,199,171  Einwohnern  die  337,398  Ein- 
wohner der  Steuerstadte  abzuziehen,  die  übrig  bleibenden  2,861,773 
Nichtsteuerstädter  mit  dem  Konsum  pro  Kopf  der  Steuerstädter, 
z.  B.  an  Ochsenfleisch  mit  13,1  zu  multiplizieren,  um  den  Ge^ 
samtkonsum  dieser  Provinz  zu  finden.  Der  Gesamtkonsum  von 
37,500,000  kg  wäre  dann  mit  dem  Nichtsteuerstädtepreis  der  Provinz 
Preussen  zu  multiplizieren,  d.  h.  mit  95  Pf.  im  Jahr  1874  und  87  Pf. 
im  Jahr  1875,  um  für  beide  Jahre  einen  Gesamtkonsumwert  von 
35,700,000  M.  in  1874  und  von  32,700,000  M.  in  1875  zu  finden. 
So  wurde  nach  dem  oberen  Teile  der  Tabelle  (s.  S.  269)  für  jede 
Provinz  verfahren,  um  danach  die  Preisbewegung  des  ganzen  Staates 
zu  berechnen. 

Nach  dem  oberen  Teile  der  vorstehenden  Tabelle  stellte  sich  der 
Durchschnittswert  des  Aussersteuerstädtekonsums  von  308,900,000  kg 
im  Jahr  1874  auf  376,900,000  M.,  und  im  Jahr  1875  auf  351,600,000  M., 
und  der  Preis  per  Kilo  auf  122  und  114  Pf.,  der  Preisherabgang, 
auf  den  es  nur  ankommt,  auf  8  Pf.  per  Kilo. 

Für  diese  Preisbewegung,  auf  welche  es  uns  ja  allein  für 
die  Frage  der  Steuerüberwälzung  ankommt,  ist  es  nun  auch  ganz 
gleichgültig,  wie  falsch  die  Annahme  ist,  dass  in  jeder  Provinz  der 
Konsum  pro  Kopf  ausserhalb  der  Steuerstädte,  dem  Konsum  inner- 
halb der  Steuerstädte  gleichgesetzt  wurde.  Setzen  wir,  wie  in  dem 
unteren  Teile  der  (s.  S.  269)  Tabelle  geschehen  ist,  den  Konsum 
ausserhalb  der  Steuerstädte  nur  halb  so  hoch  an,  das  Resultat  bleibt 
ganz  das  gleiche.  Hierzu  sei  noch  bemerkt,  dass  die  mit  Mengen- 
berücksichtigung gefundenen  Preise  von  122  Pf.  in  1874  und  von 
114  Pf.  in  1875  genau  mit  dem  arithmetischen  Mittel  aus  den 
Provinzpreisen,  die  wiederum  auch  nur  das  arithmetische  Mittel  aus 
den  Städtepreisen  der  betreffenden  Provinz  sind,  stimmen,  also  mit 
den  ohne  Mengenberücksichtigung  gefundenen  Preisen. 

Um  die  bei  obiger  Mengenberücksichtigung  gefundenen  Preise 
mit  den  ohne  Mengenberücksichtigung  berechneten  zu  vergleichen, 
erscheint  es  angebracht,  nur  die  Provinzen  miteinander  zu  ver- 
gleichen, aus  welchen  wir  Steuerstädte  und  Nichtsteuerstädte  besitzen, 
also  Posen  ohne  Nichtsteuerstädte  und  Westfalen  ohne  Steuerstädte 
auszuschliessen,  um  namentlich  für  Westfalen  einer  Konsumschätzung 
überhoben  zu  sein.  Es  sind  also  nur  für  Preussen,  Pommern,  Schle- 
sien, Brandenburg,  Sachsen  und  Rheinland  die  wirklichen  Konsum- 
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mengen  der  Steuerstädte,  und  die  nach  ihrer  Analogie  gleich  hoch 
geschätzten  Eonsummengen  ausserhalb  der  Steuerstädte  in  Ansatz 
gebracht,  und  zwar  in  zwei  verschiedenen  Weisen.  Als  Provinzial- 
preise  der  Steuerstädte,  nach  denen  wir  den  Provinzialwert  des 
Provinzialkonsums  berechneten,  sind  in  der  einen  Berechnung  (unten 
Berechnung  Nr.  III  genannt)  nur  das  arithmetische  Mittel  aus  den 
vorhandenen  Städtepreisen,  z.  B.  für  1874  bei  Ochsenfleisch  in  der 
Provinz  Preussen  das  Mittel  aus  1,24  in  Memel,  1,06  in  Tilsit,  1,30 
in  Königsberg,  1,31  in  Danzig,  1,08  in  Thorn,  1,10  in  Elbing,  1,33 
in  Marienburg,  1,07  in  Graudenz  genommen,  d.  h.  118,6  oder  rund 
119  Pf.  genommen. 

In  der  anderen  Berechnung  (unten  Berechnung  Nr.  IV  genannt) 
ist  schon  der  Provinzialpreis  mit  Berücksichtigung  der  Eonsummenge 
jeder  Stadt  gefunden.  Dieser  Provinzialpreis  von  Preussen  stellt 
sich  höher,  weil  der  grosse  Eonsum  von  Eönigsberg  und  Danzig 
bei   den  hohen  Fleischpreisen  dieser  beiden  Grossstädte  zur  Geltung 

kommt.     Dieser  Provinzialpreis   1874   ist  statt  118,6 -rV^-rvT^TTTT^ 

4,427,100  M. 

=  124,1  Pf. 

Für  unsere  Frage  ist  dieser  Preisunterschied  bei  Mengen- 
berücksichtigung oder  ohne  dieselbe  ziemlich  gleichgültig,  denn  1875 
war  der  Provinzialpreis  mit  Mengenberücksichtigung  auch  grösser 
als  «ohne**,  nämlich  106,9  gegen  97,9  Pf.  Ohne  Mengenrücksicht 
ist  der  Preis  der  Provinz  Preussen  also  von  118,6  auf  97,9  Pf., 
oder  um  20,7  Pf.  gesunken,  mit  Mengenrücksicht  von  124,1  auf 
106^9  Pf.,  um  17,2  Pf.  Im  ganzen  Staat  ist  die  Bewegung  nach 
beiden  Berechnungsweisen  noch  ähnlicher,  wie  unten  die  Haupt- 
tabelle zeigt,  welche  alle  Berechnungsarten  nebeneinander  stellt. 

Endlich  wurde  noch  eine  letzte  Eonsumschätzung  für  die 
Nichtsteuerstädte  gemacht  (auf  der  folgenden  Tabelle  Berechnung  IV). 
Es  wurde  angenommen,  dass  in  jeder  der  sechs  Provinzen,  aus  denen 
wir  den  Eonsum  in  den  Steuerstädten  kennen,  auch  in  den  Nicht- 
steuerstädten per  Eopf  an  Gemahl  und  Geschlacht  ebensoviel  kon- 
sumiert wurde  wie  durchschnittlich  in  den  Steuerstädten  derselben 
Provinz.  So  wurde  die  Bevölkerung  jeder  Nichtsteuerstadt  mit  dem 
durchschnittlichen  Steuerstädtekonsum  der  Provinz,  in  welcher  jede 
Nichtsteuerstadt  liegt,  multipliziert,  diese  Eonsummenge  dann  mit 
dem  Preis  multipliziert  als  Städtekonsumwert  angesetzt.  Der  Durch- 
schnittspreis aller  Nichtsteuerstädte  per  Eilo  wurde  dann   gefunden, 
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indem  man  die  Summen  aller  56  Konsumwerte  in  Mark  durch  die 
Summe  aller  Konsummengen  in  Kilo  dividierte.  Als  Beispiel  stellen 
wir  im  folgenden  das  Ochsenfleisch  dar. 

Berechnung   Nr.  4    des   Preises   von    Ochsenfleisch 
in   Nichtsteuer Städten. 


Nicht- 

Ein- . 
wohner 

j  Kon- 
sum 

1    ,, 

Jahr  1874 

Jahr  1875 

steuer- 
städte 

per       ^^°»« 
Kopf 

kg           kg 

Preis 
per  kg 

'    Pf. 

Gesamt- 
wert 

M. 

Preis 
per  kg 

Pf. 

Gesamt- 
wert 

M. 

Oumbinnen 
Kulm.     -     .     . 
Braunsberg .     . 
Insterburg  .     . 

9,114 

9,628 

10,796 

10,303 

13,1    ,     119,000      90 
13.1  !      126,000,    102 
13.1  :,     141,0001   105 
13,1   ,    213,000      81 

107,000 
128,500 
148,000 
172,500 

86 

100 

88 

76 

102,500 
126,000 
124,000 
162,000 

Preussen    .     . 

45,841  j            i;    599,000 

' 

555,000 

514,500 

Pasewalk 
Demmin  . 
Greifswald 

.1 

8,538 

9;784 

18,022, 

11,3 
11,3 
11,3 

'      96,000:   110 
110,50011  123 
204,000;   140 

105,500 
136,000 
286,000 

98 
115 

130 

89,400 
127,000 
265,000 

Pommern 

1      36,344 

j]    410,500 

527,500 

\ 

481,400 

Bunzlau  . 

Lauban   . 

Striegau  . 

Waidenburg 

Kattowitz 

Leobscbütz 

Hirschberg 

Grünberg 

Gleiwitz  . 

Beuthen  . 

Königshütte 

* 
•1 

9.931 
10,076 
10,502 
11,307 
11,402 
11,425 
12,954 
12,200 
14,126 
19,367 
20,040 

13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 
13,7 

136,000 
138,000 
144,000 
155,000 
156,000 
156,000 
177,000 
167,000 
193,000 
266,000 
357,000 

1    99 
107 
110 
130 

'  105 
110 

1  110 

85 

111 

105 

107 

135,000 
147,500 
158,500 
202.000 
164.000 
171.500 
195.000 
142,000 
214,000 
280.000 
382,000 

97 

110 

101 

97 

99 

96 

110 

86 

96 

94 

90 

132,000 
152.000 
145,000 
160,000 
154,000 
149.600 
195,000 
144,000 
185,000 
250,000 
321.000 

Schlesien     .     . 

149,330 

,|  2,045,000 

2,191,500  1 

1,978.600 

Schwiebus   .     . 
Fürstenwalde   . 
Sommerfeld 
Spremberg  .     . 
Kberswalde .     . 
Sorau      .     .     . 
Luckenwalde    . 

8,087 
9,679 
10,235 
10,295 ' 
i      10,483 
13,188 
13,816, 

9,7 
9,7 
9,7 
9.7 
9,7 
9,7 
1     9,7 

1      79,400  i    95 

93,800  ;  121 

99,400      95 

99,600     120 

i     101,500     133 

127,000  1  105 

134,000     120 

75,500 
113,500 

94,400 
120,000! 
135,000' 
133,500 
161,000 

96 
99 
94 
110 
110 
105 
108 

76.100 
93,000 
93.500 
109,500 
112,000 
133,500 
144,600 

Brandenburg 

?    • 

75,778. 

'    737,700 

1 

- 

832,900 1 

1 

i 

762,200 

(Fortsetzung  der  Tabelle  auf  S.  273.) 
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1 

! 

Kon-  ■ 

Jahr  1874      1 

Jahr  1875 

Nicht- 

Ein- 
wohner 

sum  ' 
per 

Menge 

steuer- 

Preis 1 

Gesamt- 

Preis 

Gesamt- 

städte 

Kopf 

per  kg 

wert 

per  kg 

wert 

1 

I 

fe^ 

kcr       1    Pf. 

M. 

Pf. 

M. 

Oschersleben    .  1 

7,831 

m; 

98,000     123 

120,500 

114 

111.600 

Salzwedel    .     . 

8,208 

12,5' 

102,800!   117 

120,200 

105 

108,000 

Delitzsch      .    . 

8,228, 

12,5 

102,9001   118 

121,800 

120 

123,400 

Sangerhausen  . 

8,475 ' 

12,5 

106,000     127 

130,600 

125 

132,300 

Langensalza 

9,855 1 

i    12,5 

123.000  ;  138 

169,500 

110 

185,000 

Eilenburg    .     . 

10,312 

12,5 

128,000 

120 

153,700     117 

114,900 

Schönebeck 

10,916 

12,5 

137,000 

133 

182,000,   130 

178,000 

Stendal.  .    .     . 

12,851 

12,5 

160,600 

115 

185,000     106 

170.400 

Eisleben  .    .     . 

14.379 

'    12,5 

179,800 

126 

225,000 1   115 

206.000 

Burg  .... 

15.238 

1    12,5 

191,000 

123 

235,000  il  120 
298,0001'  140 

229,000 

Quedlinburg     . 

17,1  »35 

'    12,5 

213,000 

140 

298,000 

Aschersleben    . 

17,391 

1    12,5 

217,000 

148 

821,000  il  140 

304,000 

Mühlhausen     . 

20,926 

,    12,5 

262,000 

120 

315,000  1  108 

283,000 

Nordhausen      . 

23.570 

12,5 

284,000 

115 

327,000    100 

284,000 

Halberstadt      . 

27,757 

12,5 

347,000 

154 

535,000    142 

494,000 

Erfurt     .     .     . 

1      48,030 

i    12,5 

600,000 

127 

762,000    120 

720,000 

Sachsen  .     .    . 

261.052 

1 

3,252,900 

4,220,800  1 

3,891,600 

Goch  .... 

i        4,380 

26,7 

117,000 

120 

140,400 

120 

140,400 

Saarbrücken    . 

;        9,041 

26,7 

241,000 

137 

330,000 

129 

311,000 

Neuwied .     .     . 

9,474 

26,7 

252,000 

125 

315,000 

115 

290,000 

Kreuznach  .    . 

13,772 

26,7 

367,000 

129 

474.000 

122 

448,000 

Düren      .     .     . 

14,516 

26,7 

387,000 

111 

429,000 

97 

377,000 

Eupen     .     .    . 

14,759 

26,7 

393,000 

135 

531,000 

130 

512,000 

Solingen       .     . 

,      15.142 

26,7 

403,000 

129 

520,000 

122 

498.000 

Neuss  .... 

15,564 

i    26,7 

441,000 

120 

530,000 

124 

547,000 

Mülheim 

17,353 

'    26,7 

462,000 

143 

662.000 

124 

574,000 

Gladbach     .    . 

31,930 

26.7 

851,000 

189 

1,184,000 

129 

1,099,000 

Duisburg      .     . 

1      37,380 

26.7 

1,000,000 

129 

1,290,004  128 

1,280,000 

Essen  .... 

54,790 

26,7 

1.460,000 

138 

2.020.001^ 

1  122 

i,78o;ooo 

Krefeld   .    .    . 

62,905 

26.7 

1,670,000 

118 

1,970.000 

109 

1.820,000 

Elberfeld     .     . 

80,589 

2.130,000 

120 

2,560,000 

119 

2,540,000 

Barmen  .     .     . 

1      86,504 

26,7 

2,310.000 

147 

3,400,000 

138 

3,190,000 

Rheinlande  .    . 

468,099 , 

12,484.000 

; 

16,355.400'' 

15.401,400 

Staat  .... 

f  1,036,414 

11 

1 

|I9.529,000 

,126,0 

24,683,100 

117,9 

23,029,700 

Diese  Konsumschätzung  krankt  besonders  in  einer  Provinz,  in 
den  Rheinlanden.  Der  alle  anderen  Provinzen  auffallend  übertreflFende 
Fleischkonsum  der  Steuerstädte  von  26,7  kg,  der  besonders  auf  den 
starken  Fleischkonsum  der  Vergnügungs-,  Fremden-  und  Passagier- 
dampferstadt Köln  mit  33,8  kg  zurückzuführen  ist,  musste  in  Er- 
mangelung anderer  Daten  auf  die  grossen,  zu  den  Nichtsteuerstädten 
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gehörenden   Pabrikstädte    mit    ihrer    wenig    fleischessenden   Fabrik- 
arbeiterbevölkerung übertragen  werden  ^). 

Vergleicht  man  diese  als  Nr.  4  berechnete  Bewegung  der 
Nichtsteuerstädte  mit  der  als  Nr.  IV  berechneten  Bewegung  der 
Steuerstädte,  dann  erhält  man  ein  auffallendes  Resultat.  Nach  Be- 
rechnung IV  sind,  verglichen  mit  den  anderen  Berechnungen,  die 
Steuerstädte  nur  sehr  wenig  gestiegen,  nämlich  nur  um  11,2  Pf., 
und  stehen  hinter  der  Bewegung  nach  anderen  Berechnungen  sehr 
zurück,  während  die  Bewegung  der  Nichtsteuerstädte  nach  Berech- 
nung Nr.  IV  mit  einem  Sinken  um  8,1  Pf.  hinter  der  Bewegung^ 
nach  den  anderen  Berechnungen  gar  nicht  zurücksteht.  So  beträgt 
nach  diesen  beiden  Berechnungen  das  Mehrsinken  des  Ochsenfleisches 
in  den  Steuerstädten  nur  3,1  Pf.,  während  die  anderen  Bewegungs- 
differenzen 7,  3;  6,  5;  7,  9  Pf.  betragen. 

Das  geringe  durchschnittliche  Sinken  der  Steuerstädte  nach 
Berechnung  Nr.  IV  kommt  nämlich  (wie  bei  Berechnung  Nr.  U) 
daher,  dass  in  Berlin  die  Verbilligung  des  Ochsenfleisches  von  1874 
auf  1875  nur  6  Pf.  betrug,  weil  neben  der  Verbilligung  aus  Steuer- 
wegfall andere  Momente,  z.  B.  Herausbildung  Berlins  zur  Weltstadt, 
verteuernd  einwirkten.  Bei  dem  anderen  Geschlacht  und  beim  Ge- 
mahl, die  mit  derselben  Umständlichkeit  berechnet  sind,  differiert 
die  Mehrverbilligung  der  Steuerstädte  nach  diesen  Berechnungen 
Nr.  rV  und  Nr.  4  von  den  Mehrverbilligungen  nach  den  anderen 
Berechnungen  nicht,  weil  bei  den  anderen  Waren  die  Verbilligung 
BerUns  nicht  so  auffallend  viel  geringer  war  als  in  den  anderen 
Steuerstädten.  Die  Schlussergebnisse  stehen  in  der  folgenden  zu- 
sammenfassenden Tabelle  (s.  S.  276  u.  277). 

Indem  wir  denjenigen,  welche  sich  über  unsere  spezielle  Frage 
hinaus  für  die  allgemeine  Frage  ^Mengenberücksichtigung  contra 
Mengennichtberücksichtigung"  interessieren,  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  die  vorstehende  Haupttabelle  überlassen  müssen,  wollen 
wir  zum  Schluss  hier  nur  die  Hauptresultate  speziell  für  unsere 
üeberwälzungsfrage  zusammenfassen. 


*)  Ohne  Köln  ist  der  Konsum  pro  Kopf  in  den  rheinischen  Steuerstädten 
nur  20,6  Pf.  per  Kilogramm,  dieser  wäre  vielleicht  richtiger  für  die  Nichtsteuer- 
städte zu  Grunde  gelegt  worden;  wir  wollten  aber  diese  WiUkür  nicht  vor- 
nehmen, weil  man  dann  glauben  könnte,  sie  hätte  uns  in  irgend  einer  Be- 
ziehung besser  „gepasst". 
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Selbst  wenn  wir  die  Berechnung  der  Durchschnittspreise  von 
Fleisch  und  Mehl  für  die  zwei  Jahre  1874  und  1875  auf  genügende 
Konsummengen  nicht  nur  der  Steuerstädte,  sondern  auch  der  Nicht- 
steuerstädte  basieren  könnten,  so  müssten  wir  doch  aus  subjektiven 
wie  aus  objektiven  Gründen  davon  Abstand  nehmen.  Aus  subjektiven 
Gründen,   weil   es   weit  über  unsere   wohl   nicht  mehr   sehr  lange 


Anmerkungen  zu  Tabelle  S.  276  u.  977. 

1)  Berechnung  Nr.  I.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Steuerstädte  ist  das  arithmetisohe 
Mittel  aus  den  Preisen  aller  Steaerst&dte ,  also  ganz  ohne  Mengenberücksichtigung ,  wie  er 
dieser  ganzen  Arbeit  bis  zu  diesem  Abschnitt  zu  Gründe  gelegt  ist. 

3)  Berechnung  Nr.  II.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Steuerstädte  ist  so  beredmet, 
dass  der  Konsum  Jeder  Steuerstadt  aller  Provinzen  mit  dem  Preis  dieser  Stadt  multipliziert, 
als  Stadtgesamtwert  gesetzt  und  die  Summe  aller  dieser  Stadtgesamtwerte  durch  die  Summe 
aller  Konsummengen  aller  Steuerstädte  dividiert  ist. 

3)  Berechnung  Nr.  in.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Steuerstädte  ist  so  gemacht, 
dass  der  Konsum  jeder  Steuerstadt  der  sechs  Provinzen ,  welche  Steuerstädte  besassen  (also 
Preussen,  Pommern,  Schlesien,  Brandenburg,  Sachsen,  Rheinland),  mit  dem  ohne  Mengen- 
berücksichtigung  berechneten  Steuerstädtedurchschnittspreis  der  Provinz  multipliziert,  als 
Provinzialgesamtwert  gesetzt  und  die  Summe  dieser  sechs  Provinzialwerte  durch  die  Summe 
aller  Konsummengen  dividiert  ist.    (Teilweise  Mengenberttcksichtigung.) 

4)  Berechnung  Nr.  IV.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Steuerstädte  ist  so  gemacht, 
dass  der  Konsum  Jeder  Steuerstadt  der  sechs  Provinzen  mit  Steuerstädten  mit  dem  Preis  Jeder 
Steuerstadt  multipliziert,  als  Stadtgesamtwert,  die  Summe  der  Stadtgesamtwerte  als  Provinzial- 
gesamtwerte  gesetzt,  und  die  Summe  aller  dieser  Provinzialgesamtwerte  durch  die  Summe 
allen  Provlnzialkonsums  dividiert  ist.  Diese  Berechnung  unterscheidet  sich  von  der  Berech- 
nung Nr.  n  durch  das  Fehlen  der  Provinz  Posen,  von  der  Berechnung  Nr.  III  dadurch,  dass 
in  Nr.  m  die  sechs  Provinzialpreise  das  arithmetische  Mittel  aus  allen  Städtepreisen,  un- 
bekümmert um  die  Städtegrösse,  sind. 

6)  Berechnung  Nr.  V  ist  Berechnung  Nr.  IV  ohne  Berlin. 

6)  Berechnung  Nr.  1.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Nichtsteuerstädte  ist  das  arith* 
metische  Mittel  aus  den  Preisen  aller  Nichtsteuerstädte,  also  ganz  ohne  Mengenbeiücksiehtigung, 
wie  er  dieser  ganzen  Arbeit  bis  zu  diesem  Abschnitt  zu  Omnde  gelegt  ist. 

f)  Berechnung  Nr.  2.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Nichtsteuerstädte  ist  so  berechnet, 
dass  der  Konsum  Jeder  Steuerstadt  aller  Provinzen  mit  dem  Preis  einer  möglichst  nah  ge- 
legenen (?)  und  möglichst  gleich  grossen  (?)  Stadt  multipliziert,  als  Nichtsteuerstadtgesamtwert 
gesetzt  und  die  Summe  aller  dieser  Gesamtwerte  durch  die  Summe  aller  Steuerstädtekonsnm- 
mengen  dividiert  ist. 

8)  Berechnung  Nr.  3.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Nichtsteuerstädte  ist  so  berechnet, 
dass  die  gesamte  ausserhalb  der  Steuerstädte  wohnende  Bevölkerung  (also  die  der  Nichtsteuer- 
städte  und  die  des  platten  Landes)  Jeder  der  sechs  Provinzen  mit  Steuerstädten,  Preussen, 
Pommern,  Schlesien,  Brandenburg,  Sachsen  und  Rheinland  mit  dem  Konsum  pro  Kopf  der 
Steuerstädte  multipliziert,  als  Konsummenge  aller  nicht  in  Steuerstädten  lebenden  Bevölkerung 
angenommen,  mit  dem  Provinzialpreis  der  Nichtsteuerstädte  (arithmetisches  Mittel  aus  den 
Nichtsteuerstädtepreisen)  multipliziert,  als  Provinzialgesamtwert  gesetzt  und  die  Summe  aller 
dieser  Provinzialgesamtwerte  durch  die  Summe  aUer  angenommenen  Pro vinzialkon  summengen 
dividiert  ist. 

>)  Berechnung  Nr.  4.  Dieser  Durchschnittspreis  der  Nichtsteuerstädte  ist  für  die  sechs 
Provinzen  mit  Steuerstädten  so  gemacht,  dass  die  Bevölkerung  Jeder  Nichtsteuerstadt  mit  dem 
Provinzialdurchschnittskonsum  der  Steuerstädte  multipliziert,  als  Nichtsteuerstädtekonsum  an- 
genommen wurde.  Dieser  Konsum  Jeder  Nichtsteuerstadt  mit  dem  Preis  Jeder  Nichtstenerstadt 
multipliziert,  gab  den  Gesamtwert  Jedes  Stenerstadtkonsums.  Die  Summe  aller  dieser  56  Nicht- 
Steuerstädtegesamtwerte,  dividiert  durch  die  Summe  aller  angenommenen  5ti  Nichtsteuerstädte  . 
konsummengen,  gab  dann  den  Durchschnittspreis. 
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reichenden  Kräfte  ginge,  diese  furchtbar  umständlichen  Berechnungen 
für  alle  Waren  und  für  alle  Zeitabschnitte,  welche  wir  in  diesem  I. 
und  dem  hoffentlich  bald  folgenden  II.  Teile  brauchen,  anzustellen, 
und  einheitlich  muss  nun  einmal  die  ganze  Berechnung  sein,  um, 
soweit  die  Mengennichtberücksichtigung  fehlerhaft  sein  sollte,  überall 
mit  demselben  Fehler  zu  rechnen.  Selbst  wenn  wir  aber  diese  Be- 
rechnung für  die  Steuerartikel  Fleische  und  Mehle  für  alle  Zeit- 
abschnitte bewältigen  könnten ,  wäre  die  Mengenberücksichtigung 
aus  objektiven  Gründen  doch  zu  verwerfen,  denn  bei  unseren  Unter- 
suchungen würden  wir  dann  auch  die  Konsummengen  von  Graupe 
und  Grützen,  sowie  von  allen  Nichtsteuerartikeln  zu  berücksichtigen 
haben,  die  hiervon  verbrauchten  Mengen  kennen  wir  aber  nicht. 
Eine  vergleichbare  Berechnung  konnte  daher  nur  durchgeführt  werden, 
wenn  auf  die  Mengenberücksichtigung,  die  nicht  bei  allen  Waren 
durchführbar  war,  verzichtet  wurde. 

Dieser  Verzicht  auf  Mengenberücksichtigung  ist 
aber  kaum  ein  Verzicht  auf  richtige  Berechnung  und 
richtige  Resultate,  weil,  wie  sehr  auch  in  vielen  Fällen 
die  Preise  selbst  verschieden  sich  stellten  bei  Mengen- 
berücksichtigung und  bei  Mengennichtberücksichtigung, 
die  Preisbewegungen  sowohl  in  den  Steuerstädten  wie  in 
den  Nichtsteuerstädten  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  bei 
beiden  Berechnungsarten  dieselben  waren  und  folglich 
auch  die  Differenzen  in  der  Bewegung  der  Steuerstädte  contra 
Nichtsteuerstädte,  der  Steuerartikel  contra  Nichtsteuerartikel 
und  der  Steueranfhebungszeit  contra  Nichtsteueraufhebungs- 
zeiten,  auf  welche  drei  Differenzen  es  in  letzter  Linie  immer 
allein  ankam. 


Schlusswort.    Hauptresultate. 

Im  vorstehenden  I.  Teil  der  statistischen  Untersuchungen  zur 
Frage  der  Steuerüberwälzung  wurde  mit  einer  gewissen  Umständlich- 
keit, ja,  wie  zugegeben  werden  muss,  mit  einer  gewissen  Schwer- 
fälligkeit die  Frage  erörtert,  wie  die  Aufhebung  der  preussischen 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  zu  Neujahr  1875  auf  die  Preise  des  bis 
dahin  besteuerten  Gemahls  und  Geschlachts  wirkte  oder  die  Frage, 
ob  und  in  welchem  Masse  die  Steueraufhebung  auf  die  Konsumenten 
übergewälzt  wurde.    Diese  zum  Teil  unvermeidliche  Umständlichkeit 
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l)eruht  einerseits  auf  der  Schwierigkeit  der  Untersuchung,  anderseits 
darauf,  dass  ein  gewisser  Zahlenapparat  in  die  Untersuchung  auf- 
genommen werden  musste,  wollte  man  denjenigen,  welche  dem  Ver- 
fasser in  seinen  aus  den  Zahlen  gezogenen  Schlüssen  nicht  zu  folgen 
vermögen,  die  Möglichkeit  bieten,  ihrerseits  das  Material  fllr  ihre 
Schlüsse  zu  verwerten.  Gerade  von  dieser  Arbeit  möchte  Verfasser 
behaupten,  dass  ihr  Wert  nicht  in  dem  liegt,  was  sie  bietet,  sondern 
in  dem,  wozu  sie  anregen  soll,  denn  abgeschlossen  ist  mit  den  vor- 
stehenden Untersuchungen  die  Frage  nach  Wirkung  der  Steuer- 
aufhebung noch  keineswegs.  Verfasser  wollte  nur  andeuten,  in 
welcher  Richtung  seiner  Meinung  nach  die  Untersuchung  geführt 
werden  müsste. 

Hier  zum  Schlüsse  sollen,  wie  auf  Seite  49  versprochen  wurde, 
im  Gegensatz  zu  der  obigen  Ausführlichkeit,  nur  in  einigen  grossen 
Umrissen  die  Resultate,  zu  denen  Verfasser  bis  jetzt  gelangte,  zu- 
sammengefasst  werden. 

Als  sicherstes  Ergebnis  glaubt  der  Verfasser  die  erste  vor- 
läufige Wirkung  der  Steueraufhebung,  d.  h.  die  Preisbewegung  von 
Dezember  1874  auf  Januar  1875  ansehen  zu  dürfen. 

Dieses  sicherste  Ergebnis  stützt  sich  vor  allem  auf  die  einzige 
hier  im  Schlusswort  wiedergegebene  Haupttabelle  (S.  280),  welche 
eine  Vereinigung  der  Tabelle  über  Steuerartikel  auf  Seite  138  und 
der  Tabelle  über  die  Nichtsteuerartikel  auf  Seite  200  ist. 

In  einigen  Worten  der  Inhalt  dieser  Haupttabelle:  Bei  Auf- 
hebung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  fielen  in  den  Steuerstädten 
die  Preise  aller  besteuerten  Artikel  sehr  bedeutend,  und  zwar  zum 
kleinen  Teil  allerdings  nicht  ganz  um  den  Steuerwegfall,  zum  weitaus 
grössten  Teil  um  den  ganzen  Steuerwegfall  oder  sogar  um  mehr. 
Dieses  Sinken  kann  nur  durch  die  Steueraufhebung  bewirkt  sein, 
weil  dieselben  Artikel  in  den  Nichtsteuerstädten  zu  gleicher  Zeit 
höchstens  so  minimal  fielen  oder  gar  stiegen,  dass  das  Mehrsinken 
in  den  Steuerstädten  zum  kleinen  Teil  allerdings  nicht  ganz  so  viel 
wie  die  wegfallende  Steuer  betrug,  zum  weitaus  grössten  Teil  aber 
mehr.  Dieses  Sinken  in  den  Steuerstädten  und  dieses  Mehrsinken 
in  den  Steuerstädten  kann  ferner  darum  nur  aus  dem  Steuerwegfall 
herrühren,  weil  in  anderen  Jahren  sowohl  von  Dezember  auf  Januar 
als  auch  von  irgend  einem  Monat  auf  den  folgenden  nennenswerte 
Preissenkungen  in  den  Steuerstädten  und  nennenswerte  Preismehr- 
senkungen  in   den   Steuerstädten  nicht  vorkommen.     Dieses  Sinken 
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in  den  Steuerstädten  und  dieses  Mehrsinken  in  den  Steuerstädten 
kann  endlich  darum  nur  durch  den  Steuerwegfall  bewirkt  sein,  weil 
bei  den  Nichtsteuerartikeln  ein  Sinken  in  den  Steuerstädten  und  ein 
Mehrsinken  in  den  Steuerstädten  von  Dezember  1874  auf  Januar  1875 
nicht  vorkam,  vielmehr  alle  diese  Artikel  im  Preise  sich  kaum 
rührten. 

Diese  Verbilligung 
nur  in  den  Steuerstädten,  nicht  in  anderen  Städten, 

nur  bei  den  Steuerartikeln,  nicht  bei  anderen  Artikeln, 

nur  zur  Zeit  der  Steueraufhebung,  nicht  zu  anderen  Zeiten, 
beweist,  dass  sie  aus  der  Steueraufhebung  herrühren  muss. 

So  sicher  wie  die  Einwirkung  der  Steueraufhebung  auf  die 
Preisgestaltung  im  Januar  1875  lässt  sich  für  die  folgende  Zeit  die 
Einwirkung  nicht  mehr  nachweisen. 

Das  im  Januar  1875  beim  Gemahl  wie  beim  Geschlacht  in 
den  Steuerstädten  eingetretene  Sinken  und  das  gegenüber  den  Nicht- 
steuerstädten beim  Gemahl  wie  beim  Geschlacht  eingetretene  Mehr- 
sinken der  Steuerstädte  hält  nach  dem  Januar  nicht  gleichmässig 
beim  Gemahl  wie  beim  Geschlacht  an. 

Das  Gemahl  der  Steuerstädte  scheint  im  Jahr  1875  im  ganzen 
auf  dem  im  Januar  erreichten  tiefen  Preisstand  zu  beharren,  ja  sogar 
noch  etwas  weiter  nachzugeben,  dagegen  scheint  im  Geschlacht  sofort 
mit  dem  Februar  eine  bis  zum  Oktober  oder  November  anhaltende 
Reaktion   gegen  das  Sinken  von  Dezember  auf  Januar  einzusetzen. 

Im  Durchschnitt  des  ganzen  Jahres  1875  und  auch  am  Ende 
des  Jahres  1875  scheint  das  Mehrsinken  der  Steuerstädte  gegen  die 
Nichtsteuerstädte,  auf  welches  es  ja  besonders  ankommt,  nur  noch 
70 — 80 ^/o  des  Steuerwegfalls  zu  betragen,  so  dass  die  Steuerauf- 
hebung nicht  ganz,  sondern  nur  in  diesem  Betrage  den  Konsumenten 
zu  statten  gekommen  wäre.  Diese  nicht  völlige  Ueberwälzung  der 
Steueraufhebung  auf  die  Konsumenten  wäre  nicht  verwunderlich, 
wenn  im  11.  Teile  sich  zeigen  sollte,  dass  etwa  auch  die  bestehende 
Schlachtsteuer  nicht  ganz  auf  die  Konsumenten  übergewälzt  wurde. 

Wenn  für  die  definitive  Wirkung  der  Steueraufhebung  im 
Gegensatz  zu  der  vorläufigen  immer  nur  gesagt  wurde,  dass  sie  den 
und  den  Charakter  zu  haben  scheine,  so  ist  dieser  vorsichtige  Aus- 
druck gewählt  worden,  weil  die  längere  Zeit  nach  der  Steuerauf- 
hebimg eingetretene  definitive  Preisgestaltung  nicht  mit  derselben 
Sicherheit  als   das  Resultat   nur  der  Steueraufhebung  nachgewiesen 
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werden  kann,  wie  die  erste  vorläufige  kurz  nach  der  Steueraufhebung. 
Dies  hat  seinen  Grund  darin,  dass  in  einem  längeren  Zeitraum, 
namentlich  einer  wirtschaftlich  so  abnormen  Periode  wie  der  Anfang 
und  die  Mitte  der  70er  Jahre,  neben  der  einen  aus  Steuerwegfall 
herrührenden  Preissenkung  und  neben  der  einen  daraus  folgenden 
Preisverschiebung  gegen  die  Nichtsteuerstädte  weitere  Verschiebungen 
aus  anderen  als  Steuergründen  hergegangen  sein  können. 

Je  längere  Zeiträume  man  also,  um  mit  Durchschnittszahlen 
zu  operieren,  miteinander  vergleichen  würde,  um  so  weiter  müssten 
diese  Zeiträume  auseinander  liegen,  und  um  so  weniger  könnte 
man  genau  bestimmen,  wie  gross  an  der  allein  bekannten  Gesamt- 
verschiebung der  Anteil  des  einen  künstlichen  Einflusses,  des  Steuer- 
wegfalls, gewesen  wäre  und  wie  gross  der  Anteil  der  vielen  anderen 
natürlichen  Einflüsse. 

Endlich  konnte  zum  Schlüsse  noch  nachgewiesen  werden: 

1.  dass  die  Preisverschiebung  zwischen  den  überwiegend  im 
Osten  gelegenen  Steuerstädten  und  den  überwiegend  im  Westen  ge- 
legenen Nichtsteuerstädten  nicht  in  einer  von  der  Steueraufhebung 
unabhängigen  blossen  Verschiebung  zwischen  dem  Osten  und  dem 
Westen  zu  suchen  ist; 

2.  dass  die  gefundenen  Preisgestaltungen  und  Preisverschiebungen 
keine  zufälligen  sind,  und  dass  bei  einem  grösseren  Beobachtungs- 
material dieselben  Preisgestaltungen  und  Preisverschiebungen  sich 
herausstellen  würden; 

3.  dass,  wenn  man  die  Konsummengen  an  Gemahl  und  Ge- 
schlacht,  welche  bei  den  obigen  Untersuchungen  in  Frage  kommen, 
berücksichtigen  könnte,  die  Resultate  doch  dieselben  bleiben  würden. 

Der  II.  Teil  soll  von  der  Wirkung  der  Steuer,  solange  dieselbe 
bestand,  d.  h.  von  1821 — 75,  handeln. 
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(besetz  wegen  VerwendongüberscMssigerReicliseinnahnien 
zur  Schnldentilgimg. 

Vom  25.  März  1899. 
(R.G.B1.  S.  189.) 

§  1. 
Unter  Aufhebung  der  Vorschrift  im  §  2  Abs.  1  des  Gesetzes  vom 
31.  März  1898  (R.G.Bl.  S.  188)  wird  die  Summe,  welche  ffemäss  §  8  des  Zoll- 
tarifgesetzes vom  15.  Juli  1879  (R.G.Bl.  S.  207)  der  Reichäasse  von  dem  Er- 
trage der  Zölle  und  Tabaksteuer  verbleibt,  für  das  Rechnungsjahr  1898  behufs 
Verminderung  der  Reichsschuld  von  130,000,000  M.  auf  172,400,000  M.  erhöht. 

§2. 

Uebersteigen  im  Rechnungsjahr  1899  die  den  Bundesstaaten  zustehenden 
Ueberweisungen  aus  den  Erträgen  an  Zöllen,  Tabaksteuer,  Branntweinverbrauchs- 
abgabe und  Zuschlag  zu  derselben  sowie  an  Reichsstempelabgaben  die  aufzu- 
bringenden Matrikularbeiträge  und  den  gemäss  §  3  des  Gesetzes  vom  24.  März 
1897  (R.G.Bl.  S.  95)  im  Reichshaushaltsetat  för  1899  eingestellten  Zuschuss  zu 
den  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats,  so  sind  drei  Vierteile  des 
Ueberschusses  an  den  den  Bundesstaaten  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der 
Tabaksteuer  zu  überweisenden  Beträgen  zu  kürzen  und  zur  Verminderung  der 
Keichsschuld  zurückzuhalten. 

Die  Verminderung  der  Reichsschuld  erfolgt  durch  entsprechende  Ab- 
setzung vom  Anleihesoll.  Soweit  geeignete  Anleihekredite  nicht  mehr  ofifen 
stehen ,  wird  über  die  Art  der  Schuldentilgung  durch  den  Reichshaushaltsetat 
Bestimmung  getroffen. 

§3. 

Uebersteigen  im  Rechnungsjahr  1901  die  Matrikularbeiträge  das  Etats- 
soll der  Ueberweisunffen  für  die  gleiche  Periode  um  mehr  als  den  Betrag  der 
für  das  Rechnungsjahr  1899  Über  die  Matrikularbeiträge  hinaus  erfolgenden 
Ueberweisungen,  so  bleibt  der  Mehrbetrag  insoweit  unerhoben,  als  auf  Grund 
des  §  2  Mittel  zur  Schuldentilgung*  verfügbar  geworden  sind. 

Die  infolgedessen  zur  Heratellung  des  Gleichgewichts  im  ordentlichen 
Etat  erforderliche  Deckung  erfolgt  zu  Lasten  des  ausserordentlichen  Etats. 
Jedoch  ist  von  dieser  Bestimmung  nur  in  dem  Masse  Gebrauch  zu  machen, 
als  der  Bedarfsbetrag  nicht  durch  Mehrerträge  bei  den  Ueberweisungssteuern 
Deckung  findet. 

§4. 
Bei  Ermittelung  des  Unterschieds  zwischen  den  Ueberweisungen  und  den 
Matrikularbetträgen  bleiben  bei  den  letzteren  die  von  einzelnen  Bundesstaaten 
zur  Reichskasse  zu  zahlenden  Ausgleichungsbeträge  ausser  Ansatz. 
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Gesetz  wegenVerwendnng  überschüssiger  Reichseinnahmen 
aus  dem  Redmnngsjahr  1900  znr  Schnldentilgimg. 

Vom  30.  M&rz  1900. 
(B.G.B1.  8. 178.) 

§1. 

Uebersteigen  im  Rechnungsjahr  1900  die  den  Bundesstaaten  zustehenden 
Ueberweisungen  aus  den  Erträgen  an  Zöllen,  Tabaksteuer,  Branntweinverbrauchs- 
abgabe  und  Zuschlag  zu  derselben  sowie  an  Reichsstempelabgaben  die  aufra- 
bringenden  Matrikularbeiträge ,  so  sind  drei  Vierteile  des  Ueberschusees  an 
den  den  Bundesstaaten  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  zu 
überweisenden  Beträgen  zu  kürzen  und  zur  Verminderung  der  Reichsschuld 
zurückzuhalten. 

Die  Verminderung  der  Reichsschuld  erfolgt  durch  entsprechende  Ab- 
setzung vom  Anleihesoll.  Soweit  geeignete  Anleihekredite  nicht  mehr  offen 
stehen,  wird  Über  die  Art  der  Schuldentilgung  durch  den  Reichshaushaltsetat 
Bestimmung  getroffen. 

§2. 

Uebersteigen  im  Rechnungsjahr  1902  die  Matrikularbeiti*äge  das  Etatssoll 
der  Ueberweisungen  für  die  gleiche  Periode  um  mehr  als  den  Betrag  der  ftir 
das  Rechnungsjahr  1900  über  die  Matrikularbei träge  hinaus  erfolgenden  Ueber- 
weisungen, so  bleibt  der  Mehrbetrag  insoweit  unerhoben,  als  auf  Grund  des 
§  1  Mittel  zur  Schuldentilgung  verfügbar  geworden  sind. 

Die  infolgedessen  zur  HersteUung  des  Gleichgewichts  im  ordentlichen 
Etat  erforderliche  Deckung  erfolgt  zu  Lasten  des  ausserordentlichen  Etats. 
Jedoch  ist  von  dieser  Bestimmung  nur  in  dem  Masse  Gebrauch  zu  machen, 
als  der  Bedarfsbetrag  nicht  durch  Mehrerträge  bei  den  Ueberweisungssteuern 
Deckung  findet. 
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Prenssisches  Gesetz, 
betreffend  die  Vermeidnng  von  Doppelbestenenmgen. 

Vom  18.  April  1900  i). 
(Gesetzsamml.  Nr.  29  S.  259-) 

§1- 
Der  nebst  dem  SchluesprotokoUe  beigedruckte  Vertrag  mit  der  k.  k.  öster- 
reicbiscben  Regierung  vom  21.  Juni  1899  zur  Beseitigung  von  Doppelbesteue- 
rungen, welche  sieb  aus  der  Anwendung  der  für  das  Königreicb  Preussen  bezw. 
für  die  im  Reicbsrate  vertretenen  Königreiche  imd  Länder  geltenden  Steuer- 
gesetze ergeben  könnten,  wird  genehmigt. 

§2. 
Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  mit  Bezug  auf  Personen  und  Steuer- 
quellen, welche  der  Steuerhoheit  mehrerer  Staaten  unterliegen,  Vereinbarungen 
zu  treffen  und  Anordnungen  zu  erlassen,  durch  die  ihre  Heranziehung  zu  den 
direkten  Staatssteaem  unter  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit 
auch  abweichend  von  den  in  Preussen  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  ge- 
regelt wird. 

Anlage  A. 


Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen, 

und 
Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Aposto- 
lischer König  von  Ungarn, 
geleitet  von  dem  Wunsche,  Doppelbesteuerungen  zu  beseitigen,  welche  sich  aus 
der  Anwendung  der  für  das  Königreich  Preussen,  bezw.  für  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  geltenden  Steuergesetze  ergeben  könnten, 
haben  beschlossen,  zu  diesem  Behufs  eine  Konvention  zu  schliessen  und  zu  Ihren 
Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preussen: 
den  Dr.   Freiherm   von  Richthofe n.   Allerhöchst  Ihren  wirklichen 
Geheimen  Legationsrat   und    ünterstaatssekretär  des  Auswärtigen 
Amtes, 

»)  Vgl.  Haus  der  Abg.  19.  Legislaturper.  II.  Session  1800  Drucks.  Nr.  12,  86;  Verhandl. 
am  M.  Januar  1900  S.  802  f.,  am  26.  März  1900  S.  3551  f ,  am  28.  März  1900  S.  3642  f.  Herren- 
baus Drucks.  Nr.  45,  49;  Verhandl.  am  81.  März  1900  S.  140. 
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Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von 
Böhmen  etc.  und  Apostolischer  König  von  Ungarn: 

den  Herrn  Ladislaus  Szögy6ny-Marich  von  Magyar-Szögyön 
und  Szolgaegyhäza,  Allerhöchst  Ihren  Kämmerer  und  wirk- 
lichen Geheimen  Rat  etc.  etc.  ausserordentlichen  und  bevollmäch- 
tigten Botschafter  bei  Seiner  Majestät  dem  Deutschen  Kaiser,  König 
von  Preussen, 
welche,  nachdem  sie  ihre  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten 
sich  mitgeteilt,  über  folgendes  übereingekommen  sind: 

Artikel  1. 

Preussische  bezw.  österreichische  Staatsangehörige  sollen  vorbehaltlich 
der  Bestimmungen  in  den  Art.  2 — 4  zu  den  direkten  Staatssteuern  nur  in  dem 
Staate  herangezogen  werden,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  in  Er- 
mangelung eines  solchen  nur  in  dem  Staate,  in  welchem  sie  sich  aufhalten. 

Preussische  bezw.  österreichische  Staatsangehörige,  welche  in  beiden 
Staaten  einen  Wohnsitz  haben,  sollen  nur  in  ihrem  Heimatestaate  zu  den  direkten 
Staatssteuem  herangezogen  werden. 

Ein  Wohnsitz  im  Sinne  dieser  Vereinbarung  ist  an  dem  Orte  anzu- 
nehmen, an  welchem  jemand  eine  Wohnung  unter  Umständen  inne  hat,  welche 
auf  die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen  schliessen  lassen. 

Artikel  2. 

Der  Grund-  und  Gebaudebesitz  und  der  Betrieb  eines  stehenden  Ge- 
werbes sowie  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen  sollen  nur  in 
demjenigen  Staate  zu  den  direkten  Staatssteuem  herangezogen  werden,  in 
welchem  der  Grund-  und  Gebäudebesitz  liegt,  oder  eine  Betri.ebsstätte  zur  Aus- 
übung des  Gewerbes  unterhalten  wird.  Als  Betriebsstätten  gelten  Zweignieder- 
lassungen, Fabrikationstätten,  Niederlagen,  Comptoire,  Ein-  oder  Verkaufs- 
stellen und  sonstige  Geschäftseinrichtungen  zur  Ausübung  des  stehenden  Ge- 
werbes durch  den  Unternehmer  selbst,  Geschäftsteilhaber,  Prokuristen  oder 
andere  ständige  Vertreter. 

Befinden  sich  Betriebsstätten  desselben  gewerblichen  Unternehmens  in 
beiden  Gebieten,  so  soll  die  Heranziehung  zu  den  direkten  Staatssteuem  in 
jedem  Gebiete  nur  nach  Massgabe  des  von  den  inländischen  Betriebsstätten  aus 
stattfindenden  Betriebs  erfolgen. 

Hinsichtlich  der  steuerlichen  Behandlung  von  Hypothekarforderungen  und 
des  Einkommens  aus  solchen  bleibt  es  bei  der  uneingeschränkten  Anwendung 
der  in  Preussen  bezw.  in  Oesterreich  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 

Artikel  3. 

Sofern  im  Sinne  des  österreichischen  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896 
(Reichs-Geaetzbl.  Nr.  220)  die  Besteuerung  von  Zinsen  und  Rentenbezügen  im 
Abzugswege  zu  erfolgen  hat,  wird  dieselbe  uneingeschränkt  zur  Ausübung 
kommen. 

Hierdurch  soll  jedoch  das  der  preussischen  Finanzverwaltung  nach  den 
preussischen  Gesetzen  zustehende  Besteuerungsrecht  in  keiner  Weise  berührt 
werden. 

Artikel  4. 
Aus  einer  Staatskasse  (Kronkasse,  Hofkasse)  zahlbare  Besoldungen,  Pen- 
sionen, Wartegelder  sollen  nur  in  dem  Staate,  der  die  Zahlung  zu  leisten  hat, 
zu  den  direkten  Staatssteuem  herangezogen  werden. 

Artikel  5. 
Zwischen  den  vertragschliessenden  Teilen  besteht  Einverständnis  darüber, 
dass  die  auf  Gmnd  des  preussischen  Gesetzes  vom  14.  Juli  1893  zu  entrichtende 
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Ergänzungssteuer  im  Sinne  des  §  9  Abs.  2,  und  des  §  127  Abs.  1  des  öster- 
reichischen Gesetzes,  betr.  die  direkten  Person alsteuem,  vom  25.  Oktober  1896 
als  eine  der  aUgemeinen  Erwerbsteuer  gleichartige,  bezw.  als  eine  spezielle 
direkte  Besteuerung  anzusehen  ist. 

Artikel  6. 
Die  Bestimmungen  im  Art  19  des  Handels-  und  Zollvertrags  vom  6.  De- 
zember 1891  bleiben  unberührt. 

Artikel  7. 
üeber  die  zur  thunlichsten  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  solcher 
Personen,  welche  sowohl  preussische  als  österreichische  Staatsangehörige  sind, 
und  zugleich  in  beiden  Gebieten  ihren  Wohnsitz  haben,  etwa  noch  erforder- 
lichen besonderen  Bestimmungen  werden  die  vertragschliessenden  Teile  sich 
vorkommenden  Falles  ins  Einvernehmen  setzen  und  der  Vereinbarung  ent- 
sprechende Anordnungen  treffen. 

Artikel  8. 

Falls  die  Kündigung  dieses  Vertrags,  zu  welcher  jeder  der  beiden  ver- 
tragschliessenden Teile  berechtigt  ist,  vor  dem  1.  Oktober  eines  Jahres  erfolgt, 
verliert  derselbe  bereits  für  das  dem  Kalenderjahre  der  Kündigung  nächst- 
folgende Steuerjahr  seine  bindende  Kraft. 

Findet  die  Kündigung  nach  dem  genannten  Zeitpunkte  statt,  so  soll  der 
Vertrag  erst  vom  zweitfolgenden  Steuerjahr  angefangen  als  aufgelöst   gelten. 

Artikel  9. 

Gegenseitiger  Vei-trag  soll  beiderseits  zur  Allerhöchsten  Genehmigung 
vorgelegt  und  die  Auswechselung  der  darüber  auszufertigenden  Ratifikations- 
urkunden sobald  als  möglich  in  Berlin  bewirkt  werden. 

Zur  Beglaubigung  deRsen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  die 
gegenwärtige  Uebereinkunft  in  zwei  Ausfertigungen  unter  Beifügung  ihrer 
Siegel  eigen  bändig  unterzeichnet. 

Berlin,  am  21.  Juni  1899. 

(L.  S.)        Richthofen.  Szögy^ny. 


Anlage  B. 
Schlussprotokoll. 

Bei  der  Unterzeichnung  des  am  heutigen  Tage  zwischen  Preussen  und 
Oesterreich-Üngarn  abgeschlossenen  Staatsvertrags  zur  Vermeidung  von  Doppel- 
besteuerungen, welche  sich  aus  der  Anwendung  der  für  das  Königreich  Preussen, 
bezw.  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  geltenden 
Steuergesetze  ergeben  könnten,  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten 
folgende  Erklärungen  abgegeben,  welche  einen  integrierenden  Teil  des  Vertrags 
selbst  bilden  sollen: 

I.  Die  vertragschliessenden  Teile  sind  darüber  einverstanden,  dass  die 
im  ersten  Satze  des  Art.  1  des  Vertrags  enthaltenen  Worte  »vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen in  den  Art.  2—4*  auch  auf  die  im  zweiten  Satze  dieses  Artikels 
besprochenen  Fälle  Anwendung  zu  finden  haben. 

II.  Es  wird  der  übereinstimmenden  Anschauung  der  beiden  vertrag- 
schliessenden Teile  Ausdruck  gegeben ,  dass  die  Bestimmungen  des  Art.  2  des 
ge^nwärtigen  Staat«vertrags  bezwecken,  einem  jeden  der  vertragschliessenden 
Teile  die  Besteuerung  des  in  dem  eigenen  Staatsgebiete  belegenen  Grund-  und 
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Gebäudebesitzes  sowie  des  inländischen  Gewerbebetriebs  ohne  Rücksicht  auf 
die  Staatsangehörigkeit  oder  den  Wohnsitz  der  betreffenden  Steuerpflichtigen 
ausschliesslich  vorzubehalten. 

III.  Femer  sind  die  vertragschliessenden  Teile  darüber  einverstanden, 
dass  die  Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens  für  Preussen  vom  1.  April  1898, 
für  Oesterreich  vom  1.  Januar  1898  ab  in  Wirksamkeit  gesetzt  werden   sollen. 

IV.  Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dass  unbeschadet  des  Vorbehaltes 
im  Art.  6  mit  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Staatsvertraffs  die  früheren 
Vereinbarungen  Über  die  steuerliche  Behandlung  von  beiderseitigen  Beamten 
ausser  Geltung  treten. 

Das  gegenwärtige  Protokoll,  welches  durch  den  Austausch  der  Ratifika- 
tionen des  Vertrags,  auf  welchen  es  sich  bezieht,  als  von  den  vertragschliessen- 
den Teilen  gebilligt  und  genehmigt  anzusehen  ist,  wurde  in  doppelter  Aus- 
fertigung zu  Berlin  am  21.  Juni  1899  vollzogen. 

(L.  S.)        Richthofen.  (L.  S.)        Szögy^ny. 

Der  vorstehende  Staatsvertrag  ist  ratifiziert  worden.  Der  Austausch  der 
Ratifikationsurkunden  hat  am  9.  Juli  d.  J.  stattgefunden. 


Begründung  des  Gesetzentwurfs  vom   9.  Januar   1900. 

Durch  das  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  getretene  österreichische  Gesetz 
vom  25.  Oktober  1896  ist  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  die  direkte  Staatspersonalbesteuerung  neugeordnet,  insbesondere  neben 
einer  Erwerb-  (Gewerbe),  Renten-  und  Besoldungssteuer  eine  Personaleinkommen- 
steuer eingeführt. 

In  dem  österreichischen  Gesetze  einerseits,  dem  preussischen  Einkommen- 
und  Ergänzungssteuergesetze  andererseits  sind  die  Voraussetzungen  der  sub- 
jektiven und  objektiven  Steuerpflicht  nach  selbständigen  Gesichtspunkten  ohne 
Rücksicht  auf  die  in  dem  anderen  Staatsgebiete  geltenden  Grundsätze  normiert 
und  dies  hat  zur  Folge,  dass  unter  Umständen,  sei  es  für  dieselbe  Person  all- 
gemein, sei  es  für  gewisse  Einkommensquellen  oder  Vermögensteile,  die  Steuer- 
pflicht gleichzeitig  sowohl  in  Preussen  als  auch  in  Oesterreich  gesetzlich  be- 
gründet ist. 

Eine  gleichzeitige  Besteuerung  in  beiden  Staaten  kann  nach  Massgabe 
der  geltenden  Gesetze  insbesondere  eintreten, 

1.  wenn  jemand  sowohl  die  preussische  als  auch  die  österreichische 
Staatsangehörigkeit  besitzt, 

2.  wenn  jemand  gleichzeitig  in  beiden  Staatsgebieten  einen  Wohnsitz 
hat,  oder  wenn  er  in  dem  einen  Gebiete  den  Wohnsitz  hat,  während 
er  in  dem  anderen  sich  aufhält, 

8.  wenn  ein  Angehöriger  des  einen  Staates  in  dem  Gebiete  des  anderen 

wohnt  oder  sich  aufhält, 
4.  wenn  jemand  in   dem  einen  Staate  vermöge   seiner  Staatsangehörig- 
keit,  seines  Wohnsitzes   oder  Aufenthaltes   mit  Bezug  auf  seine  ge- 
samten Verhältnisse,    und   daneben  in   dem   anderen   mit  Bezug  auf 
einzelne    inländische    Steuerquellen    (Grundstücke,    gewerbliche    An- 
lagen u.  dergl.)  der  Steuerhoheit  unterworfen  ist. 
Derartige   Fälle   kommen  namentlich   in   den   Grenzgebieten,    in   denen 
lebhafte  Beziehungen  zum  Nachbarstaate  aufrecht  erhalten  werden,   nicht   nur 
vereinzelt  vor  und  haben  bereits  mehrfach  Anlass  zu  Vorstellungen  der  betei- 
ligten Steuerpflichtigen  gegeben,   welche   die  zwiefache  Besteuerung   als  eine 
unbillige  Ueberlastung  empfinden. 

Der  beigedruckte,  auf  Anregung  der  österreichischen  Staatsreg^erung  mit 
derselben   vereinbarte  Vertrag  bezweckt,   diese  Härten   durch  Aufstellung  ge- 
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meineamer  Grandsätze  für  die  Ausübung  des  beiderseitigen  Besteuerungsrechte 
thunlichst  zu  beseitigen.  Nach  den  Bestimmungen  des  Vertrages,  dessen  Zu- 
standekommen nach  der  Natur  der  Sache  gegenseitige  Zugeständnisse  voraus- 
eetete,  wird  in  den  Kollisionsfällen  zum  Teil  die  Anwendung  der  sonst  in 
Preussen  geltenden  gesetzlichen  VorRchriften  über  die  Steuerpflicht  ausgeschlossen 
oder  doch  eingeschränkt.  Mit  Rücksicht  hierauf  bedarf  das  Abkommen  der  im 
§  1  des  Entwurfs  vorgesehenen  gesetzlichen  Sanktion. 

Der  sachliche  Inhalt  der  Vereinbarung  ist  in  der  Hauptsache  den  im 
allgemeinen  bewSiirten  Vorschriften  des  Reiohsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  nach- 
gebildet, welches  die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  innerhalb  der  deutschen 
Bundesstaaten  zum  Ziele  hat.  Der  enge  Anschluss  an  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes,  soweit  sie  überhaupt  auf  das  Verhältnis  zu  Oesterreich  übertragbar 
sind,  war  schon  durch  die  Erwägung  bedingt,  dass  es  nicht  angezeigt  erscheint, 
die  preussische  Steuerhoheit  dem  Auslande  gegenüber  weiter  einzuschränken, 
als  gegenüber  den  deutschen  Bundesstaaten. 

Zu  den  Einzelbestimmungen  des  Vertrages  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Zu  Artikel  1. 
In  üebereinstimmung  mit  den  Vorschriften  §  1  und  §  2  Abs.  1,  2  des 
Beichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  soll  für  die  Ausübung  des  Besteuerungsrechts 
l^egenüber  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  in  erster  Reihe  der  Wohnsitz, 
in  Ermangelung  eines  solchen  der  Aufenthalt,  bei  doppeltem  Wohnsitz  die 
Staatsangehörigkeit  massgebend  sein.  Die  thatsächlichen  Voraussetzungen  für 
die  Annahme  eines  ,WohniBitzes''  (Abs.  3)  entsprechen  ebenfalls  der  im  §  1  Abs.  2 
des  angeführten  Reiohsgesetzes  gegebenen  Begriffsbestimmung. 

Zu  Artikel  2  Abs.  1,  2  und  Schlussprotokoll  I  und  II. 
Wie  im  §  8  des  Reichsgesetzes  ist  in  allen  Fällen  die  Besteuerung  des 
Grundbesitzes,  des  Oewerbebebriebes  sowie  des  Einkommens  aus  diesen  Quellen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  oder  den  Wohnsitz  der  betreffenden 
Steuerpflichtigen  demjenigen  Staat  ausschliesslich  vorbehalten,  in  welchem  der 
Grund-  und  Gebäudebesitz  lie^  oder  eine  Betriebsstätte  zur  Ausübung  des 
Gewerbes  unterhalten  wird.  Die  Fassung  der  hierauf  bezüglichen  Festsetzung 
entspricht  der  Auslegung,  welche  die  gleichartige  Vorschrift  des  deutschen 
Reichsgesetzes  in  der  Praxis  erfahren  hat. 

Zu  Artikel  2  Abs.  8  und  Artikel  3. 
Abweichend  von  den  in  Preussen  geltenden  Grundsätzen  unterliegen  nach 
dem  österreichischen  Gesetze  der  Besteuerung  ohne  Rücksicht  auf  Staats- 
angehörigkeit, Wohnsitz  oder  Aufenthalt  des  Bezugsberechtigten,  also  objektiv, 
nioit  nur  die  Einkünfte  aus  österreichischem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb, 
sondern  auch 

1.  das  Einkommen  aus  den  auf  Österreichischen  Realitäten  hypothekierten 
Forderungen, 

2.  diejenigen  aus  Kassen  des  Staates,  der  Länder,  der  Bezirke,  Gemein- 
den und  der  Öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen  Unter- 
nehmungen zahlbaren  Zins-  und  Rentenbezüge,  von  denen  die  Renten- 
steuer im  Wege  des  Abzuges  durch  den  Schuldner  erhoben  wird. 

Im  Art.  2  Abs,  3  und  Art.  3  des  Vertrages  ist  die  uneingeschränkte  An- 
wendung der  hierauf  bezüglichen  Vorschriften  ausdrücklich  vorbehalten  und 
andererseits  klargestellt,  dass  dadurch  das  preussische  Besteuerungsrecht  nicht 
berührt  werden  soll. 

Demzufolge  werden  die  gemäss  Art.  1  des  Vertrages  mit  ihrem  Gesamt- 
einkommen in  Preussen  steuerpflichtigen  Personen  hinsichtlich  der  ihnen  aus 
Oesterreich  etwa  zufliessenden  Bezüge  aus  Kapitalien  der  bezeichneten  Art  auch 
künftig  einer  Doppelbesteuerung  unterworfen  sein. 

Wenn  es  nicht  gelungen  ist,  in  diesem  Punkte  eine  den  Steuerpflichtigen 
günstigere  Vereinbarung  zu  erzielen,  so  wird  dadurch  der  Wert  der  übrigen 
Finanzarchiv.  XYIII.  Jahrg.  289  19 
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Bestimmungen  des  Vertrages  nicht  gemindert.  Als  eine  besondere  H&rte  wird 
eine  solche  partielle  Doppelbesteoerung  eintretenden  Falles  nicht  gelten 
können,  weil  es  regelmässig  jederzeit  vom  freien  Willen  des  Steuerpflichtigen 
abhängt,  sich  derselben  durch  anderweite  Anlage  der  betreffenden  Kapitalien 
zu  entziehen. 

Zu  Artikel  4. 
Nach    dem   Vorbilde   der  Bestimmung   im   §  4  des  Reichsgesetzes    vom 
13.  Mai  1870  ist  einem  jeden  Staat  die  Besteuerung  der  aus  seinen  Kassen 
zahlbaren  Besoldungen,  Pensionen  und  Wartegelder  ausschliesslich  vorbehalten. 

Zu  Artikel  5. 
Nach  dem  österreichischen  Gesetze  sind  die  im  Auslande  unterhaltenen 
Zweigniederlassungen  und  sonstige  Betriebsstätten  österreichischer  Ontemeh- 
mungen  von  der  Erwerbssteuer  befreit,  soweit  von  denselben  im  Auslande  eine 
gleichartige  Steuer  erhoben  wird.  Ingleichen  sind  die  aus  dem  Auslande 
fliessenden  Bezüge  der  in  Oesterreich  wohnhaften  Steuerpflichtigen  von  der 
Rentensteuer  ausgenommen,  wenn  dieselben  im  Auslande  einer  speziellen 
direkten  Besteuerung  unterliegen.  Art.  5  des  Vertrages  stellt  klar,  dass  die 
preussische  Ergänzungssteuer  als  eine  der  allgemeinen  Erwerbssteuer  gleich- 
artige bezw.  als  eine  spezielle  direkte  Besteuerung  im  Sinne  jener  Vorschriften 
anzusehen  ist.  Eine  erhebliche  praktische  Bedeutung  wird  diese  Bestimmung 
indessen  voraussichtiich  nicht  erlangen,  weil  die  in  Preussen  errichteten  gewerb- 
lichen Betriebsstätten  schon  nach  Art.  2  des  Vertrages  der  österreichischen  Er- 
werbssteuer entzogen  sind,  und  andererseits  in  Preussen  eine  Besteuerung  von 
Rentenbezügen  der  in  Oesterreich  wohnhaften  Steuerpflichtigen  in  der  Kegel 
gemäss  Art.  1  des  Vertrages  ausgeschlossen  ist. 

Zu  Artikel  6. 
Art  19  des  Handels-  und  Zoll  Vertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Oesterreich  Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  (R.-G.-B].  1892  S.  2)  entiiält 
unter  anderen  auch  Bestimmungen  über  die  Heranziehung  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen  zu  den  Angaben  von  Handel  und  Oewerbe.  Art.  6  des  vor- 
liegenden Verlages  stellt  klar,  dass  diese  Bestimmungen  unberührt  bleiben. 

Zu  Artikel  7. 
Die  auf  die  objektive  Besteuerung  gewisser  Einkommensquellen  bezüg- 
lichen Vorschriften  in  den  Art.  2 — 5  des  Vertrages  finden  allgemein  Anwendung 
auf  alle  Steuerpflichtigen,  insbesondere  auch  bei  der  Besteuerung  derjenigen 
Personen,  welche  Angehörige  beider  Staaten  sind  und  zugleich  in  beiden 
Gebieten  ihren  Wohnsitz  haben.  Dagegen  regelt  der  Vertrag  ebensowenig  wie 
das  Reichsgesetz  vom  18.  Mai  1870  die  persöiüiche  Steuerpflicht  dieser  Personen 
(sujets  mixtes);  vielmehr  bleiben  insoweit  die  beiderseitigen  Landesgesetze 
unbeschränkt  massgebend.  Weil  die  thatsächlichen  Verhältnisse  in  solchen, 
übrigens  nicht  häufigen,  Fällen  sehr  verschieden  liegen  können,  ist  von  der 
Aufhellung  einer  unterschiedslos  geltenden  Regel  für  die  Verteilung  des  Be- 
steuejmngsrechts  zvnscben  beiden  Staaten  abgesehen  und  vorkommenden  Falles 
besondere  Verständigung  darüber  vorbehalten.  Art.  7  des  Vertrages  gibt  der 
Geneigtheit  der  beiden  vertragschliessenden  Teile  zum  Eintritt  in  diesbezügUche 
Verhandlungen  Ausdruck. 

Zum  Artikel  8  und  Schlussprotokoll  III  und  IV. 
Die  Bestimmungen  des  Uebereinkommens  sollen  rückwirkend,  in  Preussen 
vom  1.  April  1898,  in  Oesterreich  vom  1.  Januar  1898  ab  in  Wirksamkeit  ge- 
setzt werden.  Der  Zeitpunkt  für  das  Inkrafttreten  sowie  für  den  Ablauf  des 
Vertrages  im  Falle  der  Kündigung  richtet  sich  aus  Rücksichten  der  Steuer- 
verwaltung in  jedem  Staat  nach  dem  Laufe  des  landesgesetzlichen  Steuerjahres. 
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Unbeschadet  des  Vorbehalts  im  Art.  6  sollen  mit  dem  Inkrafttreten  des 
gegenwärtigen  Staatsvertrages  die  früheren  Vereinbarungen  über  die  steaer- 
bche  Behandlung  von  beiderseitigen  Beamten  ausser  Geltung  treten.  Soweit 
dabei  preussische  Beamte  in  Betracht  kommen,  wird  hierdurch  eine  Aenderung 
in  ihren  bisherigen  Besteuerungsverhältnissen  nicht  herbeigeführt. 

Zu  §  2  des  Gesetzentwurfs. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  im  Laufe  der  Zeit  das  Bedürfnis  der  Verein- 
barungen über  die  Ausübung  des  Besteuerungsrechts  auch  im  Verhältnis  zu 
anderen  Nachbarstaaten  hervortreten  wird ,  insbesondere  auch  gegenüber 
deutschen  Bundesstaaten  in  solchen  Fällen,  welche  durch  das  Gesetz  vom 
18.  Mai  1870  nicht  oder  nicht  erschöpfend  geregelt  sind. 

Die  Vorschrift  im  §  2  des  Gresetzentwurfs  erteilt  dem  Finanzminister  für 
die  Zukunft  allgemein  die  Ermächtigung,  derartige  zur  Beseitigung  von  Doppel- 
besteuerungen dienende  Vereinbarungen  und  Anordnungen  unter  Waiirong  des 
Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  zu  treffen.  Vornehmlich  im  Interesse  der 
Steuerpflichtigen  liegt  es,  dass  die  entsprechenden  Massregeln  alsbald  im  Ver- 
waltungswege in  Vollzuff  gesetzt  werden  können,  ohne  dass  zuvor  in  jedem 
Einzelfalle  der  umständliche  Weg  der  Gesetzgebung  beschritten  zu  werden 
braucht. 

Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  wird  der  Finanzminister  auch  zum  Ab- 
schlüsse und  zur  Ausführung  der  im  Art.  7  des  vorliegenden  Vertrages  vor- 
behaltenen Vereinbarungen  befugt  sein^). 


1)  Bei  den  Yerhandlungen  im  Hans  der  Abgeordneten  fand  besonders  der  §  2  Beanitan- 
dnng;  man  hielt  es  fibr  bedenklich,  den  Finanzminister,  nnd  zwar  für  alle  Zeiten,  zu  er- 
mächtigen, dass  er  mit  anderen  Staaten,  namentlicb  mit  auswärtigen,  völkerrechtliche  Ver- 
träge sor  Beseitigung  der  Doppelbestenerang  ohne  Oenehmigong  des  Landtags  sohliessen 
därfB.  Die  Mehrheit  beruhigte  sich  Jedoch ,  als  von  der  Regierung  betont  wurde ,  dass  die 
Befugnis  nur  auf  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  gehe,  dass  femer  unter  allen  Umständen 
der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  gewahrt  werden  müsse ,  der  preussische  Staat  also  nicht 
mehr  Rechte  aufgeben  dürfe ,  als  ihm  von  der  anderen  Seite  dafür  zugestanden  werden ,  dass 
es  auch  undenkbar  sei,  dass  der  Finanzminister  eine  Bestinunung  vereinbare,  die  einen 
preussischen  Staatsbürger  schlechter  stelle ,  als  er  früher  stand.  Die  Regierung  wies  noch 
auf  die  viel  raschere  Erledigung  hin,  wenn  man  sich  durch  Ministerialerklärungen  verständige, 
als  wenn  immer  erst  ein  feierlicher  Staatsvertrag  abgeschlossen  und  durch  Gesetz  anerkannt 
werden  müsse.  Auch  konnte  sie  geltend  machen,  dass  schon  Jetzt  in  Oesterreioh  die  Finanz- 
verwaltang die  gleiche  Beftignis  besitze ,  wie  sie  hier  verlangt  werde  (vgl.  |  286  des  österr. 
Ges.  V.  25.  Okt.  1896  betr.  die  direkten  Personalsteuem,  Finanzarchiv  14  [1897]  S.  199).  Sie 
erklärte  sich  übrigens  bereit,  der  Budgetkommission  Jeweils  Auskunft  über  die  Art  und  Weise 
zn  geben,  wie  von  dieser  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  werde. 
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Prenssisches  Gesetz,  betr.  die  Warenhanssteuer. 

Vom  18.  Juli  1900. 
(Gesetzsamml.  Nr.  32  S.  284.) 


Wer  das  stehende  Oewerbe  des  Klein-(DetaiI-)Handel8  mit  mehr  als  einer 
der  im  §  6  dieses  Gesetzes  unterschiedenen  Warengruppen  betreibt,  unterlieg[t, 
wenn  der  Jahresumsatz  in  diesen  Gruppen  ^)  —  einschhesslich  desjenigen  der  in 
Preussen  belegenen  Zweigniederlassungen,  Filialen,  Verkauf sstötten  —  400,000  M.*) 
Obersteigt,  der  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  zu  entrichtenden,  den  Gemein- 
den zufliessenden  Warenhaussteuer. 

Ob  der  Kleinhandel  im  offenen  Laden,  Warenhaus,  Lager  und  dergleichen 
oder  als  Versandgeschäft,  auf  oder  ohne  vorgängige  Bestellung  betrieben  wird, 
macht  fQr  die  Besteuerung  keinen  Unterschied. 

Erstreckt  sich  der  Kleinhandelsbetrieb  über  mehrere  Orte,  so  tritt  die 
Stenerpflicht  nur  insoweit  ein,  als  seine  Verkaufsstätten  in  einem  und  demselben 
Orte  oder  unmittelbar  benachbarten  Orten  mehr  als  eine  der  im  §  6  unter- 
schiedenen Warengruppen  führen*). 

Vereine,  eingetragene  Genossenschaften  und  Korporationen,  welche  nach 
§  5  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  der  Gewerbesteuer  nicht  unter- 
worfen sind,  unterliegen  auch  der  Warenhaussteuer  nicht.  Dasselbe  gilt  von 
den  auf  Grund  des  §  3  des  gedachten  Gesetzes  bezw.  §  28  des  Konmiunal- 
abgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893  von  der  Gewerbesteuer  befreiten  Betrieben. 

§2. 
Die  Warenhaussteuer  beträgt  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im  §  5  b 
einem  Jahresumsätze  von 


mehr  als 

bis 

Steuersatz 

400,000  M.*) 

450,000  M.*) 

4.000  M.*) 

450,000   .  *) 

500,000    ,  *) 

5,500    ,  *) 

500,000    , 

550,000    , 

7,500    , 

550,000    , 

600,000    . 

8,500    , 

600,000    . 

650,000    , 

9,500    , 

650,000    r 

700,000    , 

10,500    , 

700,000    . 

fehlt  im 

750,000    , 
Entwurf. 

11,500    „ 

1)  „in  diesen  Gruppen*' 

8)  Entwurf:  600,000  M. 

>)  Dieser  Absatz  fehlt  im  Entwurf. 

*)  Fehlt  im  Entwurf 
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mehr  als 

bis 

Steuersatz 

750,000  M. 

800,000  M. 

12,500  M. 

800,000    , 

850,000    , 

13,500    . 

850,000    , 

900,000    , 

15,000    , 

900,000    , 

950,000    . 

16.500    . 

950,000   , 

1,000,000    , 

18,000    , 

1,000,000    . 

1,100,000        y, 

20,000    , 

1.100,000   , 

1,200.000    „ 

22.000    , 

und  ao  fort  fQr  jede  100,000  M.  mehr  2000  M.  Steoer  mehr  <). 

§3. 

unterhält  ein  Unternehmen  der  im  §  1  bezeichneten  Art,  welches  seinen 
Sitz  ausserhalb  Preossens  hat,  in  Preassen  eine  oder  mehrere  Verkaufsst&tten 
(Zweigniederlassungen,  Filialen  u.  s.  w.),  so  unterliegt  jede  dieser  Verkaufsst&tten 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Umsatzes  einer  Warenhaussteuer  von  zwei 
TOm  Hundert  ihres  Jahresumsatzes. 

Der  geringste  Steuersatz  beträgt  200  M.  bei  einem  jährlichen  Umsätze 
Ton  10.000  M.  oder  weniger.  Die  Steuersätze  steigen  um  je  200  M.  fQr  je 
10,000  M.  des  Jahresumsatzes^). 

Die  Heranziehung  nach  Abs.  1  und  2  unterbleibt,  wenn  der  Unternehmer 
vor  eingetretener  Rechtskraft  der  Veranlagung  nachweist,  dass  der  Gesamt- 
umsatz des  ganzen  Unternehmens  400,000  M. ')  nicht  übersteigt  In^leichen 
sind ,  wenn  der  Gesamtumsatz  mehr  als  400.000  M. ') ,  aber  nachgewiesener- 
massen  nicht  mehr  als  1,000,000  M.  beträgt,  die  inländischen  Verkaufsstätten 
nur  mit  dem  ihrem  Anteil  an  dem  Gesamtumsatz  ent^rechenden ,  auf  die 
nächste  durch  10  teilbare  Zahl  von  Mark  abzurundenden  Teilbetrage  desjenigen 
Steuersatzes  zu  veranlagen,  welcher  nach  §  2  auf  das  Gesamtuntemehmen  zu 
veranlagen  sein  würde,  wenn  sich  seine  sämtlichen  Betriebsstätten  in  Preussen 
befänden. 

§4. 
Für  die  Steuerveranlagung  maasgebend  ist  der  Umsatz  des  bei  der  Vor- 
nahme derselben  abgelaufenen  Jahres.  Besteht  der  Gewerbebetrieb  noch  nidit 
1  Jahr  lang,  so  ist  der  Umsatz  nach  dem  zur  Zeit  der  Veranlagung  vorliegenden 
Anhalte  zu  schätzen.  Während  des  Steuerjahrs  eintretende  Aenderungen  sind 
erst  bei  der  Besteuerung  für  das  folgende  Jahr  zu  berücksichtigen. 

§5. 

Würde  die  nach  §  2  berechnete  Warenhaussteuer  eines  Steuerpflichtigen 
nachweislich  20%  des  nach  dem  Gesetze  vom  24.  Juni  1891  für  das  betreffende 
Steueijahr  gewerbesteuerpflichtigen  Ertrags  seines  der  Warenhaussteuer  unter- 
liegenden Unternehmens  übersteigen,  so  ist  sie  auf  seinen  Antrag  auf  diesen 
Betrag,  keinesfalls  aber  weiter  als  bis  auf  die  Hälfte  des  nach  §  2  sich  er- 
gebenden Steuersatzes,  herabzusetzen^).  Der  Antrag  ist  entweder  bei  Abgabe 
der  Steuererklärung  (§  9)  oder  im  Wege  der  gesetzlichen  Rechtsmittel  (§  13) 
anzubringen. 

Auf  Konsumvereine  und  Eonsumanstalten,  welche  nach  §  1  Abs.  4  steuer- 
pflichtig sind,  ingleichen  auf  die  im  §  3  bezeichneten  Unternehmen  findet  diese 
Bestimmung  keine  Anwendung. 


1)  Der  Entwurf  hat  noch  folgenden  Absatz :  nUeberschiessende  Beträge  des  Umsatzes 
von  mehr  als  35,000  M.  werden  für  volle  50,000  M.  and  bei  Umsätzen  von  mehr  als  1,000,000  M. 
übersohiessende  Beträge  von  mehr  als  6o,ooo  M.  für  volle  100,000  M.  gerechnet." 

3)  Der  Entwurf  hat  noch  den  Zosats  „wobei  überschiessende  Beträge,  wenn  »ie  5000  H. 
flbersteigen,  f&r  volle  10,000  M.  gerechnet  werden.** 

3)  Entwurf:  500,000  M. 

*)  Statt  „keinesfalls  —  herabznsetzen**  hat  der  Entwurf  „anter  Abrandang  auf  die 
nächste  durch  Hundert  teilbare  Zahl  herabzusetzen*'. 
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§6. 
Die  nach  §  1  zu  unterscheidenden  Warengruppen  sind: 

A.  Material-  und  Kolonialwaren,  Ess-  und  Trinkwaren  und  Genussmittel, 
Tabak  und  Tabakfabrikate  (auch  Rauchutensilien),  Apothekerwaren, 
Färb  waren,  Droguen  und  Parftimerien ; 

B.  Game  und  Zwirne,  Posamentierwaren,  Schnitt-,  Manufaktur-  und  Mode- 
waren, gewebte,  gestrickte,  gewalkte  und  gestickte  Waren,  Bekleidungs- 
gegenstände (Konfektion,  Pelzwaren),  Wäsche  jeder  Art,  Betten  und 
Möbel  jeder  Art  ^),  Vorhänge,  Teppiche,  Möbelstoffe  und  die  zu  deren 
Verarbeitung  dienende  Anfertigung  von  Zimmerdekorationen  ^ ; 

C.  Haus-,  KQchen-  und  Gartengerätsehaften  Oefen,  Glas-,  Porzellan-, 
Steingut-  und  Thonwaren ,  Möbel  jeder  Art  und  die  dazu  dienenden 
Möbelstoffe,  Vorhänge  und  Teppiche; 

D.  Gold-,  Silber-  und  sonstige  Juwelierwaren,  Kunst-,  Luxus- '),  Galanterie- 
waren, Papp-  und  Papierwaren,  Bflcher  und  Musikalien,  Waffen, 
Fahrräder,  Jnbhr-,  Reit-  und  Jagdutensilien,  sonstige  Sportartikel,  Näh- 
maschinen, Spielwaren,  optische,  physikalische,  medizinische  und  musi- 
kalische Instrumente  und  Apparate. 

Waren,  welche  zu  keiner  der  im  ersten  Absatz  unterschiedenen  Gruppen 
gehören,  werden  als  besondere  Warengruppe  nicht  gezählt. 

Solche  Waren,  die  vermöge  ihrer  Beschaffenheit  oder  Bestimmung  so- 
wohl der  einen  wie  der  anderen  jener  Gruppen  zugerechnet  werden  können, 
werden  nur  einmal  gezählt,  und  zwar,  wenn  auch  andere  zu  denselben  Gruppen 
gehörige  Waren  geführt  werden,   bei  degenigen,  der  diese  Waren  angehören. 

Inffleichen  wird,  wenn  sich  der  Handel  mit  Waren  der  einen  Gruppe 
nach  Hencommen  und  Gebrauch  auch  auf  Waren  anderer  Gruppen  erstreckt, 
welche  mit  erstcren  zugleich  feilgeboten  zu  werden  pflegen  —  wie  bei  Hand- 
lungen mit  Eisen-  und  Stahlwaren,  Gummi  waren  u.  dergl.  — ,  nur  Handel  mit 
einer  Waren^uppe  angenommen. 

Wie  eme  Ware  nach  Massgabe  der  in  den  vorstehenden  vier  Absätzen 
niedergelegten  Grundsätze  zu  klassifizieren  ist,  wird  im  Zweifelsfalle  von  dem 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  oder  der  von  ihm  bestimmten  Behörde  mit 
bindender  Kraft  festgestellt^). 

Massgebend  ist  die  zur  2^it  der  Veranlagung  geführte  Zahl  von  Waren- 
gruppen. 

§  7»). 

Durch  die  Zerlegung  eines  Warenhausbetriebs  in  mehrere  gesonderte, 
selbständige  Betriebe  werden  diese  Betriebe  von  der  Entrichtung  der  Steuer 
nach  Massgabe  des  Gesamtumsatzes  nicht  befreit,  wenn  die  begleitenden  um- 
stände erkennen  lassen,  dass  die  Zerlegung  in  mehrere  Betriebe  behufs  Ver- 
deckung  des  Warenhausbetriebs  stattfindet. 

Der  hiemach  auf  die  Gesamtheit  der  Betriebe  einheitlich  veranlagte  Steuer- 
satz ist  unter  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen  im  §  38  des  Ge- 
werbesteuergesetzes vom  24.  Juni  1891  bezw.  im  §  32  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes vom  14.  Juli  1893  in  die  auf  die  einzelnen  Betriebe  entfallenden  Teil- 
beträge zu  zerlegen. 

§8. 
Die  Veranlagung  der  Warenhaussteuer  erfolgt  für  jedes  Steueijahr  im 
Anschluss  an  diejenige  der  aUgemeinen  Gewerbesteuer  nach  dem  G^esetze  vom 


1)  Statt  „Möbel  jeder  Art"  hat  der  Entwurf  „Bettstellen". 

s)  Entwurf:  „and  Polstermöbeln*. 

')  Entwurf:  „Loxos-,  Kurz-  and*". 

*)  Dieser  Absatz  fehlt  im  Entwurf.  Amtliche  Mitteilungen  des  prensaischen  Handelt- 
nünisters  in  betreff  des  |  6  sind  erfolgt;  vgl.  Mitteilungen  ans  der  Handelskammer  Frank- 
furt a.  M.  84.  Jahrg.  1901  Januar-Nummer  S.  3  und  Februar-Nummer  S.  8. 

&)  Dieser  Paragraph  fehlt  im  Entwurf. 
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^.  Juni  1891  (Gesetzsamml.  S.  208)  für  alle  Gewerbesteuerklassen  durch  den 
Ertlich  zQsÜiindigen  Steuerausschuss  der  Gewerbesteuerklasse  I.  Der  Finanz- 
minister  kann  anordnen,  dass  demselben  zu  diesem  Zwecke  zwei  weitere  Mit- 
glieder hinzutreten,  von  denen  das  eine  von  dem  Finanzminister  zu  ernennen, 
das  andere  nach  Massgabe  des  §  10  des  Gewerbesteuergesetzes  zu  wählen  ist. 

§9. 

Jeder  bereits  zur  Warenhaussteuer  veranlagte  Gewerbetreibende  ist  auf 
die  jährlich  durch  öffentliche  Bekanntmachung  ergehende  Aufforderung  des 
Vorsitzenden  des  nach  §  8  zuständigen  Steuerausschusses  verpflichtet,  die  Höhe 
^nes  steuerpflichtigen  Jahresumsatzes  anzugeben.  Diese  Erklärungen  sind 
innerhalb  der  auf  mindestens  14  Tage  zu  bemessenden  Frist  nach  den  vom 
Finanzminister  vorgeschriebenen,  kostenlos  zu  verabfolgenden  Fonnularen  bei 
dem  im  ersten  Satze  bezeichneten  Vorsitzenden  des  Steuerausschusses  schrift- 
lich oder  zu  Protokoll  unter  der  Versicherung  abzugeben,  dass  die  Angaben 
nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  gemacht  sind. 

Andere  Gewerbetreibende  sind  zur  Abgabe  einer  solchen  Erklärung  ver- 
pflichtet, sobald  eine  besondere  Aufforderung  des  im  Abs.  1  bezeichneten  Vor- 
sitzenden des  Steuerausschusses  an  sie  ergeht. 

Die  Erklärungen  (Abs.  1  und  2)  sind  geheim  aufzubewahren. 

Der  §  56  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  findet  auf  diese 
Erklärungen  sinngemässe  Anwendung. 

§  10. 

Bei  der  Veranlagung  darf  von  den  Angaben  in  der  Erklärung  (§  9)  nur 
abgewichen  werden,  nachdem  dem  betreffenden  Steuerpflichtigen  Gelegenheit 
mit  mindestens  vierzehntägiger  Friste  zur  Aeusserung  Über  die  obwaltenden 
Bedenken  gegeben  worden  ist. 

Zum  Zweck  der  Prüfung  der  Erklärung  ist  der  Steuerpflichtige  auf  Be- 
schluss  des  Steuerausschusses  auch  verpflichtet,  seine  Geschäftsbücher  vor- 
zulegen. 

§11 

Wer  die  ihm  nach  §  9  obliegende  Erklärung  nicht  innerhalb  der  vor- 
geschriebenen Frist  abgibt  oder  den  auf  Grund  der  Vorschrift  §  10  an  ihn  ge- 
richteten Aufforderungen  nicht  Folge  leistet,  verliert  die  gesetzlichen  Rechts- 
mittel gegen  seine  Veranlagung  zur  Warenhaussteuer  für  das  betreffende  Steuer- 
jahr, insofern  nicht  Umstände  dargethan  werden,  welche  die  Versäumnis 
entschuldbar  machen. 

§  12. 

Gewerbetreibende,  welche  im  Laufe  des  Steuerjahrs  den  Kleinhandel  mit 
mehr  als  einer  der  im  §  6  unterschiedenen  Warengruppen  anfangen  oder  auf 
mehr  als  eine  dieser  Warengruppen  ausdehnen,  oder  eine  nach  §  3  der  Waren- 
haussteuer unterliegende  Verkaufsstelle  in  Preussen  eriichten'),  haben  hiervon, 
wenn  nicht  nach  den  Verhältnissen  des  Betriebs  von  vornherein  ausgeschlossen 
ist,  dass  der  Gesamtumsatz  die  warenhaussteuerpflichtige  Höhe')  erreicht,  der 
von  dem  Finanzminister  zu  bestimmenden  Behörde  vorher  oder  gleichzeitig  An- 
zeige zu  machen. 

Die  im  Laufe  eines  Steuerjahrs  erfolgende  Beschränkung  des  Kleinhandels 
eines  zur  Warenhaussteuer  veranlagten  Betriebs  auf  nur  eine  der  im  §  6  unter- 
schiedenen Warengruppen  oder  auf  Waren,  welche  keiner  derselben  angehören, 
ändert  an  der  veranlagten  Warenbaussteuer  nichts. 


1)  „mit  mindestens  litägiger  Frist"  fehlt  im  Entwurf 

2)  „oder  eine  nach  §  3  der  Warenhaussteuer  unterliegende  Verkaufsstelle  in  Preassen 
errichten**  fehlt  im  Entwurf. 

3)  Statt  „die  warenhaassteuerpfliöhtige  Höhe"  hat  der  Entwarf  .den  Betrag  von  300,000  H." 
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§  13. 

Soweit  in  dem  Vorstehenden  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist,  finden  auf 
die  Warenhaussteuer  hinsichtlich  der  Veranlagung,  der  Rechtsmittel,  der  Zer- 
legung der  Steuersätze,  der  Zu-  und  Abgänge,  der  Abmeldungen,  der  Befug- 
nisse der  Steuerausscbüsse  und  ihrer  Vorsitzenden,  der  den  Oewerbetreibenden 
und  ihren  Vertretern  obliegenden  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung,  der 
Nachbesteuerung,  der  Ausfölle,  des  Erlasses  und  der  Ermässigung  veranlagter 
Steuerbeträge,  sowie  der  Oberautsicht  die  für  die  Gewerbesteuerklasse  I  gelten- 
den Vorschi-iften  §§  17—21,  25,  26,  27  Abs.  2,  3,  §§  80—38,  42—58,  58,  76—78 
des  Gewerbesteuerf^esetzes  vom  24.  Juni  1891  (Gesetzsamml.  S.  208),  sowie 
§§  9,  10  Abs.  2,  §  11  Abs.  1,  2,  §  14  Abs.  1,  2.  §  15  Abs.  1  des  Gesetzes  wegen 
AuHiebung  direkter  Staatssteuem  vom  14.  Juli  1898  (Gesetzsamml.  S.  119)  sinn- 
gemässe Anwendung. 

Die  in  den  §§54  und  56  des  Gewerbesteuergesetzes  den  Gewerbetreiben- 
den und  ihren  Vertretern  auferlegte  Verpflichtung  zur  Auskunflserteilunff  er- 
streckt sich  fortan  für  alle  Gewerbetreibenden,  welche  den  Kleinhandel  be- 
treiben, auch  auf  die  Angabe,  mit  welchen  Warengattungen  dies  geschieht 

Die  Sti-afbestimmungen  in  den  §§  70  und  71  Nr.  1  des  Gewerbeeteuer- 
gesetzes  sind  auch  auf  die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  den  Gewerbetreibenden 
und  ihren  Vertretern  auferlegte  Verpflichtung  zur  Anmeldung  und  zur  Abgabe 
von  Erklärungen  entsprechend  anzuwenden.  Ingleichen  finden  die  §§  71  Nr.  2, 
72  und  73  a.  a.  0.  bei  der  Warenhaussteuer  sinngemässe  Anwendung. 

§  14. 

Die  Veranlagung  zur  allgemeinen  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetze  vom 
24.  Juni  1891  und  zu  besonderen  auf  Grund  des  §  28')  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes vom  14.  Juli  1893  eingeführten  Gewerbesteuern  wird  durch  die  Waren- 
haussteuer nicht  berührt.  Die  empfangsberechtigte  Gemeinde  hat  aber  die 
Wareiüiaussteuer  nur  so  weit  zu  erheben,  als  sie  die  von  ihr  nach  §  29  oder 
§  80  des  Kommunalabgabengesetzes  von  dem  der  Warenhaussteuer  unterliegen- 
den Betrieb  erhobene  Gewerbesteuer  übersteigt.  Erstreckt  sich  die  Gewerbe- 
steuerveranlagung auf  mehrere  Betriebe,  die  nicht  sämtlich  der  Warenhaus- 
steuer unterliegen,  so  ist  der  auf  die  warenhaussteuerpflichtigen  Betriebe  ent- 
fallende Teilbetrag  der  Gewerbesteuer  unter  sinngemässer  Anwendung  der 
Vorschriften  im  §  38  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  und  §  82 
des  Kommunalabgabengesetzes  festzustellen'). 

Die  Warenhaussteuer  ist  von  den  Gemeinden  (Gutsbezirken)  in  viertel- 
jährlichen Beträgen  zu  erheben.  Die  Bestimmung  des  §  40  und  §  41  des  Ge- 
werbesteuergesetzes findet  auch  auf  die  Warenhaussteuer  Anwendung. 

Das  Aufkommen  an  Warenhaussteuer  ist  von  den  Gemeinden,  soweit 
dieselben  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  von  den  nach  den  Vorschriften  des  Gte- 
werbesteuergesetzes  in  den  Steuerklassen  III  und  IV  veranlagten  Gewerbetrei- 
benden Prozente  der  Mom  Staate  veranlagten  Gewerbesteuer  oder  eine  besondere 
Gewerbesteuer  erheben,  zur  Erleichterung')  der  von  diesen  Steuerklassen  zu 
erhebenden  Prozente  bezw.  Steuer,  andernfalls  zur  Bestreitung  von  Gemeinde- 
bedürfnissen vorzugsweise  im  Interesse  der  kleineren  Gewerbetreibenden^)  zu 
verwenden.  Eine  Anrechnung  der  Warenhaussteuer  auf  den  nach  den  §§  54 — 57 
des  Kommunalabgabengesetzes  durch  besondere  Gemeindegewerbesteuem  oder 
Prozente  der  vom  Staate  veranlagten  Gewerbesteuer  aufzubringenden  Teil  des 
Steuerbedarfs  findet  nicht  statt. 

Die  Gutsbezirke  haben  die  erhobenen  Beträge  an  Warenhaussteuer  am 
Schlüsse  eines  jeden  Vierteljahrs  an  die  Kreiskoromunalkasse  abzuführen.    Die 


1)  Der  Entwurf  bat  (richtig)  g  29. 
-)  „Erstreckt  —  festzustellen"  fehlt  im  Entwarf. 
3)  Entwurf:  „zar  gleiohmässigen  Erleichterung." 

«)  ^vorzugsweise  im  Interesse  der  kleineren  Oewerbetreibenden"  fehlt  im  Entwnrt. 
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Kreise  haben  diese  Beträge  vorzugsweise  im  Interesse  der  kleineren  Gevirerbe- 
treibenden^)  zu  verwenden. 

§  15. 

Die  Warenhaussteuer  wird  zum  erstenmal  fQr  das  Rechnungsjahr  1901 
erhoben. 

Die  bei  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  bereits  bestehenden  Warenhäuser 
haben  die  Steuer  fQr  das  Rechnungsjahr  1901  nur  zur  Hälfte   zu   entrichten'). 

§  16. 
Der  Finanzminister,  der  Minister  des  Innern  und  der  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  sind  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 


Begründung  zum  Gesetzentwurf  vom  20.  Februar  1900^)* 

In  wachsender  Ausdehnung  und  Verschärfung  werden  die  Klagen  laut, 
dass  selbständige  Gewerbetreibende,  welche  bisher  ihr  Fortkommen  durch  den 
in  geringerem  Umfange  betriebenen  Kleinhandel  sicherten,  siel)  durch  die  über- 
mächtige Konkurrenz  kapitalkräftiger  Unternehmer  bedrängt  finden.  Die  von 
diesen  unterhaltenen  grossen  Warenhäuser,  Bazare,  Versandgeschäfte  u.  s.  w. 
vermehren  sich  nicht  bloss  der  Zahl  nach,  sondern  ihre  Einrichtung  wird  immer 
grossartiger  gestaltet  und  ihr  Betrieb  durch  Ausdehnung  auf  die  verschieden- 
sten Warenbranchen  für  den  bedrohten  Kleinhandel  in  geringem  oder  mittlerem 
Umfange  immer  gefährlicher. 

Durch  ihre  Kapitalkrafb  und  die  Grösse  ihres  Umsatzes  sind  jene  Be- 
triebe in  den  Stand  gesetzt,  sich  einen  billigeren  Einkauf  ihrer  Waren  zu  ver- 
schaffen als  ihre  kleineren  Konkurrenten.  Sie  vermögen  grössere,  eine  reichere 
Auswahl  bietende  Läger  zu  halten  und  dabei  doch  ihr  Kapital  rascher  umzu- 
setzen, das  Prinzip  des  Verkaufes  nur  gegen  Barzahlung  durchzuführen,  brauchen 
nicht  mit  Zins  und  Kapitalverlusten  an  Aussenständen  zu  rechnen  und  können 
sich  mit  einem  geringeren  Nutzen  im  einzelnen  begnügen  oder  sogar  ohne  Ge- 
fährdung ihrer  Existenz  längere  Zeit  ohne  Reinertrag  arbeiten.  Sie  sind  in 
der  Lage,  ihre  Geschäftshäusei*  bis  in  die  höchsten  Etagen  zu  Verkaufsräumen 
zu  benutzen,  während  der  kleine  und  mittlere  Detaillist  nicht  daran  denken 
kann,  als  Verkaufsräume  höhere  und  deshalb  billigere  Etagen  zu  mieten.  Wie 
hinsichtlich  der  Räume  so  ist  auch  bei  dem  grossen  Umsatz  und  der  infolge- 
dessen durchzuführenden  Arbeitsteilung  eine  lukrativere  Ausnutzung  des  Per- 
sonals möglich. 

Sind  diese  Vorteile  mehr  oder  minder  jedem  Grossbetriebe  im  Detail- 
handel eigen,  so  potenzieren  sie  sich  und  werden  noch  durch  besondere  wesent- 
lich verstärkt  für  diejenigen  Warenhäuser  etc.,  die  Waren  der  verschieden- 
artigsten Branchen  führen.  In  dieser  Hinsicht  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass 
sich  wohl  in  jedem  grossen  Geschäftshause  Räume  befinden,  die  als  Verkaufs- 
oder Lagerraum  wofl  für  Waren  der  einen,  nicht  aber  der  anderen  Gattung 
verwertbar  sind,  und  die  daher,  wenn  erstere  Warengattung  nicht  geführt  wird, 
nicht  oder  doch  nur  unvollkommen  ausgenutzt  werden  können,  dass  der  lang- 
samere Kapitalumschlag  in  einer  Branche  durch  den  rascheren  in  einer  anderen 
ausgeglichen  wird,  Absatzstockungen  in  einzelnen  Branchen  weniger  empfind- 
lich werden  und  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  einzelne  Artikel  ohne  Verdienst, 


1)  Statt  „vorzugsweise  im  Interesse  der  kleineren  (Gewerbetreibenden**  heisst  es  im 
Entwurf  «zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben". 

3)  Dieser  Absatz  fehlt  im  Entwurf. 

>)  Haus  der  Abgeordneten,  19.  Legislaturperiode,  II.  Session  1900,  Drucks.  Nr.  47.    Der 
Kommissionsbericht  ist  enthalten  in  Drucks.  Nr.  170. 
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ja  mit  Verlust  abzugeben  und  sieb  dafür  dnrcb  den  Verdienst  an  anderen  7u 
erholen,  und  dass  endlich  die  Gelegenheit,  die  verschiedenartigen  Einkäufe  in 
einem  Geschäft  zu  bewerkstelligen,  einen  starken  Anreiz  auf  das  Publikum 
ausübt. 

Diese  und  andere  Vorteile  derartiger  Grossbetriebe  im  Konkurrenzkampf 
haben  die  Bestrebungen  der  Kleinhändler  nach  Abwehr  der  ihnen  drohenden 
Gefahr  hervorgerufen.  Man  darf  annehmen,  dass  ein  Kleinhändler  im  grossen 
Durchschnitt  bei  einem  jährlichen  Umsatz  von  etwa  30,000  M.  sein  bescheidenes 
Durchkommen  finden  kann.  Ein  Warenhaus  mit  einem  Umsatz  von  3  MilL  M. 
würde  also  schon  mindestens  100  solche  EUeinbetriebe  zu  ersetzen  und  damit 
ebensoviele  selbständige  Existenzen  zu  vernichten  vermögen,  während  es  in 
Wirklichkeit  für  eine  noch  weit  grössere  Zahl  von  Geschäften  zur  allmählichen 
Verkümmerung  durch  Entziehung  eines  Teiles  der  Kundschaft  und  Preisdruck 
führen  muss. 

Ein  solches  Warenhaus  zählt  aber  noch  gar  nicht  zu  den  grössten,  deren 
Umsätze  sich  vielmehr  auf  das  Vielfache  jener  Summe  beziffern. 

Indem  die  grossen  Warenhäuser  die  kleinen  und  mittleren  Detailgeschäfte 
durch  die  Übermässige  Konkurrenz  erdrücken,  mindern  sie  deren  Steuerkraft 
und  beeinträchtigen  dadurch  das  Staat  und  Gemeinde  zufliessende  Steuerauf- 
kommen. Ihre  eigenen  Steuerleistungen  vermögen  diesen  Ausfall  nicht  auszu- 
gleichen. Denn  einmal  begnügen  sie  sich  zeitweilig,  um  zunächst  die  Kon- 
kurrenz tot  zu  •  machen ,  mit  sehr  geringem  oder  auch  gar  keinem  Nutzen, 
erzielen  daher  nur  verhältnismässig  niedrige  Erträge.  Sodann  können  sie  aber 
auch  dauernd  sich  mit  einer  geringeren  Verzinsung  ihres  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals begnügen,  und  endlich  arbeiten  sie  vielfach  mit  der  Einkommen- 
steuer überhaupt  oder  doch  in  der  betreffenden  Gemeinde  entgehendem  fremdem 
Kapital. 

Die  somit  für  die  Zukunft  des  gewerblichen  Mittelstandes  und  für  die 
Steuerkraft  namentlich  der  Gemeinden  bedrohliche  Entwicklung  des  Gross- 
betriebes im  Kleinhandel  hat  denn  auch  die  Landesvertretung  wiederholt  be- 
schäftigt. 

In  der  Session  1896  wurde  in  dem  Abgeordnetenhause  der  Antrag  ein- 
gebracht, 

«die  königl.  Staatsregierung  zu  ersuchen,  einen  Gesetzentwurf  vorzu- 
legen, nach  welchem  von  den  nach  dem  Gewerbesteuergesetz  vom 
24.  Juni  1891  (G.  S.  S.  205)  gewerbe^uerpflichtigen  Warenhäusern. 
Bazaren,  Versandgeschäften  und  ähnlichen  Unternehmungen  eine  be- 
sondere aufsteigende  Betriebssteuer  erhoben  und  diese  Steuer  den 
Kreisen  (Land-  und  Stadtkreisen)  überwiesen  wird.* 
In    der   zur  Vorberatung   dieses   Antrages   niedergesetzten   Kommission 
wurden  zwar  verschiedene  Vorschläge  zu  einer  stark  progressiven  Besteuerung 
gemacht  und  erörtert  (vgl.  Bericht  der  XVIII.  Kommission  18.  Legislaturperiode 
III.  Session.    Drucksachen  Nr.  225  S.  3  f.).    Die  Kommission  entschied  sich  aber 
für  keinen  der  formulierte  Gesetzentwürfe   enthaltenden  Anträge,  sondern  be- 
schränkte sich  darauf,  eine  Resolution  vorzuschlagen, 

.die  königl.  Staatsregierung  zu  ersuchen,  einen  Gesetzentwurf  vorzu- 
legen, nach  welchem 

1.  von  solchen  gewerbesteuerpflichtigen  Betrieben,  welche  als  Gross- 
betriebe in  Anwendung  auf  den  Detail  verkauf  (Kleinbetrieb)  zu 
bezeichnen  sind  und  Waren  verschiedener  Gattungen  im  Klein- 
handel in  offenen  Verkaufsstellen  feilhalten  oder  im  Wege  dee 
Versandes  mittels  Post,  Eisenbahn  oder  sonstiger  Verkehrsmittel 
an  Konsumenten  zum  Verkauf  bringen  (Warenhäuser,  Bazare, 
Versandgeschäfte)  neben  der  Gewerbesteuer  eine  besondere  Be- 
triebssteuer erhoben  wird, 

2.  die  Steuerpflicht  bei  einem  jährlichen  Ertrage  von  etwa  mehr  als 
20,000  M.  oder  einem  jährlichen  Umsätze  von  etwa  mehr  als 
800,000  M.  beginnt, 

298 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Begrtlndiiiig  zum  Oesetzentwurf  Tom  8.  Februar  1900,  betr.  die  Wareiihansstener.      299 

8.  die  einzelDen  Warengattangen  gesetzlich  festgestellt  werden  unter 
Ausschluss  der  Produkte  der  Landwirtschaft, 

4.  die  Steuer  nach   der  Zahl  der  geführten  Warengattungen,   sowie 
nach  dem  jährlichen  Umsätze  aufsteigt, 

5.  die  Steuer  an  Kommunalverbände  Überwiesen  wird." 

Auch  gegen  diese  Resolution  wurden  bei  der  demnächst  igen  Plenar- 
beratung  in  der  Sitzung  vom  9.  Juni  1896  selbst  von  grundsätzlichen  Anhängern 
des  ihr  zu  Grunde  liegenden  Gedankens  Bedenken  geltend  gemacht.  Sie  ge- 
langte daher  nur  mit  der  Abschwächung  zur  Annahme,  dass  die  Worte  ^ einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  nach  welchem*  ersetzt  wurden  durch 

.gesetzgeberische  Massnahmen  zu  erwägen,  nach  welchen". 
R^erungsseitig  war  sowohl  in  der  Kommission,  als  im  Plenum  neben  Be- 
tonung der  Unzuständigkeit  der  Landesgesetzgebnng  für  jede  prohibitiv  wirkende 
Besteuerung  auf  die  m  der  Sache  liegenden  Schwierigkeiten  —  Abgrenzung 
der  der  Besteuerung  zu  unterwerfenden  Betriebe,  Feststellung  der  zu  unter- 
scheidenden Geschäftsbranchen  u.  s.  w.  —  hingewiesen,  zugleich  aber  die  Auf- 
fassunpf  vertreten  worden,  dass  die  höhere  Besteuerung  der  Grossbetriebe,  so- 
weit sie  an  sich  berechtigt  sei,  zweckmässig  durch  die  beteiligten  Gemeinden 
mittels  Einführung  entsprechender  Gemeindegewerbeeteuem  zu   erreichen  sei. 

Um  die  Beschreitung  dieses  We^  den  Gemeinden  zu  erleichtem,  wurden 
durch  einen  Erlass  der  Minister  der  Fmanzen  und  des  Innern  vom  21.  Mai  1897 
ihnen  neue  Muster  von  Gewerbesteuerordnungen  nebst  einer  Denkschrift  mit- 
geteilt, worin  gezeigt  ist,  wie  man  progressive  Steuern  nicht  nur  nach  der  Ge- 
werbesteuerklasse, sondern  auch  nach  der  HOhe  des  Anlage-  und  Betriebskapi- 
tals einführen  und  hierzu  von  den  grossen  Betrieben  ebenfalls  progn*essive  Zu- 
schläge nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen  und  nach  dem  Miets-  oder 
Nutzungswert  der  dem  Betriebe  gewidmeten  Räume  erheben  könne  und  durch 
eine  solche  Steuer  die  grossen  Warenhäuser  besonders  scharf  erfasst  werden 
würden. 

In  der  Sitzung  vom  19.  April  1898  wurde  in  dem  Abgeordnetenhause 
eine  Interpellation  eingebracht: 

.Welche  Massnahmen  hat  die  königl.  Staatsregierung  in  Aussicht  ge- 
nommen, um  die  Schäden  und  Gefahren,  welche  dem  gewerblichen 
Mittelstuide  durch  die   den  Detailhandel  mit  Waren  verschiedener 
Gattungen   betreibenden   grosskapitalistischen   Unternehmungen    ent- 
stehen, thunlichst  einzuschränken?' 
Bei  Beantwortung  derselben  hat  die  Regierung  unter  Mitteilung  der  wenig 
ermutigenden  Ergebnisse  ihrer  Erkundigungen  über  den  Erfolg  ähnlicher  Mass- 
nahmen  in   der   ausländischen ,   insbesondere  der  französischen   Gesetzgebung 
wiederholt  auf  die  Vorzüge  einer  Regelung  durch  die  Autonomie  der  Gemeinden 
und  auf  die  dazu  gegebene  erneute  Anregung  hingewiesen ,  gleichzeitig  aber 
auch  erkennen  lassen,   dass  bei  deren  fortdauernder  Erfolglosigkeit  das  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  in  Erwägung  gezogen  werden  müsse. 

Die  demnächst  stattgehabten  Verhandlungen  und  Ermittelungen  wie  die 
sonstigen  der  Staatsregierung  zugegangenen  Nachrichten  Hessen  die  Annahme 
begründet  erscheinen,  dass  die  Gemeinden,  während  sie  gegenüber  den  indu- 
striellen Grossbetrieben  sich  zu  einer  schärferen  Besteuerung  in  nicht  wenigen 
fallen  entschlossen  haben,  sich  —  sei  es.  weil  sie  türchten,  die  einheimischen 
Betriebe  zu  Gunsten  auswärtiger  zu  benachteiligen,  sei  es  aus  Bedenken  gegen 
die  Wirksamkeit  einer  lokalen  Regelung,  sei  es  aus  anderen  Gründen  —  zu 
einem  autonomen  Vorgehen  in  der  Richtung  einer  gegenüber  derjenigen  der 
kleineren  Konkurrenten  erheblich  höheren  gewerbesteuerlichen  Belastung  der 
Grossbetriebe  im  Detailhandel  in  absehbarer  Zeit  in  genügend  weitem  Umfange 
nicht  bereit  finden  lassen  würden. 

Die  königl.  Staatsregierung  hat  daher,  wiewohl  sie  nach  wie  vor  der 
Ansicht  war  und  auch  jetzt  noch  ist,  das  ein  autonomes  Vorgehen  der  ein- 
zelnen Gemeinden   den  Vorzug  verdient  und   bessere   Erfolge  würde   zeitigen 
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können,  schon  im  vorigen  Jahre  Vorschläge  zu  einer  landesgesetzlichen  Rege- 
lung vorbereitet. 

Sie  bezweckte  mit  derselben  keineswegs,  die  grossen  Warenhäuser  und 
dergleichen  auf  dem  Wege  der  Besteuerung  zu  unterdrücken.  Die  Verfolgung 
eines  solchen  Zieles  liegt  nach  der  wirtschafüichen  und  politischen  Lage  Deutsch- 
lands und  dem  Stande  der  Reichsgesetzgebung  ausserhalb  der  Macht  und  der 
Zuständigkeit  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten  und  verbietet  sich 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Konsumenten,  die  ein  berechtigtes  Interesse  an 
möglichst  wohlfeiler  und  bequemer  Befriedigung  ihrer  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse haben,  und  auf  andere  Gewerbszweige,  in  denen  das  Verlangen  nach 
ähnlichen  steuerlichen  Massnahmen  gegen  die  übermächtige  Konkurrenz  des 
Grossbetriebes  wach  gerufen  werden  würde.  Ein  derartiges  Vorgehen  li^ 
aber  vor  allem  auch  weitab  von  den  Aufgaben  jeder  rationellen  Steuerpolitik. 
Was  diese  zu  leisten  hat,  ist  eine  gerechte  Besteuerung,  die,  was  speziell  die 
Gewerbesteuer  anlangt,  alle  Betriebe  im  Verhältnis  ihrer  Leistungsfähigkeit 
und  ihres  Interesses  an  den  Veranstaltungen  der  Gemeinden  trifft.  Nur  in 
diesem  Rahmen  lässt  sich  ein  steuerliches  Vorgehen  rechtfertigen. 

Die  Staatsregierung  hat  geglaubt,  dass  unter  Anerkennung  dieser  leiten- 
den Gesichtspunkte  der  Steuerpolitik  wenigstens  die  sich  auf  verschiedenartige 
Warengruppen  erstreckenden  und  dadurch  ihre  Uebermacht  besonders  weiten 
Kreisen  schwächerer  Mitbewerber  fühlbar  machenden  Grossbetriebe  im  Klein- 
handel, die  insbesondere  auch  an  einer  grossen  Anzahl  von  Gemeindeveran- 
staltungen, wie  den  Verkehrsanlagen,  dem  Feuerlöschwesen  u.  s.  w.  ein  vor- 
zügliches Interesse  haben,  billigerweise  einer  schärferen  Besteuerung  zu  unter- 
werfen seien ,  als  durch  Prozente  der  zwischen  den  Gewerbsarten  keinen 
Unterschied  machenden,  den  Grossbetrieb  nur  wenig  stärker  als  den  Klein- 
betrieb treffenden  allgemeinen  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetze  vom  24.  Juni  189L 

Von  diesen  Erwägungen  Hess  sich  der  im  vorigen  Jahr  aufgestellte,  in 
der  Anlage  abgedruckte  Entwurf  eines  Warenhaussteuergesetzes  leiten. 

Derselbe  beruhte  auf  einer  Kombination  von  Nutzungswert  der  Geschäfts- 
räume, Zahl  der  beschäftigten  Personen  und  Zahl  der  geführten  Warengruppen, 
indem  der  für  die  Einheit  der  beiden  ersteren  Massstäbe  zu  erhebende  Steuer- 
satz mit  der  Zahl  der  Warengruppen  steigen,  auch  die  Steuerpflicht  bei  Ge- 
schäften mit  mehr  Warengruppen  bei  einem  niedrigeren  Nutzungswert  der  Ge- 
schäftsräume eintreten  sollte,  als  für  weniger  vielseitige  Geschäfte. 

Wenn  somit  dieser  Entwurf,  trotzdem  in  der  mehrerwähnten  Resolution 
des  Abgeordnetenhauses  wie  auch  von  andern  Seiten  der  Umsatz  als  Steuer- 
massstab vorgeschlagen  war,  von  dessen  Verwendung  absah,  so  waren  hierfür 
mannigfache,  auch  in  sachverständigen  Kreisen  geteilte  Bedenken  gegen  die 
sog.  Umsatzsteuer  bestimmend. 

Allerdings  ist  die  Verwertung  des  Umsatzes  als  Besteuerungsmassstab 
bei  der  Gewerbesteuer  nichts  Ungewöhnliches  oder  völlig  Neues.  Schon  die 
Massstäbe,  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  30.  Mai  1820  liefen  mehr  oder  minder 
auf  eine  Besteuerung  nach  dem  Umsätze  hinaus,  z.  B.  die  Bemessung  der 
Steuer  nach  der  Einwohnerzahl  bei  Bäckern  und  Fleischern,  nach  dem  Malz- 
verbrauch der  Brauereien  und  dem  Schrotverbrauch  der  Brennereien.  In  dem 
Gesetz  vom  19.  Juni  1861,  betreffend  Abänderungen  des  Gewerbesteuergesetzes, 
wurde  die  Abgrenzung  der  Klasse  A I  nach  der  Höhe  des  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals und  „nach  der  Erheblichkeit  des  jährlichen  Umsatzes**  vorffeschrieben. 
In  der  Praxis  spielt  auch  heute  noch  bei  der  Gewerbe-  wie  bei  der  Einkommen- 
steuerveranlagung der  Umsatz  eine  erhebliche  Rolle,  indem  die  Veranlagungs- 
behörden in  weitem  Umfange,  soweit  nicht  Steuererklärungen  vorliegen,  wie 
auch  bei  Beurteilung  dieser  von  dem  mutmasslichen  Umsatz  und  dem  als  Rein- 
gewinn anzunehmenden  Prozentsatz  desselben  ausgehen. 

Indessen  gerade  dieses  Verhältnis  des  Umsatzes  zum  Reinertrage  ist 
notorisch  je  nach  der  Art  der  Waren  und  anderen  Modalitäten  ein  sehr  ver- 
schiedenes und  hängt  keineswegs  von  dem  Willen  des  Gewerbetreibenden  ab. 
Es  ist  durchaus  irrig,   etwa  anzunehmen,   dass  nur  die  von  den  kleinen  und 
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mittleren  Detaillisten  bekämpften  Grossbazare  das  Prinzip  ^Grosser  Umsatz, 
kleiner  Nutzen*  ausschliesslich  oder  überwiegend  befolgten.  Dasselbe  wird 
ebenso  auch  von  grossen  Spezialgeschäften,  an  deren  Bekämpfung  man  nicht 
denkt,  beobachtet.  Die  Besteuerung  nach  dem  Umsatz  birgt  daher  auch  bei 
Beschränkung  auf  den  Kleinhandel  die  Gefahr  in  sich,  äusserst  ungleichmässig 
zu  wirken. 

Dazu  konmit,  dass  gerade  die  weniger  soliden  Betriebe  leichter  als  die 
soliden  Spezialgeschäfte  in  der  Lage  und  geneigt  sein  dürften,  vermöge  Aus- 
d^nung  auf  immer  mehr  Warengruppen  oder  durch  noch  weitere  Herab- 
drückung  der  Preise  die  Umsatzsteuer  wieder  einzubringen.  Anderseits  können 
die  betroffenen  Geschäfte  zum  Schaden  der  Konsumenten  und  der  für  den 
Zwischenhandel  arbeitenden  Produzenten  dazu  übergehen,  mit  geringem  Umsatz 
einen  möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen  zu  suchen.  Und  hierin  würden  ihnen 
die  umsatzsteuerfreien  Betriebe  folgen,  so  dass  den  Schaden  die  konsumierende 
Mehrheit  der  Bevölkerung  in  Gestalt  von  Preissteigerungen  hätte. 

Endlich  ist  die  Ermittelung  des  Umsatzes,  da  für  dessen  Schätzung 
weder  das  Einkommen  noch  der  Ertrag  noch  endlich  äussere  Merkmale  einen 
hinreichenden  Anhalt  bieten,  ohne  eine  Verpflichtung  der  Steuerpflichtigen  zur 
Abgabe  von  Steuererklärungen  nicht  durchführbar.  Die  Staatsregierung  hegte 
den  Wunsch,  eine  solche  den  Steuerpflichtigen  zu  ersparen. 

Die  aus  diesen  Gründen  in  Anlehnung  an  die  den  Gemeinden  im  Sommer 
1897  mitgeteilten  Muster  von  Gewerbesteuerordnungen  gewählten  Ma^sstäbe 
des  Nutzungswertes  der  Geschäftsräume  und  der  Zahl  der  beschäftigten  Per- 
sonen vermieden  diese  Mängel  des  Umsatzes.  Sie  hatten  den  Vorzug  der 
leichten  äusseren  Erkennbarkeit  und  machten  nicht,  wie  der  Umsatz,  Kontrollen 
der  Geschäfte,  Einsicht  in  die  Geschäftsbücher  oder  überhaupt  ein  Eindringen 
in  die  inneren  Geschäftsverhältnisse  nötig.  Für  die  Feststellung  des  Nutzungs- 
werts der  Geschäftsräume  ist  durch  die  Gebäudesteuer,  durch  die  an  vielen 
Orten  bestehenden  besonderen  Gemeindegrundsteuem  nach  dem  Ertrage  oder 
Mietswerte  sowie  in  den  thatsächlich  gezahlten  Mieten  reichlicher  Anhalt  ge- 
geben, und  die  Erfahrungen,  die  mit  den  vielerorts  eingeführten  besonderen 
Gewerbesteuern  nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen  gemacht  sind,  haben 
bewiesen,  dass  die  Ermittelung  des  der  Besteuerung  zu  Grunde  zu  legenden 
, mittleren  Standes*  der  Personenzahi  im  letzten  Jahre  keinerlei  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet 

Dass  ungemein  umfangreiche  und,  wenigstens  soweit  es  sich  um  Waren- 
häuser handelt,  vermöge  der  zum  Betriebe  nötigen  günstigen  Geschäftslage  und 
der  luxuriösen  Ausstattung  äusserst  kostspielige  Geschäftsräume  und  ein  sehr 
zahlreiches  Personal  der  verschiedensten  Art  besonders  charakteristische  Merk- 
male der  grossen  Detailgeschäfte  sind,  welche  diese  ohne  unverhältnismässige 
Schädigung  des  Geschäfts  auch  nicht  einschränken  können,  ist  eine  bekannte 
Thatsache.  Indirekt  enthalten  sie  auch  eine  Berücksichtigung  der  Grösse  des 
Umsatzes,  da  ein  Geschäft,  je  flotter  dieser  ist,  um  so  grössere  Vorräte  halten 
und  um  so  mehr  Personal  beschäftigen  muss.  Man  durfte  daher  annehmen, 
dass  eine  Steuer  nach  diesen  Merkmalen,  wenn  nur  die  Sätze  entsprechend  hoch 
bemessen  wären,  dieselbe  ausgleichende  Wirkung  wie  eine  Umsatzsteuer  aus- 
zuüben geeignet  sei. 

Die  gegen  die  Benutzung  der  gewählten  Merkmale  als  Steuermassstab 
geltend  gemachten  Bedenken  konnten  bei  reiflicher  Prüfung  als  durchschlagend 
nicht  anerkannt  werden.  Denn  das  verschiedene  Volumen  der  Waren  ver- 
schiedener Branchen  gleicht  sich  bei  den  allein  der  Steuer  zu  unterwerfenden, 
mehrere  Warengruppen  führenden  Betrieben  und  durch  das  bei  der  einen 
Branche  in  grösserer  Zahl  als  in  der  anderen  notwendige  Personal  aus. 

Die  Besorgnis  aber,  eine  Steuer  nach  der  Gehilfenzalil  werde  zur  Ver- 
ringerung oder  zur  grösseren  Ausnutzung  des  Personals  fuhren,  hat  durch  die 
mit  den  Arbeiterversicherungsgesetzen  und  den  schon  bestehenden  sog.  Ge- 
werbekopfsteuem  gemachten  Erfahrungen  keine  Bestätigung  gefunden,  erschien 
auch  schon  deshalb  unbegründet,  weil  gerade  die   auf  den  unmittelbaren  Ver- 
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kehr  mit  dem  kaufenden  Publikum  angewiesenen  Detailgesch&fte  in  ihrem 
eigenen  Interesse  am  allerwenigsten  daran  denken  können,  um  einer  immer 
nur  verhältnismässig  geringfügigen  Steuererspamis  willen  ihr  Personal  einzu- 
schränken. 

Für  die  Gefahr  einer  Abwälzung  der  Steuer  auf  die  Gehilfen  endlich 
ist  der  Massstab  der  Steuer  offenbar  irrelevant. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  im  §  1  des  Handelskammergesetzes 
wurde  der  Entwurf  indes  zunächst  den  Handelskammern  und  ihnen  gleich- 
stehenden Korporationen  zur  Aeusserung  mitgeteilt.  Die  grosse  Mehrzahl  der- 
selben sprach  sich  grundsätzlich  gegen  jede  Sonderbesteuerung  der  grossen 
Kleinhandelsbetriebe  aus.  Nur  etwa  10  stimmten  dem  Entwürfe  zu,  weitere  5 
erkannten  vorbehaltlich  ihrer  grundsätzlich  ablehnenden  Stellung  gegen  jede 
Sonderbesteuerung  an,  dass  der  Entwurf  die  relativ  beste  Steuerform  enthalte, 
und  etwa  20  der  prinzipiell  ablehnenden  waren  mit  diesem  Vorbehalt  wenig- 
stens mit  einzelnen  der  Steuermerkmale  einverstanden-  Vier  Handelskammern 
endlich  sprachen  sich  für  eine  Besteuerung  nach  dem  Umsätze  aus. 

Einzelne  der  die  Sonderbesteuerung  der  Warenhäuser  ablehnenden  Handels- 
kammern forderten  auch  statt  deren  eine  Umgestaltung  der  allgemeinen  Ge- 
werbesteuer. In  demselben  Sinne  sprach  sich  ein  im  Januar  1899  in  Berlin 
versammelter  Preussischer  Städtetag  aus. 

Aus  dem  entgegengesetzten  Grunde,  wie  bei  den  Handelskammern  be- 
gegnete der  Entwurf  bei  den  freien  Vereinigungen  der  kleinen  Gewerbetreiben- 
den, zu  deren  Kenntnis  er  gelangte,  überwiegendem  Widerspruch:  hier  hielt 
man  ihn  für  nicht  genügend  wei^ehend  und  verlangte  statt  der  Besteuerung 
nach  Branchen,  Nutzungswert  der  Geschäftsräume  und  Gehilfenzahl  eine  pro- 
gressive Steuer  nach  der  Höhe  des  Umsatzes. 

Bei  dieser  Beurteilung  ihres  Entwurfs  glaubte  die  Staatsregierung,  ob- 
wohl sie  sich  durch  Probeveranlagungen  in  mehreren  grösseren  Städten  über- 
zeugt hatte,  dass  namentlich  die  aus  den  Kreisen  der  kleineren  Gewerbe- 
treibenden gegen  denselben  erhobenen  Vorwürfe  der  Begründung  entbehrten, 
doch  von  seiner  Einbringung  im  Landtage  während  der  vorigen  ohnehin  sehr 
stark  belasteten  Tagung  absehen  zu  sollen. 

Ebensowenig  konnte  sie  es  aber  für  ratsam  erachten,  den  Weg  einer 
Umgestaltung  der  erst  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juni  1891  reformierten  all- 
gemeinen Gewerbesteuer  zu  beschreiten.  Darüber,  welche  Gestalt  die  Gewerbe- 
steuer nach  den  Wünschen  der  Befürworter  dieses  Gedankens  erhalten  solle, 
war  zwar  aus  den  diesbezüglichen  Auslassungen  ein  klares  Bild  m'cht  zu  ge- 
winnen. Man  schien  aber  vor  allem  an  dem  Ertrage  als  Steuermassstab  An- 
stoss  zu  nehmen  und  ihn  durch  das  Anlage-  und  Betriebskapital  und  äussere 
Merkmale  ersetzt  wissen  zu  wollen.  Man  würde  mit  einer  solchen  Reform,  da 
weder  mit  dem  Anlage-  und  Betriebskapital  noch  mit  einigen  äusseren  Merk- 
malen für  alle  Arten  der  Gewerbe  auszukommen  ist,  notwen<Sgerweise  zu  einem 
Gewerbesteuertarif  gelangen,  welcher  die  einzelnen  Gewerbsarten  besonders 
aufführt  und  für  jede  die  Besteuerung  nach  den  für  sie  ausgewählten  Merk- 
malen regelt. 

Die  Mängel  dieses  Tarifsystems,  wie  es  in  Bayern,  Frankreich  und  Oester- 
reich  besteht,  sind  bei  Gelegenheit  der  Umgestaltung  der  Gewerbesteuer  in  der 
Landtagssession  1890/91  ausführlich  erörtert  worden  (vgl.  insbesondere  die  Be- 
gründung zum  Entwürfe  des  Gewerbesteuergesetzes,  Drucksachen  Nr.  13  des 
Abgeordnetenhauses ,  S.  25  ff.).  Der  Landtag  hat  sich  damals  der  Auffassung 
der  Staatsregierung,  dass  sich  der  Uebergang  zu  dem  Tarifsystem  nicht  em- 
pfehle, durchaus  angeschlossen.  Es  sind  inzwischen  der  Staatsregierung  keine 
Umstände  bekannt  geworden,  welche  die  damalige  Auffassung  zu  widerlegen 
geeignet  wären. 

Im  Gegenteil  hat  das  Vorgehen  der  grundsätzlich  an  dem  Tarifsystem 
festhaltenden  Gesetzgebungen  in  neuester  Zeit  eine  immer  stärkere  Anlehnung 
an  den  Ertrag  als  SteuermassstAb  erkennen  lassen.  So  hat  sich  Bayern  in 
seinem  neuen  Gewerbesteuergesetze  vom  9.  Juni  1899  trotz  eines  detaiDierten 
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Tarifes  und  trots  Gewährung  weitester  LatitÜde  an  die  Veranlagangsorgane 
genötigt  gesehen,  nicht  nur  dem  Ertrage  den  weitaus  breitesten  Raum  unter 
allen  Besteuerungsmerkmalen  einzuräumen,  sondern  auch  zu  bestimmen,  dass 
selbst  in  Fällen,  wo  die  Steuerbemessung  prinzipaliter  nach  anderen  Merkmalen 
stattfindet,  doch  der  Ertrag  zu  Grunde  zu  legen  ist,  wenn  die  Bemessung  nach 
jenen  Merkmalen  einen  zu  hohen  oder  zu  niedrigen  Steuersatz  ergeben  würde. 
(Art.  7.) 

Gegenüber  derartigen  Wahrnehmungen  über  die  Bewährung  der  äusseren 
Merkmale  kann  es  nicht  ratsam  sein,  zu  ihren  Gunsten  die  im  allgemeinen 
bewährte  Grundlage  des  Ertrages  zu  verlassen.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn 
es  sich  um  die  statutarische  Regelung  der  Gewerbesteuer  für  die  engeren  Ver- 
hältnisse einer  einzelnen  Gemeinde  oder  auch  die  Spezialbesteuerung  eines 
einzelnen  Gewerbszweiges,  wie  des  Kleinhandels,  handelt:  in  solchen  Fällen 
sind  die  äusseren  Merkmale  mit  Nutzen  zu  verwerten.  Neben  diesen  in  der 
Natur  der  Sache  liegenden  Erwägungen  fiel  gegen  eine  umfassende  Reform 
der  Gewerbesteuer  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  in  die  Wagschale,  dass  ein 
derartig  weit  ausschauender  Plan  unmöglich  in  dem  Zeitraum  von  einer  Tagung 
des  Landtags  bis  zur  nächsten  sich  zu  einer  in  allen  Details  durchgearbeiteten 
Vorlage  hätte  verdichten  können.  Die  Staatsregierung  hielt  sich  aber  für  ver- 
pflichtet, nachdem  sich  die  bei  Eröffiaung  der  vorigen  Tagung  erweckte  Hoff- 
nung nicht  hatte  realisieren  lassen,  nunmehr  nicht  noch  eine  weitere  Session 
vorübergehen  zu  lassen,  ohne  dem  Landtage  eine  Vorlage  Über  die  Besteuerung 
der  Warenhäuser  zu  unterbreiten. 

In  dieser  Ansicht  ist  die  Staatsregierung  durch  die  Verhandlungen  des 
Abgeordnetenhauses  Über  die  Interpellaüon  Hitze-Roeren  am  16.  Juni  und 
über  eine  die  Sonderbesteuerung  der  grosskapitalistischen  Detailgeschäfte  for- 
dernde Petition  am  3.  Juli  1899  wesentlich  bestärkt  worden.  Denn  sie  musste 
aus  diesen  Verhandlungen  als  zweifellos  entnehmen,  dass  die  Mehrheit  des  Ab- 
geordnetenhauses den  dringenden  Wunsch  hegte,  mit  der  Frage  der  Sonder- 
besteuerung der  Warenhäuser  alsbald  befasst  zu  werden. 

Die  gedachten  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  haben  aber  auch 
bewiesen,  dass  die  Mehrheit  dieses  Hauses  geneigt  ist,  dem  Verlangen  der  Klein- 
gewerbetreibenden nach  einer  Besteuerung  der  Warenhäuser  nach  dem  Mass- 
stabe des  Umsatzes  zu  entsprechen,  und  die  Verhandlungen  des  Herrenhauses 
über  die  vorgedachte  Petition  am  4.  Juli  1899  haben  erkennen  lassen,  dass  auch 
dort  die  Mehrheit  diesem  Verlangen  nicht  abgeneigt  ist,  wenn  sie  sich  auch 
noch  nicht  auf  einen  bestimmten  Besteuerungsmodus  festlegen  wollte. 

Wenn  die  Staatsregierung  nach  diesen  Vorgängen  nunmehr  trotz  der 
unzweifelhaft  gegen  die  sog.  Umsatzsteuer  obwaltenden  mannigfachen  Bedenken 
der  verfassungsmässigen  Beschlussfassung  des  Landtages  einen  Gesetzentwurf 
unterbreitet,  der  eine  oonderbesteuerung  der  grösseren,  mehrere  Warengattung^n 
führenden  Kleinhandelsbetriebe  nach  dem  Massstabe  ihres  Jahresumsatzes  und 
mit  nach  diesem  steigenden  Sätzen  vorschlägt,  so  geschieht  das,  weil  sie  aus 
der  Aufnahme  ihres  früheren  Entwurfs  und  aus  den  Verhandlungen  des  Ab- 
geordnetenhauses die  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  eine  auf  einer  anderen 
Grundlage  als  der  des  Umsatzes  aufgebaute  Warenhaussteuer  kaum  Aussicht 
hat,  eine  Mehrheit  im  Abgeordnetenhause  auf  sich  zu  vereinigen.  Dasjenige 
aber,  was  das  alleinige  Ziel  eines  steuerlichen  Vorgehens  sein  kann,  eine  der 
Leistungsfähigkeit  und  dem  Interesse  an  den  Gemeindeveranstaltungen  ent- 
sprechende Erfassung  der  grossen  Warenhäuser  ete.,  lässt  sich  auch  auf  dem 
Wege  der  Umsatzsteuer,  sofern  deren  Sätze  das  richtige  Mass  einhalten,  er- 
reichen. 

Mitbestimmend  war  für  die  Staatsregierung  auch  das  Vorgehen  einzelner 
anderer  Bundesstaaten.  Die  königl.  sächsische  Regierung  hat  auf  den  Wunsch 
der  Landesvertretung  die  Gemeinden  darauf  hingewiesen«  dass  sie  nach  Lage 
der  dortigen  Gesetzgebung  zur  Einführung  wie  von  Sondersteuem  für  die  grossen 
Detailg^chäfte  überhaupt  so  auch  von  Umsatzsteuern  befufft  seien,  allerdings 
aber  auch  betont,  dass  gerade  der  Umsatzsteuer  gegenüber  besondere  Vorsicht 
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geboten  sei»  und  dass  sie  die  Hand  zu  einer  Besteuerung,  welche  eine  direkte 
Gefahrdung,  wenn  nicht  Vernichtung  der  betreffenden  Betriebe  in  Aussicht  stelle, 
nicht  bieten  werde. 

In  Bayern  hat  die  Regierung  ihren  anfänglichen  Widerspruch  gegen  die 
Besteuerung  der  Warenhäuser  und  ähnlichen  Betriebe  nach  dem  Umsätze  fallen 
lassen,  und  so  erfolgt  dort  nach  dem  neuen  Gewerbesteuergesetze  vom  9.  Juni 
1899  die  Bemessung  der  , Normalanlage"  für  diese  Betriebe  auf  V«— 3%  des 
Umsatzes. 

Es  erscheint  deshalb  keineswegs  ausgeschlossen ,  •  dass  Grossbetriebe  der 
in  Rede  stehenden  Art  aus  Bundesstaaten,  in  denen  sie  einer  Umsatzsteuer 
unterliegen,  nach  Preussen  übersiedeln  und  hierdurch  die  Lage  der  Kleinbetriebe 
weiter  verschlechtem.  Die  Thatsache,  dass  zur  Zeit  der  grösste  derartige 
Münchener  Betrieb,  der  schon  jetzt  Filialen  in  grösseren  Städten  des  Westens 
unterhält,  auch  in  Berlin  ein  Warenhaus  grössten  Stiles  errichtet,  lässt  diese 
Besorgnis  als  nicht  unbegründet  erscheinen. 

Die  Staatsregierung  schlägt  daher  die  Einführung  einer  nach  dem  Um- 
sätze von  l'/s  bis  auf  2^|o  desselben  steigenden,  den  Gemeinden  zufliessenden 
Steuer  für  diejenigen  Kleinhandelsbetriebe  vor,  welche  mehr  als  eine  weitge- 
griffene Warengruppe  führen  und  einen  Jahresumsatz  von  bestimmter  Höhe 
erzielen.  Sie  wünscht  aber  von  vornherein  keinen  Zweifel  darüber  zu  lassen, 
dass  mit  diesen  Vorschlägen  auch  die  äusserste  Grenze  dessen  erreicht  ist,  was 
sie  als  mit  den  oben  entwickelten,  für  sie  wie  bei  Aufstellung  des  früheren 
Entwurfs  so  auch  jetzt  massgebenden  Grundsätzen  einer  rationellen  Steuer- 
politik für  vereinbar  erachtet,  und  dass  deshalb  für  eine  Verschärfung  des 
Entwurfs  in  wesentlichen  Punkten  auf  ihre  Zustimmung  nicht  zu  rechnen 
sein  würde. 

Es  gilt  dies  in  erster  Linie  sowohl  von  der  Begrenzung  des  Kreises  der 
Steuerpflichtigen  als  auch  von  der  Höhe  der  Steuersätze. 

Was  die  erstere  anlangt,  so  haben  sich  bis  vor  kurzer  Zeit  die  Wort- 
führer der  nach  Sonderbesteuerung  der  grossen  Detailgeschäfte  verlangenden 
Kleingewerbetreibenden  übereinstimmend  dagegen  verwahrt,  eine  solche  Sonder- 
steuer für  andere  Geschäfte  als  die  sog.  Grossbazare  zu  fordern,  d.  i.  diejenigen 
grossen  Kleinhandelsbetriebe,  welche  mehrere  miteinander  nicht  verwandte 
Warengruppen,  deren  Feilhaltung  in  einem  und  demselben  Geschäft  bisher  nicht 
üblich  war,  führen.  Neuerdings  freilich  haben  sich  die  Stimmen  gemehrt, 
welche  eine  auf  die  grossen,  sich  nur  auf  eine  Warengruppe  beschränkenden 
Spezialgeschäfte  ausgedehnte  Umsatzsteuer  fordern.  Eine  derartige  Ausdehnung 
der  Umsatzsteuer  würde  lediglich  in  der  Grösse  des  Betriebes  ihre  Begründung 
suchen  können.  Wäre  aber  einmal  die  Grösse  des  Betriebes  als  hinreichender 
Grund  für  eine  Sonderbesteuerung  anerkannt,  so  würde  es  auf  die  Dauer  nicht 
möglich  sein,  hiermit  bei  den  Kleinhandelsbetrieben  Halt  zu  machen.  Es  würde 
an  stichhaltigen  Gründen  fehlen,  was  man  den  kleineren  Handelstreibenden 
gewährt  hätte,  den  kleineren  Industriellen,  Handwerkern,  Bankiers,  schliesslich 
auch  den  kleinen  Landwirten  zu  versagen.  Die  Folge  wäre  das  Verlangen  nach 
gleichen  Massnahmen  gegen  die  Grossindustrie,  die  grossen  Banken  und  den 
grossen  Grundbesitz.  Schon  jetzt  sind  ja  die  kleineren  Müller  und  Brauer  mit 
der  Forderung  einer  «gestaffelten  Umsatzsteuer*"  für  ihre  grossen  Konkurrenten 
hervorgetreten.  Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  unser  Wirtschafts- 
leben eine  solche  Belastung  des  Grossbetriebes  nicht  zu  ertragen  vermöchte. 
Schon  die  durch  Einführung  einer  Umsatzsteuer  auf  Spezialgeschäfte  im  Klein- 
handel wachgerufene  Besorgnis  vor  einer  gleichen  Massnahme  auf  anderen 
Gebieten  würde  lähmend  auf  Handel  und  Verkehr  wirken  und  die  Konkurrenz- 
fUhigkeit  auf  dem  Weltmarkt  gefährden.  Auch  abgesehen  von  diesen  Konse- 
quenzen müsste  die  Umsatzsteuer  in  ihrer  Anwendung  auf  Spezialgeschäfte  auf 
diese  geradezu  unerträglich  wirken.  Wie  schon  oben  erwähnt,  ist  es  einer  ihrer 
grössten  Mängel,  dass  sie  die  einzelnen  Branchen  verschieden  trifft,  je  nachdem 
in  der  einen  ein  grösserer,  in  der  anderen  ein  geringerer  Prozentsatz  des  Um- 
satzes als  Ertrag  verbleibt.    Beschränkt  sich  die  Steuer  auf  die  G^chäfte,  die 
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mehr  als  eine  von  genügend  weit  gegriffenen  Warengrtippen  führen,  so  tritt 
jener  Mangel  zurück,  weil  sich  der  als  Nutzen  verhleibeude  geringe  Prozentsatz 
des  Umsatzes  in  der  einen  Gruppe  mit  dem  höheren  in  der  anderen  mehr  oder 
weniger  ausgleichen  kann.  Er  triflft  dagegen  mit  voller  Wucht,  wenn  die  Steuer 
auf  Spezialgeschäfte  erstreckt  wird,  und  er  kann  dann  die  grossen  (Geschäfte 
veranlassen,  sich  möglichst  viele  und  namentlich  die  einen  höheren  Prozentsatz 
des  Umsatzes  als  Nettonutzen  abwerfenden  Branchen  beizulegen,  führt  also  nur 
zu  weiterer  Schädigung  der  kleineren  Betriebe. 

Eine  Ausdehnung  der  in  dem  |^egenwärtigen  Entwurf  vorgeschlagenen 
Umsatzsteuer  auf  die  Spezialgeschäfte  ist  daher  zurückzuweisen. 

Ebenso  würde  auf  eine  Erhöhung  des  Steuersatzes  über  die  Vorschläge 
des  Entwurfs  nicht  einzugehen  sein.  Eine  Steuer  von  mehr  als  2%  des  Um- 
satzes oder  20  ^o  des  Ertrages  würde  mindestens  gegenüber  manchen  Betrieben 
den  Charakter  einer  unstatthaften  Prohibitivsteuer  annehmen  können,  und  da- 
gegen, eine  solche  zu  wollen,  haben  sich  bisher  sowohl  die  Redner  im  Land- 
tage als  auch  die  Wortführer  der  Kleingewerbetreibenden  nachdrücklich  ver- 
wahrt. Insbesondere  kann  auch  gegenüber  einer  bis  2  7o  des  Umsatzes  steigenden 
Steuer  ihre  Beschränkung  auf  einen  gewissen  Prozentsatz  des  Ertrages  nicht 
entbehrt  werden,  um  nicht  den  steuerpflichtigen  Betrieben  die  Führung  solcher 
Branchen,  an  denen  ein  weniger  hoher  Prozentsatz  des  Umsatzes  verdient  wird, 
zur  Unmöglichkeit  zu  machen  und  insoweit  daher  doch  zu  einer  Prohibitivsteuer 
zu  gelangen. 

Wenn  Bayern  mit  seiner  Steuer  bis  zu  3^/o  des  Umsatzes  geht  und  sie 
auf  einen  gewissen  Prozentsatz  des  Ertrages  nicht  beschränkt,  so  ist  dafür  dort 
die  Bemessung  des  Steuersatzes  zwischen  Vs  ^^^  37o  d^s  Umsatzes  ganz  in 
das  Ermessen  der  Yeranlagungsorgane  gestellt  — ,  eine  Massnahme,  deren  Nach- 
ahmung in  Preussen  nach  den  herkömmlichen  Anschauungen  und  im  Interesse 
eines  Rechtsschutzes  gegen  Ueberbflrdungen  nicht  angängig  ist. 

Wenn  man  den  in  den  verschiedenen  Branchen  üblichen  Nutzen  am  Um- 
satz berücksichtigt,  über  den  freilich  leider  statistisches  Material  fehlt,  so  wird 
man  zugeben  müssen,  dass  die  Grenze  bei  2^0  des  Umsatzes  und  20 Vo  ^^ 
Ertrages  schon  reichlich  hoch  gegnffen  ist  und  eine  weitere  Erhöhung  nicht 
vertrat.  Probeveranlagungen  wie  auf  Grund  des  früheren  konnten  allerdings 
nach  dem  gegenwärtigen  Entwurf  nicht  veranlasst  werden,  weil  es  zur  Zeit  an 
der  Möglichkeit,  den  Umsatz  zu  ermitteln,  gebricht.  Aber  nach  den  Ergeb- 
nissen der  Gewerbesteuerveranlagung  ist  anzunehmen,  dass  sich  auf  Grund  der 
vorgeschlagenen  Bestimmungen  für  die  grössten  Berliner  Warenhäuser  nach 
ihrem  derzeitigen  Geschäftsumfange  Steuersätze  bis  zu  wenigstens  400,000  M. 
ergeben  würden.  Auch  in  Städten  wie  Breslau,  Cöln,  Frankfurt  a.  M.,  Eiber- 
feld,  Essen  würde  nach  den  der  Gewerbesteuerveranlagung  zu  Grunde  gelegten 
Erträgen  die  Warenhausstener  bis  zu  ca.  125,000  M.  betragen. 

Wie  hoch  sich  das  Aufkommen  an  Warenhaussteuer  im  ganzen  und  in 
einzelnen  Gemeinden  stellen  würde,  kann  auch  nicht  annähernd  angegeben 
werden,  da  aus  dem  erwähnten  Grunde  Probeveranlagungen,  die  mehr  als  ganz 
unzuverlässige  Schätzungen  wären,  nicht  vorgenommen  werden  können. 

Die  Ueberlassung  des  Aufkommens  der  vorgeschlagenen  Steuer  an  die 
Kommune  entspricht  dem  Wunsche  des  Abgeordnetenhauses  und  schliesst  den 
Gedanken,  als  verfolge  der  Entwurf  auch  fiskalische  Zwecke,  von  vornherein 
aus.  Durch  die  Bestimmung  aber,  dass  die  Gemeinden  das  Aufkommen  zur 
Erleichterung  der  beiden  untersten  Gewerbesteuerklassen  zu  verwenden  haben, 
soll,  wie  durch  die  höhere  Belastung  der  Grossbetriebe  indirekt,  so  hier  direkt 
den  kleinen  und  mittleren  Gewerbetreibenden  eine  Unterstützung  im  Wettbewerb 
mit  jenen  gewährt  werden. 

Die  Bestimmung  im  §  18  Abs.  1  endlich  soll  Sicherheit  dafür  gewähren, 
dass  einerseits  durch  die  Warenhaussteuer  die  autonome  Gestaltung  der  G^* 
werbesteuer  seitens  der  Gemeinden  nicht  gehindert  oder  erschwert,  anderseits 
die  warenhaussteuerpflichtigen  Betriebe  nicht  mehrfach  besteuert  werden,  und 
eine  irrationelle  Kumulierung  von  Gewerbesteuern  vermieden  wird. 
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Nach  diesen  allgemeinen  Ausführungen  bleibt  zu  den  einzelnen  Bestim- 
mungen  des  Entwurfs  folgendes  zu  bemerken: 

§  1 
bestimmt  die  allgemeinen  Voraussetzungen   der  Steuerpflicht.    Dieselben  sind: 

1.  Betrieb  des  Kleinhandels, 

2.  mit  mehr  als  einer  der  im  §  6  unterschiedenen  Warengruppen, 

3.  Erzielung  eines  Umsatzes  von  mehr  als  500,000  M. 

Zu  1.  Eine  Begriffsbestimmung  des  Kleinhandels  in  das  Gesetz  auf- 
zunehmen, erscheint  ebensowenig  geboten,  wie  beispielsweise  das  Gewerbe- 
steuergesetz den  Begriff  des  Gewerbes  definiert.  Das  m  Parenthese  beigefOgte 
Wort  «Detail*  lässt  erkennen,  dass  die  beiden  Begriffe  «Kleinhandel*  und 
«Detailhandel*  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  identis^  sein  sollen. 

Dass  es  irrelevant  ist,  in  welcher  Form  sich  der  Kleinhandel  vollzieht, 
ob  im  offenen  Laden,  als  Versandgeschäft,  auf  oder  ohne  vorgängige  Bestellung,, 
wird  im  3.  Abs.  des  §  1  ausdrücklich  ausgesprochen. 

Zu  3.  Wie  in  dem  allgemeinen  Teil  der  Begründung  ausgeführt,  soll 
die  Warenhaussteuer  nur  diejenigen  Betriebe  treffen,  welche  durch  ihre  Grösse 
und  das  in  dieser  liegende  Uebergewicht  im  Konkurrenzkampf  die  kleineren 
Betriebe  bedrohen.  Bei  weldier  Höhe  des  Umsatzes  dieser  Fall  eintritt,  Iftsst 
sich  ziffermässig  nicht,  am  allerwenigsten  für  den  ganzen  Staat  beweisen.  Man 
wird  aber  im  allgemeinen  annehmen  dürfen,  dass  bei  einem  niedrigeren  Umsatz 
als  500,000  M.  von  einem  Grossbetriebe  in  dem  hier  fraglichen  Sinne  nicht 
wohl  die  Rede  sein  kann.  Eher  könnte  der  Zweifel  berechtigt  erscheinen,  ob 
diese  Grenze  nicht  zu  niedrig  gezogen  ist.  Indes  ist  zu  berücksichtigen,  dass 
das  G^etz  für  alle,  auch  die  kleinen  Gemeinden  des  Landes  bestimmt  ist  und 
in  solchen  allerdings  schon  ein  Betrieb  mit  einem  Umsatz  von  500,000  M.  die 
Existenz  der  übrigen  Kleinhändler  ernstlich  gefährden  kann.  Sodann  aber 
würde  ein  Eingreifen  der  Steuer  erst  bei  einem  erheblich  höheren  Umsätze  die 
meisten  der  auch  in  grösseren  Städten  besonders  geßlhrlichen  sog.  Ramsch- 
bazare  verschonen. 

Bei  Aufstellung  des  Entwurfs  ist  mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Ver- 
schiedenheiten auch  in  Frage  gekommen,  ob  es  sich  nicht  empfehle,  entweder 
den  Gemeinden  etwa  bis  zu  1,000,000  M.  Umsatz  die  Bestimmung  der  Grenze 
der  Steuerpflicht  zu  Überlassen,  oder  aber  im  Gesetz  die  Steuerpflicht  je  nach  der 
Grösse  der  Gemeinden  von  einem  höheren  oder  niedrigeren  Umsätze  abhängig 
zu  machen.  Die  Regierung  glaubt  aber  weder  das  eine  noch  das  andere  vor- 
schlagen zu  sollen.  Denn  beides  würde  in  allen  Fällen,  wo  Betriebe  sich  über 
mehrere  Gemeinden  erstrecken,  zu  Schwierigkeiten  und  Unzuträglichkeiten 
führen.  Etwa  um  diese  zu  umgehen,  mit  dem  Prinzip  der  einheitiichen  Be- 
steuerung aller  in  einer  Hand  befindlichen  Betriebe  zu  brechen,  ist  noch  weniger 
ratsam. 

Auch  lässt  es  die  in  den  Vertretungen  der  meisten  Grossstädte  bisher 
zu  Tage  getretene  Abneigung  gegen  die  Sonderbesteuerung  der  Warenhäuser 
bedenklich  erscheinen,  die  Bestimmung  über  die  Anfangsgrenze  der  Steuerpflicht 
in  die  Hand  der  Gemeinden  zu  legen. 

«Umsatz*  im  Sinne  des  Entwurf!»  ist,  was  wohl  keiner  näheren  Erläute- 
rung bedarf,  der  gesamte  für  die  im  Kleinhandel  veräusserten  Waren  erzielte 
Erlös,  also  die  bare  Einnahme  zuzüglich  der  Aussenstände  für  die  in  der  be- 
treffenden Periode  verkauften  Waren  und  abzüglich  der  Eingänge  von  Aussen- 
ständen  aus  frilheren  Zeitabschnitten. 

Nach  dem  ersten  Satze  des  letzten  Absatzes  des  §  1  sollen  Vereine,  ein* 
getragene    Genossenschaften    und    Korporationen   der   Warenhaussteuer   nicht 
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unterliegen,  sofern  sie  nach  §  5  des  Gewerbesteuergesetzes  auch  der  Gewerbe- 
steuer nicht  unterworfen  sind  *). 

Dieselbe  Bestimmung  enthielt  auch  der  frflhere  Entwurf  eines  Waren- 
haussteuergesetzes, imd  sie  hat  bei  dem  Bekanntwerden  desselben  lebhafte 
Anfeindung  erfahren.  Man  wendete  ein,  sie  mache  das  ganze  Gesetz  von  vorn- 
herein zum  grossen  Teil  unwirksam,  da  gerade  die  den  Kleinbetrieben  schäd- 
lichsten Konsum-,  Beamten-  und  Offiziervereine  infolge  der  Vorschriften  des  §  5 
des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1891  von  der  Gewerbesteuer  frei  blieben ;  es  sei  daher 
erforderlich,  statt  diese  Begünstigung  nun  auch  auf  die  Warenhaussteuer  aus- 
zudehnen, sie  auch  bei  der  Gewerbesteuer  zu  beseitigen  und  alle,  einen  stehen- 
den Gewerbebetrieb  unterhaltenden  Vereine,  eingetragenen  Genossenschaften 
und  Korporationen  nicht  nur  der  Warenhaus-,  sondern  auch  der  Gewerbesteuer 
zu  unterwerfen. 

Diesem  Verlangen  lie^  eine  Reihe  von  Irrtümern  Aber  die  rechtlichen 
und  thatsächb'chen  Verhältnisse  zu  Grunde. 

Die  Vorschriften  des  §  5  Abs.  1  und  2  des  Gewerbesteuergesetzes,  welche 
nach  §  28  Nr.  1  des  Kommimalabgabengesetzes  für  die  Gemeinden  auch  bei  Ein- 
führung besonderer  Gewerbesteuern  bindend  sind,  beruhen  auf  der  Erwägung, 
dass  Vereine  etc.  unter  den  im  1.  Abs.  des  §  5  a.  a.  0.  angegebenen  Voraus- 
setzungen überhaupt  keine  Erwerbszwecke  verfolgen  und  deshalb  ,für  gewerb- 
liche Unternehmungen  im  steuerlichen  Sinne  nicht  zu  erachten*  sind,  dass 
aber  bei  allen  Konsumvereinen  mit  offenem  Laden  ^nach  den  gemachten  Erfah- 
rungen die  thatsächliche  Beschränkung  des  Geschäftsverkehrs  auf  die  Mitglieder 
selbst  dann  nicht  gesichert  ist,  wenn  eine  solche  Beschränkung  in  den  Statuten 
vorgeschrieben  ist*  (Begründung  des  Gewerbesteuergesetzes,  Drucksachen  des 
Abgeordnetenhauses  1890,91  Nr.  13  S.  46). 

Man  hat  nun  eingewendet,  der  Begrift  der  Konsumvereine  mit  offenem 
Laden  oder  ohne  offenen  Laden  sei  neuerdings  durch  die  Gesetzgebung  ver- 
wischt worden.  Nach  dem  Gesetze  vom  1.  August  1896,  betreffend  die  Ab- 
änderung des  Gesetzes  über  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  vom 
1.  Mai  1889,  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  von  Konsumanstalten  dürfen  näm- 
lich —  mit  gewissen  Ausnahmen  für  landwirtschaftliche  —  Konsumvereine  im 
regelmässigen  Geschäftsverkehre  Waren  nur  an  ihre  Mitglieder  oder  deren  Ver- 
treter verkaufen.  Daraus,  dass  hienach  der  Verkauf,  mag  er  unmittelbar  oder 
mittelbar  stattfinden ,  lediglich  auf  Mitglieder  beschränkt  wird  und  eine  Zu- 
widerhandlung gemäss  §§  145  a  und  145  b  der  genannten  Gesetzesnovelle  mit 
Strafe  bedroht  ist,  folgert  man,  dass  die  Unterscheidung  zwischen  offenem  Laden 
und  nicht  offenem  Laden  bei  den  Konsumvereinen  in  ökonomischer  Hinsicht 
keine  Bedeutung  mehr  habe.  Dieselbe  diene  lediglich  dazu,  um  unter  Benutzung 
des  Wortlautes  der  Bestimmung  des  §  5  Abs.  2  des  Grewerbesteuergesetzes  eine 
Befreiung  von  der  Gewerbesteuer  durchzusetzen,  die  gegenüber  denjenigen  Kon- 
sumvereinen, welche  ihren  Laden  nicht  geschlossen  halten,  nicht  mehr  gerecht- 
fertig^  erscheine.  Man  müsse  daher  nunmehr  alle  Konsumvereine,  die  ein 
stehendes  Gewerbe  betreiben,  der  Gewerbesteuer  unterwerfen. 

Nach  dem  oben  über  die  Motive  des  §  5  Abs.  1  und  2  des  Gewerbe- 
steuergesetzes Bemerkten  und  nach  der  mit  diesen  Motiven  im  Einklang  stehen- 
den Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts  setzt  der  Begriff  des  Gewerbe- 
betriebes  voraus   eine    mit   der   Absicht  auf  Gewinnerzielung   unternommene, 


I)  §  5  Abs.  1  und  8  des  Gewerbesteuergesetzes  lauten: 

«Der  Gewerbesteuer  sind  femer  nicht  unterworfen:  Vereine,  eingetragene  Oenosseu- 
schaften  und  Korporationen,  welche  nur  die  eigenen  Bedürfhisse  ihrer  MitgUeder  an  Geld, 
Lebensmitteln  und  anderen  Gegenständen  zu  beschaffen  bezwecken,  wenn  sie  satzungsgemäss 
und  thatsächlich  ihren  Verkehr  auf  ihre  Mitglieder  beschränken  und  keinen  Gewinn  unter  die 
Mitglieder  verteUen ,  auch  eine  Verteünng  des  aus  dem  Gewinne  angesammelten  Vermögens 
unter  die  Mitglieder  für  den  Fall  der  Auflösung  aasschliessen.  Konsumvereine  mit  offenem 
Laden  unterliegen  der  Besteuerung;  ebenso  unter  derselben  Voraussetzung  Konsumanstalten 
welche  von  gewerblichen  Unternehmern  im  Nebenbetriebe  unterhalten  werden." 
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selbständige,  berufsmässige  und  erlaubte  Arbeitsthätigkeit,  welcbe  sich  als  Be- 
teiligung am  allgemeinen  wirtschafUicben  Verkehr  darstellt.  Wollte  man  also 
die  vereine  etc.,  welche  einen  stehenden  Gewerbebetrieb  unterhalten,  schlecht- 
weg der  Qewerbesteuer  unterwerfen,  so  würde  man  damit  weniger  erreichen, 
als  mit  dem  jetzigen  §  5  des  Gewerbesteuergesetzes.  Denn  Vereine  etc.  unter- 
halten eben  unter  den  Voraussetzungen  des  §  5  Abs.  1  einen  stehenden  Ge- 
werbebetrieb im  steuerlichen  Sinne  überhaupt  nicht.  Sie  würden  also  nach  einer 
solchen  Gesetzesänderung  ebensowenig  steuerpflichtig  sein,  wie  sie  es  jetzt  sind. 
Dage^n  würde,  wenn,  wie  verlangt,  der  Abs.  2  des  §  5  aufgehoben 
würde,  damit  die  in  ihm  ausgesprochene  Praeaumptio  juris  et  de  jure,  dass  ein 
Konsumverein  mit  offenem  Laden  die  Bedingungen  des  Abs.  1  nie  erfüllt, 
bei  ihm  vielmehr  stets  ein  Gewerbebetrieb  anzunehmen  ist,  beseitigen.  Die 
Folge  hiervon  aber  wäre,  dass  nunmehr  auch  einem  solchen,  jetzt  ohne  weiteres 
steuerpflichtigen  Konsumverein  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  eines  Ge- 
werbebetriebes nachgewiesen  werden  müsste,  um  ihn  zur  Steuer  heranziehen 
zu  können. 

Durch  das  ReichM^esetz  vom  12.  August  1896 ,  welches  den  Konsumver- 
einen den  Warenverkauf  an  Nichtmitglieder  untersagt,  sind  die  im  §  5  des  Ge- 
werbesteuerffesetzes  aufgestellten  Merkmale  für  die  Steuerpflicht  und  Steuer- 
freiheit auch  durchaus  nicht  verwischt  Denn  diejenigen  des  Ausschlusses  einer 
Gewinnverteilung  und  einer  Verteilung  des  Vermögens  unter  die  Mitglieder 
sind  völlig  unberührt  geblieben,  und  auch  den  Unterschied  des  Haltens  oder 
Nichthaltens  eines  offenen  Ladens  hat  das  Reichsgesetz  selbst,  wie  sich  aus 
Nr.  3  seines  Art  I  ergibt,  trotz  des  allgemeinen  Verbotes  des  Verkaufes  an 
Nichtmitglieder  aufrecht  erhalten.  Die  Begriffsbestimmung  des  «offenen 
Ladens*,  wie  ihn  das  Oberverwaltungsgericht  definiert  hat,  nämlich,  dass  als 
solcher  anzusehen  sei  jedes  Verkaufslokal,  in  welchem  die  zur  Abgabe  an  etwa 
erscheinende  Käufer  vorhandenen  Warenvorräte  im  Kleinverkehr  an  die  Ein- 
tretenden ohne  vorherige  Bestellung  und  ohne  dass  ein  physisches  Hinder- 
nis für  den  Eintritt  besteht,  abgegeben  werden  (Entsch.  des  O.V.G.  in  Staats- 
steuers. I.  309  ff.) ,  trifft  auch  nach  dem  Erlass  des  gedachten  Reichsgesetzes 
noch  zu.  Nach  wie  vor  schliesst  z.  B.  eine  Legitimation  des  bereits  einge- 
tretenen Kauflustigen  als  Mitglied  bei  dem  Abschluss  des  Verkaufes  den  Be- 
griff des  offenen  Ladens  nicht  aus.  Auch  in  ökonomischer  Hinsicht  beansprucht 
die  Unterscheidung  zwischen  Konsumvereinen  mit  und  ohne  offenen  Laden  sehr 
wohl  noch  ihre  Bedeutung.  Denn  namentlich  für  grössere  Konsumvereine  wird 
im  allgemeinen  die  Haltung  eines  offenen  Ladens  geschäftlich  entschieden  vor- 
teilhaft sein. 

Die  wahre,  solchen  verfehlten  Deduktionen,  wie  den  im  vorstehenden 
zurückgewiesenen  zu  Grunde  liegende  Absicht  der  Kleingewerbetreibenden  geht 
offenbar  dahin,  alle  die  Versorgung  der  Mitglieder  oder  Nichtmitglieder  mit 
Waren  betreibenden  Vereine  etc.  der  Gewerbesteuer  unterworfen  zu  sehen« 
mögen  sie  ein  stehendes  Gewerbe  im  rechtlichen  Sinne  betreiben  oder  nicht 

Dem  ist  zunächst  entgegenzuhalten,  dass  naturgemäss  der  Gewerbesteuer 
nur  Gewerbebetriebe  unterworfen  werden  können.  Sodann  befindet  man 
sich  in  einem  zweifachen  Irrtum  sowohl  über  den  gegenwärtig  thatsächlich  be- 
stehenden Zustand  als  auch  über  die  Wirkung  einer  Gesetzesänderung  in  dem 
gewünschten  Sinne.  Man  nimmt  an,  dass  die  meisten  und  namentlich  die 
grössten,  die  schärfste  Konkurrenz  bereitenden  Konsum-  und  ähnliche  Vereine 
gegenwärtig  auf  Grund  des  §  5  a.  a.  0.  ffewerbesteuerfrei  seien.  Das  ist,  so- 
weit sich  übersehen  lässt,  durchaus  unrichtig.  Insbesondere  unterliegen  z.  B. 
das  Warenhaus  für  Armee  und  Marine,  dasjenige  für  Beamte,  da^enige  für 
Aerzte,  die  grossen  Konsumvereine  in  Breslau  und  Görlitz,  die  grosse  Krupp- 
sche Konsumanstalt  in  Essen,  die  Fürstlich  P 1  e  s  s  sehe  Konsumanstalt  in  Waiden- 
burg schon  jetzt  der  Gewerbesteuer.  Würde  man  aber  die  jetzt  nach  §  5  a.  a.  0. 
steuerfreien  Vereine  auch  in  weitestem  Umfange  der  Steuer  grundsätzlich  unter- 
werfen, so  wäre  aller  Voraussicht  nach  das  praktische  Resultat  nur  das,  dass 
sich  bei   der  Veranlagping  der   meisten   ein  so   niedriger  Ertrag  herausstellte. 
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dass  sie  entweder  freizustellen  wären  oder,  soweit  dies  die  Höbe  des  Anlage- 
und  Betriebskapitals  bindert,  nur  zu  minimalen  Steuersätzen  veranlagt  werden 
könnten.  Irgend  welcbe  praktiscben  Wirkungen  in  den  von  den  kleineren 
Detaillisten  gewünscbten  Riebtungen  würde  eine  Unterstellung  der  Vereine  etc. 
unter  die  Gewerbesteuer  zweifellos  nicbt  baben,  möcbte  sie  aueb  im  weitesten 
Umfange  erfolgen '). 

1)  Ganz  ähnlich  irdRen  Auffassungen  entspringt  das  von  derselben  Seite  erhobene 
Verlangen ,  auch  der  Einkommensteuer  alle  Konsumvereine  unterschiedslos  zu  unterwerfen. 
Man  verkennt  das  Wesen  der  Einkommensteuer,  welche  als  eine  rein  persönliche  Steuer  eine 
individuell  bestimmte  Person  als  Steuerpflichtigen  und  ein  selbständiges  Einkommen  dieser 
Person  voraussetzt. 

Bei  Konsumvereinen,  die  weder  eingetragene  Genossenschaften  sind,  noch  vermöge 
ihrer  sonstigen  Verfassung  oder  vermöge  besonderer  Verleihung  BechtsflUiigkeit  besitzen, 
trifft  diese  Voraussetzung  nicht  zu,  weil  sie  als  solche  weder  Grundstücke  noch  Kapitalien 
erwerben  können,  sondern  alles,  was  dem  Verein  zufällt,  das  gemeinsame  Eigentum  der  der- 
oialigen  Mitglieder  wird.  Ein  derartiger  Verein  erwirbt  also  ein  von  dem  Ehikommen  seiner 
Mitglieder  unterschiedenes  Einkommen  nicht,  und  aus  diesem  Grunde  sind  schon  bei  der  Be- 
ratung des  Einkommensteuergesetzes  alle  Anträge,  die  ihre  Heranziehung  zur  Einkommen» 
Steuer  bezwecken,  mit  Erfolg  bekämpft.  (Vgl.  Stenogr.  Bericht  über  die  Sitzung  des  Hausea 
der  Abgeordneten  vom  4.  März  1891  S.  1S44  if.) 

Durch  das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  B.G.B.  wird  in  dieser  Hinsicht  wesent- 
liches nicht  geändert. 

Gemäss  §§  st,  54  B.G.B.  finden  auf  die  nicht  eingetragenen  Konsumvereine,  insofern 
Omen  nicht  die  Rechtsfähigkeit  durch  Staatsakt  ausdrücklich  beigelegt  worden  ist,  die  Vor- 
schriften aber  die  Gesellschaften  Anwendung.  Danach  werden  die  Beiträge  der  Gesellschafter 
und  die  durch  die  Geschäftsführung  für  die  Gesellschaft  erworbenen  Gegenstände  gemein- 
schaftliches Vermögen  der  Gesellschafter  (§  718  B.G.B.).  Auch  künftig  kann  also 
ein  von  dem  Vermögen  der  Vereinsmitglieder  verschiedenes  Vereinsvermögen  und  somit  ein 
besonderes  Vereinseinkommen  nicht  konstruiert  werden. 

Würden  gleichwohl  die  auf  die  Mitglieder  zur  Verteilung  gelangenden  Dividenden  u.  s.  w. 
—  ausser  bei  den  einzelnen  Mitgliedern,  deren  Einkommen  sie  nach  den  geltenden  Vorschriften 
zugerechnet  werden  müssen ,  noch  einmal  im  ganzen  als  fingiertes  Einkommen  des  Vereins 
besteuert,  so  wäre  der  Vorwurf  der  Doppelbesteuerung  nicht  abzuweisen. 

üeberdies  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  wirksame  Besteuerung  der  Konsumvereine 
in  der  Form  der  Einkommensteuer  nicht  erreicht  wird. 

Von  den  in  Preussen  am  28.  Februar  1897  als  eingetragene  Genossenschaften  vor- 
handenen 60 ft  Konsumvereinen  aller  Systeme  konnten  für  1898/99  überiiaupt  nur  190  Konsum- 
vereine zur  Einkommensteuer  veranlagt  werden ,  weil  die  überwiegende  Mehrzahl  der  einge- 
tragenen Konsumvereine  vermöge  der  niedrigen  Normierung  der  Vericaufspreise  Dividenden 
entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  in  so  massiger  Höhe  verteilt,  dass  der  Betrag  von 
^^h%  der  Geschäftsanteile  nicht  erheblich  überschritten  wird. 

Die  gesamte  Steuer  der  190  steuerpflichtigen  Konsumvereine  aber  betrug  113,847  M. 
Dazu  trugen  24  Vereine,  die  mit  Einkommen  von  mehr  als  9500  M.  veranlagt  waren,  84,ooo  M. 
bei ;  die  übrigen  166  Vereine  brachten  in  meist  sehr  geringfügigen  Einzelbeträgen  nur  28,500  M. 
Einkommensteuer  auf. 

Nicht  eingetragene  Konsumvereine  sollen  im  Deutschen  Reich  nach  zuverlässigen 
Angaben  am  81.  Mai  1897  nur  109,  am  81.  Mai  1899  sogar  nur  noch  95  bestanden  haben,  wo- 
von auf  Preussen  etwa  60  entfallen  mögen.  Ohne  Zweifel  haben  diese ,  schon  wegen  ihrer 
geringeren  Kreditfähigkeit,  mit  ganz  vereinzelten  Ausnahmen  auch  einen  sehr  viel  geringeren 
Qescfaäftsumfang  als  die  eingetragenen  Vereine. 

Andere  Befürworter  ähnlicher  Massnahmen  haben  denn  auch  schon  erkannt,  dass  die 
Heranziehung  der  flraglichen  Konsumvereine  zur  Einkommensteuer  bei  Anwendung  der  all- 
gemeinen Grundsätze  wirkungslos  sein  würde,  und  deshalb  den  Vorschlag  gemacht,  die  Ge- 
nossenschaften, Vereine  und  ähnlichen  Organisationen,  sei  es  überhaupt,  sei  es  sofern  sie 
keinen  Gewinn  verteilen,  nach  einem  fingierten  Einkommen  zur  Einkommensteuer 
heranzuziehen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  solche  Art  der  Hei-anziehnng  zu  der  Einkommensteuer 
mit  dem  bestehenden  Steuersystem  ganz  unvereinbar  ist. 
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Kann  hienach  eine  Erweiterung  der  Gewerbest euerpflicht  der  Vereine  etc. 
nicht  zugestanden  werden,  so  muss  auch  der  Gedanke,  etwa  die  gewerbesteuer- 
freien Vereine  der  Umsatzsteuer  zu  unterwerfen,  von  der  Hand  gewiesen  werden. 
Die  Umsatzsteuer  stellt  sich  als  eine  besondere  Gewerbesteuer  für  gewisse 
Formen  des  stehenden  Gewerbebetriebes  dar.  Es  wäre  offenbar  widersinnig, 
ihr  eine  Geschäftsgebarnng  zu  unterwerfen,  die  begrifflich  gar  kein  stehender 
Gewerbebetrieb  ist,  nur  weil  das  Rechtssubjekt  nicht  eine  einzelne  physische 
Person,  sondern  ein  Verein  oder  eine  Genossenschaft  ist.  Es  hiesse  das  nichts 
anderes  als  eine  Verfolgung  reichsgesetzlich  zu  Recht  bestehender  und  ge- 
schützter Vereinigungen,  die  weder  zulässig  noch  politisch  ratsam  wäre. 

Aber  auch  sozialpolitisch  müsste  ein  solches  vorgehen  bedenkliche  Folgen 
zeitigen.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Mitglieder 
der  Konsum-,  Beamten-  und  Offiziervereine  den  minder  bemittelten,  jedenfalls 
nicht  den  leistungsfähigsten  Bevölkerungsschichten  angehören,  für  deren  Lebens- 
haltung es  von  nicht  geringer  Bedeutung  ist,  ob  sie  ihre  Bedürfnisse  an  Lebens- 
mitteln, Kleidung,  Hausrat  u.  s.  w.  etwas  billiger  oder  teurer  befriedigen  können. 
Ihnen  die  Möglichkeit  billigerer  Beschaffung  der  Lebensbedürfnisse  durch  eine 
Steuer,  die  gerade  die  reichsten,  durch  ihre  Mittel  der  Notwendigkeit  solcher 
Massnahmen  Überhobenen  Kreise  am  wenigsten  berührt,  zu  verschränken  oder 
zu  erschweren,  wäre  im  Staatsinteresse  nicht  zu  rechtfertigen. 

Ueberdies  werden  gerade  Unternehmungen,  wie  die  Warenhäuser  für 
Armee  und  Marine  und  für  Beamte  von  einer  Umsatzsteuer,  der  sie  ja  infolge 
ihrer  Gewerbesteuerpflicht  auch  unterliegen,  am  härtesten  betroffen. 

Dass  die  nach  §§  8  und  4  des  Gewerbesteuergesetzes  und  §  28  des  Kom- 
munalabgabengesetzes vom  14.  Juli  1893  wegen  ihres  Charakters  von  der  Ge- 
werbesteuer befreiten  Betriebe  auch  nicht  zur  Warenhaussteuer  heranzuziehen 
sind,  wird  keiner  besonderen  Rechtfertigping  bedürfen. 

§2 
enthält  die  Skala,  nach  der  die  Steuer,  vorbehaltlich  der  nach  §§  3  oder  4 
eintretenden  anderen  Normierung,  bemessen  werden  soll.  Sie  betraf  hienach 
bei  einem  Umsatz  von  500—550,000  M.  V/t^/o  des  Höchstbetrages  des  steuer- 
freien Umsatzes  und  steigt  bis  auf  2  %  des  Höchstbetrages  der  in  die  voran- 
gehende Stufe  faUenden  Umsatzhöhe.  Sie  erreicht  diesen  Mazimalsatz  bei  Um- 
sätzen von  mehr  als  1  Mill.  M.,  also  schon  verhältnismässig  früh. 

Wenn  somit  die  Progression  nur  eine  sehr  beschränkte  ist,  so  war  hier- 
für bestimmend  der  Wunsch,  der  Warenhaussteuer  auch  den  Schein  einer  pro- 
hibitiven  Tendenz  zu  nehmen.  Dass  die  Steuer  über  2  7o  nicht  gesteigert  werden 
kann,  ist  bereits  ausgeführt.  Wollte  man  sie  anderseits  für  die  Betriebe  mit 
weniger  als  1  Million  Umsatz  stärker  degressiv  gestalten,  so  würde  man  sie 
eines  grossen  Teiles  ihrer  Wirkung  auf  zum  Teil  recht  bedenkliche  Geschäfte 
entkleiden. 

§3. 
Unterhält  derselbe  Unternehmer  mehrere  Zweigniederlassungen,  Filialen 
und  Verkaufsstätten,  so  soll  nach  §  1,  sofern  diese  sämtlich  in  Preussen  geleg^ 
sind,  für  Steuerpflicht  und  Steuerhöhe  der  Gesamtumsatz  bestimmend  sein. 
Befindet  sich  der  Sitz  eines  Unternehmens,  das  in  Preussen  Filialen  u.  s.  w. 
unterhält,  ausserhalb  Preussens,  so  kann  diesseits  nur  der  von  den  preussischen 
Filialen  erzielte  Umsatz  besteuert  werden.  Es  würde  aber  eine  Benachteiligung 
der  inländischen  Unternehmer  bedeuten,  wollte  man  der  Entscheidung  darüber, 
ob  die  Steuerpflicht  jener  ausländischen  Betriebe  in  Preussen  begründet  sei, 
und  mit  welchem  Prozentsatz  der  progressiven  Skala  dieselben  zu  belegen  seien, 
nur  den  in  Preussen  erzielten  Umsatz  zu  Grunde  legen.  Denn  thatsächlich 
würde  damit  der  Grundsatz  der  einheitlichen  Besteuerung  aller  in  derselben 
Hand  befindlichen  Kleinhandelsbetriebe  zu  Gunsten  der  ausserhalb  ihren  Sitz 
habenden  durchbrochen.  Anderseits  fehlt  es  der  diesseitigen  Steuerbehörde 
mindestens  in  sehr  vielen  Fällen  an  der  Möglichkeit  und  den  Machtmitteln, 
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•den  Umsatz  ausserhalb  des  Staatsgebiets  betriebener  Gewerbe  festzustellen. 
Daher  ist  im  allgemeinen  auch  eine  derartige  Regelung  unausföhrbar ,  dass 
3teuerpflicht  und  als  Steuer  zu  entrichtender  Prozentsatz  nach  dem  ermittelten 
Gesamtumsatz  eines  sich  Über  Preussen  und  andere  Staaten  erstreckenden  Unter- 
nehmens bestimmt  werden. 

£s  bleibt  somit  nur  übrig,  den  Umsatz  der  inländischen  Filialen  eines 
ausländischen  Unternehmens  für  sich  zu  ermitteln,  für  die  Frage  der  Steuer- 
pflicht aber  von  der  übrigens  auch  wohl  meist  zutreffenden  Annahme  auszu- 
gehen, dass  der  Umsatz  des  Gesamtuntemehmens  die  steuerpflichtige  Höhe 
erreicht.  Aus  demselben  Grunde  kann  der  Steuerbemessung  der  Fili^en  aus- 
-vdlrtiger  Unternehmer  nur  der  höchste  für  inländische  zur  Anwendung  kommende 
Steuersatz,  also  2^/o  des  Umsatzes,  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Um  aber  jede  Benachteiligung  der  auswärtigen  Betriebe  im  Verhältnis 
zu  den  inländischen  zu  vermeiden,  wird  den  Inhabern  solcher  auswärtiger  Be- 
triebe, deren  Gesamtumsatz  den  nach  §  2  die  Steuerpflicht  oder  eine  Steuer  in 
Höhe  von  2  7o  bedingenden  Betrag  nicht  erreicht,  durch  Abs.  3  die  Möglich- 
keit eröffiiet,  ihren  inländischen  Verkaufsstätten  die  gleiche  steuerliche  Be- 
handlung wie  den  in  Preussen  ihren  Sitz  habenden  Unternehmungen  zu  sichern. 
Sie  haben  hierzu  nur  nötig,  von  eingetretener  Rechtskraft  der  Veranlagung  den 
Nachweis  zu  erbringen,  dass  der  gesamte  Umsatz  ihrer  preussischen  und  ausser- 
preussischen  Betriebsstätten  500,000  nicht  übersteigt  bezw.  welche  zwischen 
500,000  und  1,000,000  M.  liegende  Höhe  er  erreicht. 

§4 
entspricht  der  bewährten  Vorschrift  im  §  24  Abs.  2  des  Gewerbesiteuergesetzes» 

§5. 

Die  im  §  5  Abs.  1  der  Steuerhöhe  gesetzte  Schranke  ist  schon  im  all- 
gemeinen Teil  der  Begründung  gerechtfertigt. 

Auf  steuerpflichtige  Konsumvereine  und  Konsumstellen  kann  sie  indes 
nicht  angewendet  werden,  da  diese  nicht  mit  der  Absicht  der  Erzielung  eines 
möglichst  hohen  Ertrages  verwaltet  werden  und  sie  es  in  der  Hand  haben, 
durch  die  Normierung  der  Verkaufspreise  den  Ertrag  völlig  verschwinden 
^u  lassen. 

Den  Beweis,  dass  und  inwieweit  eine  nach  §  2  bemessene  Steuer  20  V<) 
des  Ertrages  überschreiten  würde,  hat,  wie  das  Wort  .nachweislich*  andeutet, 
der  Steuerpflichtige  zu  führen. 

8  6. 

Die  Bedeutung  der  im  §  6  abgegrenzten  Warengruppen  besteht  nur 
darin,  dass  die  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  derselben  in  demselben  Klein- 
Handelsbetriebe  diesem  den  Charakter  des  wegen  seiner  über  das  Uebliche 
hinausgehenden  Vielseitigkeit  einer  besonderen  Steuer  zu  unterwerfenden  Waren- 
hauses aufdrückt.  Es  ist  daher  erforderlich,  die  einzelnen  Warengruppen  so 
weit  zu  greifen,  dass  nicht  verwandte,  herkömmlich  in  demselben  Betriebe  feil- 
gehaltene Waren  in  verschiedene  Gruppen  fallen  und  dies  zur  Besteuerung  von 
Geschäften  führt,  denen  thatsächlich  der  Warenhauscharakter  vöUig  abseht. 

Bei  der  in  §  6  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  aus  den  &eisen 
der  grösseren  vrie  der  kleineren  Detaillisten  vorgenommenen  Gruppenbildung 
ist  daher  davon  abgesehen  worden,  Gesichtspunkten,  wie  der  Bestimmung  der 
Waren,  den  Rohstenen,  aus  denen  sie  hergestellt  sind,  ausschlaggebende  Be- 
deutung beizulegen.  Das  Schwergewicht  ist  vielmehr  auf  die  Fiuge  gelegt: 
Welche  Waren  werden  nach  der  Entwicklung  herkömmlich  derart  in  demselben 
Geschäft  feilgehalten,  dass  sie  als  zusammengehörig  zu  bezeichnen  sind,  und 
dass  ihre  Vereinigung  einem  Betriebe  noch  nicht  den  Charakter  des  Waren- 
hauses gibt? 

Um  in  dieser  GLinsicht  möglichst  vollkommene  Sicherheit  gegen  MissgrifiPe 
bei  der  praktischen  Handhabung  de?  Gesetzes  zu  gewähren,  ist  überdies  die 
Bestimmung  im  Abs.  3  eingefü^. 
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Die  im  Abs.  1  aufgezählten  Gruppen  erschöpfen  weder  alle  Arten  von 
Waren,  noch  ist  es  ausgeschlossen,  dass  man  die  eine  oder  die  andere  Ware 
füglich  sowohl  der  einen  wie  der  anderen  Gruppe  zuzählen  kann.  Für  Möbel, 
Teppiche  und  Vorhänp^e  ist  sogar,  um  der  thatsächlichen  Entwicklung  der 
Branchen  zu  folgen,  die  Möglichkeit  ihrer  Zugehörigkeit  zu  zwei  Gruppen  aus- 
drücklich erwähnt.  Indessen  dürfte  die  Aufzählung  diejenigen  Warengattungen 
umfassen,  deren  Führung  durch  die  grossen  Warenhäuser  kleineren  Gewen>e- 
treibenden  empfindlichen  Abbruch  thut.  Die  sonstigen  Warengattungen  können 
daher  hier  ausser  Betracht  bleiben. 

Soweit  Waren  aber  mehreren  der  unterschiedenen  Gruppen  zugerechnet 
werden  können,  trifft  der  Abs.  2  Vorkehrung  dagegen,  dass  nicht  aus  diesem 
Umstände  dem  Steuerpflichtigen  ein  ungerechtfertigter  Nachteil  erwächst. 

Ob  und  inwieweit  der  Umsatz  eines  Geschäfts,  das  mehr  als  eine  der 
im  §  6  unterschiedenen  Warengruppen  und  daneben  noch  Waren,  welche  unter 
keine  der  Gruppen  fallen,  führt,  m  Waren  der  einen  oder  anderen  Art  erzielt 
wird,  bleibt  sich  für  die  Steuerpflicht  und  die  Höhe  der  Steuer  gleich.  Mass- 
gebend ist  lediglich  der  gesamte  Umsatz  des  Eleinhandelsbetriebes. 

§7. 

Es  bedarf  keiner  näheren  Begründung,  dass ,  soweit  angängig ,  die  Ver- 
anlagung der  Warenhaussteuer  an  die  der  Gewerbesteuer  angeschlossen  wird 
und  die  für  letztere  geltenden  formellen  Bestimmungen  auch  auf  jene  ange- 
wendet werden. 

Es  liegt  daher  auch  nahe,  die  Veranlagung  der  Warenhaussteuer  in  die 
Band  derselben  Organe,  wie  die  der  Gewerbesteuer  zu  legen.  Indessen  sind 
die  Steuerausschüsse  der  Gewerbesteuerklassen  II,  III  und  IV  nach  ihrer  Zu- 
sammensetzung und  den  ihnen  beigelegten  Befugnissen  wohl  zur  Unterverteilung 
einer  feststehenden  Steuersumme,  ni(uit  aber  zu  einer  derartigen  Individual- 
veranlagping,  wie  sie  das  vorliegende  Gesetz  erfordert,  geeignet.  Bei  den  Steuer- 
ausschüssen der  Klasse  I  walten  diese  Bedenken  nicht  ob.  In  der  Regel  werden 
deren  Mitglieder  auch  ausreichende  Kenntnis  des  Detailhandels  besitzen.  Ebenso 
darf  man  bei  ihnen,  da  es  sich  bei  der  Warenhaussteuer  nur  um  grössere  Be- 
triebe handelt,  auch  eine  hinreichende  Kenntnis  der  Verhältnisse  dieser  Be- 
triebe voraussetzen.  Um  aber  in  beiden  Beziehungen  völlige  Sicherheit  zu 
geben,  soll  dem  Finanzminister  die  Befugnis  beigelegt  werden,  den  Steueraus- 
schuss  für  die  Zwecke  der  Warenhausbesteuerung  um  ein  zu  ernennendes  und  ein 
zu  wählendes  Mitglied  zu  verstärken. 

§8. 

Die  im  §  8  hinsichtlich  der  Deklarationspflicht  getroffenen  Bestimmungen 
sind  denen  des  Einkommensteuergesetzes  nachgebildet. 

Eines  Vorbehaltes,  wie  er  dort  im  §  27  hinsichtlich  des  nur  durch 
Schätzung  zu  ermittelnden  Einkommens  gemacht  ist,  bedarf  es  bei  der  Waren- 
haussteuer nicht.  Denn  die  Steuerpflichtigen  sind  nach  dem  Handelsgesetzbuch 
zur  Führung  von  Greschäftsbüchem  verpflichtet.  Hienach  können  sie  ihren 
Jahresumsatz  berechnen,  ohne  Schätzungen  nötig  zu  haben. 

§9. 
Ergeben  sich  Bedenken  gegen  den  Inhalt  einer  Deklaration,  so  soll  in 
jedem  Fsklle  der  Steuerpflichtige  gehört  werden,  ausserdem  aber  dem  Steuer- 
ausschusse neben  den  nach  §§  25»  26  des  Gewerbesteuergesetzes  ihm  zustehenden 
Befugnissen  (vgl.  §  4  des  Entwurfes)  noch  das  Recht  zustehen,  die  Vorle^ng 
der  Geschäftsbücher  zu  verlangen.  Eine  Bestrafung  wegen  Nichterfüllung  dieser 
Auflage  findet  ebensowenig  statt,  wie  wegen  Nichtabgabe  von  Erklärungen  auf 
die  Beanstandung.  Nur  unrichtige  Erklärungen  unterliegen  nach  §  12  Abs.  8 
der  Bestrafung.    Dagegen  soll  nach 
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§  10 
nicht  nur,  wie  bei  der  Einkommensteuer,  Nichtabgabe  der  Steuererklärung 
innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist,  sondern  auch  Unterlassung  der  nach  §  9 
geforderten  Erklärung  oder  BQchervorleg^ng  den  Verlust  der  Rechtsmittel  zur 
Folge  haben.  Bei  den  erheblichen  Steuerbetrftgen ,  um  die  es  sich  bei  der 
Warenhaussteuer  handelt,  und  bei  der  Schwierigkeit  der  Feststellung  des  Um- 
satzes ohne  Mitwirkung  des  Steuerpflichtigen  kann  es  nicht  in  seine  Hand  p^e- 
leg^  werden,  nachdem  er  durch  Versagung  seiner  Mitwirkung  eine  unrichtige 
Veranlagung  selbst  verschuldet  hat,  dieselbe,  wenn  de  ihm  nachteilig  ist,  an- 
zufechten. Ohne  die  Gefahr  des  Verlustes  der  Rechtsmittel  würde  der  Steuer- 
pflichtige versucht  sein,  die  nach  §  9  an  ihn  ergehenden  Aufforderungen  un- 
beachtet zu  lassen,  um  abzuwarten,  ob  nicht  vielleicht  der  Steuerausschuss 
seinen  Umsatz  unterschätzt. 

§11. 

Erfahrungsmässig  ist  der  Absatz  in  den  meisten  Zweigen  des  Detail- 
handels in  den  einzelnen  Zeiten  des  Jahres  verschieden,  so  insbesondere  in  der 
Zeit  vor  Weihnachten  besonders  stark,  in  der  Sommerzeit  an  Orten,  die  nicht 
beliebte  Reiseiiele  bilden,  besonders  schwach.  Es  liegt  daher,  namentlich  wenn 
hiermit  die  Möglichkeit  verknüpft  ist,  die  hohe  Warenhaussteuer  zu  ersparen, 
für  manche  Geschäfte  nicht  fem,  sich  nur  zeitweilig,  etwa  in  der  Weihnachts- 
zeit, auf  mehr  als  eine  Warengruppe  auszudehnen.  Mit  derselben  Eventualität 
ist  gegenüber  den  besonders  gefährlichen  Ramschbazaren  zu  rechnen,  die  viel- 
leicht heute  eine  verschiedenen  Branchen  angehörige  Konkursmasse  aufkaufen, 
diese  in  wenigen  Wochen  oder  Monaten  absetzen  und  dann  wieder,  bis  sich 
eine  neue  gleiche  Gelegenheit  bietet,  sich  auf  eine  Branche  beschränken. 

Der  §  11  trifft  deshalb  Bestimmungen,  welche  es  unmöglich  machen,  sich 
durch  eine  solche  Geschäftspraxis  der  Warenhaussteuer  zu  entziehen. 

Die  Behörde,  welcher  die  im  Abs.  1  vorgeschriebene  Anzeige  zu  erstatten 
ist,  soll  dieselbe  sein,  an  welche  die  Anmeldungen  neuer  Gewerbebetriebe  ge- 
langen, d.  i.  der  örtlich  zuständige  Vorsitzende  des  Steuerausschusses  der  Ge- 
werbesteuerklasse IV.  Um  aber  die  Möglichkeit  zu  eröffnen,  bei  eintretendem 
Bedürfnis  ohne  eine  Gresetzesänderung  eine  andere  Stelle  mit  diesen  Funktionen 
zu  beauftragen,  empfiehlt  es  sich,  die  Behörde  nicht  im  G^etz  zu  bezeichnen, 
sondern  ihre  Bestimmung  dem  Finanzminister  zu  Übertragen. 

§  12 
schreibt  die  analoge  Anwendung  der  auf  die  Veranlagung,  die  Rechtsmittel  u.  s.  w. 
bezüglichen  formellen  Vorschriften  des  Gewerbesteuergesetzes,  sowie  deijenigen 
über  die  Verpflichtung  der  Steuerpflichtigen  zur  Auskunftserteilung  und  der 
Strafbestimmungen   dieses  Gesetzes  mit  den  erforderlichen  Modifikationen  vor. 

Die  Zerlegung  der  Warenhaussteuer  wird  unter  denselben  Voraus- 
setzungen wie  die  der  Gewerbesteuer  erforderlich.  Naturgemäss  muss  sie 
unter  Anwendung  desjenigen  Massstabes  erfolgen,  nach  dem  die  Steuer  ver- 
anlagt ist 

In  Anbetracht  der  Bedeutung  der  geführten  Warenbranchen  für  die 
Steuerpflicht  ist  die  ausdrückliche  Ausdehnung  der  in  den  §§  54  und  56  des 
Gewerbesteuergesetzes  den  Steuerpflichtigen  und  ihren  Vertretern  auferlegten 
Verpflichtungen  zur  Ausknnftserteilung  auf  jenes  Merkmal  mindestens  zur  Aus- 
schbessung  von  Zweifeln  zweckmässig,  da  es  zweifelhaft  sein  kann,  ob  die 
Branchen  zu  den  „äusserlich  erkennbaren"  Merkmalen  im  Sinne  des  §  54  a.  a.  O. 
gerechnet  werden  können. 

Eine  notwendige  Eonsequenz  dieser  Ausdehnung  der  Verpflichtungen  des 
Steuerpflichtigen  ist  die  im  Abs.  3  vorgesehene  analoge  Anwendung  der  gegen 
die  Verletzung  derselben  getroffenen  Straf  bestimmungen. 

Das  zur  Rechtfertigung  des 
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§  13 
Abs.  1  und  3  Erforderliche  ist  bereits  in  der  allgemeinen  Begründang  aus- 
geführt    Soweit   das   Aufkommen   an   Warenhaussteuer    in   der   hier  vorge- 
schriebenen Art  nicht  Verwendung  findet,  bleibt  die  Verwendung  den  Gemeinden 
überlassen. 

Abs.  3  bestimmt  die  Hebetermine  und  sichert  die  Anwendung  der  Vor- 
schrift, dass  die  Rechtumittel  für  die  Steuerzahlung  keine  aufschiebende  Wir- 
kung haben. 

Der  letzte  Absatz  trifft  für  den  immerhin,  namentlich  in  industriellen 
Bezirken  und  bei  Versandgeschäften,  nicht  ausgeschlossenen  Fall^  dass  ein 
steuerpflichtiger  Betrieb  bezw.  eine  Filiale  eines  solchen  in  einem  Gutsbesirk 
den  Sitz  hat,  denen  des  Wanderlagergesetzes  analoge  Bestimmungen. 


Anlage  zur  Begrandnng. 

Entwurf  eines  Oesetzes 

betreffend 

die  Warenhaussteuer,  in  der  Fassung,  in  der  er  im  Jahre  1899  den  Handels* 
kammem  zur  gutachtlichen  Aeusserung  vorgelegt  worden  ist. 

Wir  Wi  Ihelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Prenssen  etc. 
verordnen  unter  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie,  für  den  umfang 
derselben,  mit  Ausnahme  der  Hohenzollemschen  Lande  und  der  Insel  Helgoland,  was  folgt: 

8  1. 
Wer  das  stehende  Gewerbe  des  Klein-(DetaiI-)HandAl8  mit  mindestens  drei  der  im  |  2 
dieses  Oesetzes  unterschiedenen  fünf  Warengruppen  unter  Verwendung  von  mehr  als  25  Ge- 
hilfen oder  in  Geschäftsräumen  betreibt,  deren  Jährlicher  Nutzungswert  die  im  dritten  ond 
vierten  Absatz  bestimmte  Höhe  erreicht  oder  übersteigt,  unterliegt  neben  und  unabhängig  von 
der  allgemeinen  Gewerbesteuer  und  der  Betriebsstener  (ff  69  ff.  des  Gewerbestenexgeeetzes 
vom  24.  Juni  1891)  der  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  zu  entrichtenden ,  den  Gemeinden  zu- 
fliessenden  Warenhaussteuer. 

Kleinhandelsbetriebe,  in  denen  nur  eine  oder  zwei  der  im  (  2  unterschiedenen  Waren- 
gruppen gefOhrt  wird,  unterliegen  der  Warenhaussteuer  unter  denselben  Voraussetzungen  be- 
züglich Gehilfenzahl  und  Nutzungswert  der  Geschäftsräume,  wenn  sie  drei  oder  mehr  Betriebs- 
stätten (Filialen  etc.)  besitzen. 

Die  Steuerpflicht  tritt  ausser  in  der  Stadt  Berlin  ein  bei  einem  Jähriiohen  Nutzungs- 
wert der  Geschäftsräume  von 

80,000  M.,  sofern  die  im  Kleinhandel  geftibrten  Waren  einer, 
20,000  n    sofern  dieselben  zwd, 
12,000  «    sofern  sie  drei, 

6,000  „    sofern  sie  mehr  als  drei  der  im  (  2  dieses  Gesetzes  onterschiedenen 
ftinf  Warengruppen  angehören. 
In  der  Stadt  Berlin  tritt  die  Steuerpflicht  ein,  Je  nachdem  eine,  zwei,  drei  oder  mehr 
als  drei  Warengruppen  geführt  werden,  bei  einem  Jährlichen  Nntzungswert  der  Geschäfts- 
räume von  50,000,  85,000,  20,000  oder  io,ooo  M. 

Ob  der  Kleinhandel  im  offenen  Laden«  Warenhaus,  Bazar  u.  dergl.  oder  als  Versand- 
gesohäft,  auf  oder  ohne  vorgängige  Bestellung  betrieben  wird,  macht  ftlr  die  Besteneniag 
keinen  üntenchied. 

12. 

Für  die  Stenerpflicht  nach  dem  Nutzungswert  der  Oeschäftsränme  gemäss  (  1  sowie 
für  die  Steuerbemessung  nach  gf  8  u.  9  sind  folgende  fünf  Warengruppen  zu  nntersoheiden: 
I.  Gegenstände  des  täglichen  Verbrauchs,  insbesondere  Nahmngs-  und  Genussmittel, 
Apotheker»,  Droguen*,  Pariümerie-  und  Kolonialwaren  aller  Art ; 
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n.  Gegenstände  der  persönlichen  Ausstattung,  wie  Bekleidongs-  und  Toilettengegen- 

stände  aller  Art ,  Wäsche  aller  Art ,  Kleidangs-  und  Wäschestoffe ,  Reise- ,  Jagd- 

ond  Fiichereiartikel,  Waffen,  Fahrräder,  Fahr-  und  Beitotensilien,  Nähmaschinen; 

ni.  Gegenstände  der  Wohnungseinrichtung,  wie  Möbel,  Teppiche,  Vorhänge,  Tapeten, 

Oefen,  Lampen  und  sonstige  Belenchtnngsgegenstände ; 
IV.  Gebrauchsgegenstände  der  Hauswirtschaft,  wie  Küchen-  und  Garteneinrichtungen. 

Glas-,  Porzellan-,  Steingut-  und  Thonwaren; 
V.  Juwelier-,  Kunst-,  Luxus-,  Unterhaltungs-  und  Unterrichtsgegenständc,  einschliess- 
lich Gold- ,  Silber- ,  Bijouterie-  und  optische  Waren   all«r  Art ,  Kinderspielzeug, 
Phantasieartikel,  Schreibutensilien  und  Bücher  aller  Art. 
Waren,  welche  zu  keiner  der  im  ersten  Absatz  unterschiedenen  Gruppen  gehören, 
werden  als  besondere  Warengrappe  nicht  gezählt. 

Solche  Waren,  die  vermöge  ihrer  Beschaffenheit  oder  Bestimmung  sowohl  der  einen 
wie  der  anderen  Jener  Gruppen  zugerechnet  werden  können,  werden  nur  einmal  gezählt,  und 
zwar,  wenn  auch  andere  sn  denselben  Gruppen  gehörige  Waren  geführt  werden,  bei  der- 
jenigen, der  diese  Waren  angehören. 

Ingleichen  wird,  wenn  sich  der  Handel  mit  Waren  der  einen  Gmppe  nach  Herkommen 
und  Gebrauch  auch  auf  Waren  anderer  Gruppen  erstreckt ,  welche  mit  ersteren  zugleich  feil- 
geboten zu  werden  pflegen  —  wie  bei  Handlungen  mit  Eisen-  nnd  Stahlwaren,  Gummiwaren 
n.  dergl.  —  nor  Handel  mit  einer  Warengruppe  angenommen. 

Massgebend  ist  die  zur  Zeit  der  Veranlagung  geführte  Zahl  von  Warengmppen,  doch 
bleiben  Warengmppen,  in  denen  der  gesamte  für  die  veränsserten  Waren  erzielte  Erlös  im 
Kleinhandel  während  des  letzten  Jahres  erwiesenermassen  weniger  als  5000  M.  betragen  hat, 
anberücksichtigt. 

I  8. 

Der  Warenhaussteuer  unterliegen  nicht 

1.  der  Handel  mit  Wertpapieren  und  die  sonstigen  Bankier-  und  Geldwechsler- 
geschälte; 

S.  der  Handel  mit  unbeweglichen  Sachen ; 

8.  der  Betrieb  der  Gast-,  Schank-  und  Speisewirtschaft  sowie  von  Konditoreien,  so- 
fern er  nicht  mit  einem  nach  i  1  dieses  Gesetzes  steuerpflichtigen  Kleinhandel  ver- 
bunden ist; 

4.  der  Handel  mit  Fleisch-  und  Backwaren ,  Mehl ,  Getränken ,  Brenn-  und  Leucht- 
stoffen aller  Art; 

5.  der  Handel  mit  sonstigen  Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Vieh-, 
Geflügel-  und  Bienenzucht,  des  Garten-,  Obst-  und  Weinbaues,  der  Jagd  und 
Fischerei  sowie  des  Bergbaues  in  rohem  Zustand  oder  nach  einer  Verarbeitung, 
welche  in  dem  Bereich  des  betreffenden  Erwerfoszweiges  oder  seiner  Neben- 
gewerbe liegt;  • 

6.  der  Handel  mit  selbstverfertigten  Maschinen  und  Fuhrwerken  und  sonstigen  Fahr- 
zeugen, Jedoch  mit  Ausschluss  der  Nähmaschinen  und  Fahrräder; 

7.  der  Buch-  und  Musikalienhandel. 

Die  Befreiung  nach  Nr.  4—7  findet  Jedoch  nur  auf  solche  Kleinhandelsbetriebe  An- 
wendung, in  denen  ausschliesslich  Waren  der  dort  bezeichneten  Arten  geführt  werden.  Klein - 
handelsbetriebe,  welche  sich  gleichzeitig  auch  auf  Waren  anderer  Art  erstrecken,  unterliegen 
unter  den  Voraussetzungen  des  i  1  nach  ihrem  ganzen  Umfange  der  Kleinhandelssteuer. 

Vereine,  eingetragene  Genossenschaften  nnd  Korporationen,  welche  nach  |  5  des  Ge- 
werfoesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  der  Gewerbesteuer  nicht  unterworfen  sind,  unterliegen 
«ach  der  Waienhausstener  nicht.  Dasselbe  gilt  von  den  auf  Grund  |  8  des  gedachten  Ge- 
setzes bezw.  §  28  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1898  von  der  Gewerbesteuer 
beflreiten  Betrieben. 

8  4. 
Bei  der  Ausmittelung  des  Jährlichen  Nutzungswertes  der  Geschäftsräume  bleiben 
«olche  Bäume,  welche  nachgewiesenermassen  aussehliesslich  anderen  Geschäftsarten  als  dem 
Kleinhandel  dienen,  ausser  Berücksichtigung.  Dagegen  kommen  ausser  den  dem  Verkehr  mit 
dem  Publikum  geöflheten  auch  die  sonstigen  für  den  Kleinhandelsbetrieb  benutzten  Räume 
<Comptoire,  Lagerpackräume  u.  dergl.)  mit  in  Ansatz. 
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Der  jährliche  Kutzungswert  ist  nach  dem  Stande  und  Mietswert  zur  Zeit  der  Ver- 
anlagung, im  übrigen  hnter  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen  der  bestehenden 
kommunalen  Grundsteuerordnung,  in  deren  Ermangelung  des  Gebäudestenergesetzes  vom 
21.  Hai  1861  (Gesetzsamml.  S.  317)  zu  schätzen. 

»  5. 

Gehilfen  im  Sinne  des  §  1  sind  sämtliche  in  dem  Kleinhandelsbetriebe  beschäftigte 
Personen,  gleichviel  ob  die  Beschäftigung  ausschliesslich  im  Kleinhandelsbetrieb  oder  daneben 
noch  in  anderen  Betriebsarten  erfolgt. 

Massgebend  für  die  Steuerveranlagung  ist  die  Gehüfenzahl  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Stande  in  dem  letzten  Jahre  oder  der  letzten  kürzeren  Betriebszeit. 

§6. 

Unterhält  derselbe  Unternehmer  mehrere  Kleinhandelsbetriebe  oder  betreibt  er  den 
Kleinhandel  in  mehreren  Betriebsstätten  (Filialen  u.  s.  w.) ,  so  wird  der  Steuerveranlagung 
die  Gesamtheit  der  in  den  innerhalb  Preussens  befindlichen  Betrieben  für  den  Kleinhandel 
benatzten  Geschäftsräume  und  beschäftigten  Gehilfen  —  einschliesslich  der  Leiter  von  Filialen  •— 
zu  Grunde  gelegt. 

Erstrecken  sich  die  nach  Abs.  1  einheitlich  zu  veranlagenden  Kleinhandelsbetriebe 
oder  Betriebsstätten  auf  die  Stadt  Berlin  und  andere  preussische  Gemeinden  (Gntsbezirke), 
so  bestimmt  sich  die  Steuerpflicht  nach  Massgabe  des  Nutzungswertes  der  Geschäftsriume 
für  die  Gesamtheit  dieser  Betriebe  und  Betriebsstätten  nach  den  Vorschriften  im  1  i  Abs.  s. 

•  7. 

Für  Betriebe,  bei  denen  der  Jährliche  Kutzungswert  der  Geschäftsräume  (U  1>  4)  die 
nach  §  1  die  Steuerpflicht  bedingende  Höhe  erreicht,  beträgt  die  Warenhanssteuer  (Zehn)i) 
vom  Hundort  dieses  nötigenfialls  auf  die  nächste  durch  zehn  teilbare  Zahl  von  vollen  Mark 
abzurundenden  Nutzungswertes. 

§8. 

Für  Kleinhandelsbetriebe ,  in  denen  mehr  als  25  Gehilfen  (1  5)  beschäftigt  werden ,  be- 
trägt die  Warenhaussteuer  für  Jeden  Gehilfen  20  M.  i). 

Dieser  Steuersatz  erhöht  sich ,  wenn  der  Kleinhandel  mit  Waren ,  die  mehr  als  zwei 
der  im  I  2  unterschiedenen  fünf  Warengruppen  angehören,  betrieben  whrd,  für  die  dritte  und 
jede  weitere  geführte  Warengruppe  um  Je  10  M. »). 

§  9. 

Kleinhandelsbetriebe,  welche  nach  den  Bestimmungen  im  9  1  sowohl  infolge  der  Höhe 
des  jährlichen  Nutzungswertes  der  Geschäftsräume  als  auch  infolge  der  Zahl  der  Gehülen 
steuerpflichtig  sind,  haben  an  Warenhaussteuer  die  Summe  der  sich  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen in  den  ||  7  u.  8  ergebenden  Beträge  zu  entrichten. 

•  10. 

Die  Veranlagung  der  Warenhaussteuer  erfolgt  im  Ansohluss  an  dietjenigen  der  all- 
gemeinen Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetze  vom  24.  Juni  1891  (Gesetzsamml.  S.  20S)  durch 
einen  Konunissar,  welchen  der  Finanzminister  aus  der  Zahl  der  örtlich  zuständigen  Vor- 
sitzenden der  Gewerbesteuerausschässe  ernennt. 

Gegen  das  Ergebnis  der  Veranlagung  steht  dem  Steuerpflichtigen  das  Rechtsmittel  der 
Beruftang  an  die  Bezirksregierung  und  gegen  die  Entscheidung  über  die  Berufung  die  Be- 
schwerde an  das  Oberverwaltungsgericht  zu. 

§11. 
Tritt  im  Laufe  eines  Steneijahres  eine  Vermehrung  der  im  Kleinhandel  geführten  Waren* 
gruppen  oder  der  Betriebsstätten  oder  eine  Erweiterung  der  (Geschäftsräume  ein ,  so  ist  der 

1)  Die  Prozentsätze  im  §  7  ebenso  wie  die  Steuersätze  im  §  8  sind  auf  Grund  vor- 
läufiger Ermittelungen  eingestellt,  unterliegen  aber  noch  weiterer  Erwägung. 

Erstreckt  sich  Jedoch  der  Kleinhandelsbetrieb  auf  Waren ,  welche  mehr  als  zwei  der 
im  §  2  unterschiedenen  fünf  Warengruppen  angehören ,  so  beträgt  die  Steuer  bei  dem  Klein- 
handel mit  Waren  dreier  dieser  Gruppen  (Fünfzehn)  i)  vom  Hundert  und  steigt  für  Jede  weitere 
im  Kleinhandel  geführte  Warengruppe  um  weitere  (Fünf)  >)  vom  Hundert  des  in  Abs.  1  be- 
zeichneten Nutzungswertes. 
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Begrändang  zain  Gesetzentwurf  vom  8.  Febrnar  1900,  betr.  die  Warenhaassteuer.      3|7 

Steaerpfliohtige,  welcher  hiervon  vorher  oder  gleichzeitig  der  Gemeindebehörde  des  Ortes,  wo 
solches  geschieht,  Anzeige  zu  machen  hat,  fttr  die  Zeit  vom  Beginne  des  auf  die  Veränderang 
folgenden  Monats  ab  anderweit  zur  Warenhanssteuer  zu  veranlagen.  Diese  Bestimmung  findet 
entsprechende  Anwendung,  wenn  durch  eine  im  Laufe  eines  Steueijahres  eintretende  Ver- 
mehrung der  Warengruppen  oder  der  Betriebsstä^n  oder  durch  eine  Erweiterung  der  Ge- 
schftftsr&ume  die  Warenhaussteuerpflicht  erst  begründet  wird. 

Erfolgt  im  Laufe  des  Steueijahres  eine  Verminderung  der  im  Kleinhandel  geführten 
Warengruppen  oder  der  Betriebsstätten  oder  eine  solche  Einschränkung  der  Geschäftsräume, 
dnreh  welche  deren  Jährlicher  Nutzungswert  um  mindestens  1000  H.  verringert  wird,  so  kann 
der  Steuerpflichtige,  sofern  diese  Veränderungen  eine  Verminderung  des  Jahresbetrages  der 
veranlagten  Steuer  nm  mindestens  den  vierten  Teil  bedingen ,  vom  Beginn  des  auf  diese  Ver- 
änderungen folgenden  Monats  ab  eine  entsprechende  Ermässigung  der  Warenhaussteuer  bezw. 
die  Freistellung  von  derselben  beanspruchen.  Wird  Jedoch  ein  hiemach  ermässigter  oder 
fireigeeteUter  Eleinhandelsbetrieb  demnächst  innerhalb  desselben  Steuerjahres  in  Ansehung  der 
Zahl  der  M'arengruppen  oder  Betriebsstätten  oder  des  Umfonges  der  Geschäftsräume  wiederum 
erweitert,  so  ist  der  erlassene  Steuerbetrag  unverkürzt  nachzuzahlen. 

I  12. 
Soweit  in  dem  Vorstehenden  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist,  finden  auf  die  Warenhaus- 
steuer hinsichtlich  der  Veranlagung,  der  Rechtsmittel,  der  Zerlegung  der  Steuersätze,  der  Zu- 
und  Abgänge,  der  Abmeldungen,  der  den  Gewerbetreibenden  und  ihren  Vertretern  obliegenden 
Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung,  der  Strafen»  der  Nachbesteuerung,  der  Ausfälle,  des 
Erlasses  und  der  Ermässigung  veranlagter  Steuerbeträge  sowie  der  Oberaufsicht  die  Vor- 
schriften des  Gewerbesteuergesetzes  vom  94.  Juni  1891  (Gesetzsamml.  S.  208)  sowie  des  Ge- 
setzes wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuem  vom  14.  Juli  1893  (Gesetzsamml.  S.  119)  mit 
folgenden  Massgaben  sinngemässe  Anwendung: 

1.  die  Zerlegung  der  Warenhaussteuer  erfolgt  nach  den  Vorschriften  des  §  88  des  Ge- 
werbestenergesetzes  und  des  i  88  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893 
(Gesetzsamml.  S.  158)  nach  dem  Massstabe  des  Nutzungswertes  der  Geschäfts- 
räume und  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen; 

2.  bei  Zugängen  im  Laufe  des  Steueijahres  stehen  den  Steuerpflichtigen  aller  Ge- 
werbesteuerklassen gegen  die  Steuerfestsetzung  die  Rechtsmittel  des  9  9  Abs.  2 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  offen; 

3.  die  den  Gewerbetreibenden  und  ihren  Vertretern  in  den  §S  54  n.  56  des  Gewerbe- 
steuergesetzes auferlegte  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung  erstreckt  sich  auch 
auf  die  Angabe ,  mit  welchen  Warengattungen  und  in  welchen  Räumen  der  Klein- 
handel betrieben  wird,  sowie  welchen  Jährlichen  Nutzungswert  jene  Räume  be- 
sitzen. Soweit  es  sich  um  die  Beantwortung  der  Frage  nach  dem  Jährlichen 
Nutzungswert  der  Geschäftsräume  handelt,  flndet  der  letzte  Absatz  des  S  55  des 
Gewerbesteuergesetzes  sinngemässe  Anwendung; 

4.  die  Straf bestimmungen  in  den  H  7o  u.  71  Nr.  1  des  Gewerbesteuergesetzes  sind 
auch  auf  die  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  den  Gewerbetreibenden  und  ihren 
Vertretern  auferlegte  Verpflichtung  zu  Anmeldungen  und  zur  Abgabe  von  Er- 
klärungen entsprechend  anzuwenden. 

S  13. 

Die  Gemeinden  (Gutsbezirke)  haben  die  veranlagte  Warenhaussteuer  bezw.  den  auf 
sie  entfallenden  Teilbetrag  (§  12  zu  1)  in  vierteljährlichen  Beträgen  zu  erheben. 

Die  Bestimmung  des  |  40  des  Gewerbesteuergesetzes  findet  auch  auf  die  Warenliaus- 
Steuer  Anwendung. 

I  u. 

Das  Aufkommen  an  Warenhaussteuer  ist  —  Jedoch  abzüglich  derjenigen  Beträge,  um 
welche  auf  Grund  der  Vorschrift  des  S  15  die  von  Warenhaussteuerpflichtigen  zu  entrichtende 
Gewerbesteuer  zu  ermässigen  ist  — ,  von  den  Gemeinden,  soweit  dieselben  zur  Deckung  ihrer 
Ausgaben  von  den  nach  den  Vorschriften  des  Gewerbesteuergesetzes  in  den  Steuerklassen  ni 
und  IV  veranlagten  Gewerbetreibenden  Prozente  der  vom  Staate  veranlagten  Gewerbesteuer 
oder  eine  besondere  Gewerbesteuer  erheben,  zur  gleichmässigen  Erleichterung  der  von  diesen 
Steuerklassen  zu  erhebenden  Prozente  bezw.  Steuer  zu  verwenden. 
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g|g      Begründung  zum  Gesetzentwurf  vom  8.  Februar  1900,  betr.  die  Warenhausateaer. 

Die  Gutsbezirke  haben  die  erhobenen  Betiäge  an  Warenhauutener  am  Schlosse  eine» 
Jeden  VierteUahres  an  die  Kreiskommnnalkasse  abzuführen.  Die  Kreise  haben  diese  Beträge 
zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  zu  verwenden. 

•  15 

Die  Warenhausstener  wird  zum  erstenmal  für  das  Jahr  1900  erhoben. 

Die  Erhebung  der  Warenhaussteuer  bezw.  der  auf  die  betreffende  Gemeinde  entftJlenden 
Teilbeträge  derselben  unterbleibt  in  Gemeinden,  in  denen  auf  Grund  des  1  99  des  Kommunal- 
abgabengesetzes vom  14.  Juli  1893  besondere  Gewerbesteuern  zur  Einführung  gelangt  sind, 
bezüglich  deren  durch  die  31inister  der  Finanzen,  des  Innern  und  für  Handel  und  Gewerbe 
anerkannnt  wird,  dass  sie  den  Zielen  und  Absichten  dieses  Gesetzes  genügt.  Diese  Erklärung 
kann  unter  Vorbehalt  des  Widerrufs  oder  unter  Beschränkung  auf  einen  von  vornherein  zu 
bestimmenden  Zeitraum  von  einem  oder  mehreren  Jaliren  abgegeben  werden. 

Zu  der  von  den  Gemeinden  erhobenen  Gewerbesteuer  dürfen  die  der  Warenhaussteuer 
unterliegenden  Betriebe ,  gleichviel ,  ob  die  Erhebung  in  Form  einer  besonderen  oder  in  Pro- 
zenten der  vom  Staate  veranlagten  Gewerbesteuer  erfolgt,  mit  keinem  höheren  als  den^jenigen 
Betrage  herangezogen  werden,  welcher  dem  Prozentsatz  des  auf  sie  nach  dem  Gewerbesteuer- 
gesetz veranlagten  Steuersatzes  bezw.  des  auf  die  betreffende  Gemeinde  entfallenden  Teil- 
betrages desselben  entspricht,  mit  dem  die  Gewerbesteuer  nach  den  Vorschriften  der  H  64—60 
des  Kommunalabgabengesetzes  belastet  ist.  Auf  diesen  Betrag  ist  gegebenen  Falls  die  von 
ihnen  zu  entrichtende  Gewerbesteuer  zu  ermässigen. 

S  16. 

Der  Finanzminister  und  der  Minister  des  Innern  sind  mit  der  Ausführung  dieses  Ge- 
setzes beauftragt. 

Urkundlich  etc. 
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Wttrttembergisclies  Gesetz, 

betreffend  die  Bestenenmg  der  staatliohen  Salinen  nnd  Hüttenwerke 

dnrcli  die  Gemeinden  nnd  AmtskSrperschaften. 

Vom  22.  Juni  1900. 
(Württemb.  Rgsbl.  Nr.  31  S.  499.) 

Artikel  1. 

Der  Gewerbebetrieb  der  staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke  unterliegt 
der  Besteuerung  durch  die  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  nach  Massgabe 
der  allgemeinen  über  die  Besteuerung  der  Gewerbeoetriebe  geltenden  gesetz- 
lichen Vorschriften. 

Die  entgegenstehende  Bestimmung  des  Art.  9  des  Gesetzes  vom  18.  Juni 
1849,  betr.  die  Ausdehnung  des  Amts-  und  Gremeindeverbandes  auf  sämtliche 
Teile  des  Staatsgebiets  (Rgsbl.  S.  207),  vgl.  mit  Art.  2  Abs.  1  des  Gesetzes  vom 
28.  Juli  1877  über  Besteuerungsreohte  der  AmtskOrperschaften  und  Gemeinden 
(Rgsbl.  S.  198),  ist  hienach  abgeändert. 

Artikel  2. 
Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1901  in  Geltung. 

Unsere  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Voll- 
Ziehung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 


Begründung  zum  Gesetzentwurf  vom  28.  Mai  1900^). 

Nach  Art.  1  Abs.  1  Ziff.  3  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873,  betr.  die 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  (Rgsbl.  S.  127),  unterliegen  der  Gewerbe- 
steuer die  im  Lande  betriebenen  Gewerbe  jeder  Art. 

Diese  Bestimmung  findet  nach  Art.  1  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1877 
über  Besteuerungsrechte  der  Amtskörperschaften  und  Gemeinden  auch  auf  die 
Besteuerung  für  Amtskürperschafts-  und  Gemeindezwecke  Anwendung.  Nach 
Art.  2  des  soeben  bezeichneten  Gesetzes  und  Art.  9  des  Gesetzes  vom  18.  Juni 
1849,  betr.  die  Ausdehnung  des  Amts-  und  Gemeindeverbandes  auf  sämtliche 
Teile  des  Staatsgebiets,  sind  jedoch  hievon  neben  den  Eisenbahnen  die  auf 
Rechnung  des  Staats  betriebenen  Salinen  und  Hüttenwerke  ausgenommen. 

1)  Württemb.  Kammer  der  Abgeordneten,  BeÜ.  201  vom  30.  Mai  1900. 
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^20  Begründung  zum  Uesetzentworf  vom  28.  Mai  1900. 

In  dem  Entwurf  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1849  war  diese  Steuer- 
befreiung nicht  enthalten.  Die  bezügliche  Bestimmung  wurde  vielmehr  erst 
auf  Antrag  der  ^[ommission  für  innere  Verwaltung  aufgenommen  (Verh.  d.  K. 
d.  A.  von  1848/49  Beil.-Bd.  I  S.  451  u.  452).  Massgebend  hiefÜr  war  in  der 
Hauptsache  die  Erwägung,  dass  bei  den  Salinen  und  Hüttenwerken  der  Gewerbs- 
gewinn mit  dem  Ertrag  des  Monopols  zusammentreffe,  der  selbst  schon  die 
Natur  einer  Steuer  habe  und  daher  nicht  Gegenstand  der  Besteuerung  sein 
könne,  dass  die  Gemeinden,  in  deren  Nähe  grössere  Staatsgewerbe  betrieben 
werden,  dadurch  ohnedies  in  den  Besitz  mancher  Vorteile  kommen,  und  dass 
endlich  bei  der  Gewerbesteuer  die  eigene  Arbeit  des  Gewerbetreibenden  einen 
Teil  des  Katasters  bilde,  bei  den  Staatsgewerben  aber  besoldete  Beamte  an 
Stelle  des  Gewerbeinhabers  treten  und  diese  aus  ihrem  Einkommen  schon  Ein- 
kommensteuer entrichten.  Das  Gesetz  vom  23.  Juli  1877  hat  hieran  nichts 
geändert.  Es  ist  zwar  bei  der  Beratung  desselben  in  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten von  dem  Abgeordneten  L  u  z  der  Antrag  auf  Beseitigung  der  Steuer- 
freiheit des  Gewerbebetriebs  der  staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke  gestellt 
worden,  derselbe  fand  aber  nicht  die  Zustimmung  der  Mehrheit  des  Hauses 
(Verh.  d.  K.  d.  A.  von  1877,  Prot.-Bd.  II  S.  666  ff.). 

Der  im  Jahr  1896  den  Ständen  vorgelegte,  aber  nicht  zur  Verabschiedung 
gelangte  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden 
und  Amtskörperschaften,  hat  dieses  Privilegium  der  Salinen  und  Hütten werice 
nicht  aufrecht  erhalten,  indem  er  davon  ausging,  dass  die  Gründe,  welche 
seiner  Zeit  für  die  Bewilligung  der  in  Rede  stehenden  Steuerfreiheit  massgebend 
waren,  nicht  mehr  zutreffen. 

Diese  Stellungnahme  ist  auch  heute  noch  begründet.  Das  Monopol  der 
staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke  besteht  längst  nicht  mehr.  Bei  der  Be- 
zugnahme auf  die  den  Gemeinden  aus  dem  Betrieb  grösserer  Staatsgewerbe 
erwachsenden  Vorteile  aber,  welche  in  gleicher  Weise  auch  zu  Gunsten  einer 
Befreiung  der  privaten  Grossbetriebe  von  der  Gemeindesteuer  erfolgen  könnte, 
wird  die  Kehrseite  übersehen,  dass  den  Vorteilen  auch  beträchtliche  Lasten 
(namentlich  Schul-  und  Arroenkosten)  gegenüberstehen.  Der  dritte  Grund  so- 
dann müsste,  wenn  er  als  zutreffend  erachtet  werden  wollte,  die  Steuerfreiheit 
aller  auf  Rechnung  von  juristischen  Personen  betriebenen  Gewerbe  zur  Folge 
haben.  Die  blosse  historische  Thatsache  endlich,  dass  die  Steuerfreiheit  der 
staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke  bis  jetzt  bestand,  kann  für  die  Bei- 
behaltung derselben,  wenn  die  innere  Berechtigung  hiezu  weggefallen  ist,  nicht 
massgebend  sein. 

Unter  diesen  umständen  wird  die  Aufrechterhaltung  der  bisherigen 
Steuerbefreiung  der  staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke,  welche  zu  einer 
teilweise  sehr  starken  Mehrbelastung  der  Steuerpflichtigen  führt,  von  den  be- 
teiligten Gemeinden  und  Amtskörperschaften  als  eine  drückende  und  ungerecht- 
fert^^  Härte  empfunden  und  es  wird  von  ihnen  die  möglichst  rasche  Be- 
seitigung derselben  dringend  gewünscht. 

Auch  die  Kammer  der  Abgeordneten  hat  sich  diesem  Wunsche  an- 
geschlossen, indem  sie  am  8.  Mai  1900  beschlossen  hat  ^) : 

,an  die  königl.  Staatsregierung  das  Ei*8uchen  zu  richten,  einen  Ge- 
setzentwurf einzubringen,  durch  welchen  unter  entsprechender  Ab- 
änderung des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  und  des  Art  9 
des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1849  die  Befreiung  der  auf  Rechnung  des 
Staats  betriebenen  Salinen  und  Hüttenwerke  von  der  Heranziehung 
zur  Gewerbesteuer  der  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  auf- 
gehoben wird.* 

Es  lassen  sich  nun  zwar  gewichtige  Gründe  dafür  geltend  macheu,  eine 
solche  Bestimmung  nicht  als  gesetzliche  Sondervorschrift,  sondern  im  Zusammen- 
hang mit  der  umfassenden  Neuregelung  der  Kommunalbesteuerung  zu  erlassen, 


1)  Vgl.   anch   den   Bericht  der   Steuerkommission  vom  2C.  März  1900  (Beil.  171)  za 
diesem  Antrag. 
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Begründang  znm  Gesetzentwurf  vom  ^.  Mai  1900.  32 1 

zumal  da  die  Wiedereinbfingung  der  Steuerreformgesetze  in  kurzer  Zeit  zu 
erwarten  ist  und  da  es  möglich  wäre,  bis  zum  Inkrafttreten  dieser  neuen  Ge* 
setze  den  wirtschaftlichen  £ffekt  einer  Aufhebung  der  in  Rede  stehenden 
Steuerfreiheit  den  beteiligten  Gemeinden  und  Amtskörperschaflen  auch  in  der 
Form  der  Zuwendung  von  etatsmässig  festzusetzenden  BeitrSgen  an  dieselben 
zu  verschaffen.  Es  lässt  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  dieser  letztere  Weg 
«in  indirekter  und  umständlicher  wäre.  Deshalb  und  da  die  Ergebnisse  der 
Verhandlungen  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  8.  Mai  d.  J.*)  die  sichere 
Annahme  als  begründet  erscheinen  lassen,  dass  aus  der  nunmehrigen  Heran- 
ziehung der  staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke  zur  Eommunalgew erbesteuer 
keine  praktischen  Eonsequenzen  für  die  gleiche  steuerliche  Behandlung  anderer, 
von  der  Regierung  als  Gewerbebetriebe  nicht  anerkannter  staatlicher  Be- 
triebe werden  abgeleitet  werden '),  glaubt  die  königl.  Staatsregierung,  auch  den 
Weg  der  Vorlegung  eines  auf  die  Aufhebung  der  seitherigen  Kommunalsteuer- 
freiheit der  staatlichen  Salinen  und  Hüttenwerke  sich  beschränkenden  Gesetzes- 
entwurfes  betreten  zu  können. 

Diesen  Erwägungen  entspricht  der  vorliegende  Gesetzesentwurf. 

Durch  die  vorgeschlagene  Aenderung  werden  zehn  Gemeinden  (Abtsgmünd, 
Wasseralfingen,  Königsbronn,  Baiersbronn,  Tuttlingen,  Schussenried,  Jagstfeid, 
Hall,  Sulz  und  Rottweil)  und  neun  Amtskörperschaften  berührt;  von  erheb- 
licherer Bedeutung  ist  der  Wegfall  der  Steuerbefreiung  aber  nur  für  einige 
wenige  dieser  Gemeinden'). 


1)  S.  2478—2499. 

3)  Soweit  wirklich  ein  Gewerbebetrieb  vorliegt,  hat  die  Finanzverwaltung  die  Betriebe 
zur  Gemeindebestenenmg  angemeldet,  z.  B.  das  Bad  WUdbad,  eine  Badanstalt  in  Schussenried, 
die  Bodenseedampfochiffahrt,  die  Beichsbanknebenstellen ;  nicht  als  auf  Gewinn  berechnete 
Betriebe  sieht  die  Regierung  an  die  Münze,  die  Gefängnisarbeit,  die  staatlichen  Eisenbahnen 
und  die  Eisenbahnreparaturwerkstätten  n.  s.  w. 

3)  Im  Durchschnitt  der  8  Jahre  1896|98  betrug  der  Gemeindeschaden  243  o.q  der  Staats- 
steuer in  Wasseralfingen,  368  o/o  in  Königsbronn,  183%  in  Jagstfeid,  der  Amtsschaden  68,  89, 
iS%.  Wenn  die  Staatsbetriebe  beigezogen  werden,  ermässigt  sich  der  Gemeindeschaden  in 
Abtsgmünd  um  28, 8  o/^,  in  Wasseralfingen  um  116  o/q,  in  Königsbronn  um  165  o/^,  in  Friedrichs- 
hall um  77%.  AeuBserung  des  Finanzministers  v.  Zeyer  in  der  Sitzung  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten vom  8.  Mai  1890. 
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Wlirttembergisches  Wirtschaftsabgabengesetz  ^). 

Vom  4.  Juli  1900. 
(Württemb.  Rgsbl.  Nr.  32  S.  514.) 

Abschnitt  L 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel  1. 

Bezeichnung  der  Wirtschaftsabgaben. 

Von  Wein  oder  Obstmost,  welche  ausgeschenkt  oder  sonst  in  Mengen 
unter  20  1  gegen  Entgelt  abgegeben  werden,  wird  eine  das  bisherige  ümgeld 
und  die  Accise  begreifende  Wirtschaftsabgabe  nach  den  hiemach  folgenden 
näheren  Bestimmungen  für  die  Staatskasse  erhoben. 

Abschnitt  II. 

Besondere  Bestimmungen. 

Artikel  2. 
Abgabe  vom  Wein. 

Die  Abgabe  vom  Wein  wird  in  der  Regel  durch  Akkorde  erhoben,  welche 
von  8  zu  3  Jahren  mit  den  Wirten  abzuschliessen  sind.  Auf  Antrag  der  Wirte 
können  Akkorde  auch  auf  2  Jahre  oder  auf  1  Jahr  abgeschlossen  werden.  Ist 
der  Akkord  auf  längere  Zeit  als  1  Jahr  abgeschlossen,  so  können  die  Steuer- 
behörde und  der  Wirt  verlangen,  dass  der  Akkord  nach  halbjähriger  Kündigung 
auf  das  Ende  des  bei  Ablauf  der  Kündigungsfrist  laufenden  Steuerjahres  auf- 
gehoben wird,  wenn  besondere  Verhältnisse  im  Wirtschaftsbetriebe  eintreten, 
durch  welche  der  Umsatz  wesentlich  und  bleibend  vermehrt  oder  verringert  wird. 

Bei  der  Festsetzung  der  Akkordsummen  werden  11  ^/o  des  mutmaFslichen 
Ausschankserlöses  zum  Anhaltspunkte  genommen. 

Wenn  die  Verwaltungsbehörde  keine  sicheren  Anhaltsptnkte  hat,  oder 
wenn  der  Wirt  keinen  Akkord  eingehen  will,  wird  seine  Schuldigkeit  durdi 
KeUeruntersuchung  und  Abstich  mittels  Erhebung  der  Ausschankspreise  in  der 
Art  bestimmt,  dass  11  7o  des  Erlöses  von  dem  aus^schenkten  Wein  als  Abgabe 
berechnet  werden. 

Die  Abgabe  von  Obstmost  beträgt  S^o  des  Erlöses. 

1)  Vgl.  dazu  die  Aasführnngsbestimmangeii  des  Finanzministeriams  vom  30.  Augnst  1900 
(RgsbL  S.  674)  und  Anweisung  des  Steuerkollegiums,  Abt.  f.  Zölle  a.  iudir.  Steuern  vom 
14.  September  1900  (A.Bl.  S.  629). 
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Die  Abgabe  wird  auf  Grund  des  Durchschnittspreises  berechnet.  Zum 
Zweck  der  Feststellung  des  Durchschnittspreises  haben  die  Wirte  der  Steuer- 
behörde auf  Verlangen  über  ihre  Ausschankspreise  wahrheitsgemässe  Auskunft 
zu  erteilen. 

Artikel  3. 

Urkunden   von  den  Weineinlagen. 

Die  Weineinlagen  der  Wirte  unterliegen  einer  genauen  Kontrolle. 
Sie  haben  zu  dem  £nde  über  ihre  sämtlichen  Einlagen  dem  Ortssteuer- 
beamten Urkunden  zuzustellen,  welche 

a)  für  den  in  eigenen  oder  gepachteten  Weinbergen  erzeugten,  sowie 
für  den  unter  den  Keltern  erkauften  Wein  von  dem  Ortssteuer- 
beamten. 

b)  von  dem  aus  den  Keltern  bezogenen  von  dem  Unterkäufer  oder  in 
Ermanglung  desselben  von  dem  Ortssteuerbeamten, 

c)  für  den  von  dem  Auslande  eingeführten  von  dem  Grenzzollamte,  bei 
welchem  die  Verzollung  stattgefunden  hat, 

ausgestellt  werden. 

Diese  Urkunden  müssen  die  Quantität,  den  Preis  des  Getränkes,  sowie 
die  Namen,  Wohnort  und  Gewerbe  des  Käufers  und  Verkäufers  enthalten. 

Die  Ausstellung  dieser  Urkunden  (Ladscheine)  erfolgt  sportel-  und  gebühren- 
frei. Die  Nummer  82  des  Tarifs  zum  Allgemeinen  Sportelgesetz  vom  28.  De- 
zember 1899  (Rgsbl.  S.  1334)  ist  aufgehoben. 

Für  jeden  Ortssteuerbeamten  ist  ein  Stellvertreter  zu  bestellen;  im 
BedürfnisfaU  werden  mehrere  Stellvertreter  bestellt  Der  Stellvertreter  hat  in 
Verhinderung  des  Ortssteuerbeamten  dessen  Geschäfte  wahrzunehmen. 

Artikel  4. 
Einkellerung  der  Weine. 

Die  Wirte  sind  verbunden,  ehe  die  Weine  in  den  Keller  gebracht  werden, 
den  Ortssteuerbeamten  zur  Untersuchung  der  Ladung  herbeizurufen,  welcher 
verpflichtet  ist,  die  Kontrolle  ohne  Verzug  vorzunehmen. 

Ohne  vorheri|^e  Kontrolle  durch  den  Ortssteuerbeamten  oder  ohne  dessen 
schriftliche  Genehmigung  darf  der  Wein  nicht  eingelegt  werden.  Wenn  der 
Ortesteuerbeamte  oder  sein  Stellvertreter  8  Stunden,  oder,  falls  die  Anzeige  erst 
nach  abends  5  Uhr  erstattet  ist,  14  Stunden  nach  deren  Erstattung  bei  den- 
selben die  Kontrolle  nicht  vorgenommen  oder  die  schriftliche  Genehmigung  zur 
Einlage  nicht  erteilt  hat,  ist  der  Wirt  befugt,  den  Wein  in  den  Keller  zu 
bringen,  woselbst  die  Kontrolle  stattfindet. 

Artikel  5. 

Fortsetzung. 

Keinem  Wirte  ist  erlaubt,  in  seinen  Keller  Wein  einzulegen,  der  anderen 
Personen  gehört;  würde  dennoch  solcher  Wein  bei  der  Kelleruntersuchung  be- 
fanden, so  ist  er  ^anz  so  zu  behandeln,  wie  wenn  er  dem  Wirt  eigentümlich 
zustände;  ebenso  ist  den  Wirten  verboten,  ohne  spezielle  Genehmigung  und 
vorgängige  Aufnahme  des  Ortssteuerbeamten  Wein  in  den  Keller  eines  Privaten 
zu  legen,  und  jeder  hat  die  Verpflichtung,  ehe  er  von  einem  Wirt  Wein  in 
seinen  Keller  übernimmt,  dem  Ortssteuerbeamten  die  Anzeige  zu  machen. 

Artikel  6. 

Eichen   der  Fässer. 

Die  Fässer  in  den  Kellern  der  Wirte  müssen  von  einer  deutschen 
Eichungsstelle  geeicht  und  mit  vorschriftsmässigen  Eich-  und  Stempelzeichen 
versehen  sein. 
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Artikel  7. 

Kelleruntersuchung  und  Abstich  bei  den  unter  Abstichskontrolle 

stehenden  Wirten. 

In  bestimmten,  von  der  Verwaltungsbehörde  näher  festzusetzenden  Ab- 
schnitten wird  eine  Untersuchung  in  den  Kellern  der  Wirte  vorgenommen; 
hierbei  werden  der  frühere  Vorrat  und  die  in  der  Zwischenzeit  erfolgten  neuen 
Einlagen  mit  dem  Erfunde  der  neuen  Untersuchung  verglichen  und  der  Ab- 
mangel  als  Getränkeverschluss  aufgenommen. 

Falls  die  Kelleruntersuchung  in  längeren  als  vierteljährlichen  Zwischen- 
räumen vorgenommen  wird,  ist  der  Wirt  verbunden,  an  seiner  voraussichtlichen 
Jahresschuldigkeit  auf  Verlangen  vierteUährlich  angemessene,  von  dem  Bezirks- 
steueramt zu  bestimmende  Abschlagszahlungen  zu  machen. 

Artikel  8. 

Achseverkauf  und  anderer  ausserordentlicher  Abgang. 

Nur  folgende  Abgaben  aus  dem  Keller  sind  von  der  Entrichtung  der 
Wirtschaftsabgabe  frei: 

1.  die  Veräusserung  im  grossen,  wenn  hiebei  die  von  der  Steuerverwaltung 
erlassenen  Kontrolle  Vorschriften  beobachtet  werden. 

Als  Achseverkauf  im  grossen  sind  nur  diejenigen  Verkäufe  an- 
zusehen, welche  20  1  und  mehr  betragen, 

2.  der  Abgaög  an  Hefe  und  Trübwein ;  als  Abgang  sind  bei  neuem  Wein 

mit  den  Beeren  mit  oder  ohne  Kämme 25  ^'o, 

bei  sonstigem  neuem  Wein  und  bei  neuem  Obstmost  .  .  .  7  7»» 
bei  nach  dem  ersten  Ablass  eingelegtem  Wein  und  Obstmost  .  2  •/o, 
der  eingelegten  Menge  in  Rechnung  zu  nehmen, 

3.  der  Schwand  und  sonstige  Abgang  mit  3  ^/o  von  dem  abgabepflichtigen 
Weinverschluss, 

4.  das ,  was  erwiesenermassen  durch  Unglück  zu  Grunde  gegangen  oder 
unbrauchbar  geworden  ist. 

Artikel  9. 
Hausbrauch  und   gewöhnlicher  Abgang. 

Der  Hausbrauch  einschliesslich  des  Kochweins  und  des  Mehrbetrags  von 
Schwand  und  sonstigem  Kellerabgang  über  den  in  Art.  8  ZifP.  3  bestimmten 
Satz  wird  für  einen  Wirt  an  Wein  folgendermassen  festgesetzt: 

von  einem  Verbrauch  von         1—1000  1  mit 25  ^/o? 

für  die  nächsten    .     .     .     1001—3000  1  mit 20%, 

,      .  ,  .     .     .    3001-5000  1  mit 157o, 

von  5001  Liter  und  darüber 10®/o 

des  abgabepflichtigen  Wein  verschlusses.  Wenn  nachgewiesen  wird,  daes  der  Haus- 
brauch eines  Wirte  zufolge  besonderer  Verhältnisse  diesen  Betrag  um  mehr  als 
5^0  desselben  übersteigt,  so  ist  der  Hausbrauch  entsprechend  zu  erhöhen. 

Bei  juristischen  Personen,  Handelsgesellschaften,  Genossenschaften  und 
Vereinen  erfolgt  die  Festsetzung  des  Hausbrauchs  au  Wein  nach  dem  that- 
sächlichen  Bedarf. 

Der  Hausbrauch  einschliesslich  des  gewöhnlichen  Kellerabgangs  an  Obst- 
most wird  für  diejenigen  Abgabepflichtigen,  welche  Obstmost  ausschenken  oder 
im  Kleinen  verkaufen,  nach  dem  thateächlichen  Bedarf  festgesetzt. 

Artikel  10. 

Beschränkung  des  Wein  Verkaufs  der  Weinhändler  und 

Privaten. 

Jeder  Weinhändler  und  Private,  der  aus  seinem  Keller  Wein  verkauft, 
ist  nur  befugt,  Quantitäten  von  20  1  und  mehr  abzugeben. 
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Wer  in  geringeren  Quantitäten  verkauft,  muss  die  Wirtschaftaabgaben 
entrichten  und  unterliegt  den  in  diesem  Gesetz  für  die  Wirte  gegebenen  Vor- 
schriften. 

Artikel   11. 
Ausschanksrecht  der  Weinproduzenten. 

Den  Weinproduzenten  ist  gestattet,  ihren  in  eigenen  oder  gepachteten 
Weinbergen  erzeugten  Wein  im  Laufe  des  ersten  Jahres  ein  Vierteljahr  lang, 
ununterbrochen  gerechnet,  auszuschenken.  Dieses  Ausschanksrecht  der  Wein- 
produzenten kann  nach  umständen  bis  auf  6  Monate  im  Laufe  des  ersten  Jahres 
durch  das  Oberamt  erstreckt  werden.  Denjenigen,  welche  ausser  ihrem  eigenen 
Erzeugnisse  erkauften  oder  sonst  erworbenen  Wein  einlegen,  kommt  das  Aus- 
schanksrecht nicht  zu  statten. 

Die  Weinproduzenten  haben  vor  dem  Beginne  des  Ausschanks  den  Orts- 
steuerbeamten  zur  Untersuchung  und  Aufnahme  ihrer  Weinvorräte  herbeizurufen. 
Nach  Beendigung  des  Ausschanks  tritt  eine  wiederholte  Aufnahme  von  Seite 
des  Ortssteuerbeamten  ein,  wobei  die  Abgabe  von  dem  abgesetzten  Betrage  be- 
rechnet und  erhoben  wird. 

Artikel  12. 

Abgabe  von  Obstmost. 

Für  den  Obstmost  gelten,  soweit  nichts  anderes  vorgeschrieben  ist,  die- 
selben Bestimmungen  wie  für  den  Wein. 

Artikel   13. 

Festsetzung  des  Durchschnittspreises  und  Hausbrauchs  durch  die 

Bezirkskommission. 

Wenn  sich  das  Bezirkssteueramt  und  der  unter  Abstichskontrolle  stehende 
Wirt  über  die  Höhe  des  der  Steuerberechnung  zu  Grunde  zu  legenden  Durch- 
schnittspreises (Art.  7)  oder  des  zu  berücksichtigenden  Hausbrauchs  (Art.  9) 
nicht  einigen,  so  muss  das  Bezirkssteueramt  auf  Verlangen  des  Wirts  und 
kann  von  Amts  wegen  eine  Beschlussfassung  der  Bezirkskommission  hierüber 
herbeifahren. 

Gegen  die  Feststellung  der  Bezirkskommission  steht  dem  Abgabepflichtigen, 
sowie  dem  Vorsitzenden  der  Kommission  die  Beschwerde  an  das  Steuerkollegium 
zu,  welche  seitens  des  Abgabepflichtigen  schriftlich  oder  zu  Protokoll  bei  dem 
Bezirkssteueramt,  seitens  des  Vorsitzenden  der  Bezirkskommission  bei  dem 
Steuerkollegium  binnen  einer  Notfrist  von  15  Tagen  von  der  Bekanntgabe  der 
Entscheidung  der  Bezirkskommission  ab  einzulegen  ist.  Das  SteuerkoUegium 
entscheidet  endgiltig. 

Bis  zur  endgiltigen  Entscheidung  der  Sache  ist  der  von  der  Bezirks- 
kommission festgesteUte  Durchschnittspreis  und  Hausbrauch  der  Abgaben- 
berechnung  vorbehaltlich  der  späteren  Richtigstellung  derselben  zu  Grunde 
zu  legen. 

Artikel   14. 

Gutachtliche  Aeusserung  der  Bezirkskommission. 

Wenn  bei  der  Verhandlung  über  einen  Akkord  eine  Meinungsverschieden- 
heit zwischen  dem  Bezirkssteueramt  und  dem  Wirt  hinsichtlich  der  Zeitdauer, 
auf  welche  der  Akkord  abgeschlossen  werden  soll,  der  Höhe  des  der  Akkords- 
berechnung zu  Grunde  zu  legenden  Durchschnittspreises  oder  der  Höhe  des  zu 
berücksichtigenden  Hausbrauchs  bestehen  bleibt,  so  muss  auf  Verlangen  des 
Wirts  die  Bezirkskommission  hierüber  gutachtlich  gehört  werden;  auch  kann 
dieselbe  von  Amts  wegen  zur  Abgabe  einer  gutachtlichen  Aeusserung  ver- 
anlasst werden. 
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Artikel   15. 
Bezirkskommission. 

Die  Bezirkskommission  besteht  aus  dem  Vorstand  des  Bezirkssteueramts 
als  Vorsitzendem  und  dem  Steuerkontrollebeamten  oder  deren  SteUvertretem 
und  drei  sachverständigen  Vertrauensmännern.  Die  Vertrauensmänner  und 
deren  Ersatzmänner  werden  durch  das  Steuerkollegium  aus  den  von  der  Amts- 
yersammlung  vorgeschlagenen  Personen  je  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  bestellt. 
Jede  Amtsversammlung  hat  zu  diesem  Zweck  10  sachverständige  Bezirks- 
angehörige, die  in  der  Regel  aus  dem  Kreise  der  ümgeldspflichtigen  zu  ent- 
nehmen sindt  vorzuschlagen ;  zur  Wahl  derselben  soll  der  Vorstand  des  Bezirks- 
steueramts eingeladen  und  mit  seiner  Ansicht  gehört  werden. 

Das  Amt  des  Vertrauensmannes  ist  ein  Ehrenamt.  Zu  demselben  dürfen 
nur  Personen  berufen  werden ,  welche  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  sind, 
das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  befinden.  Vertrauensmänner,  welche  in  Eonkurs  geraten  oder  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  verlustig  gehen,  haben  auszuscheiden. 

Die  BesteUung  als  Vertrauensmann  kann  von  solchen  abgelehnt  werden, 
welche  während  des  vorhergegangenen  3jährigen  Zeitraums  als  Vertrauensmann 
Dienste  geleistet  oder  das  65.  Lebensjahr  zurückgele^  haben.  Die  Vertrauens- 
männer erhalten  für  Reisekosten  und  Zeitversäumnis  eine  angemessene  Ent- 
schädigung aus  der  Staatskasse.  Die  Vertrauensmänner  sind  durch  den  Vor- 
sitzenden der  Bezirkskommission  eidlich  zu  verpflichten,  bei  dem  ihnen 
übertragenen  Amt  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  verfahren  und  die  Ver- 
handlungen, sowie  die  aus  Anlass  ihrer  Mitwirkung  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen- 
den Verhältnisse  der  Abgabepflichtigen  geheim  zu  halten.  Verletzungen  der 
Pflicht  der  Geheimhaltung  werden  im  Disziplinarweg  bestraft,  wobei  g^n  die 
Vertrauensmänner  von  dem  Steuerkollegium  Geldstrafen  bis  zur  Höhe  von 
1500  M.  verhängt  werden  können. 

Allen  Mi^liedem  der  Bezirkskommission  einschliesslich  des  Vorsitzenden 
steht  volles  Stimmrecht  zu. 

Im  Bedürfnisfall  können  für  einen  Bezirk  mehrere  Kommissionen  errichtet 
werden.  Die  weiter  erforderlichen  Vorschriften,  namentlich  über  Ausschliessung 
und  Ablehnung  eines  Vertrauensmannes   werden   im  Verordnungsweg  erlassen. 

Dem  Abgabepflichtigen  soll  auf  seinen  Antrag  und  Ininn  von  Amts 
wegen  Gelegenheit  zur  mündlichen  Darlegung  vor  der  Bezirkskommission  ge- 
geben werden. 

Abschnitt  III. 
Strafbestimmuxigen. 

Artikel  16. 

Gefährdung   des  Umgelds. 

Wer  es  unternimmt,  die  Abgabe  von  Wein  oder  Obstmost  zu  hinter- 
ziehen oder  einen  Nachlass  oder  eine  Rückerstattung  derselben  zu  erlangen, 
welche  überhaupt  nicht  oder  nur  in  geringerem  Masse  zu  beanspruchen  waren, 
macht  sich  einer  Umgeldsgefährdung  schuldig. 

Artikel   17. 

Einzelne  Fälle   der  Umgeldsgefährdung. 

Einer  Umgeldsgefährdung  macht  sich  insbesondere  schuldig,  wer  wissent- 
lich Wein  oder  Obstmost  ausschenkt  oder  in  Mengen  unter  20  l  gegen  Entgelt 
abgibt,  ohne  diejenigen  Vorschriften  zu  beobachten,  welche  die  Steuerbehörde  zur 
Erhebung  der  Abgabe  in  stand  setzen. 
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Einer  Umgeldsgefährdung  macht  sich  feiner  insbesondere  schuldig: 

1.  der  Wirt,  welcher  wissentlich  ohne  vorg&ngige  Kontrolle  oder  schrift- 
liche Genehmigung  des  Ortssteuerbeamten  Wein  oder  Obstmost 
einlegt ; 

2.  der  Wirt,  welcher,  um  eine  Rückver^tung  oder  eine  Ermässigung 
der  Steuer,  die  er  nicht  oder  nur  in  genn^rem  Masse  zu  beansprutüien 
hatte ,  zu  erlangen ,  wissentlich  unrichtige  oder  unvoUsiAndige  that- 
sächliche  Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,  zu  einer  Verkürzung 
der  Steuer  zu  führen. 

Artikel   18. 

Vollendung  der  Umgeldsgefährdung. 

Die  Umgeldsgeföhrdung  ist  vollendet  in  den  Fällen  des  Art.  17  mit  der 
Vornahme  der  darin  bezeichneten  Handlungen,  in  anderen  Fällen  mit  der  Er- 
öffnung des  eine  zu  niedrige  Steuer  enthaltenden  Steueransatzes. 

Artikel  19. 
Strafe   der  Umgeldsgefährdung. 

Wer  eine  Umgeldsgei^hrdung  begeht,  hat  eine  Geldstrafe  verwirkt,  welche 
dem  vierfachen  Betrag  des  vorenthaltenen  oder  zur  Ungebühr  beanspruchten 
Abgabebetrags  gleichkommt,  mindestens  aber  3  M.  beträgt. 

Kann  der  Betrag  der  Abgabe  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  eine  Geld- 
strafe von  3-3000  M.  ein. 

Die  hinterzogene  Abgabe  ist,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Abs.  2,  un- 
abhängig von  der  Strafe  nachzuzahlen. 

Artikel  20. 
Rückfall. 

Im  Fall  der  Wiederholung  der  Umgeldsffefö,hrdung  nach  vorhergegangener 
Bestrafung  als  Thäter  oder  Anstifter  durch  das  Gericht  oder  die  Verwaltungs- 
behörde wird  die  in  Art.  19  angedrohte  Strafe  verdoppelt,  im  2.  Rückfall  ver- 
dreifacht und  in  jedem  weiteren  Rückfall  vervierfacht. 

Neben  der  Geldstrafe  kann  im  zweiten  und  in  jedem  weiteren  Rückfall 
auf  eine  Geföngnisstrafe  bis  zu  6  Monaten  erkannt  werden. 

Die  Straferhöhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein,  auch  wenn  die  frühere 
Strafe  nur  teilweise  verbüsst  oder  ganz  oder  teilweise  erlassen  ist;  sie  bleibt 
dagegen  ausgeschlossen,  wenn  seit  der  Yerbüssung  oder  dem  Erlass  der  letzt- 
erkannten Strafe  bis  zur  Begehung  der  neuen  Strafthat  3  Jahre  verflossen  sind. 

Artikel  21. 
Eontrollestrafe  an  Stelle  der  Strafe  wegen  Umgeldsgefährdung. 

Ist  in  den  Fällen  des  Art.  17  die  Zuwiderhandlung  zwar  wissentlich,  aber 
nicht  in  der  Absicht  der  Abgabengefährdung  erfolgt,  so  tritt  anstatt  der  dort 
bestimmten  Strafen  eine  Geldstrafe  von  1 — ^300  M.  ein. 

Lässt  sich  beim  Vorliegen  der  Thatumstände  des  Art.  17  ein  wissent- 
liches Handeln  oder  Unterlassen  nicht  nachweiset!,  wird  jedoch  festgestellt,  dass 
die  Abgabengefährdung  bei  Anwendung  der  pflichtmässigen  Sorgfalt  und  Auf- 
merksamkeit hätte  vermieden  werden  können,  so  tritt  die  in  Abs.  1  angedrohte 
Strafe  ein. 

Verfehlungen  gegen  die  Kontrollevorschriften. 

Artikel  22. 

Mit  Geldstrafe  von  1 — 300  M.  werden,  sofern  nicht  die  Strafe  der  Um- 
geldsgefUhrdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Kontrollestrafe  des  Art.  21 
verwirkt  ist,  Wirte  bestraft: 
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1.  w^enn  der  vorgeschriebene  Ladschein  sich  nicht  während  des  Trani 
ports  des  Getränkes  von  der  Ladstätte  bis  zum  Bestimmungsort  m 
unterbrochen  bei  dem  Getränke  befindet  oder  wenn  in  dem  Ladschei 
die  transportierte  Getränkemenge  unrichtig  angegeben  ist; 

2.  wenn  sie  bei  Erteilung  der  in  Gemässheit  des  Art.  2  Abs.  5  vei 
langten  Auskunft  die  Ausschankspreise  der  Wahrheit  zuwider  z 
nieder  angeben. 

Artikel  23. 
Einer  Geldstrafe  von  1—1500  M.  unterliegen  Zuwiderhandlungen  gege 
andere  Bestimmungen  des  Gesetzes,  sowie  gegen  die  von  dem  Finanzministeriui 
oder  mit  dessen  Genehmigung  zum  Vollzug  desselben  erlassenen  und  öffentlic 
oder  den  Betieiligten  besonders  bekannt  gemachten  Vorschriften,  sofern  di 
Strafe  in  letzteren  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  angedroht  ist.  Die  vo; 
stehende  Strafe  tritt  nicht  ein,  soweit  die  Strafe  der  ümgeldsgefährdimg  ode 
die  an  deren  Stelle  tretende  Kontrollestrafe  des  Art.  21  verwirkt  ist,  oder  sc 
weit  die  betreffende  Zuwiderhandlung  mit  besonderer  Strafe  bedroht  ist. 

Artikel  24. 
Strafrechtliche  Verantwortlichkeit. 

Als  Thäter  sind  die  Wirte  und  Eleinverkäufer  zu  bestrafen,  falls  sie  nicl 
nachweisen,  dass  die  strafbare  Handlung  ohne  ihr  Wissen  und  gegen  ihre 
Willen  von  einem  Hausgenossen,  Gewerbegehilfen,  Bediensteten  oder  einer  m; 
den  Eellergeschäften  beauftragten  Person  begangen  worden  ist. 

Wird  dieser  Nachweis  in  den  Fällen  der  Art.  17  Abs.  2  und  22  erbrach 
so  werden  die  eben  genannten  Personen  nach  den  für  die  Wirte  gegebene 
Strafbestimmungen  bestraft. 

Bei  juristischen  Personen,  Handelsgesellschaften,  Genossenschaften  un 
Vereinen  ist  jeder  Vertreter  nach  Massgabe  des  Abs.  1  strafrechtlich  vei 
antwortlich. 

Artikel  25. 

Teilnahme  und  Begünstigung. 

Liegt  eine  üebertretung  vor,  so  ist  die  Beihilfe  und  die  Begünstigun 
mit  einer  Geldstrafe  von  1 — 150  M.  zu  bestrafen.  Im  übrigen  kommen  in  B( 
Ziehung  auf  die  Bestrafung  der  Teilnahme  und  der  Begünstigung  die  Grunc 
Sätze  des  Strafgesetzbuchs  zur  Anwendung,  soweit  nicht  in  Art.  24  etwas  andere 
bestimmt  ist. 

Artikel  26. 

Vertretungsp  flicht. 

Die  Wirte  und  Eleinverkäufer  haften  für  die  gegen  ihre  Hausgenossei 
Gewerbegehilfen  oder  Bediensteten  erkannten  Geldstrafen  nebst  den  üntei 
suchungskosten,  sofern  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  sie  ein  Verschulden  nicl 
trifft,  sowie  für  die  verfügten  Abgabenachholungen. 

Abschnitt  IV. 

Veij&hrung.    TJebergangs-  und  Schlossbestimmungen. 

Artikjel  27. 

Verjährung  der  Abgabe. 

Das  Recht  zur  Nachforderung  zurückgebliebener  und  zur  Zurückforderun 
zu  viel  bezahlter  Abgaben  verjährt  in  3  Jahren. 
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Die  Verjährung  der  Nacbforderung  zurückgebliebener  Abgaben  läuft  vom 
dusse  des  Kalenderjahres  an,  in  welchem  die  Steuer  zu  entrichten  war,  und 
d  durch  urkundliche  Aufforderung  zur  Zahlung  von  Seiten  der  Steuerver- 
Itung  unterbrochen,  bezüglich  der  hinterzogenen  Abgaben  ausserdem  durch 
tersuchungshandlungen ,  welche  in  dem  Strafverfahren  wegen  ümgelds- 
ährdnng  gegen  den  Abgabepflichtigen  gerichtet  werden. 

Die  Verjährung  der  Zurückforderung  zu  viel  bezahlter  Abgaben  läuft 
n  Tage  der  geleisteten  Zahlung  an  und  wird  durch  das  Anbringen  der  Rück- 
derung  bei  dem  Bezirkssteueramt  oder  einer  diesem  vorgesetzten  Behörde 
verbrochen. 

Artikel  28. 
Uebergangs-   und  Schlussbestimmungen. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Oktober  1900  in  Kraft. 

Auf  die  einzelnen  Abgabepflichtigen  finden  die  Bestimmungen  der 
b.  6,  7  Abs.  2,  8  Ziff.  2  und  3,  9,  12—15  erst  Anwendung,  wenn  eine  Getränkie- 
-nahme  bei  denselben  nach  dem  genannten  Tage  stat^efiinden  hat. 

Die  auf  die  Zuwiderhandlung[en  gegen  das  Wirtschaftsabgabengesetz  vom 
Juli  1827  sich  beziehenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  März  1881, 
reffend  die  Einführung  von  Ordnungsstrafen  (Rgsbl.  S.  171)  treten  mit  dem 
:rafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ausser  Wirkung. 

Auf  die  vor  dem  1.  Oktober  1900  noch  nicht  abgerügten  Verfehlungen 
^en  das  Wirtschaftsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1827  finden  die  Strafbestim- 
ngen  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  soweit  sie  milder  sind,  Anwendung. 
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Entwarf  eines  Gesetzes, 

betreffend 

weitere  Aenderungen  des  Wirtscliaftsabgabeiigesetz 
Vom  17.  Juni  1899  i). 

Artikel  L 

In  dem  Wirtschaftsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1827  (Rgsbl.  £ 

Abschnitt  I 

Allgemeine  Bestimmungen 
folgende  Aenderungen  ein: 

1.  In  Art.  1  wird  statt:  f,\Vein,  Obstmost,  Bier,  Branntwein, 
durch  die  im  Art.  8  genannten  ^Virt8chaftsge werbe  abgesetzt  werdet 
Wein  oder  Obstmost,  welche  ausgeschenkt  oder  so 
gegen  Entgelt  abgegeben  werden, 

8.  Art.  2  fällt  weg. 

Artikel  n. 

Der 

Abschnitt  II 

Besondere  Bestimmungen 

wird  in  den  nachstehend  bezeichneten  Artikeln  abgeändert : 

1.  In  Art.  S  fallen  im  ersten  Absatz  die  Worte:  „und  den  G^meinderäten  zur  Nachrici 
mitzuteflen"  weg  und  es  erhält  dieser  Absatz  folgenden  Zusatz: 

Wenn  besondere  Verhältnisse  vorliegen,  können  Akkorde  auch  auf  2  Jahre  od 
auf  1  Jahr  abgeschlossen  werden. 
Der  letzte  Absatz  des  Art.  8  fällt  weg. 

2.  In  Art. 9  wird  als  letzter  Satz  angefügt: 

Die  Ausstellung  dieser  Urkunden  (Ladscheine)  erfolgt  sportel*  und  gebühre: 
frei.  Die  Nr.  92  des  Tarifs  zum  Allgemeinen  Sportelgesetz  vom  84.  Man  188: 
14.  Juni  1887  (Rgsbl.  1887  S.  189)  ist  aufgehoben. 

3.  Der  Art.  10  erhält  folgenden  Znsatz : 

Ohne  vorherige  Kontrolle  durch  den  Ortssteuerbeeunten  oder  ohne  dess« 
schriftliche  Genehmigung  darf  der  Wein  nicht  eingelegt  werden. 

i)  Der  Entwurf  erfuhr  bei  den  Verhandlungen  der  Stände  mehrfache  Aenderungen. 
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4.  Der  Art.  12  erhält  folgende  Fassung :  * 

Eichen  der  Fässer. 
Die  Fässer  in  den  Kellern  der  AVirte  müssen  yon  einer  deutschen  Eichungs* 
stelle  geeicht  und  mit  vorschriftsmässigen  Eich-  und  Stempelzeichen  versehen  sein 

5.  In  Art.  18  wird  die  Ueberschrift  ergänzt  durch  die  Worte :  „bei  den  unter  Abstichs- 
trolle stehenden  AVirten"  und  erhält  der  zweite  Absatz  folgende  Fassung: 

Von  diesem  Verschluss  wird  die  Abgabe  auf  Grund  des  Durchschnittspreises 
berechnet.   Zum  Zweck  der  Feststellung  des  Durchschnittspreises  haben  die  W'irte 
der  Steuerbehörde  auf  Verlangen  über  ihre  Ausschankspreise  wahrheitsgemässe 
Auskunft  zu  erteilen. 
Als  Abs.  S  wird  beigefügt: 

Falls  die  Kelleruntersnchung  in  längeren  als  vierteljährlichen  Zwischenräumen 
vorgenommen  wird,  ist  der  Wirt  verbunden,  an  seiner  voraussichtlichen  Jahres- 
schnldigkeit  auf  Verlangen  vierteljährlich  angemessene,  von  dem  Bezirkssteueramt 
zu  bestimmende  Abschlagszahlungen  zu  machen. 

6.  In  Art.  14  erhält  der  erste  Absatz  der  Ziff.  l  folgende  Fassung: 

1)  Die  Veräussorung  im  Grossen,  wenn  hierbei  die  von  der  Steuerverwaltung  er- 
lassenen Kontrollevorschriften  beobachtet  werden. 

Die  Ziff.  2  wird  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt : 

2)  Der  Abgang  an  Hefe  und  Trübwein ;  als  Abgang  sind  bei  neuem  Wein  mit  den 

Kämmen  und  den  Beeren 250;o, 

bei  Wein  mit  den  Beeren l50|o, 

bei  sonstigem  neuem  Wein  und  bei  neuem  Obstmost 50/0, 

bei  nach  dem  ersten  Ablass  eingelegtem  Wein  und  Obstmost  ....  2% 
der  eingelegten  Menge  in  Rechnung  zu  nehmen. 

7.  Der  Art.  16  wird  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

Der  Hausbrauch  einschliesslich  des  gewöhnlichen  Kellerabgangs  an  Wein  wird 
für  solche  Wirte,  welche  ausschliesslich  Wein  verschliessen,  auf  16  0/0,  für  solche, 
welche  neben  Wein  Bier  verschliessen  oder  Obstmost  einlegen,  auf  loofo  des  ab- 
gabepflichtigen Weinversohlusses  festgesetzt.  Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der 
Hausbrauch  eines  Wirts  zufolge  besonderer  Verhältnisse  diesen  Betrag  erheblich 
übersteigt,  so  ist  der  Hausbrauch  entsprechend  zu  erhöhen. 

Bei  Juristischen  Personen,  Hsmdelsgesellschaften ,  Genossenschaften  und  Ver- 
einen erfolgt  die  Festsetzung  des  Hausbranchs  an  Wein  nach  dem  thatsächlichen 
Bedarf. 

Der  Hausbrauch  einschliesslich  des  gewöhnlichen  Kellerabgangs  an  Obstmost 
wird  für  diejenigen  Abgabepflichtigen,  welche  Obstmost  ausschenken  oder  im 
Kleinen  verkaufen,  nach  dem  thatsächlichen  Bedarf  festgesetzt. 

8.  In  Art.  16  wird  dem  zweiten  Absatz  angefügt : 

und  unterliegt  den  in  diesem  Gesetz  für  die  Wirte  gegebenen  Vorschriften. 

9.  Der  Art.  20  wird  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

Für  den  Obstmost  gelten,  soweit  nichts  anderes  vorgeschrieben  ist,  dieselben 
Bestimmungen,  wie  für  den  Wein. 

Artikel  IIL 

Nach  Art.  20  werden  folgende  neue  Bestimmungen  eingeschaltet : 

Artikel  20a. 
tsetzung   des  Durchschnittspreises    und   Hausbrauchs    durch    die 
Bezirkskommission. 

Wenn  sich  das  Bezirkssteueramt  und  der  unter  Abstichskontrolle  stehende  Wirt  über 
löhe  des  der  Steuerbereohnung  zu  Grunde  zu  legenden  Durchschnittspreises  (Art.  18)  oder 
EU  berücksichtigenden  Hausbranchs  (Art.  15)  nicht  einigen,  so  muss  das  Bezirkssteueramt 
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auf  Verlangen  des  Wirts  und  kann  von  Amts  wegen  eine  Bescblassfkssung  der  Bezirl 
kommission  hierüber  herbeiführen. 

Gegen  die  Feststellnng  der  Bezirkskommission  steht  dem  Abgabepflichtigen,  bot 
dem  Vorsitzenden  der  Kommission  die  Beschwerde  an  das  SteuerkoUegium  zu,  welche  seit« 
des  Abgabepflichtigen  schriftlich  oder  zn  Protokoll  bei  dem  Bezirkssteneramt,  seitens  i 
Vorsitzenden  der  Bezirkskommission  schriftlich  bei  dem  SteuerkoUegium  binnen  einer  Notfi 
von  15  Tagen  von  der  Bekanntgabe  der  Entscheidung  der  Bezirkskommission  ab  einzulec 
ist.    Das  SteuerkoUegium  entscheidet  endgültig. 

Bis  zur  endgültigen  Entscheidung  der  Sache  ist  der  von  der  Bezirkskommission  fe 
gestellte  Durchschnittspreis  und  Hausbranch  der  Abgabenberechnung  vorbehaltlich  der  spätei 
Richtigstellung  derselben  zn  Grunde  zu  legen. 

Artikel  20b. 
Gutachtliche  Aeusserung  der  Bez 
Wenn  bei  der  Verhandlung  über  einen  Akkord  eine 
dem  Bezirkssteueramt  und  dem  Wirt  hinsichtlich  der  Zeit« 
geschlossen  werden  soll,  der  Höhe  des  der  Akkordsberechni 
Schnittspreises  oder  der  Höhe  des  zu  berücksichtigenden 
xnoss  auf  Verlangen  des  Wirts  die  Bezirkskommission  hie 
auch  kann  dieselbe  von  Amts  wegen  zu  Abgabe  einer  gn 
werden. 

Artikel  20c. 

Bezirkskommission. 

Die  Bezirkskommission  besteht  aus  dem  Vorstand  des  Bezirkssteneramts  als  \ 
sitzendem  und  dem  Steuerkontrollebeamten  oder  deren  Stellvertretern  und  drei  sachverständij 
Vertrauensmännern.  Die  Vertrauensmänner  und  deren  Ersatzmänner  werden  durch  das  Stei 
koUegium  aus  den  von  der  Amtsversammlung  vorgeschlagenen  Personen  Je  auf  die  Dauer  ' 
S  Jahren  bestellt.  Jede  Amtsversammlung  hat  zu  diesem  Zweck  zehn  sachverständige  Bezii 
angehörige,  die  in  der  Regel  aus  dem  Kreise  der  Umgeldspflichtigen  zu  entnehmen  sind,  \ 
zuschlagen;  znr  Wahl  derselben  soll  der  Vorstand  des  Bezirkssteueramts  eingeladen  und 
seiner  Ansicht  gehört  werden. 

Das  Amt  des  Vertrauensmanns  ist  ein  Ehrenamt.  Zu  demselben  dürfen  nur  Persoi 
berufen  werden ,  welche  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  sind ,  das  SO.  Lebensjahr  znrti 
gelegt  haben  und  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrecht«  befinden.  Vertranensm&u 
welche  in  Konkurs  geraten  oder  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  verlustig  gehen  t  haben  i 
zuscheiden. 

Die  Bestellung  als  Vertrauensmann  kann  von  solchen  abgelehnt  werden,  wd 
während  des  vorhergegangenen  sjährigen  Zeitraums  als  Vertrauensmann  Dienste  geleistet  c 
das  66.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Die  Vertrauensmänner  erhalten  für  Reisekosten 
Zeitversäumnis  eine  angemessene  Entschädigung  aus  der  Staatskasse.  Die  Vertrauensmäi 
sind  durch  den  Vorsitzenden  der  Bezirkskommission  eidlich  zu  verpflichten,  bei  dem  ih 
übertragenen  Amt  unparteiisch  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  verfahien  und  die  '' 
handlungen,  sowie  die  aus  Anlass  ihrer  Mitwirkung  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Verli 
nisse  der  Abgabepflichtigen  geheim  zn  halten.  Verletzungen  der  Pflicht  der  Geheimhält 
werden  im  Disziplinarweg  bestraft,  wobei  gegen  die  Vertrauensmänner  von  dem  Ste 
kollegium  Geldstrafen  bis  zur  Höhe  von  1500  M.  verhängt  werden  können. 

Allen  Mitgliedern  der  Bezirkskommission  einschliesslich  des  Vorsitzenden  steht  vc 
Stimmrecht  zu. 

Im  Bedürfoisfall  können  für  einen  Bezirk  mehrere  Kommissionen  errichtet  wer 
Die  weiter  erforderlichen  Vorschriften ,  namentlich  über  Ausschliessung  und  Ablehnung  e 
Vertrauensmannes,  werden  im  Verordnungsweg  erlassen. 

Dem  Abgabepflichtigen  soll  auf  seinen  Antrag  und  kann  von  Amts  wegen  Gelegen 
zur  mündlichen  Darlegung  vor  der  Bezirkskommission  gegeben  werden. 

Artikel  IV. 

An  die  Stelle  des  Abschnitts  VI,  Straf  bestimmungen  (Art.  48— 6S),  treten  folgt 
Bestimmungen : 
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Abschnitt  VI. 
Straf  bestimmuiigeii. 

Artikel  4S. 
Gefährdung  des  ümgelds. 

Wer  es  nntemimmt,  die  Abgabe  von  Wein  oder  Obstmost  zu  hinterziehen,  oder  einen 
Ias8  oder  eine  Bäokerstattung  derselben  zu  erlangen ,  welche  überhaupt  nicht  oder  nur 
uringerem  Hasse  zu  beanspruchen  waren ,  macht  sich  einer  Umgeldsgefährdung  schuldig. 

Einzelne  Fälle  der  Umgeldsgefährdung. 

Artikel  44. 
Einer  umgeldsgefährdung  macht  sich  insbesondere  schuldig,  wer  wissentlich  Wein 
Obttmost  ausschenkt  oder  in  Mengen  unter  so  1  gegen  Entgelt  abgibt,  ohne  diejenigen 
chriften  zu  beobachten,  welche  die  Steuerbehörde  zu  Erhebung  der  Abgabe  in  stand  setzen. 

Artikel  45. 
Einer  umgeldsgefährdung  macht  sich  femer  schuldig  der  Wirt,  welcher  wissentlich 
vorgängige  Kontrolle  oder  schriftliohe  Genehmigung  des  Ortssteuerbeamten  Wein  oder 
most  einlegt. 

Artikel  46. 
Strafe  der  Umgeldsgefährdung. 

Wer  eine  Umgeldsgefährdung  begeht ,  hat  eine  Geldstrafe  verwirkt ,  welche  dem  vier- 
an  Betrag  des  vorenthaltenen  oder  zur  Ungebühr  beanspruchten  Abgabebetrags  gleich- 
mt,  mindestens  aber  3  M.  beträgt. 

Kann  der  Betrag  der  Abgabe  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  eine  Geldstrafe  von  3  M. 
mo  M.  ein. 

Die  hinterzogene  Abgabe  ist,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Abs.  2,  unabhängig  von 
Strafe  nachzuzahlen. 

Artikel  47. 
Rückfall. 

Im  Falle  der  Wiederholung  der  Umgeldsgefährdung  nach  vorhergegangener  Bestrafung 
rhäter  oder  Anstifter  durch  das  Gericht  oder  die  Verwaltungsbehörde  wird  die  in  Art.  46 
idrohte  Strafe  verdoppelt ,  im  zweiten  Rückfall  verdreifacht  und  in  jedem  weiteren  Rück- 
vervierfacht. 

Neben  der  Geldstrafe  kann  im  zweiten  and  in  jedem  wisiteren  Rückfall  auf  eine  Ge- 
nisstrafe bis  zu  6  Monaten  erkannt  werden. 

Die  Straferhöhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein ,  auch  wenn  die  frühere  Strafe  nur  teil- 
e  verbüsst  oder  ganz  oder  teilweise  erlassen  ist ;  sie  bleibt  dagegen  ausgeschlossen,  wenn 
der  Yerbüssung  oder  dem  Erlass  der  letzterkannten  Strafe  bis  zur  Begehung  der  neuen 
fthat  8  Jahre  verflossen  sind. 

Artikel  48. 
ontrollestrafe  an  Stelle  der  Strafe  w egen  Umgeldsgefährdung. 

Ist  in  den  Fällen  der  Art.  44  u.  45  die  Zuwiderhandlung  zwar  wissentlich ,  aber  nicht 
er  Absicht  der  Abgabengefährdung  erfolgt ,  so  tritt  anstatt  der  dort  bestimmten  Strafen 
Geldstrafe  von  l  M.  bis  300  M.  ein. 

Lässt  sich  beim  Vorliegen  der  Thatumstände  der  Art.  44  u.  46  ein  wissentliches  Handeln 
Unterlassen  nicht  nachweisen,  wird  jedoch  festgestellt,  dass  die  Abgabengefährdung  bei 
endung  der  pflichtmässigen  Sorgfalt  und  Aufinerksamkeit  hätte  vermieden  werden  können, 
ritt  die  in  Abs.  l  angedrohte  Strafe  ein. 

Verfehlungen  gegen  die  Kontrollevorschriften. 
Artikel  49. 
Mit  Geldstrafe  von  l  M.  bis  300  M.  werden,  sofern  nicht  die  Strafe  der  Umgeldsgefährdung 
die  an  deren  Stelle  tretende  Kontrollestrafe  des  Art.  48  verwirkt  ist,  Wirte  bestraft: 
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1.  wenn  der  vorgeschriebene  Ladschein  sich  nicht  während  des  Transports  des  Qi 
tränkes  von  der  Ladstätte  bis  zum  Bestimmungsort  ununterbrochen  bei  dem  6< 
tränke  befindet,  oder  wenn  in  dem  Ladschein  die  transportierte  Getränkemeng 
unrichtig  angegeben  ist; 

2.  wenn  sie  bei  Erteilung  der  in  Gemässheit  des  Art.  18  Abs.  2  verlangten  Ausknnl 
die  Ausschankspreise  der  Wahrheit  zuwider  zu  nieder  angeben. 

Artikel  50. 
Einer  Geldstrafe  von  1  M.  bis  150  M.  unterlieg 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  sowie  gegen  die  von  den 
Genehmigung  zum  Vollzug  desselben  erlassenen  und  öfl 
bekannt  gemachten  Vorschriften,  sofern  die  Strafe  i] 
handlung  angedroht  ist.  Die  vorstehende  Strafe  tritt  nie 
gef&hrdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Kontrol 
soweit  die  betreffende  Zuwiderhandlung  mit  besonderer 

Artikel  51. 
Strafrechtliche  Verantw 

Als  Thäter  sind  die  Wirte  und  Kleinverkäufe] 
weisen,  dass  die  strafbare  Handlung  ohne  ihr  Wissei 
Hausgenossen,  Gewerbegehilfen,  Bediensteten  oder  einer 
Person  begangen  worden  ist. 

Wird  dieser  Nachweis  in  den  Fällen  der  Art.  45 
genannten  Personen  nach  den  für  die  Wirte  gegebenen 

Bei  juristischen  Personen ,  Handelsgesellschaflei 
jeder  Vertreter  nach  Massgabe  des  Abs.  i  strafrechtlich 

Artikel  52. 

Teilnahme  und  Begtti 

Liegt  eine  Uebertretung  vor,  so  ist  die  Beihilfe 

strafe  von  1  M.  bis  150  M.  zu  bestrafen.   Im  übrigen  ko 

der  Teilnahme  und  der  Begünstigung  die  Grundsätze  < 

soweit  nicht  in  Art.  51  etwas  anderes  bestimmt  ist. 

Artikel  58. 
Vertretungspfli 
Die  Wirte  und  Eleinverkäufer  haften    für  die 
gehilfen  oder  Bediensteten  erkannten  Geldstrafen  nebst 
die  verfügten  Abgabenachholungen. 

Artikel  V. 

An  Stelle  des  Abschnitts  VII  (Transitoris 
Stimmungen : 

Abschnitt  VIT. 

Verjährung.    Uehergangs-  nnd  Schlnsshestimmnngen. 

Artikel  54. 
Verjährung  der  Abgabe. 
Das  Recht  zur  Nachforderung  zurückgebliebener  und  zur  Zurücktordemng  zu  viel  he 
zahlter  Abgaben  verjährt  in  3  Jahren. 

Die  Veijährung  der  Nachforderung  zurückgebliebener  Abgaben  läuft  vom  Schluss« 
des  Ealenderjahi-es  an,  in  welchem  die  Steuer  zu  entrichten  war,  und  wird  durch  urkundlicbi 
Aufforderung  zur  Stählung  von  selten  der  Steuerverwaltang  unterbrochen,  bezüglich  der  hinter 
zogenen  Abgaben  ausserdem  durch  üntersuchungshandlnngen,  welche  in  dem  Strafverfthrei 
wegen  Umgeldsgefährdung  gegen  den  Abgabepflichtigen  gerichtet  werden. 
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Die  Veijährimg  der  Zarückfordernng  za  viel  bezahlter  Abgaben  läuft  vom  Tage  dei* 
iteten  Zahlung  an  und  wird  durch  das  Anbringen  der  Rnckfordemng  bei  dem  Bezirks- 
ramt  oder  einer  diesem  vorgesetzten  Behörde  unterbrochen. 

Artikel  55. 
Uebergangs-  und  Sohlussbestimmungen. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  April  1900  in  Kraft. 

Auf  die  einzelnen  Abgabepflichtigen  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  II  Ziff.  4  u.  5, 
i  Nr.  9,  Ziff.  7  u.  9  und  des  Art.  III  erst  Anwendung ,  wenn  eine  Getränkeaufiiahme  bei 
Iben  nach  dem  genannten  Tage  stattgefunden  hat. 

Die  auf  die  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Wirtschaftsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1887 
beziehenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  März  1881 ,  betr.  die  Einführung  von 
ingsstrafen  (Rgsbl.  S.  171),  treten  mit  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
r  Wirkung. 

Auf  die  vor  dem  1.  April  1900  noch  nicht  abgerügten  Verfehlungen  gegen  das  Wirt- 
tsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1887  finden  die  Straf  bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
I,  soweit  sie  milder  sind,  Anwendung. 

Unsere  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Vollziehung  dieses 
zes  beauftragt. 

Unser  Finanzministerium  wird  ermächtigt,  den  unter  Berücksichtigung  der  vor- 
iden  und  der  früheren  gesetzlichen  Aenderungen  sich  ergebenden  Wortlaut  des  Wirt- 
sabgabengesetzes unter  Ersetzung  der  Bezeichnung:  Ortsacciser  und  Eelterschreiber 
nOrtssteuerbeamter^  mit, einer  fortlaufenden  Nnmmemfolge  der  Abschnitte  und  Artikel 
estznstellen  und  mit  dem  Ausfertigungstage  des  gegenwärtigen  Gesetzes  durch  das 
rungsblatt  bekannt  zu  machen. 


Gegeben 


Begründung. 
Im  allgemeinen. 

Die  Frage  der  Aufhebung  oder  Umgestaltung  der  auf  dem  Wirtschafts- 
bengesetz  vom  9.  Juli  1827  beruhenden  Abgabe  von  Wein  und  Obstmost 
feld)  ist  in  der  letzten  Zeit  wieder  mehr  in  den  Vordergrund  getreten. 

Unter  dem  7.  April  1897  hat  der  Abgeordnete  Maurer  in  Gemeinschaft 
weiteren  28  Mitgliedern  bei  der  Kammer  der  Abgeordneten  den  Antrag 
(bracht,  die  Kammer  der  Abgeordneten  wolle  beschliessen : 

„Die  königl.  Staatsregierung  zu  ersuchen,  die  Aufhebung  des  Umgelds 
unter  Ersatz  des  dadurch  entstehenden  Ausfalls  zum  Teil  durch  Er- 
höhung der  Wirtschaftssporteln  der  Umgeldspflichtigen ,  zum  Teil 
durch  die  Erträgnisse  der  in  Aussicht  genommenen  Einkommensteuer 
ins  Auge  zu  fassen  und  eine  diesbezügliche  Vorlage  der  Ständever- 
sammlung  so  zeitig  zugehen  zu  lassen,  dass  dieselbe  zugleich  mit 
dem  Einkommensteuergesetz  verabschiedet  werden  kann." 
iksachen  der  K.  d.  Abg.  1895/99  Beil.  Bd.  V  S.  469  Beil.  168.) 

Dieser  Antrag  wurde  in  der  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
ril  1897  nach  vorgängiger  Verhandlung  der  Steuerkommission  zur  Bericht- 
btung  überwiesen.     IV.  Prot.  Bd.  S.  2559  ff. 

Bei  dieser  Verhandlung  zeigte  es  sich  jedoch,  dass  die  Ansichten  über 
Antrag  sehr  weit  auseinandergingen  und  die  praktische  Durchführbarkeit 
Iben  auf  erhebliche  Bedenken  stiess.  Auch  von  seiten  der  Regierung 
e  dem  Antrage  entgegengehalten,  dass  es  zweifelhaft  sei,  ob  die  Einkommen- 
rerträgnisse  eine  Herabsetzung  des  Umgelds  ermöglichen  könnten  und  ob 
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es  möglich  sei,  die  Wirtschaftssporteln,  welche  zur  Zeit  nur  eines  Ertrag  vo 
70,000  M.  abwerfen,  zu  einer  geeigneten  Abgabe,  zumal  mit  einem  Eitrag 
von  1  Mill.  M.  umzubilden. 

Die  Steuerkommission  hat  einen  Bericht  nicht  mehr  erstattet;  die  Steuei 
reform,  deren  Zustandekommen  der  Antrag  voraussetzt,  ist  gefallen;  der  ii 
Anfang  des  Jahres  1895  eröffnete  Landtag,  bei  welchem  der  Antrag  eingebracl 
wurde,  ist  im  Januar  1899  geschlossen  worden  und  damit  der  Antrag  b( 
seitigt. 

Die  Regierung  hat  indessen  die  Erwägung,  ob  und  wieweit  den  B< 
seh  werden  der  Wirte  gegen  das  Umgeld  abgeholfen  werden  könnte,  fortgesetz 
und  sich  entschlossen,  den  Ständen  den  gegenwärtigen  Gesetzentwurf  vorzi 
legen.    Hierbei  wurde  sie  von  nachstehenden  Erwäsruneren  «releitet: 

I.   Die  Abgabe  von  Wein 
früher  auch   die   Abgabe   von 
besteht  in  Württemberg  seit  J 
ruht  im  wesentlichen  auf  dem  \ 
dessen  Vorgeschichte  folgendes 

In   der  „Ordnung  und  li 
übrigen  Wirtschaftsabgaben'  v( 
(Rgsbl.  S.  133  und  Anhang)    v 
schon  in  derselben  Weise  geregi 
namentlich  war  daselbst  der  sJl 
Umgeld  beim  Wirte  in  Prozer 
Getränke  erhoben  werden 
Erhebung  der  Steuer  wurde  in 
die  Gesetze  vom  19.  Mai  1821 
S.  512)    der  Versuch     unternon 
Schaftsabgaben  beim  Wirt  in  I 
tränke  zu  verlassen  und  dafür  i 
amtsbezirke  und  im  weiteren 
nach  Massgabe  der  bisherigen  J 
legen.     Allein  die  Ergebnisse 
Wege   der  Repartition   einer  A 
Es  zeigte  sich,  dass  dieses  Syst 
der  Abgabe  zu  bewirken;    es  w 
Schaftsgewerben  kein  richtiges 
welche  hie  und  da  stattgefunde 
Wirkung  übe,  und  dass  bei  der  Ve 
weiteren  Jahre  die  Anhaltspunl 
mehr  verloren  gehen.     ,Mit  de 
das  Publikum  —  so   ist  in  dei 
Kommissionsbericht  der  Eammi 
betr.   die    Wirt^chaftsabgaben 
ordentliches  Beilagenheft  III.  Ab 
und  am  meisten  wurde  die  Sei 

fühlt,  die  mit  der  Vollziehung ^ 

zwischen  Pflicht  und  Willkür  hingestellt  waren.* 

Dem  Wunsche  der  Stände  entsprechend  brachte  nun  die  Regierung  ii 
Dezember  1826  —  Beil.  4  zum  Protokoll  d.  K.  d.  Abg.  vom  9.  Dezember  182 
Verh.  der  K.  d.  Abg.  1826/27  I.  Heft  S.  75  ff.  —  bei  dem  Landtag  eine 
neuen  Gesetzentwurf  über  diie  Wirtschaftsabgaben  ein,  dessen  Absicht,  sowe 
er  die  Abgabe  von  Wein  und  Obstmost  betraf,  dahin  ging:  die  Abgabe  w 
bisher  auf  den  Absatz  durch  die  Wirtschaftsgewerbe  zu  beschränken,  dagege 
in  der  Erhebungsart  eine  Aenderung  dahin  eintreten  zu  lassen,  dass  die  AI 
gäbe  nicht  n^ch  dem  Konsum,  sondern  sofort  bei  der  Einlage  erhoben  ui 
statt  nach  den  Ausschankspreisen  nach  den  Einkaufspreisen  berechnet  werd 
In  dem  Vortrag  des  Finanzministers  war  hierzu  ausgeführt:  die  königl.  Regierun 
vei*mochte  sieb,  so  wenig  sie  zu  der  vor  dem  Jahre  1821  bestandenen  Erhebung 
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»ise  bei  der  von  den  Ständen  selbst  gewünschten  Veränderung  zurückkehren 
»nnte,  ebensowenig  dazu  entschliessen ,  eine  bisher  ohne  alle  Nachteile  für 
s  allgemeine  oder  für  das  besondere  Wohl  der  Wirtschaftsgewerbe  bestandene 
}gabe  zu  verlassen  und  dafür  eine  p^anz  neue  einzuiführen,  welche  in  ihrer 
irkung  auf  die  Abgabepflichtigen  weiter  als  die  bisherige  greifen  würde;  sie 
LSäkennt  zwar  nicht,  dass  eine  alle  Konsumenten  treffende  G^triUikesteuer  von 
ein  und  Obstmost  dem  Grundsätze,  der  bei  der  Abgabe  von  Bier  angenommen 
;,  entsprechen  würde;  sie  hat  aber  dennoch  überwiegende  Gründe  gefunden, 
ne  Abgabe  nicht  in  Antrag  zu  bringen,  welche,  indem  sie  einen  grossen  Teil 
ir  Staatsangehörigen  mit  einer  neuen  imgewohnten  Steuer  belastet,  zugleich 
r  den  Produzenten  grosse  Nachteile  besorgen  lässt,  bei  einem  hohen  Satze 
e  E^chtigen  zu  sehr  drücken  und  doch  in  Weinfeh\jahren  der  Staatskasse 
e  erforderliche  Einnahme  nicht  schaffen,  bei  einem  niedrigen  Satze  aber  selbst 

ergiebigen  Jahren  das  nicht  einbringen  würde,  was  die  bisherigen  Wirt- 
baffcsabgaben  von  Wein  und  Obstmost  ertragen  haben.  (Verh.  d.  E.  d.  Abg. 
26/27  I.  Heft  S.  94  ff.) 

Der  Vorschlag  der  Regierung  stiess  jedoch  bei  den  Ständen  auf  die  ent- 
biedensten  Bedenken.  Die  Kommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  — 
irh.  d.  K.  d.  Abg.  1826/27  zweites  ausserordentliches  Beilagenheft,  3.  Abt. 

160  ff.  —  befürchtete  von  dem  vorgeschlagenen  System  vor  allem  einen 
kchteiligen  Einfluss  auf  die  Weinproduzenten,  eine  grössere  Belästigung  der 
irte  durch  das  Vorschiessen  der  Abgabe,  endlich  Unstätigkeit  des  Gefälls  und 
iringeren  Ertrag  desselben;  die  Kommission  beantragte  daher  erstens:  den 
rundsatz  der  Regierungsvorlage,  das  Umgeld  von  Wein  und  Obstmost  nach 
ir  Einlage  und  den  Emkaufspreisen  zu  erheben,  zu  verlassen  und  dasselbe 
ie  bisher  nach  dem  Konsum  und  den  Verkaufspreisen  zu  erheben,  ein  Antrag, 
sicher  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  in  der  Sitzung  vom  19.  Juni  18^ 
Lt  71  gegen  11  Stimmen  angenommen  wurde,  und  zweitens:  ,da  sie  nichts 
isseres  vorzuschlagen  wissen,  die  Umgeldsordnung  von  1815  für  das  Wein-  und 
ostumgeld  mit  der  Massgabe  wieder  einzuführen,  dass  jedem  Wirt  freigestellt 
in  soll,  Accorde  je  von  8  zu  8  Jahren  abzuschliessen ,  und  dass  der  Abstich 
ir  in  dem  Falle  eingeführt  werden  soll,  wo  der  Wirt  keinen  Accord  eingehen 
m,*  ein  Antrag,  welcher  mit  dem  Amendement  des  Finanzministers:  dass  die 
9rwaltung  berechtigt  sein  solle,  wo  sie  zum  Accord  keine  andere  Basis  habe, 
m  Abstich  einzuführen,  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  ohne  namentliche 
t>stimmung   angenommen   wurde.     Verh.    d.   K.  d.   Abg.    1826/27,   VI.  Heft 

1681  und  1682. 

Der  von  der  Kommission  neu  redigierte  Gesetzentwurf,  in  welchem  nun- 
ehr  die  Umgeldsaccorde  als  Regel  und  der  Abstich  als  Ausnahme  aufgenommen 
uren    (K.   d.   Abg.   1826/27    zweites    ausserordentliches  Beilagenheft  III.  Abt. 

188),  wurde  alsdann  der  Beratung  der  Stände  unterstellt  und  mit  wenigen 
Änderungen  Gesetz.  (Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1826/27  VI.  Heft  S.  1623  und  1638  ff., 
Bft  VII   S.  2133   und   2174   und   Verh.  d.   K.  d.   Standesh.   1826/27  Heft  5 

807  ff.  S.  872.  885.  888.  934.  939.  940.  956.) 

Auf  diese  Weise,  also  wesentlich  nach  dem  Vorschlag  der  Kammer  der 
bgeordneten ,  kam  das  Wirtschaftsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1827  zu  stände, 
u  hierauf  beruhende  Besteuerungssystem  hat  in  der  langen  Zeit  seines  Be- 
shens  seitens  der  Wirte  viel  Anfechtung  erfahren  und  es  haben  sich  die  Stände 
it  den  Klagen  und  Beschwerden  der  Wirte,  die  sich  insbesondere  gegen  die 
it  dem  Abstichsverfahren  verbundenen  Kontrollen  richteten,  häufig  zu  be- 
häftigen  gehabt.  Eine  Reihe  von  Kommissionsberichten  sind  über  die  üm- 
ildsfrage  erstattet  worden,  in  welcher  Beziehung  insbesondere  hinzuweisen 
b  auf  den  umfassenden  Bericht  der  Finanzkommission  der  Kammer  der  Ab- 
tordneten vom  Jahr   1853   (Verh.   d.   K.   d.  Abg.   1851/53   Beil.  Bd.  I  Abt.  2 

1007),   sodann  auf  die  Berichte   der   volkswirtschaftlichen  Kommission  der 
Eunmer   der  Abgeordneten   vom    10.   Mai   1875    (Verh.  d.  K.   d.   Abg.   1875 
BeiLBd.  S.192)   und   vom  3.    Dezember  1877    (Verh.    d.   K.   d.    Abg.    1877 
Beil.  Bd.  Abt.  1    S.  352)   und  endlich   auf  den   Bericht  der  Volkswirtschaft- 
Finanzarchiv.  XYIII.  Jahrg.  887  22 
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liehen  Kommission  d.  K.  d.  Abg.  vom  11.  Juni  1890  (Verh.  d.  E.  d.  Abg 
1889/91  I.  Beil.  Bd.  Abt.  2  S.  845).  Das  Ergebnis  aller  dieser,  vielfach  seh 
eingehenden  und  umfassenden  landständischen  Verhandlungen  war  indessei 
stets,  dass  trotz  aller  Einwendungen  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der  Bei 
behaltung  des  bestehenden  Besteuerungssystems  ausfiel,  ein  Beweis,  dass  diese 
System  eben  doch  seine  VorzQge  hat. 

Bis  zum  Anfang  der  1890  er  Jahre  waren  die  Gesuche  der  Wirte  haupt 
sächlich  auf  Ersetzung  des  Umgelds  durch  eine  allgemeine  Weinsteuer  gerichtel 
Regierung  und  Stände  erklärten  jedoch  stets  eine  allgemeine  Weinsteuer,   ab 

Sesehen  von  den  infolge  der  Verschiedenheit  der  Herbsterzeugnisse  schwanken 
en  Erträgnissen  und  von  der  notwendig  erforderlichen  sehr  beträchtliche! 
Vermehrung  der  Kontrolle  schon  in  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Weingärtne 
ftlr  unannehmbar.  In  neuester  Zeit  geht  eine  intensive  Agitation  der  Wirt« 
auf  gänzliche  Beseitigung  des  ümgelds,  unbekümmert  um  den  Ersatz  des  Aus 
faUes  für  die  Staatslosse. 

II.  Die  Ansicht  der  königl.  Regierung  in  der  ümgeldsfrage  lässt  sich  u 
folgende  Punkte  zusammenfassen. 

1.  Ein  Verzicht  auf  den  Ertrag  des  ümgelds  von  rund  2,800,000  M.,  se 
es  ganz,  sei  es  auch  nur  zum  Teile,  ist  zur  Zeit  schon  aus  finanziellen  Gründei 
ausgeschlossen.  Die  Steuerreform,  aus  welcher  der  eingangs  erwähnte  Antrag 
Maurer  und  Genossen  die  Mittel  schöpfen  wollte,  ist  gefallen,  der  Staats 
bedarf  dagegen  ist  erfahrungsgemäss  in  stetigem  Steigen  begriffen. 

2.  Eine  allgemeine  Weinsteuer  ist  für  württembergiscbe  Verhältnisse 
mit  Rücksicht  auf  den  Weingärtnerstand  nicht  annehmbar,  kann  somit  al 
Ersatz  des  Umgelds  nicht  in  Betracht  kommen. 

3.  Auch  von  einer  Einlagesteuer  in  der  Art,  wie  eine  solche  im  Jahre  182^ 
von  der  königl.  Regierung  in  Antrag  gebracht  wurde  (s.  oben  Ziff.  I),  muss  be 
den  derselben  anbetenden  Mängeln  abgesehen  werden. 

4.  Die  von  dem  Abgeordneten  Maurer 
Umwandlung  des  Umgelds  in  eine  Sportel  odei 
abgesehen  davon,  dass  sie  die  Ermässigung  des  l 
seUen  würde,  kein  brauchbarer  Ersatz  für  das 
würde  die  Schattenseiten  des  Umgelds  nicht  beseit 
Eontrollen  erfordern,  die  Wirte  in  ungleicher  V 
kurzer  Zeit  erneuten  und  begründeteren  Anfechti 
oben  geschilderten,  sehr  ungünstigen  Erfahrungen, 
mit  einer  ähnlichen  Erhebungsweise  gemacht 
gleichfalls  wenig  ermutigenden  Erfahrungen  bei 
beruhenden,  bis  zum  Jahre  1887  bestandenen  B 
deren  höchster  Jahresertrag  nur  etwas  über  3C 
königl.  Regierung  diesen  Weg  nicht  zu  betreten. 

5.  Hiernach  muss  das  bestehende  Besteuerungssystem,  nach  welchem  dei 
ausgeschenkte  oder  anderweit  in  Mengen  unter  20  1  abgesetzte  Wein  und  Obst 
most  einer  in  Prozenten  des  Verkau^preises  festgesetzten  Abgabe  unterliegt 
im  Grundsatze  beibehalten  werden.  Die  Unvollkommenheiten,  welche  dem  Um 
geld  namentlich  infolge  seiner  Beschickung  auf  den  in  den  Wirtshäusern  ee- 
tnmkenen  und  im  kleinen  gekauften  Wein  und  infolge  der  unzureichende! 
Erfassung  der  teureren  Weine  anhaften,  hat  die  Regierung  nie  verkannt.  Allein 
diese  Mängel  sind  nicht  von  solch  schwerwiegender  Bedeutung,  dass  sie  ee 
rechtfertigen  könnten,  von  der  bestehenden  Besteuerungsweise  abzugehen,  zumal 
für  letztere  ganz  gewichtige  Gründe  anzuführen  sind. 

Ohne  Zweifel  ist  der  Wein  ein  taugliches  Steuerobjekt,  auf  dessen  Be- 
steuerung ein  Staat,  welcher  bei  dem  stets  wachsenden  Bedarf  seine  Mittel 
zusammenzuhalten  und  hohe  direkte  Steuern  zu  erheben  genötigt  ist,  nidit 
verzichten  kann.     Wenn  Bier  und  Branntwein,   welche   beide  doch  mehr  die 
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etränke  der  mittleren  und  unteren  Schichten  des  Volkes  sind,  mit  erheblichen 
;euem  belastet  werden  müssen,  erscheint  es  nur  gerecht  und  billig,  auch  den 
^ein,  soweit  dies  ohne  Verletzung  berechtigter  allgemeiner  Interessen  möglich 
b,  zur  Steuer  heranzuziehen  Diese  Heranziehung  ist  möglich  durch  Bei- 
(haltung  der  bestehenden  Besteuerungsform  des  Umgelds,  das  wenigstens  den 
1  Wirtsnause  abgesetzten  Wein,  welcher  überwiegend  von  den  wohlhabenderen, 
istungsfähigeren  Teilen  der  Bevölkerung  als  Luxusgetränke  konsumiert  wird, 
ner  nach  dem  Verkaufswert  des  Getränkes  bemessenen  Abgabe  unterwirft. 
1  Wirtshaus  wird  die  weitaus  grösste  Menge  des  umgeldspflichtigen  Weins 
rzehrt,  es  fiel  z.  B.  im  Etatsjahre  1897  in  14,179  Wirtschaften  ein  ümgelds- 
trag  von  2,278,681  M.,  bei  den  1135  Klein  Verkäufern  ein  Ertrag  von 
!,996  M.  an. 

Indem  weiterhin  Getränkeverkäufe  schon  von  20  1  an  steuerfrei  bleiben, 
;  den  Bedürftiissen  auch  der  minder  bemittelten  Klassen  nach  steuerfreiem 
ein,  soweit  dies  im  Rahmen  des  bestehenden  Systems  angängig  ist,  Rechnung 
itragen.  Ein  besonderer  Vorzug  des  bestehenden  Steuersystems  ist  sodann 
ler,   dass  die  Weinproduktion   und  der  Weinhandel  durch   dasselbe  gar 

cht  gestört  werden  und  dass  dasselbe,  was  für  den  Staatshaushalt  nicht  zu 
iterschätzen  ist,  verhältnismässig  stetige  Erträge  liefert.  Zu  Gunsten  der  be- 
^henden  Erhebungsweise  fällt  weiter  ins  Gewicht,  dass  die  Abgabe  in  Prozenten 
r  Verkaufspreise  bemessen,  also  nach  dem  Werte  des  Getränkes  festgesetzt 
rd,  wodurch  der  geringwertige  Obstmost  und  der  billigere  Wein  weniger, 
B  teureren  Weinsorten  entsprechend  stärker  belastet  werden,  hierbei  ist  nur 
dauerlich,  dass  infolge  der  zur  Zeit  noch  bestehenden  reichsrechtlichen  Be- 
bränkung,  wonach  die  Abgabe  nicht  mehr  als  11  Pf.  vom  Liter  betragen 
,rf,  die  besseren  Weine  nicht  in  höherem  Masse  getroffen  werden  können. 
i  die  Abgabe  nach  dem  Werte  bei  dem  üebergang  in  den  Verbrauch  erhoben 
rd,  so  vermag  sie  zugleich  den  eingetretenen  Wertszuwachs  zu  erfassen,  aber 
ich  einer  etwaigen  Wertsminderung  zu  folgen.  Ein  Hauptvorzug  des  bestehen- 
n  Systems  ist  sodann,  dass  der  Abgabepflichtige  die  Abgabe  nicht  vorzu- 
biessen,  sondern  lediglich  die  von  ihm  in  dem  Weinerlös  bereits  erhobenen 
(träge  später  und  zwar  zum  Teil  erst  Monate  nachher  an  die  Steuerkasse 
zoliefern  hat,  und  endlich,  dass  die  Kontrolle  auf  eine  verhältnismässig  kleine 
hl  von  Betrieben  sich  beschränken  kann,  1897  rund  auf  15,300,  während  die- 
ibe  bei  einer  allgemeinen  Weinsteuer  mehr  als  300,000  kontrollepflichtige 
tller  umfassen  würde.  In  der  That  sind  auch  Klagen  gegen  die  Abgabe 
ch  niemals  von  den  Verbrauchern,  d.  h.  von  denjenigen,  welche  die  Steuer 

Wirklichkeit  entrichten,  erhoben  worden  und  das  allgemeine  Interesse  der 
isamtbevölkerung  fordert  keineswegs  eine  Aenderung  in  der  Erhebung  der 
»gäbe  von  Wein  und  Obstmost. 

6.  Die  Klagen  der  Wirte  richten  sich  hauptsächlich  gegen  die  Art  und 
n  Umfang  der  Kontrollen.  Diese  Kontrollen,  welche  in  ihren  wesentlichsten 
xmdlagen  im  Interesse  der  ordnungsmässigen  Feststellung  und  Sicherung  der 
»gäbe  nicht  entbehrt  werden  können,  sind  nun  zwar  für  die  Regel,  d.  h.  für 
j  im  Accord  stehenden  85**/o  aller  Wirte  nicht  beengend  oder  lästig,  wenn 
ch  in  einzelnen  Punkten  noch  einige  Aenderungen  und  Vereinfachungen  ge- 
»ffen  werden  können,  wohl  aber  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Abstichs- 
rte  durch  die  bestehenden  Kontrollebestimmungen  in  der  freien  Geschäfts- 
wegung  behindert  sind.  Ein  materieller  Schaden,  welcher  für  die  Abstichs- 
rte  aus  der  bestehenden  Kontrolleeinrichtung  erwachsen  würde,  ist  indessen 
;ht  nachweisbar  und  manche  Wirte  ziehen  das  Abstichsverfahren  dem  Accords- 
rfahren  offenbar  vor.  Von  den  im  Etatcjahr  1897/98  im  Betrieb  befindlichen 
,179  Wein-  und  Obstmostwirtschaften  standen  im  Accord  12,013  =  85  %»  im 
»stich  2166  =  157o.  Unter  diesen  2  166  Abstichswirten  befanden  sidi  jedoch 
t  1.  Oktober  1898  1081  Wirte,  mit  welchen  nach  den  bestehenden  Verwaltungs- 
mdsätzen,  weil  sie  über  12  Monate  in  Abstichsbehandlung  standen,  ein  Um- 
Idsaccord  hätte  abgeschlossen  werden  können,  welche  es  aber  vorzogen,  in 
»Stichsbehandlung  zu  bleiben,  danmter  waren: 
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7  mit  einer  Abstichszeitdauer  von  20—40  Jahren, 
41     .        ,:  .  .     10-20       , 

107     ,        ,  .  .      5-10       . 

926     „         ,  ,      von  über    1—5       , 

Auch  hat  die  bestehende  Kontrolle  dem  Aufschwang,  welcher  dem  Wirts- 
Gewerbe  stets  innewohnte,  keinen  Einhalt  gethan. 

Es  standen  an  Wirtschaftsgewerben  im  Betrieb  im  Jahr 

1869 14,538 

1898    .     .     .    .    .     17,482 

also  Zunahme      2,944  =  20  Vo. 
Davon  mit  Wein-  und  Obstmostschank 

1869 11,723 

1898  14 179 

lil85  Kleinverkäufer  15,314 

also  Zunahme  3,591  =  31  ^/o. 

Die  Finanzverwaltung  hat  eine  eingehende  Prüfung  der  Fra^  vorge- 
nommen, ob  die  bestehenden  Kontrollen  namentlich  für  die  Abstichswirte  niät 
vermindert  und  ob  nicht  in  dem  Verfahren  behufs  Festsetzung  der  Abgabe 
Vereinfachungen  und  Erleichterungen  eingeführt  und  sonstige  zweckmässige 
Einrichtungen  vorgeschlagen  werden  können,  sie  stellte  sich  hierbei  auf  den 
Standpunkt,  dass  das  Verfahren  so  einfach  und  zweckmässig  als  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  möglich  und  als  mit  der  Sicherheit  der  Steuer  ver- 
tr^lich  zu  gestalten  und  die  Kontrollevorschriften  auf  dasjenige  Mass  zu  be- 
schränken seien,  welches  für  die  richtige  und  sichere  Feststellung  und  Erhebung 
der  Abgabe  notwendig  ist. 

m.  Ehe  auf  das  Ergebnis  dieser  Erwägungen  näher  eingegangen  werden 
kann,  erscheint  es  angezeigt,  das  bestehende  Recht  über  das  Umgeld 
wenigstens  in  den  Hauptgrandzügen  darzustellen,  da  das  Wirtschaftsabgaben- 
gese^  von  1827  in  manchen  Punkten  aufgehoben  und  abgeändert  worden  ist 
und  die  Kontrolle  Vorschriften  zum  Teil  auf  Verwaltungs  Verfügungen  beruhen. 
Die  bestehenden  Bestimmungen  sind  übrigens  zusammengestellt  in  der  Nr.  1 
des  Amtsblatts  des  Steuerkollegiums  vom  Jahr  1893  S.  1  —  182. 

Zur  Orientierung  ist  in  der  Anlage  der  Text  des  Gesetzes,  wie  er  derzeit 
gilt,  abgedruckt*). 

A.    Gemeinschaftlich    für    Abstichs-    und    Accordswirte    gelten 

folgende  Vorschriften. 

1.  Die  Wein-  und  Obstmosteinlagen  aller  Wirte  unterliegen  der  steuer- 
lichen Kontrolle. 

Zu  diesem  Zweck  hat  der  Wirt  seine  zur  Aufbewahrung  von  Getränken 
bestimmten  Keller  anzuzeigen,  geeichte  Fässer  zu  benützen,  seine  Getränke- 
transporte der  Ladscheinkontrolle  und  seine  Getränkeeinlagen  der  Einlage- 
kontrolle zu  unterstellen;  diese  beiden  Kontrollen  bestehen  darin,  dass  der  mrt 
vor  der  Abfahrt  mit  dem  Getränke  bei  dem  Ortssteuerbeamten  einen  amtlichen 
Ladschein  gegen  Entrichtung  einer  Sportel  und  Gebühr  einzuholen  hat,  welcher 
den  Transport  von  der  Ladstätte  bis  zum  Bestimmungsort  zu  begleiten  hat, 
und  dass  am  Bestimmungsort  mit  dem  Abladen  und  der  Einlage  des  Getrilnkes 
erst  begonnen  werden  darf,  wenn  der  von  dem  Wirt  herbeizurufende  Orts- 
steuerbeamte die  Ladung  kontrolliert  hat  (Art.  9,  10, 12  und  44  des  Wirtschaft»- 
abgabengesetzes  vom  9.  Juli  1827). 

2.  Von  der  Steuer  befreit  sind: 

a)  die  Verkäufe  im   grossen,   d.  h.   in  Mengen  von  201   und  mehr 
(Achsverkäufe),   wenn  die  Abfassung  von   dem  Ortssteuerbeamten 
gehörig  kontrolliert  worden  ist, 

1)  Diese  Anlage  wurde  hier  weggelassen.    D.  H. 
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b)  die  zur  Konirolle  gestellten  Abgänge  an  Hefe  und  Trübwein, 
o)  was  erwiesenermassen  durch  Unglfick  zu  Grande  gegangen  ist, 
d)  der  Haosbranch  und  gewöhnliche  Abgang,  welcher  ^r  jeden  Wirt 

nach  seinen  Verhältnissen  besonders  festgestellt  wird.    Art  14  und 

15  des  Gesetzes  von  1827. 

B.  Für  die  Abstichswirte  gelten  folgende  besondere  Vorschriften. 

1.  Die  Fässer  werden  nach  Nummern  in  den  Registern  der  Orts- 
steuerbeamten aufj^eHlhrt  und  unter  das  steueramtliche  Sieget 
gelegt;  ohne  Beisein  des  Ortssteuerbeamten  darf  die  Ordnung^ 
in  welcher  die  Fässer  numeriert  sind,  nicht  verändert,  kein  Siegel 
abgenommen  und  keine  Auffüllung  oder  VerfüUung  in  den  Kellern 
vorgenommen  werden. 

Die  Aenderung  in  der  Ordnung  der  f^ser  ohne  Beisein  des 
Ortssteuerbeamteut  desgleichen  die  Verletzung  oder  Abnahme  des 
Siegels  ist  strafbar. 

Gesetz  von  1827,  Art.  12,  52  und  53. 

2.  Die  Abgabe  ist  nach  dem  thatsächlichen  Ausschankserlös  zu  be- 
rechnen. Der  Abgabepflichtige  hat  daher  dem  Beamten  den  Aus- 
schankspreis anzugeben  und  wird  bestraft,  wenn  er  in  höheren 
Preisen  ausschenkt. 

Gesetz  von  1827,  Art.  13  und  54. 

3.  In  bestimmten,  von  der  Verwaltungsbehörde  festzusetzenden  Ab- 
schnitten wird  in  den  Kellern  der  Abstichswirte  eine  Kellemnter- 
suchung  vorgenommen,  wobei  der  frühere  Vorrat  und  die  in  der 
Zwischenzeit  erfolgten  neuen  Einlagen  mit  dem  Erfund  der  neuen 
Untersuchung  verglichen,  der  Abmangel  als  Getränkeverschluss 
aufgenommen  und  hieraus  auf  Grund  der  Ausschankspreise  die 
Abgabe  berechnet  wird. 

Gesetz  von  1827,  Art.  13. 

Hiernach  ergeben   sich  für  die  steuerliche  Behandlung  der 
Abstichs-  und  Accordswirte  nachstehende  Unterschiede. 

!•  Die  Feststellung  der  Abgabe  erfolfft  nach  der  Bestimmung  in 
Art.  8  und  13  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1827: 

bei  Accordswirten  auf  Grund  des  mutmasslichen  Aus- 
schankserlöses für  die  ganze  Dauer  der  dreijährigen  Accords- 
Periode  durch  freiwillige,  gegenseitig  bindende  Uebereinkunfb  zum 
voraus, 

bei  Abstichswirten  dagegen  wird  die  Abgabe  nach  der 
durch  die  periodischen  Kelleruntersuchungen  (Quartalabstiche) 
ermittelten  Ausschanksmenge  und  den  von  dem  Abgabepflichtigen 
angegebenen,  in  den  Registern  des  Ortssteuerbeamten  anzuschrei- 
benden Ausschankspreisen  nachträglich  berechnet. 

2.  Bei  den  Abstichswirten  stehen  die  Getränke  enthaltenden 
Fässer  stets  unter  steuerlichem  Verschlusse,  während  bei  den 
Accordswirten  mit  Beginn  des  Accords  und  bis  zu  der  am 
Schlüsse  desselben  stattfindenden  Getränkeauiiiahme  eine  solche 
Verachlussanlage  in  Wegfall  kommt. 

3.  Die  Abstichswirte  können  die  Kellergeschäfte,  wie  Auffüllun- 
gen, Verfüllungen ,  Ablässe  u.  dgl.  nur  unter  Mitwirkung  des 
Ortssteuerbeamten  vornehmen,  weil  dieser  zuvor  die  Siegel  an  den 
Fässern  zu  entfernen  und  nachher  wieder  anzubringen  hat,  während 
der  Accordswirt  in  seinem  Keller  frei  schalten  und  walten  kann. 

4.  Der  Abstichswirt  hat  auf  Grund  der  Vorschriften  in  Art.  13 
und  54  des  Gesetzes  von  1827  dem  Ortssteuerbeamten  den  Aus- 
schankspreis anzugeben,  bevor  mit  dem  Ausschank  aus  einem  Fass 
begonnen  wird;  ebenso  ist  zuvor  Anzeige  zu  machen,  wenn  der 
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Ausschankspreis  geändert  werden  soll.  Schenkt  derselbe  Getränke 
in  höheren  Preisen  aus,  als  er  dem  Ortssteuerbeamten  ange- 
zeigt hat,  so  verfällt  er  in  die  Strafen  des  Art  54  des  Gesetzes 
von  1827. 

Der  Accordswirt  hat  bei  den  Getränkeeinlagen  und  den 
Getrankeauiiiahmen  die  beabsichtigten  Ausschankspreise  ebenfalls 
anzuzeigen,  er  kann  dieselben  aber  beliebig  ändern,  ohne  dass  er 
Anzeige  zu  machen  oder  Strafe  zu  gewärtigen  hätte. 
5.  Bei  Abstichs-  wie  bei  Accordswirten  ist  das  Getränke  vor  der  Ein- 
lage in  den  Keller  durch  den  Ortssteuerbeamten  zu  kontrollieren, 
ist  dies  aber  geschehen,  so  kann  der  Accordswirt  die  Einlage 
ohne  Mitwirkung  des  Ortssteuerbeamten  bewirken  und  das  Getrilnke 
ganz  nach  Belieben  in  die  Fässer  bringen;  der  Abstichswirt 
dagegen  muss  dem  Ortssteuerbeamten  zuvor  die  Fässer  bezeichnen, 
in  wache  das  Getränke  verbracht  werden  soll,  worauf  dieser  das 
Siegel  abzunehmen  und  später  wieder  anzubringen  hat. 

IV.   Wenn  es  sich  nun  um  die  Aenderung  der  zur  Feststellung  und  Kon- 
trollierung des  Umgelds  dienenden  Einrichtungen  handelt,  so  muss 

1.  was  die  für  alle  Wirte  gemeinschaftlichen  Vorschriften  IIILit.A 
oben  betrifft,  an  den  grun<Segenden  Bestimmungen  über  Ladschein-, 
Einlage-  und  Achsverkaufskontrolle  im  Grundsatze  festgehalten 
werden,  da  ohne  dieselbe  eine  ordnungsmässige  Festsetzung  der 
Abffäbe  nicht  möglich  ist. 

Indessen  sollen  Erleichterungen  in  diesen  Kontrollen  dadurch 
herbeigeführt  werden,  dass  von  der  Vorschrift  der  jedesmaligen 
obligatorischen  Besichtigung  des  Getränkes  durch  den  Steuer- 
beamten sowohl  bei  Ausstellung  des  Ladscheins  als  bei  der  Einlage 
in  den  Wirtskeller  oder  bei  der  Auslagerung  Ausnahmen  zuge- 
lassen und  die  Steuerbehörden  ermächtigt  werden,  entweder  bei 
Ausstellung  des  Ladscheins  oder  bei  der  Einlagerung  des  Getränkes 
von  der  Besichtigung  und  persönlichen  Kontrollierung  der  Ladung 
nach  den  Umständen  Abstand  zu  nehmen;  woneben  durch  Auf- 
hebung der  Sportel  und  Gebühr,  welche  für  die  Ausstellung  des 
Ladscheins  zu  entrichten  ist,  eine  Entlastung  des  Wirtsstands  her- 
beigeführt werden  soll. 

Sodann  würde  nach  Ansicht  der  Steuerverwaltung  durch  gene- 
relle Festsetzung  eines  angemessenen  festen  Prozentsatzes 
der  eingelegten  Gtetränkemenge  als  Abgang  für  Hefe  und  Trüb- 
wein an  Stelle  der  bisherigen  speziellen  Abgangsermittelung  sowohl 
den  Interessen  der  Wirte  gedient,  als  eine  Vereinfachung  des  Ver- 
fahrens herbeigeführt,  und  dasselbe  würde  erreicht  werden  durch 
Festsetzung  eines  Normalsatzes  für  den  Wein- Hausbrauch  vor- 
behaltlich einer  besonderen  Normierung  desselben  bei  Vorliegen 
besonderer  Verhältnisse. 

Endlich  soll  in  dem  Veranlagungsverfahren  eine  aus  Vertretern 
des  Wirtsstandes  und  Steuerbeamten  zusammengesetzte  Bezirks- 
kommission in  Anstandsfällen,  soweit  hier  Platz  zur  Mitwirkung 
eines  Sachverständigenkollegiums  gegeben  ist,  mitzuwirken  berufen 
sein  und  schliesslich  soll  durch  eine  zeitgemässe  Regelung  der  zum 
Teil  veralteten  Straf  bestimmungen  den  Beschwerden  der  Wirte 
über  die  Strafbestimmungen  abgeholfen  werden.  Auch  soll,  da 
der  Text  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  schon  eine  Reihe  von 
Abänderungen  erfahren  hat  und  nunmehr  noch  weitere  erfahren 
soll,  das  Gesetz  in  seiner  neuen  Fassung  zusammengestellt,  ver- 
öffentlicht und  jedem  Wirt  in  die  Hand  gegeben  werden. 

2.  Was  die  besonderen  Vorschriften  für  Abstichswirte  anbelangt, 
so  war  man  lange  zweifelhaft,  ob  diese  in  ihren  wesentlichen 
Teilen  entbehrt  werden  können,   namentlich  auch  mit  Rücksicht 
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auf  die  Be8c^a£Piing  einer  sicheren  Grundlage  ftlr  den  Abschlues 
von  Accorden ,  welche .  die  Regel  für  die  Erhebung  des  Umgelds 
bilden  soll.  Da  jedoch  gerade  diese  Vorschriften  die  Haupt- 
beschwerdepunkte der  Wirte  bilden,  welche  durch  dieselben 
in  dem  Kellerverkehr  beschränkt  werden,  so  hat  sich  die  Steuer- 
verwaltung nunmehr  entschlossen,  hier  weitgehende  Erleichterungen 
eintreten  zu  lassen,  wobei  freilich  damit  gerechnet  werden  muss, 
dass  dadurch  nach  Umständen  ein  Minderertrag  in  dem  ümgeld 
sich  ergeben  kann.  Es  soll  demnach  die  Fässerversiegelung  und 
die  steuerliche  Eontrolle  bei  den  Eellergeschäften  (Auffüllen,  Ab- 
lassen etc.)  aufgehoben,  die  spezielle  Festhaltung  der  Ausschanks- 
preise beseitigt  und  durch  durchschnittliche  Ausschankspreise  er- 
setzt werden.  Endlich  soll  die  Möglichkeit  eröffnet  werden,  die 
Kelleruntersuchung  und  Getränkeauniahme  in  längeren  als  viertel- 
jährlichen Perioden  vorzunehmen. 
3.  ImAccordsverfahren  sollen  Accordsabschlüsse  auch  auf  kürzere 
als  3jährige  Perioden  ermöglicht  und  femer  im  Verwaltungsweg 
angeordnet  werden,  dass  mit  Abstichswirten,  falls  hinreichende 
Anhaltspunkte  vorliegen,  ein  Accord  auch  abgeschlossen  werden 
kann,  wenn  das  Abstichsverfahren  noch  nicht  volle  12  Monate  ge- 
dauert hat,  was  bisher  in  der  Regel  verlangt  wurde. 

Die  Aenderungen,  die  der  vorliegende  Entwurf  vorschlägt,  sind  demnach 
Igende: 

I.  Für  sämtliche  Wirte: 

1.  Erleichterungen  in  der  Laddchein-  und  Einlagekontrolle  durch  die 
Einführung  der  Befugnis  für  die  Steuerbehörde,  von  der  persön- 
lichen Kontrollierung  des  Getränkes  nach  den  Umständen  ab- 
zusehen. 

2.  Aufhebung  der  Sportel  und  Gebühr  für  Ladscheinausstellung. 

3.  Zulassung  von  Erleichterungen  in  der  Kontrolle  der  steuer&eien 
Achsverkäufe. 

4.  Allgemeine  Abschreibung  eines  festen  Prozentsatzes  der  eingelegten 
Getränkemenge  als  Ab^ng. 

5.  Vereinfachung  der  Hausbrauchsregulierung. 

6.  Mitwirkung  einer  aus  Vertretern  des  Wirtsstands  und  Steuer- 
beamten  zusammengesetzten  Kommission  bei  wichtigen  Teilen  dei* 
Steuerveranlagung  (Feststellung  der  Durchschnittspreise,  Haus- 
brauchsregulierung, Zeitdauer  des  Accords  etc.). 

7.  Zeitgemässe  Regelung  der  Strafbestimmungen. 

8.  Neufeststellung  und  Veröffentlichung  des  gesamten  Textes  des 
Wirtschaftsabgabengesetzes. 

II.  Für  Abstichswirte: 

1.  Aufhebung  der  Fässersiegelung. 

2.  Beseitigung  der  steuerlichen  Kontrolle  bei  den  Kellergeschäfben 
(Auffüllen,  Ablassen  etc.). 

3.  Beseitigung  der  speziellen  Ausschankspreisfesthaltung  und  Ersetzung 
derselben  durch  durchschnittliche  Ausschankspreise. 

4.  Aufhebung  der  hierher  bezüglichen  Straf bestimmungen. 

5.  Ermöglichung  der  Vornahme  der  Kelleruntersuchungen  und  G»- 
tränkeaufnahmen  in  längeren  als  vierteljährlichen  Abschnitten. 

III.  Für  Accordswirte : 

1.  Accordsabschlüsse  auf  kürzere  als  dreijährige,  insbesondere  auf 
einjährige  Perioden; 

2.  Accordsabschlüsse  auf  Grund  vorangegangenen  kürzeren  als  Ijähri« 
gen  Abstichs. 
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iDdem  die  Regierung  so  weitgehende  Erleichterungen  und  Vereinfachungei 
des  Verfahrens  vorschlägt,  hat  sie  das  Bewusstsein /soweit  als  irgend  möglicl 
und  mit  dem  Interesse  aer  ordniuigsmässigen  Feststellung  der  Abgabe  vereinbai 
ist,  gegangen  zu  sein  und  ist  der  Ueberzeugung,  dass  bereditigte  Beschwerde! 
seitens  der  Steuerpflichtigen  künftig  nicht  mehr  erhoben  werden  können,  we» 
halb  sie  sich  der  Hoffnung  hingiebt,  dass  die  Klagen  der  Wirte  nunmehr  ver 
stummen  werden. 

V.  Es  erübrigt  noch  auf  einen  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  ii 
ihrer  Sitzung  vom  6.  Mai  1891  (IV.  Prot  Bd.  S.  2222)  gefassten  Beschluss  z\ 
sprechen  zu  kommen,  welcher  dahin  ging: 

Die  königl.  Regierung  um  Einbringping  eines  Gesetzentwurfs  zu  ersuchen 
durch  welchen  das  Wirtschafbsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1827  nach  folgende! 
Gesichtspunkten  abgeändert  würde: 

1.  dass  die  Accorde  auf  1,  2  und  3  Ji 
können; 

2.  dass  eine  gesetzliche  Regelung  des  beid 
stattfindet; 

3.  dass  zu  den  Accords Verhandlungen  z 
und  Wirt  auf  Verlangen  des  letztere! 
stellter  Vertrauensmann  mit  beratend 

4.  dass,  wenn  bei  den  Verhandlungen  z 
und  Wirt  eine  Vereinbarung  nicht  zu 
des  Wirts,  vorbehaltlich  der  dem  S< 
massig  zustehenden  Genehmigping  der  A 
§  117),  die  Aeusserunff  der  durch  s 
männer  zu  verstärkenden  Bezirkssteu 
messene  Höhe  der  Accordssumme  herl 
ermächtigen  wäre,  nach  Umständen  ei: 

rats  des  Wohnorts  des  betreffenden  Wirts  einzuholen. 
Diesem  Beschlüsse  ist  übrigens  die  Kammer  der  Standesherren  in  ihre: 
Sitzung  vom  21.  Mai  1891  (Prot  Bd.  S.  580)  nicht  beigetreten. 

Dem  Beschluss  Ziff.  1  ist  nun  durch  Art  II  Ziff.  1  de 
wurfs  Rechnung  getragen.  Indessen  sind  schon  bisher  l 
besonderer  ümstSjade  einjährige  Accorde  abgeschlossen  w 
kollegium  wurde  durch  Erlass  des  Finanzministeriums  vo 
und  I.März  1898  besonders  hierzu  ermächtigt.  Uebrigens 
gleich  zu  den  8jährigen  Accorden,  deren  jährlich  mehr  als 
werden,  kein  namhafter  Gebrauch  gemacht  worden,  denn 
Accorde  nur  vereinbart  im 

Kalenderjahr  1893 1 

1894 0 

1895 8 

1896 2 

1897 8 

1898 10 

Zu  Ziff.  2  ist  zu  bemerken: 

Der  Ausdruck  „gesetzliche  Regelung  des  beiderseitigen  Kündigungsrechts' 
köimte  die  Meinung  erwecken,  als  solle  beiden  Teilen  das  Recht  eingeräum 
werden,  den  Accord  jederzeit  zu  kündigen.  Ein  solches  Recht  wurde  für  di( 
Steuerverwaltung  niemals  in  Anspruch  genommen.  Ebensowenig  war  bei  dei 
den  Kammerbeschlüssen  vom  6.  Mai  1891  vorangegangenen  Verhandlungen  di( 
Absicht,  dasselbe  für  die  Steuerpflichtigen  zu  fordern.  In  dem  am  11.  Juni  1891 
ausgegebenen  Bericht  der  vollnwirt8(£afblichen  Kommission  der  Kammer  de 
Abgeordneten  (Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1890/91  I.  Beil.  Bd.  2.  Abt  S.  877.  ist  viel 
mehr  ausdrücklich  hervorgehoben,  wie  die  Meinung  nicht  sein  könne,  dass  eii 
Kündigungsrecht  dem  Wirt  schon  dann  zustehen  solle,  weim  dieser  etwa  währen< 
der  Accordsdauer  zu  der  Ansicht  gelangen  würde,  dass  er  beim  Abstichsver 
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m  vorübergehend  besser  seine  Rechnung  fönde;  das  beiderseitige  Kündi- 
rsrecht  müsse  vielmehr  auf  die  Fälle  beschränkt  bleiben,  wo  wesentliche 
sächliche  Voraussetzungen  des  Accordsabschlusses  in  Wegfall  gekommen 
i;  in  welchen  fallen  das  Kündigungsrecht  danach  als  berechtigt  und  mit 
Wesen  des  Accords  rereinbar  anzuerkennen  wäre,  würde  zunächst  einer 
9ren  Prüfung  bedürfen.  Seitens  der  Finanzverwaltung  ist  diese  Prüfung 
als  vorgenommen  und  es  sind  auf  Grund  derselben  die  Vorschriften  über 
:eld8accorde  einer  Revision  unterzogen  und  mit  Wirkung  vom  I.Januar  1893 
leu  festgestellt  worden  (vgl.  Amtsbl.  des  Steuerkoll.  1893  S.  39  f.).  Hierbei 
schon  in  der  Fassung  des  neuen  Formulars  eines  Umgeldsaccords  der  ver- 
smässige  Charakter  des  Accords  einen  bestimmteren  Ausdruck  gefunden; 
len  Aecord,  der  nicht  mehr  , erteilt*,  sondern  «abgeschlossen*  wird,  wird 
3  bloss  wie  früher  der  Abgabepflichtige,  sondern  auch  die  Steuerverwal- 
g  ausdrücklich  als  gebunden  erklärt,  wenn  der  der  Accordsberechnung 
rrunde  liegende  Verbrauch  an  Getränken  oder  der  Erlös  aus  demselben 
verändert  (verringert  oder  steigert);  insbesondere  aber  sind  die  Accords- 
ngungen  fQr  die  Fälle,  in  welchen  der  Accord,  wenn  nicht  eine  neue  Ver- 
arung  getreuen  wird,  mit  Wirkung  für  beide  Teile  als  aufgehoben  gelten 

neu  und  vielfach  mehr  als  seither  zu  Gunsten  des  Abgabepflichtigen  ge- 
;  worden,  mit  nicht  unwesentlichen  Erleichterungen  bei  der  Berechnung  der 
»rdsraten,  für  die  Fortsetzung  oder  Erneuerung  des  Accords  selbst  nach 
ngegan^enen  ümgeldsgefährdungen ,  zur  Ermöglichung  des  Wiedereintritts 

des  Eintritts  anderer  in  denselben.  Durch  diese  Bestimmungen  ist  den 
ehenden  Bedürfnissen  in  weitgehender  Weise  Rechnung  getragen,  zumal 
-all  da,   wo  diese  Normen  wegen  besonderer  Verhältnisse  nicht  ausreichen, 

der  Steuerverwaltung  im  Wege  der  Billigkeit  Abhilfe  geschaffen   wird, 
vurden  lediglich  aus  Billigkeitsrücksichten  aufgehoben  im 
Kalenderjahr  1893  .    8  Umgeldsaccorde 

1894  .    8 

1895  .    4 

1896  .    8 

,  1897  .  66  ,  (Hagelschlag  im  Unterland.) 

1898  .  12 
Es  werden  übrigens  bei  der  anlässlich  der  Verabschiedung  des  vorliegen- 
Entwurfs  vorzunehmenden  Revision  der  Umgeldsaccordsbestimmungen  auch 
Voraussetzungen,  unter  welchen  der  Accord  aufgelöst  wird,  einer  erneuten 
l wollenden  Prüfung  unterzogen  werden. 

Zu  Ziff.  3.  In  §  39  Ziff.  1  der  Dienstvorschriften  für  die  mit  dem  VoU- 
des  Wirtschaftsabgabengesetzes  beauftragten  Behörden  und  Bediensteten 
tsbl.  d.  Steuerkoll.  von  1893  S.  98)  ist  die  Zuziehung  eines  Vertrauens- 
ins  des  Wirts  zu  den  Accordsverhandlungen  für  zulässig  erklärt. 

Die  Wirte,  welche  durch  die  ümgeldskommissäre  hierauf  aufmerksam 
acht  werden,  haben  aber  von  dieser  Möglichkeit  nahezu  keinen  Ge- 
such gemacht.  Durch  die  nunmehr  vorgesehene  Einrichtung  einer  orga- 
irten,  aus  sachverständigen  Vertrauensmännern  und  Steuerbeamten  zusammen- 
itzten  Bezirkskommission,  die  in  Anstandsfällen  über  diejenigen  Unterlagen 
Accordssumme,  wie  Durchschnittspreis,  Hausbrauch,  bei  welchen  eine  Mit- 
rang von  Sachverständigen  zweckdienlich  sein  kann,  ihr  Gutachten  abzu- 
m  nat,  wird  auf  eine  andere  und  zweckmässigere  Weise  den  Wünschen 
1  Mitwirkung  von  Vertrauensmännern  entsprochen  und  die  Zuziehung  von 
ben  bei  den  Accordsverhandlungen  entbehrlich. 

Zu  Ziff.  4.  Die  Mitwirkung  der  Bezirkssteuerbehörde  bei  dem  Abschlüsse 
Umgeldsaccorden  fand  von  jeher  statt  und  wurde  durch  die  §  45  Ziff.  14 
§  46  Ziff.  1  der  Dienstvorschriften  von  1898  noch  weiter  ausgedehnt, 
hdem  nunmehr  die  Ümgeldskommissäre  den  Kameralämtem  organisch  ein- 
liedert  werden  sollen,  so  hat  künftig  die  Ausführung  des  Wirtschaftsabgaben- 
itzes  unter  Verantwortung  der  Kameralamtsvorstände   zu  erfolgen  und  ist 

MS 


Digitized  by  VjOOQ IC 


346       Beendung  zum  württ.  Wirtschaffcsabgabengesetzentwnrf  vom  17.  Juni  1899. 

hierdurch  eine  weitere  Gewähr  einer  sachgemässen  Gesetzeeanwendung  geschaffe 
Der  Bezirkskommission,  wie  in  dem  Antrage  Ziff.  4  gewünscht,  auch  eine  B 
gutachtung  über  die  angemessene  Höhe  der  Accordsumme  zu  Übertragen,  ge 
nicht  an,  da  es  sich  hier  nicht  um  Schätzungen,  sondern  vorwiegend  um  Vc 
einbarungen  auf  bestimmter  rechnungsmässiger  Grundlage  handelt,  bei  welch< 
kein  Raum  für  eine  gutachtliche  Mitwirkung  von  Sachverständigen  ist.  Zude 
würde  eine  solche  Massregel  mit  der  Vorschrift  des  §  117  der  Verfassung 
Urkunde,  wonach  das  Steuerkollegium  die  Accorde  über  das  Umgeld  zu  schüessi 
hat,  sich  nicht  vereinigen  lassen. 

VI.    Ausser   den   sachlichen   Abänderu 
Wirtschafbsabgabengesetz  vorzunehmen  sind, 
mehr  formeller  Natur  vorzusehen,  die  damit 
Schaftsabgabengesetz    ursprünglich    zugleich 
enthielt  und  dass  einzelne  steuerliche  Bestimi 
liehe  Vorschriften  voraussetzen,  die  jetzt  nicl 

Die  Zahl  der  Aenderungen,  die  hiena 
eintreten  sollen,  ist  zwar  eine  nicht  unbeträ 
Entwurfs  eines  ganz  neuen  Gesetzes  ist  indesf 
Grundbestimmungen  der  bestehenden  Besteuer 
neu  zu  verabschiedenden  Bestimmungen  sich 
einfügen  lassen.  Da  übrigens  die  gewerbf 
Wirtschaftsabgabengesetzes,  wie  bemerkt,  ni 
auch  dessen  steuerliche  Bestimmungen  Aendei 
mehr  noch  weiter  erfahren  sollen,  so  ist  eine 
Rechts  in  fortlaufendem  Gesetzestexte  ein  Be( 
abgabengesetz  in  demjenigen  Wortlaut,  der 
früheren  Aenderungen  nach  Verabschiedung  c 
neu  festgestellt  und  durch  das  Regierungsbli 
den  Schlussbestimmungen  des  Entwurfs  ist  c 
dem  Finanzministerium  erteilt. 

Erläuterungen  zu  den  eim 
Zu  Art.  I. 

In  Art.  I  sind  die  Aenderungen  enthalt( 
Ersten  Abschnitts  des  Wirtschaftsabgabenges 
Geltang  steht,  eintreten  sollen. 

Die  zu  Art.  1  und  2  des  Gesetzes  gemachten  Vorschläge  enthalten  keii 
sachliche  Aenderung  des  bestehenden  Rechts,   bezwecken  vielmehr  die  steue 
liehen  Bestimmungen  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  von   der  Verbindung  m 
den  gewerbepolizeilichen  Vorschriften    dieses  Gesetzes,   die  durch   die  neuei 
Gesetzgebung  überholt  sind,  loszulösen.    Der  Vorschlag  zu  Ziff.  1,  wonach  vo 
Wein  oder  Obstmost,   welche  ausgeschenkt  oder  t 
gegen  Entgelt  abgegeben  werden,   die  Wirtschaftss 
entspricht  durchaus   dem  geltenden  Recht,   an  den 
absichtigt  ist.    Die  Wirtschaftsabgaben  von  Bier,  B 
sind  längst  beseitigt  und   es   sind  daher  die   hiera 
der  Art.  1  und  2  gegenstandslos  geworden;  Art.  2 
bestehenden  Gesetzes  Bezug  genommen  ist,  kann  bei  < 
des  Art.  1  entbehrt  werden. 

unter  Wein  im  Sinne  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  ist,  was  hier  b« 
merkt  werden  mag,  der  bisherigen  Uebung  entsprechend,  nicht  bloss  Traubei 
wein  und  Traubenmost  zu  verstehen,  sondern  es  fallen  darunter  alle  Getränli 
von  weinartigem  Aussehen  und  Geschmack  (z.  B.  Beerwein,  Korinthenwei 
u.  dgl.),  sowie  solche  Getränke,  welche  unter  der  Bezeichnung  Wein  in  Vei 
kehr  gebracht  werden  (Kunstwein,  Honigwein,  Malton  wein  etc.  etc. 

346 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Begründimg  zum  württ.  Wiitschaftoabgabengesetzentwurf  vom  17.  Jani  1899.       g^y 


Zu  Art.  n. 

Der  Art.  II  hat  die  in  dem  Abschnitt  II  des  Wirtschaftsabgabengesetzes 
[nehmenden  Aenderungen  zum  Gegenstand. 

Zu  Ziff.  1. 

Die  in  Art.  8  Abs.  I  des  Gesetzes  vorgeschriebene  Mitteilung  der  ge- 
ligten  Accorde  an  die  Gemeinderäte  ist  ausser  Uebung  gekommen  und 
»hrlich,  weshalb  vorgeschlagen  ist,  diese  Vorschrift  zu  beseitigen. 

Sodann  soll  durch  den  vorgesehenen  Zusatz  zu  Abs.  1  die  Möglichkeit 
räumt  werden,  Accorde  auch  auf  kürzere  Perioden  als  3  Jahre  abzuschliessen. 
(jährige  Periode  soll  auch  künftig  die  Regel  bleiben;  wenn  jedoch  besondere 
de  d^ür  vorliegen,  von  dieser  Kegel  abzuweichen,  so  sollen  Accorde  auch 
[ürzere  als  3jährige,  indessen  nicht  unter  1  jähriger  Dauer  abgeschlossen 
en  können;  solche  Gründe  werden  insbesondere  dann  vorliegen,  wenn  der 
;ige  Betrieb  einer  Wirtschaft  infolge  äusserer  Verhältnisse  ein  mehr  oder 
;er  unberechenbarer  ist,  wie  dies  z.  B.  zutreffen  kann  bei  Ausführung  von 
eren  Eisenbahn-,  Strassen-,  Brücken-,  Ufer-,  Häuserbauten  in  der  Nähe  der 
Schaft,  bei  Uebemahme  einer  bereits  bestehenden  Wirtschaft  durch  einen 
1  Wirt  oder  bei  Verlegung  einer  Wirtschaft  in  ein  anderes  Gebäude,  bei 
iderung  der  Betriebs-  und  Absatzverhältnisse  einer  Wirtschaft  durch  Ver- 
ig  von  Märkten  auf  andere  Plätze  oder  durch  Eisenbahn-  und  Strassen- 
lungen  und  ähnliches  mehr. 

Nach  Abs.  2  der  Ziff.  1  soll  der  letzte  Absatz  des  Art.  8  wegfallen, 
ler  lautet:  ,Für  die  Behandlung  der  Kelleruntersuchung  und  des  Abstichs 
1  folgende  Bestimmungen  ein/  Infolge  der  Vorschrift  dieses  Absatzes 
es  zweifelhaft,  ob  die  Bestimmungen  des  Art.  9  und  folgende  nur  auf 
chswirt«  sich  beziehen  oder  auch  für  Accordswirte  gelten  sollen.  That- 
ich  wurden  die  Vorschriften  der  Art.  9,  10,  11,  14  und  15  ebenso  wie  auf 
Lbstichswirte  so  auch  auf  die  Accordswirte  angewendet  und  den  letzteren 
»eachtung  dieser  Vorschriften  im  Accordsvertiag  noch  ausdrücklich  anbe- 
en.  Ausschliesslich  auf  die  Abstichswirte  fanden  dagegen  die  Vorschriften 
Lrt.  12  und  13  Anwendung.  Nachdem  Art.  12  durch  den  Entwurf  auf  die 
jhrift  der  Benützung  geeichter  Fässer  eingeschränkt  wird  (cfr. .  Art.  II 
i  des  Entwurfs),  ist  es  nur  noch  der  Art.  13,  welcher  ausschliesslich  auf 
chswirte  Anwendung  findet,  während  die  übrigen  Vorschriften  des  Ab- 
bts  II  unterschiedslos  für  Abstichs-  und  Accordswirte  gelten.  Um  dies 
astellen,  empfiehlt  es  sich,  den  letzten  Absatz  des  Art.  8  zu  streichen  und 
t.  13  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dass  dieser  Artikel  nur  auf  Abstichs- 
Anwendung  findet,  was  in  dem  Entwurf  dadurch  geschehen  ist,  dass  in 
S  des  Art.  II  vorgeschlagen  ist,  die  Ueberschrift  des  Art.  13  dahin  zu 
l:  Kelleruntersuchung  und  Abstich  bei  den  unter  Abstichskontrolle  stehen- 
Virten. 

Zu  Ziff.  2. 
Die  sachlichen  Vorschriften  des  Art.  9  bedürfen  keiner  Aenderung.  In- 
a  ist  beabsichtigt,  in  den  Ausführungsvorschriften,  in  welchen  bisher 
§  3  der  Verfügung  des  Finanzministeriums  vom  3.  Juni  1868  betr.  die 
:oUe  des  Verkehrs  mit  Wein  etc.,  Rgsbl.  S.  247,  und  §  5  der  Vorschriften 
bstichswirte  und  derjenigen  für  Accordswirte,  Amtsblatt  des  Steuerkolle- 
»  1893  S.  28  und  S.  44)  bestimmt  war,  dass  der  Ortssteuerbeamte  das 
nke  vor  Ausstellung  des  Ladscheins  persönlich  zu  besichtigen  und  die 
Qg  zu  kontrollieren  habe,  vorzuschreiben,  dass  nach  näherer  Vorachrift 
teuerverwaltung  in  geeigneten  Fällen  von  der  Besichtigung  des  Getränkes 
eben  und  ohne  vorgängige  persönliche  Kontrolle  die  Abfuhr  desselben  ge- 
igt werden  könne,  so  dass  also  in  diesen  Fällen  der  Ladschein  ausschliess- 
iuf  Grund  der  Deklaration  des  Wirts  ausgestellt  wird  (vgl.  auch  die  Er- 
-ungen  zu  Ziff.  3). 
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In  dem  Zusatz  zu  dem  Art.  9  ist  die  Aufhebung  der  Sportel  fQr  Wei 
und  Weinmosturkunden,  welche  nach  Tarif  Nr.  92  des  allgemeinen  Sport< 
gesetzes  im  Betrag  von  15  Pf.  für  jeden  Ladschein  erhoben  wird,  vorgesehen  ui 
angeordnet,  dass  künftig  auch  eine  Gebühr  des  Ortsteuerbeamten  für  die  Av 
steUung  des  Ladscbeins,  welche  seither  im  Betrage  von  18  Pf.  erhoben  wurd 
und  für  die  Eontrollierung  der  Ladung,  die  im  Betrage  von  mindestens  20  I 
zu  bezahlen  war,  nicht  mehr  erhoben  werden  soll.  Der  Ertrag  der  Ladschei 
Rportel  beläuft  sich  jährlich  auf  rund  16,000  M.  die  Ladscheinausfertigun^ 
und  Kontrollegebühr,  welche  den  Ortssteuerbeamten  zuflössen,  belaufen  sii 
erstere  auf  etwa  19,500  M.,  die  EontroUeg^bÜhr  auf  etwa  11  500  M.,  zu8amm( 
rund  31,000  M. 

Zu  Zii 
Die  Ladschein-  und  die  Einlagek 
bilden  den  wesentlichsten  Bestandteil  def 
Ümgeldskontrolle  aufgebaut  ist.  Diese 
Grundlagen  nicht  entbehrt  werden  und  ( 
liehe  Eontrollierung  der  Ladung  durch  < 
Ladscheins  und  vor  deren  Yerbringung 
Das  Fehlen  einer  Bestimmung,  wonach  de 
Ladschein  ohne  vorherige  Eontrollierung 
läge  von  Wein  ohne  vorherige  persönliche 
schon  mannigfach  zu  Unzu&äglichkeiten 
Ortssteaerbeajnte  verhindert  war,  die  E 
unter  Umständen  das  Getränke  längere  ! 
daher  durch  den  vorgeschlagenen  Zusatz 
werden,  die  Einlage  des  Getränkes  in  Fl 
der  Regel  vorliegen,  auch  ohne  Beisei] 
beamten  auf  Grund  blosser  schriftlicher 
die  erforderlichen  näheren  Vorschriften 
gegeben  werden. 

Zu  Zii 

Der  Art.  12  des  Gesetzes  enthält 
welche  nicht  notwendig  in  das  Gesetz  g 
Artikels  nicht  im  Einklang  stehen;  sie  1 
werden,    da  das  Erforderüche  in   den 
werden  wird. 

Der  zweite  Absatz  enthält  Bestimi 

1.  die  Benutzung  geeichter  FS 

2.  das  Siegeln  der  Fässer, 
8.  die  Or£iung  derselben, 

4.  die  Vornahme  von  Eellergeschäfben  nur  im  Beisein  des  Ortssteui 
beamten. 
Die  Vorschrift,  dass  die  Fässer  in  den  Wirtskellem  geeicht  sein  müsse 
muss  beibehalten  werden,  da  sonst  eine  sichere  Verwaltung  nicht  mOglich  wäi 
Die  Benützung  geeichter  Fässer  liegt  übrigens  auch  im  Interesse  der  Wii 
selbst,  wie  überhaupt  bei  jedem  geordneten  Geschäftsbetrieb  die  Verwendui 
geeichter  Fässer  zur  Regel  gehört.  Dagegen  soll  nach  den  Ausführungen 
der  allgemeinen  Begründung  künftig  auf  das  Siegeln  der  Fässer,  die  Numerierui 
derselben  und  die  Anwesenheit  des  Ortssteuerbeamten  bei  den  Getränkevi 
änderungen,  die  im  Eeller  vorgenommen  werden,  verzichtet  werden,  so  ds 
die  der  Abstichskontrolle  unterUegenden  Wirte  in  ihren  Eellem  ebenso  ung 
hindert  wie  seither  die  Accordswirte  sich  bewegen  können. 

Zu  Ziff.  6. 
Wegen  der  vorgeschlagenen  Ergänzung  der  Ueberschrifb  vgl.  die  Bem< 
kung  zu  Ziff.  1  am  Schlüsse. 
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Besfiglich  der  Feststellung  der  Ausschankspreise  bei  den  Abstichswirten 
iht  zur  Zeit  auf  Grund  der  Bestimmungen  in  Art.  IB  und  55  des  Gesetzes 

9.  Juli  1827  folgendes  Verfahren: 

Der  Wirt  hat  dem  Steuerbeamten  den  Ausschankspreis  des  zum  Aus- 
ak  bestimmten  Getränkes  anzugeben,  bevor  mit  dem  Ausschank  begonnen 
^  ebenso  hat  er  vorher  Anzeige  zu  erstatten,  wenn  er  den  Ausschankspreis 
hen  oder  herabsetzen  will,  von  dem  Steuerbeamten  wird  der  jeweilige 
änkestand  in  den  Fässern,  auf  welche  sich  diese  Angaben  beziehen,  durch 
echen  der  Fässer  festgestellt.    Auf  Grund  dieser  Angaben  und  Feststellungen 

bei  den  periodisch  vorzunehmenden  Kelleruntersuchungen  (Quartalend* 
ichen)  die  Menge  des  zu  den  einzelncin  Ausschankspreisen  ausgeschenkten 
änkes  und  die  Steuerschuldigkeit  hieraus  berechnet.  Es  wird  also  die 
tität  der  einzelnen  Weinsorten  hinsichtlich  ihrer  Ausschankspreise  festge- 
m  und  genau  berechnet  wieviel  Liter  Wein  zu  den  verschiedenen  Preisen 
eschenkt  worden  ist.  Diese  Berechnungsweise  kann  künftig  nicht  mehr 
ehalten  werden,  weil  infolge  der  Beseitigung  der  Fässersiegelung,  der  Eon- 
e  der  Eellergeschäfbe  und  der  Anzeigen  der  Ausschankspreisänderungen 
[ndentitHt  der  einzelnen  Weinsorten  nach  ihren  verschiedenen  Ausschanks- 
ien nicht  mehr  festgehalten  wird  und  daher  nicht  mehr  jede  einzelne 
nsorte,  die  der  Wirt  in  Ausschank  bringt,  nach  ihrem  speziellen  Preis  die 
idlage  der  Steuerberechnung  bilden  kann.  Es  kann  vielmehr  bei  den 
)di8chen  Kelleruntersuchungen  nur  die  Gesamtmenge  des  in  der  vorange- 
^enen  Periode  verschlossenen  Getränks  ermittelt  und  berechnet  werden, 
b  aber  auch  die  einzelnen  Mengen  nach  ihren  verschiedenen  Ausschanks- 
ien. Es  muss  daher,  um  die  Abgabe  aus  der  Gesamtverschlussmenge  be- 
aen  zu  können,  ein  Durchschnittspreis  gesucht  und  festgesetzt  werden. 

war  bei  den  Accordswirten  schon  seither  so  der  Fall.  Für  die  Feststellung 
lurchschnittlichen  Ausschankspreises  der  Accordswirte  gaben  die  deklarierten 
chankspreise  gleichartiger)  unter  Abstichskontrolle  stehender  Wirtschaften 
3lben  Gemeinde  oder  der  näheren  Umgegend  einen  guten  Anhaltspunkt; 
i  wurden  die  Angaben  im  Ladschein  über  den  Preis  des  Getränkes,  der 
g^ens  als  Einlagepreis  nicht  unmittelbar  benutzbar  ist,  verglichen  und 
ich  hatten  die  Wirte  bei  der  Einlage  des  Getränkes,  falls  dasselbe  zum 
rtigen  oder  demnächstigen  Ausschank  bestimmt  war,  sowie  bei  der  Getränke- 
ahme  bezüglich  der  im  Ausschank  befindlichen  Fässer  den  Ausschankspreis 
(geben.  Wenn  nunmehr  die  spezielle  Angabe  der  Ausschankspreise  und 
Ausschankspreisänderungen  seitens  der  Abstichs wirte  wegfällt,  so  verliert 
Steuerverwaltung  einen  wichtigen  Anhaltspunkt  für  die  Feststellung  des 
shschnittspreises.  Im  Interesse  der  richtigen  Festsetzung  der  Durchschnitts- 
3e,  welche  einen  wichtigen  Teil  des  Veranlagungsverfahrens  bildet,  da  sie 
'erbindung  mit  der  Festsetzung  der  Menge  des  verschlossenen  Getränkes 
Grundlage  für  die  Steuerberechnung  abgibt,  ist  es  von  besonderem  Wert, 

die  Abgabepflichtigen,  mit  denen  behufs  Festsetzung  des  Durchschnitts- 
ses  seitens  der  Steuerkontrollebeamten  persönlich  zu  verhandeln  ist,  über 

Ausschankspreise  wahrheitsgemäss  Auskunft  ei*teilen.  Es  erschien  daher 
>ten,  eine  Bestimmung  in  das  Gesetz  aufzunehmen,  nach  welcher  die  Wirte 
fliehtet  sind,  der  Steuerbehörde  auf  Verlangen  über  ihre  Ausschankspreise 
cunft  zu  erteilen.  Mit  dieser  Vorschrift  soll  nicht  die  spezielle  Ausschanks- 
rolle, wie  sie  bisher  bei  den  Abstichswirten  geübt  wurde,  verallgemeinert 
len,  insbesondere  sollen  Ausschankspreisänderungen  nicht  der  Anzeigepflicht 
rliegen,  vielmehr  soll  der  Wirt  nur  gehalten  sein,  wenn  er  bei  der  Einlage 
B  zum  alsbaldigen  Ausschank  bestimmten  Weins  oder  bei  einer.  Getränke- 
lahme  gefragt  wird,  wie  er  den  Wein  ausschenken  werde,  bezw.  ausgeschenkt 
i,  wahrheitsgemässe  Auskunft  zu  geben,  damit  die  Steuerbehörden  in  den 
id  gesetzt  sind,  den  Durchschnittspreis  möglichst  richtig  festzustellen. 

Noch  ist  zu  bemerken,  dass  infolge  der  reichsrechtlichen  Bestimmungen 
.  5  §  2  des  Zollvereinsvertrags  vom  8.  Juli  1867,  Rgsbl.  S.  143,  und  Art.  40 
Reichsverfassung)  aus  dem  auf  Grund  der  thatsäcblichen  Ausschankspreise 
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festgestellten  Durchschnittspreise,  wenn  er  über  1  M.  beträgt,  eine  höhere  SU 
als  11  Pf.  vom  Liter  nicht  berechnet  werden  darf. 

Die  Feststellung  des  Durchschnittspreises  gegenüber  dem  Steuerpflichti 
ist  Sache  des  Bezirkssteueramts.  Wenn  bei  den  Verhandlungen  zwischen  ( 
Wirt  und  der  Steuerbehörde  ein  Einverständnis  über  den  Durchschnittsp 
nicht  erzielt  wird,  so  soll  derselbe  nach  Art.  20  a  durch  die  Bezirkskommi» 
festgestellt  werden. 

Was  die  weiter  vorgeschlagene  Bee 
dem  Art.  13  angefügt  werden  soll,  so  t 
eröffnet  werden,  die  Kelleruntersuchung, 
als  vierte^  ährlichen  Zwischenräume!]  vorzi 
die  Bestimmung  darüber,  in  welchen  Zwisc 
werden  soll,  der  Steuerverwaltung  überla 
hindert,  den  Abstich  in  grösseren  Zwischc 
rechnung  der  Abgabe  von  dem  Ergebnis  de 
letztere  nicht  vorgenommen  wurde,  auch  < 
gefordert  werden  konnte.  Um  in  Fällen,  ^ 
bei  kleinen  Wirten  und  einfachen  Verhi 
Laufe  des  Jahres  beschränken,  nach  Umstäi 
am  Beginn  und  Schluss  des  Jahres,  vors 
den  FfSl,  dass  sich  infolge  der  Vereinfac 
der  Abstichswirte  vermehren  würde,  im  '. 
sparung  von  Beamtenkräften  gelegen  ist  - 
des  Abstichs  in  längeren  Perioden  die  St 
und  den  Abgabepflichtigen  die  Zahlung  zi 
tung  die  Möglichkeit  gewährt  werden,  v 
des  Jahres,  etwa  im  Anschluss  an  das 
Abschlagszahlungen  an  ihrer  voraussichtli( 
können. 

Die  Grundlage  für  die  Bemessung  ( 
Regel,  soweit  nicht  Anhaltspunkte  zu  eine 
das  Ergebnis  des  Vorjahrs  bilden  können, 
würde  Schätzung  eintreten  müssen.  Die 
bei  dem  nächsten  Abstich  zu  geschehen  i 
viel  oder  zu  wenig  bezahlten  SteuerbetrI 
Festsetzung  der  Höhe  der  Abschlagszahl 
waltungsbeschwerde  zulässig  sein. 

Zu   Ziff, 

1.  Die  Achsverkäufe,  d.  h.  Verkäu 
können  nach  der  Vorschrift  in  Art.  14  Ziff. 
behandelt  werden,  wenn  die  Abfassung  ; 
stattgefunden  hat  und  von  diesem  gehörig 
liehe  Kontrollierung  wird  bei  der  leichtei 
Ziehung  durch  fingierte  Achsverkäufe  auc 
indessen  soll  durch  die  vorgeschlagene  nei 
werden,  nach  Umständen  auch  ohne  pe 
Deklaration  und  sonstigen  zuverlässigen 
währen.  Insbesondere  ist  bei  grösseren  \^ 
oder  Kleinverkäufer  sind,  die  Vorschrift  c 
jeden  Achsverkaufs  nicht  selten  als  Beläi 
daher  in  Aussicht  genommen,  bei  Betriebe 

Buchführung  haben,  unter  entsprechenden  Vorschriften  den  steuerfreien  . 
schrieb  auf  Grund  von  Buchauszügen  oder  Vorlage  der  Bücher  zuzulass 
Inwieweit  auch  sonstigen  Betrieben  ähnliche  KootroUeerleichterungen  gewS 
werden  können,  wird  in  den  Ausführungsvorschriften  bestimmt  werden. 

2.  Nach  Ai-t.  14  Ziff.  2  des  Gesetzes  sind  weiterhin  von  der  Steuer  i 
zu  lassen 
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«die  nach  vorgängiger  Aufnahme  des  Ortsaccisers  als  Hefe, 
Trübwein  etc.  zum  Abbrennen  verwendeten,  oder  im  Grossen  ver- 
kauften, oder  als  völlig  unbrauchbar  ausgeschütteten  Quantitäten*. 

Diese  Abgänge  an  Hefe  und  Trübwein  wurden  bei  den  Abstichswirten 
sslich  des  Aolassens  und  Yerfüllens  im  Keller,  dem  der  Ortssteuerbeamte 
iwohnen  hatte,  bei  den  Accordswirten  auf  Anzeige  kontrolliert,  speziell 
gestellt  und  im  Register  steuerfrei  abgeschrieben.  Seitens  der  Accords- 
B  wurde  nicht  selten  versäumt,  die  Abgänge  zur  Eontrolle  zu  stellen,  und 
rurde  daher,  um  die  Betriebsinhaber  vor  Schaden  zu  bewahren,  zugelassen, 
bei  solchen  Accordswirten,  welche  in  der  abgelaufenen  Accordsperiode  ihre 
)  gar  nicht  oder  nur  teilweise  zur  Kontrolle  gestellt  haben,  ein  angemessener 
;entsatz  der  gesamten  Einlagemenge  als  Hefe  und  Trübwein  steuerfrei  ab- 
hrieben  wird.  Hierbei  dürfen  bei  neuem  Wein  mit  den  Kernen  und  Schalen 
istens  15^0,  bei  sonstigem  neuen  Wein  und  Obstmost  höchstens  57o»  bei 
I  dem  ersten  Ablass  eingelegtem  Wein  und  bei  von  der  Hefe  abgezogenem 
nnost  höchstens  2%  der  Einlage  als  Abgang  in  Rechnung  genommen 
ien  (vgl.  §  19  Ziff.  2  der  Dienstvorschriften,  Amtsblatt  des  Steuerkollegiums 
;  S.  75).  Sfm  Anschlüsse  an  dieses  seither  bei  den  Accordswirten  bestehende 
'ahren  soll  künftig  allgemein  ein  prozentualer  Abzug  für  Hefe  und  Trüb- 
L  eingeführt  und  die  steuerfrei  zu  lassenden  Prozentsätze  der  Einlagemenge 
jesetz  festgestellt  werden,  so  dass  künftig  die  spezielle  Feststellung  und 
brollierung  des  Abgangs  wegfallen  und  dadurch  eine  weitere  Vereinfachung 
Steuerkontrolle  und  eine  Erleichterung  für  die  Abstichswirte,  welche  die 
i  nicht  mehr  besonders  zur  Kontrolle  zu  stellen  haben,  um  deren  Steuer- 
leit  zu  erlangen,  herbeigeführt  wird. 

Was  die  vorgeschlagene  Höhe  der  abzurechnenden  Prozentsätze  betrifft, 
mtepricht  diejenige  für  die  Weine  mit  den  Kämmen  und  den  Beeren 
i'o)  dem  Satze  des  badischen  Weinsteuergesetzes  vom  19.  Mai  1882  Art.  5; 
beiden  Sätze  von  Wein  mit  den  Beeren  (15  ^/o)  und  für  sonstigen  neuen 
D  und  neuen  Obstmost  (5%)  sind  gleichfalls  dieselben  wie  in  Baden  und 
prechen  der  bisherigen  obersten  Grenze  des  in  Württemberg  ohne  Kon- 
e  zulässigen  Hefeabzugs.  Für  den  nach  dem  ersten  Ablass  ein^^elegten 
a  und  Obstmost  lässt  das  badische  Gesetz  einen  Hefenabzug  nicht  zu, 
rend  nach  dem  Entwurf,  der  bisherigen  Uebung  entsprechend,  27o  ab- 
chnet  werden  sollen.  In  dieser  letzteren  Bestimmung  liegt  eine  wesentlich 
itigere  Behandlung  der  Abgabepflichtigen  in  Württemberg  gegenüber  den- 
ken in  Baden.  Auch  gegenüber  den  bisher  in  Württemberg  geltenden 
immungen  wirken  die  Vorschriften  des  Entwurfs  —  abgesehen  davon,  dass 
Verpflichtung  der  Wirte,  die  Hefe  zur  Kontrolle  zu  stellen,  we^llt  — 
intlich  günstiger,  sofern  die  vorgesehenen  Prozentsätze  allgemein  zum  Ab- 
gebracht werden  sollen,  während  sie  bisher  nur  die  obere  Grenze  für  den 
lg  bildeten.  Nach  den  Erfahrungen  der  Steuerverwaltung  sind  die  vor- 
hilagenen  Prozentsätze  reichlich  bemessen  und  vollkommen  genügend,  um 
Abgänge  bei  einigermassen  rationeller  Behandlung  des  Weins  zu  decken, 
5i,  was  den  Satz  von  57«  bei  neuem  Wein  betrifft,  insbesondere  noch  in 
Bicht  kommt,  dass  erhebliche  Mengen  von  neu  eingelegtem  Wein  vor  dem 
n  Ablass  ausgeschenkt  werden. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  für  Wein,  welcher  in  Flaschen  eingelegt 
,  ein  Abzug  für  Hefe  und  Trübwein  nicht  einzutreten  hat,  weil  bei  dieser 
der  Weineinlage  Abgänge  für  Hefe  und  Trübwein  sich  überhaupt  nicht 
ben. 

Zu  Ziff.  7. 
Die  nach  der  Vorschrift  des  jetzigen  Gesetzes  erforderliche  individuelle 
ilung  des  steuerfreien  Hausbrauchs  bei  jedem  einzelnen  Wirt  ist  fortgesetzt 
(Quelle  zahlreicher  Anstände^  Schwierigkeiten  und  Reibungen  zwischen  den 
erpflichtigen  und  den  Steuerbeamten ;  auch  nimmt  dies  Verfahren  die  Zeit 
Steuerbeamten  unverhältnismässig  in  Anspruch.    Es  soll  daher  das  jetzige 
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System  der  speziellen  Hausbrauchsschätzung  für  den  hauptsächlich  ins  Gewi 
fallenden  Wein  verlassen  werden.    An  dessen  Stelle  schlägt  der  Entwurf 
den  Hausbrauch  an  Wein   einen  einheitlichen  Normalsatz  vor,    der  bei  jed 
Wirte  ohne  weiteres  an  seinem   steuerpflichtigen  Weinverschluss  in  Abzu^ 
bi*acht  werden  soll;   daneben  soll,  indessen  nur  dann,   wenn   der  Nachweis 
bracht  wird,  dass  infolge  besonderer  bei  dem  betrefl^enden  Betriebe  yorlie^en< 
Verhältnisse  eine  Erhöhung  dieses  Normalsatzes  begründet  ist,  eine  individu( 
Festsetzung  des  Hausbrauchs  stattfinden.    Es  wird  sich  hiemach  künftig  bei 
weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der  Abgabepflichtigen  die  Hausbrau  chsfn 
ohne  weitere  Verhandlungen  aufs  einfachste  erledigen. 

Die  Normalsätze  sind  in  dem  Entwürfe  so  festgesetzt,  dass  sie  nach  ( 
gemachten  Erfahrungen  für  alle  normalen  Verhältnisse  ToUkommen  ausreid 
und  allen  berechtigten  Anforderungen  durchaus  entsprechen.  Bei  der  Bc 
teilung  der  vorgesehenen  Sätze  ist  insbesondere  noch  zu  beachten,  dass  der  Hi 
brauch  in  der  Regel  wenigstens  zum  grössten  Teil  mit  Getränken  befriec 
wird,  deren  Ausschankspreis  niedriger  ist,  als  der  durchschnittliche  Ausschai 
preis,  was  wiederum  zu  Gunsten  der  Abgabepflichtigen  wirkt. 

Für  die  Fälle,  wo  ein  Wirt  neben  Wein  auch  Bier  oder  Obstmost  i 
schenkt,  oder  Obstmost  einlegt,  war  der  Hausbrauchssatz  an  Wein  entsprech 
niedriger  festzusetzen  als  bei  ausschliesslichem  Wein  verbrauch,  da  in  solc 
Fällen  erfahrun^gemäss  ein  grosser  Teil  des  im  Haushalt  des  Wirts  verbrauch 
Getränkes  in  Bier  und  Obstmost  besteht,  eine  Thatsache,  welche  auch  in  c 
bisherigen  Art.  15  des  Gesetzes  berücksichtigt  ist. 

Durch  die  vorgeschlagenen  Normalsätze  wird  nach  den  Erfahrun, 
der  Steuerverwaltung  die  Gesamtheit  der  Abgabepflichtigen  gegenüber 
bisher  festgesetzten  Abzügen  an  Hausbrauch  günstiger  als  seither  behan« 
und  es  werden  die  Fälle  nicht  zahlreich  sein,  in  welchen  an  Stelle  des  voi 
sehenen  normalen  Hausbrauchsabzugs  eine  spezielle  Schätzung  des  Hausbrau 
einzutreten  haben  wird. 

Die  vorgeschlagene  Regelung  wii 
GefäU  verbunden  sein,  da  auch  solchen  I 
Hausbrauch  niedriger  ist,  als  der  geset 
Betrag  zugebilligt  wird,  und  ausserdem 
hältnisse,  die  eine  Erhöhung  des  Hausb: 
Berücksichtigung  finden  soll,  während  di 
satz  nicht  herabsehen  kann.  Allein  wc 
System,  das  nach  Art.  HI  des  Entwurf: 
sehene  Mitwirkung  der  Bezirkskommissj 
wärtigkeiten,  welche  mit  der  seitherigen  H 
waren,  beseitigt  und  die  Verwaltung  ^ 
Minderung  des  Gefällertrags  in  den  Kav 

Was  den  Obstmost  betrifft,  sc 
mostschenkenden  Abgabepflichtigen  thati 
heitliche  Behandlung  unmöglich  ist.  Es 
Normalsatzes  für  den  Hausbrauch  an  ( 
Festsetzung  des  Hausbrauchs  an  Obstmo 
diejenige  von  Wein,  und  Anstände  habi 
kann  daher  bezüglich  der  Regulierung 

denklich  bei  der  bestehenden  üebung  verbleiben,  wonach  derselbe  nach  < 
thatsächlichen  Bedarf  zu  bemessen  ist.  Bei  denjenigen  Abgabepflichtig 
welche  keinen  Obstmost  ausschenken  oder  im  kleinen  verkaufen,  bedarf 
einer  Schätzung  des  Obstmosthausbrauchs  nicht:  weil  sie  keinen  Obstn 
steuerpflichtig  verschliessen ,  haben  sie  die  ganze  Menge  des  eingelegten  0 
mosts  als  Hausbrauch  steuerfrei. 

Nicht  physische  Personen  bedürfen,  abgesehen  von  dem  gewöhnlic 
Eellerabgang,  eines  Hausbrauchs  thatsächlich  nicht,  da  sie  f&r  sich  se 
keinen  Bedarf  haben ;  es  ist  ihnen  daher  ein  solcher  neben  der  Berücksichtig 
des  gewöhnlichen  Kellerabgangs  nur  insoweit  zu  bewilligen,  als  den  die  Kel 
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chäfte  besorgenden  Personen  Wein  oder  Obstmost  als  Freitrank  gewährt 
■d.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  ist  hier  spezielle  Regelung  für 
en  einzelnen  Fall  angemessen,  welche  keine  praktischen  Schwierigkeiten  hat, 
die  Zahl  dieser  Steuerpflichtigen  nur  eine  geringe  ist. 

Ziff.  8. 

Nach  der  Reichsgewerbeordnung  bedarf  nur  der  gewerbsmässig  betriebene 
rkauf  von  Wein  und  Obstmost  in  Mengen  unter  20  1  zum  sofortig^  Genuss 
der  Verkaufsstätte  der  polizeilichen  Erlaubnis.  Die  Vorschrift  in  Abs.  2 
Art  16,  wonach,  wer  Wein  in  kleineren  Mengen  als  20  1  verkauft,  die 
azession  als  Schenkwirt  erlangt  haben  muss,  ist  daher  durch  die  neuere 
letzgebnng  beseitigt;  dagegen  besteht  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der 
rtschafkeab^ben  fort. 

Um  die  Absicht  des  Gesetzes  klarzuistellen,  wonach  die  Eleinverkäufer 
ich  den  Wirten  zu  behandeln  sind,  und  auf  sie  dieselben  Vorschriften  ein- 
liesslich  der  Strafvorschriften  wie  auf  die  Wirte  Anwendung  finden,  und 
Zustellen,  dass  die  Ausdrucksweise  , Wirte*  alle  Abgabepflichtige  umfasst, 
d  der  Zusatz  zu  Abs.  2  vorgeschlagen. 

Ziff.  9. 

Der  Abs.  1  des  Art.  20  ist  veraltet.  Die  Bestimmungen  in  Abs.  2  Aber 
merierung  und  Siegelung  der  Fässer  sollen  künftig,  wie  beim  Wein  so  auch 
m  Obstmost,  wegfaUen;  vgl.  Art.  II  Ziff.  4  zu  Art  12. 

Die  an  Stelle  des  Art.  20  neu  vorgeschlagene  Bestimmung  gibt  das 
tende  Recht  wieder.  Bei  der  vorgesehenen  allgemeinen  Fassung  der  neuen 
itimmung  sind  die  Abs.  8  und  4  des  Art.  20  entbehrlich. 


Art  m. 

Zu  Art  20a. 

Die  Feststellung  des  der  Steuerberechnung  zu  Grunde  zu  legenden  Durch- 
nittspreises  auf  dem  Grunde  der  gepflogenen  Erhebungen,  sowie  die  Fest- 
Eung  des  Hausbrauches  ist  zunächst  Saäe  des  Bezirkssteueramts.  In  der 
hrzahl  der  Fälle  wird  der  Steuerpflichtige  mit  den  Festsetzungen  dieses 
its,  die  ihm  bekanntgeS^^^Q  werden,  einverstanden  sein.  Wenn  aber  zwischen 
n  Bezirkssteueramt  und  dem  in  Abstich  stehenden  Wirt  wegen  der  Höhe 
t  der  Abgabenberechnung  zu  Grunde  zu  legenden  Durchschnittspreises  oder 
'  Regulierung  des  Hausbrauchs  Meinungsverschiedenheiten  bestehen,  so  soll 
'  Gegenstand,  wie  schon  im  allgemeinen  Teil  angedeutet  wurde,  falls  der 
rt  dies  verlangt  oder  das  Bezirkssteueramt  es  für  angezeigt  erachtet,  einer 
{  zwei  Steuerbetunten  und  drei  Vertretern  des  Wirtsstands  zusammengesetzten 
zirkskommission  unterbreitet  werden,  welche  alsdann  die  Festsetzung, 
'behälüich  der  Beschwerde  an  das  Steuerkollegium,  vorzunehmen  hat. 

Bei  diesem  Vorschlag  war  die  Erwägung  massgebend,  dass  bei  den 
g^nständen,  die  der  Bezirkskommission  zur  Beschlussfassung  übertragen  sind, 
gewisser  Raum  zur  Mitwirkung  eines  auch  mit  sachverst^digen  Vertretern 
;  Wirtsstands  besetzten  Kollegiums  gegeben  ist  und  dass  die  letzteren  durch 
e  Sachkunde  im  Verein  mit  ihrer  Kenntnis  örtlicher  und  persönlicher  Ver- 
tnisse  eine  der  Sache  förderliche  Wirksamkeit  werden  entfalten  können, 
rch  den  Vorschlag  des  Entwurfs  werden  diejenigen  Teile  des  Veranlagung^- 
fahrens,  welche  in  Verbindung  mit  der  lediglich  auf  rechnerischer  Grund- 
:e  beruhenden  Festsetzung  der  Menge  des  abgesetzten  Getränkes  die  Grund- 
:e  für  die  Berechnung  der  Steuerschuldigkeit  bilden,  der  Beschlussfassung 
r  Kommission  übertragen.  Wenn  die  Steuerverwaltung  die  Mitwirkung  bei 
"artigen  wichtigen  Funktionen  den  Vertretern  des  Wirtsstands  überträgt,  so 
\,  sie  zu  denselben  das  Vertrauen,  dass  sie  durch  ihre  Sachkunde  und  Er- 
LTung  im  harmonischen  Zusammenwirken  mit  den  Steuerbeamten  zu  einer 
Finanzarchiv.  XVIII.  Jahrg.  359  23 


Digitized  by  VjOOQIC 


354       Begrttndang  zum  würit.  WirtschaAsabgabengesetzentwnrf  vom  17.  Juni  1899. 

sachgemässen  Durchführung  des  Gesetzes  nach  Kräften  behilflich  sein  und  £i 
spriessliches  wirken  werden.  Sie  hofft  auf  der  anderen  Seite,  dass  durch  di 
vorgesehene  Einrichtung  das  Vertrauen  der  Wirte  zu  der  Umgeldsyerwaltung 
in  der  nunmehr  bei  den  fQr  die  Steuerveranlagung  wichtigsten  Punkten  di 
Standesgenossen  der  Wirte  mitzuwirken  haben,  gehoben  wird. 

Art.  20b. 
Da  der  Accord  den  Charakter  einer  beiden 
trägt  und  dessen  Abschluss  nach  §  117  der  Vi 
Steuerkollegiums  ist,  so  kann  eine  entscheidende 
kommission  bei  Feststellung  derjenigen  Thatsachei 
läge  der  Höhe  der  Accordssumme  bilden ,  nicht 
kann  der  Kommission  allerdings  eine  begutacht 
dem  Entwürfe  genannten  Punkte  zugewiesen  und  h 
von  Vereinbarungen  Über  Accorde  erleichtert  wei 

Art.  20.C. 
Die  Einrichtung  der  Bezirkskommission  ist  im  wesentlichen  deijenigei 
der  Einschätzungskommissionen,  welche  in  dem  nicht  zur  Verabschiedung  ge 
langten  Gesetzentwurf  betreffend  die  Einkommensteuer  vorgeschlafen  warei 
nachgebildet  Die  einzelnen  Bestimmungen  werden  einer  besonderen  Erläuterunj 
nicht  bedürfen. 

Art.  IV. 

Die    Strafbestimmungen    des    Wirtschaftsabgabengesetzes    Art.   48 — 5£ 
welche  ergänzt  sind  durch  Art.  2  Ziff.  3  des  Gesetzes  vom  12.  Dezember  187 
(Rgsbl.  S.  333),  Art.  1  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1875  betreffend  die  Festsetzuni 
der  Geldstrafen  nach  der  Reichsmarkrechnuns   (Rgs" " 
Gesetz   vom   13.  März  1881,   betreffend  die  Einfühi 
(Rgsbl.  S.  171),   sind  veraltet    und  entsprechen  dei 
nicht;  insbesondere  wirken  die  dort  vorgesehenen  K 
nach  dem  Hektoliter  bemessenen  Strafen  ungleich 
Verhältnis  zum  Verschulden.    Bezüglich   der  Bestraf 
Accordswirte  bestehen  Zweifel,  ob  letztere  den  für 
geschriebenen  Strafen  unterworfen  sind,  und  es  sii 
Verfehlungen  der  Accordswirte  von  den  Gerichten  i 
trug  oder  versuchter  Betrug,  Strafgesetzbuch  §  263) 
im  Interesse   der  Abgabepflichtigen,   wenn  alle  Arte 
lungen  als  solche  zu  verfolgen  und  nicht  mangels 
Steuergesetz  als  gemeine  Vergehen  zu  behandeln  sin 
gemessen,  bei  dem  vorliegenden  Anlass  die  Straf  best 
abgabengesetzes  einer  Revision  zu  unterziehen  und 
ständig  neuen  Regelung  derselben.     Die  Vorschlag 
sich  soweit  thunlich  an  die  Strafbestimmungen  des 
die  Biersteuer,  an,  weshalb  auf  die  entsprechenden 
Steuer  und  die  zu  denselben  gegebene  Begründung 
zelnen  ist  zu  bemerken: 

Art.  43 
entspricht  dem  Art.  89  des  Gesetzentwurfs  betreffend  die  Biersteuer. 

Unter  diese  Strafbestimmung  fallen  insbesondere  auch  zum  Zweck  de 
Abgabenhinterziehung  vorgenommene  Manipulation  en,  wie  Vorspiegelung  voi 
thatsächlich  nicht  vorgekommenen  Achsverkäufen  zum  Zwecke  des  steuerfreie! 
Abschriebs,  bezüglich  deren  es  seither  zweifelhaft  war,  ob  sie  nach  den  Straf 
bestimmungen  des  Steuergesetzes  oder  des  Reichsstrafgesetzbuchs  abzuurteilei 
waren.  (Zu  vgl.  nunmehr  Entscheidung  des  Reichsgerichts  I.  Strafsenat  von 
10. /2L  November  1898,  Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  31  S.  354.) 
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Art.  44  und  45 
ren  die  beiden  Hauptfälle  der  ümgeldsgefährdung  auf;  Art.  44  lehnt  sich 
Art.  44  des  bestehenden  Gesetzes  an,  dessen  Abs.  1,  soweit  er  sich  auf 
in  bezieht,  nach  Art.  18  letzter  Satz  des  Gesetzes  vom  3.  November  1855 
sbl.  S.  277)  noch  in  Geltung  ist.  Die  vorgeschlagene  Strafbestimmung  be- 
bt denjenigen  Ausschank  oder  Eleinverkauf  von  Wein  oder  Obstmost  mit 
Strafe  der  Umgeldsgeföhrdung,  der  stattfindet,  ohne  dass  die  für  die  Ein- 
itung  der  UmgeldskontroUe  bestehenden  Vorschriften  beobachtet  worden 
1,  d.  h.  ohne  dass  von  der  Betriebseröffnung  bezw.  dem  beabsichtigten  Elein- 
kauf  vor  dessen  Beginn  der  Steuerbehörde  Anzeige  gemacht  worden  ist. 

Der  Art.  45  entspricht  dem  Art.  50  des  bestehenden  Gesetzes.  Statt  der 
igen  kasuistischen  Fassung  des  Art.  50  ,in  sein  Haus  und  in  seinen  eigenen 
r  fremden  Keller  einbringt*  wird  die  allgemeinere  Fassung:  . . .  , einlegt* 
geschlagen,  worunter  jede  unter  Umgehung  der  Kontrolle  erfolgende  Ein- 
igung des  Getränkes  in  einen  Gewahrsam  des  Wirts  oder  in  eine  ihm  zur 
-ftgung  stehende  eigene  oder  fremde  Räumlichkeit  verstanden  wird. 

Unter  Wirte  sind  hier  und  in  den  folgenden  Artikeln  auch  die  Klein- 
k&nfer  verstanden,  wie  sich  aus  dem  oben  in  Art.  U  Ziff.  8  zu  Art.  16  des 
letzes  vorgeschlagenen  Zusatz  ergibt. 

Art  46. 
Zu  vgl.  Art.  41  des  Biersteuergesetzentwurfs. 

Die  angedrohte  arbiträre  Strafe  wird  namentlich  auch  dann  anzuwenden 
!,  wenn  ein  Durchschnittspreis  nicht  festgesetzt  ist,  noch  festgesetzt  werden  kann. 

Art.  47 
vgl.  Art  42  des  Biersteuergesetzentwurfs. 

Der  Begriff  des  Rückfalls  ist  dem  Wirtschaftsabgabengesetz  nicht  fremd, 
.  Art.  44  Abs.  1  desselben.  Doch  ist  der  Rückfall  in  demselben  nicht  all- 
aein  als  straferhöhend  berücksichtigt. 

Nachdem  nunmehr  das  ganze  System  der  Strafbestimmungen  demjenigen 

Biersteuergesetzes   angepasst  wird,   scheint  auch   eine   allgemeine  Straf- 

timmung  über  den  Rückfall  angezeigt,  zumal  kein  innerer  Grund  vorliegt, 

Verfehlungen  gegen  das  Wirtschaftsabgabengesetz  milder  zu  behandeln  als 

jenigen  gegen  das  Biersteuergesetz. 

Art.  49. 

Ziff.  1  tritt  an  Stelle  des  Art.  48  und  49  des  bestehenden  Gesetzes  und 
spricht  dem  Art  44  des  Entwurfs  eines  Biersteuer^esetzes.  Die  Verfehlun- 
i  gegen  die  Ladscheinpflicht  sind  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Wichtigkeit 
Ladscheinkontrolle  unter  besondere  Strafdrohung  gestellt  worden. 

In  Ziff.  2  ist  die  Verletzung  der  Verpflichtung  zur  Erteilung  wahrheits- 
Qässer  Auskunft  über  die  Ausschankspreise  mit  Strafe  bedroht  worden. 
'  den  Fall  der  Auskunftsverweigerung  ist  eine  besondere  Strafe  nicht  vor- 
ehen;  wenn  die  verlangte  Auskunft  nicht  erteilt  wird,  so  hat  sich  der  Wirt 
)st  zuzuschreiben,  wenn  die  Festsetzung  des  Durchschnittspreises  seinen  An- 
auungen  nicht  entspricht 

Art  50 
.  Art.  51  des  Biersteuergesetzentwurfs. 

Art  51 
vgl.  Art.  52  des  Entwurfs  des  Biersteuergesetzes  und  Art.  45  des  bestehenden 
letzes  von  1827. 

Die  Abweichungen  ergeben  sich  aus  den  bei  dem  Umgeld  bestehenden 
londerheiten,  wonach  Defraudationen  und  sonstige  Umgehungen  der  Kontrolle 
der  Regel  die  Mitwirkung  Dritter,  namentlich  der  die  Kellergeschäfte  be- 
erenden Personen,  vor  allem  der  Küfer  bedingen. 
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356       Begründang  zum  württ.  Wirtsohaftsabgabengesetseiitwarf  vom  17.  Juni  1899. 

Art.  52, 
vgl.  Art.  45  des  bestehenden  Gesetzes,   ist  dem  Art.  53  des  Biersteuergesei 
entwarfs  nachgebildet, 

Art.  53 
dem  Art.  54  jenes  Entwurfs,  vgl.  auch  Art.  45  Abs.  1  des  Gesetzes  von  182' 

Schliesslich  ist  noch  anzufügen:  Die  noch  gültige  Vorschrift  in  Art. 
des  bestehenden  Gesetzes,  wonach  ein  Drittel  der  Geldstrafen,  die  auf  Gnu 
des  Wirtschaftsabgabengesetzes  erkannt  werden,  in  die  Ortsarmenkasse  d< 
jenigen  Gemeinde  fliesst,  in  welcher  die  Verfehlung  vollendet  worden  ist,  ei 
spricht  dem  sonst  in  Steuergesetzen  vorgesehenen  Verfahren  nicht.  Die  V< 
Schrift  ist  zudem  für  die  Gemeinden  finanziell  von  keiner  Bedeutung,  wesha 
dieselbe  in  den  Entwurf  nicht  wieder  aufgenommen  worden  ist. 

Art.  V 

(Art.  54  und  55) 

enthält  die  Vorschriften  Über  Veij&hrung  der  Abgabe,  sowie  die  Schloss-  m 
üebergangsbestimmungen. 

Art.  54. 

Das  Wirtschaftsabgabengesetz  enthält  in  Art.  46  Abs.  1  eine  Vorschr 
Über  Veijährung  der  Strafverfolgung  der  Verfehlungen  gegen  das  Wirtschaf 
abgabengesetz,  welche  durch  §  34  des  Gesetzes  vom  25.  August  1879  be 
das  Steuerstrafverfahren  (Rgsbl.  S.  269)  ersetzt  ist  In  Abs.  2  ist  über  c 
Verjährung  der  Steuemachforderung  Bestimmung  getroffen,  wogegen  eine  V< 
schrifb  über  die  Rückforderung  zuviel  bezahlter  Steuern  nicht  vorgesehen  i 

Es  erscheint  angemessen,  bei  vorliegendem  Anlass  auch  die  Vorschrift 
über  Verjährung  entsprechend  den  Bestinmiungen  der  neueren  Steuergesef 
zu  ordnen;  demgemäss  schliessen  sich  die  vorgesehenen  Bestimmungen  de 
jenigen  für  die  Biersteuer,  Art.  12  des  Entwurfs  eines  Biersteuergesetzes,  a 

Art.  55. 

Mit  Rücksicht  auf  die  zu  treffenden  Vorbereitungen,  insbesondere  c 
umfassenden  Aenderungen  der  Vollzugsbestimmungen,  welche  erforderli 
werden,  kann  das  Gesetz  vor  1.  April  nächsten  Jahres  nicht  in  Kraft  gesel 
werden. 

Zur  Zeit  der  Verkündigung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  werden  eti 
2000  umgeldspflichtiffe  Wirtschaften  und  Rleinverkaufsbetriebe  der  Absticl 
behandlung  unterstellt  und  deshalb  die  Wein  und  Obstmost  enthaltend 
Fässer,  welche  sich  in  den  Kellern  derselben  befinden,  steueramtlich  gesiegt 
sein.  Bei  diesen  Betrieben  muss  die  Abgabe  von  dem  laufenden  Quaxtal  no 
nach  den  bestehenden  Vorschriftan  festgestellt  und  daher  die  Abstichskontro' 
bis  zur  nächsten  steueramtlichen  Getränkeaufhahme  in  bisheriger  Weise  bi 
behalten  werden.  Die  Steuerverwaltung  wird  im  Interesse  der  Pflichtigen  V< 
kehr  dahin  treffen,  dass  diese  GetriUikeaufnahme  thunlich  bald  nach  der  V 
kündigung  des  Gesetzes  erfolgt;  es  ist  aber  bei  der  beträchtlichen  Anzahl  d 
in  Betracht  kommenden,  über  das  ganze  Land  zerstreuten  Betriebe  für  d 
zur  Verfügung  stehende  Beamtenpersonal  unmöglich,  den  Abstich  und  die  € 
mit  zusammenhängende  Entsiegelung  bei  allen  Wirten  und  Kleinverkäufe 
an  einem  und  demselben  Tag  vorzunehmen. 

Bei  den  in  Accord  stehenden  ümgeldspflichtigen  bleibt  der  Accord  1 
zu  seiner  Beendigung  bestehen  und  können  die  neuen  Bestimmungen  ül 
Regulierung  des  Hausbrauchs  und  Hefenabgangs  bei  ihnen  erst  naoi  Abla 
ihres  Accordes  Anwendung  finden. 

Da  die  Strafbestimmungen  auf  wesentlich  andere  Grundlage  geste 
werden,  so  war  auch  bezüglich  dieser  eine  Uebergangsbestimmung  vorzusehc 
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Wttrttembergisclies  Gesetz,  betreffend  die  Biersteuer. 

Vom  4.  Juli  1900. 
(Rgsbl.  f.  d.  Königreich  Württemberg  Nr.  34  S.  542.) 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Erhebongsarten  der  Steuer. 

Artikel  1. 
Die  Biersteuer  wird  als  Malzsteuer  oder  als  üebergangssteuer  erhoben. 

Verfügung  des  württembergischen  Finanzministeriums, 
»etreffend  den  Vollzug  des  Biersteuergesetzes  vom  4.  Juli  1900. 

Vom  5.  Juli  1900. 
(Rgsbl.  f.  d.  Königreich  Württemberg  Nr.  34  S.  566.) 

In  YoUziehiing  des  Gesetzes,  betr.  die  Biersteuer,  vom  4.  Juli  1900  (Rgsbl.  S.  542)  wird 
ihstehendes  verftigt: 

lllfeMeinei. 

I  1. 

Die  VerwaltuDg  der  Biersteuer  liegt  unter  der  obersten  Anfidcht  des  Finanzministeriums 
i  Stenerkollegium,  Abteilung  für  Zölle  und  indirekte  Steuern,  ob. 

Die  Oesokäftsaufjgaben  der  Bezirkssteuerämter  üben  die  Eameral&mter ,  in  der  Stadt 
ttgart  das  Hauptsteueramt  aus. 

Als  Orts-  bezw.  Orenzsteuerbeamte  sind  in  der  Regel  besondere  Beamte  aufigestellt. 
Men,  an  denen  sich  ein  Bezirkssteueramt  befindet,  können  die  Oesohäftsaufisaben  des 
i-  bezw.  Orenzsteuerbeamten  in  Bezug  auf  die  Biersteuer  einem  Beamten  des  Bezirkssteuer- 
s  übertragen  werden. 

Die  Orts-  und  Ghrenzsteuerbeamten  sind  verbunden,  täglich,  mit  Ausnahme  der  Sonn- 
Festtage  in  den  Monaten  Oktober  bis  Februar  von  8—12  Uhr  vormittags  und  von  2—6  Uhr 
hmittags,  in  den  übrigen  Monaten  von  7-12  Uhr  vormittags  und  von  2— 51^  Uhr  naeh- 
bags  der  Abfertigung  der  Steuer  und  Kontrollepflichtigen  sich  zu  unterziehen.  In  dringenden 
[en  haben  dieselben  auch  ausserhalb  dieser  gewöhnlichen  Dienststunden  die  ihnen  ob* 
enden  Dienstgeschäfte  zu  vollziehen.  Wird  auf  Veranlassung  des  Kontrollepflichtigen 
I  Kontrollehandlung  oder  Abfertigung  ausserhalb  der  genannten  gewöhnlichen  Dienst- 
iden  vorgenommen ,  so  hat  der  Kontrollepfliohtige  Kostenersatz  zu  leisten  (§  40).  Soweit 
mit  Rücksicht  auf  die  übrigen  Dienstobliegenheiten  des  Ortssteuerbeamten  erforderlich 
iheint,  kann  das  Bezirkssteueramt  für  einzelne  Ortssteuerämter  bestimmte  Stunden  fest- 
len,  innerhalb  deren  der  Beamte  zur  Ausstellung  von  Malzscheinen  sieh  bereit  zu 
«n  hat. 
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358      Wörtt.  Gesetz,  betr.  die  Biersteuer,  v.  4.  Juli  1900  nebst  YoUzogsv.  v.  5.  Juli  1900. 


1.  Malzsteuer. 
Gegenstand. 

Artikel  2. 

Der  Malzsteuer  unterliegt  das  zur  Bierbereitung  bestimmte,  in  Württei 
berg  geschrotene  Malz. 

Der  Malzsteuer  unterliegt  auch  das  aus  Württemberg  auf  eine  Müh 
ausserhalb  Württembergs  zum  Schroten  gebrachte,  zur  Bierbereitung  in  ein 
württembergischen  Brauerei  bestimmte  Malz,  falls  bei  der  Yerbringung  d 
Malzes  zu  und  von  der  Mühle  die  von  der  Steuenrerwaltung  gregebenen  Vo 
Schriften  beobachtet  werden. 

Unter  Malz  wird  alles  künstlich  zum  Keimen  gebrachte  G-etreide  ve 
standen. 

Verbot  der  Verwendung  von  Malz-  und  Hopfensurrogaten. 

«  Artikel  3. 

Zur  Bereitung  von  Bier  dürfen  statt  Darr-  oder  Luftmalz  und  Hopf< 
Stoffe  irgend  welcher  Art  als  Ersatz  oder  Zusatz  nicht  verwendet  werden. 

Zur  Bereitung  von  untergärigem  Bier  darf  als  Malz  nur  Gerstenma 
Verwendung  finden. 

Person  des  Malzstenerpflichtigen. 

Artikel  4. 
Steuerpflichtig  ist  deijenige,  für  dessen  Rechnung  Malz  geschroten  wir 

Die  im  Qesetz  und  in  der  gegenwärtigen  Yerfftgung  vorgesohriebenen  Anmeldung« 
sowie  alle  anderen  die  Biersteuer  betreffenden  Anträge  und  Gesuche  haben,  soweit  nicht  etw 
anderes  vorgeschrieben  ist,  bei  dem  Orts-  bezw.  Orenzsteuerbeamten  zu  erfolgen. 

Zu  Art.  8  des  (Gesetzes. 

Gefenttand  der  Halstteuer. 

8  2. 

unter  dem  Schroten  des  Malzes  ist  Jede  Bearbeitung  des  Malzes  verstanden,  dnr 
welche  dasselbe  zur  Bierbereitung  tauglieh  gemacht  wird,  also  auch  das  Brechen,  Mahle 
Stampfen,  Quetschen  n.  s.  w.  Die  technische  Einrichtung,  mit  welcher  die  Zerkleinerung  d 
Malzes  stattfindet,  ist  auf  die  Steueipflichtigkeit  des  Malzes  ohne  Einfluss. 

Zu  Art.  4  des  Qesetzea, 
Perion  des  Halstteuerplliehtigen. 

8  3. 

Wird  auf  Grund  des  Art.  84  Abs.  8  des  Gesetzes  ausnahmsweise  die  Abgabe  Yon  c 
schrotenem  Malz  an  einen  Dritten  genehmigt,  so  bleibt  für  dei^enigen,  der  das  Malz  abgil 
die  Steuerpflioht  bezüglich  des  abgegebenen  Malzes  bestehen.  Wenn  der  das  Mabs  üb« 
nehmende  Dritte,  ftdls  es  für  ihn  geschroten  worden  wäre,  eine  höhere  Steuer  zu  bezahl 
gehabt  hätte,  so  hat  er  den  Mehrbetrag  zu  entrichten.  Dagegen  findet  ein  Ersatz  von  Steu 
nicht  statt,  wenn  der  das  Malz  übernehmende  Dritte  eine  niedrigere  Steuer,  als  der  Abg^ben^ 
zu  bezahlen  gehabt  hätte. 

üeberschreitet  der  das  geschrotene  Malz  übernehmende  Dritte  infolge  der  üebemahi 
des  Malzes  mit  seiner  Malzverwendung  die  Grenze  von  500  Doppelzentner,  so  verliert  er  d 
Anspruch  auf  die  Ennässigung  des  Steuersatzes  auf  70%, 

Hat  ein  Bierbrauer  die  Grenze  von  500  Doppelzentner  überschritten,  so  hat  eine  < 
waige  Abgabe  von  geschrotenem  Malz  an  einen  Dritten  nicht  die  Wirkung,  dass  dem  ersten 
der  Steuersatz  von  700|o  eingeräumt  wird. 
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Eintritt  der  Steuerpflicht. 

Artikel  5. 
Die  Steuerpflicht  tritt  ein  mit  dem  Einbringen  des  Malzes  in  die  MOhle, 
Falle  des  Art.  2  Abs.  2   mit  der  Einfahr  dez  geschrotenen  Malzes  nach 
Qrttemberg. 

Als  in  die  Mühle  eingebracht  ist  das  Malz  anzusehen: 

1.  bei  einer  Öffentlichen  Malzmühle,  sobald  dasselbe  in  ein  zu  dem 
Mühleanwesen  gehöriges  Gebäude  oder  in  dessen  unmittelbare  Um- 
gebung gebracht  ist, 

2.  bei  einer  PrivatmalzmÜhle  ohne  selbstth&tige  W&gevorrichtung  mit  der 
Verbring^ng  des  Malzes  in  einen  Teil  des  Mühlwerks, 

8.  bei  einer  Privatmalzmühle  mit  selbstth&tiger  W&gevorrichtung,  sobald 
das  Malz  das  W&gegef&ss  durchlaufen  hat, 

4.  bei  einer  anderen  zum  Schroten  von  Malz  benutzbaren  Vorrichtung, 
sobald  das  Malz  in  den  Raum,  in  welchem  sich  diese  Vorrichtung 
befindet,  oder,  falls  dieselbe  im  Freien  aufgestellt  ist,  in  deroi  un- 
mittelbare Umgebung  gebracht  ist. 

Beftreinng  von  der  Malzstener. 

Artikel  6. 

Von  der  Malzsteuer  befreit  ist  daqenige  Malz,  welches  unter  Beobachtung 
r  von  der  Steuerverwaltung  gegebenen  Vorschriften  zu  einem  anderen  Zwecke 
I  zur  Bierbereitung  geschroten  und  verwendet  wird. 

Werden  diese  Vorschriften  nicht  beobachtet,  so  unterliegt  das  betreffende 
dz  der  Malzsteuer,  welche  in  diesen  Fällen  stets  nach  dem  höchsten  Prozent- 
iZ  zu  erheben  ist. 

Betrag  der  Malzstener. 

Artikel  7. 
Der  Steuersatz  wird  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt. 


Zu  Art.  5  des  Oesetzei. 

ElBtritt  der  SteverpOleht. 

§4. 

unter  .MOhle"  im  Sinne  der  Art.  ö  Abs.  l,  14  Abs.  2  and  20  Abs.  1  des  Gesetzes  ist 
e  Yorrichtong  zu  verstehen ,  mittels  welcher  es  mögUch  ist ,  das  Malz  so  zu  zerkleinern, 
rs  es  znr  Bierbereitong  tauglich  wird. 

Za  Art.  6  des  Gesetzes. 
BeflrelvBf  tob  der  Malsstever. 
§5. 
Wer  Malz  zu  einem  steuerfreien  Zwecke  verwenden  will,  hat  liiervon  Anzeige  zu 
oben  und  unter  Darlegung  seiner  Betriebsweise  um  Feststellung  entsprechender  Kontrolle- 
rsohriften  für  seinen  Betrieb  nachzusuchen  (vgl.  §  22  letzter  Abs.). 

Die  Jederzeitige  Abänderung  der  erteilten  Vorschriften  bleibt  vorbehalten. 
Nur  bei  genauer  Einhaltung  der  gegebenen  Eontrollevorsohriften  kann  die  Befreiung 
I  betrefTenden  Malzes  von  der  Malzsteuer  ausgesprochen  werden. 

Die  auf  Grund  von  Art.  6  Abs.  2  nach  dem  höchsten  Prozentsatz  zn  bezahlende  Malz- 
ner  ist  im  Falle  der  Vermischung  des  Malzes  mit  anderen  Stoffen  vor  der  Sohrotune  von 
n  Gewicht  der  ganzen  Mischung  zu  entrichten. 

Für  die  Kontrollierung  der  steuerfreien  Verwendung  von  Malz  hat  der  Kontrolle- 
Lchtige  entsprechenden  Kostenersatz  zu  leisten  (§  40). 
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Die  Steuer  beträgt  von  der  in  einer  Bierbrauerei  in  einem  RechnungsjaJ 
verwendeten  Malzmenge 

für  die  ersten  500  Doppelzentner 80  ^i 

für  die  folgenden  1500  Doppelzentner 100^ 

f&r  die  folgenden  2000  Doppelzentner 110®/ 

fQr  die  folgenden  5000  Doppelzentner 120  ^ 

und  f&r  den  Rest 125  ®y 

des  Steuersatzes. 

Wenn  im  Rechnungsjahr  insp^esamt  eine  Malzmenge  von  nur  500  Doppc 
Zentner  oder  weniger  verwendet  wird,  so  beträgt  die  Steuer  70%. 

Mehrere  in  einer  Hand  befindliche,  innerhalb  einer  Entfernung  von  5  ki 
voneinander  belegene  Bierbrauereien  werden  als  eine  Bierbrauerei  angesehei 
Bei  Personen,  welche  Bier  nur  zum  eigenen  Bedarf  im  Haushalt  bereite 
(Privatbrauer),  beträgt  die  Steuer  für  die  ersten  5  Doppelzentner  Malz  25^ 
des  Steuersatzes.  Denselben  ist  untersagt,  das  zum  eigenen  Bedarf  bereitet 
Bier  an  nicht  zum  Haushalt  gehörige  Personen  gegen  Entgelt  abzugeben,  ^e 
Verkäufer  haben  auf  die  Berechnung  der  Malzsteuer  mit  25  %  des  Steuersatz^ 
keinen  Anspruch. 

Za  Art.  7  des  Gesetzes. 
Betrag  der  Halsiteaer. 

8  6. 

Die  Malzstener  wird  von  der  in  einem  Bechnongsjahr  verwendeten  Malzmenge  berechne 

Mit  10%  des  normalen  Steuersatzes  ist  im  Laufe  des  Jahres  die  Steuer  vorläufig  ui 
vorbehaltlich  der  Berichtigung  am  Ende  des  Beohnungqjahres  für  alle  Bierbrauereien  zu  b 
rechnen,  welche  im  Voijahre  nicht  mehr  als  500  Doppelzentner  Malz  verwendet  haben.  B 
Bierbrauereien,  welche  im  Vorjahre  nicht  im  Betriebe  waren,  oder  in  welchen  im  Voijah 
mehr  als  600  Doppelzentner  Malz  verwendet  wurden ,  für  die  aber  Jetzt  der  Anspruch  auf  B 
rechnung  der  Steuer  mit  TO^/o  des  normalen  Satzes  erhoben  wird,  hat  das  Bezirkssteuerai 
darttber  zu  entscheiden,  welcher  Steuersatz  vorläufig  anzuwenden  ist. 

Am  Schluss  des  Rechnungfjahres  wird  bei  jedem  Steuerpflichtigen  festgestellt,  ob  d 
berechnete  Steuer  der  steuerpflichtigen  Gesamtmalzmenge  entspricht. 

Bei  der  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Gesamtmalzmenge  einer  Bierbrauerei  i 
dasjenige  Malz,  welches  in  geschrotenem  Zustand  an  Dritte  abgegeben  wurde,  nicht  in  Abzi 
zu  bringen.  Das  aus  Staaten  des  deutschen  Zollgebiets  oder  aus  dem  Zollansland  in  g 
schrotenem  Zustande  eingeführte ,  zur  Bierbereitung  verwendete  Malz  bleibt  bei  der  Steue 
berechnung  nach  Art.  7  Abs.  8  ausser  Betracht,  es  wird  dagegen  bei  der  Feststellung  der  : 
Art.  7  Abs.  8  genannten  Malzmenge  mitgerechnet. 

Von  der  für  eine  Bierbrauerei  in  einem  Bechnnng^ahr  geschrotenen  und  zur  Mal 
Steuer  ang^chriebenen  Gesamtmalzmenge  kommen  in  Abzug  diejenigen  Malzmengen,  v( 
welchen  auf  Grund  des  Art.  li  des  Gesetzes  die  Malzsteuer  nachgelassen  oder  zurttckvergät 
wird.    Der  Best  bildet  die  steuerpflichtige  Gesamtmalzmenge  der  betrefTenden  Bierbrauerei. 

Wenn  in  einem  Rechnungsjahr  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Branereinntemehme 
eintritt,  so  ist  fttr  die  Steuersätze,  welche  in  dem  betreflienden  Rechnungsjahr  anznwend< 
sind,  die  gesamte  in  der  betreflienden  Brauerei  verwendete,  nach  Art.  7  des  Gesetzes  und  nai 
dem  Vorstehenden  zu  berechnende  Malzmenge  entscheidend. 

Werden  im  Laufe  eines  Rechnungsjahres  zwei  oder  mehrere  Brauereien  in  einer  Hai 
vereinigt  und  sind  dieselben  nach  Art  7  Abs.  4  als  eine  Brauerei  anzusehen,  so  ist  fSr  d 
Zeit  vor  der  Vereinigung  die  in  der  einzelnen  Brauerei  verwendete  Malzmenge  der  getrennt« 
Steuerberechnung  zu  Grunde  zu  legen,  für  die  Zeit  nach  der  Vereinigung  ist  dagegen  die  : 
den  vereinigten  Brauereien  zusammen  im  ganzen  Rechnungsjahr  verwendete  Malzmenge  r 
sammen  zu  rechnen  und  hiemach  die  Steuer  anzusetzen. 

Die  in  Art.  7  Abs.  4  genannte  Entfernung  von  5  km  ist  nach  der  Luftlinie  zu  messei 

Wer  in  der  Absicht ,  Bier  nur  zum  eigenen  Bedarf  im  Haushalt  zu  bereiten ,  auf  d« 
ermässigten  Malzsteuersatz  Anspruch  erhebt,  hat  dies  bei  der  Einholung  des  ersten  Mal 
Scheins  in  einem  Rechnungsjahr  dem  Ortssteuerbeamten  anzuzeigen. 
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Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Gewichts. 

Artikel  8. 

Die  Steuer  wird  vom  Gewicht  des  zur  Mühle  gebrachten  nngeschrotenen 
es  nach  Abzug  des  Gewichts  der  Umschliessung  erhoben. 

Soweit  nicht  die  Yerwiegung  des  Malzes  ohne  Umachliessung  stattfindet, 

für  die  UmschliessuDg  ohne  Rücksicht  auf  deren  Art  und  Gewicht  bei 
,  welches  auf  OfFeutlichen  Malzmühlen  geschroten  wird»  27o»  bei  Malz, 
hes  auf  Privatmalzmühlen  geschroten  wird,  lV>7o  ^^  Rohgewichts  in  Ab- 
gebracht. 

Massgebend  für  die  Steuerberechnung  ist  bei  Malz,  welches  auf  einer 
tlichen  Malzmühle  geschroten  wird,  das  in  der  Mühle  ermittelte  Gewicht, 
it  es  mit  dem  im  Malzschein  eingetragenen  Gewicht  übereinstimmt  oder 
Blbe  übersteigt.  Ergibt  sich  ein  Mindergewicht,  so  ist  dieses  der  Steuer- 
chnung  zu  Grunde  zu  legen,  wepn  es  durch  die  Beurkundung  eines  Steuer« 
iten  bestätigt  ist,  andernfalls  wird  die  Steuer  nach  dem  im  Malzschein  an- 
benen  Gewicht  berechnet. 

Bei  Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätige  WäffOYorrichtung  ist  für  die 
BrberechnuDg  das  von  dem  Ortssteuerbeamten  festgestellte  Gewicht,  und 
Mvatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  die  Angabe  des  Zähl- 
a  massgebend. 


Za  Art.  8  des  Gesetzes. 
ErHlttelany  des  itenerplltehttffeB  Gewichts. 

8  7. 

Für  die  Ennittelimg  des  steuerpflichtigen  Gewichts  des  Malzes  ist  es  ohne  Bedeatong, 
\a  Malz  trocken  oder  eingesprengt  zur  Mühle  gebracht  wird. 

Nettoverwiegnng  des  Malzes  findet  nur  statt  bei  den  Privatmalzmühlen  mit  selbst- 
^er  Wägevorrichtung  und  bei  solchen  Privatmalzmühlen ,  bei  welchen  die  Kane  mit  der 
i  untrennbar  verbunden  und  die  Nettoverwiegnng  von  dem  Stenerkolleginm ,  Abteflung 
ölle  nnd  indirekte  Steuern,  besonders  zugelassen  ist.  In  allen  anderen  Fällen  sind  die 
zlichen  Tarasätze  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Das  bei  dem  Wägen  des  Malzes  in  der  Mühle  erfundene  Mehrgewicht  des  Malzes 
lüber  dem  im  Malzschein  angegebenen  Gewicht  unterliegt  der  Besteuerung,  auch  tvenn 
!o  des  im  Malzsohein  angegebenen  Gewichts  nicht  übersteigt. 

Wird  ungeschrotenes  oder  gesohrotenes  Malz  nach  Feststellung  des  Gewichts  durch 
füller  in  Anwesenheit  eines  Steuerbeamten  nochmals  gewogen  nnd  ergibt  sich  dabei  ein 
gewicht,  so  wird  die  Steuer  nach  dem  höheren  Gewicht  berechnet.  Hierbei  wird  ein 
slzentner  gesohrotenes  Malz  einem  Doppelzentner  nngeschrotenen  Malzes  gleich  geachtet. 

Bei  Malz,  welches  nach  Art.  2  Abs.  8  und  Art.  20  Abs.  1  des  Gesetzes  auf  einer  nicht 
ürttemberg  gelegenen  Mühle  geschroten  wird,  ist  für  die  Steuerberechnung  das  im  Malz- 
1  angegebene  Gewicht  massgebend.  Hat  bei  der  Nachwägung  des  Malzes  durch  den 
oder  Grenzsteuerbeamten  sich  ein  grösseres  als  das  im  Malzschein  angegebene  Gewicht 
en,  so  ist  das  durch  den  Orts-  oder  Grenzsteuerbeamten  festgestellte  Gewicht  der  Steuer- 
hnung  zu  Grunde  zu  legen.    (Vgl.  auch  §  >&.) 

Bei  der  Abwägung  des  Malzes  sind  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Wägungen  nach 
wirklich  ermittelten  Gewicht  des  Malzes  auf  der  Rückseite  des  Malzscheios  in  der  Weise 
imerken,  dass  BmchteUe  eines  KUogramms,  soweit  sie  unter  1/2  kg  betragen,  unberück« 
gt  bleiben ,  soweit  sie  1/3  kg  erreichen  oder  übersteigen ,  als  i/a  kg  anzuschreiben  sind. 
Yerwiegung  der  gesamten  Malzmenge  sind  die  Anschriebe  über  die  Einzelverwiegungen 
amenznrechnen ,  und  es  ist  alsdann  das  in  das 'Mühleregister  und  in  den  Malzschein 
tragende  Gesamtbruttogewicht  (d.  h.  das  Gewicht  ohne  Abzug  der  Umhüllung)  des  zum 
tten  bestimmten  Malzes  in  der  Weise  abzurunden ,  dass  ein  etwa  sich  ergebendes  Uj  kg 
in  Rechnung  kommt. 

Die  Steuerbehörde  kann  die  auf  einmal  auf  die  Wage  zur  Verwiegung  zu  stellende 
nenge  für  den  einzelnen  Betrieb  festsetzen. 
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Bei  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Gesamtgewichts  der  mit  eine 
Malzschein  zur  Mühle  gebrachten  Malzmenge  bleiben  Bruchteile  eines  Ki 
g^amm  ausser  Berechnung. 

Die  Vorschriften  über  die  Feststellung  des  Gewichts  des  auf  ausländiscb 
Mühlen  geschrotenen  Malzes  erlässt  die  Steuenrerwaltung. 

Feststellnng,  Erhebung  und  Stundung  der  Steuer. 

Artikel  9. 

Die  Steuer  ist  nach  den  näheren  Vors 
dem  Bezirkssteueramt  regelmässig  je  auf  d 
Juni,  September  und  Dezember  nlr  das  mit 
gehende  Vierteljahr  zu  berechnen.  Die  hien 
am  ersten  Tage  des  folgenden  Monats  zur  Zi 

Den  gewerbsmässigen  Bierbrauern  ist 
Beginn  des  nächsten  Vierte^ahrs  zu  gewähre; 
der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  März  ange 
massigen  Bierbrauern,  welche  in  den  Monatei 
Bier  bereiten,  auf  weitere  8  Monate  zu  stum 

Falls  Gründe  vorliegen,  welche  den 
scheinen  lassen ,  und  der  Steuerpflichtige  ni 
Steuer  leistet  oder  deren  Betrag  hinterlegt 
die  Steuer  je  nach  Massgabe  der  einzelnen  S 
sofortige  Bezahlung  verlangt,  auch  die  Ausste 
Schrotungen  verweigert  werden. 

2.  Uebergangssteuer. 

Artikel  10. 
Die  Uebergangssteuer  wird  von  dem  über  die  Landesgrenze  eingeführl 
Bier  und  geschrotenen  Malz  erhoben,  soweit  nicht  die  Vorschriften  des  Art 

Zu  Art.  9  des  Gesetzes. 

FeititelluBVy  Erhebung  md  StuuduBg  der  Halsiteuer. 

§8. 

Der  Betrag  der  geschuldeten  Steuer  ist  von  dem  Bezirkssteuenunt,  abgesehen  von  i 
in  Art.  9  Abs.  8  vorgesehenen  Fällen,  Jeweils  für  die  Vierteljahre  1.  Apiü  bis  80.  Juni,  1. , 
bis  80.  September,  l.  Oktober  bis  81.  Dezember  und  1.  Januar  bis  81.  März  festzustellen  i 
dem  Steuerpflichtigen  unter  Anberaumung  einer  Zahlungsfrist  zu  eröflhen.  Diese  Erölfni 
hat  an  gewerbsmässige  Bierbrauer  durch  Uebersendung  eines  verschlossenen  Steuenet 
zu  geschehen. 

Die  Steuer  ist  innerhalb  der  Zahlungsfrist  an  das  Bezirkssteueramt  bezw.  an  die  ' 
diesem  bezeichnete  2Sahlungsstelle  kostenfi:^  zu  entrichten. 

Zur  Gewährung  der  in  Art.  9  Abs.  8  vorgesehenen  Stundung  ist  das  Bezirksstei 
amt  zuständig.  Die  Stundung  wird  versagt,  wenn  der  Steuerpflichtige  nicht  in  geordne 
ökonomischen  Veriiältnissen  steht  oder  wenn  er  mit  einer  verfieülenen  Schuldigkeit  irgi 
einer  Art  gegen  die  Staatsflnanzverwaltnng  im  Rückstand  ist,  es  wäre  denn,  dass  für  den 
stundenden  Stenerbetrag  genügende  Sicherheit  greleistet  wird. 

Die  gewährte  Stundung  kann  von  dem  Bezirkssteneramt  Jederzeit  zurückgenonu 
werden,  sobald  der  Eingang  der  Steuer  gefährdet  erscheint. 

Wer  es  einmal  versäumt,  die  fälligen  Steuerbeträge  rechtzeitig  zu  entrichten,  ki 
durch  das  Bezirkssteueramt  von  fernerer  Stundung  ausgeschlossen  werden,  es  sei  denn,  d 
er  für  den  zu  stundenden  Stenerbetrag  genügende  Sicherheit  leistet. 

Wenn  der  Eingang  der  Steuer  bei  einem  Steuerpflichtigen  gefährdet  erscheint,  ki 
das  Bezirkssteueramt  anordnen ,  dass  für  denselben  ein  Malzschein  nur  gegen  Hinterlegi 
des  auf  die  betreffende  Malzmenge  entfallenden  Steuerbetrags  ausgestellt  wird. 
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t.  2  und  hinsichtlich  der  Einfahr  über  die  Zollgrenze,  sowie  hinsichtlich  der 
chfuhr  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  Platz  greifen. 

Zu  Art.  10  des  Gesetzes. 

KoBtrollternBV  dei  UeberyftBViferkehrs. 

AllyeBetBei. 

§9. 
Die  Ein-,  Ans-  nnd  Durchführ  von  nicht  unter  Zollkontrolle  stehendem  Bier  und  ge- 
otenem  Malz  aus  Staaten  des  deutschen  Zollgebiets  oder  nach  solchen  Staaten  unterliegt 
üebergtngskontrolle  mit  Ausnahme  der  in  Art.  90  des  Gesetzes  genannten  Fälle. 

Mit  der  Kontrollierung  und  Erhebung  der  üebergangssteuer  sind  in  Württemberg  in 
)r  Linie  die  Hauptzollämter,  Zollämter  und  das  Nebenzollamt  I.  Klasse  Langenargen,  in 
lien  Orten,  an  welchen  sich  keine  Zollstelle  aber  ein  Kameralamt  befindet,  die  Kameral- 
ir,  in  allen  übrigen  Orten  die  Orts-  und  Grenzsteuer&mter  beauftragt 

Zur  Erledigung  von  Uebergangsscheinen  sind  die  sämtlichen  genannten  Stellen  er- 
htigt. 

Zur  Ausstellung  von  Uebergangsscheinen  sind  von  den  genannten  Stellen  nur  die 
ptzoUämter,  Zollämter,  das  Nebenzollamt  I.  Klasse  Langenargen,  die  Kameralämter  und 
in  der  Anlage  verzeichneten  Ortssteuerämter  befügt. 

Bei  der  Ausfertigung  und  Erledigung  der  Uebergangsscbehie  sind  in  Gemässheit  des 
äesratsbesohlnsses  vom  17.  Mai  1871  (Prot.  S  *iß)  die  Bestimmungen  des  Begleitschein- 
Jativs  (Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich  Jahrg.  1888  8. 501) ,  soweit  sie  zutreffen ,  zur 
^endung  zu  bringen. 

Fortsetzung. 
Einfuhr  von  Bier  ud  geschrotenem  Mals. 
§  10. 
Die  Einfahr  von  Bier  und  geschrotenem  Malz  aus  Staaten  des  deutschen  Zollgebiets 
L  Württemberg  darf  nur  mit  der  Eisenbahn  oder  auf  den  dem  allgemeinen  Fuhrwerks- 
:ehr  dienenden  Haupt-  und  Vizinalstrassen ,  sowie  auf  den  einen  regelmässigen  Güter- 
ehr  vermittelnden  Wasserstrassen  und  nur  mit  steueramtlichem  üebergangsschein  erfolgen. 
Die  Einführ  von  Bier  aus  Bayern,  welche  nicht  mittels  der  Eisenbahn  erfolgt,  kann 
i  mit  steueramtlicher  Ausführanmeldung  stattfinden. 

Wer  Bier  oder  geschrotenes  Malz  nach  Württemberg  einführt,  hat  die  gesetzliche 
srgangssteuer  zu  entrichten. 

Befireit  von  der  üebergangssteuer  bleibt: 
1.  das  unter  Einhaltung  der  bestehenden  Kontrollevorschriften  durch  Württemberg 

durchgeführte  Bier  und  geschrotene  Malz; 
8.  das  unter  Zollkontrolle  nach  Württemberg  eingehende  nnd  das  in  anderen  Staaten 
des  deutschen  Zollgebiets  verzollte  Bier,  letzteres  Jedoch  nur  dann,  wenn  es  unter 
zollamtlichem  Verschluss  eingeht,  und  wenn  eine  amtliche  Bescheinigung  darüber 
beigebracht  wird,  dass  das  Bier  der  Verzollung  unterlegen  hat  und  bis  zur  An- 
legung des  Verschlusses  in  dem  Gewahrsam  der  Zollverwaltung  geblieben  ist. 
Die  üebergangssteuer  für  geschrotenes  Malz  ist  neben  dem  Zoll  zu  entrichten. 
Die  Entrichtung  der  üebergangssteuer  für  das  in  den  freien  Verkehr  übergehende  Bier 
geschrotene  Malz  hat  bei  dem  Uebergangsschein-Erledigungsamte  zu  erfolgen. 

Für  übeigangssteuerpflichtiges  Bier  können  von  dem  Steüerkollegium ,  Abteilung  t&x 
B  und  indirekte  Steuern,  Lager  unter  amtlichem  Mitverschluss  mit  der  Massgabe  bewilligt 
len ,  dass  die  üebergangssteuer  von  den\jenigen  Bier  nicht  erhoben  wird ,  welches  unter 
vorgeschriebenen  Kontrolle  von  dem  Lager  wieder  ausgeführt  wird.  Für  die  Kontrolle 
Ler  Lagerinhaber  kostenersatzpflichtig. 

Fortsetzung. 
Durehfahr  tob  Bier  und  gesehroteaem  Mals. 

I  11. 

Wenn  Bier  oder  geschrotenes  Malz  durch  Württemberg  durchgeführt  wird,  so  muss 
Sendung  von  einem  üebergangsschein  bezw.  einer  Ausfnhranmeldung  (|  10  Abs.  8)  be- 
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Der  Uebergangssteuersatz  für  Bier  wird  durch  das  Fioanzgeseiz  besfcimn 
derjenige  für  geschrotenes  Malz  ist  gleich  dem  gesetzlich  beslimintexi  H5ch 
betrag  der  Malzsteuer. 

Die  Erhebung  und  Eontrollierung  der  üebergangssteuer  richtet  sich  na 
den  Bestimmungen  für  den  Uebergangsrerkehr. 

gleitet  sein ,  mit  Ausnahme  deijenigen  Dnrchftihrsendangen ,  welche  mit  der  Eisenbahn  Oi 
Post  befördert  werden  nnd  die  Eisenbahn  oder  Post  innerhalb  Landes  nicht  verlassen. 

FoitsetEong. 
Anifkhr  Ton  Bier  ud  geiehroteneB  Hals« 

§12. 

Die  AnsfUir  von  Bier  nach  Staaten  des  dentschi 
ausländ  dorch  einen  solchen  Staat  hat  mit  Uebergangss 
Berührong  anderen  deutschen  Zollgebiets  unmittelbar 
bedarf  keiner  steuerlichen  Bezettelung ,  sofern  nicht  S1 

Behufi  Ausfertigung  eines  üebergangsscheins  i 
einer  zur  Ausfertigung  von  Uebergangsscheinen  erm& 
melden  und  auf  Verlangen  dieser  Behörde  zur  Revis 

Die  Ausführ  von  geschrotenem  Malz  ttber  die  v 
mit  Genehmigung  des  SteuerkoUeginms,  Abteilung  für  2 
welches  im  einzelnen  Falle  die  zu  beachtenden  Kontrol 

Wird  bei  der  Ausfuhr  von  Bier  oder  geschroten 
Steuer  beansprucht,  so  wird  diese  erst  gewährt,  wenn 
bescheinigte  Erledigung  des  Uebergangs^oheines  nachgewiesen  ist. 

'     Fortsetzung. 
Innerer  Versand  von  Bier  nnd  geschroteneB  Hals  alt  Berihrug  des  ihrigen 
dentsehen  Zollgebiets. 
S  13. 

Soll  Bier  oder  geschrotenes  Ifalz  von  einem  württemberj 
württembergischen  Ort  unter  Berührung  anderer  Staaten  des  < 
werden,  so  muss  über  solche  Sendungen  ein  Uebergangsschein 

Findet  der  Transport  durch  das  nichtwürttembergische 
Eisenbahn  oder  Post  statt,  so  findet  keine  steuerliche  Kontroll 

Fortsetzung. 
Verpfliehtangen  des  üebergangsseheinnehmers  nnd  des  Warenfllurers. 

S  14. 

Deijenige,  auf  dessen  Antrag  ein  uebergangsschein  ausgefertigt  wird  —  der  üeb 
gangsscheinnehmer  — ,  übernimmt  mit  der  Unterzeichnung  und  dem  Empfang  desselben 
Verpflichtung ,  die  Waren ,  auf  welche  derselbe  lautet ,  in  der  darin  angegebenen  Menge  n 
Gattung  mit  dem  Uebergangsschein  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  bei  den  in  dem  üeb 
gangsschein  genannten  Zoll-  oder  Steuerstellen  unverändert  zur  Revision  und  weiteren  1 
fertigung  zu  stellen  oder  stellen  zu  lassen ,  sowie  für  die  inneren  Steuern  von  diesen  Wai 
zu  haften. 

Dieser  Verpflichtung  erlischt  nur  dann ,  wenn  durch  das  Amt ,  auf  welches  der  Ueb 
gangsschein  ausgestellt  ist,  bescheinigt  wird,  dass  den  ebenbemerkten  Obliegenheiten  v< 
ständig  genügt  sei. 

Der  Warenführer  hat  die  Sendung  nebst  den  zugehörigen  Begleitpapieren  unveränd 
den  in  den  letzteren  bezeichneten  Zoll-  oder  Steuerstellen  zur  Revision  und  Schlussabfertigu 
vorzuführen  und  den  etwa  angelegten  amtlichen  Verschluss  unverletzt  zu  erhalten. 

Während  des  Transports  hat  derselbe  auf  Verlangen  die  Waren  und  die  Begleitpapi 
den  Steuerbeamten  vorzuweisen ,  und  wenn  sich  hierbei  ein  Anstand  ergibt ,  die  Sendung  < 
nächstgelegenen  Zoll-  oder  Steuerstelle  zur  Aufhahme  des  Thatbestandes  vorzuführen. 

Wenn  an  einem  Transport  nacheinander  verschiedene  Warenführer  beteiligt  sind, 
geht  die  angegebene  Verpflichtung  zur  Vorführung  der  Ware  und  Vorlegung  der  Begleitpapi« 
auf  den  letzten  Warenföhrer  über. 
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3.  Für  Malzsteuer  und  Uebergangssteuer 

gemeinschaftliche  Bestimmungen. 

NachlasB  und  RückvergUtimg. 

Artikel  11. 
Die  Steuer  wird  dem  Stenerpflichtigeii  auf  Ansachen  nachgelassen  oder 
rückvergütet  : 

1.  wenn  das  Schroten  des  nach  Art.  5  zu  versteuernden  Malzes  nach- 
gewiesenermassen  nicht  vollzogen  wird; 

2.  wenn  geschrotenes  MsAz,  welches  der  Malzsteuer  oder  Uebergangs- 
steuer unterlegen  hat,  zu  Grunde  geht,  verdirbt  oder  so  verändert 
wird,  dass  es  zur  Bierbereitung  nicht  mehr  verwendet  werden  kann; 

8.  wenn  das  aus  versteuertem  Malz  im  Lande  hergestellte  Erzeugnis  zu 
Grunde  g^ht,  verdirbt  oder  so  verändert  wird,  dass  die  Verwertung 
desselben  zum  Genuss  als  Bier  oder  zur  weiteren  Verarbeitung  zu 
Bier  unmöglich  ist; 

4.  wenn  geschrotenes  Malz,  welches  der  Malzsteuer  unterlegen  hat,  oder 
Bier,  welches  aus  versteuertem  Malz  im  Lande  hergestellt  ist,  unter 
steuerlicher  Kontrolle  über  die  Landesgrenze  ausgeführt  wird. 

Zu  Art.  11  des  Gesetzes. 
NeekUet  «nd  Bickfergitanv  der  Malsttever  imd  der  VeberyeBVSstever. 

i  15. 

Nachläse  oder  Bückvergtitang  der  Malzsteuer  oder  der  üebergangesteaer  findet  nur  in 
I  in  Art.  11  Abs.  i  Ziff.  1—4  genannten  Fällen  statt. 

Von  Bier  nnd  gesohrotenem  Malz,  welche  unter  Entrichtong  der  Uebergangssteuer 
±  Württemberg  eingeführt  werden,  findet  im  Falle  der  Wiederausfuhr  ein  Naohlass  oder 
e  Bttckvergütung  der  Uebergangssteuer  nicht  statt. 

Auch  besteht  ein  Anspruch  auf  Nachläse  oder  Rückvergütung  der  Uebergangssteuer 
ht,  wenn  übergangssteuerpflichtiges  Bier  in  Württemberg  zu  Grunde  geht,  verdirbt  oder  so 
ündert  wird,  dass  es  zum  Genuss  als  Bier  nicht  mehr  verwendet  werden  kann. 

Wird  von  Bier,  welches  nach  Württemberg  eingeführt  wird,  nachgewiesen,  dass  es 
lon  vor  seiner  Versendung  so  verdorben  war,  dass  es  zum  Genuss  als  Bier  nicht  mehr  hätte 
wendet  werden  können,  so  kann  das  Steuerkollegium,  Abteilung  für  Zölle  und  indirekte 
nem,  die  übergangssteuerfreie  Ablassung  des  Bieres  gestatten. 

Nachlass  oder.  Rückvergütung  der  Steuer  wird  in  den  Fällen  des  Art.  11  Abs.  l 
f.  1—3  sowie  im  ersten  Fall  der  ZAtt.  4  (wenn  geschrotenes ,  der  Malzsteuer  unterlegenes 
Iz  ausgefährt  wird  —  vgl.  übrigens  |  u  Abs.  8)  in  der  Weise  gewährt,  dass  die  betreffende 
Izmenge  an  der  steuerpflichtigen  Gesamtmalzmenge  in  Abzug  gebracht  wird.  Der  Abschrieb 
:>lgt  an  der  Malzmenge  desjenigen  Jahres,  in  welchem  dem  Gesuch  um  Nachlass  oder  Rück* 
gütung  entsprochen  wird. 

Für  die  Fälle,  dass  Bier,  welches  aus  versteuertem  Malze  im  Lande  hergestellt  ist, 
ter  Anspruch  auf  Steuerrückvergütung  zur  Ausfuhr  kommt  (zweiter  Fall  von  Art.  11  Abs.  1 
r.  4) ,  wird  fär  jede  bierausführende  Bierbrauerei  durch  das  Steuerkollegium ,  Abteilung  fttr 
[le  und  indirekte  Steuern,  der  zu  1  hl  Bier  notwendige  Malzbedarf  festgestellt,  hiernach 
>er  Zugrundelegung  dieses  Malzbedarfs  die  für  das  ausgeführte  Bier  erforderliche  Malzmenge 
■echnet  und  an  der  steuerpflichtigen  Malzmenge  der  betreffenden  Brauerei  in  Abzug  ge- 
icht.  Der  Abschrieb  erfolgt  an  der  Malzmenge  desjenigen  Jahres,  in  welchem  der  Nachlass 
:w.  die  Rückvergütung  genehmigt  wird. 

Wenn  in  den  Fällen  des  Art.  11  Abs.  1  Ziff.  1—8  Anspruch  auf  Nachlass  oder  Rück- 
gütung  erhoben  wird ,  so  haben  die  Steuerbeamten  auf  Ansuchen  nnd  auf  Kosten  des  Be- 
Ispfiiohtigen  nach  näherer  Weisung  des  Steuerkollegiums,  Abteilung  für  Zölle  und  indirekte 
luem,  zur  Erbringung  des  erforderlichen  Nachweises  mitzuwirken. 

Handelt  es  sich  um  die  AusfUir  von  Bier  oder  geschrotenem  Malz ,  für  welche  auf 
ind  von  Art.  ii  Abs.  1  Ziff.  4  Nachlass  oder  Rückvergütung  der  Steuer  beansprucht  wird, 
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Ein  Nachlass  oder  eine  Rückvergütung  der  Steuer  wird  nur  dann  gt 
währt,  wenn  der  Betrag  der  Steuer  sich  im  einzelnen  Fall  auf  mindestens  1  "h 
berechnet  und  wenn  die  von  der  Steuerverwaltung  festgesetzten  Vorschrifte 
eingehalten  werden. 

Der  Steuerpflichtige  hat  das  Zutreffen  der  fQr  den  Nachlass  oder  di 
Rückvergütung  geforderten  Voraussetzungen  zu  erweisen. 

Veijährnng  der  Steuer. 

Artikel  12. 

Das  Recht  zur  Nachforderung  zurückgebliebener  und  zur  Zurückforderun 
zu  viel  bezahlter  Steuern  verjährt  in  8  Jahren. 

Die  Verjährung  der  Nachforderung  zurückgebliebener  Steuern  lauft  voi 
Schlüsse  des  Kalendeijahres  an,  in  welchem  die  Steuer  zu  entrichten  war,  un 
wird  durch  urkundliche  Aufforderung  zur  Zahlung  von  seiten  der  Steue] 
Verwaltung  unterbrochen,  bezüglich  der  hinterzogenen  Steuern  ausserdem  dnrc 
üntersuchungshandlungen ,  welche  in  dem  Strafverfahren  wegen  Steuergeföhi 
düng  ge^en  den  Steuerpflichtigen  gerichtet  werden. 

Die  Verjährung  der  Zurückforderun^  zu  viel  bezahlter  Steuern  lauft  voi 
Tag  der  geleisteten  Zahlung  an  und  wird  durch  das  Anbringen  der  Rücli 
forderung  bei  dem  Bezirkssteueramt  oder  einer  diesem  vorgesetzten  Behörd 
unterbrochen. 

II.  Eontrollebestunmiingen. 

1.  Allgemeine  Vorschriften. 

Stellvertreter  der  Eontrollepflichtigen. 

Artikel  18. 
Die  Inhaber  von  Betrieben,  welche  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetse 
der  Kontrolle  unterliegen,  haben  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz  und  die  ei 
gangenen  Eontrollevorschriften  auferlegten  Verrichtungen  entweder  selbst  z 
erfüllen  oder  einen  geeigneten  Stellvertreter  aufzustellen. 

80  Bind  die  hierüber  gegebenen  besonderen  Vorschriften  (vgl.  §  IS  Abs.  4)  einzuhalten.  Bin 
andere  Beweisfühning  für  die  erfolgte  Aasfohr  ist  nicht  zulässig.  Für  diesbezügliche  AI 
fertignngen  ist,  soweit  sie  innerhsJb  der  gewöhnlichen  Dienststunden  geschehen,  ein  Kostei 
ersatz  nicht  zu  leisten. 

Nachlass  und  Rückvergütung  werden  nur  dem  Steuerpflichtigen  gewährt;  es  mui 
deshalb  in  Jedem  Fall  nachgewiesen  werden,  dass  das  finagliche  Malz  oder  Bier  aus  dei^jenige 
Bierbrauerei  stammt,  für  welche  der  Nachlass  oder  die  Rückvergütung  beansprucht  wird. 

Zu  Art.  13  des  Gesetzes. 
Stellfertreter  der  KoatroUepHtehtifeB. 

§16. 

Jedem  Inhaber  eines  kontrollepflichtigen  Betriebs  steht  es  frei,  für  die  Brfüllnn 
der  ihm  obliegenden  Verrichtungen  einen  geeigneten  Stellvertreter  aufzustellen  (freiwillig 
Stellvertretung). 

Im  Falle  der  Inhaber  des  Betriebs  an  der  Erfüllung  der  Verrichtungen  veriiindert  isi 
ist  er  verpflichtet ,  einen  Stellvertreter  aufisustellen ;  auch  ist  alsdann  das  Bezirkssteueran 
befugt,  die  Aufstellung  eines  Stellvertreters  anzuordnen  (notwendige  Stellvertretung).  Diese 
Fall  liegt  namentlich  dann  vor,  wenn  die  betrefliande  Unternehmung  von  einer  mindeijihrige! 
oder  aus  anderen  Gründen  unter  Vormundschaft  stehenden  Person,  einer  Juristischen  PenoB 
einer  Handelsgesellschaft,  oder  einem  Verein  betrieben  wird,  sowie  in  denjenigen  Fällen,  wem 
der  Betriebsinhaber  häufig  abwesend  oder  aus  anderen  Gründen  an  der  Erfüllung  der  ihi 
obliegenden  Verrichtimgen  verhindert  ist. 
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Die  AufstelluDg  eines  Stellvertreters  muss  erfolgen,  wenn  der  Inhaber 
3  Betriebs  an  der  Erfüllung  der  Verrichtungen  verhindert  ist. 

Von  der  Aufstellung  eines  Stellvertreters  ist  dem  Bezirkssteueramt  An- 
ge  zu  machen,  welches  über  die  jederzeit  widerrufliche  Zulassung  desselben 
»cheidet. 

Wenn  und  solange  der  von  dem  Bezirkssteueramt  gemachten  Auflage 
r  Aufstellung  eines  geeigneten  Stellvertreters  nicht  entsprochen  wird,  kann 
»  AussteUung  eines  MalzscLeins  und  die  Yerabfolgung  eines  Mühleregisters 
weigert  werden. 

ZngelasBene  Malzmflhlen. 

Artikel  14. 
Malz  darf  nur  geschroten  werden: 

1.  auf  öffentlichen  Malzmühlen,  d.  h.  auf  solchen  feststehenden  öffent- 
lichen Mühlen,  auf  welchen  gewerbsmässig  für  Dritte  Malz  geschroten 
wird  und  welche  von  der  Steuerbehörde  als  öffentliche  Malzmühlen 
anerkannt  sind ; 

2.  auf  Privatmalzmühlen ,  d.  h.  auf  solchen  zum  Schroten  von  Malz  ge- 
eigneten Mahleinrichtungen,  deren  Besitz  und  Benützung  dem  Inhaber 
für  seine  Person  und  seinen  Gebrauch  zum  Schroten  von  Malz  be- 
sonders genehmigt  worden  ist. 

Es  ist  verboten,  Malz  in  eine  Mühle  einzubringen,  auf  welcher  Malz  nicht 
schroten  werden  darf. 

Wagen  und  Gewichte. 

Artikel  15. 
Die  gewerbsmässigen  Bierbrauer  und  die  Inhaber  von  Malzmühlen  sind 
[pflichtet,  zum  Abwägen  des  Malzes  geeignete  vorschriftsmässige  Wagen  und 
wichte  zu  halten. 

Von  der  Anfstellang  eines  Stellvertreters  ist  dem  Bezirkssteueramt  sohriftlich  oder  zu 
>tokoIl  Anzeige  zu  machen  and  damit  der  Nachweis  zu  verbinden ,  dass  der  anfgestellte 
llveitreter  zur  ordnungsm&ssigen  ErfüUnng  der  ihm  obliegenden  Verrichtangen  geeignet  ist. 

Wenn  ein  Kontrollepflichtiger  der  von  dem  Bezirkssteueramt  erteUten  Auflage  wegen 
fstellung  eines  Stellvertreters  nicht  entspricht  und  demselben  deshalb  auf  Grund  von  Art.  13 
B.  4  die  Abgabe  eines  Malzscheins  oder  die  Erteilung  eines  Mühleregisters  verweigert  oder 
I  erteflte  Mühleregister  zurückgezogen  wird,  so  ist  demselben  schriftlich  von  der  ge- 
üenen  Verfügung  Kenntnis  zu  geben. 

Zu  Art.  14  des  Gesetzes. 
Zagelassene  Malsmihlen. 

§17. 

Ob  eine  bestimmte  Mühle  als  eine  öffentliche  Mühle  in  dem  Sinne  anzusehen  ist,  dass 
im  Falle  ihrer  Benützung  zum  Malzschroten  den  Vorschriften  für  öffentliche  Malzmühlen 
unterstellen  oder  ob  sie  unter  die  Privatmalzmühlen  zu  rechnen  ist,  entscheidet  im  Zweifels- 
ie das  Steuerkollegium,  Abteflung  für  Zölle  und  indirekte  Steuern. 

Die  Stenerverwaltung  ist  berechtigt,  die  Ausfolge  eines  Mühleregisterformulars  an  den 
Aber  einer  Öffentlichen  Mühle  zu  verweigern ,  bezw.  das  ausgefolgte  Formular  zurückzu- 
hen,  wenn  derselbe  sich  weigert  oder  nicht  im  stände  ist,  die  dem  Inhaber  einer  öffentlichen 
Izmühle  obliegenden  Verrichtungen  vorschriftsmässig  vorzunehmen. 

Zu  Art.  15  des  Gesetzes. 
Wagen  und  tieidehte. 

§  18. 

Die  von  gewerbsmässigen  Bierbrauern  und  von  Inhabern  von  Malzmühlen  zu  haltenden 
kgen  und  Gewichte  müssen  nach  den  Vorschriften  der  deutschen  Eichordnung  geeicht  sein. 
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Auf bewahnmg  von  Malz  in  der  Mflhle  und  Bierbereitimg  durch  Mttller 

Artikel  16. 
Den  Inhabern  von  öffentlichen  Mühlen  ist  untersagt: 

1.  ungeschrotenes    oder   geschrotenes  Malz  ohne  den  vorgeschrieben 
Malzschein  in  der  Mühle  aufzubewahren; 

2.  innerhalb  einer  Entfernung  von  20  km  von  ihrer  Mühle  gewert 
massig  Bier  zu  bereiten  oder  für  ihre  Rechnung  bereiten  zu  lasse 
Ausnahmen   von   diesem  Verbot  können   von  der  Steuerbehörde 
lederzeit  widerruflicher  Weise   unter   den   erforderlichen  Eontrol 
bestimmungen  zugelassen  werden. 

Für  Müller,  welche  das  zur  Bierbereitung  für  ib 
forderliche  Malz  schroten  wollen,  setzt  die  Steuerverwall 
Kontrollebestimmungen  fest. 

Abmeldung  des  Malzes,  Einholung  des  Malzsche 
des  Braoregisters. 

Artikel  17. 

Wer  Malz  schroten  oder  schroten  lassen  will,  hat 
Fall  bei  dem  Ortssteuerbeamten  anzumelden  und  von 
schein  einzuholen. 

Die  Anmeldung  und  der  Malzschein  müssen  insbe 

1.  den  Tag,  an  welchem  das  Malz  in  die  Mühle  e 
(Gültigkeitstag), 

2.  den  Namen  und  Wohnort  des  Anmeldenden, 

3.  den  Namen  und  Wohnort  des  Müllers,  auf  dessen  Mühle  das  Ma 
eeschroten  werden  soll, 

4.  das  Gewicht  des  Malzes, 

Die  Tragkraft  der  Wagen  mass  auf  denselben  deutlich  angeschrieben  und  so  gn 
sein,  dass  es  möglich  ist,  auf  denselben  die  für  eine  einmalige  Schrotung  bestimmte  IC^ 
menge,  wenn  sie  das  Gewicht  von  l  Doppelzentner  nicht  erreicht,  auf  einmal,  sonst  al 
mindestens  1  Doppelsentner  zusammen  zu  verwiegen. 

Wird  bei  der  Revision  eines  Betriebs  gefunden ,  dass  die  benützten  Wagen  oder  ( 
Wichte  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  entsprechen ,  so  kann  die  fernere  Benützung  d 
Wagen  oder  Gewichte  von  dem  Bezirkssteueramt  untersagt  werden. 

Zu  Art.  16  des  Gesetzes. 

Anfbewahrang  von  Hals  in  der  Mihle  «ad  Bterbereltang  dareh  Hiller. 

119. 
Die  in  Art.  16  Abs.  1  Ziff.  8  genannte  EntfiBmung  von  20  km  ist  nach  der  Luftlii 


Zuständig  für  die  Gestattung  der  Ausnahme  von  dem  Verbot  des  gleichzeitigen  Betric 
einer  Bierbrauerei  mit  einer  öffentlichen  Mühle  ist  das  Stenerkollegium ,  Abteüung  für  Zu 
and  indirekte  Steuern,  welches  für  solche  Fälle  auch  die  etwa  erforderlichen  besondei 
Kontrollebestimmungen  festsetzt.  Die  Genehmigung  wird  nur  in  jederzeit  widerruflicher  We 

erteflt.    Für  die  besondere  Kontrolle  ist  der  Betriebsinhaber  kostenersatzpflichtig. 

• 

Zu  Art.  17  des  Gesetzes. 
Aameldang  des  Halses,  Einholung  des  Halsseheins  und  Führang  des  Braaregisters. 

I  SO. 

Die  Anmeldung  der  beabsichtigten  Schrotung  hat  zu  geschehen  ohne  Rücksicht  i 
den  Zweck,  zu  welchem  das  geschrotene  Malz  verwendet  werden  soll,  und  gleichgültig» 
dieselbe  auf  einer  öffentlichen  Malzmühle  oder  auf  ^iner  Privatmalzmühle  stattfinden  soll. 
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5.  den  Ort,   an  welchem   das  geschrotene  Malz  verwendet  werden  soll 
(Bestimmangsort),  sowie  die  Zeit  und  Art  der  Verwendung  des  Malzes, 

6.  im  Fall  des  Schrotens  auf  einer  öffentlichen  Malzmühle  die  Zahl  der 
Säcke,  endlich 

7.  der  Malzschein    ausserdem:   Ort  und  Zeit   der  Ausstellung  nebst  der 
Unterschrift  des  Ortssteuerbeamten. 

Bei  der  Schrotung  auf  einer  öffentlichen  Malzmühle  hat  die  Anmeldung 
d  Einholung  des  Malzscheins  vor  Beginn  des  Transports  zu  erfolgen ;  ebenso 
L  der  Schrotung  auf  solchen  Privatmalzmühlen,  welche  nicht  in  unmittelbarer 
rbindung  mit  denjenigen  Räumlichkeiten  stehen,  in  welchen  das  ungeschrotene 
ilz  aufbewahrt  wird. 

Personen,  welche  nicht  gewerbsmässige  Bierbrauer  sind,  können  die  An- 
ildung  mündlich  oder  schrifüich  anbringen.  Gewerbsmässige  Bierbrauer  da* 
^en  haben  nach  Vorschrift  der  Steuerverwaltung  über  ihre  Anmeldungen  ein 
tlaufendes  Verzeichnis  (Brauregister)  zu  führen  und  dasselbe  bei  jeder  An- 
ddung  mit  dem  Eintrag  über  die  bevorstehende  Schrotung  dem  Ortssteuer- 
Eunten  vorzulegen.  Nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  ist  dieses  Register  ab- 
schlössen und  unterschriftlich  beurkundet  dem  Ortssteuerbeamten  zu  über- 
ben.  In  der  übrigen  Zeit  ist  dasselbe  nach  Weisung  der  Steuerbehörde 
'gfältig  aufzubewahren. 

Für  jeden  einzelnen  Sud  ist  ein  besonderer  Malzschein  einzuholen.  Ein 
aer  Malzschein  wird  nur  dann  ausgestellt,  wenn  der  letzte  für  dieselbe  Person 
sgestellte  Malzschein  zurückgegeben  ist.  Ausnahmen  hievon  kann  die  Steuer- 
börde zulassen. 

Deijenige,  auf  dessen  Namen  der  Malzschein  lautet,  bezw.  sein  Stell- 
rtreter,  ist  verpflichtet,  die  Einträge  in  demselben  vor  Beginn  des  Transports 
prüfen  und  den  Ortssteuerbeamten  zur  Berichtigung  etwaiger  Anstände  zu 
ranlassen. 


Der  Anmeldungspflichtige  hat  znm  Zweck  der  ihm  obliegenden  Angabe  des  Gewichts 
>  Malzes  das  Malz  za  wägen. 

Der  Anmeldende,  dessen  Namen  und  Wohnort  nach  Art.  17  Abs.  8  Ziff.  2  die  Anmeldung 
enthalten  hat,  ist  deijenige,  für  dessen  Rechnung  das  Malz  gesohroten  werden  soll. 

Tritt  in  den  Punkten ,  welche  die  Anmeldung  zu  enthalten  hat ,  nach  vollzogener  An- 
Idung  eine  Aendemng  ein,  so  ist  sofort  und,  ehe  mit  dem  Transport  oder  der  weiteren 
trbeitung  des  Malzes  fortgefahren  wird,  unter  Vorlage  des  ausgestellten  Malzscheins  eine 
le  Anmeldung  in  der  für  die  erste  vorgeschriebenen  Form  zu  erstatten. 

Kontrollepflichtige,  welche  ein  Brauregister  führen  müssen,  haben  das  für  sie  be- 
nmte  Brauregisterformular  bei  dem  Ortssteuerbeamten  in  £mpfiuig  zu  nehmen. 

Das  Brauregister  ist  unter  Beachtung  des  Vordrucks  auf  demselben  nach  näherer 
dsung  des  Bezirkssteueramts  entweder  monatlich  oder  vierte^hrlich  zu  führen  und  an 
er  dem  Steuerbeamten  jederzeit  zugänglichen  Stelle  sorgfältig  aufzubewahren;  erforder- 
lenfalls  bestimmt  das  Bezirkssteueramt  den  Aufbewahrungsort. 

Am  Schlüsse  der  Registerperiode  hat  der  Bierbrauer  das  Brauregister  abzuschliessen, 
Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Einträge  in  demselben  zu  beurkunden  und  das  Register 
u  Ortssteuerbeamten  spätestens  am  zweiten  Werktag  des  auf  die  Registerperiode  folgenden 
nats  zu  übergeben.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann  das  Register  durch  den  Ortsstener- 
imten  abgeholt  werden ;  der  Eontrollepflichtige  ist  in  diesem  Falle  zum  Ersätze  der  durch 
Abholung  entstehenden  Kosten  (§  40)  verpflichtet. 

Vor  Rückgabe  des  vorschriftsmässig  abgeschlossenen  und  beurkundeten  Branregisters 
rd  dem  Kontrollepflichtigen  ein  neues  Registerform  alar  nicht  ausgefolgt. 

Der  Malzschein  ist  von  dem  Ortssteuerbeamten  auf  Grund  der  Anzeige  unter  Be- 
^nng  des  zutreffenden  Formulars  auszustellen. 

Der  Ortssteuerbeamte  hat  den  Malzschein  nur  je  unmittelbar  vor  der  Abführ  des 

Izes  zur  Mühle  auszufolgen,  auch  darf  er  abends  einen  solchen  dann  nicht  mehr  ausstellen, 

nn  nach  der  Entfernung  der  Abfuhrstätte  (der  Wohnung  oder  der  Betriebsräome  des  Anzeige- 

ichtigen)  von  der  Mühle  das  Malz  in  letzterer  nicht  mehr  zur  Tageszeit  ankommen  kann. 
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Giltigkeitsdaner  des  Malzscheins. 

Artikel  18. 
Das  Einbringen   des  Malzes  in   die  Mühle  ist  nur  an  dem  Ealenderl 
gestattet,  auf  welchen  der  Malzschein  lautet. 

Schrotnng  von  Malz  zu  stenerfreien  Zwecken. 

Artikel  19. 
Für  Schrotungen  von  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken  gelten  dieselben  V 
Schriften,  wie  für  das  zur  Bierbereitung  bestimmte  Malz. 

Ans-  und  Einfohr  von  Malz  zum  Schroten. 

Artikel  20. 
Wer  Malz  auf  einer  nicht  in  Württemberg  gelegenen  Mühle  schroi 
lässt,  hat  bezüglich  der  Anmeldung,  der  Lösung  und  Rüdkgabe  des  Malzsche 
und  bezüglich  des  Malztransports  zu  und  von  der  Mühle  die  gleichen  V 
Schriften  zu  beobachten,  wie  wenn  das  Malz  auf  einer  württembergischen  öffe 
liehen  Malzmühle  geschroten  werden  soll,  ausserdem   hat  er  das  Malz   ne 


Ausnahmen  von  den  in  Art.  17  Abs.  5  gegebenen  Yoischriften  kann  für  solche  Betii« 
welche  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken  verwenden  und  kein  Bier  bereiten,  das  SteuerkoUegii 
Abteilung  für  Zölle  und  indirekte  Steuern,  in  Jederzeit  widerruflicher  Weise  genehmigen,  £ 
ein  dringendes  Bedürfiiis  hierfür  vorliegt  und  die  Interessen  einer  wirksamen  Bteuerkontr 
nicht  gefährdet  erscheinen.  Macht  die  Gestattung  einer  solchen  Ausnahme  besondere  Kontaro 
massregehi  notwendig,  so  ist  der  Kontrollepflichtige  kostenersatzpflichtig. 

Wegen  des  YerCahrens  im  Falle  des  Verlostes  eines  Malzscheins  vgl.  §  25. 

Zu  Art.  18  des  Gesetzes. 
Gaitigkeltsdaner  des  Malsseheins. 
§21. 
Der  Malzschein  ist  auf  demjenigen  Tag  als  Gültigkeitstag  auszustellen,  an  welchen] 
eingeholt  wird.   Zur  Scbrotung  auf  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtong  ki 
der  Malzschein  schon  an  dem  dem  Gtiltigkeitstage  vorhergehenden  Werktage  eingeholt  werd 

Zu  Art.  19  des  Gesetzes. 
HehrotoBg  tob  Mals  so  stenerfreien  Zwecken. 

S  22. 

Ist  in  einem  Betrieb,  welcher  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken  verarbeitet,  neben  et 
Privatmalzmühle  ein  Mahlgang  für  ungemälztes  Getreide  aufgestellt,  so  ist  an  dem  letzte 
eine  von  der  Steuerverwaltung  genehmigte  Kontrollevorrichtung  anzubringen,  welche  < 
heimliche  Schroten  von  Malz  unmöglich  macht. 

Wenn  zu   steuerfreien  Zwecken  bestimmtes  Malz  mit  ungemälztem  Getreide   o 
anderen  Stoflien  vermischt  zur  Mühle  gebracht  wird ,  so  sind  bei  Einholung  des  Malzsche 
die  gemischten  Stoffe  im  einzelnen  nach  Gewicht  und  Art  zu  bezeichnen,  wird  die  Mischi 
erst  in  der  Mühle  vorgenommen,  so  hat  der  Kontrollepflichtige  ausserdem  die  Zahl  der 
das  Malz  und  der  für  die  anderen  Stoffe  verwendeten  Säcke  anzugeben. 

Wer  geschrotenes  Malz  zu  Viehfutter  verwenden  will ,  hat  solches  in  Gegenwart  i 
Ortssteaerbeamten  mit  anderen  zu  Viehfutter  bestimmten  von  der  Steuerbehörde  zu  bezei 
nenden  Stoffen  so  zu  vermengen,  dass  es  zur  Bierbereitung  untauglich  wird. 

Zum  Zweck  der  Verwendung  von  Malz  zur  Essigbereituog  ist  die  aus  dem  Malz  h 
gestellte  Würze  mit  Essig  zu  denaturieren. 

Die  näheren  Vorschriften  über  die  Kontrollierung  der  Verwendung  von  Malz  zu  steu 
freien  Zwecken  erlässt  das  StenerkoUegium,  Abteilung  für  Zölle  und  indirekte  Steuern. 
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Izachein  bei  der  Ausfuhr  und  dem  Wiedereintritt  dem  Grenzsteuerbeamten 
Eontrolle  zu  stellen. 

Wer  ungeschrotenes  Malz  nach  Württemberg  einführt,  um  solches  auf 
er  öffentlichen  Malzmühle  schroten  zu  lassen,  hat  dies  dem  Grenzsteuer- 
imten  des  Eintrittsorts  anzuzeigen,  bei  diesem  einen  Malzschein  zu  lösen, 
rie  die  übrigen  für  die  Eontrollierung  der  Malzschrotungen  auf  öffentlichen 
Izmühlen  gegebenen  Vorschriften  einzuhalten.  Ausserdem  ist  auf  Verlangen 
Malzsteuer  in  dem  gesetzlich  bestimmten  Höchstbetrag  bei  dem  Grenzsteuer- 
t  zu  hinterlegen.  Die  Wiederausfuhr  nach  erfolgter  Schrotung  hat  unter 
atrolle  bei  demselben  Grenzsteueramt  zu  geschehen,  welches  nach  richtigem 
und  der  Ladung  die  hinterlegte  Steuer  zurückgibt. 

Besondere  Kontrollevorschriften   für   das  Schroten  von 
Malz   auf  öffentlichen  Malzmtthlen. 

Transport  des  Malzes. 

Artikel  21. 
Die  in  dem  Malzschein  angegebene  Malzmenge  ist  auf  einmal  und  ohne 
berbrechung  zur  Mühle  und  von  dieser  zum  Bestimmungsort  zu  bringen, 
ih  muss  das  Malz  während  der  Verbringung  zu  und  von  der  Mühle  von  dem 
Izschein  begleitet  sein.  In  der  Mühle  ist  der  Malzschein  dem  Müller  zu 
irgeben. 

Zu  Art.  so  des  Gesetzes. 
A«8-  und  ElBftihr  tob  Hmls  zam  Sehroten. 

§  28. 
üebersteigt  das  Gewicht  des  von  einer  ausserwürttembergischen  Mühle  zurückgebrachten 
shrotenen  Malzes  das  im  Malzschein  angegebene  Gewicht,  so  ist  dieses  Mehrgewicht  zur 
Esteuer  anzuschreiben,  es  sei  denn,  dass  das  Mehrgewicht  5%  des  im  Malzschein  angegebenen 
dchts  überschreitet,  in  welchem  Fall  von  dem  mehr  als  50/0  des  im  Malzschein  angegebenen 
richts  betragenden  Mehrgewicht  die  üebergangssteuer  zu  entrichten  ist. 

Zu  Art.  21  des  Gesetzes. 
Transport  des  Malzes. 

§24. 

Die  Malzscheine  dürfen  zu  und  von  der  Mühle  nicht  verschlossen  verschickt  werden. 

Die  von  der  Mühle  zurückkommenden  Malzscheine  sind ,  wenn  sie  in  der  Zeit  vom 
arz  bis  Sl.  Oktober  vor  6  Dhr  abends,  in  den  übrigen  Monaten  vor  4  Uhr  abends  zurttck- 
imen,  unverweüt  nach  der  Rückkunft,  wenn  sie  aber  nach  dieser  Zeit  zurückkommen  und 
Kontrollepflichtige  von  dem  Ortsstenerbeamten  so  entfernt  wohnt,  dass  die  Rückgabe  an 
selben  Tage  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  wäre ,  spätestens  bis  9  Ohr  des 
isten  Vormittags  dem  Ortsstenerbeamten  einzuhändigen. 

Die  Bestimmung,  dass  zur  Nachtzeit  Malz  nicht  in  eine  öffentliche  Malzmühle  eingebracht 
li  von  da  zurückgebracht  werden  darf,  findet  auch  auf  die  Mühlfuhren  (Transporte  mit 
rwerken  des  Müllers)  Anwendung. 

Wenn  ein  Malztransport  nicht  mehr  zu  der  in  Art.  21  Abs.  8  festgesetzten  Tageszeit 
Mühle  koDunt,  so  hat  der  Mühleinhaber  vor  der  Abladung  des  Malzes  den  Ortssteuer- 
Uten  seines  Wohnorts  zur  Besichtigung  der  Ladung  und  zu  den  etwa  weiter  sachdienlichen 
eitungen  herbeizurufen,  welcher  in  einem  solchen  Fall  das  Naohwägen  des  Malzes  sofort 
lordnen  und  den  Erfund  in  dem  Malzschein  zu  beurkunden  hat. 

Kommt  der  Transport  des  geschrotenen  Makes  zur  Nachtzeit  an  dem  Bestimmungsort 

so  ist  sowohl  deijenige,  auf  dessen  Rechnung  das  Malz  geschroten  worden  ist,  als  auch 

Fuhrmann  verpflichtet,  sogleich  und  bevor  mit  dem  Abladen  des  Malzes  begonnen  wird, 

Ortssteuerbeamten  Anzeige  zu  machen,  welcher  von  der  üebereinstimmung  der  Ladung 
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Nach  der  Ankunft  des  geschrotenen  Malzes  am  Bestimmungsort  ist  < 
Malzschein  sofort  dem  Ortssteuerbeamten  zurückzugeben.. 

Zur  Nachtzeit  darf  Malz  weder  in  eine  öffentliche  Malzmühle  eingebra< 
noch  auf  einer  solchen  geschroten,   noch  von  da  zurückgebracht  werden. 
Nachtzeit  wird  die  Zeit  von  abends  8  Uhr  bis  morgens  5  Uhr  angesehen.    Un 
besonderen  Umständen  kann  die  Steuerbehörde  Ausnahmen  gestatten. 

Das  Malz  und  der  Malzschein  sind  während  des  Transports  den  Stei 
beamten  auf  Verlangen  vorzuzeigen. 

Mühleregister. 

Artikel  22. 

Der  Inhaber  einer  öffentlichen  Malzmühle  hat  nach  Vorschrift  der  Stei 

Verwaltung  über  die  Malzschrotungen  in  seiner  Mühle  ein  Verzeichnis  (Mül 

register)  zu  führen,  dasselbe  sorgfältig  aufzubewahren  und  zur  bestimmten  2 

abgeschlossen  und  unterschriftlich  beurkundet  dem  Ortssteuerbeamten  zu  ül 

mit  den  Einträgen  im  Malzschein  nötigenfalls  durch  urkundliches  Nachwägen  sich  zu  ft 
zeugen  hat. 

In  beiden  Fällen  hat  der  Ortssteuerbeamte  auf  dem  Malzschein  den  vorgekomme 
Anstand  bezüglich  der  Zeit  des  Malztransports  und  dessen  ordnungsmässige  Erledig 
vorzumerken. 

Ausnahmen  der  in  Art.  il  Abs.  S  gedachten  Art  kann  fUr  die  Dauer  eines  Monats 
Bezirkssteueramt,  im  übrigen  das  Steuerkollegium,  Abteilung  für  Zölle  und  indirekte  Sten 
in  Jederzeit  wideimflicher  Weise  genehmigen ,  falls  ein  dringendes  Bedürfnis  hierfür  vorl 
und  die  Interessen  einer  wirksamen  Steuerkontrolle  nicht  gefährdet  erscheinen.  Macht 
Gestattung  einer  solchen  Ausnahme  besondere  Kontrollemassregeln  notwendig,  so  ist 
Kontrollepflichtige  kostenersatzpflichtig. 

Fortsetzung. 

Verfahren  bei  Verlast  eines  HaUseheiiis. 

§  25. 

Geht  ein  Malzschein  vor  der  Abfuhr  des  Malzes  von  der  Ladstätte  verloren,  so 
derjenige,  auf  dessen  Namen  der  Malzschein  ausgestellt  war,  hiervon  den  Ortsstenerbeam 
der  den  Schein  ausgestellt  hat,  ohne  Verzug  zu  benachrichtigen.  Dieser  hat,  wenn  kein 
stand  obwaltet,  einen  neuen  Malzschein  unter  der  gleichen  Nummer  auszustellen  und  < 
selben  ausdrücklich  als  „Duplikat*  zu  bezeichnen. 

Tritt  der  Verlust  nach  der  Abfuhr  von  der  Ladstätte ,  aber  vor  der  Ankunft  in 
Mühle  ein,  so  hat  der  Fuhrmann,  ehe  mit  dem  Abladen  des  Malzes  begonnen  wird,  dem  C 
Steuerbeamten,  zu  dessen  Bezirk  die  Mühle  gehört,  oder  denjenigen,  der  den  verloren 
gangenen  Schein  ausgestellt  hat,  Anzeige  zu  machen.  Der  Ortssteuerbeamte  hat  sofort 
das  Malz  einen  neuen  ordnungsmässigen  Malzschein  auszustellen,  auf  welchem  der  Vei 
des  ersten  Malzscheins  ausdrücklich  zu  bemerken  ist. 

Tritt  der  Verlust  auf  der  Mühle  ein ,  so  hat  der  Mühleinhaber  zu  gleichem  Behui 
gleich  Anzeige  bei  dem  Ortssteuerbeamten,  zu  dessen  Bezirk  die  Mühle  gehört,  oder  bei  c 
jenigen,  der  den  verloren  gegangenen  Schein  ausgestellt  hat,  zu  machen.  Bevor  ein  m 
Malzschein  ausgestellt  ist,  darf  das  Malz  nicht  von  der  Mühle  verabfolgt  oder  abgeführt  wer 

In  den  in  Abs.  i— 3  bezeichneten  Fällen  tritt  der  neue  Malzschein  ganz  an  die  Si 
des  ersten  und  es  ist  derselbe  sowohl  von  dem  Mühleinhaber  mit  den  vorgeschriebenen 
trägen  zu  versehen ,  als  auch  nach  der  Rückkunft  des  Malzes  von  den^fenigen ,   auf  d» 
Namen  er  lautet,  dem  Ortssteuerbeamten  unter  geeigneter  Erläuterung  zuzustellen. 

Tritt  der  Verlust  des  Malmcheins  nach  der  Abfuhr  des  Malzes  von  der  Mühle  ein 
hat  hiervon  derjenige,  auf  dessen  Namen  er  lautet,  sogleich  bei  der  Ankunft  des  Malzes 
Bestimmungsort  dem  Ortsstenerbeamten  Anzeige  zu  machen. 

Neben  Beachtung  der  vorstehenden  Vorschriften  haben  diejenigen  Kontrollepflichtii 
welche  ein  Brauregister  oder  ein  dessen  Stelle  vertretendes  Kontrolleregister  zu  führen  hal 
sowie  die  Mühleinhaber  in  ihren  bezüglichen  Registern  geeignete  Vormerkung  über  den 
getretenen  Verlust  zu  machen. 
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en.    Solange  der  Müller  nicht  im  Besitz  eines  Mühleregisters  ist,   darf  er 
a  Malz  zur  Schrotung  annehmen. 

Der  Müller  erhält  für  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Verrichtungen 
9  Belohnung  aus  der  Staatskasse. 

Annahme  und  Haohwägen  des  Malzes. 

Artikel  23. 

Auf  einer  öffentlichen  Malzmühle  darf  Malz  nur  mit  dem  dazu  gehörigen 
Lzschein  und  nicht  zur  Nachtzeit  angenommen  werden. 

Wird  Malz  ohne  Malzschein  oder  mit  einem  Schein  zur  Mühle  gebracht, 
eher  nicht  von  dem  zuständigen  Ortssteuerbeamten  ausgestellt  ist,  oder  einen 
Leren  Gültigkeitstag  als  den  Tag  der  Uebergabe  enthält,  oder  auf  eine  andere 
hie  lautet,  oder  unvollständig  ausgefert^,  oder  schon  einmal  benützt 
rden  ist,  so  hat  der  Müller  ohne  Verzug  den  Ortssteuerbeamten  herbei- 
ufeuy  von  welchem  der  Malzschein  ausgestellt  oder  in  dessen  Bezirk  die 
hie  gelegen  ist. 

Wenn  kein  solcher  Anstand  obwaltet,  so  hat  der  Müller  die  ^anze  Malz- 
Dge  vor  Beginn  der  Schrotung  zu  wägen;  übersteigt  das  ermittelte  Gewicht 
I  im  Schein  angegebene  um  mehr  als  5  ^jo,  so  hat  er  den  Ortssteuerbeamten 
beizurufen. 

Za  Art.  22  des  Oeseüses. 

Hfihleregliter. 

§  26. 

Die  Inhaber  von  öffentUehen  Halzmühlen  haben  das  für  sie  bestimmte  Mühleregister- 
anlar  bei  dem  Ortssteuerbeamten  in  Empfang  zu  nehmen. 

Das  Mühleregister  ist  anter  Beachtung  des  Vordmcks  anf  demselben  nach  näherer 
Isung  des  Bezirkssteueramts  entweder  monatlich  oder  vierte^ährlich  zu  fuhren  und  im 
üelokal  an  einer  den  Steneibeamten  jederzeit  zugänglichen  Stelle  sorgfältig  aufiEubewahren. 

Am  Schlüsse  der  Registerperiode  hat  der  Miihleinhaber  das  Mühleregister  abznschliessen, 
Blohtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Einträge  in  demselben  zu  beurkunden  und  das  Register 
i  Ortssteuerbeamten  spätestens  am  zweiten  Werktage  des  auf  die  Registerperiode  folgenden 
lats  zu  übergeben.  Nach  Ablaof  dieser  Frist  kann  das  Register  durch  den  Ortssteuer- 
mten  abgeholt  werden;  der  KoatitHlepfliolitige  ist  in  diesem  Falle  zum  Ersätze  der  durch 
Abholung  entstehenden  Kosten  (§  40)  verpflichtet. 

Vor  Rückgabe  des  vorschriftsmässi^  abgeschlossenen  und  beurkundeten  Mühleregisters 
d  dem  Mühleinhaber  ein  neues  Registerftmnular  nicht  ausgefolgt  und  ein  Mahsschein  auf 
le  Mühle  nicht  ausgestellt.  Solange  kein  Mühleregister  in  der  Mühle  aufgelegt  ist,  dart 
i  dem  Mühleinhaber  kein  Malz  angenommen  werden. 

Inhaber  von  öfTentlichen  Mühlen,  welche  kein  Malz  zur  Schrotung  annehmen  wollen, 
«n  ein  Mühleregister  nicht  zu  führen. 

Fortsetzung. 
BelohnoBg  des  Müllers. 

9  27. 

Der  Inhaber  einer  öffentlichen  Malzmühle  erhält  für  das  Nachwägen  des  Malzes  und 

die  Register-  und  Kontrolleführung  aus  der  Staatskasse  eine  Belohnung  von  10  Pf.  von 

dm  Doppelzentner  ungeschrotenen  Malzes  (Bruttogewicht),  das  auf  der  Mühle  gesohroten  wird. 

Auf  diese  Belohnung  haben  nur  die  Inhaber  von  in  Württemberg  gelegenen  öffent- 

len  Malzmühlen  Anspruch. 

Zu  Art.  93  des  Gesetzes. 
Annahme  und  Naehwigen  des  Maises. 
§  28. 
Der  Mühleinhaber  darf  mit  dem  Schroten  nicht  beginnen,  ehe  er  die  ganze  zur  Schrotung 
itimmte  Malzmenge  gewogen  hat. 
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In  den  Fällen  des  Abs.  2  und  3  darf  mit  der  Schrotung  des  Malzes  nie 
begonnen  werden,  ehe  der  herbeigerufene  Ortssteuerbeamte  die  Genehmiga 
hierzu  erteilt  hat. 

Schroten  und  Abfuhr  des  Malzes. 

Artikel  24. 

Der  Müller  hat  die  Zeit  der  Ankunft  des  Malzes  in  seiner  Mühle,  so^ 
das  von  ihm  beim  Nachwägen  ermittelte  Gewicht  vor  Beginn  der  Schrotn 
auf  dem  Malzschein  und  in  dem  Mühleregister  zu  vermerken. 

Das  Malz  ist  baldmöglichst  zu  schroten  und  in  thunlichster  Kürze  a 
der  Mühle  zurückzubringen.  Treten  wegen  besonderer  Umstände  in  der  Schrotu 
oder  dem  Zurückbringen  des  Malzes  von  der  Mühle  Verzögerungen  ein,  so  l 
der  Müller  hierüber  unter  Angabe  des  Grundes  im  Malzschein  und  im  Müb 
register  Vormerkung  zu  machen.  Für  ungerechtfertigte  Verzögerungen  in  c 
Scnrotung  ist  der  Müller,  für  ungerechtfertigte  Verzögerungen  bei  dem  Zurü< 
bringen  des  Malzes  aus  der  Mühle  ist  derjenige  verantwortlich,  auf  de« 
Namen  der  Malzschein  lautet. 

Solange  das  Malz  in  der  Mühle  sich  befindet,  ist  der  Malzschein  be 
Mühleregister  aufzubewahren.  Vor  dem  Zurückbringen  des  Malzes  hat  c 
Müller  in  den  Malzschein  und  in  das  Mühleregister  Tag  und  Stunde  der  i 
fuhr  einzutragen  und  sodann  den  Malzschein  demjenigen,  der  das  Malz  c 
der  Mühle  zurückbringt,  zuzustellen. 

EontroUeerleiohtenmgen. 

Artikel  25. 
Die  Steuerverwaltung  ist  ermächtigt,  in  der  Eontrollierung  des  von  Priv 
brauem,   Branntweinbrennern   und  für  steuerfreie  Zwecke  zur  Schrotung  1 
stimmten  Malzes  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen. 

Findet  der  Mühleinhaber  beim  Nachwägen  des  Malzes  in  der  Mühle  ein  Mindergewi 
gegenüber  dem  im  Mahsschein  eingetragenen  Gewicht,  so  kann  er  behufs  amtlicher  Feststello 
desselben  den  Ortssteuerbeamten  herbeimfen  (vgl.  hierzu  Art.  8  Abs.  3  des  Oesetzes). 

Zu  Art  84  des  Gesetzes. 
Sehroten  «nd  Abfkhr  des  Halses. 

I  29. 

Das  Malz  ist  regelmässig  alsbald  nach  der  Ankunft  in  der  Mühle  zu  schroten  i 
nach  der  Schrotung  sofort  ans  der  Mühle  abzuführen.  Jedenfalls  ist  das  Malz  an  dem  Ti^ 
an  welchem  es  zur  Mühle  kommt,  auch  von  da  wieder  zurückzubringen.  Ist  dies  wegen  v 
späteter  Ankunft  des  Malzes  in  der  Mühle  oder  infolge  eines  unabwendbaren  ZuftUs  ni 
möglich ,  so  ist  hiervon  unter  Angabe  des  Grundes  im  Mühleregister  und  im  Malzschein  V 
merkung  zu  machen. 

Der  Mühleinhaber  darf  der  Abftihr  des  Malzes  von  der  Mühle  abends  dann  nicht  mi 
stattgeben,  wenn  solches  nach  der  Entfernung  der  Mtihle  von  dem  Besünmiungsort  des  Mal 
nicht  mehr  zur  Tageszeit  an  letzterem  ankommen  kann. 

Zu  Art.  25  u.  26  des  Gesetzes. 
KontrolleerlelehteruBgen. 

§  30. 

Privatbrauem  and  Branntweinbrennern  ohne  gewerbsmässigen  Brauereibetrieb,  weli 
nicht  am  Sitz  des  Ortssteuerbeamten  wohnen,  ist  gestattet,  für  Malzmengen  bis  su  25  kg  ( 
Malzschein  am  Tage  vor  der  Schrotung  zu  lösen  und  am  Tage  nach  der  Schrotung  zurü 
zugeben. 

Denselben  Personen  ist  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  für  den  Fall,  dass 
öffentliche  Malzmühle  sich  am  Sitz  des  Ortssteuerbeamten  befindet  oder  der  Weg  zur  Mtt 
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Artikel  26. 
Für  öffentliche  Malzmüblen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtang  werden 
1er  Steuerverwaltrng  besondere  Kontrollevorschriften  festgestellt 

esondere  Kontrollevorschriften  für  Privatmalzmühlen. 

Genehmigung  von  Privatmalzmühlen. 

Artikel  27. 
Wer  in  den  Besitz  einer  Privatmalzmühle  kommt,  hat,  gleichviel  ob  auf 
Iben  Malz  zar  Bierbereitung  oder  zu  steuerfreier  Verwendung  geschroten 
3n  soll,  die  Genehmigung  der  Steuerbehörde  einzuholen.  Dies  hat  bei 
ufstellung  einer  Mühle  vor  deren  Aufstellung,  in  anderen  Fällen  binnen 
^n  nach  üebemahme  der  Mühle  zu  geschehen.  Die  Genehmigung  wird 
für  die  betreffende  Person  und  für  deren  ausschliesslichen  Gebrauch  zum 
)ten  von  Malz  unter  den  von  der  Steuerverwaltung  gegebenen  Bestimmungen 
iderruflicher  Weise  erteilt. 

[tz  des  Ortsstenerbeamten  berührt,  gestattet,  zum  Schroten  bestimmte  Malzmengen  bis 
kg  von  ihrem  Wohnort  an  demjenigen  des  Ortsstenerbeamten  and  von  da  zurück  ohne 
:]iein  zu  verbringen. 

Die  in  Abs.  1  n.  8  bezeichneten  Erleichterungen  können  von  dem  Bezirkssteueramt  im 
nen  Fall  zurückgezogen  werden,  wenn  die  Sicherheit  der  Malzsteuer  gefährdet  ist. 

wm  eine  öffentliche  Malzmühle  mit  einer  selbstthätigen  Wägevorrichtung  nach  einem 
BT  St«aerverwaltung  zugelassenen  System  mit  der  Massgabe  versehen  werden,  dass  die 
»e  des  Zählwerks  an  die  Stelle  der  Abwägung  des  Malzes  durch  den  Mühleinhaber  tritt, 
ein  entsprechendes  Gesuch  bei  dem  Bezirkssteueramt  schriftlich  oder  zu  Protokoll  an- 
igen. Für  die  Erteilung  der  Genehmigung  ist  das  Steuerkollegium ,  Abteilung  für  Zölle 
idirekte  Steuern,  zuständig,  welches  auch  die  entsprechenden  Kontrollevorschriften  fest- 
i  wird. 

Zu  Art.  27  des  Gesetzes. 
OeBehmlgang  tob  PrlratmalsmuhleB. 
131. 
Die  Gesuche  um  Genehmigung  des  Besitzes  einer  Privatmalzmühle  sind  bei  dem  Be- 
teueramt  schriftlich  oder  zu  Protokoll  anzubringen.  Dem  Gesuch  ist  ein  Plan  (Gmndriss 
ufriss)  des  Gebäudes  anzuschliessen ,  aus  welchem  die  Art  der  Aufstellung  der  Privat- 
lühle  genau  ersehen  werden  kann;  ausserdem  ist  von  der  Mühle  eine  Zeiohnnng  und  Be- 
hang, woraus  die  Einrichtung  derselben  ersichtlich  ist,  anzufügen.    Die  Genehmigung 
ch  dann  einzuholen,  wenn  der  Inhaber  die  Mühle  nicht  za  benützen  beabsichtigt. 

Die  Genehmigung  wird  nur  der  Person  des  Nachsuchenden,  bei  Kaufleuten  im  Sinne 
andelsgesetzbuchs  der  nachsuchenden  Firma  erteilt;  sie  tritt  mit  dem  Uebergang  der 
an  eine  andere  Person  bezw.  eine  andere  Firma  von  selbst  ausser  Wirkung. 
Zuständig  für  die  Erteilung  der  Genehmigung  ist  das  Steuerkollegium,  Abteilung  für 
und  indirekte  Steuern,  welches  auch  die  etwa  notwendig  werdenden  besonderen  Vor- 
:en  feststellt. 

Mit  Eröfhiung  der  Genehmigung  werden  dem  Mühleinhaber  die  für  seine  Mühle 
iden  Kontrollevorschriften  in  einem  Exemplar  gegen  Bescheinigung  ausgefolgt. 

Za  Jeder  Aendemng  in  der  Aufteilung  oder  Einrichtung  der  Privatmalzmühlen  ist  die 
imigung  des  Steuerkolleginms,  Abteilung  für  Zölle  und  indirekte  Steuern  einzuholen. 

Vorbehaltlich  der  besonderen  Vorschriften  über  die  Einrichtung  und  Kontrollierong 
rivatmalzmühlen  wird  in  dieser  Beziehung  im  allgemeinen  folgendes  vorgeschrieben: 
1.  Der  Inhaber  einer  Privatmalzmühle  ist  verpflichtet,  die  Zugänge  zu  der  Mühle 
sowie  die  laufenden  Teile  derselben  derart  mit  Schutzvorrichtungen  zu  versehen, 
dass  das  Steuerpersonal  die  Kontrollehandlangen  ohne  Gefahr  vornehmen  kann; 
insbesondere  sind  die  Treppen ,  Schachtlöcher  u.  s.  w.  mit  festen  Geländern ,  die 
Transmissionen,  Zahnräder,  Becherwerke,  elektrischen  Leittingen  u.  s.  w  ,  welche. 
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Die  Steuerbehörde  kann  unter  Anordnung  der  erforderlichen  Kontra 
massregeln  genehmigen,  dass 

1.  mehrere  Personen  eine  Privatmalzmühle  gemeinschaftlich  bedi 
und  benützen, 

2.  eine  Privatmalzmühle    zu   anderen  Zwecken   als   zum   Schroten 
Malz  benützt  wird, 

8.  in  dringlichen  Fällen  und  vorübergehend  auf  einer  Privatmalzmi 
für  einen  Dritten  Malz  geschroten  wird. 

Es  ist  untersagt,  ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörde  an  der  I 
Stellung  oder  Einrichtung  einer  Privatmalzmühle  Aenderungen  vorzunehi 
oder  vornehmen  zu  lassen. 

Artikel  28. 
Als  Privatmalzmühlen  werden  Mühlen  ohne  selbstthätige  Wägevorricht 
oder  mit  einer  solchen  zugelassen. 


sich  an  oder  bei  der  Mühle  oder  in  der  Mähe  der  Zi 
anzubringen  bezw.  zu  verwahren,  dass  Jede  Oefehr 
während  des  Betriebs  ausgeschlossen  erscheint. 
Dunkelheit  benätzt,  so  ist  der  Zugang  zu  dem  A 
dieser  selbst  genügend  zu  beleuchten.    Ist  diesen 
Bezirkssteueramts  nicht  genügt,  so  ist  es  beftigt, 
mnhle,  auch  wenn  es  sich  um  eine  bereits  aufg 
handelt,  bis  zur  Beseitigung  des  Anstandes  zu  unte 
Schaden  bleibt  der  Mühleinhaber  auch  dann  hafti 
von  dem  Bezirkssteueramt  etwa  nicht  gerügt  worden  sein  soute. 
8.  Die  Mühle  ist  in  einem  genügend  grossen  und  hellen  Raum  so  aufzustellen, 
sie  von  allen  Seiten  ohne  Hindemisse  leicht  zugänglich  ist. 

3.  Die  Privatmalzmühlen  müssen  in  allen  Teilen  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  i 
völlig  sicheren  Verschluss  der  Steuerverwaltung  genommen  werden  können, 
dass  ohne  Anwendung  sofort  erkennbarer  Gewalt  kein  Malz  heimlich  zur  1 
gebracht  werden  kann.  Bei  Herstellung  des  Triebwerks  ist  dafür  Sorge  zu  tn 
dass  dasselbe  unter  steuerlichen  Verschluss  genommen  werden  kann. 

4.  Es  muss  Vorsorge  dafür  getroffen  werden,  dass  das  geschrotene  Malz  ohn« 
sondere  Schwierigkeiten  nachgewogen  werden  kann. 

5.  Die  Kosten  der  erstmaligen  Anschaffung  der  zum  Verschluss  notwendigen  Ki 
Schlösser  trägt  der  Kontrollepflichtige.  Die  Schlösser  sind  Eigentum  der  St 
Verwaltung,  welche  auch  für  die  Wiederherstellung  der  Schlösser  im  Fall 
Beschädigung  auf  Kosten  des  Mühleinhabers  Sorge  trägt.  Im  Falle  des  Ver 
oder  der  gänzlichen  ünbrauchbarkeit  der  Schlösser  (z.  B.  infolge  eines  Brai 
ist  der  Mühleinhaber  verpflichtet,  die  Kosten  der  Anschaffung  der  erforderli 
neuen  Schlösser  zu  ersetzen.  Entbehrlich  werdende  Kunstschlösser  sind  der  St 
Verwaltung  zurückzugeben ,  wobei  ein  Ersatz  der  Anschafftmgskosten  nich 
leistet  wird. 

Zur  Genehmigung  des  gemeinschaftlichen  Besitzes  und  der  gemeinschaftlichen 
nütEung  einer  Privatmalzmühle  seitens  mehrerer  Personen  ist  das  Steuerkollegium,  Abtei 
für  Zölle  und  indirekte  Steuern,  zuständig. 

In  besonders  dringenden  Fällen  kann  das  Bezirkssteueramt  auf  die  Daner  1  M( 
gestatten,  dass  auf  einer  PrivatmalzmtUile  für  einen  Dritten  Malz  geschroten  wird.  Zui 
teilung  dieser  Erlaubnis  auf  eine  längere  Dauer  ist  das  Steueikollegium ,  Abteünng  für  I 
und  indirekte  Steuern,  zuständig.  Soweit  eine  besondere  Kontrolle  notwendig  wird,  hai 
Kontrollepflichtige  die  entstehenden  Kosten  zu  ersetzen. 

Die  Benützung  einer  Privatmalzmühle  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Sohrotnng 
Malz  ist  bei  Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätige  Wägevorrichtnng  unter  den  für  1 
sohrotungen  geltenden  Kontrollevorsohriften  ohne  besondere  Genehmigung  gestattet,  der  Mi 
Inhaber  ist  Jedoch  in  diesem  Fall  für  die  Kontrollekosten  ersatzpfUchtig.  Privatmalzmü 
mit  selbstthätiger  Wägevorriohtung  sind  von  der  Benützung  für  andere  Zwecke  ansgeschlot 
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Werden  nach  dem  umfang  des  Betriebs,  für  welchen  die  Mühle  genehmigt 
irden  soll,  aaf  derselben  voraussichtlich  in  einem  Etatsjahr  mehr  als  1500  Doppel - 
ntner  Malz  geschroten,  so  wird  die  Genehmigung  an  die  Bedingung  geknüpft, 
88  die  Mühle  mit  einer  zugelassenen  selbstth&tigen  Wägevorrichtung  auszu- 
ktten  ist. 

Bestehende  Privatmalzmühlen  sind  mit  einer  solchen  Wägevorrichtung 
versehen,  sobald  auf  denselben  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  in  zwei 
feinanderfolgenden  Etatsjahren  je  mehr  als  1500  Doppelzentner  Malz  ge- 
iroten  wurden. 

Aus  besonderen  Gründen  kann  die  Steuerbehörde  von  den  Vorschriften 
8  Abs.  2  und  3  Ausnahmen  zulassen. 

YerschlnsB  der  PriTatmalzmühlen. 

Artikel  29. 

Alle  Privatmalzmühlen  stehen  unter  amtlichem  Verschluss. 

Der  Mühleinhaber  hat  den  Verschluss  unversehrt  zu  erhalten  und  von 
1er  Verletzung  binnen  24  Stunden  von  der  Entdeckung  an  dem  zuständigen 
"tssteuerbeamten  Anzeige  zu  machen. 

Mühlenregister. 

Artikel  30. 

Der  Inhaber  einer  Privatmalzmühle  hat  nach  Vorschrift  der  Steuerver- 
iltung  über  die  Malzschrotungen  auf  seiner  Mühle,  gleichviel  ob  das  Malz 
r  Bierbereitunff  oder  zu  einem  anderen  Zweck  bestimmt  ist,  ein  Mühleregister 
führen,  dasselbe  sorgfUltig  aufzubewahren  und  zu  der  bestimmten  Zeit  ab- 
schlössen und  unterschriftlich  beurkundet  dem  Ortssteuerbeamten  zu  übergeben. 

Der  Malzschein  ist  von  dem  Mühleinhaber  unmittelbar  nach  der  Ein- 
lung  dem  Mühleregister  beizulegen  und  mit  den  von  der  Steuerbehörde 
rgeschriebenen  Einträgen  versehen  nach  beendigter  Schrotung  sofort  dem 
tssteuerbeamten  zurückzugeben. 

Zu  Art.  28  des  Gesetzes. 

PrlTAtBAlsmllhleii  mit  VBd  ohne  telbitthStlge  WigeTorriehtmag. 

I  32. 

Aasnabmen  der  in  Art.  28  Abs.  4  genannten  Art  können  von  dem  Steaerkollegiom, 
teünng  für  Zölle  und  indirekte  Steuern,  zogeUuisen  werden,  Jedocb  stets  nur  anf  eine  be- 
mmte  Zeitdauer  und  in  Jederzeit  widerruflieber  Weise. 

Zu  Art.  39  des  Gesetzes. 
Tertehlatt  der  PrlratmalsmllUen. 

§  SS. 

Bei  den  Privatmalzmüblen  obne  selbstthätige  Wägevonicbtung  findet  ein  Verscbluss 
rcb  Kunstschlosser  an  dem  Kauedeckel  und  an  sämtlichen  Oeflhungen  statt ,  durch  welche 
Iz  auf  die  Mühle  gebracht  werden  kaxm.  Ebenso  wird  das  Triebwerk  unter  Verschluss 
aommen,  welcher  in  der  Regel  mittels  Kette  und  Kpnstschloss  angelegt  wird. 

Bei  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  beschränkt  sich  der  Yer- 
üuss  in  der  Regel  auf  den  Mantel  um  das  Wägegefäss  und  das  Mühlwerk.  An  der  Kaue 
d  dem  Triebwerk  wird  in  der  Regel  ein  Verschluss  nicht  angebracht. 

Zu  Art.  80  des  Gesetzes. 
Hllhleregltter. 

8  84. 

Die  Inhaber  von  Privatmalzmühlen  haben  das  für  sie  bestimmte  Mühleregisterformular 
i  dem  Ortssteuerbeamten  in  Empfang  zu  nehmen. 

Im  übrigen  gelten  für  die  Führung,  die  Aufbewahrung,  den  Abschluss  und  die  Rück- 
be  der  Mühleregister  für  Privatmalzmühlen  die  Vorschriften  des  §  26. 
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Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätige  Wägevorrichtnng. 

Artikel  31. 

Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätige  Wägevorrichtung  dürfen  ohne  be- 
sondere Genehmigung  der  Steuerbehörde  nicht  zur  Nachtzeit  benützt  werden. 

Vor  dem  Schroten  ist  das  Malz  in  Gegenwart  des  Ortssteuerbeamten 
durch  den  Mühleinhaber  abzuwägen. 

Die  Feststellung  des  Gewichts  erfolgt  durch  den  Ortssteuerbeamten. 

Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtnng. 

Artikel  32. 

Als  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  gelten  nui 
diejenigen,  welche  mit  einer  von  der  Steuerverwaltung  zugelassenen  selbst- 
thätigen  Wägevorrichtung  versehen  und  zur  Benützung  mit  der  Massgabe  ge- 
nehmigt worden  sind,  dass  für  die  Steuerberechnung  das  von  dem  Zählwerlt 
ivngezeigte  Gewicht  entscheidend  ist. 

Sobald  an  einer  solchen  Mühle  eine  Störung  der  Wägevorrichtung  ein- 
tritt,  so  dass  das  Zählwerk  das  Gewicht  des  geschrotenen  Malzes  nicht  richtig 
unzeigt,  darf  die  Wägevorrichtung  nicht  weiter  benützt  werden,  und  es  ist  den 
Ortssteuerbeamten  sofort  Anzeige  zu  machen.  Dagegen  kann  dem  Mühleinhabei 
gestattet  werden,  die  Mühle  zum  Schroten  von  Malz  unter  den  von  der  Steuer- 
behörde festzusetzenden  Vorschriften  zu  benützen.    Falls  die  Mühle  nach  Art.  2^ 

Zu  Art.  Sl  des  Gesetzes. 

PrlTatmaUmfihlen  ohae  telbttthStlge  WSgerorrlehtvag. 

S  35. 

Die  Genehmigung  zur  Benützung  einer  Privatmalzmühle  bei  Nacht  kann  auf  die 
Dauer  l  Monats  das  Bezirkssteueramt,  im  übrigen  das  Steuerkollegium ,  Abteilung  für  Zölle 
und  indirekte  Steuern,  in  jederzeit  widerruflicher  Weise  erteUen,  feUls  ein  dringendes  Bedürf 
nls  hierfür  vorliegt  und  die  Interessen  einer  wirksamen  Steuerkontrolle  nicht  gefährdet  er- 
scheinen. Für  einzelne  Not&lle  kann  diese  Genehmigung  auch  der  Ortssteuerbeamte  erteüen 
Der  schriftliche  Nachweis  der  erteüten  Erlaubnis  ist  bei  dem  Mühleregister  aufeubewahren 

Für  die  Kontrollierung  in  den  Fällen  des  Abs.  i  ist  der  Mühleinhaber  kostenersatzpflichtig. 

Zu  Art.  32  des  Gesetzes. 
PriTatmalinifihleB  mit  nelbttthitlger  WigeTorriehtnag. 

§  36. 

Das  Finanzministerium  setzt  fest,  welche  Arten  von  selbstthätigen  Wägevorrichtnngei 
zugelassen  werden. 

Die  selbstthätigen  Wägevorrichtungen  müssen  vor  ihrer  Benützung  mit  der  Massgabe 
dass  für  die  Steuerberechnung  das  von  dem  Zählwerk  angezeigte  Gewicht  entscheidend  ist 
vorschriftsmässig  geeicht  und  erprobt  werden. 

Die  Eichung  ist  nach  den  bestehenden  Vorschriften  periodisch  zu  wiederholen;  di< 
Kosten  dieser  periodischen  Eichungen  hat  der  Mühleinhaber  zu  tragen.  Ausserdem  werdei 
die  selbstthätigen  Wägevorrichtungen  von  dem  Steneraufsichtspersonal  wiederholten  Yer 
probungen  unterworfen.  Zeigt  sich  bei  einer  Eichung  oder  einer  Yerprobung,  dass  die  selbst 
thätige  Wägevorrichtung  das  Gewicht  der  durchgelaufenen  Malzmenge  nicht  richtig  anzeigt 
so  ist  die  Weiterbenützung  der  Wägevorrichtung  zu  untersagen  und  es  ist  dem  Mühleinhabei 
zur  Instandsetzung  derselben  von  dem  Bezirkssteueramt  ein  Termin  bis  zu  1  Monat  zi 
geben.  Die  Benützung  der  Mühle  unter  den  für  Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätige  Wäge 
Vorrichtungen  geltenden  Vorschriften  kann  von  dem  Bezirkssteueramt  auf  die  Dauer  i  Monat 
gestattet  werden.  Soll  die  Mühle  noch  länger  als  Privatmalzmühle  ohne  selbstthätige  Wäge 
Vorrichtung  benützt  werden,  so  entscheidet  das  Steuerkollegium»  Abteilung  für  Zölle  un( 
indirekte  Steuern.  Handelt  es  sich  hierbei  um  eine  Privatmalzmühle ,  welche  nach  Art  2( 
Abs.  2  oder  3  des  Gesetzes  mit  einer  selbstthätigen  Wägevorrichtung  ausgestattet  sein  muss 
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2  oder  8  mit  einer  selbstthätigen  Wägevorrichtuug  ausgestattet  sein  muss, 
der  Mühleinhaber  unverweilt  Einleitung  zur  Wiederinstandsetzung  der 
fevorrichtung  zu  treffen. 

Bei  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wägevorricbtung  kann  die 
erverwaltung  von  den  Vorschriften  des  Art.  17  abweichende  Bestimmungen 
3n. 

.  Vorschriften  für  nicht  zum  Malzschroten  bestimmte 
Einrichtungen. 

Artikel  33. 

Wer  Malz  zur  Bierbereitung  verwendet,  darf  ohne  Erlaubnis  der  Steuer- 

^rde   am   Orte   des  Betriebs   keine   Futterschrotmühle    oder   sonstige   zum 

ischroten  benutzbare  Yorrichtunff  besitzen  oder  benützen.    Die  Erlaubnis 

in  widerruflicher  Weise  unter  den  von  der  Steuerbehörde  festzusetzenden 

ichriften  erteilt:  dabei  kann  die  Anlage  eines  steueramtlichen  Verschlusses 

die  Anbringung   eines   entsprechenden  selbstthätigen  Kontrolleapparates 

^ordnet  werden. 

Darüber,  ob  eine  Vorrichtung  als  zum  Malzschroten  benutzbar  anzusehen 
entscheidet  die  Steuerbehörde. 

5.   Kontrollevorschriften   über   den   Verkehr   mit 
geschrotenem  Malz. 

Artikel  34. 

Der  Verkehr  mit  geschrotenem  Malz  ist  nur  behufs  Rücktransports  des- 
m  von  der  öffentlichen  Malzmühle,  sowie  bei  der  Einfuhr  über  die  Landes- 
ze  unter  den  hierfür  geltenden  Eontrollevorschriften  zulässig. 

Die  Abgabe  von  geschrotenem  Malz  an  dritte  Personen  und  die  Annahme 
solchem  ist  verboten. 

Ausnahmen  bedürfen  der  Genehmigung  der  Steuerbehörde. 

macht  die  KontroUierang  der  Mühle,  weil  deren  EinriclitunR  den  für  Privatmalzmtihien 
selbstthäti^  Wägevorrichtnng  gegebenen  Yorschriften  (z.  B.  wegen  mangelnder  Ver- 
»sbarkeit  der  Kane)  nicht  entspricht,  besondere  Massregeln  notwendig,  so  ist  der  Mühle- 
er kostenersatzpflichtig. 

Zu  Art.  33  des  Gesetzes. 

Meht  SQm  Halstehroten  bettlmmte  Elnriehtangea. 

I  37. 

Zuständig  zur  Erteilnng  der  nach  Art.  33  Abs.  1  erforderlichen  Erlaubnis  ist  das 
Tkollegium ,  Abteilnng  für  Zölle  und  indirekte  Steuern ,  welchem  auch  die  nach  Art.  38 
2  der  Steuerbehörde  vorbehaltend  Entscheidung  zusteht. 

Zu  Art.  34  des  Gesetzes. 

Verkehr  mit  gesehrotenem  Hals. 

I  38. 

Gesohrotenes  Malz  darf  ohne  besondere  steueramtliche  Erlaubnis  an  einen  Dritten 
r  gegen  Vergütung  noch  unentgeltlich  abgegeben ,  auch  von  einem  Dritten  nicht  über- 
len  werden. 

Zur  Erteünng  der  Genehmigung  der  Abgabe  von  geschrotenem  Malze  an  dritte 
»nen  ist  das  Steuerkollegium,  AbteUung  für  Zölle  und  indirekte  Steuern,  zuständig! 
les  auch  die  erforderlichen  Kontrollebestimmungen  festsetzt. 

Für  etwa  erwachsende  Kontrollekosten  ist  der  das  geschrotene  Malz  abgebende  Malz- 
er ersatzpflichtig. 
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6.  Ausübung  der  Eontrolle. 
Revision  der  Oewerbegelasse. 

Artikel  35. 

Die  Steuerbeamten  sind  befugt,   die  Gewerbegelasse  der  Bierbrauerei 
wie  namentlich  Braustatten,  Kühlen,  Gärkeller  (mit  Ausschluss  der  Lagerkel 
und  der  öffentlichen  Mühlen,  die  Privatmalzmühlen  und  die  zum  Schroten  ' 
Malz  benutzbaren  Vorrichtungen  der  Bierbn 
welchen   Malz   zu   steuerfreien   Zwecken   ve 
besondere  sind  dieselben  berechtigt,  die  zun 
Wagen  und  Gewichte   zu  prüfen  und  erforc 
zu  veranlassen ,    das  in   der  Mühle  befindli 
zurückgebrachte  Malz  nachwägen  zu  lassen 
Bierwürze  aufzunehmen. 

Den  Steuerbeamten  müssen  die  in  AI 
denselben  gearbeitet  wird,  jederzeit,  aus8< 
abends  8  Uhr  zugänglich  sein,  und  es  düi 
kehrungen  getroflfen  werden,  welche  die  A 
oder  yerhindem,  insbesondere  dürfen  diejen 
arbeitet  wird,  nicht  verschlossen  sein. 

Die  Betriebsinhaber  sind  verpflichtet 
leisten  oder  leisten  zu  lassen  und  die  Mate 
fügung  zu  stellen,  welche  für  die  Yisitatioii 

EontroUekos 
Artikel  36. 
Wenn  im  Interesse  eines  Steuer-  oder  Kontrollepflichtigen  eine  besonc 
Kontrolle  notwendig  wird,  kann  die  Steuerverwaltung  entsprechenden  Kosi 
ersatz  verlangen. 

Za  Art.  35  des  Gesetzes. 

BeTition  der  GewerbefrelMte. 

I  89. 

Die  Steaerbe&mten  sind  gehalten,  bei  der  Visitation  der  Gewerbegelasse  das  n 
Bohrotene  Malz,  welches  sie  in  den  öffentlichen  Malzmtthlen  treffen,  in  der  Regel  nrku» 
nachzuwägen. 

Die  Yerwiegung  des  geschrotenen  Sfalzes,  welches  sie  in  der  Mühle  oder  in 
Brauereigelassen  treffen,  ist  dann  anzuordnen,  wenn  der  Angenschein  bezw.  die  Zahl 
Grösse  der  Säcke  die  Vermutung  znlässt ,  dass  das  Gewicht  des  Malzes  den  im  Malzsc 
angegebenen  Betrag  übersteige.  Dem  Mühleinhaber  oder  Bierbraner  ist  von  der  beabsichti 
Naohwägnng  Kenntnis  zu  geben ,  damit  er  derselben  anwohnen  kann.  Der  Erfand  ist 
dem  Malzsehein  von  den  Beamten  and  den  zugezogenen  Personen  zu  beurkunden. 

Die  zu  den  Würzeaufnahmen  erfordeiüchen  Saocharometer  stellt  bis  auf  weiter« 
Steuerverwaltung.  Von  den  Inhabern  der  Betriebe  mit  mehr  als  looo  Doppelzentner  , 
lieber  Malzverwendung  kann  das  Bezirkssteueramt  verlangen,  dass  sie  einen  amtlich  geeic 
Saccbarometer  auf  eigene  Kosten  anschaffen  und  für  das  Steueraufeichtspersonal  bereit  ha 

Zu  Art.  86  des  Gesetzes. 
KontroUekoiten. 
MO. 
Soweit  von  den  Kontrollepflichtigen  Ersatz  für  die  Kontrollekosten  zu  leisten 
wird  von  denselben  für  die  Zeitversäumnis  eines  Beamten  oder  Bediensteten  einsddiee 
der  auf  den  Hin-  und  Hückweg  verwendeten  Zeit  eine  Gebühr  von  40  Pf .  für  l  Stande 
weniger  erhoben.    Beträgt  die  Zeitversäumnis  mehr  als  l  Stunde,  so  werden  für  Jede  we 
Viertelstunde  oder  einen  Teil  derselben  10  Pf.  erhoben. 
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III.  Strafbestimmungen. 
Verbotswidrige  Yerwendang  von  Surrogaten. 

Artikel  37. 

Wer  zur  Bereitung  von  Bier  wisaentlich  statt  Darr-  oder  Luftmalz  oder 
ifen  Stoffe  irgend  welcher  Art  als  Zusatz  oder  Ersatz  verwendet,  hat  eine 
istrafe  von  30  M.  bis  10,000  M.  verwirkt. 

Neben  der  Geldstrafe  ist  auf  Einziehung  der  noch  vorhandenen  Zusati- 
r  Ersatzstoffe  uud  ihrer  Umschliessung  zu  erkennen,  ohne  Unterschied,  ob 
dem  Beschuldigten  gehören  oder  nicht  Das  Eigentum  an  den  der  Ein- 
[ung  unterliegenden  Sachen  geht  in  dem  Augenblick,  in  welchem  dieselben 
Beschlag  genommen  worden  sind,  auf  den  Staat  über  und  kann  nach  den 
Schriften  des  bürgerlichen  Rechts  über  die  Ansprüche  aus  dem  Eigentum 
en  den  Besitzer  verfolgt  werden. 

Kann  die  Beschlagnahme  aus  thatsächlichen  Gründen  nicht  vollzogen 
den,  oder  sind  die  Sachen  vor  dem  YoUzuff  der  Beschlagnahme  in  das 
entum  und  in  den  Besitz  eines  in  gutem  Glauoen  befindlichen  Dritten  über- 
angen,  so  ist  auf  Erlegung  des  Werts  der  Sachen,  und,  wenn  dieser  nicht 
ermitteln  ist,  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  von  30  M.  bis  3000  M.  zu  er- 
nen. 

Diese  Strafen  sind  auch  dann  schon  verwirkt,  wenn  die  Stoffe,  deren  Ver- 
idung  verboten  ist,  in  irgend  eine  unter  Steuerkontrolle  stehende  Räumlich- 
)  eingebracht  worden  sind. 

Verbotswidrige  Verwendung  von  anderem  als  Gerstenmalz. 

Artikel  38. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  ver- 
kte  Strafe  der  Steuergefährdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  EontroUe- 
ife  des  Art.  43  bestraft,  wer  zur  Bereitung  von  untergärigem  Bier  anderes 
iz  als  Gerstenmalz  verwendet. 

Gefährdung  der  Malzsteuer. 

Artikel  39. 
Wer  es  unternimmt,  die  Malzsteuer  zu  hinterziehen,  oder  einen  Nachlass 
r  eine  Rückvergütung  derselben  zu  erlangen,   welche  überhaupt  nicht  oder 
'  in  geringerem  Masse   zu   beanspruchen  waren,  macht  sich   einer  Steuer- 
ihrdung schuldig. 

Einzelne  Fälle  der  Stenergefährdung. 

Artikel  40. 
Einer  Gefährdung  der  Malzsteuer  macht  sich  insbesondere  schuldig,  wer 
Bentlich 

Wird  eine  Abfertigung  oder  KontroUehandlnng ,  für  welche  an  sich  Kontrollekosten- 
Ltz  nicht  zu  leisten  wäre,  auf  Wnnsoh  des  Kontrollepflichtigen  ausserhalb  der  in  S  l  Abs.  4 
Eumten  Zeit  vorgenommen,  so  kommt  die  vorbeseichnete  Gebühr  zur  Erhebung. 

Wird  eine  Abfertigung  oder  Kontrollehandlung,  für  welche  ein  Kontrollekostenersatz 
leisten  ist,  auf  Wunsch  des  Kontrollepflichtigen  ausserhalb  der  in  S  1  Abs.  4  genannten 
;  vorgenommen,  so  wird  die  vorbezeichnete  Gebühr  auf  das  Doppelte  erhöht. 

Strafen. 

8  41. 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  in  den  §§  30,  22,  24—26,  28,  29,  »4,  38  u.  3»  der  gegen- 
tigen  Verfügung  gegebenen  Vorschriften  unterliegen  der  in  Art.  51  des  Gesetzes  an 
rohten  Strafe. 
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1.  Malz  ohne  den  vorschriftsmässigen  Malzschein  oder  in  einer  Me 
welche  die  in  dem  Malzschein  angegebene  Menge  um  mehr  als 
übersteigt,  in  eine  Mühle  einbringt; 

2.  zu  steuerfreien  Zwecken   geschrotenes  Malz   zur  Bierbereitnng 
wendet  oder  an  einen  Dritten  abgibt; 

3.  bei  einem  Antrag  auf  Rückvergütung  oder  Ermässigung  der  ^ 
Steuer  die  steuerpflichtige  Malz-  oder  Biermenge  zu  hoch  angabt,  c 
um  eine  Rückvergütung  oder  eine  Ermässigung  der  Steuer,  di 
nicht  oder  nur  in  geringerem  Masse  zu  beanspruchen  hatte,  zi 
langen,  sonstige  wahrbeitswidrige  Angaben  macht,  welche  geei 
sind,  zu  einer  Verkürzung  der  Steuer  zu  führen; 

4.  eine  Privatmalzmühle  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  in  i 
regelmässigen  Thätigkeit  derart  stört  oder  so  auf  dieselbe  einw 
dass  das  Gewicht  des  zum  Schroten  gebrachten  Malzes  auf  dem  2 
werk  zu  nieder  angegeben,  oder  Malz  ohne  Angabe  des  Zählw 
geschroten  wird; 

5.  eine  Privatmalzmühle  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  zum  li 
schroten  benützt,  obwohl  er  weiss,  dass  das  Zählwerk  das  6e^ 
des  Malzes  nicht  oder  zu  nieder  angibt; 

6.  durch  Einholung  oder  Benützung  eines  auf  den  Namen  eines  Dri 
lautenden  Malzscheins  oder  durch  unrichtige  Führunp^  des  fi 
registers  oder  durch  sonstige  unrichtige  Angaben  bewirkt,  dac 
die  Malzsteuer  nach  einer  niedrigeren  als  der  für  ihn  geltenden  S 
zu  entrichten  hat; 

7.  Malz  durch  einen  Dritten  schroten  und  zu  einer  niedrigeren  als 
für  ihn  geltenden  Stufe  versteuern  lässt,  oder  geschrotenes  Malz 
einem  Dritten  bezieht,  welches  von  diesem  nach  einer  niedrig 
als  nach  der  für  den  Bezieher  massgebenden  Stufe  versteuert  wordei 

Die  SteuergefUhrdunff  ist  vollendet  in  den  Fällen  der  Ziff.  1—7  mit 
Vornahme  der  darin  bezeichneten  Handlungen,  in  anderen  Fällen  mit  der 
Öffnung  des  eine  zu  niedrige  Steuer  enthaltenden  Steueransatzes. 

Strafe  der  Stenergef&hrdung. 

Artikel  41. 

Wer  eine  Steuergefährdung  begeht,  hat  eine  Geldstrafe  verwirkt,  we 
dem  vierfachen  Betrage  des  vorenthaltenen  oder  zur  Ungebühr  beanspruci 
Steuerbetrags  gleichkommt,  mindestens  aber  5  M.  beträgt.  Die  vorenthal 
Steuer  ist  für  die  Bemessung  der  Strafe  nach  dem  höchsten  Prozentsatz 
berechnen. 

Kann  der  Betrag  der  vorenthaltenen  oder  zur  Ungebühr  beanspruci 
Steuer  nicht  festgestellt  werden,  so  tritt  eine  Geldstrafe  von  5  M.  bis  lO.OOO  M. 

Die  Strafe  wird  gegen  jeden  Mitthäter  oder  Anstifter  im  vollen  Beb 
erkannt. 

Ist  die  Steuergefährdung  mittels  Benützung  einer  nicht  genehmig 
Privatmühle  oder  sonstigen  zum  Schroten  von  Malz  benutzbaren  Vorricht 
verübt  worden,  so  tritt  ausserdem  die  Einziehung  der  Mühle  bezw.  Vorricht 
ein,  wobei  die  Bestimmung  des  Art.  87  über  die  Einziehung  Anwendung  fin 

Die  hinterzogene  Steuer  ist,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Abs.  2,  m 
hängig  von  der  Strafe  nachzuholen. 

Rückfall. 
Artikel  42. 
Im  Fall  der  Wiederholung  der  Gefährdung  der  Malzsteuer  nach  vor 
gegangener  Bestrafung  als  Thäter  oder  Anstifter  durch  das  Gericht  oder 
Yerwsdtungsbehörde  wird   die  in  Art  40  Abs.  1  und  2  angedrohte  Strafe 
doppelt,  im  zweiten  Rückfall  verdreifacht,   im  dritten  und  in  jedem  weite 
Rückfall  vervierfacht. 
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Neben  der  Geldstrafe  kann  im  zweiten  und  in  jedem  weiteren  Rückfall 
'  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten  erkannt  werden. 

Die  StraferhGhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein,  aach  wenn  die  Mhere 
afe  nur  teilweise  verbüsst  oder  ganz  oder  teilweise  erlassen  ist;  sie  bleibt 
^gen  ausgeschlossen,  wenn  seit  der  Verbüssung  oder  dem  Erlass  der 
iterkannten  Strafe  bis  zur  Begehung  der  neuen  Strafthat  3  Jahre  Ver- 
sen sind. 


Kontrollestrafen. 

atrollestrafe  an  Stelle  der  Strafen  wegen  Yerwendang  von  Mals-  and 
Hopfensnrrogaten  und  wegen  StenergeftÜirdimg. 

Artikel  43. 

Ist  in  den  Fällen  der  Art.  37  und  40  die  Zuwiderhandlung  zwar  wissent- 
L,  aber  nicht  in  rechtswidriger  Absiebt  erfolgt,  so  tritt  anstatt  der  Bestrafung 
h  Art.  87,  41  und  42  nur  eine  Geldstrafe  von  1  M.  bis  800  M.  ein. 

Lässt  sich  beim  Vorliegen  der  Thatumstände  der  Art.  37,  39  und  40  ein 
sentliches  Handeln  nicht  nachweisen,  wird  jedoch  festgestellt,  dass  die 
dderhandlung  bei  Anwendung  pflichtmässiger  Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit 
te  vermieden  werden  können,  so  tritt  die  in  Abs.  1  angedrohte  Strafe  ein. 

Verfehlungen  gegen  Eontroll  evorschriften. 

Artikel  44. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  werden,  sofern  nicht  die  Strafe  der 
uergefUhrdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Eontrollestrafe  des  Art.  43 
wirkt   ist,    Malzsteuerpflichtige,    sowie   deren   Vertreter   oder  Beauftragte 
traft: 

1.  wenn  sich  bei  dem  Malz  nicht  von  Beginn  des  Transports  in  die 
Mühle  an  und  bei  dem  Rücktransport  von  der  Mühle  bis  zum 
Bestimmungsort  ununterbrochen  der  vorgeschriebene  Malzschein  be- 
findet; 

2.  wenn  zwar  mit  einem  ordnungsmässigen  Malzschein,  aber  ohne  be- 
sondere Genehmigung  der  Steuerbehörde  zur  Nachtzeit  Malz  in  eine 
Mühle,  welche  nicht  als  Privatmalzmühle  mit  selbstthätiger  Wäge- 
vorrichtung genehmigt  ist,  eingebracht  oder  von  da  zurückgeschafft 
wird; 

3.  wenn  Malz  in  eine  andere  als  die  im  Malzschein  bezeichnete  Mühle 
eingebracht  wird ; 

4.  wenn  Malz  an  einem  anderen  als  dem  im  Malzschein  angegebenen 
Tage  in  die  MühJe  eingebracht  wird; 

5.  wenn  das  Malz  nach  der  Schrotung  von  der  Mühle  fortgeschafft  wird, 
bevor  der  Müller  die  vorgeschriebenen  Einträge  in  dem  Malzschein 
gemacht  hat. 

Artikel  45. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  werden   femer  Mühleinhaber,  sowie 
in  Vertreter  oder  Beauftragte  bestraft: 

1.  wenn  Malz  auf  einer  öffentlichen  Mühle  ohne  den  vorschriftsmässigen 
Malzschein  oder  mit  einem  lückenhaften  Malzschein  oder  an  einem 
anderen  als  dem  im  Malzschein  bezeichneten  Tage  zur  Schrotung  an- 
genommen wird; 

2.  wenn  Malz  auf  einer  öffentlichen  Mühle  oder  einer  Privatmalzmühle 
ohne  selbstthätige  Wägevorrichtung  zur  Nachtzeit  zur  Schrotung  an- 
genommen, geschroten  oder  von  der  Mühle  abgegeben  wird; 
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3.  wenn  auf  einer  öffentlichen  Mühle  mehr  Malz,  als  im  Malzschein  i 
gegeben  ist,  zur  Schrotung  angenommen  wird,  ohne  dass  der  Oi 
Steuerbeamte  herbeigerufen  wird ;  es  wäre  denn,  dass  der  Mehrbeti 
57«  der  in  dem  Malzschein  angegebenen  Menge  nicht  übersteigt; 

4.  wenn  auf  einer  öffentlichen  Mühle  die  vollständige  und  genaue  F< 
Stellung  des  Gewichts  des  Malzes  vor  der  Schrotung  unterlassen  wi: 

5.  wenn  den  Vorschriften  Über  das  Mühleregister  zuwidergehandelt,  oi 
der  Malzschein  nicht  beim  Mühleregister  aufbewahrt  wird; 

6.  wenn  in  einer  öffentlichen  Mühle  Malz  verbotswidrig  aufbewahrt  wi 

7.  wenn  mit  dem  Schroten  des  Malzes  begonnen  wird,  bevor  die  £ 
träge  in  dem  Malzschein  und  dem  Mühleregister  vorschriftsmäs 
gemacht  sind; 

8.  wenn  Malz  auf  einer  öffentlichen  Malzml 
andere  Mühle  lautenden  Mahlschein  zur  Seh 

9.  wenn  das  geschrotene  Malz  von  einer  öi 
gegeben  wird,  ohne  dass  dem  Transpor 
geschriebenen  Einträgen  versehene  Malzsch 

10.  wenn  bei  einer  Privatmalzmühle  von  einer 
Verletzung   des    amtlichen  Verschlusses    n 
Anzeige  gemacht  wird; 

11.  wenn  unterlassen  wird,  zum  Besitz  einer 
nehmigung  der  Steuerbehörde  einzuholen,  < 
nehmigung  gegebenen  Bestimmungen  nicht 
wenn  ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörd 

'  Einrichtung  einer  Privatmalzmühle  Aenderur 
die  Strafe  tritt  auch  dann  ein,  wenn  die  St 
verwirkt  ist; 

12.  wenn  bei  einer  Privatmalzmühle  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtt 
von  einer  durch  Zufall  eingetretenen  Störung  der  Wägevorrichti 
nicht  sofort  Anzeige  gemacht  wird; 

13.  wenn  die  für  den  gleichzeitigen  Besitz  einer  öffentlichen  Mühle  i 
einer  Bierbrauerei  gegebenen  Kontrollebestimmungen  nicht  eingehal 
werden. 

Artikel  46. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  wird  femer  bestraft,  wer  an  dem  Inl 
eines  Malzscheins  Aenderungen  vornimmt,  sofern  diese  Aenderungen  nicht  ni 
den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  strafbar  sind. 

Artikel  47. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  wird  ferner  bestraft,  wer  es  unt^rlä 
zum   Besitz   oder  zur  Benützung   von  Privatmalzmühlen,    Futterschrotmüb 
oder  sonstigen  zum  Malzschroten  benutzbaren  Vorrichtungen  die  vorgeschneb 
Erlaubnis  einzuholen. 

Artikel  48. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  werden  femer  bestraft  Zuwiderha 
lungen  gegen  die  Vorschriften  über  den  Verkehr  mit  geschrotenem  Malz. 

Artikel  49. 
Mit  Geldstrafe  von  10  M.  bis  500  M.  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  ^ 
wirkte  Strafe  der  Steuergefährdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Kontro 
strafe  des  Art.  43  die  Abnahme  oder  Verletzung  des  amtlichen  Verschluf 
einer  Privatmalzmühle  bestraft ,  wenn  nicht  na<;hgewieRen  werden  kann ,  d 
die  Verschlussverletzung  durch  einen  unverschuldeten  Zufall  entstanden  ist 
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Artikel  50. 
Mit  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  ver- 
rkte  Strafe  der  Steuergefährdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Kontrolle- 
•afe  des  Art.  48  bestraft ,  wer  durch  Handlungen  oder  Unterlassungen  oder 
irch  ungebührliches  Verhalten  einen  Steuerbeamten  an  der  Vornahme  der 
m  nach  Art.  35  zustehenden  Kontrolle  verhindert,  oder  wer  die  für  die  Kon- 
>lle  nötigen  Hilfsdienste  nicht  leistet  oder  die  zur  Vornahme  der  Visitationen 
forderlichen  Materialien  und  Gerätschaften  nicht  zur  Verfügung  stellt,  sofern 
sht  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  Anwendung  finden. 

Artikel  51. 
Eine  Geldstrafe  von  1  M.  bis  150  M.  unterliegen  Zuwiderhandlungen  gegen 
dere  Bestimmungen  des  Gesetzes,  sowie  gegen  die  von  dem  Finanzministerium 
er  mit  dessen  Genehmigung  zum  Vollzug  desselben  erlassenen  und  öffentlich 
er  den  Beteiligten  besonders  bekannt  gemachten  Vorschriften,  sofern  die 
rafe  in  letzteren  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  angedroht  ist.  Die  Vor- 
abende Strafe  tritt  nicht  ein,  soweit  die  Strafe  der  Steuergefährdung  oder  die 
deren  Stelle  tretende  Kontrollestrafe  des  Art.  43  verwirkt  ist,  oder  soweit 
9  betreffende  Zuwiderhandlung  mit  besonderer  Strafe  bedroht  ist. 

Strafrechtliche  Verantwortlichkeit. 

Artikel  52. 

Als  Thäter  sind  die  Inhaber  der  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Betriebe 
bestrafen,  falls  sie  nicht  nachweisen,  dass  die  strafbare  Handlung  ohne  ihr 
issen  und  gegen  ihren  Willen  von  ihrem  Vertreter,  einem  Hausgenossen, 
iwerbegehilfen  oder  Taglöhner  verübt  worden  ist. 

Bei  juristischen  Personen,  Handelsgesellschaften,  Genossenschaften  und 
^reinen  ist  jeder  Vertreter  nach  Massgabe  des  Abs.  1  strafrechtlich  verant- 
►rtlich. 

Wird  der  Betriebsinhaber  oder  dessen  Stellvertreter  bestraft,  so  ist  die 
twirkung  der  Hausgenossen,  Gewerbegehilfen  oder  Taglöhner  nicht  strafbar. 

Teilnahme  und  Begünstigung. 

Artikel  53. 
Liegt  eine  üebertretung  vor,  so  ist  die  Beihilfe  und  die  Begünstigung  mit 
ildstrafe  von  1  M.  bis  150  M.  zu  bestrafen.  Im  übrigen  kommen  in  Beziehung 
f  die  Bestrafung  der  Teilnahme  und  die  Begünstigung  die  Grundsätze  des 
rafgesetzbuchs  zur  Anwendung,  soweit  nicht  in  Art.  52  etwas  anderes  he- 
mmt ist. 

Vertretungspflicht. 

Artikel  54. 

Die  Betriebsinhaber  haften  für  die  gegen  ihre  Vertreter,  Hausgenossen, 
iwerbegehilfen  und  Taglöhner  erkannten  Geldstrafen  nebst  den  üntersuchunffs- 
sten,  sofern  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  sie  ein  Verschulden  nicht  trifft, 
i^ie  für  die  verfügten  Steuernachholungen. 

Mehrere  Betriebsinhaber  haften  als  Gesamtschuldner. 

Verfehlnngen  in  Betreff  der  üebergangssteuer. 

Artikel  55. 
Die  Bestrafung  der  Verfehlungen  in  Betreff  der  Uebergangssteuer  erfolgt 
ctk  den  über  die  Bestrafung   der  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zollgesetze 
stehenden    Bestimmungen    (vergl.    §    135   ff.    des    Vereinszollgesetzes    vom 
.  JuU  1869). 
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Wer  bei  einem  Gesuche  um  Rückvergütung  oder  Ermässigung  der  Uel 
gangssteuer  die  steuerpflichtige  Malz-  oder  Biermenge  wissentlich  zu  hoch 
gibt,  oder,  um  eine  Rückvergütung  oder  Ermässigung  der  Steuer,  die  er  ni 
oder  nur  in  geringerem  Masse  zu  beanspruchen  hatte,  zu  erlangen,  sonst 
wahrheitswidrige  Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,  zu  einer  Yerkürzi] 
der  Steuer  zu  führen,  ist  nach  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Geset 
zu  bestrafen. 

rV.  Schlussbestimmongen. 

Artikel  56. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mi 
Von  diesem  Tage  an  ist  die  Malzsteue 
dass  in  Ansehung  der  für  die  Höhe  dei 
in  der  vorangegangenen  Hälfte  des  I 
gerechnet  wird.  Bezüglich  des  vom  1.  A 
Malzes  wird  die  Steuer  nach  den  Bestij 
berechnet. 

Von   dem  gleichen  Tage  an   bis 
Steuer  von  Bjer  mit  3  M.  25  Pf.  für  da 

Von  demselben  Tage  an  treten 
vom  8.  April  1856  (Rgsbl.  S.  83)  und  di 
Malzsteuer,  vom  28.  April  1893  (Rgsbl 
S.  219),  sowie  die  auf  die  Malzsteuer  s 
setzes,  betreffend  die  Abänderung  ein 
abgabengesetze  vom  12.  Dezember  1871 

Die  vor  dem  1.  Oktober  1900  noc 
vorgenannte  Gesetze  sind  auf  Grund  c 
urteilen. 

Unsere  Ministerien   der  Justiz   und   der  Finanzen   sind   mit  der  Yi 
Ziehung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 


Begründung 
zum   württembergischen    Biersteuergesetz  entwu 
vom   22.  Februar   1899  i). 

A.  Im  allgemeinen. 

Die  Besteuerung  des  Bieres  bildet  in  Württemberg  seit  Jahrhundert 
eine  erhebliche  Einnahmequelle  des  Staats.  Die  Ergiebigkeit  der  Bier-  bez 
Malzsteuer  ist  inbesondere  in  den  letzten  30  Jahren  stetig  gewachsen.  Währe 
der  Rohertrag  der  Steuer  von  dem  zur  Bierbereitung  verwendeten  Malze 
Durchschnitt  der  Jahre  1868—71  noch  2,030,080  fl.  =  3,480,137  M.  betrug, 
derselbe  in  dem  Haupt finanzetat  pro  1897/98  mit  8,380,000  M.  und  in  d( 
Hauptfinanzetat  pro  1899/1900  mit  8,900,000  M.  eingestellt.  Die  Steuer  v 
dem  zur  Bierbereitung  verwendeten  Malze  deckt  somit  über  11  7o  des  gesamt 
Staatsbedarfs. 

Die  gesetzliche  Regelung  der  Besteuerung  des  Bieres  war  in  Württe 
berg  ursprünglich  mit  derjenigen  der  übrigen  Getränke  verbunden  und  no 
im  Jahre  1827  wurde  die  Besteuerung  sämtlicher  steuerpflichtiger  Geträn 
(Wein,  Bier,  Branntwein  und  Essig)  in  einem  Gesetz  geregelt.  Entspreche 
der  steuertechnischen  Einrichtung  der  Bierbesteuerung,  wie  sie  schon  in  diese 
Gesetz  in  wesentlicher  Abweichung  von  derjenigen  der  übrigen  Getränkesteue 
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eetaltet  wurde,  erscheint  jedoch  schon  hier  der  Zusammenhang  der  Malzsteuer 
lit  den  übrigen  Getränkeabgaben  nur  noch  als  ein  äusserlicher,  und  die  weitere 
Intwicklung  hat  zu  einer  formellen  Trennung  derselben  geführt,  insofern  durch 
as  Gesetz  vom  8.  April  1856  das  Wirtschaftsabgabengesetz  vom  9.  Juli  1827, 
oweit  es  sich  auf  die  Malzsteuer  bezog,  ausser  Wirkung  gesetzt  und  die  Malz- 
teuer  besonders  geregelt  wurde.  Dieses  Gesetz  vom  8.  April  1856  steht  zur 
eit  noch  in  Erafb;  dasselbe  hat  jedoch  seit  seinem  Bestehen  eine  Reihe  von 
Lenderungen  erfahren. 

1.  Das  Gesetz  vom  8.  April  1856  (Rgsbl.  S.  83)  besteuerte  (Art.  1)  ledig- 
ich  das  zur  Bierbereitung  verwendete  Malz,  da  zu  dieser  Zeit  eine  besondere 
lesteuerung  des  Branntweins  nach  dem  Gesetz  vom  19.  September  1852  (Rgsbl. 
i.  193)  bestand.  Diese  Branntweinsteuer  wurde  durch  das  Gesetz  vom  21.  August 
865  (Rgsbl.  S.  287)  aufgehoben  und  bestimmt,  dass  alles  Malz,  welches  zur 
Bereitung  von  Branntwein  verwendet  wird,  nach  Massgabe  des  Malzsteuer- 
esetzes  vom  8.  April  1856  zu  besteuern  sei.  Als  durch  das  Gesetz  vom  18.  Mai 
885  (Rgsbl.  S.  111)  wieder  eine  besondere  Branntweinsteuer  eingeführt  wurde, 
rat  eine  Aenderung  dahin  ein,  dass  nach  Art.  16  dieses  Gesetzes  die  Malzsteuer 
on  demjenigen  Malze  nicht  mehr  zu  entrichten  war,  welches  unter  Beobach- 
iing  der  von  der  Steuerverwaltung  vorzuschreibenden  Kontrollemassregeln  zur 
Irzeugung  von  Branntwein  verwendet  wird.  Durch  den  im  Jahr  1887  erfolgten 
lintritt  Württembergs  in  die  deutsche  Branntweinsteuergemeinschaft  wurde 
ieran  nichts  geändert.  Es  gilt  also  jetzt  in  dieser  Beziehung  wieder  der  ur- 
prüngliche  Text  des  Gesetzes  vom  8.  April  1856. 

2.  Das  Gesetz  vom  12.  Dezember  1871  (Rgsbl.  S.  333)  brachte  in  den 
irt.  3,  4  und  5  eine  Reihe  weitgehender  grundsätzlicher  Aenderungen  und  zwar : 

a)  an  Stelle  der  Malz  räum  Steuer  wurde  die  Malz  gewicht  Steuer  ein- 
geführt ; 

b)  die  Bestimmung  des  Steuersatzes  soll  künftig  durch  das  Finanzgesetz 
erfolgen ; 

c)  das  straffrei  zu  lassende  Malzübergewicht  wurde  auf  4  7«  und  der 
Abzug  für  Tara  auf  27o  festgesetzt; 

d)  die  in  Art.  5  Ziff.  8  Abs.  2  des  Gesetzes  von  1856  enthaltene  Bestim- 
mung über  die  der  Steuerberechnung  zu  Grunde  zu  legende  Malz- 
menge, wenn  weniger  Malz  zur  Mühle  gebracht  wird,  als  worauf  der 
Begleitschein  lautet,  wurde  aufgehoben  und  durch  den  jetzt  geltenden 
letzten  Absatz  von  Art.  10  Ziff.  3  ersetzt; 

e)  die  Steuer-  und  kontrollepflichtigen  Gewerbetreibenden  wurden  zur 
Haltung  vorschriftsmässiger  Wagen  und  Gewichte  verpflichtet. 

3.  Das  Gesetz  vom  18.  Juni  1875  (Rgsbl.  S.  325)  traf  in  Art.  1  die  in- 
nige der  Einführung  der  Reichsmarkrechnung  notwendigen  Bestimmungen  Über 
ie  Umrechnung  der  in  Art.  16  und  17  des  Gesetzes  vom  8.  April  1§56  nach 
iulden  bemessenen  Geldstrafen  in  Beträge,  welche  der  Reichsmarkrechnung 
ntsprachen,  und  nahm  in  Art.  3  den  für  die  Umwandlung  der  Geldstrafen  in 
reiheitsstrafen  von  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  aufgestellten  Massstab  fQr 
ie  Malzsteuerstrafen  an,  wodurch  Art.  19  des  Gesetzes  vom  8.  April  1856  ausser 
Wirkung  gesetzt  wurde. 

4.  Das  Gesetz  vom  25.  August  1879  (Rgsbl.  S.  259)  regelte  das  Verfahren 
er  Verwaltungsbehörden  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zoll-  und  Steuer- 
esetze  und  hob  die  hierüber  geltenden  besonderen  Bestimmungen  der  einzelnen 
teuergesetze  auf.  Dadurch  sind  die  Art.  22,  24  Ziff.  4—7,  25  und  26  des 
Gesetzes  vom  8.  April  1856  ausser  Kraft  getreten. 

5.  Eine  wesentliche  und  grundsätzliche  Aenderung  des  Gesetzes  vom 
.  April  1856  brachte  das  Gesetz  vom  28.  April  1893  (Rgsbl.  S.  81).  Bis  dahin 
rar  der  Malzsteuersatz  ein  einheitlicher;  nunmehr  wurde  eine  Abstufung  der 
[alzsteuer  eingeführt,  indem  der  Art.  I  des  angeführten  Gesetzes  bestimmte: 
Für  diejenigen,  welche  im  Laufe  eines  Etatsjahres  nicht  mehr  als  100,000  kg 
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(2000  Ztr.)  Malz  für  ihre  Rechnung  zur  Bierbereitung  Terwenden,  ist  mit  Wir 
kung  vom  1.  April  1893  an  der  durch  das  Finanzgesetz  bestimmte  Steuersat: 
für  die  ersten  50,000  kg  (1000  Ztr.)  um  den  zehnten  Teil  zu  ermässigen.* 

6.  Diese  abgestufte  Veranlagung  der  Malzsteuer  wurde  durch  das  Gaset: 
vom  8.  Juli  1895  (Rgsbl.  S.  219)  noch  weiter  ausgebildet,  indem  neben  eine] 
Erleichterung  für  diejenigen,  welche  Bier  nur  zum  eigenen  Bedarf  im  Haushai 
bereiten,  der  normale  Steuersatz  für  gewerbsmässige  Bierbrauer,  welche  in 
Laufe  eines  Etatsjahres  mehr  als  500,000  kg  bezw.  2,000,000  kg  Malz  zur  Bier 
bereitung  verwenden,  um  57o  bezw.  10  Vo  erhöht  wurde. 

Mit  den  beiden  letztgenannten  Gesetzen  wurd 
den  Bestand  und  die  Lebenslahigkeit  der  mittleren  un 
dem  Wege  der  Steuergesetzgebung  dadurch  zu  unter 
dass  der  Steuersatz  für  die  kleineren,  weniger  Malz  v< 
mässigt  und  für  die  grösseren  Betriebe  erhöht  wurde. 

Mit  diesen  ersten  Schritten  sollte  aber  die  Fi 
Malzsteuer  nicht  abgeschlossen  sein ;  es  hat  auch  die  E 
in  ihrer  Sitzung  vom  22.  Juni  1895  (Prot.  S.  1090)  m 
beschlossen,  „die  königl.  Staateregierung  zu  bitten,  e 
der  Malzsteuer  für  die  kleineren  Bierbrauereien  einzuh 
Erhöhung  der  Steuer  der  Grossbetriebe.**  Die  Erfahrt: 
der  beiden  Gesetze  von  1893  und  1895  gemacht  wordei 
dass  eine  weitere  Ausbildung  der  Malzsteuerabstufun 
führbar  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  die  vielen  oben  näher  be 
welche  das  Gesetz  vom  8.  April  1856  schon  erlitten  h 
doch  nicht,  zu  diesem  Gesetz  noch  ein  weiteres  Nacl 
denn  auch  abgesehen  von  den  Steuersätzen,  hat  sich 
machten  Erfahrungen,  durch  die  gewerblichen  und 
eine  Reihe  weiterer  Ergänzungen  an  der  bestehenden  Gej 
wert  erwiesen. 

Es  scheint  deshalb  der  Zeitpunkt  gekommen,  dur 
der  Malzsteuergesetzgebung  den  aufgetretenen  und  b 
Rechnung  zu  tragen. 

Bei  einer  neuen  Regelung  der  fraglichen  Steuer 
Frage  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  das  bestehende  Syi 
werteste  Form  der  Bierbesteuerung  beizubehalten  se 
Steuerung  des  fertigen  Fabrikates  dem  Grundgedanken 
entspricht  und  in  der  Theorie  der  Steuertechnik  (z.  B. 
der  Steuerrückvergütungen  und  ähnlichem)  der  Fabrik 
der  Rohmaterialsteuer  vorzuziehen  wäre,  so  lässt  sich  e 
bei  den  gegebenen  Verhältnissen  doch  insolange  nicht 
als  es  nicht  möglich  ist,  die  Menge  und  den  Gehalt   < 

wonnenen   Bieres    auf  mechanischem   Wege  durch   ei^ 

ständig  zuverlässigen  Kontrolleapparat  festzustellen.  Dies  trifft  zur  Zeit  nicht 
zu.  Die  Grundlagen  der  Malzsteuergesetzgebung  von  1856  und  1871  habei 
sich  auch  durchaus  bewährt.  Bei  einer  Revision  derselben  konnte  es  sich  so 
mit  nicht  darum  handeln,  zu  einem  ganz  neuen  System  der  Bierbesteuerung 
überzugehen.  Es  soll  vielmehr  nach  dem  vorliegenden  Entwurf  nur  das  be 
stehende  Recht  zusammengestellt  werden,  woneben  allerdings  auch  eine  Reihe 
mehr  oder  weniger  eingreifender  Aenderungen  und  Ergänzungen  vorgesehei 
sind,  wie  sich  solche  im  Laufe  der  Jahre  als  sachlich  notwendig  oder  ab 
wünschenswert  erwiesen  haben.  r 

Diese  Aenderungen  betreffen  teils  das  materielle  Steuerrecht,  teils  die 
Steuerkontrolle,  ausserdem  ist  in  Anlehnung  an  die  bayrische  und  die  badischc 
Gesetzgebung  und  in  Berücksichtigung  der  von  den  Landständen  ausgesprochenen 
Wünsche  ein  Verbot  der  Verwendung  von  Malzsurrogaten  zur  Bereitung  voii 
Bier  aufgenommen  worden. 
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Die  wichtigste  Aenderung  im  materiellen  Steuerrecht  betrifift  die  in  Art.  7 
,68  Entwurfs  neu  geordnete  Abstufung  der  Steuer,  durch  welche  eine  weitere 
irleichterung  der  kleinen  und  mittleren  und  eine  massige  Höherbelastung  der 
TGssten  Bierbrauer  herbeigeführt  werden  soll.  Bei  der  Erhebung  und  Stundung 
er  Steuer  (Art.  9)  soll  den  Bierbrauern  unbeschadet  der  Sicherung  der  Abgabe 
reiter  entgegengekommen  werden,  als  dies  bisher  der  Fall  war  und  in  Bayern 
nd  Baden  zur  Zeit  noch  der  Fall  ist.  Die  in  Art.  11  des  Entwurfs  vorge- 
ehenen  Vorschriften  über  Nachlass  und  Rückvergütung  der  Steuer  sind  gegen 
isher  einerseits  gemildert,  anderseits  in  Anlehnung  an  die  bayrischen  Vor- 
chriften  mehr  auf  die  Wahrung  der  Interessen  der  einheimischen  Brauindustrie 
eschränkt. 

Bei  Aufstellung  der  Kontrollevorschriften  herrschte  das  Bestreben,  sich 
nf  das  Notwendigste  zu  beschränken  und  insbesondere  die  Leitung  und  den 
tetrieb  der  Bierbrauereien  möglichst  wenig  durch  Kontrollemassregeln  zu 
eengen. 

Der  Entwurf  zeigt  hienach  gegenüber  dem  bestehenden  Gesetze  ganz 
wesentliche  Erleichterungen  und  ist  in  seinen  diesbezüglichen  Bestimmungen 
.uch  milder  als  die  bayrischen  und  badischen  Kontrollevorschriften,  indem  er 
ine  Reihe  von  Beschränkungen,  die  sich  in  den  Gesetzen  dieser  Nachbarstaaten 
inden,  teils  ganz  beiseite  gelassen,  teils  wesentlich  abgeschwächt  hat. 

Zu  den  Aenderungen,  welche  eine  wesentliche  Erleichterung  und  Verein- 
achung  der  Kontrolle  zur  Folge  haben,  gehört  hauptsächlich  die  Aufhebung 
er  Transportkontrolle  für  ungeschrotenes  Malz.  Der  Art,  6  des  bisherigen 
resetzes  ist  in  dieser  Richtung  vollständig  aufgehoben,  und  eine  Transport- 
ontrolle für  ungeschrotenes  Malz  ist  nur  noch  für  den  Fall  vorgesehen,  wenn 
asselbe  in  eine  Mühle  eingebracht  werden  soll.  Weitgehende  Erleichterungen 
ind  sodann  insbesondere  in  den  Bestimmungen  über  die  Kontrollierung  der 
hdvatmalzmühlen  enthalten ;  der  Mühleaufseher  und  der  Malzbrecher  sollen  in 
V^egfall  kommen  und  die  Verwendung  von  selbstthätigen  Wägevorrichtungen 
ur  Feststellung  des  Gewichts  des  zur  Schrotung  gekommenen  Malzes  für  die 
'rivatmalzmühlen  der  grossen  Brauereien  vorgeschrieben,  für  alle  übrigen  Malz- 
lühlen  zugelassen,  endlich  die  Kosten  für  die  Kontrollierung  der  Privatmalz- 
lühlen  der  gewerbsmässigen  Bierbrauer  künftig  auf  die  Staatskasse  über- 
Lommen  werden.  Die  Pflicht  zur  Einholung  besonderer  Genehmigung  für 
fühlen  und  ähnliche  Einrichtungen,  welche  zum  Schroten  von  Malz  zwar  ge- 
ignet ,  aber  nicht  dazu  bestimmt  sind ,  ist  auf  wenige  Fälle  beschränkt ;  die 
llgemeine  Anzeigepflicht  für  solche  Einrichtungen  soll  ganz  aufgehoben  wer- 
en;  die  Verpflichtung  zur  Haltung  vorschriftsmässiger  Wagen  und  Gewichte 
drd  sich  künftig  auf  die  Branntweinbrenner  und  die  Privatbrauer  nicht  mehr 
rstrecken;  das  straffrei  zu  lassende  Malzübergewicht  ist  von  4%  auf  5^/o  er- 
öht  worden.  Ausserdem  ist  der  Steuerverwaltung  oder  den  betreffenden  Steuer- 
ehörden  mehrfach  die  Befugnis  eingeräumt,  erleichternde  Ausnahmen  von  der 
Bgelmässigen  Kontrolle  eintreten  zu  lassen,  falls  sich  hierzu  das  Bedürfnis 
erausstellt.  Solche  Erleichterungen  werden  im  Anschluss  an  die  örtlichen 
erhältnisse  vorzugsweise  den  Privatbrauem  zu  gewähren  sein. 

B.  Im  einzelnen. 
I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  allgemeinen,  die  Art.  1 — 12  umfassenden  Bestimmungen  regeln  das 
materielle  Steuerrecht. 

Zu  Art.  1. 

Erhebungsarten  der  Steuer. 

Eine  Definition  des  Begriffs  „Bier"  ist  in  dem  Entwurf  nicht  gegeben; 
ine  solche  findet  sich   auch  weder  in  der  bayrischen   noch   in   der  badischen 
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Gesetzgebung.  Wenn  nach  Art.  3  des  Entwurfs  die  Verwendung  von  Malz 
Surrogaten  zur  Bereitung  von  Bier  ausgeschlossen  ist  und  hienach  für  das  iz 
Württemberg  bereitete  Bier  eine  Definition  unter  Bezugnahme  auf  die  zur  Ver 
Wendung  kommenden  Rohmaterialien  wohl  möglich  wäre,  so  erschien  die  Auf 
nähme  einer  solchen  Begriffsbestimmung  in  den  Text  des  Gesetzes  deshalb  nichl 
angezeigt,  weil  dieselbe  für  die  über  die  Landesgrenze  eingeführten  Biere  nichi 
anwendbar  sein  würde.  Mit  Beziehung  auf  die  Uebergangssteuer  erscheint  nichi 
bloss  dasjenige  Getränk  als  Bier,  welches  aus  den  in  Württemberg  zugelassenei 
Rohmaterialien  hergestellt  wird,  sondern  ohne  Rücksicht  auf  die  dazu  ver 
wendeten  Rohmaterialien  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Bezeichnung,  welche  dei 
Produzent  dem  bierartigen  Getränke  beilegt,  alles  Getränke,  welches  als  Biei 
sich  darstellt.  In  Zweifelsfällen  wird  es  Sache  der  Steuerverwaltung  sein,  aiij 
Grund  von  sachverständigen  Gutachten  zu  entscheiden,  ob  ein  zur  Einfuhi 
kommendes  Getränke  als  Bier  ansusehen  ist  oder  nicht 

1.  Malzsteuer. 

Zu  Art.  2. 
Gegenstand. 

Der  Entwurf  gibt  das  zur  Zeit  bestehende  Recht  wieder,  Malzsteuergeset: 
von  1856,  Art.  1  Ziff.  1  Abs.  1,  Art.  5  Ziff.  1  und  Art.  7  Ziff.  1,  da  sich  dies4 
Bestimmungen  bewährt  haben  und  eine  Aenderung,  insbesondere  eine  Aus 
dehnung  der  Besteuerung  auf  das  zur  Essigbereitung  bestimmte  Malz,  wii 
solche  in  Bayern  und  in  der  Brausteuergemeinschaft  besteht,  nicht  angezei^ 
erschien. 

Der  Begriff  des  Schrotens  schliesst  auch  das  Mahlen 
überhaupt  jede  Bearbeitung  des  Malzes  in  sich,  durch  wel 
bereitung  tauglich  gemacht  wird.  Auch  die  technische  B 
richtung,  mit  welcher  die  Zerkleinerung  des  Malzes  stattg 
die  Steuerpflichtigkeit  des  betreffenden  Malzes  ohne  Einfl 

Abs.  3  enthält  die  Definition  von  dem,  was  in  steuer 
unter  Malz  zu  verstehen  ist,  im  Anschluss  an  Art.  2  des 
des  badischen  Gesetzes.  Hienach  muss  das  Getreide  ,kt 
gebracht  werden.  Der  Ausdruck  »künstlich'  ist  jedoch  nicl 
mit  „kunstgerecht"  aufzufassen,  derselbe  bildet  vielmel 
jeder  zufälligen  Veranlassung,  welche  geeignet  ist,  das  ( 
zu  bringen.  Getreide ,  welches  daher  durch  Einweiche 
welche  sonstige  Handlungsweise  zum  Keimen  gebracht  wii 
Getreide,  das  nur  durch  zufällige  Veranlassung,  z.  B.  infol 
auf  dem  Felde  bei  Regenwetter,  oder  aus  Anlass  besonc 
dem  Aufbewahrungsorte,  zufällig  zum  Keimen  und  Wach 
Malz  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  betrachten  ist.  Unter  ,G( 
jenigen  Getreidearten  zu  verstehen,  welche  nach  dem 
gebrauch  in  Württemberg  ,unter  den  Begriff  Getreide  fall 
denen  Arten  von  Roggen,  Gerste,  Weizen,  Spelz  (Dinkel,  Einkorn),  Hafer  u.  s.  w 

Zu  Art.  3. 

Verbot  der  Verwendung  von  Malzsurrogaten. 

Anlässlich  der  Beratung  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1895  ist  in  der  Sitzung 
der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  22.  Juni  1895  (Prot.  S.  1092)  der  An 
trag  gestellt  worden,  die  königl.  Staatsregierung  um  Einbringung  eines  Ge 
setzesentwurfs  zu  bitten,  welcher  die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  bei  dei 
Bereitung  von  Bier  verbietet,  und  es  wurde  dieser  Antrag  durch  Beschluss  von 
20.  Mai  1896  (Prot.  S.  1882)  der  königl.  Regierung  zur  Kenntnisnahme  mit 
geteilt.  Diesem  Beschluss  ist  die  Kammer  der  Standesherren  in  ihrer  Sitzung  von 
5.  März  1897  (Prot.  S.  322)  beigetreten. 
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Zunächst  war  die  Frage  zu  erörtern,  ob  es  sich  empfehle,  die  Verwendung 
on  Malzsurrogaten  bei  der  Bierbereitung  ganz  auszuschliessen  oder  sie  in  be- 
chränktem  Umfange  oder  ganz  in  der  bisherigen  Weise  zuzulassen.  Hierüber 
st  folgendes  zu  bemerken: 

Die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  hat  erst  in  den  letzten  Jahren  einen 
ledeutenderen  Umfang  angenommen.  Im  Jahre  1885/86  wurden  in  Württemberg 
<n  Malzsurrogaten  verwendet  802,681,5  kg  mit  einem  Malzsteuerwert  von 
47,908,5  kg,  im  Jahre  1897/98  dagegen  4,432,951  kg  mit  einem  Malzsteuerwert 
on  5,035,278  kg.  Bei  den  Malzsurrogaten  hat  der  Reis  weitaus  die  grösste 
Bedeutung  gewonnen.  Unter  den  802,631,5  kg  Surrogaten  vom  Jahr  1885/86 
lefinden  sidb  802,290,5  kg  Reis  und  unter  den  4,482,951  kg  Surrogaten  vom 
ahr  1897/98  4,021,336  kg  Reis.  Von  den  übrigen  Surrogaten  wurde  im  Jahre 
897/98  verwendet: 

Färbebier 4,978  kg 

Mais 888,815   , 

Maismehl 247  , 

Zuckercouleur 2  „ 

Cerealin 15,702  , 

Cichorien 42  „ 

Sirup 686  „ 

Stärkezucker 23  , 

Malzauszug 374  , 

Rohzucker 751    , 

Die  Verwendung  von  Mais,  welche  im  Jahr  1895/96  sich  nur  auf  50  kg 
>elief ,  hat  in  der  Sudperiode  1896/97  und  1897/98  wesentlich  an  Ausdehnung 
ugenommen,  was  auf  die  Steigerung  des  Preises  für  Reis  zurückzuführen  sein 
viid.  Auch  verschiedene  Arten  von  Zucker  (Stärkezucker,  Rohzucker)  werden, 
venu  auch  in  nicht  sehr  erheblichem  Umfange,  bei  der  Bierbereitung  ver- 
irendet*). 

Ein  Verbot  dieser  Surrogate  mit  Ausnahme  des  Reises  würde  einer 
Schwierigkeit  nicht  begegnen  und  wäre  auf  die  Praxis  der  Bierbereitung  in 
Vürttemberg  von  keinem  erheblichen  Einfluss,  zumal  es  sich  nach  den  Wahr- 
lehmungen  der  Steuerverwaltung  bei  diesen  Surrogaten  zu  einem  grossen  Teil 
lur  um  Versuche  handelt,  zu  welchen  einzelne  Bierbrauer  durch  Anpreisungen 
ler  Surrogate  veranlasst  worden  sind. 

Wesentlich  anders  liegt  die  Sache  bei  dem  Reis.  Unter  dem  Gesamt- 
iialzverbrauch  vom  Jahr  1897/98  mit  93,985,021  kg  sind  4,021,336  kg  Reis  mit 
inem  Malzsteuerwert  von  4,622,218  kg  oder  etwa  4,97©  enthalten.  Es  ver- 
wenden zwar  eine  grosse  Anzahl  von  Bierbrauern  keinen  Reis,  bei  einzelnen 
lagegen  steigt  die  Menge  des  Reises  bis  auf  V^  des  verwendeten  Maisch- 
aat^rials. 

Unter  solchen  Umständen  wird  das  Verbot  der  Verwendung  von  Reis 
ur  Bierbereitung  einen  nicht  ganz  geringen  Einfluss  auf  die  Geschäftsverhält- 
lisse  der  Bierbrauer,  welche  bisher  Reis  verwendeten,  ausüben  und  zwar  ins- 
besondere in  der  Richtung,  dass  die  Produktionskosten  für  diese  Brauer  erhöht 
werden,  da  der  Reis  im  Verhältnis  zu  seiner  Ausbeute  billiger  zu  stehen 
:ommt,  als  das  Malz.  Vom  gesundheitlichen  Standpunkt  aus  erscheint  ein 
/"erbot  der  Reisverwendung  nicht  geboten,  denn  der  Reis  bildet  nach  einem 
lingeholten  Sachverständigengutachten  ein  durchaus  geeignetes  Rohmaterial 
ür  die  Bierbereitung  und  enthält  keinerlei  der  Gesundheit  schädlichen  Stoffe. 
)b  aus  dem  Verbot  der  Reisverwendung  der  inländischen  Landwirtschaft  der 
trwartete  Nutzen  erwächst,   erscheint   fraglich.     Bis  jetzt  haben  hauptsächlich 


1)  Im  Jahr  I898i'99  wurden  nach  Mitteilung  des  Ministers  v.  Zeyer  an  Malz  und  Malz 
urrogaten  im  ganzen  von  den  gewerbsmässigen  1631  Bierbrauern  verwendet  911,793  Doppel- 
entner,  hievon  Malzsurrogate  63,708  Doppelzentner  oder  70/0  und  zwar  ist  darunter  Reis  mit 
7,868  Doppelzentner  oder  6,36 o/q  der  gesamten  Malzverwendung,  Mais  nur  6688  Doppelzentner 
der  0,64%.    Verhandl.  der  württemb.  Kammer  der  Abg.  vom  28.  April  1900  S.  2309.     D.  H. 
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die  grösseren  Brauereien  Reis  verwendet;  wenn  diesen  Brauereien  die  Weit 
Verwendung  von  Reis  verboten  wird,  so  werden  dieselben  ihren  Bedarf  an  Bn 
gerste  kaum  in  grösserem  umfange  als  bisher  im  Inlande  decken ,  da  ihn 
bei  den  in  Württemberg  bestehenden  landwirtschaftlichen  Verhältnissen  < 
Braugerste  in  genügend  ausgeglichener  Qualität  wohl  nur  in  seltenen  FälJ 
in  hinreichender  Menge  angeboten  werden  kann. 

Trotz  dieser  Thatsachen  hat  sich  die  königl.  Regierung  für  ein  all( 
meines  Surrogatverbot  entschieden  und  zwar  wesentlich  mit  Rücksicht  dara 
dass  die  neue  badische  Gesetzgebung  (Ges.  vom  30.  Juni  1896,  Ges.-  u.  Ver.-! 
Nr.  XVI)  sich  in  dieser  Beziehung  dem  bayrischen  Vorgang  (Ges.  vom  16. 1 
1868  in  der  Fassung  vom  10.  Dezember  1889,  Ges.-  u.  Ver.-Bl.  von  1889  S.  6( 
angeschlossen  und  die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  zur  Bierbereitung  ga 
allgemein  ausgeschlossen  hat.  Die  württembergisqhe  Brauindustrie  hat  in  d 
Konkurrenz  mit  derjenigen  der  Nachbarstaaten  schon  bisher  einen  schwer 
Kampf  zu  bestehen,  und  sie  wird  gegenwärtig  noch,  wie  die  stetige  Zunahi 
der  Biereinfuhr  nach  Württemberg  und  die  Abnahme  der  Bierausfuhr  a 
Württemberg  beweist,  Schritt  um  Schritt  zurückdrängt.  Die  Vorteil  bringen 
Konkurrenz  wurde  dem  bayrischen  Bier  wesentlich  erleichtert  durch  die  d( 
Konsumenten  bekannte  Bestimmung,  dass  dieses  Bier  ausschliesslich  aus  Hopf 
und  Malz  bereitet  werden  darf.  Nachdem  nun  auch  Baden  zu  dem  Surrog 
verbot  übergegangen  ist,  erscheint  es  notwendig,  dass  auch  Württemberg 
dieser  Beziehung  folgt. 

Eine  andere  Frage  war,  ob  das  Verbot  der  Malzsurrogate  in  das  Gese 
über  die  Biersteuer  aufgenommen  werden  solle,  oder  aber,  ob  ein  besondei 
(Polizei-)  Gesetz  erfordert  werde,  da  es  sich  doch  mehr  um  eine  polizeilic 
Massregel  handelt. 

Nach  dem  Vorgang  in  den  Nachbarstaaten  Bayern  und  Baden,  und  weg 
des  nahen  Zusammenhangs  der  steuerlichen  mit  der  polizeilichen  Seite  erschi 
es  indessen  nicht  bloss  angängig,  sondern  geradezu  angezeigt,  das  Verbot 
das  Steuergesetz  aufzunehmen. 

Für  das  Verbot  der  Verwendung  von  Reis  und  des  neuerdings  an  sei 
Stelle  tretenden  Maises  (entöltes  Maismehl,  Maisgries)  fällt  namentlich  au 
die  überaus  schwierige  steuerliche  Kontrollierunff  derselben  in  die  Wagscha 
Das  Verbot  ist  daher  jedenfalls  von  steuertechnischem  Standpunkte  aus  in  hohe 
Grade  erwünscht.  Zur  Zeit  wird  die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  in  d 
Weise  kontrolliert,  dass  vor  dem  Verbringen  derselben  in  die  Braustätte  d 
Steuerbeamte  herbeizurufen  ist,  welcher  die  Art  und  Menge  des  Surrogats  ai 
zunehmen  hat.  Diese  Kontrolle  hat  wohl  früher,  als  die  Surrogatverwendui 
sich  noch  in  engen  Grenzen  hielt,  genügt,  nachdem  dieselbe  aber  ihren  jetzig* 
Umfang  angenommen  hat,  müsste  zu  wirksamerer  Kontrolle  weitere  Vorke 
getroffen  werden ;  eine  solche  wäre  aber  ohne  wesentliche  Belästigung  der  Bic 
brauer  nicht  wohl  durchzuführen. 

Der  zweite  Absatz,  wonach  zu  Bereitung  von  untergärigem  Bier  als  Ma 
nur  Gerstenmalz  verwendet  werden  darf,  entspricht  wörtlich  dem  Art.  7  d 
bayrischen  und  Art.  6  des  badischen  Gesetzes.  Hienach  soll  zwar  zur  Bereitui 
von  untergärigem  Bier  als  Malz  nur  Gerstenmalz  Verwendung  finden.  Alle 
die  Verwendung  von  anderem  Malz  als  Gerstenmalz,  also  z.  B.  von  Weize 
malz  zu  untergärigem  Bier,  fUUt  an  sich  nicht  unter  das  eigentliche  Surrogs 
verbot,  sofern  das  betreffende  Malz  nur  als  Darr-  oder  Luftmalz  angesehi 
werden  kann.  £s  handelt  sich  vielmehr  in  Abs.  2  um  eine  weitere  von  Abs. 
unabhängige  Bestimmung,  welche  sich  von  dem  eigentlichen  Surrogatverb 
insbesondere  dadurch  unterscheidet,  dass  auch  verbote¥ddrig  zur  Bierbereitui 
verwendetes  Malz  der  Besteuerung  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzi 
unterliegt,  während  bei  der  Verwendung  von  eigentlichen  Malzsurrogaten,  w 
z.  B.  Reis,  künftig  eine  Besteuerung  überhaupt  nicht  mehr  eintritt,  sondei 
nur  die  schärferen  Strafbestimmungen  des  Art.  87  Anwendung  finden. 
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Zu  Art.  4. 
Person  des  Malzsteuerpflichtigen. 

Art.  4  schliesst  sich  an  den  Art.  2  des  Malzsteuergesetzes  von  1856  an. 
i  dieser  Bestimmung,  welche  sich  durchaus  bewährt  hat,  abzugehen  und 
a  die  Bestimmung  in  Art.  5  des  badischen  oder  diejenige  in  Art.  9  des 
rischen  Gesetzes  anzunehmen,  wäre  nicht  unbedenklich. 

Unwesentlich  für  die  Steuerpflicht  ist,   ob  die  betreffende  Person  auch 

entümerin  des  Malzes  ist  oder  nicht;  wesentlich  ist  nur,  dass  das  Malz  für 

geschroten  wird.    Auch  kommt  für  die  Steuerpflicht  nicht  in  Betracht,   ob 

ienige,  für  den  das  Malz  geschroten  wird,  hierzu  besonderen  Auftrag  erteilt 

oder  nicht. 

Zu  Art.  5. 
Eintritt  der  Steuerpflicht. 

Nach  Art.  3  des  Malzsteuergesetzes  von  1856  ist  bezüglich  des  im  In- 
3e  geschrotenen  Malzes  die  Steuer  verfallen,  sobald  das  zum  Schroten  be- 
imte  Malz  zur  Mühle  gebracht  ist.  Wenn  auch  das  Schroten  als  der  Akt, 
welchen  sich  die  Steuerpflichtigkeit  des  Malzes  knüpft,  beibehalten  werden 
,  so  kann  aus  Gründen  der  Steuerkontrolle  doch  nicht  auf  die  bisher  über 
Eintritt  der  Steuerpflicht  geltende  Bestimmung,  dass  sie  mit  dem  Einbringen 
Malzes  in  die  Mühle  eintritt,  verzichtet  werden.  Bezüglich  des  Malzes, 
ches  zwar  in  die  Mühle  eingebracht,  aber  aus  irgend  welchen  Gründen 
it  geschroten  wird,  trifft  Art.  1 1  Abs.  1  Ziff.  1  die  erforderliche  Bestimmung. 

Zu  Beseitigung  von  Zweifeln  ist  es  angezeigt,  für  die  einzelnen  Mühle- 
in mit  Rücksicht  auf  die  bei  denselben  vorliegenden  besonderen  Verhält- 
e  genau  zu  bestimmen,  wann  das  Malz  als  in  die  Mühle  eingebracht  anzu- 
m  ist. 

Dies  ist  in  Ziff.  1-— 4  des  zweiten  Absatzes  ganz  im  Anschluss  an  die 
lerige  Praxis  geschehen,  da  diese  zu  Anständen  nicht  geführt  hat.  Die  Ziff.  4 
ieht  sich  auf  diejenigen  Einrichtungen,  welche  zum  Malzschroten  nicht  zu- 
issen  sind. 

Zu  Art.  6. 
Befreiung  von  der  Malzsteuer. 

Der  Art.  6  enthält  bestehendes  Recht  (Malzsteuerges.  Art.  1  Ziff.  1  Abs.  2 
Vollzugsverfügung  vom  Q.April  1856  §  2  Ziff.  4).  Derselbe  bildet  eine 
Sequenz  des  ersten  Absatzes  von  Art.  2,  wonach  nur  das  zur  Bierbereitung 
immte  Malz  der  Malzsteuer  unterliegt. 

Die  Steuerfreiheit  ist  jedoch  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  die 
der  Steuerverwaltung  über  die  steuerfreie  Verwendung  von  Malz  gegebenen 
Schriften  eingehalten  werden.  Wenn  diese  Vorschriften  nicht  eingehalten 
ien,  so  hat  derjenige,  welcher  das  Malz  zur  Schrotung  brachte,  auf  steuer- 
i  Behandlung  desselben  keinen  Anspruch;  um  hierüber  keinen  Zweifel  zu 
m,  ist  dies  in  Abs.  2  zu  besonderem  Ausdruck  gebracht. 

Auf  den  Prozentsatz,  nach  welchem  im  Falle  des  Abs.  2  die  Steuer  zur 
sbung  zu  kommen  hat,  können  bei  den  hier  in  Betracht  kommenden  Fällen 
Natur  der  Sache  nach  die  Bestimmungen  des  Art.  7  über  die  Abstufung 
Malzsteuer  nach  der  Menge  des  in  1  Jahr  von  einem  Steuerpflichtigen  zur 
'otung  gebrachten  Malzes  keine  Anwendung  finden.  Für  den  Fall  der  Nicht- 
altung  der  Vorschriften  bezüglich  der  steuerfreien  Verwendung  von  Malz 
anderen  Zwecken  als  zur  Bierbereitung  empfiehlt  es  sich  deshalb,  die  Aii- 
dung  des  höchsten  nach  Art.  7  zulässigen  Prozentsatzes  ganz  allgemein 
uBchreiben. 

Die  Verwendung  von  Malz  zu  steuerfreien  Zwecken  ist  in  den  letzten 
en  nicht  unbeträchtlich  gestiegen. 
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Sie  betrug 

im  Jahre  1888/89  noch 671,296  kg 

y,'     1897/98  dagegen 1,262,922  , 

Es  wurden  im  Jahre  1897/98  steuerfrei  verwendet  in 

1893  Branntweinbrennereien 565,166  kg 

7  Kunsthefefabriken 580,239  , 

3  Malzextraktfabriken 75,540   ^ 

zu  Viehfutter 14,336  , 

7  Essigfabriken     . 4,465   ^ 

7  Betrieben  zu  verschiedenen  Zwecken 
(Kindemahrungsmittel ,  Bonbons, 
Malzkaffee  etc.) 23,176  , 

Zu  Art 
Betrag  der  M 

Der  erste  Absatz  enthält  bestehen« 
12.  Dezember  1871),  an  demselben  ist  eir 

Bis  zum  Jahre  1893  war  die  Mals 
einheitliche;  durch  das  Gesetz  vom  28. 
gemacht,  im  Interesse  der  Erhaltung  dei 
eine  Abstufung  der  Malzsteuer  einzuführe 
ein  vorsichtiger  sein,  denn  es  wurde  dad 
Steuer  fremdes  Prinzip  zur  Anwendung 
weitere  Abstufung  zur  Beratung  stand,  wi 
gesammelt,  um  die  Frage  definitiv  und  e 
ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  n 
Bemühungen  für  die  weitere  Ausbildung 
keineswegs  finden  sollen,  dass  das  Gesetz 
augenblicklichen  Bedürfnis  Rechnung  zu 
fortgesetzt  darauf  gerichtet  bleiben  werd 
zubilden  sei.  Das  zur  Zeit  geltende  Rechi 
betrachtet.  Dass  diese  Auffassung  auch 
geteilt  wurde,  erhellt  aus  dem  Beschlui 
S.  1090),  der  dahin  ging,  die  königl.  Si 
Ermässi^ng  der  Malzsteuer  für  die  klei: 
gleichzeitiger  Erhöhung  der  Steuer  der  ( 

Der  geeignete  Zeitpunkt  für  eine 
kommen   sein,   nachdem   auch   der  Nacl 
Biers  auf  der  Basis  einer  Malzsteuer  neu 
stärkere  Abstufung  durchgeführt  hat,  als 

In  der  Anlage  1  ist  die  Wirkung 
und  Bayern  bestehenden  Abstufung  auf  < 
Verwendung  zusammengestellt  und  in  de: 
aus  geht  hervor,   dass  sowohl  in  Bayern 
Differenzen  zeigen,  als  sie  zur  Zeit  in  W 

Es  bezahlt  ein  Bierbrauer  für  1  Doppelzentner  Malz  an  Steuer  bei  < 
Malz  Verwendung  von 

50  Doppelztr.        40,000  Doppelztr.  Differenz 

in  Württemberg    .      9  M.  10,69  M.  1,69  M. 

,   Bayern      ...     10    „  12,69    ,  2,69    , 

„   Baden  ....      8    „  12        ^  4         „ 

Schon  diese  Yerffleichung  legt  den  Gedanken  nahe,  unsere  Abstufi 
Sätze  dei^enigen  der  Nachbarstaaten  mehr  anzupassen.  Dazu  kommt  aber 
die  Erfahrung^,  dass  die  bisherige  Abstufung  in  Württemberg  die  in  sie 
setzten  Erwartungen  nicht  in  wünschenswertem  Masse  erfüllt  hat.  In  dei 
gründung  zu  dem  Gesetzesentwurfe  vom  Jahre  1895  ist  der  Nachweis  ven 
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len,  wie  die  Gesamtzahl  der  Bierbrauereien  stetig  ab-  und  der  Umfang  der 
sbrauereien  ebenso  stetig  zunehmen.  Diese  Entwicklung  ist  auch  seither 
b  wesentlich  aufgehalten  worden,  wie  nachstehende  Tabelle  zeigt: 

Es  waren  vorhanden  gewerbsmässige  B  r  a  u  n  bierbrauer : 


mit   einer   Malzverwen 

dung   von 

im 
ganzen 

bis  5( 
Doppelzei 

K) 
atner 

in  0,0 

500-1000 
Doppelzentner 

;  in  % 

1000- fi 
Doppelzei 

000 

atner 
in  0/0 

5000—20,000     1 
Doppelzentner 

1  in  o|o 

Über  20,000 
Doppelzentner 

in% 

1,965 

1,598 

81,32 

197 

10,03 

1« 

7,90 

14 

0,70 

0,05 

1,906 

i      1,535 

80,53 

1        193 

10,12 

163 

8,56 

1         ^^ 

0,74 

0,06 

1,851 

1,458 

78,77 

191 

10.32 

183 

9.89 

1         18 

0,97 

0,05 

1,767 

1,394 

78,89 

!        174 

9,85 

181 

10,24 

1         ^^ 

0,96 

^ 

0,06 

1,675 

1,288 

1 

76,90 

;       183 

10,93 

181 

! 

10,80 

'        2» 

1 

1,31  1 

0,06 

)iese  Brauer  verwendeten  an  Malz  zusammen  in  Kilogramm: 


32,399,354 


20,845,329 


33,310,808j|  20,459,034 

Jl,227,22»l|  20,690,520 

88,837,064!'  18,931,167 

11 
93,074,158,1 17,605,647 


25,3  114,213,593 

24.6  ,  13,858,597 

22.7  '  13,770»082 
21,5  ||  12,197,178 
18,9  !  13,053,104 


17,3 

^0,621,896 

37,2 

13,704,568 

16,6 

31,864,062 

38,2 

13,989,452 

15,1 

35,082,108 

88,5 

17,728,773 

13,8  |l  25,397,281 

40,1 

17,704,437 

14,0 

36.978,832 

S8.T 

21,717,522 

16,6  {I  3,014,468 
16,8  |!  3,139,663 


19,4 
20,1 
23,3 


3,960,746 
4,007,001 
4,719,053 


3,7 
8,8 
4,8 
4,5 
5,1 


Soll  die  Abstufung  der  Malzsteuer  ihren  Zweck,  die  Erhaltung  und 
kung  der  kleineren  und  mittleren  Betriebe,  erfüllen,  so  muss  sie  wirksamer 
altet  werden.  In  der  Begründung  des  Gesetzesentwurfs  vom  Jahre  1893  ist 
Abstufung  im  wesentlichen  mit  der  geringeren  Extraktausbeute  der  kleineren 
:brauereien  begründet.  Es  ist  aber  nicht  bloss  die  Extraktausbeute,  welche 
die  Menge  des  von  einem  bestimmten  Malzquantum  gewonnenen*Bieres  von 
äuss  ist,  sondern  es  sind  dies  auch  die  verschiedenen  Abgangsprozente  vom 
schlag  der  Würze  bis  zum  Abfüllen  des  Bieres  aus  den  Lagerfässern. 

Wenngleich  hierüber  keine  zahlenmässigen  Angaben  zur  Verfügung  stehen, 
si  doch  als  sicher  anzunehmen,  dass  der  berührte  Abgang  in  den  grösseren, 
eingerichteten  Brauereien,  welche  mit  bestgefertigten  Pumpen,  Rohr- 
ingen u.  s.  w.  vollständig  ausgestattet  sind,  kleiner  ist,  als  in  den  kleinen, 
althergebrachter  Weise  eingerichteten  Brauereien ,  in  denen  die  Würze 
sehen  Maisch geschirr  und  Kessel  geschöpft  werden  muss  oder  wo  der  Lager- 
er von  der  Brauerei  entfernt  liegt  und  das  Bier  in  den  ersteren  auf  der 
ise  zu  führen  ist. 

Bei  der  Feststellung  der  einzelnen  Steuerstufen  konnte  sich  deshalb  der 
wurf  nicht  ausschliesslich  an  die  für  die  einzelnen  Brauereikategorien  er- 
enen  durchschnittlichen  Extraktausbeuteprozentsätze  halten,  er  musste  viel- 
ir  auch  auf  die  Verschiedenheit  des  fraglichen  Abgangs  gebührende  Rück- 
it  nehmen.  Dazu  kam  noch  die  Festsetzung  des  niedersten  Abgabesatzes 
iem  badischen  Gesetze  auf  8  M.  Sollten  die  kleineren  Bierbrauer  insbesondere 
der  Grenze  dem  badischen  Kleinbrauer  gegenüber  konkurrenzfähig  bleiben, 
kann  für  sie  [der  Steuersatz  nicht  höher  normiert  werden  als  in  Baden, 
lerseits  musste  jeder  Ausfall  an  der  Steuer  der  Kleinbetriebe,  wenn  der 
rag  der  Steuer  nicht  in  empfindlicher  Weise  zurückgehen  soll,  durch  ent- 
gehenden Aufschlag  für  die  Grossbetriebe  wieder  ausgeglichen  werden.  Auf 
3en  Erwägungen  beruht  die  in  dem  Entwurf  vorgesehene  Abstufung,  welche 
i  in  ihrer  Höhe  im  wesentlichen  an  die  badische  anschliesst.  Dieselbe  ist 
[)ch  nach  zwei  Richtungen  hin  für  die  Bierbrauer  günstiger  als  die  letztere. 
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Die  Grenzen  für  die  höheren  Steuerstufen  sind  mit  einer  Ausnahme  hO 
normiert  als  in  Baden;  hier  geht  der  niederste  Steuersatz  von  8  M.  nur 
250  Doppelzentner,  nach  dem  vorliegenden  Entwurf  dagegen  bis  500  Dop] 
Zentner.  Der  höchste  Satz  von  12  M.  beginnt  in  Baden  schon  bei  einer  ' 
samtmalzverwendung  von  mehr  als  5000  Doppelzentner,  nach  dem  Entwurf  « 
mit  der  Ueberschreitung  von  7500  Doppelzentner.  Nur  die  obere  Gre: 
für  die  Anwendung  des  normalen  Steuersatzes  von  10  M.  ist  in  dem  Entw 
wie  in  Baden  auf  1500  Doppelzentner  festgesetzt. 

Sodann  sollen  nach  dem  Entwurf  die  grö  '  '^ 

nach  dem  Wesen  einer  wirklichen  Progression  f 
an  den  ermässigten  Sätzen  teilnehmen.  Bei  eii 
Abstufung  musste  auch  die  Frage  nach  der  z\ 
erörtert  werden.  In  dieser  Beziehung  kennt  di 
gesetzgebung  zwei  verschiedene  Arten;  die  ein 
wirkliche  Progression  dar,  insoferne  der  Braue 
nicht  überschreitendes  Malz  an  dem  niederen  Sj 
dann  zusammen,  dass  der  von  dem  Bierbrauer 
Zentner  Malz  zu  bezahlende  Steuersatz  mit  der 
ganz  allmählich  und  ohne  jeden  Sprung  um  1 
Art  der  Progression  kommt  in  Württemberg  zui 
zur  Anwendung,  welche  zwischen  500  und  1000 
als  5000  Doppelzentner  Malz  verwenden.    Ein  I 

500  Doppelzentner  Malzverwendung  beza! 
Zentner  9  M.  Steuer,  ein  solcher  m 

600  Doppelzentner  Malzverwendung  beza! 
Zentner  9,17  M.  Steuer,  ein  solcher 

700  Doppelzentner  Malzverwendung  beza! 
Zentner  9,29  M.  Steuer  u.  s.  w.  In  i 
schnittlich  für  1  Doppelzentner  Malz  zu  bezahler 
mit  einer  Malz  Verwendung  von  mehr  als  5000 
Progression  ist  auch  in  dem  neuen  badischen  < 
einer  Malzverwendung  bis  zu  1500  Doppelzen 
ebenso  in  der  bayrischen  Malzsteuergesetzgebi 
angewandt« 

Die  zweite  Form  der  Abstufung  besteht  i: 
schreitung  der  Verwendung  von  1000  Doppelzen 
1000  Doppelzentner  Malz  verwendet,  geniesst  fü: 
noch  die  Ermässigung  von  10  7o»  derselbe  bezah 
für  die  ersten  500  Doppelzentner  und  500mal  10  Ä 
Zentner,  zusammen  also  9500  M.  üeberschreitet 
auch  nur  um  1  Doppelzentner,  vei*wendet  er  als 
die  Ermässigung  für  die  ersten  500  Doppelzentm 
samten  verwendeten  Malzmenge  den  normalen  S 
10,010  M.  zu  bezahlen.  Obwohl  sich  diese  Fori 
sehen  Gesetz  wiederfindet,  so  sollte  dieselbe  f(3 
behalten   werden.     Nach   dem   badischen   Geset; 

5000  Doppelzentner  Malzverwendung  UM.  per  Doppelzentner,  zusammen  a 
55,000  M.  Steuer.  Verwendet  er  aber  5001  Doppelzentner  Malz,  so  imterli< 
er  mit  der  ganzen  Malzmenge  dem  Steuersatz  von  12  M.,  hat  also  im  gani 
60,012  M.  an  Steuer  zu  bezahlen.  Die  Erfahrungen,  die  mit  dieser  Art  < 
Abstufung  in  Württemberg  gemacht  worden  sind,  rechtfertigen  es,  von  diei 
Art  der  Abstufung  abzusehen.  In  erster  Linie  spricht  das  Interesse  der  Bi 
brauer  für  ein  allmähliches  Wachsen  des  durchschnittlich  zu  bezahlenden  Safe 
und  gegen  ein  sprungweises  Ansteigen,  da  nur  bei  jenem  ein  allmählicl 
schrittweises  Ausdehnen  des  Betriebes  möglich  ist.  Ein  Bierbrauer,  der  an  i 
Grenze  der  1000  Doppelzentner  kommt,  wird  unter  Umständen  gjenötigt  se 
seinen  Betrieb,  im  Widerspruch  mit  seinen  Absatzverhältnissen,  in  kleinen 
Umfang  zu  belassen,   um   die  500  M.  Ermässigung  zu  behalten,   wenn  es  il 
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it  möglich  ist,  seinen  Betrieb  sofort  derart  auszudehnen,  dass  die  höhere 
ler  durch  höheren  Gewinn  wieder  ausgeglichen  wird.  Auf  der  anderen 
e  wirkt  der  drohende  Verlust  der  Ermässigung  im  Betrag  von  500  M.  auf 
Brauer  als  starker  Reiz  zu  unlauterem  Vorgehen  und  Steuerhinterziehungen. 

Aus  diesen  Gründen  hat  sich  der  Entwurf  nur  an  die  erste  Form  der 
bufung  gehalten.  Dieselbe  soll  in  gleicher  Weise  bei  den  Privatbrauem  zur 
Sendung  kommen,  indem  auch  diejenigen  Privatbrauer,  welche  über  5  Doppel- 
;ner  Malz  verwenden,  für  die  ersten  5  Doppelzentner  Malz  an  dem  auf  25  7° 
ässigten  Steuersatz  teilnehmen. 

Eine  Mehreinnahme  ist  mit  der  Veränderung  der  Abstufung  nicht  beab- 
tigt;  im  Gegenteil  werden  sich  die  Steuererträgnisse,  wenn  man  die  Er- 
aisse  des  Jahres  1897/98  zum  Vergleiche  beizieht,  etwas  ermässigen. 

Im  Jahre  1897/98  bestanden  1715  gewerbsmässig  betriebene  Bierbrauereien, 
lelben  verwendeten  im  ganzen  98,520,281  kg  Malz.  Von  dieser  Malzmenge 
den  versteuert: 


^050,066  kg  zu  9  M.  —  Pf.  per  Doppelzentner 

1,503,656    ,     ,  10    ,    —  ,       , 

5,247,506   ,     „  10    ,    50  ,       , 

5,719,053    ,     „  11    ,    -  ,       , 


2,434.505  M.  94  Pf. 

5,150,365    ,    60  „ 

1,285,988    ,    13  , 

299,095    ,    83  . 


J,520,281  kg 

Demgegenüber  würde   sich   nach 
folgt: 

zusammen  9,169,955  M.  50  Pf. 
dem    Entwurf  der   Ertrag   berechnen 

Zahl 

der 

Brauer 

Gesamt- 

malz- 

ver- 

wendung 

in  der 

Gruppe 

kg 

Hiervon 

zu 

versteuern 

kg 

Zum 
Satz 
von 

M. 

Gibt  Steuer 

Gruppe 

im 
einzelnen 

M. 

zusammen 
M. 

I. 
Doppelzentner 

IL 
>00  Doppelzentner . 

1328 
251 

122 

14 

17,950,827 
21,514,497 

32,784,229 
21,270,728 

17,950,827 

12,550,000 
8,964,497 

6,100,000 
12,200,000 
14,484,229 

700,000 

1,400,000 

8,400,000 

10,770,728 

8 

8 
10 

8 
10 
11 

8 
10 
11 
12 

1,436,066.16 

1,004.000 
896,449.70 

1,436,066.16 

III. 
^500  Doppelzentner 

488,000 
1,220,000 
1,593.265.19 

1,900,449.70 

IV. 
>00  Doppelzentner . 

56,000 

140,000 

924,000 

1,292,487.36 

3,301,265.19 

zusammen 

2,412,487.36 

9,050,268.41 
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Der  Abs.  3  des  Art.  7  erscheint  notwendig,  damit  in  dem  Falle,  w 
zwei  Brauereien,  welche  innerhalb  einer  Entfernung  von  20  km,  nach  der  L 
linie  gemessen,  voneinander  gelegen  sind,  in  einer  Hand  vereinigt  werden,  < 
selben  in  Rücksicht  auf  die  Steuerberechnung  als  eine  Brauerei  behau« 
werden  können. 

Die  Bestimmungen  des  Abs.  4  über  Privatbrauer  sind  dem  Gesetz  ^ 
8.  Juli  1895  entnommen,  das  bis  jetzt  zu  keinen  Anständen  geführt  hat. 

Zu  Art.  8. 
Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Gewichts. 

Der  Abs.  1  gibt  bestehendes  Recht  wieder,  i 
die  Steuer  nur  von  dem  Nettogewicht  des  Malzes  l 
in  Art.  1  ZiflF.  3  des  Malzsteuergesetzes  von  1856  u 
setzes  vom  12.  Dezember  1871:  ,ohne  Unterschied, 
oder  trocken  zur  Mühle  gebracht  wird*  wurde  als 
das  Einsprengen  des  Malzes  vor  der  Schrotung  au 
Sollte  ausnahmsweise  Malz  eingesprengt  werden,  so 
berechnung  ohne  Einfluss  sein. 

Zu  Abs.  2.  Auf  einer  grösseren  Anzahl  von 
Malz  infolge  besonderer  Einrichtung  der  Mühle  i 
ausser  für  die  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger 
denjenigen  Mühlen  zu,  bei  welchen  die  Wage  mit 
Weise  untrennbar  verbunden  ist,  dass  das  Malz  ersi 
dann  nach  Vei-schluss  der  Kaue  verwogen  wird  (i 
beiden  Arten  von  Privatmalzmühlen  ist  die  Frag 
deutung.  Dagegen  findet  bei  den  übrigen  Privatn 
liehen  Malzmühleii  Bruttoverwiegung  des  Malzes  st 
für  die  letzteren  nach  Art.  26  des  Entwurfs  die  A 
thätigen  Wägevorrichtung  als  zulässig  vorgesehen  i 
selbstthätiger  Wägevorrichtung  versehenen  öffentli 
wiegung  des  Malzes  eintreten. 

Für  das  Malz,  welches  auf  öffentlichen  Ms 
sieht  der  Entwurf  wie  bisher  2  %  Tara  vor.  Diese 
vielfach  vorgenommenen  Probeverwiegungen  als  zu 
es  lag  kein  Grund  vor,  hiervon  nach  oben  oder  un 
Auch  das  badische  Gesetz  normiert  im  letzte 
für  Malz  in  Säcken  auf  27o  des  Bruttogewichts.  I 
wurf  für  alle  Privatmalzmühlen,  bei  welchen  nicht  ] 
eine  Ermässigung  des  Tarasatzes  auf  IVa^'o  vorge 
stellten  Erhebungen  suchen  die  Bierbrauer,  welch( 
mühlen  schroten,  sich  einen  Vorteil  dadurch  zu  versc 
des  Malzes  von  feinem  Hanf  gewobene  Säcke  ver 
heblich  weniger  als  2  7©  des  Bruttogewichts  betrag 
zahl  von  Probeermittelungen  hat  die  Tara  im  Dur 
des  Bruttogewichts  erreicht ;  in  einzelnen  Fällen  i 
gegangen.   Wenn  auch  die  Privatmalzmühlen  mit  Ne 

diejenigen  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  immer  zahlreicher  werden, 
ist  die  Frage  des  Tarasatzes  für  die  Privatmalz  mühlen  doch  nicht  ohne 
deutung.     Im  Jahre  1897/98  wurde  an  Malz  geschroten: 

auf  öffentlichen  Mühlen 22,260,719  kg  =  25 ^o 

„    Privatmalzmühlen  mit  Bruttoverwiegung  .     .     30,167,640   „    =  34  , 

an,     Nettoverwiegung  (S\ - 

Stern  Wullen)     .  '  .     11,563,621   ,    =  13  „ 

,  ,  a     selbstthätiger     Wäge- 

vorrichtung   .     .     .     24,963,769  ,    =  28  , 
Für  die  ermässigte  Tara  kommen  hiemach  immer  noch  301,676  Dop] 
Zentner  Malz  in  Betracht. 
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Der  Abs.  8  bringt ,  soweit  es  sich  um  öffentliche  Malzmühlen  handelt^ 
I  bisher  geltende  Recht  zum  Ausdruck  (Malzsteuerges.  von  1856  Art.  10  Ziff.  8, 
).  von  1871  Art.  4);  die  für  Privatmalzmühlen  vorgesehene  Bestimmung 
»s.  4)  entspricht  der  bisher  geübten  Praxis.  Bei  Privatmalzmühlen  ohne 
^stthätige  Wägevorrichtung,  bei  welchen  das  zur  Schrotung  bestimmte  Malz 
Gegenwart  des  Ortssteuerbeamten  abgewogen  werden  muss,  stellt  der  Orts- 
[lerbeamte  daa  Gewicht  des  Malzes  fest. 

Zu  Art.  9. 
Feststellung,  Erhebung  und  Stundung  der  Malzsteuer. 

Wie  bisher  (Art.  3  Abs.  2  des  Ges.  von  1856)  soll  an  dem  vierteljähr- 
len  Einzug  der  Steuer  je  am  Anfang  der  Ealenderquartale  für  die  Regel 
jh  künftig  festgehalten  werden. 

Für  die  Stundung  der  Steuer  wird  in  Abs.  2  eine  Abweichung  von  der 
berigen  Behandlungsweise  vorgeschlagen.  Bisher  wurde  (Art.  8  Abs.  8  des 
r.  von  1856),  „wenn  keine  besonderen  Anstände  vorlagen,"  auf  Verlangen  die 
^abe  von  dem  für  braunes  (d.  h.  für  untergäriges)  Bier  in  den  beiden  Winter- 
irtalen  geschrotenen  Malz  zur  Hälfte  ein  halbes  Jahr  angeborgt.  Nach 
D  Entwurf  soll  den  gewerbsmässigen  Bierbrauern  ohne  Unterschied,  ob 
das  Malz  zu  ober-  oder  zu  untergärigem  Bier  verwenden,  die  ganze  Malz- 
Lier,  und  zwar  auch  diejenige  für  das  in  den  Sommerquartalen  verwendete 
Iz  8  Monate  gestundet  werden,  so  dass  mit  Rücksicht  auf  den  vierteljähr- 
len  Steuereinzug  die  Steuer  durchschnittlich  47« — 5V2  Monate  nach  der 
irotung  des  Malzes  zum  Einzug  käme.  Eine  Verkürzung  der  Stundungsfrist 
chien  angezeigt  mit  Rücksicht  auf  die  Fortschritte  der  Brauereitechnik, 
Iche  eine  lange  Lagerung  der  Biere  vermeiden  lässt;  dieselbe  ist  aber  auch 
Interesse  des  sicheren  Steuereingangs  notwendig.  Da  künftig  weit  grössere 
^räge  an  Malzsteuer  anzuborgen  sein  werden  als  bisher,  so  könnte  eine 
gere  Borgfrist  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Sicherheitsleistung  gewährt 
rden;  eine  solche  Forderung  war  aber  im  Interesse  der  kleinen  Bierbrauer 
mlichst  zu  vermeiden.  Für  diese  letzteren  ist,  soweit  sie  im  Sommer  die 
srbrauerei  nicht  betreiben  und  deshalb  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres 
'kliches  Lagerbier  sieden  müssen,  eine  weitere  Erleichterung  dadurch  ge- 
ffen  worden,  dass  ihnen  für  die  Hälfte  des  in  den  Monaten  Januar  bis  März 
lottenen  Malzes  eine  Stundungsfrist  bis  1.  Oktober  gewährt  werden  kann. 
Bselbe  auch  für  die  in  den  Monaten  April  und  Mai  verwendeten  Malzmengen 
gewähren,  erschien  nicht  angezeigt,  da  die  Malzsteuer  aus  diesen  Monaten 
on  mit  der  vorgesehenen  Borgfrist  erst  anfangs  Oktober  zu  bezahlen  ist. 
j  Zahlungs-  und  Stundungsfristen  sind  nach  dem  Entwurf  für  den  Bierbrauer 
jentlich  günstiger  als  nach  Art.  39  des  badischen  Gesetzes,  zumal  auch  von 
'  dort  verlangten  Sicherheitsstellung  vollständig  abgesehen  ist. 

Wie  nach  bisherigem  Recht  die  Befugnis  des  Steuerpflichtigen,  Stundung 
verlangen,  davon  abhängig  war,  dass  „keine  besonderen  Anstände  vorliegen*, 
räumt  auch  der  Entwarf  der  Steuerbehörde  das  Recht  ein,  aus  besonderen 
luden  die  Steuer  sofort  mit  dem  Eintritt  der  Steuerpflicht  festzustellen  und 
'en  alsbaldige  Bezahlung  zu  verlangen.  Doch  ist  auch  in  solchen  Fällen 
n  Steuerpflichtigen  die  Älöglichkeit  gewahrt,  durch  Sicherheitsleistung  sich 
!  Vorteile  der  Stundung  unter  allen  Umständen  zu  sichern. 

2.  Uebergangssteuer. 

Zu  Art.  10. 

Art.  10  gibt  in  der  Hauptsache  das  bestehende  Recht  wieder  (Art.  12  des 
8.  von  1856). 

In  Abs.  1  ist  von  der  Uebergangssteuerpflicht  ausgenommen  dasjenige 
ilz,  welches  unter  Beobachtung  der  von  der  Steuerverwaltung  gegebenen  Vor- 
iriften  aus  dem  Inlande   auf  eine   ausserhalb  Württembergs  gelegene  Mühle 
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zum  Schroten  gebracht,  aber  in  einer  in  Württemberg  gelegenen  Brauerei 
Bierbereitung  verwendet  wird. 

Der  zweite  Absatz   entspricht  bezüglich   des  Uebergangssteuersatzes 
Bier  dem  Art.  3  Ziff.  2  des  Gesetzes  vom  12.  Dezember  1871 ,  für  geschrotc 
Malz  musste  mit  Rücksicht  auf  die  Abstufung  der  Malzsteuer  der  Uebergai 
Steuersatz  dem  gesetzlich  bestimmten  Höchstbetrag  der  Malzsteuer  gleichgesi 
werden.    Die  Einfuhr  von  geschrotenem  Malz  hält  sich  in  engen  Grenzen ; 
dem  Jahre    1886/87   wurden    im  Maximum   jährlich    17,09  Doppelzentner 
schrotenes  Malz  eingeführt. 

3.    Für   Malzsteuer    und    Uebergangssteuer    gemeinscha 
liehe  Bestimmt 
Zu  Art.  11. 
Nachlass  und  Rückv 

Nach  Abs.  1  werden  Nachlass  und  R 
Pflichtigen  für  seine  Person,  d.  h.  nur  demjen 
unmittelbar  zu  entrichten  hat.  Diese  Bestimm 
der  verschiedenen  Steuerstufen  notwendig,  kar 
Steuer  nicht  entbehrt  werden.  Auch  schon  bi 
Sinne  entschieden  und  z.  B.  dem  Käufer  von  \ 
rückvergütung  nicht  gewährt. 

Die  Fälle  der  Ziff.  1,  2  und  3  des  erste 
her  geltenden  Recht  (Art.  4  Ziff.  1  des  Ges.  von 
dass  das  geschrotene  Malz  oder  das  Fabrikat 
nützt  und  daher  auch  nicht  verwertet  we 
den,  dass  das  betreffende  Malz  nicht  mehr  zu 
kann,  bezw.  die  Verwertung  des  aus  dem  Mal 
Genuss  als  Bier  oder  zur  weiteren  Verarbeii 
entspricht  dies  dem  Grundgedanken  und  dem 
nur  das  zur  Bierbereitung  bestimmte  Malz  ( 
die  Bestimmung  unter  Ziff.  3  wird  hier  ausdrC 
^versteuertem  Malz'  sowohl  solches  Malz  verst 
als  solches,  welches  der  Ueber^ngssteuer  unt 

Kein  Nachlass,  bezw.  keine  Rückvergüti 
Baden  und  Bayern  gewährt  werden,  wenn  Bie 
Uebergangssteuer  eingeführt  wurde,  verdirbt, 
des  nach  Entrichtung  der  Ueber^ngssteuer 
Bieres  nicht  festgehalten  werden  Kann ;  auch 
Bestimmung,  wonach  in  einem  solchen  Falle 
zurückzuvergüten  war. 

Ziff.  4  regelt  die  Rückvergütung  der  S 
geschrotenem  Malz  oder  Bier  und  weicht  hie 
mungen  etwas  ab. 

Nach  Art.  4  Ziff.  3  des  Gesetzes  von  1856  findet  eine  Rückvergütung 
Steuer  statt,  wenn 

1.  im  Lande  geschrotenes  und  versteuertes  Malz, 

2.  im  Lande  erzeugtes  und  versteuertes  Bier, 

3.  unter  Entrichtung   der   Uebergangssteuer  aus  dem   Auslande   eii 
führtes  Malz  oder  Bier 

ausgeführt  wird.  Nach  dem  Entwurf  soll  künftig  eine  Rückvergütung  eintre 
wenn 

1.  geschrotenes  Malz,  welches  der  Malzsteuer  unterlegen  hat, 

2.  Bier,   welches   aus  versteuertem   d.  h.  solchem  Malz  hergestellt 
welches  der  Malzsteuer  oder  der  Uebergangssteuer  unterlegen  hai 

ausgeführt  wird.    Der  Entwurf  unterscheidet  sich  hiemach  von  dem  gelten 
Recht  dem  bayrischen  Gesetz  folgend  dadurch,   dass  eine  Rückvergütung  d 

400 


Digitized  by  VjOOQ IC 


BegTündiiDg  zum  württemb.  Bienteaergesetzentworf  vom  22.  Febnuur  189».        4Q][ 

icht  mehr  gewährt  wird,  wenn  geschrotenes  Malz  oder  Bier  unter  Entrichtung 
er  üeberganguteuer  nach  Württemberg  eingeführt  und  dann  wieder  ausgeführt 
ird.  Es  ist  zwar  zuzugeben,  dass  auch  mr  solches  geschrotenes  McJz  und 
ier,  welches  unter  Entrichtung  der  üebergangssteuer  nach  Württemberg  ein- 
efübrt  wird,  nach  dem  Zollvereinsvertrag  von  1867  im  Fall  der  Wiederausfuhr 
in  Nachlass  oder  eine  Rückvergütung  gewährt  werden  könnte,  wenn  der  Nach- 
eis der  Identität  herstellbar  wäre;  letzteres  würde  aber  die  notwendige  Vor- 
iissetzung  bilden,  da  andernfalls  durch  eine  Vertauschung  ron  einge^hrtem 
ier  mit  in  Württemberg  hergestelltem,  unter  umständen  viel  leichter  ein- 
esottenem  Bier  eine  Schädigung  der  Steuerkasse  herbeigeführt  werden  konnte, 
ine  genügend  wirksame  Kontrolle  müsste  aber  zu  Missständen  führen. 

Die  Ausfuhr  von  geschrotenem  Malz  wird,  abgesehen  von  den  Fällen  des 
rt.  20  Abs.  2 ,  welche  aber  nicht  hierher  gehören ,  mit  Rücksicht  auf  das  in 
rt.  34  ausgesprochene  Verbot  des  Verkehrs  mit  geschrotenem  Malz  nur  in 
^Itenen,  nach  Art.  34  Abs.  3  besonders  zu  genehmigenden  Ausnahmefällen  vor- 
ommen.  Es  empfiehlt  sich  aber,  für  derartige  Fälle  eine  gesetzliche  Grund- 
Lge  für  die  Rückvergütung  der  Malzsteuer  zu  haben. 

Die  Frage  ist  übrigens  schon  bisher  nicht  von  grosser  praktischer  Be- 
entuing.  Geschrotenes  Malz  ist  seit  Jahren  aus  Württemberg  nicht  ausgeführt 
Orden  und  auch  die  Wiederausfuhr  von  Bier,  welches  unter  Entrichtung  von 
ebergangssteuer  eingeführt  wurde,  bewegt  sich  in  engen  Grenzen.  Sie  betrug 
Q  Jahre 

1891/92 101,06  hl 

1892/93 149,36   , 

1893/94 71,11   , 

1894/95 51.90   . 

1895/96 77,68    , 

1896/97 84,87   , 

1897/98 61,74   , 

Regelmässig  machen  derartige  Geschäfte  nur  einige  an  der  Grenze  woh- 
ende  Agenten  auswärtiger  Brauereien,  indem  sie  Bier  einführen  und  in  der 
mgegend  ihres  Wohnorts  verschliessen,  wobei  dann  auch  einzelne  Sendungen 
ieder  zur  Ausfuhr  gelangen.  Für  solche  Geschäfte  kann  auf  Grund  der  Be- 
dmmungen  über  den  Uebergangsverkehr  (Art  10  letzter  Absatz  des  Entwurfs) 
Qtsprechende  Vorkehr  getroffen  werden. 

Abs.  2  ist  neu  und  entspricht  der  badischen  (Art.  9  letzter  Absatz)  Be- 
immung;  auch  in  dem  bayrischen  Malzaufschlaggesetz  (Art.  11)  findet  sich 
ine  ähnliche  Beschränkung.  Dieselbe  erscheint  nach  den  gemachten  Erfah- 
mgen  zweckmässig,  da  sonst  in  Fällen  ein  Anspruch  auf  Nachlass  oder  auf 
ü(3nrergütung  bestehen  würde,  in  welchen  die  in  Betracht  kommende  Steuer 
lit  der  auf  die  Regelung  des  Nachlasses  bezw.  der  Rückvergütung  zu  ver- 
endenden Mühewaltung  im  Missverhältnis  stehen  würde. 

Abs.  3  gibt  im  wesentlichen  den  bisherigen  Abs.  2  von  Ziff.  1  des  Art.  4 
es  Gesetzes  von  1856  wieder.  Wie  bisher  ist  auch  für  die  Zukunft  in  Schadens- 
Lllen  eine  Mitwirkung  der  Steuerbeamten  zum  Erbringen  des  geforderten  Nach- 
eises in  Aussicht  genommen.  Die  selbstverständliche  Folge  dieser  Bestimmung 
t,  dass  etwaige  durch  das  Ermittelungsverfahren  verursachte  Kosten  den  Steuer- 
Qichtigen  zur  Last  fallen  (vgl.  auch  Art  86). 

Zu  Art.  12. 

Verjährung  der  Steuer. 

Die  Bestimmungen  über  die  Verjährung  sind  den  entsprechenden  Be- 
immungen  der  neueren  Steuergesetze  nachgebildet.  (Zu  vgl.  Art.  7  des  Brannt- 
einsteuergesetzes  vom  18.  Mai  1885,  Rgsbl.  S.  111;  Art.  7  des  Sportelgesetzes 
Dm  16.  Juni  1887,  Rgsbl.  S.  189 ;  Art.  68  des  Entwurfs  eines  Einkommensteuer- 
esetzes  nach  den  Beschlüssen  der  beiden  Kammern.) 
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II.  Eontrollebestiminangen. 

Die  Eontrollebestimmungen  (Art.  18 — 86)  zerfallen  in 
die  allgemeinen  Vorschriften, 

Art.  13— 20; 
die  besonderen  Vorschriften  für  öffentliche  Malzmühlen, 

Art.  21—26; 
für  Privatmalzmühlen, 

Art.  27— 82; 
sodann  in  die  Vorschriften  für  nicht  zum  Malzschroten  bestimi 
Einrichtungen, 

Art.  33; 
fUr  den  Verkehr  mit  geschrotenem  Malz, 

Art.  84; 
endlich  in  die  Bestimmungen  über  die  Ausübung  der  Eontrolle, 
Art.  85  und  36. 

Im  wesentlichen  ist  in  dem  Entwurf  an  den  durch  langjährige  Uebi 
und  Erfahrung  bewSiirten  Grundlagen  der  bisherigen  Malzsteuerkontrolle  f 
gehalten;  Aenderungen  sind  nur  da  vorgenommen,  wo  sich  solche  als  sachl 
notwendig  oder  als  sehr  wünschenswert  erwiesen  haben;  insbesondere  sind 
dem  Entwürfe,  wie  schon  in  der  Einleitung  erwähnt,  Erleichterungen  in 
Eontrolle  in  weitgehendem  Masse  vorgesehen. 

Im  einzelnen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Allgemeine  Vorschriften. 

Zu  Art.  18. 

Stellvertreter  des  Eontrollepflichtigen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  entsprechen  im  wesentlichen  der  1 
herigen  Uebung.    Hienach  ist  zu  unterscheiden  zwischen  freiwilliger  und  i 
wendiger  Stellvertretung.  Die  erstere  steht  jedem  Betriebsinhaber  frei,  ist  a 
der  BezirkssteuerbehOrde  anzuzeigen,  damit  diese  auf  Grund  der  von  dem 
triebsinhaber  beigebrachten   Nachweise  darüber   zu  entscheiden   in  die   Li 
kommt,  ob  der  aufzustellende  Stellvertreter  als  geeignet  anzuerkennen  ist.    ! 
notwendige  Stellvertretung  wird  insbesondere  auch  dann  einzutreten  haben,  w( 
das  kontroUepilichtige  Gewerbe  von  einer  minderjährigen  Person,  einer  juri 
sehen  Person,  einer  Handelsgesellschaft  oder  einem  Verein  betrieben  wird; 
gegen  wird  in  der  Regel  für  eine  Frau  eine  Stellvertretung  nicht  geford 
werden.    Auch  bei  der  notwendigen  Stellvertretung  bleibt  eine  Ablehnung 
Person  des  von  dem   Betriebsinhaber  zur  Stellvertretung  Vorgesehenen  d 
Bezirkssteueramt  vorbehalten,  wie  anderseits  an  die  Verweigerung  des  Vollzi 
einer  Auflage  zur  Bestellung  eines  Stellvertreters  neben  den  Strafbestimmuni 
des  Art.  51  besondere  Rechtsnachteile  zu  knüpfen  waren. 

Zu  Art.  14. 
Zugelassene  Malzmühlen. 

Nach  dem  Entwurf  ist  zu  unterscheiden  zwischen  öffentlichen  Mühlen  i 
Privatmühlen. 

Oeffentliche  Mühlen  sind  solche,  auf  welchen  gewerbsmässig  frem 
Mahlgut  für  andere  gemahlen,  geschroten,  gebrochen,  gequetscht  oder  i 
andere  Weise  zerkleinert  wird ;  eine  besondere  Art  der  öffentlichen  Mühlen  si 
die  öffentlichen  Malzmühlen,  worunter  alle  diejenigen  öffentlichen  Mühlen  \ 
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nden  werden,  auf  welchen  gewerbsmässig  für  dritte  Malz  geschroten  wird, 
i  welche  als  solche  ausdrücklich  anerkannt  sind.  Transportable  Öffentliche 
ihlen  sind  vom  Malzschroten  wie  in  Baden  (Art.  11)  und  in  Bayern  (Art.  12) 
(geschlossen. 

Privatmühlen  sind  solche,  welche  von  dem  Inhaber  nur  zum  Zerkleinem 
I  eigenem  oder  diesem  gleichzuachtenden  Mahlgut  benützt  werden.  Soll 
f  einer  Privatmühle  Malz  zerkleinert  werden,  so  wird  dieselbe  zur  Privat- 
Izmühle. 

Ob  eine  bestimmte  Mühle  als  eine  öffentliche  Mühle  in  dem  Sinne  an- 
lehen  ist,  dass  sie,  im  F^e  ihrer  Benützung  zum  Malzschroten,  den  Yor- 
irifben  für  öffentiiche  Malzmühlen  zu  unterstellen  oder  ob  sie  unter  die 
vatmalzmühlen  zu  rechnen  ist,  muss  in  Zweifelsfällen  der  Entscheidung  der 
»uerbehörde  wie  bisher  anheimgestellt  bleiben. 

Malz  soll  nur  auf  einer  M^zmühle  und  zwar  entweder  auf  einer  öffent- 
len  oder  einer  Privatmalzmühle  geschroten  werden  und  es  soll  im  Interesse 
r  Kontrolle  in  eine  Mühle,  welche  keine  Malzmühle  ist,  kein  Malz  eingebracht 
rden  dürfen. 

Zu  Art.  15. 
Wagen  und  Gewichte. 

Diese  Bestimmung  ist  aus  Art.  5  des  Gesetzes  vom  12.  Dezember  1871 
a^bl.  S.  883)  übernommen  worden ;  die  Verpflichtung  zum  Halten  vorschrifts- 
issiger  Wagen  und  Gewichte  wurde  aber  auf  die  gewerbsmässigen  Bierbrauer 
d  die  Inhaber  von  Malzmühlen  beschränkt,  da  die  Verwaltung  bezüglich  der 
änntweinbrenner  und  Privatbrauer  darauf  verzichten  zu  können  glaubt. 

Als  «zum  Abwägen  des  Malzes  geeignet*  werden  nur  Wagen  anzusehen 
n  mit  einer  Tragkraft,  welche  zu  der  Menge  des  auf  einmal  zur  Scbrotung 
nmenden  Malzes  im  Verhältnis  steht^  damit  nicht  das  Malz  in  zu  vielen  und 
kleinen  Portionen  verwegen  werden  muss;  die  Entscheidung  hierüber  steht 
:  Steuerbehörde  zu. 

Zu  Art.  16. 

ifbewahrung  von  Malz  in  der  Mühle  und  Bierbereitung  durch 

Müller. 

Das  Verbot  der  Aufbewahrung  von  Malz  ohne  Malzschein  in  öffentlichen 
Ihlen,  sonach  in  gewöhnlichen  Ma^lmühlen  wie  in  Malzmühlen,  ist  eine  Kon- 
[uenz  der  Aufhebung  der  Transportkontrolle  für  ungeschrotenes  Malz  und 
twendig,  weil  sonst  der  Müller,  der  Malz  in  seine  Mühle  ohne  Malzschein 
bringt  oder  einbringen  lässt,  jederzeit  im  Fall  der  Entdeckung  die  Möglich- 
t  hätte,  das  Malz  als  ihm  gehörig  und  als  von  ihm  in  der  Mühle  aufbewahrt 
izugeben.  Letzteres  war  nicht  möglich,  solange  auch  das  ungeschrotene  Malz 
er  Transportkontrolle  unterlag.  Es  ist  übrigens  dem  Müller  nicht  nur  die 
fbewahrung  von  Malz  in  der  Mühle  für  eigene  Rechnung  verboten,  sondern 
ch  für  fremde  Rechnung  darf  dies  nicht  stattfinden,  da  Malz  in  die  Mühle 
r  mit  Malzschein,  d.  h.  zum  Zweck  des  Schrotens  eingebracht  werden  darf 
i  dasselbe  nach  vollzogener  Schrotung  ohne  Verzug  wieder  aus  der  Mühle 
entfernen  ist. 

Dieses  Verbot  findet  sich  auch  in  dem  badischen  (Art.  20)  und  dem  bay- 
2hen  (Art  82)  Gesetz,  nur  ist  dasselbe  in  dem  Entwurf  gegenüber  dem  badi- 
len  Gesetz  etwas  gemildert,  insofern  der  Müller  nach  letzterem  innerhalb 
:  ganzen  Gemarkung,  in  welcher  die  Mühle  liegt,  keine  Malzvorräte 
Iten  darf. 

Auch  das  in  Abs.  1  Ziff.  2  ausgesprochene  Verbot  des  gleichzeitigen  Be- 
ebs  einer  Brauerei  und  einer  Mühle  ist  in  dem  badischen  (Art.  20)  und  dem 
^Tischen  (Art  86  und  87)  Gesetz  enthalten.  Doch  wurde  in  dem  Entwurf 
sh  dieses  Verbot  etwas  gemildert,  insofern  im  Gegensatz  zu  der  bayrischen 
d  der  badischen  Bestimmung  nur  die  gewerbsmässige  Bierbereitung  verboten 
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und  der  Umkreis,  auf  den  sich  das  Verbot  erstreckt,  auf  20  km  statt  wie 
dem  bayrischen  Gesetz  auf  37,07  km  festgesetzt  wurde.  Für  die  Bemessu 
der  Entfernung  waren  dieselben  Gründe,  wie  oben  bei  Art.  7  Abs.  3  maasgebei 
Während  nach  dem  badischen  Gesetz  Ausnahmen  von  diesem  Verl 
nur  zu  Gunsten  der  Besitzer  von  solchen  öffentlichen  Mühlen,  die  zur  Zeit  < 
Veröffentlichung  des  Biersteuergesetzes  im  Betrieb  waren,  gestattet  werd 
können,  sieht  der  Entwurf  die  Zulassung  von  Ausnahmen  von  diesem  Verl 
allgemein  vor.  Ausnahmen  von  dem  Verbot  unter  Ziff.  1  erscheinen  nicht  thi 
lieh,  auch  liegt  zu  solchen  kein  wirkliches  Bedürfnis  vor. 

Zu  Art.  17. 

Anmeldung  des  Malzes,  Einholung  desMal 

des  Brauregisters. 

Diese  Bestimmungen  entsprechen  durchaus  den 
des  Ges.  von  1856  und  §  10  der  Vollzugsverfügung 

Zu  Art.  18. 

Gültigkeitsdauer  des  Malzs 

Der  Malzschein  wird  zur  Zeit  auf  den  Tag  als 
an  welchem  er  eingeholt  wird.    Der  Tag  der  Einholi 
der  Gfilti|fkeitstag,  an  welchem  das  Malz  in  die  l 
muss.    Hieran  ist  an  sich  auch  künftig  festzuhalten, 
kontroUe  fordert,  dass  ein  Malzschein  nur  möglichs 
der  Abgabe-  und  Kontrollepflichtigen  sich  befindet, 
Benützung  des  Malzscheins  zu  verhindern.    Es  hat 
gemeines  Bedürfnis  nicht  gezei^,  den  Malzschein  sei 
auszustellen.    Damit  jedoch   die  Verwaltung  nicht 
artigen  Bedürfnis,  falls  ein  solches  im  einzelnen  Fall 
stellen  sollte,  zu  entsprechen,  ist  davon  abgesehen 
Gesetzes  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wonach  ei 
Tag  der  Ausstellung  als  Gültigkeitstag  auszufertigei 
Enteprechende  in  den  AnsfÜhrungsvorschriften  aufzu 

Zu  Art.  19  und  20. 

Schrotung  von  Malz  zu  steuerfre 
Aus-  und  Einfuhr  von  Malz  zui 

Diese  Bestimmungen  entsprechen  dem  bestel 
und  Art.  7  des  Ges.  von  1856). 


2.    Besondere  Eontrollevorschriften 

von  Malz  auf  öffentlichen  M 

Zu  Art.  21. 
Transport  des  Malzes. 

In  Abs.  8  wird  die  „Nachtzeit"  im  Sinne  des  Gesetzes  einheitlich  für 

gEinze  Jahr  auf  die  9  Stunden  von  8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens,   wie 
aden  (Art.  14)  festgesetzt.    In  Bayern  dauert  die  „Nacht*   (nach  Art.  20) 
abends  8  Uhr  bis  morgens  6  Uhr,  aUo  1  Stunde  länger.    Nach  dem  Gesetz 
1856  wurde  als  Nachtzeit  angesehen  in  den  Monaten 
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anuar  und  Dezember  die  Zeit  von  6  Uhr  abends 

bis  7  Uhr  morgens (2  .  18  =  26  Stunden) 

^ebmar,  Oktober  und  November  die  Zeit  von  6  Uhr 

abends  bis  6  Uhr  morgens (8  .  12  =  86        ,       ) 

Aärz,  April,  August  und  September  die  Zeit  von 

8  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens (4  .    9  =  86        ,       > 

isi,  Juni  und  Juli  die  Zeit  von  10  Uhr  abends  bis 

4  Uhr  morgens (8  .    6  =  18        ,       ) 

116  Stunden 
oder  durchschnittlich  9'/t  Stunden. 
Die  sNachtzeit**  wird  daher  nach  dem  Entwurf,  im  Durchschnitt  auf  das 
ize  Jahr  berechnet,  um  40  Minuten  abgekürzt  Diese  Verkürzung  der  Nacht- 
t  kommt  aber  besonders  für  die  Wintermonate  zur  Geltung,  in  welchen  die 
kuereien  am  stärksten  betrieben  werden,  denn  hier  beträgt  dieselbe  bis  zu 
stunden.  Es  liegt  daher  in  der  vorgesehenen  Aenderung  des  Gesetzes  eine 
»entliehe  Erleichterung  des  Brauereibetriebs. 

Zu  Art.  22. 
Mühleregister. 

Bisher  waren  insofern  alle  öffentlichen  Mühlen  gleichgestellt,  als  nach 
■  bestehenden  Uebung  regelmässig  in  allen  öffentlidien  Mühlen  ein  Mühle- 
ister  aufgelegt  wurde,  auch  wenn  in  einer  solchen  Malz  nie  geschroten 
rde;  denn  nur  auf  besonderes  Verlangen  des  Mühleinhabers  war&  von  der 
flM^e  eines  Mühleregisters  abgesehen.  Nach  dem  Entwurf  soll  zwischen 
mtlichen  Malzmühlen  und  solchen  öffentlichen  Mühlen,  auf  welchen  Malz 
ht  geschroten  wird,  unterschieden  werden.  Die  Vorschriften  in  Art  21 — 26 
ien  nur  auf  öffentliche  Malzmühlen  im  Sinne  von  Art.  14  Abs.  1  Ziff.  1  An- 
adung,  die  in  Art.  22  festgestellte  Verpflichtung  zur  Führung  eines  MtÜüe- 
jsters  beschränkt  sich  daher  auf  die  Inhaber  von  öffentlichen  Mühlen,  welche 
Iz  schroten  wollen  und  deren  Mühlen  als  öffentliche  Malzmühlen  anerkannt 
d.  Selbstverständlich  kann  ein  Mühleinhaber,  der  bisher  Malz  schrotete,  dies 
VC  künftig  nicht  mehr  thun  will,  jederzeit  der  Steuerbehörde  hiervon  Anzeige 
tatten,  worauf  in  seiner  Mühle  kein  Mühleregister  mehr  aufgelegt  werden 
•d ;  umgekehrt  kann  ein  Mühleinhaber,  der  bisher  kein  Mühlereg[i8ter  hatte» 
erzeit  seine  Mühle  zu  Malzschrotungen  anmelden.  Solange  kein  Anstand 
nraltet,  erhält  der  Mühleinhaber  auf  Grund  seiner  Anzeige  erstmals  und  dann 
Häufend  ein  auf  seinen  Namen  lautendes  Formular  zu  einem  Mühleregister 
einen  bestimmten  Zeitraum,  welcher  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  auf 
-8  Monate  bemessen  wird.  Der  Besitz  eines  solchen  Mühleregisterformulars 
det  für  den  Mühleinhaber  eine  Legitimation  dafür,  dass  er  in  dem  betreffenden 
itraum  Malz  zur  Schrotung  in  seiner  Mühle  annehmen  darf.  Solange  der 
iller  kein  Mühlereffister  hat,  darf  er  auch  kein  Malz  zur  Schrotung  anneh- 
n,  da  er  ohne  Mühleregister  die  ihm  obliegenden  Kontrollehandlungen  nicht 
nehmen  kann. 

Bei  der  Festsetzung  der  näheren  Vorschriften  über  die  Führung  etc.  der  Mühle- 
^ister  wird  die  Verwaltung  im  wesentlichen  an  der  bisherigen  Uebung  festhalten. 

Da  die  Inhaber  öffentlicher  Malzmühlen  durch  die  ihnen  obliegenden 
ntrollehandlungen  in  gewissem  Sinne  Funktionen  der  Steuerverwaltung  aus- 
en ,  so  erscheint  es  auch  fernerhin  angemessen ,  denselben  wie  bisher  eine 
rgütung  aus  der  Staatskasse  zuzubilligen,  deren  Bemessung  Sache  der  Steuer- 
-waltung  ist  (vgl.  Art  9  Abs.  1  des  Ges.  von  1856). 

Zu  Art.  23. 

Annahme  und  Nachwägen  des  Malzes. 

Nach  Abs.  8  dieses  Artikels  hat  der  Müller  das  Malz  nach  dessen  Ueber- 
bme  zu  wägen,  ehe  mit  der  Schrotung  begonnen  wird,  er  darf  also  das  Malz 
ht  partienweise,  so  wie  es  zur  Schrotung  Kommt,  abwägen. 
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Mit  Erhöhung  des  stra^reien  Malzübergewichts  von-  4  7o  auf  5  7»  ist 
Vorschrift,  dass  der  Ortssteuerbeamte  herbeizurufen  sei,  auf  die  Fälle  beschrS 
dass  das  Üebergewicht  mehr  als  5^0  beträgt. 

Für  den  Fall,  dass  sich  ein  Mindergewicht  ergibt,  ist  das  Herbeir 
des  Ortssteuerbeamten  nicht  vorgeschrieben.  Es  ergibt  sich  übrigens  aus  A] 
wonach  nur  ein  durch  einen  Steuerbeamten  beurkundetes  Mindergewicht 
der  Steuerberechnung  berücksichtigt  wird,  dass  in  allen  Fällen,  in  welchen 
Mindergewicht  von  irgend  welcher  Bedeutung  ist,  der  Ortssteuerbeamte  he 
zurufen  ist,  um  dasselbe  zu  beurkunden.  Dies  für  alle  Fälle,  also  aucb 
dieienigen,  wo  es  sich  vielleicht  nur  um  1  kg  handelt,  vorzuschreiben,  ersc 
nicht  zweckmässig.  Es  muss  vielmehr  dem  Müller,  bezw.  dem  Bierbrauer  t 
lassen  bleiben,  wann  sie  die  Beurkundung  eines  etwa  sich  ergebenden  Mix 
gewichts  des  ungeschrotenen  Malzes  herbeiftüiren  wollen.  An  der  bisher 
stehenden  üebung  wird  hierdurch  nichts  geändert. 

Zu  Art.  24. 
Schroten  und  Abfuhr  des  Malzes. 

Für  die  Bestimmung  der  Zeit,  innerhalb  welcher  c 
Einbringen  in  die  Mühle  geschroten  und  wieder  abgefühi 
Art.  24  der  bisherige  Wortlaut  .baldmöglichst"  und  „in 
(Art.  10  Ziff.  4  des  Ges.  vom  8.  April  1856)  beibehalten  w 
schein  nur  möglichst  kurze  Zeit  in  den  Händen  der  S 
Pflichtigen  sein  soll,  so  ist  auch  zur  Wahrung  der  Kontn 
dass  das  Malz  möglichst  bald  in  der  Mühle  geschroten  un< 
abgeführt  wird.  Eine  bestimmte  Anzahl  von  Stunden, 
Malz  wieder  in  die  Brauerei  verbracht  sein  muss,  lässt  sie 
hierauf  örtliche  Verhältnisse  von  zu  grossem  Einfluss  seil 
siAnden  kann  in  dem  Belassen  des  Malzes  in  der  Mül 
Stunden  eine  schuldhafbe  Versäumnis  liegen,  während  ii 
auch  eine  längere  Verzögerung  der  Schrotung  oder  Abfi 
Verschuldung  in  sich  schliesst.  Ob  eine  solche  im  einzel 
nach  den  besonderen  Verhältnissen  zu  beurteilen.  Daran 
bisher,  von  der  Verwaltung  jedenfalls  gehalten  werden  n 
nicht  über  Nacht  in  der  Mühle  verbleibt. 

Wenn  am  Schluss  des  Abs.  2  diejenigen  Fälle  auseinandergehalten  t 
in  welchen  der  Müller  und  diejenigen,  in  welchen  för  Verzögerun^n  derje 
verantwortlich  ist,  auf  dessen  Namen  der  Malzschein  lautet,  so  ist  hierd 
selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  nicht  auch  andere  Personen 
durch  sie  verschuldete  Verzögerungen  verantwortlich  gemacht  und  nach 
ständen  zur  Strafe  gezogen  werden  können. 

Zu  Art.  25  und  26. 
Eontrolleerleichterungen. 

Durch  die  in  Art.  25  vorgesehene  Ermächtigung  der  Steuerverwali 
zu  Gewährung  von  Kontrolleerleichterungen  soll  vornehmlich  den  besond 
Verhältnissen  bei  Privatbrauem  Rechnung  getragen  werden. 

Bis  jetzt  sind  Gesuche,  die  auf  öffentlichen  Malzmühlen  zur  Schrol 
gelangenden  Malzmengen  mittels  selbstthätiger  Wägevorrichtungen  abwäge 
dürfen  (Art.  26),  nicht  an  die  Verwaltung  gelangt;  es  dürfte  aber  nicht 
geschlossen  sein,  dass  solche  Gesuche  insbesondere  für  Mühlen,  in  welchen 
Malz  geschroten  wird,  eingereicht  werden.  Für  diesen  Fall  sollte  die  Ste 
Verwaltung  in  der  Lage  sein,  wenn  keine  Anstände  vorliegen,  derartigen 
suchen  zu  entsprechen  und  die  erforderlich  werdenden  besonderen  Kontra 
Vorschriften  festzustellen.  Bemerkt  wird  hierzu,  dass  in  Bayern  (Art  30  Ab 
sämtliche  öffentliche  Malzmühlen,  welche  mit  Cylinderwalzen  betrieben  wer« 
mit  einem  selbstthätigen  Messungsapparat  versehen  sein  müssen. 
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3.  Besondere  Kontrollevorschriften  für 
Priyatmalzmühlen. 

Zu  Art.  27  und  28. 
Genehmigung  von  Privatmalzmühlen. 

Das  Bestehen  von  Privatmalzmühlen  hat  im  Laufe  der  Jahre  an  Bedeu- 
;ung  für  die  Bierbrauerei  und  für  die  Steuerverwaltung  ausserordentlich  zu- 
l^nommen.  Das  Gesetz  vom  8.  April  1856  sah  in  Art.  11  zwar  auch  den  Fall 
roT,  dass  einem  Bierbrauer  der  Besitz  und  die  Benützung  einer  Privatmalz- 
ichrotmühle  genehmigt  werden  konnte,  allein  die  Verwaltung  machte  von  dieser 
Befugnis  in  früherer  Zeit  einen  sparsamen  Gebrauch  und  genehmigte  eine 
thrivatmalzschrotmühle  in  der  Regel  nur  dann,  wenn  es  sich  um  eine  bedeu- 
iendere  Brauerei  handelte  oder  der  Bierbrauer  sein  Malz  nur  unter  erschwerenden 
Jmständen  in  eine  öffentliche  Mühle  bringen  konnte.  Die  öffentliche  Mühle 
var  durchaus  die  Regel.  Allmählich  wurde  cUes  anders.  Die  grösseren  Brauereien 
wurden  beinahe  ausnahmslos  mit  Privatmalzmühlen  ausgestattet  und  es  lassen 
leutzutage  nur  noch  die  kleineren  Bierbrauer  ihr  Malz  in  einer  öffentlichen 
tfalzmüUe  schroten.  Ein  Vergleich  der  Zahl  der  Brauereien  mit  derjenigen 
ier  Privatmalzmühlen  zeigt  dies  deutlich.    Es  bestanden: 

im  Jah  gewerbliche  Privatmalz-  * 

^       Bierbrauereien  Schrotmühlen 

1861  2187  82  (im  ganzen) 

1871  2510  217     , 

1881  2588  431     , 

1891  2272  540     , 

1898  1715  580  (im  Betrieb). 

Die  wachsende  Bedeutung  der  Privatmalzmühlen  gegenüber  den  öffent- 
ichen  Malzmühlen  erhellt  noch  mehr  bei  einem  Vergleich  der  auf  beiden 
^ühlearten  zur  Schrotung  gelangen  Malzmengen. 

Es  wurden  nämlich  geschroten: 

i      Jahr  ^^^  öffentlichen  auf  Privat- 

™  Malzmühlen  malzmühlen 

1885/86  88,178,556  36,483,794 

1890/91  33,138,043  51,458,318 

1895/96  27,643,574  61,329,867 

1897/98  22,260,719  66,695,030 

Die  zunehmende  Verwendung  von  Privatmalzmühlen  liegt  sowohl  im 
[nteresse  der  Steuerverwaltung,  als  auch  in  demjenigen  der  Bierbrauer.  Der 
Entwurf  sucht  desshalb  die  Anschaffung  und  Benützung  von  Privatmalzmühlen 
möglichst  zu  erleichtem.  Auf  die  Einholung  besonderer  Genehmigung  für  die- 
lelben  konnte  aber  nicht  verzichtet  werden,  wie  auch  in  Baden  (Art.  22)  und 
Bavem  (Art.  23)  eine  derartige  Verpflichtung  besteht.  Nach  dem  Wortlaut  des 
bisherigen  Gesetzes  (Art.  11)  war  die  Erwerbung  und  der  Besitz  einer  Privat- 
nalzschrotmühle  oder  sonstigen  Maschine,  auf  welcher  Malz  geschroten  werden 
kann,  von  besonderer  Erlaubnis  der  höheren  Steuerbehörde  abhängig.  Dies  ist 
in  dem  Entwurf  dahin  abgeändert,  dass  nicht  mehr  zur  Erwerbung,  sondern 
lur  zum  Besitz  einer  Privatmalzmühle  die  Genehmigung  einzuholen  ist,  da  es 
nicht  erforderlich  erschien,  die  Erwerbung  einer  solchen  Mühle  von  der  Ge- 
lehmigung  der  Steuerbehörde  abhängig  zu  machen,  unter  dem  Besitz  ist 
dicht  bloss  der  Besitz  des  Eigentümers ,  sondern  auch  deijenige  des  Pächters 
1.  dergl.  verstanden,  auch  ist  die  Pflicht  zur  Einholung  besonderer  Genehmi- 
ning  nicht  davon  abhängig,  ob  die  betreffende  Mühle  thatsächlich  zum 
Schroten  von  Malz  benützt  werden  soll  oder  nicht,  es  kommt  vielmehr  ledig- 
lich darauf  an,  ob  dieselbe  sich  nach  ihrer  ganzen  technischen  Einrichtung  zu 
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einer  Malzmühle  eignet.  In  Zweifelsfällen  hätte  darüber«  ob  dies  zutrifft,  die  Steuei 
behörde  zu  entscheiden.  Geht  der  Besitz  z.  B.  durch  Verpachtung  der  Brauere 
u.  dergl.  verloren,  und  kommt  der  ursprünglich  Berechtigte  wieder  in  den  Besit: 
der  Privatmalzmühle,  so  hat  er  aufs  neue  um  die  Genenmigung  nachzusuchen 

Die  unter  Abs.  2  aufgenommenen  Bestimmungen  entsprechen  einem  vor 
handenen  Bedürfnis  und  sind  thatsächlich  auch  schon  bisher  angewandt  worden 

Die  wachsende  Zahl  der  Privatmalzmühlen  und  die  stetig  zunehmende 
Ausdehnung  ihrer  Benützung  hat  bei  der  gegenwärtig?  bestehenden  Eontrolle 
einrichtung  zu  einer  grossen  G^schäftslast  der  lok 
und  nicht  unbeträchtliche  Kosten  verursacht,  welche 
teilweise  die  Steuerverwaltung  belasteten.  Für  je< 
zur  Zeit  in  Gemässheit  der  Vorschriften  in  Art.  11 
Eontrollekommission  aus  dem  Ortssteuerbeamten,  ei 
Malzbrecher. 

Der  letztere,  welcher  mit  dem  Mühleinhabc 
vertritt  die  Stelle  des  Müllers  in  einer  öffentlichen  Mf 
bestimmte  Malz  muas  in  Gegenwart  dieser  Eomi 
Dann  wird  die  unter  doppeltem  Verschluss  des 
Mühleaufsehers  stehende  Kaue  geöffnet,  das  Malz  ii 
die  Eaue  selbst  wieder  unter  verschluss  genomm 
von  dem  Ortssteuerbeamten  der  Verschluss  am  T 
kann  mit  der  Schrotung  begonnen  werden.  Der  A 
der  ganzen  Schrotung  anwesend  sein,  während  der 
entfernen  darf,  aber  nach  Beendigung  der  Schrotun 
Verschluss  zu  nehmen  hat. 

Die  Kosten  dieser  Eontrolle,  welche  für  jede 
betragen,  hat  der  Bierbrauer  zu  ersetzen,  dagegi 
einer  Privatmalzmühle  die  für  die  öffentlichen  A 
gebühren  bis  zum  Betrag  der  Eontrollegebühren  g\ 

Besteht  zwischen  den  Eontrollekosten  und  a< 
renz,  so  muss  der  Bierbrauer,  wenn  die  ersteren  gr 
dagegen  erhält  er  einen  Ueberschuss  der  Wägege 
kosten  nicht. 

Die  Folge  hiervon  ist,  dass  ein  Bierbrauer 
gut  eingerichteter  Privatmalzmühle  keine  Eontrollel 
bei  ihm  grössere  Mengen  Malz  geschroten  werden, 
an  Wägegebühren  in  Rechnung  zu  nehmen  ist,  i 
kürzere  ^it  dauert  und  deshalb  die  EontroUekosi 
hat  ein  Bierbrauer  mit  kleinerem  Betrieb  und 
Privatmalzmühle  häufig  noch  Kontrollekosten  zu  ers< 
Malzmengen  sich  in  engeren  Grenzen  halten  und  d 

Gebühren  geringer  ist,  während  die  Schrotung  infolj 
er  Mühle  länger  dauert  und   deshalb  die  Kontro 
höher  stellen. 

Die  mit  dieser  Kontrolle  verbundenen  ünznträglichkeiten  sucht  der  Ent- 
wurf auf  zwei  Wegen  zu  beseitigen.  Es  sollen  die  Kontrolle  der  gewöhnlichen 
Privatmalzmühlen  wesentlich  vereinfacht,  die  Kosten  derselben  ganz  auf  die 
Staatskasse  übernommen,  dagegen  für  die  auf  PrivatmalzmOhlen  geschrotenen 
Malzmengen  keine  Wägegebühren  mehr  berechnet  werden. 

Zum  Zwecke  der  Vereinfachung  der  Kontrolle  hat  der  Entwurf  auf  die 
Aufstellung  besonderer  Mühleaufseher  ganz  verzichtet.  Die  Steuerverwaltung 
glaubt  in  dem  Ortssteuerbeamten  einen  genügend  zuverlässigen  Beamten  zu 
haben,  um  diesem  die  Feststellung  des  Gewichts  des  zur  Schrotung  bestimmten 
Malzes,  sowie  die  Anlage  der  steueramtlichen  Verschlüsse  an  den  Privatmalz- 
mühlen allein  überlassen  zu  können;  eine  Ueberwachung  des  Schrotungfsaktes 
erschien  m'cht  erforderlich,  wenn  die  Privatmalzmühlen  genau  nach  den  Vor- 
schriften der  Steuerverwaltung  eingerichtet  werden,  worauf  die  Aufsichtsbeamten 
der  Steuerverwaltung  ein  besonderes  Augenmerk  zu  richten  haben  werden. 

408 


Digitized  by  VjOOQ IC 


fiegründang  zam  württemb.  Bienteaergesetzentwnrf  vom  32.  Februar  1899.        ^Q(| 

Dabei  soll  nicht  ausgeschlossen  sein,  dass  die  Steuerverwaltung,  wenn 
dies  angezeigt  ist,  auch  die  ganze  Schrotung  Überwachen  lassen  kann. 

Auf  die  Aufstellung  von  Malzbrechem  wird  ganz  verzichtet,  da  der 
tileinhaber  die  dem  Malzbrecher  obliegenden  Verrichtungen  entweder  selbst 
führen  oder  durch  seinen  ordnungsmässig  aufj^estellten  Stellvertreter  aus- 
ren  lassen  kann.  Die  vorgesehene  Aenderung  in  den  Eontrollekosten  und 
Wägegebühren  berührt  die  grosseren  Brauereien  nicht,  die  kleineren  aber 
den  durch  dieselbe  entlastet,  da  sie  die  Differenz  zwischen  den  Kontrolle- 
ten  und  den  Wägegebühren  nicht  mehr  zu  ersetzen  haben.  Infolge  der 
'einfachung  der  Kontrolle  wird  sich  aber  auch  für  die  Staatskasse  eine  Er- 
mis  ergeben.  Bemerkt  wird  hierzu,  dass  die  Kosten  der  periodischen  Wieder- 
mng  der  selbstthätigen  Wägevorrichtunffen  nicht  unter  die  Kontrollekosten 
Sinne  der  vorstehenden  Ausführungen  fallen,  dass  dieselben  vielmehr  von 
1  Mühleinhaber  zu  tragen  sind,  wie  derselbe  auch  schon  bisher  für  die  In- 
idhaltung  und  vorschriftsmässige  Beschaffenheit  der  zum  Abwägen  des  Malzes 
tdmmten  Wagen  und  Gewichte*  Sorge  zu  tragen  hatte. 

Diese  Aenderungen  erscheinen  aber  nicht  als  genügend;  der  Entwurf 
rt  deshalb  noch  eine  weitere  Massregel.  Schon  seit  mehreren  Jahren  em- 
den  es  die  Bierbrauer  als  eine  lästige  Beschränkung  im  Betrieb  ihres  6e- 
bes,  dass  sie  die  Zeit  der  Malzschrotunff  nicht  frei  wählen  konnten.  Da 
ilich  vor  jeder  Schrotung  der  Ortssteuerbeamte  dem  Abwägen  des  Malzes 
rohnen  und  die  Kaue  Offnen  musste  u.  s.  w.,  so  war  ein  Schroten  bei  Nacht 
ausnahmsweise  möglich;  auch  bei  Tag  stand  der  Ortssteuerbeamte  nicht 
3rzeit  zur  Verfügung,  da  derselbe  durch  andere  Dienstgescbäfte  häufig  in 
iprudi  genommen  war.  So  musste  besonders  in  Städten,  in  welchen  sich 
irere  Bierbrauereien  mit  Privatmalzmühlen  befanden,  eine  gewisse  Regel- 
isigkeit  in  der  Aufeinanderfolge  der  Malzschrotungen  in  den  einzelnen 
uereien  eingehalten  werden  und  eine  Abweichung  von  dieser  Regel  seitens 
)r  Brauerei  hat  nicht  selten  für  die  anderen  Brauereien  Verzögerungen  und 
ere  Unzuträglichkeiten  zur  Folge.  Die  Verwaltung  hat  daher,  sobald  die 
Iflichkeit  einer  mechanischen  Abwägung  des  zur  Schrotung  bestimmten 
zes  durch  einen  selbstthätigen  Apparat  gegeben  schien,  ihr  Augenmerk 
auf  gerichtet,  ob  es  nicht  möglich  wäre,  solche  Apparate  mit  den  Privat- 
zmühlen  in  Verbindung  zu  bringen  und  dadurch  das  Abwägen  des  Malzes 
ch  den  Ortssteuerbeamten  überflüssig  zu  machen.  Nachdem  solche  Apparate 
^hend  geprüft  worden  waren,  schritt  die  Verwaltung  im  Jahre  1893  zu  der 
luchsweisen  Zulassung  derselben  für  Privatmalzmühlen.  Die  Verwaltung 
nte  zweifeln,  ob  die  mit  solchen  selbstthätigen  Wägevorrichtungen  ausge- 
teten  Privatmalzmühlen  und  ihre  steuerliche  Behandlung  den  Vorschriften 
Art  11  des  Gesetzes  vom  8.  April  1856  noch  entsprechen;  allein  da  nur 
)  versuchsweise  Zulassung  in  Frage  kam  und  die  Verhältnisse  gebieterisch 
i  Abhilfe  forderten,  so  glaubte  die  Verwaltung  mit  diesem  Schritt  nicht 
j^r  zögern  zu  sollen,  zumal  es  sich  um  Erleichterungen  in  der  Kontrolle 
delte.  Ausserdem  stand  schon  damals  in  Aussicht,  dass  eine  Kodifikation 
Malzsteuergesetzes  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  vorzunehmen  sein  werde; 
¥ar  daher  vod  Wert,  noch  ehe  diese  Arbeit  in  Angriff  genommen  wurde, 
suche  mit  den  selbstthätigen  Wägevorrichtungen  anzustellen,  um  die  dabei 
lachten  Erfahrungen  bei  der  Neuordnung  der  Malzsteuer  verwerten  zu 
nen. 

Die  Apparate  bestehen  im  wesentlichen  aus  der  eigentlichen  Wage  (Wäge- 
Lss  und  Gewichtsschale),  dem  Zählwerk  und  den  zur  Sicherung  gegen  un- 
igte  Eingriffe  und  Störungen  dienenden  Vorrichtungen  und  sind  mit  einem 
leramtlich  verschlossenen  Mantel  umgeben.  Sie  funktionieren  in  der  Weise, 
i  das  Malz  durch  die  Einfüllöffnung  in  das  Wägegeföss  läuft  Sobald  sich 
demselben  5  bezw.  10  kg  befinden,  schliessen  sich  selbstthätig  die  Klappen 
dem  Einlanf  und  das  Wägegefäss  entleert  seinen  Inhalt  auf  die  unter  der 

?^e Vorrichtung  befindliche  Mühle.    Mit  jeder  Entleerung  rückt  die  Zahl  des 
Werks  um  5  bezw.  10  vor;  dann  kehrt  das  WägegefUss  in  seine  alte  Lage 
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zurück,   die  Klappen   am  Einlauf  öffnen   sich  und   das  Wägegefäss  kann 
aufs  neue  füllen. 

Die  Erfahrungen,  welche  die  Steuerverwaltung  mit  diesen  W^^von 
tungen  gemacht  hat,  können  als  recht  gute  bezeichnet  werden;  die  jedes  . 
vorgenommenen   mehrfachen   Yerprobungen  jeder   einzelnen  Wägevorrichl 
haben  den  richtigen  und  pünktlichen  Gang  derselben  dargethan,  und  die  St€ 
Verwaltung  hat  die  üeberzeugung  gewonnen,   dass  das  Malz  durch  die  se 
thäti^en  Wägevorrichtungen  pünktlicher  und  zuverlässiger  abgewogen  wird, 
dies  m  der  Regel  mit  gewöhnlichen  Brückenwagen  der  Fall  ist.   Auch  bei 
Bierbrauern  findet  die  fragliche  Einrichtung  imm< 
hervorgeht,  dass  bis  jetzt  schon  108  solcher  Wäge^ 
Die  Sache  ist  Über  das  Stadium  des  Versuchs  hins 
zu  dem  alten  Stand  dürfte  als  ausgeschlossen  betri 
massig  schnelle  Verbreitung  der  selbstthätigen  V 
lieh  dem  Umstände  zu  verdanken,  dass  der  Inhal 
selbstthätiger  Wägevorrichtung  in  der  Wahl  der 
vollständig  frei  ist,  wenn   er  nur  für  den  betrei 
gelöst  hat.    Derselbe  kann  insbesondere  —  und  d 
besonderen  Wert  zu  legen  —  seine  etwa  vorüberg« 
zum   Betrieb  der  Mühle  verwenden  und  mit  dei 
sobald  er  die  Dampfkraft  zu  einem  anderen  Zwe< 

Auch  fUr  die  Steuerverwaltung  sind  die  selb 
von  grossem  Vorteil,  insbesondere  ersparen  diese] 
machen  diese  für  andere  Aufgaben  verfügbar, 
auf  diese  Einrichtung  nicht  mehr  verzichten,  ohi 
das  ortssteueramtliche  Personal  zu  vermehren.  D< 
nicht  bloss  die  Zulassung  selbstthätiger  Wägevorric 
vor,  sondern  er  geht  noch  einen  Schritt  weiter,  in 
grösseren  Brauereien  obligatorisch  macht.  Der  E: 
Privatmalzmühlen,  auf  welchen  in  einem  Rechnun 
Zentner  Malz  zur  Schrotung  kommen,  und  zwis 
Mühlen.  Bei  den  letzteren  soll  wie  in  Baden  dem 
einer  selbstthätigen  Wägevorrichtung  anheimsestc 
dagegen  soll  die  Ausstottung  mit  einer  solche] 
werden.  Aber  auch  für  diese  soll  ein  gewisser 
werden. 

Die  sofortige  Ausstattung  einer  Privatmalzmühle  mit  einer  selbstthäl 
Wäffevorrichtung  würde  nur  dann  verlangt,  wenn  eine  Mühle  neu  aufjg^ 
wird  für  einen  Betrieb,  in  welchem  nach  dessen  ganzer  Anlage  imd  Einnch 
voraussichtlich  mehr  als  1500  Doppebsentner  Malz  verwendet  werden ;  dag 
soll  die  Umwandlung  der  bestehenden  Privatmalzmühlen  in  solche  mit  w 
thätiger  Wägevorrichtung  erst  dann  verlangt  werden,  wenn  nach  Inkraftt] 
des  Gesetzes  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Jahren  je  mehr  als  1500  Do] 
Zentner  Malz  auf  der  Mühle  geschroten  worden  sind.  In  diesem  Fall  ] 
dann  der  Mühleinhaber  im  Laufe  des  dritten  Jahres  seine  Mühle  mit  < 
selbstthätigen  Wägevorrichtung  zu  versehen. 

Die  Verwaltung  geht  hierbei  davon   aus,  dass   eine  Umgehung  de 
Abs.  2  und  8  gegebenen  Vorschrift  durch  die  Aufstellung  zweier  Pnvati 
mühlen    ohne  selbbtthätige  Wägevorrichtung   zu  verhindern   wäre,   sie  w 
deshalb  die  Genehmigung  zur  Aufstellung  einer  zweiten  Privatmalzmühle 
erteilen. 

Unter  den  Abs.  3  fallen  im  ganzen  113  Bierbrauer;  von  diesen  habe 
eine  selbstthätige  Wägevorrichtung,  so  dass  der  betreffende  Absatz  nur 
auf  70  Bierbrauer  anzuwenden  wäre.  Es  ist  zwar  zu  erwarten,  dass  mit  I 
sieht  auf  die  Zweckmässigkeit  der  selbstthätigen  Wägevorrichtungen  im  I 
der  nächsten  Jahre  noch  einzelne  dieser  Bierbrauer  auch  aus  freien  Std 
ihre  Privatmalzmühlen  mit  der  geforderten  Einrichtung  versehen  würden,  f 
es  erscheint  im  Interesse  einer  geregelten  und  ordnungsmässigen  DurchfÜfa 
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er  Steuerkontrolle  dringend  erwünscht,  der  Verwaltung  ein  Mittel  in  die  Hand 
u  geben,  wenigstens  die  grössten  Bierbrauer,  falls  sie  sich  dagegen  sti^uben, 
a  dieser  Anschaffung  zu  zwingen. 

Es  ist  hierbei  zu  bemerken,  dass  infolge  der  durch  Abschaffung  der 
fühleaufseher  vereinfachten  Eontrolle  der  gewöhnlichen  Privatmalzmühlen  für 
en  Bierbrauer  ein  Hauptgrund  zur  Anschaffung  einer  selbstth&tigen  Wä^e- 
orrichtung  wegfallen  könnte,  dass  aber  von  seiten  der  Steuerveri^tung  im 
ateresse  thunliäster  Ersparung  an  Beamtenkräften  eine  möglichste  Ausdehnung 
[irer  Anwendung  zu  wünschen  ist. 

Immerhin  ist  jedoch  in  Abs.  4  der  Steuerbehörde  die  Möglichkeit  gewahrt, 
US  besonderen  Gründen  Ausnahmen  von  der  Verpflichtung  zur  Anschaffung 
slbsttiiätiger  Wägevorrichtungen  zuzulassen. 

Zu  Art.  29. 
Verschluss  der  Privatmalzmühlen. 

Der  Abs.  1  dieses  Artikels  entspricht  dem  ersten  Satz  von  Art.  11  Ziff.  2 
es  Gesetzes  von  1856. 

Zu  Abs.  2.  Nach  §  6  Abs.  1  der  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit 
nd  die  Eontrollierung  der  Privatmalzmühlen  vom  23.  Februar  1875  (Amtsbl. 
es  Steuerkollegiums   S.  25)    ,hat   der  Mühleinhaber,   wenn   eine  Verschluss- 

erletzung  durch  Zufall  oder  Versehen  erfolgt,   sofort dem  Ortssteuer- 

eamten Anzeige  zu  machen  **.    In  dem  vorliegenden  Gesetzesentwurf  ist 

ine  Frist  von  24  Stunden  für  die  Anzeige  vorgesehen.  Das  bayrische  Gesetz 
\rt.  25  letzter  Absatz)  hat  eine  Frist  von  12  Stunden  und  im  badischen  Gesetz 
\rt  25  Abs.  2)  heisst  es:  «ohne  Verzug". 

Zu  Art.  80. 
Mühleregister. 

Wie  der  Inhaber  einer  öffentlichen  Malzmühfe,  so  hat  auch  der  Inhaber 
iner  Privatmalzmühle  ein  Mühleregister  zu  führen.  Schon  bisher  wurde  über 
ie  Malzschrotungen  auf  Privatmalzmühlen  ein  Mühleregister  geführt.  Mit 
bücksicht  auf  die  Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  WS^evorrichtung  erscheint 
B  aber  notwendig,  in  dem  Gesetz  auszusprechen,  dass  die  Führung  des  Mühle- 
egisters  für  Privatmalzmühlen  grundsätzlich  dem  Mühleinhaber  obliegt ;  Sache 
er  Ausführungsbestimmungen  wird  es  sein,  festzustellen,  welche  Einträge  in 
em  Mühleregister  durch  das  SteuerpersonsJ  zu  machen  sind. 

Abs.  2  entspricht  der  bisherigen  Praxis. 

Zu  Art.  31. 
Privatmalzmühlen  ohne  selbstthätige  Wägevorrichtung. 

Der  Entwurf  verzichtet  auf  die  Bestimmung  in  Art.  11  Ziff.  2  Abs.  1  des 
lesetzes  vom  8.  April  1856,  wonach  Privatmalzmühlen  nur  in  Anwesenheit 
ines  von  dem  Bezirkssteueramt  zu  bestellenden  und  zu  verpflichtenden  Auf- 
ehers  benützt  werden  dürfen.  Damit  wird  die  Einrichtung  der  sog.  Mühle- 
lUfseher  ganz  aufgehoben  und  den  Bierbrauern  eine  wesentliche  Erleichterung 
erschafft.  Wenn  aber  die  Ueberwachung  der  einzelnen  Schrotung  durch  einen 
lühleaufseher  wegfällt^  dann  muss  wenigstens  für  die  Privatmalzmühlen  ohne 
elbstthätige  Wägevorrichtung  die  Benützung  zur  Nachtzeit  an  die  Bedingung 
orgängiger  besonderer  Genehmigung  der  Steuerbehörde  geknüpft  werden. 

Aehnliche  Beschränkungen  bestehen  in  dieser  Beziehung  in  Baden  (Art.  28 
Lbs.  1)  und  in  Bayern  (Art.  20  Abs.  1). 

Zu  Art.  82. 

Privatmalzmühlen  mit  selbstthätiger  Wäge  Vorrichtung. 

Abs.  1  gibt  zunächst  eine  Bestimmung  darüber,  welche  Privatmalzmühlen 
Is  solche  mit  selbstthätiger  Wägevorrichtung  anzusehen  sind. 
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Abs.  2  regelt  den  Fall,  dass  im  Gang  der  Wägevorrichtimg  eine  Stdning 
eintritt.  Zeigt  das  Zählwerk  das  Gewicht  des  durchgelaufenen  Malzes  nicht 
richtig  an,  so  darf  die  Wägevorrichtung  nicht  weiter  benützt  werden;  es 
kann  aber,  um  Betriebsstörungen  zu  vermeiden,  dem  Mühleinhaber  gestattet 
werden,  die  Mühle  zum  Malzschroten  zu  benützen.  Die  EontroUevorschrift^n 
setzt  für  diese  Fälle  die  Steuerbehörde  fest. 

um  deigenigen  Bierbrauern,  welche  ihre  Privatmalzmühlen  mit  selbst- 
thätigen  Wägevorrichtungen  versehen,  noch  weiter  entgegenkommen  zu  kOnnen, 
ist  in  dem  letzten  Absatz  die  Steuerbehörde  ermächtigt,  von  den  Vorschiiften 
des  Art.  17  in  Beziehung  auf  die  Anmeldung,  den  Malzschein  u.  s.  w.  abweichende 
Bestimmungen  zu  treffen. 

4.  Vorschriften  für  nicht  zum  Malzschroten  bestimmte 

Einrichtungen. 

Zu  Art.  38. 

Nach  Art  11  Ziff.  1  des  Gesetzes  von  1856  war  die  Erwerbung  und  der 
Besitz  jeder  Maschine,  auf  welcher  Malz  geschroten  werden  kann,  von  besonderer 
Erlaubnis  abhängig,  imd  nach  Ziff.  4  desselben  Artikels  war  die  Steuerverwal- 
tung ermächtigt,  bei  Privatmühlen  und  Schrotmaschinen  für  landwirtschaftliche 
Zwecke  Erleichterungen  hinsichtlich  der  Kontrolle  insoweit  und  insolange  ein- 
treten zu  lassen,  als  dies  mit  der  allgemeinen  Malzsteuerkontrolle  verh^lich 
erscheint.  Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Vorschriften  entwickelten  sich  die 
AusfÜhrungsvorsdiriften  allmählich  dahin,  dass  an  Stelle  der  Pflicht  zur  Ein- 
holung besonderer  Erlaubnis  eine  blosse  Anzeigepflicht  gesetzt  wurde  für  Futter- 
schroünaschinen,  wenn  der  Mühleinhaber  weder  Bier  bereitet,  noch  Branntwein 
unter  Verwendung  von  Darr-  oder  Luftmalz  erzeugt,  sowie  für  Grünmalzquetsch- 
maschinen der  Branntweinbrenner,  wenn  mit  der  Brennerei  eine  gewerbsmässig 
betriebene  Brauerei  nicht  verbunden  ist.  In  allen  übrigen  Fällen,  insbesondere 
auch  für  die  fahrbaren  Getreide-,  Gerb-  und  Schrotmasoiinen,  musste  besondere 
Erlaubnis  eingeholt  werden. 

Der  Entwurf  verzichtet  in  Art  33  auf  die  allgemeine  Anzeigepflicht  voll- 
ständig und  beschränkt  die  Pflicht  zur  Einholung  besonderer  Erlaubnis  auf  die 
Personen,  welche  Malz,  sei  es  gewerbsmässig  oder  als  Privatbrauer,  zur  Bier- 
bereitung verwenden. 

5.   Kontrollevorschriften   über   den  Verkehr  mit 
ge Schrot enem   Malz. 

Zu  Art  34. 

Dieser  Artikel  ist  in  der  vorliegenden  Fassung  neu;  er  entspricht  der 
badischen  (Art  37)  und  der  bayrischen  (Art  22  Abs.  4)  Gesetzgebung.  Während 
der  Transport  von  ungeschrotenem  Malze,  abgesehen  von  dem  Transport  des* 
selben  zur  'Mühle,  von  einer  Transportkontrolle  frei  bleiben  und  damit  der 
Art.  6  des  Gesetzes  von  1856  aufgehoben  werden  soll,  wird  —  wie  in  Baden 
und  Bayern  —  der  ,  Verkehr  **  mit  geschrotenem  Malze  im  Inlande  untersagt. 

Nach  den  Motiven  zu  dem  badischen  und  bayrischen  Gesetz  ist  unter 
, Verkehr*  nicht  bloss  der  Transport  von  geschrotenem  Malze,  sondern  auch 
der  Verkauf  und  die  sonstige  Abgabe  von  solchem  an  andere  Personen  zu  ver- 
stehen, um  hierüber  keinen  Zweifel  zu  lassen,  erschien  es  zweckmässig,  dies 
in  dem  Text  des  Gesetzes  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Hiemach  darf  geschrotenes  Malz  mit  zwei  Ausnahmen  überhaupt  nicht 
transportiert  werden.  Die  beiden  Ausnahmen  betreffen  den  Rücktransport  des 
geschrotenen  Malzes  von  der  öffentlichen  Malzmühle  und  die  Einfuhr  von  sol- 
chem über  die  Landesgrenze.  Die  erste  Ausnahme  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
die   zweite   ergibt   sich   daraus,   dass  Württemberg  mit  Rücksicht  auf  seioef 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Begründung  zum  württemb.  Biersteaergesetzentwurf  vom  89.  Februar  1899.        ^j^ß 

Stellung  im  Deutschen  Reiche  zur  Erlassung  eines  Einfuhrverbots  für  geschro- 
tenes  Malz  überhaupt  nicht  befugt  w&re. 

Ausserdem  ist  aber  auch  der  Verkauf  und  die  Abgabe  von  geschrotenem 
Malze  an  dritte  Personen  verboten.  Es  darf  daher  geschrotenes  Malz  weder 
jemals  an  einen  dritten,  z.  B.  an  einen  Branntweinbrenner  oder  an  einen  Bier- 
brauer, sei  es  gegen  Vergütung  oder  unentgeltlich,  abgegeben,  noch  von  einem 
dritten  angenommen  werden. 

Mit  dem  Über  die  Landesgrenze  eingeführten  geschrotenen  Malz  darf 
kein  Handel  getrieben  werden,  dasselbe  darf  vielmehr  nur  für  eine  zum  voraus 
bestimmte  Person  und  zu  deren  Selbstgebrauch  eingeführt  werden. 

Den  Verkehr  mit  geschrotenem  Malz  in  diesem  umfange  zu  verbieten, 
erscheint  notwendig,  um  eine  Sicherheit  darüber  zu  haben,  dass  das  für  einen 
bestimmten  Bierbrauer  geschrotene  und  diesem  zur  Steuer  angeschriebene  Malz 
auch  wirklich  von  ihm  in  seiner  Bierbrauerei  zur  Bierbereitung  verwendet  wird, 
was  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  verschiedenen  Brauereien  zur  Anwendung 
kommenden  verschiedenen  Steuersätze  nicht  zu  umgehen  ist,  da  sonst  Malz, 
welches  für  einen  kleineren  Bierbrauer  geschroten  und  deshalb  mit  einem  nie- 
deren Steuersatz  belastet  ist,  in  einer  grosseren  Bierbrauerei,  für  welche  ein 
höherer  Steuersatz  Anwendung  findet,  verwendet  werden  könnte.  Auch  würde, 
wenn  der  Verkehr  mit  geschrotenem  Malz  allgemein  zugelassen  wäre,  die  Gefahr 
entstehen,  dass  Malz,  welches  zu  steuerfreien  Zwecken  geschroten  wurde,  zur 
Bierbereitung  Verwendung  fönde. 

Ein  Bedürfnis,  den  Verkehr  mit  geschrotenem  Malze  allgemein  zu  ge- 
statten, liegt  nicht  vor;  die  Möglichkeit  einer  ausnahmsweisen  Zulassung  ist 
jedoch  vorgesehen. 

6.   Ausübung  der   Eontrolle.  * 

Zu  Art  35. 
Revision    der    Gewerbegelasse. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  sind  im  wesentlichen  die  bisher  gelten- 
den (Ges.  von  1856,  Art  24). 

Von  der  Revision  sind  im  Gegensatz  zu  den  bisher  geltenden  Beetim- 
mungen die  Privatmühlen,  für  welche,  soweit  sie  nicht  im  Besitz  von  Bier- 
brauern sich  befinden,  die  Einholung  besonderer  Erlaubnis  nicht  mehr  notwendig 
ist,  ausgenommen,  so  dass  also  hier  eine  Durchsuchung  nur  bei  dem  Vorhanden- 
sein der  strafprozessualischen  Voraussetzungen  für  eine  solche  Massregel  zu- 
lässig ist. 

Die  Vorschrift,  dass  die  Steuerbeamten  berechtigt  sein  sollen,  die  Mengte 
und  Stärke  der  Bierwürze  aufzunehmen,  fehlt  zwar  im  Gesetze  von  1856,  sie 
ist  aber  in  ^  32  Ziff.  3  litt  e  der  Vollzugsverfügung  vom  9.  April  1856  wenig- 
stens teilweise  enthalten  und  ¥nirde  schon  bisher  angewandt  Dieselbe  kann 
mit  Rücksicht  auf  die  Art,  wie  die  Rückvergütung  der  Steuer  für  ausgeführtes 
Bier  geregelt  ist  und  welche  beizubehalten  ist,  nicht  entbehrt  werden. 

Zu  Art  36. 

Kontrollekosten. 

Wenn  die  Steuerverwaltimg  im  Interesse  des  einzelnen  Steuer-  oder 
Kontrollepflichtigen  eine  besondere  Kontrolle  auszuüben  hat,  so  erscheint  es 
gerechtfertigt,  &S8  der  Kontrollepflichtige  die  durch  die  Kontrolle  erwachsenden 
Kosten  der  Steuerverwaltung  ersetzt.  Es  handelt  sich  hierbei  hauptsächlich 
um  die  Gebühren  des  die  Kontrolle  ausübenden  Ortssteuerbeamten  oder  einer 
anderen  damit  betrauten  Person.  Soweit  der  betreffende  Ortssteuer-  etc.  Beamte 
mit  festem  Gehalt  angestellt  ist  und  keine  Gebühren  bezieht  wäre  als  Kosten- 
ersatz der  Betrag  in  Anrechnung  zu  bringen,  welcher  dem  Kontrollepersonal 
auszubezahlen  sein  würde,  wenn  dasselbe  das  Recht  auf  Gebührenbezug  hätte. 
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Eine  Aufzählung  der  einzelnen  Fälle,  in  welchen  der  Eontrollepflichtige 
einen  Kontrollekostenersatz  zu  leisten  hat,  musste  unterbleiben,  da  bei  den  yer- 
änderHchen  Verhältnissen  der  Brauindustrie  und  der  einzelnen  Brauereien  nur 
eine  nicht  erschöpfende  Zusammenstellung  einzelner  Beispiele  mOglich  wäre. 

ni.  StrafbestiiDintingen. 

Die  Straf  bestimmungen  des  Entwurfs  geben  zum  Teil  das  bisher  geltende 
Recht  wieder,  im  übrigen  schliessen  sie  sich  an  die  neueren  Steuergesetee,  teil- 
weise auch  an  das  badische  Gesetz  vom  30.  Juni  1896  an. 

Zu  Art.  37. 

Verbotswidrige  Verwendung  von  Malzsurrogaten. 

Vgl.  badisches  Gesetz  Art.  42. 

Zuwiderhandlungen  ge^en  das  Verbot  der  Verwendung  von  Malzsurro- 
gaten enthalten  an  sich  zugleich  eine  Steuergefährdung;  sie  werden  aber  durdi 
Art.  37  der  Strafe  wegen  Steuergefährdung  entzogen  und  einer  besonderen 
Strafe  unterworfen.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Verwendung  von  Malz- 
surrogaten zumeist  zugleich  eine  Verkürzung  der  Steuer  in  sich  sdiliesst,  darf 
grundsätzlich  die  Strafandrohung  nicht  niedriger  sein  als  diejenige  ftlr  die 
Steuergeföhrdungen.  Nach  den  seitherigen  Erfahrungen  waren  namentlich  die 
durch  neimlichen  Zusatz  von  Reis  oft  jahrelang  verübten  Steuergeföhrdimgen 
von  sehr  bedeutendem  Umfang.  Der  Entwurf  setzt  deshalb  das  Strafmaximum 
mit  10,000  M.  erbeblich  höher  an  als  das  badische  Gesetz  (8000  M.),  während 
das  Strafminimum,  wie  in  Baden,  30  M.  betiAgt.  Dagegen  erschien  es  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  Württemberg  nicht  selten  vorkommenden  Fälle  von  gering- 
fügiger Bedeutung  angemessen,  den  nach  dem  badischen  Gesetz  auf  75  M.  sich 
belaufenden  Mindestbetrag  derjenigen  Strafe,  welche  zu  entrichten  ist,  wenn 
sich  der  Wert  der  verbotswidrig  verwendeten  Stoffe  nicht  mehr  ermitteln  lässt, 
auf  30  M.  herabzusetzen. 

Die  Einziehung,  auf  welche  im  übrigen  die  Grundsätze  des  Vereinszoll- 
gesetzes Anwendung  finden,  ist  in  dem  Art.  37  auf  die  «noch  vorhandenen* 
Stoffe  nebst  ihrer  ümschliessung  beschränkt  Haben  Surrogate  durch  Ver- 
mischung oder  Verarbeitung  ihre  Eigenschaft  als  selbständige  Sachen  verloren, 
so  unterliegt  zwar  dexienige,  welcher  der  verbotswidrigen  Verwendung  der  be- 
treffenden Surrogate  überwiesen  wird,  den  Strafen  des  Art.  87.  Auf  die  verbots- 
widrig beigestellte  Flüssigkeit  aber  finden  die  Bestimmungen  des  Reichsgeseties, 
betr.  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln,  vom  14.  Mai  1879  (R.G.B1.  S.  145),  ins- 
besondere die  §§  10  und  11  dieses  Gesetzes  Anwendung,  wonach  es  zwar  ver- 
boten ist,  eine  derart  verfälschte  Flüssigkeit  als  Bier  in  den  Verkehr  zn  bringen, 
dagegen  aber  nichts  im  Wege  steht,  dieselbe  zur  Bereitung  von  Essig  oder 
Branntwein  oder  zu  anderen  Zwecken  zu  verwenden  (zu  vgl.  nun  auch  das  Ott, 
vom  6.  Juli  1898  [R.G.B1.  $.  919  ff.],  betr.  den  Verkehr  mit  künstlichen  Süss- 
stoffen). 

Neben  den  Zusatz-  und  Ersatzstoffen  wird  auch  deren  ümschliessung  der 
Einziehung  unterworfen,  um  damit  die  Zweifel  abzuschneiden,  welche  sich 
früher  in  betreff  der  nach  dem  Vereinszollgesetz  zu  bestrafenden  Gefährdung 
der  üebergangssteuer  ergeben  hatten. 

Zu  Art.  38. 

Verbotswidrige  Verwendung  von  anderem  als  Gerstenmalz. 

Wie  schon  zu  Art.  2  Abs.  8  ausgeführt  worden  ist,  fällt  die  Verwendung 
von  anderem  Malz  als  Gerstenmalz  zu  untergärigem  Bier  nicht  unter  das 
eigentliche  Verbot  von  Malzsurrogaten;  es  war  deshalb  notwendig,  die  Ver- 
fehlungen gegen  die  bezeichnete  Vorschrift  in  einem  besonderen  Artikel  unter 
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Strafe  zu  steiles.  Zugleich  war  hierbei  auszusprechen,  dass  die  Strafe  des 
Art.  88  auch  neben  einer  etwa  gleichzeitig,  sei  es  in  idealer  oder  realer  Kon- 
kurrenz, verwirkten  Defraudationsstrafe  zu  verhängen  ist. 


Zu  Art.  39. 

Gefährdung   der   Malzsteuer. 

Vgl.  badisches  Gesetz  Art.  43. 

Der  Begriff  des  , Unternehmens*  als  Thatbestandsmerkmal  der  Steuer- 
hinterziehung findet  sich  in  den  meisten  neueren  Steuergesetzen  (vgl.  z.  B.  §  17 
des  Branntweinsteuerges.  vom  24.  Juni  1887  [R.G.Bl.  von  1895  S.  276  ff.];  §  43 
des  Zuckersteuerges.  vom  27.  Mai  1896  [R.G.Bl.  S.  117  ff.]). 

Zu  Art.  40. 

Einzelne  Fälle  der  Steuergefährdung. 

Vgl.  Malzsteuergesetz  von  1856  Art.  13 ;  badisches  Gesetz  Ari  44. 

Die  Aufzählung  der  einzelnen  Defraudationsfölle  hat  den  Zweck,  zur 
Erleichterung  der  Anwendung  des  Gesetzes  die  erfahrungsgemäss  am  häufigsten 
vorkommenden  Arten  der  Defraudation  hervorzuheben.  Die  Aufzählung  soll 
also  keineswegs  erschöpfend  sein.  Andere  Fälle  der  Steuergefährdung  würden 
zutreffenden  Falls  nach  Art.  89  zu  strafen  sein.  Bezüglich  der  als  besonderes 
Thatbestandsmerkmal  aufgeführten  Wissentlichkeit  auf  seiten  des  Thäters  bei 
Begehung  der  strafbaren  Handlung  ist  auf  die  Bemerkungen  zu  Art.  48  zu 
verweisen. 

Zu  Art.  41. 

Strafe  der  Steuergefährdung. 

Vgl.  Malzsteuergesetz  von  1856  Art.  14 ;  badisches  Gesetz  Art.  48. 

Das  Strafminimum  des  badischen  Gesetzes  (30  M.)  erscheint  zu  hoch,  da 
auch  unbedeutende  Defraudationen,  z.  B.  bei  Privatbrauem,  möglich  sind; 
der  Entwurf  schlägt  daher,  entsprechend  dem  Branntweinsteuergesetz  vom 
24.  Juni  1887  (R.G.B1.  von  1895  S.  276)  einen  Mindestbetrag  von  5  M.  vor. 
Dagegen  würde  der  Höchstbetrag  der  arbiträren  Strafe  nach  dem  badischen 
Gesetz  zu  nieder  erscheinen,  indem  die  seitherigen  Erfahrunp^en  ein  weit  höheres 
Maximum  verlangen.  Der  vorgeschlagene  Betrag  entspricht  dem  §  21  des 
Branntweinsteuergesetzes  von  1887  und  dem  §  47  des  Zuckersteuergesetzes  vom 
27.  Mai  1896. 

Im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheit  der  Steuerstufen,  denen  ein  Bier- 
brauer nach  Art.  7  im  Lauf  eines  Rechnungsjahrs  unterliegt,  könnte  die  Be- 
rechnung^ der  das  Vierfache  der  vorenthaltenen  Steuer  betragenden  Legalstrafe 
zu  Schwierigkeiten  führen,  nach  Umständen  sogar  einen  Aufschub  der  Ent- 
scheidung über  die  Strafe  bis  zum  Schluss  des  Kalenderjahrs  als  notwendig 
erscheinen  lassen.  Nachdem  nun  schon  in  Art.  6  die  Bestimmung  getroffen 
worden  ist,  dass  bei  vorschriftswidriger  Verwendung  von  Malz  zu  anderem 
Zwecke  als  zur  Bierbereitung  die  Malzsteuer  stets  nach  dem  höchsten  Prozent- 
satz erhoben  werden  soll,  li^  es  nahe,  diesen  Grundsatz  auch  auf  die  Berech- 
nung derjenigen  Steuerbeträge  anzuwenden,  welche  bei  Steuergefährdungen  der 
Strafausmessung  zu  Grunde  zu  legen  sind.  Auf  die  neben  der  Strafe  nachzu- 
holende Steuer  hätte  diese  Bestimmung  jedoch  sich  nicht  zu  erstrecken. 

In  Abs.  4  ist  für  besonders  gefährliche  DefraudationsfäUe  die  Einziehung 
der  Mühle  vorgesehen,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Reichsstrafgesetz- 
buchs zu  vollziehen  ist,  während  die  in  Art.  14  Abs.  2  bezw.  Art.  21  des  bis- 
herigen Malzsteuergesetzes  allgemein  angedrohte  Beschl^nahme ,  welche  übri- 
gens der  Einziehung  (R.StG.B.  §  40)  nicht  gleichstand,  in  Wegfall  gekommen  ist« 

416 


Digitizedby  Google"" 


^\Q        Begründung  zum  württemb.  Biersteuergesetzentwurf  vom  23.  Februar  1899. 

Zu  Art  42. 

Rückfall. 

Vgl.  Malzsteuergesetz  von  1856  Art.  14  Abs.  3;  badisches  Gesetz  Art  43,  46. 

Die  Straferhöhung  beim  Rückfall  bezieht  sich  sowohl  auf  die  Legalstrafe 
{Art.  41  Abs.  1)  als  auch  auf  die  an  deren  Stelle  tretende  arbiträre  Strafe 
(Art  41  Abs.  2).  Die  für  den  Rückfall  aiigedrohten  Strafen  sind  geringer  als 
diejenigen  des  badischen  und  des  bisherigen  württemberg^chen  Gesetzes;  sie 
dürften  jedodi  genügen,  da  vom  zweiten  Kückfall  an  neben  der  Geldstrafe  auf 
Geföngnis  erkannt  werden  kann. 

Die  eventuelle  Androhung  einer  Freiheitsstrafe  ist  gegenüber  von  ge> 
wohnheitsmässigen  Defraudanten  unentbehrlich  und  entspricht  auch  den  sämt- 
lichen neueren  Steuergesetzen  (vgl.  z.  B.  §  23  des  Branntweinsteuerees.  vom 
24.  Juni  1887,  §  48  des  Zuckersteuerges.  vom  27.  Mai  1896  u.  a.w).  Doch 
schien  es  genügend,  die  Freiheitsstrai^  nur  fakultativ  anzudrohen.  Für  die 
prozessualische  Zuständigkeit  folgt  aus  dieser  Bestimmung,  dass  die  Defrau- 
dationen vom  zweiten  Rückfall  an  durch  die  Gerichte  abzurügen  sind  (zu  vgl. 
StP.O.  §  459;  Württemb.  Ges.  vom  25.  August  1879  [Rgsbl.  S.  259]  Art  21). 

Die  im  bisherigen  Gesetz  enthaltene  Bestimmung,  wonach  im  dritten 
Rückfall  dem  Defraudanten  die  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  und  zur  Hilfe- 
leistung dabei  für  einen  Zeitraum  von  längstens  1  Jahr  zu  entziehen  ist 
wurde  in  den  Entwurf  nicht  wieder  aufgenommen,  wie  denn  auch  Baden  und 
Bayern  diese  Nebenstrafe  nicht  kennen. 

Im  Übrigen  stellt  der  Entwurf  für  die  Bestrafung  wegen  Rückfalls  die 
in  der  Natur  der  Sache  begründete  Voraussetzung  auf,  dass  der  Defraudant  als 
Thäter  (bezw.  Mitthäter)  vorbestraft  ist;  es  würde  also  weder  blosse  Beihilfe 
noch  Begünstigung  genügen,  wie  dies  nach  Art.  46  des  badischen  Gesetzes  der 
Fall  ist. 

Eon  troll  es  trafen. 

Zu  Art.  43. 

Eontrollestrafe  an  Stelle  der  Strafen  wegen  Verwendung  von 

Malzsurrogaten  und  wegen  Steuergefährdung. 

Vgl.  Malzsteuergesetz  von  1856  Art.  17  Ziff.  3;  badisches  Gesetz  Art.  45. 

In  Art  37  und  40  gehurt  zum  subjektiven  Thatbestand  der  daselbst  mit 
Strafe  bedrohten  Handlungen  die  Wissentlichkeit  der  betreffenden  Handlnnffen. 
Diese  Bestimmungen  erleiden  in  Abs.  1  des  Art.  4;)  eine  Einschränkung  daäin, 
dass  nicht  die  strengere  Bestrafung  auf  Grund  der  Art.  37,  41  und  42,  sondern 
die  Eontrollestrafe  des  Art.  43  dann  einzutreten  hat,  wenn  zwar  ein  wissent- 
liches Handeln  des  Beschuldigten  festsestellt  ist,  wenn  aber  als  nachgewiesen 
angesehen  werden  muss,  dass  eine  rechtswidrige  Absicht  nicht  vorhanden  war. 
Diese  Bestimmung  des  Abs.  1  bezieht  sich  sowohl  auf  Steuergefährdongen  ein- 
schliesslich der  zu  unrecht  beanspruchten  Rückvergütungen,  als  auch  auf 
Snrrogatverwendungen. 

Durch  die  im  zweiten  Absatz  angeordnete  Bestrafung  der  Fahrlässigkeit 
wird  mittelbar  zum  Ausdruck  gebracht  dass  in  den  Fällen  der  Art.  37,  39  und  40 
eine  Bestrafung  Überhaupt  zu  unterbleiben  hat,  wenn  den  Thäter  auch  nicht 
der  Vorwurf  der  Fahrlässigkeit  trifft,  sofern  nicht  etwa  gleichzeitig  der  That- 
bestand einer  der  in  den  folgenden  Artikeln  aufgeführten  Verfehlungen  gegen 
die  Kontrollevorschriften  vorliegt. 

Verfehlungen  gegen  Kontrollevorschriften. 

Zu  Art.  44—51, 
Die  in  den  bezeichneten  Artikeln   zusammengestellten  einzelnen  FUllle 
von  Verfehlungen  gegen  Kontrollevorschriften  geben  zum  Teil  die  Bestimmungen 
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des  Gesetzes  von  1856  (vgl.  namentlicli  Art.  15  und  17),  dieselben  in  mehrfacher 
Hinsicht  ergänzend  und  erweiternd,  wieder,  zum  Teil  sind  sie  dem  badischen 
Gesetz  (vgl.  z.  B.  Art.  48)  oder  anderen  neueren  Steuergesetzen  nachgebildet. 

Eine  solche  besondere  Aufführung  einzelner  Verfehlungen,  welche  sich 
in  den  meisten  neueren  Gesetzen  über  indirekte  Steuern  findet  (vgl.  z.  B.  §  27  ff. 
des  Branntweinstenerges.  von  1887),  kann  zwar  niemals  alle  möglicherweise 
praktisch  werdenden  Fälle  erschöpfen,  sie  ist  aber  für  die  praktische  Anwen- 
düng  des  Gesetzes  von  dem  grössten  Wert  und  empfiehlt  sich  insbesondere  auch 
deshalb,  weil  solche  besondere  Straf bestimmungen  vornehmlich  geei^et  sind, 
den  Steuer-  und  Eontrollepflichtigen  ihre  hauptsächlichsten  Verpflichtungen 
deutlich  vor  Aug^n  zu  führen. 

Nach  dem  Vorgang  des  §  26  des  Branntweinsteuergesetzes  von  1887  ist 
in  allen  hier  in  Frage  stehenden  Artikeln  als  Strafminimum  der  Betrag  von 
1  M.  festgesetzt  worden,  da  bei  besonders  leichten  Verfehlungen  ein  Herunter- 
gehen unter  8  M.  nicht  selten  angezeigt  erscheint. 

Die  entsprechende  Anwendung  der  §§72  und  73  des  Reichsstrafgesetz- 
buchs über  die  so^.  ideale  und  reale  Konkurrenz  bei  strafbaren  Handlungen 
begegnet  gerade  bei  Verfehlungen  gegen  die  Steuergesetze  nicht  selten  erheb- 
lichen Schwierigkeiten.  Es  ist  deshalb  in  den  Art.  44  und  51  ausdrücklich 
bemerkt,  dass  deren  Bestimmungen  nur  zur  Anwendung  kommen,  insofern  nichtr 
die  Strafe  der  Steuergefährdung  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Kontroile- 
strafe  des  Art  48  verwirkt  ist.  Dieselbe  Voraussetzung  ist  in  den  Art.  45 — 48 
je  durch  das  Wort  , ferner"  zum  Ausdruck  gebracht,  wogegen  bei  den  Art.  49 
und  50,  wie  auch  schon  oben  bei  Art.  38  besonders  hervorgehoben  ist,  dass  die 
dort  angedrohten  Strafen  auch  neben  den  etwa  gemäss  Ait.  38,  40  und  48  ver- 
wirkten Strafen  zur  Anwendung  kommen. 

Der  Art.  44  enthält  nach  dem  Vorsang  von  Art.  15  Ziff.  1  des  Gesetzes 
von  1856  die  hauptsächlichsten  Strafvorschriften  für  die  Steuerpflichtigen,  der 
Art.  45  diejenigen  für  die  Mühleinhaber. 

Mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Wichtigkeit  des  Malzscheins  war  in  Art.  46 
für  unbefugte  Aenderungen  an  dem  Inhalt  des  Malzscheins  eine  besondere  Straf- 
androhung geboten  und  in  Art.  47  sind  die  Verfehlungen  gegen  die  in  Art  27 
und  31  enthaltenen  Vorschriften  über  die  Einholung  der  Genehmigung  in  Be- 
ziehung auf  Privatmalzmühlen  etc.  unter  Strafe  gestellt.  Während  sodann  der 
Verkehr  mit  imgeschrotenem  Malz  nach  dem  Entwurf  keiner  Beschränkung  mehr 
unterworfen  wird,  trifft  die  Vorschrift  des  Art.  48  den  verbotswidrigen  Verkehr 
mit  geschrotenem  Malz  (Art.  34  des  Entwurfs).  Die  besondere  Strafe  des  Art.  49 
für  Verschlussverletzungen  rechtfertigt  sich  durch  die  Geföhrlichkeit  solcher 
Eingriffe.  Aehnliche  B^timmungen  &iden  sich  in  dem  Branntweinsteuergesetz 
vom  8.  Juli  1868  (Rgsbl.  von  1887  S.  332)  §  64  und  in  dem  Vereinszollgesetz 
vom  10.  Juli  1869  (Rgsbl.  S.  225)  §  151  etc.  Ebenso  sind  die  in  Art.  50  vor- 
geschlagenen Strafbestimmungen  wegen  Erschwerung  der  steuerlichen  Kontrolle 
anentbehrlich  im  Interesse  einer  wirksamen  Handhabung  des  Gesetzes.  Aehnliche 
Vorschriften  ,sind  enthalten  in  Art.  30  des  württembergischen  Branntweinsteuer- 
gesetzes vom  18.  Mai  1885  (Rgsbl.  S.  111),  §  27  des  Branntweinsteuergesetzes 
vom  24.  Juni  1887,  §  68  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  8.  Juli  1868,  §  53 
des  Zuckersteuergesetzes  vom  27.  Mai  1896  u.  a. 

Ungebührliches  Verhalten  der  Kontrollepflichtigen  gegenüber  den  Steuer- 
beamten konnte  bisher  auf  Grund  von  §  35  Abs.  2  der  Vollzuffsinstruktion  zum 
Malzsteuergesetz  vom  9.  April  1856  (Rgsbl.  S.  99)  in  Verbindung  mit  Art.  17 
Ziff.  1  des  Malzsteuergesetzes  von  1856  verfolgt  werden.  Da  die  nur  Ausführungs- 
vorschriften enthaltenden  Vollzugsbestimmungen  zu  Landesgesetzen  nicht  öffent- 
lich bekannt  gemacht  zu  werden  pflegen,  so  empfahl  sich  die  Aufnahme  einer 
entsprechenden  Bestimmung  in  das  (^setz  selbst.  Der  Wortlaut  des  Art.  51, 
dessen  Notwendigkeit  schon  aus  den  Ausführungen  im  Eingang  dieses  Abschnitts 
fiich  ergibt,  entspricht  dem  Gesetz  vom  18.  März  1881  (I^^bl.  S.  171),  einziger 
Artikel^  Abs.  2,  dem  Art.  34  des  württembergischen  Branntweinsteuergesetees 
vom  18.  Mai  1885  und  dem  §  26  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  24.  Juni  1887. 
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Zu  Art  52. 

Strafrechtliche  Verantwortlichkeit. 

Vgl.  Malzsteuergesetz  von  1856  Art.  18;  badisches  Gesetz  Art.  49. 

Die  Torgeschlagenen  Bestimmimgexi  enthalten  im  wesentlichen  geltendes 
Recht  Vgl.  aach  Art  86  des  württembergischen  Branntweinstenergesetzee  vom 
18.  Mai  1885.  Sind  mehrere  Gewerbeinhaber  oder  mehrere  Vertreter  einer 
juristischen  Person  wegen  Defraudation  als  Thäter  zu  bestorafen,  so  ist  nach 
Art.  41  Abs.  3  gegen  jeden  einzelnen  auf  die  ganze  Strafe  zu  erkennen,  ebensa 
ist  der  Fall  denkbar,  dass  gegen  einen  Vertreter  die  Defraudationsstrafe^ 
gegen  einen  anderen  aber  nur  eine  Eontrollestrafe  erkannt  wird. 

Zu  Art.  53. 

Teilnahme  und  Begünstigung. 

Der  Entwurf  schliesst  sich  an  §  22  des  Branntweinsteuergesetzee  Tom 
24.  Juni  1887  und  Art.  36  Abs.  3  des  württembergischen  Branntweinsteoer- 
gesetKes  vom  18.  Mai  1885  an. 

Zu  Art.  54. 

Vertretungspflicht. 

Vgl.  Malzsteuergesetz  von  1856  Art  18  Ziff.  3;  badisches  Gesetz  Art  49. 

Die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  geben  im  wesentlichen  geltendes 
Recht  und  entsprechen  den  Vorschriften  der  neueren  Steuergesetze. 

Zu  Art  55. 

Verfehlungen  in  betreff  der  üebergangssteuer. 

Bezüglich  der  Verfehlungen  in  betreff  der  üebergangssteuer  lag  keine 
Veranlassung  zu  einer  Aenderung  des  bisherigen  Rechtszustandes  vor.  Es  bleibt 
daher  bei  §  2  der  königl.  Verordnung  vom  24.  Juni  1875  (Rgsbl.  S.  343),  wonach 
.die  Bestrafung  der  Verfehlungen  in  betreff  der  Ueberg^angssteuem  nach  den 
Straf bestimmungen  des  Vereinszollgesetzes  vom  10.  Juli  1869  geschieht*.  Nur 
bezüglich  der  wahrheitswidrigen  Angaben  bei  einem  Gesuch  um  Nachlass  oder 
Rückvergütung  der  üebergangssteuer  schien  die  Analogie  der  bezüglich  der 
Malzsteuer  in  Art  40  Ziff.  3  ^gebenen  Vorschrift  für  die  Bestrafung  nach  den 
Bestimmungen  des  ffeffenwärtagen  Gesetzes  zu  sprechen,  um  so  mehr,  als  auf 
eine  derartige  Verfemung  nicht  leicht  die  Strafbestimmungen  des  Vereins- 
zollgesetzes angewendet  werden  könnten. 

Zu  Art.  56. 

Schlussbestimmungen. 

Der  Abs.  8  entspricht  dem  Art.  46  Abs.  8  des  württembergischen  Brannt- 
weinsteuergesetzes vom  18.  Mai  1885. 
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Aus   dem   Bericht   der   Steuerkommission 
der  Kammer  der  Abgeordneten  ^). 

Artikel  3. 

Dieser  Artikel,  welcher  fast  wörtlich  übereinstimmt  mit  Art.  7  des 
bayrischen  Gesetzes  vom  10.  Dezember  1889  und  Art.  6  des  badischen  Gresetzes 
vom  30.  Juni  1896,  ist  wohl  einer  der  bedeutungsvollsten  Artikel  des  uns  vor- 
liegenden Gesetzes,  sofern  nach  Abs.  1  zur  Bereitung  von  Bier  überhaupt  nar 
Darr-  oder  Lufbmalz,  nach  Abs.  2  aber  zur  Bereitung  von  untergärigem  Bier 
(Braunbier)  nur  Gerstenmalz  Verwendung  finden  darf. 

Die  königl.  Regierung  kämmt  mit  dieser  Bestimmung  einem  im  Jahre 
1895  von  den  Abgeordneten  D entler  und  Genossen  gestellten,  von  beiden 
Kammern  angenommenen  Antrag :  «Die  königl.  Regierung  um  Einbringung  eines 
Gesetzesentwurfs  zu  bitten,  welcher  die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  bei 
der  Bereitung  von  Bier  verbietet,**  nach.  Sie  erfüllt  damit  aber  auch  einen 
längst  gehegten  Wunsch  der  meisten  Bierkonsumenten. 

Allein  nicht  nur  im  Interesse  dieser  dürfte  das  Verbot  der  Malzsurrogate 
liegen,  sondern  ebensosehr  auch  im  Interesse  unserer  heimischen  Brauindustrie 
selbst,  indem  solche  dadurch  der  bedeutenden  auswärtigen  Konkurrenz,  be- 
sonders der  bayrischen  und  badischen,  mit  mehr  Erfolg  wird  entgegentreten 
können,  als  dies  bis  jetzt  der  Fall  ist;  denn  es  ist  wohl  nicht  in  Abrede  zu 
ziehen,  dass  gerade  Bayern  und  neuerdings  auch  Baden  das  Renommee  seines 
Bieres  dem  schon  länger  bestehenden  Surrogatverbot  verdankt. 

Erfreulicherweise  scheinen  diese  Aufmssung  auch  unsere  Brauer  selbst 
zu  teilen,  denn  in  den  verschiedenen  Eingaben,  welche  von  den  Klein-,  Mitiei- 
und  Grossbrauereien  dem  hohen  Hause  bezw.  Ihrer  Kommission  zugekommen 
sind,  wird  von  solchen  weniger  ge^en  das  Surrogatverbot  angekämpft  (nur  die 
Grossbrauer  behaupten  in  ihren  Eingaben,  und  wohl  nicht  mit  unrecht,  dass 
das  Verbot  von  Reis  für  sie  eine  nicnt  unbedeutende  pekuniäre  Schädigung  im 
Gefolge  habe),  vielmehr  beziehen  sich  die  Wünsche,  welche  in  diesen  Angaben 
zum  Ausdruck  gebracht  sind ,  fast  ausschliesslich  auf  den  Steuertarif  (Art.  7). 

Dass  die  Verwendung  sämtlicher  Surrogate,  welche  seither  —  offen  und 
geheim  — -  zur  Bierbereitung  verwendet  wurden  und  deren  Namen  (soweit  sie 
bekannt  sind)  in  den  Erläuterungen  zu  Art.  3  verzeichnet  sind  —  ausser  Reis  — 
zur  Verwendung  bei  der  Bierbereitung  unbedingt  zu  verbieten  ist,  wird  wohl 
keinem  Zweifel  unterliegen. 

Anders  liegt  die  Sache  beim  Reis,  dessen  Verwendung  im  Jahre  1897/98 
auf  40,213  Doppelzentner  (von  44,329  Doppelzentnern  Surrogaten)  ange- 
wachsen ist. 

Gegen  die  Verwendung  von  Reis  lässt  sich  wohl  vom  gesundheitspolizei- 
lichen Standpunkt  aus  nichts  einwenden,  und  auch  die  Behauptung  der  Braner, 
dass  sie  Schwierigkeiten  haben,  ein  solch  blasses  (helles)  Bier,  wie  es  gegen- 
wärtig die  Geschmacksrichtung  eines  grossen  Teils  des  biertrinkenden  Pabü- 
kums  verlangt,  ohne  Zusatz  von  Reis  herzustellen,  dürfte  bis  zu  einem  gewissen 
Grad,  wenigstens  bei  Vermälzung  von  weniger  heller  Gerste,  berechtigt  sein. 
Allein  mit  Sicherheit  wird  zu  hoffen  und  zu  erwarten  sein,  dass,  was  die  Brauer 
Bayerns  und  Badens  fertig  bringen,  auch  unsem  Brauern  keine  Unmöglichkeit 
sein  wird,  nämlich  ein  gutes,  gesundes  und  wohlbekömmliches  Bier  herzustellen 
—  ohne  Reis  —  aus  Wasser,  Hopfen  und  Malz.  Wenn  es  gut  ist,  wird  es  ge- 
trunken, auch  wenn  es  weniger  blass  ist. 

Nachdem  jedoch  Bayern  und  Baden  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen  nnd 
das  Reich  wohl  auch  nicht  allzulange  zurückbleiben  wird  mit  einem  Surrogat- 
verbot,  ist  ein  solches  und  zwar  inklusive  Reis   auch  für  Württemberg  nicht 

1)  L.  T.  34  Befl.  Bd.  III  Beil  176  vom  31.  März  1900  S.  575.  loh  teUe  daraus  nur  die 
Bemerkangen  mit,  bei  denen  die  Kommission  Abänderungen  des  Entwurfs  beantxagte. 
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länger  zu  amgehen  im  Interesse  des  Renommees  und  der  Exportfähigkeit  unseres 
heimischen  Braugewerbes. 

Nicht  zum  mindesten  liegt  aber  auch  ein  Verbot  der  Surrogate  inklusive  Reis 
im  Interesse  der  Erhaltung  unserer  kleineren  Brauereien,  denn  ihnen  ist  die  für 
die  Grossbrauerei  so  lukrative  Verwendung  von  Surrogaten,  insbesondere  von 
Mais  und  Reis  vermöge  ihrer  primitiven  Einrichtungen  wenn  nicht  ganz  so 
doch  nahezu  unmöglich. 

Des  ferneren  ist  aber  auch  ein  Verbot  der  Malzsurrogate  vom  steuere 
technischen  Standpunkt  aus  erwünscht,  denn  die  Kontrolle  ist  doch  bezüglich 
der  Surrogate  viel  erschwerter  als  hinsichtlich  des  Malzes. 

An  diese  vom  Berichterstatter  vorgetragenen  Gesichtspunkte  knüpfte  sich 
eine  längere  Debatte,  in  welcher  zwar  von  einigen  Rednern  Bedenken  geffen 
das  Verbot  von  Reis  und  Mais  geäussert,  aber  nicht  festgehalten  wurden,  ins- 
besondere nachdem  der  Staatsminister  der  Finanzen  ebenfalls  darauf  hinwies, 
dass,  nachdem  Baden  und  Bayern  dieses  Verbot  haben,  wir  damit  auch  nicht 
länger  zurückbleiben  können  im  Interesse  unserer  Brauindustrie. 

Ihre  Kommission  kam  hiemach  auch  zu  dem  einstimmigen  Antrag: 
dem  Art.  3  zuzustimmen. 

Anknüpfend  hieran  wirft  der  Berichterstatter  die  Frage  auf,  ob  es  nicht 
angezeigt  wäre,  anlässlich  dieser  Beratung  das  Surrogatverbot  auch  auf 
Hopfensurrogate  auszudehnen  und  glaubt,  dass  diese  Frage  entschieden  zu  be- 
jahen sein  werde. 

Zur  Begründung  seiner  Ansicht  führt  er  etwa  folgendes  aus: 

Wenn  wir  den  hauptsächlichsten  Zweck  des  Surrogatverbots,  Hebung 
unserer  Brauindustrie  und  ihrer  Konkurrenzfähigkeit  mit  den  Nachbarstaaten 
voll  und  ganz  erreichen  wollen,  müssen  wir  das  Surrogatverbot  auch  auf 
Hopfen  ausdehnen,  wie  auch  eine  dahingehende  Bitte  des  landwirtschaftlichen 
Vereins  Horb  seinerzeit  durch  Beschluss  der  Kammer  der  Abgeordneten  (Sitzung 
vom  20.  Mai  1896)  der  königl.  Regierung  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt  worden, 
welchem  Beschluss  auch  die  Kammer  der  Standesherren  in  ihrer  Sitzung  vom 
5.  März  1897  beigetreten  ist. 

Es  wurde  damals  zwar  gegen  die  Eingabe  des  Horber  landwirtschaft- 
lichen Vereins  geltend  gemacht,  dass  ein  Verbot  der  Hopfensurrogate  zur  Zeit 
nicht  angezeigt  sei,  weil  solche  und  deren  Verwendung  nicht  bekannt  seien, 
allein  wer  bürgt  uns  dafür,  ob  solche  nicht  über  Nacht  erfunden  werden  — 
besonders  nach  Verbot  der  Malzsurrogate,  welch  letztere  dann  unter  Umständen 
in  Form  von  Hopfensurrogaten  dem  Bier  zugefühit  würden.  Aber  insbesondere 
die  Konkurrenz  unserer  mchbarstaaten,  gegen  welche  wir  unsere  Brauindustrie 
kräftigen  wollen,  nötigt  uns,  diese  Lücke  in  unserem  Gesetzesentwurf  zu  er- 
gänzen. Als  Beleff  fSr  diese  Behauptung  führt  der  Berichterstatter  einen 
Artikel  aus  der  „Zeitschrift  für  das  gesarate  Brauwesen*  vom  17.  März  1899, 
welcher  offenbar  aus  einer  bayrischen  Feder  stammt,  an;  er  lautet: 

Biersteuergesetz  für  Württemberg. 

Die  königl.  württembergische  Regierung  hat  den  Entwurf  eines  neuen 
Biersteuergesetzes  vorgelegt.  Das  Hauptgewicht  dieses  Entwurfs  liegt  im  Ver- 
bot der  Verwendung  von  Malzsurrogaten,  welches  lautet:  „Zur  Bereitung  von 
Bier  dürfen  statt  Darr-  oder  Luftmalz  Stoffe  irgend  welcher  Art  als  Ersatz  oder 
Zusatz  nicht  verwendet  werden."  Auch  in  den  Strafbestimmungen  ist  immer 
nur  von  Stoffen  als  Ersatz  oder  Zusatz  statt  des  Malzes  die  Rede.  In  Württem- 
berg ist  also  künftig  nach  dem  Gesetzesentwurf  die  Verwendung  von  Zusätzen, 
welche  nicht  zum  ^atz  von  Malz  dienen,  z.  B.  das  Karbonisieren  des  Bieres, 
erlaubt,  Verboten  ist  auch  nicht  ein  Hopfensurrogat,  sobald  ein  solches  er- 
funden wird.  Bis  jetzt  kennt  man  glücklicherweise  nur  Hopfenpräparate,  deren 
Verwendung  auch  künftig  in  Württemberg  gestattet  ist.  Mit  einem  solchen 
Gesetz  ist  den  Pantschereien  Thür  und  Thor  geöfiiiet.  Das  bayrische  Malz- 
aufschlaggesetz hat  zwar  die  gleichlautende  Bestimmung,   aber  in  Bayern  gilt 
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neben  diesem  Gesetze  der  Land  tagsabschied  vom  Jahre  1861.  (Vgl.  Ludwig 
V.  May,  Gesetz  über  den  Malzaufschlag.    Erlangen  1894.    S.  62.) 

Wie  in  diesem  Artikel  richtig  gesagt,  enthält  das  bayrische  Aufschlag- 
gesetz  vom  16.  Mai  1868  eine  Bestimmung  in  Beziehung  auf  Hopfensurrogate 
nicht,  allein  in  dem  Landtagsabschied  vom  10.  Mai  1861  §  26  Ziff.  2  ist  das 
Verbot  der  Hopfensurrogate  ausgesprochen  und  ist  solches  heute  noch  gültig, 
wie  auch  hiemach  schon  verschiedene  gerichtliche  Entscheidungen  getroffen 
wurden. 

Auch  in  Baden  wollte  nach  den  Motiven  zu  Art.  6  des  Gesetzes  vom 
30.  Juni  1896  (Motive  zu  Art  6  S.  58)  die  Verwendung  von  Hopfensurrogaten 
verboten  werden,  es  kommt  aber  dieses  Verbot  nicht  im  Gesetz,  sondern  in  den 
Motiven  zum  Ausdruck. 

Eine  solch  wichtige  Bestimmung  sollte  aber  im  Gesetz  selbst  stehen  und 
nicht  aus  den  Motiven  in  dasselbe  hineininterpretiert  werden. 

Formell  Hesse  sich  zwar  einwenden,  dass  in  dem  vorliegenden  Entwurf, 
welcher  sich  mit  der  Regelung  der  Malzsteuer  und  dem  Verbot  der  Malz- 
surrogate beschäftigt,  Raum  für  ein  Verbot  von  Hopfensurrogaten  nicht  sei, 
allein  es  wird  doch  —  wie  schon  oben  bemerkt  —  in  Erwägung  zu  ziehen  sein, 
dass  die  Tendenz  des  vorliegenden  Entwurfs,  wie  auch  die  Motive  (auf  S.  185) 
ausdrücklich  hervorheben,  dahin  geht,  dem  württembergischen  Braugewerbe  die 
Konkurrenz  mit  denjenigen  anderer  Staaten  zu  erleichtem. 

Hiemach  dürfte  es  gerechtfertigt  sein,  aus  Veranlassung  der  Verhand- 
lungen über  den  vorliegenden  Entwurf  auch  die  Ei'lassung  eines  Verbots  von 
Hopfensurrogaten  als  wünschenswert  zu  erklären  und  stellt  demgemäss  der 
Berichterstatter  den  Antrag:  dem  Art.  8  einen  Abs.  8  beizufügen  folgenden 
Inhalts:  ,Zur  Bereitung  von  Bier  dürfen  statt  des  Hopfens  andere  Stoffe  irgend 
welcher  Art  als  Ersatz  oder  Zusatz  nicht  verwendet  werden.* 

Dieser  Antrfu^  des  Berichterstatters  führte  zu  einer  längeren  Erörterung. 
Von  den  meisten  Rednern  wurde  geltend  gemacht,  dass,  insolange  Hopfen- 
surrogate nicht  bekannt  seien  und  deren  Verwendung  nicht  nachgewiesen,  es 
auch  keines  derartigen  Verbots  bedürfe,  eines  Verbots,  welches  unter  Umständen 
nur  geeignet  wäre,  den  Ruf  unseres  Bieres  zu  diskreditieren. 

Nachdem  auch  von  selten  des  Staatsrainisters  der  Finanzen  diese  Auf- 
fassung geteilt  und  hervorgehoben  wurde,  dass,  wenn  im  badischen  und 
bayrischen  Bierstenergesetz  ein  Hopfensurrogatverbot  nicht  aufgenommen  sei, 
auch  ftkr  Württemberg  kein  Anlass  vorliege,  ein  solches  im  Gesetz  aufzunehmen, 
nachdem  ferner  der  Staatsminister  der  Finanzen  erklärt  hatte,  sobald  sich  ein 
Bedürfiiis  für  ein  Hopfensurrogatverbot  herausstelle,  die  köniel.  Regierung  nicht 
anstehen  werde,  der  Sache  näherzutreten,  sowie  in  Anbetraoit  des  UmstiAndes, 
dass  der  Antrag  innerhalb  der  Kommission  nur  wenig  Unterstützung  fand,  zog 
der  Berichterstatter  denselben  zurück  mit  dem  Vorbehalt,  auf  denselben  später 
zurückzu  kommen. 

Gelegenheit  hierzu  bot  sich  bei  der  zweiten  Lesung  in  der  Kommission,  indem 
der  Ab^.  Rembold  diesen  Antrag  wieder  aufnahm.  Er  glaubte,  die  Kommission 
habe  hierzu  um  so  mehr  Veranlassung,  nachdem  derselbe  Gedanke  inzwischen 
auch  im  Reichstag  Anregung  gefunden  habe.  Zur  Begründung  des  Antrags 
wurde  im  wesentlichen  dasselbe  vorgebracht,  was  schon  in  der  1.  Lesung  zu 
Gunsten  des  Antrags  ausgeführt  wurde. 

Andererseits  stellte  der  Staatsminister  der  Finanzen,  wie  in  der  1.  Lesung, 
an  die  Kommission  das  Ersuchen,  den  Antrag  abzulehnen,  und  wurde  hierin 
auch  von  mehreren  Mitgliedern  der  Kommission  unterstützt.  Er  führte  aus, 
dass,  wenn  die  Frage  eines  Hopfensurrogatverbots  in  der  Reichstagskommission 
angeregt  worden  sei,  dies  noch  lange  nicht  gleichbedeutend  sei  mit  einer 
R^erungsvorlage;  des  ferneren  äusserte  er  gegen  den  Antrag  dieselben  Be- 
denken, wie  er  solche  in  der  1.  Lesung  vorgebracht,  jedenfalls  glaubt  er,  müsse 
dem  Antrag  eine  andere  Fassung  gegeben  werden,  nämlich  hinter  »Luftmalz* 
einzuschalten  «und  Hopfen". 
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Dementsprechend  beantragt  der  Abg.  Rembold,  den  Abs.  1  des 
Art  3  in  folgender  Fassang  anzunehmen : 

„Zur  Bereitung  von  Bier  dürfen  statt  Darr*  oder  Luftmalz  und  Hopfen 
Stoffe   irgend   welcher  Art   als  Ersatz  oder  Zusatz  nicht  verwendet 
werden* 
und  Abs.  2  unverändert  anzunehmen. 

Dieser  Antrag  wurde  auch  angenommen  (mit  7  gegen  6  Stammen). 

Artikel  7. 

Dieser  Artikel,  welcher  den  Betrag  der  Malzsteuer  festsetzt,  besteht  aus 
4  Absätzen,  welche  zwar  zusammenhängen,  insofern  sie  von  dem  Betrag,  von 
der  Höhe  der  Malzsteuer  handeln,  jedoch  ihrem  Inhalt  nach  wesentlich  ver- 
schieden sind  und  deshalb  auch  in  der  Kommission  jeder  Absatz  für  sich  zur 
Beratung  kam. 

Der  1.  Absatz  dieses  Artikels  hält  an  dem  seither  nach  Art.  3  des 
Gesetzes  vom  12.  Dezember  1871  geltenden  Recht,  wonach  der  Steuersatz  durch 
Finanzgesetz  bestimmt  wird,  fest,  und  wolle  hieran  auch  von  seiten  der  Kom- 
mission nichts  geändert  werden,  daher 

Antrag:  Zustimmung. 

D^egen  gab  der  2.  Absatz  dieses  Artikels  zu  längeren  Erörterungen 
Anlass.    Zunächst  führte  der  Berichterstatter  etwa  folgendes  aus: 

Mit  Abs.  2  des  Art.  7  schreitet  die  Regierung  auf  dem  im  Jahre  1893 
foezw.  1895  sorgsam  und  vorsichtig  betretenen  Weg  der  progressiven  bezw.  dep^res- 
siven  Besteuerung  des  Bieres  einen  kräftigen  Schritt  vorwärts.  Sie  kann  diesen 
Schritt  um  so  eher  wagen,  als  uns  die  Nachbarstaaten  Baden  und  Bayern  hierin 
ebenfalls  —  wie  im  Surrogatverbot  —  vorangegangen  sind. 

Sie  kommt  damit  aber  auch  —  wie  aus  unseren  allgemeinen  Bemerkungen 
sowohl,  ^s  auch  aus  den  Erläuterungen  zum  G^setzesentwurf  selbst  ersichtlich  -> 
nicht  nur  einem  in  der  Kammer  der  Abgeordneten,  sondern  auch  in  der  Kammer 
der  Standesherren  ausg^rochenen  Wunsche  nach. 

Dieser  Wunsch,  im  Interesse  der  Erhaltung  der  kleinen  und  mittleren 
Brauereien  des  Landes  die  Biersteuer  nach  unten  noch  mehr  zu  ermässigen 
und  nach  oben  ausgiebi^r  zu  gestalten,  hat  aber  auch  gewiss  seine  volle  Be- 
rechtigung, nicht  nur  im  Hinblick  auf  den  hohen  volkswirtschaftlichen  Wert 
unserer  Ideineren  Brauereien,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  um  ihre 
Existenz  so  hart  kämpfende  Landwirtschaft.  Denn  gerade  die  kleineren 
Brauereien  sind  es,  die  mit  unserer  Landwirtschaft  in  en^er  Beziehung  stehen. 
Sie  banden  sich  vorherrschend  auf  dem  Land  und  in  den  kleineren  Land- 
flUUitchen,  beziehen  ihre  Rohmaterialien  —  Qerste  und  Hopfen  —  beinahe  aus- 
schliesslich von  den  nächstgelegenen  Landwirten,  auch  in  Jahren,  in  welchen 
solche  nicht  von  hervorragender  Qualität  sind  und  von  den  Grossbrauereien 
wenig  oder  keine  Beachtung  finden.  Ueberhaupt  sind  letztere  schon  vermöge 
ihrer  grossen  Betriebseinrichtungen  darauf  angewiesen,  nur  grössere  Quantitäten 
möglichst  gleichartiger  Gerste  —  mindestens  eine  Weiche  mit  60 — 100  Ztr.  — 
aus  einer  Hand  zu  beziehen,  um  ein  möglichst  gleichmässiges  Wachsen  zu  er- 
zielen, Quantitäten,  welche  nach  unseren  württembergischen  Verhältnissen  schon 
einen  grösseren  Grundbesitz  voraussetzen. 

Ebenso  kommen  die  Brauereirückstände,  wie  Treber,  Malzkeime,  der 
kleineren  Brauereien  ausschliesslich  den  nächstgel^enen  Landwirten  zu  gut, 
während  die  Grossbrauereien  ihre  Treber  vielfach  künstlich  trocknen  und  dann 
in  getrocknetem  Zustand  samt  Malzkeimen  nach  auswärts  versenden. 

Aber  nicht  allein  unsere  Landwirtschaft  hat  ein  lebhaftes  Interesse  an 
der  Erhaltung  der  kleineren  Brauereien,  sondern  ebensosehr  auch  die  Gewerbe- 
treibenden der  betreffenden  Gemeinden,  welcher  Existenz  wesentlich  vom  Fort- 
bestand der  Brauereien  abhängig  ist.  Endlich  sind  es  aber  auch  sämtliche 
Steuerzahler  der  Gemeinde,  welche  dem  Eingehen  der  im   Orte  befindlichen 
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Brauerei  nicht  gleichgültig  gegenüberstehen,  denn  letztere  tragt  vielfach  einen 
grossen  Teil  der  Gemeindesteuer,  ohne  die  Gemeinde  besonders  zu  belasten» 
während,  wenn  die  Brauerei  eingeht,  das  im  Ort  getrunkene  Bier  von  der  Gross- 
brauerei der  Stadt  zugeführt  wird,  wo  solches  auch  zur  Gemeindesteuer  heran- 
gezogen wird,  und  die  Landgemeinde  hierbei  —  wenn  sie  nicht  zufällig  örtliche 
Verbrauchssteuer  erhebt  (was  in  den  Landgemeinden  bis  jetzt  nicht  häufig  der 
Fall  ist)  —  leer  ausgeht, 

Dass  die  seitherige  Steuerabstufung  den  Erwartungen  in  Beziehung  auf 
Erhaltung  der  kleineren  Brauereien  nicht  entsprochen,  ist  ersichtlich  aus  der 
Begründung  zu  Art.  7,  wonach  vom  Jahr  1894 — 1898  zurückgegangen  sind: 

die  Brauereien  mit  einem  Malzverbrauch  bis  zu  500  Doppelzentner  von 
1598  auf  1288,  also  um  310  =  19,47o, 

diejenigen  mit  einem  Malzverbrauch  von  500 — 1000  Doppelzentner  von 
197  auf  188,  also  um  14  =  7,1 7o, 

dagegen  sind  gestiegen  die  Betriebe  von  1000—5000  Doppelzentner  von 
155  auf  181,  also  um  26  =  16,79^0, 

die  Betriebe  aber  von  5000—20,000  Doppelzentner  von  14  auf  22,  mithin 
um  8  =  57,070, 
somit  Abgang  324  Betriebe,  Zuwachs  34  Betriebe,  hiernach  absoluter  Abgang- 
290  Betriebe.  Hierbei  wird  anzunehmen  sein,  dass  der  Zuwachs  von  34  Be- 
trieben nicht  neugegründete  Brauereibetriebe  bedeutet,  sondern  die  meisten 
hiervon  werden  von  einem  kleineren  Betrieb  zu  einem  grösseren  Betrieb  über- 
gegangen sein. 

Neben  all  diesen  hervorgehobenen  Gesichtspunkten,  welche  für  eine  mög- 
lichste Berücksichtigung  der  kleineren  Brauereien  sprechen,  Hesse  sich  doch 
noch  die  Frage  aufwerfen,  ob  denn  eine  Staffelung  der  Biersteuer  sich  auch 
vom  finanzpolitischen  Standpunkt  rechtfertigen  lasse,  da  eine  progressive  Be- 
steuerung eigentlich  nicht  im  Prinzip  der  indirekten  Besteuerung  liege,  und 
führte  diese  Frage  zu  einer  längeren  Erörterung.  Die  Ansicht,  dass  eine  pro- 
gressive Besteuerung  dem  Wesen  der  indirekten  Besteuerung  fremd  sei  und 
mehr  in  das  Gebiet  der  Einkommensteuer  gehöre,  wurde  von  mehreren  Mit- 
gliedern der  Kommission  festgehalten,  zugleich  aber  auch  von  einem  Mitglied 
der  Kommission  diese  Gelegenheit  benützt,  an  den  Staatsminister  der  Finanzen 
die  Anfrage  zu  richten,  ob  man  wohl  im  Laufe  dieses  Sommers  einer  Wieder- 
einbringung der  Einkommensteuer  entgegensehen  dürfe,  welche  Anfrage  von 
dem  StoAtsminister  folgendermassen  beantwortet  wurde: 

,Die  EntSchliessung  über  die  Frage,  ob  die  Steuerreform  noch  bei  diesem 
Landtag  wieder  eingebracht  werden  soll,  steht  nicht  dem  Finanzministerium, 
sondern  dem  Staatsministerium  zu,  da  es  sich  um  förmliche  Gesetzesvorlagen 
handelt.  Unrichtig  ist  die  Behauptung  in  der  Presse,  das  Finanzministerium 
habe  die  Steuerreform  ruhen  lassen  oder  wolle  sie  verschleppen ;  vielmehr  haben 
die  beiden  beteiligten  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Innern  die  nicht  ein- 
fach liegende  Angelegenheit  so  rasch  als  thunlich  in  die  Wege  geleitet  Gegen- 
wärtig ist  das  Staatsministerium  mit  der  Sache  befasst.  Dasselbe  wird,  wie  ich 
bei  den  Kammerverhandlungen  betont  habe,  seine  Entschliessung  nur  fassen 
nach  vorurteilsfreier,  gründlicher  und  gewissenhafter  Erwägung  aller  in  Betracht 
kommenden  Umstände,  wobei  namentlich  auch  der  Stand  der  dem  Landtage 
sonst  noch  vorliegenden  Geschäfte  in  den  beiden  Kammern  von  Einfluss 
sein  wird.* 

Fortfahrend  in  der  Beratung  des  Art.  7  wurde  demgegenüber  von  ver- 
schiedenen Kommissionsmitgliedem  als  auch  vom  Finanzminister  hervorgehoben^ 
dass  das  Prinzip  der  gleichen  Besteuerung  bei  der  Biersteuer  schon  seit  dem 
Jahre  1893  bezw.  1895  durchbrochen  sei  und  zudem,  wenn  es  möglich  wäre, 
das  Fabrikat,  die  Würze,  zur  Steuer  heranzuziehen,  diese  ungleiche  Besteuerung 
nahezu  verschwinden  würde,  denn  durch  die  enormen  Fortschritte  auf  dem  Ge- 
biet der  Naturwissenschaften  und  der  Technik,  welche  sich  die  Brauerei  um  so 
mehr  zu  eigen  machen  kann,  je  grösser  der  Betrieb  ist  und  je  mehr  Mittel  zur 
Verfügung  stehen,  ist  es  den  Grossbrauem  möglich,  bedeutend  mehr  Ausbeute 
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aus   derselben  Menge  Malz  zu   erzielen   wie  der  Kleinbrauer.    Schon  in  den 
Motiven  zum  Malzsteuergesetz  von  1893  ist  nachgewiesen,  dass 

die  Brauer  unter  1000  Doppelzentner  Malzverbrauch 

eine  Ausbeute  von 56,6®/o, 

diejenigen  von  1000— -1500  Doppelzentner  Malzverbraueh 

eine  Ausbeute  von 60,27©, 

diejenigen  von  1500—2500  Doppelzentner  Malzverbrauch 
eine  Ausbeute  von 62,1 7«  • 

diejenigen  über  2500  Doppelzentner  Malzverbrauch 

eine  Ausbeute  von 66,1^0 

erzielen. 

Dieses  Verhältnis  dürfte  sich  seither  noch  mehr  zu  Gunsten  der  Gross- 
betriebe (und  zu  Ungunsten  der  Kleinbetriebe)  verschoben  haben,  nachdem  in 
der  Zwischenzeit  die  Einrichtungen  immer  mehr  vervollkommnet  und  die  Be- 
triebe vergrössert  wurden.  Mit  Hilfe  dieser  ausgezeichneten  Einrichtungen,  ins* 
besondere  aber  mittels  der  künstlichen  Kellerkühlung  und  unbeschriui^n  Eis- 
fabrikation ist  der  Grossbrauer  noch  weiter  in  der  ^nstigen  Lage,  seinen  Be- 
darf an  Bier  das  ganze  Jahr  hindurch,  ohne  Rücksicht  auf  die  Jahreszeit,  zu 
fabrizieren,  während  der  Kleinbrauer  in  Ermangelung  dieser  Einrichtungen 
seinen  Sommerbedarf  heute  noch  in  den  Wintermonaten  herzustellen  genötigt 
ist  und  infolgedessen  solches  stärker  einsieden  muss,  wie  der  Grossbrauer. 

Des  ferneren  wird  noch  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  dass  die  Produktions- 
kosten um  so  geringer  werden,  je  höher  die  Produktion  sich  steigert,  während 
es  mit  dem  Abgang  sich  umgekehrt  verhalten  dürfte. 

In  Anbetracht  aU  dieser  Gesichtspunkte  wird  der  Art.  7  seinem  Prinzip 
nach  zu  begrüssen  sein,  während  bezüglich  der  Gestaltung  des  Tarifs  die  An- 
sichten ziemlich  auseinandergehen  werden. 

Bei  Bemessung  der  Höhe  der  Steuer  und  der  Festsetzung  der  Grenze  der 
verschiedenen  Klassen  wird  wohl  zunächst  ins  Auge  zu  fassen  sein,  dass  ein 
Mehrerträ^iis  der  Malzsteuer  gegen  seither  nicht  bezweckt  werden  will,  viel- 
mehr das  Bestreben 

1.  die  kleineren  Brauer  thunlichst  zu  entlasten, 

2.  die  grösseren  und  grossen  Brauereien  zwar  stärker  zur  Steuer  heranzu- 
ziehen als  seither,  dabei  aber  doch  auch  ihre  Konkurren zfUhigkeit  mit  den 
Nachbarstaaten,  besonders  Baden  und  Bayern,  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  hier- 
bei massgebend  ist. 

Dass  die  Steuerprogression  um  so  weniger  empfindlich  wirkt,  je  näher 
sich  die  verschiedenen  Stufen  sind  und  je  gleichmässiger  die  Progression  an- 
steigt, ist  einleuchtend,  und  führt  dieser  Gesichtspunkt  deshalb  zu  der  Frage, 
ob  die  grösseren  Brauereien  an  den  niederen  Sätzen  ebenfalls  partizipieren 
sollen  oder  nicht. 

Die  verschiedenen  der  Kommission  übergebenen  Eingaben  der  Brauer 
gehen  hinsichtlich  des  Art.  7,  mit  welchem  sie  sich  auch  hauptsächlich  be- 
schäftigen, wie  sich  wohl  denken  lässt,  je  nach  Grösse  des  Betriebs  der  be- 
treffenden Petenten  nach  drei  Richtungen  auseinander. 

Dass  die  Vertreter  der  Grossbrauereien  keine  Veränderung  der  gegen- 
wärtigen Steuerskala,  jedenfalls  keine  Erhöhung  wollen,  ist  leicht  erklärlich. 

Die  Vertreter  der  kleineren  und  mittleren  Brauereien  (der  Württem- 
bergische Brauerbund)  erklären  sich  zwar  mit  den  in  Art  7  festgesetzten  Sätzen 
einverstanden,  wollen  aber  mit  7500  Doppelzentnern  und  mit  120  7o  noch  nicht 
an  der  obersten  Grenze  angekommen  sein,  sondern  wünschen 

bis  zu  7500  Doppelzentner  (wie  im  Entwurf)  .  .  110%, 
dann  aber  für  die  folgenden  10,000  Doppelzentner  1207» 
und  für  den  Rest ISO^o. 

Von  der  Anteilnahme  an  den  niederen  Sätzen  der  vorhergehenden  Klassen 
sind  hiemach  die  grösseren  Brauer  nicht  ausgeschlossen,  während  die  Vertreter 
der  Kleinbrauer  in  ihren  Eingaben  den  Vorschlag  machen,  sämtliche  Brauer 
in  4  Klassen  zu  teilen,  und  zwar: 
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Klasse  I     Betriebe  bis  1000  Doppelzentner 

für  die  ersten      200        ,  ...      60®/o, 

„      ,    weiteren  300        ,  ...      80  7o, 

.      .  ,       500        ,  ...    lOO^o; 

r      II    Betriebe  über  1000—5000  Doppelzentner 

für  die  ersten  1500  Doppelzentner    .    .    100  7«» 
,      ,    weiteren  3500  ,  .    .    110>; 

,      III  Betriebe  über  5000—10,000  Doppelzentner 

für  alles  gleich 1207»; 

,      IV  Betriebe  über  10,000  Doppelzentner 

durchaus 130^0» 

—  je  ohne  Teilnahme  der  einzelnen  Klassen  an   den  niedrigeren  Sätzen   der 
Torhergehenden  Klassen. 

Was  nun  zunächst  die  Beantwortung  dieser  Frage,  ob  die  grosseren 
Brauer  auch  an  den  niedrigeren  Tarifisätzen  der  vorhergehenden  Klassen  teil- 
nehmen sollen,  betrifft,  so  smd  die  Gründe,  welche  in  den  Motiven  für  eine 
solche  Anteilnahme  angeführt  sind,  so  überzeugend,  dass  diese  Frage  entschieden 
zu  bejahen  sein  wird. 

Es  wäre  doch  in  der  That  eine  gewisse  Härte,  wenn  ein  Brauer  wegen 
einiger  Zentner  Malz,  die  er  im  Interesse  der  Erhaltung  seiner  Kundschaft  noch 
zu  versieden  genötigt  ist,  in  eine  höhere,  für  sich  abffeschlossene  Tarifklasse 
versetzt  würde,  wodurch  ihn  diese  wenigen  Zentner  Muz  unter  umständen  auf 
mehrere  hundert,  ja  1000  M.  Steuer  zu  stehen  kämen.  Die  Folge  würde  sein, 
dass  sich  der  Brauer  auf  alle  mögliche  erlaubte  und  wenn  nicht  anders  mög- 
lich auch  unerlaubte  Weise  zu  helfen  suchen  würde ;  er  würde  unter  Umständen 
die  für  ihn  noch  erforderlichen  wenigen  Sud  Bier  in  einer  anderen  Brauerei 
herstellen  u.  s.  w.    Jedenfalls  wäre  damit  die  Kontrolle  sehr  erschwert 

Dagegen  sprach  der  Berichterstatter  die  Meinung  aus,  wogegen  sich  auch 
ein  Widerspruch  in  der  Kommission  nicht  erhob,  die  königl.  Regierung  hätte 
im  Interesse  der  kleinen  und  mittleren  Brauer  die  Rahmen  der  höheren  Steuer- 
klassen etwas  enger  ziehen,  auch  eine  weitere  Klasse  einschalten  dürfen. 

Was  nun  zunächst  die  unterste  Steuerstufe  des  Begierungsentwurfs  — 
80  7o  d^  Steuersatzes  für  die  ersten  500  Doppelzentner  —  betrifft,  so  sprechen 
die  Kleinbi*auer  in  ihren  verschiedenen  Eingaben  den  Wunsch  aus,  in  der  Er- 
mässigung noch  weiter  zu  gehen  und  eine  weitere  Stufe  anzureihen,  und  zwar 
mit  60  7o  ^^  cli6  ersten  200  Doppelzentner.  Auch  in  der  Kommission  wurde 
diesem  Gredanken  Rechnung  getragen ,  •  indem  von  den  Abgeordneten  Krug 
und  Sommer,  Maurer  und  Rembold  zu  Gunsten  der  Kleinbrauer  der  An- 
trag gestellt  wurde,  dem  Antrag  des  Berichterstatters  einen  zweiten  Satz  zu- 
zufügen des  Inhalts:  .Beträgt  die  verwendete  Malzmenge  weniger  als  250  Doppel- 
zentner, so  beträgt  die  Steuer  70  ^o.*  Die  gprösseren  Brauer  sollten  an  diesem 
ermässigten  Satz  nicht  teilnehmen. 

Gegen  diesen  Antrat  sowohl,  als  auch  gegen  das  Gesuch  der  Kleinbrauer, 
eine  weitere  Stufe  von  60^ |o  für  die  ersten  200  Doppelzentner  (ebenfalls  unter 
Ausschluss  der  grösseren  Brauer),  wurde  vom  Berichterstatter  geltend  gemacht, 
dass  es  sich  nicht  empfehle,  diesen  Anträgen  zuzustimmen;  wir  kämen  damit 
unter  die  Steuer,  wie  sie  vom  Jahr  1871 — 1881  erhoben  wurde  —  nämlich 
3  M.  60  Pf.  per  Zentner  Malz  —  herab,  wozu  wohl  keine  Veranlassung  vor- 
liege. Zudem  vrürde  diese  weitere  Ermässigung  insonderheit  den  ganz  Ideinen 
Brauern  zu  gut  kommen,  welche  aber  in  der  That  noch  etwas  günstiger  daran 
sein  dürften  als  die  Brauer  mit  500 — 1000  Doppelzentner  Malzverbrauch,  die 
doch  auch  noch  zu  den  kleineren  zählen.  Während  erstere  in  der  Lage  sind, 
ihr  Geschäft  selbst,  vielleicht  mit  Hilfe  der  Familienangehörigen  zu  besorgen, 
bedürfen  letztere  schon  fremder  Hilfe,  welche  in  derartig  kleinen  Betrieben  mit 
unvollkommener  Einrichtung  viel  schwieriger  zu  erhalten  ist,  als  in  grossen 
Betrieben;  femer  verzapfen  die  kleinsten  Brauer  ihr  Produkt  meist  in  der 
eigenen  Wirtschaft,  während  die  etwas  grösseren  Brauereien  bezüglich  des  Ab- 
satzes schon  unter  der  Konkurrenz  der  Grossbrauer  zu  leiden  haben. 
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Wollte  man  aber  den  niederen  Satz  von  ca.  60  ^|o  weiter  ausdehnen,  etwa 
bis  zu  500  Doppelzentner,  dann  würde  der  Steuerausfall  ein  ganz  bedeutender 
werden,  kommt  doch  gerade  auf  diese  Betriebe  rund  V»  ^^^  Gesamtmalzmenffe. 

Bayern,  welches  bei  seinen  wesentlich  anderen  Brauereiverhältnissen  nlr 
uns  allerdings  weniger  in  Betracht  kommt,  ^eht  durchgehend  höher  als  unser 
Kntwurf,  aber  auch  Baden,  dessen  Verhältnisse  den  unseren  ähnlicher  sind, 
geht  in  der  Begünstigung  der  Eleinbrauer  nicht  so  weit  wie  unser  Entwurf; 
es  hat  den  Satz  von  8  M.  nur  für  die  ei-sten  250  Doppelzentner. 

Dementsprechend  dürfte  gegen  diese  niederste  Steuerstufe: 
für  die  ersten  500  Doppelzentner     ....      807« 
nichts  zu  erinnern  sein,  ebenso  aber  auch  nichts  gegen  die  nächstfolgende  Stufe : 

für  die  folgenden  1000  Doppelzentner.  .  .  100 7o> 
dagegen  ist  der  Sprung  von  1500  Doppelzentner  auf  7500  Doppelzentner  nach 
Ansidit  des  Berichterstatters  zu  gpross.  Brauereien  mit  5000—7500  Doppel- 
zentner Malzverbrauch  zählen  nach  unseren  württembergischen  Brauverhält- 
nissen  doch  schon  zu  den  grossen  und  können  eine  etwas  höhere  Steuer  leidit 
ertragen,  zudem  würde  der  Steuerausfall  von  rund  86,000  M.,  nach  den  Er^ 
läuterun^en  zum  Entwurf  S.  138  und  139  sogar  von  rund  120,000  M.,  welchen 
der  Regierungsentwurf  gegenüber  dem  seither  geltenden  Steuertarif  im  Gefolge 
hätte,  hier  einen  wesenmdien  Ausgleich  finden  können. 

Demgemäss  schlägt  der  Berichterstatter  vor,  als  dritte  Stufe  zu  sagen: 

für  die  folgenden  3500  Doppelzentner 1107o 

und  als  vierte  Stufe  festzusetzen : 

für  die  folgenden  10,000  Doppelzentner      ....     120%. 

Endlich  findet  es  der  Berichterstatter  vollständig  berechtigt  und  der 
Tendenz  des  ganzen  Gesetzes  entsprechend,  von  der  Malzmenge  über  15,000  Doppel- 
zentner 130^/o  des  Steuersatzes  zu  erheben,  und  beantragt  hiemach,  den  Abs.  2 
des  Art.  7  folgendermassen  zu  fassen : 

,Die  Steuer  beträgt  von  der  in  einer  Brauerei  in  einem  Rechnungsjahr 
verwendeten  Malzmenge 

für  die  ersten  500  Doppelzentner 80  •/o, 

,      ,    folgenden   1000  „  .....    100  V, 

,      .  ,  3500  r  110%, 

,      ,  ,       10,000  r  120%, 

und  für  den  Rest 130% 

des  Steuersatzes.* 

Dieser  Tarif  hätte  gegenüber  demjenigen  des  Regierungsentwurfs  den 
Vorteil,  dass  er,  wie  dieser,  lanp^sam  und  gleichmässig  ansteigend,  also  nach 
keiner  Seite  hart  wirkend,  doch  die  Grossbrauer  etwas  stärker  erfasst.  Während 
wir  z.  B.  nach  diesem  Vorschlag  und  dem  seitherigen  Steuersatz  bei 
22,500  Doppelzentner  Malz  auf  12  M.  Steuer  pro  Doppelzentner  und  bei 
50,000  Doppelzentner  Malz  auf  12  M.  55  Pf.  pro  Doppelzentner  kommen,  er- 
reichen wir  nach  dem  Regierungsentwurf  bei  22,500  Doppelzentner  Malz  erst 
UM.  55  Pf.  Steuer  pro  Doppelzentner  und  bei  50,000  Doppelzentner  Malz  erst 
UM.  80  Pf.  Steuer  pro  Doppelzentner. 

Mit  diesem  Ihnen  vorgeschlagenen  Tarif  würden  wir  aber  auch  den  seit- 
herigen Steuerertrag  nahezu  wieder  erreichen. 

Entsprechend  neuester  Stenerstatistik  wäre  der  Steuerertrag  nach  seit- 
herijrem  Tarif  =  8,953,462  M.,  nach  dem  Regierungsentwurf  =  8,867,602  M.  71  Pf., 
somit  Ausfall  gegen  seither  85,859  M.  29  Pf.,  nach  dem  Antrag  des  Bericht- 
erstatters =  8,949,960  M.  64  Pf.,  somit  Ausfall  gegen  seither  3501  M.  36  Pf. 

Ge^en  diese  Ausführungen  des  Berichterstatters  wurde  von  den  Rom- 
missionsmitgliedem  mit  Ausnahme  der  Abg.  Krug,  Sommer,  Maurer  und 
Rembold,  welche  für  ihren  Antrag  eintraten,  im  wesentlichen  nicht  viel  ein- 
gewendet, dagegen  äusserte  sich  der  Staatsminister  der  Finanzen  dahin,  er  habe 
grosse  Bedenken,  mit  der  obersten  Stufe  bis  180  ^/o  zu  gehen,  nachdem  Baden 
bloss  120%  als  Maximalsatz  habe;  er  könne  sich  höchstens  entschliessen,  mit 
der  oberen  Stufe  bis  125**|o  zu  gehen. 
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Gegenüber  dem  Antrag  Krug  und  Genossen  hob  der  Finanzminister 
hervor,  dass  derselbe,  wenn  die  grösseren  Brauer  an  dieser  Ermässigung  auch 
teilnehmen  würden,  was  ja  kaum  zu  umgehen  w&re,  einen  AusfaU  von 
ca.  300,000  M.  herbeiführen  würde.  Des  ferneren  machte  er  gegen  diese  Be- 
vorzugung der  ganz  kleinen  Brauer  dieselben  Bedenken  geltend,  wie  sie  oben 
schon  angeführt  sind. 

Bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  wurde  der  Antrag  Krug  mit  9 
gegen  4  Stimmen  (der  4  Antragsteller)  abgelehnt,  dagegen  der  Abs.  2  nach 
dem  Antrag  des  Berichterstatters  mit  9  gegen  2  Stimmen  (H&hnle,  Binz) 
angenommen. 

In  zweiter  Lesung  ergriff  zu  vorstehendem  Abs.  2  zunächst  das  Wort  der 
Staatsminister  der  Finanzen,  wiederholt  die  Bitte  aussprechend,  bei  einem  Malz- 
verbrauch von  über  15,000  Doppelzentner  nicht  auf  180  Vo»  wie  in  1.  Lesung 
beschlossen,  sondern  nur  auf  125  7o  zu  gehen,  wobei  unsere  Grossbrauereien  an- 
nähernd gleich  mit  denjenigen  Badens  besteuert  würden;  er  betonte  hierbei, 
dass  dies  besonders  im  Interesse  der  Konkurrenz-  nnd  Exportfähigkeit  unserer 
Brauindustrie  Hege.  Des  ferneren  hob  er  hervor,  dass  die  Steigerung  der  Aus- 
beute auch  ihre  Grenzen  habe  und  solche  nicht  unbedingt  mit  der  Menge  des 
Malzverbrauchs  steige,  sondern  vielmehr  bei  einem  verbrauch  von  etwa 
20,000  Doppelzentner  ihr  Ende  erreichen  dürfte,  mithin  eine  Progression  der 
Biersteuer  von  diesem  Malzverbrauch  ab  sich  nicht  mehr  rechtfertigen  lasse. 

Demgegenüber  spricht  der  Berichterstatter  die  Bitte  ans,  es  bei  dem  früheren 
Beschluss  zu  oelassen.  Wenn  ja  auch  zuzugeben  sei ,  dass  die  Steigerung  der 
Ausbeute  bei  einem  Malzverbrauch  von  etwa  20,000  Doppelzentner  ihr  Ende 
erreichen  dürfte,  so  kann  doch  nicht  in  Abrede  gezogen  werden,  dass  die 
Produktionskosten  um  so  kleiner  sind,  je  grösser  der  Betneb  ist;  zudem  würde 
nach  dem  Eommissionsbeschluss  eine  etwas  höhere  Besteuerung  als  die  badische 
nur  bei  einem  württembergischen  Betrieb  eintreten,  aUe  anderen  Brauereien 
würden  unter  dem  badischen  Höchstsatze  bleiben. 

Der  Mitberichterstatter  führte  aus,  dass  er  zwar  in  erster  Lesung  für  den 
Kommissionsantrag  eingetreten  sei,  nunmehr  aber  der  Anschauung  des  Staats- 
ministers der  Finanzen  zuneige,  wie  er  diesen  Standpunkt  auch  schon  bei  der 
Beratung  der  Einkommensteuer  eingenommen  habe.  Demgemäss  stellt  er  den 
Antrag:  in  Abs.  2  zu  setzen  ,für  den  Rest  125%". 

Auch  der  Abg.  Bembold  erklärte,  dass  er  für  diesen  Antrag  zu  haben 
wäre,  wenn  der  in  erster  Lesung  von  dem  Abg.  Krug  und  Genossen  zu  Gunsten 
der  kleinen  Brauer  eingebrachte  Antrag:  ,6etiägt  die  verwendete  Malzmenge 
weniger  als  250  Doppelzentner,  so  beträgt  die  Steuer  70^0*»  Zustimmung  finden 
würde. 

Sowohl  vom  Staatsminister  der  Finanzen,  als  auch  vom  Berichterstatter 
wurden  gegen  diesen  Antraf  dieselben  Bedenken  zeltend  gemacht,  welche  schon 
in  erster  Lesung  hervorgehoben  wurden:  die  Thatsache  nämlich,  dass  die 
ganz  kleinen  Brauer  zum  mindesten  nicht  übler  daran  sind,  als  die  etwas 
grösseren  Brauer. 

Bei  der  darauffolgenden  Abstimmung  wurde  der  Antrag  des  Abgeord- 
neten Krug  abgelehnt  (mit  8  gegen  5  Stimmen),  dagegen  der  Antrag  des  Mit- 
berichterstatters angenommen  (mit  8  gegen  5  Stimmen). 

Ihre  Kommission  beantragt  hiemach: 
Abs.  2  folgendermassen  zu  fassen : 

Die  Steuer  beträgt  von  der  in  einer  Bierbrauerei  in  einem  Rechnungs- 
jahr verwendeten  Malzmenge 

für  die  ersten  500  Doppelzentner 80  ^'o, 

für  die  folgenden  1000  Doppelzentner 100  ^o, 

für  die  folgenden  3500  Doppelzentner 110%, 

für  die  folgenden  10,000  Doppelzentner    120*/o 

und  für  den  Rest 125^0 

des  Steuersatzes. 
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Zu  Abs.  8  des  Art  7  wurde  geltend  gemacht,  dass,  wenn  je  2  Brauereien, 
welche  Ortlich  und  räumlich  getrennt  sind,  sich  auch  in  einer  Hand  befinden, 
die  Voraussetzungen  doch  nidit  zutreffen,  welche  die  höhere  Besteuerung  der 
Grossbetriebe  im  wesentlichen  begründen,  nämlich  grossere  Ausbeute  und 
billigerer,  vorteilhafterer  Betrieb.  Es  wird  wobl  auch  nicht  in  Abrede  ^zogen 
werden  können,  dass,  wenn  z.  B.  20,000  Doppelzentner  Malz  in  zwei  verschiedenen 
Brauereien  verarbeitet  werden,  dies  mit  weniger  Nutzen  geschieht,  als  wenn 
diese  20,000  Doppelzentner  Malz  in  einer  Brauerei  zur  Verarbeitung  kommen. 
Es  waren  bis  jetzt  auch  die  Brauer,  wenn  sie  je  in  den  Besitz  einer  zweiten 
Brauerei  gelangten,  immer  bestrebt,  den  eigentlichen  Brauereibetrieb  nur  in 
einer  Brauerei  fortzusetzen,  die  andere  dagegen  meist  als  Mälzerei  zu  ver- 
wenden. 

Ihre  Eommisson  beantragt  daher  mit  11  gegen  1  Stimme,  den  Abs.  3 
des  Art.  7  zu  streichen  *). 

Gegen  Abs.  4  erhebt  sich  kein  Widerspruch;  derselbe  ist  dem  Gesetz 
vom  8.  Jtüi  1895  entnommen  und  hat  zu  Anständen  bis  jetzt  nicht  geführt. 

Dass  die  Privatbrauer  an  dem  niederen  Satz  von  25%  des  Steuersatzes 
für  die  ersten  5  Doppelzentner  teilnehmen,  auch  wenn  ihr  Malzverbranch  ein 
grösserer  ist,  wird  als  selbstverständlich  vorauszusetzen  sein. 

Antrag:  Zustimmung. 

Zu  Art.  37. 

Als  richtig  anzuerkennen  sind:  die  Feststellung  einer  besonderen  Straf- 
bestimmung  für  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Verbot  der  Verwendung  von 
Surrogaten  mit  einer  Strafandrohung,  gprundsätzlich  nicht  niedriger  als  diejenige 
für  die  Steuergefährdung,  und  ebenso  die  vorgeschlagenen  Strafmaximum  und 
Strafminimum.  Nachdem  in  zweiter  Lesung  zu  Art.  3  das  Verbot  der  Surrogate 
auf  Hopfen  ausgedehnt  worden  ist,  erfolgte  auch  zu  Art.  37  Abs.  1  die  not- 
wendige Ergänzung. 

Zu  Satz  2  und  3  des  Abs.  1,  den  Bestimmungen  über  die  —  als  un- 
bedingt geboten  zu  erklärende  —  Einziehung,  führt  der  Berichterstatter  aus: 
Abgesehen  davon,  dass  die  Bezugnahme  auf  die  Bestimmungen  eines  anderen 
Gesetzes  bei  Schaffung  eines  selbständigen  Gesetzes  womöglich  zu  vermeiden 
sei,  so  rechtfertige  sich  zu  diesem  Satze  ein  Abgehen  von  der  Normierung  der 
Einziehungsbestimmungen  in  dem  VereinszoUgesetze  auch  deshalb,  weil  die 
Fassung  des  §  154  des  letzteren  nicht  gerade  nachahmenswert,  vielmehr  etwas 
unklar  bezw.  ungenau  zu  nennen  sei. 

Die  citierten  Vorschriften  des  Vereinszollgesetzes,  welche  entsprechende 
Anwendung  finden  sollen,  lauten: 

§  154  Satz  1:  «Der  infolge  einer  Konterbande  oder  Defraudation  ein- 
tretende Verlust  der  Gegenstände  des  Vergehens  tnfft  jederzeit  den  Eigen- 
tümer.* 

§  156:  ,Das  Eigentum  der  Gegenstände,  die  der  Konfiskation  unterliegen, 
geht  in  dem  Augenblick,  wo  dieselben  in  Beschlag  genommen  worden  sind, 
auf  den  Staat  über  und  kann  nach  den  Grundsätzen  der  Zivilgesetze  über  die 
Vindikation  gegen  jeden  dritten  Besitzer  verfolgt  werden.* 

Der  §  154  Satz  1  bedeutet  nur,  dass  die  vermögensrechtliche  Folge  der 
Konfiskation  den  Eigentümer  der  konfiszierten  Sachen  trifft,  auch  wenn  er  nicht 
Thäter  ist,  dass  die  durch  die  Konfiskation  herbeigeführte  Rechtsveränderung 
ihre  Wirkung  stets  gegen  den  Eigentümer  äussert,  ohne  Rücksicht  auf  seine 
unmittelbare  oder  mittelbare  Beteiugung  an  der  Strafthat,  dass  es  gleichgültig 
ist,  ob  die  konfiszierten  Gegenstände  dem  Thäter  eigentümlich  gehören  oder 
nicht,  und  dass  es  daher  einer  Feststellung,  wem  die  konfiszierten  Gegenstände 
gehören,  nicht  bedarf. 


1)  Derselbe  lautete:  „Mehrere  in  einer  Hand  befindliche  innerhalb  einer  Entfemong 
von  80  km  voneinander  belegene  Branereien  werden  als  eine  Brauerei  angesehen.* 
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Besser  ist  die  Fassung  des  R.StG.B.  §§  295  (Jagdvergehen), 
296a  (Fischereivergehen) ,  360,  867,  369:  (neben  der  Geldstrafe  ist  sn  er- 
kennen) ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  gehören 
oder  nicht 

Im  einzelnen  mag  hierzu  bemerkt  werden: 

1.  Mit  dem  Einleitungsworte  im  Reichsstrafgesetzbuch  »Neben*  ist 
zugleich  deutlicher,  als  durch  die  Fassung  der  Regierungsvorlage:  »üeberdies* 
zum  Ausdruck  gebracht,  dass  die  Einziehung  nicht  selbständig  er- 
kannt werden  darf,  sobald  nur  der  objektive  Thatbestand  vorliegt,  auch 
wenn  der  Urheber  (nicht  ermittelt  oder)  aus  prozessualen  Gründen  nidit  zur 
Verantwortung  gezogen  werden  kann. 

2.  Der  Ausdruck  des  Reichsstrafgesetzbuchs  „ist  zu  erkennen  auf 
Einziehung*  erscheint  besser  als  »unterliegen  der  Einziehung*,  weil  damit 
deutlich  gesagt  ist,  dass  die  Einziehung  nicht  etwa  nur  fakuUativ,  sondern 
obligatorisch  sein  soll. 

3.  Statt  der  Verweisung  auf  §  154  Satz  1  des  VereinszoUgesetzes  ist 
deutlicher,  und  dem  Vors^ang  des  Reichsstrafgesetzbuchs  entsprechend,  zu  sagen : 
ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  gehören  oder  nicht. 

4.  Der  absolute  Satz  des  §  154  (Satz  1)  erleidet  zudem  eine  Modifikation 
durch  die  Bestimmung  des  Entwurfs,  dass  eine  Einziehung  dann  nicht  erfolgen 
soll,  wenn  die  Stoffe  in  das  Eigentum  und  in  den  Besitz  eines  gutgläubigen  DriUen 
übergegangen  sind. 

Ob  diese  Bestimmung  auch  schon  aus  §  154  Satz  1  des  Vereinszoll- 
gesetzes zu  folgern  wäre,  wie  ein  Erlass  dies  preussischen  Fiuanzministeriimis 
vom  15.  Februar  1858  annimmt,  ist  zweifelhaft.  Dieser  Erlass  nimmt  an,  dass 
sich  dies  aus  §§  155,  156  des  Vereinszollgesetzes  ergebe,  weil  §  154  nichts 
darüber  sage,  ob  und  wann  die  Beschla^ahme  der  zu  konfiszierenden  Gegen- 
stände zulässig  sei,  und  §  156  vorschreibe,  dass  das  Eigentum  erst  mit  der 
Beschlagnahme  auf  den  Staat  übergehe. 

Allein  §  155  redet  nur  von  der  Unmöglichkeit,  die  Konfiskation  zu 
vollziehen,  und  diese  würde  durch  den  Besitzerwerb  eines  Dritten  vor  erfolgter 
Beschlagnahme  nicht  ausgeschlossen.  §  155  wird  auch  von  den  Kommentaren 
nur  von  der  thatsächlichen  Unmöglichkeit  verstanden.  Ist  letzteres  riditig, 
dann  ist  um  so  mehr  ein  Citat  des  Vereinszollgesetzes  in  dem  Biersteuergesete 
zu  vermeiden,  weil  dann  der  Zweifel  besteht,  ob  nicht  die  Beschlagnahme  da- 
nach in  allen  Fällen,  in  welchen  sie  thatsächlich  nützlich  ist,  auch  zulässig 
sein  soll. 

5.  Vorzuziehen  ist,  das  Citat  des  §  156  des  Vereinszollgesetzes  durch 
dessen  Inhalt  zu  ersetzen  und  hierbei  die  Ausdrucksweise  im  einzelnen  der 
gegenwärtigen  Rechtssprache  anzupassen. 

6.  Für  Satz  3  empfiehlt  sich,  zunächst 

a)  die  thatsächliche  Unmöglichkeit  der  Beschlagnahme  zu  betonen 
und  daneben  die  im  II.  Teil  des  Satzes  hervorgehobene  rechtliche 
Unmöglichkeit  der  Beschlagnahme; 

b)  statt  »Stoff*:  Sachen  zu  setzen,  weil  auch  die  Umschliessung 
und  deren  Wert  in  Betracht  kommen  kann. 

7.  Endlich  empfiehlt  es  sich,  statt  Satz  2  und  8  zwei  neue  besondere  Ab- 
sätze zu  machen. 

Noch  mag  bemerkt  werden,  dass  die  Zulässigkeit  der  landesgesetzlichen 
Vorschrift  über  den  Eigentumswechsel  sich  aus  Art.  109  des  Einführungsgesetzes 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ergibt. 

Der  hierauf  fussende  Antrag  einer  —  formellen  —  Abänderung  fand 
seitens  der  königl.  Regierung  und  der  Kommission  keinen  Widerspruch. 

Zu  Abs.  2  des  Entwurfs  mag  bemerkt  werden,  dass  derselbe  wohl  mit 
Recht  die  Fassung  des  badischen  Gesetzes  »eingebracht  oder  daselbst  vor* 
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gefunden  wird*  nicht  nachgeahmt,  vielmehr  die  letzteren  Worte  weggelauen 
hat,  da  ein  Vorfinden  nur  nach  vorg&ngiger  Einbringung  möglich  ist  und  die 
strafbare  Handlung  mit  der  Entdeck  nn^rage  nicht  zusammenzustellen  ist. 
Antrag  der  Kommission: 

In  Art.  87  in  Satz  1  Abs.  1  hinter  den  Worten:  ,Darr-  oder  Luftmalz* 
aufzunehmen:  „oder  Hopfen*,  sodann  die  S&tze  2  und  8  zu  streichen,  da- 
gegen als  Abs.  2  und  8  folgende  Bestimmungen  aufzunehmen: 

«Neben  der  Geldstrafe  ist  auf  Einziehung  der  noch  vorhandenen 
Zusatz-  oder  Ersatzstoffe  und  ihrer  Umschliessung  zu  erkennen, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Beschuldigten  gehören  oder 
nicht.  Das  Eigentum  an  den  der  Einziehung  unterliegenden 
Sachen  geht  in  dem  Augenblick,  in  welchem  dieselben  in 
Beschlag  genommen  worden  sind,  auf  den  Staat  Über  und 
kann  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  Über 
die  Ansprüche  ans  dem  Eigentum  gegen  den  Besitzer  ver- 
folgt werden. 

Kann  die  Beschlagnahme  aus  thats&chlichen  Gründen  nicht 
vollzogen  werden,  oder  sind  die  Sachen  vor  dem  Vollzug  der  Be- 
schlagnahme in  das  Eigentum  und  in  den  Besitz  eines  in  gutem 
Glauben  befindlichen  Dritten  übergegangen,  so  ist  auf  Erlegung  des 
Werts  der  Sachen,  und  wenn  dieser  nicht  zu  ermitteln  ist,  auf  Zah- 
lung einer  Geldsumme  von  80—8000  M.  zu  erkennen*, 
endlich  den  Abs.  2  des  Entwurfs  als  Abs.  4  unverändert  anzunehmen. 

Zu  Artikel  40 

ist  zu  billigen,  dass  gleich  den  Vorgängen  zu  dem  Umsatzsteuer-  und  dem 
Erbechafts-  und  Schenkungssteuergesetze  eine  Aufzählung  der  Hauptfälle  in  das 
Gesetz  für  gut  befunden  vrurde  unter  dem  Anfügen,  dass  dieselbe  eine  er- 
schöpfende nicht  sein  solle. 

Gegen  die  aufgeführten  Spezialsätze  ist  an  sich  nichts  einzuwenden;  zu 
Zi£  1  ist  der  Aenderung  des  gestatteten  Zuvielbetrags  in  5  %  statt  bisher  4  % 
nidits  einzuwenden,  wie  auch  in  Baden  5^0  aufj^enommen  sind. 

Dagegen  tritt  der  Berichterstatter,  wie  seinerzeit  bei  dem  Umsatz-  und 
dem  Erbschafts-  und  Schenkungssteuergesetze,  dafür  ein,  dass  das  Thatbestands« 
merkmal  der  Vollendung  für  alle  Fälle  möglichst  g^enau  zu  fixieren  sei, 
ako  gerade  für  diejenigen  mile,  welche  in  Art  40  nicht  speziell  erwähnt  sind. 

Erinnernd  an  seine  diesbezüglichen  mündlichen  Ausführungen  zu  der 
Umsatz-  und  später  zu  der  Erbschaits-  und  Schenkunffssteuer  hebt  er  hervor, 
dasi  das  in  Art.  89  festgestellte  Thatbestandsmerkmal  «unternimmt*  zwar  in 
subjektiver  Beziehung  eine  wichtige  scharfe  Begrenzung  gebe,  nicht  aber  in 
objektiver  Hinsicht  in  Richtung  auf  Feststellung,  wann  die  Vollendung  und 
hiermit  die  Strafbarkeit  des  Vergehens  eingetreten  sei.  Ohne  genauere  Präzi- 
sierung stünde  kein  Hindernis  en^egen,  selbst  Handlungen,  wenn  mit  der  bösen 
Absicht  verbunden,  die  nach  sonstiger  allgemeiner  Beurteilung  als  Vorbereitunffs- 
handlungen  gelten  würden,  als  vollendetes  Vergehen  zu  bestrafen,  und  das 
wäre  doch  für  zu  weitgehend  zu  erklären,  jedenfalls  aber  wären  Versuchshand- 
lungen (im  sonstigen,  allgemeinen  Sinne)  darunter  fallend  und  käme  hierbei  in 
Streit  und  würde  zu  einer  mehr  oder  weniger  subjektiven  und  damit  leicht 
schwankenden  und  angewissen  Gesetzesanwendung  ftüiren  die  Frage:  ob  schon 
fernere  oder  nur  die  nächsten  Versuchshandlungen  darunter  fallen  und  welches 
die  Grenze  zwischen  denselben  wäre. 

Die  beträchtliche  Höhe  der  Strafen,  besonders  bei  Bückfällen,  rechtfertige 
hiergegen  eine  klare,  bestimmte,  die  Rechtsanwendung  zu  einer  objektiven, 
stetigen,  sicherer  machenden  Grundlage  zu  schaffen  und  eine  für  alle  Fälle  zu- 
treffende und  ausreichende  Bestimmung  zu  treffen. 

Endlich  wären  hierfür  geradezu  ausschlaggebend  die  Vorgänge  bei  den 
mehrgenannten  beiden  neueren  Steuergesetzgebungen  (Umsatz-  und  Erbschafts- 
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Steuer),  da  eine  Konformität  der  gesamten  Steuergesetzgebung,  soweit  nicht 
besondere  Unterschiede  der  jeweils  zu  Grunde  liegenden  Verhältnisse  dies  natur- 
gemäss  Terhindem,  als  geboten  erscheine. 

Von  diesen  Anschauungen  aus  bezeichnet  der  Berichterstatter  die  Be- 
stimmungen der  Ziff.  1,  2,  4 — 7  als  dem  Verlangen  nach  Feststellung  des 
Vollendungsmerkmals  als  in  sich  genügend  und  en^rechend,  dagegen  ist  er 
der  Meinung ,  dass  für  alle  in  Art.  40  nicht  genannten  Fälle  eine  gemeinsame 
feste  Norm  und  Formel  zu  suchen  und,  wenn  und  soweit  nicht  die  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  zu  Grunde  liegenden  Verhälbiisse  etwas  anderes  bedingen, 
die  Norm  und  Formel  in  den  mehrgenannten  beiden  Gesetzen  herüberzunehmen 
sei.  Vgl.  je  die  —  durch  die  Steuerkommission  zur  Einföhrung  gebrachten  — 
Absätze  8  zu  Art.  26  des  Umsatz-  und  Art.  25  des  firbsohaftssteuergesetzes,  wo- 
bei allerdings  hier  eine  Bestimmung  für  den  Fall,  dass  ein  Steueransatz  über- 
haupt nicht  erfolge,  als  durch  die  hier  gegebenen  Verhältnisse,  weil  dieser  Fall 
nicht  vorkomme,  nicht  geboten  sei. 

Was  nun  aber  im  einzelnen  die  Ziff.  8  des  Art.  40  des  Gesetzesentwurfes 
anlange,  so  trage  er  gegen  die  vorgelegte  Fassung  Bedenken:  sie  enthalte, 
worauf  schon  der  Ausdruck  selbst  («zu  erlangen  versucht*)  hinweist,  zweifels- 
ohne eine  Versuchshandlung,  welche  also  hier  die  Vollendung  begründen  solle, 
sodann  aber  enthalte  diese  Bestimmung  des  Entwurfs,  allerdings  in  Anlehnung 
an  die  gleichlautende  Bestimmung  des  badisohen  Gesetzes  Art  44  Ziff.  8,  eine 
Abweichung  und  eine  Verschärfung  gegenüber  dem  bisherigen  württem- 
bergischen Rechte,  indem  das  Malzsteuergesetz  vom  8.  April  1^6  in  Art.  18 
Ziff.  4  ausdrücklich  Schuld  und  Strafe  nur  demjenigen  auferlege,  der  durch  un- 
wahres Vorbringen  eine  Abg^bebefreiun^  oder  einen  Nachlass  oder  Rückver- 
gütung «erschleicht",  d.h.  also  mit  semem  unwahren  Vorbringen  wirklich 
auch  Erfolg  hat. 

Endlich  aber  und  vornehmlich  erscheine  es  als  geboten,  auch  hier  die 
Konformität  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  des  Umsatz-  und  des  Erbschafts- 
Steuergesetzes  zu  wahren.  Die  entsprechenden  Bestimmungen  dieser  zwei 
Gesetze  seien  aber :  die  Ziff.  4  des  Art.  26  in  dem  ersteren  und  die  Ziff.  8  des 
Art.  25  in  dem  letzteren  Gesetze,  welche  beide  gleichfalls  sich  mit  den  un- 
richtigen Angaben,  gemacht  zu  dem  Zweck,  unberechtigte  Ermässiffung  oder 
Rückzahlung  der  Steuern  zu  erwirken,  befassen,  aber  hiermit  ausdrüälich  und 
zwar  schon  nach  den  eigenen  Entwürfen  der  königl.  Regierung 
die  weitere  Bedingung  zur  Erfüllung  der  Vollendung  und  Strafbai^eit  vei^ 
bixyden,  dass  dadurch  die  .ganze  oder  teilweise  Aufhebung  des  Steuer- 
ansatzes zu  Unrecht  erlangt*  werde. 

Es  rechtfertige  sich  also  auch  wegen  der  Konformität,  eine  der  eben 
genannten  Bestimmung  entsprechende  aufzunehmen.  (Hingewiesen  mag  auch 
noch  werden  auf  die  nachfolgende  Ziffer  des  Art.  40  des  gegenwärtigen  Ent- 
wurfs, wonach  zu  der  böslichen  unrichtigen  Angabe  noch  weiter  erfordert  wird : 
das  «Erwirken*  einer  niedrigeren  Stufe.) 

Der  Staatsmintster  der  Finanzen  trat  diesen  Ausführungen  und  den  dies- 
bezüglichen Anträgen  auf  das  entschiedenste  entgegen  und  erinnerte  besonders 
auch  daran,  dass  die  königl.  Regierung  schon  bei  dem  Umsatz-  und  dem 
Erbschaftssteuergesetz  den  betreffenden  Anträgen  immer  entgegengetreten  sei 
und  ihre  Annahme  nur  für  verfehlt  halten  könne. 

Es  sei  hier  wie  dort  durch  die  dadurch  herbeigeführten  Einschriüikungen 
die  ernstliche  Gefahr  gegeben,  dass  die  Defraudationen  nicht,  wie  notwendig, 
eingedämmt  werden  können,  vielmehr  eine  erhebliche  Zunahme  erfahren  werden; 
mit  dem  Begriffe :  «wer  unternimmt*  sei  eine  genügende  Feststellunp^  des  That- 
bestands  nach  objektiver  wie  nach  subjektiver  Seite  gegeben;  es  sei  klar,  dass 
der  der  Ausführung  nahe  Versuch,  wo  der  Betreffende  in  der  Absicht  der 
Hinterziehung  seinerseits  alles  thue,  was  an  ihm  liege,  die  Vollendung  be- 
wirken soll,  und  das  sei  eine  genügend  bestimmte  und  die  richtige  Feststellung, 
wie  dies  auch  eine  feste  Praxis  des  Reichsgerichts  beweise. 
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Der  Berichterstatter  bezweifelt,  dass  hiermit  für  die  Gresetzesanwendang 
die  erforderliche  feste  Grundlage  gegeben  sei,  gerade  der  vage  Begriff:  «der 
der  AusfQhrung  nahe  Versuch*  lege  nahe,  eine  scharfe  Feststellung  zu  treffen, 
und  weist  darauf  hin,  dass  in  dem  Umsatz-  und  Erbschaftssteuergesetze  der 
Entwurf  selbst  es  trotz  der  Zugrundelegung  des  .unternimmt"  es  für  die 
fixierten  Spezialfälle  doch  erforderlich  gehalten  habe,  dies  YoUendungsmerkmal 
je  ausdrücklich  festzustellen. 

Wenn  auf  das  badische  Gesetz  hingewiesen  werde,  so  sei  dort  in  Art.  45 
Abs.  2  ein  PfSrtlein  nach  der  Vollendung  geöffnet,  durch  das  der  Thäter  wieder 
herauskommen  könne.  Eine  gleiche  Bestunmung  würde  er  für  unser  Gesetz 
nicht  aufzunehmen  beantragen,  zumal  mit  der  ungenauen  Formulierung  des 
badischen  Gesetzes. 

Die  Ausführungen  dos  Staatsministers  der  Finanzen  fanden  von  zwei 
Seiten  Unterstützung.  Man  müsse  der  Steuerverwaltung  die  Zügel  nicht  zu 
kurz  halten  und  die  Defraudanten  mit  Glacehandschuhen  anfassen,  auch  würde 
man  dann  ebenso  bei  dem  Umgelde  eine  gleiche  Bestimmung  treffen  müssen, 
und  dort  sei  es  noch  geföhrlicher.  Berichterstatter  erwiderte,  dass  es  sich  um 
Feststellung  des  Vollendungsmerkmals  für  unbekannte  Thatbestände  handle, 
und  da  müsse  dasselbe  so  gesteckt  sein,  dass  keine  Unklarheit  und  zu  sub- 
jektive Anwendung  statthätten;  das  gelte  allerdings  auch  für  das  Umgeld. 
Soweit  weitere  Einzelthatbestände  festgestellt  werden  könnten,  würde  sich  auch 
das  Vollendungsmerkmal  speziell  anders  normieren  lassen,  er  müsse  das  der 
königl.  -Regierung  anheimgeben.  Hierauf  zurückzukommen,  wurde  der  zweiten 
Lesung  vorbehalten. 

Bei  der  Abstimmung  in  erster  Lesung  ergab  sich  für  die  zwei  Anträge 
des  Berichterstatters,  wie  sie  hiemach  folgen,  beidemal  8  Stimmen,  gegen  die- 
selben 4  Stimmen. 

Diese  Anträge  des  Berichterstatters  und  der  Beschluss  in  erster  Lesung 
waren: 

unveränderte  Annahme  des  einleitenden  Satzes  und  der  Ziff.  1,  2,  4—7. 
Dagegen  Fassung  der  Ziff.  3  folgendermassen : 

,bei  einem  Antrag  auf  Rückvergütung  oder  Ermässigung  der  Malz- 
steuer die  steuerpflichtige  Malz-  oder  Biermenge  zu  hoch  angibt,  oder 
um  eine  Rückvergütung  oder  eine  Ermässigung  der  Steuer,  die  er 
nicht  oder  nur  in  geringerem  Masse  zu  beanspruchen  hatte,  zu  erlangen, 
sonstige  wahrheitswidrige  Angaben  macht  und  dadurch  die  ganze  oder 
teilweise  Aufhebung  der  Steuer  zu  Unrecht  erlangt," 
und  weiterhin  Aufnahme  eines  Abs.  2  des  Wortlauts : 

Die  Steuergefährdung  ist  vollendet  in  den  Fällen  der  Ziff.  1,  2,  4—7 
mit  der  Vornahme  der  darin  bezeichneten  Handlungen,  in  dem  Falle 
der  Ziff.  3  mit  der  Eröffnung  der  die  Ermässigung  oder  die  Aufhebung 
der  Steuer  festsetzenden  Entscheidung.  In  anderen,  in  Ziff.  1 — 7  nicht 
genannten  Fällen  ist  die  SteuergefUhrdung  mit  der  Eröffnung  des  eine 
zu  niedrige  Steuer  enthaltenden  Steueransatzes  vollendet. 
In  zweiter  Lesung  wurde  von  der  königl.  Regierung  auf  die  Fassung 
der  Ziff.  3  zurückgegriffen  und  geltend  gemacht : 

Die  in  erster  Lesung  beschlossene  Fassung  der  Ziff.  3  passe  —  abweichend 
von  der  Umsatz-  und  Erbschaftssteuer  —  für  die  hier  vorliegenden  Verhält- 
nisse nicht,  mache  aber  auch  eine  Straf bestimmung  und  die  durch  sie  be- 
zweckte Abhaltung  von  bedenklichen  Zuwiderhandlungen  unter  Umständen 
vollkommen  illusorisch. 

Solche  Zuwiderhandlungen  bestehen  z.  B.  in  Vorspiegelungen  eines  Un- 
falls (Auslaufen  eines  Bierfasses),  einer  Bierausfuhr  (während  Wasser  ausgeführt 
werde)  und  ähnlichem.  Wenn  der  Steuerkontrolleur  die  Täuschung  nicht  ent- 
decke, gehe  die  Sache  an  das  Eameralamt  imd  werde  bei  der  nächsten  Malz- 
flteuerberechnung  abgeschrieben.  Es  komme  hier  also  keine  ,  Aufhebung  der 
Steuer*  in  Frage,  sondern  nur  eine  Abschreibung  an  der  Schuld.  Auch  finde 
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keine  Eröffnung  statt,  ausser  die  Einhändigung  des  Malzsteuerzettels  würde  als 
solche  angesehen. 

Sodann  aber  würde  mit  dieser  Fassung  der  Ziff.  3  gegenüber  den  anderen 
FäUen  des  Art.  40  ein  gewichtiger  Unterschied  geschaffen,  indem  bei  letzteren 
Versuchs-,  ja  Vorbereitungshandlungen  als  Vollendungsakte  festgestellt  würden. 
Endlich  liesse  sich  mit  dieser  Fassung  eine  Bestrafung  in  den  meisten 
Fällen  nicht  mehr  erzielen:  in  späterer  Zeit  sei  eine  Entdeckung  in  der  Begel 
nicht  mehr  möglich,  bei  einer  rechtzeitigen  Entdeckung  aber  ISge  noch  keine 
Vollendung  vor. 

Es  sollte  doch  genügen,  wenn  der  Betrefifende  seinerseits  alles  gethan 
habe,  um  eine  Hinterziehung  zu  erzielen. 

Der  Berichterstatter  erklärte,  diesen  Bedenken  Rechnung  tragen  zu  wollen, 
die  Konformität  mit  den  mehrgenannten  zwei  anderen  Steuergesetzen  habe 
zwar  ihren  Wert,  und  das  Bestreben^  alle  konform  zu  gestalten,  sei  prinzipiell 
richtig,  aber  gegenüber  einer  unpraktischen,  die  nötigen  Zwecke  vereitelnden 
Gestaltung  sei  allerdings  die  Annahme  einer  Nichtkonformität  vorzuziehen. 
Der  Berichterstatter  beantragt«  dementsprechend  eine  andere,  von  der  königl. 
Regierung  vorgeschlagene  Fassung,  welche  die  Kommission  gleichfalls  annahm. 
Hiemach  ist  der 

Antrag  der  Kommission  zu  Art.  40: 

Eingang  sowie  Zifif.  1  u.  2 :  unverändert  anzunehmen ; 
Ziff.  8  folgendermassen  zu  fassen : 

3.  bei  einem  Antrag  auf  Rückvergütung  oder  Ermässigung  der  Malz- 
Steuer  die  steuerpflichtige  Malz-  oder  Biermengo  zu  hoch  angibt,  oder 
u  m  eine  Rückvergütung  oder  eine  Ermässigung  der  Steuer,  die  er  nicht 
oder  nur  in  geringerem  Masse  zu  beanspruchen  hatte,  zu  erlangen, 
sonstige  wahrheitswidrige  Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,, 
zu  einer  Verkürzung  der  Steuer  zu  führen; 
Ziff.  4 — 7  unverändert  anzunehmen; 

als  Abs.  2  anzufügen:  Die  Steuergefährdung  ist  vollendet  in 
den  Fällen  der  Ziff.  1 — 7  mit  der  Vornahme  der  darin  be- 
zeichneten Handlungen,  in  anderen  Fällen  mit  der  Eröffnung 
des  eine  zu  niedrige  Steuer  enthaltenden  Steueransatzes. 

Zu  Art.  41 

sind  die  Straf  bestimmungen  nicht  zu  beanstanden,  ebenso  nicht  die  Bestimmung 
der  vollen  Haftung  von  Anstifter  und  Gehilfen,  vgl.  die  Begründung  zu  Art.  25 
des  Entwurfs  der  Umsatzsteuer  im  dritten  Absatz  S.  299.  Berichterstatter 
Rembold  hält  für  angezeigt,  zur  Vermeidung  von  Zweifeln  dem  Abs.  4  den 
Satz  anzufügen :  «wobei  die  Bestimmung  des  Art.  37  über  die  Einziehung  An- 
wendung findet* .  Dies  wird  von  der  königl.  Regierung  nicht  beanstandet,  aber 
weiter  aJlseitig  festgestellt,  dass  darunter  auch  die  Bestimmung  über  die  Ver- 
pflichtung zur  Erlegung  des  Werts  resp.  Zahlung  einer  Geldsumme  von  30  M. 
bis  3000  M.  falle  und  hierher  gehöre. 

Von  einer  Seite  werden  Bedenken  gegen  die  praktische  Durchführbarkeit 
der  Einziehung  von  Mühlen  geäussert,   aber  gegenüber  den  Darlegungen  des 
Staatsministers  der  Finanzen  nicht  weiter  verfolgt. 
Antrag  der  Kommission: 

Annahme  des  Art.  41  mit  dem  Zusätze  zu  Abs.  4 :  «wobei  die  Be- 
stimmung des  Art.  37  über  die  Einziehung  Anwendung  findet*. 

Art.  54. 

Der  Berichterstatter  beantragt,  konform  dem  seiner  Zeit  auf  Kommissioos- 
antrag  aufgenommenen  Zusatz  zu  Art  25  des  Erbschaftssteuergesetzes  am 
Schlüsse  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  wodurch  der  Betriebsinhaber  durch 
Nachweis,  dass  ihn  ein  Verschulden  nicht  treffe,  sich  befreien  kann. 
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Der  Staatsminister  der  Finanzen  erklärt,   nur   im  Hinblick   auf  diesen 
Voigang  nicht  zu  widersprechen.    Die  Kommission  stimmt  zu. 
Antrag:  In  Art.  54  Abs.  1  folgendermassen  zu  fassen : 

Die  Betriebsinhaber  haften  für  die  g^gen  ihre  Vertreter,  Hausgenossen, 
Gewerbegehilfen  und  Taglöhner  erkannten  Geldstrafen  nebst  den  Unter- 
suchungskosten ,  sofern  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  sie  ein 
Verschulden  nicht  trifft,  sowie  für  die  verfügten  Steuemachholungen. 

Abs.  2  unverändert  anzunehmen. 

Zu  Art.  55 

beantragt  Berichterstatter  Streichung  und,  wie  bei  Art.  39  u.  40  von  ihm  vor- 
behalten war,  je  Einfügung  des  Worts  «Uebergangssteuer*  hinter  dem  Worte 
.Malzsteuer"^  in  diesen  zwei  Artikeln.  Hierdurch  würden  die  Verfehlungen  in 
Hinsicht  auf  die  Uebergangssteuer  durchweg  denjenigen,  betr.  die  Malzsteuer, 
in  Thatbestand  und  Strafe  gleichgestellt.  Zur  Begründung  wurde  vorgebracht : 
Statt  der  Verweisung  auf  das  Vereinszollgesetz  wäre  Aufnahme  derjenigen 
Bestimmungen  vorzuziehen,  welche  man  auf  die  Verfehlungen  betreffs  der 
Uebergangssteuer  angewendet  wissen  will.  Die  blosse  Verweisung  auf  die 
Zollgesetze  ist  für  die  Behörden,  insbesondere  die  Gerichte,  aber  die  Quelle 
zahlreicher  Zweifel. 

Dazu  kommt,  dass  die  Vorschriften  des  VereinszoUgesetzes  vom  1.  Juli 
1869  keineswegs  in  allem  dem  modernen  Stand  des  Steuerstrafrechts  ent- 
sprechen; so  ist  —  von  ihrer  mehrfach  veralteten  Fassung  —  in  §  137  noch 
die  alte  Schuldvermutung  beibehalten,  welche  an  das  Vorhandensein  gewisser 
äusserer  Thatsachen  knüpft  und  dem  Angeschuldigten  den  Unschuldsbeweis 
zuschiebt ;  gelingt  es  dem  Angeklagten,  den  ihm  gütigst  gestatteten  Unschulds- 
beweis zu  erbringen,  so  bleibt  ihm  immer  noch  die  Ordnungsstrafe  nach  §  152. 

Endlich  sind  diese  Bestimmungen  in  Harmonie  zu  bringen  mit  den  in 
Art.  87—54  des  Entwurfs  enthaltenen  Vorschriften  über  die  Bestrafung  der 
Malzsteuergefährdung  etc.  Die  unveränderte  Anwendung  der  Bestimmungen 
des  Vereinszollgesetzes  führt  zu  Härten.  Z.  B.  die  Bestimmungen  über  Be- 
strafung des  Rückfalls  sind  im  Vereinszollgesetz  strenger;  nach  §  141  soll 
beim  zweiten  Rückfall  regelmässig  auf  Freiheitsstrafe  erkannt  werden  und  die 
Freiheitsstrafe  kann  bis  2  Jahre  Gefängnis  gehen  (Art.  42  nur  bis  6  Monat 
und  nur  fakultativ  „kann*);  weitere  Strafschäifungen  sehen  die  §§  144,  146  vor. 

Der  Staatsminister  der  Finanzen  erhob  gegen  den  Antrag  Widerspruch 
im  Hinblick  auf  den  Zollvereinsvertrag.  Wenn  auch  formell  durch  denselben 
ein  zwingendes  Hindernis  gegen  die  beantragte  Aenderung  nicht  geschaffen 
wäre,  so  erscheine  dieselbe  doch  als  nicht  angängig.  Es  handle  sich  hier 
mehr  um  eine  allgemeine,  auch  über  die  anderen  Staaten  sich  erstreckende 
Einrichtung,  um  den  Verkehr  herüber  und  hinüber,  Thatbestand  und  Strafe 
müsse  daher  in  den  einzelnen  Staaten  konform  sein,  deshalb  haben  die  anderen 
Staaten  Preussen,  Bayern,  Baden  es  auch  bei  den  Bestimmungen  des  Vereins- 
zollgesetzes und  dem  Hinweis  darauf  gelassen,  durch  die  Abänderungen  könnten 
erhebliche  Schwierigkeiten  entstehen,  selbst  in  Hinsicht  auf  die  Rechtshilfe. 

Berichterstatter  zieht  auf  diese  Bedenken  hin  den  Antrag,  wenigstens 
vorerst,  zurück  i),  beantragt  dagegen,  in  Eonsequenz  des  Beschlusses  zu  Art.  40 
Ziff.  3,  den  Abs.  2  des  Art.  55  entsprechend  zu  ändern,  resp.  zu  ergänzen,  was 
Btante  concluso  zu  Art.  40  keine  Beanstandung  findet;  in  zweiter  Lesung  wird 
die  neue  Fassung  der  Ziff.  3  des  Abs.  2  des  Art.  55  berücksichtigt  und  ist 
hiernach  der  Antrag: 

den  Abs.  1  unverändert  anzunehmen, 

Abs.  2  in  nachstehender  Fassung : 

Wer  bei  einem  Gesuche  um  Rückvergütung  oder  Ermässigung  der 

Uebergangssteuer   die  steuerpflichtige  Malz-  oder  Biermenge  wissentlich 


1)  Vgl.  hierzu :  ^ie  Zölle  und  Steuern  des  Deutschen  Reichs"  von  Otto  Freih.  v.  Aufseis, 
bearb.  von  Wiesioger.    5.  Aufl.    München  und  Leipzig,  1900.  S.  843/345. 
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zu  hoch  angibt,  oder  um  eine  Rückvergütung  oder  eine  Ermässigung^ 
der  Steuer,  die  er  nicht  oder  nur  in  geringerem  Masse  zu  beanspruchen 
hatte,  zu  erlangen,  sonstige  wahrheitswidrige  Angaben  macht,  welche 
geeignet  sind,  zu  einer  Verkürzung  der  Steuer  zu  führen,  ist 
nach  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gresetzes  zu  bestrafen. 

Art.  56. 

In  Abs.  1  dieses  Artikels  wird  zunächst  die  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Gesetzes  um  1  Jahr  Torgerückt  werden  müssen,  nämlich  statt  1.  Oktober  1899 
ist  zu  setzen  1.  Oktober  1900  und  ist  diese  Abänderung  auch  in  Abs.  3  vor- 
zunehmen. 

Femer  wird  aber  wohl  Abs.  1  noch  eines  weiteren  Zusatzes  bedürfen. 
Bekanntlich  läuft  das  Etatsjahr   und   somit  auch   die  Berechnung  der 
Biersteuer  vom  1.  April  bis  81.  März  des  folgenden  Jahres.    Nun  könnte  man 
nach  dem  Wortlaut  des  Abs.  1  der  Meinung  sein,    als   würde   die  Biersteuer 
vom  1.  April  1900  bis  80.  September  1900  auf  Grund  des  seitherigen  Gesetzes 
berechnet,  von  da  ab  aber  mit  der  Steuerberechnung  wieder  vom  angefangen, 
mithin  pro   1.  Oktober  1900   bis   31.  März  1901   nach   dem   neuen   Steuertarif, 
ohne  Rücksicht  auf  die  im   1.  Halbjahr  verwendete  Malzmenge.    Dies  würde 
natürlich  zu  einem  bedeutenden  Steuerausfall  und  zu  einer  wesentlichen,  keines- 
wegs beabsichtigten  Begünstigung  aller  mittleren  und  grösseren  Brauereien  führen. 
Die  Ansicht  Ihrer  Kommission  und  auch  der  königl.  Regierung  —  nach 
deren  Erklärung  —  geht  vielmehr  dahin,  dass  die  Biersteuer  vom  1.  April  bis 
80.  September  1900  nach   dem  seitherigen  Gesetz  zu  berechnen  ist,  diejenige 
aber  pro  1.  Oktober  1900  bis  81.  März  1901   nach  dem  neuen  Gesetz,  jedoch 
ist  der  in  letzterem  Zeitraum  zur  Versteuerung  kommenden  Malzmenge  die  in 
der  ersten  Hälfte  des  Etatsjahres  versteuerte  Menge  Malz  zuzurechnen. 
Demnach  beantragt  Ihre  Kommission: 
den  Abs.  1  in  folgender  Fassung  anzunehmen: 

„Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Okteber  1900  in  Wirk- 
samkeit. Von  diesem  Tage  an  ist  die  Malzsteuer  nach  Art  7  in  der 
Art  zu  berechnen,  dass  in  Ansehung  der  für  die  Höhe  der  Steuer  mass- 
gebenden Malzmenge  das  in  der  vorangegangenen  Hälfte  des  Rechnungs- 
jahres verwendete  Malz  mitgerechnet  wird.  Bezüglich  des  vom  1.  April 
bis  80.  September  1900  verwendeten  Malzes  wird  die  Steuer  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1895  berechnet.  ** 
Abs.  2  folgendennassen  zu  fassen :   Von   dem   gleichen  Tage  an  treten 

.     .    • wie  im  Entwurf. 

Abs.  3  unter  Ersetzung  der  Worte:  I.Oktober  1899  durch  die  Worte: 
1.  Okteber  1900  anzunehmen. 


Zu  Art.  7. 
Seitheriger  Tarif: 
Ein  Brauer  mit  einem  Malzverbrauch  mit 
nicht  mehr  als  1000  Doppelzentner: 
für  die  ersten  500  Doppelztr.    90  7o, 

r,     ,     weiteren       500  ,  100  , 

Ein  Brauer  mit  einem  Malzverbrauch  bis 
5000  Doppelzentner: 

für  sämtliches  Malz 100  ®/o. 

Ein  Brauer  mit  einem  Malzverbrauch  bis 
20,000  Doppelzentner: 
für  die  ersten       5,000  Doppelztr.  100  7o, 

„     ,     weiteren  15,000  ,  105  „ 

was  über  20,000  ,  110  , 

des  Steuersatzes. 
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Regierungsentwurf: 
Für  die  ersten  500  Dztr.  80  7o, 

,       ,    folgenden    1,000      „     100  , 
.       .  »  6,000     r,     110  , 

fttr  den  Rest 120  » 

des  Steuersatzes. 


Antrag  der  Kommission: 

Für  die  ersten  500  Dztr.    80  7o, 

,       ,    folgenden  1,000      ,     100  , 

.       n  n  3,500      ,     110  . 

.       ,  ,         10,000      ,     120  , 

für  den  Rest 125  , 

des  Steuersatzes. 


Doppel- 
zentner 

nach  seitherigem 

nach  dem 

nach  dem 

Antrag 

Tarif 

Regierunj 

^entwurf 

der  Kommission 

M. 

M. 

M. 

im  ganzen 

per  Dztr. 

im  ganzen 

per  Dztr. 

im  ganzen 

per  Dztr. 

50 

450 

9,0 

400 

8,0 

400 

8,0 

100 

900 

9,0 

800 

8,0 

800 

8,0 

200 

1,800 

9,0 

1,600 

8,0 

1,600 

8,0 

250 

2,250 

9,0 

2,000 

8,0 

2,000 

8,0 

300 

2,700 

9,0 

2,400 

8.0 

2,400 

8,0 

400 

3,600 

9,0 

3,200 

8,0 

3,200 

8,0 

500 

4,500 

9,0 

4,000 

8,0 

4,000 

8,0 

750 

7,000 

9,38 

6,500 

8,66 

6,500 

8,66 

1,000 

9,500 

9,50 

9,000 

9,0 

9,000 

9,0 

1,250 

12,500 

10,0 

11,500 

9,2 

11,500 

9,2 

1,500 

15,000 

10,0 

14,000 

9,33 

14,000 

9,33 

2.000 

20,000 

10,0 

19,500 

9,75 

19,500 

9,75 

2,500 

25,000 

10,0 

25,000 

10,0 

25,000 

10,0 

3,000 

30,000 

10,0 

30,500 

10,17 

30,500 

10,17 

4,000 

40,000 

10,0 

41,500 

10,37 

41,500 

10,87 

5,000 

50,000 

10,0 

52,500 

10,50 

52,500 

10,50 

6,000 

60,500 

10,08 

63,500 

10,58 

64,500 

10,75 

7,000 

71,000 

10,14 

74,500 

10,64 

76,500 

10,93 

7,500 

76,250 

10,17 

80,000 

10,66 

82,500 

11,00 

8,000 

81,500 

10,19 

86,000 

10,75 

88,500 

11,06 

9,000 

92,000 

10,22 

98,000 

10,88 

100,500 

11,165 

10,000 

102,500 

10,25 

110,000 

11,0 

112,500 

11,25 

15,000 

155,000 

10,33 

170,000 

11,33 

172,500  . 

11,50 

20,000 

207,500 

10,37 

230,000 

11,50 

235,000 

11,75 

30,000 

317,500 

10,58 

350,000 

11,66 

360,000 

12,0 

40,000 

427,500 

10,69 

470,000 

11,75 

485,000 

12,12 

50,000 

537,500 

10,75 

590,000 

11,80 

610,000 

12,20 
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Hessisches  Gesetz 

fiber  die  Anfhebimg  des  Gesetzes  vom  9.  Dezember  1876, 
die  Besteuerung  des  Weins  betreffend. 

Vom  21.  JuU  1900. 
(Rgsbl.  Nr.  59  S.  479.) 

Einziger  Artikel. 
Das  G^etz  vom  9.  Dezember  1876,  die   Besteuemng   des  Weins  betr., 
ist  angehoben. 

Unser  Ministeriam  der  Finanzen   ist  mit   dem  Vollzug  dieses  Gksetses 
beauftragt. 


Hessisches  (besetz, 
die  Ab&ndemng  des  Hnndestenergesetzes  vom  12.  Angost  1899  betr. 

Vom  22.  Dezember  1900. 
(Grossh.  hess.  RgsbL  Nr.  83  S.  1031.) 

Einziger  Artikel. 
Art  3  letzter  Absatz  des  Gesetzes,  die  Hundesteuer  betr.,  vom  12.  Augast 
1899^)  erhält  folgende  Fassung: 

yVon  der  Hundesteuer  für  je  einen  Hund  sind  femer  befreit 
alle  dieienigen  Personen,  die  infolge  ihres  Berufs  oder  Gewerbes  ein- 
sam wohnen  und  ein  Einkommen  von  weniger  als  2600  M.  versteuern/ 

Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  1.  Januar  1901  in  Kraft. 


1)  Dasselbe  ist  mitgeteilt  Finanzarchiv  17  (1900)  S.  395. 
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Badisches  Gesetz, 

das  Verfahren  bei  der  Veranlagung  zu  den  direkten  Steuern  betreffend 

(Veranlagungsgesetz). 

Vom  6.  August  1900. 
(Ges.-  u.  Ver.-Bl.  f.  d.  Grossherz.  Baden  Nr.  38  S.  923.) 

§  1. 

Die  alljährliche  Feststellung'  der  direkten  Steuern  erfolgt,  soweit  nicht 
für  einzelne  Steuergattungen  durch  gesetzliche  oder  Vollzugs  Vorschriften  etwa.8 
anderes  bestimmt  wird,  durch  den  Steuerkommissär  oder  den  mit  seiner 
Stellvertretung  betrauten  Beamten  und  den  in  jeder  Gemeinde  bestehenden 
Schatzungsrat. 

Für  abgesonderte  Gemarkungen  hat  die  Verrichtungen  des  Schatzungs- 
rats der  Schatzungsrat  einer  benachbarten,  von  der  Steuerdirektion  zu  be- 
stimmenden Gemeinde  zu  übernehmen.  Es  kann  jedoch  ausnahmsweise  für  solche 
Gemarkungen  auf  Anordnung  der  Steuerdirektion  ein  besonderer  Schatzungsrat 
gebildet  werden. 

§2. 
Der  Schatzungsrat  einer  Gemeinde  wird  aus  dem  Bürgermeister  und  bei 
dessen  Verhinderung  aus  seinem  Stellvertreter  und 

1.  in  Gemeinden  unter  2000  Einwohnern  aus  drei, 

2.  in  Gemeinden  von  2000  bis  ausschliesslich  5000  Einwohnern  aus  fünf, 

3.  in  Gemeinden  von  5000  bis  ausschliesslich  20,000  Einwohnern  aus  sieben, 

4.  in  Gemeinden  von  20,000  bis  ausschliesslich  50,000  Einwohnern  aus  zwölf, 

5.  in  Gemeinden  von  50,000  bis  ausschliesslich  100,000  Einwohnern  aus 
fünfzehn, 

6.  in  Gemeinden  mit  100000  und  mehr  Einwohnern  aus  achtzehn  Mit- 
gliedern gebildet.  Den  Vorsitz  führt  der  Bürgermeister  oder  dessen 
SteUvertreter. 

Auf  übereinstimmenden  Antrag  des  Gemeinderats  und  des  Steuer- 
kommissärs kann  der  Bezirksrat  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Mitglieder  des 
Schatzungsrats  einer  Gemeinde,  jedoch  höchstens  um  fünf  weitere  Mitglieder, 
beschliessen. 

§3. 
Die  Mitglieder  des  Schatzungsrats  sind  aus  der  Zahl  der  in  der  Gemeinde 
zu  den  direkten  Steuern  veranlagten  Ortseinwohner  in  der  Art  zu  entnehmen, 
dass   die  verschiedenen  Besitz-  und  Berufsklassen  nach  Thunlichkeit  in  ange- 
messener Weise  vertreten  sind.    Dabei  ist  auf  solche  Männer  zu  sehen,  welche 
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die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  der  Steueraflichtigen  kennen,  Achtong 
und  Vertrauen  gemessen  und  nach  Einsicht  und  Charakter  zur  richtigen  und 
unbefangenen  Würdigung  und  Entscheidung  der  vorkommenden  Steuerfragen 
vorzugsweise  geeignet  erscheinen.  Auch  soll  darauf  geachtet  werden,  dass  unter 
diesen  Männern  sich  eine  entsprechende  Anzahl  solcher  befindet,  die  mit  den 
liegenschaftlichen  Verhältnissen  der  Gemeinde  besonders  vertraut  sind. 

Vater  und  Sohn,  Schwiegervater  und  Schwiegersohn,  Bruder  und  Bruder, 
Schwager  und  Schwager  sowie  diejenigen,  welche  als  offene  und  persönlich 
haftende  Gesellschafter  bei  der  nämlichen  Handelsgesellschaft  beteüigt  sind, 
können  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Schatzungsrats  sein.  Entsteht  die  S<£w&ger- 
schaft  oder  Geschäftsverbindung  im  Laufe  der  Amtsperiode  (§  5),  so  scheidet 
im  ersteren  FaUe  dasjenige  Mitglied,  durch  welches  das  Hindernis  herbeigeführt 
worden  ist,   im  anderen  Falle  das  den  Lebensjahren  nach  ältere  Mitglied  aus. 

Ist  derjenige,  der  den  Vorsitz  im  Schatzungsrate  zu  führen  hat,  mit  einem 
der  Schatzungsratsmitglieder  auf  die  vorbezeichnete  Art  vei*wandt  oder  ver- 
schwägert oder  bei  einer  Handelsgesellschaft  beteiligt,  so  scheidet  das  Schatzungs- 
latsmitglied  aus. 

§4. 

Die  Mitglieder  des  Schatzungsrats  werden  auf  Vorschlag  des  Gemeinde- 
rats und  nach  Vernehmung  des  Steuerkommissärs  und,  wo  es  angemessen  er- 
scheint, auch  nach  Anhörung  der  Handelskammer  oder  der  Handwerkskammer 
durch  den  Bezirksrat  ernannt  und  auf  gewissenhafte  Besorgung  ihrer  dienst- 
lichen Obliegenheiten  vom  Bezirksamte  handgelfibdlich  verpftichtet. 

Will  der  Bezirksrat  Mitglieder  des  Schatzungsrats  aoweichend  von  dem 
Gutachten  des  Steuerkommissärs  ernennen,  so  hat  er  diesem  unter  Angabe  der 
Gründe  vor  der  Ernennung  nochmals  Gelegenheit  zur  Aeusserung  zu  geben. 

Kein  zum  Amte  eines  Schatzungsratsmitglieds  Berufener  kann  sich  dem- 
selben entziehen,  es  sei  denn,  dass  er  Entschuldigungsgründe  anzuführen  hat, 
welche  der  Bezirksrat  nach  Vernehmung  des  Gemeinderats  und  Steuerkommissäxs 
als  zulässig  erkennt. 

Wer  ohne  solche  Entschuldigungsgründe  sich  weigert,  das  Amt  eines 
Mitglieds  des  Schatzungsrats  anzunehmen  oder  weiterzuführen,  wird  vom  Be- 
zirksrat in  eine  in  die  Gemeindekasse  fliessende  Strafe  bis  zu  100  M.  verfällt. 

§5. 

Die  Ernennung  der  Mitglieder  des  Schatzungsrats  erfolgt  je  auf  6  Jahre, 
das  Jahr,  in  dem  sie  stattfindet,  für  voll  gerechnet. 

Alle  während  der  Amtsperiode  neu  eintretenden  Mitglieder  werden  nur 
für  die  Restzeit  dieser  Amtsperiode  ernannt. 

§6. 

Das  Finanzministerium  ist  nach  vorheriger  Vernehmung  der  Steuerdirektion 
imd  des  Bezirksrats  befugt,  den  Schatzungsrat  einer  Gemeinde  aufzulösen. 

Im  FaJle  der  Auflösung  ist  der  Schatzungsrat  alsbald  nach  §  4  u.  §  5 
Abs.  2  neu  zu  bilden. 

§7. 
Die  Entlassung  eines  Mitglieds  des  Schatzun^srats  vor  Ablauf  der  regel- 
mässigen Amtsdauer  wird  vom  Bezirksrate  wegen  zulässig  erkannter  Entechuldi- 
gungsgründe  oder  wegen  Verlusts  der  für  den  Dienst  erforderlichen  Eigen- 
schaften auf  Antrag  oder  nach  Vernehmung  des  Gemeinderats  oder  Steuer- 
kommissärs verfügt. 

§8. 
Wer  nach  Ablauf  der  regelmässigen  Amtedauer  oder  früher  austritt,  kann, 
den  Fall  des  Austritts  wegen  Verlusts  der  für  den  Dienst  erforderlichen  Eigen- 
sdiaften  ausgenommen,  wieder  ernannt  werden.    Hat  er  jedoch  bereits  6  Jahre 
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lang  als  Mitglied  des  Schatz ongsrats  Dienste  geleistet,  so  kann  er  die  Ernennung 
für  die  unmittelbar  folgende  Amtsperiode  ablehnen. 

§9. 

Die  Steuerdirektion  ist  befugt,  gegen  den  Vorsitzenden  und  die  einzelnen 
Mitglieder  des  Schatzungsrats  wegen  etwaiger  Versäumnisse  und  Zuwider- 
handlungen Zurechtweisungen  zu  erlassen  und  Ordnungsstrafen  bis  zu  10  M. 
zu  erkennen.  Auch  kann  neben  der  Ordnungsstrafe  auf  Ersatz  der  infolge  der 
Versäumnis  erwachsenen  Kosten  erkannt  werden. 

§  10. 
Dem  Schatzungsrate  liegt  gemeinschaftlich  mit  dem  Steuerkommissär  die 
Sorge  für  möglichst  ToUständige  und  genaue  Aufstellung  der  Kataster  ob. 
Schatzungsrat  und  Steuerkommissär  haben  deshalb  darauf  hinzuwirken ,  dass 
jeder,  den  die  Gesetze  für  steuerpflichtig  erklären,  auch  wirklich  zur  Steuer 
beigezogen  wird  und  dass  dies  überall  im  vollen  gesetzlichen  Betrage  geschieht, 
sowie  dass  Steuerbefreiungen  und  Minderungen,  wenn  solche  nach  dem  Gesetze 
zulässig  sind,  überall  nur  da  eintreten,  wo  sie  nach  sor^^tiger  Prüfung  für 
begründet  erfunden  werden.  Zu  diesem  Behufe  wird  alljährlich  in  jeder  Ge- 
meinde ein  Steuerab-  und  Zuschreiben  vorgenommen  und  eine  Frist  bestimmt, 
bis  zu  deren  Ablaufe  die  in  den  einzelnen  Steuergesetzen  vorgeschriebenen 
Steuererklärungen  und  Anzeigen  sowie  die  Gesuche  um  Steuerbefreiung,  Steuer- 
minderung und  Steuerrückersatz  abzugeben  sind. 

§11- 

Der  Steuerkommissär  hat  die  Beschlussfassung  des  Schatzungsrats  vorzu- 
bereiten.   Zu  diesem  Zwecke  liegt  ihm  insbesondere  ob: 

1.  die  für  die  Fortführung  und  Berichtigung  des  Grundstücks-  und  Ge- 
bäudekatasters in  Betracht  kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse  zu 
erheben  und  die  erforderlichen  Schätzungen,  soweit  nötig,  unter  Zuzug 
von  Auskunftspersonen  und  sachkundigen  Schätzern  vorzunehmen; 

2.  auch  bezüglich  der  sonstigen  steuerlichen  Veranlagungen  alle  sachdien- 
lichen Vorerhebungen  und  vorbereitenden  Feststellungen  zu  machen; 

3.  alljährlich  für  jede  Gemeinde  seines  Dienstbezirks  die  in  §  10  erwähnte 
Frist  zu  bestimmen  und  deren  ortsübliche  Bekanntmachung  durch  die 
Gemeindebehörde  zu  veranlassen; 

4.  die  bis  zum  Ablaufe  dieser  Frist  einkommenden  Erklärungen,  Anzeigen 
und  Gesuche  entgegenzunehmen  und  den  Steuerpflichtigen  auf  Ver- 
langen Aufschlüsse  und  Belehrungen  Über  die  bestehenden  Vorschriften 
zu  geben; 

5.  gutfindenden  Falls  Personen,  die  eine  Steuererklärung  bis  zum  Ablaufe 
der  gedachten  Frist  nicht  abgegeben  haben,  jedoch  nach  seiner  An- 
nahme hierzu  verpflichtet  gewesen  wären,  aufzufordern,  binnen  einer 
von  ihm  zu  bestimmenden  angemessenen  Frist  entweder  eine  Steuer- 
erklärung oder  die  Versicherung  abzugeben,  dass  sie  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  (bezw.  einer 
neuen  Steuererklärung)  nach  den  Bestimmungen  der  bezüglichen  Ge- 
setze nicht  verpflichtet  seien,  auch  solche  Pflichtigen  zur  persönlichen 
oder  durch  einen  Vertreter  zu  erstattenden  Auskunftserteilung  über 
ihre  Steuerpflicht  vorzuladen; 

6.  die  nach  ZifP.  4  u.  5  eingekommenen  Erklärungen,  Anzeigen  und  Ge- 
suche zu  prüfen,  auch,  soweit  er  es  für  erforderlich  erachtet,  von  den 
Pflichtigen  nähere  Aufschlüsse  über  die  von  ihnen  gemachten  Angaben 
zu  verlangen  oder  sie  zum  Zwecke  der  Auskunftserteilung  vorzuladen ; 

7.  dem  Schatzungsrate  die  Ergebnisse  dieser  Erhebungen,  Schätzungen 
und  Feststellungen  (Ziff.  1  u.  2,  4 — 6)  behufs  weiterer  Prüfung  und 
zur  Festsetzung  der  Steueranlagen  sowie  zur  Verbescheidung  der 
Gesuche  mit  den  ihm  gut  scheinenden  Anträgen  vorzulegen; 
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8.  in  Vertretung  des  Schatzongsrats  die  gemäss  §§  16,  18  u.  19  zu  be- 
wirkenden Benachrichtigungen,  Aufforderungen  und  Vorladungen  er- 
gehen zu  lassen,  mit  den  hierauf  zur  Auskunftserteilung  oder  zur 
Abgabe  von  Erklärungen  sich  einfindenden  Steuerpflichtigen  zu  ver- 
handeln und  die  schriftlich  einkommenden  Angaben  und  Steuer- 
erklärungen entgegenzunehmen.  Mit  den  Ergebnissen  dieser  weiteren 
Verhandlungen  und  Erhebungen  ist  sodann  nach  Ziff.  7  weiter  zu 
verfahren. 

§  12. 

Der  Steuerkommissär  hat  femer  die  Aufgabe,  die  Steueranlagen  solcher 
Personen,  die  nach  den  einzelnen  Steuergesetzen  zur  Ab^be  von  Steuer- 
erklärungen ausserhalb  der  in  §  10  erwähnten  Frist  verpflichtet  und  dieser 
Verpflichtung  nachgekommen  sind,  auf  Grund  dieser  Erklärungen  und  nachdem 
er,  soweit  erforderlich,  weitere  Aufschlüsse  von  den  Pflichtigen  verlangt  oder 
sie  zu  diesem  Zwecke  vorgeladen  hat,  sowie  auf  Grund  etwaiger  sonstiger  Er- 
hebungen vorläufig  festzusetzen. 

Er  kann  auch  an  Personen,  die  solche  Erklärungen  nicht  abgegeben 
haben,  nach  seiner  Annahme  hierzu  aber  verpflichtet  gewesen  wären,  die  in 
§  11  Ziff.  5  erwähnten  Aufforderungen  oder  Vorladungen  ergehen  lassen,  worauf 
die  einkommenden  Erklärungen  und  Versicherungen  nach  Abs.  1  weiter  zu 
behandeln  sind.  Er  ist  in  solchen  Fällen  femer  befugt,  wenn  ihm  die  zur 
Festsetzung  einer  Steueranlage  erforderlichen  Grundlagen  in  zuverlässiger  und 
ausreichender  Weise  bekannt  sind,  von  der  erwähnten  Aufforderung  oder  Vor- 
ladung des  Pflichtigen  abzusehen  und  die  Steueranlage  nach  seiner  Kenntnis 
der  Verhältnisse  festzusetzen. 

Das  Gleiche  hat  zu  geschehen,  wenn  jemand  einer  an  ihn  nach  Abs.  1 
oder  2  ergangenen  Aufforderung  oder  Vorladung  keine  Folge  leistet 

In  allen  Fällen,  in  denen  die  von  dem  Steuerpflichtigen  zu  erstattenden 
Angaben  durch  die  amtliche  Schätzung  des  Steuerkommissärs  ersetzt  oder  ab- 
geändert werden,  ist  die  Steueranlage  dem  Pflichtigen  nach  Massgabe  der  be- 
treffenden Vollzugsvorschriften  zu  eröffnen. 

Wird  hiergegen  nicht  innerhalb  8  Tagen  beim  Steuerkommissär  Einsprache 
erhoben,  so  veranlasst  er  den  Einzug  der  Steuer  für  das  laufende  Jahr  und, 
wenn  das  Ab-  und  Zuschreiben  schon  vorüber  ist,  auch  für  das  kommende  Jahr. 

Wird  dagegen  innerhalb  der  Frist  eine  Einsprache  erhoben,  so  hat  sie 
der  Steuerkommissär,  soweit  er  sie  für  begründet  erkennt,  zu  berücksichtigen. 

Bleibt  die  Einsprache  unberücksichtigt,  so  hat  der  Pflichtige  das  Rechte 
die  Entscheidung  des  Schatzungsrats  beim  nächsten  Ab-  und  Zuschreiben  zu 
verlangen.  Der  vorläufige  Einzug  der  Steuer  wird  jedoch  hierdurch  nicht 
unterbrochen. 

§  13. 
Wenn,  ohne  dass  hierzu  eine  gesetzliche  Verpflichtung  vorliegt,  ein  Steuer- 
pflichtiger nach  den  Bestimmungen  der  einzelnen  Steuergesetze  eine  Steuer^ 
erklämn^  unaufgefordert  oder  auf  Auffordemng  des  Steuerkommissärs  schon 
vor  der  in  §  10  erwähnten  Frist  abgibt,  finden  die  Vorschriften  der  Abs.  1  u.  4 
bis  6  des  §  12  entsprechende  Anwendung.  Wird  in  solchen  Fällen  die  Abgabe 
einer  Steuererklärung  trotz  Aufforderung  unterlassen  oder  der  ergangenen 
Vorladung  keine  Folge  gegeben,  so  kann  der  Steuerkommissär  die  Veranlagung 
nur  dann  vornehmen,  wenn  ihm  die  für  dieselbe  erforderlichen  Grundlagen  in 
zuverlässiger  und  ausreichender  Weise  bekannt  sind  oder  durch  weitere  Er- 
mittelungen bekannt  werden;  andemfalls  legt  er  die  Sache  bis  zum  nächsten 
Ab-  und  Zuschreiben  zurück. 

§  14. 
In  den  Fällen  des  gänzlichen  Aufhörens  der  Steuerpflicht  in  einer  Ge- 
markung ist  der  Steuerkommissär  ermächtigt,  die  Feststellung  des  Steuerabgangs 
oder  Steuerrückersatzes,  vorbehaltlich  der  endgültigen  Entscheidung  durch  den 
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Schatsungsrat  beim  nächsten  Ab-  und  Zuschreiben  vorzunehmen,  sobald  ihm  die 
das  Erlöschen  der  Steuerpflicht  begründenden  Thatsachen  in  zuverlässiger  Weise 
bekannt  werden. 

§  15. 
Die  Steuemachträge ,  die  von  den  Erben  eines  Pflichtigen,  der  infolge 
unterbliebener  oder  unrichtiger  Steuererklärung  zu  wenig  an  Steuer  entrichtet 
hat,  anzumelden  sind,  hat  der  Steuerkommissär  auf  Grund  dieser  Anmeldungen 
und  etwaiger  sachlicher  Erhebungen  nach  Massgabe  der  bezüglichen  gesetzlichen 
und  Vollzugsvorschriften  festzustellen. 

§  16. 

Dem  Schatzungsrate  liegt  die  endgültige  Festsetzung  der  Steueranlagen 
ob;  er  beschliesst  über  Steuernachträge  und  Steuerabgänge  sowie  über  den 
Zeitraum  und  den  Steueranschlag,  für  welchen  solche  zu  berechnen  sind. 

Zu  diesem  Behufe  hat  er  die  Ergebnisse  der  Ermittelungen  und  Schätzungen 
des  Steuerkommissärs  (§11  Ziff.  7),  die  von  diesem  gemäss  §  12  u.  13  vorge- 
nommenen vorläufigen  Veranlagunt^en ,  die  hiergegen  erhobenen,  vom  Steuer- 
kommissär nicht  berücksichtigten  Einsprachen  und  die  nach  §  14  von  ihm  voll- 
zogenen Abschreibungen  zu  prüfen  sowie  das  vorhandene  Kataster  einer  Durch- 
prüfung zu  unterziehen. 

In  jeder  Lage  des  Verfahrens  kann  er,  wenn  er  es  zur  Herbeiführung 
richtiger  Steueranlajfen  für  zweckmässig  erachtet,  von  den  Pflichtigen  nähere 
Aufschlüsse  über  die  von  ihnen  gemachten  Angaben  verlangen  oder  sie  zur 
Auskunftserteilung  in  Person  oder  durch  einen  Vertreter  vorladen.  Ebenso  kann 
er  durch  seine  Mi^lieder  oder  den  Steuerkommissär  oder  urkundlich  Beauftragte 
von  Grundstücken,  Gebäuden,  gewerblichen  Anlagen  und  Einrichtungen  Einsicht 
nehmen,  Sachverständige  hören  und  durch  solche  Einsichtnahmen  und  Ab- 
schätzungen vornehmen  lassen  sowie  sonstige  sachdienliche  Erhebungen  ver- 
anstalten. Er  ist  berechtigt,  die  Vorlage  der  von  dem  Pflichtigen  aufgestellten 
Inventuren  und  Bilanzen  einschliesslich  der  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  zu 
verlangen.  Zu  den  vom  Schatzungsrate  beschlossenen  Einsichtnahmen  und  Ab- 
schätzungen ist  der  Steuerkommissär  auf  sein  Verlangen  beizuziehen. 

Hierbei  darf  in  die  Gewerbs-  und  sonstigen  Verhältnisse  der  Steuer- 
pflichtigen nicht  weiter  eingedrungen  werden,  als  es  der  Zweck  der  Herbeiführung 
einer  dem  Gesetze  entsprechenden  Steuerveranlagung  erfordert. 

§  17. 

Den  Schatzungsräten  und  Steuerkommissären  ist  behufs  Herbeiführung 
richtiger  Steueranlagen  auch  gestattet,  von  den  Verlassenschaftsakten  Einsicht 
zu  nehmen,  die  ihnen  von  den  Teilungsbehörden  auf  Verlangen  mitzuteilen  sind. 

Im  übrigen  sind  alle  Staats-  und  Gemeindebehörden  verpflichtet,  den 
Steuerbehörden  unentgeltlich  über  die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  der 
Pflichtigen  sachdienliche  Auskunft  zu  erteilen  und  ihnen  auf  Verlangen  Einsicht 
in  die  betreffenden  Akten  und  Urkunden  zu  gewähren.  Diese  Verpflichtung 
erstreckt  sich  jedoch  ausserhalb  des  Strafverfahrens  nicht  auf  die  unter  Gemeinde- 
bürgschaft stehenden  Sparkassen. 

§  18. 
Hat  der  Steuerpflichtige  eine  Steuererklärung  eingereicht,  so  ist  diese  der 
Veranlagung  zu  Grunde  zu  legen,  sofern  Bedenken  gegen  deren  Richtigkeit 
nicht  b^tehen.  Wird  die  Steuererklärung  beanstandet,  so  ist  der  Pflichtige 
hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen  und  gleichzeitig  aufzufordern,  binnen  einer  an- 
gemessenen Frist  oder  in  einem  zu  diesem  Behufe  anzuberaumenden  Termin  in 
Person  oder  durch  einen  Vertreter  nähere  Aufschlüsse  über  dieselbe  zu  geben. 
Die  Aufforderung  kann  unterbleiben,  wenn  mit  dem  Pflichtigen  schon  vom 
Steuerkommissär  über  den  Inhalt  der  Steuererklärung  verhandelt  worden  ist 
(§§  11 — 13)  oder  wenn  feststeht,  dass  der  Aufforderung  wegen  länger  andauernder 
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Ortsabwesenheit  und  mangels  einer  Vertretung  oder  aus  einem  sonstigen  Grunde 
nicht  entsprochen  werden  kann. 

Werden  durch  die  Aufschlüsse  des  Steuerpflichtigen  oder  seines  Vertreters 
und  durch  die  etwa  gemachten  weiteren  Erhebungen  die  Bedenken  gegen  die 
Richtigkeit  der  Steuererklärung  gehoben  oder  wird  diese  in  genügend  er- 
scheinender Weise  berichtigt,  so  erfolgt  die  Veranlagung  nach  ihr.  Werden  da- 
fegen  die  Bedenken  nicht  gehoben,  so  ist  der  Schatzungsrat  an  die  Angaben  des 
flichtigen  nicht  weiter  gebunden  und  bewirkt  die  Steueranlage  von  Amta  wegen. 
Wenn  die  Aufforderung  an  den  Pflichtigen  nach  Abs.  1  in  zulässiger 
Weise  unterblieben  ist  oder  wenn  sie  zwar  ergangen  ist,  aber  vom  Steuer- 
pflichtigen nicht  befolgt  werden  konnte,  so  wird  <Be  Veranlagung  gleichfalls 
von  Amts  wegen  vorgenommen. 

§  19. 

Personen,  welche  es  unterlassen  haben,  bis  zum  Ablaufe  der  in  §  10  er- 
wähnten Frist  eine  Steuererklärung  abzugeben,  und  hierzu  auch  nicht  vom 
Steuerkommissär  aufgefordert  worden  sind,  nach  Ansicht  des  Schatzungsrats 
aber  zur  Abgabe  einer  solchen  verpflichtet  gewesen  wären,  kann  dieser  nach 
seiner  Kenntnis  der  Verhältnisse  veranlagen,  sofern  ihm  die  zur  Festsetzung 
der  Steueranlagen  erforderlichen  Grundlagen  in  zuverlässiger  und  ausreichender 
Weise  bekannt  sind  oder  wenn  die  Betreffenden  wegen  länger  andauernder 
Ortsabwesenheit  ohne  Vertretung  oder  aus  sonstigen  Gründen  nicht  in  der  Lage 
sind^  eine  Steuererklärung  abzugeben.  Tr6fi*en  diese  Voraussetzungen  nicht  zu, 
so  beschliesst  er,  dass  die  Aufforderung  im  Sinne  des  §  11  Ziff.  5  nachgeholt 
werde.  Zu  diesem  Behufe  hat  der  Steuerkommissär  die  im  Schatzungsrats- 
beschluss  bezeichneten  Personen  unter  Bestimmung  einer  angemessenen  Frist 
aufzufordern,  entweder  eine  Steuererklärung  oder  aber  die  Versicherung  abzu- 
geben, dass  sie  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung bezw.  einer  neuen  Steuererklärung  nach  den  bezüglichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  nicht  verpflichtet  seien,  oder  aber  sie  zur  Abgabe  einer  dieser 
Erklärungen  und  zur  etwaigen  weiteren  Auskunftserteilung  vorzuladen. 

Die  hierauf  einkommenden  Steuererklärungen  sind  nach  §  18  weiter  zu 
behandeln.  Versichert  der  Aufgeforderte,  er  sei  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung 
nicht  verpflichtet,  so  hat  der  Schatzungsrat  die  Richtigkeit  dieser  Angabe  zu 
prüfen;  falls  er  sich  von  deren  Richtigkeit  nicht  zu  überzeugen  vermag,  bewirkt 
er  die  Steueranlage  von  Amts  wegen. 

§20. 
•Auch  diejenigen  Personen,  welche  den  gemäss  §  11  Ziff.  5  u.  6  oder 
§§16,  18  oder  19  an  sie  ergangenen  Aufforderungen  und  Vorladungen  des 
Steuerkommissärs  oder  Schatzungsrats  keine  Folge  gegeben  haben,  während  sie 
dazu  in  der  Lage  gewesen  wären  (vgl.  §  18  Abs.  3) ,  oder  welche  die  in  §  16 
Abs.  8  vorgesehenen  Einsichtnahmen,  Abschätzungen  und  Vorlagen  verweigert 
haben,  sind  von  Amts  wegen  zu  veranlagen. 

§  2L 
In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Steueranlage  von  Amts  wegen  zu  bewirken 
ist,  setzt  der  Schatzungsrat  dieselbe  nach  seiner  Kenntnis  der  Verhältnisse  und 
den  Ergebnissen  der  etwa  stattgehabten  Ermittelungen  fest.  Sofern  die  that- 
sächlichen  Grundlagen  für  die  Veranlagung  nach  den  Vorschriften  der  ein- 
schlägigen Steuergesetze  nicht  in  ausreichender  Weise  ermittelt  werden  können, 
ist  der  Schatzungsrat  befugt,  auch  aus  anderen  Thatsachen  auf  die  Hohe  des 
Einkommens  bezw.  auf  die  Grösse  und  den  Wert  der  gewerblichen  Anlage-  und 
Betriebskapitalien  oder  des  Kapitalvermögens  eines  Steuerpflichtigen  zu  schliessen. 

§22. 
Zur  Wirksamkeit  in   voller  Versammlung  ist  der  Schatzun^srat  in  der 
Regel  nur  zur  Zeit  des  Steuerab-  und  Zuschreibens  berufen.    Die  Sitzungen 
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werden  auf  Antrag  des  Steuerkommissär?  vom  Schatzungsrats  Vorsitzen  den  an- 
beraumt. Auf  Veranlassung  der  Steuerbehörden  kann  der  Schatzungsrat  jedoch 
auch  bei  sonstigen  Gelegenheiten,  insbesondere  auch  zur  Abgabe  gutachtlicher 
Aeusserungen  bei  Beschwerden,  zusammenberufen  werden. 

Der  Schatzungsrat  ist  in  besohl ussfähiger  Anzahl  versammelt,  wenn  ausser 
dem  Vorsitzenden  mehr  als  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  ist. 

Die  Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit,  wobei  die  Stimme  des 
Vorsitzenden  mitzählt,  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden. 

Handelt  es  sich  um  die  Steuerpflicht  des  Vorsitzenden  oder  eines  der 
Mitglieder  des  Schatzungsrats  oder-  um  jene  seiner  Verwandten  oder  Ver- 
geh wäfferten  in  auf-  oder  absteigender  Linie  oder  bis  zum  zweiten  Grade  der 
Seitenlinie  oder  um  jene  seines  Geschäftsteilhabers  oder  einer  juristischen  Person, 
deren  Vertreter  oder  Aufsichtsratsmitglied  er  ist,  so  hat  der  Vorsitzende  oder 
das  betreffende  Mitglied  bei  den  bezüglichen  Verhandlungen  und  Beschluss- 
fassungen abzutreten  und  kein  Stimmrecht.  Auf  die  Beschlussfähigkeit  des 
Schatzungsrats  hat  dies  jedoch  keinen  £influs8.  Für  den  Fall,  dass  der  Vor- 
sitzende abzutreten  hat,  hat  das  an  Lebensjahren  älteste  Mitglied  des  Schatzungs- 
rats den  Vorsitz  zu  übernehmen. 

§  23. 

Die  Beschlussfassungen  des  Schatz ungsrats  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in 
denen  es  sich  lediglich  um  die  Abgabe  von  Gutachten  handelt,  sind  nur  gültig, 
wenn  der  Steuerkommissär  oder  der  mit  seiner  Stellvertretung  betraute  Beamte 
bei  diesen  Beschlussfassungen  mitgewirkt  hat.  Derselbe  ist  gleich  den  Mitgliedern 
des  Schatzungsrats  stimmberechtigt. 

Die  Steuerdirektion  kann  den  Verhandlungen  des  Schatzungsrats  einen 
besonderen  Kommissär  mit  den  Rechten  und  Pflichten  des  Steuerkommissärs 
beiordnen.    In  diesem  Falle  ruht  die  Stimme  des  Steuerkommissärs. 

§24. 
üeber  die  Beschlüsse  des  Schatzungsrats  wird  ein  Protokoll  geführt.  Die 
vom  Schatzungsrate  vollzogenen  Neueinschätzungen  von  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden sowie  diejenigen  semer  Beschlüsse,  durch  welche  die  von  den  Pflichtigen 
zu  erstattenden  Angaben  durch  amtliche  Schätzung  ersetzt  oder  abgeändert 
worden  sind  oder  durch  welche  einem  Gesuch  um  Steuerbefreiung  oder  Steuer- 
minderung oder  einer  nach  §  12  oder  13  erhobenen  Einsprache  nicht  oder  nicht 
in  dem  verlangten  Masse  entsprochen  worden  ist,  sind  dem  Pflichtigen  durch 
den  Steuerkommissär  nach  Massgabe  der  bezüglichen  Vollzugsvorschriften  zu 
eröffnen. 

§  25. 
Nach  Beendigung  des  Steuerab-  und  Zuschreibens  hat  der  Steuerkommissär 
alljährlich  das  Kataster  neu  aufzustellen,  in  welches  die  vom  Schatzungsrate 
neu  festgesetzten  sowie  die  seitherigen  unverändert  gebliebenen  Steueranlagen, 
welche  mit  Ablauf  der  in  §  10  erwähnten  Frist  als  festgestellt  gelten,  eingetragen 
werden.  Der  Steuerkommissär  hat  ferner  das  sich  auf  das  Kataster  gründende 
Steuerregister  sowie  die  Steuemachtrags-  und  Abgangsverzeichnisse  aufzustellen. 

§  26. 

Gegen  die  gemäss  §  20  erfolgten  Beschlussfassungen  des  Schatzungsrats 
steht  den  Pflichtigen  kein  Rechtsmittel  zu;  auch  findet  in  solchen  Fällen  ein 
Steuerrückersatz  nicht  statt,  es  sei  denn,  dass  in  den  Einkommens-  oder  Ver- 
mögensverhältnissen nach  der  Beschlussfassung  VeiUnderungen  eingetreten  sind, 
die  nach  den  Bestimmungen  der  Gesetze  einen  entsprechenden  Anspruch  gewähren. 

Dagegen  steht  gegen  die  sonstigen  Entscheidungen  des  Schatzungsrats^ 
dem  Pflichtigen  wie  dem  Steuerkommissär  und  gegen  die  vom  Steuerkommissär 
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gemäss  §  15  vollzogeBen  Festsetzungen  dem  Anmeldepflichtigen  das  Recht  der 
Beschwerde  an  die  Steuerdirektion  zu. 

Die  Beschwerde  des  Steuer-  hezw.  Anmeldepflichtigen  ist  hinnen  14  Tagen 
nach  Eröffnung  des  Beschlusses  schriftlich  hei  der  Steuerdirektion  oder  dem 
Steuerkommissär,  diejenige  des  Steuerkommissärs  hinnen  14  Tagen  von  der 
Beschlussfassung  ab  bei  der  Steuerdirektion  einzulegen. 

Ist  rechtzeitig  Beschwerde  ausgeführt  worden,  so  unterbleibt  auf  Ver- 
langen die  Erhebung  des  bestrittenen  Teiles  des  Steuerbetrags  bis  zur  Er- 
ledigung der  Beschwerde. 

§27. 

üeber  die  erhobenen  Beschwerden  hat  die  Steuerdirektion,  soweit  er- 
forderlich nach  Torausgegangenen  weiteren  Erhebungen,  zu  entscheiden  nnd 
ihre  Entscheidung  dem  Beschwerdeführer  eröffnen  zu  lassen. 

Bei  Beschwerden  des  Pflichtigen  liegt  es  diesem  ob,  die  behauptete  Be- 
schwerung thatsächlich  zu  begründeh  und  die  Beweise  dafür  anzugeben.  Sofern 
er  die  Höhe  des  Einkommens  oder  Vermögens  bestreitet,  hat  er  auf  Anfordern 
eine  genaue  ziffermässige  Berechnung  desselben  sowie  die  zum  Beweise  an- 
gerufenen Urkunden,  insbesondere  Geschäftsbücher,  vorzulegen  und  darin  die 
Stellen,  durch  welche  er  den  Beweis  erbringen  will,  genau  zu  bezeichnen. 

§  28. 
Gegen  die  Entscheidung  der  Steuerdirektion  steht  dem  Steuerpflichtigen 
das  Recht  der  Klage  bei  dem  Verwaltungsgerichtshofe   zu  nach  Massgabe  der 

fesetzlichen  Bestimmungen   über   die  Verwaltungsrechtspflege.    Auch  auf  die 
klagen  findet  §  27  Abs.  2  Anwendung. 

Dabei  kann  eine  vom  Schatzungsrate  der  Veranlagung  zu  Grunde  ge- 
legte Schätzung  nur  angefochten  werden: 

1.  wenn  eine  Schätzung  bei  richtiger  Anwendung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen überhaupt  nicht  einzutreten  hatte; 

2.  wenn  die  vorgenommene  Schätzung  auf  der  Nichtanwendung  oder 
auf  der  unrichtigen  Anwendung  eines  Gesetzes  beruht  oder  das 
Schätzungsverfahren  an  einem  wesentlichen  Mangel  leidet. 

Liegt  ein  Fall  der  Ziff.  2  vor,  so  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  eine 
anderweite  Schätzung  durch  den  Schatzungsrat  unter  Beobachtung  der  von 
ihm  über  die  Auslegung  nnd  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  ge- 
gebenen Weisungen  zu  veranlassen. 

§  29. 

Die  Schatzungsräte  sowie  alle  Beamten  und  Personen,  die  bei  der  Fest- 
stellung, Erhebung  und  Ueberwachung  der  direkten  Steuern  und  der  sich  an 
diese  anschliessenden  Gemeindeumlagen  und  sonstigen  Abgaben  mitzuwirken 
haben,  sind  verpflichtet,  alles,  was  hierbei  über  die  Vermögens-  und  Erwerbe- 
verhältnisse der  Pflichtigen  zu  ihrer  Kenntnis  gelangt,  sowie  die  gepflogenen 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  geheim  zu  halten. 

Von  den  Katastern,  Steuerregistern  und  Steuerforderungszetteln  darf 
unberufenen  dritten  keine  und  den  Steuerpflichtigen  selbst  nur  so  weit  Einsicht 
gestattet  werden,  als  es  sich  um  deren  eigenes  Steuerbetreffnis  handelt. 

Mitteilungen  an  Behörden  zu  amtlichen  Zwecken  sollen  jedoch  nicht  aus- 
geschlossen sein. 

§  30. 
Die  Gemeinde  kann  beschliessen,  dass  dem  Vorsitzenden  sowie  den  Mit- 
gliedern des  Schatzungsrats  für  ihre  Dienstverrichtungen  Gebühren  nach  Mass- 
gabe der  Gebührenordnung  aus  der  Gemeindekasse  bezahlt  werden.  Die  Ge- 
meinde ist  berechtigt,  die  bezahlten  Gebühren  bei  der  Staatskasse  behufs  Rück- 
ersatzes zu  liquidieren. 
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Die  Sachverständigen  und  die  sonstigen  bei  der  Feststellung  der  direkten 
Steuern  mitwirkenden  Hilfspersonen  erhalten  die  von  der  Steuerverwaltung 
festgesetzten  Gebühren  aus  der  Staatskasse. 

§81. 

Jede  Gemeinde  hat  auf  ihre  Kosten  dem  Schatzungsrat  und  dem  Steuer- 
kommissär für  die  Dauer  des  Steuerveranlagungsgeschäfts  in  der  Gemeinde 
dem  Bedürfnis  entsprechende  Geschäftsräume  anzuweisen,  für  deren  Heizung 
und  Beleuchtung  zu  sorgen,  auch  die  erforderlichen  Geräte  zu  stellen»  ins- 
besondere auch  für  sichere  und  geeignete  Aufbewahrung  der  Steuerakten 
Sorge  zu  tragen. 

Sie  hat  femer  die  auf  die  Veranlagung  zu  den  direkten  Steuern  bezüg- 
lichen Bekanntmachungen  unentgeltlich  in  ortsüblicher  Weise  zu  Übernehmen. 
Auch  hat  sie  zur  Besorgung  der  gewöhnlichen  Eanzleibedienung  sowie  der  Zu- 
stellungen an  die  Pflichtigen  und  der  sonstigen  durch  das  Ab-  und  Zuschreiben 
veranlassten  Dienergeschäfte  das  erforderliche  Personal  gegen  entsprechende^ 
von  der  Steuerkasso  zu  tragende  Vergütung  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Im  übrigen  ti^^  die  Staatskasse  die  Kosten  des  jährlichen  Ab-  und 
Zuschreibens. 

§32. 
Die  Kontrolle  über  die  Feststellung  der  direkten  Steuern  liegt  der  Steuer- 
direktion ob.  Diese  hat  zu  prüfen,  ob  die  Steueranlagen  den  gesetzlichen  und 
Vollzugsvorschriften  entsprechend  vollzogen  worden  sind,  und  erforderlichen  Falls 
die  Richtigstellung  derselben  zu  veranlassen.  Es  liegt  ihr  weiter  ob,  auch 
ihrerseits  für  eine  möglichst  vollständige  und  genaue  Aufstellung  der  Kataster 
Sorge  zu  tragen,  auf  thunlichst  gleichmässige  Steuerveranlagungen  hinzuwirken 
und  den  Steuerkommissären  und  Schatzunfsräten  die  hierwegen  erforderlichen 
Anregungen  zu  geben.  Sie  hat  femer  Fehler  und  Unrichtigkeiten,  welche  etwa 
bei  der  Feststellung  der  Steueranlagen  oder  bei  der  Aufstellung  der  Kataster, 
Steuerregister  imd  Nachtrag-  und  Abgangsverzeichnisse  unterlaufen  sind,  so- 
weit es  sich  um  offensichthch  auf  Versehen  beruhende  handelt,  thunlichst  von 
sich  aus  zu  berichtigen,  andernfalls  dären  Beseitigung  zu  veranlassen. 

§33. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1901  in  Kraft.  Auf  diesen 
Zeitpunkt  werden  die  Gesetze  vom  17.  März  1854  und  vom  16.  März  1880,  die 
Aufstellung  der  Kataster  der  direkten  Steuern  betr.,  und  die  das  Veranlagungs- 
verfahren betreffenden  Bestimmungen  des  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  Ein- 
kommensteuergesetzes mit  den  dazu  erlassenen  Vollzugsvorschriften  aufgehoben. 
Die  Erledigung  der  Rechtsmittel  ge^en  die  vor  diesem  Zeitpunkt  erlassenen 
Entscheidungen  des  Schatzungsrats  richtet  sich  nach  den  bisherigen  Gesetzen. 

Auf  den  gleichen  Zeitpunkt  werden  sämtliche  Schatzungsräte  aufgelöst 
und  es  sind  an  deren  Stelle  neue  nach  Massgabe  vorstehender  Bestimmungen 
zu  ernennen. 

§34. 
Das  Finanzministerium  ist  mit  dem  Vollzuge  des  Gesetzes  beauftragt. 
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Badisches  Gesetz, 
die  EinsoMtzimg  der  Grondstlioke  und  Gebäude  betreffend. 

Vom  9.  August  1900. 
(Ges.-  u.  Ver.-Bl.  f.  d.  Groseherz.  Baden  Nr.  81  S.  887.) 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§1. 
Zum  Zwecke  einer  Reform  der  direkten  Steuern  sind  die  im  Grossherzog- 
tum gelegenen  Grundstücke  und  Gebäude,   sowie   das  Bergwerkseigentum  neu 
einzuschätzen,  soweit  nicht  dieses  Gesetz  deren  Freilassung  von  der  Einschätzung 
ausdrücklich  anordnet. 

§2. 

Als  Steuerpflichtiger  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilfc  der  Eigentümer,  inso- 
weit aber  Grundstücke  oder  Gebäude  im  Niesabrauch  (Nutzniessung)  stehen, 
der  Niessbraucher  (Nutzniesser). 


II.  Die  Einschätzung  der  Waldungen. 

§3. 
Als  Waldungen  sind  —  mit  Ausnahme   der   Gärten,   Parke,  Kastanien*' 
Pflanzungen  und  der  Grundstücke,  denen  die  Eigenschaft  als  Baugelände  zu- 
kommt —  zu  veranlagen: 

1.  alle  Grundstücke,  die  mit  Holz  bestanden  oder  der  Holzerzeugong 
gewidmet  sind; 

2.  die  in  den  Waldungen  befindlichen  nicht  öffentlichen  Wege,  Weide- 
und  Holzlagerplätze,  Kohlplatten,  Steinbrüche,  Kies-,  Sand-,  Thon-, 
Mergel-,  Torf-  und  Erzgruben,  Fischweiher  und  Teiche; 

3.  alles  Gelände,  auf  welchem  Feld-  und  Waldkultur  wechseln,  die  letz- 
tere aber  die  länger  dauernde  ist. 

§4. 
Nicht  zu  veranlagen  sind  diejenigen  neu  aufgeforsteten  Waldungen,  welche 
zur  Zeit  der  Aufstellung  des  neuen  Waldkatastera  Steuerfreiheit  auf  Grund  des 
G^etzes  vom  25.  März  1886  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  S.  79)  geniessen,  insoweit  sie 
nicht  im  Eigentum  des  Staates  oder  des  Domänenärars  stehen. 
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§5. 

Die  Veranlagung  geschieht  nach  folgenden  Besümmungen : 

Zunächst  ist  nach  Vorschrift  des  §  6  der  Wert  zu  ermitteln,  welchen  der 
bei  den  gegebenen  Holzarten  und  der  bestimmten  oder  üblichen  Betriebsweise 
und  Umtriebszeit  im  Durchschnitt  jährlich  auf  das  Hektar  kommende  normale 
Haubarkeitsertrag  zuzüglich  der  durchschnittlichen  jährlichen  Vorerträge  auf 
dem  Stocke  hat.  An  diesem  Werte  ist  der  Betrag  der  durchschnittlich  jährlich 
auf  das  Hektar  Wald  entfallenden  Bewirtschaftungs-  und  Verwaltungskosten 
{ausschliesslich  der  Holzzurichtungskosten)  in  Abzug  zu  bringen.  Der  fünfund- 
zwanzigfache Betrag  des  sich  hierbei  ergebenden  Restes  gut  als  der  der  Be- 
steuerung zu  Grunde  zu  legende  Wert  des  Hektar  Wald. 

Dem  so  ermittelten  Werte  ist,  wo  —  wie  bei  Hack-  und  Kopfholz- 
waldungen —  neben  dem  Holze  gleichzeitig  noch  ein  anderes  zur  Hauptnutzung 
gehöriges  Erzeugnis  erzielt  wird,  das  Fünnindzwanzigfache  des  jährlichen  Rein- 
ertrags dieses  Erzeugnisses  beizuschlagen. 

Forstnebennutzungen  kommen  bei  Bildung  des  Steuerwerts  nicht  in  Be- 
tracht. Bei  Festsetzung  des  normalen  Haubarkeitsertrag  ist  von  der  Unter- 
etellung  auszugehen,  dass  derartige  Nebennutzungen  nicht  gewonnen  werden. 

§6. 
Bei  der  Eimittelung  der  Haubarkeits-  und  der  Vorerträge  ist 

1.  der  Ertrag  im  ganzen  zu  bemessen, 

2.  in  Prozentsätzen  zu  bestimmen,  was  vom  ganzen  Ertrage  nach  der 
üblichen  Weise  der  Aufbereitung  auf  jede  der  verschiedenen  Gat- 
tungen (Sortimente)  desselben  entfällt, 

3.  nach  den  für  jedes  dieser  Sortimente  ermittelten  Preisen  (§  7)  der 
Wert  des  Haubarkeits-  und  des  Vorertrags  in  Geld  festzustellen. 

§7. 

Der  Preis  jeder  Hokart  und  jedes  Holzsortiments  wird  nicht  für  jeden 
einzelnen  Wald,  sondern  je  für  sämüiche  Waldungen  eines  Bezirks,  für  dessen 
Holzerzeugnisse  beiläufig  gleiche  Preisverhältnisse  bestehen,  festgestellt.  Dabei 
<lient  der  Durchschnitt  der  Preise,  welche  für  die  betreffende  Holzart  und  das 
betreffende  Holzsortiment  in  den  5  Jahren  von  1895  bis  mit  1899  aus  dem  im 
Haubarkeitsalter  bezw.  als  Vorertrag  geschlagenen  Erwachse  von  Waldungen 
des  Bezirks  erzielt  worden  sind,  nach  Abzug  der  in  diesen  Preisen  begriffenen 
Zurichtungskosten  (Hauer-,  Setzer-  und  Bringerlöhne)  als  Grundlage. 

Mangelt  es  in  einem  Bezirk  aus  der  Preisperiode  an  zuverlässigen  Preisen, 
80  sind  die  Preise  benachbarter  Bezirke  zu  Hilfe  zu  nehmen,  jedoch  entsprechend 
zu  erhöhen  oder  zu  ermässigen,  je  nachdem  die  Holzabsatzverhältnisse  dieser 
Nachbarbezirke  ungünstiger  oder  günstiger  sind. 

§8. 

Die  in  §  3  unter  Ziff.  2  genannten  Flächen  werden  gleich  dem  angren- 
zenden Walde  desselben  Eigentümers  oder  —  falls  dieser  nicht  mit  Wald  an- 
grenzt —  anderer  angrenzender  Eigentümer  veranlagt. 

Das  in  §  3  unter  Ziff.  3  genannte  Gelände  wird  so  behandelt,  als  ob  es 
ausschliesslich  als  Wald  benützt  würde. 

§9. 
Der  nach  §  5  der  Besteuerung  zu  Grunde  zu  legende  Wert  des  Hektar 
Wald  wird  durch  eine  aus  drei  Sachverständigen  bestehende  Kommission  er- 
mittelt. Derselben  gehört  der  Vorstand  des  landesherrlichen  Forstamts  kraft 
Gesetzes  an;  ein  weiterer  forstkundiger  Schätzer  wird  auf  Vorschlag  der  Do- 
mänendirektion für  je  einen  Forstbezirk,  ein  dritter  Sachverständiger  auf  Vor- 
schl^  des  Gemeinderats  und  nach  Anhörung  des  Steuerkommissärs  je  für  die 
beteißgte  Gemarkung  ernannt.  Die  Ernennung  erfolgt  durch  den  Bezirksrat. 
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Die  beiden  ernannten  Mitglieder  werden  von  dem  Bezirksamt  auf  gewissenhafte 
Erf{illung  ihres  Amtes  eidlich  verpflichtet.  Sie  kGnnen  für  mehrere  Forstbezirke 
bezw.  Gemarkungen  als  Mitglieder  von  Schätzimgskommissionen  bestellt  werden. 

§  10. 

Die  Kommission  legt  ihre  Berechnungen  der  Steuerdirektion  vor,  welche 
sie  prüft  und  mit  ihren  Bemerkungen  zurückgibt.  Nach  Erledigung  etwaiger 
Beanstandungen  macht  die  Kommission  den  Steuerpflichtigen  von  den  Schätzungen 
Eröffnung;  mündlich  vorgebrachte  Einwendungen  gegen  die  Schätzung  sind  zu 
Protokoll  zu  nehmen.  Das  Ergebnis  der  Schätzung  nebst  den  vorgebrachten 
Einwendungen  und  dem  Gutachten  der  Kommission  über  diese  ist  sodann  dem 
Schatzungsrate  vorzulegen. 

Der  Schatzungsrat  beschliesst  unter  Berücksichtigung  der  vorgetragenen 
Einwendungen  über  den  Wert  des  Hektar  Wald;  zur  Teilnahme  an  der  be- 
treffenden Sitzung  sind  auch  die  Kommissionsmitglieder  einzuladen. 

Will  der  Schatzungsrat  diesen  Wert  gegenüber  den  Beschlüssen  der 
Schätzungskommission  erhöhen^  so  hat  er  den  beteiligten  Steuerpflichtigen  vor 
der  BescUnssfassung  Gelegenheit  zu  geben,  etwaige  Einwendungen  hiergegen 
vorzubringen. 

Die  Beschlüsse  des  Schatzungsrats  sind  durch  die  Kommission  der  Steuer* 
direktion  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Vor  einer  Abänderung  der  Beschlüsse  des  Schatzungsrats  ist  diesem  6e* 
legenheit  zur  Begründung  seiner  Schätzung  zu  geben  und  sind  erforderlichen 
Falls  weitere  Sachverständige  zu  hören. 

Hinsichtlich  der  Rechtsmittel  findet  §  18  Anwendung. 

§11. 

Aus  der  Vervielfältigung  des  für  das  Hektar  Wald  ermittelten  Werte» 
mit  dem  Flächengehalte  des  einzelnen  Waldgrundstücks  ergibt  sich  dessen 
Steuerwert,  welcher  jedoch  um  den  Wert  derjenigen  Waldlaaten  gemindert 
wird,  deren  Steuerkapital  schon  bisher  nach  Art. '12 — 15  des  Gesetzes  vom 
23.  März  1854  am  Steuerkapital  des  Waldes  in  Abzug  gekommen  war.  Als 
Wert  dieser  Waldlasten  gilt  deren  auf  Grund  jenes  Gesetzes  festgestelltes 
Steuerkapital  unter  Zugrundelegung  der  Holzpreise  der  Jahre  1895  bis  mit 
1899.  Smd  die  Waldlasten  inzwischen  teilweise  erloschen,  so  kommt  nur  ein 
der  noch  bestehenden  Last  entsprechender  Wertsteil  in  Abzug. 

m.  Die  Eünsohätzung  der  sonstigen  Ghrandstüoke. 

§12. 
Die  Grundstücke,  welche  weder  nach  §  3  als  Wald  gelten,  noch  nach 
§  23  nach  den  für  die  Veranlagung  von  Gebäuden  gegebenen  Bestimmungen 
zu  behandeln  sind,  sowie  das  Bergwerkseigentum  sind  nach  den  nachstehenden 
Vorschriften  zu  veranlagen. 

§  13. 
Nicht  zu  veranlagen  sind: 

1.  die  dem  Deutschen  Reiche  oder  dem  Badischen  Staate  gehörigen  und 
öffentlichen  Zwecken  dienenden  Grundstücke,  sowie  lüle  Grundstücke» 
welche  der  Reichs-  oder  Staatsverwaltung  zur  unentgeltlichen  Be- 
nützung für  öffentliche  Zwecke  überlassen  sind.  Von  den  Grund- 
stücken der  Staatssalinen  fallen  nur  die  zu  den  Badeanstalten  ge- 
hörigen und  den  Zwecken  der  Gesundheitspflege  dienenden  unter  diese 
Bestimmung;  im  übrigen  sind  die  Grundstücke  der  Staatssalinen,  wie 
die  des  Domänenärars  zu  katastrieren; 

2.  öffentliche  Wege  und  Gewässer,  natürliche  nicht  öffentliche  Wasser- 
läufe, Feuerweiher  und  Leinpfade; 
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8.  zum  Gemeingebraciche  bestimmte  Plätze,  wie  Märkte,  Öffentliche  An- 
lagen, Begräbnisstätten; 

4.  Grundstücke,  welche  Zugehörden  zu  steuerfreien  Gebäuden  bilden, 
soweit  sie  unmittelbar  und  ausschliesslich  den  gleichen  Zwecken 
dienen,  wie  die  steuerfreien  Gkbäude  selbst; 

5.  Gelände,  welches  durch  besondere  Gesetze  oder  Staatsverträge  für 
steuerfrei  erklärt  ist. 

§  14. 

Die  Veranlagung  der  Grundstücke  erfolgt  fQr  das  Gelände  einer  jeden 
Gemarkung  besonders. 

Das  in  Gartenland,  Ackerfeld,  Wiesen,  Weinbergen,  Kastanienpflanzungen, 
Reutfeldem  oder  Weidland  bestehende  Gelände  wird,  soweit  es  nicht  als  Bau- 
platz vereigenschaftet  ist  oder  sich  nicht  aus  anderen  Gründen  eine  Ausnahnie 
von  der  klassenweisen  Katastrierung  empfiehlt,  in  Klassen  eingeteilt  Für  die 
Klasseneinteilung  ist  das  Gesetz  vom  3.  August  1898  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  S.  377) 
massgebend '). 

Für  jede  Kulturart  und  Klasse  der  in  Abs.  2  erwähnten  Grundstücks- 
arten wird  der  laufende  Wert  des  Hektar  zur  Zeit  der  Veranlagung  durch 
Schätzung  bestinunt. 

Als  Steuerwert  aller  übrigen,  nicht  in  Klassen  einzuteilenden  Grund- 
stücke einer  Gemarkung  gilt  deren  laufender  Wert  zur  Zeit  der  Veranlagung; 
derselbe  wird  in  besonderem  Verfahren  durch  Schätzung  festgestellt. 

§  15. 

Die  Schätzung  des  laufenden  Wertes  des  Hektar  für  jede  Kulturart  und 
Klasse  der  in  §  14  Abs.  2  erwähnten  Grundstücksarten  wird  für  jede  Gemar- 
kung durch  eine  aus  vier  Sachverständigen  bestehende  Kommission  unter  Leitung 
eines  von  der  Steuerdirektion  ernannten  Beamten  vorgenommen.  Zwei  Mit- 
glieder der  Kommission  sind  der  Gemeinde,  in  der  die  Schätzung  vorzunehmen 
ist,  zwei  weitere  Mitglieder  aus  anderen,  wenn  thunlich  benachbarten  Gemeinden 
des  Amtsbezirks  zu  entnehmen.  Die  Kommissionsmitglieder  werden,  und  zwar 
die  Ortsschätzer  auf  Vorschlag  des  Gemeinderats  und  nach  Anhörung  des  Steuer- 
kommissärs, die  auswärtigen  Schätzer  auf  Vorschlag  des  Steuerkommissärs  durch 
den  Bezirksrat  ernannt  und  vom  Bezirksamt  auf  gewissenhafte  Erfüllung  des 
Amtes  vereidigt. 

Die  auswärtigen  Mitglieder  können  für  eine  Anzahl  Gemeinden  als  Mit- 
glieder von  Schätzungskommissionen  bestellt  werden. 

Die  Schätzung  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Grundlasten  unter 
Berücksichtigung  der  in  der  Gemarkung  in  den  5  Jahren  von  1895  bis  mit 
1899  erzielten  durchschnittlichen  Kaufpreise,  der  üblichen  Pachtzinse,  der  Lage 
und  Ertragsföhigkeit  der  Grundstücke  und  überhaupt  aller  derjenigen  Um- 
stände, welche  geeignete  Anhaltspunkte  für  die  Feststellung  des  laufenden 
Wertes  zu  bieten  im  stände  sind ;  soweit  erforderlich,  sind  von  der  Grundbuch- 
behürde  Auszüge  aus  dem  Grundbuch  über  die  in  der  genannten  Zeit  vorge- 
kommenen Käufe  und  Preise  zu  fertigen  und  der  Kommission  zu  Verfügung 
zu  stellen. 


1)  Von  dem  Gesetz  vom  8.  Angnst  1898  lautet  §  1 :  Es  wird  eine  allgemeine  Revision 
der  in  Gemässheit  des  Gnmdsteuergesetzes  vom  7.  Hai  1858  (Rgsbl.  8. 197)  vollzogene  Ein- 
teflnng  des  landwirtschaftlichen  Geländes  In  Klassen  angeordnet.  Der  Yollzng  derselben  er- 
folgt unter  Leitung  der  Stenerdirektion. 

I  8.  Die  Vornahme  der  neuen  KlasseneintsUung  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen 
der  Art.  6  n.  7  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1858.  Neben  der  mehr  oder  minder  guten  Boden- 
beschaffenheit und  neben  der  für  die  Landwirtschaft  mehr  oder  minder  günstige  Lage  (Art.  2 
Ziff.  1)  ist  auch  auf  andere  umstände  Rttcksioht  zu  nehmen ,  die  den  laufenden  Wert  der 
Grundstücke  dauernd  zu  beeinflussen  geeignet  sind. 

Die  übrigen  Paragraphen  beziehen  sich  auf  das  Verftliren.  Vgl.  auch  VoUzugsverord- 
nung  vom  8.  August  1898  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  8.  386  f.). 
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In  ähnlicher  Weise  wird  der  laufende  Wert  der  übrigen,  nicht  in  Klassen 
einzuteilenden  Grundstücke  für  jedes  einzelne  derselben  durch  Schätzung  er- 
mittelt. 

Das  Bergwerkseigentum  ist  nach  dem  laufenden  Verkehrswert  zur  Zeit 
der  Veranlagung  unter  Zuzug  von  besonderen,  vom  Bezirksrate  nach  Anhörung 
des  SteuerkonmiiBsärs  zu  ernennenden  Sachverständigen  zu  schätzen. 

Die  Ergebnisse  der  Schätzung  werden  von  der  Kommission  protokoUariscb 
verzeichnet. 

§  16. 

Nach  Feststellung  des  Wertes  eines  Hektar  für  jede  Eulturart  und  Klasse 
sowie  der  einzeln  zu  schätzenden  Grundstücke  legt  die  Kommission  das  Proto- 
koll der  Steuerdirektion  vor.  Diese  hat  die  Schätzung  unter  Vergleichung  mit 
den  Schätzungen  von  Gemarkungen  mit  ähnlichen  VerhSitnissen  zu  prüfen  und 
auf  thunlichste  Gleichheit  in  den  Schätzungen  hinzuwirken. 

Nach  Erledigung  etwaiger  Beanstandungen  und  Rückkunft  des  Proto- 
kolls legt  die  Kommission  dieses  3  Wochen  lang  öfPentlich  auf. 

Einwendungen  gegen  die  Schätzung  sind  bei  dem  Steuerkommissär  oder 
Ratschreiber  mündlich  oder  schriftlich  innerhalb  dieser  Frist  vorzutragen.  Die 
mündlich  vorgebrachten  Erinnerungen  Steuerpflichtiger  sind  zu  Protokoll  zu 
nehmen. 

§17. 

Nach  Umfluss  der  Swöchigen  Frist  beschliesst  der  (zutreflPenden  Falls 
nach  §  4  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  3.  August  1898,  die  Revision  der  Klassen- 
.  einteilung  des  landwirtschaftlichen  Geländes  betreffend,  verstibrkte)  Schatzungsrat 
unter  Berücksichtigung  der  vorgetragenen  Einwendungen  über  den  Wert  des 
Hektar  jeder  Kulturart  und  Klasse,  sowie  der  einzeln  einzuschätzenden  Grund- 
stücke. Zur  Teilnahme  an  der  betreffenden  Sitzung  sind  auch  die  Kommissions- 
mitglieder einzuladen. 

Will  der  Scbatzungsrat  den  Wert  einer  Klasse  oder  eines  einzeln  abzu- 
schätzenden Grundstücks  gegenüber  den  Beschlüssen  der  Schätzungskommission 
erhöhen,  so  hat  er  den  beteiligten  Steuerpflichtigen  vor  der  Beschlussfassung 
Gelegenheit  zu  geben,  etwaige  Einwendungen  hiergegen  vorzubringen. 

Die  Beschlüsse  des  Schatzungsrats  über  den  Wert  des  Hektar  jeder 
Klasse  und  Kulturart  sowie  über  den  Wert  der  einzelnen  Grundstücke  und  des 
Bergwerkseigentums  unterliegen  der  Genehmigung  der  Steuerdirektion.  Vor 
einer  Abänderung  der  Beschlüsse  des  Schatzungsrats  ist  diesem  Gelegenheit  zur 
Begründung  seiner  Schätzung  zu  geben  und  sind  erforderlichen  Falls  weitere 
Sachverständige  zu  hören. 

§  18. 

Pflichtigen,  deren  bei  dem  Schatzungsrat  angebrachten  Einwendun|fen 
schliesslich  nicht  oder  nur  teilweise  entsprochen  worden  ist,  desgleichen  Pflich- 
tigen, deren  Grundstücke  durch  di«  Beschlüsse  des  Schatzungsrats  oder  der 
Steuerdirektion  gegenüber  den  Beschlüssen  der  Schätzungskommission  höher 
veranlagt  worden  sind,  steht  das  Beschwerderecht  an  eine  zu  diesem  Zwecke  su 
bildende  Beruf ungskommission  innerhalb  2  Wochen  von  dem  Tage  an  ge- 
rechnet zu,  an  welchem  ihnen  die  Ablehnung  ihrer  Einwendungen  bezw.  die 
erfolgte  höhere  Veranlagung  eröffnet  worden  ist. 

Die  Berufungskommission  wird  vom  Landesherm  ernannt;  sie  besteht  aus 
einem  Mitgliede  des  Finanzministeriums   als  Vorsitzenden  und  je   einem  Mxt- 

gliede  der  Domänendirektion  und  der  Steuerdirektion  und  zwei  Sachverständigen. 
kre  Entscheidung  ist  endgültig. 


gui 


§  19. 
Bei  den  in  §  14  Abs.  2  erwähnten  Grundstücken  ergibt  die  VervielßUti- 
ng  des  für  jede  Kulturart  und  Klasse   schliesslich   festgestellten  laufenden 
ertes  des  Hektar  mit  dem  Flächengehalt  der  Einzelgrundstücke  den  Steuer- 
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wert  dieser  Grandstücke.  Bei  den  sonstigen  Grundstücken  and  dem  Bergwerks- 
eigentnm  ergibt  sich  der  Steuerwert  unmittelbar  aus  dem  Ergebnis  der  Schätzung, 
wie  es  schliesslich  genehmigt  wurde. 

IV.  Die  Einsch&tzimg  der  Geb&nde. 

§  20. 
Nach  den  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  sind  zu  veranlagen: 

1.  alle  bewohnbaren  Häuser  samt  Nebengebäuden; 

2.  alle  zur  Land-  und  Forstwirtschaft  sowie  zum  Gewerbebetriebe  jeder 
Art  dienenden  Haupt-  und  Nebengebäude,  Stallungen,  Vorratshäuser 
und  Keller; 

3.  alle  sonstigen  nicht  ausdrücklich  ausgenommenen  Gebäude. 

Mit  den  Gebäuden  sind  deren  wesentliche  Besta^^fidteile  zu  veranlagen. 

§  21. 
Nicht  zu  veranlagen  sind: 

1.  die  dem  Deutschen  Reiche  oder  dem  Badischen  Staate  oder  badischen 
Gemeinden  gehörigen  und  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Grebäude 
sowie  alle  (^bäude,  welche  der  Reichs-  oder  Staatsverwaltung  oder 
badischen  Gemeinden  zur  unentgeltlichen  Benützung  für  öffentliche 
Zwecke  überlassen  sind.  Bezüglich  der  Gebäude  der  Staatssalinen 
und  des  Domänenärars  gilt  das  Gleiche  wie  in  §  13  Ziff.  1; 

2.  die  nach  dem  (^esets  über  die  Zivilliste  zur  Hofausstattung  gehörigen 
oder  nach  dem  Apanagengesetz  den  Berechtigten  zur  YerfÜg^g  ge- 
stellten Gebäude  nebst  Zubehörden; 

8.  Kirchen,  Kapellen,  Bethäuser,  Synagogen; 

4.  die  öffentlichen  (auch  Unterrichts-  oder  Wohlthätigkeits-)  Zwecken 
dienenden  Gebäude  der  Körperschaften,  Stiftungen  u.  rechtsfähigen 
Vereine; 

5.  alle  schlechthin  unbenutzbaren  Gebäude  und  Gebäudeteile  sowie  einzel- 
stehende  (Gebäude  und  Hütten,  deren  Wert  weniger  als  100  M.  be- 
trägt; 

6.  Gebäude,  welche  durch  besondere  Gesetze  oder  Staatsverträge  für 
steuerfrei  erklärt  sind. 

Dienstwohnungen,  welche  sich  in  den  in  Abs.  1  Ziff.  1  u.  4  bezeich- 
neten Gebäuden  oder  deren  Zubehörden  befinden,  bleiben  von  der  Veranlagung 
gleichfalls  frei. 

§22. 

Die  in  §  21  Ziff.  1 — 4  angeordnete  Freilassung  ist  durch  den  Zweck 
bedingt 

Bei  gemischter  Benützunffsart  sind  die  Gebäude  in  dem  Verhältnis  frei 
zu  lassen,  in  welchem  sie  Zwecken  dienen,  welche  nach  §  21  Freiheit  von  der 
Veranlagung  begründen. 

§23. 
Bei  allen  Gebäuden  wird  der  Überbaute  Platz,  die  darauf  befindliche 
Baulichkeit  und  die  zugehörige  Hofreite  (der  Hofraum)  zusammen  als  steuerbar 


Bei  den  Gebäuden  liegende  Plätze  oder  Gartenanlagen,  die  sich  als 
wesentliche  Zugehörden  der  Gebäude  darstellen,  sind  als  Bestandteil  der  Hof- 
reite zu  betrachten. 

Wenn  das  Gebäude  und  der  Platz,  auf  dem  das  Gebäude  errichtet  ist, 
verschiedenen  Steuerpflichtigen  gehören,  so  ist  jedem  derselben  der  entsprechende 
Teil  des  Gesamtsteuerwerts  anzusetzen. 
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§  24. 

Die  Veranlagung  zur  Steuer  geschieht  flir  die  Gebäude  einer  jeden  Ge- 
markung besonders. 

Der  zu  ermittelnde  Steuerwert  der  Gebäude  besteht  im  laufenden  Werte 
derselben  zur  Zeit  der  Veranlagung  und  wird  durch  Schätzung  bestimmt 

Die  Ermittelung  des  laufenden  Wertes  der  Gebäude  erfolgt  unter  Leitung 
eines  von  der  Steuerdirektion  ernannten  Beamten  durch  bauyers&ndige  Schätzer, 
die  in  der  erforderlichen  Anzahl  far  jede  Gemarkung  vom  Bezirksrat  auf  Vor- 
schlag des  Gemeinderats  und  nach  Anhörung  des  Steuerkommissärs  unter  Be- 
achtung der  für  die  Auswahl  der  Schätzer  erlassenen  besonderen  AusfQhmngs- 
vorschriften  ernannt  und  vom  Bezirksamt  auf  gewissenhafte  Erfüllung  ihra 
Amtes  vereidigt  werden. 

Die  Schätzung  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Grundlaaten  unter 
Berücksichtigung  der  in  der  Gemarkung  in  den  5  Jahren  von  1895  bis  mit 
1899  erzielton  Kaufpreise ,  der  üblichen  Mietzinse,  der  Feuerversicherungs- 
anschläge, der  Lage  und  Überhaupt  aller  denenigen  UmstAnde,  welche  ge- 
eignete Anhaltspunkte  für  die  Feststellung  des  laufenden  Wertes  zu  bieten  mi 
stände  sind;  soweit  erforderlich  hat  die  Grundbuchbehörde  Auszüge  aus  dem 
Grundbuch  über  die  in  dieser  Zeit  vorgekommenen  Käufe  und  Preise  zur  Ver- 
fügung zu  steUen. 

Das  weitere  Verfahren  richtet  sich  sodann  nach  den  Vorschriften  der 
§§  15  Abs.  6,  16,  17  u.  18  mit  der  Massgabe,  dass  die  in  §  17  Abs.  1  vor- 
gesehene Verstärkung  des  Schatzungsrats  unterbleibt. 

V.  Schlassbestimmangen. 

§  25. 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  seiner  Verkündung  in  Kraft.    Mit  der  Neuveran- 
lagung ist  alsbald  zu  beginnen. 

§  26. 

Durch  landesherrliche  Verordnung  kann  für  ein  bestimmtes  Jahr  ange- 
ordnet werden,  dass  von  allen  Vermögensbesitzem  Angaben  über  ihre  Schulden 
zu  machen  seien.  Die  näheren  YoUzugsanordnungen  trifft  das  Finanz- 
ministerium. 

Die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  durch  Ordnungsstrafen  bis  zum 
Betrage  von  150  M.  erzwungen  werden. 

§  27. 
Die  Kosten  der  Neueinschätzung  der  Grundstücke  und  Gebäude  trägt  die 
Staatskasse.    Sind  durch  unbegründete  Einwendungen  besondere  Kosten  veran- 
lasst worden,  so  können  diese  durch  die  Behörde,  welche  Über  die  Einwendung 
oder  die  Beschwerde  entscheidet,  den  Antragstellern  zur  Last  gelegt  werden. 


Die  zum  Vollzuge  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Vorschriften  werden  von 
dem  Finanzministerium  erlassen. 
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Badisches  Gesetz, 

die  Abänderung  des  Einkommen-»  (bewerbe-,  Wandergewerbe-  nnd 
Eapitalrentenstenergesetzes  betreffend. 

Vom  9.  August  1900. 

(Ges.-  u.  Ver.-Bl.  f.  d.  Grossherz.  Baden  Nr.  36  S.  877.) 

Erster  Artikel. 

Das  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  1884  0  (^es*  u-  Ver.-Bl.  S.  321) 
in  seiner  derzeitigen  Fassung  erleidet  die  nachstehenden  Aenderungen: 

1.  In  Art.  2  Ziff.  8  ist  zu  setzen:  statt  .gewinnbringender  BeschSfti- 
gung* :  ^von  auf  Gewinn  gerichteter  Thätigkeit*. 

2.  An  Stelle  des  Art.  3  Abs.  1  tritt  folgender  Abs.  1  u.  2,  während  der 
bisherige  Abs.  2  dritter  Absatz  wird: 

„Als  steuerbares  Einkommen  gilt  das  Einkommen  nach  Abzug 

1.  der  zum  Erwerb  und  zur  Erhaltung  desselben  zu  bestreitenden 
Auslagen, 

2.  der  auf  dem  Einkommen  ruhenden  dauernden  privatrechtlichen 
und  öffentlich-rechtlichen  Lasten  (mit  Ausnahme  der  Einkommen- 
steuer und  der  sich  unmittelbar  daran  knüpfenden  Abgaben  für 
Gemeinden,  Kirchen  u.  s.  w.), 

3.  etwaiger  von  dem  Steuerpflichtigen  nachgewiesenermassen  zu  ent- 
richtenden Schuldzinsen. 

In  den  Fällen  des  Art  5  A  U  und  Art  6  Ziff.  1  des  Gesetzes  dOrfen 
Schuldzinsen  und  auf  dem  Gesamteinkommen  ruhende  Lasten  nur  in  dem  Ver- 
hältnis in  Abzug  gebracht  werden,  in  welchem  nachweislich  das  Gesamtein- 
kommen des  Steuerpflichtigen  der  badischen  Einkommensteuer  unterliegt.' 

3.  An  Stelle  des  Art.  4  treten  folgende  Bestimmungen: 

«Dem  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  wird  das  Einkommen  seiner  Ehe- 
^au  sowie  das  aus  dem  Gesamtgut  einer  von  ihm  eingegangenen  ehelichen 
Gütergemeinschaft  fliessende  Einkommen,  femer  dasjenige  aus  dem  Vermögen 
seiner  Kinder,  soweit  ihm  an  deren  Vermögen  die  Nutzniessung  zusteht,  zuge- 
rechnet Die  Hinzurechnung  des  aus  eigener  Erwerbsthätigkeit  fliessenden 
Einkommens  der  Ehefrau  findet  jedoch  nur  statt,  wenn  dieses  den  Betrag  von 
500  M.  jährlich  erreicht. 

Für  das  hienach  dem  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen  zugerechnete 
Einkommen  sind  die  Ehefrau  und  die  Kinder  für  ihre  Person  nicht  steuer- 
pflichtig; die  Ehefrau  haftet  jedoch  für  die  Steuer  bis  zu  dem  Betrage  samt- 


1)  Dasselbe  ist  mitgeteilt  im  Finanzarchiv  8  (1886)  S.  81S.    Siehe  auch  unten  S.  468. 
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verbindlich,  welchen  sie  bei  selbständiger  Veranlagung  für  ihr  eigenes  Ein- 
kommen zu  entrichten  hätte. 

Lebt  die  Ehefrau  dauernd  von  dem  Manne  getrennt,  so  ist  sie  mit  ihrem 
Einkommen  selbständig  zu  veranlagen. 

Das  aus  dem  Gesamtgut  einer  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  fliessende 
Einkommen  wird  als  Einkommen  des  überlebenden  Ehegatten  besteuert' 

4.  Art.  5  erhält  folgende  Fassung: 
.Steuerpflichtig  sind: 

A.  Natürliche  Personen  und  zwar 

I.  mit  ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen: 

1.  Landes-  und  sonstige  ReichsangehOrige,  welche  im  Sinne  des  Reichs* 
gesetzes  vom  13.  Mai  1870»  die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung 
betrefiPend,  ihren  Wohnsitz  (Aufenthalt)  im  Grossherzog^um  haben 
und  daselbst  nach  §  2  jenes  (Gesetzes  besteuert  werden  dürfen; 

2.  Reichsausländer,  welche,  ohne  einen  Wohnsitz  und  eine  ent- 
sprechende Besteuerung  in  ihrem  Heimatsstaate  nachweisen  zu 
können,  einen  Wohnsitz  (Aufenthalt)  im  Grossherzogtum  haben, 
vorausgesetzt,  dass  dies  seit  mindestens  1  Jahre  der  Fall  ist,  oder 
aber  dass  sie  im  Grossfaerzogtum  eine  auf  Grewinn  gerichtete  Thätig- 
keit  ausüben; 

n.  nur  mit  ihrem  Einkommen  aus  im  Grossherzogtum  gelegenen  Grund- 
besitze (einschliesslich  von  Gebäuden)  und  den  daselbst  betriebenen  Gewerben^ 
sowie  mit  ihren  Gehalts-,  Pensions-  und  Wartegeldbezügen  aus  einer  badischen 
Staatskasse: 

1.  Landes-  und  sonstige  ReichsangehOrige,  welche  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes vom  13.  Mai  1870,  die  Beseitigung  der  Doppelbesteue- 
rung betreffend,  ihren  Wohnsitz  (Aufenthalt)  nicht  im  Grossherzog- 
tum haben; 

2.  Reichsausländer,  welche  nicht  unter  I  Ziff.  2  fallen. 

B.  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Gewerk- 
schaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  sowie  Konsumvereine  — 
mit  Ausnahme  deijenigen,  welche  vorwiegend  den  gemeinschaftlichen  Einkauf 
von  Wirtschaftsbedürfnissen  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  für  die  Vereins- 
mitglieder bezwecken  —  mit  denjenigen  Teile  ihres  steuerbaren  Einkommens^ 
welcher  ihrem  Geschäftsbetrieb  und  ihrem  Grundbesitze  (einschliesslich  von 
Gebäuden)  im  Grossherzogtum  entspricht.  Als  steuerbares  Einkommen  gelten 
die  Ueberschüsse ,  welche  als  Zinsen  und  Dividenden  unter  die  Mitglieder  ver- 
teilt oder  denselben  gutgeschrieben  werden,  soweit  sie  in  jedem  Jahre  3  7o  des 
einbezahlten  Aktienkapitals  —  bei  Gewerkschaften  37o  ^^^  Summe  der  von 
den  Gewerken  geleisteten  Beiträge,  bei  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung 3^/o  des  einbezahlten  Stammkapitals  und  bei  Konsumvereinen  3^/e  der 
Geschäftsguthaben  der  Mitglieder  --  übersteigen.  Dem  so  ermittelten  Betrage 
sind  die  zur  Bildung  von  Reserve-  oder  Emeuerungsfonds ,  zur  Amortisation 
von  Schulden  und  des  Grundkapitals  oder  zur  Verbesserung  und  Geschäfts- 
erweiterung  verausgabten  Summen  hinzuzurechnen. 

Der  von  offenen  Handelsgesellschaften,  einfachen  Kommanditgesellschaften, 
Gesellschaften  im  Sinne  der  §§  705  ff.  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  nicht 
rechtsfähigen  Vereinen  erzielte  und  nach  den  in  Art  3  festgestellten  Grund- 
sätzen berechnete  Reingewinn  gilt  als  Einkommen  der  einzelnen  Gesellschafter 
(Mitglieder)  nach  Verhältnis  ihrer  Anteile  am  Gewinne,  gleichviel  ob  derselbe 
verteilt,  gutgeschrieben  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  oder  zur  Schulden- 
tilgung verwendet  wird. 

Die  nach  den  gleichen  Grundsätzen  berechneten  Ertii^isse  einer  unge- 
teilten Erbmasse  gelten  als  Einkommen  der  Erben  nach  Verhältnis  ihrer 
Erbteile.* 
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5.  In  Art.  6  Ziff.  1  tritt  an  Stelle  von  «aus  einer  nichtbadischen  Staats- 
kasse' die  Fassung:  ,aus  der  Kasse  eines  anderen  deutschen  Bundesstaats  oder 
eines  ausländischen  Staates'. 

6.  In  Art.  6  Ziff.  7  werden  an  Stelle  von  ,500  M/  die  Worte  ,900  M.' 
eingesetzt. 

7.  An  Stelle  des  Art.  7  tritt  folgende  Bestimmung: 

,Das  Einkommen  aus  dem  Wandergewerbebetriebe  von  Personen»  welche 
nach  §§  1  u.  18  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  8.  Mai  1899  über  die  Besteuerung 
des  Wandergewerbebetriebes  (GJes.-  u.  Ver.-Bl.  S.  117)  steuerpflichtig  sind, 
unterliegt  der  Einkommensteuer  nichf 

8.  Art.  8  Abs.  1  erhält  folgenden  Zusatz: 

, Treten  diese  die  Steuerpflicht  begrOndenden  Verhältnisse  auf  den  Ersten 
eines  Monats  ein,  so  beginnt  die  Steuerpflicht  mit  diesem  Tage." 

9.  Art.  9  Abs.  2  erhält  folgende  Fassung: 

,Die  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Besteuerung  beginnt  mit  dem 
Anfange  des  auf  den  bezüglichen  1.  Apnl  nächstfolgenden  Kalenderjahrs,  so- 
fern jedoch  sich  der  Steueranschlag  um  mindestens  Vs  und  zugleich  das  Ein- 
kommen um  mindestens  500  M.  erhöht  oder  mindert,  mit  dem  ersten  Tage 
nach  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  die  Erhöhung  oder  Minderung  des  Ein- 
kommens im  vollen  Umfang  und  in  nachhaltiger  Weise  eingetreten  ist.  Ist  eine 
solche  Aenderung  auf  den  Ersten  eines  Monats  eingetreten,  so  beginnt  die  Er- 
höhung oder  Minderung  der  Besteuerung  mit  diesem  Tage.' 

10.  Zu  Art.  9  wird  als  dritter  Absatz  beigefügt: 

,Eine  Minderung  der  Besteuerung  tritt  auf  Ansuchen  eines  Steuerpflich- 
tigen in  gleicher  Weise  auch  dann  ein,  wenn  sich  der  Steueranschlag  lediglich 
um  mindestens  V»  vermindert,  vorausgesetzt,  dass  ein  Steuerbetrag  von  min- 
destens 50  Pf.  in  Frage  steht' 

11.  Art.  10  erhält  folgende  Fassung: 

.Steuerpflichtige,  welche  im  Grossherzogtum  ihren  Wohnsitz  haben,  sind 
mit  ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen  in  deipenigen  Gemarkung  zur 
Einkommensteuer  zu  veranlagen,  in  welcher  sich  ihre  Hauptniederlassung 
befindet. 

Steuerpflichtige,  welche  nicht  im  Grossherzogtum  wohnen,  sind  mit 
ihrem  gesamten  steuerbaren  Einkommen  in  derjenigen  Gemarkung  des  Gross- 
herzogtums  zu  veranlagen,  aus  welcher  der  grössere  Teil  ihres  inländischen 
Einkommens  fliesst. 

Die  nach  Art.  5B  steuerpflichtigen  juristischen  Personen  werden,  wenn 
sie  ihren  Sitz  im  Grossherzogtum  haben,  an  diesem,  andernfalls  am  Orte  ihrer 
P^werblichen  Niederlassung  im  Grossherzogtum,  eventuell  am  Wohnsitze  des 
inländischen  Geschäftsführers  beigezogen.' 

12.  Art.  11  erhält  folgende  Fassung: 

,Die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  geschieht  beim  jährlichen  Ab- 
und  Zuschreiben  durch  den  Schatzungsrat  der  nach  Art.  10  massgebenden  Ge- 
markung in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Veranlagungsgesetzes. 

Die  vorläufige  Veranlagung  derjenigen  Personen,  welche  gemäss  Art.  14 
Abs.  1  u.  2  oder  Art.  15  Steuererklärungen  schon  vor  der  für  das  jährliche 
Ab-  und  Zuschreiben  bestimmten  Frist  abgeben  oder  abgeben  sollen,  erfolgt 
nach  Massgabe  der  §§  12  u.  18  jenes  Gesetzes.' 

13.  Art.  12  Abs.  1  erhält  folgende  Fassung: 

«Die  Grundlage  für  die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  bildet  das 
steuerbare  Jahreseinkommen  des  Pflichtigen  und  zwar  in  den  Fällen  des  Art.  8 
Abs.  1  nach  dem  Stande  seiner  Einkommensverhältnisse  an  dem  Tage,  mit  dem 
die  Steuerpflicht  beginnt,  im  übrigen  nach  deren  Stande  am  1.  April  des  Jahres, 
in  welchem  er  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  verpflichtet  ist.    Sofern  in- 
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dessen  ein  Steuerpflichtiger,  der  nicht  nnter  Art.  15  fällt,  zur  Einkommensteuer 
bereits  veranlagt  ist,  bleibt  die  Höhe  der  Veranlagung  bei  einem  Wechsel  des 
Wohnsitzes  innerhalb  des  Orossherzogtums  ungeändert/ 

14.  Abs.  2  des  Art.  12  erhält  von  dem  Wort  «Jahresbetrag'  an  die  fol- 
gende Fassung: 

,  wandelbare  Bezüge  nach  dem  thatsächlicben  Ergebnis  des  letzten 
Kalender-  oder  Geschäftsjahres,  sofern  sie  aber  noch  nicht  1  Jahr  lang  fiiessen, 
nach  dem  mutmasslichen  Ergebnis  des  laufenden  Jabres  in  Ansatz  zu  bringen*. 

15.  Art  12  Abs.  4  wird  durch  folgende  Bestimmung  ersetzt: 

„Bei  Lotterieanlehenslosen  werden  als  steuerbares  Zinserträgnis  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  vor  der  Prämienzahlung  ein  jährlicher  Zins  entrichtet 
wird  oder  nicht,  b^/o  des  Nennwerts  der  Lose  angenommen.  Bei  unverzins- 
lichen Kaufschillingszielem,  diskontierten  Wechseln  und  anderen  unverzinslichen 
Eapitalforderungen,  in  welchen  Zinsen  mitbegriffen  sind,  sowie  bei  Zeitrenten, 
Annuitäten  und  anderen  Forderungen,  bei  welchen  mit  den  Zinsen  auch  Kapital- 
teile bezogen  werden,  sind  ohne  Rücksicht  auf  den  VerfaUtermin  4%  des 
Nennwertes  der  jeweils  ausstehenden  Forderungen  als  steuerbares  Zinserträgnis 
anzunehmen,  insoweit  dieser  Betrag  den  durchschnittlich  auf  1  Jahr  entfallen- 
den Bezug  nicht  übersteigt **. 

16.  Zu  Art.  12  werden  folgende  Absätze  6  u.  7  beigefügt: 

,Als  Einkommen  aus  Waldbesitz  und  Forstwirtschaft  gelten  bei  den- 
jenigen Waldungen,  welche  nicht  auf  Grund  eines  Forsteinrichtungswerks  nach- 
haltig bewirtschaftet  werden,  ohne  Rücksicht  auf  das  in  jedem  Jahre  thatsäch- 
lich  erzielte  Einkommen  S^o  <les  Steuerkapitals  der  Waldstücke. 

Das  Einkommen  aus  gewerblichen  Unternehmungen,  die  Geschäftsbücher 
führen,  ist  jedenfalls  nicht  niedriger  zu  bemessen,  (üs  sich  solches  nach  den 
für  das  massgebende  Jahr  (Abs.  2)  aufgestellten  Inventuren  und  Bilanzen  ein- 
schliesslich der  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  berechnet,  vorausgesetzt,  dass 
nicht  inzwischen  eine  mit  einer  Verminderung  des  Betriebs-  und  Anlagekapitals 
verknüpfte  Einschränkung  des  Geschäftsbetriebs  stattgefunden  hat.* 

17.  In  Art.  13  werden  hinter  „für  Einkommen  von"  die  Worte  ,500  M/ 
bis  „175  M."  gestrichen. 

18.  An  Stelle  des  seitherigen  Art.  14  tritt  folgender  Art.  14: 
„Personen,  die  —  ausser  im  Falle  des  Art.  15  —  erstmals  oder,  nach- 
dem ihre  Steuerpflicht  geruht  hat,  erstmals  wieder  in  einer  Gemarkung  ein- 
kommensteuerpflichtig geworden  sind,  sind  verpflichtet,  in  der  Zeit  von  Beginn 
der  Steuerpflicht  bis  zum  Ablaufe  der  für  das  nächste  Ab-  und  Zuschreiben 
festgesetzten  Frist  bei  dem  Steuerkommissär  oder  dem  Steuereinnehmer  ihres 
Wohnorts  entweder  mündlich  oder  sohrifüich  nach  bestimmtem  Formular  eine 
Steuererklärung  abzugeben. 

Der  Steuerkommissär  ist  berechtigt,  solche  Pflichtige  schon  vor  Beginn 
des  Ab-  und  Zuschreibens  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  innerhalb  einer 
angemessenen  Frist  aufzufordern  oder  an  ihrem  Wohnort  vorzuladen  und  sie 
vorläuflg  zur  Einkommensteuer  zu  veranlagen. 

Sind  solche  Pflichtige  bereits  zur  Einkommensteuer  veranlagt,  so  sind 
sie  im  Falle  eines  Wohnsitzwechsels  im  Grossherzogtum  lediglich  verpflichtet, 
diese  Thatsache  innerhalb  14  Tagen  nach  stattgehabtem  Umzüge  dem  Steuer- 
kommissär, in  dessen  Bezirke  der  Aufzugsort  liegt,  anzumelden. 

Die  in  Abs.  1  festgesetzte  Verpflichtung  haben  auch  diejenigen  bereits 
zur  Einkommensteuer  veranlagten  Pflichtigen,  deren  steuerbares  Einkonmien  — 
nach  dem  Stande  der  Verhältnisse  am  1.  April  eines  Jahres  bemessen  —  sich 
derart  erhöht  hat,  das  sich  gemäss  Art.  13  em  höherer  Steneranschlag  ergibt' 

19.  An  Stelle  des  seitherigen  Art.  15  tritt  folgender  Art  15: 

„Wer  in  einer  Gemarkung,  in  welcher  er  überhaupt  nicht  zur  Ein- 
kommensteuer veranlagt  ist,  erstmals  oder,  nachdem  seine  Steuerpflicht  geruht 
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bat,  erstmals  wieder  ein  steuerpflichtiges  Einkommen  aus  Arbeit  oder  Dienst- 
leistung beziebt,  ist  —  sofern  das  Einkommen  nicbt  aus  einer  öffentlichen  Kasse 
fliesst  —  verpflichtet,  innerhalb  14  Tagen  vom  Beginne  der  Steuerpflicht  dem 
Steuerkommissär  des  Bezirks  oder  dem  Steuereinnehmer  seines  Wohnorts  ent- 
weder mündlich  oder  schriftlich  nach  bestimmtem  Formular  eine  Steuererklärung 
nach  dem  Stande  seiner  JÜinkommensverbältnisse  am  Tage  des  Beginns  der 
Steuerpflicht  abzugeben.* 

20.  An  Stelle  des  seitherigen  Art  16  tritt  folgender  Art.  16: 

„Für  steuerpflichtige  Personen,  welche  unter  elterlicher  Gewalt,  Vor- 
mundschaft oder  Pflegschaft  stehen,  sowie  für  die  in  Art.  5  B  Abs.  1  erwähnten 
Pflichtigen  haben  deren  gesetzliche  oder  sonst  bestellte  Vertreter  die  in  Art  14 
u.  15  vorgeschriebenen  Erklärungen  abzugeben;  im  übrigen  hat  die  Abgabe 
der  Steuererklärung  durch  den  Steuerpflichtigen  selbst  üder  einen  erwählten 
Stellvertreter  zu  erfolgen." 

21.  In  Art  17  erhalten  die  Absätze  1  u.  2  folgende  Fassung: 

„In  den  Steuererklärungen  ist,  nach  dem  Stande  der  Einkommensverhält- 
nisse und  Schulden  an  dem  für  die  Veranlagung  massgebenden  Tage,  der 
Jahresbetrag  der  Einkommensbezüffe  getrennt  nach  den  in  Art.  2  aufgeführten 
vier  Kategorien  von  EinnahmequeUen  und  ohne  Abzug  von  Schuldzinsen  und 
auf  dem  Gesamteinkommen  haftenden  Lasten  (Art.  '6  Ziff.  2  u.  8),  sodann  in 
einer  Summe  der  Jahresbetraff  der  zum  Abzug  geeigneten  Schuldzinsen  und 
auf  dem  Gesamteinkommen  rimenden  Lasten  anzugeben. 

Auch  ist  bei  erstmaliger  Abgabe  einer  Erklärung  in  einer  Gemarkung 
der  Monat  zu  bezeichnen,  mit  welchem  gemäss  Art.  8  die  Steuerpflicht  in  der 
Gemarkung  begonnen  hat,  und  falls  wegen  einer  Einkommensvermehrung  um 
mindestens  500  M.,  welche  eine  Erhöhung  des  Steueranschlags  um  mindestens 
Vs  nach  sich  zieht  eine  neue  Erklärung  einzureichen  ist,  der  Tag  anzugeben, 
mit  welchem  die  Einkommenserhöhung  in  vollem  Umfang  und  in  nachhaltiger 
Weise  eingetreten  ist  (Art.  9  Abs.  2)." 

22.  In  Art.  18  Abs.  1  werden  die  Worte:  „in  der  Zeit  vom  1.  April  eines 
Jahres**  gestrichen  und  in  Abs.  2  werden  die  Worte:  „innerhalb  des  oben  be- 
zeichneten Zeitraums*   ersetzt  durch:   „bis  zum  Ablaufe  der  erwähnten  Frist*. 

23.  Art.  19  erhält  folgende  Fassung: 

„Nach  dem  Tode  eines  Pflichtigen,  der  infolge  unterbliebener  oder  un- 
richtiger Steuererklärung  zu  wenig  an  Einkommensteuer  entrichtet  hat,  sind 
die  E^en  sowie  die  Witwe  des  Erblassers  als  solche  oder  die  Vertreter  dieser 
Personen  (Art.  16)  verpflichtet,  innerhalb  6  Monaten  vom  Tode  des  Erblassers 
an  gerechnet,  bei  dem  Steuerkommissär  des  Bezirks  die  zu  wenig  entrichteten 
Steuerbeträge,  soweit  solche  nicht  am  Todestage  des  Erblassers  verjährt  sind, 
anzumelden  und  das  Doppelte  derselben  zu  erlegen. 

Die  Erben  sind  zur  Bezahlung  dieses  Nachtrags  nach  Verhältnis  ihrer 
Erbteile  verpflichtet,  haften  jedoch  für  die  Beibringlichkeit  des  ganzen  Steuer- 
nachtrags bis  zum  Betrage  ihres  Erbteils  samtverbindlich.  Ist  der  Nachtrag 
von  den  Erben  nicht  beizubringen,  so  haftet  die  Witwe  für  dessen  Entrich- 
tung auch  mit  ihrem  Anteil  am  Ciesamtgut  und  —  soweit  er  Steuer  betrifft, 
ftlr  deren  Entrichtung  sie  nach  Art.  4  Abs.  2  samtverbindlich  haftbar  ist  — 
auch  mit  ihrem  eingebrachten  Gute  und  mit  ihrem  Vorbehaltsgute.  In  gleicher 
Weise  haftet  im  Falle  einer  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  auch  deren  Ge- 
samtgut  Ist  durch  den  Tod  eines  überlebenden  Ehegatten  eine  fortgesetzte 
Güte^emeinschaft  beendig^  worden,  so  haftet  für  den  etwaigen  Steuenutchtrag 
auch  der  Anteil  der  Abkömmlinge  am  Gesamtgute. 

Bei  der  Ermittelung  der  nach  Abs.  1  steuerbaren  Beträge  ist,  soweit  es 
sich  um  die  nach  Art.  2  Abs.  1  Ziff.  4  steuerpflichtigen  Bezüge  handelt,  der 
am  Todestage  vorhandene  Stand  der  Renten,  insoweit  er  den  zuletzt  ver- 
steuerten oder  nach  der  zuletzt  abgegebenen  Steuererklärung  zu  versteuernden 
Stand  übersteigt,  für  den  ganzen  rückliegenden  Zeitraum  der  Verjährungsfrist 
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der  Nachtragsberechnung  zu  Grunde  zu  legen,  falls  nicht  während  dieses  Zeit- 
raums ein  höherer  oder  ein  niedrigerer  Stand  aus  bekannten  Thatsachen  sich 
ergibt  oder  ein  niedrigerer  Stand  durch  die  Erben  bezw.  die  Witwe  nachge- 
wiesen wird. 

Der  Steuemachtrag  verjährt  in  5  Jahren  vom  Tode  des  Erblassers  an.* 

24.  An  Stelle  des  Art.  20  treten  folgende  Bestimmungen: 

,Wer  Hilfspersonen  in  anderer  Weise  als  lediglich  in  seinem  Haushalt 
oder  beim  Betriebe  der  Landwirtschaft  gegen  Entgelt  beschäftigt,  hat  alljähr- 
lich innerhalb  einer  vom  Steuerkommissär  festzusetzenden  Frist  auf  einem  be- 
stimmten Formular  sämtliche  von  ihm  zur  Zeit  der  AusftÜlung  des  Formulars 
beschäftigten  derartigen  Personen  mit  Angabe  der  Lohn-  und  G^haltsbezüge 
und  sonstigen  Vergütungen  jeder  Art  zu  bezeichnen. 

Gewerbsmässige  Unternehmer  von  Bauausführungen  haben  solche  Anzeigen 
bei  Beginn  jeder  Unternehmung  und  sodann  je  auf  Beginn  der  Kalenderquartale 
zu  machen,  sofern  nicht  die  erste  Anzeige  im  letzten  Monate  vor  Beginn  eines 
Kalenderquartals  erstattet  wurde." 

25.  Die  Art.  21,  22  u.  23  werden  gestrichen. 

26.  Art.  25  Abs.  1  erhält  folgende  Fassung: 

»Die  für  1  Jahr  schuldige  Einkommensteuer  wird  zu  je  einem  Viertel 
auf  1.  Januar,  1.  April,  1.  Juli  und  1.  Oktober  iUllig.* 

27.  In  Art.  25  wird  zwischen  Abs.  2  u.  3  der  folgende  neue  Absatz  ein- 
geschoben : 

«Der  Einzug  der  vom  Steuerkommissär  vorläufig  festgesetzten  Steuer- 
beträge erfolgt  in  zum  voraus  zu  entrichtenden  Vierteljahrsraten  auf  die  in 
Abs.  1  bestimmten  Termine.* 

28.  Der  Art.  25  erhält  folgenden  Abs.  6: 

,  Gewerbsmässige  Unternehmer  von  Bauausführungen  sind  unter  eigener 
Haftbarkeit  verpflichtet,  die  von  ihren  nicht  im  Grossherzogtum  dauernd  an- 
sässigen reichausländischen  Arbeitern  aus  diesem  Arbeitsverhältnis  zu  entrich- 
tende Einkommensteuer  und  die  sich  daran  knüpfenden  Gemeindeumlagen  ein- 
zuziehen und  an  die  Steuerkasse  abzuliefern." 

29.  Art.  26  Abs.  1  u.  2  erhält  folgende  Fassung: 

,Wer  gesetzlich  zur  Einreichung  einer  Steuererklärung  oder  zur  Abgabe 
der  im  Art.  19  vorgesehenen  Anmeldung  verpflichtet  ist,  dieser  Verpflichtung 
aber  nicht  oder  nicht  längstens  innerhalb  4  Wochen  nach  Ablauf  der  vom 
Steuerkommissär  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen  anberaumten  Frist  (Art  14 
Abs.  1)  bezw.  nicht  innerhalb  der  im  Art.  19  bestimmten  Frist  nachkommt, 
femer  wer  fQr  sich  oder  einen  anderen  in  einer  Steuererklärung  oder  bei 
der  fraglichen  Anmeldung  oder  bei  den  im  Art.  18  Abs.  2  bezeidmeten  Ge- 
suchen wahrheitswidrige  Angaben  macht,  verfällt,  wenn  infolge  davon  der 
Steuerpflichtige  nicht  oder  zu  nieder  zur  Einkommensteuer  veranlagt  oder 
ein  Steuerabgang  oder  Rückersatz  zur  Ungebühr  festgestellt  worden  ist,  in 
eine  dem  zehnfachen  Betrage  der  hinterzogenen  Steuer  bezw.  des  zur  Un- 
gebühr festgestellten  Steuerabgangs  oder  Rückersatzes  gleichkommende  Strafe. 
Als  Grundlage  für  die  Berechnung  dieser  Strafe  gilt  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  Art.  19  der  einfache  Betrag  der  von  dem  Erblasser  zu  wenig  entricht^ai 
und  von  den  Erben  nicht  angemeldeten  Steuer.* 

30.  In  Art.  27  Abs.  2  werden  die  Worte  ,  (ausgenommen  die  Fälle  des 
Art.  21  Abs.  1)*  gestrichen. 

31.  Die  Art.  24—28  erhalten  die  Bezeichnung:  „Art.  21— 25*.  Die  Vei^ 
Weisungen  in  Art.  28  (jetzt  25)  werden  dementsprechend  geändert. 
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Zweiter  Artikel. 

Das  Gewerbesteuergesetz  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  1886  S.  169  flF.)  in  seiner  der- 
zeitigen Fassung  erleidet  die  nachstehenden  Aenderungen: 

1.  Art.  1  erh&lt  folgenden  Abs.  3: 

,Ein  Gewerbe  ^t  als  im  Grossherzogtum  betrieben,  wenn  da- 
selbst eine  gewerbhcbe  Niederlassung,  ein  Geschäftssitz  oder  in  deren 
Ermangelung  der  Wohnsitz  des  Unternehmers  oder  eines  Geschäfts- 
fQhrers  vorhanden  ist.  Ist  zugleich  eine  gewerbliche  Niederlassung, 
eine  besondere  Geschäftsleitung  oder  ein  besonderer  Geschäfbssitz 
ausserhalb  des  Grossherzogtums  vorhanden,  so  gilt  das  Gewerbe  inso- 
weit, als  es  an  diesen  Mittelpunkten  oder  von  diesen  aus  betrieben 
wird,  als  nicht  im  Grossherzo^nm  betrieben.' 

2.  Art  5  erhält  folgende  Fassung: 

«Die  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  geschieht  beim  jährlichen 
Steuerab-  und  Zuschreiben  durch  den  Schatzungsrat  der  nach  Art  17 
massgebenden  Gemarkung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Ver- 
anlagungsgesetzes. 

Die  vorläufige  Veranlagung  derjenigen  Personen,  welche  gemäss 
Art.  20  Steuererklärungen  unaufgefordert  oder  auf  Aufforderung  des 
Steuerkommissärs  schon  vor  der  Sir  das  jährliche  Ab-  und  Zuschreiben 
bestimmten  Frist  abgegeben,  erfolgt  nach  Massgabe  des  §  13  jenes 
Gesetzes.'' 

3.  Hinter  Art.  8  wird  folgender  Art.  9  eingestellt: 

„Bei  gewerblichen  Unternehmungen,  die  Geschäftsbücher  fähren, 
ist  das  steuerbare  Betriebskapital  jedenfalls  nicht  niedriger  zu  be- 
messen, als  sich  solches  nach  der  letzten  vor  der  rechtzeitigen  Fest- 
stellung (dem  Ab-  und  Zuschreiben)  aufgesteUten  Inventur  und  Bilanz 
berechnet,  vorausgesetzt,  dass  nicht  inzwischen  eine  mit  einer  Ver- 
minderung des  Betriebskapitals  verknüpfte  Einschränkung  des  Ge- 
schäftsbetriebs stattgefunden  hat.** 

4.  In  Art.  15  werden  die  Worte  von   ,  abgesehen  **   bis   ,  Personen  **   ge- 
strichen. 

5.  Der  3.  und  4.  Absatz  des  Art.  17  wird  gestrichen. 

6.  Art  20  erhält  folgende  Fassung: 

«Gewerbsuntemehmer,  die  in  einer  Gemarkung  erstmals  oder,  nach- 
dem ihre  Steuerpflicht  geruht  hat,  erstmals  wieder  gewerbesteuer- 
pflichtig geworden  sind,  sind  verpflichtet,  in  der  Zeit  vom  Beginne 
der  Steuerpflicht  bis  zum  Ablaufe  der  für  das  nächste  Steuerab-  und 
Zuschreiben  festgesetzten  Frist  bei  dem  Steuerkommissär  entweder 
mündlich  oder  schriftlich  nach  bestimmtem  Formular  eine  Steuer- 
erklärung abzugeben. 

Der  Steuerkommissär  ist  berechtigt,  solche  Pflichtige  schon  vor 
Beginn  des  Ab-  und  Znschreibens  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung 
innerhalb  einer  angemessenen  Frist  aufzufordern  oder  an  ihrem  Wohn- 
sitz vorzuladen  und  sie  vorläufig  zur  Gewerbesteuer  zu  veranlagen. 

Die  Steuererklärung  muss  enthalten: 

1.  Name,  Firma,  Wohnung; 

2.  die  Angabe  der  betriebenen  Gewerbsuntemehmungen,  auch  der- 
jenigen, deren  Betrieb  inzwischen  bereits  wieder  aufgegeben 
worden  sein  sollte; 

3.  den  Zeitpunkt  des  Beginns  der  fraglichen  Geschäfte,  bezw.  des 
Aufzugs  an  dem  betreffenden  Ort; 

4*  den  mittleren  Wert  des  in  den  einzelnen  Gewerbsunter- 
nehmungen angelegten  Betriebskapitals  nach  dem  mittleren 
Jahresstande. " 

7.  Die  Art.  21,  31,  32  u.  33  werden  gestrichen. 
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8.  An  Stelle  des  Art.  38  treten  folgende  Bestimmungen: 

,Die  für  1  Jahr  schaldijje  Gewerbesteuer  wird  zu  einem  Viertel 
auf  1.  Januar,  1.  Aprü,  1.  Juli  und  1.  Oktober  fällig. 

Steuernachträge,  wozu  auch  die  erst  im  Laufe  des  Jahres  zum 
Ansatz  kommenden  Steuerbeträge  für  das  laufende  Jahr  zählen,  sind 
in  ihrem  vollen  Betrage  alsbald  zu  bezahlen. 

Der  Einzug  der  vom  Steuerkommissär  vorläufig  festgesetzten  Steuer- 
beträge erfolgt  in  zum  voraus  zu  entrichtenden  Vierteljahrsraten  auf 
die  in  Abs.  1  bestimmten  Termine." 


Dritter  Artikel. 

In  dem  Gesetze  über  die  Besteuerung  des  Waudergewerbebetriebes  vom 
8.  Mai  1899  (Ges.-  u.  Vcr.-Bl.  S.  117)  treten  folgende  Aenderungen  ein: 

1.  In  §  12  Abs.  1  treten  an  Stelle  von   »der  nicht  oder  zu  wenig  ange- 
setzten Steuer*  die  Worte  ,der  hinterzogenen  Steuer*^ ; 

2.  An  Stelle    des  §  18  Abs.  2  treten  als  Abs.  2—5  folgende   Bestim- 


mungen : 


,  Personen,  welche  im  Grossherzogtum  gewerbliche  Leistungen  an- 
bieten, ausführen  oder  ausführen  lassen,  ohne  daselbst  eine  gewerb- 
liche Niederlassung,  einen  Geschäftssitz,  einen  Wohnsitz  oder  einen 
ansässigen  GeschäitsfÜhrer  zu  haben,  können,  sofern  sie  der  Wander- 
gewerbesteuer nicht  unterliegen,  mit  einer  im  Verordnungswege  nach 
der  Dauer  des  Geschäftsbetriebs  festzusetzenden  Steuertaxe  belegt 
werden. 

Wer  einen  zur  Entrichtung  der  in  Abs.  1  u.  2  vorgesehenen 
Steuertaze  verpflichtenden  Gewerbebetrieb  vor  Bezahlung  dieser  Taxe 
beginnt  oder  fortsetzt,  verfällt  neben  Nachzahlung  der  noch  nicht 
verjährten  Taxbeträge  in  eine  Defraudationsstrafe  im  vierfachen  Be- 
trage der  hinterzogenen  Taxe. 

Wird  dargethan,  das«  die  Entrichtung  der  Steuertaxe  nur  aus  Ver- 
sehen unterblieb,  so  tritt  neben  deren  Nachzahlung  an  Stelle  der  De- 
fraudationsstrafe eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  150  M.,  welche  jedoch 
den  Betrag  der  ersteren  Strafe  nicht  Übersteigen  darf. 

Die  Strafverfolgung  veijährt  im  Falle  des  Abs.  8  in  3  Jahren,  im 
Falle  des  Abs.  4  in  1  Jahre." 


Vierter  Artikel. 

Das  Kapitalrentensteuergesetz  vom  29.  Juni  1874  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  S.  361) 
in  seiner  derzeitigen  Fassung  erleidet  die  nachstehenden  Aenderungen: 

1.  An  Stelle  des  Art.  4  tritt  folgende  Bestimmung: 

sBeichsausländer,  welche,  ohne  einen  Wohnsitz  und  eine  ent- 
sprechende Besteuerung  in  ihrem  Heimatsstaate  nachweisen  zu  können, 
einen  Wohnsitz  (Aufenthalt)  im  Grossherzogtum  haben,  unterliegen 
der  Kapital rentensteuer  in  demselben  umfange,  wie  die  in  Art  3  ge- 
nannten Pflichtigen.* 

2.  Art  5  Ziff.  8  erhält  folgende  Fassung: 

K Witwen,  elternlose  Minderjährige  und  erwerbsunfiUiige  Personen, 
deren  jährliches  Gesamteinkommen  500  M.  nicht  erreicht.* 

3.  Id  Art.  16  Abs.  5  sind  die  Worte  ,der  Durchschnitt*  u.  s.  w.  bis  ein- 
schliesslich der  Worte  , unbekannt  wäre*  zu  streichen. 

4.  Die  Art.  22,  28,  24  Abs.  2,  33  u.  34,  sowie  die  auf  diese  Artikel 
bezüglichen  Verweisungen  in  den  Art  17  u.  27  werden  gestrichen. 
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Fünfter  Artikel. 

Ziff.  6  n.  17  des  ersten  Artikels  dieses  Gesetzes  treten  gleichzeitig  mit 
den  dadurch  bedingten  Aenderungen  der  Gemeinde-  und  Städteordnung  in 
Kraft.  Im  übrigen  tritt  dieses  Gesetz  mit  dem  1.  Januar  1902  in  Wirksamlceit ; 
bei  der  Veranlagung  fOr  das  Jahr  1902  sind  die  neuen  Bestimmungen  zur  An- 
wendung zu  bringen. 

Sechster  Artikel. 

Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  den  Wortlaut  der  Abschnitte  I 
bis  V  des  Einkommensteuergesetzes,  wie  er  sich  aus  den  Aenderungen  ergibt, 
welche  in  diesem  Gesetz  und  den  Gesetzen  vom  6.  Mai  1892  (Ges.-  u.  Ver.-Bl. 
S.  119)  und  vom  26.  Juni  1894  (Ges.-  u.  Ver.-Bl.  S.  279)  festgesetzt  sind,  zu- 
sammenzustellen und  zu  verkünden^). 

Siebenter  Artikel. 

Die  zum  Vollzüge  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Vorschriften  werden  von 
dem  Finanzministerium  erlassen. 


1)  Die  Novelle  vom  6.  Mai  189»  ist  mitgeteilt  im  Finanzarobiv  9  (1892)  S.484);  die 
Novelle  vom  26.  Juni  1894  ebenda  12  (1895)  8. 173. 
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Vom  14.  Oktober  1897  ^). 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Basel-Stadt,  in  der  Absicht,  das  Gleichgewicht 
zwischen  den  Einnahmen  und  den  Ausgaben  des  öffentlichen  Haushaltes  auf- 
recht zu  erhalten,  beschliesst  unter  Aufhebung  des  Gesetzes  betr.  die  direkten 
Steuern  vom  81.  Mai  1880  und  der  GrossratsbeschlOsse  vom  21.  März  1887  und 
12.  Oktober  1893,  was  folgt: 

I.  Allgemeine  Bestimxnaiigen. 

§  1. 

Die  Erhebung  der  in  diesem  Gesetze  aufgeführten  Steuern  erfolgt  unter 
der  Leitung  des  Vorstehers  des  Finanzdepartements  durch  die  Steuerverwaltung 
(Steuerverwalter  und  Adjunkten);  die  Steaerkommission  wirkt  bei  der  Einteilung 
der  Pflichtigen  und  beun  Bezüge  der  Steuern  mit;  die  Steuerverwaltung  ist 
befugt,  in  einzelnen  Fällen  Sachverständige  beizuziehen. 

Die  Beamten  der  Steuerverwaltung,  die  Mitglieder  der  Steuerkonunission 
und  die  Sachverständigen  haben  dem  Vorsteher  des  Finanzdepartements  das 
Gelübde  der  Verschwiegenheit  abzul^en. 

In  den  Landgemeinden  wird  die  Steuerverwaltung  zu  ihren  Erhebungen 
ein  Mitglied  des  betreffenden  Gemeinderates  beiziehen,  welches  ebenfalls  in  das 
Gelübde  der  Verschwiegenheit  zu  nehmen  ist 

§2. 

Alle  der  Steuerhoheit  des  Kantons  unterliegenden  Personen  sind  gehalten, 
der  Steuerverwaltung  über  die  für  die  richtige  Anwendung  des  Steuergesetzes 
ihnen  gegenüber  in  Betracht  fallenden  Punkte  wahrheitsgetreue  Auskunft  zu 
erteilen. 

Wenn  die  Steuerverwaltung  an  der  Richtigkeit  der  Aussagen  Zweifel 
hegt,  so  kann  sie  den  Nachweis  der  'Richtigkeit  verlangen;  sie  ist  auch  befugt, 
die  geeigneten  Untersuchungen  zur  Ermittelung  des  Sachverhalts  vorzunehmen 
und  insbesondere  die  Vorlage  der  Rechnungs-  und  Geschäftsbücher  anzuordnen; 
der  Vorsteher  des  Finanzdepartements  kann  einem  Einvernommenen  die  Ab- 
legung eines  Handgelübdes  zur  Bekräftigung  der  Aussagen  auferlegen. 

Alle  öffentlichen  Verwaltungen  können  behufs  richtiger  Handhabung 
dieses  Gesetzes  zur  Auskunftserteilung  angehalten  werden. 


1)  Ueber  die  Geschichte  des  Baseler  Stenerwesens  vgl.  G.  Schanz,  Steuern  der 
Schweiz  1890  n  S.  l-lOö.  Das  Stenergesetz  vom  Sl.  Mai  1880  mit  Abänderungen  V(»n 
Sl.  März  1887  ist  mitgeteüt  ebenda  Bd.  V  S.  41  £. 
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§  3. 

Die  Steaerverwaltang  wird  auf  Grund  der  Erklärungen  der  Steuer- 
pflicbtigen  und  ihrer  eigenen  Untersuchungen  die  Steuerbetr&|fe  feststellen  und 
den  Steuerpflichtigen  von  ihrem  Entscheide  schriftliche  Anzeige  machen. 

Dem  Steuerpflichtigen  steht  das  Recht  zu,  innerhalb  14  Tagen  gegen  den 
Entscheid  der  Steuerverwaltung,  bezw.  des  Vorstehers  des  Finanzdepartements 
bei  der  Steuerkommission  Einsprache  zu  erheben;  dieselbe  entscheidet  nach 
mündlicher  oder  schriftlicher  Anhörung  des  Einsprechers;  es  stehen  ihr  die  in 
§  2  festgestellten  Befugnisse  der  Steuervervmltung  und  des  Departements- 
vorstehers zu,  auch  kann  sie  die  Yermögensaufhahme  durch  amtliche  Inventur 
verfügen. 

Gegen  den  Entscheid  der  Steuerkommission  steht  dem  Pflichtigen  der 
Rekurs  an  den  Regierungsrat  während  14  Tagen  offen. 

§4. 

Die  Entscheide  der  Steuerverwaltung  und  der  Steuerkommission  werden 
rechtskräftig  mit  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Frist  zur  Einsprache  oder  zum  Rekurse 
unbenutzt  abgelaufen  oder  die  Einsprache  oder  der  Rekurs  durch  Entscheid 
der  oberen  Behörde  erledigt  worden  ist;  die  Entscheide  des  Regierungsrates 
werden  sofort  rechtskräftig;  wird  Rekurs  an  den  Grossen  Rat  ergriffen,  so  kann 
die  Rekurskommission  die  Einstellung  der  Vollstreckung  verfügen. 

Die  rechtskräftigen  Entscheide  der  Steuerverwaltung,  der  Steuerkommission 
und  des  Regierungsrates  in  Steuersachen  stehen  vollstreckbaren  gerichtlichen 
Urteilen  im  Sinne  des  Art.  80  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  gleich. 

Ist  ein  Steuerentscheid  noch  nicht  in  Rechtskraft  erwachsen,  so  kann  die 
Steuerverwaltung  Betreibung  auf  Sicherheitsleistung  anheben  und  durchführen. 
Gegen  die  Verfügung  der  Vermögensaufhahme  durch  amtliche  Inventur  findet 
kein  Rekurs  statt. 

§5. 
Arreste  für  Steuerforderungen  sind  von  der  zuständigen  Gerichtsbehörde 
zu  verhängen: 

a)  unter  den  Voraussetzungen  von  Art.  271  des  Bundesgesetzes  über 
Schuldbetreibung  und  Eonkurs; 

b)  wenn  der  Steuerpflichtige  nicht  im  Kanton  wohnt  und  zwar  in  diesem 
Falle  auch  für  noch  nicht  fällige  Steueransprüche. 

Gegen  Steuerpflichtip^e,  welche  auswärts  wohnhaft  sind,  kann  für  Steuer- 
ansprüche die  Betreibung  im  hiesigen  Kantone  durchgeführt  werden;  soweit  der 
Steueranspruch  gerichtlidier  Prüfung  unterliegt,  sind  die  hiesigen  (Berichte  zum 
Entscheide  zust£idig. 

Im  Falle  des  beabsichtigen  We^uges  eines  Steuerpflichtigen  und  im 
Falle  der  Veräusserung  einer  hiesigen  Liegenschaft  durch  einen  auswärts  wohn- 
haften Steuerpflichtigen,  ist  die  Steuerverwaltung  befugt,  Sicherheitsleistung  für 
ihre  Steueransprüche  zu  verlangen. 

§6. 
Die  Steuerverwaltung  kann  gegen  Personen,  welche  der  hiesigen  Steuer- 
hoheit unterliegen,  Ordnunjfsbussen  von  1—10  Fr.  aussprechen,  wenn  sie  un- 
geachtet der  an  sie  schriftlich  ergangenen  Mahnung  innerhalb  der  gestellten 
Frist  zur  Auskunfterteilung  nicht  erscheinen  oder  die  verlangte  Auskunft  gar 
nicht  oder  unrichtig  erteilen. 

§  7. 
Steuerpflichtige,  welche  zum  Zwecke  der  Umgehung  der  Steuern  bei  den 
gesetzlich  vorgeschnebenen  schriftlichen  Erklärungen  über  Einkommen,  Ver- 
mögen  oder  Erbschaft  oder   bei  ihrer  persönlichen   Einvernahme   unrichtige 
Angaben  machen,  oder  nach  erfolgter  Feststellung  des  Steuerbetrages  durch 
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unrichtige  Angaben  eine  Herabsetzung  desselben  bewirken,  baben  den  um- 
gangenen Steuerbetrag  nachzuzahlen  und  überdies  den  ein-  bis  fünffachen  Betrag 
alsStrafzahlung  zu  entrichten. 

Hat  infol|^e  unrichtiger  An^ben  bezüglich  der  Einkommensteuer  eine 
unrichtige  Einteilung  in  die  Gemeindesteuer  stattgefunden,  so  ist  der  zu  wenig 
bezahlte  Betrag  nachzuzahlen.  Mangelhafte  Buchführung  gilt  nicht  als  Ent- 
lastungsffrund. 

Wer  ungeachtet  der  öffentlichen  Aufforderungen  seine  Aufnahme  in  die 
Steuerlisten  nicht  bewirkt,  hat  die  verfallenen  Steuerbeträge  nachzuzahlen  und 
es  kann  ihm  überdies,  sofern  die  Unterlassung  nicht  einen  längeren  Zeitraum 
als  B  Steueijahre  betrifft,  eine  Ordnungsbusse  von  5 — 100  Fr.  auferlegt  werden ; 
bei  iSjiger  dauernder  Säumnis  kann  nach  Abs.  1  verfahren  werden, 

Die  Nachzahlungen,  Strafzahlungen  und  Ordnungsbussen  sind  auch  gegen- 
über dem  Nachlasse  eines  fehlbaren  Steuerpflichtigen  zu  verfügen. 

§8. 

Die  Nachzahlungen,  Strafzahlungen  und  Ordnungsbussen  werden  nach 
Anhörung  der  Fehlbaren,  bezw.  des  Vertreters  des  Nachlasses  des  Pchlbaren 
von  der  Steuerverwaltung  verfügt  und  unterliegen  der  Bestätigung  des  Vor- 
stehers des  Finanzdepartements. 

Den  Betroffenen  steht  die  Einsprache  bei  der  Steuerkommission,  bezw. 
der  Rekurs  an  den  Regierungsrat,  gemäss  den  Vorschriften  des  §  3  offen. 

Das  Recht  zur  Verfögung  von  Nachzahlungen,  Strafzahlungen  und 
Ordnungsbussen  verjährt  mit  10  Jahren  nach  Ablauf  des  Kalenderjahres,  in 
welchem  die  betreffende  Steuerleistung  stattgefunden  hat,  bezw.  hätte  statt- 
finden sollen. 

Für  ihre  Beitreibung  gelten  die  Vorschriften  der  §§  8 — 5. 


Die  Vorschriften  der  §§  44  und  45  des  Polizeistrafgesetzes  betr.  Ver- 
weigerung der  Auskunft  in  Steuersachen  und  Nichtentrichtung  von  Steuern  und 
die  Vorsdiriften  der  §§  79  und  80  des  Strafgesetzes  betr.  falsche  Ablegung  des 
Handgelübdes  bleiben  vorbehalten. 

n.  Einkommen-  und  Erwerbssteuer. 

§  10. 
Die  Einkommen-  und  Erwerbssteuer  entrichten: 

1.  Die  Bürger  and  Niedergelassenen,  welche  im  Kanton  ihren  Wohnsitz 
haben,  von  ihrem  sämtlichen  jährlichen  Einkommen  und  Erwerb. 

Ausgenommen  ist  das  unter  eine  fremde  Steuerhoheit  fallende 
Einkommen  aus  auswärts  gelegenen  Liegenschaften,  Geschäftsfonds 
und  Eommanditanteilen. 

2.  Die  auswärts  wohnenden  Inhaber,  Teilhaber  und  Kommanditäre  von 
Geschäften,  welche  im  hiesigen  Kanton  betrieben  werden,  von  dem 
Einkommen,  das  ihnen  aus  solchen  Geschäften  zufliesst. 

8.  Die  auswärts  wohnenden  Eigentümer  von  Liegenschaften  auf  hiesigem 
Gebiet  von  dem  Einkommen,  welches  ihnen  aus  solchen  LiegenschaAen 
zufliesst. 

Wenn  auswärts  Wohnende  an  hiesigen  Liegenschaften  beteiligt 
sind,  ohne  im  Grundbuche  als  Eigentümer  eingetragen  zu  sein,  so 
trifft  die  Steuerpflicht  den  im  Grundbuch  eingetragenen  EigentCbner 
für  das  gesamte  Einkommen. 

§11. 

Von  der  Einkommen-  und  Erwerbssteuer  sind  befreit: 
1.  Personen^   deren  Einkommen  im  betreffenden  Jahre   1200  Fr.  nicht 
übersteigt; 
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2.  Verheiratete,  welche  eigenen  Haushalt  führen,  und  Witwer,  welche 
mit  unerwachsenen  Kindern  in  gemeinsamem  Haushalte  leben,  wenn 
ihr  Einkommen  im  betreffenden  Jahre  1500  Fr.  nicht  übersteigt; 

3.  Witwen,  welche  mit  unerwachsenen  Kindern  in  gemeinsamem  Haus- 
halte leben,  wenn  ihr  Einkommen  im  betreffenden  Jahre  2000  Fr. 
nicht  übersteigt; 

4.  weibliche  Dienstboten,  welche  im  Haushalt  ihrer  Dienstherrschaft  leben. 

§  12. 
Die  jährliche  Einkommensteuer  beträgt: 

1.  auf  dem  Einkommen  bis  4000  Fr 1  vom  100 

auf  dem   Mehrbetrag  bis  4000  Fr.   (Gesamteinkommen 

bis  8000  Fr.) 2  vom  100 

auf  dem   Mehrbetrag  bis  4000  Fr.   (Gesamteinkommen 

bis  12,000  Fr.) 3  vom  100 

auf  dem   Mehrbetrag  bis  4000  Fr.    (Gesamteinkommen 

bis  16,000  Fr.) 4  vom  100 

auf  dem  Mehrbetrag  (Gesamteinkommen  über  16,000  Fr.)     5  vom  100 

2.  Personen  ledigen  Standes,  Witwer  und  Witwen  ohne  unerwachsene 
Kinder,  deren  Einkommen  2500  Fr.  nicht  übersteigt,  entrichten: 

a)  wenn  ihr  Einkommen  über  1200—1500  Fr.  beträgt    */io  vom  100 

b)  ,       ,  ,  ,      1500—2000     ,        ,  «Ao      ,     100 

c)  ,       „  ,  ,      2000—2500     «         ,  7io      ,     100 

3.  Verheiratete,  welche  eigenen  Haushalt  führen  und  Witwer,  welche 
mit  unerwachsenen  Kindern  in  gemeinsamem  Haushalte  leben  und 
deren  Einkommen  3000  Fr.  nicht  Übersteigt,  entrichten: 

a)  wenn  ihr  Einkommen  über  1500—2000  Fr.  beträgt    Vio  vom  100 

b)  ,       ,  ,  ,      2000—2500     y,        r,  «Ao      ,     100 

c)  .       „  ,  ,      2600-3000     ,         ,  7io      r,     100 

4.  Witwen,  welche  mit  unerwachsenen  Kindern  in  gemeinsamem  Haus- 
halte leben  und  deren  Einkommen  3500  Fr.  nicht  Übersteigt,  ent- 
richten: 

a)  wenn  ihr  Einkommen  über  2000—2500  Fr.  beträgt    Vio  vom  100 

b)  ,       ,  .  „      2500-3000     ,        ,  Vo      .     100 

c)  ,       ,  ,  .      3000—3500     ,        ,  »Ao      .     100 

§  13. 
Steuerbar  ist  der  Gesamtbetrag  jeder  Art  von  Einkommen,  Erwerb  und 
Gewinn,  namentlich: 

Erwerb  aus  Handelsgeschäften  oder  gewerblichen  Unternehmungen,  aus 
dem  Betriebe  eines  Handwerkes,  der  Landwirtschaft  oder  eines  anderen 
Berufes ; 
Einkommen  aus  einer  Anstellung,  einer  Beamtung  oder  einem  Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisse,  aus  Pensionen,  Renten,  Gratifikationen  oder 
Naturalleistungen ; 
Einkommen  von  Zinsein^fängen  auf  VermGgensobjekten,  insbesondere  auf 

Liesenschafben,  Kapitalien  und  Wertpapieren; 
Kapita%ewinn  und  Kapitalzuwachs  auf  Vermö^ensobjekten,  insbesondere 
auf  Liegenschaften  und  Wertpapieren,  sei  er  durch   Verkauf  oder 
durch  Höherwertung  erzielt. 
Wer  im  eigenen  Hause  wohnt,   oder  freie  Wohnung  geniesst,  hat  einen 
dem   Mietwerte  seiner  Wohnung   entsprechenden   Betrag   aJs  Einkommen  zu 
berechnen. 

Bei  Ausmittelung  des  Gesamteinkommens  können  die  Geschäfts-,  Gewerbs- 
oder Berufsunkosten,  der  Lohn  und  die  Naturalverpflegung  der  Angestellten 
und  Arbeiter,  die  Zinsen  von  geschuldeten  Kapitalien,  die  Kosten  des  Unterhalts 
der  Lief^enschaften,  die  im  Laufe  des  Steueijahres  erlittenen  Kapitalverluste, 
sowie  die  geschäftsmässig  begründeten  Abschreibungen  auf  Vermögensobjekten 

467 


Digitized  by  VjOOQ IC 


4gg  Baseler  Gesetz  vom  14.  Oktober  1897  betr.  die  direkten  Steuern. 

in  Abzug  gebracht  werden;  daseg^n  dürfen  nicht  abgezogen  werden  die  übrigen 
Ausgaben,  insbesondere  nicht  die  Haushaltungsausgaben,  der  Hauszins  und  die 
Steuern. 

Sollten  sich  die  im  Steueijahre  gemachten  Verluste  hoher  als  der  Ge- 
samtbetrag des  Einkommens  belaufen,  so  hat  der  Steuerpflichtige  zwar  für  das 
betreffende  Jahr  keine  Einkommensteuer  zu  entrichten,  allein  es  darf  der  üeber- 
schuss  des  Verlustes  nicht  auf  ein  folgendes  Jahr  übergetragen  und  am  Ein- 
kommen späterer  Steueijahre  abgezogen  werden. 

Das  Einkommen  beider  Ehegatten  ist  für  die  Berechnung  der  Steuer 
auch  dann  als  (Gesamteinkommen  zu  behandeln,  wenn  die  Eheffatten  unter  einem 
anderen  Güterrechtssysteme  als  dem  der  Gütergemeinschaft  leben ;  jedoch  haftet 
jeder  Ehegatte  für  den  Steuerbetrag  persönlich  nur  im  prozentualen  Verhältnisse 
seines  Anteils  am  Gesamteinkommen. 

§  14. 
Jeder  Steuerpflichtige  hat  die  Erklärung  über  die  Höhe  seines  steuer- 
baren Einkommens  und  Erwerbs  mit  getrennter  Angabe  für  jede  Kategorie  von 
Einkommen  oder  Erwerb  schriftlich  auf  einem  vom  Regierungsrat  festzustellen- 
den Formulare  abzugeben  und  die  Richtigkeit  seiner  Erklärung  nach  Pflicht 
und  Gewissen  mit  seiner  Unterschrift  zu  bezeugen. 

§  15. 

Die  Steuererklärungen  sind  alljährlich  im  Monat  März  für  Einkommen 
und  Erwerb  des  verflossenen  Kalenderjahres  einzugeben. 

Die  auf  Grund  dieser  Erklärungen  von  der  Steuerverwaltung  festgestellten 
Steuerbeträge  sind  von  den  Pflichtigen  im  Monat  April  an  die  StMitskaiee  gegen 
Quittung  abzutragen. 

Das  Nähere  über  die  Abgabe  der  Steuererklärungen  und  Über  die  Steuer- 
entrichtung, insbesondere  über  die  zu  beobachtenden  Fristen  und  das  Verfahren 
gegen  Säumige  regelt  eine  Verordnung  des  Regierungsrates. 

§  16. 

Steuerpflichtige,  welche  weniger  als  1  Jahr  der  Steuerhoheit  des  Kantons 
unterworfen  sind,  entrichten  den  Steuerbetrag  nach  Verhältnis  der  Dauer  der 
Steuerpflicht;  dabei  ist  die  Progression  in  Bezug  auf  das  regelmässige  Einkommen 
auf  Grund  eines  entsprechenden  Jahreseinkommens  zu  berechnen. 

Dauert  die  Steuerpflicht  weniger  als  V«  Jahr,  so  ist  keine  Steuer  lu 
entrichten,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Einkommen  oder  Gewinn  aus  Liegen- 
schaften handelt 

Die  Steuer  Wegziehender  wird  fällig  am  Tage  vor  ihrem  Wegzuge. 

Wenn  Steuerpflichtige  sterben,  so  sind  die  Erben  verpflichtet,  für  die 
Zeit  vom  Beginn  des  Steueijahres  bis  zum  Todestage  vor  der  Verteilung  der 
Erbschaft  die  Steuererklärung  abzugeben  und  die  Steuer  abzutragen,  auch  wenn 
die  Steuerpflicht  weniger  als  3  Monate  gedauert  hat;  die  Progression  ist  auf 
Grund  der  deklarierten  Einkommensumme  zu  berechnen. 


m.  YermOgenssteuer. 

§  17. 
Der  Vermögenssteuer  ist  unterworfen: 

1.  Das  gesamte  Vermögen  eines  im  Kanten  wohnhaften  Bürgers  oder 
Niedergelassenen,  nach  Abzug  der  Schulden. 

Ausgenommen  sind  die  unter  eine  fremde  Steuerhoheit  fallenden 
auswärte  gelegenen  Liegenschaften,  (Jeschäftsfonds  und  Kommandit* 
anteile. 
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2.  Das  im  Kanton  befindliche  VermGgeD  auswärts  domizilierter  Eigen- 
tümer, sofern  dasselbe  aus  Liegenschaften  besteht,  oder  als  Zubehörde 
solcher  zu  betrachten  ist;  Hypothekarschulden  kennen  bei  der  Fest- 
stellung des  steuerbaren  Wertes  nur  im  Verhältnisse  der  Gesamt' 
schulden  zum  Gesamtvermögen  des  Eigentümers  in  Abzug  gebracht 
werden;  der  Eigentümer  hat  den  bezüglichen  Nachweis  zu  leisten. 

Wenn  auswärts  Wohnende  an  hiesigen  Liegenschaften  beteiligt 
sind,  ohne  im  Grundbuche  als  Eigentümer  eingetragen  zu  sein,  so 
trifPt  die  Steuerpflicht  den  im  Grundbuch  eingetragenen  Eigentümer 
für  den  gesamten  Wert  der  Liegenschaft. 

3.  Das  Vermögen  auswärts  Wohnender,  welches  sie  als  Inhaber,  Teil- 
haber oder  Kommanditäre  in  ein  im  hiesigen  Kantone  betriebenes 
Geschäft  gelegt  haben. 

Nicht  in  cUe  Vermögenssteuer  Hlllt  das  Haus-  und  Feldgeräte  der 
Steuerpflichtigen. 

§  18. 
Von  der  Vermögenssteuer  sind  befreit: 

1.  Das  gesamte  Staatsgut  und  das  Vermögen  der  Gemeinden  des  Kantons; 

2.  das  Vermögen  der  Kirchen,  Schulen  und  Armenanstalten,  sowie  aller 
gemeinnützigen  und  wohlthätigen  Gesellschaften  und  Stiftungen; 

8.  Vermögen,  welches  den  Betrag  von  5000  Fr.  nicht  übersteigt; 

4.  Vermögen  von  Witwen  mit  minderjährigen  Kindern,  wedches  den 
Betrag  von  20,000  Fr.,  sowie  jedes  elternlosen  minderjährigen  Kindes, 
welches  6000  Fr.  nicht  übersteigt 

§  19. 
Die  Steuerpflichtigen  werden  in  folgende  Klassen  eingeteilt: 

Vermögen: 

Klasse  1  über    5,000—  8,000  Fr. 

,      2     ,       8,000-12,000    , 

,      3      ,     12,000—16,000    . 

,      4     ,     16,000—20,000    . 

von   20,000—100,000  Fr.   beträgt   die   Steigung   fttr  jede 

Klasse  5000  Fr. 
von   100,000—   400,000  Fr.  beträgt  die  Steigung  10,000  Fr. 
,     400,000—1,000,000    ,         n         •  •        20,000    , 

,  1,000,000—3,000,000    ,        ,         ,  ,        50,000    ,     und 

,  3,000,000  Fr.  an  100,000  Fr. 


Die  jährliche  Vermögenssteuer  beträgt: 

auf  dem  Vermögen  bis  50,000  Fr 1      vom  1000 

auf  dem  weiteren  Vermögen  von  über  50,000 

bis  100,000  Fr l'/t     ,     1000 

auf  dem  weiteren  Vermögen  von  über  100,000 

bis  200,000  Fr 2         ,     1000 

auf  allem  weiteren  Vermögen 3         ,     1000 

Für  die  Berechnung  der  Steuer  ist  die  untere  Grenze  der  betreffenden 
Steuerklasse  massgebend. 

§  21. 
Die  Steuerpflichtigen  haben  der  Steuerverwaltung  eine  schriftliche  Er- 
klärung über  die  •  Höhe  ihres  steuerbaren  Vermögens  nach  Pflicht  und  Gewissen 
abzugeben;  hierbei  ist  der  Wert  der  Liegenscha%  besonders  aufzuführen;  die 
Steuerpflichtigen  sind  befu^  auch  bei  anderen  Vermögensposten  in  ihrer  Er- 
klärung deren  Wertung  beizusetzen. 
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Das  Vermögen  beider  Ehegatten  ist  für  die  Berechnung  der  Steuer  auch 
dann  als  Gesamtvermögen  zu  behandeln,  wenn  die  Ehegatten  unter  einem 
anderen  Güterrechtssysteme  als  dem  der  Gütergemeinschaft  leben ;  jedoch  haftet 
jeder  Ehegatte  für  den  Steuerbetrag  persönlich  nur  im  prozentualen  Verhältnisse 
seines  Anteils  am  Gesamtvermögen. 

Die  Erklärungen  sind  von  den  Pflichtigen  alle  3  Jahre  abzugeben,  und 
es  werden  die  Steuerlisten  für  sämtliche  Steuerpflichtigen  alle  3  Jahre  neu 
angelegt. 

In  der  Zwischenzeit  finden  Versetzungen  in  andere  Klassen  nur  statt, 
sofern  das  steuerbare  Vermögen  eines  Pflichtigen  durch  Erbschaft,  Heirat, 
Verkauf  von  Liegenschaften  sich  verändert  hat;  auch  über  solche  Veränderungen 
kann  die  Steuerverwaltung  von  den  Steuerpflichtigen  schriftliche  Erklärungen 
einfordern. 

Ausnahmsweise  kann  die  Steuerverwaltang  eine  Versetzung  von  sich  aus 
oder  auf  Antrag  eines  Pflichtigen  vornehmen,  wenn  aus  anderen  Gründen  ein 
erhebliches  Missverhältnis  eingetreten  ist  und  der  Antrag  spätestens  bis  Ende 
Oktober  gestellt  wird. 

§  22. 

Die  auf  Grund  der  Steuererklärungen  von  der  Steuervervraltunjz  fest- 
gestellten Steuerbeträge  sind  von  den  Pflichtigen  im  Monat  November  nbr  das 
laufende  Jahr  an  die  Staatskasse  gegen  Quittung  abzutragen. 

Das  Nähere  über  die  Abgabe  der  Steuererklärungen  und  über  die  Steuer- 
entrichtung, insbesondere  über  die  zu  beobachtenden  Fristen  und  das  Verfahren 
gegen  Säumige  regelt  eine  Verordnung  des  Regierungsrates. 

§  23. 

Die  Steuerpflicht  b^^nt  mit  dem  Zeitpunkte,  wo  steuerbares  Vermögen 
erworben  wird. 

Steuerpflichtige,  welche  weniger  als  1  Jahr  der  Steuerhoheit  des  Kantons 
unterworfen  sind,  enbdchten  den  Steuerbetrag  nach  Verhältnis  der  Dauer  der 
Steuerpflichi 

Dauert  die  Stenerpflicht  weniger  als  V«  Jahr,  so  ist  keine  Steuer  zu 
entrichten,  es  sei  denn,  dAss  es  sich  um  Liegenschaften  handelt. 

Die  Steuer  We^ehender  wird  fällig  am  Tage  vor  ihrem  Wegzuge. 

Wenn  Steuerpflichtig^  sterben,  so  sind  die  Erben  verpflichtet,  nir  die 
Zeit  vom  Beginn  des  Steueijahree  bis  zum  Todestage  vor  der  Verteilung  der 
Erbschaft  die  Steuer  abzutragen,  auch  wenn  die  Steuerpflicht  weniger  als 
3  Monate  gedauert  hat. 

17.  Erbschaftssteuer. 

§24. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben  von  allen  im  Kantone  anfallenden 
Erbschaften,  Vermächtnissen,  Schenkungen  auf  den  Todesfall  und  Schenkunffen, 
welche  nach   dem  Willen  des  Erblassers  von  den  Erben  ausgerichtet  werden. 

Für  die  Steuer  HLllt  in  Berechnung  das  Vermögen,  welches  nach  dem 
Tode  des  Erblassers  von  dessen  Hinterlassenschaft  an  den  Erben  gelangt,  femer 
der  infolge  des  Todes  fällig  werdende  Betrag  von  Lebensversicherungen,  sowie 
das  Heiratsg^t,  die  Aussteuer  und  anderes  Vermögen,  das  der  Erblasser  schon 
bei  Lebzeiten  dem  Erben  verabfolg^  hat,  sofern  es  sich  als  vorempfang^es 
Gut  darstellt. 

Das  Vermögen,  welches  beim  Tode  eines  Ehegatten  der  überlebende 
Teil  gemäss  den  Bestimmungen  des  ehelichen  Güterrechtes  oder  gemäss  der 
Eheabrede  erhält,  unterliegt  der  Erbschaftssteuer  nicht 

Sind  die  Erben  Kinder  oder  weitere  Nachkommen,  so  fällt  das  in  der 
Hinterlassenschaft  enthaltene  Haus-  und  Feldgeräte,  sofern  es  von  ihnen  in  der 
Teilung  übernommen  wird,  bei  der  Steuer  nic^t  in  Errechnung. 
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§  25. 
Von  der  Erbscbaftostener  sind  befreit: 

1.  Erbscbaften,  Vermächtnisse  und  Schenkungen  von  Todes  wegen,  welche 
für  den  einzelnen  Empfänger  400  Fr.,  bezw.  bei  Kindern  des  Erb- 
lassers 2000  Fr.  nicht  übersteigen;  Grosskinder  geniessen  Steuerfrei- 
heit, wenn  der  Kindesteil,  für  welchen  sie  an  die  Stelle  des  ver- 
storbenen Eltemteils  treten,  2000  Fr.  nicht  übersteigt; 

2.  Vermächtnisse  und  Schenkungen  an  An|^e8tellte  und  Bedienstete  des 
Erblassers,  bezw.  Schenkers,  fSr  den  an  sie  gelangenden  Betrag,  soweit 
er  2000  Fr.  nicht  übersteigt; 

8.  Erbschaften,  Vermächtnisse  und  Schenkungen  zu  Gunsten  öffentlicher, 
gemeinnütziger  oder  wohlthätiger  Zwecke. 

§26. 
Die  Steuer  wird  folgendermassen  berechnet: 

1.  Zu  l®/o  für  Kinder  und  für  Ehegatten; 

2.  zu  2^0  für  weitere  Nachkommen  und  für  Eltern; 

3.  zu  47o  für  Grosseltem  und  weitere  Ascendenten,  sowie  für  Ge- 
schwister  * 

4.  zu  6^lo  für  Oheime  und  Neffen; 

5.  zu  97o  f^r  Geschwisterkinder,  Grossoheime  und  Grossneffen; 

6.  zu  1270  füi"  alle  weiteren  Grade  der  Verwandtschaft  und  für  alle 
mit  dem  Erblasser  oder  Schenk  er  nicht  blutsverwandten  Personen. 

§  27. 

Bei  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Betrages  werden  die  auf  dem  an- 
fallenden Vermögen  lastenden  Schulden  abgezogen. 

Vermächtnisse,  welche  die  Erbschaft  belasten,  werden  ebenfalls  von  der 
Erbschaft  abgezogen,  sind  aber  nach  dem  Verwandtschaftsgrad  des  Vennächtnis- 
nehmers  für  die  Steuer  besonders  zu  berechnen.  Bestehen  sie  jedoch  in  Nutz- 
messungen, Pensionen,  Leibrenten  oder  ähnlichen  Auflagen,  so  werden  sie  von 
der  Erbschaft  nicht  abgezogen  und  sind  nicht  besonders  zu  versteuern. 

§  28. 
Der  Anfall  von  Liegenschaften,   die  im  hiesigen  Kanton  gelegen  sind, 
und  der  Anfall  der  Nutzniessung  von  solchen  ist  auch  dann  der  Steuer  unter- 
worfen, wenn   der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  nicht  im  Kanton  gehabt  hat. 
Bezüglich  des  Schuldenabzuges  ist  der  Grundsatz  §  17  Abs.  2  massgebend. 

§  29. 

Die  Erben  sind  für  die  Entrichtung  des  Steuerbetrages  von  dem  beim 
Todesfall  vorhandenen  Vermögen  der  Behörde  gegenüber  solidarisch  haftbar. 

Ist  eine  Erbschaft  mit  Vermächtnissen  belastet,  welche  der  Steuer  unter- 
liegen, so  hat  der  Erbe  auch  die  Steuer  für  die  Vermächtnisse  zu  entrichten. 
Vorbehalton  bleibt  ihm  der  Rückgriff  auf  die  Vermächtnisnehmer,  sofern  der 
Erblasser  nicht  letztwillig  anders  verfügt  hat. 

§  30. 
Fällt  die  Erbschaft  an  Verwandte  in  ab-  oder  aufsteigender  Linie,  so 
haben  die  Erben  binnen  2  Monaten  nach  dem  Todestage  den  Bestand  und 
Wert  der  Verlassenschaft,  und  in  den  Fällen,  wo  durch  den  Todesfall  die 
Gütergemeinschaft  aufgelöst  worden  ist,  den  Bestand  und  Wert  des  Gemein- 
schaftffvermögens  der  Steuerverwaltung  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  die  Richtig- 
keit ihrer  Erklärungen  nach  Pflicht  und  Gewissen  zu  bezeuppen.  In  den  anderen 
Fällen  tritt  amtliche  Inventur  durch  die  Zivilgerichteschreiberei  ein,  sofern  die 
Erben  nicht  innerhalb  14  Tagen  nach  dem  Todesfalle  die  Erklärung  eines  Notars 
vorlegen,  dass  derselbe  die  Inventur  und  die  Entrichtung  der  Steuer   besorge. 
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Sind  die  Erben  nicht  hier  wohnhaft,  oder  erscheint  aus  anderen  Gründen 
die  Entrichtung  der  Steuer  als  gefährdet,  so  ist  das  Finanzdepartement  befugt, 
das  Nötige  zur  Sicherung  der  Steuerentrichtung  vorzukehren,  und  kann  zu 
diesem  Zwecke  die  Mitwirkung  der  Zivilgerichtsschreiberei  in  Anspruch  nehmen 
und  insbesondere  amtliche  Inventur  vernigen. 

§  31. 
Die  Steuer  ist  längstens  binnen  6  Monaten  nach  dem  Tode  des  Erblassers 
zu  entrichten;  in  ausserordentlichen  Fällen   kann  der  Vorsteher  des  Finanz - 
departements  längere  Zahlungsfristen  bewilligen. 

y.  städtische  Gemeindesteuer. 

§  32. 
Der  städtischen  Gemeindesteuer  ist  unterworfen  jeder  Einwohner  der 
Stadtgemeinde  Basel  und  der  Gemeinde  Eleinhüningen,  welcher  das  20.  Alters- 
jähr  zurückgelegt  hat  und  Einkommen  aus  Vermögen,  aus  persönlichem  Erwerb, 
Betrieb  eines  Berufes,  Geschäftes  oder  Gewerbes  hat,  oder  Besoldung,  Leibrente, 
Pension  oder  ähnliche  Nutzung  geniesst. 

§  33. 
Von  der  städtischen  Gemeindesteuer  sind  befreit: 

1.  Personen,  deren  Einkommen  800  Fr.  nicht  übersteigt; 

2.  Aufenthalter,  welche  die  hiesigen  Öffentlichen  Lehranstalten  besuchen ; 

3.  die  weiblichen   Dienstboten,    welche  mit  ihrer  Dienstherrschaft  in 
gemeinsamem  Haushalt  leben; 

4.  Almosengenössige. 

§  34. 
Die  Steuerpflichtigen  werden  in  folgende  Klassen  eingeteilt: 


Klasse 

Einkommen 

zahlt 

1  über 

800—     1,200 

SFr. 

2    « 

1,200-    1,500 

12 

3     „ 

1,600-    2,200 

18 

4    , 

2,200—    3,000 

30 

5       n 

3,000—    4,000 

42 

6     , 

4,000-    6,000 

60 

7     , 

6,000-  10,000 

102 

8    , 

10,000-  15,000 

180 

9     , 

15,000-  20,000 

270 

10    „ 

20,000-  30,000 

420 

11     , 

30,000-  40,000 

600 

12       n 

40,000-  60,000 

900 

13     , 

60,000-100,000 

1,500 

14    « 

100,000-150,000 

2,400 

15     , 

150,000—200,000 

3,600 

16     , 

200,000-300,000 

5,000 

17     r. 

300,000        - 
§  35. 

6,000 

der  Steuerlisten  geschieht  für  alle 

Steuerpflichtigen  gleich- 

zeitig  für  2  Steneriahre. 

Die  Steuerpflichtigen  werden  von  der  Stenerverwaltnng  auf  Gnmd  ihres 
jährlichen  Gesam^inkommens  der  entsprechenden  Steuerklasse  zugeteilt,  hierbei 
ist  massgebend  das  mutmassliche  Einkommen  des  ersten  Jahres,  &  welches  die 
Zuteilung  erfolgt;  soweit  das  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  seiner  Natur  nach 
ein  ungleiches  ist,  ist  der  Durchschnitt  der  letzten  8  Jahre  zu  Grunde  zu  legen. 
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§  36. 
Innerhalb  der  2jährigen  Steuerperiode  kann  die  Steaerverwaltung  einen 
Steuerpflichtigen  von  sich  aus,  oder  auf  dessen  Antrag,  in  eine  andere  Klasse 
versetzen,  wenn  gegenüber  der  bisherigen  Zuteilung  sein  Einkommen  erheblich 
grösser  oder  kleiner  geworden  ist. 

§  37. 

Für  diejenigen,  welche  während  der  Steuerperiode  das  20.  Altersjahr 
vollenden  und  für  diejenigen,  welche  hier  Aufenthalt  nehmen,  tritt  die  Steuer- 
pflicht mit  dem  Beginn  des  nächstfolgenden  Quartals  ein. 

Für  Wegziehende  und  bei  Todesfällen  wird  das  angetretene  Quartal  für 
voll  berechnet. 

§  38. 
Die  Steuer  wird  in   V^j^^^^i^^h^i^  Raten  bei  den  Steuerpflichtigen   ein- 
gezogen; das  Nähere  über  den  Bezug  der  Steuer,  insbesondere  über  das  Ver- 
fahren gegen  Säumige,  regelt  eine  Verordnung  des  Regierungsrates. 

Uebergangsbestimmimgen. 

§  89. 
Dieses  Gesetz  tritt  in  Erafl  am  1.  Januar  1898. 

Der  Regierungsrat  wird  mit  dem  Erlasse  der  nötigen  Vollziehungs- 
verordnungen beauftragt. 

§  40. 
§§  44  und  45  des  Polizeistrafgesetzes  werden  aufgehoben   und   durch 
folgende  Bestimmungen  ersetzt: 

§  44  des  Polizeistrafgesetzes. 

,  Personen,  welche  ungeachtet  an  sie  gerichteter  Mahnung  der  Steuer- 
^behörde  die  verlangte  Auskunft  nicht  geben,  werden  mit  Geldbusse  bis  zu 
,30  Fr.  —  und  bei  Wiederholung  bis  zu  50  Fr.  —  bestraft.* 

.Denselben  Strafen  unterliegen  zahlungsfähige  Steuerpflichtige,  welche 
»ihre  Steuern  nicht  entrichten.* 

§  45  des  Polizeistrafgesetses. 
,Wer  eine  von  den  Steuerbehörden  gegen  ihn  wegen  Nichtentrichtung 
«von  Steuern  oder  Steuerum|^ehung  verfügte  Ordnungsbusse,  Nachzahlung  oder 
,  Straf  Zahlung  ungeachtet  seiner  Zahlungsfähigkeit  nicht  entrichtet,  wird  mit 
,Hafb  bis  3  Monate  bestraft." 

§  41. 
Die  Tazordnung  für  das  Zivilgericht  Basel  vom  5.  Dezember  1870  wird 
abgeändert,  wie  folgt: 

1.  Hinter  Ziff.  82  wird  folgende  neue  Ziffer  eingeschaltet: 

,82  a.  Die  Inventurgebühr  in  den  Fällen  von  §§  3  und  30  Abs.  2  des 
Steuer^esetzes  vom  14.  Oktober  1897  beträgt  zwei  vom  Tausend  vom  Werte 
invenberter  Fahrnis,  Guthaben  und  Liegenschaften,  sofern  der  Gesamtwert  der 
invenÜerten  Aktiven  50,000  Fr.  nicht  übersteigt,  vom  Mehrwerte  eins  vom 
Tausend;  sie  ist  vom  Steuerpflichtigen  zu  entrichten,  sofern  sich  aus  der  Inventur 
die  Unrichtigkeit  seiner  Erklärungen  ergibt.* 

2.  In  Ziff.  83  Abs.  8  wird  der  Schlusssatz  ersetzt  durch  die  Worte: 
^Hierftlr  bezieht  sie  eine  Kontrollgebühr  von  5—20  Fr.* 
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Verordnung  zum  Gesetz  betreffend  die  direkten  Steuern. 

Vom  2.  Februar  1898. 

Der  Regierang^srat  des  Kaotons  Basel-Stadt  erlässt  in  AusfÜhmng  des  §  39 
des  Gesetzes  betr.  <ue  direkten  Steuern  vom  14.  Oktober  1897  und  unter  Auf- 
hebung der  Verordnungen  vom  26.  Januar  1881  und  vom  21.  November  1894 
folgende  Vollziehungsverordnung  zum  Oesetze  betr.  die  direkten  Steuern: 

I.  Einkommen-  und  Erwerbssteuer. 

§  1.  Das  Register  der  Personen,  welche  dem  Steuerverfahren  unterliegen, 
wird  auf  Grund  der  Verzeichnisse,  welche  vom  Polizeidepartement  spätestens 
Ende  Januar  dem  Finanzdepartement  zu  übergeben  sind,  aufgestellt. 

§  2.  Jährlich  im  Monat  März  wird  von  der  Steuerverwaltung  jedem 
Steuerpflichtigen  die  Aufforderung  zugestellt,  sich  über  die  Höhe  des  steuer- 
baren Einkommens  und  Erwerbes  des  abgelaufenen  Jahres  innerhalb  der  Frist 
von  14  Tagen  nach  Empfang  der  Aufforderung  zu  Händen  der  Steuerverwaltung 
zu  erklären. 

Der  Aufforderung  ist  der  Abdruck  der  in  Betracht  fallenden  gesetclichoi 
Bestimmungen  und  das  Formular  zu   einer  schriftlichen  Erklärung  beizulegen. 

§  3.  Die  Erklärungen  der  Steuerpflichtigen  werden  nach  deren  Eingang 
von  der  Steuerverwaltung  geprüft ;  im  Falle  von  Anständen  werden  die  Steuer- 
pflichtigen eingeladen,  vor  der  Steuerverwaltung  zur  Auskunfterteilung  per- 
sönlich zu  erscheinen. 

Der  Entscheid  der  Steuerverwaltung  ist  jedem  Steuerpflichtigen  schriftlich 
mitzuteilen  mit  der  Aufforderung,  im  Laufe  des  Monats  April  das  Steuer- 
betreffhis  unter  Vorweisung  der  erhaltenen  Steuerkarte  bei  der  Staatskasse  eu 
entrichten. 

Der  Steuerpflichtige  hat  das  Recht,  innerhalb  14  Tagen  den  Entscheid 
der  Steuerkommission  anzurufen. 

Dem  Steuerpflichtigen  wird  für  den  bezahlten  Betrag  Quittung  erteüt. 

§  4.  Zur  Abgabe  einer  Erklärung  sind  alle  diejenigen  yerpflichtet, 
welchen  eine  Aufforderung  gemäss  §  2  zugestellt  worden  ist,  auch  dann,  wenn 
infolge  von  Verlusten  oder  aus  anderen  Gründen  die  Steuerleistung  für  das 
betreffende  Jahr  wegfällt. 

Ebenso  sind  zur  Abgabe  einer  Erklärung  verpflichtet  diejenigen,  welchen 
eine  schriftliche  Aufforderung  nicht  zugestellt  worden  ist,  sofern  ihr  Einkommen 
oder  Erwerb  die  steuerbare  Höhe  erreicht  hat;  zu  diesem  Zwecke  wird  die 
Steuerverwaltung  die  erforderlichen  Publikationen  erlassen. 

§  5.  Wer  der  Aufforderung  zur  Erklärung  innerhalb  der  vorgeschriebenen 
Frist  ohne  triftige  und  rechtzeitige  Entschuldigung  nicht  nachkonunt,  wird 
unter  Ansetzung  einer  weiteren  Frist  von  8  Tagen  gemahnt,  und  hat  für  die 
Mahnung  eine  Gebühr  von  1  Fr.  zu  entrichten. 

Dasselbe  Verfahren  tritt  gegenüber  denjenigen  ein,  welche  im  Laufe 
des  Monats  April  den  Steaerbetrag  bei  der  Staatskasse  nicht  entrichten,  und 
gegenüber  denjenigen,  welche  der  Aufforderimg  zum  persönlichen  Erscheinen 
niät  Folge  leisten. 

Vorbehalten  bleibt  die  Verhängung  von  Ordnungsbussen  im  Betrage  von 
1 — 10  Fr.  gemäss  §  6  des  Gesetzes,  die  Vorzeigung  an  das  Polizeigericht  gemäss 
§  9  des  Gesetzes  und  die  gerichtliche  Betreibung. 

Der  Bezug  der  Einkommensteuer  soll  Ende  Juli  des  betreffenden  Jahres 
vollendet  sein. 
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U.  YermOgenssteuer. 

§  6.  Die  Register  der  Personen,  welche  dem  Steuerverfahren  unterliegen, 
werden  von  der  Steuerverwaltung  aufgestellt. 

§  7.  Alle  3  Jahre  im  Monat  September  wird  von  der  Steuerverwaltung 
jedem  Steuerpflichtigen  die  Aufforderung  zugestellt,  sich  über  die  Höhe  seines 
steuerbaren  Vermögens  innerhalb  der  Frist  von  14  Tagen  nach  Empfang  der 
Aufforderung  zu  Händen  der  Steuerverwaltung  zu  erklären. 

Der  Aufforderung  ist  der  Abdruck  der  in  Betracht  fallenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  das  Formular  zu   einer  schriftlichen  Erklärung  beizulegen. 

§  8.  Die  Erklärungen  der  Steuerpflichtigen  werden  nach  deren  Eingang 
von  der  Steuerverwaltung  geprüft;  im  Falle  von  Anständen  werden  die  Steuer- 
pflichtigen eingeladen,  vor  der  Steuerverwaltung  zur  Auskunfterteilung  per- 
sönlich zu  erscheinen. 

Der  Entscheid  der  Steuerverwaltung  ist  den  Steuerpflichtigen  schriftlich 
mitzuteilen ;  dieselben  haben  das  Recht,  innerhalb  14  Tagen  den  Entscheid  der 
Steuerkommission  anzurufen. 

§  9.  Personen,  welche  innerhalb  der  Sjährigen  Periode  in  die  hiesige 
Steuerhoheit  neu  eintreten,  oder  deren  Vermögensverhältnisse  gemäss  §  21  des 
Steuergesetzes  zu  einer  Aenderung  der  Steuereinteilung  Anlass  geben,  werden 
unter  Beobachtung  der  Vorschriften  der  §§  7  und  8  im  geeigneten  Zeitpunkte 
zur  Abgabe  der  Erklärungen  eingeladen. 

§  10.  Zur  Abgabe  von  Erklärungen  sind  auch  diejenigen  verpflichtet, 
welchen  eine  schriftliche  Aufforderung  nicht  zugestellt  worden  ist,  sofern  ihr 
Vermögen  die  steuerbare  Höhe  erreicht  hat;  zu  diesem  Zwecke  wird  die  Steuer- 
verwaltung periodisch  die  erforderlichen  Publikationen  erlassen. 

§  11.  Jährlich  im  Monat  November  erhält  jeder  Steuerpflichtige  eine 
Aufforderung,  im  Laufe  dieses  Monats  sein  Steuerbetreffhis  unter  Vorweisung 
der  erhaltenen  Steuerkarte  bei  der  Staatskasse  zu  entrichten. 

Den  Steuerpflichtigen  ist  für  den  bezahlten  Betrag  Quittung  zu  erteilen. 

§  12.  Die  Vorschriften  des  §  5  betr.  das  Verfahren  gegen  Säumige  und 
solche,  welche  zur  Auskunft  auf  Vorladung  nicht  persönlich  erscheinen,  gelten 
auch  bezüglich  der  Vermögenssteuer. 

Der  Bezug  der  Vermögenssteuer  soll  mit  Ende  des  betreffenden  Steuer- 
jahres vollendet  sein. 

m.  Erbschaftssteuer. 

§  13.  Die  Zivilgerichtflschreiberei  führt  auf  Grund  der  Mitteilungen  des 
ZivilstajidBamtes  das  Register  der  Verlassenschaftsfölle. 

§  14.  In  den  Fällen,  wo  nach  §  30  des  Steuergesetzes  die  Verlassen- 
schaft der  amtlichen  Inventur  unterliegt  (indirekte  Erbfälle),  wird  dieselbe  von 
der  Zivilgerichtsschreiberei  vorgenommen,  sofern  ihr  nicht  binnen  14  Tagen 
nach  dem  Todesfalle  die  Erklärung  eines  Notars  vorgelegt  wird,  dass  derselbe 
die  Inventur  und  die  Entrichtung  der  Erbsteuer  besorge. 

In  den  Fällen,  wo  die  Erbsteuer  auf  Grand  einer  Erklärung  über  den 
Bestand  und  Wert  der  Verlassenschaft  seitens  der  Erben  (direkte  Erbfälle)  zu 
entrichten  ist,  stellt  die  Zivilgerichtsschreiberei  binnen  10  Tagen  nach  dem 
Todesfall  den  Erben  das  bezügliche  Deklarationsformular  zu  mit  der  Auf- 
forderung, dasselbe  ausgefüllt  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  an  die  Steuer- 
verwaltung gelangen  zu  lassen. 

§  15.  Die  Zivilgerichtsschreiberei  übermittelt  der  Steuerverwaltung 
monatlich  das  Verzeichnis  der  eingetretenen  Erbsteuerfälle  mit  Angabe  der 
Person  oder  der  Stelle,  welche  die  Liquidation  der  Verlassenschaft  besorgt 

475 


Digitized  by  VjOOQ IC 


47(3  Verordnimg  zum  Gesetz  betr.  die  direkten  Steuern,  vom  2.  Februar  1898. 

§  16.  In  den  direkten  Erbfällen  ist  die  Verlassenschaftsdeklaration 
innerhalb  2  Monaten  nach  dem  Todesfalle  der  Steuerrerwaltung  einzureichen; 
dieselbe  prüft  die  Aufstellung  und  teilt  ihren  Entscheid  dem  Vertreter  der 
Erben  schriftlich  mit  behufs  ^trichtung  der  Erbsteuer  binnen  6  Monaten  nach 
dem  Todesfalle. 

In  den  anderen  Erbf^en  ist  die  Erbsteuerrechnung  binnen  6  Monaten 
nach  dem  Todestage  der  Steuerverwaltung  einzureichen  und  zu  berichtigen; 
die  Steuerverwaltung  kann  sich  behufs  Prüfung  der  Erbsteuerrechnung  das 
Inventar  vorlegen  lassen. 

Die  Pflichtigen  haben  das  Recht,  innerhalb  14  Tagen  den  Entscheid  der 
Steuerkommission  anzurufen. 

Begehren  um  Verlängerung  der  gesetzlichen  Fristen  sind  vor  deren  Ab- 
lauf schriftlich  an  den  Vorsteher  des  Finanzdepartements  zu  richten. 

§  17.  Der  Uebertrag  von  Liegenschaften  im  Grundbuch  auf  Erben  bedarf 
des  Visums  der  Steuerverwältung  in  allen  indirekten  Erbföllen,  sowie  in  den 
direkten  Erbfällen,  sofern  der  Erblasser  auswärts  wohnhaft  war  (§  28  des 
Steuergesetzes);  das  Visum  wird  erst  nach  Bezahlung  oder  SichersteUnng  der 
Ehrbsteuerrechnung  erteilt. 

§  18.  Die  Vorschriften  des  §  5  betr.  das  Verfahren  gegen  Säumige  und 
solche,  welche  zur  Auskunft  auf  Vorladung  nicht  erscheinen,  gelten  auch 
bezüglich  der  Erbschaftssteuer. 

rV.  Gemeindesteuer. 

§  19.  Die  Register  der  Personen,  welche  der  Taxation  für  die  Gemeinde- 
steuer unterliegen,  werden  vom  Polizeidepartement  aufgestellt  und  dem  Fmanz- 
departement  im  Monat  Dezember  vor  dem  B^^ne  der  neuen  jährigen 
Taxationsperiode  übergeben. 

Die  SteuerverwaJtung  stellt  die  Taxation  auf  und  bringt  sie  den  Steuer- 
pflichtigen mittels  schriftlicher  Zustellung  zur  Kenntnis  mit  der  Aufforderung, 
Einsprachen  innerhalb  14  Tagen  einzugeben. 

Gegen  den  hierauf  erfolgenden  Entscheid  der  Steuerverwaltung  können 
die  Steuerpflichtigen  innerhalb  14  Tagen  den  Entscheid  der  Steuerkommission 
anrufen. 

§  20.  Von  den  innerhalb  der  jährigen  Taxationsperiode  neu  in  die 
Steuerpflicht  eintretenden  Personen  ist  dem  Finanzdepartement  vom  Polizei- 
departement jeweilen  im  ersten  Monat  des  betreffenden  Quartals  ein  Verzeichnis 
behufs  der  Vornahme  der  Taxation  zu  übergeben. 

§  21.  Personen,  welche,  trotzdem  sie  steuerbares  Einkommen  besitEen, 
in  die  Steuerre^ster  nicht  aufgenommen  und  nicht  taxiert  worden  sind,  haben 
von  sich  aus  ihre  Aufnahme  in  die  Steuerregister  zu  bewirken.  Die  Steuer- 
verwaltung wird  zu  diesem  Zwecke  jährlich  2m{Q  die  erforderlichen  Publikationen 
erlassen. 

§  22.  Das  Finanzdepartement  teilt  dem  Polizeidepartement  das  Ergebnis 
der  Taxationen  mit;  auf  Grund  der  bezüglichen  Mitteilungen  fertigt  das  Polizei- 
departement vierte^ährlich  die  Steuerverzeichnisse  und  die  Steuerkarten  ans  und 
übergibt  sie  dem  Finanzdepartement  im  letzten  Monat  des  betreffenden  Quar- 
tals zum  Einzüge. 

§  23.  Die  Steuerbeträge  werden  durch  die  Steuereinzüger  bei  den  Steuer- 
pflichtigen in  deren  Wohnung  oder  auf  besonderes  Verlangen  in  deren  Berufs- 
oder Arbeitslokalen  erhoben  gegißn  Aushändigung  der  Steuerkarte,  welche  als 
Quittung  dient 

Werden  die  Steuerpflichtigen  beim  ersten  Umgange  nicht  getroffen,  so 
sind  die  Einzüger  zu  einem  zweiten  Gange  verpflichtet. 

Wird  ein  Pflichtiger  auch  das  zweite  Mal  nicht  getroffen  oder  erfolgt 
die  Zahlung  nicht,  so  wird  die  Steuerverwaltung  eine  schriftliche  Mahnung  zur 
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Zahlung  des  Steuerbetrages  binnen  8  Tagen  erlassen.  Im  Falle  weiterer 
Säumnis  und  im  Falle  der  Verweigerung  der  Auskunft  ist  nach  §  5  zu  ver- 
fahren. 

Gesuche  um  Erlass  oder  um  Stundung  sind  persönlich  an  die  Steuer- 
Verwaltung  zu  richten. 

J24.  Den  Steuerpflichtigen  steht  es  frei,  den  Betrag  der  Steuer  för  ein 
oder  zwei  Quartale  oder  fOr  das  ganze  Jahr  zum  voraus  bei  der 
Steuerverwaltung  direkt  zu  entrichten ;  die  bezügliche  Anmeldung  hat  schnftlich 
oder  mündlich  im  ersten  Monat  eines  Quartals  bei  der  Steuerverwaltung  zu 
geschehen;  für  den  bezahlten  Betrag  ist  Quittung  zu  erteilen.  Die  Steuer- 
verwaltung erlässt  periodisch  die  erforderlichen  Publikationen. 

y.  Qemeinsame  Bestimmung. 

§  25.  Wenn  Steuerpflichtige  den  Wohnsitz  im  Kantone  aufgeben,  so 
haben  sie  vor  dem  Wegzuge  ihre  Steuerverpflichtungen  zu  erfüllen ;  das  Polizei- 
departement wird  die  Papiere  nur  nach  Vorweisung  einer  bezüglichen  Be- 
scheinigung der  Steuerverwaltung  ihnen  aushändigen. 

Steuerpflichtige,  welche  nach  bundesrechtlichen  Grundsätzen  durch  vor- 
übergehende Aufgabe  des  hiesigen  Aufenthaltes  von  der  Steuerpflicht  befreit 
werden,  haben  der  Steuerverwaltung  von  ihrem  beabsichtigten  Aufenthalts- 
wechsel Anzeige  zu  machen. 


Begründung   zum   Gesetzentwurf. 
Dem   Grossen   Rate   vorgelegt   den   11.  März  1897. 

Wir  beehren  uns  andurch,  Ihnen  den  Entwurf  eines  neuen  Gesetzes  Über 
die  direkten  Steuern  zur  Beratung  vorzulegen. 

Nachdem  wir  bei  der  Vorlage  des  Budgets  1895  auf  die  Notwendigkeit 
einer  Vermehrung  der  regelmässigen  Staatseinnahmen  durch  Erhöhung  der 
Steuern  hingewiesen  haben,  war  es  möglich,  diesen  Schritt  noch  einige  Zeit 
hinauszuschieben,  weil  infolge  besonderer  Verhältnisse  sich  die  Einnahmen  der 
letzten  Jahre  ausnahmsweise  günstig  gestalteten. 

Die  seitherige  Gestaltung  der  Staatsausgaben  macht  nunmehr  aber  eine 
Anhandnahme  der  Steuerrevision  zur  Notwen<£gkeit,  denn  —  wie  das  Budget 
von  1897  mit  seinem  Ausgabenüberschuss  von  über  1,700,000  Fr.  darthut  — 
besteht  die  Möglichkeit  nicht  mehr,  auch  bei  den  günstigsten  Abweichungen 
der  wirklichen  von  den  budgetierten  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Staats- 
rechnung ohne  Deflzit  abzuschliessen. 

Ueber  die  Entwicklung  unseres  Staatshaushaltes  seit  1887,  dem  Jahre 
der  letzten  umfassenden  Revision  der  direkten  Steuern  und  dem  Jahre,  wo  der 
Staatskasse  zum  erstenmal  der  Anteil  am  Ertrage  der  Merianischen  Stiftung 
voll  zufloss,  ist  folgendes  zu  sagen. 

Es  war  seit  dem  Jahre  1887  möglich,  das  so^.  ausserordentliche  Aus- 
gabenbudget abzuschaffen  und  dem^^emäss  die  sämtlichen  Ausgaben  aus  den 
ordentlichen  Mitteln  ohne  Inanspru<mnahme  des  Staatsvermögens  zu  decken, 
und  überdies  von  den  laufenden  Einnahmen  mehr  als  eine  Million  über  die 
ordentliche  Amortisation  der  Staatsanleihen  hinaus  zur  ausserordentlichen 
Schuldentilgung  zu  reservieren;  von  den  9  Staatsrechnungen  von  1887—95 
schlössen  5  mit  einem  Ueberschusse,  4  mit  einem  Defizite  ab.  Der  Bestand  des 
Reservekonto,  der  zum  Ausgleiche  der  jährlichen  Rechnungsabschlüsse  dient, 
betrug  Ende  1886  758,000  Fr..  Ende  1895  658,000  Fr.  Der  Passivsaldo  des 
Staatsvermögens,  der  Ende  1886  13,374,000  Fr.  betrug,  war  Ende  1895  noch 
12,362,000  Fr.  trotz  erheblichen  Abschreibungen  auf  den  geschäftlich  betriebenen 
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Staataanstalten  (auf  Gaswerk  1,429,000  Fr.,  auf  Wasserwerk  918,000  Fr.,  auf 
Schlachthaus  und  Viehmarkt  162,000  Fr.).  Der  Schuldentilgungsfonds ,  der 
Ende  1886  393,000  Fr.  betrug,  war  Ende  1895  auf  724,000  Fr.  angewachsen. 
Einzig  das  Kirchen-  und  Schulgut,  welches  Ende  1886  sich  auf  1,741,000  Fr. 
belief,  ist  bis  Ende  1895  auf  825,000  Fr.  (+  211,000  Fr.,  Kaufpreis  des  Bau- 
platzes an  der  Schützenmattstrasse)  zurückgegangen,  indem  gemäss  Grossrats- 
beschluss  vom  28.  November  1891  dessen  Mittel  zum  Bau  von  zwei  neuen  Kirch- 
gebäuden der  evangelisch -reformierten  Landeskirche  verwendet  werden  sollen. 
Das  Gesamtergebnis  darf  als  ein  sehr  günstiges  bezeichnet  werden,  wenn 
man  erwägt,  dass  dasselbe  keineswegs  durdd  unkluge  Zurückhaltung  in  den 
Leistungen  der  Verwaltung  erzielt  worden  ist;  abgesehen  von  den  grossen 
Bauten,  deren  Durchführung  in  diese  Periode  fällt  (es  sind  zu  nennen:  an 
Sdiulbauten  die  St.  Johannprimarschule,  Pestalozzischulhaus,  Thomas  Plater- 
schulhaus,  Erweiterung  der  Töchterschule  und  der  Oberen  Realschule,  Gundel- 
dingerschulhaus ;  an  anderen  Bauwerken  die  Birsigkorrektion,  der  Horbnrg- 
gottesacker,  der  Hilfsspital,  die  Erweiterung  des  Marktplatzes,  Gewerbeschule 
und  Gewerbemuseum,  Ganthaus  und  Gerichtsgebäude,  Historisches  Musenm, 
Frauenspital,  Bibliothek,  Kartaus^asskorrektion  und  Freienstrasskorrektion), 
konnten  auch  die  Ausgaben  für  die  anderen  Verwaltnngsgebiete  betxlUditlich 
gesteigert  werden,  wie  aus  folgender  Zusammenstellung  hervorgeht: 

Staatsrechnung      1887  1895 


Erziehung  . 

.  1,838,000  Fr. 

1,949.000  Fr. 

Justiz     . 

.     387,000    „ 

551,000    , 

Polizei  . 

.     353,000    . 

535,000    , 

Sanität  . 

.     258,000    n 

463,000    , 

Inneres  . 

70,000    , 

115,000    , 

2,401,000  Fr. 

3,613,000  Fr. 

Die  Mittel  zu  dieser  beträchtlichen  Vermehrung  der  Ausgaben  flössen 
indessen  nicht  nur  aus  der  einmaligen  Erhöhung  der  Steueransätze  im  Jahre  1887^ 
sondern  auch  aus  dem  natürlichen  Anwachsen  des  Steuerertrags  mit  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung;  auch  fällt  die  allmähliche  Verbesserung  der  Einrich- 
tungen des  Steuerbezuges  und  der  Steuerkontrolle  in  Betracht. 

Von  Interesse  ist  der  Vergleich  des  Ertrages  unserer  regelmässig  fliessen- 
den direkten  Steuern  im  Jahre  1888,  wo  die  Steuerrevision  von  1887  zum 
erstenmal  in  vollem  Umfange  wirkte,  und  im  Jahre  1895. 

(Budget) 


1888 

Einkommensteuer .  1,243,000  Fr. 
Vermögenssteuer  .     931,000    « 
Gemeindesteuer    .     462,000    , 

1895 
1,392,000  Fr. 
1,156,000    , 
573,000    , 

1897 
1,500,000  Fr. 
1,150,000    , 
620,000    , 

Total  2,636,000  Fr. 

3,121,000  Fr. 

3,270,000  Fr. 

Es  zeigt  sich,  dass  diese  Einnahmenvermehrung  keine  unbeträchtliche  ist 
und  nicht  unterschätzt  werden  darf;  sie  konnte  aber  in  den  letzten  Jahren  mit 
der  rapiden  Vermehrung  der  Ausgaben  nicht  mehr  Schritt  halten,  und  wir 
sind  genötigt,  die  Einnahmenvermehrung  durch  das  Mittel  der  Gesetzgebung 
zu  bewirken. 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  hat  sich  auf  fast  allen  Verwaltungsgebieten, 
keineswegs  nur  im  Bauwesen,  in  anormaler  Weise  vollzogen. 

Einerseits  hat  eine  fast  allgemeine  Erhöhung  der  Besoldungsansätse 
stattgefunden,  andererseits  sind  wichtige  Verwaltungszweige  (Justiz,  Kirdien- 
wesen,  Polizei)  einer  Reorganisation  unterzogen  worden,  £e  eine  bedeutende 
Mehrbelastung  zur  Folge  hatte;  die  üebemahme  der  Frauenspitalpflege,  das 
stetige  Anwachsen  der  Poliklinik  steigert  das  Budget  des  Sanitätsdepartemeots; 
das  Budget  des  Erziehungsdepartements  wird  durch  die  regelmässige  Ver- 
mehrung der  Schulkinder  und  die  Verstaatlichung  von  Unterrichtszweigen,  deren 
Pflege  bisher  der  Freiwilligkeit  überlassen  war,  gesteigert. 
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Znin  Vergleiche  folgen  die  Ausgabenzahlen  der  grössten  Verwalttmgen : 


StaatsrechnuDg  1894 

Budget  1897 

Erziehung  .  1,851,000  Fr. 

2,185,000  Fr. 

Justiz     .     .     490,000    , 

682,000    , 

Polizei  .    .     494,000    . 

596,000    , 

Sanität  .    .     420,000    , 

652,000    , 

Inneres  .     .      107,000    „ 

141,000    . 

3,362,000  Fr. 

4,206,000  Fr. 

Die  Ausgaben  der  genannten  Verwaltungen  stiegen  also  innerhalb 
3  Jahren  um  über  800,000  Fr. 

Hierzu  kommt  nun  die  Entwicklung  des  Baudepartements ;  es  ist  in  den 
letzten  Jahren  das  Bestreben  zur  Geltung  gekommen,  die  baulichen  Fragen 
nicht  von  Fall  zu  Fall,  sondern  in  umfassender  und  grundsätzlicher  Weise  zu 
regeln  (Stadtplan,  Kanalisation,  Bahnverhältnisse) ;  es  hat  dies  nicht  nur  zu  einer 
b^eutenden  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  geführt  (Baudepartement,  Allgemeines 
1887:  78,000  Fr.;  1894:  123,000  Fr.  und  1897:  200,000  Fr.),  sondern  auch  zur 
gleichzeitigen  Anhandnahme  grosser  baulicher  Unternehmungen,  die  vom  bloss 
nnanziellen  Standpunkte  aus  richtiger  auf  eine  Reihe  von  Jahren  verteilt  würden. 

Die  Gesamtausgabe  des  Baudepartements  war  1888:  1,597,000  Fr.,  1894: 
2,474,000  Fr.,  1897-Budget:  3,151,000  Fr.,  wobei  in  Betracht  fällt,  dass  seit 
einigen  Jahren  die  Baurechnung,  soweit  die  Bauten  nicht  aus  den  laufenden 
Mitteln  bezahlt,  sondern  vorgetittgen  oder  aus  dem  Ertrage  der  Merianischen 
Stiftung,  aus  dem  Kirchen-  und  Schulgut  oder  mittels  Subventionen  (Akad. 
Gesellschaft  oder  freiwillige  Beiträge)  bestritten  werden,  nur  mit  der  Netto- 
ausgabe belastet  wird. 

Die  grosse  Bauthätigkeit  der  letzten  Jahre,  verbunden  mit  einer  rapiden 
Steijgerung  des  Bodenwertes  hat  die  Verwaltung  auch  genötigt,  in  vorsorgücher 
Weise  ungewöhnlich  grosse  Summen  in  Liegenschaften  festzulegen,  deren 
Liquidation  sich  nur  sehr  langsam  vollziehen  wird. 

Aus  den  vorgeführten  Zahlen  ergibt  sich  ohne  weiteres  die  Notwendigkeit, 
in  nächster  Zeit  die  Einnahmen  zu  vermehren ;  hierzu  führt  aber  noch  mehr  ein 
Blick  auf  die  unseres  Gemeinwesens  in  der  nächsten  Zeit  wartenden  Aufgaben. 

Der  Grosse  Rat  hat  am  23.  Januar  1896  anlässlich  der  Beratung  des 
Budgets  1896  dem  Regierungsrate  den  Auftrag  erteilt,  ,zu  prüfen  und  zu  be- 
richten, welche  neue  Anforderungen  in  den  nächsten  Jahren  voraussichtlich  an 
das  Budget  werden  gestellt  werden  müssen,  und  mit  welchen  Mitteln  der  Mehr- 
bedarf zu  decken  sei*. 

Bei  der  Formulierung  dieses  Auftrages  ging  man  von  der  Ansicht  aus, 
es  werden  im  Laufe  des  Jahres  1896  die  verschiedenen  Projekte,  welche  auf 
die  Gestaltung  des  künftigen  Staatshaushaltes  von  bedeutendem  Einflüsse  sind, 
abgeklärt  sein;  diese  Voraussetzung  ist  im  wesentlichen  nicht  eingetroffen;  es 
konnte  nur  die  Angelegenheit  der  allgemeinen  Kanalisation  geordbuet  werden; 
aber  weder  die  Beteibgung  des  Kantons  an  den  beiden  grossen  Bahnhof- 
umbauten und  Bahnverlegungen  steht  grundsätzlich  oder  gar  ziffermässig  fest, 
noch  sind  die  grossen  Strassenkorrektionen  abgeklärt;  in  deutlicheren  Umrissen 
zeigen  sich  die  grossen  Ausgaben  für  die  Rathausumbaute  und  für  ein  Ver- 
waltungsgebäude; für  den  Hüninger- Kanal  sind  mehrere  Millionen,  wovon 
allerdings  ein  Teil  als  zinstragend,  im  Grundsatze  beschlossen,  und  die  Er- 
fahrung der  letzten  Jahre  hat  gezei^,  dass  die  umfassende  Neugestaltung  des 
Stadtplans  durch  Ziehung  von  Baulinien  in  der  alten  und  neuen  Stadt  beträcht- 
liche Mehrausgaben  jährlich  zur  Folge  haben  wird;  die  allgemeine  Kanalisation 
belastet  das  Jahresbudset  laut  Gesetz  mit  150,000  Fr.  und  mit  der  Verzinsung 
der  vorzutragenden  Mehrausgabe. 

Was  die  anderen  Verwaltiingszweige  betrifft,  so  steht  eine  Belastung 
durch  die  Neuordnung  des  Armen wesens  in  sicherer  Auesicht,  die  aber  wohl 
auf  den  bald  wieder  verfügbar  werdenden  Anteil  am  Ertrage  der  Merianischen 
Stiftung  angewiesen  werden  kann;  dagegen  wird  die  Arbeitslosenversicherung 
eine  Mehrbelastung  des  ordentlichen  Staatshaushaltes  zur  Folge  haben. 
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Bestimmte  Zahlen  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  Ausgabenbudgets  der 
nächsten  Jahre  aufzustellen,  erscheint  als  unmöglich ;  auch  zeigt  der  RQckblick 
auf  die  verhältnismässig  ruhigere  Penode  unseres  Staatshaushaltes  in  den 
letzten  10  Jahren,  dass  die  Entwicklung  desselben  nicht  zum  voraus  festgestellt 
werden  kann;  dagegen  ist  so  viel  sicher,  dass,  wenn  auch  nicht  alle  Projekte 
zur  Ausführung  kommen  werden,  doch  beträchtliche  Mehrbeträge,  sei  es  für 
die  Bestreitung  derselben  aus  der  ordentlichen  Rechnung,  sei  es  fOr  die  Ver- 
zinsung und  Amortisation  aufzunehmender  Anleihen  erforderlich  sind. 

In  welcher  Art  die  gösseren  Ausgaben  zu  behandeln  seien,  bezw.  welcher 
Teil  derselben  dem  ordentlichen  Budget  zu  belasten,  und  welcher  zur  Amor- 
tisierung vorzutragen  sei,  kann  im  einzelnen  ebenfalls  nicht  zum  voraus  fest- 
gesetzt werden;  der  Entscheid  hängt  einerseits  von  dem  Charakter  der  Ausgabe, 
andererseits  von  dem  Masse  der  verfügbaren  laufenden  Mittel  ab. 

Wünschenswert  für  die  Erhaltung  gesunder  Staatsfinanzen  bleibt,  dass 
die  Ausgaben  zum  mindesten  nicht  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Ein- 
nahmen beschlossen  werden,  und  dies  um  so  mehr,  als  man  sich  nicht  verhehlen 
darf,  dass  unsere  direkten  Steuern  mit  den  in  Aussicht  genommenen  Erhöhungen 
sich  derjenigen  Grenze  zu  nähern  beginnen,  deren  üeberschreitung  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Systems  selber  in  Frage  stellen  kann. 

Es  wird  nötig  sein,  bei  den  Beratungen  diesen  Gesichtspunkt  im  Auge 
zu  bebalten. 

Nach  unseren  Berechnungen  sollte  mit  der  Erhöhung  der  Anätze  der 
direkten  Steuern  ein  Mehrbetrag  von  einer  Million  erzielt  werden ;  ausserdem  nehmen 
wir  eine  Revision  des  Gesetzes  über  die  Besteuerung  der  anonymen  Erwerbs- 
gesellschaften in  Aussicht,  deren  Erfolg  wir  auf  90,000—100,000  Fr.  anschlagen. 

Ob  noch  andere,  indirekte  Steuern  erhöht  werden  können,  bedarf  be- 
sonderer Untersuchungen,  die  noch  nicht  abgeschlossen  sind. 

Die  Erhöhung  der  Einkommen-,  Vermögens-  und  Gemeindesteuer  wird 
nach  unserer  Berechnung  folgende  Mehreinnahmen  bieten^) 

Einkommensteuer 180,000  Fr. 

Vermögenssteuer 525,000    „ 

Gemeindesteuer 320,000    , 

Im  ganzen   1,025,000  Fr. 
ab:  Erleichterung  in  den  unteren  Klassen 

der  Einkommensteuer 25,000    „ 

Netto    1,000,000  Fr. 

Einkommensteuer.  Wir  beantragen  für  Einkommen  über  16,000  Fr. 
die  Progression  um  l^o»  also  auf  57«  heraufzusetzen;  die  Mehreinnahme  von 
180,000  Fr.  ist  naeh  den  Ergebnissen  der  im  April  1895  auf  dem  Einkommen 
von  1894  entrichteten  Steuer  berechnet;  wir  haben  absichtlich,  um  Selbst- 
lAuschungen  zu  entgehen,  ein  Jahr  mittleren  Geschäftsganges  ge^^Uilt;  die 
Erhöhung  der  Steuer  trifft  von  9272  Steuerpflichtigen  586,  wobei  nicht  zu  ver- 
gessen ist,  dass,  da  nach  unserem  Steuersysteme  im  Unterschiede  von  dem  vieler 
anderer  Kantone  das  Einkommen  aus  Vermögen  ebenfalls  der  Einkommensteuer 
unterliegt,  die  gleichzeitige  Erhöhung  der  Progression  bei  der  Vermögenssteuer 
doppelt  triflFt.  Andererseits  möchten  wir  in  Verfolgung  eines  schon  1887  be- 
tretenen Weges  die  untersten  Einkommensteuerklassen  etwas  entlasten,  indem 
wir,  wie  aus  §  12  des  Entwurfes  ersichtlich,  die  Degression  besser  ausgestalten; 
hierzu  führt  die  Erwägung,   dass  einerseits  die  in  einem  Male  zu  en&ichtende 


1)  Verglichen  mit  dem  Budget  pro  1897  wir  das  Reohnungsergebnis  der  drei  Steuern 
in  Wirküchkeit: 

1897  (Budget)  1898  1899 

Einkommensteuer    ....    l,500,ooo  2,146,816  2,280,008 

Vermögenssteuer i,iso,00O  1,823,177  1,824,113 

Gemeindesteuer 620,ooo  1.120,422  1,126,426 

3,270,000  5,089,415  5,290,547  Fr. 
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EinkommeDsteaer  für  die  weniger  bemittelten  Klassen  lästiger  ist,  als  die  Ge- 
meindesteuer and  andererseits  die  Gemeindesteuer  nach  unserem  Vorschlage 
erhöht  werden  soll;  den  daherigen  Ausfall  berechnen  wir,  wie  bereits  gesagt, 
auf  ca.  25,000  Fr. 

Vermdgensstener.  Während  der  Ertrag  der  Einkommensteuer  natnr- 
gemäss  ein  schwankender  ist  und  mit  der  Steigerung  der  Progression  diese 
Eigenschaft  in  immer  stärkerem  Masse  bekommt,  was  um  so  nachteili^r  wirkt, 
je  kleiner  das  Steuergebiet  ist,  besitzt  die  Vermögenssteuer  den  Vorteil  grosser 
Stabilität  und  eignet  sich  deshalb  ganz  besonders  dazu,  die  Grundlage  des 
Steuersystems  zu  bilden,  wobei  allerdings  nicht  zu  verkennen  ist,  dass  hohe 
Vermögenssteuern,  die  in  guten  und  weniger  guten  Jahren  ohne  Rücksicht  auf 
den  effektiven  Jahfesertrag  des  besteuerten  Vermögens  entrichtet  werden  müssen, 
schwerer  empfunden  werden;  auch  darf  die  fortwährende  Abnahme  der  Pro- 
duktivität des  Kapitals  durch  das  Fallen  des  Zinsfusses,  die  selber  wieder  eine 
Steigerung  des  Steueransatzes  darstellt,  nicht  unterschätzt  werden;  es  konnten 
diese  Erwägungen  aber  nicht  hindern,  die  nötigen  Mehreinnahmen  vorzugsweise 
auf  der  Vermögenssteuer  zu  suchen ;  doch  begmnen  wir  die  Erhöhung  erst  für 
das  Vermögen  über  50,000  Fr.;  hier  soll  bis  zu  100,000  Fr.  eine  Progression 
um  V*7<>o  eintreten,  die  Steuer  also  iVt^oo  betragen;  Vermögen  von  100,000  bis 
200,000  Fr.  soll  2^00  zahlen  (statt  bisher  lVt7oo),  weiteres  Vermögen  3  >o,  statt 
bisher  2  7oo.  Die  Erhöhung  wird  von  6406  Steuerpflichtigen  etwa  1726  betreffen. 

Es  wird  auch  vorgeschlagen,  die  Limiten  der  einzelnen  Klassen,  die  bis- 
her von  10,000  Fr.  in  den  unteren  Klassen  bis  200,000  Fr.  in  den  obersten 
betrugen,  erheblich  kleiner  zu  machen ;  es  erscheint  richtig,  den  Steuerpflichtigen 
«inen  gewissen  Spielraum  in  der  Wertung  des  Vermögens  zu  lassen,  um  ihnen 
die  Selbstdeklaration  zu  erleichtem;  dagegen  dürfen  im  Interesse  möglichst 
intensiver  Erfassung  des  vorhandenen  Steuerkapitals  die  Limiten  nicht  zu  weit 
sein;  inskünftige  soll  deshalb  die  Limite  der  einzelnen  Klasse  bei  Vermögen 
über  20,000  Fr.  mindestens  5000  Fr.  und  höchstens  100,000  Fr.  sein. 

Eine  Erhöhung  der  Erbschaftssteaer  wird  nicht  in  Vorschlag  gebracht. 
Die  jetzigen  Ansätze  sind  beträchtlich  und  gehen  über  die  Ansätze  der  Mehrzahl 
der  anderen  Kantone  hinaus ;  die  direkte  Erbsteuer  kennt  fast  kein  Kanten  mit 
ähnlichem  Steuersystem ;  auch  fliesst  die  Steuer  so  unregelmässig,  dass  sie  zum 
Ausgleich  der  jährlich  wiederkehrenden  Bedürfnisse  wenig  beitragen  kann.  Es  er- 
scheint richtiger,  sich  diese  Steuerquelle  für  einen  Zeitpunkt  zu  reservieren,  wo  der 
Staat  einmal  genötigt  sein  könnte,  alle  seine  Kräfte  aufs  äusserste  anzuspannen. 

GemeindeBteiier.  Dieselbe  teilt  mit  der  Vermögenssteuer  den  Vorteil  des 
gleichmässigen  und  zum  voraus  bestimmten  Eingangs ;  sie  kann  auch,  da  sie  in 
vierteljährlichen  Raten  erhoben  wird  und  sich  noch  in  massigen  Ansätzen  hält, 
am  ehesten  erhöht  werden ;  die  Erhöhung  dieser  einzigen  kommunalen  direkten 
Steuer  rechtfertigt  sich  auch  von  dem  Standpunkte  aus,  dass  die  Steigerung 
unserer  Ausgaben  in  erheblichem  Masse  von  kommunalen  Leistungen  herrührt. 

Die  Erhöhung  wird  auf  alle  Klassen  gleichmässig  ausgedehnt,  indem  der 
jetzige  Steueransatz  um  50  ^o,  also  um  die  Hälfte  heraufgesetzt  wird ;  überdies 
werden  für  die  höchsten  Einkommen  eibige  neue,  höhere  Erlassen  beigefügt. 
Bei  der  1.  Klasse  soll  die  Erhöhung  von  6  Fr.  statt  auf  9  Fr.  nur  auf  8  Fr.  gehen. 

Da  die  Gemeindesteuer  weitaus  mehr  Personen  betrifft,  als  die  anderen 
Steuern,  würde  die  Annahme  des  vorliegenden  Vorschlages  dem  Gedanken  Aus- 
druck geben,  dass,  wie  an  den  Mehrleistungen  des  Gemeinwesens  alle  teil- 
nehmen, so  auch  an  den  daraus  entstehenden  Mehrlasten  möglichst  viele  im 
Masse  ihrer  Kraft  mittragen  sollen  (§  6  der  Verfassung).  W&rend  bei  der 
jetzigen  Skala  die  Steuer  von  der  untersten  Klasse  bis  zur  obersten  in  leichter 
JProgression  von  0,6  ®/o  des  Einkommens  bis  zu  1,2  %  stieg,  würde  nunmehr 
eine  Progression  von  0,8  °/o  bis  2  %  stattfinden. 
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Unsere  Vorlage  stellt  sich  als  eine  Totalrevision  des  im  Jahre  1887 
partiell  revidierten  Steuergesetzes  von  1880  dar. 

Dieses  Verfahren  erzeigt  sich,  trotzdem  das  Steuersystem  auf  der  Grund- 
lage von  1880  beibehalten  wird,  als  notwendig;  nicht  nur  sind  die  vorge- 
schlagenen Aenderungen  der  Steueransätze  und  der  Steuerberechnung  ein- 
schneidende, sondern  es  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  eine  grosse  Zahl  von 
Detailpunkten  als  revisionsbedürftig  erzeigt ;  auch  muss  das  Gesetz  mit  der  seit 
längerer  Zeit  fest  gestalteten  Praxis  des  Bundesgerichts  bezüglich  des  Verbotes 
der  Doppelbesteuerung  in  formellen  Einklang  gebracht  werden;  namentlich 
aber  thut  eine  sorgfältige  Normierung  des  Ezekutions Verfahrens  not,  indem 
das  frühere  Verfahren  auf  der  zivilrechtlichen  Seite  durch  den  Erlass  des 
Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Eonkurs,  auf  der  strafrechtlichen 
durch  die  vom  Bundesgerichte  in  einem  Rekursfalle  aufgestellte  Beschränkung 
der  Haftstrafe  für  Steuerbussen  ins  Schwanken  gekommen  ist;  auch  war  von 
jeher  die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  in  Steuerstreitigkeiten  zwischen  Ver- 
waltungsbehörden und  Gerichten  unklar;  hieraus  ergab  sich  naturgemäss  eine 
Unsicherheit  in  der  Handhabung  der  Steuervorschriften,  die  um  so  nachteUiger 
war,  je  umfangreicher  die  Aufgabe  der  Steuerbehörden  mit  der  Erhöhung  der 
Steueransätze  und  dem  Anwachsen  der  Zahl  der  Steuerpflichtigen  wurde;  das 
Bestreben,  in  dieser  Richtung  Besseres  zu  erreichen,  hat  zu  einer  einlässÜcheren 
Normierung  der  ganzen  Materie  geführt.  Die  neuen  Bestimmungen  werden 
mit  einigen  Modinkationen  auch  fSr  die  Exekution  der  indirekten  Steuern  als 
Norm  dienen  können,  wo  eine  Besserung  ebenfalls  notwendig  ist. 


Wir  gehen  nunmehr  zur  Besprechung  der  einzelnen  Paragraphen  über: 
Durch   den   Eingang  werden  das  Gesetz  von   1880  und  die  Grossrats- 
beschlüse  von  1887  und  1893  aufgehoben. 

I.  Allgemeine  Bestimmimgen. 

Der  frtLhere  Abschnitt  , Gemeinsame  Bestimmungen*,  der  die  §§  31 — 34 
umfasste,  ist  nun  zu  einem  Abschnitte  , Allgemeine  Bestimmungen"  mit  den 
§§  1 — 9  erweitert  und  umgestaltet;  es  sind  hier  die  Vorschriften  Über  die  Organe 
des  Steuerwesens,  über  die  Deklarationspflicht,  die  Taxation  und  Eontrolle,  das 
Rekursverfahren,  die  Exekution,  das  Buss-  und  Strafverfahren  aufgenommei^ 
und  es  ist  damit  möglich  geworden,  einzelne  Vorschriften,  die  bei  den  Ab- 
schnitten über  die  einzelnen  Steuern  sich  wiederholten,  als  allgemein  gültig 
nur  einmal  auszusprechen. 

§  1  stellt  den  Satz  auf,  dass  der  Bezug  der  direkten  Steuern  der  Steuer- 
verwaltung unter  Mitwirkung  der  Steuerkommission  und  unter  Leitung  des  Voi> 
Stehers  des  Finanzdepartements  obliege,  während  das  jetzige  Gesetz  die  Steuer- 
kommission als  Bezugsbehörde  nennt;  indessen  kann  bei  der  grossen  Aus- 
dehnung des  Steuergeschäftes  die  Steuerkommission  nicht  mehr  als  eigentliche 
Steuerbehörde  verwendet  werden,  sondern  es  muss  die  Besorgung  der  laufenden 
Arbeit  den  Beamten  (Steuerverwalter  und  zwei  Adjunkten)  überlassen  bleiben, 
während  die  Steuerkommission  einerseits  bei  den  grossen  Bezügen  mitwirkt,  an- 
derseits als  Eontroll-  und  Strafinstanz  funktioniert;  es  ist  in  diesem  und 
den  folgenden  Paragraphen  dafür  Sorge  getragen,  dass  die  Eompetenzen  der 
Steuerverwaltung  im  Verhältnisse  zum  Departementsvorsteher  und  zur  Steuer- 
kommission und  die  Eompetenzen  dieser  Organe  im  Verhältnisse  zum  Re- 
gierungsrate klar  abgegrenzt  seien. 

§  2.  Hier  wird  die  aUgeraeine  Verpflichtung  aller  der  hiesigen  Steuer- 
hoheit unterliegenden  Personen  ausgesprochen,  der  Steuerverwaltung  über  die 
sie  betreffenden  Verhältnisse  wahrheitsgetreue  Auskunft  zu  geben;  ein  solcher 
Satz  fehlte  bisher,  ist  aber  namentlich  in  Bezug  auf  die  Personen,  welche 
nicht  von  vornherein  als  Steuerpflichtige  behandelt  werden  können,  weil  sie 
nicht  notorisch  steuerbares  Vermögen  oder  Einkommen  besitzen,  notwendig. 
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Im  weiteren  ist  der  Steaerverwaltung  das  Recht  aller  zweckdienlichen 
Nachforschungen,  insbesondere  der  Einsieht  in  die  Rechnungs-  und  Geschäfts- 
bücher zugesprochen;  dagegen  ist  die  Auflegung  eines  Handgelübdes  und  die 
Anordnung  der  amtlichen  Inventur')  der  VerfÜffung  des  Departementsvor- 
stehers  vorbehalten,  üeber  die  Frage  der  amtlicmen  Inventur  wird  bei  §  80 
einlässlicher  zu  reden  sein. 

Die  Verpflichtung  Öffentlicher  Verwaltungen  zur  Auskunfterteilung  bestand 
schon  bisher. 

§  3  ^)  regelt  den  Rekurs  gegen  Entscheide  der  Steuerverwaltung  an  Steuer- 
kommission und  Regierungsrat;  der  Steuerkoramission  sollen  dieselben  Befug- 
nisse zur  Aufhellung  des  Thatbestandes  zustehen,  wie  der  Steuerverwaltung 
und  dem  Departementsvorsteber. 

Der  Rekurs  soll  keine  Suspensivkraft  haben,  womit  immerhin  nicht  ge- 
sagt sein  sollt  dass  die  Steuerverwaltung  nicht  in  der  Regel  die  Exekution  bis 
zum  Entscheide  der  obersten  Instanz  verschieben  könne. 

Hier  ist  auch  die  Stellung  der  Steuerbehörde  zum  Gerichte  in  Bezug  auf 
die  Kompetenz  zu  vorsorglichen  Massregeln  zur  Sicherung  von  Steuerforde- 
rungen geordnet. 

Es  liesse  sich  denken,  dass  die  Steuerbehörde  eine  selbständige  Befugnis 
zum  Schutze  ihrer  Ansprüche  hätte,  also  ihre  Arreste  selber  verfügen  könnt«; 
indessen  scheint  uns,  es  wäre  ein  solches  Nebeneinanderlaufen  von  zwei  Arrest- 
instanzen nicht  erwünscht,  sondern  es  erscheint  als  richtiger,  die  Verfügung 
des  Arrestes  einheitlich  dem  Gerichte  zu  lassen,  aber  allerdings  so,  dass  der 
Crerichtsbehörde  obliegt,  Arrestgesuchen  der  Steuerbehörde  ohne  materielle 
Prüfung  des  Anspruches  Folge  zu  geben. 

§  4  *)  fallt  eine  Lücke  in  der  jetzigen'Gesetzgebung  aus;  in  Art.  80  des 
Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Eonkurs  ist  der  kantonalen  Gesetz- 
gebung vorbehalten,  Entscheide  der  Steuerbehörden  in  ihrer  Bedeutung  für  die 
Betreibung  gerichtlichen  Urteilen  gleichzustellen  und  damit  ihnen  den  Vorteil 
der  rascheren  Betreibung  zu  sichern;  bei  der  Einführung  dieses  Gesetzes  ist 
hierorts  von  dieser  Bestimmung  kein  Gebrauch  gemacht  worden;  dies  soll  nun 
nachgeholt  werden. 

§  5  soll  die  Steuerbehörde  kräftiger  ausrüsten  gegenüber  auswärt«  Wohn- 
haften, welche  für  ihr  Einkommen  oder  ihr  Vermögen  der  hiesigen  Steuerhoheit 
unterliegen,  insbesondere  gegenüber  auswärtigen  Liegenschaflsbesitzern ;  es 
wird  die  Kompetenz  der  hiesigen  Betreibungsbehörde,  eventuell  der  hiesigen 
Gerichte,  sofern  ausnahmsweise  eine  Steuerstreitigkeit  zum  gerichtlichen  Aus- 
trage kommen  kann,  ausdrücklich  statuiert;  sodann  wird  der  Steuerbehörde 
ein  Anspruch  auf  die  hier  liegenden  Aktiva  eines  auswärts  wohnenden  Steuer- 
pflichtigen eingeräumt;  zu  diesen  Aktiva  gehören  insbesondere  die  Liegen- 
schaften auswärtiger  Eigentümer^);  die  Steuerbehörde  hat  in  der  letzten  Zeit 
wiederholt  Schwierigkeiten  gehabt,  beträchtliche  Liegenschaftsgewinne,  die  von 
auswärtigen  Eigentümern  hier  gemacht  worden  sind,  zur  Steuer  heranzuziehen ; 
es  sollte  aber,  so  gut  als  möglich,  verhindert  werden,  dass  auswärtige  Speku- 
lanten aus  der  Wertsteigerung  unseres  Bodens  Nutzen  ziehen,  ohne  der  ge- 
setzlichen Steuerpflicht  zu  genügen;  aus  diesem  Grunde  soll  auch  in  solchen 
Fällen  die  Steuer  auf  dem  Boden  selber  haften. 

§  6  füllt  ebenfalls  eine  Lücke  der  jetzigen  Gesetzgebung  aus;  es  soll 
der  Steuerkommision  mit  Genehmigung  des  Departementsvorstehers  (§  8)  ge- 

1)  Die  Anordnung  der  amUichen  Inventur  wurde  vom  Grossen  Rat  abgelehnt. 

3)  Durch  die  Beratungen  im  Grossen  Rat  erfuhr  der  Paragraph  mancherlei  Veränderungen. 

3)  Der  S  4  des  Entwurfs  erhielt  als  Zusätze  Abs.  i  u.  s. 

♦)  Die  Bestimmung  des  Entwui-fe,  dass  die  Steuerforderungen,  welche  sich  auf  Liegen- 
schaften auswärts  Wohnender  beziehen,  auf  diesen  Liegenschaften  haften,  wurde  beseitigt  und 
dafür  der  Steuerverwaltung  die  Befugnis  erteilt ,  Sicherheitsleistung  zu  verlangen.  Man  be- 
fürchtete sonst  eine  gewisse  Unsicherheit  im  Liegenschaftsverkehr  und  im  Uypotbekenkredit, 
weU  die  Steuerforderungen  nicht  wie  andere  Belastungen  von  Liegenschalten  zum  voraus 
piäzisiert  und  publiciert  werden  können. 
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stattet  sein,  gegen  Säumige,  welche  Auskunft  gar  nicht  oder  unrichtig  erteilen, 
mit  Ordnungsbussen  vorzugehen;  die  Fälle  sind  oft  zu  geringfügig,  um  zu  einer 
Verzeigung  an  das  Polizeigericht  zu  führen,  und  doch  sollte  die  Behörde  die 
Möglichkeit  haben,  mit  Nachdruck  zu  verfahren. 

§  7  regelt  das  Strafverfahren  neu.  Der  jetzige  §  34  enthält  Lücken 
und  Unklarheiten;  unklar  ist  das  Verhältnis  der  Steuerverwaltung  zum  Polizei- 
gerichte, soweit  es  sich  um  die  Bestrafung  noch  lebender  Defraudanten  han- 
delt; der  Steuerbehörde  steht  zwar  die  Aussprechung  der  Strafzahlung  zu,  es 
ist  aber  im  Weigerungsfalle  eine  Vorzeigung  an  das  Polizeigericht  vorge- 
sehen, welches  nach  §  45  des  Polizeistrafgesetzes  dieselben  Strafen  aussprechen 
kann  wie  die  Steuerkommission,  allerdings  mit  der  Möglichkeit  der  Umwand- 
lung in  Haft;  wird  die  Strafzahlung  gegenüber  einer  Erbmasse  ausgesprochen, 
so  ist  dagegen  für  die  Erben  eine  Verhandlung  vor  Polizeigericht  nicht  vor- 
gesehen; demnach  würde  hier  der  Entscheid  der  Steuerkommission  endgültig 
sein;  es  ist  aber  einmal  vorgekommen,  dass  die  Erben  die  Höhe  der  Straf- 
zahlung bestritten,  worauf  die  Steuerbehörde  den  Betreibungsweg  beschritt  und 
infolge  der  Bestreitung  zum  Prozesse  vor  Zivilgericht  genötigt  war;  das  Zivil- 
gericht erklärte  sich  dann  trotz  der  Einsprache  der  Steuerbehörde  kompetent 
zur  Beurteilung  der  Richtigkeit  des  Strafmasses,  trat  aber  materiell  der  Auf- 
fassung der  Steuerkommission  bezüglich  der  Höhe  der  Strafsumme  beL 

Es  wird  nun  vorgeschlagen,  diese  Frage  dahin  zu  erledigen,  dass  wie  im 
Steuer wesen  überhaupt,  so  auch  im  Strafverfahren  die  Verwaltungsbehörden 
allein  kompetent  sein  sollen,  da  nur  auf  diese  Weise  eine  einheitliche  Behand- 
lung gesichert  ist ;  im  allgemeinen  ziehen  auch  die  Betroffenen  vor,  ihre  Sache 
mit  der  Steuerbehörde  direkt  zu  bereinigen,  und  vermeiden  die  mit  dem  Ge- 
richtsverfahren verbundene  Publizität  gerne ;  durch  den  Vorbehalt  des  Rekurses 
an  Steuerkommission  und  Regierungsrat  sind  genügende  Garantien  ftlr  rich- 
tige Abwandlung  der  Straffälle  gegeben. 

Was  das  Strafmass  Ibetrim;,  so  wird  durch  eine  redaktionelle  Verbesse- 
rung deutlich  ausgedrückt,  dass  neben,  nicht  einschliesslich  der  Nachzahlung 
des  umgangenen  Steuerbetrages  die  1 — 5fache  Busse  eintreten  kann. 

Im  ferneren  werden  folgende  Lücken  des  jetzigen  Gesetzes  ergänzt: 

Da  die  Einteilung  in  die  Gremeindesteuer  nicht  auf  Selbstdeklaratioi^ 
sondern  auf  Taxation  beruht,  wobei  allerdings  die  Deklaration  für  die  Ein- 
kommensteuer zu  Grunde  gelegt  wird,  so  fragt  sich,  wie  weit  eine  durch  Um- 
gehung der  Einkommensteuer  veranlasste  unrichtige  Einteilung  yi  die  Gemeinde- 
steuer geahndet  werden  kann ;  es  wird  vorgeschlagen,  dass  in  Bezug  auf  die  Ge- 
meindesteuer nur  die  einfache  Nachzahlung  des  zu  wenig  Gezahlten  stattfinden 
soll,  es  sei  denn,  dass  ein  Steuerpflichtiger  durch  spezielle  Beklamationen  be- 
züglich der  Gemeindesteuer  die  Steuerbehörde  zur  Herabsetzung  veranlasst  hat. 

Sodann  muss  eine  Bestimmung  aufgenommen  werden  über  die  Behand- 
lung von  Personen,  welche  ihre  Aufnahmen  in  die  Steuerlisten  nicht  bewirken; 
es  betrifft  dies  diejenigen,  welche  im  Lauf  ihres  hiesigen  Aufenthaltes  allmäh- 
lich zu  steuerbarem  Vermögen  oder  Einkommen  gelangen,  ohne  dass  die  Steuer- 
behörde hiervon  Kenntnis  erhält;  es  besteht  schon  lange  die  Uebung^  durch 
periodische  Publikationen  im  Kantensblatte  und  in  den  Zeitungen  die  Ein- 
wohner auf  ihre  bezügliche  Verpflichtung  aufmerksam  zu  machen;  das  Geeetz 
enthält  aber  keine  spezielle  Strafsanktion  für  die  Unterlassung  der  Anmeldung; 
es  geht  nicht  immer  an,  die  Betreffenden  unter  die  Straf bestimmun^^en  fSr 
Steuerdefraudanten  zu  stellen,  da  oft  nur  Unkenntnis  vorliegt;  es  wird  vor- 

feschlagen,  die  Verpflichtung  zur  einfachen  Nachzahlung  der  nicht  geleisteten 
teuerbeträge  und  daneben  Ordnungsbussen  im  Betrage  5— 100  Fr.  aufzustellen 
für  die  Fälle,  wo  die  Unterlassung  nicht  länger  als  3  Steueijahre  gedauert  hat; 
bei  längerer  Dauer  der  Unterlassung  wären  die  gewöhnlichen  Strafbestim- 
mimgen  anzuwenden. 

§  8  ordnet  das  Verfahren  bei  der  Verhängung  von  Ordnungsbussen, 
Nachzahlungen  und  Strafzahlungen,  gleichwie  das  Verfahren  bei  der  Steuer- 
feststellung, ebenso  die  Beitreibung  der  Leistungen. 
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Die  VerjabrungsfriBt  von  10  Jahren  wird  beibehalten  und  nur  der  Zeit- 
punkt des  Beginnes  derselben  präzisiert. 

§  9  behält  die  Straf  besiimmungen  der  §§  44  und  45  des  Polizeistraf- 
iresetzes  und  der  §§  79  und  80  des  Strafgesetzes  vor;  die  letzteren  betreffen  die 
Bestrafung  des  falschen  Handgelübdes  und  ergänzen  die  bezügliche  Bestim- 
mung von  §  2  des  Entwurfes;  die  §§  44  und  45  des  Polizeistrafgesetzes  be- 
handeln die  Verweigerung  der  Auskunft  in  Steuersachen  und  die  Nichtentrich- 
tung  von  Steuern;  wir  sind  genötigt,  eine  neue  Fassung  dieser  Paragraphen 
vorzuschlagen  und  werden  dieselbe  am  Schlüsse  begründen. 

n.  Einkommensteuer. 

§  10.  Abs.  4  von  §  1  des  jetzigen  Gesetzes,  welcher  die  Steuerpflicht  der 
auswärts  wohnenden,  aber  hier  unter  Vormundschaft  stehenden  Personen  aus- 
spricht, kann  gegenüber  den  bundesrechtlichen  Grundsätzen  über  Doppel- 
besteuerung nicht  aufrecht  erhalten  werden,  da  auch  der  Bevormundete  der 
Steuerhoheit  des  Ortes  unterliegt,  wo  er  seinen  regelmässigen  Wohnsitz  hat; 
für  diejenigen  Bevormundeten  aber,  die  nur  vorübergehend,  der  Ausbildung 
hidber,  auswärts  wohnen,  ist  die  Bestimmung  unnötig,  da  durch  vorübergehen- 
den Aufenthalt  dieser  Art  der  Steuerwohnsitz  nicht  verloren  geht*). 

§  11.    Die  Aenderung  in  Abs.  3  ist  bei  §  12  zu  motivieren. 

§  12.  üeber  die  Erhöhung  der  Progression  um  1  7o  ^^  Einkommen 
über  16,000  Fr.  ist  bereits  gebrochen  worden. 

Die  Erleichterungen,  die  schon  jetzt  für  Personen  mit  kleineren  Ein- 
kommen, für  Verheiratete  und  für  Witwen  mit  unerwachsenen  Kindern  be- 
standen, sind  etwas  erweitert  und  konsequenter  ausgestaltet.  Bisher  bestand 
die  Erleichterung  darin,  dass  die  kleineren  Einkommenskategorien  (Ledige  von 
1200—1800  Fr.,  Verheiratete  von  1500—2400  Fr.)  entweder  8  Fr.  oder  15  Fr. 
zahlten;  Witwen  zahlten  von  1800—2400  Fr.  8  Fr.;  unmittelbar  über  diesen 
Einkommensbeträgen  war  1  %  zu  entrichten.  Bei  diesem  Systeme  hatten  nun 
Personen  mit  sehr  verschiedenem  Einkommen,  gleichwie  bei  der  Gemeinde- 
steuer, denselben  Steuerbetra^  zu  zahlen,  nur  mit  der  Erschwerung,  dass  der 
Betrag  auf  einmal,  statt  in  vier  Raten  zu  entrichten  war;  mit  dem  neuen  Vor- 
schlage wird  die  Verschiedenheit  des  Einkommens  besser  berücksichtigt,  und 


1)  Der  Beliebt  des  Regierongsrats  vom  8.  September  1897  betr.  zweite  Beratnng  des 
Entwnrfli  bemerkt  zu  diesem  |  10  noch  ibigendes : 

1  10.  In  Bezog  auf  die  Einkommenstener  mnsSf  wie  dies  in  8  17  des  Entwürfe  fttr  die 
Vermögensstener  gesoheben  ist,  der  bandesrechtliche  Qmndsatz  aasgesprochen  werden,'  dass 
der  Einkommenstener  nicht  anterworfen  ist  das  Einkonunen  aus  answäxts  gelegenen  Liegen- 
schaften, ans  Oeschäftsbeteiligongen  und  ans  Kommanditanteilen. 

Sodann  sind  wir  in  Bezog  anf  Abs.  8  dieses  Paragraphen  veranlasst  worden,  den  Fall 
ins  Ange  zo  fassen,  wo  aoswärts  Wohnende  an  einer  Liegenschaft  beteiligt  sind,  ohne  sidi 
als  Eigentümer  ins  Qrondboch  eintragen  zn  lassen ;  es  mnss  Vorsorge  getroffen  werden,  dass 
aoch  in  diesen  F&Uen  das  Einkommen  ans  Liegenschaften,  insbesondere  der  Gewinn  beim 
Verkauf  der  hiesigen  Steuerhoheit  nicht  entgeht,  was  eintreten  könnte,  wenn  die  Steuerpflicht 
nur  auf  die  Personen  beschränkt  wird ,  welche  durch  den  Eintrag  im  Orundbnch  als  Eigen- 
tümer gekennzeichnet  sind  und  welche  mit  Berufung  auf  die  jetdge  Formulierung  des  Abs.  8 
von  dem  Gesamtgewinne  den  Teil  abziehen  könnten,  den  sie  an  die  auswärtigen  Partizinanten 
auszuweisen  haben.    Wir  schlagen  vor,  den  im  Grundbuch  eingetragenen  E&entttmer  nir  das 

gesamte  Einkommen  aus  der  Liegenschaft  steuerpflichtig  zu  erklären ;  eine  unbilligkeit  liegt 
erin  nicht,  da  dem  Eingetragenen  Ja  freisteht,  das  Betreffhis  der  auswärtigen  Interessenten 
mit  ihnen  zu  verrechnen ,  und  die  letzteren  sich  durch  die  Eintragung  ins  Grundbuch  zum 
hiesigen  Fiskus  in  ein  normales  Verhältnis  setzen  können.  Vom  Standpunkte  des  Bundes- 
rechtes scheint  uns  die  vorgeschlagene  Lösung  nicht  anfechtbar;  die  Praxis  des  Bundesgerichtes 
in  Doppelbesteuerungsfragen,  die  übrigens  sich  nur  auf  interkantonale,  nicht  auf  internationale 
Verhältnisse  bezieht,  stellt  den  Kantonen  die  Normierung  der  Besteuerung  von  Grund  und 
Boden  frei;  es  muss  also  den  Kantonen  gestattet  sein,  zu  verhindern,  «dass  auswärts  Wohnende 
mit  herwärtigem  Grund  und  Boden  spekulieren,  ohne  vom  Gewinne  eine  Einkommensteuer  zu 
entrichten,  während  doch  dieser  Gewinn  in  erster  Linie  aus  der  Wertsteigerung  entsteht, 
welche  durch  die  Entwicklung  unseres  Gemeinwesens  sich  fttr  dessen  Gebiet  ergibt;  es  mttsste 
als  unbülig  empfunden  werden,  dass  der  Eigentümer,  der  sich  im  Grundbuohe  als  solcher  be- 
kennt, unserer  Steuerhoheit  unterliegt,  dass  aber  der,  welcher  sich  dem  Grundbuche  fernhält, 
hierorts  steuerfrei  ausgehen  soll. 
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es  vollzieht  sich  danach  auch  der  Uebergang  zu  dem  Normalsatze  von  1% 
ohne  zu  grosse  Sprünge.  Dass  wir  die  Witwen  mit  unerwachsenen  Kindern 
noch  mehr  als  bisher  erleichtem,  indem  wir  einerseits  ihre  Steuerfreiheit  von 
1800  Fr.  auf  2000  Fr.  erhöhen,  anderseits  den  Normalsatz  statt  wie  bisher 
schon  bei  2400  Fr.  erst  bei  3500  Fr.  eintreten  lassen,  dürfte  wohl  gerecht- 
fertigt sein. 

§  13.  Es  erschien  angemessen,  auch  die  Redaktion  der  Bestimmungen, 
welche  den  Begriff  des  steuerbaren  Einkommens  umschreiben,  einigen  Aende 
Hingen  zu  unterziehen,  da  einzelne  Ausdrücke  des  jetzigen  §  4  antiquiert  sind, 
und  gewisse  Punkte  ausführlicher  behandelt  sein  sollten. 

Es  sollte  deutlicher  als  bisher  g^esagt  sein,  dass  die  Wertvermehrung 
auf  Vermögensobjekten,  insbesondere  auf  Wertpapieren  und  Liegenschaften 
der  Einkommensteuer  auch  dann  unterliegt,  wenn  die  betreffenden  Objekte 
nicht  realisiert  worden  sind,  sondern  nur  eine  Höherwertung  im  Vermögens- 
status stattgefunden  hat;  die  bezügliche  Praxis  steht  seit  längerer  Zeit  fest; 
es  kann  nicht  angehen,  dass  ein  Vermögensobjekt  vom  Eigentümer  gegenüber 
dem  bisherigen  Ansätze  höher  angesetzt  werde,  ohne  dass  Einkommensteuer 
bezahlt  wird,  da  sonst  durch  das  Mittel  von  Aufschreibungen  im  Status  dem 
Fiskus  die  Versteuerung  von  Gewinnen  entzogen  werden  könnte,  die  unbestrit- 
tenermassen  nach  der  hiesigen  Auffassung  des  steuerbaren  Einkommens  der  Ein- 
kommensteuer unterliegen ;  unsere  Einkommensteuer  hat  seit  den  ersten  Jahren 
ihrer  Einführung  den  Gewinn  auf  Liegenschaften  im  Unterschiede  zu  der  Ge- 
setzgebung vieler  anderer  Kantone  und  anderer  Länder  als  steuerbares  Ein- 
kommen behandelt,  ebenso  den  Gewinn  auf  Wertpapieren ;  es  muss  dafür  Sorge 
getroffen  werden,  dass  dieser  Grundsatz  konsequent  durchgeführt  wird,  insbe- 
sondere in  der  jetzigen  Zeit,  wo  Grund  und  Boden  einer  so  ausserordentlichen 
Wertsteigerung  teilhaftig  geworden  ist.  Es  wird  nun  allerdings  nicht  verlangt, 
dass  der  Steuerpflichtige  jedes  Jahr  eine  neue  Wertung  seiner  Vermögensobjeäe 
vornehme  und  den  Mehrwert  als  Einkommen  versteure ;  man  kann  es  in  dieser 
Hinsicht  im  allgemeinen  der  bisherigen  Uebung  überlassen,  die  eine  andere  ist, 
je  nachdem  es  sich  um  Geschäftsvermögen  oder  um  Privatvermögen  handelt; 
dagegen  muss  verlangt  werden,  dass,  wenn  eine  Höherwertung  eingetreten  ist, 
dieselbe  bei  der  Berechnung  der  Einkommensteuer  berücksichtigt  werde;  und 
namentlich  ist  der  Satz  durchzuführen  in  Fällen,  wo  eine  Liegenschaft  anläss- 
lich des  Erbganges  neu  geschätzt  wird;  die  Höherwertung  gegenüber  dem  bis- 
her vom  Verstorbenen  angenommenen  Anschlage  ist  als  Einkommen  der  Erbs- 
masse zu  behandeln  und  als  solches  von  ihr  zu  versteuern;  hiervon  abgesehen 
ist  auch  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  Schätzungen,  die  allzusehr  mit  den 
wirklichen  Verhältnissen  im  Widerspruche  stehen,  der  Eigentümer  von  der  Be- 
hörde zu  einer  Höherwertung  vei*anlas8t  werde. 

Der  Schlusssatz  ist  im  Interesse  einer  gleichmässigen  Anwendung  der 
Steuervorschriften  gegenüber  den  Ehen  mit  verchiedenem  Güterrechte  not- 
wendig. In  Basel  gilt  für  die  überwiegende  Zahl  von  Ehen  das  Sjstem  der 
Gütergemeinschaft,  kraft  welchem  das  Einkommen  und  das  Vermögen  der  Ehe- 
gatten eine  einzige  Masse  darstellt;  es  kommen  aber  auch  andere  Güterrechts- 
systeme vor,  sei  es,  dass  die  Ehegatten  das  System  der  Gütertrennung,  wie  et 
in  unserem  Gesetze  vorgesehen  ist,  gewählt  haben,  sei  es,  dass  sie  unter  einem 
auswärtigen  Güterrechte  geheiratet  haben:  einzelne  dieser  Güterrechte  wirken 
nun  für  die  Ehegatten,  wenn  die  Steuervorschriften  darauf  konsequent  ange- 
wendet werden,  wie  Steuererleichterungen  oder  sogar  Steuerbeft^iungen;  bei- 
spielsweise könnten  Ehegatten,  die  unter  Gütertrennung  leben,  wenn  jeder  sein 
Einkommen  besonders  berechnen  dufte,  von  der  Einkommensteuer  ganz  befreit 
sein,  weil  keines  dep  einzelnen  Einkommen  das  steuerbare  Minimum  erreicht» 
und  jedenfalls  wirkt  die  Prozession  auf  das  einzelne  Einkommen  nicht  so  in- 
tensiv, wie  auf  das  Gesamtemkommen.  Im  Interesse  der  Gleichheit  vor  dem 
Steuergesetze  wird  nun  vorgeschrieben,  dass  das  Einkommen  von  Eh^atten  ohne 
Rücksicht  auf  das  Güterrechtssystem  als  ein  Gesamteinkommen  zu  behandeln  sei. 
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14  und  15.    Die  neue  Redaktion  schliesst  sich  genauer  dem  seifc  1895 
eingefülirten  Verfahren  der  Steuerdeklaration  mittels  besonderer  Formulare  an. 

§  16.  Die  bisherige  Redaktion  (§  6)  berücksichtigt  mehrere  öfters  vor- 
kommende Verhältnisse  nicht  und  ist  deshalb  zu  erweitem;  bei  der  Berech- 
nung der  Steuer  für  kürzere  als  Jahresfrist  muss  die  Behandlung  der  Progres- 
sion ausdrücklich  normiert  werden;  femer  ist  von  der  Steuerfreiheit  in  den 
Fällen  einer  weniger  als  V«  ^^^^^  dauernden  Steuerpflicht  auszunehmen  der  Fall, 
wo  innert  dieser  Kürzeren  Frist  ein  Liegenschaftsgewinn  entsteht;  die  Fälligkeit 
der  Steuer  Wegziehender  ist  genauer  zu  normieren,  da  die  Einkommensteuer 
regelmässig  erst  im  Monat  April  des  nachfolgenden  Jahres  fällig  wird;  endlich 
ist  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  bezüglich  der  Einkonunensteuer  ein^ 
lässlicher  zu  ordnen,  da  dieselbe  von  grosser  Bedeutung  ist. 

m.  Yermögenssteaer. 

§  17.    Es  bedürfen  alle  Absätze  des  bisherigen  §  8  der  Korrektur. 

Abs.  1.  Nach  dem  Bundesrechte  über  Doppelbesteuerung  ist  die  Be- 
steuerung des  Immobiliarbesitzes  ausserhalb  des  Kantons  nicht  zulässig;  es 
könnte  also  der  bisherige  dem  Bundesrechte  widersprechende  Grundsatz  nur  in 
Bezug  auf  die  intemationalen  Verhältnisse  aufrecht  erhalten  werden;  wir  raten 
hiervon  aber  ab,  nicht  nur  weil  die  Handhabung  zu  Härten  führen  und 
schwierig  sein  würde,  sondern  auch,  weil  es  uns  wohl  ansteht,  den  richtigen 
Grundsätzen  gegen  Doppelbesteuerung  an  unserem  Orte  zur  intemationalen  An- 
erkennung zu  verhelfen. 

Abs.  2.  In  Bezug  auf  den  Schuldenabzug  haben  wir  den  Grundsatz  auf- 
gestellt, den  das  Bundesgericht  für  den  analogen  Fall  der  Schuldenberechnung 
bei  der  Feststellung  der  Erbschaftssteuer  ausgesprochen  hat. 

Abs.  3.    Die  Aenderungen  sind  nur  redaktioneller  Art 

Abs.  4  des  bishengen  Gesetzes  (Besteuemng  des  vormundschaftlich  hier 
verwalteten  Vermögens)  wird  fallen  gelassen  aus  den  bei  §  10  dargelegten 
Gründen. 

Der  Schlusssatz  entspricht  dem  Abs.  3  des  bisherigen  §  9,  der  offenbar 
besser  in  diesem  Paragraphen  untergebracht  wird. 

§  19.  lieber  die  Beschränkung  der  Limiten  bei  den  einzelnen  Klassen 
der  Vermögenssteuer  haben  wir  schon  früher  gesprochen;  es  scheint  uns  eine 
Maximallimite  von  100,000  Fr.  zu  genügen. 

§  20  enthält  die  bereits  erörterte  neue  Skala  der  Steuerprogression;  bei 
Berücksichtigung  der  allmählich  wirkenden  Progression  würde  nach  unseren 
Ansätzen  zahlen  ein  Vermögen  bis  50,000  Fr.  1  ^/oo,  ein  Vermögen  von 
50,000-100,000  Fr.  IV4  7oo,  ein  solches  von  100—200,000  Fr.  1^8  >o,  eines 
von  200—300,000  Fr.  2 Vi  2  ^'oo,  und  ein  Vermögen  von  über  300,000  Fr.  3  >©, 
weniger  275  Fr. 

§  21  enthält  eine  nicht  unbedeutende  Neuemng  in  der  Bestimmung,  dass 
inskünftige  der  Wert  der  Liegenschaften  in  der  Steuerdeklaration  besonders 
angegeben  sein  muss;  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  diesem  wichtigen  Teile 
des  Vermögens  bei  der  Steuereinschätzung  oft  nicht  genügende  Au&ierksam- 
keit  geschenkt  wird,  und  bei  der  grossen  Wertsteigerung,  welche  der  Grund- 
besitz in  den  letzten  Jahren  erfahren  hat,  muss  in  dieser  Hinsicht  ein  mehreres 
geschehen;  es  ist  dies  auch  schon  vom  Standpunkte  einer  Gleichbehandlung 
aller  Steuerpflichtigen  nötig,  denn  es  bestehen  groese  Ungleichheiten  in  der 
Wertung,  indem  Liegenschaften,  welche  schon  längere  Zeit  die  Hand  nicht 
mehr  geändert  haben,  noch  mit  sehr  niederen  Werten  im  Steueransatze 
figurieren. 

Die  Behandlung  der  Vermögen  von  Ehegatten,  die  unter  einem  anderen 
Güterrechte,  als  dem  der  Gütergemeinschaft  leben,  ist  nach  Analogie  von  §  18 
geordnet. 
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Die  periodische  Revision  der  Steuerlisten  soll  inskünftige  alle  8  Jahre, 
statt  alle  4  Jahre  stattfinden;  auch  hierdurch  soll  die  Uebereinstimmung  der 
Steueransätze  mit  den  wirklichen  Verhältnissen  gefördert  werden. 

§  23.  Die  Aenderungen  entspi-echen  den  bei  §  16  bezüglich  der  Ein* 
konimensteuer  erörterten  Gesichtspunkten. 

lY.  Erbschaftssteuer. 

§  24.  Der  Zusatz,  wonach  die  Steuerfreiheit  für  Haus-  und  Feldgeräte 
nur  gilt,  sofern  dasselbe  von  den  Steuerpflichtigen  bei  der  Teilung  übernommen 
wird,  pHlzisiert  wohl  in  richtiger  Weise  die  bezügliche  Vergünstigung;  sie  wurde 
auch  angesprochen  in  Fällen,  wo  die  Erben  das  Mobiliar  dem  überlebenden 
Ehegatten  üoerliessen  und  sich  in  Wertpapieren  ausweisen  Hessen ;  es  hat  keine 
Bedeutung,  die  Vergünstigung  soweit  auszudehnen,  um  so  weniger,  als  der 
überlebende  Ehegatte  selbet  Steueifreiheit  geniesst 

§  26.  Die  Gründe,  welche  uns  von  einer  allgemeinen  Erhöhung  der 
Erbsteuersätze  absehen  lassen,  sind  bereits  erörtert  worden:  dagegen  schien 
uns  richtig,  die  Anomalie  des  jetzigen  Gesetzes  zu  beseitigen,  wonach  Gross» 
kinder  in  der  Besteuerung  ihres  Erbteils  den  Kindern  gleichgestellt  sind, 
während  doch,  wenn  ein  Grosskind  direkt  vom  Grossvater  erbt,  der  Erbgang 
einen  Grad  überspringt;  die  Grosskinder  sollen  nunmehr  mit  2%  belastet 
werden. 

§  28.  Die  neue  Fassung  der  Behandlung  des  Schuldenabzuges  bei  der 
Erbstener  auf  Liegenschaften  auswärts  verstorbener  Eigentümer  entspricht  dem 
Bundesrechte. 

§  29.  Die  obligatorische  amtliche  Inventur  soll  auch  inskünftige  be- 
schränkt sein  auf  die  Todesfälle,  wo  keine  direkten  Erben  vorhanden  sind;  es 
wird  also  die  all^meine  amtliche  Inventur  in  allen  Todesföllen  nicht  vor- 
geschlagen; wir  smd  der  Ansicht,  dass  der  Stenerbezug  dermalen  ohne  diese 
rigorose  Massregel,  die  zudem  eine  ziemliche  Vermehrung  des  Beamtenperso- 
nals zur  Folge  haben  müsste,  im  wesentlichen  richtig  durchgeführt  werden 
könne,  insbesondere  wenn  der  Verwaltung  die  in  §  2  des  Entwurfes  vorge- 
sehenen Mittel  und  Wege  nicht  versagt  werden.  Nach  diesem  §  2  hat  der  Vor- 
steher des  Finanzdepartements  das  Recht,  in  Fällen,  wo  die  Steuerbehörde  an 
den  Angaben  eines  Steuerpflichtigen  zweifelt,  das  Handgelübde  aufzuerlegen 
und  die  amtliche  Inventur  anzuordnen ;  es  stehen  mithin  der  Behörde  die  Mittel 
zur  wirksamen  Ermittelung  der  Wahrheit  zur  Verfügung,  und  zwar  nicht  erst 
nach  dem  Tode  eines  Steuerpflichtigen,  sondern  schon  während  seines  Lebens, 
also  zu  einer  Zeit,  wo  die  Wahrheit  öfters  viel  leichter  festgestellt  werden  kann. 

Bezüglich  der  Vornahme  der  amtlichen  Inventur  ist  deutlich  gesagt, 
dass  das  ^anzdepartement  sich  hierfür  der  Mitwirkung  der  Zivilg[eri(^ts- 
Schreiberei,  als  der  ordentlichen  Inventurbehörde  bedienen  kann ;  da  die  Zivil- 
gerichtsschreiberei für  ihre  Funktionen  unter  der  Aufsicht  des  Gerichtes  steht, 
empfiehlt  es  sich,  die  Stellung  des  Finanzdepartements  in  dieser  Beziehung  zu 
präzisieren. 

y.  städtische  Oemeindesteaer. 

§  32.  Seit  der  Aufhebung  der  Einwohnergemeinde  Eleinhüningen  stehen 
die  Steuerpflichtigen  dieser  Gemeinde  unter  der  städtischen  Gemeindesteuer; 
es  ist  richtig,  dies  nun  im  Gesetze  auszusprechen. 

§  34.    lieber  die  neue  Skala  der  Gemeindesteuer  ist  folgendes  zu  sagen ; 

Die  bisherige  Skala  beginnt  mit  dem  Ansätze  von  0,6  7o»  berechnet  auf 
dem  mittleren  Einkommen  der  betreffenden  Klasse,  und  steigt  bis  zu  1,2^^  in 
der   15.  Klasse.    Man   ging   bei   der  Aufstellung   dieser  Skala   anlässlich   der 
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letzten  Qesetzesrevision  davon  aus,  dasa  die  Gemeindesteuer  nicht  die  Höhe 
einer  zweiten  Einkommensteuer  erreichen  dürfe,  sondetn  dass  sie  sich  in 
massigen  Grenzen  halten  solle,  wobei  immerhin  eine  gewisse  Progression  sich 
ebenfalls  empfehle;  da  es  sich  femer  um  eine  Klassensteuer  handelt,  deren 
Anlage  fi&r  mehrere  Jahre  gelten  soll  ohne  Rücksicht  auf  die  Schwankungen 
des  faktischen  Einkommens  im  einzelnen  Jahre,  so  rechtfertigt  sich  die  Auf- 
stellung von  verhältnismässig  grossen  Limiten. 

Nach  dem  neuen  Vorschlage,  wonach  alle  Klassen  mit  Ausnahme  der 
untersten  im  Steuersatze  genau  um  die  Hälfte  erhöht  werden  sollen,  bleibt  das 
Verhältnis  der  einzelnen  Klassenansätze  das  gleiche;  die  unterste  Klasse  wird 
inskünftig  0,8  ®/o  des  mittleren  Klasseneinkommens  steuern,  die  15.  27«;  über- 
dies haben  wir  die  16.  Klasse,  welche  bisher  alle  Einkommen  über  200,000  Fr. 
umfasste,  auf  die  Einkommen  von  200,000—800,000  Fr.  beschränkt,  ihren  An- 
satz von  3000  Fr.  auf  5000  Fr.  (statt  4500  Fr.)  erhöht  und  für  Einkommen 
über  800,000  Fr.  eine  neue  17.  Klasse  angefügt  mit  einem  Ansätze  von  6000  Fr., 
also  dem  doppelten  des  bisherigen. 

§  85.  Die  Grundlage,  auf  welcher  die  Einteilung  in  die  Gemeindesteuer 
erfolgen  soll,  ist  im  bisherigen  Gesetze  nicht  ganz  gut  bezeichnet ;  §  26  spricht 
von  dem  , durchschnittlichen"  Gesamteinkommen;  gemeint  ist  der  Durchschnitt 
der  4  Jahre,  für  welche  (bis  zum  Jahre  1898)  die  Taxation  gelten  sollte;  ab- 
gesehen davon,  dass,  seit  die  Taxation  nur  noch  für  2  Jahre  erfolgt,  die  Grund- 
lage dieser  Durchschnittsberechnung  eine  zu  kleine  ist,  wäre  es  unrichtig,  bei 
den  fixen  Einkommen  auf  einen  Durchschnitt  abzustellen;  vielmehr  muss  in 
solchen  Fällen  das  wirkliche  Einkommen  in  Besteuerung  fallen,  das  im  ersten 
Jahre  der  neuen  Steuerperiode  besteht;  nur  bei  ungleichen  Einkommen,  wie 
sie  namentlich  bei  Geschäftsleuten  naturgemäss  vorkommen,  muss  eine  Durch- 
schnittsberechnung Platz  greifen;  hier  wird  der  Durchschnitt  der  verflossenen 
3  Jahre  vorgeschlagen. 

§§  36— -38  enthalten  ausführlichere  und  deutlichere  Redaktionen  des  In- 
halia  der  bisherigen  entsprechenden  §§  28  und  29. 

üebergangsbestimmongeii, 

§  89.  Es  sind  hier  noch  die  vorgeschlagenen  neuen  Redaktionen  der 
§§  44  und  45  des  Polizeistrafgesetzes  zu  begründen  und  zu  erläutern. 

§  44  des  Polizeistrafgesetzes.  Das  Bundesgericht  hat  mit  Entscheid  vom 
24.  Juli  1893  in  einem  hiesigen  Rekursfalle  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass 
gemäss  dem  in  Art.  59  der  Bundesverfassung  aufgestellten  Verbote  der  Schuld- 
haft gegen  Zahlungsunföhige  wegen  Nichtzahlung  von  Steuern  wohl  Geldbusse 
ausgesprochen,  aber  die  Umwandlung  der  Geldbusse  bei  Nichtzahlung  in  Haft 
nicht  vollzogen  werden  dürfe.  Es  hat  nun  keinen  Zweck,  gegen  zahlungs- 
unfähige Steuerpflichtige  Geldbussen  auszusprechen ;  es  wird  auch  gegen  solche, 
die  ihre  Zahlungsunfähigkeit  nachweisen,  überhaupt  kein  Strafverfahren  ver- 
Tiigt ;  um  aber  zu  verhindern,  dass  auch  Zahlungsfähige  ihrer  Steuerpflicht  sich 
entziehen,  ist  wenigstens  die  Straf bestimmung  aufzustellen,  dass  Zahlungsfähige, 
die  nicht  zahlen  wollen,  bestraft  werden  können. 

§  44  wird  also  inskünftige  alle  Steuerpflichtigen  mit  Strafe  bedrohen, 
welche  keine  Auskunft  erteilen;  solche,  die  ihre  Steuern  nicht  entrichten,  nur 
insofern,  als  sie  zahlungsfähig  sind. 

§  45  des  Pob'zeistrafgesetzes  ist  gemäss  dem  zu  §7  Gesagten  dahin  zu 
revidieren,  dass  im  Falle  der  Steuerdefraudation  dem  Polizeigerichte  obliegt, 
Strafen,  eventuell  Haft  auszusprechen  gegenüber  den  von  den  Steuerbehörden 
mit  Busse,  Nachzahlung  oder  Strafzahlung  Getroffenen,  welche  trotz  Zahlungs- 
fähigkeit diesen  Auflagen  nicht  nachkommen. 
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Tabelle  1. 


Ergebnisse  der  Staatsrechnangen  1887—95. 

Jahr 

Ausgaben 

Einnahmen 

Defizit 

Ueber- 

Budget 

Staatsrechnung 

Budget 

Staatsrechnung 

schuss 

1887 

5,117,544 

5,531,866  a) 

4,207,735 

5,351,475 

180,390 

__ 

1888 

5,403,222 

5,707,114  b) 

4,900,255 

6,237,013 

— 

529,898 

1889 

6,125,836 

5,952,918  c) 

5,317,970 

5,968,435 

— 

15,517 

1890 

6,258,449 

6,474,846  d) 

5,575,190 

6,584,581 

— 

109,735 

1891 

6/""'^39 

6,803,497 

5,891,210 

6,773,809 

29,688 

— 

1892 

6,          27 

6,965,973 

5,961,100 

6,453,905 

512,068 

— 

1898 

6,          50 

6,924,744 

6.112,060 

6,624,062 

300,682 

— 

1894 

7,          13 

7,178,107 

6,105,070 

7,418,387 

1        — 

240,279 

1895 

7,          25 

7,717,615 

6,338,300 

7,766,533 

— 

48,918 

a)  inkl. 

b)  , 

C)       r 


519,424  Fr. 
242,229   , 
169,328    , 
181,097   , 


ausserordentliche  Amortisation 


Zu  §  12  des  Entwurfs. 


Tabelle  2. 


Einkommensteuer. 


Geltendes   G 

esetz   (§  3) 

Eni 

.wurf>)  (§  12) 

Einkommen 

Steuerbetrag 

Steuerbetra^ 

von 
Fr. 

Ledige 

Ver- 
heiratete 

Witwen 

Ledige 

Ver- 
heiratete 

Witwen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1200.— 

8.- 

^_ 



4.80 





1300.— 

8.— 

— 

— 

5.20 

— 

— 

1400.— 

'8.- 

— 

— 

5.40 

— 

— 

1500.— 

8.- 

— 

— 

6.- 

— 

— 

1600.— 

15.- 

8.- 

— 

9.60 

6.40 

— 

1700.— 

15.- 

8.- 

— 

10.20 

6.80 

— 

1800.— 

15.— 

8.— 

— 

10.80 

7.20 

— 

1900.— 

19.— 

15.— 

8.- 

11.40 

7.60 

— 

2000.— 

20.- 

15.- 

8.— 

12.- 

8.- 

— 

2100.- 

21.— 

15.- 

8.— 

16.80 

12.60 

8.40 

2200.— 

22.- 

15.— 

8.- 

17.60 

13.20 

8.80 

2300.— 

23.- 

15.— 

8.- 

18.40 

13.80 

9.20 

2400.— 

24.- 

15.- 

8.- 

19.20 

14.40 

9.60 

2500.— 

25.— 

25.— 

25.— 

20.— 

15.— 

10.- 

2600.- 

26.— 

26.— 

26.— 

26.— 

20.80 

15.60 

2700.— 

27.- 

27.— 

27.— 

27.- 

21.60 

16.20 

2800.— 

28.— 

28.- 

28.— 

28.- 

22.40 

16.80 

2900.- 

29.- 

29.— 

29.— 

29.— 

23.20 

17.40 

3000.- 

30.- 

30.— 

30.- 

30.— 

24.— 

18.- 

3100.— 

31.— 

31.- 

31.— 

31.- 

31.- 

24.80 

3200.- 

32.- 

32.— 

32.— 

32.- 

32.- 

25.60 

3300.— 

33.- 

33.- 

33.- 

33.- 

33— 

26.40 

3400.— 

34.— 

34.— 

34.- 

34.- 

34.- 

27  20 

3500.- 

35.- 

35.— 

35.— 

35.- 

35.— 

28.- 

3600.- 

36.— 

36.— 

36.— 

36.- 

36.— 

36.- 

1)  Ebenso  das  Gesetz  vom  14.  Oktober  1897. 
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Za  §  20  des  Entwurfs. 


Tabelle  3. 


Yermögenssieaer. 


Steuerb 

e  trag 

Kapital 

Geltendes  Gesetz  (§  11) 

Entwurf  1)  (§  20) 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

über 

5000-8000 

5.- 

5.— 

8000—12,000 

8.— 

8.- 

12,000—16,000 

12.- 

12.- 

16,000—20,000 

12.- 

16.- 

20,000—25,000 

20.- 

20.- 

25,000—30,000 

20.- 

25.- 

30,000-35,000 

30.- 

30.- 

45,000-50,000 

40.— 

45.— 

50,000-55,000 

50.— 

50.— 

55,000-60,000 

50.- 

57.50 

90,000-95,000 

90.- 

110.— 

95,000—100,000 

90.- 

117.50 

100,000—110,000 

100.— 

125.— 

110,000-120,000 

100.- 

145.- 

120,000—130,000 

130.- 

165.— 

200,000—210,000 

250.- 

325.- 

210,000—220,000 

250.- 

355.— 

890,000—400,004 

600.— 

895.- 

400,000-420,000 

650.- 

925.— 

420,000-440,000 

650.— 

985.— 

980,000-1,000,000 

1750.— 

2665.— 

1,000,000—1,050,000 

1850.— 

2725.- 

1,050,000-1,100,000 

1860.- 

2875.— 

1,100,000-1,150,000 

2050.— 

3025.— 

2,000,000—2,050,000 

3850.- 

5725.— 

2,150,000-2,200,000 

3850.— 

6175.— 

2,950,000-3,000,000 

5450.- 

8576.- 

3,000,000-3,100,000 

5850.— 

8725.- 

8,100,000-3,200,000 

5850.— 

9025.- 

3,200,000—3,300,000 

6250.— 

9325.- 

1)  Ebenso  das  Gesetz  vom  li.  Oktober  1897. 

ErbanHOle  im  Kanton  Basel-Stadt  1890—96. 


Tabelle  4. 


Kinder 

und 

Eltern 

1  und  20/o 

Grosseltem 

and 
Geschwister 

40/0 

Oheime 

und 
Neffen 

6% 

Geschwister. 

kinder, 
GrosBOheime, 
Grossneffen 

9% 

Weitere 
Verwandte 
und  Nicht- 
verwandte 

Total 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 

Fr. 

17,928,399 
8,939,629 
20,762,014 
11,756,671 
21,333,243 
22,165,842 
23,239,286 

Fr. 

1,239,283 
1,556,019 

836,828 
7,612,196 

626,773 
1,505,964 
2,803,77g 

Fr. 

198,990 
258,730 

1,901,015 
466,603 

4,532,693 
363,940 
420,865 

Fr. 

27,650 

37,187 
747,999 

59,284 
305,545 

68,760 
215,246 

Fr. 

98,830 
372,679 
230,855 
233,865 
1,409,205 
659.496 
662,865 

Fr. 

19,493,152 
11,164,244 
24,478,711 
20,128,619 
28,207,459 
24,764,002 
27,342,040 

Jahres* 

126,125,084 

16,180,841 

8,142,836 

1,461,671  13,667.795 

durchschnitt 

18,017,869 

2,311,548 

1,163,262 

208,810 

523,971 
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Za  §  34  des  Entwurfs  (§  26  des  geltenden  Gesetzes). 


Tabelle  5. 


St&dtische  Gemeindesteuer  (mit  Prozentberechnung) 

1 

Einkommen 

Steuer 

per  Jahr 

In  Prozent 

Aus 
mittlerem 

a 

Gesetz 

Entwurf«) 

Gesetz   Entwurf  >) 

Einkommen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

von  Fr. 

1 

von         800-1200 

6.- 

8.- 

0,60 

0,80 

1,000 

2 

über      1200—1500 

8.- 

12.— 

0,69 

0,88 

1,350 

8 

1500—2200 

12.— 

18.— 

0,65 

0,98 

1350 

4 

2200—3000 

20.— 

30.— 

0,77 

1,16 

2,600 

5 

3000-4000 

28.— 

42.- 

033 

1,20 

3,500 

6 

4000—6000 

40.— 

60.- 

0,80 

1,20 

5,000 

7 

6000—10,000 

68.- 

102.— 

0,85 

1,27 

8.000 

8 

.      10,000-15,000 

120.- 

180.- 

0,96 

1,44 

12,500 

9 

.       15,000-20,000 

180.- 

270.— 

1,03 

1,54 

17,500 

10 

.      20,000-30,000 

280.— 

420.- 

1,12 

1,68 

25.000 

11 

,      30,000—40,000 

400.- 

600.— 

1,14 

1,71 

35,000 

12 

,      40,000-60,000 

600.— 

900.- 

1,20 

1,80 

50,000 

13 

,      60,000-100,000 

1000.— 

1500.— 

1,25 

1,87 

80,000 

14 

,     100,000-150,000 

1600.- 

2400.— 

1,28 

1,92 

125,000 

15 

,     150,000-200,000 

2400.- 

3600.- 

1,37 

2,06 

176,000 

16 

.    200,000-300,000 

3000.- 

5000.— 

1,20 

2,- 

250,000 

17 

,    300,000—    — 

3000.- 

6000.— 

1- 

2,- 

800,000 

Zu  §  34  des  Entwurfs  (§  26  des  geltenden  Gesetzes.) 
Städtische  Gtomeindesteuer. 


Tabelle  6. 


Vergleich  der  Erträgnisse  na< 

ih  Steuerklassen 

(U.  Quartal  1896). 

Einkommen 

Zahl  der 

St< 

3uer 

Steuer 

betrag 

Steuerpflichtigen 

Gesetz 

Entwurf«) 

Gesetz 

Entwurf 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

800-1200 

12,319 

6.— 

8.- 

73,914.— 

98,552.- 

1200-1500 

3,136 

8.- 

12.— 

25,088.- 

87,632.- 

1500—2200 

3,150 

12.- 

18.- 

37,800.- 

56,700.- 

2200-3000 

1,766 

20.— 

30.- 

35,320.- 

52,980.- 

3000—4000 

1,172 

28.- 

42.— 

32,816.— 

49,224.- 

4000—6000 

1,117 

40.- 

60  — 

44,680.— 

67,020.- 

6000—10,000 

756 

68.- 

102.— 

51,408.- 

77,112.- 

10,000—15,000 

339 

120.— 

180.- 

40,680.— 

61,020.- 

15,000-20,000 

152 

180.- 

270.- 

27,360.— 

41,040.- 

20,000—30,000 

169 

280.— 

420.- 

47,320.— 

70,980.- 

30,000—40,000 

95 

400.— 

600.- 

38,000.— 

57,000.- 

40,000—60,000 

81 

600.- 

900.— 

48,600.- 

72,900.- 

60,000-100,000 

57 

1000.— 

1500.- 

57,000.— 

85,500.- 

100,000—150,000 

27 

1600.- 

2400.— 

43,200.— 

64,800.- 

150,000-200,000 

9 

2400.- 

3600.— 

21,600.- 

32,400.- 

200,000-300,000 

8 

3000.— 

5000.- 

24,000.— 

40,000.- 

über  300,000 

4 
24,357 

8000.- 

6000.- 

12,000.— 

24,000.- 

660,786.— 

988,860.- 

1)  Ebenso  Gesetz  vom  14.  Oktober  1897. 
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Gadoux,  Qaston,  Les  Finances  de  la  ville  de  Paris  de  1798  ä  1900, 
suivies  d'un  es8ai  de  statistique  comparative  des  charges  com- 
munales  des  principales  villes  fran^aises  et  ^trang^res,  de  1878 
ä  1898.  Paris,  Nancy.  Berger -Levrault  et  Cie.  1900.  Vm 
u.  821  Seiten. 

Da  Staats-  und  Eommanalfinansen  in  ihrer  innigen  Wechselbeziehang 
im  wesentlichen  nur  eine  auf  die  beiden  Schultern  desselben  sozialen  KCrjpers 
verteilte  Last  bedeuten,  so  wird  die  Finanzwissenschaft  die  letzteren  nicht 
weiter  vernachlässigen,  sondern  immer  mehr  als  einen  wesentlichen  Bestand- 
teil des  von  ihr  zu  behandelnden  Wissensgebietes  erkennen  und  anerkennen  müssen. 
Leider  sind  aber  die  Unterlagen  an  Thatsachenmaterial,  deren  die  Erfahrungs- 
wissenschaft  des  Finanzwesens  nicht  entbehren  kann,  die  Eommunalfinanzen 
anlangend,  bei  der  völligen  Unzulänglichkeit  der  offiziellen  Eommunalfinanz- 
Statistik  fast  aller  Länder  noch  immer  äusserst  dürftig  und  lückenhaft.  So 
wird  selbst  ein  rein  deskriptives  Werk  wie  das  vorliegende  zumal  dann  mit 
Freude  zu  begrüssen  sein,  wenn  dasselbe  das  Unwichtige  angemessen  kurz,  das 
Wichtige  am  richtigen  Platze  in  ausreichender  Vollständigkeit  behandelt.  — 
Das  vorliegende  Buch  zeichnet  sich  dabei  dadurch  aus,  dass  es  dem  Leser  nicht 
nur  die  eigenen  Forschunffen  an  der  Hand  der  offizieÜen  Haushaltungsschemata 
erleichtert,  sondern  densdben  an  der  richtigen  Stelle  auch  insofern  orientiert, 
als  es  ihn  z.  B.  behufs  einer  sachlichen  Gliederung  der  Ausgaben  jeweilig 
darauf  hinweist,  dass  und  wie  dieselben  aus  den  verschiedenen  Budgetteilen 
zusammengetragen  werden  müssen,  welche  Posten  sich  als  lediglich  durchlaufende 
charakterisieren  und  welche  unmittelbaren  Beziehungen  zwischen  gewissen  Ein- 
naJunen  und  Ausgaben  obwalten,  oder  diese  nach  der  französischen  Terminologie 
als  sog.  recettes  resp.  däpenses  d*ordre  darstellen.  Die  Resultate  derartiger 
Zusammenfassungen  und  Ausscheidungen  werden  von  Cadoux  in  besonderen 
Uebersichten,  neben  den  nach  den  offiziellen  Budgetaufstellungen  gegebenen, 
anschaulich  gemacht.  Wie  in  dem  vorliegenden  Werk  ausserdem  die  ver- 
waltungsrechtlichen Unterlagen,  soweit  sie  in  der  finanziellen  Qebarung  des 
Kommunalkörpers  zum  Ausdruck  kommen,  berücksichtigt  und  zugleich  die 
mannigfachen  Wechselbeziehungen  zwischen  jener  und  den  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  je  an  ihrem  Platze  nicht  ausser  acht  gelassen  werden, 
so  dürften  damit  alle  Anforderungen,  welche  billigerweise  an  eine  derartige 
Monographie  gestellt  werden  können,  um  so  mehr  erfüllt  sein,  wenn  dieselbe 
überdies  —  was  bei  modernen  französischen  Büchern  nicht  immer  der  Fall 
ist  —  jede  Tendenz  in  der  Richtung  der  einen  oder  anderen  Tagesmeinung 
vermeidet.  Zur  Durchführung  solcher  Aufgaben  war  unser  Verfasser  vermöge 
seiner  Stellung  als  Chef  des  Bureaus  der  Seinepräfektur,  das  ist  als  Direktor 
der  administnitiven  Centralstelle  der  Pariser  Eommunalverwaltung,  und  als 
Sekretär  des  Bud^etausschusses  des  Municipalrats,  wie  kaum  ein  anderer  die 
geeignete  Persönlichkeit 

Das  Werk  zerfällt,  die  Pariser  Finanzen  angehend,  in  drei  Teile  (Bücher) 
von  zusammen  sieben  Eapiteln,  denen  in  einem  achten  Eapitel  ein  vergleichen- 
der statistischer  Essai  über  die  Budgets  der  bedeutendsten  französischen  und 
ausländischen  Städte  angehängt  ist. 
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Das  erste  Buch  gibt  in  den  Kapiteln  I  bis  III  die  historische  Ent- 
wicklung des  Pariser  Budgets:  Kapitell  die  Finanzen  des  ^alten**  Paris 
von  1797—1859.  Mit  den  Einverleibungen  der  Vororte  im  Jahre  1860  und  der 
gleichzeitig  einsetzenden  baulichen  Umgestaltung  der  alten  Stadt  unter  dem 
Präfektorat  des  Barons  Haussmann  beginnt  eine  nach  Umfang  und  Inhalt 
der  Kommunalwirtschaft  von  jener  älteren  wesentlich  verschiedene  Epoche, 
verschieden  zumal  in  der  Entwicklung  der  Ausgaben  und  —  der  Schulden. 
Die  Budgets  dieses  Jetzigen"  Paris  bis  zum  Jabre  1875  werden  im  Kapitel  II, 
von  1876—1900  im  Kapitel  III  dargestellt.  Das  zweite  Buch  behandelt  die 
Einnahmequellen:  Kapitel  IV  die  Anleihen  und  die  Schuldenlast,  Kapitel  V 
den  Oktroi,  Kapitel  VI,  wie  die  folgenden  in  seinen  Rückblicken  fast  aus- 
schliesslich  sich  nur  auf  die  jüngste  Periode  erstreckend,  die  übrigen  ordent- 
lichen Einnahmen;  —  das  dritte  Buch  (Kapitel  YII)  die  Aufwandszwecke 
und  die  Ausgaben  der  Stadt. 

Dass  der  Einrichtung  des  Oktroi  und  dessen  Einnahmen  ein  besonderes 
Kapitel  gewidmet  wird,  hat  seinen  Grund  nicht  bloss  in  den  bekannten  lang- 
jährigen Bestrebungen,  diese  Besteuerungsart  durch  andere  Einnahmen  zu 
ersetzen,  sondern  auch  darin,  dass  damit  an  eine  Einnahmequelle  gerührt 
wird,  die,  von  jeher  die  wichtigste  des  Pariser  Budgets,  ursprünglich  dessen 
Speisung  ausschliesslich  besorgt  hat.  In  dem  Gesamt  der  Werdeepoche  des 
Pariser  Budgets  während  der  Jahre  VI  bis  XIV  (1797—1806)  betrugen  die 
Einnahmen  der  Stadt  98,9  Mill.  Fr.,  darunter  die  Oktroieinnahmen  allein 
91,1  Millionen  oder  92<>;o;  1859  lieferte  bei  85  Mill.  Fr.  ordentlicher  und  ausser- 
ordentlicher (4  Mill.)  laufender  Einnahmen,  resp.  104  Mill.  Fr.  unter  Zurechnung 
der  Rest*  und  sonstiger  Einnahmen  aus  Vorjahren,  der  Oktroi  allein  54  MilL  Fr., 
das  sind  63^0  der  eigentlichen  Jahres-  und  52 ^o  der  Totaleinnahme;  im 
Budget  von  1899  waren  unter  804  Mill.  Fr.  ordentlicher  Gesamteinnahmen  die 
des  Oktroi  mit  157,8  Millionen  =  52  %  veranschlagt.  Dass  eine  Steuer,  welche 
allein  die  Hälfte  des  städtischen  Budgets  zu  speisen  hat  —  in  anderen  Städten 
Frankreichs  ist  das  in  noch  erheblicherem  Masse  der  FalP)  — ,  nur  bei  einer 
völligen  Umgestaltung  der  ganzen  Grundlagen  des  Finanzwesens  abgeschaflft 
werden  könnte,  lie^  auf  der  Hand.  Und  da  eine  allgemeine  indirekte 
Besteuerung  von  selten  der  Gemeinden  nur  durch  eine  Besteuerung  des  Konsums 
in  der  Form  des  Oktroi  möglich  ist,  so  bliebe  nichts  übrig,  als  den  grössten 
Teil  des  Ersatzes  in  einer  Mehrbelastung  der  bereits  für  den  Staat  eingehobenen 
direkten  Steuern  zu  suchen.  Die  letzteren  sind  aber  schon  jetzt  in  Paris  und 
vielen  französischen  Gemeinden  so  wenig  wie  bei  uns  von  G^nieindezuschlägen 
verschont;  Paris  erhob  deren  1899  auf  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  78 ^,s, 
auf  die  Personal-Mobib'arsteuer  53  V^.  auf  die  ThÜr-  und  Fenstersteuer  48*  i 
und  auf  die  Gewerbesteuer  26  V«  Centimes  pro  Franc  der  betr.  Prinzipalsteuer- 
sätze. Für  die  Belastung  des  Gewerbebetriebes  kommen  ausserdem  mancherlei 
Licenzen  und  Abgaben  in  Betracht.  Daher  haben  alle  Reformprojekte,  welche 
die  gänzliche  oder  teilweise  Abschaffung  des  Oktroi  bezweckten  und  von  denen 
Gadouz  eine  objektiv  gehaltene  Analyse  gibt,  bislang  zu  keinem  Resultat 
geführt,  weil  bei  allen,  neben  den  in  Vorschlag  gebrachten  Ersatzeinnahmen^ 
eine  erhebliche  Steigerung  der  kommunalen  Znschlagcentimes,  teilweise  um 
mehr  als  80,  notwendig  geworden  wäre.  So  musste  auch  das  Gesetz  vom 
29.  Dezember  1897,  welches  allen  Oktroigemeinden  vom  1.  Januar  1899  ab 
entweder  die  gänzliche  Befreiung  der  sog.  hygienischen  Getränke  oder  wenigstens 
eine  Entlastung  derselben  durch  Herabsetzung  der  betr.  Taxen  auf  bestimmte 
niedrige  Maximalsätze  vorschrieb,  durch  einen  Kammerbeschluss  schliesslich 
suspendiert  werden;  denn  von  380  Kommunen,  welche  die  hygienischen  Ge- 
tränke mit  Oktroi taxen  belegen,  hatten  152  sich  völlig  ausser  Stande  erklärt, 
auf  der  Grundlage  ienes  Gesetzes  irgend  einen  annehmbaren  Ersatz  für  den  so 
erwartenden  Ausfall  ausfindig  machen  zu  können,   und  auch  von   den  Übrige 

1)  Lyon,  1698,  13  Hill.,  St.  Etienne  41/2  Hill.,  Nantes  Vk  Hill.  Fr.  ordentlicher  Eid- 
nahmen;  davon  Oktroieinnahmen  entsprechend  8 1/2,  3,  23/^  MOl.  Fr.,  in  Havre  S1/2«  in  Ronen 
fost  4,  Mill.  Fr. 
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hatte  nur  der  Pariser  Gemeinderat  eine  Vorlage  zu  stände  gebracht,  welche 
von  der  Regierung  soweit  gutgeheissen  wurde,  um  —  wie  bemerkt,  erfolglos  — 
der  Kammer  vorgelegt  werden  zu  können.  Immerhin  haben  diese  Bemühungen 
und  Verhandlungen  klargestellt,  dass  die  steuerliche  Entlastung  der  hygienischen 
Getränke  mindestens  ebensosehr  im  Interesse  der  Produzenten  wie  in  dem  der 
Konsumenten  dekretiert  worden  war,  und  dass  es  deshalb  ebenso  billig  wie 
nach  Lage  der  Verhältnisse  unumgänglich  sein  wQrde,  einen  Teil  des  Ersatzes 
für  den  Ausfall  in  den  Gemeindeeinnahmen  durch  Ueberweisung  von  solchen, 
die  bisher  dem  Staat  dienten,  zu  suchen.  Man  denkt  dabei  namentlich  an  die 
Ueberlassung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  an  die  Gemeinden,  die  auch  in 
Frankreich  als  besonders  geeignet  für  die  Kommunalbesteuerung  gilt.  In  dieser 
Richtung  bewegt  sich  ein  nach  dem  Scheitern  des  Gesetzes  über  die  hygieni- 
schen Getränke  im  Jahre  1899  dem  Parlament  unterbreiteter  Antrag  Fleurj- 
Ravarin,  dahingehend,  den  Oktroi  gänzlich  abzuschaffen,  den  Gemeinden 
dafür  die  für  ihre  Zwecke  geeigneten  direkten  Steuern  zu  überlassen  und  den 
Ersatz  für  letztere  seitens  des  Staates  in  allgemeinen  indirekten  Steuern  zu 
suchen;  die  Motivierung  des  Antrages  weist  bezüglich  dieses  Punktes  nament- 
lich auf  eine  Reform  der  bestehenden  Alkoholtaxen  hin,  welche  in  eine  einzige, 
die  Erhebungskosten  bedeutend  vermindernde  Steuer  zusammenzufassen  wären. 
(Die  Regierung  hat  unterdessen  eine  Reformierung  der  Alkoholsteuer  in  An- 
griff genommen.) 

Von  nicht  minderer  Wichtigkeit  als  der  Oktroi  ist  im  Haushalt  der  Stadt 
Paris  deren  Schuldenlast,  welche  —  ähnlich  wie  im  Staatsbudget  Frank- 
reichs —  ein  Drittel  der  Jahrcsausgabe  erfordert:  1899  110  Mill.  Fr.  von 
304  Millionen  ordentlicher  Ausgaben ;  in  den  Jahren  1891—97  zusammen 
768  Mill.  Fr.  bei  einem  Gesamt  von  2V'a  Milliarden  ordentlicher  und  ausser- 
ordentlicher Ausgaben.  Die  Geschichte  der  Anleihen  der  Stadt  Paris  (Kapitel  IV) 
wird  in  zwei  Abschnitten  behandelt:  im  ersten  die  bereits  getilgten  Anleihen, 
welche  die  Schuldenaufnahmen  von  1807 — 1860  umfassen,  im  zweiten  die  heute 
noch  in  Tilgung  befindlichen.  Beide  Perioden  unterscheiden  sich  von  einander 
u.  a.  auch  dadurch,  dass  für  jene  älteren,  allerdings  verhältnismässig  kleineren 
Anleihen  kurze  Tilgungsfristen,  20—40  Jahre,  angesetzt  gewesen  waren,  wo- 
gegen man  für  den  gewaltig  gesteigerten  Anleihebedarf  der  späteren  Zeit  zu 
länger  ausgedehnten  Tilgungsperioden  von  73—75  Jahren  hat  greifen  müssen; 
nur  für  die  Anleihe  von  1869  war  noch  eine  40jährige  Amortisationsfrist  vor- 
gesehen. Die  gegenwärtigen  Schuldverpflichtungen  der  Stadt  Paris,  über  welche 
Uadoux  auf  S.  315  eine  interessante  tabellarische  Zusammenstellung  gibt,  be- 
lasten die  Stadt  bis  zum  Jahre  1973 ;  dieselbe  hat  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
von  1900  ab  für  Tilgung  2190  Mill.,  für  Zinsen  2272  Mill.  und  für  Losprämien 
377  Mill.  Fr.,  im  ganzen  4,8  Milliarden  Fr.  aufzubringen,  welche  sich  derart 
verteilen,  dass  die  jährlich  ins  Budget  einzusetzende  Annuität  von  1900 — 09 
durchschnittlich  rund  103  Mill.  Fr.,  von  1910—28  von  89  V«  bis  84  Va  Mill.  Fr. 
betragen,  in  den  nächsten  20  Jahren  allmählich  von  77  auf  51  ^1*  Millionen  und 
von  1950—72  von  84  bis  auf  23 V«  Mill.  Fr.  sinken  wird;  für  1973  bleibt 
dann  noch  ein  Rest  von  10  Millionen.  Die  Zahlen  würden  etwa  den  Spielraum 
andeuten,  welcher  dem  künftigen  Kreditbedarf  der  Stadt  verstattet  werden 
könnte,  ohne  deren  Schuldlasten  Über  ihre  heutige  Höhe  hinaus  anzuspannen. 
Derartiger  neuer  Kreditbedarf  lässt  sich  aber  schon  heute  zum  Teil  mit  Sicher- 
heit voraussehen:  seitens  des  Seinepräfekten  sind  dem  Municipalrat  bereits  zwei 
neue  Anleiheprojekte  von  69  Mill.  Fr.  für  Schulzwecke  und  von  75  Mill.  Fr.  für  die 
assistance  publique  unterbreitet  worden;  sodann  werden  der  Ankauf  eines  Teiles 
des  niederzulegenden  Befestigungsgürtels  der  Stadt,  das  Erlöschen  der  Konzes- 
sionen der  Gas-,  der  Elektrizitäts-,  der  Omnibusgesellschaft,  sowie  der  Betriebs- 
gesellschafb  der  von  der  Stadt  erbauten  Untergrundbahn  u.  a.  Anforderungen 
an  die  Stadt  stellen,  die  nur  im  Wege  des  Kredits  befriedigt  werden  können. 

Indem  alles  Spezielle,  die  Entwicklung  des  Zinsfusses,  der  Emissionskurse, 
die  Formen  der  Anleihebegebung  etc.  anlangend  auf  das  Buch  selbst  verwiesen 
werden  muss,  sei  nur  noch  hervorgehoben,  dass  das  in  Rede  stehende  Kapitel 
auch  im  Hinblick  auf  die  in  jüngerer  Zeit  bei  uns  stattgehabten  Erörterungen 
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über  die  Bedürfnisse  und  die  Befriedigung  des  Eommunalkredits  von  Interesse  ist ; 
60  ist  z.  B.  die  Stadt  Paris  schon  seit  längerer  Zeit  —  wie  erst  ganz  neuerdings  Berlin 
—  dazu  übergegangen,  ihre  Anleihen  an  ihren  eignen  Eassenschaltem  sowohl  zur 
Zeichnung  aufzulegen,  wie  in  langfristigen  Emissionsperioden  direkt  an  das  Publi- 
kum zu  verkaufen.  Allerdings  wird  die  Gemeindeverwaltung  dabei  erheblich 
dadurch  unterstützt,  dass  der  Staat  ihr  gestattet,  gegen  Vergütung  auch  die 
staatlichen  Steuererhebestellen  in  der  Provinz  für  ihre  Emissionszwecke  zu  benutzen. 
Auf  die  nicht  minder  interessanten  und  in  klarer  Uebersichtlichkeit 
durchgeführten  Kapitel  über  die  ordentlichen  Einnahmen,  sowie  über  die  Auf- 
wandszwecke und  die  Ausgaben  der  Stadt  Paris  sei  hier  ebenfalls  nur  kurz 
verwiesen.  Dagegen  muss  hervorgehoben  werden,  dass  der  im  VIII.  E[apitel 
niedergelegte  statistisch  vergleichende  Essai,  welcher  auf  Fragebogen  beruht, 
die  der  Verfasser  an  die  betreffenden  Stadtverwaltungen  gerichtet  hat,  die 
nicht  französischen  Stödte  anlangend,  nur  mit  grosser  Vorsicht  zu  be- 
nutzen ist.  So  wird  z.  B.  zu  den  kommunalen  FinanzbehOrden  Londons  audi 
das  Staatsdepartement  für  die  Kommunalverwaltung,  der  Local  Government 
Board  gerechnet  (S.  706),  welcher  (S.  709)  ,in  den  Rechnungen  als  ein  ganz 
neues  Organ  erscheine,  welches  Taxen  auferlege,  ohne  seinerseits  irgend  eine 
Ausgabe  zu  bestreiten  zu  haben' ;  es  bleibt  unklar,  ob  der  Verfasser  dabei  etwa 
die  rein  vermittelnd  distributive  Thätigkeit  dieser  Staatsbehörde  bezüglich  der 
für  Kommunalzwecke  bestimmten  Staatssteuererträge  oder  den  speziell  der 
Londoner  Kommunalverwaltung  eigentümlichen  equalisation  f  und  im  Auge  hat, 
in  jedem  Falle  eine  missverständliche  Auffassung  der  Stellung  des  Local 
Government  Board,  wie  es  ebenso  unzutreffend  ist,  wenn  jene  für  Kommunal- 
zwecke überwiesenen  Steuererträge  als  den  Zuschlagcentimes  der  französischeü 
Kommunen  und  Departements  «analoge  Zuschlagtazen'  bezeichnet  werden.  In 
ähnlicher  Weise  finden  die  Grundzüge  der  preussischen  Steuerreform  von 
1891/93  (S.  741  f.)  eine  durchaus  missverständliche  Darstellung.  Wenn 
zwar  der  Verfasser  selbst  in  seinem  Vorwort  wie  in  diesem  Schlusskapitel  sich 
dagegen  verwahrt  hat,  dem  Inhalt  des  letzteren  zu  grosse  Bedeutung  beizu- 
messen, und  namentlich  auch  darauf  hingewiesen  hat,  dass  die  gleichartige 
Benennung  finanzieller  Daten  deren  Ver^eichbarkeit  keineswegs  garantiere, 
so  bleibt  ihm  der  Vorwurf  dennoch  nicht  erspart,  dass  er  sich  in  den  fremd- 
ländischen Verhältnissen  nur  ungenügend  orientiert  hat. 

Richard  v.  Kaufmann. 


De  Kaufmann,  Richard,  La  politique  fran9aise  en  mati^re  de 
chemins  de  fer.  Traduit,  mis  a  jour  et  prec^d^  d'une  ^tude 
compl^mentaire  par  Frantz  Hamon.  Paris,  Ch.  B^ranger,  1900, 
XI  u.  999  Seiten. 

Hamon,  Frantz,  L'Avenir  de  la  politique  fran9aise  en  mati^re  de 
chemins  de  fer.  Compl^ment  ä  Touvrage  de  M.  R.  de  Kauf- 
mann.    Paris,  Ch.  Beranger,  1900.     351  Seiten. 

In  dem  zweiten  Band  des  15.  Jahrgangs  des  Finanzarchivs,  S.  471,  ist 
das  erstgenannte  Werk,  die  Eisenbahnpolitik  Frankreichs  von  R.  v.  Kaufmann, 
eingehender  besprochen  und  schon  doit  darauf  hingewiesen  worden,  dass  eine 
französische  üebersetzung  des  Werkes  in  Aussicht  genommen  sei.  Diese  Ueber- 
setzung  liegt  nun  vor.  Der  üebersetzer,  Abteil  ungsdirektor  im  französischen 
Finanzministerium,  hat  sich  aber  mit  einer  blossen  Üebersetzung  nicht  begnügt; 
er  hat,  abgesehen  davon,  dass  er  neues  Material  beibringt,  der  Üebersetzung 
einen  eigenen  Band  beigefügt,  in  dem  zunächst  die  mit  den  Eisenbahngesell- 
schaften seit  1896  abgeschlossenen  Nachtragskonventionen  und  deren  Bedeutung 
für  den  Staatshaushalt,  sowie  eine  Reihe  von  speziellen  Fr^en  der  Eisenbahn- 
politik (das  rollende  Material,  Fürsorge  für  das  Personal,  Pensionskassen,  Be- 
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triebskoeten  u.  s.  w.)  besprochen  werden.  Eingebend  behandelt  Hamon  dann 
die  Frage  des  Rachat  der  Eisenbahngesellschaften  (der  Verstaatlichung  der 
Eisenbahaen),  wobei  er  den  a.  a.  0.  skizzierten  Standpunkt  von  Kaunnann 
teilt.  Der  Anhang  enthält  eine  grössere  Zahl  statistischer  Tabellen  zur  Yer- 
gleichnng  der  Verhältnisse  in  Frankreich,  Deutschland  und  anderen  Ländern. 

Schubert. 


B^la     Földes,     Die     Staatshaushaltslehre.      (Finanzwissenschafifc.) 
Budapest  1900,     Politzer.     8^     503  Seiten. 

Je  mehr  sich  das  Material  einer  Wissenschaft  vermehrt,  desto  schwerer 
kann  das  faktische  Material  im  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Theorie 
eingehend  behandelt  und  beleuchtet  werden ;  der  deskriptive  Teil  löst  sich  vom 
theoretischen  und  es  entstehen  zwei  abgesonderte  Wissenschafken.  So  entstanden 
aus  der  Finanzlehre :  Finanzrecht  und  Finanzwissenschaft,  sowohl  im  Auslande, 
als  auch  bei  uns.  Ueber  das  pragmatische  Finanzrecht  Ungarns,  über  den  that- 
sächlichen  Rechtszustand  der  Finanzen  besitzen  wir  im  Buche  von  Universitäts- 
professor Wilhelm  Mariska  ein  musterhaftes  Werk,  welches  bereite  die 
siebente  Auflage  erlebte.  Aus  der  Feder  von  Mariska  entstammt  auch  eine 
Finanzwissenschaft  (Staatshaushaltslehre),  welche  bereits  zur  vierten  AuBgabe 
gelangte,  in  welcher  wir  den  deskriptiven  Teil,  das  pragmatische  Material  von 
der  allgemeinen  Theorie  nicht  streng  abgesondert  sehen;  wir  bekommen  in 
dieser  bedeutenden  Arbeit  eine  allgemeine  Uebersicht  des  Finanzrechtes  sämt- 
licher Eulturstaaten,  und  wir  wollen  hinzufügen,  dass  dieses  nicht  einmal  streng 
zur  Finanzwissenschaft  gehörende  Material  einen  wertvollen  Teil  des  Buches  bildet, 
welches  somit  als  ein  internationales  Finanzrecht  angesehen  werden  kann.  Die 
Aufiiahme  dieses  Materials  in  die  Finanzwissenschaft  füllte  eine  Lücke  aus,  musste 
aber  naturgemäss  die  Reduktion   des  theoretischen  Materials  zur  Folge  haben. 

Die  theoretische  Finanzlitteratur  Ungarns  wird  durch  das  bedeutende 
Buch  (Staatswirtschaftslehre)  des  gewesenen  Universitätsprofessors  und  Bank- 
gouvemeurs  Julius  Eautz  ergänzt 

B^la  Földes,  der  auch  im  Auslande  bekannte  Professor  der  Budapester 
Universität,  gab  jüngst  seine  Finanzwissenschaft  aus.  Földes  sondert  das 
pragmatische  Material  streng  vom  theoretischen  ab ,  stellt  jenes  in  den  Dienst 
des  letzteren,  berücksichtigt  es,  ohne  es  zu  behandeln.  Mit  einem  Worte,  das 
pragmatische  Material  ist  bei  ihm  nur  ein  Bilfsmittel.  Hierdurch  kommt  der 
Unterschied  zwischen  dem  theoretischen  Charakter  der  Staatshaushaltslehre  und 
dem  pragmatischen  Charakter  des  Finanzrechtes  entsprechend  zur  Geltung. 

Földes  ist  Anhänger  der  sozialpolitischen  Richtung,  jener  Richtung, 
deren  Bestreben  auf  Emporhebung  und  Unterstützung  der  in  wirtschaftlicher 
und  sozialer  Hinsicht  schwächeren  Elemente,  der  niederen  Volksklassen,  aus- 
geht. Und  ebenso,  wie  er  durch  den  in  seiner  Sozialökonomie  bei  allen  Fragen 
eingenommenen  Standpunkt  diese  ethische  Auffassung  zur  Geltung  bringt,  so 
führt  er  mit  grösster  Konsequenz  dasselbe  Gedankenselement  auch  im  vorHegen- 
den  Werke  durch,  welches  seine  Sozialökonomielehre  zu  einem  System  erhebt 
und  den  Abschluss  derselben  bildet. 

Wir  möchten  behaupten,  dass  seine  Sozialpolitik  sich  vielleicht  noch 
plastischer  und  stärker  in  seiner  Finanzwissenschaft,  als  in  der  Sozialökonomie- 
lehre ausprägt,  weil  die  einzelnen  Finanzinstitutionen  (Steuern)  und  die  auf 
dieselben  Bezug  habenden  Gesetze  und  Grundprinzipien  (Progpression,  Existenz- 
minimum u.  8.  w.)  zur  Entfaltung  seiner  ethisdien  Auffassung,  zur  Feststellung 
der  Verwirklichungsweise  Gelegenheit  bieten.  Der  Verfasser  stellt  ein  klares 
und  reines  Bild  der  herrschenden,  miteinander  im  Kampf  stehenden  Gedanken- 
strömungen, sowie  deren  Uebergang  in  das  praktische  Leben  nach  Tausenden 
von  Schwierigkeiten  dar  und  wir  finden  bei  jeder  Frage  selbständige  Auffassung 
und  inmier  konsequenten  Standpunkt. 

Földes  behandelt  und  bearbeitet  das  Material  der  Finanzwissenschaft 
in  vieler  Hinsicht  mit  einer  ganz  selbständigen  Auffassung;  wir  müssen  als  eine 
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neue  nnd  beachtenswerte  Eigenschaft  des  Baches  hervorheben,  dass  die  Finanz- 
verhältnisse der  Süd-  und  nordöstlichen  Staaten  einer  wissenschaftlichen  Analyse 
unterzogen  werden,  wodurch  nicht  nur  für  uns,  sondern  auch  für  die  Wissen- 
schaft des  Westens  viel  lehrreiches  und  schätzbares  Material  zu  Tage  gefordert 
wird.  Was  wir  so  gerne  in  seiner  Sozialökonomielehre  sehen,  nämlich  die 
stetige  Inbetrachtnahme  der  einheimischen  Verhältnisse,  G^chichte  imd  Litte- 
ratur,  dies  begrüssen  wir  mit  Freuden  auch  im  vorliegenden  Werke  als  ein 
weiteres  hervorragendes  Moment.  Und  durch  die  beständige  Berücksichtigung 
der  ungarischen  Verhältnisse  bei  Behandlung  der  Entwicklungsgeschichte  und  des 
jetzigen  Standes  der  Finanzproblemen  gewinnt  das  Buch  einen  speziellen  Wert. 

Nach  dem  einleitenden  Teile  (I.  Buch),  welcher  die  Grundbegriffe,  Hilfs- 
wissenschaften etc.  behandelt,  zerHlllt  das  Werk  in  weitere  fünf  Bücher.  Das 
II.  Buch  führt  den  Titel :  die  formelle  Ordnung  des  Staatshaushaltes ;  III.  Buch : 
die  Staatsausgaben;  IV.  Buch:  die  Staatseinnidimen ;  V.  Buch:  der  Staatskredit; 
VI.  Buch:  die  Verwaltung  des  Staatshaushaltes.  Die  Ordnung,  Einteilung  und 
Hauptgruppierung  des  Materials  folgt  dem  allgemein  üblichen  Gebrauch;  aber 
innerhalb  der  Hauptrippen  finden  wir  schon  viel  Originalität  bezüglich  der 
Einteilung  des  Matenals  und  der  Vortragsweise. 

Eine  Neuerung  ist  in  diesem  Werke,  dass  für  die  Wirtschaft  des  Staates 
derselbe  Ausgangspunkt  genommen  wird,  wie  für  das  gesellschaftliche  System 
der  Wirtschan;  den  Ausgangspunkt  bilden  nämlich  die  Grundbegriffe  der  Volks- 
wirtschaftslehre. 

Das  zweite  Buch  (S.  21 — 55)  beschäftigt  sich  mit  der  formellen  Ordnung 
des  Staatshaushaltes;  es  behandelt  das  Budget  und  die  Eontrolle  des  Staats- 
haushaltes. Der  Abschnitt  über  das  Budget  umfasst  sämtliche  einschlä^^ 
theoretische  und  praktische  Fragen  und  deren  wirtschaftliche  und  rechth<£e 
Beziehungen  mit  Rücksicht  auf  die  aus-  und  inländischen  Verhältnisse,  die  Ent- 
wicklungsgeschichte inbegriffen.  Dieser  Abschnitt  ist  ein  organisches,  selb- 
ständiges Ganzes;  ein  wirklicher  Kodex  des  Budgets.  Nach  Definition  des  Be- 
griffes lernen  wir  kennen,  wie  und  nach  welchen  Systemen  das  Budget  fertig- 
gestellt wird;  in  lehrreicher  Weise  und  unter  steter  Berücksichtigung  xler  An- 
forderungen des  praktischen  Lebens  werden  die  Vor-  und  Nachteile  eines  jeden 
Systems  dargestellt.  Seine  Erörterungen  auf  dem  Gebiete  des  Budgetrechtes 
zeugen  von  tiefem  Denken  in  politischen  Fragen.  Er  polemisiert  überzeugend 
gegen  Labands  bekannte  Auffassung,  dass  die  Feststellung  des  Budgets  keine 
gesetzgeberische  Funktion,  sondern  eine  von  der  Gesetzgebung  ausgeübte  Ver- 
waltungsthätigkeit  sei. 

Im  dritten  Buche  werden  die  Staatsausgaben  erörtert.  Unser  Verfasser 
lässt  diese  Frage  —  obwohl  dieselbe  in  manchen  Finanzwissenschaften  nicht 
behandelt  wird,  weil  sie  als  Problem  anderer  Wissenschaften  betrachtet  wird  — 
nicht  beiseite.  Wir  stimmen  seiner  Ansicht  bei,  da  die  finanzielle  Seite  dieser 
Frage  zum  Untersuchungskreise  der  Staatshaushaltslehre  gehört  Die  lehrreichen 
Auseinandersetzungen  gereichen  auch  hier  zur  Zierde  des  Buches  und  dienen 
als  Beweis  für  den  breiten  Gesichtskreis  und  das  grosse  Wissen  des  Verfassers. 

Den  Stamm  des  Werkes  bildet  das  vierte  Buch  über  die  Staateeinnahmen 
(S.  88 — 402).  Nach  Klassifikation  der  Einnahmen  und  nach  Erläuterung  des 
Charakters  derselben  nimmt  er  als  Grundsatz  die  Zerlegung  der  Einnahmen  in 
privat-  und  staatswirtschaftliche  an  und  geht  nachher  zur  Behandlung  der 
privatwirtschaftlichen  Einnahmen  des  Staates  über.  Die  aus  der  Urproddbtion, 
Industrie  und  dem  Handel  herrührenden  Erträge  werden  vom  Verfasser  nur 
summarisch,  aus  prinzipiellen  Gesichtspunkten  erörtert,  um  über  die  Wichtig- 
keit derselben,  im  Verhältnisse  zu  anderen  Einnahmen,  uns  ein  klares  Bild 
schaffen  zu  können ;  es  wird  auch  dadurch  das  zur  Staatshaushaltslehre  gehörige 
Material  von  dem  zur  Volkswirtschaftspolitik  gehörigen  streng  abg^ondert  Er 
begeht  nicht  den  Fehler,  wie  z.  B.  Wagner,  welcher  in  seiner  Finanzwissen- 
schaft mit  der  privatwirtschäftlichen  Thätigkeit  des  Staates  auch  die  Handels-, 
Industrie-,  Verkehrspolitik  ete.  einer  weitläufigen  Besprechung  unterzieht. 

Bei  Fol  des  suchen  wir  vergebens  nach  den  in  Lehrbüchern  üblichen 
breiten  und  weitläufigen  Erörtenmgen  der  Gebühren  und  Regalien ;  er  hebt  nur 
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die  prinzipiellen  Gesichtspunkte  hervor,  ohne  in  die  Details  einzugehen.  Die 
Monopole,  bei  deren  Besprechung  er  sich  ebenfalls  nur  auf  die  wesentlichen 
Momente  beschränkt,  behandelt  er  bei  den  Steuern.  Es  ist  eine  interessante 
und  richtige  Neuerung,  dass  die  Beitr&ge  als  eine  besondere  Einnahmegruppe 
bezeichnet  werden,  da  dieselben  weder  zu  den  Steuern  noch  zu  den  Gebühren 
fferechnet  werden  können.  Die  Lehre  der  Steuern  bildet  den  mächtigsten  Teil 
des  Buches.  Auch  in  diesem  Teil  ist  das  zu  behandelnde  Material  nach  selb- 
ständiger Auffassung  geordnet  und  gewinnt  der  Leser  von  einem  hohen  Stand- 
punkt aus  einen  ausgedehnten  Gesichtskreis.  Die  Philosophie,  Technik  und  alle 
auf  die  Steuern  Bezug  habenden  praktischen  Fragen  werden  wissenschaftlich 
eingehend  besprochen.  Es  gibt  keine  Frage,  deren  Material  auf  geschichtlicher 
Basis,  mit  Inbetrachtnahme  der  Litteratur,  mit  Rücksicht  auf  die  ausländische 
Legislatur  und  die  vaterländischen  Verhältnisse,  unter  gleichzeitiger  Geltend- 
machung der  individuellen  Anschauungen  des  Veifassers  hier  nicht  aufgearbeitet 
wäre.  Die  Lehre  der  Steuern  wird  mit  der  Festsetzung  des  Begriffes  der  Steuer 
eingeleitet.  „Die  Steuer,*  safft  der  Verfasser,  „ist  jener  Teil  des  in  die  Privat- 
wirtschaft eingetretenen  Volkseinkommens,  welcher  vom  staatlichen  Gemein- 
wesen, als  Ganzem,  in  erster  Reihe  zur  Verwirklichung  seiner  eigenen  Zwecke 
in  Anspruch  genommen  wird  und  genommen  werden  Kann.'  Diese  Definition 
ist  originell,  folgt  weder  deutschen,  noch  englischen  oder  französischen  Quellen. 
Und  je  mehr  wir  diese  neue  Definition  einer  eingehenden  Erwägung  unter- 
ziehen, um  so  mehr  werden  wir  dieselbe  würdigen  können.  Im  ersten  Augen- 
blick könnte  der  Leser  glauben,  dass  in  dieser  Definition  die  Periodicität  fehlt, 
während  dieses  Kennzeichen  des  Begriffes  der  Steuer  im  Worte  ,  Einkommen* 
verborgen  ist.  Diese  Definition  kann  auch  bestehen,  trotzdem  es  eine  Ver- 
mögenssteuer gibt,  deren  Bemessungsgrundlage  zwar  das  Vermögen  bildet,  die 
aber  in  ihrer  heutigen  Form  ebenfalls  aus  dem  Einkommen  entrichtet  wird. 
Femer  bildet  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  gemäss  auch  der  Genuss 
der  verbrauchbaren  Vermögensteile  einen  Bestandteil  des  Einkommens.  Auch 
der  Ausdruck  , staatliches  Gemeinwesen''  wird  den  aufmerksamen  Leser  nicht 
irreführen,  da  es  durch  den  Verfasser  betont  wird,  dass  die  Prinzipien  der 
Staatswirtschafb  in  der  Regel  sich  auch  auf  die  Finanzen  der  Selbstverwaltungs- 
Körperschaften  beziehen.  Der  Verfasser  motiviert  eingehend,  dass  er  sich  der 
von  Wagner  gegebenen  Formel  nicht  anschliesst  und  die  sog.  sozialistische 
Funktion  der  Steuer  in  der  Definition  nicht  berücksichtigt.  Bei  den  Grund- 
begriffen der  Steuer  werden  der  Massstab  der  Besteuerung,  das  Problem  des 
Steuersystems,  die  Theorie  und  Geschichte  der  einzigen  Steuer  u.  s.  w.  erläutert. 
Bei  Auseinandersetzung  der  verschiedenen  Steuergrundprinzipien  gelangen  wir  — 
gleich  dem  Verfasser  —  zu  einem  überzeugenden  Standpunkt,  indem  er  uns  vor 
aller  Einseitigkeit  mahnt  und  das  Prinzip  der  Besteuerung  nicht  aus  einem 
einzigen,  sondern  aus  mehreren  Elementen  konstruiert,  denn  auch  der  Staats- 
bürger steht  in  einem  verwickelten  Verhältnisse  zum  Staate  und  hat  auch 
das  Steuerverhältnis  mehrere  Beziehungen.  Hierin  sehen  wir  die  beruhigende 
Harmonie  der  verschiedenen  einseitigen  Grundprinzipien,  wodurch  die  verhUtnis- 
mässige  Berechtigung  der  einzelnen  Grundprinzipien  anerkannt  wird. 

Schön  sind  die  Abschnitte  über  die  progressive  Steuer  und  die  Steuer- 
freiheit des  Existenzminimums  geschrieben.  Die  ethische  Auffassung  des  Ver- 
fassers gelangt  auch  hier  in  plastischer  Weise  zum  Vorschein  und  wirkt  sein 
Standpunkt  —  obwohl  er  selbst  die  stärksten  Gegenargumente  nicht  ver- 
schweigt —  überzeugend.  In  der  Diskussion  über  die  Steuerüberwälzung  werden 
die  Auseinandersetzungen  Fol  des*  stets  beachtenswert  sein;  mit  vielem  Scharf- 
sinn verteidigt  er  den  Standpunkt,  welcher  darin  gipfelt,  dass  der  Schwerpunkt 
der  Steuerüberwälzungsfrage  in  der  Theorie  der  Preisgestaltung  liegt  und  über- 
zeugt uns  davon,  dass  die  Steuerüberwälzung  wissenschaftlich  gar  nicht  ver- 
folgt werden  kann  (!).  Wie  er  sich  über  die  Erfordernisse  des  Steuerwesens: 
Massigkeit,  Bestimmtiieit,  billige  und  schonende  Einhebung  ausspricht  und  was 
er  diesbezüglich  aus  der  Vergangenheit  Ungarns  anführt,  ist  wirklich  fesselnd. 

Mit  sämtlichen  Teilen  des  Buches  können  wir  uns  zwar  nicht  beschäftigen, 
dennoch   dürfen  wir  den  interessanten  Abschnitt  über  die  Steuerpolitik  Eng- 
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lands,  Frankreichs,  Preussens,  Oesterreichs,  Ungarns  und  anderer  Staaten  nicht 
unerwähnt  lassen.  In  grossen  Zflgen  und  wie  aus  einer  Vogelperspektive  charak^ 
terisiert  Földes  die  Richtung  der  Steuerpolitik  dieser  Staaten  und  orientiert 
uns  darüber.  Földes'  gegenwärtiges  Werk  ist  berufen,  der  Vorbereitung  der 
ungarischen  Steuerreform  mächtige  Dienste  zu  leisten.  Die  Reform  der  ungari- 
schen direkten  Steuern  krystallisiert  sich  um  die  allgemeine,  personale  Ein- 
kommenssteuer. Die  direkten  Steuern  werden  vom  Verfasser  in  zwei  Teilen 
besprochen ;  zuerst  behandelt  er  die  wesentlicheren  Steuergattungen,  das  Qenos. 
Es  werden  nämlich  die  Ertragssteuem ,  Vermög^ssteuem  und  Einkommens- 
steuern im  allgemeinen  erörtert  und  dann  die  einzelnen  besonderen  Steuer- 
gattungen. Zunächst  werden  Grund-,  Kapitalzins-,  Arbeits-,  Untemehmunffa- 
steuer,  sowie  die  Verkehrssteuem,  zu  deren  Grundlage  nämlich  die  entstehende 
Steuerquelle  dient,  behandelt.  Dann  kommen  die  auf  der  entstandenen 
Steuerquelle  basierenden  Steuern :  die  Einkommens-,  Vermögens-  und  Erbschafts- 
steuer; den  Schlussstein  dieses  Systems  bilden  die  Verzehrungssteuem,  welche 
auf  einer  verbrauchten  Steuerquelle  beruhen.  Die  Grebäudesteuer  und 
Militlbrtaxe  als  gemischte  Steuergattungen  gehören  zu  einer  separaten  Gruppe. 
Diese  Einteilung  ist  originell ;  die  Verkehrssteuem  werden  vor  der  Einkommens- 
steuer besprochen,  da  bei  einer  sozialen  Ordnung,  in  welcher  Arbeitsteilung 
herrscht,  der  Verkehr  dem  Einkommen  vorangeht.  Mit  grossem  Apparate  ist 
das  Problem  der  Einkommenssteuer  aufgearbeitet.  Földes  betont,  dass  die 
Idee  dieser  Steuer  auf  wirtschaftlicher,  politischer,  ia  sogar  auf  ethischer  Bads 
beruht,  da  mit  dem  Erwachen  des  staatsbürgerlicnen  Selbstbewusstseins  auch 
die  Epoche  der  Einkommenssteuer  heranrückt.  Die  Berechtigung  dieser  Steuer 
wird  mit  starken  Argumenten  nachgewiesen  und  enthält  das  Buch  gleichzeitig 
detaillierte  und  wissenschaftlich  begründete  Vorschläge  bezüglich  der  praktischen 
Anwendung  derselben.  Der  Verfasser  widmet  eingehende  Studien  dem  hin- 
sichtlich der  Vervrirklichung  so  wichtigen  Momente  der  Steuerverheimlichung 
und  der  Sicherung  der  Fatierung,  sowie  den  finanziellen  Ergebnissen.  Beachtens- 
wert ist  der  Abschnitt  über  die  Steuerverwaltung.  Einen  sehr  wertvollen  Teil 
des  Buches  bildet  das  Steuerwesen  der  Selbstverwaltung  (S.  870—401).  Als 
Einleitung  erhalten  wir  eine  knapp  gefasste  Besprechung  über  das  Wesen  der 
Finanzen  der  Selbstverwaltung  und  über  das  Verhältnis  derselben  zum  Staat 
Dann  folgen  die  Systeme  des  autonomen  Steuerwesens  in  England,  Frankreich, 
Preussen,  Italien,  Russland,  Oesterreich  und  Belgien.  Femer  wird  uns  die 
Litteratur  dieser  Frage  vorgeführt.  Auf  solche  .^  erhalten  wir  ein  klares 
Bild  über  den  gegenwärtigen  Stand  des  Steuerwesens  der  Selbstverwaltung  in 
der  Praxis  und  Wissenschaft;  in  letzterer  Hinsicht  macht  Földes  viele  zu- 
treffende und  geistreiche  Bemerkungen.  Im  Abschnitte  über  das  Steuerweeen 
der  Grossstädte  beschäftigt  er  sich  mit  dem  Haushalt  von  Budapest  und  Wien. 

Das  fünfte  Buch  stellt  die  älteren  Gestaltungen  des  Staatskredites  mittels 
lehrreichen,  geschichtlichen  Beiträgen  dar  und  geht  sodann  auf  die  Litteratur 
und  auf  die  allseitige  eingehende  Erörterung  dieser  Frage  ein.  Es  beleuchtet 
die  Geschichte  des  Kredites  in  den  einzelnen  Staaten,  die  verschiedenen  Gat- 
tungen und  die  Verwaltung  der  Staatsschulden,  wobei  er  zur  praktischen  Seite 
der  Frage  viele  wertvolle  Bemerkungen  hinzufügt. 

Das  Werk  schUesst  mit  dem,  interessante  Daten  enthaltenden  sechsten 
Buche  über  die  Verwaltung  des  Staatshaushaltes.  Interessant  sind  hier  die  Be- 
merkungen über  die  notwendigen  Eigenschaften  eines  Finanzministers. 

Das  Buch  ist  schön  geschrieben  und  gereicht  zur  Zierde  der  Wissenschaft 
Es  verdiente  in  eine  westliche  Kultursprache,  vielleicht  in  ^e  deutsche,  über- 
tragen zu  werden,  um  die  wissenscha^liche  Welt  des  Westens  mit  dem  Niveau 
der  ungarischen  Staatswissenschaft  bekannt  zu  machen. 

Budapest.  Dr.  Friedrich  Fellner. 
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Die  Probleme  der  Diskontpolitik  und  der  inländische 
Wechselverkehr  ^). 

Von 
Professor  Dr.  Otto  Warschauer  (Berlin). 

I. 

Der  Wechsel  gehört   zu   den  markantesten  Erscheinungen  des 
Verkehrs  und  besitzt  eine  Fülle  von  Eigenschaften,    die  von  hoher 


*)Litteratur.    Bagehot:  Lombardstreet.    Deutsch  von  Beta,  1874, 
8.  144  ff.   Ehrenberg  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften,^' 

1899,  Bd.  n,  S.  1089,  Art.  Börsenwesen.  Friedrich:  Die  Währungs-  und 
Diskontpolitik  der  deutschen  Reichsbank,  1895,  S.  28  ff.  Härtung:  Die  Noten- 
banken unter  dem  Bankgesetz  von  1875  in  den  Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik,  3.  Folge,  1.  Bd.,  S.  169  ff.,  821  ff.  Heil:  Die  Reichs- 
bank und  die  bayrische  Notenbank  in  ihrer  gegenseitigen  Entwicklung  in 
Bayern  1876—99  (Wirtschafts- u.  Verw.stud.,  herausg.  von  G.  Schanz,  Nr.  IX), 

1900,  S.  19—32.  Heiligenstadt:  Beiträge  zur  Lehre  von  den  auswärtigen 
Wechselkursen  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  1893, 
3.  Folge,  5.  Bd.,  S.  193  ff.  Helf  f  erich :  Beiträge  zur  Geschichte  der  deutschen 
Geldreform,  1898,  S.  292—297,  498  ff.,  femer  „Diskont  und  Währung*  in  „Die 
Nation«,  1900,  Nr.  27—29.  Hildebrand:  Die  Theorie  des  Geldes,  1883, 
8.  94  ff.  Landesberger:  üeber  die  Goldprämienpolitik  der  Zettelbanken, 
1892.  Landmann:  System  der  Diskontpolitik,  1900,  S.  11  ff.,  122.  Lengner: 
Der  Wechsel  in  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung,  1895.  Leonhardt:  Die 
Verwaltung  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  1878—85,  1886,  S.  20 — 48. 
Lexis  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften",  1899, 
Bd.  H,  Art.  Banken,  S.  185,  1894,  Bd.  VI,  Art.  Wechsel,  S.  623  ff.  Lotz  im 
„Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften*,  1900,  Art.  Diskonto 
und  Diskontopolitik.  Loubet:  La  Banque  de  France  et  Tescompte,  1900, 
S.  28,  64  ff.,  81  ff.,  246  ff.  Martin:  Die  Bank  von  England  nebst  Beiträgen 
zu  ihrer  Diskontopolitik  seit  dem  Jahre  1844,  1900,  S.  24  ff.,  39  ff.  Maync:  Der 
Diskont  1899.   v.  Mecenseffy:  Die  Verwaltung  der  Oesterreichisch-ungarischen 
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wirtschaftlicher  Bedeutung  sind-  Er  ist  ein  zirkulationsfähiges  Wert- 
papier, das  als  elastisches  Ejreditwerkzeug  und  Zahlungsmittel  funktio- 
niert; er  dient  als  Tauschmittel,  beziehungsweise  Geldsurrogat,  das 
die  Edelmetalle  nicht  nur  ergänzt,  sondern  auch  vielfach  entbehrlich 
macht;  er  ist  Gegenstand  des  Handels,  sowie  der  Eapitalsanlage  und 
in  der  Form  des  Schuldscheins  gilt  er  als  unanfechtbare  Beweis- 
urkunde eines  geleisteten  Zahlungsversprechens.  So  fördert  er  durch 
seine  Existenz  die  Schwungkraft  des  umlaufenden  Kapitals  und  den 
gesamten  Produktionsprozess  der  Güter. 

Die  Anfange  des  Wechselverkehrs  fallen  in  das  12.  Jahr- 
hundert. Der  Handel  in  den  italienischen  Städten  begann  zu 
blühen,  durch  die  Ereuzzüge  wurden  die  Produkte  des  Orients  dem 
Abendland  zugeführt  und  nach  der  Entdeckung  Amerikas  werden 
Verkehrsbeziehungen  zwischen  entfernt  liegenden  Ländern  in  er- 
höhtem Masse  angeknüpft.  Der  Ausgleich  der  sich  steigernden  wirt- 
schaftlichen Verbindlichkeiten  erfolgt  jedoch  nicht  in  Bar,  sondern, 
um  Gefahren  und  Schwierigkeiten  zu  entgehen,  in  der  Form  des 


Bank  1886—95,  1896,  S.  18—41.  Nasse  und  Lexis  im  .Handwörter- 
buch der  StaatswiBsenschaften",  1899,  Bd.  II,  Art.  Banken,  S.  139, 
184  ff.  Nitti:  Essai  sur  les  variations  du  taux  de  Tescompte,  1899.  NoSl: 
Les  Banques  d*^mission  en  Europe,  1.  Bd.,  1888,  S.  127  ff.  Palgrave:  Bank 
Rate  in  England,  France  and  Gennany,  1844—78,  1880,  S.  44  ff.  t.  Philip po- 
vich:  Allgemeine  Volkswirtechaftslehre,  1899,  S.  253,  Yolkswirtschaftspolitik, 
I,  1899,  S.  277 ff.  Die  Reichsbank  1876— 1900,  S.  75— 104,  123—183,  220  ff, 
238—366,  382—395.  Röscher:  Nationalökonomik  des  Handels  und  Gewerb- 
fleisses,  7.  Aufl.,  bearbeitet  von  Stieda,  1899,  8.  344  ff.,  384  ff.  Salings 
Börsenpapiere,  1.  Teil,  bearbeitet  von  Sandheim,  1899,  8. 125  ff.  8 chan z 
in  Elster:  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  1898,  Art  Diskonto, 
DiskontopoUtik;  Wechsel,  Banken,  Bd.  I,  8.  268.  8charling:  Bankpolitik 
1900,  8.59  ff.,  107  ff.  y.  Sivers:  Beitrag  zur  Geschichte  der  Theorie  de« 
Diskonts  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  1872,  H, 
8.  64  ff.  Struck:  Skizze  des  Englischen  Geldmarktes,  1886,  8.  28  ff. 
Tabellen  zur  Währungsstatistik,  verfasst  im  k.  k.  Finanzministerium, 
U.Ausgabe,  Wien  1896 — 99.  Telschow:  Der  gesamte  Geschäftsverkehr  mit 
der  Reichsbank,  9.  Aufl.,  bearbeitet  von  Letzel,  S.  10  ff.  Verwaltungs* 
berichte  der  deutschen  Reichsbank,  der  deutschen  Privat- 
notenbanken,  der  Banque  de  France  für  1876—1900,  der  Oester- 
reichisch-ungarischen  Bank  für  1878— 1900.  Wagner:  System  der  Zettel- 
bankpolitik, 1873,  8.  270  ff.,  396,  8.  518  ff.  Wagner  in  Schönberg:  Hand- 
buch der  politischen  Oekonomie,  1896,  Bd.  I,  S.  459,  479.  Wickseil: 
Der  Bankzins  als  Regulator  der  Warenpreise  in  den  Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik,  1897,  3.  Folge,  13.  Bd.,  8.  228. 
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verbrieften  Kredits,  welchem  der  Wechselverkehr  dient.  Zuvörderst 
entspringt  dieser  letztere  dem  Bedarf  nach  Austausch  der  ver- 
schiedenen Münzsorten,  dann  breitet  er  sich  aus,  um  Geldtransporte 
zu  ersparen,  und  endlich  tritt  an  Stelle  der  Barzahlung  für  em- 
pfangene Güter  das  Versprechen  zukünftiger  Gegenleistung,  welches 
der  Wechsel  formell  zum  Ausdruck  bringt.  Namentlich  die  italieni- 
schen Geldwechsler  suchen  dem  neuen  und  eigenartigen  Verkehr  feste 
Unterlagen  zu  geben,  besondere  Wechselmessen  entstehen  und  ge- 
wohnheitsrechtliche Grundsätze  zur  Förderung  des  Handels  bilden 
sich  aus.  Nachdem  ursprünglich  die  Wechsler  allein  diese  Art  des 
Geldverkehrs  im  Anschluss  an  die  Beziehungen,  welche  sie  für  die 
Zwecke  ihres  Berufs  in  verschiedenen  Gegenden  des  In-  und  Aus- 
landes hatten,  gepflegt,  nahmen  vom  16.  Jahrhundert  an  alle  Eauf- 
leute  am  Wechselverkehr  teil,  im  17.  Jahrhundert  beginnen  einzelne 
Staaten,  wie  Frankreich,  demselben  eine  gesetzliche  Kodifikation  zu 
geben,  Wechselordnungen,  welche  die  Stellung  des  Gläubigers  festigen, 
erscheinen  und  dem  einmal  gegebenen  Beispiel  folgen  im  18.  und 
19.  Jahrhundert  die  Staaten  der  gesamten  Kulturwelt. 

Die  vielfachen,  in  dem  Wechsel  ruhenden  Eigenschaften  fördert 
das  Diskontgeschäft,  das  seiner  allgemeinen  Bezeichnung  nach 
verschiedenen  geschäftlichen  Zwecken  dient.  Es  tritt  im  Effekten- 
verkehr bei  Ankauf  gekündigter  Schuldscheine  vor  Verfall  auf, 
fernerhin  wird  im  Warenverkehr  bei  Barzahlungen  vielfach  eine  Ver- 
gütung gewährt,  die  Diskont  oder  Skonto  heisst,  jeweiliger  Verein- 
barung unterliegt,  vom  landesüblichen  Zinsfuss  unabhängig  ist,  in 
runden  Prozenten  auftritt  und  zweifelsohne  zu  fördern  ist,  um  die 
Missstände  des  Borgsystems  zu  beseitigen.  Von  allein  entscheidender 
Bedeutung  jedoch  für  die  Zwecke  des  gesamten  Geldmarktes  und  mit 
weitgehenden  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  und  Problemen  ver- 
knüpft ist  nur  dasjenige  Diskontgeschäft,  das  in  dem  An-  und 
Verkauf  von  Inlandswechseln  vor  Verfall  besteht  und  als 
Darlehensgeschäft  gilt.  Von  dem  im  Wechsel  aufgeführten  Nenn- 
betrage erfolgt  beim  An-  und  Verkauf  desselben,  sowie  durchschnitt- 
lich bei  Uebertragung  an  Zahlungsstatt  vom  Eauftage  bis  zum 
Fälligkeitstermin  ein  Zinsabzug,  der  als  Diskont  bezeichnet,  im 
Gegensatz  zum  Lombardzins  sofort  berechnet  wird  und  welcher  den 
baren  Wert  einer  später  fölligen  Forderung  zum  Ausdruck  bringt. 
Die  Diskontsätze  sind  von  grosser  wirtschaftlicher  Bedeutung  und 
beeinflussen   je   nach   ihrer   Art  und   Höhe   vielfach    das  Erwerbs- 
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leben.  Systematisch  sind  sie  in  Bank-  und  Priyatdiskont  zu 
scheiden. 

Unter  Bankdiskont  ist  der  von  den  Zentralnotenbanken 
offiziell  für  den  Ankauf  inländischer  Wechsel  festgesetzte,  jeweilig 
öffentlich  bekannt  zu  gebende  Zinsfuss  zu  verstehen.  Seine  Höhe 
schwankt;  er  wird  bei  jeder  Nation  zuförderst  durch  allgemeine, 
mit  der  eigenen  Volkswirtschaft  eng  verknüpfte  Bestimmungs- 
gründe bedingt.  Die  wirtschaftliche  Reife  einer  Nation,  die  Festig- 
keit der  Rechtsverhältnisse,  auf  denen  sie  ruht,  die  gewerbliche 
Leistungsfähigkeit,  die  sie  aufzuweisen  vermag,  die  Sparfähigkeit, 
die  sie  besitzt,  Angebot  des  Kapitals  oder  Nachfrage  nach  demselben, 
der  thatsächliche  Wohlstand,  der  ihr  eigen  —  dies  sind  die  ursprüng- 
lichen Quellen,  denen  bei  jeder  Nation  der  Diskont  entspringt. 
Hierzu  kommen  sporadische  Erscheinungen,  die  —  wie  Kriegsgefahr, 
Kriege,  Kontributionen,  innere  Unruhen,  Paniken  mit  Zahlungsein- 
stellungen in  übergrosser  Anzahl  —  auf  aussergewöhnliche  Verhält- 
nisse zurückzuführen  sind  und  vorübergehende  Wirkungen  hervorrufen. 

Doch  neben  diesen  allgemeinen  Faktoren  gibt  es  besondere 
ßestimmungsgründe,  die  vielfach  automatisch  wirken,  teils  ge- 
trennt, teils  vereint  auftreten  und  in  ihrer  Gesamtheit  diejenigen 
Vorgänge  erzeugen,  die  einen  sehr  entscheidenden  Einfluss  auf  die 
Bemessung  des  Bankdiskonts  ausüben.  Zu  diesen  eigenartigen  Er- 
scheinungen, die  sich  innerhalb  eines  jeden  abgeschlossenen  Staaten- 
gebildes intensiv  bemerkbar  machen,  gehört  zuvörderst  die  Art  der 
nationalen  Wä h r u n g.  Staaten  mit  Papierwährung  oder  diejenigen 
Nationen,  welche  die  von  ihnen  ausgegebenen  Noten  mit  Zwangs- 
kurs belegen,  werden,  wie  die  Finanzgeschichte  Russlands  und  Oester- 
reichs  lehrt,  wegen  der  Unsicherheit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
und  des  dadurch  allgemein  gesteigerten  Risikos  durchschnittlich  einen 
höheren  Bankdiskont  haben,  wie  Länder  mit  geordneter  Valuta.  Die- 
jenigen Staaten,  welche  die  Doppelwährung  haben  und  konsequent 
durchführen,  sind  bei  der  Bemessung  ihrer  Diskontsätze  in  einem 
relativ  geringfügigen  Abhängigkeitsverhältnis  zu  den  für  die  Noten- 
deckung bestimmten  Edelmetallen.  Goldwährungsländer  hängen  von 
dem  jeweiligen  Umfang  der  internationalen,  jährlichen  Goldproduktion 
und  der  hierdurch  bedingten,  zwischen  den  einzelnen  Ländern  sich 
vollziehenden  Goldbewegung  ab.  Goldabfluss  nach  dem  Auslande, 
namentlich  durch  künstliche  Mittel  verursacht,  erzeugt  leicht  eine 
Minderung  der  zum  Schutz  der  Währung  erforderlichen  Metallreserven 
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des  Inlands.  Zwar  legen  zum  Ausgleich  dieses  Missstandes  alle  her- 
vorragenden europäischen  Zettelbanken,  mit  Ausnahme  der  Bank  von 
England,  einen  Teil  ihrer  flüssigen  Mittel  in  ausländischen  Wechseln 
an,  um  durch  Verkauf  derselben  im  Notfall  Gold  vom  Ausland  heran- 
ziehen zu  können,  aber  dieses  Mittel  wirkt  nur  vorübergehend,  weil 
es  naturgemäss  sachlich  begrenzt  ist  und  von  den  bedrohten  Bank- 
instituten meistenteils  gegenseitig  gehandhabt  wird.  Sobald  daher 
die  ausländischen  Wechselkurse  durch  ihre  Steigerung  eine  Gefahr 
der  Goldausfuhr  in  sich  bergen,  wird  die  leitende  Zettelbank  des 
Inlands  häufig  gezwungen,  um  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Bar- 
deckung der  emittierten  Banknoten  zu  ermöglichen,  ihren  Gold- 
bestand durch  Diskonterhöhungen  zu  schützen.  Goldknappheit  er- 
zeugt somit  häufig  Geldknappheit,  Geld  wird  verteuert  und  die 
BeschafiFung  desselben  erschwert.  Hierdurch  entstehen  die  verschie- 
denartigsten Wirkungen.  Leihgesuche  werden  eingeschränkt,  der 
Kreditbegehr  des  Inlands  sinkt  oder  wird  künstlich  gemindert  und 
die  Entnahme  von  Gold  für  Ausfuhrzwecke  gehemmt.  Andererseits 
lockt  der  gesteigerte  Bankdiskont  die  Kapitalien  derjenigen  Länder 
an,  die  niedrigere  Sätze  haben,  das  Ausland  kauft  zum  Zwecke 
höherer  Verzinsung  inländische  Wechsel,  und  wenn  auch  häufig  als 
Gegenwert  hierfür  Effekten  dienen,  so  erfolgt  doch  auch  vielfach 
Goldimport,  der  die  Barvorräte  des  Inlands  wiederum  stärkt.  Eine 
auf  diesen  Bestimmungsgrund  zurückzuführende  Diskonterhöhung 
gewährt  daher  Schutz  gegen  die  Angriffe  des  Auslands;  anderseits 
aber  steigen  die  Diskontsätze  um  so  mehr,  je  schwieriger  es  ist,  die 
erforderlichen  Goldbestände  zu  erhalten  oder  zu  mehren,  und  leider 
stehen  die  meisten  Grossstaaten  Europas  hierbei  in  einem  derartigen 
Gegenseitigkeits-  und  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  einander,  dass  die 
Goldnot  des  einen  häufig  die  Diskontnöte  des  anderen  schafft  und 
zu  wechselseitiger  Steigerung  der  Bankraten  führt.  Wie  es  Kampf- 
zölle gibt,  so  entbrennen  auch  zeitweise  auf  dem  internationalen 
Geldmarkte  Diskontokriege,  bei  denen  die  Gegner  alle  ihnen  zu  Ge- 
bote stehenden  Machtmittel  entfalten  und  alle  möglichen  Reserven 
ins  Feld  führen.  Die  hierdurch  entstehenden,  häufig  sehr  bedauer- 
lichen Wirkungen  und  Verluste  treffen  zuvörderst  die  Goldwährungs- 
länder, aber  sie  äussern  sich  schliesslich  auch,  wie  die  Verhältnisse 
in  der  Schweiz^)  und  namentlich  die  später   zu   erörternde  Diskont- 


')  Vgl.  hierüber  Land  mann  a.  a.  0.  S.  70. 
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Politik  Frankreichs  beweisen,  wenn  auch  in  geringerem  Masse,  bei 
denjenigen  Staaten,  die  thatsächlich  oder  nominell  die  Doppelwäh- 
rung eingeführt  haben. 

Als  ein  eigenartiger  Bestimmungsgrund  für  die  Höhe  des 
Bankdiskonts  ist  femer  die  gesetzlich  in  einem  Lande  für  die  Zirku- 
lation bemessene  Notenmenge  zu  bezeichnen;  entspricht  das  dies- 
bezügliche gedeckte  oder  ungedeckte,  steuerfreie  oder  steuei'pflichtige 
Quantum  nicht  dem  thatsächlichen  Bedarf,  so  wird  bei  jeder  leb- 
hafteren Regung  des  Verkehrs  das  Geld  teurer  und  hierdurch  eine 
Steigerung  des  Diskonts  bedingt.  Anderseits,  wenn  der  diesbezüg- 
liche Betrag  zu  hoch  bemessen  ist  und  den  Bedarf  überschreitet, 
tritt,  um  die  emittierten  Noten  zinsbringend  verwerten  zu  können, 
häufig  eine  Steigerung  der  Nachfrage  nach  Wechseln  ein,  welche 
den  Bankdiskont  unnatürlich  verbilligt  und  durch  die  erleichterte 
Kreditgewährung  vielfach  zur  üeberproduktion  reizt. 

Die  Lage  von  Handel  und  Industrie  beeinflusst  die 
Höhe  des  Bankdiskonts.  Stetigkeit  des  Geschäftslebens,  die  dauernde 
Blüte  der  Gewerbe,  jeder  das  Erwerbsleben  einer  Nation  thatsächlich 
und  nachhaltig  beeinflussende  Fortschritt  der  Technik,  mit  welchem 
sich  dauernd  eine  erhöhte  Nachfrage  nach  Kapital  verbindet,  wird 
zur  Steigerung  des  Diskonts  beitragen.  Je  schlechter  dagegen  der 
allgemeine  Geschäftsgang  ist;  desto  mehr  senkt  sich  die  Nachfrage 
nach  Geld  und  hiermit  verknüpft  sich  ein  Niedergang  des  Diskonts, 
bis  er  das  Niveau  des  landesüblichen  Zinsfusses,  wie  er  sich  nament- 
lich in  den  Staats-  und  sonstigen  erstklassigen  Anlagepapieren  ab- 
spiegelt, erreicht;  unter  denselben  pflegt  er  selten  und  auch  dann 
nur  ganz  vorübergehend  zu  sinken.  Jedenfalls  ist  ein  niedriger 
Bankdiskont  häufig  nicht  nur  als  ein  Symptom  des  Kapitalüberflusses, 
sondern  auch  vielfach  des  allgemeinen  Misstrauens  und  des  Nieder- 
ganges wichtiger  Industriezweige  aufzufassen.  Die  gegensätzlichen 
Schlussfolgerungen  in  Bezug  auf  einen  hohen  Bankdiskont  ergeben 
sich  leicht,  wenn  auch  hierbei  die  Kunst  der  Diskontpolitik  zu  Gunsten 
der  Produktion  eine  nicht  zu  unterschätzende  Rückwirkung  ausübt 
und  anderseits  eine  dauernde  Steigerung  der  Diskontosätze  häufig 
Schüchternheit  des  Kapitals  hervorruft,  welche  die  Kreditgewähr 
verlangsamt. 

Paritätisch  mit  der  Lage  von  Handel  und  Industrie  äussert  sich 
für  die  durchschnittliche  Normierung  des  Bankdiskonts  -femer  die 
allgemeine  Lage  des  Geldmarkts,  wie  sie  durch  politische  Ver- 
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hältnisse,  Art  und  Entwicklung  der  produktiven  Bjräfte,  Organisation 
des  Börsenwesens  und  sehr  entscheidend  durch  internationale  Strö- 
mungen bedingt  wird.  Namentlich  diese  letzteren  pflegen  mit  einer 
gewissen  Regelmässigkeit  ungünstig  im  Herbst  eines  jeden  Jahres 
aufzutreten  und  sind  teils  auf  die  Goldexporte  Englands  für  die  aus 
Nordamerika  bezogenen  Getreide-  und  Baumwollenquanten  zurückzu- 
führen, teils  stehen  sie  im  Zusammenhange  mit  der  jeweiligen  Geld- 
knappheit in  New- York,  die,  weil  in  der  Erntezeit  grössere  Beträge 
nach  dem  Westen  fliessen,  sich  häufig  sehr  störend  bemerkbar  macht. 
Erfahrungsgemäss  kann  daher  das  Gesetz  aufgestellt  werden,  dass 
bei  der  Mehrzahl  der  Kulturstaaten  durchschnittlich  die  Ansprüche 
an  den  Geldmarkt  vom  August  bis  zum  Jahresschluss  stark  und 
Ende  September  am  stärksten  auftreten,  während  sie  im  Frühjahre 
bis  zum  Hochsommer  sich  in  engeren  Grenzen  zu  bewegen  pflegen. 
Diesem  Verhältnisse  entspricht  die  Thatsache,  dass  durchschnittlich 
im  letzten  Drittel  des  Geschäftsjahrs  der  Bankdiskont  höher  als  in 
den  übrigen  acht  Monaten  ist. 

Gleichwertig  mit  diesem  die  allgemeine  Lage  des  Geldmarkts 
betreflFenden  und  die  Diskontsätze  bedingenden  Faktor  ist  für  jedes 
Land  Eigenart  und  Organisation  des  gesamten  Geld- 
wesens. Je  yerästeter  dasselbe  ist,  je  künstlerischer  es  ausgeprägt 
wird,  je  mehr  es  alle  Netze  des  Verkehrs  umschlingt  und  alle  Poren 
des  Erwerbslebens  befruchtet,  desto  höhere  volkswirtschaftliche  Auf- 
gaben können  zu  Gunsten  des  inländischen  Wechselverkehrs  erfüllt 
werden.  So  hat  namentlich  der  Giroverkehr  durch  die  grossen 
Beträge,  die  den  Zettelbanken  meistens  zinsfrei  überwiesen  und  für 
welche  leicht  realisierbare  Gegenwerte  durch  Ankauf  kurzfristiger 
Wechsel  gesucht  werden  müssen,  einen  unbestreitbaren  Einfluss  auf 
die  Höhe  des  Bankdiskonts.  Je  entwickelter  daher  dieser  Verkehr 
ist,  je  weitere  Kreise  er  umfasst  und  je  grösser  die  Mindestbeträge 
bemessen  werden,  welche  der  Girokontist  derVermittelungsstelle  zins- 
frei zu  überlassen  hat,  eine  desto  höhere  Wahrscheinlichkeit  für  einen 
durchschnittlich  niederen  Diskont  ist  gegeben.  Aehnliche  Wirkungen 
übt  der  Depositen-  und  Checkverkehr  aus,  denn  auch  die  Art  der 
Nutzbarmachung  der  im  Inlande  zirkulierenden  Kapitalmassen  steht 
in  einem  leicht  verständlichen  Zusammenhang  mit  den  Gesamt- 
umsätzen des  inländischen  Wechselverkehrs,  Je  weniger  die  Kapi- 
talien privatwirtschaftlich  versteckt  bleiben  oder  in  der  Form  täg- 
licher Kassenbestände  brachliegen  und  eine  je  schnellere  Zirkulations- 

607 


Digitized  by  VjOOQ IC 


g  Otto  Warschauer, 

fahigkeit  ihnen  verliehen  wird,  desto  mehr  steigt  das  Angebot  Ton 
Geld,  das  naturgemäss  die  Höhe  des  Bankdiskonts  beeinfiusst.  Die 
Ausbreitung  des  Depositen-  und  Checkverkehrs,  welche  die  Verwertung 
auch  der  kleinsten  Beträge  ermöglicht,  ist  daher  nicht  nur  im  Inter- 
esse des  Einlegers,  sondern  auch  aus  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  zu  fordern  und  namentlich  in  Deutschland  würde 
eine  vielseitigere  Ausbildung  des  Checkverkehrs  und  eine  Einbürge- 
rung desselben  in  den  Kreisen  der  kleineren  Gewerbetreibenden,  wie 
sie  England  aufzuweisen  hat,  zur  gesteigerten  ümlaufsgeschwindig- 
keit  des  Kapitals  und  zur  durchschnittlichen  Verbilligung  der  Dis- 
kontsätze beitragen. 

Wie  die  allgemeinen  und  besonderen  Bestimmungsgründe,  so 
differieren  auch  die  Wirkungen  des  Bankdiskonts.  Er  be- 
einfiusst zuvörderst  das  gesamte  Darlehensgeschäft  einer  Nation, 
denn  er  bedingt  die  Höhe  des  Lombardzinsfusses,  obwohl  er  stets 
auf  niederem  Niveau  als  dieser  sich  bewegt,  weil  der  Lombard  ver- 
kehr durchschnittlich  mit  grösserer  Mühe  verknüpft  ist,  dauernde 
Wertkontrolle  erfordert  und  eine  relative  Unbeweglichkeit  des  Leih- 
kapitals erzeugt*).  Auch  der  landesübliche  Zinsfuss  für  Anlage- 
papiere und  der  durchschnittliche  Diskontsatz  der  Inlandswechsel 
können  für  die  Dauer  nicht  zu  sehr  differieren.  Die  Kurse,  nament- 
lich der  Staatspapiere,  fallen  daher  um  so  mehr  und  um  so 
dauernder,  je  leichter  und  länger  die  Möglichkeit  hoher  Verzinsung 
durch  hohe  Diskontsätze  in  der  Anlage  von  Wechseln  gegeben  ist. 
Der  durchschnittliche  Bankdiskont  beeinfiusst  femer  den  Preis  des 
Hypothekarkredits  —  mag  dieser  letztere  durch  direkte  Dar- 
lehen oder  in  der  Form  von  Pfandbriefen  gewährt  sein  — ,  und 
damit  den  Reinertrag,  sowie  schliesslich  Wert  und  Preis  ländlicher 
und  städtischer  Grundstücke.  Für  den  Kontokorrentverkehr  be- 
dingt der  Bankdiskont  den  Zinsfuss  der  Guthaben  zu  Gunsten  des 
Gläubigers,  während  die  Verzinsung  der  Bankguthaben  zu  Lasten 
des  Schuldners  durchschnittlich  nach  dem  Lombardzinsfuss  erfolgt. 
Die  Verzinsung  der  Depositengelder  endlich  bewegt  sich  nament- 
lich in  Deutschland ')  in  einem  steten  Verhältnis  zu  dem  jeweiligen 


*)  Vgl.  hierüber  meine  Abhandlung:  Statistik  nnd  volkswirtschaftliche 
Bedeutung  des  Lombardgeschäfts  im  Finanzarchiv,  XVII,  1  S.  64. 

^  Ueber  die  Entwicklung  der  diesbezüglichen  Verhältnisse  in  England 
vgl.  Struck  a.  a.  0.  S.  40  ff. 
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Bankdiskont,  ohne  denselben  allerdings  jemals  zu  erreichen.  Der 
Abstand  zwischen  Depositenzins  und  Bankdiskont  wird  zu  Un- 
gunsten der  Deponenten  um  so  grösser,  je  höher  dieser  letztere  ist, 
und  in  gleichem  Masse  steigern  sich  die  Gewinne,  welche  namentlich 
die  Effektenbanken  sowohl  aus  dem  Depositengeschäft,  wie  auch  aus 
anderen  Zweigen  ihrer  Thätigkeit  erzielen.  Allmählich  jedoch  wirkt 
ein  dauernd  hoher  Bankdiskont  auch  auf  den  Betrieb  der  Effekten- 
banken ungünstig  ein  und  zieht  sie  in  Mitleidenschaft  zur  allgemeinen 
Komplikation  der  Verhältnisse.  Emissionen  gleichviel  welcher  Art 
werden  erschwert,  Mehrung  der  Betriebskapitalien  für  die  erhöhten 
Zwecke  der  Produktion  wird  verteuert  oder  unmöglich  gemacht  und 
nicht  nur  die  Höhe  des  üntemehmergewinns  sinkt,  sondern  es 
mindert  sich  auch  die  Lust  zur  Produktion  und  es  erlahmt  der 
Unternehmungsgeist,  auf  dem  das  gewerbliche  Leben  einer  jeden 
Nation  ruht  und  dessen  Strahlen  das  gesamte  Bankwesen  beleben. 
Jeder  Wechsel  der  Bankdiskontsätze  bewirkt  eine  Aende- 
rung  des  Barvorrats  und  beeinflusst  dadurch  den  gesamten  Geld- 
umlauf eines  Landes.  Er  zieht  direkt  seine  Kreise  im  Effekten- 
verkehr, denn  je  nach  der  Flüssigkeit  oder  Steifheit  des  Geldes, 
wie  sie  sich  offiziell  im  Bankdiskont  abspiegelt,  wird  der  Umsatz  an 
den  Börsen,  der  Umfang  der  Spekulation  und  dadurch  das  gesamte 
Niveau  der  Kurse  bedingt.  Jede  Diskontveränderung  beeinflusst 
auch  den  Kurs  der  im  Ausland  gehandelten  langfristigen  Inlands- 
wechsel. Von  dem  Kurse  der  diesbezüglichen  kurzfristigen  Wechsel 
erfolgt  ein  prozentualer  Abschlag  nach  der  jeweiligen  Höhe  des 
Diskonts,  so  dass  mit  jeder  Steigerung  dieses  letzteren  sich  eine 
Kurssenkung  verknüpft  und  jede  Diskontveränderung,  allerdings  im 
steten  Verhältnis  zu  dem  durch  Angebot  und  Nachfrage  bedingten 
Gesamtumsatz  der  Wechsel,  eine  sofortige  Wirkung  auf  den  mit  dem 
Ausland  unterhaltenen  Waren-  und  Geldverkehr  ausübt.  Dauernde 
Gleichmässigkeit  des  Bankdiskonts  ist,  da  er  auf  den  unvermeidlichen 
Verschiebungen  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  in  Geld  ruht,  un- 
möglich; je  seltener  jedoch  die  Veränderungen  auftreten  und  je 
weniger  sprunghaft  sie  sind,  desto  gefestigter  wird  die  Unterlage  der 
Berechnungen  für  sämtliche  auf  Kredit  beruhende  Vorgänge  der 
Volkswirtschaft. 

Von  dem  Bankdiskont  scheidet  sich  der  Privatdiskont. 
Hierunter  ist  derjenige  Zinsfriss  zu  verstehen,  zu  welchem  eine  be- 
stimmte Art  von  Inlands  wechseln,   die  gleichfalls  „  Privatdiskonten'* 
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heissen,  au  den  Börsen  gehandelt,  beziehungsweise  diskontiert  werden. 
Da  die  Wechsel  je  nach  der  Vermögensart  ihrer  Verpflichteten 
weit  auseinandergehende  Werte  haben,  werden  sie  mit  verschie- 
denem Preise  bezahlt  und  für  die  Zwecke  der  Privatdiskontierungen 
kommen  nur  diejenigen  Wechsel  in  Betracht,  die  von  den  her- 
vorragendsten Bankinstituten  und  sonstigen  Aktiengesellschaften 
oder  gleichwertigen  Privatunternehmern  und  Eaufleuten  ausgestellt, 
acceptiert  oder  giriert  sind  und  deren  pünktliche  Einlösung  über 
jeden  Zweifel  erhaben  ist.  Infolge .  der  hohen  Qualität  dieser  zu 
diskontierenden  Wechsel,  ihrer  durchweg  gesicherten  Verzinsung  und 
des  fast  vollständig  entfallenden  Risikos  ist  der  Privatdiskont  durch- 
schnittlich niedriger  als  der  Bankdiskont.  Als  Mindestgrenze  gilt 
der  landesübliche  Depositenzinsf uss ,  den  Bankdiskont  erreicht  oder 
übersteigt  er  äusserst  selten  und  Ausnahmen  von  dieser  Begel  er- 
folgen nur  dann,  wenn  eine  Erhöhung  des  Bankdiskonts  in  kürzester 
Zeit  erwartet  wird  oder  ein  starker  Geldbedarf  an  der  Börse  sich 
mit  dem  steigenden  Ereditbegehr  der  Industrie  paart.  Da  die  Börsen- 
notiz über  die  jeweilige  Höhe  des  Privatdiskonts  täglich  erfolgt, 
können  die  zu  demselben  gehandelten  Wechsel  täglich  wieder  ver- 
äussert werden;  sie  sind  daher  ein  höchst  bewegliches  Wertobjekt, 
bei  dem  Verlust  nur  durch  die  täglich  wechselnden  Diskontosätze 
entstehen  kann. 

Verkehr  und  Umsatz  derartig  diskontierter  Wechsel  wird  zu- 
vörderst durch  die  Art  der  nationalen  Produktion  bedingt.  Die 
Voraussetzungen  des  Privatdiskonts  bilden  ein  rühriges,  ge- 
werbliches Leben,  eine  leistungsfähige  Grossindustrie,  blühender 
Handel,  kapitalstarke  und  gut  organisierte  Banken,  sowie  eine  zum 
Reichtum  neigende  Wohlhabenheit  zahlreicher  Kapitalisten.  Je  ent- 
wickelter namentlich  die  Industrie  ist,  desto  grösser  wird  das  An- 
gebot von  Wechseln  an  der  Börse  und  desto  gefestigter  gestaltet 
sich  der  Mechanismus,  dem  der  Privatdiskont  entspringt.  In  Ländern 
mit  überwiegend  agrarischer  Produktion  ist  er  bedeutungslos,  aber 
auch  bei  denjenigen  Staaten,  die  eine  gemischte  Produktion  zu  Gunsten 
der  Industrie  haben,  wird  er  einerseits,  wie  dies  in  Deutschland  der 
Fall  ist,  für  die  Landwirtschaft  nur  ausnahmsweise  nutzbar  gemacht 
werden  können  und  anderseits,  da  er  sich  hauptsächlich  an  grösseren 
Börsen  oder  Handelsplätzen,  in  denen  sich  bedeutende  Eapitalmassen 
stauen,  einzubürgern  pflegt,  stets  nur  für  einen  begrenzten  Ereis  von 
Interessenten  anwendbar  sein. 
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Die  Bestimmungsgründe  seiner  Entwicklung  gleichen  zwar 
vielfach  denjenigen  des  Bankdiskonts,  sie  entspringen  jedoch  auch 
eigenartigen  Faktoren.  Die  jeweilige  Höhe  des  Privatdiskonts  richtet 
sich  zuvörderst  nach  der  allgemeinen  Flüssigkeit  des  Geldes; 
er  wird  durch  die  Summe  der  der  Börsen  zufliessenden ,  jedoch  nur 
für  kurze  Fristen  Anlage  suchenden  Beträge  erzeugt  und  ändert  sich 
demgemäss,  da  diese  stetig  diflFerieren,  wie  bereits  hervorgehoben, 
täglich.  Bevorstehende  Zinszahlungen  auf  fest  verzinsliche  Wert- 
papiere pflegen  der  Börse  vor  Quartalswechsel  Kapitalien  zu  ent- 
ziehen und  zur  Steigerung  des  Privatdiskonts  beizutragen,  während 
starke  Bareingänge,  wie  sie  häufig  nach  Quartalswechsel  durch  Cou- 
pons erfolgen,  zur  Senkung  desselben  beitragen.  Gleich  dem  Bank- 
diskont ist  er  von  dem  nationalen  Edelmetallbestand  abhängig;  je 
mehr  Gold  dem  Verkehr  zur  Ausfuhr  entzogen  wird,  desto  häufiger 
erfolgen  die  bereits  erwähnten  Massnahmen  der  Zettelbanken  zum 
Schutz  ihrer  Barreserven  und  mit  der  Versteifung  des  Geldmarktes 
verbindet  sich  eine  gleichzeitige  Steigerung  des  Diskonts  am  offenen 
Markt. 

Auf  die  Höhe  des  Privatdiskonts  wirkt  fernerhin  entscheidend 
der  direkte  Geldbedarf  der  Börse  ein,  wie  er  durch  deren  durch- 
schnittliche Tendenz,  sowie  durch  Art  und  Umfang  der  Spekulation 
bedingt  wird.  Dauernde  Schiebungen  grosser  Hausseengagements 
z.  B.  steigern  die  Reportsätze  und  erhöhen  die  Nachfrage  nach  Geld ; 
die  Verzinsung  in  Wechseln  wird  unlohnender,  die  Bestände  werden 
veräussert,  das  Angebot  wächst  und  demgemäss  steigt  der  Privat- 
diskont. Gegensätzliche  Fälle  bewirken  Rückgänge  desselben.  Je 
allseitiger  ferner  durch  den  Einfluss  politischer,  wirtschaftlicher  oder 
sonstiger  Verhältnisse  Zurückhaltung  im  Abschluss  neuer  Engage- 
ments in  Effekten  geübt  wird,  desto  mehr  senkt  sich  fUr  diesen 
Zweck  der  Geldbedarf,  die  Nachfrage  nach  Wechseln  steigt  und  der 
Privatdiskont  fällt. 

Der  ganzen  Eigenart  seiner  Erscheinung  gemäss  steht  er  auch 
in  einem  dauernden  Verhältniss  zum  gesamten  Geldmarkt. 
Die  zum  Privatdiskont  gehandelten  Wechsel  bilden  infolge  der  in 
ihnen  ruhenden  Eigenschaften  eine  Art  sicherster  Eapitalsanlage,  die 
von  allen  denjenigen  gesucht  wird,  die  für  vorübergehend  flüssige 
Barbeträge  freie  Verfügung,  angemessene  Verzinsung  ohne  Risiko 
suchen  und  der  Gefahr  von  Kursverlusten  entgehen  wollen.  Banken, 
Aktiengesellschaften   für  industrielle  Unternehmungen,   Steuer-    und 
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Gemeindekassen,  sowie  Privatkapitalisten  treten  daher  als  Käufer  der 
börsenmässig  gehandelten  Wechsel  auf  und  verwerten  somit  das  sonst 
vielfach  tote  Kapital  ihrer  Kassenbestände.  Der  volkswirtschaftliche 
Nutzen,  der  hierdurch  entsteht,  findet  seine  Steigerung  durch  die 
Vorteile,  welche  der  Privatdiskont  dem  Wechselverkäufer  bietet;  er 
gewährt  ihm  Mehrung  des  Kredits,  finanzielle  Unabhängigkeit  von 
den  leitenden  Zettelbanken,  Verbilligung  der  Produktion  und  Steige- 
rung des  Untemehmergewinns. 

Durch  die  ihn  erzeugenden  Faktoren  hat  der  Privatdiskont  die 
Tendenz  stetiger  Beweglichkeit  und  befindet  sich  dadurch  im  Gegen- 
satz zum  Bankdiskont,  dessen  Höhe  er  beeinflusst.  Privat-  und 
Bankdiskont  stehen  in  einem  bemerkenswerten  Gegenseitigkeitsver- 
hältnis; in  einem  zu  grossen  Abstand  werden  sie  sich  für  die  Dauer 
nicht  bewegen  und  sie  bedingen  einander,  obwohl  sie  stetig  kon- 
kurrieren. Im  allgemeinen  kann  das  Gesetz  beobachtet  werden,  dass 
bei  steigendem  Zinsfuss  und  wachsender  Geldknappheit  die  leitenden 
Zettelbanken  die  Initiative  zur  Erhöhung  der  Diskontsätze  ergreifen, 
dagegen  bei  sinkendem  Zinsfuss,  um  die  Kontrolle  über  den  Geld- 
markt nicht  zu  verlieren,  dem  Privatdiskont,  wenn  auch  zögernd, 
folgen. 

Der  Diskont,  mag  er  in  Form  des  Bank-  oder  Privatdiskonts 
auftreten,  verleiht  dem  inländischen  Wechselverkehr  jene  Schwung- 
kraft, die  für  die  Produktion  und  den  Verkehr  der  GOter  unent- 
behrlich, ist  und  um  die  grosse  volkswirtschaftliche  Bedeutung,  sowie 
den  möglichen  Umfang  des  weitverzweigten  Diskontgeschäfts  zu 
erkennen,  ist  ein  umfassender  Ueberblick  über  die  Arten  der 
Wechsel,  wie  sie  der  Verschiedenartigkeit  des  Bedarfs  ent- 
springen, nötig.  Es  gibt  gezogene  Wechsel  oder  Tratten  und 
eigene  oder  trockene  Wechsel.  Tratten  sind  Wechsel,  die  der 
Aussteller  (Trassant)  auf  dritte  zieht  und  in  denen  er  den  Be- 
zogenen beauftragt,  an  einem  bestimmten  Tage  an  sich  (eigene 
Ordre)  oder  an  dritte  eine  bestimmte  Summe  zu  entrichten.  In 
lezterem  Falle  übernimmt  der  Aussteller  die  Zahlungsgarantie;  er 
kann  auch  auf  sich  selbst  ziehen  unter  der  Veraussetzung,  dass,  wie 
dies  bei  Finnen  mit  Filialen  möglich  ist,  der  Zahlungsort  ein  an- 
derer wie  der  Ausstellungsort  ist,  doch  dürfte  die  Begebung  dieser 
Wechsel  im  Diskontverkehr  mit  Schwierigkeiten  verknüpft  sein. 
Die  Annahme  der  Zahlungsverpflichtung  erfolgt  durch  das  Accept, 
das    durch   Namensunterschrift   zu   vollziehen    ist   und    sowohl   als 
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rechtsgültige  Quittung  einer  ein  wandsfreien  Schuldurkunde  gilt,  als 
auch  dem  Gläubiger  ein  selbständiges  Elagerecht  im  Fall  der  Nicht- 
einlösung des  Wechsels  gibt.  Der  naturgemässe  Ursprung  der 
Tratten  ist  im  Warenverkehr  zu  suchen  oder  auf  Schuldverhältnisse 
zurückzuführen,  die  keine  gekünstelte  Unterlage  besitzen.  Von  hoher 
Wichtigkeit  sind  auch  diejenigen  Accepte,  die  seitens  bestimmter 
Bankinstitute  gedeckt  oder  ungedeckt  gegen  Empfang  einer  Pro- 
vision zu  Gunsten  dritter  ausgestellt  werden,  um  diesen  letzteren 
Kredit  zu  gewähren  oder  vermittelst  des  Privatdiskonts  zu  verbilligen. 
Diese  Acceptkredite  sind  wesentlich  geeignet,  Handel  und  Industrie 
zu  fördern;  wirtschaftlich  segensreich  für  den  Schuldner  sind  sie 
nur  dann,  wenn  sie  nicht  vorübergehend  erteilt  werden,  sondern  von 
längerer  Dauer  sind  und  einer  plötzlichen  Eündbarkeit  nicht  unter- 
liegen. Dem  Accept  verwandt  ist  der  Aval,  durch  den  Wechsel- 
kredit in  Form  der  Bürgschaft  gegeben  wird.  Der  Bürge  setzt 
seinen  Namen  unter  denjenigen  eines  anderen  Wechselpflichtigen 
und  haftet  für  den  richtigen  Eingang  der  Schuldsumme  mit  seinem 
Vermögen;  er  gibt  somit  indirekt  Kredit  und  erhöht  dadurch  die 
Diskontfahigkeit  des  Wechsels.  Funktioniert  die  Tratte  für  den 
Auslandsverkehr,  so  werden  zur  Erhöhung  der  Sicherheit  gegen  den 
Verlust  des  Wechsels  und  um  die  sofortige  Weiterbegebung  des- 
selben zu  ermöglichen,  Vervielfältigungen  in  mehreren  gleichlauten- 
den Exemplaren,  die  als  Prima-,  Sekunda-  oder  Tertiawechsel  be- 
zeichnet werden,  aufgestellt.  Dieselben  tragen  sämtlich  die  Original- 
unterschriften der  Aussteller,  ein  Exemplar  derselben  wird  dem 
Bezogenen  zum  Accept  gesandt  und  an  dritter  Stelle  deponiert^). 
In  dieser  Eigenschaft  wird  die  Tratte  meistenteils  Devise  d.  h.  im 
Ausland  fälliger  Wechsel;  sie  unterliegt  Kursschwankungen  und  be- 
rührt das  Diskontgeschäft  nicht,  da  jede  Zinsberechnung  nur  eine 
Ergänzung  des  Kursverhältnisses  zu  der  landesüblichen  Dauer  der 
jeweiligen  Umlaufsfristen  ist.  Platzwechsel  sind  die  am  An- 
kaufsorte des  Diskonteurs,  Rimessen  oder  Versandwechsel  die 
an  anderen  Bankplätzen  des  Inlandes  zahlbaren  Tratten.    Domizil- 


^)  Die  Primen  sind  meisteBteils  zum  Accept  bestimmt,  mit  einem  dies- 
bezüglichen Vermerk  versehen  und  in  der  Zirkulationsfähigkeit  beschränkt. 
Der  Sekunda-  oder  Tertiawechsel  wird  mit  dem  genauen  Vermerk,  wo  sich  die 
Prima  befindet,  in  den  Verkehr  gebracht.  Bei  Fälligkeit  erhebt  der  Inhaber 
des  betreffenden  Duplikats  gegen  Auslieferung  dieses  letzteren  den  Prima- 
wechsel und  präsentiert  ihn  dem  Bezogenen  zur  Zahlung. 
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Wechsel  sind  diejenigen  Wechsel,  die  wegen  lokaler,  wirtschaft- 
licher Bedeutungslosigkeit  an  einem  anderen  als  dem  Wohnorte 
des  Bezogenen  zahlbar  sind.  Als  Wechsel  auf  Nebenplätze 
werden  in  Deutschland  diejenigen  Wechsel  bezeichnet,  die  nicht 
am  Orte  der  Reichsbank  und  der  zur  Zeit  bestehenden  Privat- 
notenbanken oder  deren  Zweigniederlassungen  zahlbar  sind;  ihre 
Diskontierung  ist  erschwert  und  nur  mit  grösseren  Opfern  mög- 
lich. Eine  Abart  der  Accepte  bilden  die  Gefälligkeits- 
wechsel, auch  Finanz-  oder  Reitwechsel  genannt;  sie  ent- 
springen nicht  dem  Warenverkehr  oder  thatsächlichen  Handels- 
geschäften, nicht  vorausgegangener  wirtschaftlicher  Produktion  oder 
abgeschlossenen  Verkäufen,  sondern  werden  häufig  auf  Grund  freier 
Vereinbarung  zur  Beschaffung  von  Betriebsmitteln,  zur  Verbilligung 
des  Kredits,  für  spekulative  Zwecke  und  zur  künstlichen  Befriedi- 
gung augenblicklicher  Geldknappheit  derartig  dem  Verkehr  zuge- 
führt, dass  der  Aussteller  vor  Verfall  des  Wechsels  dem  Bezogenen 
Deckung  schafft,  oder,  was  häufiger  eintritt,  der  letztere,  um 
Deckung  zu  erlangen,  vorher  wieder  auf  den  Aussteller  zieht.  So 
entsteht  eine  häufig  im  Gegenseitigkeitsverhältnis  g^handhabte 
Wechselreiterei,  die  vielfach  für  die  Beteiligten  eine  höchst  gefahr- 
liche Verquickung  der  Interessen  schafft  oder  die  allgemeinen  Kredit- 
quellen verstopft,  zur  Verteuerung  des  Geldes  beiträgt  und  daher 
mit  Recht  Misstrauen  erregt.  Da  jedoch  derartige  Wechsel  durch 
die  gleichmässigen  und  abgerundeten  Beträge,  in  denen  sie  aufzu- 
treten pflegen,  leicht  erkennbar  sind,  kann  durch  Verweigerung  oder 
Beschränkung  des  Diskontkredits  leicht  ihrer  Zirkulationsföhigkeit 
oder  Entstehung  vorgebeugt  werden.  Kellerwechsel  endlich 
heissen  diejenigen  Wechsel,  bei  denen  Aussteller,  Acceptanten  oder 
Giranten  in  der  Unterschrift  gefälscht  oder  wertlos  sind ;  sie  pflegen 
vielfach  verschleiert  in  der  Form  von  Domizilwechseln  aufzutreten, 
und  ihre  gefährliche  Eigenart  zu  erkennen,  ist  nur  dem  geschulten 
Diskonteur  möglich. 

Historisch  älter  als  die  Tratte,  aber  von  geringerer  volks- 
wirtschaftlicher Bedeutung  als  diese,  sind  die  eigenen  oder 
trockenen  Wechsel,  die  auch  Solawechsel  genannt  werden; 
bei  ihnen  verpflichtet  sich  lediglich  der  Aussteller  durch  seine 
Unterschrift  zur  terminmässigen  Zahlung  einer  bestimmten  Summe 
an  eine  bestimmte  Person.  Accept  entfällt,  Weiterbegebung  ist  mög- 
lich und  die  Zirkulationsfrist  von  der  Durchschnittsdauer  der  Tratten 
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unabhängig.  Derartige  Wechsel  dienen  vielfach  zur  Sicherheit  für 
die  Erfüllung  laufender  oder  später  falliger  Verpflichtungen  z.  B. 
persönlich  haftender  Genossenschafter,  als  Unterlage  für  den  Konto- 
korrentverkehr und  eventuelle  Vollzahlungen  von  Versicherungsaktien ; 
sie  funktionieren  somit  häufig  in  der  Form  von  Schuldscheinen  als 
Kautions-  oder  Depotwechsel,  bleiben  in  der  Verwahrung  des  ersten 
Empföngers  und  sind  im  allgemeinen  für  das  Diskontgeschäft  und 
die  wissenschaftlichen  Probleme,  welche  sich  mit  demselben  ver- 
binden, nicht  belangvoll. 


n. 

Das  Diskontgeschäft  gehört  nach  Umfang  und  Bedeutung  zu 
den  hervorragendsten  Aktivtransaktionen  des  Bankwesens  und  ist  in 
allen  Ländern  ungemein  verbreitet;  ein  abschliessender  Ueberblick 
über  die  gesamten  Diskontierungen,  die  innerhalb  eines  national  ab- 
geschlossenen Wirtschaftsgebiets  jährlich  erfolgen,  ist  jedoch  bei  der 
grossen  Anzahl  der  Diskonteure-  unmöglich.  Das  Diskontgeschäft 
pflegen  berufsmässig,  namentlich  in  Deutschland,  sowohl  die  privaten 
Bankhäuser,  als  auch  die  auf  Gegenseitigkeit  ruhenden  Kreditgenossen- 
schaften und  die  Sparkassen.  Doch  alle  diese  Geldinstitute  treten 
trotz  der  grossen  Umsätze,  die  sie  teilweise  erzielen,  vielfach  nur 
vermittelnd  ein;  sie  behalten  die  diskontierten  Wechsel  durch- 
schnittlich nicht  bis  Verfall  und  verwenden  sie  nicht  dauernd  zur 
Kapitalsanlage,  sondern  begnügen  sich  mit  der  erhaltenen  Provision 
oder  der  Zinsdifferenz  zwischen  dem  Bank-  und  Privatdiskont  und 
geben  sie  bei  eintretender  Geldknappheit  weiter.  Einen  entscheiden- 
den Einfluss  dagegen  auf  die  gesamte  Gestaltung  des  Diskontgeschäfts 
üben  die  Zettelbanken,  die  Effektenbanken  und  der  Börsen- 
verkehr aus. 

Den  Zettelbanken,  die  gesetzlich  verpflichtet  sind,  die  emit- 
tierten Noten  teilweise  in  Wechseln  zu  decken  und  die  in  diesen 
letzteren  gleichzeitig  die  natürliche  Anlage  für  die  durch  die  Giro- 
gelder  ihnen  zufliessenden  Beträge  zu  suchen  haben,  liegt  vielfach 
die  Leitung  der  nationalen  Diskontpolitik  und  hiermit  die  Erfüllung 
grosser  volkswirtschaftlicher  Aufgaben  ob.  Für  die  Normierung  der 
offiziellen  Bankdiskontsätze  sind  sie  allein  entscheidend  und  durch 
die  Macht,  die  ihnen  hierdurch  verliehen  ist,   bedingen  sie  vielfach 
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den  Preis  des  Geldes.  Nicht  das  Streben  nach  hoben  Gewinnen, 
sondern  die  Förderung  des  allgemeinen  Wohles  hat  ihr  oberstes 
Gesetz  zu  sein  und  für  die  jeweib'ge  Festsetzung  des  Diskonts  haben 
sie  sich  in  ihren  leitenden  Organen  einen  steten  üeberblick  über 
die  politische  Weltlage,  die  Produktionsverhältnisse  des  Inlandes  und 
die  Strömungen  des  internationalen  Geldmarktes  zu  wahren.  Sie 
sind  verpflichtet,  steigenden  Konjunkturen  gerecht  zu  werden,  kei- 
mende Ueberproduktion  jedoch  und  spekulative  Ausschreitungen  durch 
Erschwerung  des  Kredits,  beziehungsweise  durch  rechtzeitige  Erhöhung 
der  Diskontsätze  zu  hemmen.  So  sind  sie  durch  die  Diskontpolitik,  die 
sie  ausüben,  berufen,  ermunternd  oder  warnend  in  den  nationalen 
Wirtschaftsverkehr  einzugreifen  und  einen  entscheidenden  Einfluss  auf 
die  Güterproduktion  und  den  Geldumlauf  des  Inlandes  auszuüben. 
Die  Erfüllung  aller  dieser  weitgehenden  Obliegenheiten  fällt  in 
Deutschland  zuvörderst  der  Reichsbank  zu.  Durch  die  That- 
sache  ihrer  Existenz  sind  Missstände  beseitigt  worden,  die  jahr- 
hundertelang herrschten  und  Vorteile  geschaffen,  die  lange  ersehnt 
und  versagt  waren.  Die  schmerzlich  vermisste  Einheitlichkeit  der 
Diskontsätze  für  sämtliche  Teile  des  Reichsgebiets  entstand,  unter- 
schiede, die  durch  die  Eigenart  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  sich  grell  bemerkbar  machten,  schwan- 
den und  Gleichmässigkeit  der  Produktion,  soweit  sie  von  den  Fak- 
toren des  Geldmarktes  bedingt  ist,  war  ermöglicht.  Die  deutsche 
Reichsbank  ist  gesetzlich  verpflichtet,  zwei  Drittel  des  Betrages  ihrer 
in  Umlauf  befindbchen  Banknoten  jederzeit  in  diskontierten  Wechseln 
als  Deckung  zu  halten,  und  da  der  grösste  Teil  der  in  Deutschland 
zahlbaren  Wechsel  entweder  bei  ihr  diskontiert  oder  kurz  vor  Ver- 
fall zum  Inkasso  überwiesen  wird,  beherrscht  sie  den  gesamten  in- 
ländischen Wechselverkehr.  Kein  anderer  Zweig  ihrer  Thätigkeit 
verleiht  ihr  eine  derartig  diskretionäre  Macht  wie  das  Diskontgeschäft; 
denn  sie  überschaut  durch  dasselbe  die  Entwicklung  der  einzelnen 
Industrien  in  Deutschland,  die  Leistungsfähigkeit  der  Produzenten,  die 
Höhe  der  Umsätze,  die  Kauflust  der  Nation  und  somit  das  gesamte 
Getriebe  des  Verkehrs.  Das  für  ihre  eigenen  Interessen  und  das  gewerb- 
liche Leben  der  Nation  so  wichtige  Diskontgeschäft  ruht  daher  seiner 
Bedeutung  gemäss  auch  auf  einer  breiten  und  gesicherten  Unterlage  ^). 

^)  Bankgesetz  vom  U.März  1875,  §  13,  2,  §§  15,  17;  femer 
Allgemeine  Bestimmungen  für  den  Geschäftsverkehr  mit  der 
Reichsbank,  1896,  S.  8,  14  ff. 
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Die  Reichsbank  ist  befugt,  Wechsel,  welche  eine  Verfallzeit  von 
höchstens  3  Monaten  haben,  in  Berlin  oder  an  Platzen,  an  denen 
sie  Zweigniederlassungen  hat,  zahlbar  sind  und  f&r  welche  in  der 
Regel  drei,  mindestens  aber  zwei  zahlungsfähig  bekannte,  nicht  der- 
selben Geschäftssozietät  angehörige  Personen  oder  Firmen  unter- 
schriftlich haften,  zu  diskontieren.  Das  Versprechen  der  Einlösung 
des  Wechsels  darf  keinerlei  Einschränkung  enthalten  und  muss  auf 
Bar  lauten;  Datum  des  Verfalls  und  Accepts  haben  sich  zu  decken. 
Die  Wechsel,  je  nach  Fälligkeit  überschrieben  und  geordnet,  sind 
in  quittierten  Rechnungen  einzureichen,  auf  denen  Betrag,  Verfalltag, 
der  Name  des  Bezogenen  und  der  Zahlungsort  genau  anzugeben  ist 
und  die  in  Abzug  kommenden  Zinsen  aufgeführt  sind.  Der  jeweilige 
Prozentsatz  der  Diskontierung  ist  öffentlich  bekannt  zu  geben. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  entwickelte  sich 
der  Diskontverkehr  der  Deutschen  Reichsbank. 

Es  bezifferte  sich: 


der 
Gesamtbetrag 

der 
diskontierten 
Jahreswechsel 


die 
durch- 
schnittliche 
Ta^es- 
anläge 


der  durchschnittliche  Bankdiskont 


der 
Jahres- 
gewinn 

M. 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
188S 
1881 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1891 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


4,128,832,194 
3,823,584,147 
3,355,806,979 
8,869,426,464 
8,484,789,673 
8,661,829,381 
4,000,646,925 
8,800,176,231 
8,779,896,115 
8,559,261,717 
8,559,189,683 
3,958,841,949 
8,918,076,450 
4,636,800,267 
5,426,488,804 
5,413,892,420 
4,825,518,787 
5,369,767,807 
4,730,249,245 
5,166,382,945 
6,284,871,780 
6,607,091,325 
7,282,323,800 
8,175,425,538 
8,551,821,192 


401,238,000 
362,941,000 
385,496  000 
324,784,000 
336,142,000 
888,245,000 
866,584,000 
362,410,000 
378,084,000 
864,795,000 
380,115,000 
435,814,000 
427,553,000 
506,505,000 
528,722,000 
520,504,000 
587,015,000 
577,662,000 
544,929,000 
571,355,000 
648,551,000 
642,352,000 
708,947,000 
798,020,000 
773,427,000 


4,16  %  mit  Schwankungen  «wischen  3»la— 6    % 

4,4«    ^  «  ,.  „4  -5»i8n 

*.84   „  .  ^  „            4  -5      „ 

3,70   „  r  n  n            3-41/2, 

4,24   „  .  ,  ,4  -5Va« 

4.42    «  n  r  r                4  -5»|j  „ 

4,54   „  ,  ,.  ,            4  -6      „ 

4,047„  „  „  ^            4  -5      ^ 

4       K  unverändert 

4,118  n  mit  Schwankungen  zwischen  4  —5     „ 

3,279  „  „  „  „            8  -5      „ 

3,408,  ,  „  ,            8  -5     „ 

3,324,  y,  r  .3  -4l^2, 

3,676,  „  ,  „            8  -5      , 

4,517«  .  .  „4  -5l/a, 

3,776,  r  n  .3  -51/a , 

8,203,  ,.  ,.  „             8  — 4     , 

4,069,  „  „  „            8  -5     , 

3,117  „  „  ,.  „            8  — 5     , 

3.139,  ,  ,  ^            3  -4      , 

3,656,  ,.  f.  ,3  —5     , 

3,806,  ,  ,  ^            8  _6     „ 

4,267,  r  r  „            8  -6     . 

5,036,  ,  „  „             4  -7      , 

5,833,  ,  ,  ,            5  -7      , 
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16,512,247 
16,051,586 
14,611,702 
12,156,070 
13,403,862 
14,200,659 
16,248,575 
14,186,389 
18,812,979 
13,897,794 
10,486,996 
13,708,647 
11,895,674 
16,156,201 
22,989,958 
20,021,147 
15,122,277 
21,048,556 
15,516,915 
15,196,652 
22,086,914 
23,730,919 
28,797,713 
88,832,296 
41,464,424 
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Der  Gesamtbetrag  der  jährlich  diskontierten  Inlands- 
wechsel hat  sich  seit  Uebemahme  der  Geschäfte  der  preussischen 
Bank  bis  zum  Jahre  1900  mehr  als  verdoppelt  und  liefert  den  über- 
zeugenden Beweis  von  dem  hohen  Aufschwung,  welchen  Handel  und 
Industrie,  namentlich  in  den  letzten  zehn  Jahren,  im  Deutschen 
Reiche  genommen  haben.  Es  bedarf  jedoch  keiner  weiteren  Er- 
örterung, dass  für  eine  derartige  Erhöhung  der  Umsätze,  wie  sie  die 
Tabelle  aufweist,  nicht  das  eigentliche  Betriebskapital  der  Bank,  mag 
dasselbe  auf  120  oder  180  Mill.  M.  bemessen  sein,  sondern  der  ge- 
setzlich zulässige  Notenumlauf  und  der  Betrag  der  eingelegten  Giro- 
gelder von  entscheidender  Bedeutung  ist. 

Der  von  der  Reichsbank  unterhaltene  Diskontverkehr  sucht, 
soweit  nicht  besondere  Gefahren  hiermit  verknüpft  sind,  gleich- 
massig  den  Kreditbedarf  der  verschiedenen  Erwerbsschichten  zu  be- 
friedigen und  jeder  namentlich  von  agrarischer  Seite  erhobene  Vor- 
wurf wegen  einseitiger  Bevorzugung  bestimmter  Berufe  ist  um  so 
ungerechtfertigter,  als  z.  B.  den  ländlichen  Grundbesitzern  zur  Zeit 
der  Wollmärkte  und  Ernten  auch  solche  Wechsel  diskontiert  werden, 
die  lediglich  zur  Deckung  eines  vorübergehenden  Geldbedarfs  aus- 
gestellt werden.  Auch  der  gegen  die  Reichsbank  häufig  erhobene 
Vorwurf,  dass  sie  den  Kleinverkehr  nicht  genügend  berücksichtige, 
ist  unbegründet;  denn  unter  den  von  ihr  diskontierten  Inlandswech- 
seln befanden  sich  im  Betrage  von  100  M.  und  weniger: 

1890    278,399  Stück, 
1895    858,848      „. 
1900    452,591      , 

Es  hat  sich  somit  eine  stetige  Steigerung  der  kleinen  Wechsel 
vollzogen.  Die  Möglichkeit  noch  grösserer  Umsätze  wird  durch 
zwei  sehr  entscheidende  Faktoren  gehemmt.  Einerseits  kann  die 
Reichsbank,  ohne  sich  Verlusten  auszusetzen,  von  der  Forderung 
nach  drei  Unterschriften  den  kleineren  Gewerbetreibenden  gegenüber 
schwer  Abstand  nehmen;  da  aber  im  £[leingewerbe  häufiger  gezogene 
als  girierte  Wechsel  an  Zahlungsstatt  gegeben  werden,  wird  die 
direkte  Diskontierung  erschwert.  Anderseits  herrscht  im  Klein- 
verkehr leider  vielfach  die  Gewohnheit,  Waren  nicht  gegen  Accept-, 
sondern  Buchkredit  zu  kaufen  und  hauptsächlich  auf  diesen  Hiss- 
stand, d.  h.  auf  die  ungeschäftsmässige  Kreditorganisation  der  be- 
teiligten Kreise,  nicht  aber  auf  das  mangelnde  Entgegenkommen  der 
Reichsbank  ist  es  zurückzuführen,  dass  in  Deutschland  im  Gegensatz 
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namentlich  zu  Frankreich  Wechsel  in  Beträgen  zu  100  M.  seltener 
diskontiert  werden. 

Der  Gesamtbetrag  der  diskontierten  Inlandswechsel  umfasst 
Platz-  und  Versandwechsel.  Die  durchschnittliche  Höhe  der  ersteren 
schwankt  in  den  einzelnen  Geschäftsjahren  zwischen  1977 — 2458  M.« 
derjenigen  der  letzteren  zwischen  1251 — 1652  M.  Die  Verfallzeit 
der  Platzwechsel  bewegte  sich  zwischen  50 — 60  Tagen,  diejenige 
der  Versandwechsel  zwischen  25 — 31  Tagen,  die  durchschnittliche 
Laufzeit  aller  diskontierten  Inlandswechsel  zwischen  33 — 41  Tagen; 
namentlich  diese  letztere  Ziffer  ist,  da  die  diskontierten  Wechsel  als 
hauptsächlichste  Unterlage  der  nicht  durch  Gold  gedeckten  Noten 
dienen,  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 

Um  einen  abschliessenden  Ueberblick  über  den  gesamten  Um- 
satz der  Reichsbank  im  Diskontverkehr  zu  haben,  wäre  es  nötig,  zu 
den  in  der  Tabelle  aufgeführten  Beträgen  auch  diejenigen  Summen 
hinzuzufügen,  welche  der  Privatdiskontierung  entspringen.  Die  ihr 
zur  Verfügung  stehenden  Mittel  auch  zum  Privatdiskont  zu  verwen- 
den, begann  die  deutsche  Reichsbank  erst  im  Jahre  1880,  teils  um 
den  durch  die  Konkurrenz  einzelner,  namentlich  süddeutscher  Privat- 
notenbanken entstandenen  und  später  eingehend  zu  erörternden  Miss- 
ständen zu  begegnen,  teils  um  sich  dauernd  Fühlung  mit  dem  Geld- 
markt zu  wahren.  Die  Börse  hat  sie  direkt  für  diese  Zwecke  fast 
nie  aufgesucht,  jedoch  besonders  kreditwürdigen  Firmen  durch  einen 
etwas  geringeren  Zinssatz  als  den  Bankdiskont  die  Vorteile  des  bil- 
ligeren Geldes  zu  teil  werden  lassen.  Als  der  Geldstand  sich  weniger 
flüssig  zu  stellen  begann,  wurden  die  Privatdiskontierungen  einge- 
stellt, so  dass  seit  April  1896  seitens  der  Reichsbank  lediglich  zur 
offiziellen  Bankrate  diskontiert  worden  ist.  Für  die  Jahre  1880  bis 
1896  sind  daher  die  diesbezüglichen  Beträge  0  ^^  Betracht  zu 
ziehen;  sollten  bei  veränderter  Lage  des  Geldmarktes  von  neuem 
Privatdiskontierungen  erfolgen,  so  wären,  was  bisher  unterblieben 
ist,  genaue  Mitteilungen  über  die  betreffenden  Jahresumsätze  in  den 
Geschäftsberichten  zur  Ergänzung  des  Urteils  über  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Diskontverkehrs  der  Reichsbank  sehr 
erwünscht.  Im  übrigen  ist  der  Ankauf  von  Wechseln  zum  Privat- 
diskont für  die  Zukunft  gesetzlich  geregelt,  denn  die  Bankgesetz- 
novelle vom   7.  Juni  1899  bestimmt,   dass  vom  1.  Januar  1901  ab 


*)  Vgl.  die  Reichsbank  a.  a.  0.  S.  347. 
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der  Reichsbank  jedes  Diskontieren  zum  Privatdiskont  verboten  ist, 
solange  der  Bankdiskont  4  ^/o  oder  mehr  beträgt,  und  dass  sie  ver- 
pflichtet ist,  den  eventuellen  Prozentsatz  der  Privatdiskontierungen 
öjBTentlich  bekannt  zu  geben. 

Die  durchschnittliche  Tagesanlage  der  Beichsbank  in 
Inlandswechseln  bildet  die  Elemente,  aus  denen  sich  der  jährliche 
Gesamtumsatz  formt  und  die  entscheidend  auf  die  jeweilige  Hand- 
habung der  Diskontpolitik  einwirken.  Bei  immer  lebhafterer  Be- 
wegung im  Giro-  und  Abrechnungsverkehr  sind  die  Anlagen  stetig 
gewachsen;  die  täglichen  Wechselbestände  jedoch  differieren  ziffer- 
mässig  wesentlich  je  nach  Lage  der  Industrie,  den  Ansprüchen,  welche 
der  Geldmarkt  stellt,  und  den  sonstigen,  früher  aufgeführten,  allge- 
meinen Bestimmungsgründen  des  Diskonts.  Die  durchschnittliche 
Tagesanlage  pflegt  häufig  in  den  ersten  Monaten  des  Geschäftsjahrs 
am  niedrigsten  zu  sein  und  hat  im  Herbst  und  vor  Jahresschluss 
die  Tendenz  der  Steigerung.  Die  Spannung  zwischen  den  einzelnen 
Tagen  ist  demgemäss  eine  sehr  bedeutende  und  dieser  Thatsache 
entspringt  die  zwingende  Notwendigkeit  schwankender  Diskontsätze. 

Der  durchschnittliche  Bankdiskont  der  Reichsbank  ist 
zwar  für  die  Dauer  ihres  bisherigen  ^)  Bestandes  nicht  als  ein  ausser- 
gewöhnlich  hoher  zu  bezeichnen,  aber  er  differiert  doch  wesentlich  zu 
Ungunsten  Deutschlands  von  denjenigen  der  Bank  von  England  und 
der  Bank  von  Frankreich  *).  Unverändert  ist  der  Bankdiskont  nur  im 
Jahre  1884  geblieben,  während  sonst  innerhalb  der  einzelnen  Geschäfts- 
jahre stetige  Schwankungen  auftreten,  die  namentlich  im  Herbst 
wegen  der  Getreide-  und  anderweitigen  Lebensmitteleinfiihr  und  des 
damit  verbundenen  Goldexports  unvermeidlich  erscheinen.  Der  durch- 
schnittliche Bankdiskont  war  im  Jahre  1894  mit  3,117  ®/o  am  niedrig- 
sten und  für  die  jeweiligen  Diskontveränderungen  sind  3^/o  als 
Mindestgrenze  stets  innegehalten  worden.  Von  1875  ab  trat  eine  stetige 
Steigerung  des  Diskonts  auf,  die  1900  ihren  Höhepunkt  mit  einem 
Durchschnittssatz  von  5,33  *^/o  erreichte  und  sich  zweifelsohne  noch 
wesentlich  gehoben  hätte,  wenn  der  Reichsbank  nicht  die  bedeutenden 


^)  üeber  die  Diskontsätze  in  den  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  von 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  bis  zur  Errichtung  der  deutschen  Beichsbank,  so- 
wie über  die  Ursachen  ihrer  Veränderung  vgl.  namentlich  Eahn:  Geschichte 
des  Zinsfusses  in  Deutschland  seit  1815.    1884. 

2)  üeber  die  diesbezügliche  Differenz  für  1880—97  vgl.  Helfferich: 
Geldreform,  S.  498.    Martin  a.  a.  0.  S.  113. 
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und  sich  stetig  mehrenden  Girogelder  zur  Verfügung  gestellt  worden 
wären.  Die  Notensteuer  dürfte  auf  die  Höhe  der  Diskontsätze  keinerlei 
Einfluss  ausgeübt  haben  ^)  und  kann  nur  als  ein  Mittel  zur  Steige- 
rung der  Reichseinnahmen  bezeichnet  werden.  Die  Reichsbank  hat 
1876,  1882,  1899  den  Diskont  vorübergehend  auf  6>,  1899  sogar 
auf  7  ^/o  erhöht  und  sich  somit  Sätzen  genähert ,  die  auch  während 
kritischer  Perioden  der  preussischen  Bank  zu  den  seltensten  Aus- 
nahmen zählten. 

Der  hohe  Bankdiskont  nun,  der  in  Deutschland  namentlich  in 
den  letzten  Jahren  vorherrschte,  entspringt  Faktoren,  die  sich  ur- 
sächlich sehr  scheiden.  Einerseits  steht  er  in  engstem  Zusammen- 
hang mit  dem  sich  stetig  steigernden  Geldbedarf,  der  als  die  Folge 
einer  gewaltigen  wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  bezeichnen  ist,  die 
in  Deutschland  früher,  stärker  und  nachhaltiger  als  in  England  und 
Frankreich  auftrat  und  die  den  Leihwert  des  Geldes  entscheidend 
hob.  Hierzu  kam,  dass  nach  Erlass  des  Börsengesetzes  der  geld- 
ersparende Terminhandel  in  Industriepapieren  wesentlich  erschwert 
wurde,  dass  demgemäss  Kassengeschäfte,  die  grössere  Barmittel 
erheischen,  sich  umfangreicher  als  bisher  entwickelten,  und  endlich 
erwies  sich  gegenüber  dem  steigenden  Bedarf  der  Industrie  das 
steuerfreie  Notenkontingent  der  Reichsbank  als  ungenügend.  Die 
im  Jahre  1901  erfolgte  Erhöhung  desselben  von  293,4  Mill.  M.  auf 
auf  450  Mill.  M.  dürfte,  soweit  nicht  internationale  Verhältnisse 
störend  einwirken,  zu  einer  allmählichen  Verbilligung  des  Geldes 
und  zu  einem  durchschnittlichen  niedrigeren  Bankdiskont  führen,  als 
ihn  die  Vorjahre  zu  verzeichnen  hatten. 

Anderseits  ist  der  hohe  Bankdiskont,  namentlich  der  aller- 
jüngsten  Zeit,  in  Deutschland  auf  den  beunruhigenden  Stand  der 
fremden  Wechselkurse  und  die  stetige  Gefahr  der  Goldabtreibung, 
d.  h.  auf  Ursachen  zurückzuführen,  die  mit  den  inländischen  Pro- 
duktionsverhältnissen in  keinerlei  Verbindung  stehen.  Zwar  hat  die 
Reichsbank  stets  einen  bedeutenden  Bestand  ausländischer,  nament- 
lich in  London  zahlbarer  Wechsel,  um  sich  durch  Weiterbegebung 
derselben  im  Notfall  Gold  verschaffen  zu  können,  aber  dieses  Mitte), 
wie  bereits  früher  hervorgehoben,  verfängt  für  die  Dauer  nicht  und 
übt  daher  eine  nur  vorübergehende  Wirkung  aus.    Dieses  Abhängig- 


')  Vgl.  auch  Helfferich:  Studien  über  Geld-  und  Bankwesen,   1900, 
S.  162  ff.   . 
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keitsverhältnis  zum  Ausland  jedoch,  das  durch  die  Verteuerung  des 
Geldes  den  Umfang  der  einheimischen  Produktion,  die  Höhe  des 
Eapitalzinses  und  Unternehmergewinns,  sowie  schliesslich  den  ge- 
samten nationalen  Wohlstand  ungünstig  beeinflusst,  wird  leider 
hauptsächlich  durch  die  vielen  Staaten  gemeinsame  Art  der  Gold- 
währung bedingt,  wenn  auch  Doppelwährungsländer,  wie  Frankreich 
beweist,  von  den  ungünstigen  Einflüssen  der  internationalen  Gold- 
abtreibung sich  nicht  völlig  frei  zu  machen  vermögen.  Deutschland 
ist  namentlich  England  gegenüber  stets  geschädigt  und  wird  da- 
durch indirekter  Teilnehmer  an  kriegerischen,  wirtschaftlichen  oder 
sonstigen  Ereignissen,  die  lediglich  die  Staatspolitik  Englands  be- 
treffen. Eine  Gemeinschaft  deutscher  und  britischer  Interessen  wird 
somit  häufig  geschaffen,  die  höchst  bedenklich  ist  und  welche  den 
passiven  Teilnehmer  zu  Opfern  verurteilt,  die  sachlich  unbegründet 
und  für  die  Dauer  sehr  lästig  sind.  Falls  dieses  Uebel  wirtschaft- 
lich elementarer  Natur  und  unvermeidlich  ist,  muss  es  ertragen  und 
mit  den  grösseren  Vorzügen  der  Goldwährung  beglichen  werden.  In 
Anbetracht  seines  häufigen  Auftretens  jedoch  und  des  grossen 
Unheils,  das  es  anstiftet,  ist  die  Erwägung  berechtigt,  ob  ihm 
nicht  zu  Gunsten  Deutschlands  in  irgend  einer  Form  begegnet 
werden  kann. 

Die  vorübergehende  Einführung  einer  Goldprämie  trotz 
aller  Missstände,  die  dieser  letzteren  im  allgemeinen  anhaften  imd 
auf  die  vielfach  überzeugend  hingewiesen  worden  ist^),  erscheint 
als  ein  geeignetes  Mittel  gegen  diesen  krankhaften  Zustand.  Im 
deutschen  Inlandsverkehr  ist  es  für  den  Zahlungsempfänger  bezüg- 
lich des  Wertverhältnisses  ganz  gleichgültig,  ob  er  Edelmetall  oder 
Banknoten  erhält,  da  die  Verschiedenartigkeit  dieser  Zahlungsmittel 
einen  Einfluss  auf  die  Bestimmung  der  Preise  nicht  ausübt.  Die 
Nachfrage  nach  Gold  für  diese  Zwecke  des  Verkehrs  wird  daher 
dauernd  eine  begrenzte  sein  und  nur  seitens  derjenigen  erfolgen,  die 
—  wie  die  Arbitrageure  und  Metallhändler  —  geschäftsmässig  Gold 
ausführen.  Sobald  aber  diese  Elemente  sich  im  Gegensatz  zu  den 
Interessen  der  Mehrheit  bewegen,  ist  ihr  Geschäftsgebaren  zu  be- 
anstanden und  eine  je  nach  der  Höhe  der  Nachfrage  und  der  Lage 


^)  Vgl.  namentlich  Heiligenstadt  a.  a.  0.  S.  210  ff.  Rosendorff: 
Die  Goldprämienpolitik  der  Banqne  de  France  u.  s.  w.  in  den  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik,  1901,  8.  Folge,  21.  Bd.  S.  682  ff. 
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des  Geldmarktes  zu  bemessende  Prämie  auf  Gold  ^)  wird  ihre  Thätig- 
keit  erschweren,  ohne  dass  die  Diskontsätze  erhöht  zu  werden  brauchen 
und  die  inländische  Industrie  durch  die  Geldverteuerung  leidet.  So 
möge  der  Vorschlag  erwogen  werden,  ob  im  Falle  forcierter  Gold- 
abtreibung die  Beichsbank  und  die  für  diesen  Zweck  gleiche  Ziele 
verfolgenden  deutschen  Privatnotenbanken  .bei  der  Diskontierung  von 
Wechseln  über  20,000  M.  und  bei  Präsentation  von  Banknoten  in 
Beträgen  über  2000  M.,  d.  h.  somit  unter  Freigabe  des  kleinen 
Verkehrs,  eine  je  nach  Art  und  Dauer  des  Ansturms  zu  bemessende 
Goldprämie  erheben  sollen. 

Es  könnte  hiergegen  der  Einwand  geltend  gemacht  werden, 
dass  nach  Einführung  der  Goldwährung  dem  Reiche  die  Pflicht  ob- 
liege, jede  Zahlung  auf  Verlangen  des  Empfängers  in  Gold  zu  leisten 
und  dass  jede  Ausnahme  von  der  gesetzlich  festgestellten  Regel  den 
Bestand  der  Währung  in  Frage  stelle.  Einerseits  beweist  jedoch 
für  England  die  mehrfach  erfolgte  Suspension  der  Peelschen  Bank- 
aktCf  dass  Ausnahmefälle,  die,  um  den  Nationalwohlstand  nicht  durch 
dauernd  teures  Geld  zu  schwächen,  eintraten,  das  Prinzip  der  be- 
währten und  dem  Bedarf  des  Landes  entsprechenden  Währung  nicht 
zu  erschüttern  vermochten.  Anderseits  ist  für  Deutschland  der  sehr 
entscheidende  Thatbedtand  in  Betracht  zu  ziehen,  dass,  solange  die 
Thaler  Zirkulationsfähigkeit  besitzen  und  die  vorhandenen  Silber- 
quanten wegen  des  niedrigen  Preisstandes  und  um  erneute  Krisen 
auf  dem  internationalen  Edelmetallmarkt  zu  vermeiden,  unveräusser- 
lich sind  oder  pro  Kopf  der  Bevölkerung  endgültige  Verwendung 
als  Scheidemünze  noch  nicht  gefunden  haben,  die  formell  einge- 
führte Goldwährung  als  eine  hinkende  zu  bezeichnen  ist.  Solange 
dieser  Zustand  dauert  und  auf  den  Silberbestand  zurückgeführt 
werden  muss,  kann  die  Erhebung  einer  Goldprämie  als  statthaft  be- 
zeichnet werden;  denn  ob  die  Goldwährung  vorübergehend  etwas 
mehr  oder  weniger  hinkt,  ist,  wenn  sie  nun  einmal  hinkt,  bedeu- 
tungslos, zumal  an  der  Möglichkeit  nicht  gezweifelt  werden  kann, 
dass  das  für  Deutschland  gesteckte  Endziel  der  reinen  Goldwährung 
in  absehbarer  Zeit  voll  erreicht  werden  wird. 


')  Selbst  Heiligenstadt,  der  als  einer  der  hervorragendsten  Gegner 
der  Goldpillmienpolitik  zu  bezeichnen  ist,  verschliesst  sich  —  a.  a.  0.,  S.  239  — 
mit  Recht  nicht  der  Erkenntnis,  dass  die  Prämie  wegen  der  Schnelligkeit  ihrer 
Einwirkung  ein  sehr  gefügiges  Mittel  zum  Schutze  der  Barreserve  eines  Landes 
sein  kann. 
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Auch  die  Annahme,  dass  die  vorübergehend  erhobene  Gold- 
prämie einen  ungünstigen  Einfluss  auf  den  Kurs  der  im  Ausland  ge- 
handelten deutschen  Staatspapiere  ausübe,  ist  sachlich  deswegen  un- 
begründet, weil,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  hohe,  durch  die  Goldausfuhr 
bedingte  Diskontsätze  vielfach  eine  gleiche  Wirkung  hervorrufen; 
die  Befürchtung  endlich,  dass  die  einzuführende  Massnahme  ein  Sinken 
der  deutschen  Valuta  im  Ausland  oder  die  Zurückziehung  aller  reali- 
sierbaren Guthaben  seitens  ausländischer  Gläubiger  veranlassen  könnte, 
ist,  da  dies  unter  gleichen  Verhältnissen  bisher  sehr  selten  in  Frank- 
reich der  Fall  gewesen,  als  eine  übertriebene  zu  bezeichnen. 

Sobald  die  Diskontsätze  einer  Nation  sich  lediglich  proportional 
den  inländischen  Produktionsverhältnissen  entwickeln,   ist  ein  hoher 
Bankdiskont  leichter  zu  ertragen,   da  er  sich  vielfach  mit  dem  ge- 
steigerten Untemehmergewinn   verschmilzt.     Jede  Diskontkalamität 
hat  jedoch  möglichst  eine  national  begrenzte  zu  sein  oder  muss  kon- 
sequenterweise nur  denjenigen  Staat  treffen,  dem  sie  durch  die  Eigen- 
art seiner  wirtschaftlichen   und  politischen  Verhältnisse  entspringt. 
Keinem  Zweifel  kann   es  femer  unterliegen,   dass  wenn  die  Devise 
9 London '^  die  Wetterfahne  ist,  nach  der  sich  teilweise  die  Diskont- 
sätze Deutschlands  richten  müssen,  ein  ungesunder  Zustand  herrscht, 
der  im  Interesse  der  gesamten  Volkswirtschaft  beseitigt  werden  muss. 
Als  üebergangsmassregel  bis  zur  endgültigen,  gleichviel  in  welcher 
Form    zu    erfolgenden    Abstossung   des    Silberbestandes,    nicht   als 
dauernde  Institution  und  so  lange  die  Goldwährung  konsequent  nicht 
durchgeführt  ist,  erscheint  daher  die  Erhebung  einer  Goldprämie  auch 
für  Deutschland  in  Zeiten  starker,  durch  die  Diskontpolitik  nament- 
lich Englands  bedingter  Anspannung  des  Geldmarkts,  d.  h.  als  vor- 
übergehendes Kampfmittel  im  Defensivzustande  empfehlenswert,  zumal 
hierdurch    an    dem   Prinzip    der   für   das   wirtschaftliche  Wohl  des 
Reiches  unbedingt  erforderlichen  und  sicherhch  daher  unabänderlichen 
Goldwährung  nicht  gerüttelt  zu  werden  braucht.    Diese  üebergangs- 
massregel, die  zeitlich  begrenzt  ist,  sich  aber  doch  immerhin,  bis  die 
vollständige  ümprägung  der  Thaler  in  Scheidemünze  vollzogen  ist, 
mindestens   auf  die  Dauer  von  10  Jahren  erstrecken  dürfte,   würde 
Deutschland  nicht  nur  vor  unberechtigt  hohen,  den  eigenen  Produk- 
tionsverhältnissen  nicht  entspringenden  Diskontsätzen   schützen,   sie 
würde  vielleicht  auch  England  infolge  der  sich  mehrenden  Schwierig- 
keit, Deutschland   das  Gold  abzutreiben,    dazu  zwingen,   die  höchst 
mangelhafte  Peelsche  Bankakte,   die   nicht   nur   bisher   im   eigenen 
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Inland  viel  ünheQ  angestiftet  hat,  sondern  auch  als  Missethäter  auf 
dem  internationalen  Geldmarkt  zu  bezeichnen  ist,  durch  Erhöhung 
des  ungedeckten  Notenbetrages  zeitgem'äss  zu  reformieren. 

In  dem  inländischen  Wechselverkehr  ruht  der  Schwerpunkt  der 
geschäftlichen  Thätigkeit  der  Reichsbank.  Die  dabei  erzielten  Jahres- 
gewinne bilden  daher  den  bedeutendsten  Prozentsatz  ihrer  gesamten 
Einnahmen;  sie  werden  lediglich  durch  die  durchschnittliche  Höhe  des 
Bankdiskonts  bedingt  und  sind  von  entscheidender  Bedeutung  fttr  die 
Anlage  der  Girogelder,  die  den  Aktionären  zuäiessenden  Dividenden 
und  die  hiermit  verknüpften  Anteilquoten,  welche  das  Reich  erhält. 
Bei  den  Gewinnziffem  der  einzelnen  Geschäftsjahre,  die  sich  erst  in 
jüngster  Zeit  wesentlich  gehoben  haben,  sind  jedoch  auch  diejenigen 
Beträge  in  Ansatz  zu  bringen,  die  der  Reichskasse  für  die  Zwecke 
der  Notensteuer  abzuführen  sind  ^).  Diese  Steuer  entspringt  dem 
Bedarf  des  Lombard-  und  Diskontgeschäfts,  und  da  das  letztere  das 
erstere  stets  jährlich  durchschnittlich  um  das  Fünffache  überholt, 
treflfen  ungefähr  80®/o  der  Reichsabgabe  den  inländischen  Wechsel- 
verkehr. Die  endgültigen  Gewinnziffem  sind  daher  mit  diesem  Vor- 
behalt namentlich  für  die  letzten  6  Geschäftsjahre  sowohl  im  Inter- 
esse des  Reiches,  wie  der  Aktionäre  zu  betrachten. 

Hat  die  Reichsbank  für  den  Diskontverkehr  die  Aufgabe,  die 
Bewegungen  des  gesamten  deutschen  Handels  aufmerksam  zu  ver- 
folgen, den  internationalen  Geldmarkt  mit  Scharfblick  zu  überschauen, 
die  Entwicklung  der  ausländischen  Wechselkurse  genau  zu  verfolgen 
und  in  Verbindung  hiermit  die  Währung  des  Reiches  in  ihrer  metal- 


1882 

32,718  . 

1890 

1884 

34,040  , 

1893 

1885 

2,724  , 

1895 

1886 

35,585  . 

1896 

')  Die  dem  Reiche   zastehende  Notensteuer  ist  nicht  für  alle  Geschäfts- 
jahre  in  Ansatz  gebracht  worden;  sie  entfiel,  da  eine  Versteifung  des  Geld- 
markts nicht  eintrat,  1876—1880,  1883,  1887,  1888,  1891,  1892,  1894  und  betrug 
1881    27,179  M.  1889    235,966  M.  1897       767,916  M. 

338,628    .  1898     1,927,401    . 

40,123    ,  1899    2,847,294    , 

224,042    ,  1900    2,517,853    , 

464,801    , 

Diese  Ziffern  liefern  den  überzeugenden  Beweis  von  der  unbedingten 
Notwendigkeit  einer  Steigeining  des  steuerfreien  Notenumlaufs.  Die  deutsche 
Reichsgesetzgebung  hat  durch  die  Bankgesetznovelle  vom  7.  Juni  1899  dem 
diesbezüglichen  Bedarf  entsprochen  und  dem  Wechsel  der  Verhältnisse  Rechnung 
getragen,  während  England  seit  1844  zäh  an  den  Bestimmungen  der  Peelschen 
Bankakte  festhält  und  sich  damit  der  Erkenntnis  verschliesst ,  dnss  innerhalb 
von  60  Jahren  jede  Nation  ihren  Ereditbegehr  naturgemäss  ändert. 
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lischen  Unterläge  zu  schützen,  so  sind  die  deutschen  Privatnoten- 
banken, die,  um  überhaupt  lebensfähig  zu  sein,  gleichfalls  ihren 
Schwerpunkt  in  das  Diskontgeschäft  zu  legen  haben,  in  ihrer.  Thätig- 
keit  begrenzter.  Ihnen  liegt  zuvörderst  die  Pflege  des  Kreditver- 
kehrs in  der  engeren  Heimat  ob;  sie  müssen  tiefer  in  den  Klein- 
verkehr eindringen  als  die  Reichsbank  und  namentlich  diejenigen 
Ortschaften  des  ihnen  zustehenden  territorialen  Wirkimgskeises  durch 
Zweigniederlassungen  oder  Agenturen  zu  erobern  versuchen,  die  ab- 
seits vom  Geldmarkt  liegen.  Die  deutschen  Privatnotenbanken  sind 
wirtschaftliche  Pioniere,  welche  die  grosse  Aufgabe  zu  erfüllen  haben, 
den  Kreditbegehr  derjenigen  erwerbsfähigen  Elemente  in  den  Bundes- 
staaten zu  decken,  deren  Umsätze  gering  sind  und  denen  der  An- 
schluss  namentlich  an  die  Reichsbank  aus  lokalen  oder  sachlichen 
Gründen  vorläufig  versagt  bleiben  muss.  So  sind  sie  verpflichtet, 
diese  letztere  zu  ergänzen,  aber  nicht  berufen,  ihre  Entwicklung  zu 
hemmen. 

Die  Peripherie  der  ihnen  zustehenden  Rechte  haben  sie  jedoch 
vielfach  überschritten,  denn  der  offizielle  Satz,  zu  dem  sie  Inlands- 
wechsel diskontierten,  deckte  sich  nicht  dauernd  und  durchschnittlich 
mit  demjenigen  der  Reichsbank.  Um  eine  Verwertung  der  liquiden 
Mittel  und  eine  annähernd  genügende  Verzinsung  ihrer  Betriebs- 
kapitalien zu  ermöglichen,  haben  sie  sich  häufig  durch  niedrige  Zins- 
sätze künstliche  Atmungsorgane  geschaffen,  billiger  als  die  Reichs- 
bank, d.  h.  zum  Privatdiskont  diskontiert  und  diesen  Satz  vielfach 
nicht  nur  für  erstklassige,  sondern  auch  für  minderwertige  Wechsel 
in  Ansatz  gebracht.  Hierdurch  entstand  eine  unberechtigte  Rivalität 
namentlich  der  kleineren  Zettelbanken  mit  der  Reichsbank  und  dieses 
ungesunde  Verhältnis  hat  vielfach  die  innere  Regulierung  des  Geld- 
marktes gehemmt  und  zeitweise  auch  die  Goldausfuhr  erleichtert. 
Zwar  wurde  im  Jahre  1888  zwischen  der  Reichsbank  und  den  Privat- 
notenbanken ein  Abkommen  getroffen,  welches  die  letzteren  ver- 
pflichtete, bei  drohendem  Goldabfluss  nicht  unter  dem  offiziellen  Dis- 
kontsatz der  Reichsbank  Wechsel  zu  kaufen,  doch  war  diese  Verein- 
barung nicht  gesetzlich  garantiert  imd  erst  die  bereits  erwähnte 
Novelle  zum  deutschen  Bankgesetz  vom  7.  Juni  1899  hat  die  be- 
stehenden Missstände  endgültig  beseitigt.  Ihren  Bestimmungen  ge- 
mäss^) ist  den  deutschen  Privatnotenbanken  bei  Verlust  des  Noten- 


»)  Vgl.  Artikel  5,  §  2  und  §  8, 
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rechtes  vom  1.  Januar  1901  ab  verboten,  unter  dem  offiziell  bekannt 
gemachten  Prozentsatz  der  Reichsbank  zu  diskontieren,  sobald  der- 
selbe 4^/o  erreicht  oder  überstiegen  hat;  anderseits  haben  sie  je- 
doch das  Recht,  Wechsel  jeweilig  */*  V  unter  dem  offiziellen  Bank- 
diskont der  Reichsbank  oder,  falls  diese  selbst  zu  einem  geringeren 
Satze  diskontiert,  ^js  ^/o  unter  diesem  letzteren  zu  kaufen.  Hierdurch 
wird  nicht  nur  die  häufig  mit  nicht  loyalen  Mitteln  gehandhabte 
Konkurrenz  der  Privatnotenbanken  auf  ein  annähernd  normales 
Niveau  begrenzt,  es  werden  auch  gleichzeitig  anderweitige  Gegen- 
sätze gemindert,  die  entschieden  zu  bekämpfen  sind;  denn  während 
die  Reichsbank  in  Preussen  mit  Ausnahme  von  Frankfurt  a.  M. 
Alleinherrscherin  auf  dem  Gebiete  des  inländischen  Wechselverkehrs 
ist  und  demgemäss  einheitlich  ihre  Diskontsätze  handhaben  kann,  hat 
sie  ihre  Interessensphäre  in  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden, 
Hessen  und  Braunschweig  mit  den  dort  bestehenden  Privatnoten- 
banken zu  teilen.  Dadurch  nun,  dass  dieselben  so  häufig  unter 
Bankdiskont  Wechsel  kauften,  erhielten  vielfach  Handel  und  Industrie 
in  den  diesbezüglichen  Gegenden  Deutschlands  billigeres  Geld  zuge- 
führt, als  da,  wo  Privatnotenbanken  nicht  bestehen  und  die  Mehr- 
heit der  Kreditsuchenden  lediglich  auf  die  Reichsbank  angewiesen 
ist.  Diese  ganz  unberechtigte  Bevorzugung  bestimmter  Distrikte,  die 
nicht  ohne  Rückwirkung  auf  den  üntemehmergewinn  der  Beteiligten 
geblieben  sein  dürfte,  ist  nun  zwar  auch  durch  die  Bankgesetznovelle 
nicht  vollständig  beseitigt,  aber  sie  wird  wenigstens  gemindert  und 
auch  dieser  Umstand  rechtfertigt  die  allgemeine  Bestimmung,  der 
zufolge  die  Privatnotenbanken  Deutschlands  sich  zukünftig  bei  ihrer 
Diskontpolitik  in  einem  gesetzlichen  Abhängigkeitsverhältnis  zu  dem 
jeweiligen  Prozentsatz  der  Reichsbank  zu  bewegen  haben. 

Die  Organisation  des  Geschäftsverkehrs  der  deutschen 
Privatnotenbanken  für  die  Zwecke  des  Diskontgeschäfts  ähnelt  viel- 
fach derjenigen  der  Reichsbank,  doch  sind  ihre  Geschäftsberichte 
nicht  von  einem  einheitlichen  Gesichtspunkt  geleitet,  denn  einzelne 
derselben  führen  die  Umsätze  des  in-  und  ausländischen  Wechsel- 
verkehrs gemeinsam  auf  oder  thaten  dies  teilweise  früher.  Da  sie 
jedoch  zur  Stärkung  ihres  Goldbestandes  nicht  wie  die  Reichsbank 
auf  ein  starkes  Devisenportefeuille  angewiesen  sind  und  durch  das 
Schwanken  der  Wechselkurse  Besitzverhältnisse  geschaffen  werden, 
die  grosses  Risiko  ohne  gleichwertige  Gewinne  in  sich  bergen,  haben 
sie  meistenteils  ihren  Auslandsverkehr  auf  ein  Mindestmass  beschränkt. 
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Im  Interesse  einer  abschliessenden  Uebersicht  jedoch  und  für  die 
Zwecke  wissenschaftlicher  Untersuchung,  wäre  es  sehr  erwünscht, 
wenn  sämtliche  deutsche  Privatnotenbanken  dem  Beispiel  der  deut- 
schen Reichsbank  folgen  und  ihre  Umsätze  getrennt  nach  Platz-, 
Versandwechsel  und  Devisen  aufführen  würden.  Da  dies  bisher  nicht 
der  Fall,  umfassen  die  in  der  beifolgenden  Tabelle  aufgeführten  Be- 
träge teilweise  sowohl  das  Diskontgeschäft,  in  dem  der  Schwerpunkt 
des  gesamten  Wechselverkehrs  ruht,  als  auch  das  Devisengeschäft, 
das  nach  Umfang  und  Ertrag  geringfügig  ist.  Die  hierbei  erzielten 
Jahresumsätze  der  einzelnen  deutschen  Privatnotenbanken  diflfe- 
rieren,  wie  die  Tabelle  zeigt,  wesentlich  voneinander;  entscheidend 
hierfür  sind  jedoch  weniger  die  lokalen  Verhältnisse,  das  Betriebs- 
kapital und  das  gesetzlich  zulässige  Notenkontingent  der  einzelnen 
Banken,  als  vielmehr  InteUigenz,  Umsicht  und  Anpassungsvermögen 
der  betrefiFenden  Verwaltungen. 

Die   Gesamtsumme   der    diskontierten  Wechsel   be- 
zifferte sich  bei  der: 


Sächsische 

Bayrische 

Frankfurter 

Badische 

Württemh. 

Bank  für  Süd- 

Brannschw. 

Bank 

Notenbank 

Bank 

Bank 

Notenbank 

deutschland 

Bank 

M. 

M. 

M. 

M 

M. 

M. 

V. 

1876 

807,201,773 

310,439,886 

239,026,398 

109,838,740 

90,152,998 

106,441,979 

87,899,863 

1877 

277,193,039 

320,428,760 

210,356,107 

76,654,148 

87,114,822 

100,814.097 

84,906,855 

1878 

253,502,517 

325,005,446 

202,879.121 

77,087,4f8 

92,296,915 

85,232,456 

70,520,898 

1879 

256,763,491 

332,889,497 

190,214,865 

81,926,207 

94,482,217 

84,452,061 

66,839,282 

1880 

279,744,230 

323,386.007 

148,935,074 

93,94^^,945 

94,887,225 

97.053,563 

75,663,599 

1881 

294,885,778 

384,586,803 

161,449,239 

105,177,054 

97,578,562 

102,516,376 

78,789,249 

1882 

298,147,299 

328.292,952 

157,945,867 

100,634,604 

95,613,356 

102,630,979. 

76,502,321 

1888 

301,549,584 

330,316,469 

160,464,858 

98,186,554 

96,281,104 

106,671,354 

78,681,505 

1884 

808,164,411 

848,169,867 

158,094,767 

93,934,441 

96,682,974 

107,732,486 

70,854.296 

1885 

819,568,997 

856,623,346 

162,387,496 

97,883,170 

94,156,958 

106,678,229 

58,563,184 

1886 

305,729,264 

856,041,118 

162,964,932 

98,540,086 

90,399,902 

102,721,877 

54,227,850 

1887 

323,726,875 

348,339,650 

166,141,198 

100,264,620 

88,912,123 

101,093.877 

62,119,092 

1888 

311,351,863 

829,363,466 

142,080,493 

101,602,399 

87,080,664 

96,016,841 

56,869,248 

1889 

346,063,650 

327,840,343 

125,847,368 

106,834,150 

88,208  958 

96,946,286 

50,822,388 

1890 

361,557,309 

326,423,129 

153,723,859 

119,609,757 

90,329,190 

95,458,098 

62,989,349 

1891 

399,555,798 

321,711,718 

156,749,299 

121,653,743 

95,954,204 

101,194,118 

62,319,81«; 

1892 

402,639,780 

827,651,455 

163,74t,390 

109,437,566 

94,491,213 

91,664,485 

56,539,952 

1893 

405,226,086 

342,632,701 

173,886,645 

108,489,725 

96,423,786 

91,088,822 

50,910,309 

1894 

409,672,813 

847,813,869 

190,851,918 

112,792,968 

101.783,298 

85,243,922 

48,095,025 

1895 

442,631,108 

319,130,366 

189,739,674 

110,281,466 

94,729,519 

86,675,853 

43,632,081 

1896 

435,547,134 

368,140,F9 

198,490,737 

119,507,364 

95,978,256 

92,810,729 

48,132,835 

1897 

457,561,977 

369,112,826 

194,028,208 

127,763,865 

100,047,121 

97,826,308 

46,909,216 

1898 

454,927,389 

363,658,091 

186,686,028 

125,801,776 

105,300,140 

98,104,837 

51,164,883 

1899 

515,4(9,850 

382,649,481 

200,966,256 

127,770,697 

105,027,078 

102,591,846 

57,019,277 

1900 

535,729,055 

865,502,912 

220,641,156 

127,033,136 

105,264,156 

106,326,475 

68,568,201 
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Die  Sächsische  Bank,  die  den  Hauptsitz  in  Dresden  und 
acht  Filialen  im  Königreich  Sachsen  hat,  findet  die  eigentlichen  und 
treibenden  Wurzeln  ihrer  Kraft  in  den  sog.  Pariplätzen,  d.  h.  sie 
kauft  Wechsel  auf  Plätze,  die  in  Sachsen  und  den  benachbarten 
thüringischen  Fürstentümern  liegen,  aber  weder  zu  ihren  Filialplätzen, 
noch  zu  Reichsbankplätzen  zählen,  also  auf  Nebenplätze  al  pari  ohne 
weitere  Spesen,  als  den  Diskont.  Die  Zahl  der  Pariplätze  ist  dauernd 
vermehrt  worden  und  beziffert  sich  gegenwärtig  auf  über  100.  Diese 
Organisation  hat  zwei  bedeutungsvolle  Wirkungen  geschaffen.  Einer- 
seits wird  hierdurch  für  die  diesbezüglichen  Ortschaften  Deckung  des 
Geldbedarfs  ermöglicht  und  hiermit  dem  Handel,  der  Industrie  und 
der  Landwirtschaft  Sachsens  eine  Erleichterung  gewährt,  die  für  die 
gesamten  Interessen  des  Landes  von  Wichtigkeit  ist;  anderseits  hat 
sich  die  Sächsische  Bank  durch  Aufnahme  dieser  Nebenplätze  in 
den  Diskontverkehr  einen  Wirkungskreis  geschaffen,  bei  dem  zu 
konkurrieren  die  Reichsbank  weder  geneigt,  noch  berechtigt  ist.  Die 
in  der  Tabelle  aufgeführten  Ziffern,  die  lediglich,  da  das  Devisen- 
geschäft für  die  Sächsische  Bank  fast  gar  nicht  in  Betracht  kommt, 
den  inländischen  Wechselverkehr  betreffen,  beweisen,  dass  die  Um- 
sätze in  den  letzten  20  Jahren  um  ungefähr  100  ^/o  sich  gehoben 
haben.  Dass  dies  überhaupt  möglich  war,  steht  im  direkten  Zu- 
sammenhang mit  der  gleichzeitigen  Steigerung  des  Depositen-  und 
Giroverkehrs,  selbstverständlich  jedoch  nicht  mit  der  der  Bank  zur 
Verfügung  stehenden  steuerfreien  Notenmenge  von  16,771,000  M. 
Diese  Summe  kommt  bei  einem  Jahresumsatz  von  ungefähr  500  Mill.  M. 
wenig  in  Betracht  und  entspricht  auch  nicht  annähernd  dem  that- 
sächlichen  Kreditbedarf  des  Landes.  Da  jedoch  eine  Erhöhung  des 
unter  allen  Umständen  viel  zu  niedrig  bemessenen  Notenkontingents 
nach  Lage  der  Verhältnisse  ausgeschlossen  ist,  fragt  es  sich,  ob  es 
für  die  Sächsische  Bank  nicht  ratsam  ist,  auf  das  Notenpri^ileg  über- 
haupt zu  verzichten,  um  den  durch  Solidität  und  feinfühliges  Ver- 
ständnis für  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  des  Landes  mit  Mühe 
geschaffenen  Wirkungskreis  erweitem  und  unbeengt  durch  Staats- 
vorschriften alle  Strömungen  des  Geldmarkts  ausnützen  zu  können. 
Verwandelt  sich  die  Sächsische  Bank  in  eine  Effektenbank  und  er- 
richtet sie  als  solche  eine  Zweigniederlassung  in  Berlin,  so  dürfte 
sie  mit  ihren  vielseitigen,  in  dem  kapitalstarken  und  industriereichen 
Sachsen  wurzelnden  Beziehungen  bald  zu  den  hervorragendsten  In- 
stituten dieser  Art  im  Reiche  gehören  und  nicht  nur  wie  bisher  den 
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Diskont-,  Depositen-  und  Giroverkehr  pflegen,  sondern  auch  durch 
die  grössere  Gewähr  der  geschäftlichen  Freiheit  durchschnittlich  eine 
höhere  Verzinsung  ihrer  Betriebskapitalien  zu  Gunsten  ihrer  Aktionäre 
erzielen  können.  Jedenfalls  -aber  hat  sie  auch  in  ihrer  bisherigen 
Gestalt  durchweg  sich  bewährt;  sie  ist  ein  wichtiger  Faktor  für  die 
wirtschaftlichen  Interessen  Sachsens  und  hat  dauernd  den  Beweis  ge- 
liefert, dass  neben  der  Reichsbank  eine  Landesnotenbank  segensreich 
wirken  kann,  wenn  sie  genau  den  Bedarf  erkennt,  den  sie  zu  be- 
friedigen berufen  ist. 

Mit  gleicher  Befriedigung  kann  die  Bayrische  Notenbank^) 
auf  ihre  Vergangenheit  zurückblicken.  Während  der  Dauer  ihres 
bisherigen  Bestandes  hat  sie  vielfach  das  finanzielle  Interesse  höheren 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  untergeordnet  und  sich  hierbei  nament- 
lich in  doppelter  Weise  ausgezeichnet.  Sie  hat  zur  Individualisierung 
des  Kredits  beigetragen,  denn  sie  überzog  Bayern  mit  einem  Netz 
von  Zweigniederlassungen,  wie  es  keine  der  übrigen  deutschen  Privat- 
notenbanken aufzuweisen  vermag;  sie  hat  femer  nicht  nur  Handel, 
Gewerbe  und  Verkehr  erspriessliche  Dienste  geleistet,  sondern  auch 
überaus  erfolgreich  seit  Beginn  ihrer  Thätigkeit  die  Interessen  der 
Landwirtschaft,  die  für  Bayern  eine  hervorragende  Bedeutung  haben, 
gefördert.  Mit  dem  geringfügigen  Betriebskapital  von  7^2  Mill.  M. 
vermochte  die  Bank,  was  in  hohem  Masse  anerkennenswert  ist,  im 
Jahre  1900  einen  Gesamtumsatz  in  Wechseln  von  über  365  Mill.  M. 
zu  erzielen  und  durch  die  tausendfältigen  Beziehungen,  die  sie  mit 
allen  Erwerbskreisen  Bayerns  zu  verknüpfen  verstand,  schlug  sie 
tiefe  Wurzeln  im  engeren  Heimatlande,  für  dessen  fernere  wirtschaft- 
liche Entwicklung  sie  unbedingt  nötig  ist. 

Bei  der  Frankfurter  Bank  betreffen  die  aufgeführten  Ziffern 
seit  1883  den  reinen  Inlandsverkehr,  der  sich  innerhalb  der  letzten 
24  Jahre  durchschnittlich  nicht  gehoben,  sondern  gesenkt  hat.  Die 
dauernde  Existenzberechtigung  der  Frankfurter  Bank  als  Zettelbank 
erschien  daher  sehr  fragwürdig,  zumal  die  Reichsbank  ^)  sie  im  Dis- 
kontverkehr für  Frankfurt  a.  M.  weit  überholt  hat  und  die  süd- 
deutschen Staaten,  da  sie  eigene  Zettelbanken  haben,  ihre  Dienste 
nicht  beanspruchen.     Die   geplante  Umwandlung  in   eine  Effekten- 


^)  Vgl.  die  oben  erwähnte  Arbeit  von  Dr.  H  e  i  1. 

2)  Die  Reichsbankhauptstelle  Frankfurt  a.  M.  diskontierte  1 900  504,485,91 1 M., 
die  Frankfurter  Bank  220,641,156  M.  Platz-  und  Versandwechsel. 
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bank  ist  demgemäss  nur  zu  billigen;  sie  wird  die  Frankfurter  Lokal- 
interessen bei  weitem  mehr  als  bisher  fördern  und  ist,  ganz  abge- 
sehen von  dem  im  Geschäftsbericht  für  das  Verwaltungsjahr  1900 
hervorgehobenen  Bestimmungsgrunde  auch  deswegen  mit  Beifall  zu 
begrüssen,  weil  durch  den  freiwilligen  Verzicht  der  Bank  auf  das 
Notenprivileg  der  Ausfluss  eines  gegenwärtig  vollständig  lebens- 
unfähigen Partikularismus  versiegt. 

Auch  die  Badische  Bank  hat  wenig  Existenzberechtigung  als 
Zettelbank.  Zwar  hat  sie  Handel  und  Industrie  des  Heimatlandes 
nach  Kräften  zu  unterstützen  gesucht  und  ihre  Betriebsmittel  nicht 
nur  den  grösseren  Städten  zugeführt,  aber  diese  Leistungen  hätte 
sie  auch  als  gut  geleitete  Effektenbank  zu  erzielen  vermocht. 
Durch  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  ist  sie  zuvörderst  auf  die 
Pflege  des  Diskontgeschäftes  angewiesen,  aber  weder  haben  sich 
hierbei  die  diesbezüglichen  Umsätze  während  der  Dauer  ihres  Be- 
standes wesentlich  gesteigert,  noch  hat  sie  das  System  der  Dezen- 
tralisation durch  Errichtung  von  Filialen  durchgeführt  oder  der  Kon- 
kurrenz der  Reichsbank  sich  als  gewachsen  erwiesen.  Die  Bank  ist 
in  Mannheim  domiziliert  und  hat  eine  einzige  Zweigniederlassung  in 
Karlsruhe,  zu  der  die  Agentur  Freiburg  gehört;  dagegen  hat  die 
Reichsbank  eine  Hauptstelle  in  Mannheim  mit  zehn  und  eine  Bank- 
steUe  in  Karlsruhe  mit  vier  ünteranstalten.  Die  Umsätze  der  beiden 
genannten  Reichsbankfilialen  bezifferten  sich  im  Jahre  1900  für  Platz- 
und  Versandwechsel  auf  390,390,559  M.,  überstiegen  also  den  dies- 
bezüglichen Jahresumsatz  der  Badischen  Bank  um  mehr  als  das 
Dreifache.  Diese  letztere  hat  sich  demgemäss  einen  nur  sehr  be- 
scheidenen Wirkungskreis  in  dem  Hauptgebiet  ihrer  Thätigkeit  zu 
erobern  verstanden  und  ihre  Existenznotwendigkeit  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Form  kann  mit  demselben  Rechte  bestritten  werden,  wie 
etwa  diejenige  einer  besonderen  Zettelbank  für  Schlesien,  Hamburg 
oder  Pommern. 

Auch  die  Württembergische  Notenbank  hat  innerhalb  der 
letzten  25  Jahre  nur  eine  relative  Steigerung  des  inländischen  Wechsel- 
verkehrs zu  verzeichnen.  Zeitweise  sah  sie  sich  genötigt,  um  eine 
Verzinsung  ihrer  liquiden  Kapitalien  überhaupt  zu  ermöglichen,  ihr 
Portefeuille  mit  Privatdiskonten  zu  füllen  *),  erst  seit  dem  Jahre  1900 
hat  sie  begonnen,  Agenturen  zu  errichten,   auf  den  Diskontverkehr 


Vgl.  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1884,  S.  4. 
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Württembergs  übte  sie  bisher  einen  sehr  geringfügigen  Einfluss  au8 
und  deswegen  gilt  für  sie  das  Gleiche,  was  für  die  Badische  Bank 
gesagt  worden  ist.  In  noch  höherem  Masse  ist  dies  auf  die  Bank 
für  Süddeutschland  und  die  Braunschweigrsche  Bank  anzu- 
wenden. Die  erstere,  bei  welcher  der  Devisenverkehr  nicht  wesent- 
lich in  Betracht  zu  ziehen  ist,  hat  im  Jahre  1900  kaum  denjenigen 
Umsatz  im  Diskontgeschäft  erzielt,  den  sie  1876  erreichte;  die  letztere 
hat  Geschäftsjahre  wie  1895  und  1897  zu  verzeichnen,  in  denen  der 
Wechselverkehr,  der  auch  Devisen  umfasst  und  daher  eine  noch  ge- 
ringere Bedeutung  hat,  als  die  auf  der  Tabelle  aufgeführten  Ziffern 
bekunden,  auf  ein  aussergewöhnlich  niedriges  Minimum  gesunken  ist. 
Beide  Banken  sind  als  Zettelbanken  lebensunfähig;  sie  haben  im 
Diskontverkehr  an  dem  Aufschwung,  welchen  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben innerhalb  der  letzten  25  Jahre  genommen,  fast  gar 
nicht  partizipiert,  den  Kreditbedarf  der  kleinen  Operationsgebiete, 
die  sie  umschreiben  dürfen,  kaum  zu  befriedigen  vermocht  und 
im  Verhältnis  zu  ihrem  Wirkungskreise  ein  viel  zu  hoch  be- 
messenes Betriebskapital.  So  führen  sie  ein  beschauliches  Still- 
leben, das  von  dem  Wellenschlage  des  Geldmarkts  wenig  berührt 
wird  und  weder  für  ihre  Aktionäre,  noch  für  den  Volkswirt  be- 
sonders erfreulich  ist. 

Die  Existenznotwendigkeit  der  deutschen  Privatnoten- 
banken ist  vielfach  bestritten  worden,  und  schwerwiegende  Gründe 
können  gegen  dieselben  geltend  gemacht  werden.  Im  allgemeinen 
ist  ihr  Anteil  am  Gesamtwechselbestand  Deutschlands  ungefähr 
auf  8^/«  ®/o  zu  schätzen;  von  entscheidender  Bedeutung  für  den 
Diskontverkehr  sind  sie  daher  nicht.  Für  einzelne  Produzenten 
mag  ihre  dauernde  Existenz  erwünscht  sein,  weil  sie  ihnen  Er- 
leichterung oder  Verbilligung  des  Kredits,  sowie  eine  bestimmte 
Unabhängigkeit  gegenüber  der  Reichsbank  gewährt;  sie  erschweren 
aber  einerseits  dieser  letzteren  vielfach  den  üeberblick  über  die 
finanziellen  Verpfiichtimgen  ihrer  Schuldner  und  anderseits  haben 
sie  an  dieselbe  häufig  im  Notfall  durch  Weitergabe  ihres  Wechsel- 
bestandes direkte  Anforderungen  gestellt,  deren  Befriedigung  leicht 
Komplikationen  hätte  hervorrufen  können.  Auch  ist  ihre  Existenz 
im  allgemeinen  Interesse  nicht  als  unbedingt  nötig  und  unent- 
behrlich zu  bezeichnen,  denn  1876  waren  in  Deutschland  18, 
1899  7  Privatnotenbanken,  und  fühlbare  Lücken  haben  diejenigen 
Institute,   die  verschwunden   sind,   nicht  hinterlassen.     Neben  ihrer 
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daher  nur  relativen  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  ist  die  Frage 
ihrer  durchschnittlichen  Rentabilität  in  Betracht  zu  ziehen,  und  auch 
hierbei  senkt  sich  die  Wage  nicht  zu  ihren  Gunsten.  Zwar  wurden 
in  den  letzten  Jahren  durch  die  aussergewöhnlich  hohen  Diskont- 
sätze durchschnittlich  günstige  Geschäftsresultate  erzielt,  aber  von 
1876 — 96,  also  während  der  längeren  Dauer  ihres  Bestandes  hat  die 
Mehrzahl  von  ihnen  für  das  vorhandene  Betriebskapital  eine  massi- 
gen Ansprüchen  genügende  Verzinsung  nicht  gefunden^).  Trotz 
dieser  Verhältnisse  und  auch  bei  Berücksichtigung  des  XJmstandes, 
dass  durch  ihre  Liquidation  das  Notenkontingent  der  Reichsbank 
verstärkt  und  diese  letztere  —  was  mehr  aus  inneren  politischen 
als  rein  wirtschaftlichen  Gründen  erstrebenswert  erscheinen  könnte  — 
zur  Zentralnotenbank  sich  ausbilden  würde,  ist  die  grundsätzliche 
Beseitigung  der  Privatnotenbanken,  wie  die  Verhältnisse  Bayerns  und 
Sachsens  beweisen,  nicht  empfehlenswert.  Die  Frage,  ob  sie  not- 
wendig oder  überflüssig  sind,  kann  einheitlich  nicht  beantwortet 
werden.  Da,  wo  sie  es  verstanden  haben,  die  Reichsbank  zu  er- 
gänzen, die  kleineren  Stätten  des  Verkehrs  aufzusuchen  und  nament- 
lich das  Diskontgeschäft  zu  fördern,  ist  ihre  fernere  Entwicklung 
erwünscht;  für  alle  diejenigen  Privatnotenbanken  jedoch,  für  welche 
dauernd  ein  Bedarf  der  Verzweigung  und  des  Ausbaus  nach  Innen 
nicht  vorgelegen  hat,  erscheint  die  fernere  Existenz  als  Zettelbank 
unberechtigt  und  ihre  eventuelle  Umwandlung  in  Effektenbanken  im 
eigenen  Interesse  geboten. 

Neben  der  Existenznotwendigkeit  ist  auch  die  fernere  Existenz- 
fähigkeit  der  deutschen  Privatnotenbanken  in  Betracht  zu  ziehen, 
die  durch  die  Bankgesetznovelle  mit  ihren  Bestimmungen  bezüglich 
der  relativen  Anwendbarkeit  des  Privatdiskonts  bedroht  erscheint. 
Vielfach  wird  befürchtet,  dass  bei  hohem  Bankdiskont  der  Kredit- 
bedarf auf  offenem  Markte  leicht  gedeckt  werden  könnte,  die  Um- 
sätze im  Diskontgeschäft  demgemäss  wesentlich  sinken  und  sich  in 
den  Kassen  grössere  Barbeträge  ansammeln  würden,  für  die  eine 
lohnende  anderweitige  Verwendung  schwer  sein  dürfte.  Diese  Mut- 
massungen  erscheinen  jedoch  vielfach  unbegründet  oder  übertrieben, 
denn  die  Nutzbarmachung  des  Privatdiskonts  ist  der  grösseren 
Anzahl   der   Gewerbetreibenden   unbekannt,    auch  eignen   sich,   wie 


')  üeber  die  Dividenden  der  deutschen  Privatnotenbanken  von  1876  bis 
1899  vgl  Heil  a.a.O.,  S.  56. 
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früher  hervorgehoben,  nur  bestimmte  Qualitätswechsel  von  höheren 
Beträgen  für  diese  Zwecke  der  Diskontierung  und  anderseits  ist  der 
Mechanismus  des  Börsengeschäfts  ein  viel  zu  komplizierter,  als  dass 
eine  Massenbefriedigung  des  inländischen  Kreditbedarfs  auf  diesem 
Wege  möglich  wäre.  Die  Bankgesetznovelle  dürfte  daher  den  Wir- 
kungskreis der  Privatnotenbanken  im  wesentlichen  nicht  beeinträch- 
tigen, solange  dieselben  die  natürlichen  Grenzen  ihrer  Thätigkeifc 
aufsuchen  und  umschreiben. 

Vielfach  anders  geartet  wie  in  Deutschland  ist  die  Oi^ani- 
sation  des  inländischen  Wechselverkehrs  durch  die  Zettelbanken  im 
Ausland.  Für  Oesterreich  ist  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  in  Betracht  zu  ziehen,  die  als  Nachfolgerin  der  österreichi- 
schen Nationalbank  ihre  Thätigkeit  im  Jahre  1878  begann.  Das 
Ziel,  das  sie  in  der  Pflege  des  Diskontgeschäfts  dauernd  bisher  ver- 
folgte, galt  einer  unparteiischen  Förderung  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung beider  Länder.  Verständnisvoll  hat  sie  sich  für  diese 
Zwecke  dem  eigenartigen  Bedarf  anzuschmiegen  versucht  und  sofort 
nach  Uebemahme  der  Geschäfte  ihrer  Vorgängerin  entschloss  sie 
sich  zu  einer  Anzahl  von  Reformen,  die  Handel  und  Gewerbe  im 
ganzen  Umfang  der  österreichisch  -  ungarischen  Monarchie  die  Vor- 
teile des  Bankkredits  in  höherem  Masse  als  bisher  zuführten.  In 
den  entfernteren  Teilen  des  Landes  wurde  engere  Fühlung  mit  den- 
jenigen produktiven  Elementen  gesucht,  denen  ein  geregelter  Kredit- 
verkehr bisher  versagt  geblieben  war,  eine  Reihe  neuer  Zweignieder- 
lassungen entstand,  die  einzelnen  Bankanstalten  erhielten  für  die 
Zwecke  ihrer  Thätigkeit  grössere  Bezirke  überwiesen  und  von  der 
Berechtigung,  Wechsel  mit  nur  zwei  Unterschriften  zu  diskontieren, 
wurde  zur  Erleichterung  der  Umsätze  häufig  Gebrauch  gemacht. 

Auf  dieser  Unterlage  entwickelte  sich  der  Geschäftsverkehr, 
dessen  allgemeine  Bestimmungen  ^)  vielfach  derjenigen  der  deutschen 
Reichsbank  gleichen.  Unterschiedlich  von  derselben  besteht  jedoch 
namentlich  die  nachahmenswerte  Einrichtung,  dass  nur  derjenige 
Diskontkredit  erhält,  der  ein  Girokonto  hat  und  diese  Verquickung 
der  Geschäftsinteressen  dürfte  wesentlich  dazu  beitragen,  den  Giro- 
verkehr auch  in  den  Kreisen  der  kleineren  Gewerbetreibenden  ein- 
zubürgern.    Lange  Zeit  bestand  ferner  das  System  der  Dotationen. 


*)  Vgl.  Bestimmungen  über  den  Geschäftsverkehr  der  Oester- 
reichisch-ungarischen  Bank,  1897,  S.  11  fF. 
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Die  Direktionen  in  Wien  und  Budapest  verteilten  die  vom  Qeneral- 
rat  der  Bank  für  den  Ankauf  von  Inlandswechseln  zugewiesenen 
Summen  auf  die  ihnen  unterstehenden  Bankanstalten,  so  dass 
der  Diskontumsatz  der  letzteren  im  Höchstbetrage  quotisiert  war. 
Hierdurch  entstanden  grosse  Missstände;  denn,  wenn  die  für  die 
einzelne  Bankanstalt  bemessene  Summe  erschöpft  war,  konnten 
weitere  Diskontierungen  vor  Ablauf  der  gewährten  Kredite  nicht 
erfolgen,  und  zeitweise  mussten  daher  die  besten  Wechsel  abgelehnt 
werden.  Eine  dauernde  üebereinstimmung  der  nominell  festgesetzten 
Personalkredite  mit  den  thatsächlich  zu  erfolgenden  Diskontierungen 
war  erschwert  und  diese  Einschnürung  des  Verkehrs  führte  allmäh- 
lich zu  der  Erkenntnis,  dass  das  zweckwidrige  System  fallen  müsse; 
nicht  ohne  üeberwindung  mancher  Schwierigkeiten  ist  es  jedoch  erst 
vom  1.  Januar  1900  ab  beseitigt  worden. 

Das  Eskomptegeschäft  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank 
umfasst  Wechsel,  Warrants,  Effekten  und  Coupons;  die  Umsätze  in 
den  drei  letzteren  Kategorien  sind  jedoch  sehr  unbedeutend^)  und 
die  folgenden  Zahlen  betreffen  daher  nur  den  Wechselskompte,  d.  h. 
die  diskontierten  Platzwechsel  und  Rimessen. 

Bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  bezifferte  sich: 


der  i 

Gfesamtbetraff 

der  diskontierten 

der  durchschnittliche  Bankdiskont 

Inlandswechsel 

1878 

ö.  fl. 

598,804,018 

4V»    Vo 

unverändert 

1879 

494,292,457 

4,17    . 

mit  Schwankungen  zwischen  4 — 4^'«^ 

1880 

548,184,624 

4 

unverändert 

1881 

646,648,687 

4 

9 

1882 

707,609,167 

4,20    . 

mit  Schwankungen  zwischen  4—5      , 

1883 

776,542,346 

4,11    , 

«              »                     « 

4-5     . 

1884 

792,148,563 

4 

unverändert 

1885 

641,816,303 

4 

n 

1886 

652,815,108 

4 

s 

1887 

707,368,037 

4,118  . 

mit  Schwankungen  zwischen  4— 4V2  ,. 

1888 

715,387,319 

4,167  , 

»             "                     1» 

4-4  V» , 

1889 

773,971,720 

4,18ü  , 

w                         "                                        n 

4-5     , 

1890 

861,954,212 

4,48    . 

n                           m                                           n 

4-5'/«  , 

1891 

923,194,845 

4.40    . 

1                                •«                                                   -n 

4-5Vs , 

1892 

817,951,977 

4,02    , 

"                           n                                           •» 

1 

1893 

940,894,913 

4,24    . 

n                            •<                                            ^ 

4-5     . 

1894 

1,045,102,338 

4,08    . 

fl                       ^                                    n 

1 

0  Das  Portefeuille  der  Bank  setzte  sich  Ende  des  Jahres  1900  mit  99V«  > 
aus  diskontierten  Inlandswechseln  zusammen,  während  der  Rest  auf  Warrants 
(0,599  Vo)  und  diskontierte  Effekten  (0,329  ^'lo)  entfiel. 
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der  Gesamtbetrag 

der  diskontierten 

der  durchschnittliche  Bankdiskont 

Inlandswechsel 

1895 

ö.  fl.  1,218,909,893 

4,801  °/o  mit  Schwankungen  zwischen  \  .        ^     o 
4,092,      ,             ,                     ,        r    ""^       ' 

1896 

.   .   1,186,888,505 

1897 

r    r   1,204,629,716 

4         ,.    unverilndert 

1898 

,   .   1,393,937,584 

4,159  r    mit  Schwankungen  zwischen  4    —5      ^ 

1899 

,    ,   1,482,283,313 

5,036,      ,             ,                    ,           4V«-6      , 

1900 

,   ,   1,434,050,729 

4,578,      ,             ,                    ,           4V«-5*/«, 

Für  wichtige  Zweige  der  industriellen  Thätigkeit  haben  sich 
zwar  die  Produktionsverhältnisse  in  Oesterreich  weniger  günstig  als 
namentlich  in  Deutschland  und  Frankreich  gestellt,  auch  wird  Um- 
satz und  Absatz  der  hergestellten  Oüter  durch  mannigfache  Verhält- 
nisse stetig  ungünstig  beeinflusst,  doch  aber  hat  sich  auch  in  Oester- 
reich der  Kreditbedarf  immer  mehr  gehoben  und  namentlich  gewann 
in  Ungarn  das  Diskontgeschäft  eine  bedeutende,  auf  gesunder  Unter- 
lage ruhende  Ausdehnung.  Der  Gesamtbetrag  der  diskontierten 
Inlandswechsel  stieg  1878—1900  von  593  Mill.  auf  1434  Mill.  fl. 
und  hat  sich  demgemäss  mehr  als  verdoppelt;  allerdings  aber  muss 
hierbei  erwähnt  werden,  dass  die  Bank  zeitweise  gezwungen  war, 
um  ein  rapides  Fallen  ihres  Portefeuille  zu  verhindern,  Privat- 
diskontierungen in  ganz  aussergewöhnlichen  Beträgen  vorzunehmen. 
Die  Anzahl  der  diskontierten  Platzwechsel  und  Rimessen,  welche 
sich  1879  auf  324,018  belief,  ist  im  Jahre  1900  auf  1,545,363  ge- 
stiegen und  nach  der  Höhe  des  Wechselbetrags  geordnet,  sind  durch- 
schnittlich die  Wechsel  in  Summen  von  130 — 300  fl.  der  Stückzahl 
nach  die  zahlreichsten. 

Der  durchschnittliche  Bankdiskont  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  gleicht  annähernd  demjenigen  der  deutschen 
Reichsbank.  Doch  differieren  die  Bestimmungsgründe  beider,  so- 
weit sie  auf  die  inneren  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Länder 
zurückzuführen  sind,  wesentlich  voneinander.  Die  Organisation  des 
Kredits  ist  in  Oesterreich-Ungarn  keine  national  dezentralisierte  wie 
in  Deutschland  und  die  grossen  politischen  Gegensätze,  die  seit 
Jahrzehnten  die  Bevölkerung  durchziehen,  üben  ihren  ungünstigen 
Einfiuss  auch  auf  die  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  aus. 
So  bewegt  sich  die  Produktion  in  engen  Grenzen,  der  Handel 
entbehrt  des  kräftigen  Impulses,  viele  Zweige  der  Industrie  sind 
welk   und  jede   Verteuerung    des    Kredits,    wie   sie   hohe   Diskont- 
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Sätze  bedingen ,  wird  doppelt  schmerzlich  empfunden.  Die  Rück- 
sichtnahme auf  diese  Verhältnisse  und  das  eifrige  Bestreben,  der 
eigenartigen  und  schwierigen  Lage,  mit  der  das  Land  dauernd  zu 
kämpfen  hat,  gerecht  zu  werden,  veranlasste  vielfach  die  Oester- 
reichisch- ungarische  Bank  im  Qegensatz  zu  den  hervorragendsten 
europäischen  Zettelbanken  niedrigere  Sätze  zu  normieren.  Hier- 
durch jedoch  entstanden  zeitweise  anderweitige  Missstände  nicht 
unbedenklicher  Art.  Denn  wenn  auch  Qoldentziehungen  in  Oester- 
reich  wegen  des  schwankenden  Agio  der  Devisen  seitens  der 
Arbitrageure  nur  in  beschränktem  Masse  erfolgen  können,  so  wird 
doch  durch  eine  zu  grosse  und  dauernde  Differenz  der  einheimischen 
und  ausländischen  Diskontsätze  diese  Gefahr  heraufbeschworen  und 
dadurch  nicht  nur  die  endgültige  Regulierung  der  Valuta  erschwert, 
sondern  auch  der  Qoldexport  zum  Zwecke  besserer  Verwertung  des 
inländischen  Kapitals  begünstigt.  So  hat  die  Bank  ihren  wohl- 
wollenden Standpunkt  dauernd  nicht  festzuhalten  vermocht,  und  auch 
in  Oesterreich-Ungam  erhöhte  sich  namentlich  in  den  letzten  Jahren 
der  Preis  des  Geldes.  Der  dortige  höhere  Zinsfuss  verknüpft  sich 
jedoch  nicht,  wie  in  Deutschland,  mit  einer  gleichzeitigen  Steigerung 
des  Unternehmergewinns,  er  ist  auch  nicht  mit  einer  etwaigen 
Steigerung  der  inländischen  Produktivkraft  in  Zusammenhang  zu 
bringen,  sondern  lediglich  auf  den  Einfiuss  zurückzuführen,  den  die 
massgebenden  internationalen  Geldmärkte  ausüben. 

Wesentlich  scheidet  sich  von  der  deutschen  Reichsbank  und 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  in  Organisation  und  Umfang 
des  Diskontgeschäfts  die  Bank  of  England;  sie  hat  weder  allge- 
meine Bestimmungen  für  den  Geschäftsverkehr,  noch  gibt  sie  seit 
1878  Jahresberichte  heraus  und  in  den  von  ihr  veröffentlichten 
Wochenausweisen  sind  Wechsel-  und  Lombardforderungen  gemein- 
sam mit  anderen  Aktivposten  aufgeführt,  so  dass  die  Summe  der 
diesbezüglichen  Jahresumsätze^)  nicht  ersichtlich  ist.  Im  Gegensatz 
femer  zu  der  sonst  allgemein  üblichen  Geschäftshandhabung  ist  ihr 
offizieller  Diskontsatz  nicht  der  für  sie  thatsächlich  und  durch- 
schnittlich entscheidende,  denn  je  nach  Lage  des  Geldmarkts  und 
der  Qualität  der  ihr  angebotenen  Wechsel  diskontiert  sie  zuvörderst 
ihren  Kontokurrentkunden  unter  oder  über  der  offiziellen  Rate.   Diese 


*)  üeber   die    von   1844—1875    diskontierten    Beträge    vgl.   Palgrave 
a.  a.  0.,  S.  9. 
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letztere  beeinflusst  zwar  zeitweise  den  Zinsfuss  der  Depositengelder 
und  damit  indirekt  den  Diskontverkehr ,  auch  werden  englische 
Wechsel,  die  als  Rimessen  nach  dem  Ausland  gehen,  daselbst  viel- 
fach zu  dem  offiziellen  Satz  der  Bank  von  England  diskontiert, 
femer  ist  derselbe  auch,  wie  bereits  hervorgehoben,  zeitweise  leider 
sehr  entscheidend  für  die  Diskontpolitik  der  übrigen  grossen  euro- 
päischen Zettelbanken,  aber  im  eigenen  Inland  ist  die  Bank  als 
direkter  Diskonteur  von  nur  untergeordneter  Bedeutung  und  ihr 
offizieller  Zinsfuss  dient  daselbst  vielfach  nur  als  Warnungssignal 
oder  Abwehrmittel. 

Da  die  Jahresumsätze  des  Inlandverkehrs  ziffermässig  nicht 
bekannt  sind,  können  sich  volkswirtschaftliche  Betrachtungen  bei 
der  Bank  von  England  zuvörderst  nur  an  ihre  Diskontsätze  knüpfen. 
Von  1739 — 1844,  also  mehr  als  ein  Jahrhundert,  ist  hierbei  die 
Grenze  von  5  ®/o  nicht  überschritten  und  unter  4  ®/o  nicht  diskontiert 
worden.  Von  1847 — 73  stieg  vorübergehend  die  offizielle  Rate 
auf  10®/o,  seit  1873  wurden  6  ^/o  nicht  mehr  überschritten  und  in 
den  letzten  25  Jahren  war  der  Durchschnittssatz  mit  2®/o  1895  am 
niedrigsten,  mit  4,51  ®/o  am  höchsten.  Die  offizielle  Rate  ist  selbst, 
wenn  der  Privatdiskont  ungewöhnlich  niedere  Sätze  erreichte,  nie 
unter  2  ^/o  gesunken,  und  dauernd  ist  Geld  für  die  Zwecke  der  Dis- 
kontierung in  England  billiger  als  in  Deutschland.  Die  durch- 
schnittliche Differenz  zu  Ungunsten  Deutschlands  betrug  z.  B.  1898 
1,03  >,  1899/1900  je  1,37  >,  und  auf  einen  sehr  entscheidenden 
Faktor  dieses  Missverhältnisses  wird  bei  der  späteren  Erörterung  des 
Privatdiskonts  hingewiesen  werden. 

Von  sämtlichen  europäischen  Zettelbanken  hat  die  Bank  von 
England  die  häufigsten  Diskontschwankungen  aufzuweisen.  Seit 
Erlass  der  Peelschen  Bankakte  ist  der  Diskont  nur  im  Jahre  1851 
mit  3®/o  und  1895  mit  2®/o  unverändert  geblieben  und  von  1878 
bis  1900  erfolgten  bei  ihr  144,  bei  der  deutschen  Reichsbank  75 
und  bei  der  Banque  de  France  24  Diskontveränderungen.  Die  jähr- 
lichen Schwankungen  von  1876 — 1900  wechseln  zwischen  2  bis 
13mal  und  im  Jahre  1873  änderte  sie  sogar  24mal  den  offiziellen 
Banksatz.  Wenn  nun  auch  durch  diese  Unregelmässigkeit  der 
englische  Handel  bei  der  relativ  geringen  Bedeutung,  welche 
die  Bank  für  den  inländischen  Wechselverkehr  hat,  weniger  un- 
günstig beeinflusst  wird,  als  dies  bei  gleichartigen  Voi^^gen,  z.  B. 
in  Deutschland  der  Fall  wäre,   so  werden   doch  hierdurch  Verhält- 
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nisse  geschaffen,  die  in  vielfacher  Beziehung  bedauerlich  sind.  Die 
Ursache  dieses  krankhaften  Zustandes  ist  weniger  in  der  direkten  Be- 
friedigung des  wechselnden  Ereditbegehrs,  als  vielmehr  in  der  Eigen- 
art der  Peelschen  Bankakte  zu  suchen,  derzufolge  die  Bank  zur  Zeit 
nur  den  Betrag  von  17,775  Mill.  Pfd.  an  Noten  ungedeckt  ausgeben 
darf.  Da  diese  Summe  jedoch  auch  nicht  annähernd  dem  seit  1844 
wesentlich  gestiegenen  Bedarf  des  Landes  entspricht  nnd  die  über 
das  Kontingent  emittierten  Noten  der  Währung  Englands  gemäss 
in  Gold  gedeckt  werden  müssen,  ist  vorübergehend  versucht  worden, 
das  erforderliche  Geld  leihweise  aus  dem  Ausland  zu  beziehen*). 
Derartige  Transaktionen  zählen  jedoch  nur  zu  den  Ausnahmen  und 
die  Regel  zum  Schutz  oder  zur  Stärkung  der  Goldreserven  bleibt 
die  jeweilige  Diskonterhöhung,  die,  sobald  die  Deckungsnot  ge- 
schwunden, wiederum  niederen  Sätzen  weicht.  So  entsteht  ein 
dauernder  Wechsel  der  Erscheinungen,  der  in  Verbindung  mit 
dem  häufig  seitens  der  Bank  von  England  eingeleiteten  Versuch, 
dem  Ausland  das  Gold  abzutreiben,  auf  die  Diskontpolitik  der 
übrigen  europäischen  Zettelbanken  einen  verhängnisvollen  Einfiuss 
ausübt.  Eine  Umgestaltung  der  Peelschen  Bankakte  entspräche 
daher  nicht  nur  dem  innerhalb  eines  halben  Jahrhunderts  wesent- 
lich geänderten  Kreditbedarf  Englands,  sondern  auch  dem  wirt- 
schaftlichen Ruhebedürfnisse  namentlich  Mitteleuropas.  Auch  von 
diesem  Gesichtspunkte  ist  der  Inhalt  der  folgenden  Tabelle  aufzu- 
nehmen. Der  durchschnittliche  Diskont  der  Bank  von  Eng- 
land betrug: 


1876*) 

2,62  7o  mit 

Schwankungen 

zwischen  2  —4,84  Vo 

1877 

2,87  ,  . 

2  —5   , 

1878 

3,75  ,  , 

2  —5,67  , 

1879 

2,37  ,  . 

2  —4.40  , 

1880 

2.75  ,  , 

2V«-8   r 

'   1881 

3,48  ,  , 

2V«-5   , 

1882 

3,98  ,  . 

4  -6   , 

1883 

3,75  ,  , 

3  -4  , 

1884 

2,96  ,  . 

2  —5   , 

^)  So  wandte  sich  1890  die  Bank  von  England  direkt  an  die  Banque  de 
France,  welche  um  eine  Geldkrisis,  die  auch  die  wirtschaftlichen  Interessen 
Frankreichs  sehr  geschädigt  hätte,  zu  vermeiden,  einen  Yorschass  von  75  Millionen 
Francs  in  Gold  gegen  Verpfändung  von  englischen  3%  Schatzanweisungen 
gewährte. 

*)  üeber  die  Durchschnittssätze  von  1844—1875  vgl.  Martin  a.  a.  0.,  S.  114. 
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1885 

3      > 

mit 

Schwankungen 

zwischen  2    — 5 

1886 

3,02  . 

n 

ff 

it 

2    —5 

1887 

3,30  „ 

j, 

II 

« 

2    —5 

1888 

3,31  . 

n 

n 

„ 

2    —5 

1889 

3,61  „ 

fl 

n 

n 

2V2-6 

1890 

4,51  , 

51 

» 

» 

3    —6 

1891 

3,30  « 

, 

n 

^ 

,2V«-5 

1892 

2,50  . 

1» 

» 

n 

2  ~3^s 

1893 

3,07  , 

n 

j» 

» 

2'/»     5 

1894 

2.11  . 

1» 

1» 

JI 

2    -3 

1895 

2       , 

unverändert 

1896 

2.48  , 

mit 

Schwankungen 

zwischen 

2    -4 

1897 

2,62  . 

» 

« 

1» 

2    —4 

1898 

3,24  . 

ji 

» 

» 

2V2— 4 

1899 

3,67  , 

n 

n 

n 

3    -6 

1900 

3,96  „ 

Ji 

» 

s 

3    -6 

Bei  weitem  ausgeprägter  und  tiefer  in  alle  Schichten  des  Volkes 
eingedrungen  als  in  England,  Oesterreich  und  Deutschland  ist  der 
Diskonty erkehr  in  Frankreich.  An  ihm  zuvörderst  ist  die  Banque 
de  France  beteiligt.  In  der  Art  ihrer  Organisation,  durch  die 
dauernde  und  gleichmässige  Förderurig  aller  produktiven  Elemente 
des  Landes  und  die  Umsicht,  mit  der  sie  die  Aufgaben  der  Diskont- 
politik löst,  ist  sie  als  eine  der  bestgeleiteten  europäischen  Zettel- 
banken zu  bezeichnen,  die  nicht  nur  den  ihr  zunächst  liegenden 
Pflichtenkreis  stets  musterhaft  erfüllt,  sondern  auch,  wie  ihr  bereits 
erwähntes  Verhalten  der  Bank  von  England  gegenüber  vom  Jahre 
1890  beweist,  vorübergehend  drohende  Krisen  des  Auslands  durch 
rechtzeitige  Intervention  im  Keime  zu  ersticken  vermocht  hat.  Der 
offizielle  Geschäftsverkehr*),  der  die  Diskontierung  von  Inlands- 
wechseln in  fest  umschriebene  Bahnen  bringt,  ist  seit  langer  Zeit 
gleichmässig  organisiert  und  unterscheidet  sich  im  wesenÜichen  nicht 
sehr  von  denjenigen  der  deutschen  Reichsbank.  Die  diskontierenden 
Wechsel  dürfen  höchstens  drei  Monate  laufen  und  müssen,  sobald 
nicht  ein  lombardfähiges  Unterpfand  der  Bank  zur  Verfügung  ge- 
stellt wird,  drei  Unterschriften  tragen.  Ursprünglich  diskontierte 
die  Bank  nur  an  drei  Tagen  der  Woche  mit  besonderer  Bevor- 
zugung ihrer  Aktionäre  und  erst  seit  dem  Jahre  1840  erfolgten 
tägliche  Diskontierungen,  allerdings  zeitweise  mit  der  Beschränkung, 


^)  Vgl.  Banque  de  France :  Ses  Operations  ä,  Paris  et  dans  ses  succursales, 
1899,  S.  13. 
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dass  bei  stärkerer  Nachfrage  nach  Kapital  Dreimonatspapiere  ab- 
gelehnt, nur  kurzfristige  Wechsel  gekauft  und  auch  hierbei  der 
Zinsfuss  nach  der  Zirkulationsdauer  bemessen  wurde.  Es  bezifferte 
sich  der 


^""^^ 

Gesamtbetrag 

der  diskontierten 

durchschnittliche  Bankdiskont 

Inlandswechsel 

1876 

Fr.    5,639,658,900 

3,40  7o 

mit  Schwankungen 

zwischen  3    —4    "> 

1877 

.      6,269,896,300 

2,28  . 

r                      1» 

2    -3     , 

1878 

,      6,866,862,300 

2,36  . 

^                       i> 

2    -3     . 

1879 

,      7,260,876,300 

2,58  . 

1t                                 M 

2    -3     , 

1880 

,      8,696,887,700 

2,81  , 

«                                  » 

2V«-3V«  . 

1881 

,    11,373,979,900 

3,84  . 

W                                  H 

3'/t-5     , 

1882 

,    11,322,183,200 

3,80  . 

Sl                                     J» 

3V«-5     . 

1888 

,    10,827,274,000 

3,08  , 

11                       n 

3    -3V--, 

1884 

.    10,385,243,100 

] 

1885 
1886 

,      9,250,121,700 
,      8,302,889,300 

unverändert 

1887 

,      8,268,658,000 

J 

1888 

.      8,685,725,600 

3,30  , 

mit  Schwankungen 

zwischen  2'/»— 4',»  > 

1889 

.      9,180,352,900 

3,13  . 

j»              1» 

3    -4      . 

1890 
1891 

n      9,534,590,600 
,    10,018,070,700 

)»    • 

unverändert 

1892 

,      8,415,769,400 

2,70  „ 

mit  Schwankungen 

zwischen  2Vi— 3     , 

1893 
1894 

.      8.836,977,400 
,      8,725,047,400 

2,50  n 

unverändert 

1895 

.      8,621,954,500 

2,10  , 

mit  Schwankungen 

zwischen  2    —2*ii  , 

1896 
1897 

,      9,924,672,000 
.    10,364,834,800 

I2 
|2       , 

unverändert 

1898 

,    11,032,083,200 

2,20  . 

mit  Schwankungen 

zwischen  2    —3      , 

1899 

,    11,745,984,100 

3,08  , 

^       ü 

3    -4'/»„ 

1900 

,     12,247,555,500 

3,22  « 

B                       n 

3    -Vif. 

Der  Gesamtbetrag  der  diskontierten  Inlandswechsel 
hat  sich  stetig  gehoben;  1800  betrug  er  205  Mill.  Fr.,  bis  zum 
Jahre  1838  bewegt  er  sich  zwischen  200—800  MiJL  Fr.,  1839  er- 
reicht er  das  erste  Mal  eine  Milliarde  Fr.,  1855  steigt  er  auf  4, 
1864  auf  6,  1871  auf  8  Milliarden  und  erreicht  1873  den  Höchst- 
betrag mit  14  Milliarden  Fr.  Die  Bank  hat  nicht  nur  die  Gross- 
industrie dauernd  gefördert,  sondern  auch  dem  Klein  verkehr 
Frankreichs  durch  die  Diskontierung  kurzfristiger,  auf  kleine  Be- 
träge laufender  Wechsel  überaus  wertvolle  Dienste  geleistet. 
Die  hierbei  erzielten  Gewinne  stehen  in  keinem  Verhältnis  zu 
der  damit  verknüpften  Arbeitslast,  aber  namentlich  der  Pariser 
Geschäftsverkehr,  über  den  die  Berichte  der  Bank  im  Gegensatz 
zu    den    von     den    Filialen    erzielten    Umsätzen    eingehende    Mit- 
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teilungen  machen,  hat  die  ausgesprochene  Tendenz,  Wechsel  in- 
Mindestbeträgen  zur  Zirkulation  zu  bringen,  wie  sie  der  Wirtschafts- 
verkehr anderer  Länder  nicht  kennt.  Die  Stückzahl  der  in  Paris 
diskontierten  Wechsel  bezifferte  sich 


in  Betragen  von 

1870 

1880 

1890 

1900 

10  Fr.  und  darunter  auf 
11—50  Fr.  auf      ... 
51-100  Fr.  auf    .    .     . 
über  100  Fr.  auf  .     .    . 

3,541 

153,563 

214,676 

1,860,362 

11,289 

445,190 

557,933 

3,421,756 

23,689 

842,933 

1,077,059 

3,729,407 

69,400 
1,153,500 
1,105,400 
3,701,200 

Die  Diskontpolitik  der  Banque  de  France  hat  zwei  be- 
stechende Vorzüge.  Im  Gegensatz  namentlich  zu  der  Bank  of  Eng- 
land zeichnet  sie  sich  zuvörderst  durch  Stetigkeit  der  Bankrate 
aus.  Vom  20.  Februar  1800  bis  Ende  des  Jahres  1900  wurde  ihr 
Diskontsatz  127mal  geändert  und,  wie  aus  der  Tabelle  ersichtlich, 
weist  der  Zeitraum  von  1876 — 1900  10  Geschäftsjahre  auf,  in  denen 
ein  einheitlicher  Zinsfuss  herrschte.  In  den  übrigen  15  Jahren  wurde 
der  Diskont  durchschnittlich  je  2— 3mal,  höchstens  4mal  geändert. 
Diese  relative  Gleichmässigkeit  der  Erscheinungen  auf  einem  für  den 
Wirtschaftsverkehr  so  wichtigen  Gebiete  hat  zweifelsohne  dauernd  einen 
befruchtenden  Einfluss  auf  das  Erwerbsleben  Frankreichs  ausgeübt  und 
namentlich  dem  französischen  Produzenten  gegenüber  dem  ausländi- 
schen Eonkurrenten  ganz  bedeutende  Vorteile  gesichert. 

Die  Banque  de  France  hat  sich  ferner  während  der  ganzen 
Dauer  ihres  Bestandes ^)  durch  niedere  Diskontsätze  ausgezeichnet, 
die  dem  Ereditbedürftigen  durchschnittlich  billiges  Geld  zugeführt 
haben.  Sie  begann  ihre  Thätigkeit  mit  einem  Diskontsatz  von  6^/0, 
bis  zum  Sturze  Napoleons  bewegte  sich  derselbe  zwischen  4 — 6®/o, 
von  1815 — 20  zwischen  4 — 5  ®/o ,  dann  wurde  er  ohne  Unter- 
brechung bis  zum  Jahre  1846  auf  4  ®/o  festgesetzt  und  von  1847  bis 
1852  schwankte  er  zwischen  5  und  3>.  Von  1852 — 70  erfolgten 
65  Diskont  Veränderungen  zwischen  2V2 — lO^/o,  doch  ist  auch  wäh- 
rend dieser  Periode,  da  zu  Zeiten  des  zweiten  Kaiserreiches  ein  nie- 
derer Diskont   für  Regierung  und  Private   in   wirtschaftlicher  und 


')  Vgl.  auch :  Variations  in  tbe  rate  cbarged  by  the  Bank  of  France  from 
1844  to  1899  in  The  Bankers  Magazine,  August  1900. 
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politischer  Beziehung  eine  unbedingte  Notwendigkeit  war,  der  jähr- 
liche Durchschnittssatz  von  4®/o  nicht  tiberschritten  worden.  Von 
1870 — 75  bewegt  sich  der  Diskont,  durch  die  Kriegsereignisse 
und  die  an  Deutschland  zu  entrichtende  Kontribution  wesentlich  be- 
einflusst,  zwischen  7 — 3  ®/o  und  von  1876  bis  zur  Gegenwart  gibt 
die  obige  Tabelle  weiteren  Aufschluss.  Demgemäss  war  der  durch- 
schnittliche Bankdiskont  1881  mit  3,84  ^/o  am  höchsten,  in  den 
Jahren  1896  und  1897  mit  2  °/o  am  niedrigsten  und  während  der 
ganzen  Dauer  des  genannten  Zeitraums  hat  die  Bank  den  Höchst- 
betrag mit  5^/0  nicht  tiberschritten. 

Das  Bestreben,  einen  niederen  Diskont  zu  haben,  ist,  obwohl 
die  Banque  de  France  sich  grundsätzlich  von  jeder  Privatdiskon- 
tierung fem  hält,  in  Frankreich  alt.  Bereits  bei  Errichtung  der 
Bank  schwebte  Napoleon  I.  dieses  Ziel  vor  und  im  Laufe  der  Zeiten 
ist  es  durch  verschiedene  Mittel  erreicht  worden.  In  der  Gegenwart 
ist  die  entscheidende  Ursache  hierfür  nicht  nur  in  der  traditionellen 
Ergiebigkeit  und  Wohlhabenheit  des  Landes,  sondern  zuvörderst  in  dem 
hohen  Notenumlauf  zu  suchen,  welcher  der  Banque  de  France  zusteht 
und  der  sich  zur  Zeit  auf  5000  Hill.  Fr.  belauft;  stellt  man  dieser 
Ziffer  die  in  England  und  Deutschland  für  gleiche  Zwecke  in  Betracht 
zu  ziehende  gesetzlich  zulässige  Summe  von  ungefähr  17  Mill.  Pfd. 
bezw.  450  Mill.  M.  gegentiber,  so  ist  die  nattirliche  Ursache  der 
Verbilligung  des  Geldes  in  Frankreich  und  die  Differenz  der  Dis- 
kontsätze gegenüber  den  vorgenannten  Ländern  ersichtlich.  Bierzu 
kommen  zwei  Nebenumstände  von  nicht  zu  unterschätzender  Be- 
deutung. Die  Banque  de  France  vermag  sich  gegen  zwangsweise 
Goldabtreibungen  des  Auslands  direkt  zu  schützen,  denn  bei  der 
Diskontierung  von  Wechseln  und  Bareinlösung  von  Noten  fordert 
sie  vorübergehend  für  Goldauszahlungen  eine  Prämie,  deren  Höhe 
je  nach  dem  Bedarf,  den  namentlich  England  zeitweise  äussert, 
zwischen  S^/a^/oo — 1  ^/o  schwankt.  Um  die  hierdurch  für  die  Gold- 
exporteure entstehende  Verteuerung  des  Geldes  genau  zu  erkennen, 
ist  der  zu  erhebende  Prämienbetrag  zu  dem  jeweiligen  Diskont  hin- 
zuzufügen. Eine  genaue  statistische  Zusammenstellung  hiertiber  ist 
jedoch  erschwert,  da  die  thatsächlichen ,  von  der  Bank  geforderten 
Sätze  offiziell  nicht  bekannt  gegeben  wurden.  Jedenfalls  aber  ist  die 
Möglichkeit  der  zu  verhängenden  Prämie  als  eine  Prohibitivmassregel 
zu  bezeichnen,  die  selten  ihren  Zweck  verfehlt;  sie  verhindert  zwar 
nicht  völlig  die  Rückwirkung  des  Einflusses,  den  zwangsweise  Gold- 
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abtreibungen  des  Auslands  und  hiermit  verbundene  Versteifungen 
der  Wechselkurse  ausüben,  aber  sie  verursacht  doch,  dass  widrige 
Strömungen  des  internationalen  Geldmarktes  sich  bezüglich  der  Dis- 
kontsätze in  Frankreich  weniger  fühlbar  machen,  als  in  vielen  an- 
deren Ländern.  Hierzu  kommt,  dass  eine  feste  Bestimmung  über 
die  Deckung  der  von  der  Bank  ausgegebenen  Noten  fehlt  und  so- 
mit der  Zwang  zu  Diskonterhöhungen  bei  etwaigem  Qoldmangel 
fortfällt. 

Diese  sehr  entscheidenden  Faktoren  sind  bei  einem  Vergleich 
der  Diskontsätze  Frankreichs  mit  denjenigen  Deutschlands  und  aller 
übrigen  Länder  Europas,  die  eine  ausgeprägte  Kreditwirtschaft  haben, 
sehr  in  Betracht  zu  ziehen.     Von  1878—1900  hatte  die 

Banque  de  France     Deutsche  Reichsbank 
2     ^'0  1757  Tage  —  Tage 


2V2  , 

1435 

— 

3   , 

4025 

2640 

3^2  „ 

821 

124 

4   „ 

115 

3501 

47«  . 

113 

341 

5   « 

126 

1244 

5V2  . 

— 

352 

6   . 

— 

167 

7   , 

— 

23 

Ist  bei  dieser  für  Deutschland  so  ungünstigen  Zusammen- 
stellung ausser  den  vorerwähnten  Bestimmungsgründen  noch  zu  berück- 
sichtigen, dass  in  der  jüngsten  Zeit  der  Aufschwung  der  Industrie 
und  die  Ausbreitung  des  Aktienwesens  bei  weitem  grösser  als  in 
Frankreich  war,  so  beweist  doch  auch  die  folgende  Tabelle,  die 
unter  teilweiser  Wiederholung  der  für  Deutschland,  Oesterreich  und 
England  bereits  aufgeführten  Ziffern  die  diesbezüglichen  Verhältnisse 
aller  hervorragenden  europäischen  Börsenplätze  zusammenfasst,  dass 
der  französische  Produzent  und  Händler  in  Bezug  auf  die  Höhe  der 
Diskontsätze,  den  Preis  des  Geldes  und  die  finanzielle  Organisation 
des  Kredits  gegenüber  dem  gesamten  Ausland  dauernd  und  wesent- 
lich bevorzugt  ist. 

Die  durchschnittlichen  Diskontsätze^)  der  letzten 
Jahre  betrugen  in 


*)  Vgl.  auch  Economiste  fran9ai8,  1900,  No.  16. 

544 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Die  Probleme  der  Diskontpolitik  and  der  inländische  Wechselverkehr. 


45 


Paris 

Brüssel 

Amster- 
dam 

London 

Berlin 

Wien 

St.  Peters- 
burg 

1890 

3      > 

3,20  Vo 

2.80  V 

4,51  ^0 

4,52  > 

4,48  % 

5,85  o/o 

1891 

3       . 

3       , 

3,12  , 

3,30  , 

3,78  , 

4,40  „ 

4,88  . 

1892 

2,66  , 

2,70  r 

2,70  , 

2,50  , 

3,20  , 

4,02  . 

4.88  , 

1893 

2,50  , 

2,83  , 

3,80  , 

3,07  , 

4,07  . 

4.24  . 

4,70  , 

1894 

2,50  , 

3        , 

2,58  , 

2,11  , 

3,12  . 

4,08  , 

4,50  . 

1895 

2,10  r 

2,60  . 

2,50  , 

2        . 

3,14  , 

4,30  . 

5       , 

1896 

2       , 

2,85  , 

8,02  , 

2,48  , 

3,66  , 

4        , 

6,05  , 

1897 

2 

3       , 

8,14  , 

2,62  , 

3.81  , 

4       . 

5,87  , 

1898 

2,20  , 

3,04  , 

2,75  , 

3,24  , 

4,27  . 

4,16  , 

5,27  , 

1899 

3,08  , 

3,91  , 

8,83    r 

3,67  , 

5,04  , 

5,04  , 

5,59  , 

1900 

3,22  , 

4,08  , 

3,60  , 

3,96  , 

5,33  , 

4,58  . 

5,57  , 

III. 

Neben  den  Zettelbanken  sind  die  Effekten b an ken  zuvörderst 
berufen,  den  inländischen  Wechselverkehr  zu  pflegen.  Die  Auf- 
gaben, die  sie  hierbei  zu  erfüllen  haben,  sind  zwar  begrenzt,  jedoch 
auch  von  hoher  volkswirtschaftlicher  Bedeutung,  denn  vielfach  dienen 
diese  Banken  als  Vermittler  zwischen  dem  Kreditsuchenden  und  der 
leitenden  Zettelbank,  zu  der  sie  territorial  gehören,  oder  sie  üben 
einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Bewegungen  des  Privatdiskonts 
aus.  Der  von  ihnen  zu  erteilende  Wechselkredit  betrifft  den  Dis- 
kont- und  Acceptverkehr  und  wird  entweder  ohne  Unterlage  oder 
bei  Verpfändung  von  börsenfähigen  Wertpapieren,  Hypotheken  und 
Lebensversicherungspolicen  gegen  Deckung  erteilt.  Beide  Arten 
dieser  Kreditoperationen  sind  seitens  jeder  vorsichtigen  Bankverwal- 
tung im  Gesamtbeträge  und  geschieden  in  einem  steten  Verhältnis, 
sowohl  zu  dem  eigenen  Betriebskapital  und  den  anderweitigen  ge- 
schäftlichen Obliegenheiten,  als  auch  zu  den  thatsächlichen  Besitz- 
verhältnissen und  der  erwiesenen  Leistungs-  und  Zahlungsfähigkeit 
der  Schuldner  zu  halten. 

Namentlich  der  Accept-  und  der  allerdings  durchschnittlich 
wenig  gepflegte  Avalverkehr  sind,  da  den  Zettelbankeu  mit  Recht 
jede  diesbezügliche  Thätigkeit  gesetzlich  untersagt  ist,  diejenigen  Ge- 
biete, welche  den  EflFektenbanken  unumschränkt  zustehen  und  die 
ihnen  ohne  direkten  Kapitalaufwand  bei  relativ  begrenztem  Risiko 
dauernd  nicht  unbedeutende  Einnahmen  zuführen  können.  Der  Accept- 
kredit  wird  durch  Tratte  auf  den  Schuldner  oder  Accept  des  Gläu- 
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bigers  erteilt  und  häufig  zum  Privatdiskont  verwertet.  Das  Kapital 
ist  daher  nicht  nur  leicht,  sondern  vielfach  auch  billiger  als  durch 
Bankdiskont  beschafft,  aber  bei  jeder  diesbezüglichen  Kreditgewährung 
ist  der  Zweck  des  Darlehens  genau  zu  berücksichtigen.  Verfolgt 
derselbe  nicht  die  natürlichen  Regungen  des  Wirtschaftsverkehrs, 
sondern  ist  das  geforderte  Darlehen  zur  künstlichen  Befriedigung 
eines  finanziellen  Bedarfs,  gleichviel  welcher  Art,  bestimmt,  so  ist  die 
Beanstandung  desselben  vielfach  nötig,  um  Ueberproduktion ,  Geld- 
knappheit und  Kurskrisen  zu  vermeiden,  sowie  um  die  bereits  früher 
erwähnte  Gefahr  einer  für  alle  Beteiligten  häufig  verhängnisvollen 
Verkettung  der  Geschäftsinteressen  nicht  heraufzubeschwören. 

Die  deutschen  Effektenbanken  haben  die  ihnen  zur  Förde- 
rung des  inländischen  Wechselverkehrs  obliegenden  Aufgaben  nicht 
immer  erfüllt.  In  Zeiten  leidenschaftlicher  Erwerbsthätigkeit  vernach- 
lässigten sie  vielfach  das  Diskontgeschäft,  um  ihre  liquiden  Mittel  bei 
Emissionen  zu  verwerten,  und  wenn  auch  hierbei  grössere  Gewinne  er- 
zielt wurden,  so  ist  doch  dieser  prinzipielle  Standpunkt  anfechtbar.  In 
dem  Diskontgeschäft  ruht  auch  für  die  Effektenbanken  die  treibende 
Kraft  dauernder  Lebensfähigkeit;  sie  erhalten  bei  stetiger  Hand- 
habung desselben  einen  untrügerischen  üeberblick  über  die  Produc- 
tions-  und  Absatzverhältnisse,  sowie  die  wechselnde  Kreditfähigkeit, 
der  mit  ihnen  wirtschaftlich  verknüpften  Elemente  und  finden  somit 
die  geeignetste  Unterlage  des  Kontokurrentverkehrs,  in  dem  ihr 
Schwerpunkt  zu  ruhen  hat.  Anderseits  müssten  sie  dauernd  den 
Verkehr  in  Privatdiskonten  pflegen,  um  den  ihnen  in  grossen  Be- 
trägen zugefUhrten  Bardepositen  eine  sichere  und  schnell  realisier- 
bare Deckung  zu  geben.  Da  jedoch  diese  Auffassungen  nicht  immer 
gewahrt  wurden,  sanken  vielfach  die  Umsätze  im  Diskontgeschäft^ 
und  leider  ist  auch  ein  genauer  statistischer  Üeberblick  über  diese 
letzteren  nicht  möglich,  da  die  Mehrzahl  der  grossen  Effektenbanken, 
wie  die  Deutsche  Bank,  die  Direktion  der  Diskontogesellschaft,  die 
Dresdener  Bank  u.  s.  w.  in  ihren  Jahresberichten  den  inländischen 
Wechselverkehr  von  dem  Devisengeschäft  nicht  trennt. 

Die  Pflege  des  Acceptverkehrs  war  früher  in  Deutschland 
wenig  oder  nur  in  Gegenden  entwickelt,  die,  wie  z.  B.  Rheinland 
und  Westfalen  einen  ausgeprägt  industriellen  Charakter  haben.  In 
jüngerer  Zeit,  nachdem  die  Effektenbanken  eine  immer  höhere  Be- 
deutung erlangt  haben  und  mit  den  ihnen  zur  Verfügung  gestellten 
grösseren  Kapitalmengen  auch  grössere  wirtschaftliche  Aufgaben  zu 
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erfüllen  yermochten,  hat  jedoch  auch  dieser  Zweig  ihrer  Thätig- 
keit  an  Umfang  gewonnen.  Die  Oesamtsumme  des  Acceptumlaufs 
sämtlicher  Kreditbanken  Deutschlands  ^)  betrug  am  Ende  des  Jahres 


1885  .  . 

.  .   893,798,000  M. 

1890  .  . 

.  .   523,244,000  , 

1895  .  . 

.  .   706,409,000  , 

1899  .  . 

.  .  1,153,194,000  , 

Die  aufgeführten  Ziffern  ergeben  nun  zwar  eine  stetige  Steige- 
nmg  der  gewährten  Accepte  und  die  Summe  der  Verpflichtungen, 
welche  am  Ende  des  Jahres  die  betreffenden  Bankinstitute  hatten, 
sie  führen  jedoch  nicht  die  thatsächlichen  Beträge  vor,  welche  wäh- 
rend der  ganzen  Dauer  der  einzelnen  Geschäftsjahre  für  den  ge- 
nannten Zweck  zirkulierten.  Da  jedoch  Accepte  durchschnittlich 
3  Monate  laufen,  ergibt  das  Vierfache  der  Jahressununen  annähernd 
den  gesuchten  Betrag,  so  dass  z.  B.  für  das  Jahr  1899  ungefähr 
4613  Hill.  M.  der  Förderung  des  Acceptkredits  dienten.  Hieran 
partizipiert  mit  mehr  als  50  ®/o  die  Deutsche  Bank ,  aus  deren  Ge- 
schäftsberichten auch  im  Gegensatz  zu  denjenigen  der  Mehrheit  der 
deutschen  Effektenbanken  die  jährlichen  Umsätze*)  ersichtlich  sind; 
30  **/o  entfallen  auf  die  Dresdener  Bank,  während  die  restlichen  20  ^/o 
sich  auf  die  Gesamtheit  der  übrigen  Bankinstitute  verteilen.  Der 
Acceptkredit  bedarf  daher  in  Deutschland  einer  noch  vielseitigeren 
Pflege  und  bisher  nicht  genügend  erfüllte  Aufgaben  teils  privatwirt- 
schaftlicher, teils  nationaler  Natur  harren  der  endgültigen  Lösung. 
Er  ist  nicht  nur,  wie  dies  bisher  häufig  der  Fall  war,  denjenigen  zu 
erteilen,  die  an  sich  nicht  kreditbedürftig  sind  und  sich  auf  dem 
Wege  der  Privatdiskontierung  billiges  Geld  verschaffen  wollen,  son- 
dern er  ist  auch  in  verstärktem  Masse  denjenigen  kaufmännischen 
Elementen  zugänglich  zu  machen,  deren  SoUdität  und  Intelligenz  er- 
probt, deren  Betriebskapital  jedoch  begrenzt  ist.  Der  zu  steigernde 
und  allseitig   zu  pflegende   Acceptverkehr  ist  ferner  für  den  über- 


»)  Vgl:  Der  deutsche  Oekonomist  1900,  Nr.  920. 
^)  Die  Summe  der  seitens   der  Deutschen  Bank  erteilten  Acceptkredite 
betrug  einschliesslich  der  Avalverpflichtungen: 

1870    ....  6,108,444  M. 

1880    ....      382,571,369    „ 
1890    ....     1213,894,783    . 
1900    ....    2847,913,228    „ 
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seeischen  Handel  unbedingt  nötig,  denn  je  mehr  Deutschland  In- 
dustriestaat wird  und  je  mehr  seine  Ausfuhr  wächst,  desto  wichtiger 
ist  es,  diese  Art  der  Kreditgewährung  auszubilden,  um  namentlich 
England  gegenüber  unabhängig  zu  werden. 

Die  Effektenbanken  des  Auslands  differieren  bezüglich 
des  Diskont-  und  Acceptverkehrs  wesentlich  voneinander.  Die  Banken 
in  Oesterreich  pflegen  ihn  zwar  fast  durchweg,  einzelne  derselben 
erzielen  auch  namentlich  in  dem  Diskontverkehr  bedeutende  Um- 
sätze ^),  aber  die  Gesamtheit  der  Transaktionen  lässt  jenen  freudigen 
Aufschwung  vermissen,  der  das  Zeichen  blühender  Industrien  ist.  In 
Frankreich  konkurrieren  die  grossen  Effektenbanken*)  dauernd  mit 
der  Banque  de  France  und  weisen  häufig  insgesamt  einen  doppelt  so 
starken  Wechselbestand  wie  diese  auf.  Da  jedoch  die  Mehrzahl  dieser 
Banken  entweder  den  Inlandsverkehr  nicht  von  dem  Devisenverkehr 
scheidet  oder  in  ihren  Geschäftsberichten  keine  ausführlichen  Mit- 
teilungen über  die  thatsächlich  erzielten  Umsätze^)  gibt,  sondern 
nur  den  jeweiligen  Wechselbestand  am  Ende  des  Jahres  aufführt, 
ist  auch  hier  leider  jede  statistische  Uebersicht  ausgeschlossen«  In 
England  ruht  der  Schwerpunkt  des  Diskontgeschäfts,  wie  bereits 
hervorgehoben,  nicht  in  der  Bank  of  England.  Die  Wechselmakler 
(billbrokers)  und  die  den  deutschen  und  französischen  Effekten- 
banken teilweise  ähnelnden  Diskonthäuser  konzentrieren  in  sich  den 
diesbezüglichen  Verkehr;  sie  nehmen  gegen  tägliche  oder  sonstig 
kurz  bemessene  Kündigung  verzinsliche  Depositen  auf,  verwenden 
dieselben  vielfach  zur  Diskontierung  von  Wechseln,  rediskontieren 
sie  zum  Privatdiskont  und  begnügen  sich  hierbei  durchschnittlich  mit 


')  Die  Eingänge  in  Inlandswechseln  betrugen  1900  bei  der 
Oesterreichischen  Kreditanstalt    .    .    .    716,162,000  £. 
ungarischen  Allgemeinen  Kreditbank  .    288,879,812    .  ; 
bei  der  Anglo-Oesterreichischen  Bank,  dem  Wiener  Bankverein,  der  Unionbank 
und  der  Oesterreichischen  Länderbank  sind  sie  aus  den  Jahresberichten  nicht 
ersichtlich  und  die  übrigen  Effektenbanken  haben  eine  nur  untergeordnete  Be- 
deutung. 

^)  Die  in  Betracht  kommenden  Bankinstitute  sind  Comptoir  national  de 
Paris,  Banque  de  Paris  et  du  Pays-Bas,  Soci^tä  g^^rale  pour  favoriser  le 
commerce,  Banque  internationale  de  Paris,  Credit  industriel  et  commercial,  sowie 
namentlich  der  Credit  Lyonnais. 

')  Nur  der  Comptoir  national  d'escompte  de  Paris  gibt  genaue  Mitteilungen 
über  die  jährlich  diskontierten  Inlandswechsel ;  der  diesbezQgliche  Betrag  bezifferte 
sich  1900  auf  6440  MiU.  Fr. 
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einem  geringen  Nutzen.  Bei  Versteifung  des  Geldmarktes,  Steige- 
rung des  Privatdiskonts,  Ausbruch  von  Krisen  oder  stärkerem  Rtick- 
iluss  der  Depositengelder  versuchen  sie  ihren  Wechselbestand  an  die 
Bank  von  England  weiterzugeben  oder  bei  dieser  letzteren  zu  lom- 
bardieren und  fast  durchweg  spezialisieren  sie  sich  derartig,  dass  sie, 
um  dauernd  einen  üeberblick  über  die  &editverhältnisse  ihrer  Schuld- 
ner zu  haben,  je  nur  Wechsel  aus  bestimmten  Gegenden  und  Ge- 
schäftskreisen kaufen.  Die  hierbei  erzielten  Umsätze  sind  sehr  be- 
deutend, aber  auch  sie  sind  statistisch  nicht  greifbar,  weil  namentlich 
die  Joint-Stock  Banks,  die  unter  den  Diskonthäusern  die  entschei- 
dendste Bedeutung  haben,  sich  in  ihren  Geschäftsberichten  gleich  der 
Bank  von  England  durch  verblüffende  Kürze  auszeichnen,  Wechsel- 
und  Lombardforderungen  gemeinsam  aufführen  und  die  diskontierten 
Wechsel  von  den  gewährten  Acceptkrediten  nicht  scheiden.  Doch 
namentlich  diese  letzteren  sind  in  England  sehr  entwickelt  und  als 
eine  wesentliche  Stütze  des  gesamten  überseeischen  Handels  zu  be- 
zeichnen. Konossemente  und  Versicherungspolicen,  die  mit  50  bis 
70  ®/o  beliehen  werden,  dienen  hierfür  vielfach  als  Unterlage  und  die 
vollzogene  Verpfändung  gewährt  Dispositionsbefugnis  über  die  schwim- 
menden Waren,  die  nach  Ankunft  gegen  Barzahlung  dem  Trassanten 
ausgeliefert  oder  zu  Gunsten  des  Kreditgebers  verkauft  werden.  So 
ist  ein  wechselmässig  verbrieftes  Lombardgeschäft  mit  beschränktem 
Risiko  für  den  Gläubiger  geschaffen,  das  die  internationalen  Handels- 
beziehungen des  Schuldners  wesentlich  fördert  und  von  allen  den- 
jenigen Nationen  selbständig  nachgebildet  werden  sollte,  die  —  wie 
Deutschland  —  ausgeprägte  Seeinteressen  haben. 

Für  den  inländischen  Wechselverkehr  aller  höher  stehenden  oder 
wirtschaftlich  aufstrebenden  Länder  ist  endlich  neben  den  Zettel-  und 
Effektenbanken  der  Börsenverkehr  in  Betracht  zu  ziehen,  auf  den 
sich  der  Privatdiskont,  der  unter  Umständen  täglich  wechselt  und 
dessen  Berechnung  daher  mit  grossen  Schwierigkeiten  verknüpft  ist, 
offiziell   stützt.     Der  durchschnittliche^)  Privatdiskont  stellte  sich  in 


*)  Vgl.  auch  Helfferich,  a.  a.  0.,  Tabellen  zur  Währungsstatistik, 
S.229.  The  Economist,  1897— 1900.  Der  Wiener  Privatdiskont  für  1885— 1895 
ist  nach  dem  Durchschnitt  der  monatlichen  ültimonotierungen  aufgeführt.  Ueber 
die  Schwankungen  des  Privat-  und  auch  des  Bankdiskonts  in  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Amsterdam,  Brüssel,  St.  Petersburg,  New  York  und  der  Schweiz  von 
1863  bis  zur  Gegenwart  vgl.  die  jährlich  erschienenen  Supplements  to  the 
Economist,  die  Tabellen  zur  Währungsstatistik,  S.  228,  die  Jahr- 
Finanzarchiv.  XVm.  Jahrg.  549  4 
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London 
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1876 

2Vi6 

2V8 

3,04 

4»/l6 

1889 

2.60 

3,25 

2,63 

3,73— 3.8S 

1877 

l"/ia 

2^8 

3,17 

4Vi6 

1890 

2,68 

3,71 

3,78 

4,09-4.18 

1878 

2 

3"Ae 

3,07 

4V. 

1891 

2,62 

1,50 

3,02 

4,07—4,16 

1879 

2Vi6 

27* 

2,60 

378 

1892 

1,75 

1,33 

1,80 

3,68—8,73 

1880 

2,50 

2V4 

3,04 

3,44 

1893 

2,25 

1,67 

3,17 

3,81—3,85 

1881 

8,67 

2»/4 

3,50 

3,65 

1894 

1,62 

1,70 

1,74 

3,59-3,63 

1882 

8,59 

3,42 

8,89 

3,75 

1895 

1,91 

0,81 

2,01 

4.20—4,22 

1888 

2,80 

2,94 

3,08 

3,12 

1896 

1,67 

1,52 

3,04 

4*/« 

1884 

2,60 

2,50 

2,90 

3,76 

1897 

1,87 

1,87 

3,08 

3.07 

1885 

2,50 

2,12 

2,85 

3,31—8,63 

1898 

2,07 

2,67 

3,55 

3,94 

1886 

2,38 

2,12 

2,16 

3,29—3,50 

1899 

2,96 

3,29 

4,45 

4,74 

1887 

2,53 

2,88 

2,30 

3,58—3,81 

1900 

3,13 

3,66 

4,41 

4,36 

1888 

2,75 

2,38 

2,11 

3,56—3,65 

In  Paris  war  während  der  letzten  25  Jahre  der  Privatdiskont 
niedriger  als  an  den  anderen  tonangebenden  Börsenplätzen  und  das 
gleiche  Verhältnis ,  das  international  bezüglich  des  Bankdiskonts 
herrscht,  spiegelt  sich  somit  auch  hierbei  ab.  Die  Rückwirkung  eines 
dauernd  niedrigen  Bankdiskonts  auf  den  Privatdiskont  ist  selbstver- 
ständlich und  schafft  zu  Gunsten  der  französischen  Volkswirtschaft 
erneute  Vorteile.  In  London  diskontieren,  wie  bereits  erwähnt,  die 
Wechselmakler  und  Diskonthäuser  vielfach  auf  offenem  Markt  zum 
Privatdiskont.  Die  Spannung  zwischen  diesem  letzteren  und  dem 
Bankdiskont  ist  häufig  grösser  als  in  Paris  und  Berlin,  da  die  Bank 
von  England  einerseits  lediglich  zum  Schutze  ihres  Goldbestandes 
häufig  den  Diskont  erhöht,  ohne  dass  gleichzeitig  im  Inlande  Kapital- 
mangel besteht,  während  sie  anderseits  grundsätzlich  die  offizielle 
Rate  nicht  unter  2  ^/o  ermässigt.  Die  nun  durch  die  sich  stetig  stei- 
gernden Depositengelder  vielfach  starkes  Kapitalangebot  für  die 
Zwecke  der  Diskontierung  auftritt,  weist  der  Londoner  Markt  vor- 
übergehend, wie  im  Jahre  1895  mit  0,75  >— 0,81  >,  Privatdiskont- 
sätze auf,  die  an  den  sonstigen  grossen  Börsen  des  europäischen 
Kontinents  vollständig  unbekannt  sind.  Geld  ist  zwar  in  London 
häufig  teurer  als  in  Paris,  aber  es  ist  durchschnittlich  billiger  als  in 
Deutschland  *).    Dieses  Verhältnis  ist  nicht  nur  durch  den  grösseren 

bücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  sowie  deren  .Yolkswirt- 
schaftliche  Chronik'^  passim,  Stat.  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich, 
Bd.l8ff.,  The  Bankers  Magazine,  Oktober  1900,  Landmann  a.a.O., S. 67 ff. 
')  Ueber  die  Differenz  des  Privatdiskonts  in  Berlin,  London  und  Paris 
für  die  Jahre  1880—1897,  vgl.  Helfferich:  Geldreform,  S.  499. 
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Nationalwohlstand,  sondern  auch  durch  die  Thatsache  bedingt,  dass 
in  England  der  in  allen  Bevölkerungsschichten  gepflegte  Gheck- 
verkehr  die  Nutzbarmachung  auch  der  kleinsten  Beträge  für  die 
Zwecke  der  Wechseldiskontierung  ermöglicht.  Die  in  Berlin  zum 
Privatdiskont  an  der  Börse  gehandelten  Wechsel  müssen  an  einem 
deutschen  Bankplatz  zahlbar  sein,  über  mindestens  5000  M.  lauten 
und  eine  Zirkulationsdauer  von  56 — 90  Tagen  haben.  Domizilwechsel 
sind  wegen  der  Unsicherheit  oder  Umständlichkeit  der  Einlösung  von 
dieser  Art  des  Verkehrs  ausgeschlossen.  Die  durchschnittliche  Span- 
nung zwischen  dem  Diskontsatz  der  Deutschen  Reichsbank  und  dem 
Privatdiskont  der  Berliner  Börse  war,  wie  der  Vergleich  zwischen 
den  diesbezüglichen  Tabellen  ergibt,  zeitweise  ein  sehr  bedeutender 
und  daher  für  diejenigen  Erwerbskreise,  die  berufsmässig  den  offenen 
Geldmarkt  auszunutzen  in  der  Lage  sind,  vielfach  ergiebig.  Wie  be- 
reits früher  erwähnt,  ist  zweifelsohne  hierbei  die  Grossindustrie  gegen- 
über der  Landwirtschaft  bevorzugt,  aber  diese  Thatsache  darf  nicht 
tendenziös  aufgebauscht  werden,  denn  sie  äussert  sich  gleichmässig 
in  allen  übrigen  Ländern,  die  sich  im  Stadium  ausgeprägter  Kredit- 
wirtschaft befinden  oder  in  denen  die  Landwirtschaft  kaufmännisch  nicht 
genügend  geschult  ist  und  nicht  alle  Nuancen  des  Geldmarkts  aus- 
zunützen versteht.  Anderseits  hat  der  Privatdiskont  an  der  Berliner 
Börse  infolge  knappen  Geldstandes,  zu  dem  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahres  noch  politische  Verwicklungen  traten,  1899  durchschnitt- 
lich einen  derartig  hohen  Satz  erreicht,  wie  ihn  weder  die  Vorjahre 
seit  Bestand  der  Reichsbank,  noch  die  übrigen  ausländischen  Börsen 
mit  Ausnahme  von  Wien  jemals  zu  verzeichnen  hatten.  Wien  hat 
fast  stetig  den  höchsten  Privatdiskont,  aber  die  diesbezüglichen  Um- 
sätze sind  geringfügiger  und  nach  jeder  Richtung  qualitativ  belang- 
loser, als  diejenigen  in  Berlin,  London  und  Paris. 

Wie  von  der  Höhe  des  Berges  sich  das  Auge  des  Beschauers 
gleichmässig  über  prangende  Auen  und  unbebaute  Ebenen  bis  zu 
fernen  Weiten  zu  senken  vermag,  so  ergibt  zum  Schluss  der  Rück- 
blick über  die  geschilderten  Verhältnisse  den  Umfang  der  Probleme, 
welche  sich  mit  der  Diskontpolitik  verknüpfen,  die  hohe  Bedeutung, 
die  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  einzelnen  Kulturstaaten 
der  inländische  Wechselverkehr  hat  und  die  Aufgaben,  die  in  der 
Zukunft  hierbei  noch  zu  lösen  sind.  Das  Diskontgeschäft  ist,  so 
lange  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  eines  Landes  Lebens- 
kraft besitzen,  das  geeignetste  Mittel  zur  Organisation  des  Kredits; 
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zwar  erhöht  es  nicht  die  Umlaufsmittel  einer  Nation,  aber  es  steigert 
die  Zirkulationsgeschwindigkeit  des  Kapitals  und  erleichtert  dadurch 
Produktion  und  Absatz  der  Güter.  Gleichmässig  kann  es  bei  ge- 
schickter Handhabung  alle  wirtschaftlichen  Betriebe  fördern,  die  auf 
die  Ausnutzung  kurzer  Kredite  angewiesen  sind,  es  bietet  femer  den- 
jenigen gewerblichen  Elementen,  die  durch  die  Eigenart  ihrer  Pro- 
dukte auf  deren  vorübergehende  Verpfändung  Verzicht  leisten  müssen. 
Ersatz  für  den  fehlenden  Lombardkredit  und  verhängnisvoll  kann  es 
nur  für  diejenigen  Schichten  der  Bevölkerung  werden,  die  dem  Ab- 
schluss  wechselmässiger  Verpflichtungen  beruflich  fern  zu  stehen 
haben.  Diese  Vorzüge  und  Gefahren  sind  dem  Verständnis  der  be- 
teiligten Kreise  dauernd  näher  zu  führen;  namentlich  ist  aber  stets 
auf  die  Bedeutung  der  persönlichen  Haftpflicht  für  eingegangene 
Wechselverbindlichkeiten  besonders  den  kaufmännisch  minder  ge- 
schulten Elementen  gegenüber,  mögen  sie  der  Landwirtschaft  oder 
anderen  Erwerbsgruppen  angehören,  mit  genügender  Schärfe  hinzu- 
weisen. Anderseits  hat  sich  in  höherem  Masse  als  bisher,  nament- 
lich in  Deutschland,  bei  den  kleineren  Gewerbetreibenden  der  Wechsel- 
verkehr einzubürgern,  um  die  Borgwirtschaft  zu  beseitigen,  die  das 
Pflichtbewusstsein  des  Schuldners  schwächt,  die  Produktivkraft  des 
Gläubigers  mindert  und  den  Kreislauf  des  Kapitals  störend  hemmt  ^). 


^)  Die  vorstehende  Abhandlung  ist  am  15.  Juni  1901  zum  Abschluss  ge- 
bracht; die  nach  diesem  Termine  veröffentlichte  Litteratur,  sowie  die  auf  dem 
Geldmarkt  eingetretenen  Veränderungen  konnten  daher  nicht  mehr  berück- 
sichtigt werden. 
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Von 
Georsr  Schanz. 

(Fortsetzung  *). 

IV. 
Die  Erbschaftssteuer  im  18.  Jahrhundert. 

Im  grossen  Gauzen  nimmt  die  Erbschaftssteuer  im  17.  Jahr- 
hundert, wie  der  erste  Aufsatz  gezeigt,  räumlich  wie  quantitativ  noch 
eine  bescheidene  Stelle  ein. 

Das  18.  Jahrhundert  zeigt  ein  wesentlich  anderes  Bild.  Sie 
dehnt  sich  geographisch  namentlich  seit  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts aus  und  erfahrt  besonders  im  Ausland  eine  schon  ziemlich 
weitgehende  Ausbildung. 

In  England')  betrug  der  Stempel  von  Urkunden,  deren  Aus- 
stellung unerlässlich  ist,  so  oft  jemand  zur  Verwaltung  eines  Mobiliar- 
nachlasses berechtigt  werden  soll,  die  sog.  probate  duty  1694  5  sh., 
seit  1697  10  sh.  Seit  1779  tritt  die  Rücksichtnahme  auf  die  Grösse 
des  Nachlasses  ein,  der  höchste  Satz  betrug  nun  für  Verlassenschaften 
von  300  Pfd.  Sterl.  und  darüber  bereits  2V2  Pfd.  Sterl.,  1795  für 
Verlassenschaften  von  10,000  Pfd.  Sterl.  an  40  Pfd.  Sterl.»),  1774 
dehnte  man  die  probate  duty  auch  auf  Irland,  1779  in  Form  des 
Inventarstempels  auch  auf  Schottland  aus,  und  im  Jahre  1780  kam  noch 
die  sog.  legacy  duty  für  ganz  Grossbritannien  hinzu,  die  zunächst 
ebenfalls  als  eine  Stempelabgabe  und  zwar  von  den  Quittungen  der 


»)  Vgl.  Finanzarchiv  17  (1900)  S.  1  f. 
*)  Siehe  Pinanzarchiv  17  (1900)  S.  61. 

')  Leser,  Die  brit.  Erbschaftabesteuerung,  Zeitschr.  f.  Staatsw.  17  (1881) 
S.  342. 
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Legatare  und  Erben  von  Mobiliarwerten  auftrat  ^),  aber  bereits  1796 
die  Stempelform  abstreifte^)  und  nach  der  Nähe  der  Verwandt- 
schaft abgestuft  war.  Descendenten ,  Ascendenten  und  Ehegatten 
blieben  frei;  Geschwister  und  ihre  Nachkommen  zahlten  2®/o,  Ge- 
schwister der  Eltern  und  ihre  Nachkommen  3  ^/o ;  Geschwister  der 
Grosseltem  und  ihre  Nachkommen  4V»  all©  übrigen  6^/0*). 

Diese  Neuerung  fand  sich  in  einem  Bouquet  von  sieben  ver- 
schiedenen steuerlichen  Massregeln,  welche  ein  Plus  von  1,111,500  Pfd. 
Sterl.  bringen  sollten,  um  eine  aufgenommene  Schuld  von  18  Hill. 
Pfd.  Sterl.  zu  verzinsen  und  in  einer  Quote  zu  tilgen.  Pitt  sagte 
in  der  Budgetrede  vom  7.  Dezember  1795,  dass  er  nach  reiflicher 
Erwägung  zu  dieser  Steuer  gekommen  sei.  Offenbar  überzeugte  er 
sich,  dass  er  die  bisher  schon  hohe  prozentuale  legacy  duty  nur 
noch  weiter  treiben  könne,  wenn  er  die  Abstufung  nach  der  Verwandt- 
schaft wähle.  Das  hatte  zugleich  den  Vorteil,  die  nahen  Grade  gegen 
bisher  erheblich  entlasten  zu  können.  Nach  seiner  eigenen  Aussage 
war  Hollands  Beispiel  für  sein  Vorgehen  sehr  massgebend  gewesen^). 
Zu  Gunsten  der  Steuer  führte  er  besonders  an,  dass  in  einem  Krieg 
zum  Schutz  des  Eigentums  es  gerecht  und  billig  sei,  dass  das  Eigen- 
tum die  Last  trage.  Die  Opposition  tadelte  besonders,  dass  es  eine 
Steuer  vom  Kapital  statt  vom  Einkommen  sei  und  im  Ausland  den 
Eindruck  hervorrufe,  dass  alle  regulären  und  legitimen  Steuerquellen 
in  England  erschöpft  seien;  femer  dass  sie  nur  eine  Art  von  Eigen- 


*)  Die  Abgabe  betrug  2  sh«,  wenn  die  Quittung  fiber  20  Pfd.  Sterl.  oder 
weniger  lautete,  5  sh.,  wenn  der  Betrag  mehr  als  20  Pfd.  SterL  und  weniger 
als  100  Pfd.  Sterl.  war  und  1  Pfd.  Sterl.  für  alle  grösseren  Summen.  Seit  1783 
wurden  für  alle  Beti^e  über  mehr  als  100  Pfd.  Sterl.  2  >,  seit  1789  von  allen 
Betragen  über  400  Pfd.  Sterl.  von  den  ersten  400  Pfd.  Sterl.  9  Pfd.  SterL,  von 
jedem  weitem  Betrag  S^o  erhoben. 

^  Die  frühere  Steuer  war  lückenhaft  geblieben,  da  sie  in  vielen  F&llen 
z.  B.  wenn  der  Nachlassverwalter  selbst  Legatar  oder  Erbe  war  oder  wenn  er 
auf  Quittung  verzichtete,  gar  nicht  auftrat.  Deshalb  Hess  1796  Pitt  alle  Legate 
und  Erbschaftsanteile  aus  einem  Mobiliarnachlass  als  solche,  ebenso  Schenkungen 
von  Todes  wegen  als  steuerpflichtig  erklären. 

')  Leser  a.  a.  0.  S.  502. 

^)  It  had  been  a  tax  which  in  the  onlj  country  of  Europe  tbat  in  its 
prosperitj  bore  any  resemblance  to  England,  had  existed  without  hardship  er 
complaint;  he  meant  in  Holland.  It  had  been  found  by  no  means  oppresaive 
or  inconvenient;  nor  had  it  in  any  degree  taken  from  industry  its  Stimulus  in 
the  acquiflition  of  wealth.  Cobbetts  Parliamentary  history  Vol.  32 (London  1818) 
S.  561,  562. 
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tum  treffe,  das  real  propertj  dagegen  ganz  frei  lasse ;  dass  es  nament- 
lich im  Handel  sehr  peinlich  empfunden  werde,  wenn  das  personal 
property  vor  aller  Welt  bloss  gelegt  werde;  besonders  hart  wurde  na- 
menÜich  die  hohe  Besteuerung  der  unehelichen  Kinder  (6  ^/o)  und  die 
Untersuchung,  ob  Descendenten  legitim  seien  oder  nicht,  gefunden. 
Auch  fOrchtete  man  rasche  Erhöhung  der  Steuer  und  Ausdehnung  auf 
die  direkte  Linie,  was  aber  Pitt  entschieden  bestritt^).  Auf  die  oft 
rasch  aufeinander  folgenden  Todesfälle  wurde  ebenfalls  hingewiesen. 
In  Frankreich  wird  die  Erbschaftsbesteuerung  auf  den  cen- 
ti^me  denier  zurückgeführt.  Derselbe  wurde  durch  ein  Edikt  vom 
Dezember  1703  allem  I  mm  0  biliar  Übergang  —  der  Ususfruktus, 
die  Grundrenten  und  andere  Immobiliarrechte  waren  mit  einbegriffen  — 
auferlegt.  Ausgenommen  blieb  von  dieser  Abgabe  die  gerade  Linie, 
gleichgültig  ob  die  Succession  ab  intestato  oder  durch  Testament 
erfolgte.  Auch  waren  befreit  die  in  gerader  Linie  infolge  Heirats- 
kontrakts zu  Gunsten  der  heiratenden  Kinder  erfolgenden  Schen- 
kungen. 

Dieser  centi^me  denier  wurde  beseitigt  durch  dasEnregistrements- 
gesetz  vom  5./ 19.  Dezember  1790,  welches  die  Steuer  auch  auf 
die  gerade  Linie  und  auf  Mobilien,  welche  durch  Legate  oder 
eventuelle  Schenkungen  anfielen,  ausdehnte.  Die  durch  Litestat- 
«rbfolge  angefallenen  Mobilien  blieben  auch  jetzt  noch  befreit. 
Der  Tarif  war  folgender: 

Immob.    Mobil. 

Direkte  Linie 0,25^0     0,25  ^/o 

Ehegatten 1       ^       1       , 

Geschwister,  Onkel,  Neffen    ....  2       ,       1|5    „ 

3.  und  4.  Grad 3       ,       1,5    , 

Darüber  hinaus  und  Nichtver wandte  .4       ,       1>5    „ 

Für  die  Abgabe  war  wie  beim  centi^me  denier  der  Bruttowert 
ohne  Abzug  der  Lasten  massgebend.  Die  Nutzniessungen  wurden 
nur  mit  der  halben  Abgabe  getroffen. 

Was  die  Niederlande  anlangt,  so  wurde  schon  im  ersten 
Aufsatz  hervorgehoben,  dass  sie  diesseits  der  Alpen  die  ersten  waren, 
welche  die  Erbschaftssteuer  sich  zu  nutze  machten.  Das  genauere 
Detail  vermochte  ich  nicht  anzugeben.    Der  ausserordentlichen  Güte 


')  Cobbetts  Pari,  history,  Vol.  23  (London  1818),  S.  1026— 1031.  Debatte 
vom  22.  Mai  1796.  Vgl.  dazu  den  Protest  des  Grafen  v.  Laaderdale  vom  13.  Mai 
1796.    Ebenda,  S.  1155. 
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der  niederländischen  Staatsarchivare  verdanke  ich  es,  dass  ich  nun 
in  der  Lage  bin,  wenigstens  in  gröbsten  Zügen  den  Entwicklungs- 
gang der  Erbschaftssteuer  in  den  einzelnen  Provinzen  vorzuführen  ^). 

Man  kann  die  Provinzen  in  dieser  Hinsicht  in  zwei  Gruppen 
bringen.  Für  die  westlichen  (Utrecht,  Holland,  Zeeland)  gab  den 
Anstoss  zur  Erbschaftssteuer  der  Offensivkrieg  gegen  Alexander  von 
Parma;  sie  taucht  deshalb  noch  im  16.  Jahrhundert  dort  auf.  In 
den  östlichen  Provinzen  findet  sie  erst  Aufnahme  in  der  Zeit  von 
1621 — 1670.  In  der  Mehrzahl  der  Provinzen  imterlag  sie  sehr  häufigen 
Aenderungen. 

In  der  Provinz  Utrecht  wurde  nach  dem  Erlass  der  Utrechter  Stände 
vom  14.  Mai  159P)  eine  Steuer  von  2V2  7o  ^^  jeden  Besitzwechsel  eines 
Grundstücks  festgesetzt;  Käufer  und  Verkäufer  zahlten  ein  jeder  die  Hälfte. 
Aenderte  das  Grundstück  seinen  Besitzer  infolge  von  Succession  oder  Legat, 
dann  zahlte  natürlich  der  Empfänger  die  Abgabe;  Descendenten  und  Ascendenten 
blieben  hierbei  frei,  auch  die  Leibzucht  zwischen  Eheleuten.  Durch  Ordonnanz 
der  Stände  vom  9.  September  1628  wurde  diese  Steuer  für  die  bei  der  successio 
coUateralis  übertragenen  Grundstücke  auf  SVs^o  ^uid  durch  Ordonnanz  vom 
26.  März  1668  auf  5  %  erhöht,  zugleich  wurden  auch  die  Ascendenten  steuerpflichtig 
gemacht ')  und  die  Hypothekobligationen  einbezogen.  Der  Wert  der  Immobilien 
war  gerichtlich  und  eidlich  zu  bestimmen;  diejenigen  Renten,  die  specialiter 
auf  dem  Gute  hafteten,  durften  von  dem  Werte  desselben  abgezogen  werden. 
Bei  Vermächtnissen  ad  dies  vitae  oder  auf  gewisse  Zeit  unter  Eheleuten,  bei 
welchen  das  Eigentum  der  Güter  auf  Kinder,  Eindeskinder  oder  jemand  anderes 


^)  Erwähnt  sei,  dass  in  dem  Novum  corpus  constit.  Prussico-Brandenburg., 
5.  Bd.,  Berlin  1776,  S.  170  f.,  auf  Grund  «verschiedener  gesammleten  holländi- 
schen Placaten  und  sonst  eingezogener  sicherer  und  zuverlässiger  Nachrichten' 
Angaben  über  die  in  der  Provinz  bestehenden  Erbschaftssteuern  gemacht  sind ; 
man  hatte  in  Erfahrung  gebracht,  dass  in  den  Niederlanden  bei  Erbschaften 
und  AlienationsfäUen  die  Fremden  ungünstiger  behandelt  wurden  als  die  Ein- 
heimischen; es  wurde  deshalb  unterm  10.  Mai  1771  geboten,  Retorsion  zu  üben, 
und  deshalb  diese  Zusammenstellung  des  damaligen  Rechtzustandes  behufs 
Orientierung  der  Behörden  gemacht.  Sehr  exakt  ist  sie  freilich  nicht  Für 
Groningen  z.  B.  wird  die  Verordnung  vom  4.  Dezember  1679  mitgeteilt,  der 
späteren  Verordnungen  aber  nicht  gedacht. 

*)  Danach  war  die  Provinz  Utrecht  diejenige,  die  den  Anfang  machte, 
nicht  die  Provinz  Holland,  wie  im  ersten  Aufsatz  S.  39  angenommen  wurde. 

*)  Die  Descendenz  blieb  frei;  ausgenommen  waren  , diejenigen  Güter, 
die  von  Eltern  im  Gefolge  einer  fideikommissarischen  Disposition  durch  Ge- 
schwister auf  Geschwister  oder  deren  Kinder  kommen',  diese  zahlten  auch  5 % 
Der  Zweck  der  Bestimmung  war  augenscheinlich,  die  Umgehung  der  Steuer 
zu  verhindern. 
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oder  bei  Erledigung  der  Leibzacht  oder  des  Niessbrauchs  von  dem  Eigner  des 
Guts  an  den  Nutzniesser  bezw.  seine  Erben  das  Gezahlte  zu  ersetzen.  Im 
Jahr  1755  wurde  noch  verordnet^),  dass  die  Steuer  auch  ,von  Obligationen, 
die  auf  der  Generalität,  Admiralität,  ost-  und  westindischen  Compagnie  stehen, 
von  den  Aktien  dieser  Compagnie,  sowohl  in  als  auss.er  den  vereinigten  Pro- 
vinzen, auch  von  Obligationen,  die  auf  fremden  Mächten,  Reichen  oder  Staaten 
haften,  desgleichen  von  Belehnungen  auf  einige  der  vorgedachten  so  einheimischen 
als  auswärtigen  Obligationen  und  Effekten,  und  überhaupt  von  allen  übrigen 
Kapitalien,  wofQr  einiges  Unterpfand  haftet  oder  die  auf  einige  andere  Art 
gesichert  sind,  bezahlt  werden  soll.* 

Auf  Utrecht  folgte  als  nächste  Provinz  Holland^).  Am  22.  Dezember 
1598  wurde  eine  Steuer  von  27«  Vo  vom  Wert  aller  verkauften  unbeweglichen 
Güter  eingeführt.  Diese  Steuer  wurde  auch  von  unbeweglichen  Gütern,  sowie 
von  Obligationen  und  Rentenbriefen,  die  der  Vererbung  unterlagen,  verlangt, 
und  zwar  von  Ascendenten,  vom  3.  Grad  der  Seitenlinie  an  und  von  Nicht- 
verwandten. Im  Jahr  1602  wurde  sie  auf  8Vs  >,  1637  auf  5>  erhöht,  1653 
auf  alle  beweglichen  Güter  ausgedehnt.  Unterm  29.  Juni  1743  wurde  der  Satz 
auf  10^0  erhöht,  aber  nur  von  dem,  was  in  der  Eollaterallinie  mehr  erhalten 
wurde,  als  was  ab  intestato  angefallen  wäre;  ebenso  trat  der  Satz  von  10  V<^ 
ein,  wenn  die  Erbschaften  an  Verwandte  über  den  4.  Grad  fielen.  Eheleute, 
die  gemeinschaftliche  £ander  hatten,  blieben  frei,  andernfalls  zahlten  sie  6  V*  %; 
für  die  Ascendenten  blieb  es  bei  57o* 

In  der  Provinz  Zeeland  wurde  die  Erbschaftssteuer  im  Jahre  1599  ein- 
geführt. Die  gerade  Linie  und  Eheleute,  die  Kinder  hatten,  waren  frei,  alle 
übrigen  Erben  mussten  von  den  Immobilien,  welche  sie  ex  testamento  oder  ab 
intestato  erhielten,  272^0  steuern.  Im  Jahre  1623  wurde  dieser  Satz  auf  378  V 
erhöht  und  im  Jahre  1628  auch  die  fahrende  Habe  der  Steuer  unterworfen. 
1642  erfolgte  eine  neue  Verschärfung:  Diejenigen,  welche  ex  testamento  a  latere 
erbten,  hatten  fortan  5^0  zu  entrichten,  ebensoviel  die  Nichtverwandten.  Im 
Jahr  1665  dehnte  man  die  Erbschaftssteuer  auch  auf  die  Ascendenten  aus,  und 
zwar  hatten  nun  die  Seitenverwandten  und  Ascendenten  ganz  allgemein  5  7o» 
die  Nichtverwandten  67s  ^/o  zu  bezahlen.  Im  Jahr  1671  wurden  auch  die 
donationes  inter  vivos  und  die  Witwengüter  mit  678%  belegt.  1780  wurde 
bestimmt,  dass  alle  Erbschaften  ex  testamento  10%  aufzubringen  hatten  mit 
Ausnahme  deijenigen,  welche  Eltern  von  ihren  Kindern  oder  Mann  und  Weib 
voneinander  erhielten.  Im  Jahr  1759  endlich  wurde  die  Steuer  derjenigen  Güter^ 
welche  ab  intestato  auf  Verwandte  im  5.  oder  weiteren  Grade  vererbten,  von 
5%  auf  67>7o  erhöht.  Fortan  zahlten  also  Ascendenten  und  Eheleute  5  7«; 
die  Seitenverwandten  für  das  ab  intestato  Ererbte  bis  zum  5.  Grad  ebenfalls 
57o;  im  5.  und   ferneren   Grade  67>  7o*     Was   die   Seitenverwandten   durch 


*)  Nach  dem  Novum  corpus  constit.  Prussico- Brandenburg,  a.  a.  0. 

^  Genau  «Holland,  Westfriesland*  gleich  dem  heutigen  .Süd-  und  Nord- 
hoUand*.  Die  nachfolgenden  Angaben  über  die  Provinz  Holland  sind  ent- 
nommen A.  D.  Assende Ift  de  Coningh,  De  aard  en  de  ontwikkeling  der 
zegel-,  registratie-  en  successierechten  in  Frankrijk,  Engeland  en  Nederland, 
Leiden  1874,  S.  189. 
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Testament  mehr  erhielten  als  sie  ah  intestato  erhalten  hätten,  versteaerten  sie 
mit  10  Vo;  ebensoviel  die  Nichtverwandten. 

In  den  Provinzialstaaten  von  Friesland  wird  die  Kollateralstener  zuerst 
1621  erwähnt;  der  Steuersatz  betrug  2^l2^lo;  durch  Beschluss  von  1637  wurde 
er  auf  3V»7o  erhöht,  1716  wieder  auf  2V«®/o  herabgesetzt  Erbschaften  unter 
200  Earlsgulden  (später  500  Gulden)  blieben  frei.  Bezüglich  der  Eheleute,  die 
Kinder  hatten,  waren  auch  Befreiungen  vorgesehen.  Ausheimische  zahlen  wie 
Einheimische;  verlangen  sie  aber  an  ihrem  Wohnorte  von  den  Friesländem 
mehr  als  2VaV«»  8o  wird  von  ihnen  ebensoviel  verlangt.  Nach  späteren  Ver- 
ordnungen hatten  Ausheimische  für  Immobiliarbesitz  5  ^/o,  für  friesische  Staats- 
obligationen und  andere  friesische  Effekten  2Vs7o  zu  entrichten.  MObel  und 
Hausrat,  die  nicht  zu  Geld  gemacht  wurden,  blieben  von  der  Steuer  frei. 

Im  Quartier  Nijmegen  wurde  die  Eollateralsteuer  am  8.  Juni  1680  ein- 
geführt ^);  sie  betrug  2^0  bei  den  Einheimischen,  47o  bei  den  Ausländem; 
Geschwister  waren  ausgenommen;  sie  betraf  nur  Immobilien.  Durch  Becess 
vom  18.  April  1672  wurden  auch  die  durch  Grund  und  Boden  gesicherten 
Schuldbekenntnisse  einbezogen;  wenn  nichts  anderes  ausgemacht,  war  die 
Steuer  zwischen  dem  Rentengeber  und  Rentenbezieher  zu  teilen  ^j.  Die  Steuer- 
sätze 2^0  und  4^0  wurden  durch  Ordonnanz  vom  18.  Juni  1696  auf  27*  ^«  und 
b^/o  gesteigert  und  die  Befreiung  der  Geschwister  aufgehoben;  seit  8.  Juni  1744 
trat  die  Erhöhung  auf  SVt^o  und  67t >  ein»). 

Im  Quartier  Veluwe  wurde  am  16.  Februar  1682  die  EoUateralabgabe 
eingeführt^)  von  allen  im  Quartier  gelegenen  Immobilien,  die  durch  Eollateral- 
succession  ab  intestato,  durch  Ehepakten  oder  sonstige  Teilung  von  Gütern  oder 
durch  eine  testamentarische  Disposition  übergingen.  Doch  blieben  ausgenommen 
Geschwister  und  deren  Kinder,  die  auf  Grund  des  Repräsentationsrechts  mit* 
erbten.  Einheimische  zahlten  27o»  Ausheimische  4^jo.  Wenn  Eltern  keine 
Kinder  hatten  und  einander  nach  Land-,  Stadt-  oder  anderen  Rechten  die  Leib- 
zucht vermachten,  so  musste  der  Längstlebende  die  Steuer  bezahlen;  nach 
seinem  Tod  oder  wenn  die  Nutzniessung  erlosch,  hatte  der  Eigentümer  oder 
dessen  Erben  vor  der  Ausantwortung  des  Eigentums  dieselbe  zurückzugeben. 
Die  Zahlung  der  Steuer  musste  innerhalb  3  Monaten  nach  dem  Erbschaftsanfall 


0  üeber  ihre  Einführung  scheint  man  bereits  seit  1613  deb'beriert  zu 
haben.    (Quartierrecess  vom  6.  Juni  1613.) 

*)  Durch  Recess  vom  4.  Oktober  1721  wurden  jene  Kapitalien,  deren 
Rente  von  5  7o  auf  2  7o  herabgesetzt  worden  waren ,  von  der  Steuer  befreit, 
was  aber  nur  bis  zum  3.  Juni  1744  dauerte. 

')  Den  Bewohnern  der  Grafschaft  Gleve  wurde  der  Satz  der  Einheimischen 
zugesichert  im  Falle  der  Gegenseitigkeit.    (17.  Oktober  1732.) 

*)  Den  Anstoss  gab  der  80jährige  Krieg.  Um  das  Geld  zu  den  Lager- 
lasten, für  den  König  von  Schweden  und  Böhmen,  Admiralität,  westindische 
Compagnie  zahlen  zu  können,  sollten  80,000  fl.  im  Weg  der  Annuitätenschuld 
aufgebracht  werden ;  eine  Uebergangs-  und  KoUateralabgabe  vom  25.  und  50.  Pf. 
wurde  zur  Deckung  bestimmt.  Es  galt  das  als  ein  .seeker  lopent  ende  minst 
quetsende  middel.' 
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erfolgen.  Am  T.März  1676  beschloss  man,  die  Sätze  auf  2,5^0  und  b^jo  zu 
erhöhen,  und  zwar  galten  diese  nun  von  allen  EollateraLsuccessionen.  Die 
Ausnahme  der  Geschwister  bezw.  deren  Kinder  war  damit  beseitigt.  Durch 
Ordonnanz  vom  14.  August  1750  wurde  eine  wichtige  Aenderung  getroffen, 
insofern  die  Steuer  nach  der  Verwandtschaft  abgestuft  wurde,  Geschwister, 
Oheim,  Tante,  Grossoheim,  Grosstante,  Neffe  und  Nichte  und  überhaupt  Seiten- 
verwandte  bis  zum  4.  Grade  inkl.  zahlten,  sofern  sie  Einheimische  waren  oder 
in  den  sieben  vereinigten  Provinzen  oder  in  der  Landschaft  Drenthe  wohnten, 
2,5  7o,  andernfalls  5  7©  I  entferntere  Verwandte  dagegen  das  Doppelte,  also  5  °/o 
oder  10 '^/o.  Der  doppelte  Betrag  galt  auch  für  Eheleute,  falls  sie  weiter  als 
im  4.  Grade  verwandt  waren.  Ausser  den  Immobilien  waren  auch  die  Zinsen, 
Zehnten,  Erbpachte,  Ausgänge,  Rentenverschreibungen,  Kapitalien,  die  auf  zum 
Quartier  Veluwe  gehörigen  Immobilien  gefestigt  waren  (die  Kirchen,  Armen- 
häuser und  Dechanate  nur  allein  ausgenommen)  einbezogen'). 

In  der  Grafschaft  Zutphen  wurde  auf  dem  Landtag  zu  Amhem  am 
21.  März  1635")  und  wiederum  auf  dem  zu  Zutphen  am  27.  Juni  1637  beschlossen, 
dass  die  ordinaris  gedeputeerden  eine  Ordonnanz  behufs  Einführung  einer 
Kollateralabgabe  von  Immobilienbesitzveränderungen  beraten  sollten.  Dieser 
Auftrag  kam  aber  augenscheinlich  nicht  zur  Ausführung.  Dagegen  hat  die 
Ordonnanz  vom  16.  Juni  1665  eine  solche  geschaffen.  Dieselbe  deckte  sich  wört- 
lich mit  der  des  Quartiers  Veluwe  vom  16.  Februar  1632.  Laut  Publikation 
vom  19.  Juni  1675  wurde  die  Befreiung  der  Geschwister  und  deren  im 
Repräsentationsrecht  erbenden  Kinder  aufgehoben.  Dabei  blieb  es  dann  auch 
während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts,  nur  dass  nach  der  Ordonnanz  vom 
17.  Juni  1724  für  die  Bewertung  der  Immobilien  die  Grundsteuerschatzung 
zu  Grund  gelegt  und  verdreifacht  wurde'). 

In  der  Provinz  Over-Yssel  wurde  die  Erbschaftssteuer  1635  eingeführt; 
die  Eingesessenen  hatten  2  7o ,  die  Fremden  5  7o  zu  zahlen.    Am  4.  Mai  1667 


')  Die  im  Novum  corpus  constit.  Pruss.  Brandenb.  5.  Bd.  S.  150  f.  mit- 
geteilten Bestimmungen  enthalten  noch  einige  weitere  Details,  so,  dass  bei 
Fideikommiss  die  Steuer  bei  jedem  neuen  dominus  usufructuarius  eintritt  und 
Kirchen,  Armenhäuser  und  Dechanate  hier  nicht  ausgenommen  sind,  dass  wenn 
nach  dem  Tode  der  Eltern  und  ehe  noch  die  Nachlassenschaft  geteilt  ist,  einige 
von  ihren  Kindern  gleichfalls  sterben  und  dieser  Teil  also  auf  ihre  Geschwister 
fUUt,  letztere  von  denjenigen,  was  sie  nach  diesem  Todesfall  auf  ihr  Erbteil 
mehr  empfangen,  2,5%  bezw.  5%  zn  erlegen  haben,  dass  der  Tod  in  3  bezw. 
6  Monaten  angezeigt,  das  Vermögen  spezifiziert  angegeben,  die  Steuer  in 
9  Monaten  bezahlt  und  das  Vermögen  nach  der  Grundsteuerschatzung  oder 
nach  einer  gerichtlidien  eidlichen  Taxation  geschätzt  werden  muss. 

^  Auch  hier  war  der  Krieg  Anlass.  Man  hatte  damals  ein  Defizit  von 
72,000  Pfd.  Sterl.  Unter  anderem  wurde  auch  eine  ■  Schomsteinsteuer  ä  2  fi. 
bewilligt. 

')  So  wird  man  wohl  die  Bestimmung  deuten  müssen:  ,|De  betaelinge 
van  den  vijftigsten  of  vijf-en-twintigsten  penningh  van  het  collaterael  sal  worden 
gerekent  tegens  driemal  de  verpondinge." 
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wurde  für  Geschwister  die  Steuer  auf  27*^0,  für  die  ferneren  Verwandten  und 
Nichtverwandten  auf  373%  erhöht.  Im  Jahr  1686  wurde  die  Steuer  abermals 
erhöht,  insofern  von  da  an  der  Gulden  Erbschaftssteuer  mit  22  StQber  (der 
Gulden  hatte  sonst  20  Stüber)  und  seit  1695  mit  28  Stüber  bezahlt  werden 
musste.  Seit  1.  Juli  1704  bezahlten  Geschwister  3V4**/o,  weitere  Verwandte  und 
Nichtverwandte  57o,  Ausl&nder  zahlten  l\'2^lo.  Ursprünglich  unterlagen  nur 
unbewegliche  Güter  der  Steuer,  seit  1644  aber  auch  Erbpakte,  Zehnte,  nicht 
ablösbare  Zinse  und  seit  18.  April  1684  auch  Obligationen. 

Die  Provinz  Groningen  war  die  letzte,  welche  zur  Einführung  der 
EoUateralsteuer  schritt;  es  geschah  durch  die  Verordnung  vom  24.  März  1670. 
Dieselbe  ist  häufig  geändert  worden,  und  zwar  durch  die  Verordnungen  vom 
25.  März  1675,  4.  Dezember  1679,  23.  August  1703,  3.  Juli  1720,  22.  Januar  1748 
und  16.  Januar  1793.  Bei  ihrer  Einführung  betrug  sie  für  die  Bewohner  der 
Provinz  Groningen,  für  Drenthe  und  von  Westerwolde  37s^o,  filr  Bewohner 
anderer  Gebiete  5%.  Ueberstieg  die  Totalsumme  der  ganzen  Erbschaft  nicht 
den  Betrag  von  200  Earlsgulden,  so  blieb  sie  steuerfrei.  Die  Steuer  galt  für 
alle  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter,  Aktien,  ausstehende  Kapitalien, 
herrschaftliche  Besitzungen  und  Gerechtigkeiten,  die  in  der  Provinz  gelegen 
sind.  Auch  auf  Schenkungen  unter  Lebenden  bezog  sie  sich.  Die  Verordnung 
vom  3.  Juli  1720  dehnte  die  Steuer  auch  auf  die  direkte  Linie  teilweise  aus, 
indem  die  Eltern  und  Grosseltem  von  dem,  was  sie  von  ihren  Kindern  und 
Enkeln  erbten,  steuern  mussten.  Die  Verordnung  vom  16.  Januar  1793  brachte 
eine  wichtige  Aenderung,  insofern  die  steuerpflichtigen  Verwandten  bis  zum 
4.  Grade  8V»7o  und  vom  5.  Grade  ab  V/e^lo,  die  Ausheimischen  ö^o  bezw. 
67^70  zahlen  mussten. 

Ausheimische  wurden  wie  Einheimische  behandelt,  falls  in  deren  Gebiet 
das  Gleiche  gegenüber  Groningenem  geschah.  In  der  Provinz  gelegener  Grund- 
besitz war  unter  allen  Umständen  steuerpflichtig,  gleichgültig,  ob  der  Erbe  sein 
Domizil  im  Inland  oder  Ausland  hatte.  Bei  Leibzucht  zahlte  der  Nutzniesser  die 
Steuer,  der  Substanzerbe  hatte  sie  später  den  Erben  des  Nutzniessers  ohne  Zins 
zu  ersetzen;  neue  Nutzniesser  brauchten  die  Steuer  nicht  noch  einmal  zu  zahlen. 
Was  ein  Ehegatte  dem  andern  vermachte,  blieb  frei,  sofern  es  nicht  mehr  als  die 
Hälfte  der  Erbschaft  betrug ;  das  im  Ehekontrakt  Zugesicherte  war  unter  allen 
Umständen  frei  und  wurde  nicht  in  die  Hälfte  eingerechnet;  ein  Mehr  war  zu 
versteuern  wie  in  der  Succession  des  4.  Grades,  sofern  die  Erbschaft  die  Summe 
von  1000  Karlsgulden  überstieg.  Ausführlich  war  die  Deklaration  und  Inven- 
tarisation  und  alles  geordnet,  was  den  sicheren  Eingang  der  Steuer  verbürgte '). 

Für  den  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  l'asst  sich  der  Zustand 
der  Erbschaftssteuer  für  die  Niederlande  folgendermassen  charakteri- 
sieren. In  allen  Provinzen  waren  die  Descendenten  frei;  eine  sehr 
beschränkte  Ausnahme  macht  nur  Utrecht.  Auch  die  Ascendenten 
sind  meistens  freigelassen;  den  Kollateralen  gleichgestellt  sind  sie  in 


*)  In  der  Verordnung  vom  16.  Januar  1793  beschäftigen  sich  damit  die 
Art.  8—27. 
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Utrecht  und  Groningen.     In  Zeeland  zahlten  sie  wie   Geschwister. 
Die  Ehegatten  sind  verschieden  behandelt. 

Vier  Gebietsteile  haben  in  Bezug  auf  den  Grad  von  Verwandt- 
schaft keine  Abstufung  der  Sätze,  die  Steuer  beträgt  bei  Einheimischen 
in  Zutphen  2®/o,  in  Friesland  2^2^/0,  in  Nijmegen  3^/3  ^/o,  in  Utrecht 
5%;  dagegen  haben  Abstufungen  Veluwe  mit  2,5  ^/o  und  5^/o, 
Groningen  mit  8^/3^/0  und  4^6 Vi  Over-Yssel  mit  S^ji^jo  und  5^, 
und  Holland  und  Zeeland  mit  5®/o,  6^/3  ^  und  10  ^/o.  In  den  beiden 
letzten  Provinzen  war  die  Bestimmung,  dass  nicht  bloss  Nicht- 
verwandte den  höchsten  Satz  zahlen  mussten,  sondern  auch  die  Ver- 
wandten für  das,  was  sie  über  den  Pflichtteil  testamentarisch  ver- 
macht erhielten. 

Mit  einem  höheren  Satz  als  die  Einheimischen  waren  die  Aus- 
länder getroffen  in  Groningen  (5  >  und  6V4  >  statt  SVs  ^/o  und  4V«  W, 
in  Nijmegen,  Veluwe,  Zutphen,  Over-Yssel  und  für  Immobiliarbesitz 
in  Friesland  (mit  dem  Doppelten  des  für  Einheimische  geltenden  Satzes). 
Den  westlichen  Provinzen  war  die  diflFerentielle  Behandlung  der  Ein- 
und  Ausheimischen  fremd.  Ueber  10  ^  kommen  nirgends  in  An- 
wendung ^). 

Eine  Freisumme  (200  Karlsgulden)  kennen  Friesland  und 
Groningen.  Gottes-,  Waisenhäuser,  Kirchen  und  Arme  sind  befreit 
in  Groningen ;  auch  Veluwe  hat  eine  Begünstigung  in  dieser  Richtung. 

Das  ganze  Vermögen  scheint  nur  in  Holland,  Zeeland  erb- 
schaftssteuerpflichtig gewesen  zu  sein.  In  Over-Yssel  traf  die  Steuer 
lediglich  Immobilien,  in  den  übrigen  Gebietsteilen  Immobilien  und 
gewisse  Arten  von  Kapitalien,  namentlich  solche,  die  durch  Hypothek 
sicher  gestellt  waren. 

Die  Steuer  hat  überwiegend  den  Charakter  der  Besitzveränderungs- 
abgabe, Abzug  der  Schulden  ist  nicht  allgemein  zugelassen.  Ein 
Abzug  der  auf  den  Gütern  liegenden  Hypotheken  ist  gestattet  in 
Holland  und  Utrecht. 

Schenkungen  unter  Lebenden  sind  ausdrücklich  einbezogen  in 
Groningen,  Zeeland  und  Utrecht. 

Die  tote  Hand  ist  in  Groningen  in  der  Weise  getroffen,  dass 

')  Wenn  Adam  Smith  im  5.  Buch  2.  Kap.,  sich  aaf  die  M^moires  con- 
cemants  las  droits  et  impositions  en  Europe  Tom.  I  p.  225  stützend,  behauptet, 
die  Kollateralerbschaften  würden  in  Holland  nach  dem  Verwandtschaftsgrad  mit 
5—30 °|0  des  ganzen  Werts  der  ererhten  Summe  besteuert,  so  möchte  die  An- 
gabe bezüglich  der  30  ^/o  in  Zweifel  zu  ziehen  sein. 
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man  mit  jedem  Wechsel  eines  Abts,  Superiors  u.  s.  w.  auch  einen 
Eigentumswechsel  fingierte.  Fideikommisse  sind  beigezogen  in  Hol- 
land (ausgenommen  Descendenten),  Veluwe,  Nijmegen. 

Die  Frage  der  Nutzungen  ist  meist  so  entschieden,  dass  der 
Nutzniesser  die  Steuer  bezahlt,  als  wie  wenn  er  Eigentümer  wäre, 
mit  Beendigung  der  Nutzung  muss  aber  dann  die  Steuer  von  dem 
Eigentümer  restituiert  werden.  Die  Bereicherung  des  Nutzniessers 
wird  sozusagen  überschlagen^). 

Ausserhalb  der  Provinz  liegende  Güter  und  Effekten  sind  in 
Holland  befreit,  wenn  sie  ausserhalb  wirklich  besteuert  worden  sind. 

In  Oesterreich  trat  die  Erbschaftssteuer  im  Jahre  1759  ins 
Leben.  Aus  Anlass  des  7jährigen  Krieges  war  zur  Rückzahlung 
der  .mittlerweile  aufgenommenen  Darlehen  die  Ausschreibung  einer 
neuen  Auflage  in  Frage  gebracht  worden.  Unter  den  verschiedenen 
Vorschlägen  ist  nach  dem  Patente  vom  6.  Juni  1759  jener  für  den 
billigsten  erkannt  worden,  durch  welchen  «die  Armen  niemalen,  die 
Vermöglichem  aber  nur  damalen  zu  einer  Abgabe  verhalten  werden, 
wenn  ihnen  so  zu  sagen,  ein  unvermutetes  Glück  zustosset  und  sie 
zu  einer  fremden  erträglichen  Erbschaft  oder  anderem  Vermögens- 
zuwachse oder  Einkunft  gelangen,  da  es  ihnen  nicht  schwer  fallen 
kann,  aus  diesem  neuen  Zuwachse  ihres  Vermögens  eine  massige  (!) 
Abgabe,  nämlich  10  vom  Hundert  abzureichen  und  dem  gemeinen 
Wesen  .  .  .  aufzuopfern".  Mit  diesem  Patente  wurde  die  Erbsteuer 
in  den  beiden  Erzherzogtümern  Oesterreich,  in  den  Ländern  der 
böhmischen  Krone  und  in  Innerösterreich  eingeführt.  Es  lautete  in 
seinen  materiellen  Bestimmungen  folgendermassen  *) : 

1.  Sind  alle  geistliche  und  weltliche  Personen,  in-  und  ausländische  Com- 
munitäten  ohne  Ausnahme  vom  1.  Julius  d.  J.,  sobald  ihnen  in  den  k.  k.  Erb- 
landen eine  Erbschaft,  Legat  oder  Geschenkniss  sowohl  unter  Lebendigen,  als 
durch  einen  Todfall  zu  Theil  wurde,  von  dem  (nach  Abzug  aller  darauf  haften- 
den Schulden  und  anderen  rechtmässigen  Kosten)  übrig  bleibenden  reinen  Ver- 
mögen 10  per  Cento  in  die  ständische  Kasse  eines  jeden  Landes  baar  abzuführen 
verbunden.    Von  dieser  Steuer  bleiben 


^)  Li  der  Provinz  Holland  galt,  wie  es  scheint,  eine  etwas  abweichende 
Ordnung;  vgL  den  im  Novum  corpus  constit.  Prussico-Brandenb.  5.  Bd.  mit- 
geteilten Auszug,  der  sich  ziemlich  mit  der  Resolution  vom  20.  Oktober  1716 
und  ihrer  Erweiterung  von  1723  decken  soll. 

*)  Sammlung  aller  k.  k.  Verordnungen  und  Gesetze  vom  Jahre  1740 — 80, 
die  unter  der  Regierung  des  Kaisers  Joseph  II.  teils  noch  ganz  bestehen,  teils 
zum  Teile  abgeändert  sind.    III.  Bd.  (Wien  1787)  S.  534. 
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2.  ganz  befreiet  die  von  ebeleiblichen  Aeltem  auf  die  Kinder  oder  von 
diesen  auf  jene  in  auf-  oder  absteigender  Linie  im  ersteren  oder  weiteren  Grade 
fallenden  Vermächtnisse  wie  auch  der  dritte  Theil  derjenigen,  so  das  Weib  von 
dem  Manne  oder  der  Mann  von  dem  Weibe  ererbet  Falls  aber  ein  Ehegatte 
den  andern  zum  Fruchtgeniesser  des  ganzen  oder  eines  Theils  des  Vermögens 
der  Kinderpflichttheile  unbeschadet  mit  der  Verbindlichkeit  einsetzet,  davon 
die  Kinder  standesmässig  zu  erziehen»  so  wird  in  dieser  Rücksicht  noch  ein 
Drittel  freigelassen,  und  somit  ist  nur  von  einem  Drittel  des  Vermächtnisses 
die  Erbsteuer  zu  nehmen. 

8.  Sind  davon  ausgenommen  kleine  Erbschaften  unter  500  fl.,  item  Legate, 
welche  nicht  100  fl.  oder  50  fl.  jährlicher  Abführung  betragen.  Milde  Vermächt- 
nisse und  Stiftungen  auf  Messen,  dann  zu  einer  Pfarre  oder  Vikariatserrichtung, 
auf  Jahrgänge,  zu  Unterhaltung  der  Armen,  und  auf  Krankenbetten ;  Geschenk- 
nisse bei  Lebzeiten  aber  unterliegen  der  Erbsteuer  nur  dazumal,  wenn  sie  ganz 
freiwillig  sind  und  über  1000  fl.  betragen. 

4.  Von  der  Erbsteuer  sind  frei  alle  in  einem  Verlasse  befindliche  Haus- 
einrichtungen als :  Bilder,  Bücher,  Rosse,  Wägen,  Leibeskleider  etc.,  nicht  weniger 
der  Vorrath  an  Wein,  Getreid  und  andern  Viktualien,  welche  wahrscheinlich 
binnen  Jahresfrist  von  dem  Erben  verzehret  werden  können;  Gold,  Silber,  Ge- 
schmuck und  baares  Geld  aber  ist,  nach  der  sub  §  3  vorgeschriebenen  Schätzungs- 
art,  zur  Hauptmasserechnung  zu  schlagen  und  hiervon  die  lOpercentige  Steuer 
zu  entrichten.  Bei  dem  Vermögen  der  Unterthanen  und  unterthänigen  Gründen 
aber  wird  solches 

5.  wenn  es  bereits  an  herrschaftlichen  Abgaben  mit  5  per  Zento  oder 
darüber  belegt  ist,  mit  der  Erbsteuer  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  und  ebenso, 
wenn  eine  Erbschaft,  Legat  oder  Geschenkniss  aus  den  k.  k.  Erblanden  hinaus- 
gezogen und  hiervon  bereits  das  10%ige  Abfahrtgeld  bezahlet  wurde. 

6.  Bei  geistlichen  Personen  und  geistlichen  Gommunitäten,  Brüderschaften 
und  dergleichen )  die  ein  weltliches  Vermögen  besitzen,  ist  die  Erleichterung 
dahin  ausgemessen,  dass  jene,  welche  was  immer  für  eine  Würde  oder  Amt 
auf  Lebenszeit  überkommen ,  von  dem  in  das  Kapitel  geschlagenen ,  in  den 
deutschen  k.  k.  Erblanden  befindlichen  Vermögen  3  von  100.  jene  aber,  welche 
solche  nur  auf  8  oder  4  Jahre  institutmässig  zu  gemessen  hätten,  V<  ^on  100 
zu  entrichten  gehalten  sind.  Diejenigen  Pfarrer  und  Beneficiate  aber,  die  nur 
die  blosse  congruam  zu  gemessen  hatten,  sind  Erbsteuer  frei.  Was  aber  ein 
Geistlicher  insbesondere,  ausser  der  auf-  oder  absteigenden  Linie  Überkömmt, 
unterlieget  solcher  wie  bei  den  Weltlichen. 

Nicht  weniger  ist  auch  von  allem,  einem  geistlichen  Stifte,  Kloster  oder 
Kommunität  unter  was  immer  für  Titel  und  Art  oder  von  wem  immer  zufallen- 
den Vermögen  10 Vo  Erbsteuer  zu  entrichten,  indem  ein  solches  Kloster,  Stift 
oder  Kommunität  keinem  wahren  Descendenten  gleich  gehalten  werden  kann. 

7.  Wegen  der  Fideikommiss-,  Maiorat-und  Senioratgüter,  dann  Stammlehen 
wird  erklärt,  dass  wenn  auch  der  erste  Fideikommittent  kein  in  gerader  Linie 
aufsteigender,  wohl  aber  der  letzte  Besitzer  ein  solcher  gewesen,  der  Nachfolger 
Erbsteuer  frei  sei;  dahingegen,  wenn  ein  derlei  Fideikommiss  oder  Lehenerb- 
schaft von  einem  Seitenfreunde  auf  den  andern  fäUt  (obschon  der  neue  Nach- 
folger von  dem  ersten  Komittenten  oder  Lehensüberkommer  in  gerader  Linie 
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abstammet),  bat  selber  die  Erbsteuer  dennocb  zu  entrichten.   Auch  gehet  einem 
solchen  Gütervertreter 

8.  die  Erleichterung  zu,  dass  erstens  der  betroffene  Steuerbetrag  nicht 
auf  einmal,  sondern  in  6jährigen  gleichen  Raten  bezahlet  werden  möge ;  zweitens 
dass,  wenn  ein  solcher  Fideikommiss*  oder  Lehensbesitzer  vor  Verfliessung  der 
6  Jahre  abstirbt  und  das  Gut  nicht  auf  seine  Descendenten,  sondern  wieder  auf 
einen  Seitenverwandten  fällt,  die  ausständige  Gebühr  für  die  Raten  der  Zeit 
gänzlich  aufgehoben  wird.    Zur  Sicherstellung  der  Erbschaftssteuer  darf 

9.  vor  deren  berichtigter  Abführung  keine  Erbschaft  oder  zufallender 
Vermögensgenuss  ausgefolget  werden,  als  zu  welchem  Ende  alle  und  jede 
Erben  bei  der  weltlichen  oder  geistlichen  Abhandlungsinstanz  eine  Urkunde 
der  bezahlten  oder  sichergestellten  Erbsteuergebühr  beizubringen  haben, 
widrigenfalls  den  Landständen  sowohl  bei  dem  Erbs-  und  VermOgensbesitzer 
als  auch  bei  obbemeldeter  Abhandlungsinstanz  der  Regress  vollständig  vor- 
behalten bleibet. 

10.  Kann  zwar  gegen  Sicherherstellung  nach  den  Landstilnden  die  Erb- 
steuerzahlung in  leidentliche  Fristen,  jedoch  (ausser  dem  bei  den  Fideikommiss- 
und  Lehengütem  Festgesetzten)  nicht  länger  als  in  2jährige  Fristen  eingetheilet 
werden.  Auch  soll  von  dem  Ausstande  im  ersten  Jahre  das  Interesse  ä  5,  und 
im  zweiten  ä  6  per  Gento  eingebracht  und  bei  den  Saumseligen  die  Exekution 
gleich  wie  bei  anderen  Aerarialgeföllen  verhänget  werden. 

11.  Diese  Steuer  soll  von  den  gemeinen  Legaten  sowohl  als  von  den 
jährlichen  zugleich  mit  der  übrigen  Gebühr  eingebracht  werden;  auch  hat  der 
Erbe  allein  dafür  zu  haften  mit  der  Befugniss,  dass  er  von  den  gemeinen 
Legaten  den  Steuerbetrag  alsogleich  zurückhalten,  von  den  jährlichen  aber 
jährlich  10  per  Gento  abziehen  möge.  Wenn  aber  ein  Erbe  in  auf-  oder  ab- 
steigender Linie  derlei  Legate  zu  entrichten  hat,  so  ist  er  schuldig,  den  Steuer- 
betrug von  den  gemeinen  gleich,  von  den  jährlichen  aber  alljährlich  die  zurück- 
zubehaltenden 10  per  Gento  in  die  landesständische  Kasse  zu  bezahlen,  sowie 
alle  diejenigen,  denen  ein  Fruchtgenuss  durch  letztwillige  Anordnungen  oder 
Geschenknisse  zufällt:  was  die  übrigen  dem  Verlasse  anklebenden  Lasten  be- 
trifft, kann  zwar  weder  von  dem  Erben,  noch  von  dem  Empfönger  hierüber 
etwas  abgefordert  werden;  jedoch  ist  der  Erbe,  sobald  derlei  zeitliche  Lasten 
aufhören,  schuldig,  den  ganzen  Steuerbetrag  von  dem  Kapitalquantum  zu  er- 
legen, und  also  auch,  wenn  das  Vermögen  nicht  von  einem  Erblasser  in  der 
auf-  oder  absteigenden  Linie  auf  den  andern  fällt. 

12.  Bei  geflissentlichen  Vertuschungen  eines  ganzen  oder  eines  Theüs 
derlei  der  Erbsteuer  unterliegenden  Vermögens  oder  Fruchtgenusses  oder  anderem 
durch  betrügliche  Schätzungen  unterlaufenden  Betrüge  wird  selbes  (über  Abzug 
des  dem  Denunzianten  nebst  Verschweigung  seines  Namens  gebührenden  Drittels) 
in  Kommissum  verfallen  und  der  landständischen  Schuldenkasse  überlassen; 
auch  bleibt  im  Falle  einer  wider  die  Abhandlungsinstanz  hiebei  vorkommenden 
Nachlässigkeit  den  Ständen,  wie  unterm  §  9  gemeldet  worden,  der  Regrees  voU- 
ständig  vorbehalten.  Nicht  minder  hat  eben  diese  Strafe  des  Kommissum  bei 
den  freiwilligen  Geschenknissen  statt,  welche  1000  fl.  übersteigen,  wenn  es  nicht 
längstens  binnen  14  Tagen  von  der  Zeit  der  Uibergabe  angezeiget  und  die  Ge- 
bühr dafür  entrichtet  ward.    Damit  aber 

561 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Stadien  zur  Geschichte  und  Theorie  der  Erfoschaftssteuer.  gg 

13.  bei  der  Schätzung  Anstände  und  Beschwerden  vermieden  werden,  so 
sollen  fruchtbringende  Güter  nicht  höher  als  nach  der  sichern  Erträgniss  von 
10 7o  angeschlagen»  Lustgebäude,  Gärten,  Jagden  und  derlei  Ergötzlichkeiten 
aber  nach  dem  leicht  an  Mann  zu  bringenden  Quantum  genommen,  zum  Kapital 
geschlagen,  dann  Silber  und  Gold  bloss  nach  dem  innerlichen  Werthe  und  das 
Geschenk  so  leidentlich  geschätzt  werden,  wie  solches  um  diesen  Werth  zur 
Stunde  angebracht  werden  kann.  Bei  zweifelhaften  Aktiven  und  Passiven  aber, 
deren  Austrag  sich  in  die  Länge  zieht,  sollen  von  dem  Erben,  vor  Einantwortung 
des  Verlasses  wegen  der  zweifelhaften  Posten  die  allenfalls  zu  bezahlen  kommen- 
den Gebühren  allenfällig  sicher  gestellet  werden.    Endlich  bleibet 

14.  den  Ständen  die  leichteste  Art  zu  Einbringung  dieser  Erbsteuer  jedoch 
unter  Beobachtung  dieser  vorgeschriebenen  Massregeln  überlassen.  In  den  bei 
diesem  Gefälle  sich  etwa  ereignenden  Streitigkeiten  ist  durch  eine  eigene  von 
den  Landständen  zusammengesetzte  Kommission  die  erste  Erkenntniss  zu  schöpfen, 
von  den  andurch  beschwert  zu  sein  glaubenden  Parteien  aber  der  Rekurs  läng- 
stens binnen  14  Tagen  an  jene  Instanz  zu  nehmen,  welche  in  jedem  Lande  zu 
gerichtlicher  Erörterung  der  übrigen  Aerarialgefälle  bestimmt  ist,  widrigenfalls 
dann  eine  solche  Partei  nicht  mehr  gehöret,  sondern  die  erste  Erkenntniss  zur 
Execution  gebracht  werden  solle;  wobei  schliesslich  den  Ständen  frei  stehet, 
den  k.  k.  Hofkammerprokurator  oder  eigenen  Fiskus  zur  Vertretung  dieses  Ge- 
falls  anzustellen.  Endlich  sollen  alle  hohen  und  niederen  Stellen,  Gerichte  und 
Abhandlungsinstanzen,  auch  geistliche  Obrigkeiten  den  Landständen  zur  Auf- 
recht- und  Hintanhaltung  aller  Bevortheilung  dieses  Erbsteuergefälls  mit  un- 
Terweigerlichem  Beistande  bestens  an  die  Hand  gehen. 

Die  Durchführung  dieser  Erbsteuer  verursachte  augenscheinlieh 
Tiele  Schwierigkeiten ;  denn  man  sah  sich  wiederholt  zu  Modifikationen 
und  sehr  weitschichtigen  Erläuterungen  veranlasst  ^). 

Durch  Patent  vom  1.  Dezember  1785  wurde  die  Erbsteuer  in 
Tirol,  mit  den  fast  gleichlautenden  Patenten  vom  31.  August  1786 
in  Galizien  und  vom  13.  Dezember  1790  in  Vorderösterreich  ein- 
geführt «). 

Das  Tiroler  Patent  stufte  den  Steuersatz  nach  Verwandtschaft 
ab,  indem  es  für  Neffen  und  Nichten,  sowie  für  den  überlebenden 
Ehegatten,  soweit  diese  pflichtig  waren,  nur  5^/o  statuierte;  ausser 
der  direkten  Linie  liess  es  auch  die  Geschwister  steuerfrei.  Darin 
war  auch  die  merkwürdige  Bestimmung,  dass  bei  Leibrenten  der 
Rentenverkäufer  nach  dem  Tode  des  „Rentiers"  von  dem  erübrigten 

*)  Patent  vom  15.  Dezember  1759;  Hofdekret  vom  5.  April  1760;  Ent- 
flchliessung  vom  14.  April  1760;  19.  September  1761;  Patent  vom  26.  September 
1761  und  18.  März  1765. 

*)  Koczynski,  Untersuchungen  über  ein  System  des  österr.  Gebtihren- 
rechts.  Finanzarchiv  15  (1898)  S.  50.  Vgl.  auch  Hauer,  Beitr.  z.  Geschichte 
der  österr.  Finanzen  1848  S.  53. 
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Nutzen  die  Erbsteuer  zu  zahlen  hatte.  Als  solcher  Nutzen  wurde 
jener  Teil  des  angelegten  Kapitals  angesehen,  der  erübrigte,  wenn 
die  Summe  der  bereits  erfolgten  Leistungen,  jedoch  nur  insofern  sie 
die  üblichen  Zinsen  überstiegen,  davon  abgezogen  wurde. 

Das  Hofdekret  vom  16.  Dezember  1791  sistierte  die  Geltung 
der  Erbsteuer  in  Tirol  und  sie  kam  auch  dort  nicht  wieder  zur 
Geltung  ^).  In  den  übrigen  während  der  Franzosenkriege  abgängigen 
Provinzen  ausser  Kraft  getreten,  wurde  die  Erbsteuer  in  denselben 
nach  ihrer  Wiedergewinnung  neuerlich  eingeführt,  ebenso  in  den 
neuerworbenen  Gebieten  ausser  Dalmatien  ^). 

Eine  Reform  der  Erbsteuer  erfolgte  durch  das  Patent  vom 
15.  Oktober  1810*),  das  in  der  Einleitung  hervorhebt,  dass  es  »bei 
der  Lage  den  Staatsfinanzen  mehr  als  jemals  notwendig  sei,  sich  des 
richtigen  Einflusses,  besonders  der  zur  Tilgung  der  Staatsschulden  be- 
stimmten Steuern,  worunter  auch  die  Erbsteuer  gehöret,  zu  versichern*. 

Der  Satz  betrug  wieder  allgemein  lO^/o.  5*^/0  sind  nur  abzu- 
rechnen, wenn  das  Verlassenschaftsvermögen  bereits  mit  anderen  Ab- 
gaben als  Sterbetaxen  und  dergl.  dergestalt  beschweret,  dass  die- 
selben bereits  auf  5^/o  hinaufstiegen.     (§  29.) 

Befreit  war  die  direkte  Linie,  auch  die  unehelichen  Kinder  und 
Eltern  derselben,  jedoch  die  letzteren  nur  in  Ansehung  desjenigen, 
was  ihnen  wechselseitig  nach  den  Gesetzen  erblich  zufiel.  Diese  Be- 
freiung dehnte  sich  nicht  auf  adoptierte  und  arrogierte  Kinder  aus. 

Frei  waren  auch  Erbschaften,  die  für  einen  Erben  die  Summe 
von  100  fl.  nicht  überstiegen ;  alle  Legate,  bei  welchen  dem  Legatar 
nach  Abzug  der  Sterbtaxe  und  anderer  Gebühren  nicht  volle  100  fl., 
und  wenn  es  jährliche  Legate  waren,   nicht  reine  50  fl.   verblieben. 

Geschenke  unter  Lebenden  waren  frei,  wenn  der  Beschenkte  mit 
dem  Eigentum  sogleich  den  vollen  unbeschränkten  Genuss  erhielt.  — 

Gegen  Ausgang  des  Jahrhunderts  gesellten  sich  noch  zwei  Ge- 
biete den  Staaten  bei,  welche  die  Erbschaftssteuer  angenommen  hatten. 

Das  eine  ist  das  nordische  Königreich  Dänemark,  dem  da- 
mals ausser  Island  und  Schleswig  auch  Norwegen   angehörte.     Das 


')  Einheit  wurde  erst  durch  das  Stempelgesetz  vom  27.  Januar  1840, 
bezw.  Gebührengesetz  vom  9.  Februar  1850  erzielt. 

*)  Eoczynski  a.a.  0. 

•)  Vgl.  V.  Falk,  Das  Erbsteuerpatent  vom  15.  Oktober  1810.  Prag  1886; 
femer  ülbrich,  Art.  Erbsteuer  (alte)  im  österr.  Staats  Wörterbuch  I  (1895) 
S.  407  f. 
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Gesetz  ist  datiert  vom  12.  September  1792.  Aus  der  Einleitung  zu 
demselben  geht  hervor,  dass  man  die  Staatsschulden  jährlich  ver- 
mindern wollte,  dass  hierzu  aber  die  Einschränkung  der  Ausgaben 
nicht  ausreichte,  vielmehr  auch  andere  Mittel  mit  in  Erwägung  ge- 
zogen werden  mussten.  »Und  da  bey  der  Wahl  derselben  —  heisst  es 
dann  weiter  —  Unsere  landesväterlichen  Gesinnungen  Uns  nur  allein 
auf  diejenigen  leiten  können,  welche  Unsere  Unterthanen  am  wenigsten 
zur  Bürde  gereichen,  so  haben  Wir  eine  Abgabe  von  Yerlassenschaften, 
welche  nicht  des  Erblassers  Ehegatten  und  nächsten  Blutsfreunden 
zufallen,  für  das  dienlichste  und  zweckmässigste  gehalten,  da  diese 
in  anderen  Ländern  längst  eingeführte  Abgabe  von  denen,  welchen 
eine  solche  der  Abgabe  unterworfene  Erbschaft  zufällt,  nur  einmal 
und  zwar  von  einem  wirklichen  neuen  Vermögen,  das  ihnen  zufälliger- 
weise und  oft  unerwartet  zu  teil  wird,  erlegt  werden  darf." 

Die  Abgabe  wurde  auf  4^/o  festgesetzt.  Ausgenommen  waren 
Ehegatten,  Descendenten ,  von  den  Ascendenten  nur  Vater  und 
Mutter,  ausserdem  Geschwister  und  vorher  verstorbene  Geschwister- 
kinder, jedoch  nur  auf  den  Fall,  wenn  sie  nach  dem  Gesetze  zu- 
gleich mit  Vater,  Mutter  oder  beiden  Eltern  erbten.  Befreit  blieben 
auch  Verlassenschaf ten  und  Vermächtnisse  unter  100  Reichsthaler, 
Mittel  und  Vermögen,  die  zu  öffentlichem  Gebrauch  im  Land  ge- 
widmet wurden,  und  merkwürdigerweise  Pensionen  und  Jahresgelder, 
die  auf  Lebenszeit  oder  eine  gewisse  Zeit  vermacht  waren. 

War  von  einer  aus  dem  Lande  oder  nach  einem  anderen  Ge- 
richtsbezirk gehenden  Erbschaft  der  zehnte  Pfennig  zu  berechnen, 
(Abzugsgeld),  so  kam  erst  die  4®/oige  Steuer  und  vom  Rest  erst 
das  10  ^/o  ige  Abzugsgeld  in  Abzug.  Mussten  aber  irgendwo  nach 
einer  gesetzlichen  Vorschrift  bestimmte  Prozente  von  gewissen  Erb- 
schaften zu  öffentlichem  Gebrauche  abgegeben  werden  (wie  in  Rei^ds- 
burg  ^),  so  kamen  diese  Prozente  gleichzeitig  mit  den  4  **/o  in  Abzug, 
so  dass  keine  von  beiden  Abgaben  zur  Verminderung  der  anderen 
gereichte.  Schulden  und  Kosten  waren  abzurechnen.  Handelte  es 
sich  um  einen  Nachlass  von  mündigen  und  gegenwärtigen  Erben 
oder  trat  jemand  ein  Erbe  ohne  Teilung  an,  so  war  der  Wert  auf 
Ehre  und  Gewissen  anzugeben  und,  falls  es  verlangt  ward,  eidlich 
zu  bestärken;  im  anderen  Fall  trat  amtliche  Schätzung  ein. 

')  In  der  Stadt  Rendsburg  wurde  eine  Erbschaftssteuer  erhoben :  1 7o  für 
die  Kirche  und  l^o  für  die  Armen.  Revid.  Stadt-  und  Polizeiverordnung  vom 
Jahre  1720  Kap.  1  §  5. 

567 


Digitized  by  VjOOQ IC 


gg  Georg  Schanz, 

Das  andere  Land,  welches  noch  vor  Schluss  des  Jahrhunderts 
die  Erbschaftssteuer  annahm,  war  die  Schweiz.  In  früherer  Zeit 
scheint  daselbst  diese  Steuer  noch  ziemlich  unbekannt  gewesen  zu  sein. 
Nur  im  Kanton  Glarus  bestand  wohl  seit  langem  eine  ,, Todesfall- 
steuer*; sie  war  aber  eine  gemeindliche  Steuer  und  wurde  zu  Gunsten 
der  Eärche,  hie  und  da  auch  zu  Gunsten  der  Schule  bezogen;  sie 
war  von  jedem  erbfällig  gewordenen  Vermögen  zu  entrichten  und 
traf  alle  Verwandte,  selbst  die  Descendenten ;  sie  betrug  aber  nie 
über  5®/oo^).  Ausserdem  war  die  Erbschaftssteuer  sehr  alt  in  Genf, 
wo  sie  schon  1680  von  den  nicht  gesetzlichen  Erben  verlangt  wurde  *). 
Nach  dem  sog.  Code  noir  vom  21.  November  1782  betrug  die  Erb- 
schaftssteuer und  Schenkungssteuer  nicht  weniger  wie  lO^/o,  aus- 
genommen waren  aber  Ascendenten,  Descendenten,  Geschwister,  Neffen 
und  Nichten^).  1794  wurde  auch  eine  Progression  nach  der  Grösse 
der  Erbschaftssteuer  hinzugefügt:  P/o  mehr  für  je  weitere  25,000  fl., 
doch  wurde  1797  dieselbe  wieder  fallen  gelassen;  Geschwister,  Neffen 
und  Nichten  waren  aber  nun  auch  steuerpflichtig;  der  Steuersatz 
war  3^/o,  wenn  die  Summe  3500  fl.  überstieg,  für  Onkel  und  Neffen 
6^/o,  wenn  die  Summe  2100  fl.  betrug*). 

AUgemein  bekannt  wurde  aber  die  ganze  Schweiz  mit  der  Erb- 
ßchafts-  und  Schenkungssteuer  zur  Zeit  der  Helvetik,  und  unter 
allen  Steuern,  die  damals  versucht  wurden,  funktionierte  die  Erb- 
schaftssteuer am  besten.  Sie  bildete  einen  Teil  der  Einregistrierung 
und  war  offenbar  eine  Nachahmung  des  französischen  Steuerwesens. 

Die  Abgabe  betrug  ^ach  dem  Gesetz  vom 

17.  Okt.    15.  Dez. 
1798  1800 

Für  Geschwister  (2.  Grad) V^^o         Vt^o 

,     Oheim  und  Neffe  (3.  Grad) 1  ,  1 , 

„     Geschwisterkinder  (4.  Grad) 2  ,         Vjt , 

r,     Geschwisterkinder   einer-  und  ELinder   von   Ge- 
schwisterkindern anderseits  (5.  Grad)     ....    3  ^  2  , 

^     £[inder  von  Geschwisterkindern  (6.  Grad)  .    .    .    4  „  3  ^ 

,.     Kinder  von  Geschwisterkindern  einer-  und  Eindes- 
kinder von  Geschwisterkindern  anderseits  (7.  Gr.)    5  ,  4  ^ 

,     Kindeskinder  von  Geschwisterkindern  (8.  Grad) .    5  ,  5  , 

,     weitere  Verwandte  und  Nichtverwandte    .     .     .    5  «  6 , 

^)  Schanz,  Steuern  der  Schweiz,  III,  S.  106. 
«)  Schanz,  a.  a.  0.,  IV,  S.  194. 
»)  Weiteres  Detail  ebenda,  S.  198. 
*)  Ebenda,  S.  202,  203. 
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Der  Entwurf  von  1800  wollte  für  Nichtverwandte  bis  zu  8^0  gehen, 
da  man  anderswo  die  Seitenverwandten  bis  zu  30®/o  (?)  besteuere  ^).  — 

In  Deutschland  tritt  vor  allem  eine  Ghruppe  kleiner  thüringi- 
scher Staaten  im  18.  Jahrhundert  mit  der  Erbschaftssteuer  auf;  sie 
haben  alle  das  gemeinsam,  dass  sie  den  Ertrag  der  Erbschaftssteuer 
zur  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Waisen-  und  Zuchthäusern 
bestimmten').  Vielleicht  ist  der  Umstand,  dass  Bens n er  die 
Sturm  sehe  Schrift,  die  so  lebhaft  für  die  Erbschaftssteuer  einge- 
treten war,  in  Jena  herausgegeben  hatte,  nicht  ohne  Einfluss  ge- 
wesen.    Der  Boden  in  Thüringen  war  gut  vorbereitet. 

Den  Anfang  machte  in  dieser  Richtung,  soweit  ich  bis  jetzt 
feststellen  konnte,  das  Herzogtum  Hildburghausen ^).  Nach  dem 
Waisenhausreglement  vom  1.  Februar  1710,  §  25  war  von  jeder 
bemittelten  Erbschaft,  Schenkung,  Legat  eine  milde  Beisteuer  nach 
eines  jeden  Vermögen  und  der  Sachen  Beschaffenheit  einzufordern. 
Die  Zahl  der  Prozente  war  also  nicht  fest  bestimmt,  sondern  dem 
Ermessen  der  Behörden  überlassen. 

Hildburghausen  erhielt  bald  einen  Nachfolger  im  Fürstentum 
Gotha ^).  Im  Jahr  1702  wurde  in  der  Residenzstadt  ,dem  ge- 
samten Lande  zum  Besten'^  ein  Zucht-  und  Waisenhaus  errichtet. 
Hierfür  hatten  die  Stände  manches  bewilligt;  1709  machten  sie  noch 
den  Vorschlag,  es  solle  von  dem  Immobiliarverkehr  ,der  sonst  ge- 
wöhnliche Gottespfennig*  an  das  Waisen-  und  Zuchthaus  abgegeben 
werden,  und  bei  dem  1710  abgehaltenen  Landschaftsdeputationskonvent 
war  auf  gewisse  Jahre  eine  EoUateralabgabe  empfohlen  worden.  Der 
Fürst  setzte  am  9.  April  1733  die  Abgabe  bei  den  Kaufhandlungen 
und  Nachgaben  bei  Tauschkontrakten  auf  4  Groschen  von  jedem 
100  fl.  und  die  EoUateralabgabe  auf  5^/o   fest.     Die  Erbschaft  war 


')  Schanz,  a.  a.  0.,  I,  8.  16,  29;  daselbst  findet  sich  weiteres  Detail. 

^  Die  Zuchthansfrage  spielte  im  18.  Jahrhundert  eine  grosse  Rolle;  vgl. 
Wagnitz,  Historische  Nachrichten  und  Bemerkungen  über  die  merkwürdigsten 
Zuchthäuser  in  Deutschland,  Bd.  I,  Halle  1791 ;  Bd.  ü,  1.  Hälfte  1792,  2.  Hälfte 
1794.  Die  Beschaffung  der  Mittel  machte  viele  Schwierigkeiten;  vgl.  Bd.  II, 
2.  Hälfte,  S.  79  f.  Der  Sparsamkeit  halber  waren  die  Zuchthäuser  oft  mit 
Waisenhäusern,  Armen-,  Leih-,  Irrenhäusern  verbunden;  vgl.  ebenda  I,  S.  86, 
wo  dieser  Zustand  kritisiert  wird. 

*)  üeber  Hessen  siehe  unten  S.  76. 

*)  Das  Folgende  ist  entnommen  den  „Neuen  Beifugen  zur  herzoglich 
sachsen-gothaischen  Landesordnung*,  hrsg.  im  Jahr  1781,  1.  Teil,  Cap.  40:  Vom 
Waisen-,  wie  auch  Zucht-,  Arbeits-  und  Spinnhause. 
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entweder  durch  eine  mittels  Eides  bestärkte  Spezifikation  oder  durch 
ein  gerichtliches  Inventar  und  Taxation  des  Mobiliar-  und  Immobiliar- 
nachlasses  durch  verpflichtete  sachverständige  Personen  in  Richtigkeit 
zu  setzen.  Die  Gottespfennigs-  und  Eollateralerbschaftsabgabe  ging 
zur  Hälfte  an  die  Kirchen-  und  Gotteshäuser  des  Orts,  wo  sie  ge- 
fallen, die  andere  Hälfte  an  die  Gothaer  Waisen-  und  Zuchthaus- 
anstalt. Durch  diese  Partizipation  der  Kirchen  sicherte  man  sehr 
den  Eingang;  man  gewährte  aber  ausserdem  auch  noch  den  Ein- 
nehmern (Stadtschreibem,  Schultheissen  oder  SchuUehrem)  KoUektur- 
gebühren  (6  Pfennige  von  jedem  Thaler). 

Die  Steuer  scheint  auf  keine  Schwierigkeiten  gestossen  zu  sein ; 
nur  die  Besteuerung  der  Ehegatten  machte  eine  Ausnahme.  Es 
wurden  verschiedene  Zweifel  rege.  Diese  erfuhren  folgende  Losung: 
Wenn  ein  Ehegatte  dem  anderen  über  dasjenige,  was  ihm  jure  statutario 
gebühret,  durch  Vertrag  oder  Testament  etwas  verschafft,  so  braucht 
der  üeberlebende  nur  von  diesem  Teil  die  Erbschaftssteuer  zu  be- 
zahlen. Ebenso  soll  eine  Witwe,  welche  sich  mit  ihren  majorennen 
Kindern  auseinandersetzt ,  nur  von  dem  Teil  steuern  müssen,  den  die 
Kinder  ihr  über  das,  was  ihr  nach  gemeinen  Rechten  oder  Statuten 
gebühret,  zueignen.  Erwirbt  eine  Frau  von  dem  verstorbenen  Mann 
gar  nichts  eigentümlich,  sondern  verbleibt  das  völlige  Dominium  den 
Kindern  und  ihr  nur  der  Niessbrauch  auf  die  Zeit  ihres  Lebens,  so 
bleibt  die  Witwe  überhaupt  steuerfrei  ^). 

Die  Entscheidung  hat  allerdings  auf  die  Dauer  nicht  befriedigt 
und  wurde  auf  Wunsch  der  Stände  am  19.  Januar  1801  durch 
folgende  ersetzt^): 

1.  Wenn  eine  Wittwe  aus  der  Verlassenschaft  des  Mannes  nichts  von 
unbeweglichen  Güthem,  sondern  bloss  fahrende  Haabe  bekommt,  worunter  hier 
auch  allemal  baares  Geld  und  Capitalien  zu  verstehen  sind,  so  soll  dieselbe 
hinfCihro  —  ohne  weitem  Unterschied,  ob  sie  ihr  ein-  und  zugebrachtes  Vermögen 
einwirft,  oder  zurücknimmt,  und  ob  erstem  Falls  das,  was  ihr  zu  Theil  wird, 
mehr  als  die  ihr  den  Rechten  nach  gebührende  statutarische  Portion  beträgt,  oder 
nicht  —  jederzeit  von  der  Entrichtung  des  CoUateralgeldes  gänzlich  befreyt 
bleiben,  und  daher  auch  sowohl  mit  der  gerichtlichen  Versiegelung  und  In- 
ventierung  des  Nachlasses  ihres  Mannes,  als  mit  der  Einreichung  eines  eidlichen 
Verzeichnisses  desselben  —  in  sofern  nicht  diese  Verfügungen  sich  etwa  aus 
andem  Ursachen  nothwendig  machen  —  verschont  werden. 

2.  Wenn  eine  Wittwe  nicht  fahrende  Haabe  allein,  sondern  auch  zugleich 
noch  unbewegliche  Güther  bekommt,  so  soll  es  lediglich  von  ihrer  eigenen 

^)  Ms^ndat  vom  17.  April  1750. 

')  Zusatz  zum  ersten  Teile  der  neuen  Beifugen  zur  Landesordnung,  Cap.  40. 
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Wahl  abhängen,  ob  sie  bloss  von  den  unbeweglichen  Güthem,  nach  einer  dies- 
falls beyzubringenden  gerichtlichen  Taxe,  das  Collateralgeld ,  jedoch  in  der 
Maasse  entrichten  will,  das»  sie  dabey  schlechterdings  nichts  an  Eingebrachtem, 
an  statutarischer  Portion,  oder  an  Schulden  —  und  wenn  gleich  solche  auf  den 
ihr  zu  Theil  werdenden  Grundstücken  selbst  haften  —  in  Anrechnung  bringen 
darf,  oder  ob  sie  für  zuträglicher  findet,  über  den  ganzen  Nachlass  ihres  Mannes 
ein  gerichtliches  Inventarium  errichten  zu  lassen,  und  hierbey  —  nach  Abzug 
der  Schulden,  ingleichen  ihres  ein-  und  zugebrachten  Vermögens,  oder  wenn 
sie  das  letztere  einwirft,  gegen  Freylassung  der  ihr  alsdann  gebührenden  statutari- 
schen Portion  —  sich  dem  auf  diese  Weise  auszumittelnden  Collateralgelde  zu 
unterwerfen. 

8.  Wenn  die  Wittwe  gar  keine  fahrende  Haabe,  sondern  bloss  imbeweg- 
liche Güther  bekommt,  so  ist  sie  ohne  Unterschied  verbunden,  von  dem  ge- 
richtlich zu  tazirenden  Werthe  derselben,  jedoch  nach  Abzug  der  auf  solchen 
haftenden  Capitalien,  wie  auch  der  statutarischen  Portion  —  wenn  nemlich 
dergleichen  in  dem  unterliegenden  Falle  statt  findet  —  das  Collateralgeld  zu 
entrichten.  Es  versteht  sich  aber  hierbey  von  selbst,  dass,  wenn  unter  den 
ererbten  Grundstücken  noch  das  ein-  und  zugebrachte  Vermögen  der  Wittwe 
ganz  oder  zum  Theil  mit  begrifi^en  seyn,  und  sie  nicht,  nach  Einwerfung  des- 
selben, eine  statutarische  Erbportion  verlangen  sollte,  sie  zuvor  den  Betrag  dieses 
ihres  ein-  und  zugebrachten  Vermögens,  nach  dessen  vorgängiger  gehörigen 
Bescheinigung,  davon  abziehen  könne. 

Schliesslich  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  die  Waisen-  und 
Zuchthausordnung,  Kap.  15,  §  6  auch  die  Bestimmung  enthielt, 
„dass,  wenn  arme  in  sothaner  Anstalt  erzogene  Kinder  bey  ihren 
erwachsenen  Jahren  von  Gott  mit  öütem  gesegnet  werden  und  die- 
selben ohne  Hinterlassung  ehelicher  Leibeserben  absteigender  Linie 
mit  Tode  abgehen,  sodann  der  3.  Theil  von  ihrer  Verlassenschaft 
dem  Waisenhause  zur  Dankbarkeit  für  die  in  der  Jugend  genossene 
Wohlthat  zufallen  soll*.  Durch  ein  Mandat  vom  28.  Dezember  1751 
-wurde  der  Vollzug  dieser  erbrechtlichen  Satzung  durch  Strafen, 
Denunziantengebühren  u.  dergl.  zu  sichern  gesucht. 

Ein  anderer  Staat,  der  um  dieselbe  Zeit  vorging,  war  das 
Fürstentum  Eisenach.  Li  dem  Deputationsabschied  vom  14.  Juni 
1728  wurde  für  das  Waisen-  und  Zuchthaus  in  Eisenach  eine 
Abgabe  von  „EoUateral-  und  andern  testamentlichen  Erbschaften^, 
ingleichen  von  Kaufkontrakten  eingeführt  ^);  von  den  Kollateral- 
erbschaften waren  3^/o,  von  testamentlichen  Erbschafben  8  gute 
Groschen*)  von  jedem  Hundert  Gulden  rhein.  und  4  gute  Groschen 

^)  Wenigstens  scheint  es,  dass  die  Einführung  nicht  weiter  zurückzu- 
datieren ist. 

*)  8  gute  Groschen  von  100  fl.  rhein.  =  0.38  Vo-  1  ö»  rhein.  wurde  da- 
mals im  Eisenachischen  gleich  21  gute  Groschen  gerechnet 
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von  jedem  Hundert  Kaisergulden  Kaufgeld  zu  entrichten.  Durch 
den  Landtagsabschied  von  1748  wurde  eine  weitere  Abgabe  hinzu- 
gefügt, indem  jeglicher  Verbrecher  in  Fornicationsfällen  2  Thlr.  be- 
zahlen musste.  Allein  es  wurde  sehr  geklagt,  dass  diese  Abgaben 
nicht  eingingen ;  die  fürstlichen  Verfügungen  wurden  an  den  wenigsten 
Orten  beachtet,  einige  Beamte  und  Gerichte  schützten  Nichtkenntnis 
der  Landtagsbeschlüsse  vor,  von  anderen  wurde  die  Einsendung  der 
Gelder  nicht  zur  bestimmten  Zeit  und  ohne  ordentliche  Spezifikation 
befolgt,  ein  Einnehmer  zog  sich  eine  Kollekturgebühr  ab.  Nachdem 
auch  ein  Rundschreiben  vom  28.  Juli  1752  und  8.  März  1753  nicht 
viel  geholfen,  wurde  ein  neues  am  28.  Mai  1753  erlassen,  worin,  um 
definitive  Ordnung  zu  schaffen,  alle  noch  nicht  bezahlten  Betrage 
aus  der  Zeit  1728 — 48  als  niedergeschlagen  erklärt  wurden,  aber  die 
Ablieferung  aller  seit  1.  Januar  1749  schuldigen  Beträge  angeordnet 
war.  Fortan  sollten  die  Ablieferungstermine  genau  eingehalten  und 
eventuell  Fehlanzeigen  erstattet  werden.  Für  Zuwiderhandlungen  der 
Beamten  waren  Geldstrafen  festgesetzt^). 

Durch  Patent  vom  21.  Juli  1772  erfolgte  eine  teilweise  Ab- 
änderung ^) : 

«Von  CoUateralerbschafben,  welche  sich  in  der  Stadt  oder  deren  Vorstädten, 
zu  Fischbach  oder  am  Ehrensteige  ereignen,  ingleichen  von  denen  Erbschaften 
der  Eheleute,  welche  keine  Kinder  haben,  wie  nicht  weniger  von  allen  lachenden 
Erbschaften,  welche  durch  Testament  oder  Codicille  zufallen  oder  durch 
Schenkungen  unter  den  Lebendigen  oder  auf  den  Todesfall  und  andere  Vei^ 
mächtnisse  erhalten  werden,  soll  von  100  Thlr.  ein  Procent  jederzeit  an  die 
Almosenkasse  abgegeben  werden.' 

Diese  für  die  Umgrenzung  der  Erbschaftssteuerpflicht  nicht 
imwichtige  Bestimmung  wurde  von  Herzog  Karl  August  unterm 
14.  Dezember  1796  wieder  aufgehoben^). 

^)  Eine  Abschrift  des  Rundschreibens,  das  sich  im  Haupt-  und  Staatsarchiv 
zu  Weimar  gefunden  und  auf  dem  obige  Notizen  beruhen,  vermittelte  mir 
gütigst  Herr  Geh.  Legationsrat  Dr.  Paulssen.  Der  Deputationsabscbied  vom 
14.  Juni  1728,  der  in  dem  Rundschreiben  erwähnt  ist,  wurde  bisher  nicht  auf- 
gefunden. Das  Rundschreiben  vom  28.  Mai  1753  findet  sich  kurz  erw&hnt  bei 
Gockel,  Sammlung  grossherz.  Sachs.  Weimar-Eisenachischer  Gesetze,  Verord- 
nungen und  Circularbefehle  in  chronolog.  Ordnung,  I.  Teil,  Eisenach  1828, 
S.  130,  der  früheren  ist  bei  ihm  nicht  gedacht 

»)  Gockel,  a.a.O.,  I,  S.  234. 

•)  .wollen  wir  den  Passum  des  Patents  d.  d.  24.  Juli  1772,  §  7  litt,  e, 
allwo  die  Abgabe  eines  Theils  dieser  Gelder  zur  Almosen-Gasse  angeordnet  ist» 
wiederum  gänzlich  aufheben,  und  soll  fürohin  der  sämmtliche  Betrag  gedachter 
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Am  20.  August  1807  wurde  bestimmt,  dass  Erbschaften  aus 
BeerbungsTerträgen  analog  den  testamentarischen  behandelt  werden, 
imd  dass  ausserdem  BeerbungsTerträge,  wenn  solche  sich  über  500  Thlr. 
in  Ansehung  des  Gegenstandes  belaufen,  zu  ihrer  Gültigkeit  der  obrig- 
keitlichen Konfirmation  bedürfen  ^). 

Nachdem  im  Eisenachischen  die  EoUateralabgabe  einmal  festen 
Fuss  gefasst,  griff  sie  bald  auch  in  das  Jenaische  hinüber.  Nach 
Massgabe  des  Qeneralausschusstagsabschieds  Tom  Jahr  1751  und  der 
nachherigen  Erklärung  der  Jenaischen  Landschafbsdeputation  wurde 
sie  am  24.  Februar  1755  daselbst  eingeführt  und  zwar  mit  3^/o  »von 
Kollateralerbschaften  ab  intestato  sowohl  als  Ton  solchen  Erbschaften, 
die  entweder  GoUaterales  oder  plane  extranei  ex  testamentosuccedieren''. 
Man  behandelte  also  hier  die  testamentlichen  Successionen  genau  so 
wie  die  Intestaterbschaften,  während  im  Eisenachischen  die  ersteren 
milder  behandelt  wurden.  Auch  war  der  unterschied,  dass  Ehegatten 
schlechthin  frei  blieben  und  wenn  ein  Lehnherr  von  dergleichen  Erb- 
schaften sein  Lehngeld  zuvor  wegzunehmen  befugt  war,  er  nur  von  dem 
übrigbleibenden  Quantum  3^|o  geben  sollte.  Die  Hälfte  der  Abgabe 
sollte  so  lange  an  das  Eisenacher  Waisen-  und  Zuchthaus  gezahlt 
werden,  bis  in  Jena  ein  besonderes  Zuchthaus  angelegt  werden  könne  ^). 

Im  Fürstentum  Coburg,  Sachsen-Saalfeldischen  Anteils,  wurde 
die  Kollateralabgabe  1762  zur  Unterhaltung  des  Zucht-  und  Arbeits- 
hauses auf  der  Yeste  Coburg  eingeführt.  Dieses  Zuchthaus  war 
bereits  1706  errichtet  worden,  war  aber  seit  1722  heruntergekommen 
und  allmählich  zerfallen  ^).  1757  trennte  man  das  Waisenhaus  vom 
Zucht-  und  Arbeitshaus  und  führte  1762  eine  grosse  Zahl  von  Amts- 
gebühren ein,  deren  Ertrag  dem  letzteren  zufloss,  ausserdem  einen 
Abzug  von  Kollateralerbschaften.  Dabei  wurde  bestimmt,  ,dass  1.  von 
solcher  Abgabe  die  successiones  conjugum  eximiret,  2.  bey  Fällen, 
wo  Geschwister  und  jure  repräsentationis  Geschwisterkinder  mit  ein- 
ander   succediren,    l^a^/o,   wo   aber   Geschwisterkinder  alleine   oder 

Collateral-  und  Testaments-Erbschaftsgelder  der  Gasse  des  Waisenverpflegnngs- 
Instituts  allein  zu  gut  kommen  und  derselben  zugeeignet  werden ''.  6 ö ekel, 
a.  a.  0.,  I,  S.  829. 

1)  Gockel,  a.a.O.,  I,  S.  456. 

^  Schmidt,  Aeltere  und  neuere  Gesetze,  Ordnungen  und  Circularbefehle 
für  das  Fürstenthum  Weimar  und  für  die  Jenaische  Landes-Portion  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1799.    H.  Bd.  (Jena  1801),  S.  234  f. 

')  Gruners  histor.-statistische  Beschreibung  des  Fürstenthums  Coburg 
S.  Saalfeldischen  Antheils,  II.  Teil,  2.  Aufl.  (Coburg  1793),  S.  128  f. 
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gradu  remotiores  mit  einander  concurriren,  3  ^/o  genommen,  die  dieser 
Abzug  gegen  benannte  Erben,  jedoch  mit  Ausnahme  des  Adels  in 
Testaments-  und  Intestatfällen  exerciret  und  auf  Einheimische  und 
Fremde  erstrecken,  davon  auch  nichts  als  3.  passiva  in  continenti 
liquida,  tam  hypothecaria  et  alias  privilegiata  quam  chirographaria, 
weniger  nicht,  was  die  Legata  betrifft,  ausdrücklich  nur  die  Legata 
ad  pias  causas  excipiret,  und  bei  diesen  allen  der  locus  domicilii 
tempore  mortis  existens  pro  norma  genommen  —  werden  sollen*  ^). 
Am  4.  Februar  1766  erklärte  die  Regierung^  dass  die  Abgabe  auch 
für  Uebergabe  von  Gütern  inter  vivos  gelte  *);  unterm  20.  Juni  1786 
wurden  die  geistlichen  und  weltlichen  Beamten  befreit'). 

Am  1.  April  1778  wurde  im  Fürstentum  Weimar  zur  Er- 
weiterung des  Weimarer  Waiseninstituts  unter  Zustimmung  der 
Stande  die  3^/oige  EoUateralabgabe  analog  wie  im  Jenaischen  ein- 
geführt*). Geschah  hier  die  Einführung  etwas  später  als  im  Nachbar- 
gebiete, so  wurde  sie  doch  hauptsächlich  von  Sachsen- Weimar  an  der 
Hand  der  Praxis  kasuistisch  ausgebildet.  Durch  zahlreiche  Reskripte 
wurden  die  Zweifelsfragen  gelöst.  Das  Recht,  das  so  geschaffen 
wurde,  fand  dann  seine  Kodifikation  in  dem  grossherzogl.  Patent 
vom  24.  April  1817  *).  Durch  dasselbe  wurden  die  Abweichungen 
unter  den  einzelnen  Landesteilen  beseitigt  und  die  Erbschaftssteuer 
auch  in  den  Landesteilen  des  Grossherzogtums  eingeführt,  in  denen 
«ie  bisher  fehlte.  Durch  Gesetz  vom  29.  März  1836  wurde  auch 
noch  die  Verschiedenheit  beseitigt,  dass  einige  Landesteile  die  bei 
Veräusserung  von  Immobilien  zu  entrichtende  Abgabe  an  die  Waisen- 
institute zu  entrichten  hatten,  und  dafür  die  3^/oige  EoUateralabgabe 
allgemein  auf  4^/o  erhöht^). 


')  Regierungserlass  vom  12.  Oktober  1762  abgedruckt  in  Grünere  histo- 
rische-statiBtische  Beschreibung  des  Fürstenthums  Coburg  8.  Saalfeldischen  An- 
theils,  2.  Aufl.,  IV.  Teil  (Coburg  1793),  S.  118.  In  der  Verordnung  vom  30.  August 
1809  wird  ausserdem  noch  ein  Patent  von  1788  aufgeführt,  dasselbe  war  aber 
nicht  aufzufinden. 

»)  Ebenda,  S.  121. 

^)  Ebenda,  S.  123.  Daselbst,  S.  122,  auch  eine  Erläuterung  des  Fürsten 
bezüglich  der  Exemtion  des  Adels  vom  23.  Februar  1769. 

*)  Schmidt,  a.  a.  0.,  II,  S.  234. 

^)  G- 5 ekel,  Sammlung  grossherz.  Sachs.-Weimar-Eisenachischer  Gesetxer 
Verordnungen  und  Circularbefehle  in  chronolog.  Ordnung,  II.  Teil,  I.  Abteilung, 
1811—19  (Eisenach  1829),  S.  364. 

«)  Rgsbl.  Nr.  15. 
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Nach  Sachsen- Weimar  entschloss  sich  auch  noch  Sachsen- 
Altenburg  zur  Einführung  des  Eollateralgeldes.  Die  Städte  Alten- 
burg, Schmölln  und  Luckau  waren  damit  bereits  hauptsächlich  für 
ihre  Armenanstalten  vorgegangen  ^).  Nun  bestand  aber  als  Landes- 
anstalt das  Leuchtenburgische  Zucht-  und  Armenhausinstitut  und 
wurde  dazu  ein  neues  Zucht-  und  Arbeitshaus  in  Altenburg  errichtet. 
Der  Landesherr  bestimmte  hierfür  zunächst  u.  a.  6000  Thlr.  zur 
Gewinnung  eines  Fonds  und  ein  jährliches  Deputat  von  12  Klaftern 
Scheitholz.  Die  Stände  auf  dem  1784  gehaltenen  Ausschusstag  er- 
kannten diese  Fürsorge  an  und  überzeugten  sich  von  der  Notwendig- 
keit, zur  völligen  Einrichtung  der  neuen  und  Ausdehnung  der  alten 
Anstalt  Zuflüsse  auszumitteln.  Sie  brachten  u.  a.  die  Einführung 
einer  Abgabe  von  Kollateralerbschaften  in  Vorschlag,  und  auch 
dem  Landesherm  erschien  „eine  dergleichen  Abentrichtung  allerdings 
für  das  bequemste  und  den  ünterthanen  zu  minderer  Beschwerde 
gereichende  Mittel*.  Durch  Mandat  vom  28.  Mai  1788  erfolgte  die 
Einführung.  Entscheidend  war  für  die  Steuerpflicht,  dass  der  Erb- 
lasser begüterter  oder  ansässiger  ünterthan  oder  Schutzverwandter 
mit  wesentlichem  Domizil  im  Lande  gewesen  war.  Die  Steuer  von 
solchen  AUodialerbschaften  betrug  2^/2^/0  vom  reinen  Vermögens- 
anfall. Frei  blieben  Descendenten ,  Ascendenten  und  Ehegatten, 
ausserdem  auch  die  Vasallen  und  deren  Witwen  *).  Bei  fideikommis- 
sarischen  Successionsfällen  waren  die  KoUateralabgaben  nur  einmal 
und  zwar  von  dem  heres  fiduciarius  zu  entrichten,  der  heres  fidei- 
commissarius  hatte  sie  bei  Erhaltung  der  Erbschaft  zu  erstatten. 
Die  Steuer  war  in  der  Weise  gesichert,  dass  die  Gerichtspersonen 
bezw.  ausserhalb  Altenburgs  zur  Minderung  der  Kosten  die  Erb- 
gerichte des  Orts  sofort  nach  dem  Tode  die  Versiegelung  der  Nach- 
lassenschaft vorzunehmen  und  dann  ein  Inventar  aufzustellen  hatten 
genau  nach  den  Vorschriften  der  Vormundschaftsordnung.  Bei  Grund- 
stücken waren  die  Originalkaufbriefe  mit  einzureichen.  Beim  Zu- 
sammentreffen von  Abzugs-  und  Kollateralgeld  war  erst  das  Kollateral- 
geld  zu  bestreiten  und  das  Abzugsgeld  vom  Rest  der  Masse  zu  be- 
rechnen. Was  ausserhalb  der  drei  Städte  Altenburg,  Schmölln  und 
Luckau  an  Kollateralgeld  im  Altenburgischen  Kreise  anfiel,  kam  dem 

')  Wann,  konnte  ich  nicht  feststellen. 

^)  Die  Befreiung  der  Vasallen  und  deren  Witwen  wurde  durch  Bekannt- 
machung vom  16.  Februar  1822  (Ges.  Blatt,  1822,  S.  7)  beseitigt.  Die  Berechnung 
bei  vasallitischen  Erbschaften  regelt  die  V.  0.  vom  24.  Mai  1827  (G.  BL,  S.  24). 
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Altenburgischen  Zucht-  und  Arbeitshaus,  was  aus  dem  Saal-  und 
Eisenbergischen  Kreise  aber  anfiel,  dem  Zucht-  und  Armenhaus  zu 
Leuchtenburg  zu. 

In  Schwarzburg-Sondershausen  beruht  das  Eollateralgeld 
auf  dem  Edikt  vom  1.  Mai  1772^)  und  wurde  für  die  Erhaltung 
des  Zuchthauses  und  der  Irrenanstalt  zu  Arnstadt  neben  anderen 
Abgaben  *)  bestimmt.     Es  betrug  3  ®/o  ^). 

Unter  den  ersten,  welche  die  Erbschaftssteuer  einführten,  war 
auch  Hessen.  Der  Landgraf  Ernst  Ludwig  hatte  »nöthig  befunden, 
dass  zu  milden  Sachen  ein  gewisser  Fundus  gemachet  werde"  und 
ordnete  desshalb  unterm  9.  Juli  1710  folgende  Qefölle  an: 

I.  Von  denen,  so  ohne  Leibs-Erben  absterben,  und  wann  deren  Erb- 
schafft, 80  aaff  CoUateral-Erben  fallt,  über  hundert  Gulden  aussträgt,  von 
jedem  hundert  zwey  und  einen  halben  Gulden. 

II.  Von  denen,  so  nicht  in  ihrer  ordinari  Kirchen,  sondern  ausserhalb 
sich  copuliren  lassen  oder  Hochzeit  halten,  Zehen  Gulden. 

UI.  Von  heimgefallenen  und  wieder  begebenen  Lehn  den  halben  Jahrea- 
Nutzen. 


^)  Dasselbe  war,  wie  mir  das  Ministerium  mitteilt,  nicht  mehr  aufzufinden. 

')  Die  anderen  Abgaben  waren :  6  Gr.  von  100  Mfl.  bei  Kauf-  und  Tausch- 
kontrakten und  eine  Abgabe  für  Gewinnung  des  Meister-  und  Bürgerrechts, 
sowie  Indigenats.  Vgl.  die  Regierungsverordnung  vom  31.  Januar  1825  (Samm- 
lung der  noch  jetzt  geltenden  in  dem  Fürstentum  -ßchwarzburg-Sondershausen 
vor  dem  Jahr  1837  publiz.  Ges.  u.  Verordn.  privatrechtl.  u.  zivilprozessualen 
Inhalts.    Sondershausen  1859  S.  88  f. 

')  Durch  Regierungsverordnung  vom  4.  September  1818  wurde  erklärt, 
dass  die  von  den  ünterbehörden  geübte  Praxis,  von  der  Hinterlassenschaft  un- 
bekindeter  und  kinderloser  Ehegatten  das  Kollateralgeld  nicht  zu  erheben, 
nicht  mehr  weiter  bestehen  dürfe.  Für  die  Bewohner  der  Oberherrschaft 
wurde  durch  höchste  Verordnung  vom  11.  Dezember  1832  bestimmt,  dass  unter 
Kollateralerbschaften  »alle  Verlassenschaften  verstanden  werden,  welche  nicht 
auf  die  nächsten  Ascendenten  in  gerader  Linie  kommen,  sie  mögen  Seiten- 
verwandten oder  fremden  Personen  ab  intestato  oder  durch  ein  Testament, 
eine  Schenkung  unter  den  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  oder  andere 
Dispositionen,  wie  sie  auch  Namen  haben,  zu  Theil  werden''.  Bei  Alimentations- 
kontrakten,  welche  nicht  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  abgeschlossen 
werden,  hat  der  alimentans  nach  dem  Tode  des  alimentandi  das  Kollateralgeld 
von  dem  Betrage  des  gegen  die  Verpflegung  überlassenen  Vermögens  zu  er- 
legen, ist  jedoch  befugt,  dasjenige  in  Abzug  zu  bringen,  was  die  Erhaltung 
des  alimentandi  gekostet  hat.  Durch  höchste  Verordnung  vom  8.  Dezember  1835 
erfolgten  einige  Erleichterungen.  Vor  allem  blieben  fortan  alle  Verhandlungen 
in  betreff  des  Kollateralgeldes  kosten-  und  stempelfrei;  femer  durfte  fortan 
kein   Kollateralgeld   erhoben  werden,   wenn   ,der   Nachlass   nach  Abzugs  der 
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In  dem  Hochstift  Speier ^)  besteht  die  Erbschaftssteuer 
mindestens  seit  1751.  Sie  erscheint  in  den  Zuchthausrubriken  von 
diesem  Jahr,  und  zwar  unter  zwei  Nummern;  bei  Nr.  11  heisst 
es:  «von  demjenigen  ohne  eheliche  Leibeserben  zurückgelassenen 
Vermögen  von  hundert  Gulden  2  fl."  und  bei  Nr.  24  »wenn  einer 
absque  heredibus  necessariis  verstirbt,  und  wie  man  pflegt  zu  sagen, 
lachende  Erben  hätte,  von  hundert  Gulden  1  fl.'.  Diese  doppelte 
Eintragung  mit  verschiedenen  Steuersätzen  gab  zu  Zweifeln  Anlass, 
weshalb  unterm  10.  Juli  1766  verfügt  wurde,  dass  es  fortan  lediglich 
bei  den  unter  Nr.  11  aufgeführten  2  ®/o  verbleibe.  Auch  bezüglich  der 
Eheleute  war  eine  landesherrliche  Erklärung  unterm  6.  August  1756 
erfolgt..  Wenn  diese  Testamenta  reciproca  errichtet  hätten,  so  sollte 
die  Gebühr  lachender  Erben  nicht  erhoben  werden,  weil  in  diesem 
Falle  die  Eheleute  für  eine  Person  zu  achten  wären,  es  solle  vielmehr 
das  Ableben  des  überlebenden  Gatten  erwartet  und  zu  solcher  Zeit  erst 
die  zuchthausrubrikmässige  Prätension  gemacht,  mithin  auch  in  Be- 
tracht des  Testaments  und  der  vermöge  desselben  von  dem  überlebenden 
Gatten  lebenslänglich  zu  geniessenden  Yerlassenschaft  weder  eine  Ab- 
sonderung, noch  ein  Verzeichnis  des  Vermögens  zugemutet  werden. 
Diese  lachende  Erbengebühr  wurde  von  beweglichem  und  unbeweg- 
lichem Vermögen  und  auch  von  adeligen  ünterthanen,  wenngleich 
sie  in  der  reichsritterschaftlichen  Genossenschaft  waren,  erhoben. 

Im  Erfurtischen  hatten  nach  einer  kurfürstlich  mainzischen 
Verordnung  vom  29.  Juli  1758  Kollateralerben  und  -Legatare  1  ^/o 
an  die  Almosenkasse  zu  zahlen;  von  dem,  was  exportiert  wurde,  be- 
trug das  KoUateralgeld  früher  10  %,  seit  Patent  vom  9.  August  1793 
5^/o.  Im  sonstigen  kurmainzischen  Gebiet  bestand  die  Erbschafts- 
steuer nur  als  Abzugsgeld,  seit  der  Verordnung  vom  8.  März  1789 
war  sie  auch  als  Retorsionssteuer  vorgesehen: 

Schulden  weniger  als  100  Thlr.  in  Cassamanze  beträgt*;  endlich  fiel  in  allen 
Fällen,  in  denen  der  überlebende  Ehegatte  neben  den  Kindern  des  verstorbenen 
ZOT  Erbfolge  gelangte,  die  Abgabe  weg.    (Ebenda  S.  87,  91.) 

^)  Das  Folgende  ist  entnommen  der  Vorrede  Klübers,  8.  IX,  zu  der 
Schrift  «Ueber  Erbschaftssteuer  oder  lachende  Erben-Gebühr*.  Erlangen  1790. 
Klub  er  entnahm  diese  Notizen  einem  , gedruckten  Promemoria,  welches  dem 
Schreiben  des  Herrn  Fürstbischofs  von  Speier  an  die  allgemeine  Reichsver- 
sammlung d.  d.  28.  Juni  1789  und  dictat.  Begensb.  am  13.  Juli  1789,  den  Wider- 
spruch der  niederrheinischen  Reichsritterschafb  und  der  Witwe  des  am  6.  Januar 
1789  zu  Speier  verstorbenen  Obermarschalls  von  Benseradt  gegen  die  lachende 
Erben-Gebühr  betreffend,  beigelegt  ist". 

577 


Digitized  by  VjOOQ IC 


yg  Georg  SchanE, 

„Wir  sehen  uns  bewogen,  die  in  verschiedenen  Staaten  bestehende  Erb- 
steuer, welche  nebst  der  gewöhnlichen  Nachsteuer  erhoben  zu  werden  pflegt, 
gleichfalls  einzufahren,  jedoch  wollen  Wir,  dass  solche  mit  5°/o  nur  in 
KoUateralfällen  gegen  jene  Staaten  erhoben  werde,  welche  diese  Gebühr  nebst 
der  Nachsteuer  gegen  Kur-Mainz  erheben." 

Dass  im  Gebiet  des  mainzischen  Laudrechts  in  der  Seitenlinie 
nur  bis  zum  10.  Grad  ab  intestato  geerbt  werden  konnte,  wurde 
schon  früher  hervorgehoben*). 

Im  Fürstentum  Ansbach  wurde  die  KoUateralabgabe  durch 
Ausschreiben  vom  17.  März  1766  mit  5®/o  als  Zuchthausbeitrag*) 
eingeführt.  Unterm  8,  Dezember  1768  wurden  Legate  zum  Besten 
der  piae  causae  befreit  und  am  30.  März  1769  wurde  die  Abgabe 
auf  2^/2  >  herabgesetzt  3). 

Am  27.  April  1769  wurde  diese  2^/2^/0 ige  Abgabe  „zu  desto 
besserer  Aufrechterhaltung  des  trefflichen  und  nützlichen  Instituti 
des  Zuchthauses  zu  St.  Georgen  am  See  und  zu  Verhütung  dessen 
gänzlichen  Schuldenverfalls"  auch  im  Fürstentum  Bayreuth  ein- 
geführt. Der  in  der  Stadt  Erlang  anfällige  KoUateralerbenbeitrag 
wurde  in  der  Folge  den  dortigen  dürftigen  Kirchenärarien  über- 
lassen; pia  Corpora  blieben  ausgenommen. 

Die  Einführung  der  Erbschaftssteuer  im  Ansbachisch-Bayreuthi- 
schen  veranlasste  Nürnberg  zur  Retorsion,  indem  es  am  17.  Mai  1770 
ein  Dekret*)  erliess  „dass  in  begebenden  gleichmässigen  Fällen  bei 
Kollateralerbschaften,  wo  hochfürstl.  onolzbachische  und  baireuthische 
Unterthanen  als  Erbinteressenten  konkurriren,  ein  Gleiches  beobachtet, 
mithin  von  jedem  Hundert  jedesmal  zween  und  ein  halben  Gulden 
innen  behalten  und  dieses  Quantum  zu  dem  nürnbergischen  Armen- 
und  Arbeitshause  eingeschickt  werden  solle". 

Klub  er  ^)  verurteilt  dieses  Vorgehen,  weil  für  den  Fall,  wo  das 


0  Finanzarchiv  17  (1901),  S.  64. 

^)  Das  Zuchthaus,  früher  (mindestens  seit  1733)  in  Ansbach,  wurde  1759 
nach  Schwabach  verlegt  und  bezog  verschiedene  ünterhaltungsgelder. 

')  Realindex  oder  Eztract  derer  hochfQrstl.  brandenb.  onolzb.  Landes- 
Constitutionen,  Ordnungen  und  Ausschreiben,  in  specie  das  Cameral-  und  Landes- 
Oeconomie- Wesen  betreffend,  Anspach  4^  S.  124;  Ha  üb  er  s  Realindex  derer 
das  ius  statutariam  ausmachenden  Landesconstitutionen  und  Ordnungen  etc., 
Schwabach  1785,  4^  S.  580. 

*)  C.  L.  Lahn  er  s  Samml.  derer  zu  der  nümb.  Reformation  von  1564 
gehörigen  Additional-Decreten,  Nürnberg  1773,  4^  S.  713  f. 

*)  Vorrede>  S.  XIV,  zu  der  Schrift  ,üeber  Erbschaftsgebühr  oder  lachende 
Erben-Gebühr,  1790. 
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Erwiderungsrecht  eintreten  könne,  nämlich  eine  unbillige  oder  be- 
schwerliche ungleiche  Behandlung  der  Auswärtigen  im  Verhältnis  zu 
den  Einheimischen,  nicht  vorhanden  sei. 

Auch  PreussenO  fangt  im  18.  Jahrhundert  an,  auf  die  Erb- 
schaftssteuer aufmerksamer  zu  werden  als  bisher.  Seit  1685  hatte 
man  sich  in  Brandenburg  mit  einer  massigen  Stempeltaxe  von  3  Groschen 
für  den  ersten  Bogen  begnügt  ^).  Das  Stempel-  und  Kartenedikt  vom 
13.  Mai  1766  zieht  die  Saiten  etwas  straffer;  es  unterscheidet  zwischen 
gerader  Linie  und  Seiten-  bezw.  Nichtverwandte  und  lässt  bei  letzteren 
einen  allerdings  immer  noch  massigen  Wertstempel  eintreten,  zu- 
gleich Vorsorge  treffend,  dass  die  Erben  unter  keinen  umständen 
der  Abgabe  sich  entziehen  können.  Die  Bestimmung  des  genannten 
Edikts  lautet ») : 

ErtheiluDgen  and  Recesse,  so  über  Erbschaften  in  a u f  -  und  absteigender 
Linie  gerichtlich  und  aussergerichtlich  errichtet  werden,  müssen  mit  einem 
4  Gr.  Bogen  versehen  sein,  wenn  sie  über  100  Thlr.  bis  1000  betragen ;  beträgt 
die  Erbschaftsmasse  mehr  als  1000  Thlr.,  wird  ohne  Unterschied  ein  Stempel 
von  1  Thlr.  erfordert. 

Für  Erbrecesse  hingegen,  so  unter  Collateral-  und  andern  Erben 
in  und  ausser  Gerichten  entrichtet  werden  und  mehr  als  100  Thlr.  betragen^ 
mnss  zu  dergleichen  Document  ein  dreifacher  Stempel  der  Kauf-  und  Pacht- 
contracte  genommen  *) ;  wenn  aber  über  die  Art  und  Principia  der  Theilung  ge- 
stritten und  dieser  Streit  verglichen  wird,  so  wird  ausser  demjenigen  Quanto, 
welches  bey  andern  gerichtlichen  Vergleichen  festgesetzt  ist,  nur  soviel  an 
Stempeljuribus  bezahlet,  als  fElr  Kauf-  und  Pachtcontracte  entrichtet  wird. 

*)  Ueber  den  Abschoss  von  Erbschaften  oder  die  Gabella  hereditaria,  wenn 
Erbschaften  aus   einer   Gerichtsbarkeit   in   die  andere  gingen,  vgl.  G«  H.  Bo- 
rowski,  Prof.  der  Cameral Wissenschaft  in  Frankf.  a.  0.,  Preussische  Cameral- 
und  Finanzpraxis,  I.  Bd.,  2.  Aufl.,  Berlin  1799,  §  115,  S.  297. 
•)  Finanzarchiv  17  (1900),  S.  60. 

-Brandenburgensium,  IV.  Bd.,  S.  406. 
8  Gr. 


')  Novum  corpus  constitutionum  Prussico 
*)  100—       200  Thlr.  inkl 


200—       600 

600—       900 

900—     1,200 

1,200—    1,800 

1,800—    2,400 

2,400-    4,800 

4,800—    7,200 

7,200—    9,600 

9,600—  19,200 

19,200—  28,800 

28,800—  38,400 

88,400—  76,800 

76,800—100,000 

auf  dem  ersten  Bogen. 


und  darüber 
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Hätte  der  Testator  verboten,  ein  Inventarium  zu  conscribiren,  und  die 
majorenne  GoUateral-  oder  fremde  Erbinteressenten  wolten  sich  allein  unter  einander 
setzen,  auch  die  Erbrecesse  unter  sich  allein  errichten,  so  können  zwar  solche  Erb- 
vertrage  zwar  auf  einen  4  Gr.  Bogen  geschrieben,  es  muss  aber  solchenfals  noch 
ausserdem  solchen  Documenten  ein  Attest  von  Unserer  Stempelcammer  sub  poena 
quadrupli  beigefügt  werden,  dass  für  den  Stempel  50  Thlr.  an  dieselbe  erlegt  worden. 

Diese  Bestimmungen  erfuhren  im  weiteren  Verlauf  mancherlei 
Erläuterungen. 

Die  Erben  haben  3  Monat  Zeit,  um  einen  Erbrecess  zu  er- 
richten und  zur  Verstempelung  einzureichen  oder  50  Thlr.  zu  ent- 
richten. Geschieht  das  nicht,  so  haben  sie  nach  3  Monaten  das  4  fache, 
d.  h.  200  Thlr.  zu  zahlen  ^).  Immobilien  ausserhalb  Landes  sind  nicht 
in  die  Masse  einzurechnen,  wohl  aber  die  ausserhalb  Landes  gelegenen, 
einem  verstorbenen  preussischen  ünterthanen  gehörigen  Mobilia,  Baar- 
schaften  und  Aktien').  Auseinandersetzungen  zwischen  Eltern  und 
Kindern  können  nicht  indistincte  als  Erbschaftshandlungen  angesehen 
werden,  sondern  sind  öfters  nur  ein  Ausweis,  ob  und  was  für  Vermögen 
conjux  superstes  für  Rechnung  seiner  Kinder  an  sich  hat.  In  diesem 
Falle  also  sind  nicht  die  auf  ErbschaffcsfäUe  vorgeschriebenen,  sondern 
die  anderen  bei  gerichtlichen  Eingaben  und  Vorstellungen  anzuwendende 
Stempelsätze  alleine  applicable  und  dabei  die  Vorschrift  des  §  14  und  17 
des  Stempeledicts  zu  beobachten.  Wenn  aber  eine  Erbschaftshand- 
lung mit  einschlägt,  es  mag  solche  ex  quocunque  fundamento  ein- 
schlagen, auch  wenn  es  ex  capite  communionis  bonorum  geschiehet 
und  conjux  superstes  sein  eigen  Vermögen  mit  conferiret,  so  müssen 
solchenfalls  die  Kinder  für  ihr  Erbantheil  den  inter  descendentes  ge- 
wöhnlichen Stempel  bezahlen,  conjux  superstes  hingegen  nach  Höhe 
seines  Erbtheils  den  Stempelsatz  wie  heredes  extranei  sich  gefallen 
lassen').  Bei  der  successio  conjugum  bezahlen  die  ex  communione 
bonorum  succedirende  Ehegatten  nicht  von  ^js  des  Betrages  des 
gemeinschaftlichen  Vermögens,  sondern  von  */,  des  ihnen  zukommen- 
den Quanti,  es  mag  solches  durch  die  Gesetze  festgesetzt  sein,  wie 
es  will*).  Stiefmutter  zahlt  wie  die  KoUaterallinie  ^).  Nutzungen 
werden  in  der  Regel  mit  10  kapitalisiert^).  Wer  einen  verabsäumten 


*)  Rescript  vom  27.  November  1769.    Ebenda,  S.  697. 

»)  Ebenda. 

8)  Rescript  vom  25.  Juli  1771.    Ebenda  V,  S.  299. 

*)  Rescript  vom  12.  Dezember  1772.    Ebenda  V,  S.  751. 

^)  Rescript  vom  8.  August  1766.    Ebenda,  IV,  S.  514. 

«)  Rescript  vom  4.  Nov.  1772  und  3.  Nov.  1773.  Ebenda,  V,  S.  572  u.  2470. 
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oder  zu  yerhehlen  intendierten  KoUateralerbschaftefall  ausfindig  macht, 
•erhält  10  ^/o  der  schuldigen  Stempelgebtthr  ^). 

In  Anhalt  mussten  nach  dem  Stempeledikt  vom  23.  Dezember 
1701  für  200-500  Thlr.  an  Wert  12  Gr.,  von  600-1000  Thlr.  1  Thlr. 
und  von  1000—2000  Thlr,  2  Thlr,  «und  mehr  nidit,  es  erstrecke 
■sich  die  Summa  so  hoch  sie  wolle,  sonsten  aber  vor  jeden  Bogen 
nach  Gelegenheit  der  Sache  wenigstens  12  Groschen*'  Erbschaftssteuer 
entrichtet  werden*).  Nach  dem  Stempeledikt  vom  18.  Dezember  1743 
bedingten  Erbverträge  in  Dessau  bis  zu  50  Thlr.  3  Gr.,  für  50  Thlr. 
und  mehr  6  Gr.,  für  100  Thlr.  und  mehr  8  Gr.,  für  200  Thb:.  und 
mehr  1  Thlr.,  für  500  Thlr.  und  mehr  2  TWr.,  für  1000  Thlr.  und 
mehr  4  Thlr.  Stempel. 

In  Bayern  machte  ein  Mandat  vom  3.  Juli  1756  den  Ver- 
buch, einen  Teil  der  für  kirchliche  Zwecke  vermachten  Mittel  den 
Armen  zuzuwenden.  Es  sollte  „von  aller  Verlassenschaft,  soweit 
solche  nicht  ohnehin  schon  denen  Armen  zu  Gute  gehet,  sondern 
an  andere  causas  pias  verschaffet  wird,  a  proportione  ein  leidentliches 
<juantum,  jedoch  niemal  über  den  vierten  Theil  sothaner  Yermächtniss 
desfalcirt  und  zur  Almosenbüchsen  genommen*  werden.  (Quarta 
pauperum). 

20  Jahre  später  wurde  durch  Mandat  vom  23.  April  1776  be- 
stimmt, dass  eine  Erbsteuer  zu  Gunsten  des  Armenfundus  erhoben 
werden  solle;  die  Einführung  wurde  damit  begründet,  dass  der  Er- 
trag der  quarta  pauperum  infolge  der  neuesten  Amortisationsgesetz- 
gebung auf  ein  Minimum  gesunken  sei.  Blutsverwandte  in  auf-  und 
absteigender  Linie  waren  frei,  Geschwister  und  Geschwisterkinder 
sollten  2  *^/o,  Ehegatten,  wenn  Kinder  aus  der  Ehe  blieben,  nichts, 
sonst,  vom  Heiratsgut,  Errungenschaft  u.  dergL  abgesehen,  2  ^/o,  alle 
übrigen  Personen  4^/o  zahlen.  Die  Steuer  trat  indessen  niemals  in 
Wirksamkeit.  — 

Wie  diese  Uebersicht  ergibt,  tritt  in  den  deutschen  Staaten 
die  Erbschaftssteuer  in  Verbindung  mit  piae  causae  auf,  an  deren 
Stelle  vielfach,  namentlich  in  den  protestantischen  Gebieten,  die  Ver- 
wendung für  Zuchthäuser  gesetzt  wird.  Man  fand  es  damals  sach- 
gemäss,    dass   der  EoUaterale   für  solche  Zwecke   einen  Teil   seines 


>)  Rescript  vom  17.  April  1771.    Ebenda,  V,  S.  130. 
^)  Füntl.  Anhalt  gesambie  Landes-  und   Processordnung.     Nach   dem 
Druck  de  an.  1666  wieder  auffgelegt.    Dessau  1725,  4^  Anhang  2. 
Finanzarchiv.  XVm.  Jahrg.  ^g^  ß 
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Anfalls  opfere.  Manchmal  Hess  man  am  Anfang  sogar  noch  den 
Betrag  unbestimmt  (Hildburghausen,  Bayern),  In  den  Ghrossstaaten 
des  Auslands  ist  die  Erbschaftssteuer  dagegen  ganz  in  die  Einnahmen 
des  allgemeinen  Staatshaushalts  eingefügt 

Sehen  wir,  dass  die  Finanzpraxis  die  Erbschaftssteuer  im  18.  Jahr- 
hundert immer  umfangreicher  sich  zu  eigen  macht,  so  finden  wir 
anderseits,  dass  die  Theoretiker  ihr  nur  äusserst  geringe  Aufmerk- 
samkeit schenkten.  Einer  der  hervorragendsten  deutschen  Finanz- 
Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts,  Justi,  erwähnt  sie  in  seinem 
System  des  Finanzwesens  1766  nicht  einmal.  Der  Jenaer  Staatsrechts- 
lebrer  Scheidemantel ^)  und  der  Hamburger  Yolkswirtschaftler 
Busch')  rühmen  sie. 

Adam  Smith  kam  erst  später  in  Deutschland  zur  Geltung^ 
trug  übrigens  auch  wenig  zur  tieferen  Behandlung  der  Erbschafts- 
steuer bei,  da  er  in  ihr  überwiegend  nur  eine  Schmälerung  des  Volks- 
kapitals  sah.  Doch  sollte  das  Jahrhundert  nicht  zu  Ende  gehen,, 
ohne  dass  sogar  eine  Monographie  über  die  Erbschaftssteuer  in  Deutsch- 
land zu  Tage  trat. 

Im  Jahre  1790  erschien  nämlich  in  Erlangen  bei  Johann 
Jakob  Palm  ein  kleines  Büchlein  ,,üeber  Erbschaftssteuer  oder 
lachende  Erben-Gebühr.  Nach  Grundsätzen  teutscher  Provinzial- 
Rechte  insonderheit  in  Beziehung  auf  den  CoUateral-Anfall  in  dem 
Ftirstenthum  Baireuth.  Mit  Vorrede  über  diesen  Gegenstand  von 
Dr.  Johann  Ludwig  Klüber*. 

^)  „Die  Erbschaftssteuer  ist  eine  bequeme  Auflage,  wenn  sie  der  Testa- 
mentserbe  oder  auch  derjenige  bezahlen  mnss,  der  einen  entfernten  Verwandten 
beerbt;  es  ist  leicht,  fQnfe  von  Hunderten  eines  Kapitals  abzugeben,  welche» 
uns  täglich  und  mit  Recht  entzogen  werden  konnte.  (Von  dem  zwanzigsten 
Teil  der  Erbschaft  hat  Slevogt  eine  Streitschrift  herausgegeben.  Augostu» 
führte  diese  Steuer  in  Rom  ein.  Sachsen  hat  seinen  Erbtaler  oder  Erbgulden 
und  Holland  fordert  diese  Steuer  von  den  Erben  in  aufsteigender  und  Neben- 
linie*. Scheidemantel,  Das  Staatsrecht  nach  der  Yemanft  und  den  Sitten 
der  vornehmsten  Völker,  2.  Theil,  Jena  1771,  S.  889. 

^  „Ist  je  ein  FaU,  da  der  Staat  mit  fröhlichen  Gebern  zu  thun  zu  haben 
glauben  kann,  so  ist  es  dieser  (der  Erbschaft).  Das,  was  ihnen  an  ihrer  Erb- 
schaft durch  diese  Abgabe  abgeht,  ist  der  Theil  eines  Zuwachses  an  ihrem 
Glück,  der  ihnen  keine  Mühe  und  Arbeit  gekostet  hat.  Wenn  der  Erblasser 
das,  was  ihnen  der  Staat  abzieht,  weniger  verdient  oder  besessen  hfttte,  so 
würden  sie  auch  vollkommen  zufrieden  gewesen  sein*.  Busch,  Abhandlung 
von  dem  Geldumlauf  in  anhaltender  Rücksicht  auf  die  Staatswirtschaft  und 
Handlung,  III  (1784),  §  74. 
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Der  Verfasser  ist  ein  Anonymus,  der  sich  nicht  einmal  der  Ver- 
lagsbuchhandlung entdeckt  hat.  Die  Neueinführung  der  Abgabe  im 
Fürstentum  Bayreuth  am  27.  April  1769  hat  bald  Streitfragen  her- 
vorgerufen, zumal  das  Einführungsreskript  jeder  Detailbestimmung 
entbehrte;  der  Verfasser  wollte  durch  seine  Ausführungen  es  ermög- 
lichen, dass  ein  präzises  Regulativ  erlassen  werden  könnte.  Durch 
die  Bemerkungen  des  bekannten  Staatsrechtslehrers  Elüber,  welche 
fast  ebenso  umfangreich  wie  das  Schriftchen  des  Anonymus  sind,  ist 
das  Büchlein  besonders  wertvoll. 

Gleich  der  Name  der  Abgabe  macht  unserem  Anonymus  zu 
schaffen.  Die  fürstliche  Verordnung  hatte  den  Ausdruck  »CoUateral- 
Erben-Beytrag"  und  sprach  im  weiteren  von  an  »Seiten-Erben* 
fallendem  Vermögen.  Natürlich  ist  der  Ausdruck,  wörtlich  ge- 
nommen, unzutreffend,  da  es  sich  nicht  bloss  um  Erben  und  nicht 
bloss  um  Seitenverwandte  handelt.  Elüber  bemerkt  treffend,  dar- 
über brauche  man  sich  auch  keine  Skrupel  zu  machen.  Die  Be- 
nennung allein  brauche  nicht  den  Begriff  der  Abgabe  vollkommen 
zu  erschöpfen,  der  Gebrauch  stempele  die  Worte;  er  schlägt  vor, 
den  «Seiten-Erben-Beitrag,  da  er  ja  doch  auch  von  anderen  als  Seiten- 
erben geleistet  werden  muss,  Anfallsgelder,  Erbschaftsgebühr  oder 
vielleicht  am  richtigsten,  Erbschaftssteuer **  zu  nennen^). 

Die  weitere  Frage,  die  der  Anonymus  aufwirft,  ist  die,  ob  der 
Kollateralanfall  Steuer  oder  Nachsteuer  sei;  er  sowohl  wie  Kl  üb  er 
kommen  zu  dem  Resultat,  dass  der  Kollateralanfall  weder  Nachsteuer 
überhaupt  noch  eine  besondere  Art  derselben  genannt  werden  darf; 
die  Grundsätze  und  Befreiungen  der  Nachsteuer  greifen  ihm  gegen- 
über also  nicht  Platz,  sondern  es  sind  die  allgemeinen  Grundsätze 
von  Steuern  auf  sie  anwendbar. 

Der  Anonymus  sucht  dann  den  Kollateralanfall  in  folgender 
Weise  zu  begründen: 

.Der  entfernte  Gmnd  des  CA.  liegt  in  dem  Satz  der  natürlichen  Billig- 
keit: Was  einem  keinen  Schaden  und  dem  anderen  Nützen  bringt,  dazu  ist 
jener  verbunden.  Niemand  wird  behaupten,  dass  diejenigen  Schaden  leiden, 
welche,  wenn  sie  aus  einer  Verlassenschaftsmasse,  deren  verstorbener  Besitzer 
nach  den  positiven  Gesetzen  in  keinem  Fall  einige  Verbindlichkeit  zu  ihrer 
Versorgung  und  Unterstützung  (onus  alendi)  gehabt,  Vortheil  erhalten,  davon 
einen  kleinen  Theil  einer  öffentlichen  Anstalt  geben.  Niemand  wird  sagen,  dass 
derjenige  Schaden  habe,  welcher  von  seinem  nach  dem  Tod  an  Personen  bringen- 
den Vermögen,  denen  zufolge  positiver  Gesetze  in  keinem  Fall  das  Recht  zu- 

')  Vorrede  S.  XV— XVIII. 
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gestanden,  Versorgung  und  Unterstützung  von  ihm  zu  fordern,  etwas  weniges 
einer  öffentlichen  Anstalt  hinter  läset.  Sowohl  dergleichen  Empfllnger  der  Vor- 
theile  aus  Yerlassenschaftsmassen  als  die  Erblasser  selbst  befördern  aber  durch 
ihre  Beyträge  zu  einer  öffentlichen  Anstalt  den  Nutzen  des  Staats.  Die  Folge 
hieraus  ist  einleuchtend. 

Von  einer  andern  Seite  legt  sich  die  natürliche  Billigkeit  des  CA.  also 
dar :  Der  Mensch,  frey  vom  Band  der  Gesellschaft,  kann  über  die  Güter,  welche 
er  sich  erworben,  nur  so  lange  disponiren,  als  er  lebt.  Sein  Wille  nach  deoi 
Tod  ist  nicht  gedenkbar.  Er  kann  demselben  keine  Würkung  geben.  Der  Mensch 
im  Staat,  besonders  in  Deutschland,  hat  der  Regel  nach,  mit  einer  Einschränkung 
in  Ansehung  seiner  nächsten  Blutsverwandten  und  Ehegatten,  die  volle  Freyheit, 
selbst  ausdrücklich  zu  verordnen,  wer  nach  seinem  Tod  sein  Vermögen  erhalten 
und  wie  damit  gebahret  werden  soll.  Hat  der  Erblasser  bey  seinem  letzten 
Willen  die  gesetzlichen  Erfordernisse  beobachtet,  so  macht  ihn  die  oberste  Ge- 
walt mit  ihrem  ganzen  Ansehen  geltend.  Hat  einer  bey  seinen  Lebzeiten  in 
Absicht  auf  sein  hinterlassendes  Vermögen  keine  Vorsehung  getroffen,  so  ist 
von  der  obersten  Gewalt  auch  in  diesem  Fall  gesorgt.  Sie  hat  eine  Erbfolge- 
Ordnung  festgesetzt,  welche  genau  nach  den  Abstufungen  der  Liebe  des  mensch- 
lichen Herzens  gegen  Blutsverwandte  und  Ehegatten  abgemessen  ist.  Unter 
Personen,  die  dem  Verstorbenen  am  theuersten  gewesen  und  die  sein  Andenken 
am  meisten  ehren,  werden  dessen  Güter  ausgetheilt  Gewiss  zeigt  diese  Anord- 
nung auf  Seiten  des  Beherrschers  die  höchste  Billigkeit!  Kann  nun  derselbe 
dagegen  nicht  auch  von  denen  jenigen  einige  Billigkeit  erwarten,  welche  jene  ge- 
niessen?  Und  ist  es  mehr  als  nur  einige  Billigkeit,  wenn  der  Landesherr  nicht 
von  solchen  Personen,  welche  den  Verlust  eines  Verstorbenen  am  schmerzlich- 
sten empfinden,  weil  er  der  Verlust  ihrer  Versorgung  und  Unterstützung  und 
Freuden  ist  —  nein !  nur  von  denen  jenigen,  welche  in  gleichgültigen  Verhält- 
nissen gegen  den  letzteren  gestanden,  —  nicht  von  dem  Vermögen,  das  der  Ver- 
storbene für  die  ersten  Lieblinge  seines  Herzens  erworben  oder  conservirt  hat, 
sondern  von  dem,  das  er  entfernteren  Personen  hinterlässt,  einen  kleinen  Bey- 
trag  zu  einer  öffentlichen  Anstalt  verlangt.  Kaum  sollte  man  glauben,  dass 
Jemand  so  wenig  guter  Unterthan,  so  wenig  Theilnehmer  an  der  Wohlfarth  des 
Staats  sein  könnte,  der  diese  obrigkeitliche  Forderung  nur  im  geringsten  Grad 
für  hart  halte,  der  nicht  vieiraehr  mit  Vergnügen  zu  einem  publiken  Endzweck 
in  einem  Land  einigermassen  beywürken  sollte,  wo  entweder  er  selbst  den 
Wohlstand  des  Unterthans  geniesst,  oder  wo  diesen  doch  sein  mit  Dank  zu 
ehrender  Erblasser  genossen  hat.  —  Nur  der  im  höchsten  Grad  Uebelgesinnte 
könnte  die  Einwürfe  machen,  dass  durch  die  CA.  1.  die  Freude  dessen,  da* 
aus  einer  Erbschaftsmasse  etwas  zufölliger  Weise  erhalten,  dadurch,  dass  man 
ihm  einen  Theil  davon  abverlange,  sofort  in  unangenehme  Empfindungen  ver- 
wandelt und  2.  dem  Willen  des  Erblassers,  den  man  sonst  im  Staat  für  heilig  halte, 
zu  nahe  getretten  werde.  Es  ist  aber  mit  Beziehung  auf  die  in  diesem  Paragraphen 
vorhin  angeführten  Sätze  der  Iste  Einwurf  leicht  damit  zu  beseitigen,  dass  dem 
Empfönger  des  zufälligen  Vortheils  aus  einer  Verlassenschaftsmasse  der  Wille 
des  Erblassers  immer  noch  gar  wohl  behagt  haben  würde,  wenn  letzterer  ersterm 
anstatt  100  fl.  97  73  fl.,  anstatt  1000  fi.  975  fl.  u.  s.  w.  hinterlassen,  und  der- 
jenige,  den  über  den  kleinen  dem  Staat  zufallenden  Theil  von   dem  Ganzen, 
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daa  er  erbalten,  unangenehme  Empfindungen  einnehmen  können,  eben  so  viel 
Stoff  zu  Beschwerde  haben  würde,  dass  der  Erblasser  nicht  doppelt  und  drey- 
fach  so  viel  auf  ihn  gebracht.  Dem  2ten  Einwurf  stehet  dieses  entgegen :  Dem 
Erblasser  kann  nicht  Unrecht  geschehen,  wenn  sein  Andenken  dadurch  doppelt 
schätzbar  gemacht  wird,  dass  von  seinem  Vermögen,  ausser  denen  Personen, 
welchen  er  es  nach  blosser  Willkühr  gegönnt,  auch  der  Staat  etwas  bekommt. 
Mehr  nicht  von  Antithesen,  die  Züge  der  niedrigsten  Eigennützigkeit  und  Miss- 
gunst sind! 

Ein  anderer  Beweis  der  natürlichen  Billigkeit  des  Collateral-Anfalls  kan 
also  geführt  werden:  Je  nothwendiger  eine  öffentliche  Auflage  im  Staat  ist, 
von  desto  mehr  natürlicher  Billigkeit  ist  sie  auf  Seiten  des  Gebers,  und  die 
Obrigkeit  beobachtet  die  möglichste  natürliche  Billigkeit,  wenn  sie  blos  solche 
Dinge  zur  Materie  einer  dergleichen  Auflage  macht,  die  dem  Besitzer  wahren 
Vortheil  bringen.  Unter  diesen  Dingen  sind  Erbschaften,  Vermächtnisse  und 
so  weiter  die  ausgezeichnetsten.  In  den  römischen  Gesetzen  werden  Erbschaft, 
Legat,  Fideicommis,  Schenkung  von  Todeswegen  und  dergleichen  mehrmahls 
res  lucrativae  genannt.  In  Deutschland  hat  man  das  bekannte  Sprichwort: 
Erben  ist  ein  Glück.  Der  Erbe,  Legatar  u.  s.  f.  erwirbt  in  einem  Augenblick 
und  meistentheils  ohne  Mühe  das,  was  der  Verstorbene  öfters  mit  unendlicher 
Mühe  und  Sorge  gesammelt  oder  erhalten  hat.  In  dem  stärksten  Licht  mus 
sich  nun  die  natürliche  Billigkeit  einer  Forderung  des  Landesherm  an  die- 
jenigen, welche  bey  dem  Verlust  der  Verstorbenen  nach  den  Gefühlen  des 
menschlichen  Herzens  kälter  sind,  an  diejenigen,  die  man  im  gemeinen  Leben 
lachende  Erben  heisst,  darthun,  wenn  man  die  Ueberzeugung  erhalten,  dass 
solche  Forderung  nothwendig  sey.    Diese  Ueberzeugung  geben  folgende  Sätze, 

Der  nähere  Grund  des  CA.  in  dem  Bayreuthischen  Fürstenthum  ist  die 
Erhaltung  der  Zuchthausanstalten  zu  St.  Georgen  am  See.  Wer  die  trefflichen 
Einrijchtungen  dieser  Anstalten  kennt,  wodurch  das  Laster  verhältnissmässig- 
bestraft  und  die  Person,  die  es  begangen,  möglichst  gebessert,  wo  der  Ver- 
brecher so  behandelt  wird,  dass  man  ihn  keines  Rechts  der  Menschheit  beraubt; 
wer  weiss,  wie  viel  auf  den  Religionsunterricht  der  Sträflinge,  auf  deren  Leibes- 
pflege,  wenn  sie  krank  sind,  auf  die  sorgfältige  Aufsicht  über  jedes  Individuum 
und  über  das  Ganze  gewendet  vnrd,  der  kan  nicht  zweifeln,  dass  hiezu  ganz 
besondere  Resourcen  erfordert  werden.  Diese  müssen,  wenn  sie  zureichen  sollen, 
in  den  neuem  Zeiten  um  so  ergiebiger  seyn,  je  seltener  die  Todesstrafen  vor- 
kommen imd  je  mehr  die  Bevölkerung  zugenommen  hat.  Der  höchste  Landes- 
herr hatte  es  für  unumgängliche  Pflicht  gehalten,  ein  Mittel  zu  ergreifen,  wo- 
durch ein  das  gemeine  Beste  so  sehr  interessirendes  Institut  erhalten  würde. 
Kein  Mittel  war  zweckmässiger,  als  der  CoUateral- Anfall." 

Kl  üb  er,  der  Jurist,  ist  mit  diesen  Ausführungen  nicht  ganz 
einverstanden^);  man  müsse  die  Gerechtigkeit  des  EoUateral- 
anfalls  aus  Gründen  des  strengen  Rechts  beweisen.  Bloss  anratende 
Gründe  seien  von  den  rechtfertigenden  sorgfaltig  zu  unterscheiden, 
und  auf  blosse  Gründe  der  Billigkeit  könne  der  Rechtsgelehrte  bei 

»)  Vorrede  S.  XXI  f. 
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dem  Beweise  eines  Zwangsrechts  höchstens  beiher  Rücksicht  nehmen, 
sie  seien  nur  unterstützend.  Auch  möchte  der  Satz  «was  einem 
keinen  Schaden  bringt,  dazu  ist  jener  verbunden*  hier  keine  An- 
wendung finden,  nachdem  einmal  der  Staat  seinen  Bürgern  die  Rechte 
der  Intestats-  und  Testamentserbfolge  und  die  daraus  wohl  erwor- 
benen Rechte  garantiert  habe.  Der  strenge  Rechtsgrund  des  EoUa- 
teralanfalls  entstehe  vielmehr  aus  dem  Zweck  der  Staatsverbindung. 
Seien  die  Einkünfte  aus  dem  öffentlichen  Vermögen  des  Staats  nicht 
hinreichend  zur  Bestreitung  der  öffentlichen  Ausgaben,  so  sei  äer 
Regent  genötigt  und  berechtigt,  von  dem  Privateigentum  der  Unter- 
thanen,  welches  durch  die  Staatsverbindung  zugleich  (wenn  auch  nicht 
öffentliches)  Staatsvermögen  geworden  sei,  Beiträge  zu  den  Bedürf- 
nissen des  Staats  zu  verlangen.  Derjenige,  welcher  in  gewissen 
Fällen  sein  Leben,  allezeit  aber  seine  Dienste  dem  Staate  schuldig 
sei,  könne  auch  um  so  viel  mehr  gezwungen  werden,  durch  Abgaben 
bey  dem  Endzweck  der  bürgerlichen  Gesellschaft  mitzuwürken. 

Die  staatsrechtliche  Zulässigkeit  der  EollateralanföUe  sieht 
Klub  er  im  Gegensatz  zu  dem  Anonymus,  der  andere  Reichstags- 
abschiede anzog,  lediglich  in  der  kaiserlichen  Resolution  vom 
12.  Februar  1671  über  die  von  den  Ständen  verlangte  Extension  des 
§  180  des  Reichtagsabschieds  von  1654,  wo  gesagt  ist,  dass  «die 
Landsassen  und  Unterthanen  zu  allem  dem  zu  contribuiren  ange- 
wiesen werden,  was  das  Reich  pro  securitate  publica  verwilliget,  die 
Executionsordnung  vermag  und  die  Landes-Defension  contra  quemvis 
aggressorem  dem  Herkommen  und  erheischender  Notdurft  nach  er- 
fordert*. 

Die  übrigen  Erörterungen  des  Anonymus  sind  überwiegend 
kasuistischer  Natur  und  betreffen  hauptsächlich  die  Frage,  wer  die 
Steuer  zu  entrichten  und  wer  als  befreit  zu  gelten  hat;  die  Ent- 
scheidungen erscheinen  zutreffend,  nur  bezüglich  der  Ehegatten  ist 
Elüber  anderer  Ansicht;  ohne  ausdrückliche  Befreiung  glaubt  er  sie 
der  Abgabe  unterworfen,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Gütergemein- 
schaft handelt;  „denn  hier  ist  eigentlich  keine  Erbschaft,  sondern 
nur  vorher  bestimmte  Vereinigung  der  bisherigen  gemeinschaftlichen 
Yermögensmasse  zu  alleinigem  Eigentum*'. 

Grosse  Schwierigkeiten  macht  beiden  die  Frage,  welchem  Staat 
die  Steuerhoheit  zusteht.  Der  Anonymus  entscheidet  sich  für  das 
Land,  wo  der  Verstorbene  sein  Domizil  gehabt,  da  werde  die  Haupt- 
rechnung der  Erbmasse  gemacht,  bei  der  die.  ausser  Landes  befind- 
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liehen  Objekte  mitliefen,  eine  Ausnahme  will  er  aber  zulassen  für 
auswärtige  Immobilien,  wenn  sie  in  loco  rei  sitae  bereits  besteuert 
sind;  in  solchem  Fall  gingen  die  Rechte  des  Landesherm,  wo  die 
Sache  liegt,  vor,  weil  dieser  allein  den  Besitz  derselben  dem  Erben, 
Legatar  u.  s.  w.  gewähren  kann.  Elüber,  der  diese  Materie  für 
«ine  der  zweifelhaftesten  hält,  ist  mit  diesem  Entscheid  nicht  ganz 
zufrieden.  Wolle  man  nach  Analogie  des  Gerichtsgebrauchs  von  der 
Erbfolge  das  forum  domicilii  defuncti  entscheiden  lassen,  dann  müsse 
man  auch  das  ausser  dem  Lande  befindliche  bewegliche  und  un- 
körperliche Vermögen  dahin  ziehen,  die  etwaige  Doppelbesteuerung  sei 
für  den  einen  Landesherm  kein  Grund,  sich  zu  beschränken.  Elüber 
ist  aber  der  Ansicht,  dass  «nach  der  Theorie  die  Erbschaftssteuer 
nur  Yon  demjenigen  Landesherm  gefordert  werden  könne,  unter 
welchem  die  Erbschaft  befindlich  ist,  sie  mag  bewegliche  oder  un- 
bewegliche Stücke  betreffen''.  „Das  Recht,  Erbschaftssteuer  zu  for- 
dem,  meint  er,  bezieht  sich  unbedingt  auf  die  Gewähr  der  Erbfolge. 
Nur  demjenigen  Staat,  welcher  diese  dem  Erben  leistet  und  zu  leisten 
befugt  ist,  wird  der  Erbe  Erkenntlichkeit  schuldig.  Die  Erbfolge 
kann  sich  aber  nach  keinem  anderen  Willen  oder  Gesetz  richten  als 
dem  im  Lande,  wo  das  Vermögen  befindlich  ist,  geltenden,  sie  mag 
bewegliches  und  unkörperliches  oder  unbewegliches  Vermögen  be- 
ireffen. Zwar  pflegen  manche  Rechtslehrer,  welche  dieser  Meinung 
beipflichten,  und  mit  ihnen  der  Gerichtsbrauch,  das  bewegliche  Ver- 
mögen hiervon  auszunehmen.  —  Allein  pflegt  nicht  die  hereditatis 
petitio  in  foro  rei  sitae  angestellt  zu  werden?  Und  wenn  sie  auf 
bewegliches  Vermögen  oder  ausstehende  Kapitalien  gerichtet  ist,  wer 
will  den  Richter,  in  dessen  Gerichtsbezirk  diese  sich  befinden,  zwingen, 
nach  fremden  Rechten  und  nicht  nach  denen  des  Landes  zu  sprechen? 
Oder  sind  nicht  auch  bewegliche  Sachen  derjenigen  Obrigkeit,  unter 
welcher  sie  angetroffen  werden,  unterworfen?** 


V. 
Die  Erbschaftssteaergesetzgebung  im  19.  Jahrhundert. 

Die  Kriegszustände  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  und  ihre 
Nachwirkungen  zwangen  viele  Staaten,  mehr  als  bisher  die  Steuer- 
kräfte anzuspannen.  Das  veranlasste  vielfach  auch  die  Neueinführung 
der  Erbschaftssteuer  oder,  wenn  sie  schon  bestand,  die  weitere  Aus- 
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bilduDg  derselben.  Das  bedeutende  Wachsen  des  Finanzbedarfs  wäh- 
rend des  Jahrhunderts  lenkte  dann  immer  von  neuem  die  Auftnerk- 
samkeit  auf  diese  wichtige  FinanzqueUe.  Mit  dem  Wegfall  der 
gutsherrlichen  Uebergangsabgaben  nach  Abschluss  der  Ablösungs- 
gesetzgebung war  die  Bahn  für  die  Erbschaftssteuer  auch  völlig  frei 
gemacht.  Die  zunehmende  Verengerung  des  Familienbewusstsein» 
trug  ebenfaUs  dazu  bei,  sie  schärfer  auszugestalten. 

Hamburg  dehnte  mit  Verordnungen  vom  10.  Dezember  1807 
(publiziert  16.  Dezember)  die  Erbschaftssteuer  ^)  in  der  Weise  aus,  dass 
es  den  bisher  für  die  Eollaterallinie  bestehenden  Satz  von  5  ^/o  nur 
noch  bis  zum  4.  Grad  inkl.  gelten  liess,  darüber  hinaus  aber  7  ^/s  ^/c 
verlangte.  Die  bisherige  Befreiung  der  im  3.  Grad  Verwandten  der 
Seitenlinie  wurde  aufgehoben  und  auf  den  2.  Grad  beschrankt.  Der 
Steuer  wurden  (ausser  den  Hamburger  Bürgern  und  den  im  Kon- 
trakte stehenden  Nichtbürgem)  überhaupt  alle  Hamburger  Einwohner 
unterworfen,  auch  die  auswärtigen  Erben  und  Legatare,  falls  sie 
abzugssteuerfrei  waren.  Die  gesetzliche  Bestimmung  lautete  deshall> 
nun  folgendermassen: 

.Wann  Erb-  oder  wolgewonnene  Güter,  sie  besteben  in  Capitalien,  liegen- 
den Gründen  oder  auch  anderen  durcb  eine  Taxation  dem  Werthe  nach  zu 
bestimmenden  Sachen,  als  Pretiosis,  Bibliotheken,  Gemählde-Cabinetten  u.  dg., 
es  sei  ab  intestato  oder  auch  vermittelst  eines  Testaments  oder  einer  andern 
letzten  Willens- Verordnung,  als  Erbschaft  oder  VermÄchtniss  auf  hiesige  Bürger 
oder  auf  die  im  sogenannten  fremden  Contracte  stehenden  oder  sonstige  hiesige 
Einwohner  oder  auch  in  FäUen,  da  von  solchen  Gütern  nicht  die  Abzugssteuer 
zu  entrichten ,  auf  Auswärtige  fallen ,  so  wird  in  denen  Fällen  der  Verwandt- 
schaft über  den  zweyten  und  bis  zum  vierten  Grad  inclusive  der  CoUateral- 
Linie  5  per  Cent  des  reinen  Betrags  der  Erbschaft  oder  des  Vermächtnisses 
und  in  den  Fällen  der  Verwandtschaft  Über  den  vierten  Grad  der  CoUateral- 
Linie  hinaus  oder  auch  bey  gar  nicht  eintretender  Verwandtschaft  7  V«  per  Cent 
des  reinen  Betrags  der  Erbschaft  oder  des  Vermächtnisses,  und  zwar  auf  ihren 
Eid  oder  gethane  Angelobung  und  ohne  alle  desswegen  vorzunehmende  Ver» 
Siegelung  oder  Inventur  entrichtet,  wovon  iedoch  ob  favorem  matrimonii  un- 
beerbte eheleibliche  Männer  und  Frauen,  in  gleichen  die  piae  causae,  wann 
ihnen  etwas  als  eine  Erbschaft  oder  Vermächtniss  zufällt,  wie  auch  die  Execu- 
tores  Testament!  wegen  desjenigen,  was  ihnen  für  ihre  Bemühung  vermacht- 
wird,  wann  solches  sich  nicht  über  1000  Rthlr.  beläuft,  ausgenommen  sind.' 

Bereits  im  Jahr  1815   wurde  in  Hamburg  von  einem  Finanz- 
beamten  eine  weitere  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer  angeregt'). 

')  Siehe  Finanzarchiv  17  (1900)  S.  58. 

^)  Das  Schriftstück  «ünmassgebliche  Gedanken  und  Bemerkungen  über 
Zehnten  und  CoUateralsteuer  in  besonderer  Beziehung  auf  die  Zehnpfennigs- 
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Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  bei  den  Ausführungen  desselben  etwas 
zu  verweilen,  weil  sie,  wie  sich  zeigt,  nicht  unbeachtet  blieben  und 
zugleich  recht  deutlich  wieder  ersehen  lassen,  wie  sehr  man  sich  des 
Zusammenhangs  der  Erbschaftssteuer  mit  der  Erbrechtsordnung  be- 
wusst  war. 

Der  Verfasser  ist  Nieberg,  der  während  der  französischen 
Herrschaft  zu  Hamburg  Receveur  de  l'enregitrement  gewesen  war  ^). 
Zur  allgemeinen  Begründung  der  Eollateralsteuer  führt  er  zunächst 
folgendes  an: 

„Bei  den  vermehrten  Bedürfnissen  aller  Staaten  in  neueren  Zeiten  bat 
jede  Regierung  darauf  sinnen  müssen,  die  grössere  Ausgabe  theils  dnrch  Er* 
höbung  alter  Steuern  theils  dnrch  Einführung  neuer  zu  decken*  Hiebey  musste 
es  staatrwirtbschaftlicber  Grundsatz  seyn,  die  neuen  Steuern  so  wenig  drückend 
als  möglich  für  das  Publicum  zu  machen,  daher  denn  auch  vorzüglich  der  Ge- 
winn jeder  Art  besteuert  T^rde,  indem  eine  solche  Abgabe  natürlich  die  wenigst 
drückende  ist  und  am  leichtesten  gehoben  werden  kann. 

Eine  Art  des  Gewinnes  ist  offenbar  der  Anfall  von  Erbschafben  und  Ver- 
mächtnissen, besonders  in  Graden  und  Verhältnissen,  wo  der  Erbe  und  Legatar 
entweder  gar  keine  gesetzliche  Ansprüche  hat  d.  h.  mit  dem  Erblasser  natür- 
lich oder  gesetzlich  gar  nicht  verwandt  ist,  oder  wo  er  zwar  gesetzlich  zur 
Erbschaft  berufen  wird,  jedoch  nur  wenn  ihn  der  Erblasser  nicht  durch  seinen 
letzten  Willen  ausschliesst,  und  zwar  ohne  dass  er  Anspruch  auf  den  Pflicht- 
theil  hat,  d.  h.  in  der  ganzen  Collateral-Linie  der  Verwandtschaft.  Aus  diesem 
Grunde  ist  denn  auch  in  den  meisten  Staaten  eine  Erbschafts- Abgabe  oder  Erb- 
schafts-Stempel von  allen  in  die  Seitenlinie  und  an  nicht  verwandte  Personen 
fallenden  Erbschaften  und  Vermächtnissen  eingeführt.' 

Nachdem  die  Gesetzgebung  in  Hamburg  seit  1647  kurz  er- 
wähnt ist,  untersucht  er  die  Frage,  ob  es  eine  Berechtigung  habe, 
die  im  Jahr  1807  noch  festgehaltene  Befreiung  der  Geschwister 
weiter  bestehen  zu  lassen;  er  äussert  sich  darüber  folgendermassen: 

,Es  mag  etwas  für  sich  haben,  Brüder  und  Schwestern,  die  von  einander 
erben,  von  Erlegung  einer  Erbschafts-Steuer  auszuschliessen ,  indessen  dürften 
die  Gründe,  auch  diesen  Fall  zu  besteuern,  vorzüglich  bei  der  jetzigen  Lage 
der  Stadt,  überwiegend  seyn.  Noch  ist  nicht  ausgemacht  und  entschieden,  ob 
der  Stadt  die  Ausübung  des  Abzugs-Rechts  in  der  bisherigen  Art  und  Aus- 
dehnung gestattet  bleibt,  ob  nicht  vielmehr  durch  die  deutsche  Bundes- Acte 
hierin  eine  gänzliche  Abänderung  und  Beschränkung  rücksichtlich  der  Bundes- 
staaten bewürkt  wird,  und  in  diesem  Falle  dürfte  der  dadurch  nothwendig  ent- 


Ordnung  vom  Jahre  1771  von  F.  G.  Nieberg  etc.  geschrieben  Sept.  1815*  be- 
findet sich  im  Hamburger  Archiv  unter  den  Erbschaftssteuerakten. 

^)  Nach  Zusammenbruch  der  französischen  Herrschaft  musste  er  sich  mit 
der  Stelle  eines  Regierui^gssekretärs  zu  Osnabrück  begnügen. 
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fliehende  Verlust  der  Einnahme  des  Zehnten-Amtes  nur  einigennassen  durch  die 
Einführung  einer  besser  geordneten  und  ausgedehnteren  Erbschaftssteuer,  der 
natürlich  unter  jeder  Bedingung  und  in  jedem  Falle  der  auswärtige  sowohl  als 
der  einheimische  Erbe  unterworfen  bleibt,  ersezt  werden  können.  Bruder  und 
Schwester  haben  zudem  keinen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Hinterlassung  eines 
Pflichttheils,  sie  erben  gesetzlich  nur  dann,  wenn  der  verstorbene  Bruder  oder 
Schwester  durch  eine  letzte  Willens- Verordnung  sie  nicht  ausgeschlossen,  und 
erben  auch  nur  auf  die  Art  und  in  dem  Verhältnisse,  wie  es  der  Erblasser  in 
seiner  letzten  Willens- Verordnung  willkührlich  bestimmt  hat  Die  Geschwistern, 
von  Geschwistern  anfallenden  Erbschaften  sind  also  als  Grewinn  zu  betrachten, 
und  es  liegt  keine  Härte  darin,  einen  Gewinn  zu  besteuren.  GranB  anders  ist 
es  mit  den  Erben  in  gerader  Linie,  diese  stehen  mit  dem  Erblaaser  in  einem 
engem  natürlichen  Verhältnisse,  auch  ist  ihnen  schon  durch  die  G^etze  die 
Hinterlassung  eines  Pflichttheils  zugesichert.  Die  den  Geschwistern  aufzulegende 
Erbschaftsabgabe  müsste  aber  natürlich  in  Verhältniss  mit  der  von  in  weiteren 
Graden  der  Seiten-Linie  Verwandten  zu  entrichtenden  stehen  und  möchte  allen- 
falls auf  die  Hälfte  der  von  Geschwister-Eondem  zu  erlegenden  Abgabe,  näm- 
lich auf  2Vs  ^/o  festzusetzen  seyn. 

In  der  That  dauerte  es  nicht  sehr  lange,  bis  dieser  Ratschlag 
verwirklicht  wurde.  Durch  Publicandum  vom  5.  März  1830  wurde  der 
zweite  Seitenverwandtschaftsgrad  mit  2  V»  ^/o  in  die  Steuer  einbezogen. 

Unser  Verfasser  nahm  aber  auch  noch  zu  einer  zweiten  Be- 
freiung Stellung.  Die  Zehntenordnung  vom  Jahre  1771  und  ebenso 
die  Verordnung  vom  16.  Dezember  1807  hatten  auch  ausgenommen 
unbeerbte  eheleibliche  Männer  und  Frauen  untereinander,  und  zwar  ob 
favorem  matrimonii.    Das  hält  Nieberg  nicht  für  ganz  begrOndet. 

,Die  Ehe,  als  die  Grundlage  aller  menschlichen  und  gesellschaftlichen 
Verhältnisse,  wird  in  den  Gesetzen  aller  civilisirten  Staaten  begünstiget,  auch 
dürfte  es  eine  natürliche  Pflicht  eines  jeden  Ehegatten  seyn,  im  Fall  seines 
früheren  Ablebens  für  das  Fortkommen  des  Ueberlebenden,  soviel  möglich,  zu 
sorgen.  Allein  es  giebt  Fälle,  wo  unbeerbte  Ehe-Männer  und  -Frauen  diese 
natürliche  Vorsorge  zum  Nachtheile  ihrer  eigenen  Blutsfreunde  zu  weit  treiben 
und  z.  B.  nicht  blos  den  Genuss,  sondern  das  volle  Eigenthum  ihres  Vermögens 
dem  LängstLebenden  zusichern  und  auf  diese  Art  den  Nachlass  ganz  der 
eigenen  Familie  entziehen  und  einer  andern  zuwenden.  In  diesen  Fällen  dürfte 
die  Erlegung  einer  Abgabe  nicht  ungerecht  oder  unbillig  erscheinen ,  jedoch 
dürften  dabey  folgende  Bestimmungen  und  Einschränkungen  eintreten  müssen : 

1.  Eheleute,  die  unter  einander  zufolge  eines  Ehepactes,  Erbvergleichs, 
Testaments  oder  einer  andern  letzten  Willens- Verordnung  erben,  erlegen  die 
Abgabe  nur  von  dem  reinen  Betrage  desjenigen  Theils  des  gemeinschaftlichen 
wohlgewonnenen  Vermögens,  welcher  ihnen  erb-  und  eigenthümlich  zufäUt 

2.  Die.  Abgabe  wird  nicht  erlegt,  wenn  der  reine'  Betrag  des  zugefallenen 
Erb-Antheils  unter  Courant  Rthlr.  IQOO  beträgt.  Die  Abgabe  selbst  könnte  die- 
selbe seyn,  welche  den  Geschwistern  aufzuerlegen,  nämlich  27«  ^o,  oder  könnte 
auch  zur  grossem  Begünstigung  der  Ehe  nur  auf  2  oder  VA  V«  festgesetzt  werden. 
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Dieser  Vorschlag  blieb  aber  bis  heute  unausgeführt  und  konnte 
auch  1894  eine  Besteuerung  der  Ehegatten  nicht  durchgesetzt  werden^); 
dagegen  erfuhren  die  übrigen  Steuersätze  im  Lauf  der  Zeit  eine 
intensivere  Ausbildung  als  im  übrigen  Deutschland').  Nur  Elsass- 
Lothringen  kann  mit  ihm  konkurrieren.  Wie  verlautet,  ist  jetzt  in 
Hamburg  eine  neue  Verschärfung  durch  Hinzufügung  der  Progression 
nach  der  Höhe  des  Anfalls  geplant'). 

In  Bremen^)  war  die  Erbschaftssteuer  bereits  1798  in  Vor- 
schlag gebracht,  aber  damals  von  der  Bürgerschaft  abgelehnt  wor-^ 
den.  unterm  24.  März  1807  schlug  eine  des  Schuldenzustandes 
der  Stadt  halber  angeordnete  Deputation  neben  13  anderen  Steuern 
dieselbe  abermals  vor,  und  zwar  in  der  Höhe  von  l^/o,  bei  Legaten 
von  Renten  ein  für  allemal  (statt  der  Steuer  vom  kapitalisierten  Be- 
trag) 10  ®/o  der  Rente.  Die  Bürgerschaft  wünschte,  dass  die  Renten- 
legate mit  20  ^/o  besteuert  und  die  1^/oige  Steuer  auf  2^/o  hinauf- 
gesetzt werde.  Auch  meinte  sie  ,da  es  Fälle  gibt,  wo  der  Betrag 
der  Erbschaft  nicht  ohnehin  bekannt  wird  und  die  Erben  denselben 
ungern  bekannt  werden  lassen,  so  könnte  billig  dem,  der  die  Ab- 
gabe einzuliefern  hat,  wenn  es  nämlich  ein  Schossender  (Vermögens- 
steuer Zahlender)  ist,  verstattet  werden,  dass  er  das  Geld  in  ein 
besonderes  für  solche  Fälle  bestimmtes  Behälter  in  Geheim  und  auf 
seinen  Bürgereid  einlege,  welches  Behälter  die  Deputation  jährlich 
einmal  öfnen  würde*'  (8.  Mai  1807).  Ein  Dissens  bestand  auch  darüber, 
ob  man  die  Geschwister  frei  lassen  solle  oder  nicht.  Der  Senat  war  der 
Ansicht,  dass  ,,  diese  Abgabe  sämmtliche  Collateralerbschaften  auch  bey 
Geschwistern  ohne  Härte  treffen  könne  und  ohne  das  wenig  eintragen 
würde;  doch  scheine  es  billig,  dass  von  des  Erblassers  Geschwistern  und 
Geschwisterkindern,  wenn  letztere  mit  ersteren  erben  oder  Vermächt- 
nisse erhalten,  nur  1  ^/o  entrichtet  werde* ;  auch  beantragte  er  die  Be- 
freiung bei  Erbschaften  unter  200  Thlr.  (12.  Juni  1807).  Die  Bürger- 
schaft hielt  aber  gerade  für  billig,  »dass  die  Geschwister  frey  bleiben, 
da  wenigstens  nach  einer  f^st  allgemein  angenommenen  Theorie  die  Ge- 
schwister unter  gewissen  Umständen  rechtlich  verbunden  sind,  einander 
zu  alimentiren.   Wenn  aber  sie  von  den  Auflagen  frey  sind,  so  werden 

*)  Vgl.  Finanzarchiv  16  (1899),  S.  378  f. 
«)  Vgl.  Anhang. 

')  Vgl.  Pfingsthorn,  Die  Erbschaftsahgahe  in  Hamburg,  Soziale  Praxis 
vom  13.  Juni  1901,  10.  Jahrg.  Nr.  87  Sp.  931  f. 

*)  Das  Folgende- ist  den  Akten  des  Bremer  Archivs  entnommen. 
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auch  die  mit  ihnen  vermöge  des  Repräsentationsrechts  also  nur  nach 
Stämmen  eintretenden  Geschwisterkinder  billig  zu  verschonen  seyn*. 

Die  Bürgerschaft  drang  mit  ihrer  Ansicht  durch.  Durch  Gesetz 
vom  2.  September  (publiziert  3.  September)  wurde  zunächst  auf 
5  Jahre  die  Erbschaftssteuer  eingeführt.  Sie  betrug  2  ®/o,  von  Renten - 
legaten  den  fünften  Teil  einer  Jahresrente.  Befreit  blieben  De- 
scendenten,  Ascendenten,  der  überlebende  Ehegatte  eines  beerbten 
Kindes,  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren  Kinder,  femer 
Anfälle,  die  im  Stadtgebiet  auf  den  Besitzer  oder  die  Besitzerin  einer 
Stelle  von  einer  Person  kommen,  die  auf  solcher  Stelle  zur  Zeit  ihres 
Ablebens  unterhalten  wurde,  ferner  solche,  die  aus  der  Fremde  an 
Bremer  oder  von  Bremern  auf  Fremde  kommen. 

Etwas  später  ^)  befreite  man  auch  alle  Anfälle,  die  für  den  ein- 
zelnen Erben  oder  Legatar  keine  50  Thlr.  Wert  ausmachten.  Der- 
jenige, der  ein  Fideikommiss  wieder  abzutreten  hat,  hat  die  Be- 
fugnis, die  entrichtete  Abgabe  ohne  Zinsen  vom  Nachfolger  sich 
erstatten  zu  lassen.  Notare,  Exekutoren  und  wer  sonst  mit  Aus- 
einandersetzung einer  Erbschaft  beschäftigt  ist,  haben  an  die  Behörde 
den  Betrag  zu  melden  und  auch  zu  zahlen. 

Die  Erbschaftssteuer  wurde  nach  Ablauf  der  5  Jahre  erneuert 
und  erschien  von  1814  ab  im  jährlichen  Steuergesetz,  und  zwar  mit 
dem  Satz  von  4^/o,  bei  Legaten  von  Renten  war  sie  auf  */5  einer 
Jahresrente  gesetzt.  Die  Art  der  Veranlagung  erfuhr  im  Lauf  der 
Jahre  häufig  Abänderungen').  Seit  1895  besteht  ein  eigenes,  nicht 
mehr  auf  die  Dauer  eines  Jahres  beschränktes  Gesetz^),  das  am 
18.  Juli  1899  durch  ein  neues  ersetzt  wurde  ^).  Die  Sätze  blieben  seit 
1849  unverändert. 

Im  nämlichen  Jahr  wie  Bremen  hat  auch  Lübeck  sich  zu  der 
Erbschaftssteuer  genötigt  gesehen. 

Das  Gesetz  vom  12.  August  1808,  welches  dieselbe  brachte, 
war  aber  erheblich  fiskalischer  als  das  Bremer^).     Zwar  befreite  es 

')  Beschlußs  vom  31.  Januar  1809. 

»)  Vgl.  Anhang. 

')  Dasselbe,  datiert  vom  13.  Dezember  1895,  ist  abgedruckt  im  Finanz- 
archiv  15  (1898),  S.  650  f. 

*)  Dasselbe  ist  unten  abgedruckt. 

^)  Es  nähert  sich  mehr  dem  Hamburger  Muster.  Nach  den  Akten  kannte 
man  die  Hamburger  Verordnung  vom  16.  Dezember  1807  und  die  d&nische  vom 
12.  September  1792;  namentlich  die  Motivierung  der  letzteren  wurde  als  brnuch- 
bar  bezeichnet. 
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auch  Descendenten,  Ascendenten,  Ehegatten  sogar  schlechtweg,  VoU- 
und  Halbgesdiwister,  von  diesen  aber  nicht  die  Kinder.  Der  Steuer- 
satz war  aber  höher,  eben  darum  auch  bereits  dififerenziert:  4^/o  für 
Kollateralverwandte  des  3.  und  4.  Grades,  6  ^/o  für  alle  entfernteren 
Verwandte  und  Nichtverwandte. 

Erbteile  und  Vermächtnisse  blieben  frei,  wenn  sie  unter  100  Thlr. 
betrugen  oder  zu  milden  oder  gemeinnützigen  Zwecken  bestimmt 
waren;  Alimente  oder  Jahrgelder  zum  Unterhalte  benannter  Per- 
sonen auf  Lebenszeit  oder  auf  gewisse  Jahre ;  die  Remuneration  der 
Testamentsvollstrecker,  sofern  sie  500  Thlr.  nicht  überstieg.  Inter- 
essant ist  auch  die  Bestimmung,  dass  wenn  ein  Erbe  oder  Legatar 
vor  Bezahlung  der  Steuer  stirbt  und  wiederum  entferntere  Verwandte 
oder  Fremde  zu  Erben  hat,  die  Steuer  nur  einmal,  aber  nach  der 
zur  Anwendimg  kommenden  höchsten  Bestimmung  zu  erlegen  ist. 
Beim  Zusammentreffen  mit  dem  10^/oigen  Abzugsgeld  wurde  erst  die 
Erbschaftssteuer  abgerechnet.  Die  Auflage  war  spätestens  innerhalb 
eines  Jahres  zu  zahlen,  und  zwar  nach  der  auf  Gewissen  zu  machen- 
den, erforderlichenfalls  durch  Produzierung  der  Erbschaftspapiere 
zu  bestärkenden  und  bei  einzelnen  legierten  Gegenstanden  durch 
Taxation  zu  vergewissernden  Angabe.  Alle  beteiligte  Erben,  Testa- 
mentsvollstrecker, Bevollmächtigte  hafteten  persönlich  und  solidarisch. 
Die  versäumte  Abgabe  wurde  mit  gedoppelter,  unrichtige  mit  drei- 
facher Erlegung  des  wahren  Betrags  bestraft. 

Durch  die  Verordnungen  vom  30.  August  1845,  18.  September 
1862  und  15.  Oktober  1868 1)  traten  Erhöhungen  in  den  Steuer- 
sätzen ein,  ohne  dass  in  den  steuertechnischen  Details  erhebliche 
Fortschritte  erzielt  wurden.  Als  aber  die  Erbauung  des  Elbe-Trave- 
kanals  eine  ganz  erhebliche  Steigerung  der  Schuldzinsenlast  brachte, 
sah  man  sich  1896  veranlasst,  die  Erbschaftssteuer  in  starkem  Masse 
mit  zu  verwerten,  was  namentlich  durch  Einbeziehung  der  direkten 
Linie  und  der  unbeerbten  Ehegatten  geschah.  Bei  dieser  Gelegenheit 
wurde  auch  das  technische  Detail  nach  Vorgang  anderer  moderner 
Gesetze  berücksichtigt  ^). 

Die   grosse    Schuldenlast^)    führte   auch    in    Mecklenburg- 


')  Beide  mitgeteilt  im  Finanzarchiv  15  (1898),  S.  666. 

')  Das  Gesetz  vom  20.  Mai  1896  ist  mitgeteilt  im  Finanzarchiv  15  (1898), 
S.  659. 

^)  Vgl.  B  a  1 0  k,  Finanzverhältnisse  in  Mecklenburg-Schwerin  mit  besonderer 
Berücksichtigung  ihrer  geschichtlichen  Entwicklang,  I  (1877),  S.  5,  13. 
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Schwerin  dazu,    eine  Erbschaftssteuer  zu    errichten;    es  geschah 
durch  Gesetz  vom  28.  April  1809  in  Form  einer  Stempeltaxe  ^). 

Von  Collateral-Erbscbaften  und  Legaten  aas  letzten  WilleDS-Dispositionen, 
es  mögen  solche  noocupativ,  oder  schriftlich,  und  jeglicher  Art,  wie  sie  Namen 
haben,  seyn,  pactis  snccessorüs  und  ab  intestato,  die  hier  im  Lande  erOffiiet 
werden,  solche  mögen  an  Einländer  oder  Ausländer  fallen,  muss  entrichtet  werden : 

1.  Bis  zum  vierten  Grade  inclusive  nach  der  Civil-Computation 

von  dem  Werthe  der  Erbschaft  oder  des  Legats     .    .    .  1% 

2.  Bei  den  übrigen  Graden 2  , 

3.  Von  nicht  verwandten  Testamentserben 4  „ 

Wenn  Eheleute  sich  beerben,  wird  nichts  erlegt. 

Legatarien  bezahlen  die  Hälfte. 

Von  den,  den  Armen- Anstalten,  Arbeits-  und  Waisenhäusern,  auch  Schul- 
Anstalten  zufallenden  Erbschaften  und  Legaten  wird  nur  Ein  Prooent  gegeben, 
betragen  solche  aber  unter  Einhundert  Rthlr.  so  wird  nichts  davon  entrichtet. 

Dieser  Stempelsatz  wird  auf  die  Weise  entrichtet,  dass  zur  Besitzer- 
greifung ein  Schein  der  competirenden  Obrigkeit  auf  einem  angemessenen 
Stempelbogen  gelöset  wird.  Der  Erbe  oder  Besitzer  des  Nachlasses,  oder  der 
Testaments- Vollstrecker,  müssen  für  die  Zahlung  wachen,  und,  soviel  an  ihnen 
ist,  einstehen. 

Von  Benefidal- Erben  kann  die  Zahlung  erst  nach  Ausmittelung  der  Erb- 
masse verlangt  werden,  jedoch  müssen  sie  diese  Ausmittelung  durch  Ausbringung 
der  Proclamation  und  Constituirung  der  Masse  befördern. 

Allemal  müssen  die  Erben  zur  Lösung  des  Stempels  die  Anzeige  bei  der 
Obrigkeit  innerhalb  drei  Wochen  machen,  sonst  geschieht  von  dieser  dazu  die 
Aufforderung. 

Immobilien  werden  nach  dem  letzten  Verkaufspreise,  oder,  wenn  dieser 
zu  alt  ist,  nach  dem  Ermessen  der  Obrigkeit,  wie  bei  der  venia  aetatis  an- 
geordnet ist,  bestimmt,  oder  es  tritt  auf  Verlangen  der  Erben  eine  obrigkeitlich 
angeordnete,  zwei  vereideten  Personen  zu  committirende,  und  überhaupt  in  den 
Formen  nicht  kostbare  Schätzung  zu  einer  auch  billigen  Taxe  ein. 

Besteht  solche  anfallende  Erbschaft  aus  Fideicommissen,  übergehenden 
Majoraten  und  Senioraten,  oder  aus  Renten  oder  Geniessbrauch ,  so  wird  die 
Abgabe  von  demjenigen  geleistet,  dem  das  Fideicommiss,  Majorat,  Minorat  oder 
Seniorat  anstammt,  oder  welcher  in  den  Genuss  oder  in  die  Renten  tritt,  und 
er  ist  schuldig,  die  Abgabe  vor  Ablauf  des  ersten  Jahres  zu  erlegen,  um  dazu 
die  Revenuen  dieses  Jahres  benutzen  zu  können.  Vom  Geniessbrauch  und  von 
Renten  wird  aber  die  Erlegniss  in  eben  der  Art,  wie  bei  Testamenten  verordnet 
ist,  dergestalt  bestimmt,  dass  deren  jähriger  Ertrag  mit  10 V«  zu  Kapital  ge- 
macht wird. 

Wenn  über  die  Mobilien  ein  ordnungsmässiges  Liventarium  mit  eidlicher 
Taxe  nicht  vorhanden,  so  können  die  Erben  ein  eidliches  Verzeichnis,  welches 
sowohl  auf  die  Richtigkeit  der  Anzeichnung  als  der  Taxe  erstreckt  ist,  ausstellen, 
oder  es  wird  das  Liventarium  cum  Taxa  von  der  Obrigkeit  gemacht.' 


*)  Ditmars  Gesetzsammlung  I,  S.  199  f. 
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Dieser  Collateral-Stempelsatz  wird  neben  der  in  Rostock  ezistirenden 
Collateral-Steuer,  dieser  unbeschadet,  erhoben. 

Bereits  unterm  22.  August  1810  erfuhr  die  Steuer  eine  er- 
hebliche Erweiterung^), 

Gesetz  Gesetz 

V.  28.  April   v.  22.  August 

1809  1810 

Geschwister l^/o  P/o 

3.  und  4.  Grad       1  ,  2  „ 

Alle  übrigen  Grade 2  »  5  „ 

Nichtblutsverwandte  und  Fiskus      .         4  ,  5  , 

Nach  dem  neuen  Gesetz  gilt  die  Verwandtschaft  auch  für  Lehen- 
und  Fideikommissf olger,  jedoch  hier  derart,  dass  der  erste  Fidei- 
kommissarius  auch  dann,  wenn  er  näher  als  im  4.  Ghrad  verwandt 
oder  ein  Descendent  ist,  5^/o  zu  entrichten  hat.  Uneheliche  Kinder 
waren  gleich  den  eheUchen  frei ').  Durch  Gesetz  vom  8.  März  1822 
wurde  bestimmt,  dass  Stiefkinder  und  Stiefeltern  für  das,  was  sie  von- 
einander erben,  nicht  mehr  5  ^/o ,  sondern  nur  noch  2  ^/o  zu  zahlen  haben  ^). 

Zur  Sicherung  der  Steuer  und  zum  Ausbau  des  technischen  De- 
tails wurden  femeirhin  vielerlei  'Bestimmungen  getroffen,  so  dass  die 
„KoUateralerbsteuerordnung**  ziemlich  umfangreich  würde*). 

In  den  Steuersätzen  wurde  bis  1899  manches  geändert^). 

Das  neue  Königreich  Westfalen  hat  am  11.  März  1809  die 
«seit  langer  Zeit  in  den  verschiedenen  Provinzen  bestehenden  Stempel* 
steuern"  aufgehoben  und  eine  einheitliche  Steuer  eingeführt^).  Darin 
waren  auch  die  Erbschaften  und  Vermächtnisse,  welche  Güter  eines 
Unterthanen  betrafen,  einer  Stempelabgabe  unterworfen,  mochte  der 
Erwerber  sein  wer  wollte.    Vermögen,  das  aus  der  Fremde  auf  einen 

^)  V.  Bothsche  Gesetzsammlung  I,  S.  389. 

')  Rescript  vom  29.  November  1815,  v.  B  0 1  h  sehe  Gesetzsomml.  I,  S.  402. 

')  Mecklenburg.-Schwerin.  offiz.  Wochenblatt  1822,  S.  64. 

*)  Vgl.  Verordnung  vom  20.  September  1814,  hauptsächlich  die  Behand- 
lung unsicherer  oder  wertloser  Aktiva  betreffend  (Bothsche  Gesetzsammlung  I, 
S.  399  f.);  die  KoUateralerbsteuerordnung  vom  31.  Dezember  1830  (Mecklen- 
burg.-Schwerin. offiz.  Wochenblatt  1831,  Nr.  5) ;  erneuerte  KoUateralerbsteuer- 
ordnung vom  12.  Februar  1885,  erläutert  18.  Dezember  1835  (ebenda  1835,  Nr.  9 
und  50);  KoUateralerbsteuerordnung  vom  12.  Februar  1858  (Rgsbl.  1858,  Nr.  80); 
Berichtigung  dazu  (ebenda  1859,  Nr.  31) ;  Einreichung  der  Totenlisten  betreffend, 
Verordnung  vom  6.  März  1876,  Rgsbl.  Nr.  10. 

^)  Vgl.  Anhang,  wo  auch  die  Sätze  vom  22.  Dezember  1899  berücksichtigt 
sind.    Der  Text  des  neuen  Gesetzes  ist  unten  mitgeteilt. 

*)  Gesetzbulletin  des  Kgr.  Westfalen,  I.  Teü  des  Jahres  1809,  S.  565  f. 
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westfälischen  Unterthan  fiel,  blieb  ebenso  frei,  wie  das  eines 
während  der  Durchreise  verstorbenen  Fremden.  Für  Orundstücke, 
die  der  Verstorbene  in  Westfalen  besass,  war  die  Steuer  zu  entrichten. 
Bei  Erwerbungen  von  200 — 400  Fr.  betrug  der  Stempel  1  Fr.,  bei 
Erwerbungen  von  mehr  als  400  Fr.  hatte  die  direkte  Linie  zu  dem 
Stempel  von  1  Fr.  für  je  400  Fr.  noch  15  Cent,  zu  entrichten;  die 
Kollateralen,  Ehegatten  und  Nichtverwandten  zahlten  bis  400  Fr. 
2  Fr.,  für  jede  400  Fr.  1  Fr.  mehr.  Die  Schulden  kamen  bei  der 
Berechnung  in  Abzug. 

Schon  durch  Dekret  vom  7.  Juni  1810  wurde  vom  1.  August  ab 
eine  neue  Stempelordnung  eingeführt  ^);  darin  sind  nur  die  Eollateralen 
und  Ehegatten,  und  zwar  mit  1  ^/o  getroffen.  An  Stelle  dieser  trat  am 
28.  Juni  1812  ein  neuer  Stempeltarif*);  darin  verblieb  es  für  die  über- 
lebenden Ehegatten')  bei  1  ®/o,  wogegen  die  Kollateralen,  Stiefkinder, 
Stiefeltern  und  Nichtverwandten  nun  5  ^/o  zu  zahlen  hatten.  Das  Im- 
mobiliarvermögen eines  Westfalen,  das  in  fremden  Staaten  lag,  blieb 
frei,  dagegen  das  Mobiliarvermögen  eines  Westfalen  im  Ausland  nicht. 
Von  einem  vermachten  lebenslänglichen  Niessbrauch  oder  von  Renten 
auf  Lebenszeit  war  die  halbe  Abgabe,  von  einem  Niessbrauch  oder 
einer  Rente  auf  bestimmte  Zeit  der  vierte  Teil  der  Abgabe  zu  entrichten. 
Das  letzte  Oesetz  zeichnet  sich  durch  sein  technisches  Detail  aus. 

In  Braunschweig*)  wurde  das  westfälische  Dekret  vom  28.  Juni 
1812  durch  das  Stempelsteuergesetz  vom  29.  Oktober  1821  ersetzt^). 
Dasselbe  brachte  eine  Milderung,  insofern  vollbürtige  und  Halb- 
geschwister und  deren  Descendenten  nur  2  V«  *^/o  zu  zahlen  brauchten, 
während  für  die  weiteren  Verwandtschaftsgrade  und  Nichtverwandte 
5^/o  blieben.  Ehegatten  wurden  ganz  befreit.  Nach  dem  Muster 
Preussens  wurde  durch  Gesetz  vom  18.  April  1876  die  Erbschafts- 
steuer vom  Stempelwesen  getrennt  und  auch  sonst  dessen  Erbschafts- 
steuergesetz —  mit  Ausnahme  der  Steuersätze  —  möglichst  kopiert. 
Auch  die  Novelle  vom  10.  Juni  1892  verfolgt  den  Zweck,  mit  dem 
preussischen  Gesetz  vom  24.  Mai  1891  Konkordanz  herzustellen. 


')  Ebenda,  II.  Teil  des  Jahres  1810,  8.  279  f. . 

^)  Ebenda,  II.  Teil  des  Jahres  1812,  S.  19  f. 

')  Der  Niesabranch  und  sonstige  Vorteile  zum  Behuf  des  Unterhalts  der 
Überlebenden  Ehegatten  blieben  frei,  wenn  die  Erbschaft  an  Ascendenten  oder 
Descendenten  heimfiel. 

*)  Siehe  Finanzarchiv  17  (1900)  S.  55. 

*)  Verordnungssammlung  Nr.  10  vom  23.  November  1821. 

596 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Stadien  zur  Oesohichte  and  Theorie  der  Erbschaftssteaer.  97 

In  sämtlichen  hannoverschen  Landen  wurde  provisorisch  die 
-während  der  feindlichen  Besetzung  eingeführte  Stempelsteuer  durch 
Verordnung  vom  31.  Dezember  1813  mit  einigen  Modifikationen  bei- 
behalten. Diese  provisorische  Verordnung  blieb  in  Lauenburg 
Rechtens,  bis  sie  durch  das  preussische  Stempelgesetz  vom  31.  JuU 
1895  (§  35)  vom  1.  April  1896  ab  aufgehoben  wurde.  Nach  der 
Verordnung  vom  31.  Dezember  1813  zahlten  mit  Ausnahme  einer 
Summe  von  500  Thb.  Ehegatten  l®/o,  Seiten-  und  Nichtverwandte 
5  ^/o  ;  bei  Lehens-  oder  Fideikommissanfällen  waren  10  ^/o  vom  erst- 
jährigen Ertrag  des  Anfalls  zu  entrichten.  Die  Bestimmungen  decken 
«ich  meist  mit  den  westfälischen  vom  28.  Juni  1812.  Später  hat 
Hannover  in  seinen  Stempelgesetzen  nur  noch  einen  Gradations- 
«tempel  von  Testamenten,  wobei  aber  gerade  Linie  und  Ehegatten 
frei  blieben  ^). 

Auch  in  Eurhessen  begnügte  man  sich  mit  einem  sehr  massigen 
Wertstempel  von  Testamenten*). 

Schaumburg-Lippe  legte  seine  Erbschaf tsstempelgesetzgeb  ung 
in  der  Verordnung  vom  1.  Juli  1811  nieder.  Danach  waren  KoUa- 
ieralerbschaffcen  und  Vermächtnisse 


besteuert  *). 


bis  zu  300  M.  mit  1  M. 
von  300—1500    ,      ,     IV«  7» 
über  1500   ,      ,     3      , 


^)  Stempelgesetz  vom  22.  Juli  1817;  21.  Oktober  1884;  4.  September  1844; 
^24.  Januar  1851;  30.  Januar  1859.  Nach  letzterem  (Sammlung  der  Qesetze 
1859,  S.  33)  zahlten  Testamente 

von  Erbschaften     von  Legaten 


unter  10  Thlr. 

incl. 

— 

— 

über      10—  200      r 

r 

8  Gr. 

12  Gr. 

,       200-  500      r 

, 

15    , 

24    , 

r       500-1000      , 

r> 

1  Thlr.  15    , 

1  Thlr.  15    , 

,     1000—5000      r 

^ 

3      .      -    . 

4      ,      15    , 

,     5000-6000      , 

F 

4      .      -    , 

6      ,      15    , 

jede  neu  beginnenden  1000 

Thlr. 

1      „      mehr 

2      r      naehr 

Legate  für  Arme,  Kirchen,  Schulen  und  milde  Stiftungen  waren  frei. 
Die  Stempelsteuer  eines  Erben  oder  eines  Legatars  durfte  nie  mehr  als  50  Thlr. 
betragen. 

^)  Stempelordnung  vom  3.  Mai  1814  (Eurhess.  Sammlung  von  Gesetzen 
•etc.,  I.  Bd.,  1813—16,  S.  62.  Die  späteren  Stempelgesetze  waren  vom  Jahr  1831, 
1841,  1853. 

')  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Tarifsätze  für  die  Erbschaftssteuer  in  den 
deutschen  Staaten  in  den  Verh.  der  bayr.  K.  d.  Abg.,  1879,  VII.  Beil.  Bd.,  S.  17. 
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Eine  Abstufung  nach  der  Verwandtschaft  brachte  erst  das  den» 
preussischen  Gesetz  nachgebildete  Gesetz  vom  26.  April  1880  ^). 

In  Reu  SS  ä.  L.  wurden  laut  Mandat  vom  27.  Juni  1806  auf 
Ansinnen  der  Regierung  von  der  Ritter-  und  Landschaft  «zu  besserer 
Fortsetzung  des  Chaussee-,  Heer-  und  Gommercialstrassenbaue& 
1.  Lacherben-  und  Collateralanfallsgelder,  2.  zwei  Groschen  oder  ^jn 
vom  Hundert  des  Werths  bei  Acquisitionen  von  Häusern  und 
Grundstücken  auf  vier  Jahre  lang  bewilligt."  Das  Kollateralgeld 
betrug  1  und  2^/o.  Die  Lehngüter  der  Vasallen  und  deren  Pertinentiei^ 
blieben  davon  frei,  ebenso  ,,das  Verm'ächtniss  jährlicher  Alimente^ 
es  bestehe  in  Gelde  oder  in  Niessbrauch  einer  Sache,  Erbschaften  und 
Vermächtnisse,  die  im  Werthe  nicht  20  Thlr.  betragen,  pia  corpora, 
als  Kirchen,  Schulen,  Armen-  und  Waisenanstalten.*  Für  den  gleichen 
Zweck  wurden  die  Tanzdispensationsgelder  verdoppelt. 

Nach  dem  Mandat  vom  5.  Januar  1811  wurden  zu  gleichen^ 
Zweck  auf  weitere  4  Jahre  diese  Abgaben  und  ausserdem  eine  von 
neu  aufzunehmenden  Bürgern  und  Unterthanen  bewilligt.  Offenbar 
geschah  dies  abermals  nach  Ablauf  der  4  Jahre.  Am  29.  Oktober 
1820  erfolgte  auf  Antrag  der  Ritter-  und  Landschaftsdeputierten  die 
Verdoppelung  der  EoUateral-  und  Lacherbenanfallsgelder.  ,  Betragt 
die  Abgabe,  welche  der  Sterbefall  veranlasst,  mehr  als  200  Thlr., 
so  soll  die  Summe  nicht  zur  gemeinen  Eassenausgabe  verwendet^ 
sondern  damit  eine  zinsbare  Passivschuld  abgetragen  werden."  Die 
Geistlichen  wurden  zur  Anzeige  verpflichtet. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  kamen  zum  Teil  in  Vergessen- 
heit oder  waren  wenigstens  nicht  mehr  allgemein  genug  bekannt,  sie 
wurden  deshalb  durch  Bekanntmachung  vom  3.  Juli  1852  von  neuem 
eingeschärft  ^). 

Ein  modernes  Erbschaftssteuergesetz  vom  3.  März  1875  mit 
erheblichen  Erhöhungen  ersetzte  die  älteren  Bestimmungen. 

Für  das  Fürstentum  Reuss-Lobenstein-Ebersdorf  wurde 
durch  Verordnung  vom  4.  Juli  1825  eine  Landes-,  Kirchen-  und 
Schulstiftungskasse  errichtet  und  derselben  unter  anderem  auch  eine^ 
wie  es  scheint,   neu  eingeführte  4^/oige  EoUateralsteuer  zugewiesen. 

Die  Verordnung  vom  7.  Juli  1843  kreierte  auch  im  Fürstentum 
Schleiz  eine  5®/oige  EoUateralsteuer,  »um  die  wünschens werthe  Ver- 


0  Vgl.  Anhang. 

')  Gesetzsammlung  des  Fürstentums  Reuss  ä.  L.,  Nr.  9. 
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mehrung  der  zur  Unterstützung  des  Schulwesens  bestimmten  Mittel 
allmählich  herbeizuführen  und  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  meisten 
anderen  Ländern  bestehenden  Einrichtungen.'  Frei  blieben  Anfälle  von 
50  Thlr.,  milde  Stiftungen  und  Grundstücke,  von  denen  das  hohe  Lehn- 
geld von  lO^/o  zu  entrichten  war,  jedoch  nicht  das  Gutsinventar. 

Das  Gesetz  vom  13.  Oktober  1849^)  hob  die  beiden  Verord- 
nungen auf  und  statuierte'  für  den  gesamten  Umfang  des  Fürsten- 
tums Reuss  j.  L.  eine  Kollateralsteuer  mit  den  Sätzen  2  und  4^/o, 
und  zwar  sollte  es  nun  keinen  Unterschied  machen,  ob  die  Erb- 
schaften und  Vermächtnisse  in  Lehn  oder  AUod  bestehen.  Der  Er- 
trag floss  in  die  allgemeine  Kirchen-  und  Schulkasse.  Im  sonstigen 
Detail  war  das  Gesetz  eine  ziemlich  genaue  Kopie  des  Sachsen- 
Weimarer  Gesetzes  vom  3.  September  1844.  Am  21.  Dezember  1868 
traten  an  die  Stelle  der  Steuersätze  2  und  4>  die  von  2,  4,  8®/o  ^). 
Durch  Gesetz  vom  20.  Dezember  1880  wurde  die  KoUateralsteuer- 
pflicht  auf  Schenkungen  unter  Lebenden  ausgedehnt  *). 

In  Sachsen,  wo  im  17.  und  18.  Jahrhundert  eine  eigentliche 
Erbschaftssteuer  nicht  bestanden  hat^),  wurde  bald  nach  Ausgang 
des  Krieges  durch  Mandat  vom  11.  Januar  1819  mit  der  neuen  Ein- 
richtung der  Stempelsteuer  auch  ein  Erbschaftsstempel  von  3^/o 
eingeführt  ^).  Sie  hielt  sich  aber  nur  an  die  entfernteren  Kollateralen. 
Es  blieben  nämlich  befreit  nicht  bloss  die  leibUchen  Ascendenten, 
Descendenten  und  Ehegatten,  sondern  auch  die  voll-  und  halb- 
bürtigen Geschwister  und  sonstigen  Seiten  verwandten  des  3.  und  4. 
Grades.  Auch  Stiefeltern,  Stiefkinder  und  adoptierte  Kinder  waren 
steuerfrei,  ingleichen  Vermächtnisse  und  Schenkungen,  die  für  Lehr-, 
Wohlthätigkeits-,  Zucht-  und  Arbeitsanstalten  oder  zur  Verteilung  an 
die  Armen  bestimmt  waren;  femer  die  Verlassenschaften  fremder 
Reisender,  welche  in  Sachsen  starben,  sowie  dasjenige  Vermögen, 
welches  ein  inländischer  Erblasser  im  Auslande  hinterlassen  hatte. 
Dabei   verblieb   es   bis   zu   dem   Gesetz   vom  13.  November  1876®), 


^)  Gesetzsammlung  für  die  Fürstl.  Reuss.  Lande  j.  L.,  Nr.  98,  S.  21. 

2)  Ebenda,  Nr.  295,  S.  371. 

3)  Ebenda,  Nr.  427,  S.  237. 

^)  So  wird  mir  von  der  Direktion  des  k.  sächsischen  Hauptstaatsarchivs 
mitgeteilt. 

")  Gesetzsammlung  für  das  Königreich  Sachsen,  1819,  S.  25  f.  Dazu  das 
Erläuterungsmandat  vom  4.  September  1822. 

')  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Sachsen,  1876,  S.  449. 
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das  die  Steuersätze  differenzierte,  was  in  noch  höherem  Masse  durch 
die  auch  die  Geschwister  und  Neffen  und  Nichten  beiziehende  Novelle 
vom  9.  März  1880  ^)  geschah.  Ein  auf  fortgeschrittenstem  Standpunkt 
stehender  Gesetzentwurf  mit  Einbeziehung  der  Ehegatten  und  der 
direkten  Linie  und  mit  Progression  nach  der  Höhe  des  Anfalls  er- 
hielt nicht  Gesetzeskraft^). 

Drei  Jahre  später  als  Sachsen  hat  auch  Preussen^)  ein  neues 
Stempelgesetz  geschaffen  (7.  März  1822).  Dasselbe  ist  aber  hin- 
sichtlich der  Erbschaften  erheblich  intensiver  ausgestaltet,  als  das 
sächsische.  Das  preussische  Gesetz  befreit*)  nur  Descendenten  und 
Ascendenten  aus  gültiger  Ehe. 

Auch  derjenige  Teil  des  Nachlasses,  welcher  nach  dem  Tode 
des  Mannes  an  die  hinterlassene  Witwe  übergeht,  bleibt  steuer- 
frei, wenn  neben  ihr  Kinder  zur  Teilung  kommen.  Mit  l^/o  wird 
besteuert,  was  der  Mann  von  seiner  verstorbenen  Frau  überhaupt 
oder  die  Frau  von  dem  Manne  in  dem  Falle  erbt,  in  welchem  keine 
Kinder  mit  ihr  zur  Teilung  kommen.  J.  G.  Hoff  mann,  der 
wohl  am  besten  die  bei  Erlass  des  Gesetzes  herrschenden  und  mass- 
gebenden Anschauungen  wiedergibt,  macht  hierzu  folgende  Bemer- 
kung: „Der  Mann  verliert  in  der  Frau  eine  Gehülfin,  nicht  eine 
Versorgerin;  und  eine  Wittwe,  welche  nicht  für  Kinder  zu  sorgen 
hat,  ist  gewöhnlich  weniger  hülflos,  als  diejenige,  welcher  der  ver- 
storbene Ehegatte  Kinder  hinterliess." 

Geschwister  und  deren  ehelichen  Nachkommen,  natürliche,  durch 
eine  nachfolgende  Ehe  nicht  legitimierte  oder  auch  bloss  adoptierte 
oder  nur  infolge  der  Einkindschafb  zur  Erbschaft  berufene  Kinder  waren 
mit  2^/o  besteuert.  «Der  Grund  dieser  höheren  Besteuerung,*^  sagt 
Hoffmann,  „scheint  darin  zu  liegen,  dass  Erbanfalle  unter  diesen 
Verhältnissen  für  eine  besondere  Begünstigung  anzusehen  sind,  da  nie- 
mand verpflichtet  ist,  seinen  Geschwistern  etwas  zu  hinterlassen ;  auch 
natürliche  und  bloss  angenommene  Kinder  nicht  dieselben  Ansprüche 
an  den  Nachlass  ihrer  Eltern  haben,  wie  die  eheUch  erzeugten.*' 

Stiefkinder  und  Schwiegerkinder,  welche  Stiefeltern  und  Seh  wieger- 


»)  Ebenda,  1880,  S.  16. 

«)  Vgl.  Näheres  Finanzarcbiv  15  (1898),  S.  897,  873. 

»)  Vgl.  auch  oben  S.  79  und  Finanzarchiv  17  (1900)  S.  60. 

*)  Auch  wenn  der  Nachlass  den  Wert  von  50  Thlr.  nicht  erreicht,  so 
bleibt  er  stempelfrei;  ebenso  Legate,  welche  für  geleistete  treue  Dienste  aus- 
gesetzt werden,  bis  zu  dem  Betrag  von  400  Thlr. 
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eitern  beerben  und  umgekehrt,  zahlen  nach  dem  Gesetz  4^/o;  alle  nicht 
vorstehend  benannte  Verwandte  innerhalb  des  6.  Grades  6^/0;  Verwandte 
im  7.  oder  noch  entfernteren  Grade,  Schwäger  und  Schwägerinnen, 
Nichtverwandte,  8®/o. 

,Im  allgemeinen,"  meint  Hoffmann,  , liegt  auch  hier  die  An- 
sicht zum  Grunde,  dass  die  Besteuerung  um  so  ansehnlicher  ausfallen 
dürfe,  je  weniger  Anrecht  der  Erbe  oder  Legatar  auf  einen 
solchen  Anfall  hatte.  Bei  dem  Zinsfuss  von  4^/o  nimmt  der 
höchste  Steuersatz  doch  die  volle  Nutzung  von  2  Jahren  in  Anspruch.* 

Wenn  nicht  alles  trügt,  waren  es  also  auch  in  Preussen  Er- 
wägungen erbrechtlicher  Natur,  welche  für  die  Abstufung  der  Steuer- 
sätze massgebend  waren. 

Die  enge  Verbindung  mit  dem  Stempelwesen  wurde  schon  be- 
züglich der  im  Jahre  1866  mit  Preussen  vereinigten  Landesteile  ge- 
löst und  die  Erbschaftssteuer  mittels  der  Verordnung  vom  5.  Juli 
1867  geregelt.  Durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1873  ^)  wurde  diese  Aus- 
sonderung auch  für  die  alten  Landesteile  vollzogen,  ferner  die  Be- 
arbeitung der  Erbschaftssteuersachen  auf  besondere  Erbschaftssteuer- 
ämter in  denjenigen  Provinzen,  in  denen  sie  bis  dahin  noch  den  Ge- 
richten oblag,  übertragen  und  das  steuertechnische  Detail  geregelt. 
Das  Gesetz  brachte  keinerlei  Verschärfung  der  Steuersätze,  im  Gegen- 
teil sogar  einige  Herabsetzungen.  Namentlich  wurde  die  Erbschafts- 
steuer von  überlebenden  Ehegatten  aufgehoben.  Diese  hatte,  wie  die 
Motive  hervorheben,  je  nachdem  Gütergemeinschaft  oder  Güter- 
trennung bestand,  in  den  einzelnen  Landesteilen  ganz  verschieden 
gewirkt,  ja  nicht  selten  wegen  Klarstellung  der  ehelichen  Vermögens- 
verhältnisse zu  Zwistigkeiten  und  Prozessen  unter  den  Interessenten 
geführt.  Das  Gesetz  hat  den  späteren  deutschen  Gesetzen  hinsicht- 
lich der  steuertechnischen  Bestimmungen  als  Muster  gedient. 

Ein  Entwurf  vom  3.  November  1890  wollte  der  Erbschafts- 
steuer die  Funktion  der  höheren  Belastung  des  fundierten  Einkommens 
zuteilen  und  eben  deshalb  Ehegatten  und  Descendenten  in  die  Steuer 
einbeziehen^).  Das  fand  aber  nicht  Annahme,  dafür  wurde  später 
die  Vermögenssteuer  geschaffen.  Das  Gesetz  vom  24.  Mai  1891 
(dazu  Novelle  vom  31.  Juli  1895)  ^)  enthielt  als  die  hauptsächlichste 
Neuerung  die,  dass,  soweit   es  sich   nicht  um  Immobilien  handelt, 

')  Gesetzsammlung,  S.  829. 
^  Finanzarchiv  7  (1890),  8.  709. 
'         »)  Finanzarchiv  8  (1891),  S.  948;  12  (1895),  S.  830. 
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bei  denen  stets  das  Territorialprinzip  gilt,  für  die  Steuerhoheit  nicht 
mehr  die  Staatsangehörigkeit,  sondern  die  Domizilszugehörigkeit  des 
Erblassers  entscheidet. 

Im  Herzogtum  Anhalt-Bernburg  wurde  „nach  dem  Bei- 
spiele sämmtlicher  benachbarter  Staaten  zu  einstweiliger  Unterstützung 
derContingentskasse  und  in  der  Folge  zur  Bestreitung  anderer  nöthigen 
Landesbedürfhisse  die  Einführung  des  Stempelpapiers  beschlossen* 
und  mit  Edikt  yom  21.  September  1812  statuiert^).  Danach  unter- 
lagen auch  Erbschafben,  Vermächtnisse,  Schenkungen  unter  Lebenden 
und  auf  den  Todesfall,  die  von  einem  Unterthanen  des  Landes  her- 
rührten und  nicht  an  Descendenten,  Ascendenten  und  Ehegatten 
übergingen,  einem  Wertstempel  von  V^i  1  und  2®/o.  Frei  blieben 
Erbschaften  und  Vermächtnisse  ad  pias  causas,  Güter,  welche  einem 
Unterthan  im  Ausland  zufielen,  das  Vermögen,  welches  ein  Fremder, 
der  auf  der  Durchreise  im  Herzogtum  verstarb,  hinterliess.  Grund- 
lage bildete  das  Reinvermögen.  Von  jeder  Erbschaft  und  jedem  Ver- 
mächtnis, auf  dem  ein  Niessbrauch  ruhte,  hatte  der  Erbe  oder  Legatar 
*/3,  der  Usufruktuar  V»  zu  entrichten. 

Am  24.  März  1832  erliess  auch  das  Herzogtum  Anhalt- 
Dessau  ein  „Gesetz  wegen  der  Erbschaftsstempelsteuer*  ^).  Als  An- 
lass  wird  angeführt,  dass  die  Unterthanen,  wenn  sie  in  den  benach- 
barten Staaten  etwas  erbten,  gleich  den  dortigen  Staatsangehörigen 
Erbschaftssteuer  zahlen  müssten,  während  fremden  Unterthanen,  wenn 
sie  in  Anhalt-Dessau  etwas  erbten,  «solches  ganz  frei  und  ohne  davon 
im  geringsten  etwas  abzugeben*  verabfolgt  würde.  Die  Abgabe  war 
auf  2,  4,  8®/o  festgesetzt.  Literessant  ist,  wie  das  Gesetz  die  Ver- 
wendung ad  pias  causas  zu  fingieren  sucht.     In  §  2  heisst  es: 

«Obgleich  die  dadurch  eingeführte  Erbschaftsstempelsteuer  durchaus  nur 
als  eine  Staatsabgabe  betrachtet  und  angesehen  werden  kann,  so  wollen  Wir 
doch,  dass  solche  nicht  unmittelbar  in  Unsere  Cammercasse  fliessen,  sondern 
vielmehr  verwendet  werden  soll:  a)  zu  den  einstweiligen,  von  Uns  mehreren 
Predigern  zur  Beförderung  des  heilsamen  und  glücklich  zu  Stande  gebrachten 
Werks  der  evangelischen  Eirchenvereinigung  bewilligten  jährlichen  Entschädi- 
gungen für  die  daraus  für  sie  hervorgegangenen  Verluste;  b)  zu  Rnhegehalten 
für  ohne  ihre  Schuld  dienstunfähig  gewordenen  Prediger  und  Schullehrer; 
c)  zur  Unterstützung  und  Aushülfe  unbegüterter  Kirchen  und  Schulen  in  Notfällen, 
bei  bedeutenden  Bau-  und  Reparaturkosten,  auch  in  andern  zweckmässigen 
Verwendungen,   namentlich  auch  zur  Uebertragung  und  Unterstützung  armer 


0  Bd.  I,  Nr.  138  der  Bemburgischen  Gesetzsammlung,  S.  215. 

')  Gesetzsammlung  für  Anhalt-Dessau,  Nr.  64,  S.  455.  Siehe  auch  oben  S  81. 
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<j}ememdemitglieder  bei  Aufbringung  edictmässig  ausgeschriebener  Bau-  und 
Reparaturkosten  fOr  Kirchen  und  Schulgebäude ;  d)  Bei  Verwendung  des  Ertrags 
dieser  Stempelsteuer  sollen  die  religiösen  und  Schulanstalten  der  Israeliten  nach 
Billigkeit  ebenfalls  mit  berücksichtiget  werden." 

Dieses  Gesetz  wurde  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1850  auch  auf 
Anbalt-Eöthen  ausgedehnt. 

Mit  dem  Erbschaftssteuergesetz  vom  4.  Februar  1874  ^),  das  für 
■alle  anhaltischen  Gebiete  gilt,  schloss  man  sich  —  auch  in  den  Steuer- 
sätzen —  ganz  an  Preussen  an.  Den  gleichen  Zweck  yerfolgten  die 
Ifovellen  vom  29.  März  1892«)  und  vom  1.  Juli  1897»). 

In  Baden  wurde  die  Besteuerung  des  Erwerbs  von  Vermögen 
durch  Vererbung  oder  Schenkung  durch  die  Acciseordnung  vom 
4.  Januar  1812  für  das  ganze  Grossherzogtum  einheitlich  geregelt^). 
Nach  derselben  waren  Descendenten  frei,  Eltern,  Geschwister  und 
Abkömmlinge  von  Geschwistern,  sowie  Ehegatten  zahlten  l^is% 
{1  kr.  vom  fl.),  andere  Ahnen  und  Seitenverwandte,  sowie  alle  mit  dem 
Erblasser  nicht  verwandten  Personen  5  ^/o  (3  kr.  vom  fl.).  Nach  der 
landesherrlichen  Verordnung  vom  7.  Mai  1818  war  von  Liegenschaften, 
die  sich  im  Inland  befinden,  stets  die  Erbschaftsaccise  zu  erheben, 
ebenso  vom  Mobiliarvermögen  eines  inländischen  Erblassers,  dagegen 
war  das  Mobiliarvermögen  eines  Ausländers  in  jedem  Falle  von  der 
Erbschaftsaccise  frei  zu  lassen  ^).  Durch  Gesetz  vom  14.  Mai  1828 
wurde  die  Erbschaftsaccise  von  Vermächtnissen  an  öfi^entliche  An- 
stalten für  Wohlthätigkeit  und  Unterricht  aufgehoben  *).  Durch  Ge- 
setz vom  3.  August  1837  wurden  die  Eltern  befreit ').  Das  Gesetz  vom 
30.  März  1850  brachte  beträchtliche  Erhöhungen,  die  aber  durch  Ge- 
setz vom  30.  Juni  1862  wieder  rückgängig  gemacht  wurden.  Eine 
völlige  Neugestaltung  erfuhr  die  Gesetzgebung  durch  das  neue  Erb- 
schafts- und  Schenkungssteuergesetz  vom  14.  Juni  1899  ®).  Durch  das- 
selbe wurde  die  Verbindung  mit  der  Acciseordnung  definitiv  gelöst, 
auch  die  althergebrachte  Besorgung  der  Geschäfte  des  Erbschaftsaccise- 

')  Gesetzsammlung  Nr.  341,  VI.  Bd.,  S.  367. 
^)  Ebenda  Nr.  867,  XIV.  Bd.,  S.  71. 
»)  Ebenda  Nr.  988,  XV.  Bd.,  S.  393. 

'*)  Vgl.  auch  Finanzarchiy  17  (1900)  S.  54.  —  Die  im  Breisgau  bestandene 
<österr.)  Erbsteuer  (s.  oben  S.  62)  wurde  aufgehoben.    (§  94.) 
*)  Rgsbl.  S.  86. 
«)  Rgsbl.  1828,  S.  61. 

^)  Rgsbl.  1837,  S.  194.    Die  späteren  Tarife  siehe  im  Anhang. 
^)  Dasselbe  ist  unten  mitgeteilt. 
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ansatzes  durch  die  Amtsgerichte  als  Behörden  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit aufgegeben  und  den  Notaren  zugewiesen.  Die  Steuer- 
sätze erfuhren  manche  Modifikationen.  Die  Ehegatten  wurden  befreit^ 
Eltern  für  Summen  über  10,000  herangezogen,  die  Seitenverwandten 
stärker  wie  bisher  getroffen.  Auch  ein  kleiner  Anfang  zur  Pro- 
gression nach  der  Grösse  des  Anfalls  ist  vorhanden^). 

Die  in  den  „Althessischen  Landen  wegen  Entrichtung  der  GoUa- 
teralgelder  zu  milden  Zwecken  bestehende  Verordnung"  *)  wurde  durch 
Verordnung  vom  11.  August  1808  ^)  auf  die  neuen  Gebietsteile  des  da- 
maligen Grossherzogtums   Hessen   ausgedehnt  und  naher  erläutert. 

Alle  Erbschaften,  Schenkungen  von  Todes  wegen  und  Vermächtaiisse, 
welche  an  Seitenverwandte  oder  Fremde  fallen  und  als  unverteiltes  Ganze  nach 
Abzug  der  allenfallsigen  Passivschulden  die  Summe  von  100  fl.  übersteigen,  sind 
dem  Beitrage  von  2Vs7o  zur  Dispensationskasse  unterworfen.  Blosse  Adoptiv- 
kinder und  -Eltern  sind  nicht  befreit.  Dasjenige,  was  Eheleute  voneinander 
zufolge  und  kraft  der  Landes-  oder  Statutargesetze  erben  —  es  sei  nun,  dass 
durch  diese  eine  Gemeinschaft  der  Güter  oder  eine  bestimmte  statutarische  Portion 
festgesetzt  sei  —  ist  der  Entrichtung  der  Eollateralgelder  nicht  unterworfen. 
Was  aber  Eheleute  einander  mehr  als  den  statutarischen  Anteil  —  es  sei  durch 
Ehepakten,  Schenkung,  Testament  oder  jede  andere  Disposition  hinterlassen,, 
davon  ist  die  verordnete  Abgabe  von  272^0  ^^  ^^  Dispensationskasse  zu  ent- 
richten. In  Fällen,  wo  der  überlebende  Ehegatte  gesetzlich  die  Leibzucht  za 
geniessen  hat,  nach  dessen  Tod  aber  die  Erbschaft  an  Seitenverwandte  fällt, 
ist  zwar  die  Taxation  der  Verlassenschaft  gleich  nach  dem  Tode  des  erst  ver- 
storbenen Ehegatten  vorzunehmen,  mit  der  wirklichen  Exaction  der  davon  zu 
entrichtenden  Eollateralgelder  aber  so  lange  zu  warten,  bis  die  Leibzucht  auf- 
hört und  die  Erben  zum  wirklichen  Genuss  der  Erbschaft  gelangen.  Von  Fidei- 
kommissen  sind,  wenn  der  Fideikommisserbe  ein  Descendent  de^enigen  ist, 
welcher  das  Fideikommiss  zuerst  errichtet  hat,  keine  Eollateralgelder  zu  ent- 
richten,, wohl  aber,  wenn  der  Fideikommisserbe  von  dessen  erstem  Stifter  nicht 
abstammt.  Das  nämliche  gilt  von  Lehen,  wovon  gleichmässig,  insoweit  der 
Lehensf olger  vom  ersten  Erwerber  abstammt,  keine  Eollateralgelder  zu  ent- 
richten sind.  Der  Betrag  der  Eollateralgelder  soll  aber  solchen  Falls  nur  aus 
den  Revenuen  des  Fideikommisses  oder  des  Lehens  hergenommen  und  der  Fond 
selbst  dieserhalb  nicht  angegriffen  werden.  Bei  Schenkungen  unter  den 
Lebendigen,  wie  auch  bei  Leibrentverträgen,  als  wobei  Gewinn  oder  Verlust 
vom  Zufall  abhängt,  fällt  die  Entrichtung  der  Eollateralgelder  weg.  War  der 
Erblasser  ein  Inländer,  so  sind   alle  dessen  Mobilien,   Barschaften  und  Aktiv- 

')  Vgl.  dazu  Motive  z.  Gesetzentw.  v.  12.  Mai  1898,  Beil.  z.  Protok.  der 
91.  öff.  Sitzung  der  Zweiten  Eammer  v.  16.  Mai  1898  und  Bericht  der  Justix- 
kommission  der  Zweiten  Eammer,  Beil.  z.  Protok.  der  128.  öff.  Sitzung  der 
Zweiten  Eammer  v.  17.  März  1899. 

2)  Siebe  oben  S.  76. 

')  Grossherzogl.  hessische  Verordnungen.  1.  Heft,  Darmstadt  1811,  S.  160- 
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kapitalien  in  oder  ausser  Landes  sowie  auch  innerhalb  des  Grossherzogtums  ge- 
legenen Immobilienstücke,  nicht  aber  die  im  Ausland  gelegenen  Immobilien 
in  Anschlag  zu  nehmen,  so  jedoch,  dass  auch  die  Schulden,  welche  auf  den 
Immobilien  im  Auslande  gerichtlich  speziell  versichert  sind,  von  der  Erbschaft 
nicht  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen.  Dagegen  sind  auch  die  Erben  von 
Ausländem,  welche  in  Hessen  Immobilienvermögen  besassen,  hievon  nach  Abzug 
der  gerichtlich  und  speciell  darauf  versicherten  Schulden  die  Eollateralgelder  in 
den  geeigneten  Fällen  zu  entrichten  schuldig.  Die  Taxation  der  Erbschaften 
und  Vermächtnisse  in  Beziehung  auf  den  Beitrag  der  Eollateralgelder,  sowie 
die  Bestreitung  dieser  Gelder  selbst,  ist  an  derjenigen  Gerichtsstelle,  deren  Juris- 
diction der  Erblasser  bei  Lebzeiten  zuletzt  unterworfen  war,  zu  besorgen.  Im- 
mittelst soll  in  allen  den  Fällen,  wo  aus  anderen  Ursachen  die  Errichtung  eines 
Inventarii  nicht  ohnehin  (wie  z.  B.  bei  minderjährigen  oder  abwesenden  Erben) 
notwendig  ist,  selbe  bloss  wegen  Festsetzung  der  Eollateralgelder  nicht  erfordert 
werden,  sondern  hinreichend  sein,  wenn  zu  diesem  Behufe  der  Belauf  der  Erb- 
schaft von  dem  Erben  nach  vorläufig  von  demselben  gefertigten  Privatverzeichnis 
derselben  eidlich  angegeben  wird  *). 

Durch  Verordnung  vom  8.  Juni  1821  *)  wurde,  »da  es  ange- 
messen ist,  dass  von  denjenigen,  welche  durch  Erbschaft  von  Seiten- 
verwandten  oder  von  nicht  verwandten  Personen  Vermögen  erwarben, 
ein  besonderer  Beitrag  zu  den  Staatsbedürfnissen  geleistet  werde,  auch 
eine  Abgabe  von  solchen  Erbschaften  in  den  Provinzen  Starkenburg 
und  Oberhessen  bereits  vnrklich  besteht",  auch  in  der  Provinz  Rhein- 
hessen ein  EoUateralgeld  von  5^/o  statuiert  „von  jeder  Uebertragung 
des  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens,  welche  durch  Sterb- 
fall auf  Seitenverwandte  oder  nichtverwandte  Personen  geschieht.**). 
Die  Erhebung  hatte  zu  geschehen  nach  der  im  Gesetz  vom  22.  Fri- 
maire  an  VII.  (12.  Dezember  1798)  vorgeschriebenen  Art.  Zugleich 
wurde  bestimmt  und  zwar  für  ganz  Hessen,  dass  minderjährige  Ge- 
schwister befreit  bleiben,  wenn  sie  in  ungeteilter  Erbschaft  stehen, 
und  dass  bei  Ehegatten,  wenn  ihnen  bloss  die  Nutzniessung  zufällt^ 
die  Erhebung  bis  nach  dem  Absterben  ausgesetzt  bleibt.  Das  Finanz- 
gesetz vom  12.  Januar  1827*)  erklärt,  dass  die  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  von  Eollateralgeldern   nicht    aufgehoben  werde  in   den 

')  Durch  Ministerialerlass  vom  12.  März  1810  wurde  eine  Frist  von 
6  Wochen  gesteckt,  nach  Ablauf  derselben  war  gerichtlich  zu  inventarisieren. 
A.  a.  0.,  2.  Hefk,  S.  139. 

^  Grossherzogl.  hess.  Rgsbl.  1827,  S.  287. 

')  Zugleich  wurde  in  Starkenburg  und  Oberhessen  der  frQhere  Steuersatz 
von  2V«7o  durch  den  von  5%  ersetzt.  Vgl.  §  21  des  Finaozges.  v.  8.  Juni  182  L 
(Rgsbl.  S.  227);  dazu  Verordn.  v.  6.  Juli  1822  (Rgsbl.  S.  223). 

*)  Grossherzogl.  hess.  Rgsbl.  1821,  S.  172. 
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Fällen,  in  welchen  Erbschaften  an  Ascendenten  und  Geschwister 
deferiert  und  von  letzteren  zu  Gunsten  der  ersteren  repudiiert  wurden. 
Durch  Finanzgesetz  vom  29.  Oktober  1830  wurde  die  Befreiung 
minderjähriger  Geschwister,  die  in  ungeteilter  Erbschaft  standen,  auf- 
gehoben, durch  Finanzgesetz  vom  16.  Juli  1842  wurden  Erbschaften 
von  Geschwistern,  welche  noch  nicht  aus  der  Familie  des  überlebenden 
Vaters  oder  der  überlebenden  Mutter  ausgetreten  waren,*  insoweit 
diese  Erbschaften  in  einer  Quote  des  Nachlasses  eines  ihrer  bereits 
verstorbenen  Eltern  bestanden,  von  der  Eollateralsteuer  befreit. 

Die  Verschiedenheit  der  Grundsätze  und  des  Verfahrens  in  den  drei 
Provinzen  war  sehr  störend,  auch  musste  bei  der  Lückenhaftigkeit  der 
Bestimmungen  vieles  erst  durch  oberstrichterliche  Rechtsprechung  fest- 
gestellt und  ausgebildet  werden  ^).  Ein  modernen  Ansprüchen  ange- 
passtes  Gesetz  kam  unterm  30.  August  1884 ')  zu  stände.  Dasselbe  bezog, 
wenn  auch  beschränkt,  die  Ascendenten  ein,  befreite  aber  die  Ehe- 
gatten schlechthin.  Die  bisherige  Befreiung  der  Erbmasse  bis  zu  100  8. 
wurde  so  umgeändert,  dass  der  Vermögensanfall  an  ein  und  dieselbe 
Person  frei  bleibt,  wenn  sie  100  M.  nicht  übersteigt.  Die  Befreiung  zu 
Gunsten  bestimmter  Anstalten  und  Kassen  ')  wurde  beseitigt.  An  Stelle 
eines  Satzes  von  5®/o  traten  4,  5,  6,  8®/o.  Die  Fideikommissanfalle 
wurden  anders  geregelt,  eine  Schenkungssteuer  neu  eingeführt,  die  Fest- 
stellung der  Steuer  einem  Erbschaftssteueramt  mit  2  Rekursinstanzen 
übertragen.     Zahlreiche  steuertechnische  Details  wurden  geordnet. 

Durch  Gesetz  vom  1 2.  August  1 899  wurden  die  Steuersätze  zum  Teil 
erhöht*)  und  durch  Gesetz  vom  22.  Dezember  1900  *)  die  Adaption  ans 
B.G.B.  vorgenommen  und  die  Frage  der  Steuerhoheit  neu  geordnet  (statt 
der  Staatsangehörigkeit  ist  das  Domizil  des  Erblassers  massgebend). 

In  der  Landgrafschaft  Hessen-Homburg  galt  die  hessen- 


')  Eine  Zusammenstellung  aller  Bestimmungen  und  Entscheidungen  hat 
Heinzerling  in  seinem  Archiv  für  prakt.  Rechtswissenschaft,  Darmstadt, 
N.  F.  Bd.  11,  S.  177  f.,  gegeben. 

*)  Grossherzogl.  hess.  Rgsbl.  1884  Nr.  29,  S.  271. 

')  Die  allg.  Witwenversorgungsanstalt  der  Beamten  war  am  2.  Oktober 
1808  befreit  worden,  das  Darmstädter  Waisenhaus  am  21.  Juli  1819,  die  ünter- 
stützungsanstalt  für  Witwen  und  Waisen  der  Schullehrer  am  18.  Dezember 
1819,  das  Darmstädter  Armeninstitut  am  14.  Januar  1820.  Grossherzogl.  hess. 
Verord.,  1.  Heft,  S.  187;  grossherzogl.  hess.  RgsbL,  1819,  S.  21,  164;  1820,  S.  10. 

*)  Finanzarchiv  17  (1900),  S.  896. 

^)  Grossherzogl.  hess.  Rgsbl.  1900,  Nr.  84,  S.  1035.  Das  neue  Gesetz  ist 
unten  mitgeteilt. 
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darmstadtische  Verordnung  vom  11.  August  1808.  Nachdem  der 
Landgraf  durch  die  Bundesakte  vom  9.  Juni  1815  die  Oberhoheit 
erlangt  und  ausserdem  das  Oberamt  Meisenheim  zugesprochen  er- 
halten hatte,  dehnte  er  die  Verordnung  vom  11.  August  1808  auch 
auf  das  neue  Gebiet  aus,  wo  der  Ertrag  zu  milden  Zwecken  ver- 
wendet werden  musste  ^).  Durch  landesherrliche  Verordnung  vom 
30.  Oktober  1846*)  wurde  die  Abgabe  von  2^/2^/0  auf  5^/o  gesteigert. 
Minderjährige  Geschwister,  welche  elterliches  Vermögen,  das  unter 
ihnen  noch  nicht  geteilt  war,  voneinander  erbten,  wurden  befreit, 
ebenso  Kirchen  und  milde  Stiftungen.  Nutzniessungen  waren  so  zu 
rechnen,  als  ob  die  Nutzniessung  mit  dem  Eigentum  vereinigt  ge- 
blieben wäre.  Der  Nutzniesser  wurde  aber  verbunden ,  die  Abgabe 
für  das  unter  der  Nutzniessung  begriffene  Vermögen  entweder  (vor- 
behaltlich dereinstiger  Restitution  ohne  Zinsen)  vorzulegen  oder  die- 
selbe dem  bezahlenden  Eigentümer  zu  verzinsen,  resp.  so  viel  von 
dem  Vermögen  herauszugeben,  als  zur  Abführung  der  Gebühr  erforder- 
lich war.  Von  dieser  Verbindlichkeit  sollte  jedoch  der  tiberlebende 
Ehegatte,  falls  und  soweit  ihm  bloss  die  Nutzniessung  von  dem  der 
KoUateralabgabe  unterworfenen  Vermögen  infolge  statutarischer  Be- 
stimmung oder  kraft  Ehevertrags  zufiel,  frei  sein,  dagegen  auch  in 
diesem  Fall  dem  Proprietär  bis  zur  Wiedervereinigung  dieser  Nutz- 
niessung mit  seinem  Eigentum  die  Gebühr,  die  gleichwohl  sofort  zu 
ermitteln  oder  festzustellen  war,  gestundet  werden.  Die  gleichen 
Bestimmungen  wurden  für  das  Oberamt  Meisenheim  erlassen*);  doch 
musste  hier  die  Hälfte  der  Einnahme  an  die  Amtsarmenkommission 
abgeliefert  werden.  Nach  einer  Verordnung  vom  14.  Februar  1848^) 
unterlagen  im  Oberamt  Meisenheim  Aktivforderungen  und  Renten, 
die  zu  einer  Succession  gehörten,  der  Besteuerung  ohne  Unterschied, 
ob  die  Schuldner  im  Inland  oder  Ausland  wohnten  und  ob  die  Forde- 
rungen im  Inland  oder  Ausland  zahlbar  waren;  nur  dann  blieben 
sie  frei,  wenn  nachgewiesen  wurde,  dass  im  Ausland  die  dort  üb- 
lichen Erbschaftsabgaben  davon  entrichtet  werden  mussten.  Diese 
Regelung  blieb  bis  zum  preussischen  Gesetz  vom  5.  Juli  1867. 


*)  Homb.-hess.  Verord.  vom  2.  November  1818  im  Archiv  der  landgräflich 
hess.  Gesetze  und  Verordnungen  1816—1866,  Homburg  1867,  S.  19. 

2)  Landgrafl.  hess.  Rgsbl.  1846,  S.  63. 

')  Verord.  vom  30.  Oktober  1846  im  Archiv  der  landgrafl.  hess.  Gesetze 
und  Verordnungen  1816—66,  Homburg  1867,  S.  444. 

*)  Landgrafl.  hess.  Rgsbl.  1848,  S.  11. 
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Im  Herzogtum  HesseD-Nassau  wurden  durch  das  Edikt  vom 
9./11.  Dezember  1815  sog.  KoDfirmationstaxen  eingeführt  ^);  dieselben 
betrugen  vom  Kauf-  imd  Tauschpreis  veräusserter  Immobilien  2®/o;  von 
Erbschaften  durch  Testament  in  aufsteigender  und  Seitenlinie  1  ^/i  ^/o ; 
von  Erbschaften  in  absteigender  Linie  V«^/o.  Eine  Regierungsverord- 
nung vom  15.  März  1816  besprach  und  entschied  einige  zweifelhafte 
Fragen  ^). 

Der  Standpunkt  der  Handänderung  herrschte  vor. 

Durch   Edikt  vom  13.  Mai  1818^)  wurden  die  Beschlüsse  der 


^)  Sammlung  der  landesherrl.  Edikte  und  anderer  Verordnungen,  welchen 
vom  1.  Juli  1816  an  im  ganzen  Umfang  des  Herzogtnms  Nassau  Gesetzeskraft 
beigelegt  worden  ist,  I.  Bd.  (Wiesbaden  1817),  S.  337.  Durch  Edikt  vom 
6.  Januar  1817  (ebenda  S.  196)  wurde  die  gleiche  Abgabe  in  der  ehemaligen 
Niedergrafschaft  Eatzenellenbogen  eingeführt 

*)  Jede  unwiderrufliche  Yermögensübergabe  Ton  Eltern  an  Kinder  sollte 
als  eine  antizipierte  Erbschaft  angesehen  werden;  soweit  die  gesetzliche  Suc- 
cessionsordnung  eingehalten,  war  V«  7«»  ^^r  das  übrige  1 V«  %  zu  zahlen.  Widerruf- 
liche Uebergaben  waren  als  testamentarische  Dispositionen  zu  betrachten,  welche 
erst  in  Wirkung  treten  sollten,  wenn  der  Uebergebende  starb,  Norm  für  die 
Taxe  sollte  aber  bleiben  der  Vermögensstatus  zur  Zeit  der  Uebergabe.  Behielten 
sich  die  Eltern  eine  Quote  des  Vermögens  als  Aushalt  vor,  so  kam  diese  erst 
nach  ihrem  Tode  in  Ansatz.  Eine  partielle  Vermögensabtretung  der  Eltern  an 
die  Kinder  sub  condicione  tunc  conferendi  war  ebenfalls  als  antizipierte  Erb- 
schaft pro  parte  zu  betrachten  und  wenn  anders  eine  gerichtliche  Uebergabs- 
urkunde  darüber  ausgefertigt  wurde,  die  Konfirmationstaxe  zu  zahlen,  wogegen 
dieser  Teil  bei  der  definitiven  Erbauseinandersetzung  von  der  Konfirmationstaxe 
frei  blieb  oder  nur  dann  derselben  unterlag,  wenn  solche  nicht  schon  früher 
erhoben  war.  Erb-  und  Leibrentenverträge  waren  als  testamentarische  Erb- 
schaften anzusehen  (zahlten  also  iVs^'o),  „die  Leibrente  selbst  kann  dabei  gar 
nicht  in  Betracht  kommen,  da  das  Eigenthum  des  Capitals  wirklich  übergeht*. 
Schenkungen  von  Immobilien  unter  Lebenden  waren  wie  Kauf  und  Tausch  zu 
betrachten  (zahlten  also  2^/o),  donationes  mortis  causa  als  testamentarische 
Verfügungen  (zahlten  also  V/i^jo),  Bei  Dispositionen  der  Eltern  unter  den 
Kindern  sollten  nur  die  Erbteile  der  Kinder,  welche  ohnehin  ab  intestato  auf 
dieselben  gefallen  wären ,  mit  V'  ^h»  besondere  Vermächtnisse  im  voraus  aber 
und  andere  Legate  gleich  allen  Erbschaften  nach  testamentarischer  Verfügung 
mit  Vlt^/o  in  Anschlag  gebracht  werden.  Sammlung  der  landesherrl.  Edikte 
2.  Bd.  (Wiesbaden  1818),  S.  259. 

s)  Sammlung  der  landesherrl.  Edikte,  1.  Bd.  (Wiesbaden  1817),  S.  253. 
Dazu  kam  noch  eine  Regierungsverordnung  vom  2.  Januar  1827,  wonach  TeDe 
einer  Nachlassenschaft,  welche  als  Legate  oder  Schenkungen  übergingen,  nach 
den  nämlichen  Bestimmungen  zu  beurteilen  waren,  welche  hinsichtlich  der 
Erbschaften  galten.  Legatare  oder  Beschenkte  im  1.  und  2.  Grad  blieben  freL 
Verordnungsbl.  des  Herzogtums  Nassau,  19.  Jhrg.  1827,  S.  1. 
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Landstände  genehmigt,  wonach  Tom  1.  Juli  1818  ab  „bei  Erbschaften 
in  auf-  oder  absteigender  Linie,  sowie  bei  allen  Seiten  verwandten 
des  1.  und  2.  Grades,  Geschwistern  und  Geschwisterkindern  die  Eonfir- 
mationsgebühren  ganz  wegfielen,  in  allen  übrigen  Erbschaften  aber 
mit  2^/o  angesetzt  wurden*. 

Bei  dieser  Ordnung  blieb  es  bis  zum  preussischen  Gesetz  vom 
5.  Juli  1867. 

In  Württemberg  wurden  durch  die  Generalverordnung  vom 
11.  Februar  1810^)  den  Waisen-,  Zucht-  und  Irrenhausanstalten  um- 
fassende neue  Einrichtungen  gegeben  und  besondere  zu  ihrer  Unter- 
haltung erforderliche  Mittel  ihnen  zugewiesen.  Hinsichtlich  der 
Waisen-  und  Zuchthäuser  war  bestimmt,  dass  für  sie  künftig 
ohne  Unterschied  im  ganzen  Lande  neben  einer  Reihe  anderer  „Ge- 
falle* zu  erheben  seien  (§  13  Z.  8)  „von  Erbschaften  und  Vermächt- 
nissen, welche  auf  Seitenverwandte  von  dritten  oder  entfernteren 
Graden  der  Blutsfreundschaft  nach  der  Berechnung  des  römischen 
Rechts  oder  bloss  auf  verschwägerte  oder  ganz  fremde  Personen  fallen, 
mit  Ausnahme  der  Vermächtnisse  zu  einer  frommen  Stiftung  l^/o 
des  Betrages*. 

Dieses  Gefäll  war  durch  den  Heiligenpfleger  zu  erheben  und, 
wo  solcher  sich  nicht  befand,  durch  den  Untersteuereinbringer  jeden 
Orts,  bezw.  durch  den  Amtspfleger  eines  jeden  Oberamts  als  Ober- 
einbringer.  Durch  Ministerialverfügung  vom  18.  August  1821  *) 
wurde  diese  offenbar  unzureichende  Erhebungs-  und  Verwaltungs- 
weise aufgehoben  und  bestimmt,  dass  das  Gefall  von  den  Kameral- 
beamten  unmittelbar  zu  erheben  und  zu  verrechnen  sei,  «zu  welchem 
Ende  die  Teil-  und  Waisengerichte  jedesmal  dem  Kameralamte  die 
erforderlichen  Urkunden  mitzuteilen*  hatten. 

Infolge  der  eingetretenen  Organisation  des  Notariatswesens  wurde 
durch  Ministerialverfügung  vom  2.  Januar  1827  vorgeschrieben  ^),  dass 
die  l®/oige  Waisenhausgebühr  von  den  Gerichts-  und  Amtsnotaren 
anzusetzen,  zu  erheben,  zu  verrechnen  und  abzuliefern  sei.  Das 
allgemeine  Sportelgesetz  vom  23.  Juni  1828  behielt  die  Abgabe  bei, 
Hess  aber  die  Zweckbestimmung  fallen^). 


')  Rgsbl.  1810  S.  57. 
«)  Rgsbl.  1821  S.  636. 
«)  Rgsbl.  1827  S.  14. 

*)  Rgsbl.  1828  S.  488;  Ministerialerlass  dazu  vom  28.  Februar  1829,  §  5. 
Rgsbl.  I.  Erg.  Bd.,  S.  98. 
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Im  Jahr  1850  brachte  die  Regierung  einen  Entwurf  ein^),  wo- 
nach sie  statt  der  bisherigen  Steuer  vorbehaltlich  der  Notariatssporteln 
von  sämtlichen  im  Inlande  an  Ascendenten  oder  Seitenverwandte,  sei 
es  nach  gesetzlicher  Erbfolge,  sei  es  in  Gemässheit  letzter  Willens- 
verordnung oder  Erbvertrags  zur  Verteilung  kommenden  Erbschaften, 
Vermächtnissen  und  Schenkungen  von  Todes  wegen  eine  Abgabe  vor- 
schlug von  3®/o  bei  Ascendenten  und  Seitenverwandten  des  2.  und 
3.  Grades,  von  5^/o  bei  entfernteren  Seitenverwandten  und  nicht- 
verwandten  Personen.  Während  die  bisherige  Abgabe  nur  25,000  fl. 
Ertrag  geliefert  hatte,  erhoffte  man  sich  von  dem  neuen  Vorschlag 
50,000  fl.  Die  Kommission  beantragte,  auch  Eltern  und  Geschwister 
frei  zu  lassen  *).  Im  Plenum  *)  fand  jedoch  der  Gesetzentwurf  viel  Wider- 
spruch, und  wurde  sehr  verändert*).  Nach  der  am  4.  Februar  1852 
angenommenen  Gestalt  sollten  Ascendenten  1.  Grades,  Descendenten, 
voll-  und  halbbürtige  Geschwister,  sowie  Ehegatten  sportelfrei  sein, 
entferntere  Ascendenten  und  Seiten  verwandte  des  3.  Grades  3^/o  ent- 
richten, aber  auch  Itlr  ihre  diesfallsigen  Erbteile  unter  400  fl.  (nicht 
dagegen  für  solche  Vermächtnisse  und  Schenkungen  von  Todes  wegen) 
frei  sein,  und  entferntere  Seitenverwandte  und  Nichtverwandte  5  *^/o  be- 
zahlen. Ferner  sollten  Vermächtnisse  an  Dienstboten  und  solche, 
welche  den  Verstorbenen  verpflegt  haben,  sowie  für  gemeinnützige 
und  wohlthätige  Zwecke  sportelfrei  sein.  Die  Regierung  zog  jedoch 
den  so  abgeänderten  Entwurf  zurück,  da  nunmehr  die  Abgabe 
nicht  mehr  den  gewünschten  Ertrag  gegeben  hätte,  und  legte  bald 
darauf  einen  neuen  Entwurf  vor*).  Nach  diesem  sollten  bei  Erb- 
schaften Descendenten  und  Ehegatten  sportelfrei  sein,  Ascendenten  des 
1.  Grades,  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  1^2  ^/o  bezahlen,  übrigens 
durch  den  Sportelansatz  ihr  Erbteil  —  was  jedoch  nicht  auch  bei  Ver- 
mächtnissen und  Schenkungen  von  Todes  wegen  gelten  sollte  —  nicht 
unter  100  fl.  herabsinken,  entferntere  Ascendenten  und  Seiten  verwandte 
des  3.  Grades  ohne  Unterschied  des  Betrages  ihrer  Erbteile  3**/o, 
Seiten  verwandte  des  4.  Grades  5®/o,  entferntere  Seiten  verwandte  8°/o, 


*)  Verh.  der  II.  verfassungberatenden  Versammlung  von  1850,  I.  BeiL  Bd  , 
S.  231. 

^  Bericht  der  Finanzkommission  der  Kammer  d.  Abg.  zum  Haupifinanz- 
etat  von  1849/52,  11.  Beil.  Bd.,  1.  Abschnitt,  §  9,  S.  878. 

')  Beratung  vom  2.  Dezember  1851,  III.  Prot.  Bd.,  S.  1390  f. 

')  I.  Beil.  Bd ,  S.  407. 

"^i  Verh.  d.  K.  der  Abg.  1851/52,  II.  Beil.  Bd.,  S.  601. 
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Nichtverwandte  10  ^/o  bezahlen.  Die  gleichen  Bestimmungen  sollten 
für  Legate  und  Schenkungen  von  Todes  wegen  gelten,  jedoch  Ver- 
mächtnisse an  Dienstboten  durch  den  Sportelansatz  nicht  unter 
300  fl.  herabsinken,  und  Vermächtnisse  für  kirchliche  und  ünter- 
richtszwecke,  sowie  an  Anstalten  und  Vereine  für  Zwecke  der  Wohl- 
thätigkeit  einer  Abgabe  überhaupt  nicht  unterworfen  sein. 

Die  Finanzkommission  war  mit  dem  Entwurf  vollständig  ein- 
verstanden ^),  die  Kammer  ging  aber  am  16.  August  1852  zur  Tages- 
ordnung über  *),  und  zwar  ohne  weitere  Debatte  zur  Sache,  weil  das 
Defizit  schon  auf  andere  Weise  vollständig  gedeckt  erschien.  Im 
Jahr  1855  wurde  der  gleiche  Entwurf  wieder  für  eingebracht  erklärt*), 
aber  die  Kanmier  beschloss  dem  Kommissionsantrag  gemäss  die  Frage 
der  Erhöhung  der  bestehenden  und  Einführung  neuer  Sportein  vorläufig 
auszusetzen  ^). 

Durch  Gesetz  vom  2.  März  1868^)  wurde  für  die  Dauer  der 
Etatsperiode  der  Satz  auf  Vl2^\o  erhöht,  durch  Gesetz  vom  18.  Juli 
1871*)  auf  1^/2^/0  mit  unbeschränkter  Dauer  festgesetzt.  Durch 
Finanzgesetz  vom  30.  Januar  1874  und  ebenso  durch  alle  späteren 
Finanzgesetze  bis  1881  wurde  ein  Zuschlag  von  20  ^/o  gemacht. 

Ein  modernes  Erbschafts-  und  Schenkungssteuergesetz  kam  am 
24.  März  1881  zu  stände  ^.  Durch  dasselbe  wurden  die  Sätze  erheb- 
lich erhöht  und  auch  die  Verbindung  mit  dem  Sportelwesen  formell 
gelöst. 

Unterm  26.  Dezember  1899  ®)  hat  das  württembergische  Erb- 
schafts- und  Schenkungssteuergesetz  eine  Revision  erfahren.  Die 
Steuersätze  wurden  nicht  geändert.  Die  wesentlichste  Neuerung  ist 
die,  dass  fortan  grundsätzlich  die  ganze  Verwaltung  der  Erbschafts- 
steuer den  Steuerbehörden  obliegt,  während  sie  bisher  zwischen  den 
Behörden  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  den  Steuerhörden  ge- 
teilt war;  infolgedessen  musste  nun  auch  eine  ausgedehnte  Anmeld e- 


»)  IL  Beil.  Bd.,  S.  856. 
«j  V.  Prot.  Bd.,  S.  8669. 

»)  Verh.  d.  K.  der  Abg.  1854/55,  I.  Beü.  Bd.,  S.  9,  374. 
^)  III.  Prot.  Bd.  1854/55,  S.  1898,  2123  f. 
»)  Rgsbl.  1868  S.  38. 
•)  Rgsbl.  1871  S.  190. 

^)  Rgsbl.  1881  S.  113;  dazu  Novelle  vom  3.  April  1885  betr.  Zuwendungen 
zu  kirchlichen,  wohlthätigen,  Unterrichts-  und  sonstigen  gemeinnützigen  Zwecken. 
^)  Das  Gesetz  ist  unten  mitgeteilt. 
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pflicht  statuiert  werden,  die  bisher  angesichts  der  weitgehenden  amt- 
lichen Fürsorge  bei  der  Nachlassbehandlung  entbehrt  werden  konnte. 
Im  übrigen  handelte  es  sich  hauptsächb'ch  darum,  das  Erbschafts- 
steuergesetz dem  B.O.B.  anzupassen. 

In  Bayern  war  es  (ausser  der  quarta  pauperum,  s.  oben  S.  81) 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zu  keiner  rechten  Erbschaftssteuer 
gekommen,  vielmehr  wurden  die  bestehenden  aufgegeben.  So  er- 
folgte vor  allem  die  Beseitigung  der  1776  zur  Ergänzung  der  quarta 
pauperum  eingeführten  Erbschaftssteuer^). 

Die  im  ehemaligen  Fürstentum  Bayreuth  bestandene  Eollateral- 
erbschaftssteuer  von  1 V«  ^h  wurde  nach  Einführung  des  Steuerproviso- 
riums 1814  aufgehoben*).  In  der  Pfalz  hat  die  Verordnung  des 
Generalgouverneurs  Grüner  vom  14./26.  Februar  1814  die  Sterbfall- 
gebühren des  Enregistrements  beseitigt^).  Dagegen  bestand  noch 
eine  Erbschaftssteuer  fort  in  den  Aemtem  Miltenberg^),  Amorbach 
und  Heubach  in  der  Höhe  von  1  ^/2  ^|o  ^).  Auch  wurde  die  quarta 
pauperum  um  die  quarta  scholarum  verstärkt,  indem  ein  kurfürstliches 
Reskript  vom  6.  Mai  1803  verordnete,  „dass  künftig  von  allen  Ver- 
mächtnissen, bei  denen  der  Abzug  des  vierten  Teils  zum  Besten  der 
Armen  nach  den  hierüber  bereits  bestehenden  Generalien  statt  hat, 
auch  ein  weiterer  vierter  Teil  für  den  Land-  und  Bürgerschulfond 
unter  den   nämlichen   Bedingungen,  welchen  die  quarta  pauperum 


*)  Die  EntSchliessung  des  Kurfürsten  vom  3.  März  1800  lautete:  Unter 
Rüokschluss  der  mittels  Bericht  vom  21.  Februar  eingesendeten  Akten  in  Betreff 
der  anno  1776  verordneten  aber  nicht  eingeführten,  anno  1793  zwar  wieder 
rege  gemachten,  aber  hierauf  anno  1794  den  landschaftlichen  gravaminibus  ein- 
verleibten und  in  der  landesfürstlichen  resolution  auf  diese  gravamina  selbst 
missbilligten  sog.  Erbsteuer,  nämlich  für  die  Fälle,  wenn  eine  Erbschaft  an  einen 
Seitenverwandten  oder  gar  ad  extraneum  kommt,  erklären  Wir  hiemit  bestimmt, 
dass  dieses  ohnehin  nie  vmrklich  eingeführte  und  auf  keinem  richtigen  Staats- 
grundsatz beruhende  Gesetz  für  derogirt  zu  halten  und  zu  achten  sey.  Kurfürst! 
pfalzbayr.  Reg.-  und  Intelligenzbl.,  Jhrg.  1800,  S.  113. 

«)  Verordnung  vom  18.  Februar  1814,  §  I;  vgl.  auch  §  XVIII. 

')  Siebenpfeiffer,  Handbuch  der  Verfassung,  Oerichtsordnung  und 
gesamten  Verwaltung  Rheinbayems,  V,  S.  483.  Die  Pfalz  hatte  auch  keine  Erb- 
schaftssteuer bis  zum  Gesetz  vom  18.  August  1879. 

^)  Miltenberg  kam  am  1.  September  1816  an  Bayern  (Rgsbl.  1816,  S.  5^); 
1802  gehörte  es  dem  Fürsten  von  Leiningen,  1806  dem  Grossherzogtum  Baden, 
1810  dem  Grossherzogtum  Hessen. 

^)  So  erwähnt  in  dem  Vortrag  des  Finanzministers  zur  Stempelsteuer- 
vorlage vom  1.  Juli  1825.    Verh.  der  Zweiten  Kammer  1825,  V.  BeiL  Bd.,  S.  289. 
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tinterliegt,.  abgezogen  werden  solle.*  Eine  Verordnung  vom  31.  De- 
zember 1810  dehnte  die  quarta  scholarum  auf  die  neuen  erworbenen 
Gebietsteile  aus*). 

Aber  auch  die  Versuche  zur  Einführung  einer  regulären  Erb- 
schaftssteuer tauchten  bald  wieder  auf.  Bereits  1816  wurde  für  das 
Königreich  eine  Erbschaftssteuer  zur  Deckung  des  Eurrentdefizits 
geplant,  ohne  dass  man  sich  dazu  entschliessen  konnte  ^).  1819  trat 
man  derselben  abermals  näher.  Man  knüpfte  an  die  bescheidenen  An- 
sätze zu  einer  Erbschaftssteuer  an,  welche  die  Stempelordnung  enthielt. 

In  dem  Stempelgesetz  vom  18.  Dezember  1812^),  welches  für 
ganz  Bayern  des  damaligen  TJmfangs  galt,  war  auch  ein  Stück  einer 
Erbschaftssteuer  enthalten.  Dem  OradationsstempeH)  unterlagen  näm- 
lich nach  §  3h 

.Die  letzten  Willensdispositionen.  Diese  können  zwar  auf  ungestempeltes 
Papier  gefertigt  werden,  jedoch  ist  nach  dem  Tode  des  Erblassers  diese  schrift- 
liche Disposition  nach  dem  Verhältnisse  des  Vermögens,  unter  Abzug  der  bei 
■dem  Ableben  des  Testators  bestandenen  Passiven,  worunter  aber  die  Legate 
nicht  begriffen  sind,  mit  dem  betreffenden  Gradationsstempel  zu  versehen. 

Ergibt  sich  der  Vermögensstand  (wie  der  Fall  bei  dem  Ableben  eines 
Pupillen  eintreten  kann)  sogleich  mittels  einer  Vormundschaftsrechnung,  so 
wird  die  Stempeltaxe  von  dem  Testamente  nach  diesem  liquiden  Vermögens- 
betrage berechnet;  im  entgegengesetzten  Falle,  wenn  nach  den  gesetzlichen 
Erfordernissen  ohnehin  ein  Inventarium  angefertigt  werden  muss,  wird  dieses 
als  Grundlage  zur  Berechnung  der  Gradationsstempelgebühr  angenommen. 

Ausserdessen  sind  die  Erben  nicht  verbunden,  zu  diesem  Behufe  ein  be- 
sonderes Inventarium  über  die  Verlassenschaft  zu  errichten;  sie  haben  aber 
alsdann  den  Betrag  der  Verlassenschaft  durch  beweisende  Originalinstrumente 


')  Nachdem  in  der  E.  d.  Abg.  18B4  ein  Antrag,  die  Krone  um  Beseitigung 
oder  Milderung  der  quarta  pauperum  et  scholarum  zu  bitten,  abgelehnt  worden 
war,  fand  ein  abermaliger  Antrag  auf  Aufhebung  der  Quart  1840  die  Zu- 
stimmung des  Landtags  und  der  Landtagsabschied  vom  15.  April  1840  verfügte 
in  diesem  Sinn.  Ein  Antrag  Wrede  auf  Wiedereinführung  der  Quart  in  der 
E.  d.  R.  R.  1845166  fand  kernen  Anklang. 

«)  M.  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht  IV  (1889),  S.  94. 
')  Rgsbl.  1813,  S.  65  f. 
*)  Derselbe  betrug  von       1—    49  fl.    3  kr. 
50—    99   ,     6     , 
100—  299   ,    15     , 
300—  499   ,   30     . 
500—  999  ,     1  fl. 
1000—1999   ,     2   , 
2000—2999  ^     3   , 
mit  jedem  weitem  1000  1  fl.  mehr. 
FinaBzarohiv.  XVIII.  Jahrg.  013  g 
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zu  documentiren ,  oder,  falls  sie  dieses  nicht  wollen,  eidlich  zu  manifeetiren, 
oder  durch  Lösung  des  Stempels  von  150  fl.  sich  von  dieser  Verbindlichkeit  zu 
befreien,  den  Fall  jedoch  ausgenommen,  dass  die  Erbschaft  notorisch  mehr  als 
die  Summe  betrüge,  welche  der  Stempeltaze  von  150  fl.  unterliegt* 

Nur  die  testamentarischen  Verfügungen  waren  also  stempelpflichtig 
gemacht^).  Die  Stempelabgabe  oblag  in  erster  Linie  demjenigen, 
der  das  Testament  errichtete,  er  konnte  aber  dieselbe  den  Erben 
zuwälzen. 

Dem  1.  Landtag  wurde  unterm  12.  März  1819  der  Entwurf 
einer  neuen  Stempelordnung  vorgelegt,  welche  120,000  fl.  Mehr- 
erträgnis zur  bessern  Dotierung  der  Schuldentilgungskasse  gewähren 
sollte.  Nach  derselben  sollte  der  nach  den  Wertsummen  abgestufte 
Gradationsstempel  erhöht  werden  *).  Li  Ansehung  der  Erbschaften 
war  derselbe,  wie  der  Finanzminister  sich  aussprach^),  , wachsend 
mit  der  Entfernung  des  Anspruches  und  der  HoflEhungen  der  Erben* 
gestaltet,  und  zwar  folgendermassen : 

nl.  Alle  Erben  in  absteigender  und  aufsteigender  Linie  zahlen  die  unter 
lit.  g  und  h  festgesetzte  einfache  Gradationsstempelgebühr  *), 

2.  Geschwister  und  Geschwisterkinder,  dann  Gatten  bezahlen  die  zwei- 
fache GebQhr. 


^)  Die  Interpretation,  dass,  auch  wenn  kein  Testament  vorhanden  war 
und  kein  Inventar  angefertigt  werden  musste,  der  Erbschaffcsstempel  zu  er- 
heben war,  ist  m.  £.  unhaltbar.  Sie  wurde  von  einzelnen  Abgeordneten  1825 
vertreten;  vgl.  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1825,  IX.  Prot.  Bd.,  S.  405,  441. 
Anders  war  die  Sachlage  nach  dem  Vorgänger  des  Stempelgesetzes,  nach 
der  kurpfalzbayerischen  Stempelordnung  vom  1.  März  1805.  Dieselbe  stimmt 
zunächst  nahezu  wörtlich  überein,  auch  der  Gradationsstempel  war  gleich  hoch. 
Aber  nach  III  h  folgte  noch  als  Position  i,  die  folgendermassen  hiess:  .wenn 
bei  einem  Todesfalle  keine  letzte  Willensmeinung  abgefasst 
sein  sollte,  so  wird  das  Inventarium  nach  dem  VermOgensbetrage  gestempelt. 
Ist  kein  Inventarium  gefertigt  oder  sollte  dasselbe  nicht  vorgelegt  werden 
wollen,  80  ist  zu  verfahren,  wie  oben  rücksichtlich  der  schriftlichen  Testamente 
verordnet  ist".    Churpfalzbayer.  Rgsbl.  1805,  S.  405. 

*)  Wie  bisher  waren  für 

1—  49  fl.     3  kr. 
50—  99  „     6    ,    zu  zahlen, 
dagegen  von  100—199  „   15     , 

und  von  jedem  Hundert  15  kr.  mehr. 

')  Verh.  der  Zweiten  Kannner  1819,  2.  Bd.,  S.  293. 

^)  §  4  litt,  g  unterwarf  dem  Gradationsstempel  ,alle  gerichtlich  oder  ausser^ 
gerichtlich  errichteten  Inventarien  oder  Vermögensbeschreibungen  ohne  unter- 
schied*; lit.  h  ,die  letzten  Willensdispositionen',  unabhängig  davon  waren 
die  Stempel  der  Ziffern  1 — 4. 
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3.  Alle  entfernteren  Seitenverwandte  bezahlen  den  dreifachen  Stempel. 

4.  Fremde,  die  zu  Erben  eingesetzt  wurden,  haben  den  vierfachen  Stempel 
za  bezahlen. 

Die  Erben  sind  zwar  nicht  verbunden»  zam  Behufe  der  Stempelberech- 
nang  ein  Inventar  über  die  Verlassenschaft  zu  errichten;  sie  haben  aber  als- 
dann den  Betrag  der  Verlassenschaft  durch  beweisende  Original-Instrumente 
zu  docamentiren  oder,  falls  sie  dieses  nicht  können,  eidlich  zu  manifestiren  oder 
durch  Lösung  des  Stempels  von  150  fl.  im  einfachen  Betrage  resp.  durch  Be^ 
Zahlung  des  zwei-,  drei-  oder  vierfachen  dieser  Summe  nach  Unterschied  der 
Erben  sich  von  dieser  Verbindlichkeit  zu  befreien.  In  Fällen,  wo  die  Gesetze 
den  Erben  die  Errichtung  des  Inventars  nicht  auflegen,  ist  die  Erklärung  von  dem 
Antritte  der  Erbschaft  mit  dem  festgesetzten  Gradationsstempel  zu  versehen*  *). 

Durch  diesen  Zusatz  wurden  die  Erbschaften  nicht,  wie  bisher, 
nur  in  gewissen  Fällen,  sondern  schlechthin  stempelpflichtig.  Der 
Stempel  war  immer  noch  sehr  massig  gehalten,  wie  folgende  lieber- 
sieht  zeigt  ^).    Bei  Erbschaften 


von 

alter  Satz 

neue  Sätze 

Ifach 

2fach               3fach 

4facb 

100  fl. 

—  fl.  15  kr. 

—  fl.  15  kr. 

-  fl.  30  kr.    —  fl.  45  kr. 

1  fl. 

200  . 

—   .  15    , 

-  ,  30    . 

1   .   -    .        1    .  80   , 

2  , 

500  . 

1   ,   -    , 

1   .   16    . 

2  .  30    .       3  ,  45   . 

5  . 

1.000  . 

2   .  -    . 

2  .  45    , 

5  .  30    ,       8  ,   15    . 

11   . 

10,000  . 

11   .  -     . 

25   ,  -    . 

50  ,  -    .      75  .   -    . 

100  , 

Er  betrug  bei  100,000  fl.  also  bisher  etwas  über  V^o^/o,  fortan 
sollte   er  je  nach  Verwandtschaft  V^^/^i  V«^/«»  '/*®/oi  l®/o    betragen. 

Der  Ausschuss  der  Zweiten  Kammer  war  mit  diesem  Vorschlage 
nicht  einverstanden'). 

,Wie  es  zwar  auf  der  einen  Seite  nicht  zu  verkennen  sein  dürfte,  dass 
er  die  kleinen  und  die  ErbschaftsföUe  in  auf-  und  absteigender  Linie,  die  am 
meisten  vorkommen  und  den  ärmsten  Teil  der  Staatsbürger  betreffen,  am 
wenigsten  belastet,  sowie  dann  wohl  allenfalls,  je  entfernter  die  Verhältnisse 
des  Erblassers  zu  den  Erben  werden  und  je  höher  die  Erbschaft  steigt,  auch 
die  Verbindlichkeit,  dem  Staate  einige  Prozente  abzugeben,  zunehmen  und  ge- 
billigt werden  konnte,  so  vereinigt  er  doch  auf  der  anderen  Seite  in  der  vor- 
geschlagenen Modalität  alles  das  Gehässige,  Drückende  und  Weitläufige,  was 
einer  dergleichen  Steuer  vorgeworfen  werden  kann.  —  Dies  wird  darin  gesehen, 
dass  der  Stempel,  in  allen,  also  auch  in  denjenigen  Erbschaftsfällen  in  Anwen- 


')  Verb,  der  Zweiten  Kammer  1819,  Bd.  2,  S.  297. 

2)  Ebenda,  Bd.  6,  S.  214. 

')  Verb,  der  Zweiten  Kammer  der  Ständeversanunlung  1819,  6.  Bd.,  S.  195  f. 
Auf  das  neue  sächs.  Gesetz  vom  11.  Januar  1819  wurde  auch  hingewiesen  und 
hervorgehoben,  dass  dort  der  Stempel  zwar  viel  höher  sei,  aber  nur  die  ent- 
fernteren Verwandten  und  Nichtverwandten  treffe. 
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düng  kommen  soll,  in  welchen  seither  gar  keine  Stempelgebühr  erhoben  wurde^ 
nämlich,  wo  weder  gerichtlich,  noch  aussergerichtlich  inventirt  wird,  wie  z.  B. 
wenn  man  ab  intestato  saccedirt  etc.    Die  Gerichte  müssten  hiernach  künftighin 
in  fast  allen  Erbschaftsfällen  ex  officio  einschreiten  und  auch  solche  Verlassen- 
Schäften  behandeln,  von  denen  sie  seither  nicht  einmal  die  geringste  Notiz 
nahmen.  Zu  geschweigen,  dass  sie  hierdurch  die  Geschäfte  aller  Gerichtsbehörden 
bedeutend  vermehren,  so  werden  auch  alle  anderen  Gerichtskosten,  Sportein  and 
Taxen  aller  Art  ungemein  vervielfältigt,  und  es  werden  die  Fälle  nicht  selten 
erscheinen,  wo  die  Gerichtskosten  ebensoviel,  ja  noch  mehr  betragen  dürften, 
als  die  zu  erhebende  Stempelgebühr  selbst.    Die  Erbnehmer  werden  also  hier- 
durch doppelt  belastet.    Zwar  soll  nach  der  Bestimmung  unter  lit.  i  in  Fällen, 
wo  die  Gesetze  den  Erben  die  Errichtung  eines  Inventars  nicht  auflegen,  es  bei 
der  blossen  mit  dem  Gradationsstempel   zu  versehenden  Erklärung  von  dem 
Antritte  der  Erbschaft  sein  Bewenden  haben,  sowie  auch  die  Erben  nicht  gerade- 
zu verbunden  sein  sollen,  ein  Inventar  zu  errichten.    Allein  sobald  Verdacht 
entsteht  oder   es   sonst  zweifelhaft  wird,  ob  auch  die  Erben   den  gehörigen 
Gradationsstempel  adhibirt  haben,  muss  das  Gericht  doch  mit  weitläufigen  Ver- 
fügungen, Aufforderungen,  Untersuchungen   und  anderen  Verhandlung^   ein- 
schreiten und  die  Erben  wenigstens  anhalten,  den  Betrag  der  Verlassenschaft 
zu  documentiren ,  zu  manifestiren ,  vielleicht  gar  zu  beschwören  oder  sich  von 
dem    allen    durch    ein    Stempelmaximum    von    150  fl.    im    einfachen    bis    zu 
600  fl.  im  vierfachen  Betrage  loszukaufen.    Und  diese  Einschreitungen  der  Ge- 
richte auf  der  einen  und  die  lästigen  Angaben  der  Erben  auf  der  anderen  Seite 
werden  am  häufigsten  vorfallen,  da  hierher  alle  Erbschaften  ab  intestato  gehören 
und  alle,  wo  blos  grossjährige  Hinterlassene  die  Erben  sind.    Ganz  unbestimmt 
bleibt  es  nach  dem  Gesetze,  ob  nicht  auch  dieser  Erbschaftsstempel  und  die 
dadurch  veranlasste  Einschreitang  der  Gerichtsstellen  bei  den  Erbschaften  der 
Ehegatten  unter  sich  selbst  da  eintreten  soll,  wo  zwischen  denselben  die  Güter- 
gemeinschaft besteht.    Dieser  Institution  ist   der   Erbschaftsstempel  oder   die 
Erbschaftssteuer  geradezu  entgegen  und  widersprechend,  indem  hier  der  Ehe- 
gatte schon  gewissermassen  Condominus  vom  Vermögen  des  anderen  Theils  ist, 
folglich  von  selbst  erben  muss,  und  nun  sein  eigenes  Vermögen  zu  versteuern 
gezwungen  würde.    Wir  glauben  daher  in  allen  diesen  Fällen  den  neuen  flrb- 
Schaftsstempel  für  durchaus  unzulässig  halten  zu  müssen,  und  meinen,  dass  es 
hierunter  bei  der  in  der  zeither  bestehenden  Stempelordnung  enthaltenen  Be- 
stimmung §  3  lit.  g  lediglich  sein  Verbleiben  haben  möchte.    Wenn  jedoch  der 
Staat  ganz  besondere  Sorgfalt  für  alle  Minderjährige  und  solche  mit  dem  Erb- 
lasser in  naher  Verwandtschaft  stehende  Erben  zu  tragen  hat,  die  schon  dorch 
den  Tod  ihrer  Eltern   oder  naher  Verwandter  als  unglücklich   zu  betrachten 
sind  und  durch  die  über  sie  verhängte  Vormundschaft  in  nicht  geringe  Kosten 
und  Verlust  gesetzt  werden,   so  sind   wir  der  Meinung,   dass  es  rücksichüich 
dieser  nicht  allein  ebenfalls  bei  den  zeitherigen  Verfügungen  der  Stempelord- 
nung sein  Verbleiben  haben  dürfte,  sondern  dass  im  Gegenteil  hier  die  mildere 
Bestimmung  des  neuen  Stempelgesetzes  §  4  lit.  k  als  ganz  vorzüglich  wünschens- 
wert Platz  greifen  möchte,  nach  welcher   die  Vormundschaftsrechnungen  und 
zwar  die  Final-  oder  Auslieferungsrechnungen  blos  auf  dem  ersten  Bogen  mit 
dem  Stempel  zu  versehen  seien,  die  übrigen  aber  stempelfrei  bleiben.    Dagegen 
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halten  wir  die  EinfQhrang  eines  Collateralerbschaftsstempels  *)  für  unbedenklich, 
und  zwar  in  Fällen,  wo  Erbnehmer  erben,  welche  mit  dem  Erblasser  in  ent- 
fernteren Seitengraden  als  bis  mit  Einschluss  des  vierten  Grades  nach  der  Giyilberech- 
nung  verwandt  sind,  sowie  bei  fremden  Erbnehmern.  Hier  sind  es  auch  meistens 
wirklich  blos  lachende  Erben,  welche  zur  Erhebung  des  Erbschaftsanfalles  kommen, 
die  oft  an  nichts  weniger,  als  an  den  Bezug  der  Erbschaft  gedacht  haben,  ja 
oftmals  das  Erbe  aus  dem  Staate  heraus  in  das  Ausland  beziehen.  In  allen 
diesen  Fällen  dünkt  es  uns  selbst  nach  der  Analogie  anderer  Staaten  äusserst 
billig,  eine  Stempelgebühr  zu  erheben,  indem  für  den  Bezug  einer  solchen  oft 
unerwarteten,  immer  aber  durch  einen  glücklichen  Zufall  acquirirten  Erbschaft 
dem  Staate,  in  welchem  das  Vermögen  erworben  worden  ist,  wohl  eine  Abgabe 
bezahlt  werden  kann.  Wir  sind  daher  hier  mit  dem  Entwürfe  des  Stempel- 
gesetzes völlig  einverstanden,  dass  bei  den  über  den  vierten  Grad  der  Civilbe« 
rechnung  hinaus  von  dem  Erblasser  entfernten  Erben  der  4fache  Gradations- 
stempel als  CoUateralerbsteuer  zu  erheben  sein  dürfte.  An  diese  entfernten 
Seitenerben  würden  sich  nun  ganz  unfehlbar  alle  fremden  Erben  anschliessen, 
welche  mit  dem  Erblasser  gar  nicht  verwandt  sind,  dieselben  mögen  sich  nun 
im  Aus-  oder  Inlande  befinden  und  aufhalten.  Wir  sind  der  Meinung,  dass 
diese  Erben  allenfalls  wohl  noch  höher  als  die  Seitenerben  angelegt  werden 
könnten,  und  tragen  daher  darauf  an,  dass  dieselben  dem  6fachen  Gradations- 
stempel unterworfen  werden  möchten.  Wir  glauben  diesen  Antrag  durch  das 
Verhältnis  der  Erben  unter  sich  und  zum  Erblasser  gerechtfertigt  zu  sehen,  und 
während  diese  Stempelerhebung  den  Bestimmungen  anderer  Staaten  hierunter 
analog  ist,  wird  das  Königreich  Baiem  gegen  alle  andern  Staaten  nur  eine 
Reciprocität  ausüben,  und  doch  noch  in  der  Höhe  der  Sätze  gegen  jene  zu- 
rückbleiben." 

Die  Regierung  hatte  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  bloss 
die  Erben  über  den  4.  Verwandtschaftsgrad  zur  Steuer  mit  einem 
erhöhten  Satz  herangezogen  würden,  sie  glaubte,  dass  das  finanzielle 
Ergebnis  das  gleiche  sei  ^),  dagegen  war  sie  nicht  damit  einverstanden, 
dass  der  Erbschaftsstempel  nur  da  statt  haben  solle,  wo  die  Gesetze 
das  Inventar  ausdrücklich  anbefahlen.  Der  Steuerertrag  würde  damit 
zu   nichte  gemacht^).     Die  Kammer   war  auch  geneigt,   diese  Ein- 


')  Anderer  Ansicht  Frhr.  v.  C losen,  der  gerade  Ehegatten,  Ascendenten, 
Descendenten  einbezogen  wissen  wollte,  da  die  Uebergabe  bei  Lebzeiten  sogar  mit 
doppeltem  Stempel  belastet  sei.    Verh.  der  Zweiten  Kammer  1819,  9.  Bd.,  S.  489. 

^  Sie  rechnete  1000  Mill.  Gesamtvermögen;  im  Durchschnitt  gingen 
also  80  Mill.  alle  Jahre  an  neue  Eigentümer  über;  davon  18  Mill.  durch  Hand- 
lungen unter  Lebenden;  12  Mill.  kämen  in  Erbgang.  Hiervon  seien  '/>  &^f 
Descendenten,  Ascendenten,  EoUateralen  bis  auf  den  4.  Grad  und  die  Ehegatten 
zu  rechnen.  Von  den  restigen  4  Mill.  fielen  etwa  2  auf  die  entferntere  Seitenver- 
wandtschaft, 2  auf  Fremde,  das  ergebe  15,000  +  25,000  =  40,000  fl.  mehr 
als  bisher. 

»)  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1819,  9.  Bd.,  S.  463  f. 
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engung  fallen  zu  lassen^).  Allein  der  ganze  Stempelgesetzentwurf 
wurde  abgelehnt. 

Beim  nächsten  Landtag  legte  am  1.  Juli  1825  der  Finanz- 
minister Freih.  y.  Lerchenfeld  abermals  einen  Entwurf  behufs 
Abänderung  des  Stempelgesetzes  yor^),  in  welchem  wieder  ein  be- 
sonderer Erbschaffcsstempel  (abgesehen  yon  dem  in  Ansehung  der 
Siegelung  der  Inyentarien  und  Testamente  bestinmiten  Gradations- 
stempel) figurierte.  Es  wurde  auf  Baden,  Hessen,  Preussen  hinge- 
wiesen. Der  Entwurf  war  yon  yomherein  nur  auf  die  Seiten-  und 
Nichtyerwandten  beschränkt,  und  selbst  Geschwister,  die  bei  unge- 
teiltem Vermögen  in  Gemeinschaft  lebten,  wurden  freigelassen.  Der 
Ausschuss  der  Zweiten  Eanmier  wollte  zwar  wiederum,  dass  der  Stempel, 
der  eine  Urkunde  yoraussetze,  nur  eintrete,  wenn  entweder  eine 
letztwillige  Disposition  yorhanden  sei  oder  über  den  Nachlass  ein 
förmliches  Inyentar  errichtet  werden  müsse  *).  Doch  liess  die  Kammer 
dies  fallen,  als  die  Regierung  darthat,  dass  man  damit  nur  die  reichen 
Erbschaften,  die  an  Volljährige  fielen ^  begünstige ,  da  diese  leicht 
auf  das  Inyentar  yerzichten  könnten,  wogegen  die  Minderjährigen 
und  Armen  getroffen  würden ;  auch  müssten  Legatare  zahlen,  während 
Erben  unter  Umständen  frei  blieben*). 

Der  Entwurf  ging  nach  erheblichen  Abschwächungen  durch  ^). 


1)  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1809,  10.  Bd.,  S.  547. 

»)  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1825,  5.  Beil.  Bd.,  S.  239  f. 

»)  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1825,  6.  Beil.  Bd.,  S.  270  f. 

*)  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1825,  9.  Prot.  Bd.,  S.  857. 

^)  Am  meisten  bekämpft  wurde  die  Steuer  von  Frhr.  y.  Gl  o  a en ,  der  nicht 
weniger  wie  acht  Gründe  gegen  sie  geltend  machte.  »1.  Es  fehlt  ihr  an  rechtlicher 
Konsequenz ;  zwei  mit  dem  Erblasser  im  4.  Grad  verwandte  BrQder  würden  von  der 
gemeinschaftlidien  Erbschaft  nur  V'  ^o  bezahlen;  stirbt  aber  einer  dieser  Brüder, 
so  müssen  seine  im  5.  Grad  dem  Erblasser  verwandten  Kinder  schon  3  %  be- 
zahlen, welche  Willkür!  wo  ist  hier  ein  rechtliches  Prinzip?  2.  Fehlt  dieser 
Steuer  durchaus  ein  national  wirtschaftliches  Prinzip,  sie  trifft  als  Steuer  nicht 
die  Rente  des  Vermögens,  sondern  den  Kapitalwert.  Es  ist  der  Baum,  den 
man  umhaut,  um  die  Früchte  zu  nehmen.  3.  Sie  ist  dem  Zeitgeiste  entgegen: 
trifft  sie  Grundvermögen,  so  ist  sie  ein  Laudemium,  trifft  sie  Mobiliarvermögen, 
so  ist  sie  eine  Besthaupt,  geschaffen  für  den  Staat,  nachdem  diese  Abgabe  bei 
Privaten  abgeschafft  worden.  4.  Nachdem  der  grösste  Teil  des  Grundvermögoos 
Laudemien  unterworfen  ist,  die  oft  10  und  noch  mehr  Prozente  betragen,  nach- 
dem die  Brief-  und  Stempeltaxen  sich  auch  noch  auf  einige  Prozente  belaufen, 
so  würde  dem  antretenden  Gutsbesitzer  die  Gutsübemahme  noch  mehr  erschwert, 
da  doch  gegenwärtig  schon  allgemein  darüber  geklagt  wird,  dass  ihm  beim 
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Nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  11.  September  1825^) 
bezahlten  des  Erblassers  zwei-  und  einbändige  Geschwister  und  ihre 
'ehelichen  Kinder  ^ji  ^/o,  desselben  Erben  vom  3.  und  4.  Grade 
(nach  dem  Zivilrechte)  ^ji^jo;  ebensoviel  Stiefeltern  und  Stiefkinder, 
dann  Schwiegereltern  und  Schwiegerkinder,  wenn  sie  einander  be- 
erbten. Erben  über  den  4.  Grad  bezahlten  3^/o.  Diesen  wurden  des 
Erblassers  Schwäger  und  Schwägerinnen  gleichgesetzt.  Nichtverwandte 
Erben  hatten  5®/o  zu  steuern.  Befreit  blieben:  Descendenten,  Ascen- 
denten,  Ehegatten ;  alle  Erbschaften  unter  100  fl. ;  alle  Legate  unter 
50  fl.;  alle  Legate  der  Dienstboten  des  Erblassers,  wenn  sie  unter 
300  fl.  betrugen;  alle  Legate  an  Geld  zur  unverzüglichen  Austeilung 
unter  die  Armen ;  Erbschaften  von  Geschwistern,  die  bei  ungeteiltem 
Vermögen  in  Gemeinschaft  lebten;  alle  Erbschaften  ab  intestato,  und 


Gutsantritt  beinahe  alle  Barschaft  genommen  werde,  und  man  deshalb  so  viel- 
fSItig  die  Verilndening  der  Laudemien  in  jährlichen  Reichnissen  beantragt 
Wenn  man  auch  massige  Abgaben  auf  Vermögenstranslationen  zur  Klasse  der 
zulässigen  indirekten  Steaem  rechnet,  so  finde  ich  es  doch  nicht  geeignet,  die 
Zahl  dieser,  wie  eben  vorgetragen ,  schon  zu  grossen  Abgaben  auf  Vermögens- 
Übertragungen  zu  vermehren.  5.  Will  man  in  dieser  Abgabe  das  unerwartete 
Glück 'besteuern/  so  müsste  fürs  erste,  nm  konsequent  zu  sein,  auch  die 
Schenkung  unter  Lebenden  einem  ähnlichen  Stempel  unterliegen»  und  fürs 
zweite  sind  Testamentsverfügungen  und  Erbschafben  der  Art  oft  nichts  anderes 
als  Abtragung  einer  heiligen  Schuld;  denn  z.B.  bei  der  Schwägerin,  welche 
nach  dem  Tode  der  Gattin  das  Anwesen  des  Erblassers  besorgt,  ihn  in  seiner 
Krankheit  unterstützt  hat,  ist  das  erhaltene  Legat  oder  Erbschaft  oft  nur  ein 
wohlverdienter  Lohn  und  davon  soll  sie  nun  dem  Staat  allein  durch  die  Erb- 
flchaftssteuer  3^0  bezahlen?  6.  Dieser  Stempel  ist  wirklich  eine  ganz  neue 
Steuer,  oft  von  5%  des  Vermögens,  gewissermassen  unter  dem  Deckmantel 
einer  bestehenden.  Der  königl.  Kommissär  hat  es  selbst  unumwunden  eingestanden. 
7.  Als  neue  Steuer  trifft  sie  den  hartbedrückten  Landmann  wie  jeden  anderen, 
da  doch  zu  wünschen,  dass  jede  etwaige  neue  Steuer  vorzugsweise  diejenigen 
treffe,  welche  von  den  niederen  Getreidepreisen  Vorteil  ziehen :  die  Kapitalisten 
und  Hochbesoldeten.  8.  Die  Steuer  ist  mit  inquisitorischer  und  vexatorischer 
Massregel  verbunden.  Der  königl.  Kommissär  erkennt  selbst,  dass  manchmal 
Eide  eintreten  können,  sohin  auch  Meineide,  und  wenn  sich  auf  das  bisherige 
milde  Verfahren  der  Art  in  ähnlichen  Fällen,  wenn  sich  auf  ein  Abfinden  der 
Beteiligten  verlassen  wird,  so  muss  ich  bemerken,  dass  eine  auf  solchen  Grund- 
lagen beruhende  Gesetzgebung  dem  Geiste  einer  konstitutionellen  Verfassung 
wenig  angemessen  sei,  welche  feste  Normen  erheischt  und  den  ünterthan  nicht 
von  der  Milde  der  Anwendung  abhängig  machen  soll.*  C losen  möchte  lieber 
einen  Gradationsstempel  von  Wechseln  und  Schlusszetteln  bei  Verkäufen  von 
Staatspapieren.  Verb,  der  Zweiten  Kammer  1825,  9.  Prot.  Bd.,  S.  376  f. 
^     >)  Gesetzblatt,  S.  182. 
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Rolche,  welche  sich  infolge  der  Lehen-  oder  fideikommissarischen 
Erbfolge  ^),  worin  ex  pacto  vel  Providentia  majorum  succediert  wurde, 
eröffneten,  ohne  Rücksicht  auf  den  Verwandtschaftsgrad  des  Nach- 
folgers zu  dem  Vorfahrer;  die  Legate  für  milde  Stiftungen'). 

Vom  Erbschafbsstempel  unabhängig  waren  nach  dem  §  3  litt,  g 
imd  h  des  Stempelgesetzes  vom  18.  Dezember  1812  die  für  Inventarien 
und  Testamente  bestimmten  Gradationsstempel  zu  entrichten. 

Durch  die  weitgreifenden  Ausnahmen  war  die  Erbschaftssteuer 
so  abgeschwächt,  dass  sie  nur  einen  Ertrag  von  rund  30,000  fl. 
lieferte  ®).  Als  man  für  die  3.  Finanzperiode  1831/37  in  der  Lage  war, 
verschiedene  steuerliche  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen,  machte 
es  deshalb  keine  Schwierigkeit,  auch  den  Erbschaftsstempel  mit  einzu* 
beziehen.  Vom  1.  Oktober  1831  wurde  er  ausser  Hebung  gesetzt^). 

Im  Jahre  1852  ging  man  daran,  die  provisorische  Taxordnung 
vom  8.  Oktober  1810  umzugestalten  und  bei  dieser  Gelegenheit  die 
in  jüngeren  Landesteilen  noch  bestehenden  Taxordnungen  zu  be- 
seitigen; es  wurde  von  neuem  eine  Erbschaftssteuer  unter  diesem 
merkwürdigen  Titel  vorgeschlagen.  Sie  war  dazu  bestimmt,  den 
Ausfall,  der  durch  die  Taxerleichterungen  entstanden  %  zu  ersetzen. 

Nach  dem  Entwurf  vom  9.  Januar  1852  sollte  die  Erbschafts- 
taxe für  Verwandte  des  Erblassers  in  der  Seitenlinie  bis  zum  4.  Grade, 
Stiefeltern  und  Stiefkinder  V*  ^^'  vom  fl.  =  ^/e^/o  betragen,  für 
fernere  Verwandte  und  Nichtverwandte  3  kr.  vom  fl.  =  5^/o  ^).  Die 
auf  den  Erbteilen  und  Vermächtnissen  haftenden  Schulden  waren 
in  Abzug  zu  bringen.  Gerade  Linie,  Ehegatten  blieben  frei ;  ebenso 
Dienstboten  des  Erblassers,  wenn  die  Erbschaft  oder  das  Vermächtnis 

*)  Die  Befreiung  der  IntestaterbBchaften  und  der  lehens-  oder  fidei- 
kommissariBchen  Erbfolge  war  durch  die  Kammer  der  Beichsr&te,  die  Befreiung 
der  Legate  fQr  milde  Stiftungen  durch  die  Kammer  der  Abgeordneten  in  das 
G^etz  gebracht  worden.  Verh.  der  Zweiten  Kammer,  6.  BeiL  Bd.,  S.  271; 
9.  Prot.  Bd ,  S.  359;  8.  Beü.  Bd.,  S.  335,  419. 

')  Die  den  milden  Stiftungen  zugestandene  Befreiung  wurde  vom  1.  Oktober 
1828  ab  auf  s&mtliche  dem  Zwecke  des  Gottesdienstes,  der  Wohlth&tigkeit  und 
des  Unterrichts  gewidmete  Stiftungen  ohne  Ausnahme  erstreckt.  Landtagsab- 
schied vom  15.  August  1828,  Gesetzblatt  1828,  S.  29,  Z.  5. 

«)  Verh.  der  Zweiten  Kammer  1831,  26.  Bd.  Prot.  CXLIX,  S.  11. 

*)  Finanzgesetz  vom  28.  Dezember  1831,  §  17. 

^)  Es  kam  besonders  in  Betracht  die  Aufhebung  der  Taxe  von  den  Dupli- 
katen und  Triplikaten  der  Vertragsurkunden,  der  Ausschuss  sch&tzte  den  Aus- 
fall daraus  auf  172,000  fl. 

«)  Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1851,  3.  Beil.  Bd.,  Beil.  125,  S.  204. 
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unter  300  fl.  betrug,  femer  die  zur  unverzüglichen  Austeilung  unter 
die  Armen,  dann  für  die  milden,  frommen  und  Unterrichtsstiftungen 
bestimmten  Erbschaften  und  Legate. 

Der  Ausschuss  hielt  den  Ausfall  durch  die  Taxerleichterungen 
für  so  beträchtlich,  dass  er  eine  Verschärfung  der  Erbschaftstaxe 
ins  Auge  fasste.  Die  Beiziehung  der  befreiten  Erben  schien  ihm 
unthunlich,  höhere  Taxbeträge  in  der  Seitenlinie  dagegen  rätlich. 

.Schon  die  GivilgesetzgebuDg  alter  und  neuer  Zeit  hat  den  Erben  in 
absteigender  Linie  das  elterliche  und  grosselterliche  Vermögen  wenigstens  bis 
zu  einem  gewissen  Betrage  als  unentzichbar  gesichert,  es  steht  also  diesen 
Erben  von  yomherein  ein  den  Erblasser  in  der  testamentarischen  Disposition 
beschränkender  Rechtsanspruch  an  das  Erbe  zur  Seite,  dessen  die  Erben  in  der 
Seitenlinie  gänzlich  entbehren.  Desgleichen  verdienen  die  socialen  Verhältnisse 
der  Familienglieder  unter  sich  in  auf-  und  absteigender  Linie,  sowie  der  Ehe- 
gatten besondere  Berücksichtigung.  Nicht  selten  ist  der  elterliche  Nachlas» 
die  Frucht  gemeinsamen  Verdienstes  der  Eltern  und  Kinder,  noch  häufiger  ist 
dieses  bei  dem  Rücklasse  des  einen  Ehetheils  der  Fall  sowie  in  Beziehung  auf 
das  Errungene,  also  auch  auf  die  Erhaltung  des  in  die  Ehe  Eingebrachten,  und 
die  Erbmasse  der  Kinder  häufig  nur  ein  von  den  Eltern  früher  empfangenes 
Vermögen.  Nebstdem  würde  in  diesen  Fällen  eine  Erbschaftstaxe  am  meisten 
zur  Verheimlichung  des  Vermögens  resp.  zu  einer  Abtretung  desselben  vor  dem 
Tode  des  Erblassers  behufs  der  Taxumgehung  veranlassen,  indem  in  Hinblick 
auf  Art.  43  des  Gesetzentwurfs  für  das  Immobiliarerbe  ja  in  allen  Fällen  durch 
die  daselbst  aufgenommene  Taxnorm  von  jedem  Gulden  V'  kr.  Taxe  zu  bezahlen 
kommt,  sohin  nur  noch  eine  Ausdehnung  der  Erschaftstaxe  auf  die  Mobiliar- 
erbtheile  auch  bezüglich  der  Ascendenten,  Descendenten  und  Ehegatten  erzielt 
werden  könnte.  Findet  aber  der  Staat  die  Einführung  einer  derartigen  Abgabe 
für  nothwendig,  so  wird  sie  auch  in  einem  etwas  höherem  Masse  von  Erben  in 
der  Seitenlinie  williger  entrichtet  werden,  als  wenn  der  elterliche  Naohlass  noch 
80  massig  zu  versteuern  käme.  Eine  Abgabe  von  einem  Vermögensanfalle 
dnrch  den,  Tod  eines  Seiten  verwandten  wird  sich  jedermann  am  leichtesten  ge- 
fallen lassen,  wenn  sie  nicht  in  ein  Uebermass  ausartet,  und  es  haben  sich  auch 
früher  schon  Stimmen  für  deren  Einführung  behufs  der  Erleichterung  anderer 
Taxen  erhoben.  Das  Recht  des  Staates  hierzu  ist  ebenso  begründet,  als  das 
für  die  Erhebung  einer  Taxe  von  Verträgen  nach  den  Vertragsgegenstandssummen, 
und  eine  Steigerung  der  Erbschaftstaxe  nach  dem  Grade  der  Verwandtschafts- 
entfemung  der  Erben  vom  Erblasser  findet  sich  nicht  nur  in  allen  Tax-  oder 
Stempelordnungen,  welche  eine  Erbsohaftstaxe  enthalten,  sondern  entspricht 
auch  der  Rücksichtsnahme  auf  die  Familienbande  und  dem  Umstände,  dass  je 
entfernter  der  Erblasser  in  verwandtschaftlicher  Beziehung  dem  Erben  stand, 
desto  weniger  der  Nachlass  aus  früheren  Vermögenstheilen  eines  gemeinschaft- 
lichen Vorfahren  in  der  Regel  bestehen  wird,  wie  denn  ein  solches  Erbe  über- 
haupt als  eine  ganz  zufällige  Erwerbung  zu  betrachten  kommt* '), 


')  Ebenda,  Beil.  177,  S.  53. 
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Der  Ausschuss  schlug  demgemäss  folgende  Sätze  vor: 

V«  kr.  vom  fl.  =  ^/b^/o  für  die  Geschwister  des  Erblassers,  sowie  Stief- 
eltern und  Stiefkinder. 

1  kr.  vom  fl.  =  V/z  7©  för  die  Verwandten  des  Erblassers  in  der  Seiten- 
linie 3.  Grades  (Onkel,  Tante,  Neffe,  Nichte). 

2  kr.  vom  fl.  =  SVs  ^o  f&r  die  Verwandten  in  der  Seitenlinie  4.  Grades 
{Grossonkel,  Grosstante,  Grossneffe,  Grossnichte,  Geschwisterkinder). 

3  kr.  vom  fl.  =  5®/o  für  alle  übrigen. 

Diese  Sätze  gingen  in  das  Taxgesetz  vom  28.  Mai  1852  über  ^). 

Durch  Gesetz  vom  8.  November  1875  und  17.  Februar  1878 
wurden  dieselben  bedeutend  erhöht.  Ein  selbständiger  Ausbau  der 
Erbschaftssteuer  nach  dem  Muster  des  preussischen  und  sächsischen 
Gesetzes  wurde  durch  Gesetz  vom  18.  August  1879  vollzogen.  Das 
bayrische  A.usführungsgesetz  vom  9.  Juni  1899  zum  B.G.B.  unter- 
warf dasselbe  mehrfachen  Aenderungen  (Art.  169)^). 

In  den  Altmeiningischen  Landen  hat  eine  Verordnung  vom 
1.  Oktober  1804  die  zu  Gunsten  des  Armenfonds  erhobenen  Kol- 
lateralabgaben  folgendermassen  geregelt^):  Beim  1.  Grad  der  Seiten- 
verwandtschaft,  wenn  leibliche  Geschwister  einander  beerbten,  war 
1  ®/o  zu  entrichten,  im  2.  Grad  der  Beerbung  von  Halb-  oder  Stief- 
geschwistern, Geschwisterkindern,  oder  wenn  der  Neffe  und  die  Nichte 
den  Onkel  und  die  Tante  oder  umgekehrt  diese  jene  beerben,  2  V ; 
im  3.  Grad  der  Seitenverwandtschaft  3  ^/o  und  so  bei  jedem  ferneren 
Grad  1  ®/o  mehr,  doch  so,  dass  es  6^/o  nicht  übersteige;  ebensoviel 
hatten  Nichtverwandte  zu  entrichten.  Ehegatten,  welche  einander 
beerbten,  hatten  2  ^/o  abzugeben;  standen  aber  die  Ehegatten  in 
Gütergemeinschaft,  so  hatte  der  Ueberlebende  nur  1  ^/o  zu  entrichteo» 
weil  seine  eigene  Hälfte  abzurechnen  war*).  Gegen  auswärtige 
Staaten,  in  denen  eine  höhere  EoUateralabgabe  eingeführt  war,  sollte 
das  Retorsionsrecht  geübt  werden.  Von  den  Schenkungen  auf  den 
Todesfall  oder  unter  Lebenden,  falls  letztere  eine  Anticipation  der 
Erbschaft  enthielten  oder  die  Summe  von  500  fl.  wenigstens  erreichten, 
waren  immer  3  ^/o  zu  entrichten  und  war  nur  dann,  wenn  dergleichen 
in  fremden  Gesetzen  geschehen,  eine  höhere  Abgabe  bestimmt. 


>)  Gesetzblatt  1851/52,  S.  316. 

")  Siebe  unten  die  Fassung  des  bayrischen  Gesetzes  vom  11.  No- 
vember 1899. 

')  Kumpel,  Handbucb  des  herzoglich  Sachsen  -  Meiningischen  Privat- 
rechts,  1828. 

*)  Verordnung  vom  13.  März  1812. 
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In  den  ehemals  hildburghausischen  und  koburgischen  Teilen 
blieben  bis   1835   die  dortselbst  geltenden  Bestimmungen  in  Kraft. 

Durch  Gesetz  vom  24.  Juni  1835  ^)  wurde  die  Verschiedenheit 
der  Abgabe  in  den  einzelnen  Landesteilen  beseitigt,  die  Bestimmung 
,zu  milden  und  gemeinnützigen  Zwecken '^  aber  gewahrt.  Die  Ab- 
gabe betrug  nun  bei  Seitenverwandten  des  1.  und  2.  Grads  1  ^/o,  bei 
entfernter  oder  gar  nicht  verwandten  Personen  3^/o. 

Das  Gesetz  vom  15.  Juli  1867')  Hess  die  Zweckbestimmung 
fallen,  brachte  aber  neben  höheren  Steuersätzen  eine  Beteiligung  der 
Heimatsgemeinde  am  Ertrag  mit  V^;  das  vom  20.  Mai  1885^)  ver- 
fügte einige  neue  Erhöhungen,  baute  die  Beteiligung  der  Gemeinden 
mehr  aus  und  acceptierte  das  übliche  technische  Detail  moderner 
Gesetze. 

In  den  koburgischen  Landen  wurden  nach  einer  Verordnung 
vom  SO.  August  1809*)  von  dem  Immobiliar-  und  Mobiliarvermögen 
3  ®/o  zur  Unterhaltung  des  Zucht-  und  Arbeitshauses  entrichtet.  Die 
Geschwister  und  deren  Kinder,  die  im  saalfeldischen  Teil  bisher 
nur  1^/2  ^/o  bezahlt  hatten,  wurden  ebenfalls  dem  3  ^/o  igen  Satz  unter- 
worfen. Ehegatten,  die  einander  vermöge  Testamentes  oder  nach 
statutarischen  Gesetzen  beerbten,  sowie  Legate  zu  frommen  Zwecken 
waren  von  dieser  Abgabe  frei,  die  übrigen  Legate  aber  nicht.  Bei 
unbedingten  Schenkungen  unter  den  Lebenden  war  kein  Kollateral- 
geld  zu  entrichten,  bei  bedingten  und  unbedingten  Schenkungen  auf 
den  Todesfall  erst  nach  dem  Ableben  des  Schenkgebers  ^).  Die  bisher 
für  Vasallen,  sonstigen  Adel,  ingleichen  herrschaftliche  Diener  be- 
standenen Exemtionen,  wurden  durch  die  Verordnimg  vom  30.  August 
1809  aufgehoben;  durch  die  Verordnung  vom  14.  Oktober  1810 
wurde  das  KoUateralgeld  auch  auf  Lehensanfalle  ausgedehnt  und 
näher  geregelt^).     Die  ausschliessliche  Bestimmung  des  Ertrags  für 


')  Sammlung  der  landesherrlichen  Verordnungen  im  Herzogtum  Sachsen- 
Meiningen  Bd.  III,  S.  89. 

*)  Ebenda  Bd.  XVII,  S  459. 

»)  Ebenda  Bd.  XXII,  S.  85  f. 

*)  Sammlung  der  Landesgesetze  und  Verordnungen  für  das  Herzogtum 
Koburg  auf  den  Zeitraum  von  1800—1839  Bd.  XII,  S.  252  f.  Dieses  KoUateral- 
geld wurde  in  den  Aemtem  Sonnefeld  und  Königsberg  durch  Verordnung  vom 
10.  Dezember  1835  eingefQhrt. 

*)  Koburger  Verordnung  vom  24.  Oktober  1816  a.  a.  0.,  S.  859. 

«)  A.  a.  0.,  S.  324. 
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das  Zuchthaus  wurde  durch  Gesetz  vom  15.  Juni  1858  beseitigt  *) 
und  der  Steuersatz  auf  5  ®/o  erhöht.  Das  Gesetz  vom  29.  November 
1895  *)  brachte  mit  weiteren  Erhöhungen  zugleich  eine  Differenzierung 
der  Sätze. 

In  Sachsen-Gotha  wurden  die  alten  Bestimmungen  (s.  oben 
S.  69)  durch  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1836  einer  Revision  unterstellt®). 
Dasselbe  gilt  heute  noch,  nur  dass  seit  1.  Juli  1858  die  bisher  an  die 
Waisenhauskasse  gezahlte  Hälfte  der  EoUateralerbschaftsgelder,  sowie 
der  Gottespfennige  bei  Besitzveränderungen  für  die  Staatskasse  einge- 
zogen und  die  Waisenhauskasse  dafür  mit  einer  jährlichen  Rente  von 
6000  Thlr«  bedacht  wurde.  Eine  Erhöhung  und  Differenzierung  des 
Steuersatzes  erreichte  man  erst  mittels  des  Stempelsteuergesetzes  vom 
1.  Juli  1868  *)  (jetzt  27.  Juni  1889)  *),  durch  welches  der  Satz  5  %  für  die 
entfernteren  und  Nichtverwandten  um  3  ^/o,  also  auf  8  ^/o  erhöht  ist*). 

In  Sachsen-Altenburg  blieb  das  Mandat  vom  28.  Mai  1788 
(s.  oben  S.  75)  lange  Zeit  in  Kraft.  Erst  das  Gesetz  vom  15.  Juni 
1852  ■')  brachte  mit  Erhöhung  der  Steuer  eine  Abstufung  nach  der  Ver- 
wandtschaft. Die  steuertechnischen  Details  wurden  neu  geregelt  durch 
Gesetz  vom  29.  Mai  1879«)  und  Novelle  vom  18.  Dezember  1885*). 

Sachsen-Weimarhat  seine  alten  Erbschaftssteuerbestimmungen 
(s.  oben  S.  74)  durch  Gesetz  vom  3.  September  1844  revidiert  und 
durch  Gesetz  vom  10.  April  1895  ^^)  nicht  nur  eine  Abstufung  nach 
der  Verwandtschaft  eingeführt,  sondern  auch  die  bisherige  Zuweisung 
der  Einnahme  an  die  Waisen  Versorgungsanstalt  abgestellt,  wogegen 
diese  die  erforderlichen  Zuschüsse  durch  das  jeweilige  Staatsbudget 
zugebilligt  erhält  (vorerst  78,000  M.). 


*)  Qesetzsammlung  für  das  Herzogtum  Kobarg  Nr.  802,  S.  479. 

2)  Ebenda  Nr.  1227,  S.  60. 

')  Gesetzsammlung  für  das  Herzogtum  Gotha  3.  Bd.,  Nr.  147,  S.  249. 

*)  Ebenda  14.  Bd.,  Nr.  938,  S.  767. 

*)  Ebenda  Jahrgang  1889,  Nr.  14,  S.  41. 

^)  Auch  Ehegatten  waren  in  gewisser  Beschränkung  mit  l^o  getroffen; 
ebenso  —  und  das  noch  heute  —  Pensionen  und  Renten  von  Dienstboten  und 
häuslichen  Angestellten  mit  Rücksicht  auf  geleistete  Dienste;  doch  wurden  1889 
1000  M.  freigestellt. 

')  Herzogl.  Sachsen- Altenburgische  Gesetzsammlung  1852,  Stück  XIU,  S.  69. 

»)  Ebenda  1879,  Stück  IX,  S.  161. 

»)  Ebenda  1885,  Stück  XII,  S.  75. 

^°)  Mit  dem  Gesetz  vom  8.  September  1844  abgedruckt  im  Finanzarchiv  17 
(1900),  S.  446  f.  ^ 
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Schwarzburg-Sondershausen  kannte  laut  höchsten  Reskripts 
vom  11.  Dezember  1832  im  Gebiet  der  Oberherrschaft  eine  Kol- 
lateralgelderabgabe.  Das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1861  ^)  begrün- 
dete sie  im  Betrag  von  8^/o  für  das  ganze  Fürstentum;  sie  bezog 
sich  auch  auf  gerichtlich  verlautbarte  Schenkungen.  Das  Gesetz  vom 
9.  Februar  1892  stufte  den  Satz  ab  in  3,  4,  5,  8®/o  und  schloss 
sich  an  die  neueren  Muster  an. 

In  Schwarzburg-Rudolstadt  begann  durch  Gesetz  vom 
12.  Februar  1840  die  Erbschaftssteuer  mit  1,  2,  6  ^/o ,  und  zwar 
sollte  sie  »zu  gemeinnützigen,  das  Landesinteresse  fördernden  Zwecken, 
zunächst  zur  Erhaltung  des  jetzt  errichteten  Arbeitshauses  dienen^. 
Gleichzeitig  verzichtete  der  Landesfürst  auf  gewisse  althergebrachte 
Abgaben  *). 

Die  Gesetze  vom  8.  August  1879»)  und  2.  Dezember  1886^) 
beziehen  sich  auf  die  Zuständigkeit  der  für  die  Ermittlung  und 
Erhebung  der  Erbschaftsabgabe  bestimmten  Behörden.  Das  Ge- 
setz vom  6.  April  1894^)  brachte  eine  erhebliche  Erhöhung  der 
Steuersätze. 

Am  IG.  April  1868«)  führte  Oldenburg  die  Erbschaftssteuer 
ein;  das  Gesetz  vom  21.  März  1900  erhöhte  die  Sätze  und  regelte 
neu  die  Behandlung  der  Nutzungen. 


*)  Gesetzsammlung  für  1861,  S.  183. 

^)  In  der  Einleitung  heisst  es:  »Gleichzeitig  begeben  wir  uns  aber  des 
Unserer  förstlicheu  Cammer  in  einem  grossen  Theile  der  Oberherrschaft  des 
Fürstenthums  bisher  zugestandenen  Rechtes  zur  Lehngeld-Erhebung  in  solchen 
Fällen,  wo  Ascendenten,  Seitenverwandte  oder  Ehegatten  nach  gesetzlicher 
Vorschrift  (ab  intestato)  erbten  oder  Erbfolge  durch  1^ estament  oder  Vertrag 
eintrat,  sowie  der  in  den  unterherrschaftlichen  Orten  Ichstedt  und  Borxleben 
geltend  zu  machenden  Ansprüche  auf  Lehngeld,  sowohl  bei  Todesrä.llen  der 
Regenten  als  der  betreffenden  Grundstückbesitzer,  und  werden  Verfügung  treffen, 
dass  dergleichen  Lehngeld,  insoweit  es  in  Unsere  Oammer-Casse  geflossen,  hin- 
künfbig  nicht  weiter  in  Ansatz  gebracht  wird.  Auf  das  an  einigen  Orten  der 
Oberherrschaft  hergebrachte  sogenannte  Sterbe- Lehngeld,  d.  h.  dasjenige, 
welches  jedesmal  bei  dem  Sterbefalle  des  Besitzers,  und  selbst  wenn  Descen- 
denten  die  Erben  sind,  gegeben  werden  muss,  hat  jedoch  der  im  Obigen  er- 
klärte Verzicht  keine  Ausdehnung  zu  finden  und  es  bleibt  das  in  dieser  Hin- 
sicht Unserer  fürstl.  Cammer  zuständige  Recht  nach  wie  vor  in  Gültigkeit/ 

»)  Gesetzsammlung  1879,  S.  270. 

*)  Ebenda  1886,  S.  201. 

*)  Ebenda  1894,  S.  91. 

ö)  Gesetzblatt  20.  Bd.,  S.  667. 
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Am  29.  Dezember  1869^)  schritt  auch  Lippe-Detmold  zur 
Einführung  und  lehnte  sich  —  abgesehen  von  den  Steuersätzen  — 
möglichst  an  das  oldenburgische  Gesetz  an.  Am  20.  April  1897 
wurden  auch  da  die  Steuersätze  gesteigert^). 

Bezüglich  Elsass-Lothringens  vgl.  Finanzarchiv  10  (1893) 
S.  241  und  unten  S.  311  f. 


Wenden  wir  uns  zum  Ausland. 

Norwegen,  seit  1814  von  Dänemark  abgetrennt,  erhöhte  durch 
Gesetz  vom  1.  Juli  1816  die  Erbschaftssteuer  bedeutend;  die  nach 
dem  Gesetz  vom  12.  September  1792^)  steuerfrei  gebliebenen  Ehe- 
gatten, Descendenten,  Eltern,  Geschwister  und  Geschwisterkinder 
wahrten  ihre  Steuerfreiheit  nur,  wenn  die  Erbschaft  100  Spezies- 
thaler nicht  erreichte;  1  ®/o  zahlten  sie  nur  vom  jedem  Erbteil,  der 
500  Speziesthaler  nicht  überstieg;  in  allen  übrigen  Fällen  2®/o.  Die 
Kollateralen  und  Nichtverwandten,  die  bisher  4  ^/o  zahlten,  hatten  in 
Zukunft  6  ®/o  zu  entrichten.  Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1895  kennt 
als  Steuersätze  nur  6  und  8  ®/o ;  den  Satz  von  6  ^/o  bezahlen  Ge- 
schwister und  deren  Abkömmlinge,  Stiefkinder  und  deren  Descenden- 
ten, Schwiegereltern,  Schwiegerkinder,  Schwäger  und  Schwägerinnen; 
befreit  sind  nur  noch  die  Ehegatten,  Descendenten,  Eltern,  ausserdem 
Erben,  deren  ganzes  Vermögen  (mit  Einschluss  des  Ererbten)  unter 
400  Kronen  beträgt. 

Dänemark  behielt  das  Gesetz  vom  12.  September^)  1792  bei, 
führte  aber  eine  Erhöhung  in  der  Weise  durch,  dass  es  durch  Ver- 
ordnung vom  8.  Februar  1810  eine  ^s^/oige  Immobiliarbesitzverände- 
rungsabgabe hinzufügte;  dieser  unterlagen  auch  die  infolge  gesetz- 
licher Erbfolge,  testamentarischen  Dispositionen  oder  Schenkungen 
an  neue  Besitzer  übergehenden  Ghrundstücke,  jedoch  nach  Abzug  der 
auf  den  Gnmdstücken  von  ihm  mit  übernommenen  Schulden.  Aber 
auch  für  alles  sonstige  Vermögen  war,  wenn  es  durch  Erbfolge  oder 
testamentarische  Disposition  auf  neue  Besitzer  überging,  nach  Abzug 
der  darauf  haftenden  Schulden  und  Lasten  ^1%  ^/o  zu  entrichten.  Erb- 
schaften, deren  Reinertrag  weniger  als  100  Rthlr.  (jetzt  200  Kronen) 
ausmachte,   wurden  durch   Verordnung  vom   18.  August  1812   von 

^)  Qeeetzsammlimg  für  das  Fürstentum  Lippe  1870,  Nr.  1,  S.  821. 
»)  Ebenda  1897,  Nr.  8,  S.  153. 
^  Siehe  oben  S.  66. 
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dieser  Abgabe  befreit.  Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  er- 
höhte das  ^/2^/o  auf  1%  und  änderte  die  Verordnung  vom  12.  Sep- 
tember 1792  dahin,  dass  Geschwister  und  deren  Descendenten,  gleich- 
gültig ob  sie  allein  oder  mit  einem  Eltemteil  erbten,  statt  4  ^/o  fortan 
nur  3^/o,  die  entfernteren  Verwandten  und  Nichtverwandten  dagegen 
statt  4  ^/o  fortan  6  ^o  zu  zahlen  hatten.  Kombiniert  man  beide  Ab- 
gaben, so  zahlen  Ehegatten,  Descendenten,  Eltern  l^/o,  Geschwister 
und  deren  Nachkommen  4  ®/o,  entferntere  und  Nichtverwandte  7  ^/o  *). 

Schweden  hat  keine  eigentliche  Erbschaftssteuer.  Das  Stempel- 
gesetz vom  24.  September  1886  unterwirft  ähnlich  wie  frühere  die 
bei  Todesfällen  gesetzmässig  zu  errichtenden  Inventarien  bei  der  ge- 
richtlichen Registrierung  einer  Stempelsteuer  von  0,5  ^/o  des  reinen 
Bestandes  der  Verlassenschaft;  dieser  Satz  erhöht  sich  auf  0,6  ^/o, 
wenn  der  Erblasser  keine  Descendenten,  sondern  nur  entferntere 
Erben  nachgelassen  hat  oder  ohne  bekannte  Erben  verstorben  ist. 
Befreit  von  der  Steuer  sind  Verlassenschaften ,  deren  Betrag  die 
Summe  von  1000  Kronen  nicht  erreicht. 

In  Russland  hatte  früher  ausser  der  gewöhnlichen  Stempel- 
abgabe der  gesetzliche  oder  testamentarische  Erbe  vom  kaufmänni- 
schen Kapital  eine  Steuer  von  1  ^/o  zu  entrichten  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verwandtschaft.  Immobilienübertragungen  hatten  die  prozen- 
tualen Handänderungsabgaben  zu  zahlen,  wenn  sie  nicht  ab  intestato, 
sondern  infolge  Testaments  sich  vollzogen^).  Ein  voll  ausgebildetes 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuergesetz  wurde  unterm  15.  (27.)  Juni 
1882  erlassen^). 

In  0 esterreich  hatte  die  Erbsteuer  vom  15.  Oktober  1810, 
deren  oben  (S.  66)  gedacht  wurde,  viel  Beanstandung  gefunden.  Es 
war  abnorm,  dass  Tirol  und  Dalmatien  eximiert  waren.  Auch  konkur- 
rierte sie  noch  mit  der  Abgabe  aus  dem  Gutsunterthänigkeits verband. 
Besonders  aber  war  misslich  die  Zentralisierung  der  Erbsteuerver- 
waltung für  das  ganze  Reich,  was  grosse  Verzögerung  in  den  ge- 
richtlichen Verhandlungen  bewirkte  und  immer  unhaltbarer  wurde. 
Man  entschloss  sich  deshalb,  sie  aufzugeben  und  machte  den  merk- 
würdigen Rückschritt,  die  Erbschaftssteuer  dem  Stempel  und  Tax- 
gesetz vom  27.  Januar  1840  zu  unterstellen.     Der  höchste  Satz  war 

')  Biese  Gesetzgebung  galt  bis  zum  preussischen  Gesetz  vom  5.  Juli  1867 
auch  in  den  Herzogtümern  Schleswig-Holstein. 

3)  Scheel,  Erbschaftssteuer  und  Erbrechtsreform  1877,  S.  97  f. 
«)  Finanzarchiv  5  (1888),  S.  1096  f. 
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20  fl.  und  trat  erst  ein  bei  einer  Verlassenschaft  von  5000  fl.  Dieser 
Zustand  dauerte  aber  nicht  lange.  Das  Stempelgesetz  wurde  abge- 
löst von  dem  Qebtihrengesetz  vom  9.  Februar  1850.  Unter  dieser 
Firma  wurde  wieder  eine  1 — 8®/oige  Erbschaftssteuer  nebst  einem 
Gebtihrenäquivalent  geschaffen.  Bei  Immobiliarvermögen  erhöhen 
sich  die  Steuersätze.  Schuldforderungen  werden  zunächst  von  dem 
Mobiliarvermögen  abgezogen. 

In  England  hatte  die  Erbschaftssteuer  schon  im  18.  Jahr- 
hundert eine  grosse  Verschärfung  erhalten  ^).  Der  Kriegszustand 
brachte  im  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  neue  Steigerungen. 

Die  probate  duty  wurde  1801,  1804,  1815  umgebildet. 
Die  Steuer  bewegte  sich  zwischen  1^2 — 2^«  ®/o.  1815  wurden  die 
Verlassenschaften,  bei  denen  ein  Testament  fehlte,  höher  belastet,  als 
diejenigen,  bei  denen  es  vorhanden  war.  Das  blieb  dann  so  bb  1880. 
Bei  der  legacy  duty  trat  1804  Erhöhung  der  Prozentsatze 
ein,  und  1805  wurde  eingeführt,  was  Pitt  im  Jahre  1796  als  undenk- 
bare Massregel  weit  von  sich  gewiesen  hatte:  es  wurden  auch  die 
Descendenten  zur  Steuer  herangezogen,  und  zwar  mit  l*^/o.  Der 
Höchstsatz  betrug  nun  nicht  mehr  6®/o,  sondern  8^/o,  und  die  Mo- 
biliarwerte, die  aus  einem  Immobiliarnachlass  ererbt  wurden,  zog 
man  ebenfalls  bei.  1815  traten  neue  Erhöhungen  ein;  die  Klasse 
der  Descendenten,  welcher  jetzt  auch  die  bisher  steuerfreien  Ascen- 
denten  angeschlossen  wurden ,  behielt  den  Satz  von  1  ®/o ;  die  ent- 
ferntesten Verwandten  und  Fremden  wurden  mit  10  ^/o ,  die  Ge- 
schwister und  Descendenten  derselben  mit  3  ^/o,  die  Onkel  und  Tanten 
und  deren  Descendenten  mit  5  ®/o ,  die  Grossonkel  und  Grosstanten 
und  deren  Descendenten  mit  6®/o  belegt.  Ehegatten  waren  frei 
Diese  Sätze  gelten  noch  heute.  Die  Steuerpflichtigkeit  tritt  nur  dann 
ein,  wenn  der  Verstorbene  im  Inlande  domiziliert  war,  und  trifft 
solchenfalls  sämtliche  Mobilien,  mögen  sich  dieselben  im  Inlande  oder 
Auslande  befinden. 

Verglichen  mit  1796  ergibt  sich  also  folgendes  Bild: 

1796      1815 

Descendenten,  Ascendenten —         17© 

Geschwister  und  ihre  Nachkommen 2*/o        3  , 

Geschwister  der  Eltern  und  ihre  Nachkommen  .  .  3  ,  5  , 
Geschwister  der  Grosseltem  und  ihre  Nachkommen  4  ,  6  , 
Alle  übrigen 8  ,        10  , 


')  Siehe  oben  S.  33  f. 

G28 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Stadien  zur  Geschichte  und  Theorie  der  Erbschaftssteuer.  \29 

Eine  wichtige  Phase  in  der  Entwicklung  bedeutet  dann  wieder 
das  Jahr  1853,  indem  nun  auch  das  unbewegliche  Vermögen  durch 
eine  Erbschaftsabgabe,  und  zwar  durch  die  succession  duty  ge- 
troflfen  wurde.  Ihr  Steuerfuss  war  derselbe  wie  bei  der  legacy  duty, 
doch  war  das  Immobiliarvermögen  insofern  milde  besteuert,  als  nur 
der  als  Leibrente  kapitalisierte  Nutzungswert  für  den  Erben  mass- 
gebend war.  Es  wurde  dies  damit  begründet,  dass  das  Immobiliar- 
Termögen  bei  der  Einkommensteuer  härter  und  in  der  Lokalbesteue- 
rung einseitig  getroffen  sei. 

Zu  grosser  Schärfe  wuchs  sich  die  Erbschaftssteuer  aus  in  den 
•80er  und  90er  Jahren. 

Vor  allem  wurde  bei  der  probate  duty  1880  der  testamen- 
tarische Nachlass  demselben  höheren  Satz  unterworfen,  wie  der  nicht- 
testamentarische, jedoch  unter  Schonung  der  kleinen  Vermögen.  So- 
dann wurde  eine  neue  Steuer,  die  account  duty,  1881  aufgestellt, 
um  die  Lücken  auszufüllen,  die  noch  in  der  legacy  duty  vorhanden 
waren,  indem  es  drei  Fälle  gab,  in  denen  eine  Thätigkeit  des  Nach- 
lassverwalters nicht  erforderlich  war.  In  diesen  Fällen  hatte  der 
Erbe  fortan  eine  stempelpflichtige  Aufstellung  (account)  in  beeidigter 
Form  einzureichen. 

Weiter  fügte  Goschen  1889  noch  eine  fünfte  Steuer  ein,  die 
estate  duty.  Die  Erbschaftsmassen  waren  danach,  wenn  sie  mehr 
als  10,000  Pfd.  Sterl.  betrugen,  vorweg  mit  1  **/o  belastet,  gleich- 
gültig an  wen  sie  fielen  |  ob  an  steuerfreie  Berechtigte  oder  nicht. 

Im  Jahr  1894  wurde  dieses  fünfgliedrige  System  etwas  ver- 
einfacht, finanziell  und  sozialpolitisch  aber  noch  wirksamer  als  bisher 
ausgebaut  (Reform  Harcourts).  Dies  geschah  namentlich  dadurch, 
dass  die  neue  estate  duty,  welche  die  alte  estate,  probate  und  account 
duty  in  sich  aufnahm,  das  ganze  Rein  vermögen  vorweg  mit  einer 
stark  progressiven  Steuer  von  1 — 8  ®/o  belegte  ^).  Die  legacy  und 
«uccession  duty  dauern  fort,  nur  dass  bei  letzterer  jetzt  der  volle 
Kapitalwert  des  unbeweglichen  Vermögens  gerechnet  ist. 

Dafür  wurde  1888  V^i  seit  1889  V«  der  probate  duty  der 
Lokalverwaltung  der  drei  vereinigten  Königreiche  zugewiesen;  seit 
1894  ist  an  Stelle  dieser  Zuweisung  1 V»  ^/o  des  reinen  Kapitalwerts  des 
nach  Testament  oder  ab  intestato  vererbten  persönlichen  Vermögens 


')  Ausführliches  darüber  im  Finanzarchiv  12  (1895),  S.  617  f.   Vgl.  dazu 
16  (1899),  S.  184. 
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getreten.  Nach  der  Rechnung  pro  1898/99,  abgelegt  am  31.  März 
1899,  gab  der  Fiskus  vom  Ertrag  von  15,732,578  Pfd.  Sterl.  an  die 
Lokalverwaltungen  4,232,600  Pfd.  Sterl.  ab  i). 

Als  die  holländischen  Provinzen*)  zu  einer  unteilbaren 
Republik  vereinigt  wurden  —  die  batavische  Republik  bestand  1795 
bis  1806  —  hatte  dies  auch  eine  einheitliche  Erbschaftssteuer  zur 
Folge.  Durch  Gesetz  vom  4.  Oktober  1805  wurde  bestimmt,  dass 
der  Erbschaftssteuer  unterliegt  alles  bewegliche  wie  unbewegliche 
Vermögen,  das  innerhalb  oder  ausserhalb  des  Landes  nachgelassen 
wird  durch  einen  Eingesessenen  der  Republik,  all  dasjenige,  wa» 
ein  Eingeborener  der  Republik,  obschon  er  diese  ohne  Wohnsitz  zu 
behalten  verlassen  hat,  innerhalb  der  Republik  nachlässt  und  all  das« 
jenige,  was  durch  jemand  nachgelassen  wird,  der  innerhalb  der  Re* 
publik  stirbt,  ohne  dass  sich  zeigt,  dass  er  anderwärts  einen  festen 
Wohnplatz  hat.  Die  Descendenten  blieben  frei,  ebenso  Eltern  für  das, 
wozu  sie  ab  intestato  berechtigt  waren.  Orosseltem,  Ehegatten,  Ge- 
schwister bezahlten  5  ^/o,  Onkel,  Tanten,  Neflfen,  Nichten  7^«  ®/o,  alle 
übrigen  10 ^/o.  10 ^/o  war  auch  zu  entrichten,  wenn  jemand  mehr 
bekam,  als  er  ab  intestato  als  Pflichtteil  zu  beanspruchen  hatte,  aus- 
genonunen  die  Eltern  und  Kinder,  von  denen  die  ersteren  5  ^/o ,  die 
letzteren  nichts  bezahlten.  Nachlassenschaften  unter  300  fl.  waren  frei  ^). 

Am  5.  Juni  1806  wurde  Holland  dem  dritten  Bruder  Napo- 
leons, Ludwig,  als  Königreich  gegeben.  Unterm  29.  Dezember  1806 
wurden  die  Erbschaftssteuersätze  um  ^lio  erhöht,  während  gleich- 
zeitig eine  gleiche  Steuer  von  allen  Fonds  ausländischer  Staaten,  Ge- 
sellschaften u.  dergl.  eingeführt  wurde,  wovon  die  Renten  ausserhalb 
des  Landes  bezahlt  wurden  und  wovon  die  Coupons  oder  Quittungen 
nicht  dem  Stempelrecht  unterworfen  waren,  sofern  die  Fonds  in  dem 
Nachlass  gefunden  wurden^).  Durch  Beschluss  vom  17.  April  1809 
wurden  die  Steuersätze  abermals  um  den  zehnten  Teil  und  durch 
Beschluss  vom  29.  April  1809  nochmals  um  den  zehnten  Teil  er- 
höht,  so  dass  unter  König  Ludwig  im  ganzen  eine  Steigerung  um 

>)  Finanzarchiv  17  (1900),  S.  987. 

')  üeber  deren  Erbschaftssteuer  siehe  oben  S.  55  f. 

')  Assendelft  de  Goningh,  De  aard  en  de  ontwikkeling  der  zegel-, 
registratie  en  successierechten  in  Frankrijk,  Engeland  en  Nederland.  Leiden 
1874.   S.  149. 

*)  Man  wollte  dadurch  in  etwas  diejenigen  Rentner  treffen,  die  allen 
Steuern  entgingen.  Vgl.  die  Ausführungen  des  damaligen  Staatsmanns  Oogel 
bei  Assendelft  de  Coningh  a.  a.  0,  S.  149,  150. 
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30  >  eintrat.  Die  Erbschaftssteuer,  die  1806  1,245,600  fl.  ertrug, 
ergab  1811  3,082,000  fl.  O- 

Am  9.  Juli  1810  wurde  Holland  mit  Frankreich  vereinigt;  da- 
durch drang  auch  die  französische  Erbschaftssteuer  mit  ihrer  Be- 
steuerung der  direkten  Linie  in  Holland  ein.  Mit  dem  Fall  Napo- 
leons kehrte  man  in  Holland  zu  dem  Erbschaftssteuergesetz  vom 
4.  Oktober  1805  zurück,  das  vom  1.  Januar  1814  bis  1.  Januar  1817 
zu  Recht  bestand*). 

Durch  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1817  wurden  Geschwister 
und  Ehegatten  ohne  Kinder  für  das,  was  sie  ab  intestato  voneinander 
erbten,  mit  4**/o,  Onkel,  Tanten,  Neffen,  Nichten  ebenfalls  für  den 
Intestaterbteil  mit  6  ^/o  belastet.  Alle  übrigen,  und  auch  die  Oben- 
genannten für  das  über  den  Intestaterbteil  Erhaltene  mit  10®/o.  Von 
den  unbeweglichen  Gütern,  nachgelassen  von  jemand,  der  kein  In- 
gesessener des  Reichs  war,  waren  3  ^/o  zu  steuern ;  gelangten  sie  an 
die  direkte  Linie,  1  ^/o.  Frei  bleiben  im  übrigen  hauptsächlich  die  ge- 
rade Linie,  die  Erbschaften  von  300  fl.  und  darunter  und  was  der 
längstlebende  Ehegatte  von  dem  anderen  erbte,  sofern  Kinder  oder 
Enkel  aus  ihrer  Ehe  vorhanden  waren  ^). 

Es  bestand  Deklarationszwang  (bei  Verzögerung  10  ^/o,  später 
40  ®/o  der  Steuer  Strafe)  mit  Eidesabiegung.  Der  Deklarierende  hatte 
die  Wahl  zwischen  eigener  Schätzung  oder  Schätzung  durch  Sachver- 
ständige auf  seine  Kosten. 

Als  steuerbarer  Wert  galt  der  Verkaufswert  im  Augenblick  des 
Todes  des  Erblassers.  Bei  Leibrenten  wurde  als  Maxmium  das  Zehn- 
fache, bei  Auszahlungen  von  bestimmter  Dauer  das  Zwanzigfache  an- 
genommen; doch  wurde  jede  Nutzniessung  auf  den  halben  Wert  des 
Eigentums  angesetzt. 

Die  Erbschaftssteuer  in  dieser  Form  ertrug  2,500,000  fl. 

Das  Gesetz  von  1817,  modiflziert  den  31.  Mai  1824  und  den 
16.  Juni  1832,  wurde  am  1.  Juli  1859  durch  ein  neues  ersetzt.  An 
den  Prinzipien  ward  nichts  geändert*),  auch  der  Tarif  blieb  unver- 

1)  Assendelft  de  Coniogh,  S.  163. 

*)  Assendelft  de  Coningh,  S.  167. 

3)  Assendelft  de  Coningh,  S.  176. 

*)  Das  Gesetz  vom  16.  Jnni  1882  brachte  Modifikationen,  namentlich  in 
Bezug  auf  Deklaration  und  Entrichtung  der  Steuer ;  die  Ausnahme  von  der 
Eidesabiegung  wurde  erweitert  und  ein  Reinigungseid  f&r  den  an  die  Stelle 
eines  ablehnenden  Erben  Tretenden  eingeführt;  die  Nutzniessung  und  die 
periodischen  Auszahlungen  wurden ,  falls  der  Berechtigte  den  Erblasser  nur  um 
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ändert,  da  die  vorgeschlagene  Erhöhung  nicht  Annahme  fand.  Nur 
ein  Punkt  verdient  Erwähnung.  Das  Gesetz  vom  31.  Mai  1824  ver- 
schärfte sehr  die  Steuer  auf  die  ausländischen  Effekten  durch  die 
Vorschrift,  dass  das  Reinvermögen  des  Nachlasses,  welches  die  Ghrund- 
läge  für  die  Berechnung  der  Steuer  bildete,  um  50  ®/o  des  Wertes  der 
ausländischen  Effekten  erhöht  werden  musste,  die  man  im  Nachlass 
fand;  doch  durfte  das  Rein  vermögen  selbst  in  keinem  FaU  dadurch 
um  mehr  als  die  Hälfte  erhöht  werden.  Diese  Bestimmung  war  sehr 
drückend  und  veranlasste  viele  Klagen.  Deshalb  traf  das  Gesetz  von 
1859  eine  andere  Anordnung;  alle  Geldanleihen  von  Staaten,  Ge- 
nossenschaften u.  dgl.  hatten  fortan  eine  üebergangsabgabe  von  1  ^/o 
zu  zahlen.  Die  gerade  Linie  und  die  Ehegatten  mit  Kindern  blieben 
auch  von  dieser  Üebergangsabgabe  frei.  Der  Vorschlag  einer  ganz 
leichten  Steuer  für  die  Ascendenten  von  dem,  was  über  den  Pflicht- 
teil hinausgeht,  stiess  auf  so  grossen  Widerstand,  dass  er  aufgegeben 
werden  musste. 

Die  Erbschaftssteuer  ging  infolge  der  1859er  Aenderung  etwas  zu- 
rück; der  frühere  Durchschnittsertrag  wurde  erst  wieder  1865  erreicht  ^). 

Ueber  die  späteren  Novellen  vom  28.  Mai  1869,  9.  Juni  1878, 
31.  Dezember  1885,  24.  Mai  1897  gibt  das  Finanzarchiv  Aufschluss  *). 

Belgien  ^)  hat  eine  aus  drei  unhomogenen  Gliedern  bestehende 
Erbschaftssteuer,  die  nur  verständlich  wird,  wenn  man  ihre  Ge- 
schichte kennt.  Eine  der  ersten  Thaten  des  im  Jahr  1830  neuge- 
bildeten Königreichs  war  es,  dass  es  die  im  überkommenen  nieder- 
ländischen Erbschaftssteuergesetz  vom  27.  März  1817  enthaltene 
Beschwörung  der  Deklaration  seitens  der  Erbenden  abschaffte  (17.  Ok- 
tober 1830).  Später  bereute  man  diesen  Schritt.  Am  12.  November 
1847  und  wieder  am  7.  November  1848  legte  die  Regierung  einen 
Entwurf  vor,  welcher  die  Wiederherstellung  des  Eids  verlangte  und 
ausserdem  die  gerade  Linie  mit  1  >  von  der  Intestaterbportion  und 
mit  5  7o  von  dem  Plus  besteuert  wissen  wollte.  Infolge  der  un- 
günstigen und  erregten  Stimmung  der  Kammer  zog  Fr^re-Orban 


weniger  als  4 Monate  überlebte,  von  der  Steaer  freigelassen;  anch  brachte  das 
Gesetz  noch  eine  Steuer  auf  die  Schenkungen  unter  Lebenden  an  die  tote  Hand 
fQr  den  Fall,  dass  eine  besondere  Urkunde  über  die  Schenkung  vorlag. 

^)  Assendelft  de  Goningh,  S.  186. 

*)  Vgl  Finanzarchiv  5  (1888),  S.  1071 ;  16  (1899),  S.  680. 

')  L.  Richald,  Histoire  des finances  publiques de  la  Belgique  depnis  1830. 
Bruxelles  1884,  S.  275  f. 
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die  Bestimmung  wegen  Besteuerung  der  direkten  Linie  zurück;  aber 
auch  der  Eid  fand  keine  Zustimmung,  was  zur  Demission  des  Mini- 
steriums fübrte. 

Die  Regierung  machte  nun  die  Eonzession,  dass  sie  einesteils 
die  Eidesbestimmung  definitiv  aufgab,  andemteils  den  Erben  der  ge- 
raden Linie  die  Wahl  lassen  wollte,  ob  sie  1  ®/o  vom  Nettovermögen 
oder  V  ^/o  vom  Bruttovermögen  zahlen  wollten,  damit  die  Eonder 
nicht  genötigt  seien,  das  Aktiv-  und  Passiwermögen  der  Familie  zu 
enthüllen.  Die  Kammer  stimmte  im  wesentlichen  zu,  der  Senat  lehnte 
aber  ab  und  wurde  daraufhin  aufgelöst.  Da  er  auch  in  seiner  neuen 
Zusammensetzung  dem  Projekt  nicht  günstig  war,  machte  Spitaels 
den  Yermittlungsvorschlag,  dass  die  gerade  Linie  und  der  überlebende 
Ehegatte  0  nur  vom  Wert  der  in  Belgien  gelegenen  Immobilien  und 
der  Staaten-  und  der  Hypothekenforderungen  auf  den  in  Belgien 
gelegenen  Immobilien,  aber  nach  Abzug  der  Schulden,  welche  die 
der  Steuer  unterworfenen  Objekte  beschweren,  steuern,  sollten. 
Dieser  Vorschlag  fand  Annahme  und  ward  am  17.  Dezember  1851 
Gesetz. 

So  war  der  droit  de  mutation  en  ligne  directe  ent- 
standen. Seit  1879  beträgt  der  Satz  mit  Zuschlägen  1,40  ^/o ,  die 
Hälfte  bei  üsusfructus.  Frei  bleibt  bei  jedem  Pflichtigen  der  Teil, 
der  nach  Abzug  der  Schulden  sich  nicht  auf  1000  Fr.  beläuft. 

Eine  zweite  Steuer,  der  droit  de  mutation  par  d^c^s, 
wurde  aus  der  niederländischen  Besteuerung  übernommen;  er  trifft 
Immobilien,  die  im  Königreich  liegen  und  von  einem  Nichteinwohner 
Belgiens  geerbt  werden.  Hier  ist  der  Charakter  der  Uebergangs- 
abgabe  streng  festgehalten;  Abzug  der  Lasten  findet  nicht  statt.  Die 
Steuersätze  sind  in  gerader  Linie  1,40  ®/o,  in  der  Seitenlinie,  bei 
Nichtverwandten,  Adoptierten  und  deren  Nachkommen  6,80 ®/o;  bei 
Üsusfructus  gelten  die  halben  Sätze. 

Die  dritte  Steuer,  der  droit  de  succession  bezieht  sich  auf 
die  Seitenlinie  und  ihnen  angeschlossene  Fälle.  Es  werden  die 
Schulden  und  Leichenkosten  vom  Bruttovermögen  abgezogen.  Die 
Steuersätze  von  1817  und  1851  wurden  durch  Gesetz  vom  28.  Juli 
1879  etwas  erhöht.  Mit  Zuschlägen  betragen  sie  für  Geschwister 
6,8  >  für  den  ab  intestato  erhaltenen  Teil,  13,8  >  für  den  üeber- 

*)  Genau:  solche,  welche  leibliche  Descendenz  hinterliessen  oder  welche, 
falls  die  Descendenz  einer  früheren  Heirat  das  Eigentum  erwerben,  die  Nutzung 
oder  von  dieser  Descendenz  Renten  oder  Pensionen  erhielten. 
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schuss;  für  Neffe,  Nichte,  Grossneffe,  -nichte,  Onkel,  Tante,  Grossonkel, 
-tante  8,20  ®/o  bezw.13,8  ®/o  ;  weitere  oder  Nichtverwandte  zahlen  13,8  *^/o, 
Adoptierte  und  ihre  Descendenten  8,2  ^/o ,  Ehegatten,  mit  Ausnahme 
der  oben  genannten,  5,5  ^/o.  Die  Sätze  werden  halbiert  bei  Ususfructus. 
Vermögensanfall  von  634  Fr.  92  Cts.  (die  alten  300  fl.)  ist  frei. 

Frankreich  blieb  in  der  Entwicklung  der  Erbschaftssteuer 
wenig  hinter  seinem  Rivalen,  England,  zurück.  Während  dieses  aber 
in  erster  Zeit  hauptsächlich  den  beweglichen  Besitz  schwer  traf,  hat 
Frankreich  anfänglich  den  grössten  Teil  der  Steuerlast  den  Immobilien 
zugewälzt,  dagegen  scheinbar  die  Mobilien  begünstigt.  Das  geschah 
aber  nur  scheinbar.  Die  geringeren  Sätze  für  die  Mobilien  wurden 
nur  als  Kompensation  für  den  Nichtabzug  der  Schulden  gewährt. 

Im  übrigen  erfolgte  die  Verschärfung  der  Steuer  hauptsächlich 
in  der  Weise,  dass  man  bei  den  ferneren  Verwandten  immer  mehr 
spezialisierte  und  die  Steuer  in  den  ferneren  Verwandtschaftsgraden 
immer  höher  machte. 

Die  Tarife  zeigen  folgende  Entwicklung: 

Gesetz  vom  5./19.  Dezember  1790. 

Immob.  Mobil. 

Direkte  Linie 0,25  7o  0,25  % 

Ehegatten 1        ,.  1 

Geschwister,  Onkel,  Neffen 2       „  1,5     , 

3.  und  4.  Grad 3        ,  1,5     „ 

Darüber  hinaas  und  Fremde 4        ,1  1,5     » 

An  Stelle  des  Gesetzes  vom  5./19.  Dezember  1790  trat  das 
vom  12.  Dezember  1798,  von  dem  viele  Bestimmungen  heute  noch 
gelten.     Der  Tarif  dieses  Gesetzes  war  folgender: 

Immob.       Mobil. 

Direkte  Linie 1      >         0,25% 

Ehegatten 2,5     ,  0,625 , 

Seiten-  und  Nichtverwandte 5,0     ,  1,25    , 

Dieser   Tarif  wurde  durch   das   Gesetz    vom    28.   April   1816 

folgendermassen  geändert. 

Immob.  Mobil. 

Direkte  Linie 1      >  0,25  > 

Ehegatten       3       „  1,50    , 

Seitenverwandte 5        „  2,50   , 

Nichtverwandte 7        „  3,50    , 

Auch  wurde  ausgesprochen,  dass,  wenn  der  überlebende  Ehe- 
gatte oder  die  natürlichen  Kinder  in  Ermangelung  successionsfahiger 

')  Vgl.  oben  S.  55. 
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Erben  zur  Erbschaft  berufen  werden,    sie  wie  Nichtverwandte  zu 
steuern  haben. 

Durch  Gesetz  vom  21.  April  1832  wurde  der  Tarif  abermals 

erhöht  und  zugleich  weiter  spezialisiert: 

Immob.  Mobil. 

Direkte  Linie 1      >  0,25  V« 

Ehegatten 3       ,  1,50    , 

Geechwiater,  Onkel,  Tanten,  Neffen,  Nichten    .  6,50  ,  3,00   , 

Grossonkel,  -tante,  -neffe,  -nichte 7,00  ,  4,00    , 

Verwandte  des  4.— 12.  Grades 8,00  »  5,00    , 

Nichtverwandte 9,00  ,  6,00   , 

Seit  dem  Gesetz  vom  18.  Mai  1850  ist  die  verschiedene  Be- 
handlung der  Mobilien  und  Immobilien  aufgehoben.  Der  Tarif  für 
letztere  wurde  generalisiert.  Die  Geschwisterkinder  wurden  den 
Grossonkeln  angeschlossen.  Durch  die  Gesetze  vom  23.  August  1871 
und  30.  Dezember  1873  wurden  2^»  Zehntel  Zuschlag  zugefQgt,  die 
bis  zum  Erlass  des  jüngsten  Gesetzes  blieben  ^). 

Gesetz  vom  18.  Mai  1850.  vol?2VrÄl. 

Gerade  Linie IV  1»25 

Ehegatten 3     ,  3,75 

Geschwister 6,5  ,  8,125 

Onkel,  Tante,  Neffe,  Nichte     . 6,5  «  8,125 

Grossonkel  etc.,  Grossneffe  etc.,  Geschwisterkinder     7     „  8,75 

Verwandte  des  5.  und  6.  Grades 8     >  10,00 

Verwandte  über  den  6.  Grad 8     ,  10,00 

Nichtverwandte 9     ,  11,25 

Die  französische  Erbschaftssteuergesetzgebung  enthielt  nament- 
lich zwei  Härten:  1.  Derjenige,  der  Eigentum  ohne  die  Nutzung  er- 
warb, musste  steuern,  als  wenn  er  volles  Eigentum  erworben  hätte; 
der  Nutzniesser  seinerseits  musste  dagegen  den  halben  Wert  des 
Eigentums  versteuern.  2.  Die  Schulden  und  Lasten,  welche  mit  dem 
Anfall  verbunden  waren,  durften  nicht  abgezogen  werden. 

Seit  1849  wurde  die  Behebung  dieser  Mängel  angestrebt,  aber 
«rst  neuestens  ist  die  Reform  zu  stände  gekommen.  Die  bezüglichen 
Bestimmungen  sind  in  dem  Budgetgesetz  vom  26.  Februar  1901  ent- 
halten 2). 

Der  Schuldenabzug,  sowie  eine  zweckmässigere  Regelung  der 
Nutzungen  wurden  damit  endlich  durchgesetzt.    Die  Steuersätze  sind 

^)  Ueber  die  Sätze  inkl.  Zuschläge  in  der  Zeit  von  1850—71  vgl.  unten  S.  183. 
^  Dieselben  sind  unten  (S.  730  f.)  mitgeteilt  und  auch  die  Vorgeschichte 
kurz  skizziert. 
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progressiv  nicht  bloss  nach  dem  Grad  der  Verwandtschaft,  sondern  auch 
nach  der  Höhe  des  Anfalls.  Ihr  Mehrertrag  ist  mit  einigen  anderen 
fiskalischen  Verbesserungen  bestimmt,  die  Ausfälle,  die  durch  den 
Schuldenabzug  und  durch  die  neue  Regelung  der  Nutzungen  ent- 
stehen, zu  decken. 

bisher  künftig 

Gerade  Linie 1,25   7o    1,00— 2,50  ®/o 

Ehegatten 3,75    ,      3,75—  7,00  . 

Geschwister 8,125    ,      8,50—12,00    , 

Onkel,  Tante,  NeflFe,  Nichte 8,125    ,   10,00—13,50    , 

Grossonkel,  Grosstante,  Grossneffe,  Grossnichte,  Ge- 
schwisterkinder     8,75    ,    12,00—15,50   . 

Verwandte  des  5.  und  6.  Grades 10,00    ,    14,00—17,50   . 

Verwandte  über  dem  6.  Grad 10,00    ,    15,00—18,50    . 

Nichtverwandte 11,25    «    15,00—18,50    . 

Abgesehen  von  der  geraden  Linie,  die  bis  zu  2000  Fr.  eine 
geringere  Steuer  als  bisher  zahlt,  und  von  den  Ehegatten,  die  bis 
zu  2000  Fr.  gleichviel  wie  bisher  entrichten,  sind  die  Sätze  erheb- 
lich höher  geworden.  Die  höchsten  Progressionssätze  treten  ein  bei 
Anfällen  über  1  Mill.  Fr. 

In  Italien  hatten  die  einzelnen  Gebiete  mit  Ausnahme  des 
Königreichs  beider  Sizilien  Erbschafts-  und  Schenkungssteuem  ^). 
Nach  der  Errichtung  des  Königreichs  Italien  wurde  ein  einheitlicher 
Tarif  eingeführt,  der  seit  1866  4mal  erhöht  wurde. 

Gesetz  Dekr.  v.  G^s.  v.    Ges.  v.    Ges.  v.  Ges.  v- 
von 
1862 

Direkte  Linie 0,55 

Ehegatten 2,20 

Geschwister 5,5 

Wohlthätigkeitsanstalten  .  .  5,5 
Onkel,  Neffen,  Tanten,  Nichten  5,5 
Geschwisterkinder  ....  7,7 
Sonstige  Seitenverwandte  bis 

zum  10.  Grade 9,9 

Andere  Verwandte    ....      9,9 

Nichtverwandte 11,0        11,0        11,0         12,0        18,0        15,0 

Die  Erbschaftssteuer  ist  hoch,  man  weicht  ihrer  mechanischen 
Härte  wohl  aus  durch  niedrige  Vermögensschätzung*), 


U.Juli 

19.Juli  11.  Aug. 

12.JuU  2O.J0I 

1866 

1868 

1870 

1888       1894 

0,22 

1,82 

1,44 

1,44         1,6 

2.20 

3,8 

8,60 

8,90        4,5 

5,5 

5,5 

6,0 

6,5          7,0 

5,5 

5,5 

6,0 

6,5          5.0 

5,5 

6,6 

7,2 

7,8          8.5 

7,7 

8,8 

9,6 

10,4         12,0 

9,9 

9,9 

10,8 

11,7         18,0 

9,9 

9,9 

12,0 

13,0         18,0 

^)  Alessi 0,  Saggio  sul  sistema  tributario  in  Italia.  Turin  1888, 11,  8.  US. 
^  Vgl.  Finanzarchiv  15  (1898),  S.  629. 
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Im  Jahre  1898  (16.  März)  wurde  von  der  italienischen  Re- 
gierung eine  Progression  nach  Höhe  der  Anfallsumme  vorgeschlagen. 
Erbschaften,  welche  einen  Nettowert  von  nur  bis  500  Lire  hatten^ 
sollten  ganz  befreit,  dagegen  für  jeden  Erbschaftsanfall,  der  über 
10,000 — 50,000  Lire  betrug,  die  ordentliche  Erbschaftssteuer  um  V«Ot 
bei  über  50,000—100,000  um  */«o,  bei  jedem  höheren  Anfall  um  */2o 
erhöht  werden.  Der  Entwurf  wurde  mit  dem  Fall  des  Ministerium» 
Rudini  begraben. 

Bezüglich  der  Schweiz  finden  sich  ausführliche  Daten  in 
meinem  Werke  »Steuern  der  Schweiz  1890**,  5  Bde.  ^).  Sie  bietet 
auf  diesem  Gebiete  viel  Interessantes.  Namentlich  ist  in  einer  Reihe 
von  Kantonen  die  Progression  nach  der  Höhe  der  Anfallsumme  aus- 
gebildet. In  Uri  hat  ein  Nichtverwandter  von  1  Mill.  Fr.  750,000  Fr. 
zu  zahlen.     So  hohe  Vermögen  kommen  aber  dort  nicht  vor. 

Hinsichtlich  Spaniens  vgl.  Finanzarchiv  10  (1893)  S.  636 V.^ 
hinsichtlich  Rumäniens  17  (1900)  S.  988. 

Bulgarien  ist  über  einen  Oradationsstempel  von  Urkunden 
über  Schenkungsakte  und  Vermächtnisse  nicht  hinausgekommen,  be- 
sitzt also  eine  eigentliche  Erbschaftssteuer  nicht*). 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben  die 
meisten  Einzelstaaten  Erbschaftssteuern  eingeführt^).  Sie  haben 
in  den  letzten  20  Jahren  dort  ungeheuer  an  Terrain  gewonnen. 
Während  des  spanisch-amerikanischen  Kriegs  hat  ähnlich  wie  bereits 
während  des  Secessionskriegs  auch  der  Bund  auf  diese  Steuer  ge- 
griflfen.  Nach  dem  Gesetz  vom  13.  Juni  1898*)  haben  von  allen 
Nachlassanfällen,   die   10,000  Doli,   übersteigen,   die  direkte  Linie, 


1)  Vgl.  für  Baselstadt  II,  S.  58;  Baselland  II,  S.  124;  Schaff haasen  11^ 
S.  192;  Aargau  II,  S.  201,  210,  245;  Thurgau  II,  S.  286;  Solothum  II,  S.  483; 
Glams  III,  S.  89,  106;  Uri  III,  S.  184;  Bern  III,  S.319;  Luzem  lU,  S.  858,  383; 
Freiburg  IV,  S.  39 ;  Neuenburg  IV,  S.  93;  Waadt  IV,  S.  179;  Genf  IV,  S.  228 ; 
Tessin  IV,  S.  284.  Zusammenfassend  I,  S.  155  f.  Vgl.  dazu  Gerenville,Le» 
imp6ta  en  Suisse,  Lausanne  1898,  S.  212. 

')  Drenkoff,  Die  Steuerverhältnisse  Bulgariens.    Jena  1900,  S.  128. 

>)  Vgl.  Ely,  Taxation  in  American  States  and  Cities  1888,  S.  312f.;  Selig- 
man,  Essays  in  tazation  1895,  S.  133  (daselbst  das  Jahr  ihrer  Einführung  an- 
gegeben; der  erste  Staat  war  Pennsylvania  1826);  Max  West,  The  inheritance 
tax  in  den  Golombia  College  studies  in  history,  economics  and  public  law 
Vol.  IV,  Nr.  2,  1893. 

^)  Bulletin  de  statistique  et  de  l^gislation  compar^e,  Juli  1898,  Tome  44^ 
S.  111.  Vgl  dazu  W.  H.  Dun  bar,  The  constitutionality  of  the  United  State» 
inheritance  tax  (The  Quarterly  Journal  of  Economics)  15  (1901),  S.  292. 

637 


Digitized  by  VjOOQ IC 


1^38  Georg  Schanz, 

die  Brüder  und  Schwestern  ^/i  % ,  die  Neffen  und  Nichten  IV«  ^/o, 
die  Onkel  und  Tanten  und  deren  Nachkommen  3^/o,  die  Orossonkel 
und  Orosstanten  und  alle  anderen  Legatare  5  ^/o  zu  zahlen.  Diese 
Sätze  werden  mit  IV«  multipliziert,  wenn  die  Summe  25,000  bis 
100,000  Doli,  betragt,  mit  2  bei  100,000—500,000  Doli.,  mit  2V2  bei 
500,000  bis  1  Hill.,  mit  3  bei  grösseren  Summen.  Der  höchste  Satz 
beträgt  also  15  ^/o.     Gänzlich  frei  bleiben  die  Ehegatten. 

In  Australien  haben  die  Erbschaftssteuern  grosse  Verbrei- 
tung gefunden;  sie  wurden  dort  früher  als  die  Einkommensteuern 
entwickelt  Die  Sätze  sind  hoch  und  stark  progressiv,  vielfach  haben 
sie  den  Zweck,  die  grossen  Latifundien  zu  unterdrücken. 


VL 

Bewegung  zu  Gunsten  der  Emschränkung  des  Erbrechts 

und  ihr  Einfluss  auf  die  Erbschaftssteuer. 

Während  in  der  Praxis  die  Erbschaftssteuer  immer  weiter  um 
sich  griff,  hat  die  herrschende  Theorie  sie  lange  Zeit  ziemlich  ver- 
nachlässigt, ja  eher  skeptisch  und  ungünstig  beurteilt.  Die  Smith- 
Kicardosche  Schule  gab  den  Ton  an. 

Adam  Smith ^)  führt  seine  Betrachtungen  über  die  Steuern 
auf  den  Eapitalwert  der  Ländereien,  Häuser  und  beweglichen  GHiter 
mit  folgender  Bemerkung  ein: 

„Solange  ein  Eigentum  in  dem  Besitze  einer  und  derselben 
Person  bleibt,  können  immerwährende  Steuern  darauf  niemals  den 
Zweck  haben,  einen  Teil  von  seinem  Eapitalwerte  zu  vermindern 
oder  wegzunehmen,  sondern  nehmen  nur  einen  Teil  des  daraus  ent- 
springenden Einkommens  in  Anspruch.  Wenn  aber  ein  Eigentum 
aus  einer  Hand  in  die  andere  geht,  wenn  es  von  einem  Lebenden 
auf  einen  anderen  kommt,  so  ist  es  oft  mit  Steuern  belegt  worden, 
die  notwendig  einen  Teil  seines  Kapital  wertes  wegnehmen  müssen.' 

Er  zeigt  mm,  wie  solche  üebergänge  im  Todesfall  und  bei 
Immobilien  überhaupt  öffentlich  sich  vollziehen  und  deshalb  direkt 
besteuert  werden  können;  doch  geschehe  es  auch  mittels  Stempel- 
gebühren und  Registergebühren.   Er  erwähnt  die  vicesima  hereditatum 


»)  Wealth  of  nations  V.  Buch,  2.  Kap. 
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und  die  hohe  hollandische  Erbschaftssteuer,  welche  aber  die  Descen- 
denten  freilasse.  «Der  Tod  eines  Vaters/  fahrt  er  fort,  « ist  für  die- 
jenigen seiner  Kinder,  die  mit  ihm  in  einem  Hause  lebten,  selten 
mit  einer  Vermehrung,  oft  aber  mit  einer  Verminderung  ihres  Ein- 
konmiens  verbunden;  denn  sie  yerlieren,  was  er  von  seinem  Gewisrhe, 
von  seinem  Amte  oder  durch  eine  Rente  auf  Lebenszeit  einnahm. 
Eine  Steuer,  die  ihren  Verlust  noch  dadurch  erschwerte,  dass  sie 
ihnen  einen  Teil  ihrer  Erbschaft  entzöge,  würde  grausam  und  tyran- 
nisch sein.  Anders  ist  jedoch  der  Fall  bei  denjenigen  Kindern,  die 
in  der  Sprache  des  römischen  Rechtes  emanzipiert,  in  der  des  schot- 
tischen Recht  foris-familiated  heissen,  d.  h.  ihren  Anteil  schon  er- 
halten haben,  selbst  eine  Familie  bilden  und  von  Fonds  leben,  die 
von  dem  Vermögen  ihres  Vaters  getrennt  und  unabhängig  sind. 
Was  Yon  der  Erbschaft  an  solche  Kinder  kommt,  das  ist  ein  wahrer 
Zusatz  zu  ihrem  Vermögen,  und  kann  also  wohl  ohne  weitere  Un- 
bequemUchkeit,  als  die  mit  allen  solchen  Abgaben  verbunden  ist,  einer 
Steuer  unterworfen  werden."  Er  bespricht  dann  die  Feudalabgaben 
beim  Besitzwechsel  und  die  an  ihre  Stelle  getretenen  Abgaben;  auf 
die  englische  Erbschaftssteuer  geht  er  gar  nicht  ein. 

Bald  darauf  aber  meint  er:  „Alle  Steuern  auf  die  üeber- 
tragung  von  Eigentum  irgend  welcher  Art  bewirken,  sofern  sie  den 
Kapitalwert  dieses  Eigentums  vermindern,  dass  die  zum  Unterhalte 
produktiver  Arbeit  bestimmten  Fonds  schwächer  werden.  Alle  Steuern 
sind  mehr  oder  weniger  verderblich,  die  das  Einkommen  des  Landes- 
herm,  aus  welchem  selten  andere  als  unproduktive  Arbeiter  erhalten 
werden,  auf  Kosten  des  Volkskapitals,  mit  dem  nur  produktive  Ar- 
beiter unterhalten  werden,  vergrössem." 

Ricardo  geht  in  dem  8.  Kapitel  seiner  Principles  of  political 
economy  and  taxation  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dass  Steuern  ent- 
weder auf  das  Einkommen  oder  auf  das  Kapital  fallen;  ist  das  letz- 
tere der  Fall,  so  vermindern  sie  die  produktive  Thätigkeit  des  Landes, 
die  von  einem  Kapitalfonds  abhängig  ist.  Ln  allgemeinen  will  jeder 
sein  Vermögen  erhalten  und  sucht  deshalb  die  Steuern  aus  dem  Ein- 
kommen zu  zahlen.  Gelingt  es  nicht,  die  Kapitalien  und  das  Ein- 
kommen, d.  h.  die  Produktivität  entsprechend  zu  steigern,  so  schränkt 
das  Volk  seine  jährlichen  Genüsse  ein.  Die  Regierung  sollte  die 
Neigung  des  Volkes,  so  zu  handeln,  ermutigen  und  nie  Steuern  er- 
heben, welche  unvermeidlich  auf  das  Kapital  fallen,  denn  damit 
schwächt  sie  die  künftige  Produktion  des  Landes.     In  England  hat 
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man  diese  Politik  vernachrässigt  bei  der  Besteuerung  der  probates 
of  wills,  bei  der  legacy  duty  und  bei  allen  Steuern,  welche  Eigen- 
tumsübertragungen Yom  Toten  auf  den  Lebenden  betreffen.  Wenn 
ein  Legat  von  1000  Pfd.  Sterl.  einer  Steuer  von  100  Pfd.  Sterl. 
unterworfen  wird,  so  schätzt  der  Legatar  sein  Legat  nur  zu  900  Pfd. 
SterL  und  fühlt  keine  besondere  Veranlassung,  die  Steuer  von 
100  Pfd.  Sterl.  an  seiner  Ausgabe  zu  ersparen,  und  dadurch  wird 
das  Kapital  des  Landes  vermindert;  hätte  er  dagegen  wirklich 
1000  Pfd.  Sterl.  erhalten,  und  hätte  man  von  ihm  verlangt,  100  Pfd. 
Sterl.  als  eine  Steuer  von  Einkommen,  Wein,  Pferden,  Dienstboten 
zu  zahlen,  so  würde  er  wahrscheinlich  seine  Ausgabe  um  diese 
Summe  vermindert  oder  doch  nicht  vermehrt  haben,  und  das  Kapital 
des  Landes  würde  nicht  geschwächt  worden  sein. 

Die  deutschen  Theoretiker  standen  ganz  unter  dem  Bann  dieser 
Deduktionen.  Jakob  ^)  z.  B.,  der  die  Erbschaftssteuer  nur  nebenher 
bei  den  Uebergangsabgaben  erwähnt,  verurteilt  sie  in  folgender 
Weise: 

«Die  Auflage  auf  Erbschafben  hat  nur  das  für  nch,  dass  sie  von  denen, 
welche  dazu  verpflichtet  werden,  ohne  Schwierigkeit  bezahlt  werden  kann; 
allein  wenn  dieser  umstand  sie  rechtfertigen  könnte,  so  würde  kein  Eigentum 
mehr  vor  dem  Rechte  sicher  sein.  Ausserdem  ist  sie  aber  äusserst  drückend, 
wenn  sie  das  Einkommen  derer  trifft,  die  bisher  von  dem  nun  zu  verringernden 
Vermögen  nur  mit  Mühe  gelebt  haben  oder  durch  den  Tod  eines  Erblassers^ 
der  zugleich  ihr  Em&hrer  war,  in  Sorgen  gestürzt  werden.* 

Selbst  Hoffmann*)   verhält  sich   reserviert   ihr  gegenüber: 

«Die  Frage  kann  immerhin  zweifelhaft  erscheinen,  ob  eine  BesteueruDg 
der  Erbschaften  und  Vermächtnisse  überhaupt  und  innerhalb  welcher  Grenzen 
besonders  dieselbe  für  billig  zu  achten  sein  dürfte.  Wo  Verbrauchssteuern  die 
Grundlage  des  Steuersystems  sind,  da  kommt  der  Erwerb  auf  diesem,  wie  auf 
jedem  anderen  Wege  dadurch  zur  Besteuerung,  dass  der  Aufwand  des  wohl- 
habender G^ewordenen  sich  in  der  Regel  vermehrt«  Dasselbe  lässt  sich  von 
Personal-  und  Gewerbesteuern  sagen,  welche  mit  der  Wohlhabenheit  gewöhn- 
lich auch  wachsen.  Auf  Grundsteuern  hat  überhaupt  die  Persönlichkeit  des 
Grundbesitzers  keinen  Einfluss.  Ungeachtet  hiemach  allgemeine  Gründe  für 
eine  Besteuerung  der  ErbanfäUe  schwerlich  entscheiden  möchten,  so  ist  die- 
selbe doch  so  frühe  und  so  ganz  allgemein  für  zweckmässig  erachtet  worden, 
dass  die  preussische  Regierung  nur  einem  grossen  Beispiele  folgte,  als  sie  in 
ihrem  neuen  Abgabensysteme  diese  Steuer  beibehielt.  Auch  ist  dieselbe  mit 
so  viel  Milde  und  Schonung  angeordnet,   dass  sie  jedenfalls  zu  den   besseren 

^)  L,  H.  von  Jakob,  Die  Staatsfinanzwissenschaft ,  2.  Aufl,  von  Eiselen. 
Halle  1837,  §  315  S.  186. 

^)  J.  G.  Hoff  mann,  Die  Lehre  von  den  Steuern.    Berlin  1840,  S.  425. 
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EinricbtuDgen  dieser  Art  zu  zählen  sein  dürfte,  wie  verschieden  auch  die  Mei- 
nungen über  die  Zweckmässigkeit  einzelner  Sätze  sein  möchten.' 

Etwas  mehr  wird  Rau^)  der  Erbschaftssteuer  gerecht.  Rau 
rechnet  die  Erbschaftsabgabe  zu  den  Gebühren  aus  der  Rechtspflege 
(§  230);  er  äussert  sich  über  sie  folgendermassen  (§  237): 

,Die  Erbschaftsgebühr,  eine  alte  und  in  den  meisten  heutigen  Staaten 
übliche  Entrichtung,  pflegt  nach  dem  Verwandtschaftsgrade  der  Erben  abge- 
stuft zu  werden»  so  dass  in  gerader  Linie  oder  wenigstens  von  der  Verlassen- 
Schaft  der  Eltern,  Grosseltem  etc.  gar  nichts,  bei  entfernter  Verwandtschaft 
oder  bloss  testamentarischer  Erbfolge  am  meisten  bezahlt  wird. 

Sie  kommt  bald  in  Stempelform,  bald  als  Bestandteil  der  Eintragsgebübr 
vor.  Die  Abgabe  trifft  die  ganze  Gütermenge,  die  eine  Person  erbt,  nach  dem 
angeschlagenen  Verkehrswerte,  ohne  Unterscheidung  der  beweglichen  und 
liegenschaftlichen  Bestandteile.  Sie  hat  mit  der  Veräusserungsgebühr  (§  236) 
die  nachteilige  Wirkung  gemein,  das  StammvermOgen  bei  seinem  Uebergange 
an  eine  andere  Person  anzugreifen,  nur  in  geringerem  Grade,  weil  erfahrungs- 
massig  das  ererbte  Vermögen,  als  ein  neuer,  oft  unverhoffter  Zuwachs,  nicht  so 
vollständig  wie  der  Erlös  aus  Liegenschaften  werbend  angelegt  wird.  Eine 
beträchtliche  Erbschaftsabgabe  lässt  sich  auch  als  eine  Steuer  betrachten  (§  405). 

Diese  Gebühr  hat  das  Eigentümliche,  dass  sie  keinem  einzelnen  das 
Gefühl  der  Entbehrung  verursacht,  und  man  kann  es  nicht  für  ungerecht  er- 
achten, wenn  der  Staat  die  lediglich  dem  positiven  Rechte  angehörende  Erb- 
folge der  Seitenverwandten  oder  aus  einem  letzten  Willen  mit  der  Bedingung 
verbindet,  dass  ein  kleiner  Teil  einer  Verlassenschaft  für  öffentliche  Zwecke 
abgegeben  werden  müsse,  und  zwar  eine  desto  grössere  Quote,  je  ge- 
ringere Hoffnung  und  Ansprüche  der  Erbe  auf  die  Erbfolge  besass. 
Deshalb  ist  die  Erbschaftsgebühr  kürzlich  in  mehreren  Staaten  teils  neu  ein- 
geführt, teils  erhöht  worden. 

Aber  nur  eine  solche  Abgabe,  die  noch  aus  den  Renten  bestritten  werden 
kann,  also  etwa  1  oder  2  7o  *)  nicht  übersteigt,  ist  von  jener  nachteiligen  Wir- 
kung auf  die  Kapitale  grösstenteils  frei.  Die  Abzugsgebühr  von  Erbschaften, 
die  ins  Ausland  gehen,  wird  immer  mehr,  so  wie  die  Abgabe  von  dem  Ver- 
mögen der  Auswanderer,  durch  Verträge  unter  den  Staaten  abgeschafft.* 

Im  §  405  kommt  Rau,  nachdem  er  vorher  die  Vermögenssteuer 
behandelt,  nochmals  auf  die  Erbschaftsabgabe  zurück. 

.Eine  Abgabe  von  Erbschaften  kann  als  eine  auf  den  Tod  des  Steuer- 
pflichtigen hinausgeschobene  Vermögenssteuer  angesehen  werden  und  hat  für 
sich,  dass  sie  wenig  empfunden  wird,  weil  der  Erbe  sie  entrichtet,  bevor  er 
noch  das  ererbte  Vermögen  als  das   seinige  betrachtet  bat.   Eine  in  dieser  Ab- 


*)  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft,  1.  Aufl.  1832, 1.  Abt.  §  237,  S.  257; 
II.  Abt.  1837,  §  405,  S.  202.  Die  Ausführungen  sind  in  den  folgenden  Auflagen 
inhaltlich  und  beinahe  wörtlich  die  gleichen  geblieben;  ich  citiere  hier  nach 
der  4.  Ausg.  1859. 

*)  I.Auflage:  «einige  Prozente*. 
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sieht  aufgelegte  Erbschaftssteuer  würde  sich  von  der  Erbschaftsgebühr  als 
einer  Abgabe  für  die  in  dem  Erbrechte  liegenden  Vorteile  (§  287)  nicht  allein 
durch  ihren  höheren  Betrag,  sondern  auch  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  auf 
den  Unterschied  der  Testaments-  und  Intestaterben,  sowie  bei  diesen  auf  die 
Nähe  der  Verwandtschaft  keine  Rücksicht  nehmen  dürfte,  was  jedoch  bei  den 
bestehenden  Erbschaftsabgaben  nirgends  geschehen  ist.  Eine  nach  den  ange- 
gebenen Gesichtspunkten  angelegte  Erbschaftssteuer  ist  sehr  unvollkommen,  denn 

1.  trifft  sie  die  einzelnen  Verlassenschaften  äusserst  ungleich,  je  nachdem 
der  Erblasser  lange  oder  kurz  im  Genüsse  seines  Vermögens  war  (diesem  Mangel 
ist  nicht  abzuhelfen ;  denn  es  wäre  allzu  umständlich,  die  Steuer  in  jedem  Falle 
nach  der  Dauer  des  Vermögensbesitzes  abzumessen); 

2.  sie  greift  ihres  hohen  Betrages  wegen  den  Stamm  des  Vermögens  an 
und  gibt  keinen  solchen  Antrieb  zu  Ersparungen,  wie  eine  jährliche  Abgabe, 
zumal  da  jeder  weiss,  dass  ihn  die  einmal  erhobene  Steuer  nie  wieder  erreicht ; 

8.  wie  man  die  Erbschaftssteuer  als  Ersatzmittel  einer  einzelnen  Art  der 
Schätzungen  z.  B.  der  Zinssteuer  betrachtete,  so  wäre  sie  noch  darin  fehlerhaft, 
dass  sie  auch  die  anderen  Vermögensteile  mit  beträfe,  deren  Ertrag  schon  sonst 
besteuert  ist.  Wollte  man  deshalb  das  unbewegliche  und  das  von  dem  Eigen- 
tümer selbst  in  ein  Gewerbe  verwendete  Vermögen  von  der  Erbschaftsabgabe 
befreien,  so  würde  doch  jene  Ungleichheit  nicht  ganz  beseitigt,  weil  die  An- 
legungsart des  Vermögens  einem  häufigen  Wechsel  unterliegt  und  z.  B.  Liegen- 
schaften von  dem  Erblasser  erst  kürzlich  verkauft  oder  verilussert  worden  sein 
können. 

Die  Abstufung  der  Erbschaftsabgabe  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft, 
wobei  Nachkommen  frei  bleiben,  nichtverwandte  Testamentserben  dagegen  am 
meisten  abgeben  (§  287),  ist  billig;  denn  die  nächsten  Verwandten  haben 
meistens  schon  vorher  einigen  Mitgenuss  des  Vermögens  gehabt  und  dasselbe 
einigermassen  als  das  ihrige  angesehen,  weshalb  der  Anfall  der  Erbschaft  für 
sie  kein  ganz  neuer  Zufluss  und  Glücksfall  ist.  Diese  Anordnung  widerstreitet 
aber  dem  Zwecke  einer  allgemeinen  Besteuerung  des  Vermögens,  und  Be- 
sitzungen, die  sich  lange  fort  in  gerader  Linie  vererben,  tragen  der  Staatskasse 
nichts  ein.* 

Einen  neuen  Impuls  bekam  die  theoretische  Betrachtung  der 
Erbschaftssteuer  durch  die  lebhaften  kritischen  Erörterungen,  die 
dem  Erbrecht  zu  teil  wurden  und  gleichzeitig  von  zwei  Seiten  zu- 
sammenflössen. Auf  der  einen  war  es  der  von  Frankreich  sich  aus- 
breitende Socialismus,  auf  der  anderen  die  von  England  her  vor- 
dringende Nützlichkeitsphilosophie  Benthams. 

In  Frankreich  hatte  die  französische  Revolutionszeit  den  Ge- 
danken der  politischen  Gleichheit  propagirt,  dem  Baboeuf  bald  den 
der  ökonomischen  an  die  Seite  stellte.  Sein  roher  Kommunismus 
fand  wenig  Widerhall,  um  so  wirksamer  waren  die  Lehren  St  Si- 
mons, welcher  die  Vertreter  der  Arbeit  und  Wissenschaft  im  G^fen- 
satz  zu  Adel  und  Klerus  politisch  bevorrechtet  wissen  wollte.     Der 
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Schüler  St.  Simons,  Bazard  (1791—1832)  ging  um  einen  Schritt 
weiter,  indem  er  gegen  das  bisherige  Recht  des  Besitzes,  als  mit 
dem  Prinzip  der  Egalität  im  Widerspruch  stehend,  auftrat.  Nach 
ihm  ist  das  Erbrecht  der  Familie  zu  entziehen  und  dem  Staat  zu 
übertragen.  Der  Staat  hat  alle  Erbschaften  anzutreten,  jedoch  nur 
deren  Eigentümer,  nicht  der  Nutzniesser  zu  sein;  denn  alle  bei  Todes- 
fall ihrer  Besitzer  frei  werdenden  Produktionsmittel  sind  zur  Er- 
zeugung neuer  wirtschaftlichen  Güter  zu  verwenden  und  zu  diesem 
Zweck  vom  Staat  leihweise  ohne  Entgelt  denjenigen  zu  überlassen, 
deren  Fähigkeit  erprobt  ist  und  die  sich  wirtschaftlich  bereits  be- 
währt haben.  Das  Privateigentum  soll  daher  in  Zukunft  nur  die 
direkte  Folge  der  individuellen  Arbeit  sein;  sein  Verbrauch  oder 
seine  Nutzniessung  steht  dem  ursprünglichen  Erwerber  bei  Lebzeiten 
zu,  aber  bei  Erbübergängen  ist  es  nicht  direkt,  sondern  nur 
vermittelst  des  Staates  auf  dritte  übertragbar,  üeber  Besitz  und 
Genuss  entscheidet  daher  zukünftig  nicht  mehr  der  Zufall  der  Ge- 
burt, sondern  das  persönliche  Verdienst,  nicht  mehr  die  Armen, 
sondern  die  Trägen  werden  enterbt  und  jeder  ist  nach  seinen  Fähig- 
keiten zu  schätzen  und  nach  seinen  Leistungen  zu  belohnen  ^). 

So  utopisch  die  Lehren  Bazards  erscheinen'),  so  gewiss  ist, 
dass  sie  auf  die  Zeitgenossen  tiefen  Eindruck  machten. 

Grosse  Denker  huldigten  dem  «St.  Simonismus*',  und  Bazard  ist 
geradezu  der  intellektuelle  Urheber  des  wissenschaftb'chen  Sozialismus 
des  19.  Jahrhunderts  geworden. 

Die  Aufhebung  des  Erbrechts  konnte  bei  den  Verständigen  keine 
Zustimmung  finden.  Ein  anderer  St.  Simonist,  Enf  antin  (1798  bis 
1864),  beschränkte  sich  deshalb  darauf,  nur  die  Abschaffung  des  Erb- 
rechts der  entfernten  Kollateralen  in  Vorschlag  zu  bringen,  wogegen  er 
für  Erbschaften  in  der  direkten  und  in  den  nächsten  Seitenlinien  eine 
progressive  Erbschaftssteuer  empfahl.  Ihr  Ertrag  sollte  zur  Ab- 
schaffung der  Salzsteuer,  Lotterie,  der  indirekten  Steuern  überhaupt, 
dann  fQr  Gründung  eines  Fonds  für  Schulen  und  andere  gemein- 
nützige Anstalten  verwendet  werden*). 

Nicht   unmöglich   ist,    dass    die   St.   Simonisten    selbst   durch 


')  Vgl.  0.  Warschauer,  Geschichte  des  Sozialismus  und  neueren 
Kommunismus,  I.  Abt.,  Leipzig  1892,  S.  68  f. 

2)  Vgl.  die  treffende  Kritik  Warschaaer's,  a.  a.  0.  S.  77  f. 

')  Reyband,  l^tudes  sur  les  reformateurs  contemporaine,  2  ^d.  Paris 
1841,  S.  98  f. 
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Bentham,  dessen  Lehren  eine  Zeitschrift  «L'utilitaire^  seit  1829  ver- 
breitete, angeregt  wurden.  Bentham  (1748 — 1832),  der  schon 
nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Männer  der  ersten  französischen  Revo- 
lution geblieben  war,  wirft  die  Frage  auf  ^) :  Auf  welche  Weise  wird 
nach  dem  Tode  eines  Menschen  das  Eigentumsrecht  über  seine  Güter 
am  zweckmässigsten  geordnet?  Er  meint,  der  Gesetzgeber  müsse  bei 
den  Erbfolgegesetzen  drei  Zwecke  im  Auge  haben :  1.  für  den  Lebens- 
unterhalt des  aufwachsenden  Geschlechts  zu  sorgen,  2.  die  Unlust 
der  getauschten  Erwartung  zu  verhüten,  3.  auf  die  Gleichmachung 
der  Vermögensumstände  hinzuarbeiten. 

Der  Mensch  ist  kein  einsam  lebendes  Wesen.  Wenige  Aus- 
nahmen abgerechnet,  hat  jeder  Mensch  einen  mehr  oder  weniger 
ausgedehnten  Kreis  von  Gefährten,  welche  ihm  durch  die  Bande  der 
Blutsverwandtschaft  oder  einer  Heirat,  durch  Freundschaft  oder  durch 
Dienste  verbunden  sind  und  mit  ihm  in  Wirklichkeit  den  Genuss 
derjenigen  Güter  teilen,  welche  durch  das  Recht  ihm  ausschliesslich 
angehören.  Sein  Vermögen  ist  gewöhnlich  für  mehrere  unter  ihnen 
die  einzige  Grundlage  ihres  Lebensunterhaltes.  Um  aber  den  Un- 
glücksfällen vorzubeugen,  deren  Opfer  sie  werden  würden,  wenn  der 
Tod,  der  sie  ihres  Freundes  beraubt,  sie  auch  der  Unterstützung 
beraubte,  die  sie  aus  seinem  Vermögen  ziehen,  muss  man  wissen, 
welche  Personen  es  sind,  die  davon  einen  Niessbrauch  zu  haben 
gewohnt  sind  und  in  welchem  Verhältnisse  sie  daran  teilhaben.  Da 
dies  nun  Thatsachen  sind,  welche  durch  direkte  Beweise  festzustellen 
unmöglich  sein  würde,  wenn  man  sich  nicht  in  verwirrende  Proze- 
duren und  Streitigkeiten  ohne  Ende  einlassen  wollte,  so  hat  man  sich 
an  gewisse  allgemeine  Voraussetzungen  halten  müssen,  die  einzige 
Grundlage,  auf  welche  man  die  Entscheidung  bauen  kann.  Die  zur 
Gewohnheit  gewordene  Teilnahme  jedes  Ueberlebenden  an  den  Be- 
sitzungen des  Gestorbenen  muss  nach  dem  Grade  der  Zuneigung 
vorausgesetzt  werden,  welche  zwischen  ihnen  hat  bestehen  müssen, 
und  dieser  Grad  der  Zuneigung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft. 
Wäre  diese  Nähe  der  Verwandtschaft  die  einzige  Rücksicht,  welche 


*)  Grundsätze  der  Zivil-  und  Eriminalgesetzgebung,  aus  den  Handschriften 
des  englischen  Rechtsgelehrten  Jeremias  Bentham  herausgegeben  von 
E.  D  u  m  o  n  t.  Nach  der  2.  verbesserten  und  vermehrten  Auflage  für  Deutsch- 
land bearbeitet  und  mit  Anmerkungen  von  Dr.  Fried.  Ed.  Beneke,  I.  Bd. 
(Berlin  1830),  S.  844  f.  Die  Grundlage  dieser  Publikation  bildete  der  1789  ver- 
öffentlichte Essay  on  the  principles  of  morals  and  legislation. 
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maa  zu  nehmen  hätte,  so  würden  die  Gesetze  fttr  die  Erbfolge  sehr 
ein&ch  sein. 

Diese  Anordnung  aber,  wenn  sie  auch  von  Seiten  der  Einfach- 
heit und  Regehnässigkeit  die  höchstmögliche  Vollkommenheit  hätte, 
würde  doch  dem  Zwecke  des  Staates  und  den  moralischen  Zwecken 
nicht  entsprechen;  auch  nicht  dem  Gh*ade  der  Zuneigung,  von  welchem 
sie  ein  wahrscheinliches  Zeugnis  ablegen  sollte.  Auch  würde  sie 
nicht  dem  hauptsächlichsten  Zwecke  genügen,  indem  sie  für  die 
Bedürfhisse  der  erwachsenden  Geschlechter  sorgte.  Wir  verlassen 
also  diese  genealogische  Anordnung,  um  eine  auf  das  Prinzip  des 
Nutzens  begründete  anzunehmen,  welche  darin  besteht,  dass  man 
beständig  der  absteigenden  Linie,  wie  lang  sie  auch  sei,  den  Vor- 
.zug  vor  der  aufsteigenden  und  Seitenlinie  gebe.  Dessenungeachtet 
kann  es  freilich  oft  geschehen,  dass  die  Voraussetzung  der  Zuneigung 
und  des  Bedürfnisses,  auf  deren  Ghrundlage  diese  Regeln  gebaut  sind, 
in  der  Praxis  sich  als  falsch  zeigen  und  dass  demzufolge  die  Regeln 
selber  von  ihrem  Zwecke  sich  entfernen.  Aber  die  Freiheit  zu  te- 
stieren bietet,  wie  wir  sehen  werden,  ein  wirksames  Mittel  gegen 
die  ünvoUkommenheiten  des  allgemeinen  Gesetzes  dar. 

Auf  Grund  dieser  allgemeinen  Erörterung  konmit  nun  Bentham 
zu  einer  äusserst  einfachen  Erbfolge :  Es  erben  nur  Descendenten  ^) 
und  zwar  ohne  Begrenzung  und  Eltern;  bezüglich  der  Ehegatten 
gilt,  dass  nach  dem  Tode  des  Gatten  die  Witwe  die  Hälfte  der  ge- 
meinschaftlichen Güter  behält,  während  die  andere  Hälfte  unter  die 
Kinder  verteilt  wird.  Dass  die  Eltern  den  Geschwistern  vorgezogen 
sind,  begründet  er  damit,  dass  1.  die  unmittelbare  Verwandtschaft 
eine  höhere  Zuneigung  voraussetzen  lässt,  2.  dass  dies  eine  Be- 
lohnung für  die  uns  erwiesenen  Dienste  oder  vielmehr  eine  Ent- 
schädigung für  die  Mühen  und  Kosten  der  Erziehung  ist.  Ihnen 
verdanken  wir  alles ;  und  wo  also  nicht  die  höheren  Rechtsansprüche 
unserer  Kinder  sich  entgegenstellen,  sind  wir  ihnen  Entschädigungen 
schuldig,  auf  welche  ein  Bruder  keine  Ansprüche  machen  kann. 


^)  Ohne  Rücksiclit  auf  das  Geschlecht.  „Der  Grund  hiervon  ist  das  an 
<}ie  Gleichheit  geknüpfte  Gute.  Sollte  ein  Unterschied  gemacht  werden,  so 
xnüsste  es  zu  Gunsten  des  schwächeren  Geschlechts  geschehen:  zu  Gunsten  der 
Frauen,  welche  mehr  Bedürfnisse  haben,  aber  weniger  Mittel  zu  erwerben  im 
stände  sind.  Im  Gegensatze  hiermit  finden  wir  alle  Vorrechte  auf  Seiten  des 
stärkeren  Geschlechts.  Weshalb:  Weil  das  stärkere  Geschlecht  die  Gesetze  ge- 
macht hat.* 
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Für  die  Einder  gilt  die  Verteilung  nach  Stammen^  d.  h.  hat 
ein  Kind,  welches  vor  dem  Vater  gestorben  ist,  Kinder  Unterlassen, 
so  wird  sein  Anteil  unter  diese  in  gleichen  Teilen  verteilt.  Stief- 
kinder erben  nur  mit  halbem  Anteil.  Fehlen  Verwandte  in  der  be- 
zeichneten Art,  so  fällt  das  Vermögen  dem  Fiskus  zu,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dass  die  Interessen  davon  als  Leibrente  unter  allen 
Verwandten  in  aufsteigender  Linie  in  gleichviel  welchem  Grade  zu 
gleichen  Teilen  verteilt  werden,  auch  soll  die  beim  Mangel  natflr^ 
lieber  Erben  dem  Fiskus  anheimfallende  Erbschaft  versteigert  werden. 

Die  Seitenverwandten  sind  also  bei  Bentham  ganz  ausge«^ 
schlössen.  Gegen  den  Einwand,  dass  diese  bedürftig  sein  können, 
macht  Bentham  geltend,  dass  dieses  Bedürfnis  ein  zu  sehr  zuf&Uiges 
Verhältnis  sei,  als  dass  es  eine  allgemeine  Regel  begründen  könnte. 
Sie  haben  als  natürliche  Hilfsquelle  das  Eigentum  ihrer  Eltern,  haben 
nicht  auf  diesen  Grund  ihre  Erwartung  setzen  und  ihren  Lebensplan 
bauen  können.  Der  Oheim  kann  nur  eine  höchst  geringe  Erwartung 
haben,  vom  Neffen  zu  erben,  und  ein  positives  Gesetz  wird  auch 
diese  Erwartung  ohne  alle  Härte  auslöschen  oder  zu  entstehen  hin* 
dem.  Der  Oheim  hat  nicht  die  Rechtsansprüche  wie  Vater  und 
Grossvater.  Freilich  ist  es  wahr,  dass  bei  dem  Tode  dieser  der 
Oheim  ihren  Platz  eingenommen  und  bei  dem  Neffen  Vaterstelle 
vertreten  haben  würde,  und  dieser  umstand  verdient  allerdings  die 
Aufmerksamkeit  des  Gesetzgebers.  Es  könnte  hiefür  die  Freiheit 
zu  testieren  auszureichen  scheinen^);  aber  dieses  Mittel ,  den  nach* 
teiligen  Folgen  aus  dem  Gesetze  entgegenzuarbeiten,  würde  nichts 
helfen,  wenn  der  Neffe  in  zartem  Alter  stürbe,  ehe  er  noch  die 
Freiheit  zu  testieren,  besässe.  Wollte  man  also  diese  Anordnung 
zu  Gunsten  des  Fiskus  mildern,  so  würde  dies  am  ersten  zu  Gunsten 
des  Oheims  geschehen  müssen,  entweder  in  Hinsicht  des  Kapitals 
oder  in  Hinsicht  der  Interessen. 

Bentham  muss  natürlich  auch  die  Frage  beantworten,  ob  ein 
Eigentümer  bei  dem  Mangel  natürlicher  Erben  das  Recht  haben  solle, 
seine  Güter,  wem  es  ihm  gut  scheint,  zu  hinterlassen,  seien  es  nun 
entfernte  Verwandte  oder  ganz  Fremde.  In  diesem  Fall  würde  der 
Fiskus  nur  etwas  erhalten,   wenn  solche  ohne  Testament  stürben. 


^)  Offenbar  hält  diese  Bentham  aasreichend  für  den  Onkel  gegenüber 
dem  Neffen,  da  letzterer  doch  sehr  oft  erwaiten  wird,  von  dem  Onkel  etwas 
za  erhalten. 
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Bentham,  der  die  Testierfreiheit  überhaupt  sehr  geschickt  verteidigt, 
sacht  auch  hier  sie  soviel  wie  möglich  zu  wahren;  man  mfisse 
einem,  dem  Verwandte  fehlen  und  infolgedessen  die  Dienste  Fremder 
am  nötigsten  sind,  die  Möglichkeit  geben,  diese  zu  belohnen,  nahe-** 
stehende  Freunde  zu  bedenken.  Wollte  man  jemand ,  um  die  Erb* 
Schaft  des  öffentlichen  Schatzes  zu  vergrössem,  die  Befugnis  rauben, 
seine  Güter  seinen  Freunden  zu  vermachen,  so  werde  er  versucht 
sein,  sie  ganz  für  sich  zu  verwenden  oder  auf  Leibrenten  anzulegen* 
Man  würde  also  zur  Verschwendung  aufmuntern  und  durch  die  Ge- 
setze selber  der  guten  Haushaltung  entgegenwirken.  Man  solle  also 
dem  Eigentümer  wenigstens  das  Recht  lassen,  über  die  Hälfte  seiner 
Güter  für  den  Fall  seines  Todes  zu  verfügen  und  nur  die  andere 
Hälfte  für  den  öffentlichen  Schatz  einziehen.  Noch  besser  aber  wäre 
es,  überhaupt  nicht  das  Prinzip  zu  beschränken,  welches  einem  jeden 
verstattet,  über  seine  Güter  zu  verfügen  und  nicht  eine  Klasse  von 
Eigentümern  zu  schaffen,  welche  in  Hinsicht  der  gesetzlichen  IJn- 
macht,  über  die  Hälfte  ihres  Vermögens  zu  bestimmen,  als  den  an- 
deren nachstehend  sich  betrachten  müssen. 

An  Bentham  schloss  sich,  wie  in  so  vielem  anderen,  J.  St.  Mi  11 0 
an ;  auch  er  war  für  Beseitigung  des  Erbrechts  der  Seitenverwandten, 
wollte  jedoch  dem  Erblasser  die  völlige  Willkür  der  Verfügung  über 
sein  Vermögen  lassen,  anderseits  aber  eine  Grenze  feststellen,  «bis 
zu  der  jemand  lediglich  durch  die  Gunst  anderer  ohne  irgend  welche 
Anstrengung  seiner  eigenen  Fähigkeiten  soll  erwerben  dürfen*.  Na- 
mentlich war  er  der  Meinung,  dass  auch  die  Kinder  an  sich  nicht 
mehr  wie  eine  Erziehung  und  einen  Unterhalt  ähnlich  den  unehe- 
lichen zu  beanspruchen  hätten  und  der  Staat  im  Falle  des  Intestat- 
erbrechts ihnen  auch  nicht  mehr  schulde.  Die  Zerteilung  der  grossen 
Vermögen  betrachtet  er  als  vorteilhaft*). 

')  Principles  of  political  economy  (1.  Aufl.  1848),  Book  II,  chapt.  ü,  §  3; 
A.  Lange,  J.  St.  MilTs  Ansichten  über  die  soziale  Frage  and  die  angebliche 
Umwälzung  der  Sozialwissenschaft  durch  Carey,  Duisburg  1866,  S.  99  f.  Ueber 
A.  Langes  eigene  Ansicht  vgL  dessen  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  S.  287.  Har- 
court  hat  sich  im  Jahr  1894  bei  der  starken  Steigerung  der  Erbschaftssteuer 
unzweifelhaft  von  Mi  11  sehen  Grundsätzen  leiten  lassen.  Vgl.  Finanzarchiv  15 
(1898),  S.  616. 

*)  Von  Mill  war,  wie  er  ausdrücklich  hervorhebt,  sehr  beeinflusst  in 
dieser  Frage  Bergius.  In  seinen  «Grundsätzen  der  Finanzwissenschaft  mit  be- 
sonderer Beziehung  auf  den  preussischen  Staat,  Berlin  1865",  hebt  er  hervor,  S.  253 : 
«Dem  ehrlichen  Erwerb,  selbst  des  grOssten  Vermögens,  darf  keine  Erschwerung 
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Ziemlich  nahe  mit  Bentham  berührt  sich  auch  der  schwäbische 
Jurist  Paul  Achatius  Pfizer  (1801 — 67).  Dieser  weitblickende 
liberale  Mann,  dem  ein  grosses  Freiheits-  und  BechtsgefÜhl  eigen 
war,  den  man  mit  Recht  den  bedeutendsten  politischen  Denker  Süd- 
deutschlands im  19.  Jahrhundert,  den  Propheten  des  neuen  Deutschen 
Reichs  genannt  hat,  weil  er  bereits  1831  in  dem  , Briefwechsel 
zweier  Deutschen^  und  später  wiederholt  den  Gedanken  der  Tren- 
nung Oesterreichs  von  Deutschland  verfocht  und  für  die  Vormacht 
Preussens  eintrat^),  äusserte  sich  wie  folgt*): 

«Die  Vorstellung,  als  ob  das  Natnrrecht  von  einer  förmlichen  Gflter- 
gemeinschafb  auf  der  ganzen  Welt  ausginge  und  darauf  zurückführte,  ist  eine 
ganz  unrichtige,  und  wenn  vollkommene  Gleichheit  der  politischen  Rechte  sich 
noch  als  Rückkehr  in  den  vernunfbrechtlichen  Urzustand  des  Staats  verteidigen 
lässt,  so  ist  dagegen  Gleichheit  des  Besitzes  oder  Verwandlung  des  erworbenen 
Eigentums  in  allgemeine  bleibende  Gütergemeinschaft  ein  durchaus  künst- 
licher, gemachter  und  erzwungener  Zustand.  Von  einem  ungleich  richtigeren 
Teilnngsgrundsatz  als  dem  der  materiellen  Gleichheit  ging  daher  die  Lehre 
St.  Simons  aus,  indem  er  als  Teilungsmassstab  das  natürliche  Bedürfnis,  die 
Leistungsfähigkeit  und  die  durch  wirkliche  Leistung  erprobte  Würdigkeit  des 
einzelnen  aufstellte,  nur  dass  die  zur  Durchführung  solcher  Teilung  vorge- 
schlagenen Mittel  den  Zweck  einer  gerechten  und  naturgemässen  Ordnung  der 
Eigentumsverhältnisse  noch  sicherer  verfehlen  müssen,  als  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft oder  absolute  Gleichheit  des  Besitzes.  Der  wahre  Simonismus  ist 
deijenige,  welcher  jedem  die  Möglichkeit  gewährt,  ohne  beständiges  und  un- 
mittelbares Eingreifen  eigener  Teilungsbehörden  für  sich  und  die  Seinigen  nach 
Massgabe  seines  Verdienstes  und  seiner  Fähigkeit,  seiner  Bedürfnisse  und  Kräfte 
zu  erwerben,  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  einer  solchen  Ordnung  der 
Dinge  die  positiven  Staatseinrichtungen  und  Gesetze  besonders  durch  das  über- 
all eingeführte  Erbrecht  öfter  störend  im  Wege  stehen,  als  hilfreiche  Hand 
bieten.  Naturrechtlich  gibt  es  nämlich  keine  sich  von  selbst  verstehende  Erb- 
bereitet werden.  Um  aber  der  Ansammlung  sehr  grossen  Vermögens  in  H&nden 
solcher,  die  es  nicht  durch  eigene  Anstrengung  erworben  haben,  entgegen  zu 
wirken,  kann  es  geraten  sein,  eine  Grenze  für  das,  was  jemand  durch  Schenkung, 
Vermächtnis  oder  Erbschaft  erwirbt,  aufzustellen.  Erbschaften  und  Vermächt- 
nisse, welche  einen  gewissen  Betrag  überschreiten,  sind  daher  sehr  geeignete 
Gegenstände  der  Besteuerung;  und  der  Staat  sollte  daraus  eine  so  grosse  Ein- 
nahme ziehen,  ab  nur  möglich  wäre,  ohne  sich  dadurch  gar  zu  sehr  Umgehungen 
durch  Schenkung  unter  Lebenden  oder  Verheimlichungen  auszusetzen.  Bei 
Erbschafts«  und  Vermächtnissteuem  erscheint  der  Grundsatz  einer  progressiven 
Steuer  daher  nicht  verwerflich."     Vgl.  auch  S.  87,  262,  453. 

')  Vgl.  über  ihn  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  IV,  S.  277  f.,  289  f. 
und  Schott  in  der  Allgemeinen  deutschen  Biographie,  25.  Bd.,  S.  668. 

»)  Pfizer,  Gedanken  über  Recht,  Staat  und  Kirche,  I.Teil,  Stuttgart 
1842,  S.  60  f. 
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lichkeit  des  Eigentümers,  da  solche  weder  im  aDgeborenen  Recht  des  £rben  noch 
des  Erblassers  begründet  ist.  Denn  um  ein  durch  den  Tod  des  Eigentümers 
herrenlos  gewordenes  Gut  mit  Ausschluss  jedes  anderen  sich  zueignen  zu  dürfen, 
müsste  des  Erben  Wille  yon  vornherein  mehr  gelten  als  der  jedes  andern,  und  um 
dem  Erblasser  ein  über  seine  Lebenszeit  hinausreichendes  YerfÜgungsrecht  zu- 
zuschreiben, müsste  auch  derjenige  einen  gütigen  Willen  haben,  der  einen 
Willen  geltend  zu  machen  gar  nicht  mehr  im  stände,  für  welchen  jede  Mög- 
lichkeit sichtbarer  körperlicher  Einwirkung  auf  Dinge  dieser  Welt  verschwunden 
ist.  Allein  wie  alle  Menschen  mit  gleichen  Rechten  geboren  werden,  so  hat 
auch  jeder  Mensch  ein  angeborenes  Recht  allein  auf  das,  was  unmittelbar  zu 
seiner  Person  gehört,  nicht  auf  Dinge  ausser  ihm,  in  deren  Besitzergreifung 
ihm  ein  anderer  zuvorgekommen,  und  wie  ein  jeder  nackt  und  bloss  zur  Welt 
kommt,  so  kann  er  auch  von  irdischem  Besitz  und  Rechten  nichts  mit  sich 
hinübemehmen ,  wenn  er  dahin  geht,  von  wannen  keiner  wiederkehrt,  weil 
nach  Natur  und  Vernunft  die  Welt  mit  ihren  Gütern  den  Lebenden  bestimmt 
und  angewiesen  ist  und  nicht  den  Toten  angehören  kann.  Obgleich  nun  aber 
von  Naturrechts  wegen  das  Eigentum  eines  Verstorbenen  den:genigen  zufällt,  der 
zuerst  Besitz  davon  ergreift,  so  ist  doch  die  Vererbung  des  Eigentums  an  die- 
jenigen, welche  dem  Besitzer  die  Nächsten  und  Liebsten  sind,  etwas  dem  natfh- 
lichen  Gefühle  so  Entsprechendes  und  Billiges,  es  ist  eine  so  gerechte  und 
politisch  wohlbegrflndete  Ermunterung  und  Belohnung  des  Erwerbsfleisses,  es 
ist  endlich  ein  Verbot  der  Vererbung  durch  Uebergabe  bei  Lebzeiten  und  be- 
dingte Vermögensabtretung  so  leicht  zu  umgehen,  dass  ein  positives  Erbrecht 
in  keinem  auch  nur  halbwegs  geordneten  Zustande  der  Gesellschaft  lang  ausbleiben 
kann.  Aber  der  eigentliche  Rechtsgnmd  des  Erbrechts  ist  und  bleibt  immer 
auch  bei  testamentarischer  Erbfolge  nicht  der  Wille  des  Verstorbenen,  sondern 
der  (im  Gesetz  ausgesprochene)  Wille  aller  üeberlebenden ,  welche  auf  ihr 
natürliches  Zueignungsrecht  an  dem  Nachlass  zu  Gunsten  des  Erben,  wenn 
dieser  die  Erbschaft  annehmen  will,  zu  verzichten  sich  bereit  erklärt  haben,  es 
ist  die  allgemeine  öffentliche  üebereinkunft  sämtlicher  Genossen  eines  Rechts- 
vereins, vor  jedem  anderen  dem  gesetzlichen  oder  testamentarischen  Erben  die 
Güter  des  Verstorbenen  zur  Erwerbung  anzubieten.  Die  Verfügung  über  Hinter- 
lassenschaften steht  daher  naturrechtlich  den  Üeberlebenden  zu,  und  wenn  nun 
diese  das  Erbrecht  so  weit  ausdehnen,  dass  das  natürliche  Recht  der  Zueignung 
von  herrenlos  gewordenem  Gut  ganz  ausgeschlossen  und  auch  in  keinem  Falle, 
der  Gesamtheit  als  dem  Obereigentümer  und  Miteigentümer  alles  im  Staatsbe- 
reich befindlichen  Vermögens  vorbehalten  wird,  so  kann  daraus  allmählich  eine 
solche  Beschränkung  in  den  Mitteln  des  Erwerbs  und  eine  solche  Ungleichheit 
des  Besitzes  hervorgehen ,  dass  viele  selbst  an  dem  Notwendigen  Mangel  leiden 
und  zuletzt  ihre  Zuflucht  zu  dem  Notrecht  nehmen,  das  Unentbehrliche,  das  sie 
durch  Arbeit  nicht  erwerben  können,  sich  mit  Gewalt  zueignen  müssen.  Will 
man  dieser  Gefahr,  welche  au  manchen  Orten  in  der  That  kein  Hirngespinst 
mehr  ist,  begegnen,  so  wird  am  Ende  kaum  ein  anderes  Mittel  übrig  bleiben, 
als  die  bisherige  Ausdehnung  des  Erbrechts  zu  beschränken.  Denn  so  natürlich 
und  gerecht  die  Erblichkeit  des  Eigentums  unter  denjenigen  ist,  welche  schon 
bei  Lebzeiten  in  einer  Art  von  Eigentumsgemeinschaft  standen  und,  wie  Ehe- 
gatten, wie  Eltern  und  Kinder,  eine  natürliche  Personenheit  bilden,  so  not- 
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wendig  überhaupt  in  der  Familie  das  Erbrecht  bleibt,  wenn  man  nicht  das 
natürlichste  Band,  welches  Menschen  mit  Menschen  verknüpft,  zerreissen  mad 
die  Familie  selbst  aufbeben  will,  so  ist  doch  bei  noch  weiterer  Ausdehnung  das 
Erbrecht  die  Hauptquelle  aller  Uebel,  welche  aus  der  übermässigen  Anhäufung 
grosser  Besitztümer  in  wenigen  Händen  und  aus  dem  allzuschroffen  Gtegensatz 
von  Reichtum  und  Armut  entspringen.  Zwar  wird  es  keiner  Fürsorge  des 
Staates  jemals  gelingen,  diese  Uebel  vollständig  zu  beseitigen,  die  Not  wird 
immer  in  der  menschlichen  Gesellschaft  ihre  Opfer  fordern;  aber  mehr  als  bis- 
her wird  früher  oder  später  doch  geschehen  müssen,  wenn  nicht  der  Irrwahn 
einer  im  natürlichen  Recht  begründeten  Gleichheit  des  Besitzes  und  Genusses 
mit  seinen  verderblichen  Folgesätzen  immer  drohender  wiederkehren  soll.  Auf 
dem  Eigentum  beruht  der  ganze  leibliche,  materielle  Teil  des  menschlichen 
Daseins,  das  Eigentum  bildet  die  Grundlage  des  ganzen  Staatsgebäudes,  ja  die 
Grenzscheide  zwischen  Wildheit  und  Gesittung,  zwischen  Tier  und  Mensch,  und 
wenn  deswegen  Sicherung  des  Eigentums  der  Zweck  jeder  Regierung  sein  muss, 
so  ist  auch  eine  der  ersten  Aufgaben  der  Staatskunst  eine  solche  Verteilung 
des  Eigentums,  dass  kein  Staatsbürger  ohne  seine  Schuld  von  dieser  Grund- 
bedingung eines  menschenwürdigen  Daseins  ausgeschlossen  bleibe.  Keine  ver- 
letzende BeschriUikung,  sondern  eine  annähernde  Verwirklichung  der  Grundsätze 
des  natürlichen  Rechts  wäre  es  aber,  wenn  Staatsklagheit  und  Menschlichkeit 
der  wachsenden  Bedrängnis  etwa  dadurch  abzuhelfen  suchten,  dass  blossen 
Seitenverwandten  kein  gesetzliches  Erbrecht  zugestanden  und 
das  Recht,  über  ihren  Nachlass  zu  verfügen,  bei  Ehelosen  und 
Kinderlosen  wenigstens  beschränkt  würde,  um  für  den  Staat  die 
Mittel  zu  gewinnen,  die  zahlreiche  Klasse  der  Besitz-  und  Erblosen  nicht  bloss 
vorübergehend  und  mit  etwas  mehr  als  dem  Allemotwendigsten  zu  unterstützen.' 

Theodor  Hilgard  der  ältere,  der  23  Jahre  Justizbeamter  in 
Deutschland  und  10  Jahre  Bewohner  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  war,  Hess  1847  in  Heidelberg  ein  Schriftchen  erscheinen^ 
unter  dem  Titel  ^  Zwölf  Paragraphen  über  Pauperismus  und  die 
Mittel,  ihm  zu  steuern/ 

Dem  Pauperismus  soll  abgeholfen  werden  durch  Bildung  eines 
allgemeinen  Erbfonds,  der  in  erster  Linie  zur  Unterstützung  der 
Auswanderung,  indem  man  den  unbemittelten  Auswanderer  kosten- 
frei nach  dem  Land  seiner  freien  Wahl  bringt  und  ihn  hier  ftir  die 
erste  Zeit  mit  den  nötigsten  Subsistenzmitteln  versieht,  sodann  zur 
Gründung  und  Erhaltung  solcher  Anstalten,  wie  sie  teils  zur  Ver- 
sorgung der  arbeitsunfähigen  Armen,  teils  zum  besseren  Fortkommen 
und  Gedeihen  der  arbeitsfähigen  Unbemittelten  nötig  sind,  drittens 
zur  Verteilung  an  die  Unbemittelten,  denen  ein  ,, gesetzliches  Erb- 
recht" zugedacht  ist,  dienen  soll. 

Wir  können  von   der  zum  Teil  utopischen  Verwendungsweise 
des  Erbfonds  absehen,   es  interessiert  uns  nur  die  Art  und  Weise, 
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wie  der  Erbfonds  gebildet  werden  soll.  Der  Verfasser  geht  davon 
aus,  dass  die  heutigen  Intestaterbordnungen  nicht  mehr  als  zweck- 
mässig angesehen  werden  können. 

.Das  Grundprinzip  der  (heutigen)  Intestaterbfolge  —  die  mutmassliche  Zu- 
neigung des  Verstorbenen  —  hat  seine  unzweifelhafte  Richtigkeit  in  Bezug  auf 
dessen  Descendenz;  ebenso,  wenn  auch  schon  nicht  mehr  ganz  in  derselben 
Stärke,  in  Bezug  auf  die  Ascendenten  und  Geschwister,  die,  was  Zuneigung 
anlangt,  ungefähr  auf  gleicher  Linie  miteinander  stehen  dOrften  und  daher  auch 
von  den  weisen  Gesetzgebungen  gemeinschaftlich  zur  Erbschaft  berufen  werden. 
Schwächer  erscheint  schon  das  Prinzip  bei  dem  Oheim  und  Neffen,  der  Tante 
und  Nichte  (Seitenverwandten  des  8.  Grades).  Es  ist  zwar  nicht  zu  leugnen, 
dass  sich  an  dieses  Verwandtschaftsverhältnis  oft  noch  ein  hoher  Grad  von  Zu- 
neigung knüpft;  doch  ist  schon  ein  sehr  grosser  natürlicher  unterschied  zwischen 
demselben  und-  dem  geschwisterlichen.  Denn  Geschwister  werden  unter  dem- 
selben Herzen  getragen,  kennen  sich  von  der  Wiege  an  und  wachsen  in  dem- 
selben Hause,  unter  derselben  Leitung  in  Freud*  und  Leid  nebeneinander  auf, 
während  der  Neffe  schon  einer  anderen  Familie  angehört  als  der  Oheim,  in  der 
Regel  nicht  bei  ihm  wohnt  und  ihn  oft  wenig  oder  gar  nicht  kennt.  Wir  sind 
jedoch  weit  entfernt,  bestreiten  zu  wollen,  dass  sich  zwischen  beiden  noch 
immer  ein  bedeutender  Grad  von  verwandtschaftlicher  Zuneigung  als  Regel 
voraussetzen  lasse,  indem  besonders  der  Oheim  die  von  Jugend  auf  empfundene 
Liebe  für  seine  Geschwister  gern  auf  deren  Kinder  überträgt  8ehr  zweifelhaft 
wird  jedoch  jenes  Prinzip  schon  bei  Geschwisterkindern-Seitenverwandten  des 
4.  Grades.  Solche  sind  sich,  wenn  nicht  besondere  zufällige  Verhältnisse 
sie  einander  näher  bringen  und  eine  gegenseitige  Zuneigung  hervorrufen,  in 
der  Regel  ziemlich  fremd  und  sehr  oft  kennen  sie  sich  gar  nicht  Wir  kOnnen 
ans  in  dieser  Hinsicht  wohl  auf  die  eigene  Erfahrung  der  meisten  unserer  Leser 
berufen.  Wer  hat  nicht  irgend  einen  Vetter  oder  eine  Base  dieses  Gr^es,  die 
er  kaum  dem  Namen  nach  kennt?  Und  wer  fühlt  nicht  in  seinem  eigenen 
Herzen  die  Unwahrheit  der  gesetzlichen  Fiktion,  dass  zwischen  solchen  Ver- 
wandten als  Regel  ein  hoher,  so  mächtiger  Grad  von  Zuneigung  existiere,  dass 
sie  ein  hinlänglicher  Grund  zur  ausschliesslichen  Erbfolge  sein  müsse?  Ist 
aber  schon  bei  dem  4.  Grade  der  Seitenverwandtschaft  die  Voraussetzung 
einer  solchen  Zuneigung  eine  zweifelhafte,  ja  mehr  als  zweifelhafte  Sache,  so 
wird  sie  für  die  entfernteren  Grade  der  Seitenverwandtschaft  bis  zum  zwölften 
Grade  hin  oder  gar  bis  ins  Unendliche  wahrhaft  sinnlos  und  erscheint  in  der 
That  nicht  mehr  als  ein  Prinzip,  sondern  als  ein  blosser  Notbehelf,  an  welchen 
die  Gesetzgebung  sich  nur  darum  hielt,  weil  die  damaligen  Verhältnisse  ihr 
keinen  andern,  vemunftgemässen  oder  das  Staatswohl  näher  interessierenden  Aus- 
weg zeigten  und  doch  das  Erbfolgerecht  an  irgend  etwas  Bestimmtes  angeknüpft 
werden  musste.  Der  Sprachgebrauch  hat  diesen  Seitenverwandten  ihr  volles 
Recht  angäthan,  indem  er  sie  lachende  Erben  nannte,  womit  er  zugleich  dem 
g<anzen  Prinzip  der  Intestaterbfolge,  soweit  es  diese  entfernteren  Seitenverwandten 
betrifft,  das  Urteil  sprach*  '). 


')  S.  24—26. 
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.Sämtliche  Gesetze  Über  Erbfolge,  die  bestehenden  wie  die  zukünftigeB, 
beruhen  als  jus  mere  positivurn  nur  auf  Rücksichten  der  allgemeinen  Billigkeit 
und  des  Staatswohls,  müssen  mithin,  wie  sich  von  selbst  versteht,  nach  Mass- 
gabe der  jedesmaligen  umstände  und  Zeitverhältnisse  sich  wesentlich  ändern 
und  bestehen  darum  auch  bei  den  verschiedenen  Völkern,  je  nach  ihren  Begriffen 
Und  Bedürfnissen,  in  unendlicher  Verschiedenheit' '). 

Hilgard  macht  dementsprechend  seine  Vorschläge,  ohne  darin 
ein  schlechthin  richtig  gegriffenes  Mass  zu  erblicken').  Dem  all- 
gemeinen Erbfonds  sollen  anheimfallen: 

1.  Alle  Intestaterbschaften,  ihrem  ganzen  Betrage  nach,  wenn 
der  Verstorbene  weder  Descendenten,  noch  Ascendenten,  noch  Seiten- 
verwandte bis  zum  4.  Grade  einschliesslich  hinterlässt; 

2.  von  jeder  Intestaterbschaft,  welche  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  einem  oder  mehreren  Seitenverwandten  des  4.  Grades  zu- 
fällt, die  Hälfte; 

3.  von  jeder  Intestaterbschaft,  welche  einem  oder  mehreren 
Oheimen  oder  Tanten  zufallt,  ein  Dritteil; 

4.  von  jeder  Intestaterbschaft,  welche  einem  oder  mehreren 
Neffen  oder  Nichten  oder  der  Descendenz  zufällt,  ein  Vierteil. 

Die  Neffen  und  Nichten  sind  schonender  behandelt  als  Oheime 
und  Tanten,  weil  die  Liebe  sich  weit  mehr  von  oben  nach  unten 
wendet  als  umgekehrt ;  die  Liebe,  welche  Geschwister  gegeneinander 
hegen,  geht,  wenn  eines  der  Geschwister  stirbt,  ganz  natui^emäss 
auf  dessen  Kinder  und  Enkel  über,  die  an  die  Stelle  des  verlorenen 
Bruders,  der  verlorenen  Schwester  treten  und  gewissermassen  den 
Verlust  ersetzen;  der  Oheim  hingegen  wird,  wo  nicht  besondere  Ver- 
hältnisse eine  Ausnahme  begründen,  nicht  denselben  Platz  in  der 
Zuneigung  seines  Neffen  haben,  wozu  überdies  noch  kommt,  dass  in 
der  Regel  der  Oheim  als  das  ältere,  längst  selbständige  Individuum, 
der  Erbschaft  weniger  bedürfen  wird,  als  der  Neffe  oder  dessen 
Descendenz. 

5.  Bei  Intestaterbschaften,  welche  einem  oder  mehreren  Brü- 
dern oder  Schwestern,  vollbürtigen  oder  halbbürtigen,  sowie  einem  oder 
mehreren  Ascendenten  zufallen,  soll  der  allgemeine  Erbfonds  erhalten 
von  den  ersten  5000  nichts,  von  dem  5000  überschiessenden  Betrage 
bis  zu  10,000  10  >,  von  je  10,000  1>  mehr,  so  dass  das,  was  bei 
einer  Intestaterbschaft  80,000    überschiesst ,    bereits  18  ^/o    beträgt. 


>)  S.  36. 
2)  S.  27  f. 

G52 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Stadien  zur  Geschichte  und  Theorie  der  Erbschaftssteaer.  ]^g^ 

Der  Betrag,  der  über  90,000—100,000  geht,  zahlt  20  >,  der  über 
100,000—500,000  25  >,  der  über  500,000-1,000,000  30  >,  der 
über  1,000,000  35  >. 

6.  Analog  ist  die  Skala  für  Intestatserbschaften,  welche  einem 
oder  mehreren  Descendenten  des  Verstorbenen  zufallen,  nur  milder. 
Die  ersten  10,000  des  Nachlasses  bleiben  frei,  jeder  weitere  Betrag 
bis  zu  20,000  zahlt  4  ®/o  u.  s.  f.  wie  oben,  nur  dass  die  Sätze  immer 
um  6^/<v  geringer  sind. 

Die  Heranziehung  der  Geschwister,  Ascendenten  und  Descen- 
denten fällt  aus  den  erbrechtlichen  Anschauungen  des  Verfassers 
heraus,  allein  sie  schien  ihm  geboten,  um  einen  guten  finanziellen 
Erfolg  zu  erzielen  und  den  Zweck  einer  massigen  Vermögensaus- 
gleichung besser  zu  erreichen,  doch  sollten  die  persönliche  Lage  der 
Erben,  ihre  gewohnte  Lebensweise,  ihre  Stellung  in  der  Gesellschaft 
oder  industrielle  Bestrebungen  nicht  herabgedrückt  werden,  deshalb 
die  Progression  des  Steuersatzes. 

Natürlich  erfordert  eine  derartige  Aenderung  des  Intestaterb- 
rechts auch  eine  Modifikation  der  Testierfreiheit  ^).  Die  testamen- 
tarischen Verfügungen  des  Erblassers  sollen  rechtsgültig  sein,  inso- 
fern sie  den  Anteil,  der  dem  allgemeinen  Erbfonds  im  Intestaterbfall 
bestimmt  ist,  nicht  über  folgende  Verhältnisse  hinaus  schmälern, 
nämlich  in  dem  Falle,  wo  der  Erblasser  keine  Seitenver wandten  bis 
zum  4.  Grade  einschliesslich  hinterlässt,  nicht  über  die  Hälfte;  in 
dem  Falle,  wo  Seiten  verwandte  des  4.  Ghrades  ab  intestato  berufen 
sind,  nicht  über  ein  Dritteil;  im  Falle,  wo  ein  oder  mehrere  Oheime 
oder  Tanten  zur  Intestaterbfolge  berufen  sind,  nicht  über  ein  Vier- 
teil; im  Falle,  wo  ein  oder  mehrere  Neffen  oder  Nichten  oder 
deren  Descendenz  zur  Intestaterbfolge  berufen  sind,  nicht  über  ein 
Sechsteil.  Sind  Geschwister,  Ascendenten  oder  Descendenten  zur 
Intestaterbfolge  berufen,  so  kann  der  Anteil,  welchen  das  Gesetz 
dem  allgemeinen  Erbfonds  zuweist,  durch  keine  testamentarischen 
Verfügungen  geschmälert  werden.  Schenkungen  unter  Lebenden, 
wenn  sie  augenscheinlich  zur  Umgehung  obiger  Bestimmungen  ge- 
macht würden,  sind  insoweit  ungültig,  als  sie  diese  Bestimmungen 
verletzen.  In  allen  Fällen,  wo  sich  der  dem  allgemeinen  Erbfonds 
zukommende  Anteil  durch  testamentarische  Verfügungen  oder  Schen- 
kungen unter  Lebenden  über  das  gesetzlich  bestimmte  Mass  hinaus 
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geschmälert  findet,  ist  dieses  Mass  durch  Reduktion  jener  testamen* 
tarischen  Verfügungen  oder  Schenkungen  in  derselben  Art  und  Weise 
wie  bei  Verletzung  anderer  gesetzlicher  Pflichtteile  wiederherzustellen. 

Im  Jahre  1848  hat  Karl  Brat  er  es  unternommen,  ,,die  halb- 
verklungenen  Mahnrufe^  von  Pfizer  und  Hilgard  fortzupflanzen.  In 
einer  Schrift  »Die  Reform  des  Erbrechtes  zu  Gunsten  der  Noth- 
leidenden,  München*  gibt  er  den  Forderungen  Ausdruck,  wie  sie 
ihm  notwendig  erscheinen. 

Per  dritte  Stand,  das  Bürgertum,  fahrt  er  aus,  war  der  Held  der  ersten 
französischen  Revolution,  der  vierte  Stand,  der  Stand  der  Arbeiter,  ist  der  Held 
der  jetzigen  französischen  Revolution ;  die  deutsche  Revolution  gleicht  der  ersten 
französischen,  sie  geht  vom  dritten  Stand  aus.  Sollen  wir  nun,  in  den  Fuss- 
stapfen  der  französischen  Geschichte  forthinkend,  sorglos  zusehen,  bis  eines 
Morgens  auch  über  uns  die  Revolution  des  vierten  Standes  hereinbricht? 

Dass  die  Armut  nicht  mit  Pressfreiheit  gespeist,  mit  Ministerverantwort- 
lichkeit getränkt,  dass  dem  zerrütteten  Wohlstande  des  Bauers  nicht  durch  Ein- 
führung des  Schwurgerichtes  aufgeholfen  werden  könne,  das  hat  man  allerdings 
beizeiten  gefühlt,  und  manche  dringende  Forderung  des  vierten  Standes  neben 
den  Ansprüchen  des  dritten  mit  Nachdruck  geltend  gemacht  Aus  jener  Yer- 
gleichnng  der  französischen  Zustände  mit  den  deutschen  tritt  aber  das  Prinzip 
hervor,  das  die  fürsorgende  Thätigkeit  der  drei  Stände  leiten  muss. 

Es  bedarf  einer  Reihe  grossartiger  Massregeln :  die  Entlastung  des  Grund- 
eigentums ist  durchzuführen,  die  indirekten  Steuern,  welche  die  Preise  der  ge- 
wöhnlichen Nahrungsmittel  in  die  Höhe  treiben,  sind  teils  zu  ermässigen,  teib 
aufzuheben.  Die  Umlagen,  welche  die  Kosten  allgemeiner  Staatsanstalten 
kleinen  Bezirken  überbürden,  sind  dem  Ganzen  zuzuweisen,  das  System  des  Fis- 
kus, durch  rabnUstiBche  Prozesse  Geld  zu  sparen  und  zu  machen,  muss  auf- 
hören, für  den  Unterhalt  der  arbeitsunfähigen  Armen  müssen  ausreichende 
Mittel  geschafft,  Kreditkassen  fQr  den  Handwerker,  Bauer,  Fabrikarbeiter,  Tag- 
löhner  müssen  errichtet  und  dotiert,  in  übervölkerten  Gegenden  muss  die  Aus- 
wanderung ermuntert  und  kräftig  unterstützt,  in  anderen  die  Kolonisation  ge- 
fördert, dem  Ansiedler  Grund  und  Boden  nebst  den  nötigen  Betriebskapitalien 
überlassen  werden,  in  Fabrikgegenden  ist  die  praktische  Idee  der  Sozialisten. 
die  gemeinsame  Haushaltung,  zu  verwirklichen. 

Gehen  wir  auf  den  spezifischen  Charakter  der  Fürsorge^  welche  der  vierte 
Stand  in  Anspruch  nimmt,  näher  ein,  so  haben  wir  drei  gesonderte  Klassen  zu 
unterscheiden.  Zu  der  ersten  zähle  ich  den  Bauer,  der  in  einem  ausreichenden 
Grundbesitz  uüd  den  Handwerker,  der  in  einem  ausreichenden  Betriebskapital 
die  erste  Bedingung  eines  massigen  Wohlstandes  schon  für  sich. hat,  aber  durch 
den  Druck  der  Grundbelastung,  der  Besteuerung,  der  Handels-  und  Grewerbe- 
gesetzgebimg  u.s.w.  niedergehalten  wird.  Hier  gilt  es,  Hindemisse  zu  beseitigen. 
Mit  ihrßm  Verschwinden  erfolgt  ein  kräftiger  Aufschwung  ohne  weiteres  Zu- 
thun.  In  die  zweite  Klasse  gehört  der  Bauer  und  der  Handwerker,  dem  jene 
Vorbedingung  fehlt,  dann  der  Taglöhner,  der  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.,  dessen 
Erwerb  (vornehmlich  durch  ein  üebermass  von  Konkurrenz)  zu  tief  herunter- 
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gedrückt  oder  ganz  in  Frage  gestellt  ist.  Bei  dieser  Klasse  gilt  es,  durch 
positives  Eingreifen  feste  Grundlagen  zu  schaffen,  der  Arbeitsfähigkeit  die  Er- 
werbsgelegenheit zu  sichern.  Die  dritte  Klasse  wird  von  Arbeitsunfähigen  ge- 
bildet. Hier  ist  nicht  mehr  für  die  Gelegenheit  zum  ünterhaltserwerb,  sondern 
unmittelbar  für  den  Unterhalt  selbst  zu  sorgen. 

Man  sieht,  dass  die  Wichtigkeit  und  die  Schwierigkeit  der  Aufgabe  ihren 
Kulminationspunkt  in  der  zweiten  Klasse  erreicht  Sie  nimmt  die  stärksten  in- 
tellektuellen und  die  stärksten  materiellen  Anstrengungen  gleichzeitig  in  An- 
spruch. Gewaltige  Summen  sind  erforderlich,  will  man  die  Unternehmungen, 
die  ihr  gewidmet  werden  müssen,  oder  auch  nur  einen  Teil  derselben  ins  Werk 
setzen  etc. 

Ein  Hilfsmittel  ist  die  Einkommensteuer,  die  bis  yor  kurzer  Zeit  die  bis- 
herigen verwickelten  und  verderblichen  Steuersysteme  in  ganz  Deutschland  er- 
setzt haben  wird.  Ihre  Einführung  ist  zugleich  das  erste  Opfer,  das  die  Be- 
sitzenden den  unteren  Klassen  bringen.  Das  bisherige  System  hat  durch  die 
direkte  Steuer  den  kleinen  Grundbesitzer  und  Gewerbsmann,  durch  die  in- 
direkte überdies  den  Arbeiter  zu  Boden  gedrückt,  es  hat  das  Kapitalvermögen 
direkt  soviel  wie  gar  nicht  und  hat  indirekt  die  schlecht  rentierende  Arbeits- 
kraft des  Taglöhners  im  nämlichen  Verhältnisse  besteuert,  wie  die  stattliche 
Rente  eines  Bankiers  oder  Advokaten.  Das  wird  sich  ändern.  Indes  mit  dem 
weisesten  Steuersystem  ist  für  unsere  Zwecke  noch  wenig  erreicht.  — 

Der  Ertrag  der  Einkommensteuer  (in  Verbindung  mit  den  übrigen  Ab- 
gaben, die  neben  ihr  fortbestehen  kOnnen)  wird  sich  nie  so  hoch  steigern 
lassen,  dass  er  nach  Deckung  der  eigentlichen  Staatsbedürfnisse  noch  die 
Kassen,  die  wir  für  jene  grossen  Unternehmungen  begründet  haben  wollen,  zu 
füllen  vermöchte.  Es  ist  zwar  ein  Massstab  der  Besteuerung  denkbar,  welcher 
dem  Staat  enorme  Summen  zufahren  müsste,  er  fordere  nur  von  jedem  Bürger, 
der  im  Ueberfluss  hat,  die  Hälfte  seines  Ueberflusses.  Allein  das  ist  eine  Chi- 
märe. Unsere  gesetzgebenden  Körper  würden  einen  solchen  Schritt  —  in  dem 
mehr  oder  minder  klaren  Bewusstsein,  dass  er  den  Elementarlehren  der  Volks- 
wirtschaft widerspräche,  und  überdies  unterstützt  von  der  Kraft  der  Selbst- 
sucht —  nimmermehr  thun;  wenigstens  nicht,  solange  in  ihnen  eine  Majorität 
von  Angehörigen  der  besitzenden  Klassen  sich  behauptet.  Der  Moment  aber,  in 
welchem  dieses  Verhältnis  umschlägt,  ist  schon  der  Beginn  einer  Revolution 
des  vierten  Standes. 

Von  der  Steuer  haben  demnach  unsere  Auswanderungsfonds,  unsere 
Kreditkassen,  unsere  Armenhäuser  ihre  Dotierung  nicht  zu  erwarten.  Sollen 
wir  uns  nun  vielleicht  im  Vertrauen  auf  die  freiwilligen  Kraftanstrengungen 
schwanenritterlicher  Associationen  beruhigen?  Denjenigen,  die  nicht  sanguinisch 
und  leichtfertig  genug  für  dergleichen  Selbsttäuschungen  sind,  sage  ich,  es 
gibt  ein  eingreifendes,  mächtiges  Mittel:  Die  Umgestaltung  des  Erbfolgerechts 
zu  Gunsten  der  Notleidenden. 

Brat  er  entwickelt  nun  ähnliche  Anschauungen  über  die  Be- 
grenzung des  Erbrechts  wie  Hilgard. 

«Das  reale  lebendige  Bewusstsein  der  Blutsfreundschaft  bleibt  immer  auf 
einen  engen  Kreis  der  nächsten  Angehörigen  beschränkt.    Wem  ist  es  nicht 
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schon  begegnet,  dass  er  in  diesem  oder  jenem  zafolge  einer  zufälligen  Ge- 
sprächswendung einen  Vetter  des  10.  oder  20.  Qrades  entdeckt  hat?  Ist  aber 
zugleich  mit  dieser  Entdeckung  ein  Gefühl  verwandtschaftlicher  Zärtlichkeit 
in  seine  Brust  eingezogen?  und  wenn  sich  ihm  etwa  tags  darauf  ein  Vetter 
des  9.  oder  19.  Grades  zu  erkennen  gegeben  hätte,  würde  sich  dann  zu  Gunsten 
des  zweiten,  der  ihm  einen  Grad  näher  steht,  dieses  Gefühl  von  Zärtlichkeit 
um  das  entsprechende  Zehn-  oder  Zwanzigteil  inniger  in  ihm  geregt  haben? 
Das  Justinianische  Recht  setzt  dies  voraus,  es  räumt  den  beiden  Vettern  ein 
Erbrecht  an  meinem  Vermögen  ein  und  zwar  dem  zweiten,  sofern  er  sich  nur 
meldet,  mit  Ausschluss  des  ersten;  er  ist  ja  der  —  nähere  Verwandte.  Solchen 
Bestimmungen  fehlt  es  an  allem  gesunden,  in  den  Lebensverhältnissen  wurzeln- 
den Sinn.  — 

Die  neueren  Gesetzgebungen  (österreichische,  französische)  haben  wohl  die 
Gedankenlosigkeit  des  justinianischen  Prinzips  erkannt  und  sich  von  ihm  los- 
gesagt. Aber  sie  blieben  auf  halbem  Wege  stehen  und  dehnten  den  Kreis  der 
erbberechtigten  Familie  noch  immer  so  weit  aus,  dass  er  eine  Menge  von  Per- 
sonen umfasst,  bei  welchen  von  einem  wahren  blutefreundschafblichen  Verhält- 
nisse zum  Erblasser  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann.  Die  Grenzen  aber,  welche 
das  altere  deutsche  Recht  im  Einklang  mit  den  politischen  und  sozialen  Zu- 
ständen der  damaligen  Zeit  gezogen  hat,  sind  unseren  geänderten  Verhälbiissen 
ebenfalls  nicht  angemessen,  man  muss  sie  noch  um  ein  Bedeutendes  ver- 
engen. Bei  unseren  Vorfahren,  wie  bei  den  alten  Römern  bildete  die  Fa- 
milie ein  wichtiges  Element  des  öffentlichen  Lebens.  Sie  war  ein  Verband  zu 
Schutz  und  Trutz  gegen  jeden  Angriff  auf  die  Güter  oder  Personen  und  war 
zugleich  für  ein  gemeinsames  Wirken  in  den  politischen  Angelegenheiten  des 
Stammes  oder  Volkes  organisiert.  Sehr  natürlich  war  es,  dass,  um  diese  Zwecke 
mit  Nachdruck  verfolgen  zu  können,  auch  die  entfernteren  Linien  in  den  Kreis 
hereingezogen  wurden.  In  den  Mauern  von  Rom,  auf  dem  beschränkten  Gebiet 
eines  deutschen  Stammes  waren  die  Angehörigen  der  Familie  auch  räumlich 
einander  nahe  gerückt  und  so  in  den  Stand  gesetzt,  einen  steten  wechsel- 
seitigen Verkehr  zu  unterhalten.  Durch  eine  ausgeprägte  Organisation,  durch 
die  Gremeinsamkeit  der  Interessen,  für  welche  sie  alle  thätig  waren  und  durch 
jenen  persönlichen  Verkehr  musste  das  Bewusstsein  der  Verwandtschaft  bis  in 
die  äussersten  Glieder  hinaus  lebendig  erhalten  werden. 

Dies  ist  ganz  anders  geworden.  Der  Schutz  des  Eigentums  und  der  per- 
sönlichen Sicherheit  ist  auf  den  Staat  übergegangen,  die  politischen  Fraktionen 
rekrutieren  sich  regelmässig  ohne  die  mindeste  Rücksicht  auf  die  FamiKenver- 
bindung,  die  Familienglieder  zerstreuen  sich,  jeder  seinem  Glücke  nachgehend, 
weit  und  breit.  —  Die  Familie  ist  viel  kleiner  geworden.  Kaum  besteht  noch, 
soviel  die  Seitenlinien  betrifft,  ein  wahrhaft  verwandtschaftliches  Verhältnis  zu 
den  Nachkommen  des  Urgrossvaters ;  entferntere  Verwandte  sind  sich  mit 
seltenen  Ausnahmen  (die  durch  testamentarische  Anordnung  berücksichtigt 
werden  können)  ganz  und  gar  fremd  oder  doch  nicht  um  ihrer  Verwandtschaft 
willen  befreundet.  Auf  diesen  Umkreis,  auf  die  Parentel  des  Urgross- 
vaters beschränke  man  also  das  Intestaterbrecht  der  Seiten  verwandten.  Jenes 
der  Descendenten  und  Ascendenten  hat  ohnehin  seine  natürliche  Beschränkung 
in  sich ;  es  gehört  schon  zu  den  selteneren  Fällen,  dass  beim  Tode  des  Urgross- 
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vaters  der  ürefikel  oder  bei  des  letzteren  Tod  der  ürgrossvater  noch  am 
Leben  ist. 

Dass  eine  gute  Gesetzgebung  den  näheren  Verwandten  Intestaterbrechte 
zugestehen  müsse,  ist  in  der  sittlichen  Bedeutung  der  Familie  begründet. 
Dieses  Motiv  reicht  aber  nicht  so  weit,  um  einen  ausschliessenden  An- 
spruch der  Verwandten  daraus  abzuleiten.  Ein  Vater  will  seine  Kinder  ver- 
sorgen, er  will  ihnen  auch  möglich  machen,  die  Bedürfnisse  einer  verfeinerten 
Bildung,  zu  welcher  er  sie  vielleicht  erzogen  hat,  fortwährend  zu  befriedigen; 
hierzu  muss  ihm  die  Vermittelung  des  Gesetzes  angeboten  werden.  Keinen  An- 
lass  hingegen  hat  der  Staat,  ihm  dazu  behilflich  zu  sein,  dass  er  den  ganzen 
Ueberfluss,  welchen  er  besitzt,  auf  seine  Kinder  übertrage  und  ihnen  die 
Mittel  sichere,  einem  unsinnigen  und  unsittlichen  Luxus,  an  welchen  er  sie  ge- 
wöhnt hat,  zu  fröhnen,  sondern  hier  ist  die  Grenzscheide,  wo  dem  Familien- 
interesse ein  anderes  hochwichtiges  entgegentritt,  das  öffentliche  Interesse  an 
der  Wohlfahrt  des  vierten  Standes.  Wer  für  den  Wohlstand  der  Seinigen  ge- 
sorgt hat,  der  möge,  wenn  ihm  dann  noch  übrig  bleibt,  des  Elends  in  anderen 
Kreisen  und  des  Unheiles  eingedenk  sein,  das  aus  jenem  für  die  Gesamtheit  zu 
entspringen  droht.  Eine  solche  Gresinnung,  wenn  kein  letzter  Wille  vorliegt, 
in  welchem  sie  sich  ausspricht,  ist  der  Staat  vorauszusetzen  befugt. 
Er  ist  befugt,  zu  sagen :  Aus  dem  Nachlasse  dieses  Reichen  sollen  vorerst  seine 
Kinder  und  seine  Witwe  ihr  reichliches  Teil  hinnehmen,  dann  aber  verlange 
ich  den  Rest  für  meine  Bedürftigen,  ich  vollziehe  damit  entweder  den  guten 
Willen  des  Verstorbenen  oder  ich  setze  seinem  verkehrten  Willen  mein 
gates  Recht  entgegen. 

Ein  ähnliches  Verhältnis  gilt  bezüglich  der  Erb^n  entfernterer  Grade. 
Man  muss  annehmen,  dass  es  des  Erblassers  Wille  gewesen  sei,  die  Dürftigen 
unter  ihnen  in  eine  sorgenfreie  Lage  zu  versetzen,  den  Wohlhabenden  einen 
Zuwachs  von  Wohlstand  zu  gewähren,  doch  mehr  nicht.  Ist  die  Zuneigung  in 
diesen  Graden  schwächer,  so  sind  es  auch  die  Aeusserungen  derselben.  Wenn 
ein  Oheim  seinem  Neffen  die  Hälfte  von  dem  hinterlässt,  was  er  als  Vater 
seinen  Kindern  würde  hinterlassen  haben,  so  ist  damit  der  in  die  Innigkeit  des 
wechselseitigen  Verhältnisses  von  der  Natur  gelegten  Abstufung  ein  entsprechen- 
der Ausdruck  gegeben.  Da«  Gesetz  darf  sonach  und  soll  die  Verwertung  auf- 
stellen: Je  ferner  dem  Erblasser  seine  Zivilerben  dem  Grade  nach  stehen,  um 
so  kleiner  ist  der  Anteil  an  seinem  Nachlasse,  den  er  ihnen  zugedacht  hat. 

Brat  er  geht  dann  näher  auf  die  Vorschläge  Hilgards  ein 
und  kommt  auf  Grund  ihrer  kritischen  Würdigung  zu  weiteren 
Forderungen.  Er  findet  es  ungereimt,  dass  ein  Bankier,  der  2  Mil- 
lionen und  einen  Sohn  hinterlässt,  der  durch  Heirat  oder  sonstige 
Spekulationen  selbst  schon  Millionär  ist,  nach  Hilgard  nur  417,000  fl. 
zu  zahlen  hat,  anderseits  hart,  dass,  wenn  ein  Bflrger  15,000  fl.  und 
10  unbemittelte  Kinder  hinterlässt,  1500  fl.  abgegeben  werden  mflssen, 
folglich  jedes  der  Kinder  seinen  spärlichen  Erbteil  um  150  fl.  ge- 
schmälert sehe.  Er  stellt  deshalb  die  Forderung  auf,  dass  man  auch 
die  Zahl  und   den  Yermögensstand   der  Erben   in  Rücksicht  ziehen 
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müsse.  Nicht  die  Erbschaft  im  ganzen  dürfe  für  die  Bemessung 
des  Pflichtteils  des  Proletariats  massgebend  sein,  sondern  die  Grösse 
der  Portion,  die  jeden  einzelnen  Erben  treffen  würde.  Die  günstigen 
oder  ungünstigen  Vermögensumstände  der  Erben  Hessen  sich  auf 
Grund  der  Einkommensteuer  feststellen. 

Auf  ein  zahlenmässiges  Bild,  wie  diese  verschiedenen  Faktoren 
in  Rechnung  gestellt  werden  könnten,  verziehet  Brat  er. 

Der  Umgehung  durch  testamentarische  Erbeinsetzungen  will  er 
vorbeugen  dadurch,  dass  die  Grundsätze,  die  für  Intestaterbfälle  an- 
genommen sind,  auch  hier  gelten  sollen.  Sind  nichtverwandte  Per- 
sonen anstatt  eines  Verwandten  eingesetzt,  so  sollen  sie  gleich  einem 
Verwandten,  etwa  wie  Oheim  oder  Tante,  behandelt  werden.  Sind 
sie  dagegen  neben  einem  Verwandten  zur  Erbschaft  gerufen,  so  soll 
der  Pflichtteil  der  Proletarier  durch  sie  nicht  verkürzt  werden,  und 
sie  sind  auf  das  zu  beschränken,  was  der  Erblasser  dadurch  für  sie 
zu  erübrigen  für  gut  findet,  dass  er  die  miterbenden  Verwandten 
nicht  auf  ihren  vollen  Maximalbetrag  einsetzt.  Für  Legate  muss 
ein  Spielraum  gegeben  werden,  aber  der  Hilgardsche  Vorschlag 
erscheint  Brater  unannehmbar,  weil  er  darauf  hinausläuft,  die 
Erben  desjenigen,  der  keine  Legate  auszusetzen  für  gut  findet,  grund- 
los zu  bevorzugen.  Man  solle  dem  Testator  gewisse  verhältnis- 
mässige Prozente  seines  Vermögens  ausschliesslich  zur  Errichtung 
von  Legaten  überlassen ;  diese  Prozente  werden,  soweit  der  Testator 
zu  dem  angegebenen  Zwecke  wirklich  darüber  verfügt,  dem  Erb- 
fonds in  Abzug  gebracht,  werden  sie  dagegen  durch  die  aus- 
gesetzten Vermächtnisse  nicht  erschöpft,  so  kommt  der  üeberrest 
keineswegs  den  Erben,  sondern  dem  Erbfonds  zu  gute.  Den  Erb- 
fonds denkt  sich  Brater  ^als  eine  das  Proletariat  in  seinen  Erb- 
rechten repräsentierende  juristische  Person"  (S.  31)^),  das  Ver- 
hältnis des  Proletariats  zu  seinem  Erbteile  als  das  eines  Mündels; 
sein  Eigentum  ergiebig  und  sicher  anzulegen,  bleibt  dem  Vormund 
vorbehalten.  Diese  Erbordnung  bewirke  eine  Ausgleichung  des  Be- 
sitzes, in  den  meisten  Fällen  werde  das  Vermögen  des  Reichen  nach 
Verlauf  einiger  Generationen  zum  Vermögen  eines  wohlhabenden 
Mannes   geworden  sein;  tiefer   drücke  es   die  Reform  nicht  herab. 


*)  Doch  lässt  er  zu,  dass  man  auch  einen  „Heimfall  an  den  Staat* 
natürlich  unter  sehr  bestimmten  Verpflichtungen  der  Staatsgewalt*,  kon- 
struieren könne. 
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denn  je  mehr  es  sich  dieser  Grenze  n'ähere,  um  so  weniger  habe  es 
zum  Erbfonds  zu  steuern  (S.  34).  Schliesslich  sucht  Brat  er  ver- 
schiedene Einwände  gegen  die  vorgeschlagene  Reform  des  Erbrechtes 
zu  entkräften. 

Mischen  sich  bei  Brat  er  utopische  und  verständige  Ziele,  so 
neigt  augenscheinlich  zu  grösserer  Nüchternheit  der  Weimarer  Staats- 
rat Stichling*).  Er  wendet  sich  vor  allem  gegen  die  Ueber- 
treibung  des  St.  Simonismus,  wonach  der  Staat  allgemein  erben 
und   das  Geerbte  an   die  geeignetsten  Nichtbesitzer  verleihen  sollte. 

,Eb  haben  sich  Recht  und  Politik  dafür  entschieden,  dass,  solange  an- 
dere zur  Erbschaft  berechtigt  sind,  der  Staat  nur  einen  Teil  vom  Erbschafts- 
gewinn, und  auch  diesen  nur  in  dem  Falle  beziehe,  wo  nicht  die  nächsten  Ver- 
wandten erben:  und  dass  er  endlich  die  ganze  Erbschaft  nur  da  fQr  sich  begehre, 
wo  niemand  sonst  ein  Recht  auf  sie  hat.'     (S.  524.) 

Wir  können  uns  denken,  dass  das  Recht  des  Einzelnen  zur  letztwilligen 
Verfügung  über  sein  Eigentum  zwar  als  Regel  anerkannt,  aber  einer  Aufsicht 
des  Staats  da  unterworfen  werde,  wo  es  sich  darum  handelt,  grosse  Ver- 
mögensmassen bleibend  und  unteilbar  an  eine  Stelle  zu  fesseln.  Wir 
können  uns  femer  eine  engere  Einschränkung  des  stillschweigenden  Erbrechts 
der  Familie  in  d  i  e  Qrenzen,  innerhalb  deren  eine  Lebensgemeinschaft  mit  dem 
Vei-storbenen  wirklich  bestanden  hatte  (Eltern,  Kinder  und  Ehegatten),  da  als 
empfohlen  denken,  wo  der  Sta^t  alle  Mittel  ergreifen  muss,  um  schroffe  Un- 
gleichheiten und  Blossen  des  Lebens  mildernd  auszugleichen  und  zu  bedecken 
und  das  Vertrauen  der  Besitzlosen  zu  beleben.  Wir  können  uns  endlich  in 
gleicher  Lage  und  zu  gleichem  Zwecke  die  Erbschaftssteuer  nach  bereits  histo- 
risch vorliegenden  Beispielen  dahin  ausgebildet  denken,  dass  sie  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  Descendenten  und  Ehegatten  alle  Erb-  und  Vermächtnisnehmer 
mit  einem,  nach  dem  näheren  oder  entfernteren  Verwandtschaftsgrade  fallenden 
oder  steigenden  Prozentbetrage  treffe  und  bei  Nicht  verwandten  soweit  ge- 
steigert werde,  als  dies  möglich  ist,  ohne  wiederum  zu  heimlichen  Umgehungen 
zu  reizen,  die  in  ihrer  unmoralischen  Wirkung  zugleich  den  Zweck  verfehlen 
machen  würden. 

Immerhin  abev  müssen  letztwilliges  Vererbungsrecht  des  Einzelnen  und 
gesetzliches  Erbrecht  der  Familie  feste  Regel  bleiben  und  aU  swei  Grund- 
pfeiler dastehen,  an  denen  die  möglichste  Entfaltung  der  menschlichen  Indivi- 
dualität ihrem  Ziele  entgegenstrebt  und  an  welchen  die  Ansprüche  des  Staats 
ihre  endliche  Grenze  finden. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  das  Eingreifen  des  berühmten 
Rechtslehrers  Bluntschli,  der  bei  Gelegenheit  praktischer  Gesetz- 


')  Stichling,  Ueber  die  Anforderungen  des  Staats  an  die  Hinterlassen- 
schaften seiner  Bürger,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Geschichte  des  Steuer- 
wesens in  Deutschland.  Tübingen ,  Zeitschrift  für  Staatswissenscbaft  6  (1850)^ 
S.  504  f. 
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gebung  die  damals  verbreitete  Idee,  dass  das  Erbrecht  zu  Gunsten 
der  Gesamtheit  modifiziert  werden  müsse,  in  die  That  umzusetzen 
suchte,  nur  dass  er  hierbei  die  Gemeinde  als  das  zu  bedenkende 
Gemeinwesen  im  Auge  hatte  ^). 

Als  Redaktor  des  privatrechtlichen  Gesetzbuchs  fOr  den  Kanton 
Zürich,  hat  er  während  der  Eommissionalberatung  des  Erbrechts^)  den 
Vorschlag  gemacht^),  die  Heimatsgemeinde  zum  Mit^rben  zu  erklaren, 
und  zwar  in  folgender  Weise: 

§.  „Der  Heimatsgemeinde  kommt  an  der  Erbschaft  eines  ohne  Nach- 
kommen verstorbenen  Erblassers  folgender  Anteil  an  der  reinen 
Verlassenschaft  zn: 

a)  Wenn  Erben  aus  der  väterlichen  oder  mütterlichen  Parentel  vor- 
handen sind,  5%. 

b)  Wenn  die  Erben  einer  grosselterlichen  Parentel  angehören,  10  7o- 

c)  Wenn  Erben  ans  einer  entfernteren  Parentel  zur  Erbfolge  kommen 
und  zugleich  ein  überlebender  Ehegatte  da  ist,  20  ^'o. 

d)  Wenn  nur  Erben  aus  einer  entfernteren  Parentel  ohne  überlebende 
Ehegatten  oder  nur  dieser  ohne  jene  vorhanden  ist,  30  7o* 

§.  Ist  keine  erbfähige  Verwandtschaft  und  kein  überlebender  Ehegatte 
da,  so  fällt  die  ganze  Erbschaft  der  Heimatsgemeinde  zu. 

§.  Das  der  Heimatsgemeinde  zufallende  Erbgut  darf  weder  auf  die 
Dauer  angehäuft,  noch  fQr  die  regelmässigen  Gemeinde-  und  Annen- 
ausgaben  verbraucht  werden,  sondern  ist  bestimmt,  im  Interesse  der 
Privatpersonen,  teils  zur  Begründung  und  Ausstattung  wohlthätiger 
und  gemeinnütziger  Anstalten,  teils  zu  besserer  Ausbildung  und  Aus- 
steuerung einzelner  unbemittelter  —  wenn  auch  keineswegs  armer  — 
Gemeindebürger  verwendet  zu  werden." 

Zur  Begründung  wurde  unter  anderm  angeführt:  Für  die  Seiten- 
verwandten  sei  es  in  gewissem  Sinn  ein  Glücksfall,  wenn  die  Erb- 
schaft an  sie  gelange,  und  es  würden  hier  keine  Rechte  yerletzt, 
wenn  in  einem  bescheidenen  Verhältnisse  die  Gemeinde  neben  ihnen 
berücksichtigt  werde.  Der  regelmässige  Kreislauf  innerhalb  der 
Familie  werde  dadurch  nicht  aufgehoben,  dass  ein  Teil  des  um- 
laufenden Gutes  dem  weiteren  Kreis  der  Gemeinde  zugeleitet  werde, 


*)  Die  Gemeinde  an  der  Erbschaftssteuer  partizipieren  zu  lassen,  ist  in 
neuerer  Zeit  zum  Teil  verwirklicht.  So  namentlich  in  England  (Finanzarchi? 
1898,  S.  781;  Ad.  Wagner,  Pinanzwissenschaft,  S.Teil,  Ergänzungsheft  1896, 
S.  26,  41;  in  Deutschland  hat  S.-Meiningen  seit  dem  Gesetz  vom  15.  Juli  1867 
die  Gemeinden  beteiligt.    Siehe  oben  S.  128  u.  S.  129. 

^)  Dasselbe  trat  am  81.  März  1856  in  Kraft. 

')  Das  zttricherische  Erbrecht  mit  Erläuterungen.  Herausgegeben  von 
Bluntschli.    Zürich  1856,  S.  67  f. 
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der  auch  die  Familie  umfasse  und  hinwieder  auf  ihre  Wohlfahrt 
zurückwirke;  die  Gemeinde  stehe  dem  Privatrechte  und  Privatleben 
näher  als  der  Staat;  die  Anerkennung  eines  erbrechtlichen  Verbandes 
mit  der  Gemeinde  schliesse  sich  daher  an  die  Natur  an,  und  sie  würde 
das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  und  des  Gtemeinsinns  unter  den 
Oemeindebürgem  stärken  und  beleben.  Es  sei  femer  ein  natür- 
licher Gedanke ,  dass  die  Gemeindegenossenschaft  um  so  bedeutsamer 
und  folgenreicher  hervortrete,  je  mehr  sich  die  Familiengemein- 
schaft durch  grössere  Entfernung  der  Parentelen  auflöse  und  ver- 
flüchtige. Es  bestehe  hier  eine  Analogie  zwischen  der  Gemeinde- 
und  Eheverbindung.  Wie  das  Recht  des  überlebenden  Ehegatten 
mit  der  Entfernung  der  Parentelen  zunehme  und  zuletzt  sich  zu 
vollem  Erbrecht  ausbilde,  so  würde  das  Recht  der  Gemeinde  in  dritter 
Linie  mit  der  Entfernung  der  Yerwandtschaftskreise  zunehmen  und 
zuletzt  in  Ermanglung  von  Verwandten  und  Ehegatten  zu  vollem 
Erbrecht  werden.  Auf  solche  Weise  würde  das  Erbrecht  der  Ge- 
meinde auch  fruchtbar  gemacht,  indem  es  schon  regelmässig  zur  An- 
wendung komme,  wenn  der  Erblasser  kinderlos  versterbe.  Auch  die 
sozialen  Rücksichten  wurden  von  Bluntschli  betont. 

Die  Kommission  scheute  sich,  eine  so  eingreifende  Neuerung  mit 
so  entschieden  politischem  Charakter,  die  zudem  dem  Volksbewusstsein 
noch  so  fremd  sei  und  deshalb  leicht  wieder  angefochten  werde,  in  das 
privatrechtliche  Gesetzbuch  aufzunehmen.  Der  Vorschlag  sei  zudem 
doch  wesentlich  eine  Erbsteuer,  und  eine  solche  gehöre  auch  nicht  in 
dieses  Gesetzbuch.  Die  Einmischung  der  Gemeinde  in  alle  Verlassen- 
schaften  sei  überaus  lästig  und  der  Vermögenszustand  der  Familien 
beständig  der  OefTentlichkeit  preisgegeben,  üeberdem  würde  damit 
den  reichen  Gemeinden  eine  ganze  Fülle  von  Vermögen,  mehr  als 
gut  sei,  zugewendet,  ärmeren  Gemeinden  aber  wenig  geholfen.  Der 
bürgerliche  Gemeindeverband  sei  keineswegs  so  enge  und  wirksam,  wie 
geschildert  worden.  Die  Fälle,  in  denen  ein  Gemeindebürger  ander- 
wärts wohne  und  mit  seiner  Gemeinde  wenig  Verkehr  habe,  seien 
gegenwärtig  viel  häufiger  als  früher,  und  ein  Erbrecht  einer  solchen 
Heimatsgemeinde  würde  eher  als  Willkür,  nicht  als  Notwendigkeit 
empfunden.  Die  neuere  Zeit  habe  schon  hinreichende  Mittel  gefunden, 
um  dem  übertriebenen  Egoismus  der  Privaten  entgegen  zu  wirken; 
der  Staat  sei  nichts  weniger  als  schüchtern  in  Erhebung  von  Steuern 
im  Interesse  der  Gemeinschaft.  Eine  Menge  von  Ausgaben  seien 
den  Privaten  abgenommen  und  damit  die  Staatskasse  belastet  worden, 

Finanzarohiv.  XVm.  Jahrg.  eei  11 
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welche  hinwieder  sich  in  dem  Vermögen  der  Wohlhabenden  den  Er- 
satz suche. 

Die  grosse  Mehrheit  lehnte  den  Vorschlag  ab,  nur  ein  Anklang 
ist  im  Gesetzbuch  geblieben,  indem  der  §  1964  ^)  sagt:  »Wenn  weder 
erbfähige  Verwandte,  noch  ein  überlebender  Ehegatte  vorhanden  sind, 
so  fallt  das  erblose  Gut^)  dem  Staat  in  der  Meinung  zu,  dass  der- 
selbe die  Hälfte  der  reinen  Verlassenschaft  an  die  Gemeinde  des 
Kantons  abgibt,  in  welcher  der  Erblasser  verbürgert  war.' 

Bluntschli  war  aber  Zeit  seines  Lebens  von  der  Richtigkeit 
seiner  Gbomdidee  überzeugt.  25  Jahre  später  hat  er  nicht  an- 
gestanden, nochmals  über  die  Frage  sich  eingehend  zu  äussern  und 
seine  früheren  Vorschläge,  wenn  auch  in  modifizierter  Gestalt,  den 
Gesetzgebern  von  neuem  zu  empfehlen.  In  einem  Aufsatz  «Das 
Erbrecht  imd  die  Reform  des  Erbrechtes*^ ^)  spricht  sich  Bluntschli 
für  eine  reichlichere  Bemessung  der  Pflichtteile  aus.  Doch  scheint  ihm 
„bei  dem  heute  loser  gewordenen  Familienzusammenhang  das  Pflicht- 
teilsrecht der  Blutsverwandten  höchstens  auf  die  Parentelen  der  Gross- 
eltem  des  Erblassers  ausgedehnt  werden  zu  dürfen.''  Er  fahrt  dana, 
nachdem  er  noch  des  Pflichtteils  des  überlebenden  Ehegatten  ge- 
dacht, fort  (S.  252): 

Viel  wichtiger  aber  ist  die  Ergänzung  der  Familienerbfolge  durch  die 
Einführung  einer  weiteren  gesetzlichen  Erbfolge,  welche  auch  die  Pflichten  d& 
Einzelnen  gegen  die  Gemeinde  und  die  Qesellschaft  berücksichtigt. 

Wie  immer  die  Erbfolge  der  Familie  geordnet  werde,  zunächst  hat  diese 
Ordnung  nur  für  die  höheren  und  mittleren  Erlassen  der  Gesellschaft  eine  im- 
mittelbare Bedeutung.  Sie  sichert  den  Wohlstand  der  Aristokratie  und  «ii&lt 
die  ökonomische  Gesundheit  der  zahlreichen  und  wichtigen  bürgerlichen  und 
bäuerlichen  Familien.  Aber  auf  einen  sehr  grossen,  Teil  der  Arbeiter  und  der 
dienenden  Klassen  wirkt  sie  fast  gar  nicht,  weil  diese  in  den  meisten  FäUen 
weder  eine  Erbschaft  zu  hinterlassen  noch  auf  Erbschaft  zu  hoffen  haben.  Sie 
erfüllt  auch  nicht  die  Hauptaufgabe  der  Rechtsordnung,  die  yonugsweise  durch 
das  Erbrecht  zu  lösen  ist,  die  Rücksichten  gegen  die  ganze  Gesellschaft  mit  der 
Sorge  für  die  Freiheit  der  Einzelnen  zu  verbinden.  Sie  yerhindert  nicht  die 
ernste  Gefahr  einer  übermässigen,  zuletzt  ebenso  unsinnigen  als  verderblichen 


*)  Nach  dem  revidierten  Gesetzbuch  vom  4.  September  1887,  §  906. 

*)  Nach  dem  alten  Gesetzbuch  (§  1986)  hörte  bei  den  ürgrosBeltem  und 
deren  ehelichen  Nachkommen  die  Intestaterbfolge  auf;  das  revidierte  Gesetsbuch 
vom  4.  September,  1887,  §  890,  schliesst  bereits  mit  den  ürgrosseltem  ab.  Vgl. 
den  Kommentar  von  Schneider,  Zürich  (1888),  S.  32  über  das  Pro  und  Kontra 
dieser  Neuerung. 

>)  Bluntschli,  Gesammelte  kleine  Schriften  I,  Nördlingen  1879,  S.  233. 
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Anhänfang  von  unfruchtbaren  Erbschätzen  in  einigen  wenigen  Häusern,  noch 
gewährt  sie  Mittel,  um  eine  überhandnehmende  Verarmung  der  vermögens- 
losen Arbeiterbevölkerung  hintansuhalten.  Damit  die  wirtschaftlichen  Zustände 
der  Nation  gesund  bleiben,  ist  ganz  ebenso,  wie  flir  die  Gesundheit  des  Körpers 
ein  geregelter  Blutumlauf  erforderlich  ist,  auch  ein  geregelter  Gutsumlauf  not- 
wendig. Wie  die  heftige  Anschwellung  von  Blutschwären  an  einzelnen  Stellen 
des  Leibes  den  ganzen  Körper  krank  macht  und  der  gesamte  Kreislauf  des 
Blutes  in  den  Extremitäten  den  ganzen  Körper  lähmt,  so  entstehen  aus  der 
Überspannten  Ansammlung  von  Gütern  in  wenigen  Familien  und  aus  der  Ab- 
sperrung grosser  Klassen  von  dem  Erwerbe  und  Genüsse  der  Güter  schwere 
Krankheiten  des  Volkes. 

Das  Erbrecht  kann,  ohne  die  Sicherheit  des  Privateigentums  irgend  zu 
gefährden,  für  einen  geordneten  Gutsumlauf  in  dem  Volkskörper  sorgen  und  auf 
diesem  Wege  solchen  Krankheiten  vorbeugen  und  gesunde  Verhältnisse  schaffen. 

Das  Mittelalter  kannte  bereits  eine  erbrechtliche  Institution,  welche  frei- 
lich nur  zu  Gunsten  und  im  Interesse  der  Aristokratie  für  einen  Kreislauf  ge- 
wisser Güter  sorgte.  Die  Lehenigüter,  welche  in  der  Familie  des  Vasallen  fort- 
erbten, fielen  doch,  wenn  die  männliche  Nachkommenschaft  derselben  ausstarb, 
wieder  an  den  Lehensherm,  häufig  den  Landesherm^  zurück,  durften  dann  aber 
nicht  von  diesem  behalten,  sondern  mussten  zur  Ausstattung  eines  neuen  Va- 
sallen und  seiner  ritterlichen  Erben  wieder  verliehen  werden. 

Das  mittelalterliche  Heimfallsrecht  ist  nicht  wieder  herzustellen  noch 
auszudehnen.  Aber  der  gute  Grundgedanke  desselben  lässt  sich  heute  in  viel 
weiterem  Umfange  und  mit  stärkerer  Wirkung  auf  die  grossen  Volksklassen 
anwenden.  Wir  können  für  den  nötigen  Gutsumlauf  sorgen,  indem  wir  dem 
Erbrechte  derFamilie  ein  Erbrecht  der  Gemeinde  und  des  Staates 
ergänzend  und  berichtigend  hinzufügen  und  dasselbe  zur  Ausstattung  neuer 
bisher  unbemittelter  Familien  mit  solchen  Erbgütern  der  Gemeinden  benutzen. 

Die  Gründe  für  ein  solches  Erbrecht  der  Gemeinde  und  des  Staates,  für 
welches  sich  schon  in  den  älteren  Rechten  Keime  finden  lassen,  sind  ebenso 
stark  wie  für  das  Familienerbrecht.  Sie  sind  in  der  heutigen  Gesellschaft  stärker 
geworden  als  in  den  früheren  Zeitaltem,  weil  der  Verband  und  der  Zusammen- 
hang der  Familie  mit  der  Zeit  gelockert  und  schwächer  geworden  ist. 

Der  wahre  Grund  alles  natürlichen  Erbrechts  ist  doch  die  Gemeinschaft, 
welche  das  Leben  des  Erblassers  mit  dem  seiner  Erben  verbindet,  der  Zu- 
sammenhang des  Blutes  und  der  Sitte,  der  Kultur  und  der  Interessen,  wesent- 
lich die  Gemeinschaft  der  Rasse.  Nur  gibt  es  verschiedene  Kreise,  gleichsam 
engere  und  weitere  Ringe  der  Rassengemeinschaft,  welche  den  Einzelnen  mit 
anderen  Menschen  zusammenhält.  Der  Einzelne  ist  ein  Kind  seiner  Eltern,  ein 
Angehöriger  seiner  Familie;  er  ist  aber  noch  ein  Kind  der  Gemeinde  und  des 
Landes,  denen  er  zugehört.  Ist  er  mit  seiner  Sippschaft  durch  tausend  feine 
Beziehungen  seiner  leiblichen  und  seelischen  Anlage,  wie  seiner  Erziehung  und 
seines  Lebens  enge  verbunden,  so  wirken  noch  die  Einrichtungen  und  die  Ein- 
flüsse seiner  Heimat  und  seines  Vaterlandes  sehr  bestimmend  ein  auf  seine 
ganze  Existenz.  Sein  Körper  emp^Uigt  die  Eindrücke  der  Volksart  und  seine 
Seele  erhält  einen  grossen  Teil  ihrer  Bildung  durch  die  Sprache  des  Landes, 
die  Schule  des  Ortes,  die  Sitten  eines  Wohnortes,  die  Geschichte  seines  Volkes. 
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Der  tüchtige  Bürger  hat  auch  ein  Verständnis  und  ein  Interesse  für  die  WoM. 
fahrt  seines  Heimatsortes  und  seines  Vaterlandes.  Auf  diese  äussere  und  innere 
Lebensgemeinschaft,  auf  die  Pflichten  der  Einzelnen  gegen  die  Gemeinde  und 
den  Staat  lässt  sich  ein  Erbrecht  der  Gemeinde  und  des  Staates  sehr  wohl  be- 
gründen. 

In  einer  Beziehung  ist  das  von  jeher  anerkannt  worden.  Die  mittel- 
alterlichen Rechte  schützen  ein  Erbrecht  der  Landesherrechaft  an  dem  »erb- 
losen* Gute,  d.  h.  an  dem  Nachlasse  dessen,  der  keine  erbberechtigten  Sippen 
hat.  Auch  das  römische  Recht  kennt  ein  hinterheriges  subsidiäres  Erbrecht 
des  Fiskus  in  Ermangelung  von  Blutsverwandten  und  von  Testamentserben  des 
Erblassers.  In  bäuerlichen  Weistümem  findet  sich  zuweilen  ein  Erbrecht  der 
Nachbarn  und  manches  Stadtrecht  ordnet  ein  eventuelles  Erbrecht  der  Stadt- 
gemeinde an. 

Aber  diese  ältere  Rechtsbildung  ist  noch  sehr  kümmerlich  und  ganz  an- 
zureichend für  die  grosse  Aufgabe.  Wir  bedürfen  im  Geiste  unserer  Zeit  und 
der  heutigen  Bedürfnisse  einer  viel  energischeren  Ausbildung  des  Prinzipee. 
Insbesondere  ist  auch  das  Erbrecht  der  Gemeinde  neben  dem  des  Staates 
anzuerkennen,  und  es  sind  beide  aus  der  Dunkelheit  einzelner  seltener  und  zu- 
fälliger Eventualitäten  in  die  regelmässige  Anwendung  vorzurücken  und  unbe- 
denklich auch  gleichzeitig  mit  dem  Erbrechte  der  Familie,  in  Konkurreni 
mit  diesem  wirksam  zu  machen.  Nur  so  wird  der  Zweck  eines  gesunden  Gnt- 
Umlaufes  erreicht. 

Das  Erbrocht  der  Gemeinde  und  des  Staates  darf  auch  nicht  länger  ala 
ein  blosses  fiskalisches  Nutzungsrecht  betrachtet  und  ausgebeutet,  sondern  es 
soll  entweder  zur  Ausstattung  bedürftiger  oder  fähiger  Familien  mit  freiem 
Vermögen  oder  für  wohlthätige  Einrichtungen  und  Anstalten  im  Interesse  der 
vermögenslosen  Volksklassen  verwendet  werden.  Es  soll  nicht  zur  blossen  6^ 
meinde-  oder  Staatssteuer  werden,  sondern  Erbrecht  bleiben  und  erbrechtliche 
Wirkungen  haben. 

Das  Verhältnis,  in  welchem  die  Gemeinde  und  der  Staat  sich  in  diesem 
Erbrechte  auseinander  zu  setzen  haben,  lässt  sich  so  oxdnen,  dass  in  der  Begel 
bei  mittleren  und  kleineren  Verlassenschaften  die  Gemeinde  dem  Staate  vorg^t 
wenigstens  solange  nicht  die  Gemeinde  und  ihre  Angehörigen  wohlhabend  genug 
sind,  um  eines  solchen  Zuwachses  von  Erbgut  nicht  mehr  zu  bedürfen,  dass  da- 
gegen die  grossen  aristokratischen  Verlassenschaften,  sei  es  ganz,  sei  »  in 
höherem  Masse,  dem  Erbrechte  des  Staates  anheimfallen.  Die  Gemeinde  kann 
und  darf  nicht  für  aristokratische  Existenzen  sorgen.  Der  Staat  dagegen  bat 
ein  Interesse  und  muss  die  Möglichkeit  haben,  unter  Umständen  auch  hochver 
diente  Männer  mit  reichen  Gütern  auszustatten. 

Ebenso  wie  die  Familienerbfolge  und  der  überlebende  Ehegatte  bedarf 
auch  das  Erbrecht  der  Gemeinde  und  des  Staates,  damit  es  sicher  bleibe  dee 
Schutzes  durch  eine  gesetzliche  Beschränkung  der  Testierfreiheit ,  d.  h.  des 
Pflichtteilssystems.  Das  Verhältnis  dieses  öffentlich-rechtlichen  Erbrechtes  so 
dem  Familienerbrechte  wird  durch  den  allgemeinen  Grundsatz  geregelt  werden 
müssen:  Je  näher  die  Familienerben  dem  Erblasser  stehen,  desto  geringer  srnd 
die  Erbansprüche  der  Gemeinde  und  des  Staates.  Mit  der  Entfernung  der  Fa- 
milienerben wachsen  die  letzteren. 
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Ich  hatte  schon  vor  einem  Vierteljahrhondert  im  Entwürfe  zu  dem  privat- 
rechtlichen  G^etzbuche  für  den  Kanton  Zürich  derartige  Vorschläge  gemacht 
Die  Gesetzgebnngskommission  verwarf  den  Gedanken  nicht,  aber  sie  traute 
sich  nicht,  bei  Anlass  eines  allgemeinen  Gesetzbachs  eine  solche  Neuemng  vor- 
zuschlagen und  hielt  es  für  zweckmässiger,  diese  Reform  einem  besonderen^ 
späteren  Gesetze  vorzubehalten.  Ein  solches  ist  nun  seither  nicht  erschienen. 
Nur  sind  in  einzelnen  Kantonen  der  Schweiz  strengere  Erbsteuergesetze  einge- 
führt worden.  Man  suchte  so  jenen  Gedanken,  freilich  in  zweifelhafter  Gestalt, 
einigermassen  zu  berücksichtigen.  Die  Steuern  sind  aber  besser  gleichmässig 
je  nach  der  Leistungsfähigkeit  aller  oder  den  freiwilligen  Genüssen  vieler  und 
nicht  nach  dem  Zufall  der  Todesßllle  zu  erheben;  und  der  gewünschte  Zweck 
eines  geregelten  Gutumlaufes  wird  nicht  erreicht,  wenn  die  Erbschaftssteuern 
für  gewöhnliche  Gemeinde-  und  Staatsbedürfhisse  verwendet  werden. 

Die  Notwendigkeit  einer  derartigen  Reform  des  Erbrechtes  ist  während 
des  letzten  Menschenalters  sehr  viel  klarer  geworden.  Es  wäre  meines  Er- 
achtens  nicht  mehr  ein  unreifes  Wagnis,  sondern  eine  grosse  segensreiche  That, 
wenn  das  Deutsche  Reich,  indem  es  das  Familien-  und  Erbrecht  ordnet,  die- 
selbe mit  den  grossen  Mitteln,  über  die  es  verfügt,  in  die  Hände  nähme  und 
durchführte.  Eine  solche  That  würde  unzweifelhaft  vielen  und  lauten  Wider- 
spruch aufregen,  aber  sie  würde  einen  Teil  des  Proletariats  auf  eine  höhere 
Stufe  erheben,  die  grossen  unbemittelten  Klassen  wieder  mit  Hoffnung  und 
mit  Liebe  zur  Heimat  erfüllen,  die  Gemeinden  konsolidieren,  die  Gesellschaft 
von  schweren  Leiden  heilen,  den  Staat  stärken  und  ein  Vorbild  für  andere 
Völker  werden. 

Um  dem  Gedanken  eine  fassliche  Gestalt  zu  geben  und  zu  weiterer  Er- 
wägung anzuregen,  erlaube  ich  mir  zum  Schluss  noch  folgenden  Vorschlag  zur 
Sprache  zu  bringen: 

1.  Wenn  der  Erblasser  eigene  Nachkommen  als  Erben  hinterlässt,  so 
tritt  ein  Erbrecht  der  Gemeinde  oder  des  Staates  in  der  Regel  überhaupt  nicht 
ein.  Nur  wenn  der  Erbteil  eines  Kindes  100,000  M.  übersteigt,  so  kommen  der 
Gemeinde  von  dem  Mehrbetrage  10  ^o  zu.  Uebersteigt  der  Erbteil  eines  Bandes 
500,000  M.,  so  kommt  überdies  dem  Staate  von  dem  Mehrbetrage  über  500,000  M. 
ein  Kindsteil  zu. 

2.  Fällt  die  Erbschaft  an  Eltern  oder  Grosseltem  des  Erblassers,  so 
kommt  der  Gemeinde  ein  Erbteil  von  5  ^/o  der  Verlassenschafb  zu,  insofern  eine 
Erbportion  eines  Vorfahren  mehr  als  10,000  M.  und  nicht  über  50,000  M.  be- 
trägt, und  von  10°/o  von  50,000  M.  an,  wenn  die  Erbportion  des  Ascendenten 
über  50,000  M.  beträgt.  Wenn  dieselbe  mehr  als  100,000  M.  beträgt,  so  erhält 
überdem  der  Staat  einen  Erbanspruch  von  weiteren  10%  des  Mehrwertes. 

3.  In  derselben  Weise  ist  das  Erbrecht  der  Geschwister  des  Erblassers 
und  der  Kinder  seiner  Geschwister,  d.  h.  innerhalb  der  elterlichen  Parentel  zu 
ordnen. 

4.  Gehören  die  Erben  der  grosselterlichen  Parentel  des  Erblassers  an, 
RO  hat  die  Gemeinde  einen  Erbanspruch  auf  10  ^/o  der  Verlassenschaft,  insofern 
diese  mehr  als  10,000  M.  beträgt,  und  auf  20  %  von  dem  Mehrwerte  der  Ver- 
lassenschaft über  50,000  M.  Uebersteigt  dieselbe  100,000  M.,  so  kommen  die 
20%  des  Mehrwerts  nicht  mehr  der  Gemeinde,  sondern  dem  Staate  zu. 
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5.  Wenn  die  Erben  der  urgrosselterlichen  Parentel  des  Erblassers  ange- 
hören, so  wird  das  Erbrecht  der  Gemeinde  unter  denselben  Bedingungen  statt 
auf  10  und  20  Vo  je  auf  20  und  SO^o  gesteigert  und  das  des  Staates  auf  80%. 

6.  Wenn  keine  Erben  der  drei  nächsten  Parentelen  vorhanden  sind,  so 
wird  die  Verlassenschafb  als  erbloses  Gut  behandelt  und  fällt  bis  auf  den  Be- 
trag von  50,000  M.  der  Gemeinde,  wenn  sie  mehr  beträgt,  mit  dem  Mehrwerte 
dem  Staate  zu. 

7.  Das  Erbrecht  der  Gemeinde  und  des  Staates  wird,  wenn  ein  über- 
lebender Ehegatte  des  Erblassers  vorhanden  ist,  zu  Gunsten  desselben  mit 
seinem  Niessbrauche  auf  Lebenszeit  belastet. 

8.  Die  Erbgüter,  welche  die  Gemeinde  kraft  Erbrechtes  erwirbt,  werden 
als  ErbvermOgen  angelegt  und  je  nach  BedQrfniss  zur  Ausstattung  unbemittelter 
Familien  oder  fQr  gemeinnützliche  Anstalten  im  Interesse  der  vermögenslosen 
Klassen  verwendet. 

9.  Das  Erbgut,  welches  der  Staat  erwirbt,  dient  teils  fär  wohlthätige 
Staatsanstalten,  teils  zur  Ausstattung  von  Personen,  die  sich  um  den  Staat,  um 
die  Wissenschaft  oder  Kunst  oder  für  das  Wohl  der  Menschheit  oder  der 
unteren  Yolksklassen  grosse  Verdienste  erworben  haben. 

10.  Das  Erbrecht  der  Gemeinde  und  des  Staates  darf  nicht  durch  letzt- 
willige VerfÜg^mgen  denselben  entzogen  oder  beschränkt  werden.  Aber  es  srteht 
dem  Erblasser  h-ei,  dasselbe  durch  seine  wohlthätigen  oder  gemeinnützlichen 
Stiftungen  und  Vermächtnisse  zu  erfüllen  und  zu  ersetzen,  wenn  Gemeinde  und 
Staat  diese  Anordnungen  billigen  oder  auch  durch  Nutzniessungsrechte  zu 
Gunsten  einer  oder  mehrerer  den  Erblasser  überlebenden  Personen  zu  beschweren. 

Ohne  ein  solches  Pflichtteilsrecht  ist  die  Wirksamkeit  des  Systems  nicht 
gesichert  Die  Beschränkung  der  Testierfreiheit  auf  einen  engeren  Bereich  hat 
aber  um  so  weniger  Bedenken,  als  ein  absolutes  Verfügpingsrecht  des  Individuoms, 
dessen  Wirkung  es  nicht  mehr  erlebt,  für  eine  Zeit,  in  welcher  es  zu  handeln 
unfähig  ist,  sich  keineswegs  von  selbst  versteht  und  nicht  mit  dem  freien  Ver- 
fügungsrechte des  Eigentümers  während  seines  Lebens  zu  verwechseln  ist.  In- 
dem  unser  Recht  in  künstlicher  Ausdehnung  der  Willensmacht  eines  Individanms 
das  Testament  zulässt  und  schützt,  darf  es  wohl  gleichzeitig  die  Pflichten  wahren, 
welche  dem  Einzelnen  gegen  die  Gemeinde  und  dem  Staat  obliegen. 

Auf  diese  Weise  würde  der  Gemeinde  und  dem  Staate  fortwährend  ein 
Gütervorrat  gesichert,  der  von  Zeit  zu  Zeit  neue  Zuflüsse  erhielte  und  ans 
welchem  fortwährend  Abflüsse  zur  Bildung  neuer  vermCglicher  Familien  abge- 
leitet werden  konnten. 

Noch  ehe  Bluntschli  in  seinem  Aufsatz  1879  seinen  fiüheren 
Standpunkt  in  modifizierter  Form  verfochten  hatte,  war  Umpfen- 
bach^)  1874  für  eine  Beschränkung  des  Erbrechts  in  der  Wmae 
eingetreten,  dass  er  das  Intestaterbrecht  nur  bis  zum  4.  Qrade  ein- 
schliesslich noch  der  Rechtsüberzeugung  für  entsprechend  hielt.  Ab 
intestato    sollten    also    noch    erbberechtigt    sein    Ur-Urenkel,    Ur- 


»)  ümpfenbach,  Des  Volkes  Erbe.    Berlin  1874. 
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Urgrosseltern ,  Grossneffen ,  Grossnichten,  Grossonkel ,  Grosstante, 
Geschwisterkinder.  Ein  Intestaterbrecht  des  überlebenden  kinder- 
losen Ehegatten  sollte  Oberhaupt  nur  im  Sinne  lebenslänglicher  Nutz- 
niessung  statthaft  sein.  Die  Testierbefugnis  h&tte  mindestens  ein 
Dritteil  und  höchstens  die  Hälfte  der  Hinterlassenschaft  zu  begreifen, 
doch  könnte  dem  Testierenden  gestattet  werden,  den  Yon  ihm  testa- 
mentarisch Bedachten  die  lebenslängliche  Nutzung  der  ganzen  Yer- 
lassenschaft  zuzuwenden.  Was  so,  anstatt  an  entfernte  Verwandte, 
dem  Staat  zufällt,  bildet  des  Volkes  Erbe.  «Dieses  Volkes  Erbe  ist 
zur  Ausbildung  derjenigen  Angehörigen  einer  Generation  bestimmt, 
welche  aus  eigenen  Mitteln  nicht  vermögen,  sich  das  der  Kulturstufe 
entsprechende  Ebenmass  an  Erwerbskraft  und  persönlicher  Vervoll- 
kommnung überhaupt  zu  verschaffen.*  Ueber  das  etwas  vage  Detail 
der  Verwendungsvorschläge  können  wir  hinweggehen. 

Aehnliche  Anschauungen  wie  Umpfenbach  vertrat  gleichzeitig 
der  Schweizer  Hunzinger^),  indem  auch  er  das  Erbrecht  nur  in- 
soweit anerkennt,  als  es  die  Familienzusammengehörigkeit  fördert. 
Insoweit  es  beseitigt  wird,  sollen  die  Vermögen  nicht  an  den  Staat, 
sondern  an  Stiftungen  fallen,  welche  der  Versicherung  des  Volkes 
gegen  Krankheit  und  Hilflosigkeit,  sowie  zur  Erziehung  der  aus  der 
Schule  entlassenen  Jugend  dienen  sollen. 

Die  Stimmen,  welche  fOr  die  Beschränkung  des  Erbrechts  laut 
vnirden,  mehrten  sich  immer  mehr '),  so  dass  auch  die  Gesetzgebung 
dieser  Frage  sich  nicht  mehr  verschloss.  Ganz  war  die  Begrenzung 
derselben  von  jeher  nicht  fremd.  Das  vorjustinianische  Recht  kannte 
sie ,  das  altdeutsche  Recht  liess  die  Sippe  bald  in  der  5. ,  bald  in 
der  6.,  bald  in  der  7.  Generation  aufhören.  Der  Code  Napoleon 
schliesst  mit  der  12.,  das  württembergische,  Mainzer,  badendur- 
lachische  Landrecht,  wie  die  Kölner  Reformation  gingen  bis  zum 
10.  Ghrade  in  der  Seitenlinie,  das  österreichische  Erbrecht  geht  nicht 


0  Erbrechtliche  Studien.    Basel  1874. 

*)  Vgl.  z.B.  noch  Geyer,  Rechtsphilosophie  in  Holtzendorffs  Ency- 
klopädie;  Pfeiffer,  SUatseinnahmen,  Stattg.  1866,  Bd.  II,  S.  324  f;  v.  Scheel, 
Erbschaftssteuern  und  Erbrechtsreform,  1877,  8.89,  72;  Frantz,  Die  soziale 
Steuerreform,  Mainz  1881 ;  Baron,  Zur  Erbschaftssteuer  (Jahrbücher  f.  National- 
ökonomie hrsg.  Yon  Hildebrand  o.  Conrad,  26  [1876],  S.  275  f.);  v.  Miaskowski, 
Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentnmsverteilung ,  Leipzig  1882,  I,  S.  255; 
Berghoff-Ising,  Das  staatliche  Erbrecht  und  die  Erbschaftssteuern,  Leipzig 
1885,  S.  10;  Eschenbach,  Erbreohtsreform  und  Erbschaftssteuer,  Berlin  1891, 
S.  11  und  viele  Andere. 
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über  die  6.  Parentel  hinaus.  Allein  das  sind  weite  Grenzen,  und 
das  gemeine  Recht,  das  preussische  Landrecht  und  das  sächsische 
Zivilgesetzbuch  liessen  vollends  in  infinitum  erben. 

In  Frankreich  legte  die  Regierung  am  15.  Oktober  1888  dem 
Parlament  einen  Entwurf  vor,  wonach  die  Erbfähigkeit  statt  mit  dem 
12.  mit  dem  6.  Ghrad  abschliessen  sollte;  allein  er  wurde  nicht  Ge- 
setz. Der  zweite  Entwurf  des  deutschen  B.G.B.  wollte  mit  der 
4.  Parentel  abschliessen,  ebenso  der  dem  Reichstag  vorgelegte  Ent- 
wurf, allein  der  Reichstag  stellte  das  Erben  bis  in  die  fernsten  Grade 
her,  während  doch  gleichzeitig  das  B.G.B.  nicht  einmal  die  Ge- 
schwister mehr  unterhaltspflichtig  zu  machen  wagte  ^). 

Nur  in  Zürich  hat  das  neue  Gesetzbuch  vom  4.  September  1887 
den  Kreis  der  erbfähigen  Verwandtschaft  mit  den  Urgrosseltem  ab- 
geschlossen (§  891). 

Während  die  Gesetzgeber  meist  ungeheuer  konservativ  und  zu- 
rückhaltend hinsichtlich  des  Erbrechts  sich  verhielten,  waren  und  sind 
sie  es  viel  weniger,  wenn  es  sich  um  die  Erbschaftssteuer  handelte. 

Gerade  hier  liessen  sie  sich  —  abgesehen  vom  fiskalischen 
Moment  —  hauptsächlich  von  erbrechtlichen  Erwägungen  leiten. 
Man  begann  damit,  nur  die  Seiten-  imd  Nichtverwandten  zu  be- 
steuern, zuweilen  sogar  nur  die  entfernteren  Seitenverwandten;  so 
liess  man,  wie  wir  gesehen,  in  Venedig  frei  die  Geschwister,  ebenso 
in  der  Provinz  Holland  1598—1805,  im  Quartier  Nijm^en  1630  bis 
1696,  Geschwister  und  deren  Kinder  im  Quartier  Veluwe  1632—76, 
ebenso  in  der  Grafschaft  Zutphen  1665 — 75  ;  Geschwister  in  Tirol 
1785,  in  Genf  1782—94  Geschwister,  Neffen  und  Nichten,  ebenso 
1808—19  in  Bremen,  bis  1807  in  Hamburg,  bis  1830  daselbst  noch 
die  Geschwister,  in  Baden-Durlach  bei  nichttestamentarischer  Erb- 
folge die  sechs  ersten  Grade.  In  Württ^oiberg  waren  die  Geschwister 
noch  befreit  bis  1881,  in  Lübeck  1808 — 45,  im  Königreich  Sachsen 
Geschwister,  Neffen,  Nichten  1819 — 76,  ebenso  in  Hessen-Nassau 
1818—67;  in  Reuss  j.  L.  waren,  soweit  die  Erbschaftssteuer  be- 
stand, vor  1849  die  voUbürtigen  Geschwister  und  in  Schleiz  auch 
deren  Nachkommen  befreit. 

Die  ältesten  Erbschaftssteuern  hatten  für  die  KoUateraLsteuer 
nur  einen  Satz.     In  Aegypten  betrug  er  eine  Zeitlang  10  ^/o,  eine 


')  Tg].  Näheres  in  meinem  Artikel  «Erbschaftssieuer*    im  Handwörterb. 
der  Staatsw.,  2.  Aufl.,  III.  Bd.,  S.  701  f. 
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Zeitlang  5  ^/o,  in  Rom  5  ^/o,  kurze  Zeit  10  ^/o.  Im  Mittelalter  und  nach 
Ausgang  desselben  war  er  in  Genua  2  ^/o,  in  Venedig  und  Mantua  5  >^ 
ebenso  hatte  man  anfangs  in  den  Niederlanden  immer  nur  einen  Satz  ^). 
Analog  finden  wir  später  den  prozentualen  Einheitssatz  in  Frank- 
reich 1703—90;  in  Gestenreich  1759—1840  bezw.  1850«);  in  Nor- 
wegen und  Dänemark  1792 — 1816;  im  18.  Jahrhundert  im  Ansbach- 
Bayreuthischen,  Erfurtischen,  Speierischen  Gebiet;  in  Hamburg  1771 
bis  1807;  in  Bremen  1808—14;  in  Sachsen- Altenburg  1788— 1852; 
in  Sachsen-Qotha  1733—1868;  in  Sachsen-Coburg  1762—1895;  in 
Württemberg  1810—81;  in  Schwarzburg-Sondershausen  1772—1892; 
in  Sachsen-Weimar  bis  1895;  im  Königreich  Sachsen  1819 — 77;  im 
Grossherzogtum  Hessen  bis  1885. 

Als  aber  die  finanziellen  Bedürfiiisse  wuchsen  und  man  der 
Erbschaftssteuer  mehr  abgewinnen  wollte  und  musste  und  seit 
Abschluss  der  Ablösungsgesetzgebung  auch  leichter  konnte,  sah 
man  sich  veranlasst,  immer  mehr  zu  differenzieren.  Den  nahen 
Verwandtschaftsgraden  legte  man  geringe,  den  fernen  hohe  Sätze 
auf.  Die  Verwandten  des  5.  und  der  weiteren  Grade,  sowie 
Nichtverwandte  sind  doppelt,  dreifach,  vierfach  so  hoch  getroffen 
wie  die  Geschwister.  Bei  dieser  Differenzierung  spielten  ^tets 
erbrechtliche  Erwägimgen  eine  grosse  RoUe.  Stets  wird  in  den 
Begründungen  zu  den  Gesetzentwürfen  und  ebenso  in  den  Kammer- 
verhandlungen betont,  dass  die  ferneren  Grade  die  Steuer  leicht 
tragen  könnten,  dass  sie  nur  lachende  Erben  seien  u.  s.  w.  In 
dem  Kommissionsbericht  der  württembergischen  Kammer  der  Ab- 
geordneten, ausgegeben  den  17.  Februar  1881,  wird  sogar  auf  die 
Ausführungen  von  Scheel  und  Bluntschli  Bezug  genommen 
und  ihnen  beigestimmt^). 

Anderseits  beobachtet  man  aber  auch  Milderungen  in  den 
Steuersätzen.  Eine  Reihe  Staaten  hat  begonnen,  die  rein  mecha- 
nische Blutsverwandtschaft  als  leitenden  Gesichtspunkt  auch  aufzu- 
geben, insofern  es  sich  um  adoptierte  Kinder,  Stiefkinder,  Schwieger- 
kinder, ferner  um  Stief-,  Adoptiv-  und  Schwiegereltern  handelt. 
Man  hat  erkannt,  dass  hier  meist  engere  Baqde  vorliegen,  als  gegen- 
über einem  fernen  Blutsverwandten,  und  besteuert  sie  deshalb  nicht 


0  Für  Ausheimische  vielfach  einen  höheren  Satz.    Siehe  oben  S.  56. 
')  Das  Tiroler  Patent  hatte  eine  Abstufung.    Siehe  oben  S.  65. 
')  I.  Beil.  Bd.,  Beil.  58. 
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mehr  mit  den  höchsten  Sätzen,  sondern  gliedert  sie  den  näheren 
Seitenverwandten  an,  ja  Hamburg  geht  so  weit,  sie  zum  Teil  günstiger 
als  die  Geschwister  zu  stellen. 

Eben  weil  der  erbrechtliche  und  Familienzusammenhang  bei  der 
Erbschaftssteuer  stets  eine  so  grosse  Rolle  spielte,  hat  man  auch 
in  Deutschland  bis  in  die  neueste  Zeit  vielfach  nicht  gewagt, 
Descendenten,  Ascendenten,  Ehegatten  zur  Steuer  mit  heranzuziehen. 
Im  Ausland,  wo  man  fiskalisch  diese  Steuer  ganz  erheblich  mehr 
ausnützte,  wie  bei  uns,  auch  frühzeitiger  ihre  Verwertung  zur  Be- 
steuerung des  fundirten  Einkommens  betonte,  ist  man  seit  langem 
zur  Heranziehung  dieser  ersten  Grade  und  Ehegatten  gelangt  nnd 
hat  damit  manche  Mängel  der  direkten  Steuersysteme  kompensiert. 

In  Deutschland  sind,  abgesehen  von  Elsass- Lothringen,  das 
hierin  französischen  Traditionen  folgt,  nur  Lübeck  und  Hamburg 
zur  Besteuerung  der  Abkömmlinge  geschritten. 

Die  Ehegatten  sind  (ausser  in  Elsass-Lothringen)  in  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  Beuss  ä.  L.,  Lübeck  herangezogen,  aber  auch 
nur,  wenn  sie  sozusagen  Alleinerben  sind.  In  Sachsen-Gotha  gilt 
das  Gleiche  bezüglich  der  Ehefrauen,  wogegen  Ehemänner  immer 
steuern  müssen. 

Die  Ascendenten  sind,  wenn  auch  manchmal  mit  Beschränkungen, 
besteuert  in  Hamburg,  Lübeck,  Sachsen- Altenburg,  Bayern,  Baden, 
Württemberg,  Hessen-Darmstadt,  Elsass-Lothringen.  Vielfach  erwies 
sich  das  schon  notwendig,  um  der  Umgehung  der  Steuer  voizu- 
beugen  ^). 


*)  Die  Motive  zu  Art.  2  des  bayrischen  Erbschaftesteuerentwurfs  v.  1879, 
(Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1879,  Beil.  Bd.  VU,  Abt  2,  S.  9)  bemerken:  .Neu  ist  die 
vorgeschlagene  Heranziehung  der  Eltern  zur  Erbschaftssteuer,  wodnrdi  f&r  die 
Folge  dem  steuerfreien  Uebergang  grösserer  Vermögen  über  dieselben  an  die 
Geschwister,  sowie  der  naheliegenden  Gefahr  von  Defrauden,  zu  denen  die 
Steuerfreiheit  der  Eltern  bei  dem  zwischen  ihnen  und  den  überlebenden  Ge- 
schwistern bestehenden  Vertrauensverhältnis  ausgebeutet  werden  kann,  in  wirk- 
samer Weise  vorgebeugt  werden  soll.  Ohnedies  gemessen  die  Eltern  gemein- 
hin noch  bezüglich  des  Erbrechts  vor  den  Geschwistern  keinen  Vorzog,  wie 
denn  andererseits  solche  Anfälle  auch  stets  nur  als  eine  Ausnahme  von  dem 
natürlichen  Gange  der  Dinge  sich  darstellen."  Der  Ausschussbericht  v.  21.  Juni 
1879  (Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1879,  Beil.  Bd.  VII,  Abt.  2  S.  120)  bemerkt  hierzu: 
,Die  Steuerfreiheit,  welche  die  Eltern  nach  dem  Taxgesetze  v.  28.  Mai  1852 
und  nach  der  Novelle  v.  17.  Februar  1878  gemessen,  hat  in  jenen  Beohtsgebieten, 
in   welchen  mit   den  Eltern  zugleich  auch  die  Geschwister  ab.intestato   zur 
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Im  Anhang  habe  ich  versucht,  die  Entwicklung  der  einzelnen 
Steuersätze  für  jeden  deutschen  Staat  darzulegen.  Diese  nur  mit 
vieler  Mühe  gewonnenen  Uebersichten  gewähren  einen  wertvollen 
Einblick  und  bringen  den  Beweis  für  das  Gesagte. 

Die  Thatsächen  sind  so  erdrückend,  dass  man  sich  darüber 
wundern  muss,  wie  lange  die  Steuertheorie  gebraucht  hat,  den  Zu- 
sammenhang der  Erbschaftssteuer  mit  dem  Erbrecht  zu  erkennen 
und  zuzugeben.  Erst  v.  Scheel^)  und  Ad.  Wagner*)  haben  sozu- 
sagen den  Mut  gehabt,  auszusprechen,  was  doch  im  Grunde  nicht 
zu  leugnen  war.  Durch  ihre  geistvollen,  scharf  zugespitzten  Ausfüh- 
rungen haben  sie  am  meisten  dazu  beigetragen,  dass  der  Erbschafts- 
steuer eine  richtigere  Würdigung  zu  teil  wurde. 


VII. 
Die  theoretischen  Gnindlagen  der  Erbschaftssteuer. 

Ich  muss  darauf  verzichten,  zu  zeigen,  wie  die  Erbschaftssteuer 
sich  in  anderen  Richtungen  entwickelt,  wie  insbesondere  immer  feiner 
und  sicherer  ihr  technisches  Detail  ausgebildet  wurde  ^).  Dagegen 
ist  für  ihre  künftige  Weiterbildung  von  grösster  Bedeutung,  dass 
man  sich  nicht  bloss  des  nachgewiesenen  Zusammenhanges  derselben 
mit  der  Erbrechtsordnung  bewusst  bleibt,  sondern  auch  völlige  Klar- 
heit über  ihre  sonstigen  Funktionen  und  damit  über  ihre  Stellung 
und  Verwertung  im  Steuersystem  gewinnt.  Mir  will  scheinen,  dass 
sie  drei  Funktionen  in  sich  vereinigt*). 


Erbschaft  berufen  sind,  manche  Umgehungen  des  Gesetzes  herbeigeführt,  indem 
durch  Verzicht  auf  das  Erbrecht,  Ausschlagen  der  Erbschaft  u.  s.  w.  diese  zu- 
erst an  die  Eltern  gebracht  wurde,  von  welchen  sie  dann  an  erstere  als  Des- 
cen deuten  wieder  vollständig  steuerfrei  überging." 

^)  Erbschaftssteuern  und  Erbrechtsreform,  2.  Aufl.,  Jena  1877. 

'j  Finanzwissenschaft  2.  Teil,  1.  Aufl.  1880,  S.  456,  476  f.;  2.  Aufl.,  1890, 
S.  568  f.  und  588  f. 

')  Vgl.  den  üeberblick  in  meinem  Aufsatz  , Erbschaftssteuer"  im  Hand- 
wörterb.  der  Staatsw.,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  698  f. 

*)  Andere  unzutreffende  Auffassungen  habe  ich  widerlegt  a.  a.  0., 
S.  705  f.  Einen  guten  üeberblick  über  die  verschiedenen  Theorien  gibt 
M.  West,  The  theory  of  the  inheritance  tax  (Political  science  Quarterly  VIII 
(1893),  S.  426  f.). 
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In  erster  Linie  bedeuten  Erbschaften  und  Legate  für  ihren 
Empfänger  eine  Bereicherung,  also  einen  Zuwachs  von  Leistungs- 
fähigkeit. Diesen  Gesichtspunkt  hat  die  Erbschaftssteuer  mit  den 
Ertrags-  und  Einkommensteuern  gemeinsam,  nur  dass  letztere  haupt- 
sächlich jene  Leistungsfähigkeit  treffen,  welche  durch  Arbeit  und 
wirtschaftliche  Thätigkeit  des  Steuerpfliditigen  entstanden  ist,  wäh- 
rend die  Erbschaftsanfälle  in  weitgehendem  Masse  den  Charakter  des 
Unverdienten  haben  und  sich  darin  und  in  dem  Zufälligen,  das  ihm 
eigen  ist,  mit  Lotterien,  Eonjunkturengewinnen  und  ähnlichen  Er- 
werbungen berühren  ^).  Besteuert  man  den  selbsterwirtsdiafteten  Er- 
werb, so  wird  man  vernünftigerweise  den  zufälligen  nicht  frei  lassen 
dürfen.  Fasst  man  das  Einkommen  so,  wie  ich  es  thue,  als  die  Summe 
der  Reinvermögenszugänge,  die  einem  Wirtschafter  innerhalb  eines 
Jahres  zugehen,  so  könnte  man  daran  denken,  die  Anfalle  aus  Erb- 
schaften und  Legaten  in  das  betreffende  Jahreseinkommen  einzu- 
rechnen, wie  man  dies  bezüglich  der  Lotteriegewinne  und  mancher 
Eonjunkturengewinne  bereits  thut  ^).  Es  hätte  dies  den  Vorzug,  dass 
die  Erbschaftssteuer  für  den,  der  ohnehin  grosses  Einkommen  hat, 
nicht  genau  ebenso  gross  zu  werden  braucht,  wie  für  die  Bedürftigen. 
Allein  die  Erbschaftssteuer  hat  sich  nun  einmal  selbständig  entwickelt 
und  die  Yerschiedenartigkeit  ihrer  Funktionen  lässt  es  ratlich  er- 
scheinen, ihre  selbständige  Stellung  zu  wahren. 

Bei  dieser  Bereicherungssteuer  ist  zunächst  eine  Berücksichti- 
gung der  Verwandtschaft  nicht  geboten  ^).  Wer  10,000  M.  erbt, 
wird  genau  um  10,000  M.  reicher,  ob  er  Bruder,  Neffe,  Vetter  oder 
gar  nicht  verwandt  ist.  Auch  bei  der  geraden  Linie  und  bei  Ehe- 
gatten ist  dies  nicht  anders.  Wenn  ein  selbständig  gewordener,  ver- 
heirateter Sohn  von  seinen  Eltern  10,000  M.  erbt,  wenn  die  einzeln 
stehende  Witwe  von  ihrem  verstorbenen  Mann  10,000  M,  erhält,  so 
können  diese  nun  frei  darüber  verfügen. 


^)  Schon  Ad.  Wagner  hat  diese  Funktion  der  Erbschaftssteuer  erkannt, 
nur  vermischt  er  sie  mit  der  dritten  und  zieht  m.  E.  nicht  aus  ihr  die  richtigen 
Konsequenzen.  Klar  hebt  auch  Berghoff-Ising,  Das  staatliche  Erbrecht  und 
die  Erbschaftssteuer,  1885,  S.  23,  die  Erbschaftssteuer  als  eine  Steuer  »auf  ein 
einmaliges  Einkommen'  hervor.  Auch  Seligman,  Essays  in  tazation,  1695, 
S.  129  f.,  sucht  so  die  Erbschaftssteuer  zu  begründen. 

^  Vgl.  meinen  Aufsatz  «Der  Einkommensbegriff  und  die  Einkommen- 
steuergesetze*, Finanzarchiv  13  (1896),  S.  1  f. 

^  Anders  Ad.  Wagner  und  Berghoff-Ising. 
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Immerhin  erflLhrt  dies  eine  Einschränkung. 

1.  Man  kann  sagen:  Kinder  und  Frauen  haben  manchmal  das 
Vermögen  mit  erwerben  helfen.  Es  wäre  unnatürlich,  sie  nun  noch- 
mals dafür  zu  besteuern. 

2.  Kinder  und  Frauen  haben  mit  dem  Verstorbenen  zusammen- 
gelebt, verlieren  oft  mit  dem  Tode  des  Mannes  das  sonstige  Ein- 
kommen desselben,  umgekehrt  kann  auch  der  Tod  der  Frau  für 
den  Haushalt  grosse  Einbusse  bedeuten. 

Die  dem  Hausstand  angehörigen  Familienmitglieder  haben  auch 
nicht  in  so  ausgeprägter  Weise  die  Empfindung,  dass  ihnen  neuer 
Anfall  zu  teil  werde,  wie  die  aus  der  Familie  Ausgeschiedenen. 
Schon  die  Römer  ^)  und  auch  Ad.  Smith')  betonten  dies  Moment. 

Es  ist  nicht  möglich,  in  dieser  Hinsicht  zu  sehr  zu  individuali- 
sieren. Man  wird  hier  ungefähr  das  Richtige  treffen,  wenn  man 
Kinder,  die  bereits  selbständig  sind  und  nicht  mehr  in  der  Familie 
leben,  und  männliche  Ehegatten  bis  zu  einer  massigen  Summe,  da- 
gegen, wenn  der  Anfall  an  die  (meistens  im  Erwerb  beschränkte) 
Frau  oder  an  erwerbsunfähige  und  unerwachsene  Kinder,  die  noch  kein 
eigenes  Brot  haben  und  in  der  Familie  noch  sind,  geht,  eine  reich- 
lich gegriffene  Summe  fireilässt.  Es  ist  das  Streben  jedes  sorgsamen 
Hausvaters,  seine  Hinterbliebenen  gegen  Not  zu  schützen  und  er 
arbeitet  und  spart  zur  Erreichung  dieses  Ziels,  man  darf  durch  die 
Steuer  dies  nicht  zu  nichte  machen.  Lübeck  und  Hamburg  bewegen 
sich  bereits  zum  Teil  in  dieser  Richtung^). 

Handelt  es  sich  nicht  um  die  erwähnten  nächsten  Angehörigen, 
so  wird  man  bei  jetziger  Ausbildung  der  Einkommensteuer  auch  diese 
bei  Freilassungen  mit  verwerten  können,  indem  man  für  solche,  welche 
ein  Einkommen  unter  900  M.  haben  oder  als  Minderjährige  einer 
Familie  angeh^en,  welche  selbst  unter  900  M.  Einkommen  hat,  die 
steuerfrei  bleibenden  Anfälle  auch  entsprechend  hoch  bemisst.  Hat 
man  ja  doch  ähnlich  bei  der  preussischen  Vermögenssteuer  verfahren. 

Entfällt  bei  der  Erbschaftssteuer  als  Bereicherungssteuer  im 
übrigen  die  Rücksicht  auf  die  Verwandtschaft,  so  kommt  dagegen 
gerade  in  dieser  Funktion  die  Grösse  des  Anfalls  in  Betracht.  Das 
Prinzip  der  Progression  stellt   sich   ein.     Wenn  man   den  gewöhn- 


>)  Siehe  Finanzarchiv  17  (1900),  S.  3  f. 
^  Vgl.  oben  S.  139. 
*)  Vgl.  Anhang. 
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liehen  Erwerb  durch  die  Einkommensteuer  progressiv  triflEl,  so  wird 
man  zugeben  müssen,  dass  auch  der  für  den  Empfänger  einer  Erb- 
schaft oder  eines  Legats  mühelose  Erwerb  analog  zu  behandeln  ist  ^). 

Doch  darf  wohl  die  Konzession  gemacht  werden,  dass  man  die 
Progressionsskala  viel  langsamer  wachsen  lässt,  als  bei  der  Einkommen- 
steuer, um  dadurch  die  bestberechtigten  und  kleineren  Erben  in  die 
Lage  zu  versetzen,  möglichst  viel  von  dem  durch  Anfall  erhaltenen 
einmaligen  Einkommen  wieder  der  Vermögensanlage  zu  widmen. 

In  zweiter  Linie  kann  die  Erbschaftssteuer  die  Funktion  er- 
halten, die  höhere  Belastung  des  fundierten  Einkommens  zu  über- 
nehmen. Ob  und  inwieweit  ihr  diese  Funktion  zugeteilt  werden  will, 
hängt  von  der  Beschaffenheit  des  sonstigen  Steuersystems  ab.  Hat 
man  bloss  Einkommensteuer,  dann  ist  es  denkbar,  dass  man  die 
Erbschaftssteuer  ganz  mit  dieser  Funktion  betraut.  Bekanntlich 
wurde  schon  1853  die  Erbschaftssteuer  als  eine  Ergänzung  dieser 
Art  dem  englischen  Parlament  vorgeführt^).  Ebenso  war  1890  dieser 
Modus  in  Pl-eussen  beabsiditigt  und  vorgeschlagen;  Hamburg  und 
Lübeck  haben  ihr  neuerlich  diese  Rolle  einer  ergänzenden  Vermögens- 
steuer angewiesen;  man  hat  daselbst  gerade  mit  Rücksicht  auf  die 
kaufmännischen  Erwerbs-  und  Kreditverhältnisse  der  Erbschaftssteuer 
vor  anderen  Formen  den  Vorzug  gegeben ').  Ist  jedoch  der  Forde- 
rung der  höheren  Belastung  des  fundierten  Einkommens  schon  im 
Rahmen  der  allgemeinen  direkten  Steuer  Genüge  geschehen,  dann 
kann  diese  Funktion  der  Erbschaftssteuer  entfallen.  Bekanntlich  ist 
ersteres  in  sehr  verschiedener  Weise  möglich.  In  Italien  nnd  Luxem- 
burg geschieht  es  innerhalb  der  Einkommensteuer  durch  verschiedene 
Belastung  des  unfundierten,  fimdierten  und  gemischten  Einkommens, 
in  Bayern  imd  Württemberg  im  Rahmen  des  Ertragssteuersystems 
durch  verschieden  hohe  Belastung  nach  Ertragsquellen,  in  Baden  und 
bis  1900  in  Hessen  durch  Kombination  der  allgemeinen  Einkonunen- 
steuer  mit  einzelnen  auf  Besitz  hinweisenden  Ertragssteuem ,  in 
Preussen,  Hessen  durch  Kombination  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer mit  einer  Vermögenssteuer,  in  Braunschweig  durch  Eombi- 


')  Vgl.  auch  dazu  meinen  Aufsatz  ,  Sparsteuer  oder  progressive  Erbschafts- 
steuer«, Finanzarchiv  15  (1898),  S.  597  f. 

^)  Vgl.  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  brii  Reichs,  Leipsif^r  1^66, 
S.  229. 

')  Vgl.  Begründung  zum  Hamburger  Entwurf  vom  4.  Dezember  ISS^ 
Finanzarchiv  16  (1899),  S.  375. 
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nation  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  mit  einer  Vermögens- 
steuer und  einem  Rest  von  Ertragssteuem.  Natürlich  kann  man 
auch  die  Erbsdiaftssteuer  noch  zu  dieser  Kombination  heranziehen, 
wenn  durch  letztere  der  Zweck  nicht  genügend  erreidit  wird. 

Diese  Umstände  sind  also  zu  würdigen,  wenn  es  sich  um  das 
Ob  und  Wieviel  handelt^).  Bei  dem  Ob  ist  natürlich  weiter  nicht 
zu  übersehen,  dass  gewisse  Unvollkommenheiten  vorliegen.  Statt 
das  Vermögen  oder  fundierte  Einkommen  jährlich  mit  einem  kleinen 
Prozentsatz  zu  treffen,  nimmt  man  von  Zeit  zu  Zeit,  d.  h.  jedesmal 
beim  Tod  auf  einmal  die  Summe  dieser  Prozentsätze,  also  durch- 
schnittlich etwa  alle  30  Jahre.  Misslich  ist  aber,  dass  das  Ver- 
mögen während  der  Lebenszeit  des  Verstorbenen  sehr  gewechselt 
haben  kann  und  auch  die  Generationen,  je  nachdem  es  sich  um  ge- 
sund veranlagte  oder  kränkliche  Familien  handelt,  verschieden  lang 
sind.  Dem  kann  man  bis  zu  einem  gewissen  Ghrade  abhelfen,  wie 
der  sächsische  Entwurf  vom  9.  November  1897  zeigt  ^).  Immerhin 
scheint  mir  sehr  erwägenswert,  ob  man  nicht  die  stärkere  Belastung 
des  fundierten  Einkommens  teilweise  auch  im  Weg  der  allge- 
meinen direkten  Steuern,  also  durch  jährliche  Quoten  bewirken  soll. 
Was  das  Wievid  anlangt,  so  kann  man  leicht  den  Zuschlag  be- 
rechnen, der  für  diese  Funktion  nötig  ist.  Ist  man  z.  B.  der  An- 
sicht, dass  die  Vorwegbelastung  des  Vermögens  ^j%  ^/o  zu  betragen 
habe,  so  würde  dem  bei  einer  Generation  von  30  Jahren  ein  Erb- 
schaftssteuerzuschlag von  1,5  ^/o  entsprechen.  Selbstverständlich  muss, 
wenn  die  Erbschaftssteuer  diese  Funktion  erfüllen  soll,  dieselbe  auch 
auf  die  direkte  Linie  und  in  gewisser  Begrenzung  auf  die  Ehegatten  ^) 
ausgedehnt  werden,  weil  sonst  der  grösste  Teil  des  ererbten  Ver- 
mögens der  Besteuerung  entginge.  Für  eine  Abstufung  des  Satzes 
nach  der  Verwandtschaft  fehlt  es  auch  hier  an  jedem  Grund. 
Dagegen  ist  die  Freilassung  kleiner  Vermögensanfälle  und  eine 
Progression   des  Steuersatzes    nach    der   Grösse   des   Anfalles   wohl 


1)  Vgl.  meinen  Aufsatz  im  Handwörterb.  f.  Staatsw.,  IL  Aufl.,  3.  Bd.,  S.  711. 

2)  Vgl.  Finanzarchiv  7  (1890),  S.  669,  719. 

')  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  war  auch  in  den  Motiven  zum  bayr. 
Entw.  eines  Ges.  über  die  ErbschafUsteuer  (Verh.  d.  E.  d.  Abg.  1879,  Beil.  Bd.  VII 
Abt.  I  S.  8)  die  Descendentenbesteuerung  gewürdigt  Es  heisst  daselbst:  »Ins- 
besondere  wurde  in  dem  Entwürfe  von  einer  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer 
auf  die  Descendenten  abgesehen,  ungeachtet  es  hierfür  an  dem  Vorgange  der 
Gesetzgebungen  einer  Reibe  anderer  Staaten,  namentlich  Englands,  Frankreichs, 
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diskutabel.  Ja  es  ist  —  nacli  englischem  Vorgang  —  niöglich,  den 
ganzen  Nachlass  erst  dieser  Steuer  zu  unterwerfen  und  so  den  Steuer- 
betrag  für  das  fundierte  Einkommen  von  dem  Verstorbenen  gewisser- 
massen  nachzuholen  ^). 

In  dritter  Linie  kommt  der  Zusammenhang  der  Erbschafts- 
steuer mit  der  Erbrechtsordnung  in  Betracht.  Der  Zuschlag,  der 
gemacht  wird,  richtet  sich  ganz  nach  der  Verwandtschaft  oder  son- 
stigem leicht  feststellbaren  familiären  Zusammenhang  (Adoption,  Ver- 
schwägerung etc.)  Gerade  Linie  und  Ehegatten  sind  als  unterhalts- 
pflichtig von  diesem  Zuschlag  vollständig  frei  zu  lassen;  auch  der 
2.  und  3.  Ghrad  sind  noch  massig,  der  4.  und  5.  Grad  schon  fühl- 
barer zu  treffen.  Schneidet  da  die  Erbberechtigung  nicht  ab,  dann 
ist  es  gewiss  yemunftgemäss,  mit  der  immer  grösseren  Entfernung 
die  Steuer  rasch  wachsen  zu  lassen  bis  zu  einer  Grenze,  wo  der 
Erbe  es  immer  noch  vorteilhaft  findet,  die  Erbschaft  anzutreten  und 
dem  Staat  die  Mühe  und  den  Schaden,  die  er  bei  eigener  Verwertung 
hätte,  abzunehmen.  Die  Besorgnis,  dass  durch  Schenkung  bei  Leb- 
zeiten der  hohen  Steuer  ausgewichen  werden  könne,  ist  gerade  hier, 
abgesehen  von  rationell  ausgebildeten  Schenkungssteuem ,  gering, 
da  g^enüber  sehr  fernen  Verwandten  und  Fremden  sich  niemand 
gerne  seines  Besitzes  bei  Lebzeiten  entäussert.  Etwaige  Vermächt- 
nisse zu  gemeinnützigen  Zwecken  sind  vom  allgemeinen  Standpunkt 
der  Steuer  gleichwertig. 

Kombiniert  man  diese  verschiedenen  Gesichtspunkte,  so  kann 
man  sich  ihr  Zusammenwirken  z.  B.  in  folgenden  Zahlengrössen  ver- 
anschaulichen. 


Oesterreichs,  Belgiens  etc.,  neuestens  auch  Hollands  nicht  fehlen  würde  und  sich 
auch  in  der  neuem  Litteratur  beachtenswerte  Stimmen  zu  Qonsten  eines  solcheo 
Systems  erhoben  haben.  Eine  so  weit  ausgebildete  Erbschaftsstener  hat  w<^  was 
dort  volle  Berechtigung,  wo  das  fundierte  Einkonunen  nicht  schon  in  anderer  Weite 
stärker  als  das  unfnndierte  zur  Steuer  gezogen  wird.  Nachdem  jedoch  diese  Voraos- 
setzung  für  Bayern  wenigstens  nach  dem  zur  Zeit  geltenden  direkten  Steuer 
Systeme  nicht  zutrifft,  so  erscheint  hier  i^r  die  Einführung  einer  Descendenten- 
Steuer  in  der  That  kein  Raum  gegeben,  üebrigens  fiel  bei  Erw&gong  dieser 
Frage  auch  der  Umstand  ins  Gewicht,  dass  jene  Steuer  —  von  Elsass-Lothringen  ab- 
gesehen —  bisher  noch  in  keinem  deutschen  Staate  Eingang  gefunden  hat*. 
Hierbei  ist  nur  übersehen,  dass  schon  die  erste  Funktion  der  Erbschaftssteuer  n 
einer  Heranziehung  der  Descendenten  führt. 

')  Die  Begründung  in  England  hob  allerdings  1894  diesen  Punkt  aidit 
hervor,  vgl.  Finanzarchiv  15  (1898)  S.  616. 
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1.  Erbschaftssteuer  als  Bereicherungssteuer. 

Anfälle  von  0—  10,000  M.  zahlen  0,5  7o 

,       über  10,000—  50,000  ,  .  1,0  . 

.  50,000—100,000  ,  .  1,5  . 

.  100,000—150,000  ,.  ,  2,0  , 

.  150,000-200,000  ,  .  2,5  , 

.  200,000-300,000  ,  .  3,0  , 

.  300,000—400,000  ,  .  3,5  , 

.  400,000  ,  „  4,0  , 

2.  l  ^/o  Zuschlag,  um  das  fundierte  Einkommen  zu  treffen. 

3.  Erbschaftssteuer  als  Schmälerung  der  Erbberechtigung. 

Direkte  Linie  und  Ehegatten     .  O^/o 

2.  und  8.  Grad 3,5  , 

4.     .     5.     , 7,0  , 

6.     ,     7.     , 10,5  . 

8.     ,     9.     , 14,0  , 

Das  gibt  zusammen: 

Direkte  Linie  2.  u   3.  4  u.5.  6.U.7.  8.U.9. 

und  Ehegatten  Grad  Grad    Grad    Grad ») 

0-10,000    0,5+1+0  =  1,5  0,5  +  1  +  3,5  =  5  8,5  12,0  15,5 

10.000—50.000    1,0+1  +  0  =  2,0  1,0  +  1+3,5  =  5.0  9,0  12,5  16.0 

50,000-100,000  1,0  +  1+0  =  2,5  1,5  +  1  +  ?.,5  =  6.0  9,5  13,0  16,5 

100,000—150,000  2,0  + 1  +  0  =  3,0  2,0  +  1  +  3,5  =  6.5  10,0  13,5  17,0 

150,000-200,000  2,5  + 1  +  0  =  3,5  2,5  +  1  +  3,5  =  7.0  10,5  14,0  17,5 

200,009-300,000  3,0  +  1  +  0  =  4.0  3,0  +  1  +  3,5  =  7.5  1 1,0  14.5  18,0 

300,000—400,000  3,5  +  1  +  0  =  4,5  3,5  +  1  +  3,5  =  8,0  1 1,5  15,0  18.5 

über         400,000  4,0  +  1  +  0  =  5,0  4,0  +  1  +  3,5  =  8,5  12,0  15.5  19,0 

Es  soll  damit  nur  ein  ungefähres  Bild  gegeben  werden.  Die 
Freilassungen  modifizieren  es,  auch  kann  man  über  die  einzelnen 
Grössen  diskutieren. 

Interessant  ist  aber,  zu  sehen,  dass  in  den  Graden,  in  denen 
das  Erben  sich  gewöhnlich  vollzieht,  die  Zahlen  schon  in  ähnlichen 
Grössen  vorkommen.  Nur  in  der  geraden  Linie  führt  die  Progression 
zu  ungewohnten  Ziffern;  man  wird  aber  kaum  sagen  können,  dass 
einem  Kind  unrecht  geschieht,  wenn  es  400,000  M.  erbt  und  nun 
davon  18,000  M.  abgeben  muss. 

Man    vergleiche   übrigens^)   damit   die   Sätze   des   sächsischen 


^)  Man  kann  hierbei  vielleicht  vorerst  es  auch  für  die  folgenden  Grade 
bewenden  lassen. 

')  Siehe  auch  über  vielfach  sehr  hohe  Sätze  im  Ausland  meinen  Artikel 
im  Handwörterb.  der  Staatsw.,  2.  Aufl.,  3.  Bd.  S.  704;  Finanzarchiv  15  (1898) 
Finanzarchiv.  XVIII.  Jahrg.  ß^^  12 


Digitized  by  VjOOQ IC 


178  Oeorg  Schanz, 

Entwurfs  vom  9.  November  1897  ^)  mjd  die  des  neuesten  französi- 
schen Gesetzes  vom  26.  Februar  1901*). 

In  der  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  sind  die  Descendenten 
und  selbst,  wenn  auch  hier  mit  mehr  Ausnahmen,  die  Ascendenten 
und  Ehegatten,  nicht  besteuert.  Die  Progression  nach  der  Ghrösse 
des  Anfalls  ist  erst  in  den  allerleisesten  Anfängen  (in  Baden)  vor- 
handen. Und  die  Besteuerung  der  Verwandten  im  5.  und  6.  und 
in  den  ferneren  Graden  ist  noch  sehr  unzureichend. 

Hier  liegt  eine  Reserve,  die  im  Notfall  noch  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  kann  und  deren  Ausnutzung  zugleich  von  nicht  zu 
unterschätzender  sozialpolitischer  Bedeutung  ist^). 

Dass  eine  gut  ausgebildete  Erbschaftssteuer  eine  analog  ge- 
staltete Schenkungssteuer  zu  ihrer  Ergänzung  braucht,  bedarf  keiner 
weiteren  Erörterung.  Ihre  Einrichtung  ist  hier  nicht  näher  zu 
untersuchen  ^). 


S.  608  f.,  10  (1898)  S.  285  f.,  und  die  Angaben  Neumanns  in  dem  unten  er- 
wähnten Aufsatze. 

')  Finanzarchiv  15  (1898)  8.  615. 

*)  Derselbe  ist  unten  mitgeteilt. 

')  Vgl.  meinen  Artikel  im  Handwörterb.  der  Staaisw. ,  2.  Aufl. ,  Bd.  lU^ 
S.  727,  femer  die  instruktiven  Berechnungen  von  Neumann,  in  dem  AufsaU 
«Die  Gliederung  des  Volks  Vermögens  und  die  Erbschaftssteuer  der  Descendenten^ 
in  Nr.  34  der  Sozialen  Praxis  vom  24.  Mai  1900,  9.  Jahrg.,  Sp.  857  und  in  den^ 
Aufsatz  «Die  Reichserbschaftssteuer',  ebenda  Nr.  41. 

*)  Vgl.  meinen  ausführlichen  Artikel  in  dem  Handwörterb.  der  Staatsw.,, 
2.  Aufl.,  6.  Bd.,  S.  529  f. 
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Die  Entwicklung  der  Erbschaftssteuersfttze  in  Deutschland 
im  19.  Jahrhundert. 

Vorbemerkang.  In  der  folgenden  üebersioht  sind  die  unehelichen  Kinder  ttber- 
gangen.  Die  unehelichen  durch  nachfolgende  Ehe  legitimierten  Kinder  sind  überall  den  ehe- 
lichen gleichgestellt;  die  legitimierten  ohne  nachfolgende  Ehe,  die  erweislich  vom  Erzeuger 
anerkannten  und  sonstigen  unehelichen  Kinder  sind  yerschieden  behandelt,  in  den  ilteren  Ge- 
setzen ist  die  Entscheidung  oft  sehr  unsicher. 

Anhalt-DeBsaa. 


Anhalt-Bem- 

bnrgisches 

Stempeledikt 

vom 
21.  September 

1812 1) 


Anhalt- 
Dessauisches 
Erbsohafts- 
stempelsteuer- 
gesetz  vom 

24.MälZ  18323) 


Erbschafts- 
steuergesetz 
vom 
4.  Februar  1874 


Ebeffatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge     .... 

Adoptierte  Kinder  und  deren  Descendenten 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

Grosseltem,  Urgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

YoUbürtige  Geschwister 

Halbbürdge  Geschwister 

<t  iu.mA  /  Neffen,  Nichten 

3.  Grad^Qjj^^  rj^t^ 

{GroBsneffen,  Groesnichten  .  .  . 
Ghrossoheime,  Grosstanten  .  .  . 
Geschwisterkinder  (Vettern,  Basen) 

.  o,^d  /  Urgrossneffen,  Urgrossnichten 
\  Urgrossoheime,  Urgrosstanten 

6.  Grad    Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


''2 


2  8) 

4 
4  4) 


4  6) 

4 
4 

2 
2 

2 

4 

4 
4 

4 

4 

4 

4 
8 
8 


1)  Die  auf  die  Erbschaftssteuer  bezüglichen  Art.  15—22  wurden  durch  das  Gesetz  vom 
.  Februar  1874  aufgehoben.    Bemburg  fiel  an  Anhalt-Dessau  1868. 

2)  Durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1850  auch  auf  Anhalt-Köthen  erstreckt. 

3)  Descendenten  adoptierter  Kinder  8%. 

«)  Stiefenkel  1%^  weitere  Descendenten  9%. 

()  Ebenso  Stiefjgrosseltem  40fo. 

0)  Die  «Kinder  und  Kindeskinder*  von  Geschwistern  zahlen  ^k  %  von  Halbgeschwistem  i  %, 
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Baden. 


Accis* 

Ordnung 

vom 

4.  Jan. 

1812 


Gesetz 
vom 

3.  Aug. 
1837 


Gesetz 

vom 

30.  März 

18501) 


Gesetz 

vom 

30.  Jnni 

186S3) 


Ges.  V. 
18.  März 
1880  n. 
ebenso 
Ges.  V. 
SO.  Mai 
1890«) 


Gesetz 

vom 

14  Jani 

1899*) 


Ehegatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder  nnd  deren  Abkömmlinge    . 

Eltern 

Grosseltem,  ürgrosseltem  etc.  .    . 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder .    . 

Schwiegereltern 

VoUbtirtige  Geschwister 

Halbbtlrtige  Geschwister 

«  r,    ^  f  Neffen,  Nichten 

8.  Grad  { 

l  Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten .    . 
Grossoheime,  Grosstanten 
Geschwisterkinder     .... 

(  Urgrossneffen,  ürgrossnichten 
\  Urgrossoheime,  Urgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


l^a 


- 
'    6 

I     12/8 

5 

5 

5 
5 

12.3 
5 

i2;s 

5 
5 

12,8 

5 
6 
5 
5 


1«'3 


5 
6 

12|3 
5 

l'/s 

5 
5 

5 
5 
5 
5 


12/s 


10 
10 

10 

10 
10 

3»;» 

8'/3 
10 

8>8 

10 

10 

3'/8 
10 

10 

10 

10 


6 
5 

12.3 

i2;8 
i2;3 

5 
12  s 

5 
5 

i2;8 

6 
5 
5 
5 


10 


10 

10 

3>/8 

8»j 
10 

31, 

10 

10 

10 
10 
10 

n 


6 

1*) 
lu.  2T) 

1«) 

6 

6 
G 

8U  4<) 
3U.  4«) 

SU.  4*) 
6 

SD.  4«) 
0 
6 

3U  4<) 
10 

10 

10 

10 


1)  Rgsbl.  1850.  S.  114. 

'^)  In  Kraft  vom  1.  Januar  1863,  Rgsbl.  S.  255. 

>)  Ges.-  n.  Verordnungsbl.  1880  S.  51;  1890  S.  221. 

*)  In  Kraft  vom  1.  Januar  19ao  ab.    Ges.-  n.  Ver.-Bl.  1899  S.  165. 

s)  Die  Befreiung  gilt  nicht,  wenn  in  dem  Annahme  vertrag  das  Erbrecht  des  Kindes 
dem  Annehmenden  gegenüber  ausgeschlossen  ist. 

6)  Die  Eltern  sind  frei ,  soweit  der  Anfall  an  den  einzelnen  Eltemteil  den  AVert  von 
10,000  nicht  übersteigt. 

')  Bis  .»VOOO  1o;ü.  über  6000  20;o. 

8)  Bis  3000  30/0,  über  sooo  40,0. 
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Bayern. 


Gesetz 
vom 

S.Mai 
1852 


Gesetz 
vom 

8.  Nov. 
1875 


Gesetz 

vom 

17.  Febr. 

1878 1) 


Gesetz 

vom 

18.  Aag. 

18792) 


Fassung 
vom 

11.  Nov. 
1>»9 


Ehegatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge   .    .    . 

Adoptierte  Kinder  3) 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder  .... 

Eltern 

Grosseltem,  ürgrosseltem  etc.     .    .    . 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Yollbärtige  Geschwister 

Halbbürtige  Geschwister 

(  Neffen,  Nichten 

8.  Grad  {  ^^  ^    *         ^ 

\  Oheime,  Tanten 

/  Grossneffen,  Grossnichten  .    . 
4.  Grad  c  Grossoheime,  Grosstanten 

'  Geschwisterkinder     .... 

{ürgrossneffen,  ürgrossnichten 
Urgrossoheime ,  Urgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


5 


5 

«I« 

5 
5 

12'8 

3''8 

8'/s 
31/8 

5 
5 

5 

5 

5 


i 
4 

4*) 
6 

4«) 

4 

4 
6 

4 

4 


1)  Die  Erbschaftstaxen  ertrugen  1876:  682,(96  M. ,  1877:  663,827  M.,  1878:  1,228,849  M. 
infolge  des  Gesetzes  vom  17.  Februar  1878. 

3)  Dieses  Gesetz  galt  auch  für  die  Pfalz,  was  bei  den  vorhergehenden  nicht  der  Fall  war. 

s)  In  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Erbschaftssteuer  von  1879  heisst  es:  „Die 
adoptierten,  arrogierten  und  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimierten,  teilweise  auch  die  ein- 
gekindschafteten  Kinder  wurden  schon  bisher  hinsichtlich  der  Erbschaftstaze  den  ehelichen 
KlDdem  gleich  geachtet.-    Verh.  d.  K.  d.  Abg.  1879  Beü.  Bd.  VII  Abt.  I  S.  10. 

*)  1000  M.  für  Jeden  Eltemteil  sind  schlechtweg  f^ei;  vom  Plus  sind  auch  noch  20%  frei. 
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Georg  Schanz, 
Braansohweig. 


vom  89.  Oktober  I88i 

Erbschaftsstenergesetz 
vom  18.  April  187« 

Ehegatten 

-1) 

5 
5 

5 
5 
5 
5 
21/, 

5 
6 

5 
5 
5 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

21|2 

Abkömmlinge  yon  Stiefkindem    .    .    . 
Eltern 

Qrosseltera,  ürgrosseltem  etc.     ... 
Adoptiveltern 

5 

Stiefeltern 

2»^ 
21/, 

5 

5 
5 
5 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

VoU-  and  halbbürtige  Geschwister    .    . 

ft  aT^  f  Neffen,  Nichten 

^- ^'^  \  Oheime.  Tanten 

{  Orossneffen,  Grossnichten  .    . 

4.  Grad  {  Grossoheime,  Grosstanten  .    . 

\  Geschwisterkinder     .... 
R  aT^  f  Urgrossneffen,  ürgrossnichten 

5.  Grad  j  urgrosBoheime,  ürgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Niohtverwandte 

1)  Infolge  obergerichtlicher  Entsoheidong  frei. 

Bremen. 


Gesetz 

V.  8.  Sept. 

1808 


Steaerges. 

V.  1.  ihi. 

1814 


Gesetz 

V.  so.  Dez. 

1819 


Gesetz 

V.  1.  Jan. 

18491) 


Ehegatten 

Kinder  nnd  deren  Abkömmlinge  .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder  .... 

Eltern 

Grosseltem,  Ürgrosseltem 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Voll'  nnd  halbbfirtige  Geschwister   .    . 

«  ar^A  /  Neffen,  Nichten 

3.  örad  ^  Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten .  . 
Grossoheime,  Grosstanten.  . 
Gheschwisterkinder     .... 

.  A^  f  urgrossneffen,  Ürgrossnichten 
o.  uraa  ^  ürgrossoheime,  Ürgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


1)  Ebenso  die  Gesetze  vom  18.  Dezember  1895  nnd  18.  Joli  1899. 
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ElBa88«Lothringen. 


Ehegatten!) . 

£inder  and  deren  Abkömmlinge 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 


Eltern 

Orosseltem,  Urgrosseltem 

Adoptiyeltem 

Stiefeltern 


Schwiegerkinder 
Schwiegereltern 


Voll-  and  halbbflrtige  Geschwister 
NelTen,  Nichten      .    .    . 


3.  Grad 


Oheime,  Tanten 


{Grossneffen,  Grossnichten 
Grossoheime,  Grosstanten 
Geschwisterkinder     .    . 


5.  Grad 


Urgrossneffen,  ürgrossnichten 


Urgrossoheime,  Urgrosstanten 

6.  Grad     Gesohwisterenkel 

Entferntere  Verwandte)) 

Kichtrerwandte 


Gesetz 
vom 

18.  Mai 
1850 


8,3 
1,1 

1.1 
9,9 
9,9 

1,1 
1,1 
1.1 
9,9 

9,9 
9,9 

7,15 

7,lö 
7,15 

7,7 
7,7 
7.7 

8,8 
8,8 

8,8 

8,8 

9,9 


Gesetz 
vom 

li.JoU 
1855 


8,6 
1,2 

1.« 
10,8 
10,8 

1.8 

1.« 

1.2 

10,8 

10,8 
10,8 

7,8 

7,8 
7,8 

8,4 
8,4 
8,4 

9,6 
9,6 


9,6 
10,8 


Gesetz 

vom 

ss.Jani 

1857 


8,8 

1.1 
1.1 

9.» 
».9 

1,1 
1.1 
1,1 
9,9 

9.» 
9,9 

7,15 

7,15 
7,15 

7.7 
7,7 
7,7 

8,8 
8,8 

8,8 

8,8 

9,9 


Gesetz 
yom 

8.JaU 
186t 


8,6 
1,2 

1,2 
10,8 
10,8 

1.2 

1.2 

1.2 

10,8 

10,8 
10,8 

7,8 

7,8 

7,8 

8.4 
8,4 
8.4 

9,6 
9.« 
9,6 
9,6 
10,8 


Gesetz 

Yom 

8.  Jani 

1868 


3,45 
1,15 

1,15 
10,35 
10,85 

1,15 

1,15 

1.15 

10,35 

10,85 
10,85 

7,475 

7,475 
7,475 

8,05 
8,05 
8,03 

9,2 
9.2 

9,2 

9,2 

10,35 


Gesetz 
vom 

91.  Mai 
1878 


8 

1 

1 
9 
9 

1 
1 
1 
9 

9 
9 

6,5 

6,5 
6,5 

7 
7 
7 

8 
8 

8 

8 

9 


Gesetz 

vom 

19.  Jani 

1889  3) 


6,5 

6,5 
6.5 

7 

7 
7 

8 
8 


Gesetz 

vom 

17.  Jani 

1900 


8*) 
1«) 

1*) 

9 
9 

1<) 
1*) 
1*) 
9 

9 
9 

6,5 

6,5 
6,5 

? 

7 
7 


1)  Ehegatten  steuerten,  wenn  sie  gemäss  Art.  767  C.  C.  mangels  anderer  gesetzlicher  Erben  and  mangels 
leiztwilliger  VerfUgong  zar  Erbschaft  berufen  wurden,  bis  zum  Gesetz  vom  19.  Juni  1889  wie  NioLtverwandte. 

9)  Bis  zum  19.  Grade  einschliesslich;  seit  dem  Gesetz  vom  17.  Juni  1900  zahlen  Verwandte  vom  7.  Grade 
aufwärts  wie  Nichtverwandte. 

s)  Bis  zum  Gesetze  vom  19.  Juni  1889  wurde  die  Erbschaftssteuer  von  der  Bruttomasse  ohne  Berfick- 
fiichtigung  der  Schulden  und  Lasten  erhoben. 

*)  Ist  der  Ehegatte  neben  Abkömmlingen  zur  Erbschaft  berufen,  so  kommt  nur  i%  zur  Erhebung, 
insoweit  der  Anfall  den  gesetzlichen  Erbteil  nicht  fibersteigt.  Erbschaften  in  gerader  Linie  und  zwischen 
Ehegatten,  bei  welchen  das  Reinvermögen  den  Betrag  von  1000  M.  nicht  übersteigt,  sind  von  der  Brbschafts« 
«teuer  befreit. 
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Georg  Schanz, 


Hambnrg. 


9.  Jan! 


16.  Dez. 
1807 


4  März 
1840 


29.  Dez 
1849 


29.  Des 
1851 


9.  Mai 
1891 


Ehegatten 

Kinder 

Weitere  Abkömmlinge 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder .    . 

Eltern 

Grosseltem.  Urgrosseltem 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Voll-  und  halbbürtige  Geschwister  .    .    . 

(  Neffen,  Nichten 

3.  Grad  {  _  .    * 

i  Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossniehten  .  . 
Grossoheime,  Grosstanteii  .  . 
Geschwisterkinder    .    .    . 

{Urgrossneffen,  Urgrossnichten  . 
ürgroeaohemie,  Urgrosstanten  . 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Niehtverwandte 


5') 


Vi2 


71:2 


7I'2 
7»/2 

7'a 


7l'j 

V12 

71/a 

»'I2 

5 
5 

5 
5 
5 

V'2 

7  "2 
7I3 


5 

10 

10 


10 
10 

10 
10 


5 
5 

7Va 

7  "9 
7»2 

10 
10 

10 

10 

10 


5 

10 
10 

21',  3, 

10 

10 

10 
10 

5J) 

6») 
5  3) 

7'2 
7V2 
7^2 

10 
10 

10 

10 

10 


1») 

6 
4 
10 

s 
s 

10 

4 

4 
4 


10 
10 
10 

10 
10 

10 

10 

10 


>)  19.  Dezember  1771  wurden  unbeerbte  Ehegatten  befreit. 

3)  Frei  bis  5000  M.,  minderjährige  und  erwerbsunföhige  Kinder  f^ei  bis  10,000  M .  Aach 
bei  sämtlichen  .übrigen  Positionen  sind  Beflreiungen  teils  bis  500  M. ,  teils  bis  lOOO  M .  Tor- 
gesehen.  Auf  Schwiegerkinder,  Stiefkinder,  Stiefeltern,  Schwiegereltern  wurden  diese  Be- 
f.eiungen  erst  duroh  Gesetz  vom  19.  Dezember  1898  ausgedehnt. 

3)  Frei,  wenn  die  Erbschaft  im  ganzen  unter  8000  M.  Bco.  beträgt. 
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Yerordn. 
Y.  8.  Juni 

18813) 


Gesetz 

y.so  Aug. 

1881 


Ges.  ▼.  IS.  Aug. 
1899,  ebenso  Oes. 
▼.  2«.  bez.  1900 


Ebeeatten 

Kinaer  und  deren  Abkömmlinge  .... 
Adoptierte  Kinder  und  deren  Abkömmlinge 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

Grosseltem,  Urgrosteltem  ttc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegeitltem 

Vollbürtige  Geschwister 

UalbbürUge  Geschwister 


a^A  f  NelTen,  Nichten 
•  ^'***  \  Oheime,  Tanten 


GrostnelTen,  Grossnichten  .  . 
4.  Grad  {  Grossoheime,  Grosstanten     .    . 

\  Geschwisterkinder 

5  Grad  /  UrgrossnelTen,  ürgrossnichten  . 

\  Urgrossoheime,  Urgrosstanten  . 

6.  Grad     Gaschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Kichtverwandte 


_3) 


2'l2 
2>, 

2»'a 

«Va 
^> 

2'!2 
2lf2 

««'2 

«V'a 

2J!2 


-3) 

.5 
5 
5 


5 

5 

5 

5 

6  5) 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

A 

5 

5 

5 


5 
6 
6 

4*) 

5 

6 

6 

tf 

6 

4«) 
5«) 
.*> 
6 


8 

5 

8 

8 

8 

8 

5«) 

5«) 

5 

8 

8 

10 

10 

10 

10 

10 

10 

10 


1)  Galt  für  Hessen  damaligen  Qmfiuigs  (Provinz  Starkenburg  und  Oberhessen). 

3)  Galt  fttr  das  ganze  Grossherzogtum  Hessen. 

s)  Ehegatten  waren  ftei  bis  zum  sUtutarisehen  Anteil.    Siehe  auch  oben  S.  104. 

4)  BefMt  sind  sie  bis  zum  Betrage  ihrer  gesetzlichen  Intestaterbportion. 

5)  Bezüglich  der  Geschwister  siehe  auch  oben  S.  105. 

«)  Geschwister  sind  Arei,  wenn  der  Erblasser  noch  nicht  aus  der  Familie  des  über- 
lebenden Eltemteils  ausgetreten  war,  soweit  der  Anfall  in  einer  Quote  des  verstorbenen  Eltem- 
teils  besteht. 

Lippe-Detmold. 


1 

Gesetz  vom 
29.  Dez.  1869 

Gesetz  vom 
20.  April  1897 

Ehegatten 

R 
H 
8 

Kinaer  und  deren  Abkömmlinge  .... 
Adoptierte  Kinder 

8 

stiAf  kind^r .    ,    , 

8 

Abkömmlinge  der  SÜef  kinder 

Eltern 

Adontiveltem 

8 

6 

Stiefeltern 

Schwie«erkinder 

Desoenaenten  von  den  Schwiegerkindem  . 

Schwiegereltern 

Voll-  und  halbbürtige  Geschwister  .    .    . 
0  ß--j  /  Neffen,  Nichten 

3.  Grad  ^  Oheime,  Tanten 

{  Grostneffen,  Grossnichten     .    . 

4.  Grad  {  Grossoheime,  Grosstanten     .    . 

\  Geschwisterkinder 

.  /^^  /  Urgrossneffen,  ürgrossnichten  . 
0.  uraa  ^  ürgrosßoheime,  Urgrosstanten  . 

6.  Grad     Geschwisterkinder 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 

6 
3 
6 
6 
3 
3 
0 
6 
6 
6 

6 
6 

10 
10 
10 
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Georg  Schanz, 
Lübeck. 


Terordnnng 

vom 

12.  Aug. 

1808 


Verordn. 

vom 
so.  Aug. 

1845 


Yeroxdn. 

vom 
10.  Okt. 

1868 


Terordn. 

Tom 
20.  Mai 

1896 


Ehegatten 

Kinder 

Enkel,  soweit  sie  an  Stelle  schon  ver- 
storbenen Vaters  oder  verstorbener 
Mutter  treten 

Andere  Enkel  nnd  weitere  Abkömmlinge 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder  .... 

Eltern 

Orosseltem,  Urgrosseltem 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

YoUbttrtige  Geschwister 

Halbbürtige  Geschwister 

^    ^  (  Neffen,  Nichten 

3.  Grad  { 

\  Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten .  . 
Grossoheime,  Grosstanten .  . 
Geschwisterkinder     .... 

^    .  (  ürgrossneflien,  ürgrossnichten 

5.  Grad  {  ^ 

\  Urgrossoheime,  ürgrosstanten 

6.  Grad     Gesohwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Niohtverwandte 


10 
10 


10 
10 

10 
10 

4 
4 

6 
6 

8 
8 
8 

10 
10 

10 

10 

10 


1») 
1») 


1») 

s») 

6 
6 
10 

81) 
8«) 
10 
10 

10 
10 

4 
4 

8 

8 

10 
10 
10 

10 
10 

10 

10 

10 


1}  Ehegatten,  die  mit  dem  Erblasser  in  unbeerbter  Ehe  gelebt  haben,  sind 
pflichtig.  Beerbte  Ehegatten  sind  steuerfrei.  Ebenso  AnfSlle  an  Kinder  und  weitere  Abkdn»- 
linge,  sowie  an  unbeerbte  Ehegatten,  Eltern,  Grosseltem  und  Urgrosseltem,  wenn  der  Ab&H 
den  Betrag  von  4000  M.  nicht  übersteigt  oder,  wenn  er  ihn  übersteigt,  insoweit  als  die  Ste«« 
nicht  dem  4000  M.  übersteigenden  Betrage  des  Anfalls  entnommen  werden  kann.  Für  minder- 
jährige Kinder  und  für  Kinder  und  Ehegatten,  welche  nach  Massgabe  ihrer  köipeilichea  and 
geistigen  Kräfte  und  unter  Berücksichtigung  ihrer  bisherigen  Lebensstellung  als  erwerbs- 
unfähig zu  betrachten  sind,  erhöht  sich  die  Befreiungsgrenze  auf  8000  M.  Frei  sind  auch  Ab- 
fälle  an  Kinder  und  weitere  Abkömmlinge,  sowie  an  unbeerbte  Ehegatten,  insoweit  der  Anteil 
an  sie  aus  Hausrat,  Möbeln,  Kleidung  und  Wäsche  besteht. 
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Stempel« 

ordn.  V. 

28.  April 

18091) 


Ehenitten 

Kinder  und  deren  AbkönunUnge  . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Stiefenkel 

Eltern 

Grosseltern,  Urgrosseltem  etc.    . 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Stiefigrosseltem 

Schwiegexktnder 

Schwiegereltern 

Schwager  nnd  Schwägerinnen 
Voll-  und  halbbürtige  Geschwister 


a^A  i  Neffen,  Nichten    .... 

^'^  \  Oheime,  Tanten    .... 

{  Grossneffen,  Grossnichten 

.  Grad  l  Grossoheime,  Grosstanten 


l  Geschwisterkinder 


rx^A  f  ürgrossneffen,  Urgrossniehten  . 
•  \  ürgrossoheime,  ürgrosstanten  . 


6.  Grad     Geschwisterenkel . 
Entferntere  Verwandte 
Nichtverwandte  .    .    . 


Novelle 
vom 

t2.  Ang. 
1810 


Ver- 
ordn.  V. 
S.März 

18S2 


Kollat.- 

erb- 
steuer- 
ordn.  V. 
31.  Dez. 

1890 


Kollat.- 
erb- 

stener- 

ordn.  V. 

18.  Dez, 
1885 


Kollat.- 
erb- 

stener- 

ordn.  V. 

12.Febr. 
1858 


Kollat.. 

erb- 
stener- 
ordn.  V. 
22.  Dez. 

1899 


-») 
2 
2 
5 
5 
6 
1 


1)  Legatarien  zahlen  die  Hälfte. 

3)  Insofern  ihnen  ein  gesetzliches  Erbrecht  in  den  Nachlass  der  Adoptivkinder  zusteht. 

Oldenburg. 


Ehegatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge     .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder    .... 

Eltem 

Grosseltern,  Urgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Desoendenten  der  Schwiegerkinder    .    . 

Schwiegereltern 

Yollbürtige  und  halbbtlrtige  Geschwister 

«  nr^A  /  Neffen,  Nichten 

3.  Grad  ^  Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten  .  . 
Grossoheime,  Grosstanten  .  . 
Geschwisterkinder 

e  Orad  /  ürgrossneffen,  Urgrossniehten 
\  ürgrossoheime,  Ürgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 
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Georg  Schanz, 


Ben^s  j.  L. 


Renss  &.  L. 


Ver 
Ordnung 

vom 
4.  Juli 
1825 1) 


Ver- 

Ordnung 

vom 

7.  Juü 

1818^) 


Gesetz 
vom 

18.  Okt. 
1849 


Gesetz 
vom 

81.  Dez. 
1808 


Mandat 
vom 

27.  Jon! 
180« 


Mandat 
vom 

29.  Okt, 
1820 


6es«u 

TOB 

3.  Min 

1875 


Ehesatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  .... 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

Grosseltem,  ürgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Scbwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Schwager  und  Sohwftgeiinnen     .... 

Vollbflrtige  Geschwister 

Halbbürtige  Geschwister 

»  aruA  /  Neffen,  Nichten 

8.  Grad  ^  Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten  .  . 
GroBsoheime,  Grosstanten  .  . 
Geschwisterkinder 

-  r,     ■,  (  ürgrossneffen,  ürgrossnichten  . 
0.  wraa  ^  ürgrossoheime,  ürgrosstanten  . 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


4 
4 

4 
4 
4 

-*) 

4 

4 
4 

4 

4 
4 

4 
4 

4 

4 

4 


-») 


5 
5 

5 
5 
5 

5 

-») 
5 

-^) 

5 

5 

5 
5 
5 
6 


-«) 


2») 
2V) 


2») 

2  9) 


-^ 


4») 
4») 
4») 


4») 
4») 

4 
4 
4 

2  >o) 
8 

2  10) 
2  10, 

4 
4 
4 

4 
4 

4 

4 
4 


1)  Verordnung  Ar  das  Fürstentum  Reuss-Lobenstein-Bbersdorf. 

2)  Verordnung  für  das  Fürstentum  Schleiz. 
>)  Geschiedene  sind  nicht  befreit. 

4)  Befreit  sind  „leibliche  Geschwister". 

&)  Befreit  sind  „voUbürtige  Geschwister  oder  Nachkommen  der  vollbttrtigen  Geschwister.* 

>)  Der  überlebende  Ehegatte  wird,  wenn  er  einziger  Erbe  des  Verstorbenen  ist  oder  mit  den«: 
Seiten  verwandten  oder  ganz  Fremden  teilt,  den  nächsten  Kollateralen  beigezählt  und  mit  denUenigea,  *** 
er  über  die  statutarische  Erbportion  bekommt,  mit  i  %  beigezogen. 

f)  Nach  dem  Mandat  vom  6.  Januar  1811  war  „zu  der  KoUateralabgabe  nunmehr  die  stitotaiüeke 
Portion  der  Ehegatten  und  die  Schenkungen  des  ganzen  Vermögens"  zu  ziehen.  Die  Bekanntmadnag  ^ 
gesetzlichen  Vorschriften  vom  s.  Juli  1852,  sich  stützend  auf  den  Landtagsabschied  vom  29.  Janar  1*^ 
lautet  dagegen  dahin,  dass  der  überlebende  Ehegatte  20/0  zahlt,  falls  er  alleiniger  Erbe  des  Verstoib«s(* 
ist  oder  mit  Seitenverwandten  desselben  zusammentrifft. 

^)  Ehegatten,  welche  alleinige  Erben  des  Verstorbenen  sind  oder  mit  Seitenverwandten  desselbcB  9^ 
demselben  nicht  verwandten  Personen  zusammentreffen,  zahlen  wie  die  nächsten  Seitenverwandten,  d.  h.  i^* 

>)  Vermutlich. 

10)  „Von  Seitenverwandten  bis  zum  8.  Grade  römischer  Berechnung  einschliesslich,  also  von  &blaise' 
Geschwistern  und  deren  Kindern  2%,  von  entfernteren  Seitenverwandten  vom  4.  Grade  an  und  v<a  s»' 
fremden  Personen  (denen  auch  die  nur  in  schwägerlicher  Beziehung  zum  Erblasser  stehenden  Personen  ^«*c^' 
geachtet  werden)  4%.    Analog  lautet  die  Bestimmung  im  Mandat  vom  27.  Juni  1806. 
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Preussen. 


Stempelgesetz 
y.  7.  März  1822 


Erbschaftssteuergesetz 
Y.  80.  Mai  1873     Y.  24.  Mai  1891 


Ehegatten I 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  .    .    .    .  ' 

Adoptierte  Kinder '! 

Stiefkinder li 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder      .... 

Eltern \ 

Grosseltem«  ürgrosseltem  etc | 

Adoptiveltern ' 

Stiefeltern |i 

Schwiegerkinder .i 

Schwiegereltern 

VoUbürtige  Geschwister 

Halbbürtige  Geschwister     ......  !^ 

•  n^A  f  Neffen»  Nichten ' 

»,  wraa  ^  oheime,  Tanten ! 

{Grossneffen,  Grossnichten     .    .  l' 

Grossoheime,  Grosstanten     •    •  P 

Geschwisterkinder i 

r.  (i^A  f  CJrgrossneffen,  Drgrossnichten  .  [ 

. .  urau  y  Urgrossoheime,  ürgrosstanten  .  ' 

6.  Grad     Geschwisterenkel ' 

Entferntere  Verwandte ' 

NichtYerwandte 


2 

4 


1)  1  O/o  die  Witwe  bei  Ehen  ohne  Kinder  und  1 0,0  stets  der  Ehemann. 


Königreich  Sachsen. 


Mandat 
11.  Jan.  1819 


Gesetz 
Y.  18.  Nov.  1876 


Gesetz 
Y.  9.  März  1880 


Ehegatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder  .    . 

Eltern 

Grosseltem;  Ürgrosseltem  etc.    . 

Adoptiveltern 

Stiefeliem 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

VoUbttrtige  Geschwister  .    .    .    . 
Halbbürtige  Geschwister     .    .    . 


3, 


n^A  f  Neffen,  Nichten 
"^*^  \  Oheime,  Tanten 


{Grossneffen,  Grossnichten 
Grossoheime,  Grosstanten 
Geschwisterkinder    .    .    . 


K  ßi^ii  /  Urgrossneffen,  Urgrossnichten  . 
o.  uraa  ^  ürgrossoheime,  ürgrosstanten  , 


6.  Grad  Geschwisterenkel . 
Entferntere  Verwandte  .  . 
Kichtverwandte 


s 

4') 


1)  Nor  Abkömmlinge  1.  Grades  von  Stiefkindern;  weitere  Abkömmlinge  zahlen  8%. 
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Georg  Schanz, 


Sachsen- Altenbnrg. 


Mandat 
vom  S8.  Hai  1788 


QesetE 
vom  15.  Juni  1862, 

ebenso  Gesetz 
vom  S9.  Mai  1879 


Ehegatten 

Kinder  nnd  deren  Abkömmlinge  .... 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

Grosseltem,  Urgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Voll-  nnd  halbbürtige  Geschwister  .    .    . 

{Neffen,  Nichten 
Oheime,  Tanten 

!  Grossneffen,  Grossnichten  .  . 
Grossoheime,  Grosstanten  .  . 
Geschwisterkinder 

{ürgrossneffen,  Urgrossnichten  . 
Urgrossoheime,  Urgrosstanten  . 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Blutsverwandte  2) 

Nichtverwandte 


21/2 
81/3 

21/3 

21/2 

21/a 
21/2 

21/2 

2'f2 

21/2 
2i;2 

21/a 

21/3 

2V2 

21/2 


6 
« 

4 


1)  Die  Eltern  sind  frei  rttcksichtUch  der  Yerlassenschaften  ihrer  leiblich«!  Kiider, 
sofern  ihnen  daran  nach  S  28  des  Gesetzes  über  die  Intestaterbfolge  vom  6.  April  1841  Er^ 
rechte  zustehen. 

3)  Sofern  die  Blutsverwandtschaft  zu  gesetzlicher  Erbfolge  überhaupt  bereditigt 
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SachBen-Coblirg  ^). 


Verordnung 

vom 
so.  Ang.  1809 


Gesetz 

vom 

16.  Joni  1858 


Gesetz 
vom 

29.  Nov.  1895 


Ehegatten 

Kinder  and  deren  Abkömmlinge  .... 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

Grosseltem,  Urgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Sohwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Yollbttrtige  Geschwister 

Halbbürtige  Geschwister 

o-^  /  Neiren,  Nichten 

3.  wraa  ^  q^^^^^  Tnskten 

{Grossneffen,  Grossniohten  .  . 
Grossoheime»  Grosstanten  .  . 
Geschwisterkinder 

&  G    d  /  U'8T0B>i^^ff<^>  Urgrossnichten  . 
'    '^    \  ürgrossoheime,  Urgrosstanten  . 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 


1)  Nach  dem  Gesetz  vom  89.  Jani  18<8  betr.  die  Eihebang  einer  Wertsabgabe  in  bürger- 
lichen Bechtsstreitigkeiten  und  in  Sachen  der  fireiwilligen  Gerichtsbarkeit  ist  in  ErbfiUlen, 
wenn  der  Nachlass  gerichtlich  regaliert  oder  ein  Nachlassinventarinm  dem  Gericht  über- 
geben wird,  von  der  nach  Abzug  der  Schulden  verbleibenden  Masse  für  Jeden  Gulden  noch 
zu  erheben : 

1/4  kr.  bei  blutsverwandten  Erben  in  auf-  und  absteigender  Linie  und  bei  Ehe- 
gatten, 
%  kr.  bei  blutsverwandten  Erben  in  der  Seitenlinie, 
1  kr.  in  allen  tlbrigen  FftUen. 
Geht  Grundbesitz  erblloh  über,  ohne  dass  der  Naohlass  gerichtlich  reguliert  wird,  so 
sind  die  Beträge  von  dem  vollen  Werte  bei  Ueberschreibung  in  Ansatz  zu  bringen. 

Wird  der  auf  mehrere  Erben  in  ungeteilter  Gemeinschaft  erblich  Übergegangene  Grund- 
besitz von  der  Gesamtheit  der  Erben  der  Nachlassregulierung  halber  veräussert,  so  kommt 
nur  der  halbe  Betrag  in  Ansatz. 

3)  In  Fällen  ehe-  und  erbvertragsmässiger  Succession,  ausserdem  b%, 
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Georg  Schanz, 
Saohsen-Qotha. 


Yerordnnng 

vom 
8.  Mai  1866 


Stempelsteaer- 
gesetz  vom 
1  JuU  18«  1) 


Stempelstener« 

gesetz  Tom 
27.  Juni  1989  3) 


Ehegatten 

Kinder  nnd  deren  Abkömmlinge  .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder .... 

Eltern 

OroBseltem,  Urgrosseltem  eto.    .    .    . 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Voll-  nnd  halbbürtige  Oesohwister  .    . 

«  n^A  /  Neflfen,  Nichten 

»  Q'*^  \  Oheime,  Tanten 

{OrossnelTen,  Orossniohten 
Grossoheime,  Grosstanten 
Geschwisterkinder    .... 
-  ft-oH  /  ürgrossnefTen,  ürgrossnichten 
o.  wraa  ^  Urgrossohelme,  ürgrosstanten 

«.  Grad     Gesohwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


-2) 


1)  Diese  Steuer  tritt  zn  der  Kollateralabgabe  vom  3.  Mai  1836  hinzu. 

3)  Frei  sind  überlebende  Ehefrauen,  insofern  sie  zugleich  mit  hinterlassenen  eheliche 
Kindern  ihres  verstorbenen  Ehemannes  zur  Suooession  gelangen;  andere  Ehefirauen  und  über- 
lebende Ehemänner  zahlen  1%. 

3)  Dieses  Gesetz  ist  an  Stelle  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1868  getreten. 

SachBen-Meiningen. 


Gesetz 

vom 

24  Juni  1835 

Gesetz 

vom 

15.  JuU  1867 

GeseU 

vom 

SO.  Mai  1885 

Ehegatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  .... 
Adoptierte  Kinder 

3 

3 
3 

8 
3 
8 
8 
3 
1 
1 
1 
3 
3 
3 

!     ' 

3 

!              »      • 
3 

8 

6 
9 

9 
6 
6 
6 
6 
3 
3 
3 
3 
8 
3 
6 
6 
6 
9 
9 

SMAfkinilfir 

6 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

9 

Grosseltem,  Urgrosseltem 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Schwäger,  Schwägerinnen 

Voll-  und  halbbürtige  Geschwister  .    .    . 

H  nr^A  /  Neffen.  Nichten 

n.  Grad  ^  Oheime,  Tanten 

/  Grossneffen,  Grossnichten     .    . 
4:  Grad  /  Grossoheime,  Grosstanten     .    . 

\  Geschwisterkinder 

K  n^A  f  Urgrossneffen,  Ürgrossnichten  . 
5.  Grad  ^  urgrossoheime,  ürgrosstanten  . 

(;.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 

6 
6 
6 
6 

4 
4 
6 
4 
6 
6 

4 
9 

9 
9 
9 
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Sachsen- Weimar. 


Ehesatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  .    .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder 

Eltern 

Groseeltem.  Urgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Sobwiegereltem 

Yollbttrti^  Geschwister 

Halbbürtige  Geschwister 

o  fi'^A  f  NelTen,  Nichten 

3.  uraa  ^  Qheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten  .  . 
Grossoheime,  Grosstanten  .  . 
Geschwisterkinder 

.  Orjui  /  ürgrossneffen,  ürgrossnichten  . 
•  ^^^^  \  Urgrossoheime,  ürgrosstanten  . 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


Schaombarg-Lippe. 


Gesetz 

vom 

8.  Sept.  ISU 


Gesetz 

vom 

10.  Aprü  1895 


Ehegatten 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge  .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder      .    .    . 

Eltern 

Grosseltem.  Urgrosseltem  etc.    .    .    . 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Schwiegereltern 

Voll-  nnd  halbbürtige  Geschwister  .    . 

Q  n^A  f  Neffen,  Nichten 

s.  wraa  ^  oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten 
Grossoheime,  Grosstanten     . 
Geschwisterkinder    .... 

fi  ßrftd  /  ürgrossneffen,  ürgrossnichten 
o.  wraa  ^  Urgrossoheime,  Ürgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 

Finanzarcbiv.  XVIII.  Jahrg. 


Verordnung  vom  1.  Juli  I8li 
Bis  800  M.    300—1500  M.  über  1500  M. 


Mark 


1,5 
1,5 
1,5 


1,5 
1,5 

1,5 
1,5 

1,5 
1,6 
1,5 

1,5 
1,5 
1,5 

1,5 
1,5 
1,5 
1,5 
1,5 


Erbsohafts* 

steuerges. 

V.  26.  April 

1880 
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Georg  Sohaaz, 


Schwarsbnrg-SonderBhaiuien« 

Schwarzbnrg- 
Rndolstadt. 

Gesetz 

Gesetz 

Gesetz 

Gesetz 

vom 

to.  Dez. 

1861 

vom 

9.  Febr. 

1892 

vom 

12.  Febr. 

1840 

vom 

Ehegatten 

-0 

-=0 

— 

— 

Kinder  und  deren  Abkömmlinge    .    .    . 

- 

- 

- 

- 

Ad<FPti4n1^  Kin<ier      r    .    .    .    r    t    , 

3 

5 

1 

RtiflfklnHAT    ,    .        

3 
3 

5 
8 

6 
6 

Abkömmlinge  der  Stiefkinder    .... 

Eltern 

- 

— 

- 

QroMeltem,  Urgroeseltem  etc 

— 

Adoptiveltern     . 

3 

5 

6 

Stiefeltern 

5 
5 

6 
6 

Schwiegerkinder 

Sohwiegereltem 

5 

6 

Voll-  und  halbbürtige  Geschwister     .    . 

4 

1 

» 

(  NefTen,  Nichten 

8.  Grad  { 

{  Oheime,  Tanten 

5 
5 

2 
6 

g. 

Grossneifen,  Grossnichten  .    . 

5 

6 

4.  Grad     Grossoheime,  Grosstanten  .    . 

8 

6 

Geschwisterkinder 

8 

6 

j  ürgrossneifen,  Urgrossnichten 
\  Urgrossoheime,  Urgrosstanten 

5 

6 

8 

6 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

8 

6 

Entferntere  Verwandte 

8 

6 

Nichtvorwandte 

8 

6 

1)  Die  Abgabe  wird  nicht  erhoben,  wenn  zwischen  dem  Anctor  and  dem  Erweri>eBdea 
eine  Ehe  stattfindet  oder  bis  znm  Eintritt  des  Rechtes  auf  den  Erwerb  stattgeftinden  hat  and 
mit  dem  Erwerbenden  auf  Gmnd  eines  gemeinschaftlichen  Erwerbstitels  in  der  Ehe  zwisebea 
dem  Anctor  nnd  dem  Erwerbenden  erzengte  oder  nachfolgende  Ehe  zwischen  dem  Anctor  and 
dem  Erwerbenden  legitimierte  Descendenten  des  Anctors  zugleich  erwerben. 

3)  Wenn  dnrch  denselben  rechtlichen  Vorgang  ein  Abkömmling  ans  ihrer  bis  ans 
Eintritt  des  Rechts  anf  den  Erwerb  nngetrennten  Ehe  miterwirbt.    Ausserdem  z%. 
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WUrttembergi). 


Gen.-V. 

vom 
11.  Febr. 

1810  • 


Qesetz 

vom 

2.M&rz 

18683) 


Finanz- 

geeetz 

vom 

30.  Jan. 
1874») 


Gesetz 

vom 

S4.  März 

1881 


Gesetz 

vom 
26.  Dez. 

1899 


Ehegatten 

Kinder  nnd  deren  Abkömmlinge    .    .    . 

Adoptierte  Kinder 

Stiefkinder  nnd  deren  Abkömmlinge .    . 

Eltern 

Grosseltem,  ürgrosseltem  etc 

Adoptiveltern 

Stiefeltern 

Schwiegerkinder 

Sohwiegereltem 

Voll-  nnd  halbbürtige  Geschwister     .    . 

{Neffen,  Nichten 
Oheime,  Tanten 

{Grossneffen,  Grossnichten  .  . 
Grosseheime,  Grosstanten  .  . 
Geschwisterkinder 

{Urgrossneffen,  ürgrossnichten 
ürgrossoheime,  Urgrosstanten 

6.  Grad     Geschwisterenkel 

Entferntere  Verwandte 

Nichtverwandte 


1^2 
1^2 


11/a 
iVa 

Vk 

Vit 

Vk 
Vk 

Vk 

li'a 

11/3 


1*6 
l*/5 


l*/5 
l*/5 


l*/5 
l*/6 

l*k 
l*l& 

1<15 
l«l6 
l*l5 
1*.'5 


1)  In  Württemberg  sind  seit  dem  Erbschaftsstenergesetz  vom  24.  März  1881  die  Steuer- 
sätze nicht  festgelegt,  sondern  nnr  ihr  Verhältnis  1 :  li/a  :  2  :  3  : 4.  Doch  darf  das  Finanzgesetz 
2%  als  niedrigsten  Satz  nicht  übersteigen.    Dieser  Satz  hat  seit  1881  thatsächlich  gegolten. 

3)  Ebenso  Finanzgesetz  vom  18.  Jali  1871. 

3)  Ebenso  die  folgenden  Finanzgesetze  bis  1881. 
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Die  Landwirtscliaft  und  die  prenss.  Ergänziingsstener. 

Von 
Professor  Dn  Otto  Gerlaeh  0* 

In  der  Plenarsitzung  der  Landwirtscbafbskammer  am  21.  M&rz  1900  stellte 
der  Referent  Graf  v.  Mir b ach  hinsichtlich  des  Erg&nzungsstenergesetzes  yom 
14.  Juli  1893  die  Anträge: 

1.  „In  Anbetracht  des  für  die  Staatskasse  so  überaus  günstigen 
Ergebnisses  der  Steuerreform  empfiehlt  sich  der  Verzicht  auf  die  Weiter- 
erhebung der  Ergänzungssteuer.  Eine  schärfere  Heranziehung  fundierten 
Einkommens  kann  zweckmässiger  und  gerechter  erfolgen«  entweder 
durch  eine  Entlastung  des  unfundierten  Einkommens  bei  der  Einkommen- 
steuer oder  durch  eine  besondere  Heranziehung  des  fundierten  Ein- 
kommens bei  jener  Steuer." 

2.  „Solange  die  Verm5gens-(Erg^zungs-)steuer  besteht,  ist  im 
Interesse  der  Land-  und  Forstwirtschaft  eine  Abänderung  der  §§  10 
und  11  des  Ergänzungssteuergesetzes  dringlichst  geboten,  zur  Vermei- 
dung unrichtiger  Schätzungen  und  insbesondere  behufs  angemessener 
Berücksichtigung  der  niederen  Bodenrente,  welche  seitens  des  Er- 
g^zungssteuergesetzes  g^nz  unberücksichtigt  bleibt." 

Als  Korreferent  vertrat  ich  die  Auffassung,  dass 

1.  die  Aufhebung  der  Ergänzungssteuer  ebensowenig  wie  ihre  Ersetzung 
durch  eine  stärkere  Belastung  des  fundierten  Einkommens  innerhalb 
der  Einkommensteuer  zu  befürworten  ist;  und 

2.  dass  dahin  gestrebt  werden  muss,  bei  der  Veranlagung  des  land- 
und  forstwirtschaftlich  genutzten  Grundvermögens  den  Ertragswert  im 
Sinne  des  §  2049  Bürgerlichen  Gesetzbuches  statt  des  Verkehrswerti 
zu  Grunde  zu  legen. 

Die  Plenarsitzung  verwies  die  Anträge  an  den  Ausschuss  V  für  Steuern 
und  Volkswirtschaft.  Der  Vorsitzende  dieses  Ausschusses  ersuchte  die  beiden 
Referenten,  den  Ausschuss  bei  der  weiteren  Bearbeitung  des  G^enstandes  zu 
unterstützen.  Diesem  Wunsche  entspreche  ich  durch  das  nachstehende  Gutachten. 


1)  Outachten  zu  Punkt  III 4  der  Tagesordnung  der  Plenarversamnüiing  der  Landviit- 
Schaftskammer  für  die  Provinz  Ostpreussen  am  29.  März  1900. 
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Der  Referent  hat  zutrefifend  mitgeteilt,  dass  im  Etat  für  1900  die  Ein- 
kommensteuer mit  einem  Betrage  von  159  Mill.  M.  veranschlagt  ist,  während 
Einkommensteuer  zu  Grunde  gelegt  wurden.  Es  geht  aber  nicht  an,  hieraus  den 
Schluss  zu  ziehen,  dass  die  Er^Uizungssteuer,  welche  den  durch  die  übrigen 
Massnahme  der  Steuerreform  bedingten  Einnahmeausfall  decken  sollte,  heute 
Dank  des  Wachsens  der  bei  den  Verhandlungen  über  die  Steuerreform  in  der 
Session  1892/93  120  MilL  M.  Einkommensteuererträge  überflüssig  geworden  sei 
und  ausser  Hebung  gesetzt  werden  könne. 

Mit  der  Bevölkerungszunahme  und  mit  dem  Wachsen  des  Wohlstandes 
vermehren  und  vergrössem  sich  auch  die  Ansprüche,  welchen  der  Staat  gerecht 
werden  muss,  es  vermehren  sich  somit  die  Staatsausgaben,  denen  ein  Wachsen 
der  Staatseinnahmen  entsprechen  muss.  Bei  Einführung  der  neuen  Einkommen- 
steuer und  der  Ergänzungssteuer  rechnete  man  mit  einem  natürlichen  Wachsen 
des  Ertrages  beider  Steuern  um  47o  pro  Jahr.  Deshalb  legte  man  im  §  48 
Ergänzungssteuergesetzes  als  Normalertrag  der  Einkommensteuer  für  1895/96, 
dem  Jahre,  in  welchem  die  Erg^zung^steuer  zum  erstenmal  erhoben  werden 
sollte,  nicht  120  Millionen,  sondern  einen  um  dreimal  4%  höheren  Ertrag 
185  Millionen  zu  Grunde,  man  rechnete  für  1895/96  mit  einer  Einnahme  von 
135  +  35  =  170  Millionen  aus  den  beiden  Personalsteuem.  Bei  einem  Wachstum 

um  47o  jährlich  würde  sich  für  1900  ein  Ertrag  von  170  +  ^^  X  170  =  204 

Millionen  ergeben,  während  thatsächlich  nur  159  +  33  =  192  Millionen  in  den 
Etat  eingestellt  werden  konnten.  Trotz  der  günstigen  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung Preussens  in  den  90er  Jahren  ist  sonach  das  Wachsen  der  Einnahmen  aus 
den  direkten  Personalsteuem  hinter  der  Erwartung  zurückgeblieben,  welcher 
man  sich  bei  ihrer  Einführung  hingab.  Es  ist  daher  nicht  abzusehen,  wie  dieses 
Ergebnis  die  Ausserhebuiigsetzung  einer  Staatssteuer  rechtfertigen  soU.  War 
es  doch  einer  der  wichtigsten  finanzpolitischen  Gründe,  welcher  für  die  Steuer- 
reform sprach,  das  direkte  Steuersystem  entwicklungsfähig  zu  machen,  sodass 
seine  Erträge  dem  wachsenden  Staatsbedarf  folgen. 

Auch  daraus,  dass  die  Aufhebung  der  lex  Huene  dem  Staate  eine  höhere 
Einnahme  zugeführt  hat,  als  bei  der  Steuerreform  in  Rechnung  gestellt  wurde, 
lässt  sich  die  Forderung  nicht  herleiten,  die  Ergänzungssteuer  als  überflüssig 
zu  beseitigen.  Die  isolierte  Betrachtung  der  Ueberweisungen  aus  den  land- 
wirtschaftlichen ZöUen  kann  eine  Berechtigung  nicht  mehr  beanspruchen,  nachdem 
jenes  Cresetz  vom  14.  Mai  1885  aufgehoben  worden  ist,  welches  lediglich  eine 
vorübergehende  Massregel  zur  Vorbereitung  der  üeberweisung  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  sein  sollte.  Haftet  man  mit  der  Berechnung  aber  nicht  an  den 
Ueberschuss  der  Ueberweisungen  aus  den  landwirtschaftlichen  Zöllen  über 
15  Mill.  M.,  sondern  berücksichtigt  man  die  Gesamtsummen  der  Ueberweisungen 
im  Verhältnis  zu  den  Matrikularumlagen,  so  ergibt  sich,  dass  von  1895  bis  1900 
die  Ueberweisungen  von  243  Millionen  auf  314,  die  Matrikularbeiträge  von  233 
auf  321,  diese  also  um  88,  jene  dagegen  nur  um  71  Mill.  M.  gewachsen  sind. 

Die  Forderung,  auf  eine  Staatseinnahme  Verzicht  zu  leisten,  dürfte  sich 
aber  überhaupt  nicht  dadurch  begründen  lassen,  dass  man  auf  die  vor  einer 
Reihe  von  Jahren  angestellten  Berechnungen  über  vom  Staate  aufgegebene  und 
neu  erschlossene  Einnahmequellen  zurückgreift  und  sie  mit  den  gegenwärtigen 
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Ergebnissen  vergleicht.  Jene  Berechnungen  haben  den  Zweck,  bei  der  Umwand- 
lung des  Steuersystems  den  Staat  vor  Ausfällen  ebenso  wie  Tor  überflüasigen 
Steuerüberschüssen  zu  bewahren;  ihre  Bedeutung  reicht  nicht  über  das  Etatajahr 
hinaus,  in  welchem  die  Reform  durchgeführt  wird.  Dieser  üebergangscharaJcter 
tritt  auch  in  der  Bestimmungen  des  §  48  Ergänzungssteuergesetzes  und  in  den 
Verhandlungen  über  denselben  klar  zu  Tage.  Haben  sich  auf  der  neuen  gesetz- 
lichen Grundlage  die  Einnahmen  und  dementsprechend  auch  die  Ausgaben  des 
Staates  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  entwickelt,  so  kann  die  Forderung, 
Steuern  als  überflüssig  aufzuheben,  sich  nicht  auf  die  inzwischen  veralteten 
Berechnungen  bei  der  Reform  stützen,  sondern  sie  muss  nachweisen,  dass  bei 
der  gegenwärtigen  Finanzlage  das  Aufkommen  aus  der  abzuschafifenden  Steuer 
überflüssig  ist,  nicht  nur  überflüssig  in  günstigen  Finanzjahren,  sondern  überflüssig 
für  die  Tragfähigkeit  des  Steuersystems  gegenüber  den  Staatsausgaben  überhaupt, 
wenn  man  Zeiten  günstiger  und  ungünstiger  wirtschaftlicher  Entwicklung  zu- 
sammenfasst.    Ein  Beweis  hierfür  ist  aber  bisher  nicht  geführt  worden. 

Es  ist  auch  behauptet  worden,  dass  die  Ergänzungssteuer  einen  nur 
subsidiären  Charakter  in  dem  Sinne  trägt,  dass  sie  einen  durch  die  Steuerreform 
entstandenen  Ausfall  an  Staatseinnahmen  decken  soll.  Dem  widerspricht  §  50 
Ergänzungssteuergesetzes,  nach  welchem  die  Er^nzungssteuersätze  nur  bei  gleich- 
zeitiger und  verhältnismässiger  Abänderung  der  Einkommensteuersätze  verändert 
werden  dürfen.  Daraus  ergibt  sich  wohl,  dass  die  Er^nznngssteuer  ein  inte- 
g^erendes  Glied  des  neuen  direkten  Steuersystems  ist.  Sie  sollte  die  Einkommen- 
steuer nicht  in  ihrem  Ertrage  «ergänzen*,  sondern  in  ihrer  Wirkung  auf  die 
Censiten:  durch  sie  sollt«  das  fundierte  Einkommen  eine  stärkere  Belastung  als 
das  unfundierte  erfahren. 

Die  Berechtigung  der  Forderung,  dass  das  fundierte  Einkommen  schärfer 
herangezogen  werden  soll,  um  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsföhigkeit  zu 
verwirklichen,  wird  heute  wohl  von  keiner  Seite  bestritten.  Mittels  der  Ertrag- 
steuer liess^  sich  diese  Aufgabe  nicht  befriedigend  lösen.  Eine  auf  Ehegatten 
und  Verwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie  ausgedehnte  Erbsteuer,  welche 
im  Interesse  der  Steuerkontrolle  sehr  erwünscht  wäre,  bewirkt  die  besondere 
Belastung  des  fundierten  Einkommens  doch  nur  in  sehr  roher  Form,  da  die 
Steuerpflicht  von  dem  zufälligen  Eintritt  eines  Ereignisses  abhängig  ist  Der 
Gesetzentwurf  von  1890,  welcher  sie  vorschlug,  fand  nicht  die  Zustimmung  des 
Landtages.  Hiemach  standen  zwei  Wege  ofifen:  Die  stärkere  Belastung  des 
fundierten  Einkommens  innerhalb  der  Einkommensteuer  oder  die  Einführung 
einer  Vermögenssteuer  neben  der  alles  Einkommen  gleichmässig  erfassenden  Ein- 
kommensteuer. Den  ersten  hat  Italien  mit  seiner  partiellen  Einkommensteuer 
beschritten.  Er  führt  aber  zu  sehr  schwierigen  Problemen,  da  ein  grosser  Teil 
der  Einkommen  weder  zu  den  unfundierten  noch  zu  den  reinen  Besitzeinkommen 
gehört,  sondern  gemischten  Charakter  trägt,  sich  aus  Arbeitseinkommen  und 
Besitzeinkommen  in  nicht  trennbarer  Mischung  zusammensetet.  Dahin  gehören 
die  Einkommen  aus  Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe.  Die  Belastung  aller 
solcher  gemischten  Einkommen  mit  dem  gleichen,  gesetzlich  bestimmten  Steuer- 
satze führt  zu  grossen  Unverhältnisnülssigkeiten,  da  die  Besitzeinkommen  bd 
den  einzelnen  Gewerbearten  eine  sehr  verschiedene  Quote  der  Gesamteinkommen 
bilden.    Wenn  aber  diese  als  Einheit  auftretenden  G^esamteinkommen  in  einen 
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iimdierien  und  in  einen  unfundierten  Teil  zerlegt  werden  aollen,  so  wOrde  ent- 
weder eine  willkürliche  Entscheidung  der  Yeranlagungsbehörden  Platz  greifen, 
oder  es  würde  sich,  wenn  allgemeine  Normen  als  Anhaltepunkte  aufgestellt 
werden,  bald  eine  schematische  Behandlung  einbürgern,  welche  der  Mannig- 
faltigkeit des  wirtschaftlichen  Lebens  nicht  gerecht  würde.  Diese  Schwierigkeiten 
werden  von  einer  massigen,  nach  dem  Vermögen  umgelegten  Steuer  yermieden: 
sie  benutzt  den  neben  dem  Einkommensbezuge  wichtigsten  Faktor  der  steuere 
liehen  Leistungsfähigkeit,  den  Yermögensbesitz,  unmittelbar  als  Massstab  fOr 
die  Steuerveranlagung.  Daher  vermag  sie  auch  die  Lücken  auszufallen,  welche 
jede  Einkommensteuer,  auch  die  das  fundierte  Einkommen  stärker  belastende, 
ofiPen  lässt:  jene  trifft  auch  diejenigen  Yermögensbestandteile,  welche  kein 
Einkommen  werben,  wie  Parks  und  Jagdgehege ;  sie  trifft  femer  Vermögensteile, 
welche  unter  Verzicht  auf  laufenden  Einkommensbezug  (im  landUlufigen  Sinne) 
spekulativ,  z.  B.  in  Baustellen,  angelegt  sind;  endlich  trifft  sie  Yermögensanlagen, 
welche  vorübergehend  ertraglos  sind  oder  vorübergehend  geringe  Erträge  liefern. 
Li  allen  diesen  FäUen  ist  das  geringe  oder  gar  fehlende  Jahreseinkommen  für 
sich  allein  kein  Gradmesser  der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit;  erst  durch 
Berücksichtigung  des  Vermögensbesitzes  wird  eine  gerechte  Steuerverteilung 
ermöglicht 

Keineswegs  ist  nun  aber  die  Vermögenssteuer  frei  von  Mängeln.  Auch 
ihre  Durchführung  stösst  auf  nicht  leicht  zu  überwindende  Schwierigkeiten. 
SoU  man  deshalb,  weil  sich  nach  der  Einführung  der  neuen  Steuer  hier  und 
dort  Missstände  herausstellen,  deren  Beiseitigung  in  dem  ersten  Vorgehen  der 
G^etzgebung  noch  nicht  gelungen  ist,  die  Steuer  selbst  aufgeben  und  es  nun 
mit  dem  anderen  Wege,  mit  der  verschiedenen  Behandlung  des  fundierten  und 
unfundierten  Einkommens  innerhalb  der  Einkommensteuer  versuchen?  Ganz 
gewiss  würde  man  auch  hier  bald  unerwünschte  Erscheinungen  entstehen  sehen, 
welche  Abhilfe  heischen.  Bei  der  Reform  von  1893  stand  die  Wahl  zwischen 
der  Einkommensteuer  mit  ungleicher  Belastung  des  fundierten  und  unfundierten 
Einkommens  und  der  Vermögenssteuer  frei.  Der  Gesetzgeber  hat  sich  für  die 
letzte  entschieden.  Wenn  sich  Mängel  bei  ihrer  Durchführung  herausstellen, 
so  kann  doch  nicht  befürwortet  werden,  es  nunmehr  mit  der  Einkommensteuer 
zu  versuchen  und  auch  dabei  schlechte  Erfahrungen  zu  sammeln:  vielmehr  muss 
auf  dem  einmal  beschrittenen  Wege  weitergegangen  werden,  und  man  muss  es 
versuchen,  die  Mängel,  welche  die  Vermögenssteuer  aufweist,  unter  Festhaltung 
am  Prinzipe  der  Vermögensbesteuerung  zu  beseitigen. 

Das  bedeutsamste  Problem  bei  der  Vermögenssteuer  ist  die  Bemessung 
des  Vermögenswerts.  Es  liegt  nahe,  den  Verkehrswert  der  einzelnen  Vermögens- 
objekte allen  Vermögensschätzungen  zu  Grunde  zu  legen.  Es  wird  hierdurch, 
wie  es  scheint,  ein  jedes  Vermögen  gleichartig  behandelt  und  die  Gleichmässigkeit 
der  Steuerlast  am  vollkommensten  hergestellt.  Doch  trifft  das  in  Wirklichkeit 
nicht  zu.  ErfahrungsgemäBS  rentieren  die  in  den  verschiedenen  Produktionszweigen 
angelegten  Vermögen  ausserordentlich  verschieden,  obwohl  sich  die  eine  Anlage 
vor  der  anderen  in  keiner  Weise  durch  spekulativen  Charakter  auszeichnet, 
4.  h.  obwohl  neben  dem  durch  die  Vermögensanlage  geworbenen  Einkommen 
keinerlei  Vermögenszuwachs  durch  Wertsteigerung  des  Vermögensobjekts  zu 
erwarten  steht.  Alsdann  muss  die  nach  dem  Verkehrswert  bemessene  Vermögens- 
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Steuer  einen  härteren  Druck  auf  die  niedriger  rentierenden  Vermögen  aasüben. 
Das  gilt  in  ganz  besonderem  Masse  von  dem  in  Grundbesitz  und  Landwirtsdiafts- 
betrieb  angelegten  Vermögen,  welches  den  anderen  Vermögensanlagen  gegenüber 
überlastet  wird. 

Diese  Sachlage  darf  in  keiner  Weise  verwechselt  werden  mit  den  FMlai, 
welche  oben  zur  Empfehlung  der  Vermögenssteuer  angedeutet  wurden.  Dort 
handelte  es  sich  entweder  um  besondere  Arten  des  Gennssvermögens,  welches 
kein  Einkommen  wirbt;  aber  doch  persönlichen  Bedürfnissen  dienstbar  gemacht 
ist;  oder  um  spekulativ  angelegtes  Vermögen,  dessen  voraussichtlicher  Wert- 
zuwachs durch  die  Anlage  gewonnen  werden  soll;  oder  endlich  um  vorübergehend 
geminderte  Ertragsfähigkeit,  welche  noch  keinen  Einfluss  auf  den  Wert  der 
Anlage  ausübt.  Hier  dagegen  liegt  eine  andauernde,  geringere  Rentabilität 
des  ausschliesslich  der  Produktion  gewidmeten  Vermögens  vor. 

Durch  die  Kombination  von  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  bei  sehr 
niedrigem  Vermögenssteuersatz  kann  die  Prägravation  gemildert  erscheinen :  da 
die  verschiedene  Rentabilität  der  Vermögensanlagen  bereits  durch  die  Einkommen- 
besteuerung  berücksichtigt  wird.  Ob  in  Preussen  die  in  der  Vermögenssteuer 
allein  liegende  Ueberlastungder  Landwirtschaft  durch  die  Einkommenbesteuenmg 
ausgeglichen  wird,  muss  zunächst  als  offene  Frage  behandelt  werden. 

Auf  diese  Schwierigkeiten  haben  die  Finanztheoretiker,  vor  allen  Fr.  J. 
Neumann,  eine  unserer  ersten  Autoritäten  auf  diesem  Gebiete,  schon  frühzeitig 
und  auch  neuerdings  wieder  hingewiesen.  Neumann  (Die  persönlichen  Steuern 
vom  Einkommen,  verbunden  mit  Ertrag-  oder  mit  Vermögenssteuern,  1896, 1 12  fg.) 
spricht  sich  daher  für  eine  Vermittlung  zwischen  Ertragswert  und  Verkehrswert 
aus,  ohne  jedoch  zu  positiven  Vorschlägen  über  das  Prinzip,  nach  welchem  eine 
Kombination  stattzufinden  habe,  zu  kommen.  Er  denkt  an  die  Ausbildung  von 
Klassentafeln  und  Normalsätzen,  mit  Hilfe  deren  bezüglich  der  Höhe  der 
Steuerlast  ein  Mittelding  zwischen  Ertrags-  und  Einkommenssteuer  einerseits 
und  Vermögenssteuer  anderseits  geschaffen  werden  könne,  welches  sich  von 
manchen  Fehlem  der  einzelnen  dieser  Steuern  freihält  (S.  121). 

um  die  Prägravation  der  Landwirtschaft  durch  die  Vermögenssteuer  zu 
verhüten  oder  doch  wenigstens  zu  mildem,  kommen  nach  den  bisherigen  Ver- 
suchen in  der  Steuergesetzgebung  zwei  Mittel  in  Frage.  In  manchen  Staaten 
wurde  bei  den  landwirtschaftlich  genutzten  Grundstücken  statt  des  vollen  Kauf- 
wertes  nur  ein  Bmchteil  desselben  der  Besteuerung  zu  Gmnde  gelegt.  So 
zieht  die  Vermögenswehrsteuer  der  Schweiz  die  Liegenschaften  nur  mit  drei 
Vierteln  des  Verkaufswerts  heran.  Aehnliches  findet  bei  einige  kantonalen 
Vermögenssteuern  statt  (Neumann  a.  a.  0.  S.  114 — 117). 

Für  ein  solches  Verfahren  spricht  sehr  seine  Einfachheit,  sobald  der 
Verkehrswert  der  Liegenschaften  ermittelt  ist:  diese  Voraussetzung  trifft  in 
Preussen  zu*  Gegen  dasselbe  ist  einzuwenden,  dass  es  doch  sehr  schematiBch 
wirkt.  Ueberdies  erscheint  es  zweifelhaft,  ob  bei  dem  Interes8engegensatl^ 
welcher  in  Preussen  zwischen  Stadt  und  Land,  zwischen  indastrieller  und  agrari- 
scher Bevölkerung  besteht,  diese  Lösung  zu  erreichen  oder  dauernd  zu  behauptoi 
wäre,  da  sie  das  Wesen  der  Sache  verdeckt  und  den  Schein  einer  Begünstigung 
^er  Landwirtschaft  erweckt. 

In  einigen  schweizer  Kantonen  wird  bei  der  Schätzung  von  Gmndvermöga 
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die  Mitb^rückaichtigung  des  Ertragswerts  vorgeschrieben ').  Sehr  beachtenswert 
ist  der  Vorgang  des  holländischen  Yermögenssteuergesetzes  vom  27.  September  1892 ; 
nach  Art.  7  beträgt  der  steuerbare  Wert  der  bebauten  und  unbebauten  Grund- 
stücke das  Zwanzigfache  ihres  steuerbaren  Ertrages,  sofern  der  Steuerpflichtige 
nicht  vorzieht,  seine  zu  dieser  Gattung  gehörigen  Gfiter  ohne  irgend  eine  Aus- 
nahme nach  dem  Verkaufswert  zu  schätzen.  Bauplätze  und  Parkanlagen  werden 
nach  dem  Verkaufiswert  berechnet  (Finanzarchiv  1894,  S.  706.)  Es  muss  heute 
möglich  sein,  sich  über  die  Erfahrungen  zu  unterrichten,  welche  man  mit 
diesen  Bestimmungen  gemacht  hat. 

In  Preussen  bestand  bei  der  Reform  von  1893  die  Absicht,  bei  der  Ver* 
anlagung  des  landwirtschaftlich  benutzten  Grundvermögens  zur  Ergänzungssteuer 
den  Ertragswert  mit  zu  berücksichtigen.  Doch  hat  man  es  versäumt,  eine 
dahingehende,  scharf  gefasste  Bestimmung  in  das  Gesetz  aufzunehmen.  Die 
Regierungsvorlage  hatte  vorgeschlagen,  dass  Grundstücke  nach  dem  Verkaufswert 
veranlagt  werden  sollten.  Diese  Bestimmung  ist,  im  Einverständnis  mit  der 
Staatsregierung,  bereits  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  beseitigt 
worden :  der  «gemeine  Wert**  soll  massgebend  sein,  welcher  nach  wissenschaft- 
lichen und  praktischen  Grundsätzen  ermittelt  werden  müsse.  Der  Eommissions- 
bericht  (Anlagen,  V,  2841  fg.)  macht  den  Eindruck,  als  wenn  man  mit  der 
Einführung  des  gemeinen  Wertes  eine  weitgehende  Berücksichtigung  des  Ertrags- 
wertes gesichert  glaubte.  Ausdrücklich  erklärt  z.  B.  der  Vertreter  des  Finanz- 
ministeriums, dass  bei  Feststellung  des  gemeinen  Wertes  von  Bauplätzen  die 
Nachfrage  nach  solchen,  also  der  Verkaufswert,  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden 
dürfe  (S.  2343) :  eine  Erklärung,  welche  man  gar  nicht  verstehen  könnte,  wenn 
der  gemeine  Wert  als  identisch  mit  dem  Verkehrswert  aufgefasst  worden  wäre. 
Auch  von  anderer  Seite  wurde  bestätigt,  dass  weder  der  Verkaufswert,  noch 
der  Ertragswert  an  sich  im  Widerspruch  mit  dem  gemeinen  Wert  ständen. 

In  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  am  18.  April  1893  erklärte  der 
Finanzminister  ausdrücklich  (Sten.  Ber.  III,  1856),  dass  er  den  Erläuterungen 
und  Beschlüssen  der  Kommission  beitrete,  und  dass  diese  Erläutorungen  durchaus 
im  Einklänge  mit  seinen  früheren  Bemerkungen  stehen.  Er  nimmt  damit  Bezug 
auf  die  authentische  Interpretation  des  Begriffes  gemeiner  Wert  von  Liegenschaften,, 
welcher  in  derselben  Sitzung  gegeben  hatte  (S.  1858).    Dieselbe  lautet: 

,Der  gemeine  Wert  ist  doch  derjenige  Wert  eines  Gegenstandes, 
der  dem  Betrage  entspricht,  welchen  jeder  Eigentümer  jeder  Zeit  für 
den  betreffenden  Gegenstand  bekommen  kann,  ohne  dass  dabei  be- 
sondere Konjunkturverhältnisse  oder  besondere  Liebhabereien  im  ein- 
zelnen für  den  betreffenden  Gegenstand  in  Betracht  kommen.  Dieser 
gemeine  Wert  wird  sich  nun  in  manchen  Fällen  lediglich  nach  dem 
Verkaufswert  richten.  Wenn  die  Grundstücke  z.  B.  in  der  Nähe  einer 
Stadt  thatsächlich  eine  Ware  geworden  sind,  wenn  mit  diesen  Grund- 
stücken hin  und  her  marchandiert  wird,  so  wird  dieser  gemeine  Wert 
sich  in  der  Regel  mit  dem  jeder  Zeit  erhältlichen  Verkaufswert  decken. 
In  denjenigen  Fällen  aber,  die  namentlich  in  rein  ländlichen  Verhält- 


1)  Vgl.  die  ansführlichen  Mitteilungen  über  die  Versuche  der  Schweizer,  den  Ertrags- 
wert  mit  zn  berücksichtigen,  in  Schanz,  Steuern  der  Schweiz,  I,  S.  69  f. 
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nissen  sehr  viel  vorkommen  werden,  wo  Yeräusseningen  nur  in  sehr 
geiingem  Masse  stattfinden,  wo  nach  stattgehabten  Veräussenrngen 
der  wirkliche  gemeine  Wert  nicht  eruiert  werden  kann»  wird  natu^ 
gemäss,  wie  das  heute  bei  den  Taxen  geschieht,  thatsächlich  der 
Ertragswert  des  betreffenden  Grundstücks,  kapitalisiert,  dem  gemeinen 
Wert  entsprechen.  Hier  kann  man  nicht  generalisieren,  das  mun 
man  nach  den  Yerkehrsverhältnissen  im  einzelnen  Falle  entscheidoL* 

Es  muss  hier  ausdrücklich  hervorgehoben  werden,  dass  der  Sinn  der 
Ausführungen  des  Finanzministers  augenscheinlich  nicht  ist:  der  gemeine 
Wert  ist  der  Verkehrswert ;  wo  eine  genügende  Anzahl  von  Kaufpreisen  vorliegt, 
ist  nach  diesen  der  Verkehrswert  zu  bestimmen;  wo  sie  fehlen,  ist  der  Beinertrag 
als  Mittel  zur  Bestimmung  des  Yerkehrswerts  zu  benutzen.  Sondern  dass  der 
Sinn  vielmehr  der  ist :  nur  dort,  wo  die  Liegenschaften  den  Charakter  der  Ware 
angenommen  haben,  ist  der  gemeine  Wert  mit  dem  Verkehrswert  identisch; 
wo  dagegen  Veräusserungen  selten  vorkommen,  ist  der  gemeine  Wert  nicht  gleich- 
bedeutend mit  dem  Verkehrswert,  sondern  mit  dem  kapitalisierten  Ertragswert 
Das  widerspricht  auch  nicht  dem  ersten,  einleitenden  Satz:  denn  wo  Grund- 
stücksverkäufe  selten  sind,  da  liegt  eben  gar  nicht  die  Möglichkeit  vor,  jeder 
Zeit  einen  Käufer  zu  finden.  Es  heisst  doch  wirklich  dem  Begriff  ,  gemeiner 
Wert"  Gewalt  anthun,  wenn  man  ihn  schlechtweg  mit  dem  Verkehrswert  inden- 
tifizieren  will,  obwohl  der  Besitzer  das  Grundstück  regelmässig  und  dem  Charakter 
des  ländlichen  Grundvermögens  entsprechend  gar  nicht  in  der  Absicht  besitzt, 
einen  Käufer  zu  suchen,  sondern  in  der  Absicht,  es  zu  bewirtschaften ;  und  wenn 
er  vielleicht  Jahre  lang  nach  einem  Käufer  suchen  müsste,  welcher  bereit  wäre,  den 
nach  früheren  Verkäufen  desselben  oder  gleichartiger  Grundstücke  ermittelten 
Verkehrswert  zu  zahlen.  So  bezeichnet  auch  das  A.  L.  R.  als  gemeinen  Wert 
der  Sache  den  Nutzen,  welchen  sie  einem  jeden  Besitzer  gewähren  kann,  nicht 
aber  den  Verkehrswert. 

Dem  entspricht  auch  die  , allgemeine  Auffassung  der  Kommission*,  welcher 
der  Finanzminister  beigetreten  ist,  und  welcher  der  Berichterstatter  mit  folgenden 
Worten  Ausdruck  verlieh  (Sten.  Ber.  1858): 

,Ich  möchte  in  üebereinstimmung  mit  den  Ausführungen  des  Hern 
Finanzministers  nur  hervorheben,  dass  man  sich  auf  den  gemeinen 
Wert  in  dem  Sinne  zurückbezogen  hat,  dass  der  g^emeine  Wert  sowohl 
durch  den  Verkaufswert  hergestellt  und  dargestellt  werden  kann,  ab 
durch  den  Ertragswert.  Ertragswert  und  Verkaufswert  sind  nach  dem 
Allgemeinen  Landrecht  und,  soviel  ich  sehe,  nach  jedem  Rechtssystan 
keine  Begriffe,  die  an  sich  dem  gemeinen  Wert  widerspredien  oder 
von  dem  das  eine  oder  das  andere  einen  besonderen  Ansprach  erheben 
kann,  sich  mit  dem  gemeinen  Wert  zu  decken.  Es  wäre  ebenso  fidsdu 
wenn  man  behaupten  wollte,  der  gemeine  Wert  ist  regelmässig  der 
Verkaufswert,  als  wenn  man  sagen  wollte,  der  gemeine  Wert  ist 
regelmässig  der  Ertragswert.  Nach  Lage  des  Falles,  nach  der  Indivi- 
dualität des  Gegenstandes  wird  derjenige  Wert,  der  im  Veikdir  und 
Gebrauch  als  der  gemeine  Wert  erachtet  wird,  als  solcher  angenommen 
werden  müssen.* 
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Einen  anderen  Sinn  kann  man  auch  der  Erklärung  des  Finanzministers 
in  der  Kommission  des  Herrenhauses  nicht  beilegen,  welche  unter  ausdrücklicher 
Verweisung  auf  die  Erklärungen  im  Abgeordnetenhause  abgegeben  wurde.  Der 
Berichterstatter  sagt  darüber  (Sten.  Ber.  I,  286): 

^Auch  bei  Schätzung  der  Grundstücke  soll  der  gemeine  Wert 
massgebend  sein,  d.  h.  der  Wert,  den  das  Grundstück  für  den  Be- 
sitzer habe.  Welche  Momente  diesen  Wert  bestimmen,  darüber  lasse 
sich  eine  allgemein  gültige  Norm  nicht  aufstellen,  sondern  hänge  von 
den  Verhältnissen  ab;  für  städtische  Grundstücke,  für  Baustellen  in 
der  Umgebung  grosser  Städte  oder  auch  für  ländliche  Grundstücke 
in  solchen  Gegenden,  wo  ein  häufiger  Besitz  Wechsel  von  der  Hand  zu 
Hand  stattfindet,  biete  sich  ein  geeigneter  Massstab  in  den  für  gleich- 
artige Grundstücke  regelmässig  erzielten  Kaufpreisen  dar,  wobei  es 
selbstverständlich  ausgeschlossen  sei,  die  unter  besonderen  Umständen 
gezahlten  Ausnahmepreise  der  Schätzung  zu  Grunde  zu  legen.* 

,  Anderseits  werde  in  Bezirken  mit  überwiegend  stetigen  Besitz- 
verhältnissen der  durch  die  gemeingewöhn]iche  Bewirtschaftung  dauernd 
erzielte  Ertrag  einen  wesentlichen  Faktor  der  Wertsermittelung  bilden.* 
Schon  die  , Technische  Anleitung  vom  26.  Dezember  1893  für  die  erst- 
malige Schätzung  des  Wertes  der  Grundstücke  behufs  Veranlagung  der  Er- 
gänzungssteuer*   stellte  in  sehr  bedenklicher  Weise  den  Verkehrswert  in  den 
Vordergrund.    (Vgl.  meinen  Artikel  in  der  Schlesischen  Zeitung  vom  15.  Februar 
1895  und  Neumann  a.  a.  0.  1896,  120  fg.)-  I^er  Art.  5  der  Technischen  Anleitung 
lautet : 

,Bei  Bemessung  des  gemeinen  Wertes  der  Grundstücke  sind  zum 
Anhalt  zu  nehmen: 

a)  die  im  gewöhnlichen  Verkehr  gezahlten  Kaufpreise, 

b)  wo  aber  Käufe  namentlich  von  land-  und  forstwirtschaftlich  benutzten 
Grundstücken  nicht  in  ausreichendem  Umfange  vorkommen,  um  einen 
zutreffenden  Massstab  zu  gewähren,  ausserdem  die  Ertragswerte,  d.  h. 
die  Kapitalwerte,  deren  jährliche  Zinsen  dem  bei  gemeingewöhnlicher 
Bewirtschaftung  dauernd  zu  erzielenden  durchschnittlichen  jährlichen 
Ertrage  unter  Anwendung  desjenigen  Zinsfusses  gleichkommen, 
der  von  dem  in  gleichartigem  Grundbesitze  angelegten  Ka- 
pital in  der  betreffenden  Provinz  etc.  erzielt  zu  werden  pflegt.* 

Der  Ertragswert  sollte  also  nicht  unter  Benutzung  eines  Multiplikators 
berechnet  werden,  welcher  dem  landesüblichen  Gewinnsatz,  sondern  vielmehr 
«ines  solchen,  welcher  der  in  der  Landwirtschaft  erzielten  Rentabilität  ent- 
spricht. So  hatte  Gauss  in  seinem  Kommentar  (Ziff.  155)  ganz  recht,  wenn  er 
fichrieb:  „Der  Ertragswert  unterscheidet  sich  von  dem  Verkaufswerte  durch 
die  Art  der  Ermittelung*,  also  nicht  seinem  Wesen  nach.  Ein  solcher 
Ertragswert  entspricht  aber  nicht  den  Zusicherungen,  welche  der  Finanzminister 
im  Landtage  hinsichtlich  der  Veranlagung  des  ländlichen  Grundbesitzes  ge- 
macht hat.  Auch  Strutz  (Das  Ergänzungssteuergesetz  von  1893,  44  fg.)  er- 
kennt an,  dass  dieser  Wert  nicht  mehr  reiner  Ertragswert  ist,  sondern  bereits 
andere  Elemente  enthält.    Wenn  er  aber  zur  Verteidigung  der  Technischen 
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AnleitoBg  meint,  daes  dieser  Wert  in  der  Regel  mehr  als  der  reine  Ertrags- 
wert den  gemeinen  Wert  darstellen  werde,  so  muss  die  Auffassung  bestritten 
werden;  keinesfalls  entspricht  sie  den  Absichten  der  gesetzgebenden  Faktoren. 

Inzwischen  hat  das  Oberverwaltungsgericht  dahin  entschieden,  dass  unter 
dem  gemeinen  Wert  landwirtschaftlicher  Besitzungen  grundsätzlich  der  Ve^ 
kaufswert  zu  verstehen  ist.  (Entscheidungen  in  Staatssteuersachen  V,  1897, 
63  fg.)  Für  die  Ermittelung  desselben  ist  vor  allem  der  für  das  zu  bewertende 
Grundstück  selbst  in  neuerer  Zeit  unter  normalen  Verhältnissen  bezahlte  Preis 
von  Bedeutung ;  dabei  ist  das  seit  dem  Kauf  auf  Grund  allgemeiner  Erfahrungen 
etwa  eingetretene  Steigen  oder  Fallen  des  Grundstückswertes,  sowie  eine  etwaige 
aus  sonstigen  Umständen  zu  entnehmende  Erhöhung  oder  Verminderung  des 
Wertes  des  zu  schätzenden  Grundstücks  zu  berücksichtigen.  Kann  von  einem 
solchen,  in  der  neueren  Zeit  erzielten  Kaufpreise  des  zu  bewertenden  Grund- 
stücks selbst  nicht  ausgegangen  werden,  so  sind  von  Amts  wegen  die  zur  Ter- 
gleichung  geeigneten  gleichartigen  Grundstücke,  für  welche  normale  Kaufpreise 
in  neuerer  oder  neuester  Zeit  bezahlt  worden  sind,  zu  ermitteln,  weil  auf  diese 
Weise  der  Kaufwert  des  Grundstücks  am  zuverlässigsten  festgestellt  werden 
kann.  Nur  wenn  Vergleichsobjekte  nicht  vorhanden  sind,  darf  auf  den  Schätzungs* 
bogen  zurückgegriffen  werden,  welcher  auf  Grund  der  Technischen  Anleitung 
unter  Benutzung  von  sorgsam  ermittelten  Schätzungsmerkmalen  aufgestellt  ist. 
(Vgl  Entscheidungen  VII,  1899,  273  fg.  Vgl.  auch  VIII,  302  fg.,  328  fg.,  341  fg.) 

Nach  dieser  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts,  welches  übri- 
gens (a.  a.  0.  V,  75)  selbst  anerkennt,  dass  seit  mehreren  Jahrzehnten  der  durch- 
schnittliche Verkaufswert  landwii-tschaftlicher  Grundstücke  den  durchschnittlichen 
Ertragswert  regelmässig  erheblich  übersteigt,  kann  einer  Ueberlastung  der  Land- 
wirtschaft nur  durch  eine  Aenderung  des  Ergänzungssteuergesetzes  vorgebeogi 
werden,  welche  die  ursprüngliche  Absicht  der  gesetzgebenden  Faktoren  unzwei- 
deutiger zum  Ausdruck  bringt,  und  welche  gleichzeitig  rechtliche  Normen  über 
die  Berechnung  des  Ertrages  und  die  Kapitalisierung  desselben  aufstellt,  deren 
das  Oberverwaltungsgericht  bedarf,  um  den  Ertrag  als  einen  objektiven  Man- 
stab  der  Wertbestimmung  benutzen  zu  können  (a.  a.  0.  V,  70  fg.). 

Die  Thatsachen,  welche  bei  der  Einkommenbesteuerung  ermittelt  sind 
und  werden,  können  zur  Schätzung  des  Reinertrages  benutzt  werden,  den  das 
Landgut  nach  seiner  bisherigen  wirtschaftlichen  Bestimmung  bei  Ordnung«- 
massiger  Bewirtschaftung  nachhaltig  gewähren  kann.  Bei  der  Wahl  des  Multi- 
plikators für  die  Kapitalisierung  des  Reinertrages  muss  berücksichtigt  werden, 
dass  dem  Kapitalzinse  die  Pachtrente,  nicht  aber  der  Reinertrag  entspridit 
Sofern  aus  dem  Reinertrage  nicht  eine  angemessene  Quote  für  die  Arbeits- 
leistung des  selbstwirtschaftenden  Grundeigentümers  ausgeschieden  wird,  muss 
daher  der  Multiplikator  erheblich  niedriger  als  auf  25  festgesetzt  werden. 

Ist  denn  nun  aber  thatsächlich  eine  Ueberlastung  der  Landwirtschaft 
durch  die  verbundene  Einkommens-  und  Vermögensbesteuerung  in  PreusseB 
vorhanden?  In  Holland,  wo  man  das  Grundvermögen,  mit  einigen  Auanalimen, 
nach  dem  Ertragswert  veranlagt,  beträgt  der  Steuersatz  2  pro  Mille,  in  Preussea 
nur  V'*  Bedarf  es  bei  einem  so  massigen  Steuersatz  noch  einer  Berücksichtig 
gung  der  Rentabilität  der  Vermögensanlage  innerhalb  der  Vermögenssteuer,  joA 
genügt  nicht  schon  der  durch  die  Einkommensteuer  bewirkte  Ausgleich? 
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Wenn  die  vorliegende  Einkommen-  und  Vermögenssteuer-Yeranlagungs- 
fitatistik  auch  nicht  nach  allen  Richtungen  hin  gesicherte  Aufschlüsse  gibt,  so 
bietet  sie  doch  Anhaltspunkte  zur  Beurteilung  des  Steuerdrucks. 

Nach  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer  für  1899  und  der  Ergän- 
zungssteuer für  1899—1901  ^)  hatten  die  physischen  Personen  mit  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  3000  M. 


in  den  Städten 

auf  dem 
platten  Lande 

überhaupt 

M. 

M. 

M. 

1.  Kapitalvermögen     .... 

20.807,232,217 

4,763,119,428 

25,570,851,645 

a)  Einkommen  daraus      .     . 

881,882,059 

198,977,915 

l-,080,859,974 

2.  Grundvermögen  einschl.  des 
Betriebskapitals 

14,883,598,757 

10,270,361,659 

25,153,960,416 

a)  Einkommen  daraus     .     . 

504,534,344 

362,893,224 

867,427,568 

3.  Wert  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals in  Handel,  Ge- 
werbe, Bergbau  

8,362,424,371 

1,324,597,364 

9,697,021,735 

a)  Einkommen  dai-aus     .     . 

1,141,949,134 

162,173,729 

1,304,122,863 

Hiemach    betrug    das   Ein- 
kommen in  Prozenten  des  Ver- 

mögens : 

1.  beim  Kapitalvermögen  .    . 

4.2 

4,2 

4,2 

2.  beim  Grundvermögen     .    . 

3,4 

8,5 

3,5 

8.  beim  gewerbl.  Vermögen  . 

13,7 

12,2 

18,5 

Es  ist  zu  erwägen,  ob  die  von  der  Veranlagungsstatistik  nachgewiesenen 
Vermögens-  und  Einkommensarten  zur  Berechnung  der  Rentabilität  der  Ver- 
mögen und  zum  Vergleich  der  Rentabilität  der  verschiedenen  Vermögens- 
anlagen brauchbar  sind.  Störend  könnten  hier  die  Schulden  wirken,  da  die 
Schuldkapitalien  und  Schuldzinsen  besonders  nachgewiesen  sind,  ohne  dass  bei 
ihnen  eine  Zurechnung  zu  den  einzelnen  Vermögens-  und  Einkommenskategorien 
möglich  wäre.  Dieserhalb  bedarf  es  einer  Prüfung,  besonders  bei  den  unter  2 
und  3  aufgeführten  Zahlen.  Beim  Einkommen  aus  Grundvermögen  wird  zu- 
nächst das  Einkommen  ohne  Schuldzinsenabzug  ermittelt,  und  es  werden  diesem 
Einkommen  dann  die  Passivzinsen  gegenübergestellt.  Dementsprechend  wird 
auch    der  Wert   des    Grundvermögens    zunächst    ohne    Berücksichtigung    der 


1)  Mitteilungen  ans  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preuss.  Staate.  Statistik 
der  preuss.  Einkommensteuerveranlagung  fdr  das  Jahr  1899  und  der  Ergänzungssteuer- 
veranlagung für  die  Jahre  18991901.    Berlin  1899.    S.  20i  fg. 
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Schulden  festgestellt,  und  die  Schulden  werden  dann  summarisch  nachgewiesen. 
Nur  bei  besonderer  Veranlagung  des  landwirtschaftlichen  Betriebskapitals 
werden  die  Schulden  bereits  bei  der  Feststellung  vom  Wert  des  Betriebskapitals 
berücksichtigt.  Sonach  handelt  es  sich  sowohl  beim  Grundvermögen  als  auch 
beim  Einkommen  aus  demselben  um  Zahlen,  bei  denen  in  der  Regel  die  Schul- 
den  und  Schuldzinsen  noch  nicht  abgezogen  sind;  ausnahmsweise,  wo  eine  be- 
sondere Veranlagung  des  Betriebskapitals  stattfinden  musa,  kann  allerdings  das 
nachgewiesene  Vermögen  um  den  Schuldbetrag  kleiner  als  das  BruttoveimOgen 
sein,  so  dass  die  unter  2  nachgewiesene  Rentabilität  noch  grösser  ist  als  die 
wirklich  erzielte  Rentabilität.  Diese  Fehlerquelle  dtbrfte  aber,  da  in  der  Regd 
das  Betriebskapital  mit  dem  Grundwert  zusammen  in  einheitlichem  Verfahren 
(§11  des  Ergänzungssteuergesetzes)  ermittelt  wird,  einen  bedeutenden  Einfluss 
anf  das  Ergebnis  nicht  haben. 

Beim  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  und  Bergbau  werden  in  der 
Regel  die  Schuldzinsen  bereits  bei  der  Berechnung  des  Geschäftsgewinns  be- 
rücksichtigt. Dementsprechend  werden  auch  die  Schuldkapitalien  regelmässig 
bei  Schätzung  des  Betriebsvermögens  abgesetzt.  Auch  hier  erscheinen  sonach 
die  Nachweisungen  von  Vermögen  und  Einkommen  zur  Rentabilitätsberedmung 
geeignet:  es  handelt  sich  hier  um  Vermögen  nach  Abzug  der  Schulden  und 
um  Einkommen  nach  Abzug  der  Schuldenzinsen. 

Für  den  Vergleich  der  Rentabilität  des  Grundvermögens  mit  der  des 
gewerblichen  Vermögens  muss  aber  beachtet  werden,  dass  dort  die  Schulden 
und  Schuldzinsen  noch  nicht  abgezogen  sind,  während  das  hier  geschehen  ist 
Darauf  wird  unten  Rücksicht  zu  nehmen  sein. 

Nach  der  Veranlagung  zeigt  sich  eine  ganz  ausserordentlich  niedrige 
Rentabilität  des  ländlichen  Grundvermögens.  Die  Erklärung  könnte  man  sa- 
nächst  darin  suchen,  dass  vielleicht  die  landwirtschaftlichen  Einkommen  m 
niedrig  veranlagt  sind.  Es  muss  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  auf  ge- 
naue Einkommensberechnung  angelegt  Einkommensteuer  ihrem  Wesen  xkacb 
Wirtschaftseinheiten  voraussetzt,  welche  hinsichtlich  ihres  gesamten  Erzeug- 
nisses und  hinsichtlich  ihres  gesamten  Verbrauchs  in  der  Verkehrswirtschaft 
stecken,  dass  ihr  dagegen  alle  Eigenproduktionen,  zumal  wenn  für  dieselben 
Verkehrswerte  nicht  existieren,  widerstreben.  Selbst  die  sorg^tigste  landwirt- 
schaftliche Buchführung  vermag  eine  exakte  Bestimmung  des  Reineinkommens 
nur  unvollkommen  zu  leisten,  sobald  durch  die  Bewirtschaftung  der  Kultmzii- 
stand  des  Landes  verbessert  oder  verschlechtert  wird.  Sieht  man  aber  auch 
von  diesem  Faktor  ab,  so  bleiben  noch  genug  Schwierigkeiten  bei  der  Be- 
stimmung des  landwirtschaftlichen  Einkommens  übrig,  welche  in  den  tastenden 
Versuchen,  allgemeine  Schätzungsnormen  zu  gewinnen,  zum  Ausdruck  kommen. 
Es  muss  daher  mit  der  Möglichkeit  einer  ünterschätzung  des  landwirtschaflr 
liehen  Einkommens  gerechnet  werden.  Auf  der  anderen  Seite  scheint  aber  doch 
die  planmässig  geleitete  Arbeit  seit  dem  neuen  Einkommensteuergesetz  nicht 
ohne  Erfolg  gewesen  zu  sein.  Eine  allgemeine  Verfügung  des  Finanzministen 
vom  5.  Oktober  1899'),  welche  sich  auf  die  Herleitnng  und  Benutznng  von 
Norroalsätzen  für  die  Einkommensteuerveranlagung  bezieht^  führt  aus: 


1)  Ansführnngsanweisüng  vom  6.  Juli  1900.    II.  TeU.    Anhang  106,  S.  91. 
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,2.  Die  oben  (zu  1)  angedeuteten  ünvoUkommenheiten  der  in 
früheren  Jahren  aufgestellten  Schätzungsnonnen  erklären  sich  zum 
Teil  daraus,  dass  damals»  namentlich  in  solchen  Bezirken,  in  denen 
Verpachtungen  nur  in  geringem  umfange  vorkommen,  geeignete  Unter- 
lagen zur  Berechnung  brauchbarer  Normalsätze  fehlten.  Seitdem  sind 
aber  überall  gelegentlich  des  Yeranlagungs-  und  Rechtsmittelverfahrens 
in  zahlreichen  Fällen,  und  zwar  auch  in  solchen,  die  für  den  be- 
treffenden Bezirk  als  typisch  gelten  kOnnen,  durch  Verhandlungen 
mit  den  Steuerpflichtigen  oder  auf  anderem  Wege  die  Wirtschafts- 
erträge ziffermässig  oder  doch  annähernd  zutreffend  festgestellt. 
Die  Ergebnisse  dieser  Einzelermittelungen  liefern  ein  reichhaltiges,  von 
Jahr  zu  Jahr  anwachsendes  Material,  um  daraus  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  angepasste  Schätzungsnormen  abzuleiten,  oder  auch  die 
bereits  im  Oebrauch  befindlichen  Normen  danach  zu  berichtigen." 
Hienach  wird  man  eine  üntersohätzung  des  landwirtschaftlichen  Ein- 
kommens, wenn  sie  wirklich  noch  vorliegen  sollte,  jedenfalls  nicht  sehr  hoch 
veranschlagen  dürfen. 

Auf  der  anderen  Seite  muss  man  berücksichtigen,  dass  die  Hypotheken- 
schulden für  erststellige  Hypothek  mit  SVi*—^»  ^^  zweitstellige  und  dahinter 
stehende  Hypotheken  mit  47^ — 5  und  mehr  Prozent  verzinslich  sind.  Wenn 
man  von  den  Schätzungsergebnissen  die  Schulden  und  die  Schuldzinsen  abziehen 
könnte,  so  würde  die  Rentabilität  des  den  Grundeigentümern  selbst  gehörigen 
Grundvermögens  daher  noch  ganz  erheblich  unter  3^5  ^/o  herabsinken.  Berück- 
sichtigt man  diese  beiden,  in  entgegengesetzter  Richtung  wirkenden  Fehler- 
quellen, berücksichtigt  man  femer  das  herangezogene  Zeugnis  des  Finanzmini- 
steriums, so  dürfte  sich  die  Annahme  nicht  weit  von  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen entfernen,  dass  das  landwirtschaftliche  Vermögen  nicht  höher,  vielleicht 
sogar  niedriger  rentiert,  als  das  Kapitalvermögen;  dass  also  das  Einkommen 
aus  Landwirtschaft  durch  die  Einkommensteuer  und  die  Ergänzungssteuer  zu- 
sammen ebenso  hoch  belastet  wird,  wie  das  Einkommen  aus  Kapitalvermögen. 
Dazu  kommt  aber  ein  weiteres:  mag  das  landwirtschaftliche  Einkommen  auch 
schwer  zu  schätzen  sein,  die  Steuerquelle  liegt  doch  aber  offen  da,  an  ihr  kann 
die  Schätzung  nicht  vorbeigehen;  ganz  anders  beim  Kapitalvermögen,  wo 
Steuerhinterziehungen  viel  leichter  sind;  wenn  durch  die  Deklarationspflicht 
auch  die  Erfassung  des  Einkommens  aus  Kapitalbesitz  ganz  wesentlich  ver- 
bessert ist,  so  darf  man  sich  doch  kaum  der  Hofihung  hingeben,  dass  dank  der 
Deklaration  eine  volle  Besteuerung  des  Kapitaleinkommens  stattfindet 

Die  im  Vergleich  mit  der  Landwirtschaft  ausserordentlich  hohe  Renta- 
bilität des  gewerblichen  Vermögens,  welche  sich  nach  den  Veranlagungsergeb- 
nissen  ergibt,  kann  dadurch  beeinflusst  sein,  dass  manche  Einkommen,  welche 
hier  nachgewiesen  sind,  reine  oder  vorwiegende  Arbeitseinkommen  sind,  dass 
diesen  also  gar  kein,  oder  nur  ein  geringes  Vermögen  gegenübersteht.  Erwägt 
man  aber,  dass  die  Nachweisung  ausschliesslich  Censiten  mit  einem  Einkommen 
von  mehr  als  8000  M.  umfasst,  so  wird  man  den  Einfluss  dieser  Fehlerquelle 
nicht  sehr  hoch  veranschlagen  können:  jedenfalls  kann  auf  diesen  Faktor  die 
in  der  Veranlagungsstatistik  hervortretende  Verschiedenheit  in  der  Rentabilität 
des  ländlichen  Grundvermögens  und  des  gewerblichen  Vermögens  nur  zu  einem 
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sehr  geringen  Teile  zurückgeführt  werden.  Wollte  man  aber  einwenden,  dass 
in  dem  gewerblichen  Einkommen  ein  erheblicher  Brachteil  Arbeitseinkommen 
der  Gewerbetreibenden  steckt,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  dass  das  auch  bei 
dem  landwirtschaftlichen  Einkommen  zutrifft ;  denn  dieses  umfasst  ja  nicht  nor 
das  Einkommen  aus  dem  Grundeigentum,  sondern  gleichzeitig  das  Einkommai 
aus  der  Bewirtschaftung  eigenen  oder  fremden  (gepachteten)  Grundeigentums. 
Dadurch  unterscheidet  sich  eben  das  Einkommen  aus  Grundvermögen  auf  dem 
platten  Lande  und  in  den  Städten,  dass  jenes  das  Arbeitseinkommen  mit  um- 
fasst, während  dieses  fast  ausschliesslich  Benteneinkommen  ist. 

Möglich  und  nicht  unwahrscheinlich  ist  es  auch,  dass  das  gewerbliche 
Vermögen  durch  die  Schätzung  nicht  in  ToUem  Umfange  getroffen  wird,  zumal 
die  Deklarationspflicht  bei  der  Ergänzungssteuer  seiner  Zeit  nicht  angenommen 
wurde.  Die  fehlende  Yermögensanzeige  verschärft  den  unterschied  in  der  Ver- 
anlagung zwischen  Grundvermögen  und  gewerblichem  Vermögen,  da  dort  das 
Vermögen  offensichtig  ist,  hier  nicht;  daraus  müssen  sich  materielle  Ungleich- 
heiten in  der  Verteilung  der  Steuerlast  zu  Ungunsten  der  Landwirtschaft  er- 
geben. Mag  nun  die  nach  der  Veranlagung  sich  ergebende  hohe  Rentabilität 
des  gewerblichen  Vermögens  auf  eine  zu  niedrige  Veranlagung  des  letzten  be- 
ruhen oder  nicht,  die  in  der  Statistik  hervortretenden  Unterschiede  in  den  Be- 
lastungsverhältnissen werden  dadurch  nicht  gemildert. 

Nach  allen  diesen  Erwägungen  über  die  von  der  Veranlagung^tistik 
gelieferten  Zahlen  dürften  die  Fehlerquellen  so  wenig  ins  Gevricht  fallen,  dasi 
man  auf  Grund  der  mitgeteilten  Ziffern  die  Belastung  durch  die  Erg^nzung»- 
steuer  berechnen  darf.  Es  ergibt  sich,  dass  die  Ergänzungssteuer,  soweit  sie 
zu  dem  Steuersatz  von  V^  V^^  Mille  angelegt  wird,  in  Prozenten  des  Ein- 
kommens beträgt 

1.  bei  reinen,  oder  vorwiegenden  Renteneinkommen 

50 

a)  bei  Kapitalvermögen  -j^  z=z  1,19  7o» 

50 

b)  bei    städtischen  Grundvermögen  —  =  1,47  7»- 

2.  bei  aus  Arbeits-  und  Renteneinkommen  gemischten  Einkommen 

a)  bei  ländlichen  Grundvermögen   -^  =  1,43  %. 

50 

b)  bei  gewerblichen  Vermögen  -r^  =  0,37  ^jo. 

Auf  die  Belastung  des  städtischen  Grundvermögens  dürften  die  speku- 
lativen Vermögensanlagen  in  Baustellen  einen  Einfluss  ausgeübt  haben,  so  dass 
die  um  0,28  7«  höhere  Belastung  des  Einkommens  aus  ihm,  gegenüber  dem 
Kapitaleinkommen,  keine  Bedenken  erregt.  Dagegen  dürfte  die  Mehrbelastung 
des  landwirschaftlichen  Einkommens  durch  die  Ergänzungssteuer  gegenüber 
dem  gewerblichen  eine  so  bedeutende  sein,  dass  die  Forderung  durchaus  berechtigt 
erscheint,  die  seiner  Zeit  von  der  Gesetzgebung  ins  Auge  gefasste  Veranlaipcmg 
nach  dem  Ertragswert  in  einer  Novelle  zum  Ergänzungssteuergeeetz  unzw^ei- 
deutig  anzuordnen.    Es  entspricht  nicht  der  Billigkeit,   dass  das  Einkommen 
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;aas  ländlichen  Grondvennögen,  welches  zu  einem  erheblichen  Teile  Arbeitsein- 
kommen ist,  von  der  Ergänznngssteaer  ebenso  stark  oder  gar  noch  stärker  be- 
iastet wird,  wie  das  reine  Benteneinkommen  aus  Kapitalvermögen. 

Man  moss  auch  berücksichtigen,  dass  die  zu  Grunde  gelegten  Zahlen 
Durchschnitte  für  den  ganzen  Staat  darstellen;  könnte  man  der  Belastung  in 
den  einzelnen  Fällen  nachgehen,  so  würde  das  Missverhältnis  wahrscheinlich 
•oft  noch  weit  greller  hervortreten. 
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Einige  Ergänznngen  nnd  Aendenmgen  des  Gesetzes 
über  die  Staatsgewerbestener  in  Rnssland. 

Von 

Dr.  Onstay  Sodoffskj 

St.  Petersburg. 

A.  and  B.  Am  5.  Dezember  1898  gelangten  Instruktionen  über  des 
Modus  der  Ausfolgung  der  Gewerbescheine  und  -Billets  zur 
Publikation')  und  am  12.  Dezember  1898^)  wurden  veröffentlicht: 

1.  Das  Verzeichnis  von  Waren,  mit  welchen  auf  Grund  von  Ge- 
werbescheinen fQr  Handelsetablissements  dritter  Kategorie  nicht  zu  handeln  ge- 
stattet ist. 

2.  Das  Verzeichnis  von  Waren,  deren  Verkauf  auf  Grandlage  von 
Gewerbescheinen  fQr  Handel  im  Herumfahren  und  Herumtragen  ausserhalb 
städtischer  Ansiedlungen  gestattet  ist  und 

3.  die  Liste  deijenigen  einheimischen  Produkte  und  anderen 
Produkte  und  Waren,  welche,  wenn  für  den  Ausfuhrhandel  derselben  keine 
Comptoire  oder  Geschäfte  unterhalten  werden,  *aus  Russland  ohne  Zahlung  der 
Gewerbesteuer  exportiert  werden  können. 

Wissenschaftliches  Interesse  haben  besonders  die  nachfolgenden  Abände- 
rungen und  Ergänzungen  erregt. 

G.  Nach  erfolgter  Durchsicht  der  Vorlage  des  Finanzministerg^ 
in  betreff  der  Abänderung  und  Ergänzung  der  Staatsgewerbe- 
steuerordnung wurde  in  der  allgemeinen  Sitzung  des  Reichsrates  vom 
22.  Mai  1900  beschlossen^): 


0  nSamiolnng  der  Gesetze  und  Yerfögangen  der  Regierung*'  1898,  Nr.  150,  S.  7417.  cfr. 
Kap.  Vn,  Art.  180  des  Staatsgewerbestenergesetzes  vom  8.  Jnni  189S  in  meiner  Arbeit  m 
„Finanzarcbiv"  XYII,  S.  511;  cfr.  betrelTend  des  Gewerbesteuergesetzes  auch  ^Sammliing*  etc. 
1898,  Nr.  76,  sowie  1899,  Nr.  80,  60,  70  n.  74. 

3)  „Sammlong**  etc.  1900,  Nr.  155. 

3)  „Vorlage  des  Finanzministers  vom  26.  Januar  1900**  snb  Nr.  2590;  ofr.  aucfa  „Westnik 
Finansow"  1900,  Nr.  38. 

*)  Sammlang  der  Gesetze  und  Verfügungen  der  Regierung  vom  10.  August  1930,  Nr.  9tr 
Art.  1856,  S.  6309-6311  (russisch). 
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I. 

1.  Den  Handelsunternehmaiigen,  welche  jeder  Art  inländische  Rohwaren, 
Iftndwirtschaitliche  und  Waldindostrieprodukte,  Tiere  und  Geflügel  zu  partie^ 
weisem  Wiederverkaufe  aufkaufen,  die  Anlage  von  Comptoiren,  Nieder- 
lagen und  Viehhöfen  zu  gestatten.  Dabei  sind  die  Ortschaften  und  die 
Zahl  jener  Anlagen  nach  deijenigen  Kategorie  zu  berücksichtigen,  zu  welcher 
diese  Unternehmungen  gemäss  der  Entrichtung  der  Gewerbesteuer  gehören. 

Der  ersten  Kategorie  von  Unternehmungen  wird  das  Halten  einer  un- 
beschränkten Zahl  von  Comptoiren,  Niederlagen  und  Viehhöfen  allerorts  ge- 
stattet; —  der  zweiten  Kategorie  das  Halten  eines  Comptoirs  und  von  nicht 
mehr  als  fünf  Niederlagen  oder  Viehhöfen,  von  welchen  zwei  steuerfrei  sind 
und  zwar  in  dem  Kreise,  in  welchem  sich  das  Comptoir  befindet  und  innerhalb 
der  Grenzen  der  an  denselben  grenzenden  Kreise;  —  der  dritten  Kategorie  das 
Halten  zweier  Niederlagen  oder  Viehhöfe,  von  welchen  das  eine  Etablisse- 
ment von  der  Steuer  befreit  ist  und  zwar  innerhalb  der  Grenzen  der  Ansied- 
lung,  in  welcher  der  Eigentümer  sein  beständiges  Domizil  hat;  —  schliesslich 
der  vierten  Kategorie  das  Halten  einer  von  der  Steuer  freien  Niederlage 
oder  eines  Viehhofes  innerhalb  der  Grenzen  derjenigen  Ansiedlung,  wo  der 
Eigentümer  der  Unternehmung  sein  beständiges  Domizil  hat 

2.  Den  Händlern  vierter  Kategorie  und  denjenigen,  welche  auf  Grund 
eines  Scheines  für  den  Transporthandel  operiren,  zu  gestatten,  sich  einen 
C  0  m  m  i  s  für  jedes  einzelne  Transporthandelsuntemehmen  zu  halten. 

3.  Kreditinstitutionen  mit  einem  Grundkapital  bis  zu  10,000  Rubel  das 
Recht  zu  erteilen,  sich  zwei  Commis  zu  halten. 

4.  Dass  Commis  erster  Klasse  und  überhaupt  Personen,  welche  als  Commis 
ein  Handelsunternehmen  vierter  Kategorie  leiten,  an  Grund gewerbesteuer: 
in  den  Residenzen  und  Ortschaften  erster  Klasse  4  Rubel,  in  Ortschaften  zweiter, 
dritter  und  vierter  Klasse  2  Rubel  zahlen  sollen.  Dass  die  Leiter  eines  Trans- 
porthand elsuntemehmens  4  Rubel  zahlen  sollen. 

5.  Dass  Handels-  und  Industrieunternehmen,  die  nicht  weniger  als 
150  Rubel  Grundsteuer  jährlich  entrichten,  sich  Commis-Voyageure  halten 
können. 

6.  Dass  als  Commis-Voyageure  diejenigen  Personen  zu  betrachten 
sind,  die  für  Rechnung  ihrer  Vollmachtgeber  Aufträge  auf  Fabrikate  und  Waren 
übernehmen  und  mit  denselben  nach  Mustern  handeln. 

7.  DassPersonen,  die  aufGrund  vonWahl  oder  Engagement 
zum  Bestände  der  Verwaltung,  des  Conseils,  der  Aufsichts- 
comites  und  der  Revisionskommissionen  von  Unternehmungen  ge- 
hören, die  in  den  Punkten  89,  40  und  41  des  Art.  6  des  Reglements  über  die 
Gewerbesteuer  aufgeführt  worden  sind,  falls  diese  Unternehmungen  zur  öffent- 
lichen Rechenschaftsablegung  verpflichtet  sind,  der  Entrichtung  der  Grund- 
gewerbesteuer unterliegen  sollen. 

8.  Dass  bei  Berechnung  der  Grundgewerbesteuer  der  in  Art.  91 
des  Reglements  und  vorstehend  sub  Punkt  7  erwähnten  Personen  nur  die  Gage 
und  jede  Art  von  bezogener  Geldvergütung  in  Anschlag  zu  bringen  sei.  Die 
Grandgewerbesteuer  wird  von  diesen  Personen  in  die  Kronskasse  gegen  Quittung 
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der  Renteien  eingetragen.  Falls  der  Betrag  der  von  dieaen  Personen  bezogenen 
Gagen  oder  anderen  Geldvergütungen  vorher  bestimmt  und  bekannt  ist,  wird 
die  Steuer  für  ein  Jahr  voraus  (bis  zum  1.  Januar  des  folgenden  Jahres)  ein- 
gezahlt, falls  aber  der  umfang  der  bezogenen  OtAge  und  Geldvergütung  od^ 
ein  Teil  derselben  am  Anfange  des  Jahres  nicht  bekannt  ist,  so  wird  der  von 
den  erwähnten  Personen  zu  zahlende  Steuerbetrag  von  den  Verwaltungen  oder 
Agenturen  deijenigen  Unternehmen»  in  deren  Dienst  die  betreffenden  Personen 
stehen,  einbehalten  und  in  die  Eronskasse  zu  den  Terminen  eingezahlt,  welche 
für  die  Entrichtung  der  Ergänzungsgewerbesteuer  der  zu  öffentlicher  Rochen- 
schaftsablegung  verpflichteten  Gesellschaften  bestimmt  sind. 

9.  Dergenigen  Zahlern  der  Repartitionssteuern,  welche  mehrere 
Etablissements  besitzen,  die  sich  unter  der  Verwaltung  verschiedener  Steuer- 
behörden, jedoch  in  ein  und  derselben  Stadt  oder  in  demselben  Kreise  befinden, 
freizustellen,  sich  um  die  Besteuerung  ihrer  Etablissements  durch  die  Beparti- 
tionssteuer  gemäss  dem  wirklich  erhaltenen  Ertrage  in  derjenigen  Steuerbehörde 
zu  bewerben,  wo  die  Führung  der  Bücher  und  die  Rechnungen  Über  alle  Eta- 
blissements betr.  Steuerzahler  konzentriert  sind. 

10.  Die  nach  den  jährlichen  Abrechnungen  und  Bilanzen  der  zur  öffent- 
lichen Rechenschaftsablegung  verpflichteten  Unternehmungen  berechneten 
Beträge  des  Reingewinnes  und  des  Grundkapitals  werden  als  für 
die  Besteuerung  durch  die  Ergänzungsgewerbesteuer  bestätigt  angeseheiL,  wenn 
im  Laufe  von  6  Monaten  seit  der  Vorstellung  der  betr.  Rechnungen  und  Bilanzen 
an  den  Eameralhof  letzterer  oder  sein  Präsident  keine  ergänzenden  Nachrichten 
zu  diesen  Angaben  verlangt  oder  keine  Einwände  gegen  die  Berechnungen 
macht.  Werden  Auskünfte  solcher  Art  verlangt,  so  ist  der  Eameralhof  im 
Laufe  von  3  Monaten,  vom  Tage  der  Einreichung  derselben,  zu  einer  endgültigen 
Entscheidung  verpflichtet. 

n. 

Die  in  Abschnitt  I  auseinandergesetzten  Bestimmungen  sollen  vom  I.Ja- 
nuar 1901  an  in  Eraft  treten. 

ni. 

Den  Unternehmungen  zum  Eaufe  und  partieweisen  Weiter- 
verkaufe einheimischer  Rohwaren  jeder  Art,  landwirtschaftlicher  und 
Waldprodukte,  Haustieren  und  Vögeln,  die  gemäss  Zahlung  von  Gewerbesteuer 
zur  zweiten  Eategorie  gehören,  ist  es  gestattet,  ihre  Operationen  auch  an  den 
Börsen  auszuführen. 


1.  Die  vorstehend  unter  C.  I— III  angeführten  Abänderungen  und 
Ergänzungen  wurden  am  S.Juni  des  Jahres  1900  Allerhöchst  bestätigt 

2.  Während  des  ersten  Jahres  des  Bestehens  der  Staategewerbestener 
hatten  sich  Mängel  derselben  gezeigt  und  zwar  hauptsächlich  Unverh&ltnis- 
mässigkeit  der  Steuer  im  Vergleiche  zum  Umfange  und  Charakter  einiger  Ge- 
werbezweige, deren  Entwicklung  durch  zu  hohe  Belastung  erschwert  wurde,  und 
UnVollständigkeit  einzelner  Artikel   des  Gesetzes,  welche  Zweifel  bei  der  An- 
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Wendung  hervorriefen.  Auf  Veranlassung  von  Hinweisen  aus  der  Praxis  arbeitete 
das  Finanzministerium  daher  das  nachher  zum  Gesetze  gewordene  Projekt  über 
Aenderung  und  Ergänzung  einiger  Artikel  der  ^Staatsgewerbesteuer  vom  8.  Juni 
1898  aus '). 

3.  Zeigte  sich  bereits  in  letzterem  Gesetze  eine  entschiedene  Tendenz  zum 
Einkommensteuersjstem,  zu  welchem  man  bei  uns  wohl  gewiss  auch  fibergehen 
wird,  wenn  sich  die  gehörige  Rechtschaffenheit  in  Steuersachen  und  das  Ver* 
ständnis  für  die  Bedeutung  des  Steuerwesens  herausgebildet  haben  wird,  so 
schreiten  die  erwähnten,  relativ  gewiss  nur  spärlichen  Neuerungen  vom 
5.  Juni  1900  auch  wieder  auf  dem  Wege  des  Einkommensteuerprinzips  weiter. 
Eine  etwas  erweiterte  Differenzierung  von  Steuersätzen,  Ver- 
besserung der  Repartitionssteuer  auf  allgemeiner  Einkommens- 
grundlage, Heranziehung  einer  ganzen  Kategorie  von  Personen 
zur  Besteuerung  nach  dem  Einkommen  u.  s.  w.  soll,  wie  wir  sahen, 
stattfinden. 

4.  Wir  wollen  nun  in  möglichster  Kürze  die  einzelnen  Neuerungen  vom 
5.  Juni  1900  zu  behandeln  suchen. 

Ad  C,  I,  1.  Die  Anlage  von  Comptoiren,  Niederlagen  und 
Viehhöfen  für  Handelsunternehmungen,  die  inländische  Rohwaren,  landwirt- 
schaftliche und  Waldindustrieprodukte  u.  dergl.  zu  partie  weisem  Wiederverkaufe 
aufkaufen,  erscheint  unbedingt  erforderlich.  Diese  Waren  werden  nämlich  ge- 
wöhnlich auf  Jahrmärkten  und  Bazaren  durch  Kleinhändler  von  den  Produzenten 
in  nicht  grossen  Quantitäten  erworben,  allmählich  in  grösseren  Mengen  auf- 
gespeichert und  an  mittlere  und  darauf  von  letzteren  an  grosse  Firmen  ver- 
kauft, welche  grosse  Lieferungen  besorgen  oder  ins  Ausland  exportieren.  So 
wird  der  Handel  mit  Getreide,  Flachs,  Fellen,  Eiern  u.  dergl.  bewerkstelligt. 
Bei  geringer  Anzahl  von  Niederlagen  u.  dergl.,  wo  Aufbewahrung,  Sortierung 
u.  s.  w.  stattfinden  kann,  muss  der  Absatz  des  landwirtschaftlichen  Rohmate- 
rials u.  s.  w.  und  damit  das  Interesse  der  Landwirtschaft  leiden  ^). 

Ad  C,  I,  2.  Ohne  das  Halten  von  besoldeten  Commis')  (für  jedes 
einzelne  unternehmen)  war  es  den  Händlern  der  vierten  Kategorie,  sowie  den 
Transporthandelsuntemehmen  vielfach  nicht  möglich,  ihre  Geschäfte  im  erforder- 
lichen Umfange  zu  betreiben.  Man  denke  bloss  an  die  Milchbuden,  Theebuden, 
Kioske  zum  Verkauf  von  Mineralwasser,  Zeitungen  u.  dergl.  Die  Transport- 
unternehmen brauchen  »Commis*  zum  Versande  ihrer  Waren  per  Wagen  etc. 
auf  die  Jahrmärkte  und  Bazare. 

Ad  C,  I,  8.  Bei  Kreditinstitutionen  mit  einem  Grundkapital  bis  zu 
10,000  Rubel  erschien  die  Erteilung  des  Rechtes,  zwei  Commis  zu 
halten,  notwendig,  da  dieselben  etwa  ohne  Kassierer  und  Buchhalter  nicht 
auskommen  können. 


1)  Cfr.über  das  «Staatsge  werbestenergesetzvomS.  Juni  1898". ~Oen sei. 
.Kurze  Erörterung  über  die  Staatsgewerbestener''  in  „  Rass.  Oekonomische  Rondsohau"  1900, 
Nr.  1,  S.  53  ff.;  Nr.  2,  S.  HS  ff.;  Nr.  3,  S.  86  ff.;  über  die  Aendernngen  vom  5.  Jnni 
1900  ibid.  1900,  S.  49  ff.  (mssisch).  'cfr.  auch  in  „Das  Recht"  Jahrg.  1899.  —  Gessen,  «Reform 
der  Gewerbesteuer**  S.  7«— 79,  167—175  u.  469-475  (russisch). 

3)  Cfr.  auch  „Westnik  Finansow"  1898,  Nr.  80  (russisch). 

')  Cfr.  Art.  57  des  „Reglements  über  die  Staatswohnungssteuer  vom  8.  Juni  1898". 
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Ad  C,  I,  4.  Die  Untersoheidung  der  Sätze  für  die  Commis 
erster  Klasse  and  diejenigen,  die  Handelsunternehmen  vierter  Kategorie  leiten, 
erschien  erforderlich. 

Ad  C,  I,  5  und  6.  Die  Neuerung,  welche  durch  diese  Bestimmungen 
(insbesondere  Punkt  5)  ins  Leben  tritt,  ist  von  besonderem  Interesse. 

Die  frühere  Bestimmung,  dass  unternehmen,  welche  Commis -Voyageure 
unterhalten,  nicht  weniger  als  500  Rubel  Grundgewerbesteuer  jährlich  zu  ent- 
richten haben,  war  für  die  mittleren  inl&ndischen  Unternehmungen  und  für  die- 
jenigen ausländischen  Firmen '),  die  in  Russland  keine  Etablissements  besassen 
imd  keine  grossen  Operationen  machten,  ausserordentlich  drückend.  Die  Mono- 
polisierung des  Commis^Yoyageur-Gewerbes  durch  die  Zahler  bedeutender  Steuer- 
summen  erschwerte  die  gewerbliche  Entwicklung  und  konnte  vielfach  zum  Ein- 
gehen des  Commis-Voyageur-Gewerbes  führen,  was  weder  im  Interesse  unserer 
gewerblichen  Entwicklung,  noch  unserer  Handelsbeziehungen  zu  anderen  Staaten 
gelegen  hätte. 

Das  Eingehen  von  Gewerbebetrieben  bedeutet  aber  für  den  Fiskus  Verlast 
und  die  erschwerenden  früheren  Bedingungen  für  den  Unterhalt  der  Commis- 
Yoyageure  involvierten  den  Antrieb  zur  Verletzung  des  Gesetzes.  Durch  die  neuen 
Bestimmungen  wurde  das  Halten  von  Commis-Voyageurs  bedeutend  erleichtert. 
Der  Begriff  der  Gommis*Voyageure  ist  (durch  Punkt  6)  gegen 
früher  bedeutend  präziser  gestaltet  worden. 

Ad  C,  I,  7  und  8.  Die  Bestimmung  bezieht  sich  auf  Eisenbahn-, 
Schiffahrtsgesellschaften  und  Aktiengesellschaften,  die  Schiffs- 
werften besitzen').  Unter  dem  im  früheren  Gesetz  vorhandenen  Ausdmck 
Jeder  Art  von  Vergütung*"  (wosnagrashdenje),  die  zur  Besteuerung  ge- 
langen sollte,  sollte  nur  Geldvergütung  zu  verstehen  sein.  Die  Steaer  wird, 
wenn  der  Umfang  der  Gage  oder  der  Geld  Vergütung  bestimmt  ist,  aaf  Grand 
von  Deklarationen  für  ein  Jahr  im  voraas  entrichtet. 

Ad  C,  I,  9.  Durch  diese  Bestimmung  wird  eine  richtige  Besteuerung 
nach  dem  thatsächlichen  Ertrage  und  unter  Vorweisung  der  Bücher 
erstrebt '). 

Ad  0,  I,  10.  Um  der  stattfindenden  Verzögerung  der  Durchsicht  der 
vorgestellten  Abrechnungen  und  der  Forderung  immer  neuer  Auskünfte  vor- 
zubeugen, wodurch  eine  nachteilige  Verzögerung  der  Rechenschaftsabl^gong 
der  gewerblichen  oder  kommerziellen  Gesellschafben  stattfinden  konnte,  wurde 
für  die  endgültige  Entscheidung  des  Kameralhofes  eine  Frist 
von  3  Monaten  bestimmt. 

Ad  C,  III.  Dass  die  Unternehmen  zum  Kaufe  und  Weiter- 
verkaufe einheimischer  Rohwaren  ihre  Operationen  auch  an 
den  Börsen  zu  betreiben  befugt  seien,  erschien  praktisch  sehr  erwünscht 


1)  Besonders  seitens  deutscher  Firmen  haben  vielfEkch  Bemühongren  um  Aende- 
rang  des  betreffenden  Artikels  stattgefunden  (c£r.  „Rassische  Nachrichten*  19 M,  Kr.  i6  vom 
15.  Febroar  1900,  rassisch). 

2)  Cfr.  Art.  58  des  „Reglements"  etc.  vom  8.  Juni  1398. 

3)  Cfr.  Art.  131  vom  ^Reglement"  etc.  vom  8.  Juni  1898. 
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innige  ErgänzTmgen  und  Aendernngen  des  Gesetzes 
über  die  Staatswohnungsstener  in  Rnssland. 

Von 

Dr«  Gnsta?  Sodoffskj 

St.  Petenburg. 

1.  Seit  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes  über  die  Staatswohnungs- 
«teuer  in  Russland  vom  14./26.  Mai  1893')  sind  eine  Reihe  yon  Er- 
gänzungen und  Aendernngen  dieses  Gesetzes  erfolgt,  von  welchen  wir 
4ie  wichtigsten  weiterhin  kennen  lernen  werden. 

2.  Das  Reglement  vom  14./26.  Mai  1898  enthielt  nur  die  Ver- 
lEeichnisse  der  zum  Zwecke  der  Besteuerung  durch  die  Staatswohnungs- 
-eteuer  unterschiedenen  ersten  vier  Klassen  von  St&dten  und  Flecken. 

Am  21.  Dezember  1893  wurde  das  vom  Finanzminister  dem  Reichs- 
rate  vorgelegte  Projekt  des  Verzeichnisses  der  Städte  und  Flecken 
-der  V.  Klasse  Allerhöchst  bestätigt*). 

Das  Verzeichnis  enthält  eine  grosse  Reihe  von  Ortschaften,  die  den 
<jouvemement6  nach,  zu  welchen  sie  gehören,  gruppiert  sind. 

3.  In  der  allgemeinen  Sitzung  des  Reichsrates  vom  4.  März  1896  wurde 
4)estimmt : 

a)  Mehrere  Ortschaften  aus  dem  Verzeichnisse  der  der  Miet- 
steuer unterliegenden  Städte  und  Flecken  auszuschliessen, 

b)  eine  Reihe  von  Ortschaften  der  V.  Klasse  der  IV.  Klasse 
zuzurechnen  und  ebenso 

c)  mehrere  Ortschaften  der  IV.  zur  III.  und 

d)  der  III.  zur  II.  Klasse. 

In  Abänderung  und  Ergänzung  der  betreffenden  Verfügungen  sollten  von 
-der  Entrichtung  der  Staatswohnungsstener  befreit  werden  Personen,  welche 


0  „Sammlaog  der  Gesetze  and  Yerfügangen  der  Regienrng"  1893  (rassisch),  Art.  659 
S.  1717.  cfr.  auch  v.  Keussler,  ,,Die  Staatswohnongssteaer  in  Russland"  in  Schanz, 
«Finanzarchiv*  XL  Jahrg.  S.  849  f. 

2)  „Sammlang''  etc.  1894,  Art.  7. 
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zeitweilig  Kurorte  bewohnen  und  in  ihrem  beständigen  Auf- 
enthaltsorte die  Wohnungssteuer  entrichten. 

Die  Steuerbefreiung  gilt  auch  für  die  Gemahlinnen  und  die  Verwandtem 
(ersten  Grades)  jener  Personen  ^. 

4.  In  der  allgemeinen  Sitzung  des  Reichsrates  vom  21.  April  1897  wurde 
beschlossen,  das  vom  Finanzminister  vorgelegte  Projekt  einer  neuen  Klassen* 
einteilung  der  Ortschaften  zum  Zweck  der  Erhebung  der  Mietsteuer  zar 
Allerhöchsten  Bestätigung  zu  unterbreiten  und  vom  I.Januar  1898  an 
in  Kraft  zu  setzen. 

Die  Bestätigung  erfolgte  am  5.  Mai  1897'). 

5.  In  der  allgemeinen  Sitzung  des  Reichsrates  vom  21.  Dezember  1898*) 
wurde  der  Beschluss  gefasst,  von  der  Entrichtung  der  Staatswohnungs- 
steuer die  älteren  und  jüngeren  Aerzte,  die  Veterinärärzte  und 
Klassenfeldscher  er  unter  der  in  der  Anmerkung  zum  Art.  5  des  Wohnungs- 
steuerreglements angegebenen  Bedingung  zu  befreien. 

6.  In  der  allgemeinen  Sitzung  des  Reichsrates  vom  26.  April  1899') 
wurde  bestimmt,  die  im  Gouvernement  Bessarabien,  Kreis  Ackerman 
gelegenen  Ortschaften  (Posaden)  Papuschoi  undTurlaki  aus  demVet- 
zeichnisse  der  der  Wohnungssteuer  unterliegenden  Ortschaften  zu  streichen. 

7.  Im  Jahre  1900  wurde  die  Verfügung  getroffen,  die  Stadt  Ochta 
sowie  den  Schlüsselburger  Utschastok  der  Stadt  St.  Petersburg,  betr. 
Erhebung  der  Staatswohnungssteuer,  der  III.  Klasse  der  Ortschaften  zuzu- 
rechnen*). 

8.  In  der  allgemeinen  Sitzung  vom  22.  Mai  1900  wurde  die  Ein- 
führung der  Wohnungssteuer  in  den  Gouvernements  und  Gebieten  des 
Kaukasus,  Sibiriens  (und  zwar  in  den  Gouvernements  Stawropol, 
Tobolsk,  Tomsk,  Irkutsk  und  Jennisseisk)  und  der  Steppengeneral- 
statthalterschaft vom  I.Januar  1901  ab  beschlossen. 

In  die  am  5.  Mai  1897  Allerhöchst  bestätigten  Klassen  für  die 
Erhebung  der  Wohnungssteuer  sollen  noch  weitere  Ortschaften  ein- 
getragen werden. 


1)  „Sammlung*  etc.  Art.  481  S.  13S6.  —  cfr.  anoh  ^Sammlong*  etc.  1899,  Art  195. 
3)  „Sammlung*  eto.  1897,  Art.  838  S.  2607— 85SS. 
3)  „Sammlang"  etc.  1899,  Art.  488  S.  1808  (rassisch). 
*)  „Sammlang"  etc.  1899,  Art.  971  S.  488'). 
5)  „Sammlang*  etc.  1900,  Art.  469. 
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Das  Gesetz  über  die  Hnndestener  in  den  Städten  Rnsslands 
vom  1.  Dezember  1897. 

Von 

Dr.  GvstaT  Sodoffsky, 

St.  Petersburg. 

1.  Die  Hundesteuer  träg^  gewissermassen  den  Charakter  einer  Ge- 
bühr, da  sie  zum  Teil  aus  sanitätspolizeilichen  Gründen  erhoben  wird.  Ander- 
seits hat  diese  Abgabe  den  Charakter  einer  direkten  Aufwand-  und  Luxussteuer^ 
indem  sie  die  zum  Vergnügen  gehaltenen  Stuben-,  Hühner-,  Eoppelhunde  etc. 
trifft.  Wo  gewerblichen  Zwecken  dienende  Hunde  zur  Besteuerung  gelangen^ 
da  belastet  die  Steuer  das  betreffende  Gewerbe'). 

Die  Erhebung  einer  Hundesteuer  beschränkt  die  Zahl  der  Hunde,  da 
Steuerentrichtung  ärmeren  Leuten  das  Hundehalten  erschwert,  erleichtert  die 
Eontrolle  der  vorhandenen  Hunde  und  verringert  vor  allem  die  Gefahr  der  Aus- 
breitung der  vielfach  durch  schlechte  Ernährung  und  mangelhafte  Verpflegung 
der  Hunde  hervorgerufenen  Tollwut  oder  Wasserscheu*).    Indem  infolge  der 


1)  et  über  die  Hnndestener:  Bilinski:  «Die  Lnxnsstenem  als  Korrektiv  der  Ein- 
kommenstenem",  Leipzig,  1875,  S.  u  n.  8. 150;  Lehr:  „Direkte  Anfwandstenem**  in  Schön- 
bergs „Handbuch"  m,  1891,  S.427;  V.  He  ekel  in  „Handwörterbuch  der  Staatsw.**  1892, 
1.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  508;  v.  He  ekel  in  «Wörterbuch  d.  Volksw.",  1898  (Luxussteuem),  S.  818; 
Hollmann:  „Hundesteuer,  Tollwut  und  Schutzimpfung'',  Reval  1895,  und  in  «Rig.  Tage- 
blatt", Riga  1895,  Nr.  872,  374,  875,  877;  Kato:  „Die  Wohnungs-  und  Luxussteuem  als  Ge- 
meindeabgaben", Halle  1895,  S.  80  ff. ;  R  o  w  e :  «Die  Gemeindeflnanzen  von  Berlin  und  Paris, 
Jena  1898,  S.  18S,  IM;  Grotefend:  „Die  Qmnds&tze  des  Kommunalsteuerwesens*,  ElbeP' 
feld  und  Leipzig,  1874,  S.  86;  Janshul:  „Grundlagen  der  Flnanzwissenschaft",  1899,  S.  864 
(russisch);  L  e  b  e  d  e  w :  „Finanzrecht*,  1888,  S.  767  (russisob) ;  R  a  u :  „Grundsätze  der  Finanz- 
wissenschaft", 1864,  S.  834  (russisoh) ;  Z  e  1 1  e  r :  „ Aufwandsteuem"  in  Schönbergs  „Handbuch", 
1897,  S.  606;  Schanz:  „Finanzarcbiv",  1898,  I,  S. 466 ;  die  Gesetze  in  den  einzelnen  Staaten ; 
die  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Städten.  Von  den  angeführten  Arbeiten  Aber  die  Hunde- 
steuer sind  diejenigen  von  Hollmann,  v.  Heckel  (bes.  imH.  d.  Staatsw.)  und  von  Lehr 
die  eingehendsten  und  instruktivsten;  die  Hollmann  sehe  Arbeit  wird  durch  die  Verbindung 
der  Betrachtungen  ilber  die  Hundesteuer  einerseits  nnd  Tollwut  und  Sohutzimpftmg  anderer- 
seits besonders  interessant. 

3)  Diese  entsetzliche  Krankheit,  die  von  Tier  auf  Tier  und  Mensch,  von  Mensch  auf 
Mensch  übertragbar  ist,  kann  in  ihrem  Auftreten  sehr  beschränkt  werden,  wenn  die  Polizei 
in  der  Lage  ist,  sowolü  ihre  als  die  veterinärärztlichen  Verordnungen  immerfort  mit  aller 
Schärfe  und  Strenge  zu  handhaben.    Der  Hund  ist  in  erster  Linie  der  Träger  und  Verbreiter 
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Steuer  das  Hundehalten  mehr  als  früher  bloss  seitens  der  wohlhabenderen  Be- 
völkerung stattfindet,  wirkt  die  Hundesteuer  auch  auf  eine  Veredelung  der 
Hunderassen  hin. 

Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Hundesteuer  findet  am  besten  nach 
vorhergegangener  Hundezählung  und  veterin&rärztlicher  Untersuchang  der 
Hunde  statt*). 

Gegenstand  der  Steuer  sollte  im  allgemeinen  wohl  nicht  der  Besitz  des 
Hundes,  sondern  der  Hund  selbst  sein.  In  Bezug  auf  Luxushunde  wäre  eher 
daran  zu  denken,  ob  nicht  etwa  der  Besitz  des  Hundes  als  Gegenstand  der 
Belastung  zu  betrachten  sei.  Wo  nach  letzterem  Prinzip  besteuert  wird,  kann 
ein  und  derselbe  Hund  in  einer  Steuerperiode  wiederholt  neues  Steuerobjekt 
sein,  andernfalls  nicht. 

Besser  als  zur  Staatssteuer  ist  die  Hundesteuer  nach  allgemeinem  Daf^- 
halten  zur  Gemeindesteuer  geeignet. 

Der  Ertrag  der  Hundesteuer  wird  vielfach  für  die  lokale  Armenpflege 
verwandt. 

Die  Höhe  der  Steuersätze  ist  in  den  einzelnen  Staaten  und  Städten  eine 
verschiedene. 

2.  Das  Gesetz  über  die  Hundesteuer  in  Russland,  mit  welchem 
wir  uns  weiterhin  bekannt  machen  werden,  entsprach  thatsächlich  einem  be- 
stehenden Bedürfnisse.  Die  Tollwuterkrankungen  hatten  bedeutende  Dimen- 
sionen angenommen  und  eine  grosse  Reihe  von  Wasserscheufällen  unter  den 
Menschen  zur  Folge  gehabt. 

Die  Belästigung  des  Publikums  durch  vagabundierende  maulkorb-  und 
faalsbandlose ,  vielfach  halbverwilderte  Hunde,  der  Unfug,  den  viele  Hunde- 
eigentümer selbst  in  grossen  Städten  treiben,  indem  sie  oft  ein  halbes  Dutzend 
und  mehr  Hunde  halten,  wodurch  zahlreiche,  verschiedenartige  Belästigungen  des 
Publikums  und  last  not  least  sanitäre  Gefahren  für  dasselbe  entstehen,  moss 
notwendig  nach  Möglichkeit  beseitigt  werden. 

Zwar  bestehen  in  einer  Anzahl  von  Städten  schon  seit  Jahren  Hunde- 
steuern und  polizeiliche  Vorschriften  betr.  Maulkorbzwang,  Einfang  resp.  Tötung 
herrenloser  Hunde  u.  dergl.,  jedoch  scheinen  diese  Massregeln  im  ganzen  ihren 
Zweck  noch  nicht  erfüllt  zu  haben. 


4er  ToUwnt,  und  es  müssen  alle  Mittel  angewandt  werden,  um  Um  nngef&hrlich  zu  macheiL 
Trotz  aller  gegen  die  Watkrankheit  gerichteten  Yorbeogungs-  und  Aasrottnngsmassre^elB, 
d.  h.  also  trotz  Hondesteuer,  regelmässiger  Mosterongen,  Manlkorbzwang,  Abspemmgen  and 
Tötung  ist  es  bisher  leider  noch  nirgends  gelungen,  die  Tollwut  absolut  auszurotten.  Wo, 
wie  in  Deutschland,  die  veterinärpolizeilichen  Vorschriften  befolgt  werden,  da  bleibt  wenigstaos 
der  Mensch  von  der  betr.  Krankheit  einigermassen  verschont  oder  die  Zahl  der  tollen  Hnnde 
verringert  sich  wie  in  England;  dagegen  wird  dort,  wo  die  Bevölkerung  herrenlos  henua- 
laufende  Hunde  duldet  oder  die  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  beachtet  ^  wie  in  Praakieidi 
und  Paris,  die  Verbreitung  der  Tollwut  unterstützt.  Mit  der  Zahl  der  von  der  Tollwut  be- 
fallenen Tiere  scheint  die  Zahl  der  gebissenen  Menschen  zu  steigen  oder  zu  Csillen.  Cf.  aadi 
Hollmann  a.  a.  0.  Nr.  375.  Vgl.  über  das  Auftreten  der  Tollwut  in  Deutschland,  RngUnd, 
Frankreich  etc.  die  Veröffentlichungen  des  kaiserl.  Gesundheitsamtes  in  Berlin,  Beziin;  9iba 
das  Auftreten  der  Wasserscheu  bei  Menschen  in  Russland ;  die  »Rechenschaitsberidite  des 
Medizinaldepartements*,  St.  Petersburg  (russisch). 
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In  Polen  besteht  eine  Hundesteuer,  die  eine  Ergänzung  der  Besteuerung 
der  Jagd  bildet,  indem  für  Jagdhunde  Steuern  zu  entrichten  sind.  Die  übrigen 
Hunde  sind  von  der  Steuer  frei,  doch  sind  sie  strengen  Massregeln  betr.  der 
Maulkörbe  u.  dergl.  unterworfen,  zum  Teil  aus  polizeilichen  Gründen,  zum 
Teil  zur  Erhaltung  des  Wildes. 

Ehe  ich  das  Gesetz  vom  I.Dezember  1897  (a.  St.)  betr.  die 
Hundesteuer  in  den  Städten  Russlands  reproduziere,  will  ich  dasselbe 
in  kurzen  Worten  zu  skizzieren  suchen. 

Der  Hundesteuer  unterliegen  mit  einigen  Ausnahmen  alle  innerhalb  der 
Stadtgebiete  gehaltenen  Hunde  ohne  Unterschied  der  Rassen.  Einteilung  der 
Hunde  in  Kategorien  zur  Erhebung  der  Steuer  in  verschiedener  Höhe  für  die 
einzelnen  Kategorien  ist  gestattet,  doch  soll  der  Steuersatz  8  Rubel  pro  Hund 
nicht  überschreiten. 

Hunde,  die  ohne  eine  als  Beleg  der  erfolgten  Steuerleistung  am  Hals- 
bande befestigte  Marke  auf  Strassen  etc.  angetroffen  werden,  werden  nach  Ab- 
lauf dreier  Tage  seit  dem  Einfang  getötet,  falls  bis  dahin  nicht  bewiesen  worden 
ist,  dass  die  Steuer  bereits  gezahlt  oder  falls  letztere  inkl.  einer  Steuerbusse 
nicht  entrichtet  worden  ist.    Soweit  das  Gesetz. 

Der  Steuererhebung  geht  korrekterweise,  wie  z.  B.  in  Riga,  eine  Zählung 
der  Hunde  voraus.  Hierbei  erhalten  die  Hundeeigentümer  sofort  den  Steuer- 
zettel und  werden  aufgefordert,  die  Steuer  in  dem  festgesetzten  Betrage  bis  zu 
einem  bestimmten  Termin  an  der  Stadtkasse  einzuzahlen. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  sind  bereits  und  werden  in  nächster  Zeit  in 
einer  Reihe  von  Städten,  wie  St.  Petersburg,  Riga,  Tuckum  u.  s.  w.,  Hundesteuern 
eingeführt  resp.  neu  eingeführt  (Riga). 

8.  Es  mögen  nun  einige  statistischeDaten  Über  die  Höhe  der  Hunde- 
steuersätze in  verschiedenen  Ländern  und  Über  die  Erträge  der  Hundesteuern 
in  russischen  und  deutschen  Städten  hier  Platz  finden. 

Die  Höhe  der  Hundesteuersätze  in  verschiedenen  Ländern. 

Preussen*) 10     resp.  2,5  Rubel  (20  M.  Max.  resp.  5  M.) 

Baden«) 8        ,4  ,  (16    ,  •      8   ,  ) 

Bayern») 1,5    bis    7,5  „  (  3    ,     bis  15  M.) 

Frankreich^)    ....  0,40    ,4  ,  (  1  Fr.     ,    10  Fr.) 

England«^) 3,75  ,  (77«  Seh.) 

Russland  ^) 3  (Maximum)     „ 

i') 2,50  .  (5  M.) 


1)  Gesetz  vom  1.  März  1891,  fenii 

*)         n 

„     4.  Mai  1896. 

»)           n 

„   81.  Januar  1888. 

*)       • 

^     2.  Mai  1855. 

*)          n 

von   1878. 

•)          n 

vom  1.  Dezember  1897. 

')          r 

„     4.  September  1874 

719 


Digitized  by  VjOOQ IC 


220  ^-  Sodoffsky, 

Sachsen ') 1,50  (Minimum)  Rubel  (3  M.) 

Mecklenburg*)  3)      .    .      0,50  ,       (1    , ). 

Die  Erträge  der  Hundesteuern  in  russischen  Städten  (und  in 
Warschau)  in  den  Jahren  1875  sowie  1885—95^. 

Jahreszahlen  ^Städten  V)""  ^^  Warschau 
1875                           4233  4137 

1885  4696  7807 

1886  6992  8887 

1887  5442  7487 

1888  5338  7908 

1889  ^  4180  7584 

1890  3999  7253 

1891  3813  7228 

1892  3694  9182 

1893  4147  9359 

1894  5348  9520 

1895  8658  9945 

Die  Erträge  der  Hundesteuern  sind  im  Zeitraum  1875 — 95  in  den 
rassischen  Städten  und  in  Warschau  unter  gewissen  Schwankungen  um  mehr 


1)  Gesetz  vom  10.  Angost  1868. 

2)  „         „     11.  Mai  1897. 

S)  Die  Mark  und  der  Schilling  wurden  =  Je  '/^  Rubel,  der  Frank  =  40  Kopeken  ai- 
genommen.  Nach  Jans  hui  a.  a.  0.,  1899,  S.  354,  beträgt  die  Steuer  von  den  Jagdhunden 
in  P  0 }  e  n  von  Wind-  und  Koppelhnnden  je  15  Rubel,  von  anderen  Jagdhundrassen  je  5  Rnbel. 
Nach  Lehr  a.  a.  0.  beträgt  die* Hundesteuer  in  Württemberg  7  M.,  wobei  die  HÜfie 
des  Steuerertrages  dem  Staate,  die  andere  der  Armenkasse  zufällt.  Ein  Zuschlag  von  1 1. 
findet  ittr  die  Staatskasse  statt.  Ftbr  die  Gemeindekassen  ist  seit  1889  ein  Zuschlag  bis  is  V. 
(=  6  Rubel)  gestattet.  Nach  v.  He  ekel  in  „Wörterbuch**  eto.  (Luxussteuer  3.819)  wird  ii 
Irland  seit  1865  eine  Lokalgebühr  von  2  sb  (=  1  Rubel),  in  Hamburg  (cf.  Heckel  ii 
,H.  d.  Staatsw.*,  1899,  S.  508)  in  der  Stadt  eine  Steuer  von  10  M.  (=  5  Rubel),  auf  demLufk 
von  6  M.  (=  8  Rubel)  erhoben. 

*)  Cf.  „Abrechnung  der  städtischen  Kassen  pro  1875**,  St.  Petersburg  1887  (ruasisdo, 
S.  159,  pro  1885-95  Ibid.,  1888  8.  170,  1889  S.  170,  1890  S.  170,  1891  8. 166,  1891  S.  160,  189S  S.  60. 
1898  S.  166,  1894  S.  166,  1896  S.  166,  1897  S.  166,  1899  S.  170.  üeber  die  Zahlen  für  Warschai 
vgl.  die  Abschnitte  „Königreich  Polen"  (Einnahmen).  Ich  bediene  mich  hier  der  in  den  betr. 
Abrechnungen  eingehaltenen  Einteilung  und  führe  daher  die  Ziltem  für  Warschan  getrenii 
auf.  Die  gebotenen  Angaben  beziehen  sich  für  das  Jahr  1875  auf  676  Städte  und  schwanket 
in  den  Jahren  1885—95  zwischen  690  (1885)  und  709  Städten  (1895). 

ft)  Die  ZifTem  für  das  Jahr  1875  u.  1885  beziehen  sich  auf  die  vier  Städte  Riga  (187}: 
3737;  1885:  3907  Rubel),  Mitau  (1875:  428;  1885:  773  Rubel),  Irkutsk  (1875:  58;  1885:  6  RubtO 
und  Perm  (1875:  16;  1885:  10  Rubel).  In  Riga  wurde  die  Hundesteuer  bereits  im  Jahre IWS 
durch  ein  Allerhöchst  bestätigtes  Reichsratsgutachten  gestattet  und  auf  Grund  der  am  18.  S^ 
tember  1868  vom  Oeneralgouvemeur  bestätigten  Regeln  über  ihre  Erhebung  eingeffibit.  Sie 
wurde  von  Luzushunden  Im  Betrage  von  8  Rubel,  von  Hof-  und  Wächterhnnden  Im  Betnce 
von  50  Kop.  pro  Hund  erhoben.  Bei  Auftreten  der  Tollwut  sollte  Maulkorbzwang  in  Ab* 
Wendung  gebracht  werden.   Die  Steuer  wurde  zum  Besten  der  städtischen  Kommune  erhoben. 

0)  Die  finanzielle  Bedeutung  der  Hundesteuern  für  die  städtischen  Einnahmen  war  hitr 
her  in  Russland  eine  sehr  minime.  Nach  den  betr.  „Abrechnungen"  belief  sich  der  Anteil  der 
Hundesteuererträge  an  den  Gesamteinnahmen  der  russischen  Städte  im  Jahre  1875  auf  0,01S*W 
und  düTerierte  in  den  Jahren  1885—95  zwischen  0,008  n.  0,01  %, 
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als  100^0  gestiegen.  Ein  sehr  starkes  Wachstum  zeigt  sich  in  den  russischen 
Städten  in  den  Jahren  1886  and  1895,  in  Warschau  1885  und  starkes  kon- 
stantes Wachstum  seit  1892.  In  den  Jahren  1875  und  1885  finden  wir  die 
Hundesteuer,  ausser  in  Warschau,  nur  in  4  russischen  Städten'),  die  dieselbe 
aber  bisher  beibehalten  haben,  1886  ist  sie  schon  in  9  Städten  zu  finden.  Sie 
tritt  in  verschiedenen  Städten  temporär  auf  und  ist  im  Jahre  1895  bereits  in 
16  Städten  zu  finden.  Die  Steuererträge  variieren  recht  stark  und  sind  in 
Warschau,  Riga,  Tomsk,  Minsk  und  Omsk  am  höchsten. 

Die  Erträge  der  Hundesteuern  in   einigen  Städten  Russlands 
und  in  Warschau  im  Jahre  1895. 

Riga 3020  Rubel  Zarizyn 71  Rubel 

Tomsk    ....    2200      ,  Perm 58      „ 

Minsk     ....     1152      ,  Tscherespowetz    .     .  45      , 

Omsk     ....      985      ,  Orenbnrg    ....  44      , 

Mitau     ....      681      ,  Wemui 8      , 

Shitomir     ...      196      ,  Nowogradwoluinsk  .  8      , 

Borowitschi     .     .      136      •  Brest-Litowsk ...  1      . 


Astrachan 


113 


Warschau 


9945 


Die  Erträge  der  Hundesteuern  in  einigen  Städten  Russlands 
und  Deutschlands  im  Jahre  1895^)  resp.  1894/95. 


Brest-Litowsk 
Orenburg 
Görlitz  . 
Zarizyn 
Spandau 
Perm     . 
Liegnitz 
Astrachan 
Dortmund 
Riga.    . 
Frankfurt  a.  M. 
Minsk    . 
Kiel  .    . 
Tomsk  . 


Einwohner- 
zahl 

.  46,542 
.  72,740 
.  70,175 
.  55.967 
.  55,841 
.  45,403 
.  51,518 
.  113,000 
.  111,232 
.  256,197 
.  229.279 
.  91,494 
.  85,666 
.    52,430 


Steuer- 
betrag 

1  Rubel 
44      , 


5,500 

71 

4,842 

58 

8,000 

118 

6,000 

8,020 

45,000 

1,152 

10,000 

2,200 


(11,000  M.) 


(  9,684 
(  6,000 
(12.000 
(90,000 
(20,000 


Entfall  auf 
100  Einwohner 

0,002 

0,06 

7,8 

0,1 

8,6 

0.1 

5,7 

0,1 

5,3 

1,1 
19,6 

1,2 
11,6 

4,1 


1)  Cf.  tlber  die  Einwohnerzahlen  der  Städte  in  Rassland  den  ^Rass.  Kalender*  pro  1899. 
8. 122  ff.  (rassisch).  Die  Ziffern  beziehen  sich  auf  das  Jahr  1897.  doch  hatte  ich  nar  die  Wahl 
zwischen  diesen  and  denen  pro  1885.  Die  Einwohnerzahlen  der  deutschen  Städte  beziehen 
sich  auf  das  Jahr  1895.  Ueber  die  Steuerbeträge  cf.  ^Abrechnung"  etc..  St.  Petersburg,  1899. 
Ueber  die  Einwohnerzahlen  der  deutschen  Städte  cf.  N  e  e  f  e :  „Statistisches  Jahrbuch  deutscher 
Städte**.  1897.  S.  310;  über  die  Beträge  der  Hundesteuer  ibid.  S.  883  u.  885.  Die  Steuerbeträge 
betr.  die  Hundesteuer  in  den  russ.  Städten  beziehen  sich  auf  das  Jahr  1895 ,  die  Beträge  in 
den  deutschen  Städten  auf  die  Periode  i89i/95.  Die  Gegensätze  zwischen  den  Ziffern  der 
russischen  und  deutschen  Städte  würden  noch  erhöht  werden,  wenn  betreflls  Deutschlands  die 
Steuerperiode  1S95|96  gewählt  worden  wäre.   Cf.  über  die  Hnndesteuererträge  in  verschiedenen 
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Wie  aus  dieser  Tabelle  ersichtlich  ist,  differieren  die  Erträge  der 
Hundesteuer  in  russischen  und  deutschen  Städten  meist  ausserordenUich 
und  sind  in  letzteren  fast  ausnahmslos  ungleich  höher.  Den  höchsten  Ent- 
fallen auf  je  100  Einwohner  begegnet  man  in  Frankfurt  a.  M.,  Kiel,  Spandau 
und  Görlitz.  Die  Entfölle  in  den  russischen  Städten  sind  sehr  niedrige,  den 
höchsten  findet  man  in  Tomsk. 

4.  Ich  lasse  nun  das  am  1.  Dezember  1897  (a.  St.)  Allerhöchst  be- 
stätigte und  auszufahren  befohlene  Reichsratsgutachten  ,Ueber  die  Fest- 
stellung allgemeiner  Regeln  für  die  Hundesteuer  in  den 
Städten"  folgen^). 

I.  In  Abänderung  und  Ergänzung  der  betreffenden  Artikel  der  Städte- 
ordnung (, Reichsgesetze "  Bd.  II,  Ausg.  v.  1892)  wird  bestimmt,  dass  die  Ein- 
führung der  Hundesteuer  zum  Besten  der  Städte  von  den  Stadtverordneten- 
versammlungen abhängen  soll,  wobei  folgende  Bestimmungen  zu  beobachten  sind: 

1.  Steuerpflichtig  sind  alleHunde,  die  in  den  Grenzen  der 
Stadtgebiete  gehalten  werden  ohne  Unterschied  der  Rassen. 

Von  der  Steuer  befreit  sind: 

a)  Die  Hunde  ausländischer,  beim  Hof  accreditierter  Diplomaten  und 
anderer  Personen,  die  Gesandtschaften  und  Missionen  angehören,  femer  Hunde 
der  Generalkonsuln,  Konsuln,  Yizekonsuln  und  Konsularagenten,  wenn  sie  Unter- 
thanen  des  Reiches  sind,  von  dem  sie  delegiert  sind,  und  wenn  zwischen  diesem 
Reich  und  Russland  eine  Konvention  über  die  Konsularrechte  besteht  oder  in 
dem  f^mden  Reich  den  Konsuln  Russlands  die  gleiche  Vergünstigung  gewahrt 
worden  ist. 

b)  Die  Hofhunde,  die  an  der  Kette  gehalten  werden. 

c)  Die  Hunde,  welche  Personen  gehören,  die  sich  nur  zeitweilig  und 
zwar  weniffer  als  1  Monat  in  der  Stadt  aufhalten. 

d)  Die  Hunde,  welche  bei  militärischen  Jagdkommandos  oder  zu  Jagd- 
und  Dienstzwecken  bei  anderen  Militärkommandos  oder  von  Offizieren,  die  in 
der  Front  stehen,  im  Stabe  dienen  oder  in  der  Militärverwaltung  beschäftigt 
sind,  gehalten  werden,  jedoch  nur  unter  Voraussetzung,  dass  diese  Hunde  dura 
einen  Erlass  den  betreffenden  Truppenteilen  zugewiesen  worden*  sind. 

2.  Der  jährliche  Steuersatz  pro  Hund  soll  3  Rubel  nicht  über- 
schreiten. 

3.  Beabsichtigt  die  Stadtverordnetenversammlung  einer  Stadt  ihren  Ver- 
hältnissen entsprechend  einen  höheren  Steuersatz  (innerhalb  der  in  Art.  2 
angegebenen  Grenzen)  einzuführen,  so  ist  dazu  die  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  der  Finanzen  eHörderlich. 

Eine  gleiche  Genehmigung^  ist  erforderlich,  falls  sich  die  Stadtverordneten- 
versammlung einer  Stadt  um  eme  im  Gesetz  nicht  vorgesehene  Steuerbefreiung 
bewirbt. 

4.  Die  Einteilung  der  Hunde  in  Kategorien  und  die  Bestim- 
mung besonderer  Steuersätze  für  jede  Kategorie  wird,  wo  es  erforderlich  er- 
scheint, gestattet,  nur  darf  der  Steuersatz  nicht  über  den  für  die  betreffende 
Stadt  bewilligen  hinausgehen. 

5.  Der  Steuerbetrag  ist  von  den  HundeeigentÜmem  innerhalb  eines 
von  der  Stadtverordnetenversammlung  bestimmten  Termines  für  1  Jahr  im  vor- 


Staaten:  Lehr  a.  a.  0.  1891,  S.  427;  v.  He  ekel  in  „H.  d.  Staatew.'',  1899,  S.  507  und  in 
„Wörterbach**  etc.  S.  212  a.  211 ;  in  Baden  „Pinanzarchiv"  in,  S.  672. 

1)  Cf.  „Regieningsanzeiger^  vom  11.  Jannar  1898,  Nr.  8  (nisaisch). 
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aus  zu  entrichten.  Der  Steuerzahler  erhält  mit  der  Steuerquittung  für  jeden 
Hund  eine  Marke,  deren  Nummer  der  Nummer  der  Quittung  entspricht  Marken 
nach  besonderem  Muster  werden  für  Hunde  von  Personen  und  Truppenteilen 
ausgegeben y  wie  sie  unter  a)  und  d)  Art.  1  erwähnt  wurden.  Für  derartige 
Maäen  ist  nur  der  Anfertigungspreis  zu  entrichten.  Die  Marken  müssen  an 
sichtbarer  Stelle  am  Halsband  des  Hundes  befestigt  werden  und  sind  übertrag- 
bar, wenn  der  Hund  den  Besitzer  wechselt. 

6.  Bei  Verlust  der  Marke  wird  vom  Stadtamte  eine  neue  Marke 
ausgereicht,  für  die  nur  der  Anfertigungspreis  zu  entrichten  ist-. 

7.  Wer  im  Laufe  des  Steueijahres  einen  Hund  erwirbt,  hat  dies  in 
14tägiger  Frist  dem  Stadtamt  anzuzeigen  und  gleichzeitig  die  Steuer  im  vollen 
oder  im  halben  Jahresbetrage  zu  erlegen,  je  nachdem  der  Hund  im  1.  oder 
2.  Halbjahre  erworben  worden  ist. 

8.  Wer  die  Hundesteuer  nicht  rechtzeitig  bezahlt,  hat  ausser 
derselben  noch  eine  Geldbusse  zum  Besten  der  Stadtjcasse  zu  entrichten,  die 
aber  nicht  mehr  als  50  7o  ^^^  ^™  Rückstande  verbliebenen  Summe  aus- 
machen soll. 

9.  Der  Termin  und  Ort  det  Steuerentrichtung  wird  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  nicht  später  als  1  Monat  vor  dem  erwähnten 
Termine  bekannt  gemacht. 

10.  Der  Stadtverordnetenversamnüung  steht  das  Recht  zu,  Anordnungen 
über  das  Ein  fangen  von  Hunden  zu  treffen,  die  auf  Strassen  und  Plätzen 
der  Städte  ohne  die  in  Art.  5  erwähnten  Marken  angetroffen  werden. 

Die  eingefangenen  Hunde  dürfen  nicht  früher  als  nach  3  Tagen  seit 
dem  Fange  derselben  getötet  werden,  falls  der  Eigentümer  die  Steuer  nicht 
entrichtet  oder  die  Bezahlung  der  letzteren  nachweist  Die  Eigentümer  der  ein- 
gefangenen  Hunde  haben  ausser  der  zum  Besten  der  Stadt  bestimmten  Steuer 
für  den  Unterhalt  und  die  Pflege  der  Hunde  nicht  über  20  Kop.  pro  Tag 
zu  zahlen. 

11.  Die  Stadtverordnetenversammlung  bestimmt  resp.  publiziert  die  Höhe 
der  Geldbusse,  der  Zahlung  für  den  Unterhalt  und  die  Pflege 
der  Hunde  (in  den  Grenzen  der  Art  8  und  10),  das  Verfahren  für  die  Kon- 
statierung derjenigen  Hunde,  die  der  Besteuerung  unterliegen,  und  die  Eontrolle 
des  ordnungsmässigen  Einganges  der  Steuer. 

12.  In  demjenigen  Städten,  in  welchen  die  Erhebung  der 
Hundesteuer  bereits  durch  Allerhöchst  bestätigte  Bestimmungen  gestattet 
ist,  bleiben  letztere  in  Geltung.  Nur  treten  für  dieselben  auch  die  Punkte  a) 
und  d)  des  Art  1  (l)  dieses  Gesetzes  in  Kraft.  Falls  aber  die  Verwaltungen 
solcher  städtischen  Ansiedlungen  es  für  nötig  erachten,  Höhe  und  Ordnung 
der  Erhebung  der  betreffenden  Steuer  unter  Anwendung  dieser  allgemeinen 
Bestimmungen  zu  ändern,  so  hängt  die  Genehmigung  von  den  erwähnten 
Ministem  sub. 

Nach  erfolgter  Genehmigung  gelten  die  früheren  Bestimmungen  über  die 
Hundesteuer  für  die  betreffenden  Städte  dann  als  abgeändert,  worüber  der 
Minister  des  Innern  den  dirigierenden  Senat  zwecks  Publikation  in  Kennt- 
nis setzt. 

IL  Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Hundesteuer  (I) 
beziehen  sich  auch  auf  städtische  Ansiedlungen,  in  welchen  die  Städteord- 
nung vom  11.  Juni  1892  nicht  eingeführt  worden  ist,  sowio  auf  die  Städte  der 
Gouvernements  des  Königreichs  Polen,  wobei  Einzelheiten  der  Steuererhebung 
von  den  städtischen  Verwaltungen  zu  normieren  und  von  den  Gouvemements- 
verwaltungen  zu  bestätigen  sind. 
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5.  Bei  der  Durchsicht  des  yorstehenden  Gesetzes  kann  ich 
mich  des  Eindruckes  nicht  erwehren,  dass  dasselbe  für  Russland  und  an  sich 
in  verschiedener  Hinsicht  nicht  recht  zweckentsprechend  und  genügend  er- 
scheint. 

a)  Durch  eine  blosse  Besteuerung  von  Hunden,  die  in  den 
Grenzen  der  Stadtgebiete  gehalten  werden,  kann  der  bei  uns  häufig 
auftretenden  Tollwut,  über  die  besonders  in  den  letzten  Jahren  selbst  aus  den 
Ortschaften  unserer  höchsten  Kultur  wie  aus  den  Ostseeprovinzen  nur  gar  zu 
oft  Aeusserungen  an  die  Oeffentlichkeit  gelangen  —  soweit  es  überhaupt  durch 
Besteuerung  möglich  ist  —  nicht  genug  vorgebeugt  werden.  Auf  dem  Lande, 
wo  vielfach  Hunde  in  mehr  als  erforderlicher  Zahl  gehalten  werden,  und  f^ 
die  Em&hrung  und  Verpflegung  ersterer  oft  in  recht  unzureichendem  Masse 
Sorge  getragen  wird,  besteht  ebenfalls  die  Gefahr  der  Tollwuterkrankungen 
und  -epidemien,  und  die  Unterdrückung  letzterer  ist  dort  oft  noch  schwieriger 
als  in  der  Stadt,  da  auf  dem  Lande  meist  weniger  Polizei  zur  Verfügung  steht 
als  in  der  Stadt  und  sich  die  Ausführung  der  polizeilichen  Massregeln  dort  oft 
schwerer  bewerkstelligen  lässt.  Regelmässig  stehen  sich  die  Dorfbewohner  bei 
dem  Auftreten  der  Wasserscheu  insofern  schlechter  als  die  Städtebewohner, 
als  ihnen  rechtzeitig  meist  keine  ärztliche  Hilfe  zur  Verfügung  steht. 

b)  Die  Freilassung  der  den  ausländischen  Diplomaten  und 
Konsuln  etc.  gehörigen  Hunde  erscheint  nicht  einwandsfrei,  denn  auch 
durch  diese  Hunde  ist  die  Gefahr  der  Tollwutverbreitung  nicht  ausgeschlossen. 

Wenn  von  Seiten  anderer  Staaten  unvorsichtigerweise  für  die  Hunde 
jener  Beamten  die  Vergünstigung  der  Steuerfreiheit  besteht,  so  ist  darin  noch 
kein  Grund  für  die  Steuerbefreiung  in  Russland  zu  sehen. 

c)  Es  erscheint  auch  recht  fraglich,  ob  Hunde,  die  Personen  ge- 
hören, die  sich  weniger  als  1  Monat  in  der  Stadt  aufhalten,  ganz 
steuerfrei  bleiben  sollten.  Angereiste  Personen  werden  in  vielen  Fällen  ihren 
Hunden  keine  gute  Ernährung  und  Verpflegung  gewähren  können  und  wird 
seitens  dieser  Hunde  oft  gerade  besonders  grosse  Gefahr  bestehen. 

d)  Ausserordentlich  anfechtbar  erscheint  die  Bestimmung,  dass  der  jähr- 
liche Steuersatz  pro  Hund  nicht  höher  als  3  Rubel  sein  soll  Wie 
aus  der  Tabelle  über  die  Höhe  der  Hundesteuersätze  zu  ersehen  ist,  nimmt 
der  russische  Satz  nur  eine  mittlere  Stellung  im  Vergleich  zu  den  Sätzen  an- 
derer Staaten  ein,  benutzt  also  in  nicht  hohem  Masse  eines  der  haupidch- 
lichsten  Mittel,  um  die  schon  seit  Jahren  in  Russland  herrschenden  ToUwnt- 
seuohen  zu  unterdrücken.  Vergleiche  zwischen  den  Hundesteuerertri&g^i  in 
russischen  und  deutschen  Städten  weisen  grelle  Kontraste  auf  und  dokumen- 
tieren auch  die  meist  ungeheuer  geringe  finanzielle  Bedeutung  der  Hundesteuer 
für  die  russischen  SiAdtefinanzen. 

e)  Für  die  Einteilung  der  Hunde  in  Kategorien  zum  Zweck  der 
Besteuerung  derselben  in  verschiedener  Höhe  gibt  das  Gesetz  leider  keinerlei 
Anhaltspunkte.  Wohl  nur  in  Bezug  auf  gewerblich  benutzte  Hunde,  nicht  aber 
auf  solche,  die  Vergnügungszwecken  dienen,  dürften  Unterscheidungen  nach 
der  Oertlichkeit  betreffs  der  Höhe  der  Steuersätze  berechtigt  sein. 

f)  Die  Frist  von  14  Tagen  für  die  Anzeige  beim  Stadtamte 
über  den  Erwerb  eines  Hundes  erscheint  viel  zu  lang.    Der  Hund  kann 
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in  krankem  Zustande  erworben  sein  und  im  Laufe  jener  Frist  gefährlich 
werden.  Wird  der  Erwerb  des  Hundes  am  Erwerbstage  zur  Anzeige  gebracht, 
so  kann  die  der  Besteuerang  des  Hundes  vorausgehende  Untersuchung  desselben 
friüier  stattfinden. 

6.  An  die  vorausgeschickten  kritischen  Bemerkungen  will  ich  nun  im 
nachfolgenden  einige  Vorschläge  zur  eventuellen  Ergänzung  und  Reform 
des  Gesetzes  knüpfen. 

a)  Nicht  allein  Hunde,  die  in  den  Grenzen  der  Stadtgebiete, 
sondern  auch  solche,  die  auf  dem  Lande,  d.  h.  also  auf  den  Gütern,  in 
den  Gesinden,  Dörfern  u.  dergl.,  gehalten  werden,  sollten  der  Besteuerung 
unterliegen. 

b)  Befreit  von  der  Steuer  sollten  sämtliche  Hunde  sein,  die 
beständig  an  der  Kette  gehalten  werden.  Ausser  für  junge  bis  6  Monate 
alte  Hunde  und  in  den  Fällen,  wo  Hunde  durch  Erlass  Truppenteilen 
zugewiesen  worden  sind,  sollte  Steuerfreiheit  nur  in  besonderen  Fällen  ge- 
währt werden*). 

c)  Bei  Besteuerung  der  Hunde  werden  letztere  zunächst 
wohl  in  drei  Kategorien  zu  teilen  sein,  und  zwar  a)  in  solche,  die  zum 
Vergnügen  gehalten  werden  (dies  sind  also  Stuben-,  Hühner-  und  Jagd- 
hunde), ß)  in  solche,  die  gewerblichen  Zwecken  dienen  (z.  B.  Hüterhunde), 
Y)  in  solche,  welche  von  der  Steuer  frei  zu  lassen  sind. 

Bei  den  zum  Vergnügen  gehaltenen  Hunden  wäre  zwischen 
n)  Stuben-  und  ß)  Jagdhunden  zu  unterscheiden.  Bei  den  Stubenhunden 
wäre  dann  eine  Unterscheidung  von  1.  grossen,  2.  mittleren  und  3.  kleinen 
Rassen  zu  machen,  bei  den  Jagdhunden  wären  etwa  1.  Koppel-,  Dachs-, 
Wind-  u.  dergl.  Hunde  und  2.  Hühnerhunde  zu  unterscheiden.  Die  Wahl 
der  Steuersätze  hätte  aber  sowohl  bei  Stuben-  als  bei  Jagd-  und  Hühner- 
hunden auf  Grund  einer  Tabelle  stattzufinden,  welche  nicht  allein  die  Rasse, 
«ondem  auch  den  eventuellen  Verkaufspreis  der  Hunde  —  zu  dessen  Dekla- 
ration die  Hundeeigentümer  verpflichtet  werden  müssten  —  zu  berücksich- 
tigen hätte. 

Die  Einreihung  rasseloser  Hunde  in  eine  bestimmte  Klasse  müsste 
den  Schätzern,  die  am  besten  aus  Veterinärärzten  zu  bestehen  hätten,  über- 
lassen werden. 

d)  Als  Maximum  der  Steuer  wären  bei  zum  Vergnügen  ge- 
haltenen Hunden,  wie  es  mir  scheint,  mindestens  10,  wenn  nicht  sogar 
etwa  15  Rubel  zu  empfehlen,  betragen  ja  die  Maximalsätze  in  Preussen,  Baden 
und  Bayern,  wo  die  Tollwutseuche  sehr  stark  eingeschränkt  ist,  20,  16  und 
15  M.  Als  Maximalsteuersatz  für  gewerblichen  Zwecken  dienende 
Hunde  könnten  wohl  5— 7V«  Rubel  vielleicht  genügen. 

Die  Steuersätze  sollten  in  der  Stadt  und  auf  dem  Lande  wohl 
-die  gleichen  sein. 

e)  Beim  Halten  von  mehr  als  einem  Stuben-,  Jagd- oder  Hühner- 
hunde sollte  progressive  Besteuerung  eintreten,  um  den  höheren  Luxus 


1)  Armut  der  Eigenttlmer  dürfte  ein  falsches  Motiv  fttr  Steaerbefreiung  von  Händen 
l)Uden  und  könnten  Befreiungen  ans  diesem  Grunde  sehr  gefährlich  sein. 
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relativ  höher  zu  belasten.  Man  hätte  also  fOr  einen  zweiten  Stnben-,  Jagd- 
oder Hühnerhund  ausser  dem  Steuerbetrage  etwa  20^0»  ^  einen  dritten  etwa 
40  7o  der  Steuer  u.  s.  w.  als  Zuschlag  zu  entrichten  ^). 

f)  Der  Erwerb  eines  Hundes  sollte  am  Tage  der  Empfangnahme 
desselben  oder  etwa  am  folgenden  Tage  seitens  des  Eigentümers  beim  Stadt- 
amte zur  Anzeige  gebracht  werden*). 


1)  Am  gerechtesten  würde  sich  die  progressive  Hnndestener  natürlich  dort  gestalten 
können,  wo  eine  Einkonunensbestenernng  besteht. 

^  1.  Durch  die  Hundesteuer  allein  kann  der  Wasserscheugefahr  und  dea 
sahireichen  Belästigungen ,  die  vielen  Menschen  durch  Hunde  entstehen ,  gewiss  nicht  in  ge- 
nflgendem  ICasse  begegnet  werden.  Zur  approximativen  Erreichung  dieser  Zwecke  erscheint 
noch  die  energische  Durchführung  einer  Reihe  von  Massnahmen  erforderlich,  die  zum  TeO 
wohl  durch  das  Hundesteuergesetz  oder  aber  auch  durch  besondere  Gesetze  oder  polizefliehe 
Anordnungen  geregelt  werden  könnten. 

3.  Notwendig  erschehit  mir,  wie  bereits  berührt,  dass  vor  der  Besteuerung 
eine  veterinärärztliche  amtliche  Besichtigung  derHunde  erfolgt  und 
dass  solche  Besichtigungen  überhaupt  einigemal  im  Jahre  auf  amtlichem  Wege  erfolgen.  Als 
unheilbar  kranke  oder  mit  ansteckenden  gefahrdrohenden  Krankheiten  behaftet  erkannte  Hnnde 
sollten  in  besonders  zu  diesen  Zwecken  herzustellenden  Anstalten  (wo  soldie  nicht  etwa  bereita 
bestehen  sollten ;  das  in  Biga  seit  längeren  Jahren  bestehende  «Tierasyl"  nimmt  selbst  toQwuU 
verdächtige  Hunde  auf)  entweder  getötet  oder  bis  zur  völligen  Heilung  isoliert  werden. 

3.  Bei  Tollwutseuchen  müsste  Absperrung  aller  Hunde  von  den  Strasaea, 
fireien  Plätzen  etc.  erfolgen. 

4.  Auf  den  Schildern  der  Hundehalsbänder  sollte  Domizil  und 
Namen  der  Hundeeigentümer  angegeben  werden,  damit  im  Falle,  dass  ein  Hund 
an  der  Tollwut  erkranken  und  umherschweifen  sollte,  nach  Einfang  oder  Tötung  desselbea 
der  Weg  konstatiert  werden  könnte,  den  der  erkrankte  Hund  genommen  hat  und  systematiscb 
Massregeln '  gegen  die  Verbreitung  der  Krankheit  durch  Tötung  resp.  Isolierung  der  dann 
leichter  herausflndbaren  gebissenen  Tiere  getrofTen  werden  könnten. 

5.  Einer  der  allerwiehtigsten  Massnahmen  zur  Einschränkung  der  Tollwutveibreitaiig^ 
aber  auch  von  GefiEÜiren  durch  Hunde ,  ist  obligatorischer  mit  grösster  Energie  be> 
ständig  durchgeführter  Maulkorbzwang.  Ignorierung  dieser  Massnahmen  hat  Opfer  ana 
der  Zahl  der  Menschen  und  Tiere  zur  Folge.  (Cf.  auch  «The  British  Medical  Journal"  vom 
10.  Oktober  1891,  wo  das  historisch  nachgewiesen  wird.)  Der  Maulkorbzwaag  sollte  sich  etwa 
mit  Ausnahme  der  Jagd-  und  Hühner-  etc.  -Hunde  während  der  Jagd,  der  Hüterhunde  wahrend 
der  Zeit  ihrer  Benutzung,  der  jungen  Hunde  etwa  während  *u  Jahren  und  der  beständig  mm 
der  Kette  gehaltenen  Hunde  auf  sämtliche  Hunde  beziehen ,  sowie  dieselben  ans  den  Staboi 
oder  aus  ihren  Zwingern  ins  Freie  gelassen  werden.  Sowohl  die  Maulkörbe  und  Halsbiader 
als  auch  die  Ketten  und  die  Art  der  Befiestigung  der  letzteren  müssen  gewissen  Vorschriften 
genügen. 

6.  Könnte  auch  noch  dieTollwut-Sohutzimpfung—  Impf-  und  bakteriologiBcb» 
Institute  gibt  es  bereits  z.  B.  in  Petersburg,  Moskau,  Warschau,  Odessa,  Ssamara,  CbariLow; 
Tierkliniken  in  Warschau,  Jnrjew  (Dorpat),  Kasan,  Charkow  —  in  ganz  Bussland  für  alle 
Hunde  zu  einer  ebenso  obligatorischen  gemacht  werden  wie  die  Pockenimpfung  für  die 
Menschen,  so  ist  es  wohl  möglich,  dass,  wie  Hollmann  a.  a.  0.  Nr.  S77  u.  a.  ausfuhrt,  ea 
gelingen  könnte,  „die  Tollwut  in  einigen  Jahren  mit  Stumpf  und  Stiel  auszurotten". 

7.  Zum  Schluss  will  ich  auch  noch  eines  ungarischen  Gesetzes  von  1888  Er- 
wähnung thun,  welches  für  Russland  eventuell  Beachtung  finden  könnte.  Nach  diesem  OeseCse 
war  seitens  jeder  Jurisdiktion  zum  Zwecke  der  Einschränkung  der  Wutkrankheit  ein  Statut 
über  das  Hundehalten  im  allgemeinen  und  über  die  Einschränkung  des  über- 
flüssigen Hundehaltens  durch  eine  geeignete  Hundesteuer  zu  erlassen. 
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Die  Reform  der  französisclien  Erbschaftssteuer  durch 
das  Bndgetgesetz  vom  26.  Februar  1901^). 

Von 
Georgr  Schanz. 

Die  französische  Erbschaftssteuer  wurde  von  Anfang  an  nicht  als  Be- 
reicherungssteuer behandelt,  sondern  bildete  ein  Glied  der  Besitzveränderungs- 
steuer. Infolge  dessen  wurde  sie  bis  heute  vom  Bruttowert  erhoben,  Schulden 
kamen  also  nicht  in  Abzug.  Ebenso  unvoUkonmien  war  die  steuerliche  Be- 
handlung der  Nutzniessung.  Nach  dem  Gesetz  vom  12.  Dezember  1798  (22.  fri- 
maire  an  VII)  wurde  die  Nutzniessung  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  des  Nutz- 
niessers  zum  halben  Wert  des  Eigentums  gerechnet  und  besteuert,  so  dass  der 
nackte  Eigentümer  die  Steuer  wie  der  volle  Eigentümer  zu  entrichten  hatte, 
bei  getrenntem  üebergang  von  Eigentum  und  Nutzniessung  die  Steuer  von  dem 
iVsfachtn  Werte  des  vollen  Eigentums  zur  Erhebung  gelangte. 

Längst  hat  man  diese  Unvollkommenheiten  erkannt,  aber  es  dauerte  über 
ein  halbes  Jahrhundert,  bis  man  dazu  gelangte,  sie  endlich  zu  beseitigen.  Die 
geschichtliche  Entwicklung  ist  kurz  folgende: 

Im  Jahr  1849  entwickelte  D^rod^  am  20.  Januar  vor  der  Nationalver- 
sammlung ein  Amendement,  demzufolge  die  Einregistrierungsabgaben  vom 
Nettowert  nach  Abzug  der  Schulden  gezahlt  werden  sollten,  ohne  jedoch  Erfolg 
zu  haben. 

Am  15.  November  1849  stellte  Cr^mieux  einen  Antrag,  der  5  wichtige 
Neuerungen  enthielt.  1.  Die  Steuer  von  Erbschaften  und  Schenkungen  sollte 
progressiv  sein;  2.  Der  Nettobetrag  der  Erbschaften  sollte  für  die  Berechnung 
der  Steuer  Mass  geben ;  3.  Mobiliar-  und  Immobiliarwerte  sollten  in  der  Steuer 
gleichgestellt  werden ;  4.  Die  Schenkungen  sollten  geringer  besteuert  werden  als 
testamentarische  oder  Intestatsuccessionen ;  5.  Die  Verwandtschaft  sollte  bei 
Aufstellung  der  Progressionsscala  nur  bis  zum  Grad  des  Andergeschwisterkindes 


1)  Vgl.  Rapport  fidt  au  nom  de  la  commisBion  da  budget  charg^e  d'examiner  le  projet 
de  loi  portant  fixaüon  da  badget  g^nöral  de  Texercice  I90i  (loi  de  finances,  articles  23  &  40), 
rögime  fiscal  des  saccessions,  par  M.  O.  Hesarear,  döpatö  (Nr.  1836;  annexe  aa  proc^s- 
verbal  de  la  2«  söance  de  la  cbambre  des  d^patös  du  9.  juiUet  1900 ;  ferner  rapport  par  M.  Hon  es- 
tier  sönateur  (Nr.  475  annexe  an  proc^s-verbal  de  la  söance  da  senat  du  81.  döcembre  1900). 
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{au  degr6  de  cousin  issu  de  germain)  berücksichtigt  werden.    Das  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850  acceptirte  aber  nur  die  3.  Forderung. 

Das  zweite  Kaiserreich  machte  1864  den  Versuch  einer  begrenzten  Beform, 
scheiterte  aber  am  Widerspruch  des  Staaterats. 

Im  Jahre  1871  legte  M.  Fo  1 U  e  t  einen  Gesetzesantrag  auf  Schuldenabzug 
der  Nationalversammlung  vor;  den  Ausfall  wollte  er  durch  eine  Einkommen- 
steuer einbringen.  Der  Berichterstatter  de  Marc^re  beseitigte  die  EHnkommen- 
Steuer  und  erhöhte  die  proportionalen  Erbschaftssteuersätze.  Dem  Bericht  ward 
keine  Folge  gegeben. 

Im  Jahr  1887  wurde  die  Bndgetkommission  der  Kammer  mit  einem  An- 
trag von  Borie  befasst,  der  Abzug  der  Schulden  und  Steuerprogression  ver- 
langte. Der  Generalberichterstatter  Yves  Guyot  befürwortete  diesen  Antrag, 
aber  infolge  Ministerwechsels  kam  es  zu  keiner  Discussion. 

Am  27.  März  1888  ergriff  die  Regierung  die  Initiative;  der  Finanz- 
minister Tirard  legte  einen  durch  eine  ausserparlamentarische  Kommission 
vorbereiteten  Entwurf  vor,  der  einen  fakultativen  Schuldenabzug  vorsah,  jedodi 
die  kommerziellen  Schulden  hievon  ausschloss.  Während  der  nämlichenLegislatur- 
periode  lag  noch  ein  Entwurf  von  P  e  y  t  r  a  1  vor,  der  die  Behandlung  der  Natzrmgen 
geändert  und  die  Berufung  zur  Erbschaft  eingeschränkt  wissen  wollte.  Ueber 
diese  Entwürfe  wurden  keine  Berichte  erstattet. 

Am  28.  November  1889  nahm  der  Finanzminister  Rouvier  das  Projekt 
Tirard s  vollständig  wieder  auf,  die  Kommission  nahm  es  mit  geringen  Modi- 
fikationen an;  bei  der  ersten  Lesung  wurde  am  12.  März  1891  das  Projekt 
adoptiert;  in  einem  Zusatzbericht  von  Boudenoot  erhielt  es  Erweiterungen 
in  Bezug  auf  den  Abzug  der  Schulden  und  die  Behandlung  der  Nutzungen. 
Anderseits  legte  Maujan  in  Verbindung  mit  einer  grossen  Zahl  seiner 
Kollegen  ein  allgemeines  Reformprojekt  vor,  worin  der  Abzug  der  Schulden 
durch  einen  progressiven  Tarif  von  V« — 20%  compensirt  werden  sollte,  die  Be- 
rufung zur  Erbschaft  war  auf  den  4.  Grad  beschribikt  und  Betrilge  unter 
500  Fr.  waren  von  der  Steuer  befreit.  Dupuy-Dutemps  berichtete  über 
diese  Anträge,  aber  der  Bericht  wurde  vor  Schluss  der  Legislaturperiode  nicht 
mehr  diskutiert. 

Am  8.  Februar  1894  legte  der  Finanzminister  Bur  d  e  a  u  einen  Entwurf  vor, 
der  abermals  Abzug  der  Schulden  und  Regelung  der  Steuer  von  den  Nutzungen 
vorsah,  auch  die  entgeltlichen  Besitzveränderungen  ländlicher  Immobilien  ent- 
lasten wollte.  Der  Einnahmenentgang  wurde  auf  81  Millionen  Fr.  geschätzt; 
er  sollte  durch  Erhöhung  der  proportionalen  Sätze  und  einige  Erhöhungen  des 
Stempels  eingebracht  werden.  Der  Berichterstatter  Dupuj-Dutemps  nahm 
diese  Ermässigungen  an,  setzte  aber  an  Stelle  der  proportionalen  Steuersätxe 
progressive,  und  zwar  1,25—10,25  V«  io  der  direkten  Linie  und  15,50 — 24,50  •/• 
ftlr  Nichtverwandte.    Auch  dieser  Bericht  kam  nicht  zur  Diskussion. 

Am  24.  Juli  1894  leg^  der  Finanzminister  Poincar^  einen  neuen  Ent- 
wurf vor.  Dieser  hat  allen  weiteren  Entwürfen  in  den  folgenden  6  Jahren  als 
Grundlage  gedient.  Unter  dem  Ministerium  Bourgeois  erlangte  der  Finanz- 
minister Doumer  die  sofortige  Beratung  des  Entwurfs;  die  Kammer  nahm  üa 
mit  etwas  verschärfter  Progression  an.  Die  Senatskommission  war  der  Pro- 
gression feindselig  und  ersetzte  sie  durch  eine  propoi-tionale  Steuer.    Im  Senat 
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beantragte  Peytral  den  graduierten  Tarif  Poincar^s  anzunehmen,  fand 
damit  die  Unterstützung  des  Finanzministers  Cocheryim  Ministerium  M 61  ine 
und  eine,  wenn  auch  schwache,  Majorität  des  Senats.  Der  grösste  Teil  der 
Kommission  demissionirte,  ebenso  ihr  Berichterstatter.  Dadurch  und  durch 
Ministerwechsel  wurde  das  Ende  der  ersten  Beratung  erst  am  2.  März  1900 
vollzogen.  Bevor  es  im  Senat  zur  zweiten  Lesung  kam,  wurde  der  Entwurf 
durch  ein  Dekret  vom  2.  Juni  1900  zurückgezogen  und  vom  Finanzminister 
dem  Finanzgesetzentwurf  von  1901  einverleibt.  Der  Entwurf  schloss  sich  ganz 
den  vom  Senat  gefassten  Beschlüssen  an,  nur  dass  er  die  Handelsschulden  vom 
Abzug  wegen  leicht  möglichen  Betrugs  ausschliessen  wollte,  was  aber  keine 
Annahme  fand.  In  der  Kammer  der  Deputierten  hielt  man  klugerweise  Mass, 
so  dass  der  Senat  keinen  Yorwand  hatte,  das  Ganze  abzulehnen. 

Die  Wirkungen  des  Gesetzentwurfs  in  finanzieller  Hinsicht  sind  folgender- 
massen  geschätzt: 

Der  progressive  Tarif  würde  vom  Bruttowert  des 

Vermögens  bringen 252,800,000  Fr. 

Davon  gehen  ab  für  die  Schulden  ' 

V5  =  50,460,000  Fr. 

der  neue  Modus,  das  nackte  Eigentum  und 

die  Nutzniessung   zu    schätzen,    dürfte    V^o 

weniger  ertragen,  macht .     .    12,615,000  Fr. 

verbleiben      .     .    189,225,000  Fr. 
Die  Einregistrierungsabgaben  von  den  Schenkungen 

ergeben  ein  Plus  von 3,479,000    , 

Die  Massregeln,  die  getroffen  sind,  um  die  Be- 
■  trügereien  zu  unterdrücken,  dürften  einbringen 
in  Bezug  auf  Werte  in  Depot,  Verkaufswert 
•  und  körperliche  bewegliche  Sachen     ....       1,500,000    « 

Nominaltitel 500,000    , 

Erhöhung  der  Taxe  der  Lose 500,000    , 

195,204,000  Fr. 
Zur  Zeit  erbringen  die  Erbschaftsabgaben    .    .     .    191,000,000    , 

verbleiben      .    .       4,204,000  Fr. 
oder  2^/o  der  Einnahmen  als  Reserve  für  Fehlschätzung. 

Indem  man  die  AusföUe,  welche  durch  die  Reform  zu  erwarten  sind, 
durch  Hinzufügung  der  progressiven  Skala  kompensierte,  wurde  die  Erbschafts- 
besteuerung sehr  vervollkommnet  und  aus  einer  schlechtbeschaffenen  zu  einer 
der  besten  gemacht. 

Eine  grosse  Zahl  Artikel  ist  dazu  bestimmt,  etwaige  Hinterziehungen 
durch  fingierte  Schulden  zu  verhüten.  Der  französische  Gesetzgeber  ist  in  dieser 
Hinsicht  vom  grössten  Misstrauen  beherrscht. 

Die  Schenkungssteuer  ^)  wurde  vereinfacht,  insofern  die  Verschiedenheit 
der  Sätze  für  Mobilien  und  Immobilien  in  der  geraden  Linie  und  unter  Ehegatten 


1)  Die  alten    Sätze  habe  ich    nnten  beim    Gesetzestext  in    Noten  zum    Vergleich 
beigefügt. 
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aufgehoben  wurde.  Dagegen  sind  niedrigere  Sätze  f&r  Schenkungen  im  Ehe* 
vertrag  und  für  elterliche  Vorausteilungen  im  Interesse  legitimer  Ehen  imd 
der  Harmonie  innerhalb  der  Familien  beibehalten. 

Von  einer  Progression  ist  bei  der  Schenkungssteuer  abgesehen,  indem 
darauf  hingewiesen  wurde,  dass  der  Schenkgeber  es  in  der  Hand  habe,  durch 
Zerteilung  der  Schenkung  die  niedrigeren  Sätze  sich  zu  nutze  zu  machen. 

FQr  die  wichtigsten  Fälle,  in  der  direkten  Linie  und  unter  Ehegatten, 
sind  die  Sätze  meist  höher  als  bei  der  Erbschaftssteuer,  um  die  Umgehung  der 
letzteren  zu  verhindern  und  die  Ausfälle  mitzudecken.  Auch  die  frühere  und 
sicherere  Bereicherung  bei  der  Schenkung  gegenüber  der  Erbschaft  wurde  in 
Erwägung  gezogen. 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Budgetgesetzes  lauten  folgendermassen : 

Art.  2.  Die  Erbschaftssteuer  von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Ver- 
mögen ist  von  dem  Nettobetrag  zu  berechnen,  den  jeder  Berechtigte  erhält. 
Sie  wird  ohne  irgend  einen  Zehntelzuschlag  für  jeden  Bruchteil  nach  den  in 
nachfolgender  Tabelle  (s.  S.  231)  enthaltenen  Tari^n  erhoben. 

Aufgehoben  sind  die  Bestimmungen  des  vorletzten  Absatzes  des  Art.  53 
des  Gesetzes  vom  28.  April  1816  betreflFend  den  überlebenden  Ehegatten  *). 

Art.  3.  Für  die  Berechnung  und  Zahlung  der  Erbschaftssteuern  werden 
die  Schulden  des  Verstorbenen,  deren  Vorhandensein  am  Tag  der  Eröffiiung  der 
Erbfolge  durch  gegen  den  Verstorbenen  gerichtlich  beweiskräftige  Titel  vor- 
schriftsgemäss  nachgewiesen  werden  kann,  abgezogen. 

Handelt  es  sich  um  Handelsschulden,  so  kann  die  Verwaltung  bei  Strafe 
der  Zurückweisung  die  Vorlage  der  Handelsbücher  des  Verstorbenen  verlangen. 

Diese  Bücher  sind  während  5  Tage  im  Bureau,  welches  die  Deklaration 
erhält,  zu  deponieren  und  müssen  erforderlichen  Falls  einmal,  ohne  Ortsverände- 
rung, den  Beamten  des  Kontrolldienstes  während  der  2  Jahre,  die  der  Dekla- 
ration folgen,  zur  Einsicht  überlassen  werden  bei  Strafe  einer  Geldbusse,  die 
gleich  ist  der  Steuer,  die  infolge  des  Abzugs  der  Passiva  nicht  erhoben  worden  ist. 


1)  Art.  53  lautet:  Die  Abgaben  von  Sohenkungen  unter  Lebenden  und  Beaitzverfinde- 
rnngen  von  Eigentum  oder  Nutsniessung  beweglioher  oder  unbeweglicher  Qfiter  infolge  Ab- 
Sterbens,  die,  sei  es  durch  Testament  oder  durch  andere  freigebige  Verfügungen  von  Todes 
wegen,  unter  Ehegatten,  in  der  Seitenlinie  und  zwischen  anderen  nichtverwandten  PertoncB 
sich  vollziehen,  werden  nach  folgenden  Sätzen  erhoben: 

Hinsichtlich  des  unbeweglichen  Vermögens: 

(Wenn  es  tibergeht)  von  einem  Gatten  auf  einen  anderen,  durch  Schenkung  oder  Teste- 
ment,  8  Pr.  von  loo  Fr. 

Von  Brüdern  und  Schwestern  auf  Brüder  und  Schwestern  und  deren  AbkÖmmliiLge, 
Successionen  von  Neffen  und  Nichten,  Grossneffen  und  Grossnichten,  die  erfolgen  an  Onkaln 
und  Tanten,  Grossonkeln  und  Grosstanten  und  andere  Verwandten  im  sacoemkonaUbi^tm 
Grade,  5  Fr.  von  lOO  Fr. 

Zwischen  allen  anderen  Personen  7  Fr.  von  100  Fr. 

Hinsichtlich  des  beweglichen  Vermögens: 

Zwischen  Ehegatten  Vlt%;  zwischen  Brüdern,  Schwestern,  Onkeln,  Tanten,  Neffen 
und  Nichten  und  anderen  Personen  im  snccessionsfähigen  Grade  SVs^* 

Zwischen  allen  anderen  Personen  Z^i2%. 

Wenn  der  überlebende  Gatte  oder  die  natürlichen  Kinder  zar 
Succession  berufen  sind,  weil  Verwandte  im  successionsfähigen  Grade 
fehlen,  so  werden  sie,  was  den  Betrag  der  Abgaben  betrifft,  wie 
nichtverwandte  Personen  betrachtet. 

Wenn  die  Schenkungen  unter  Lebenden  durch  Ehevertrag  für  die  Nachkommea  ge- 
macht werden,  so  wird  nur  die  Hälfte  der  Abgabe  erhoben. 
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232  Georg  Sch«^ 

Die  Verwaltang  hat  das  Recht,  aus  den  vorgelegten  Titehi  oder  Bflchem 
die  Aufschlüsse  zu  entnehmen,  durch  welche  sich  die  Richtigkeit  der  Deklaration 
des  aus  der  Erbschaft  sich  ergebenden  Aktivums  kontrollieren  lässt;  gegebenen 
Falls  darf  die  Vorlegung  dieser  Titel  oder  Bücher  nicht  verweigert  werden. 

Handelt  es  sicn  um  eine  Schuld,  welche  eine  Erbschaft  beschwert,  bei  der 
das  Eigentum  einer  Person  und  die  Nutzung  einer  andern  Person  zugefallen  ist» 
80  wird  die  üebergangsabgabe  vom  Aktivbetrag  der  Erbschaft  nach  Abzug  der 
Schuld  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  nachfolgenden  Art  13  erhoben. 

Art.  4.  Die  Schulden,  deren  Abzug  verlangt  wird,  sind  Posten  für  Posten 
in  einem  auf  nichtgestempeltes  Papier  geschriebenen  Inventar,  welches  im  Bureaa 
zur  Zeit  der  Erbschaftsdeklaration  niederzulegen  und  von  dem  Niederleger  za 
bestätigen  ist,  detailliert  anzugeben. 

Zur  Unterstützung  ihres  Gesuchs  um  Schuldenabzug  müssen  die  Erben 
oder  ihre  Vertreter  entweder  das  Datum  des  Akts,  den  Namen  und  den  Amts- 
sitz des  öffentlichen  Beamten,  der  ihn  aufgenommen  hat,  oder  das  Datum  der 
Entscheidung  und  die  entscheidende  Stelle,  von  der  er  herrührt,  oder  das  Datum 
des  Urteils,  welches  den  Eonkurs  oder  die  gerichtliche  Auseinandersetzung  er- 
klärt, sowie  das  Datum  des  ProtokoUs  über  die  Prüfung  und  Anerkennung  der 
Forderungen  oder  der  Schlussverteilungsliste  angeben. 

Sie  müssen  die  anderen  Titel  vorzeigen  oder  eine  kollationierte  Ab- 
schrift vorlegen.  Der  Gläubiger  ist  bei  Strafe  des  Schadensersatzes  gehalteo, 
den  Titel  gegen  Quittung  mitzuteilen  oder  davon  ohne  Platzveränderung  eine 
durch  einen  Notar  oder  Amtsgerichtsschreiber  kollationierte  Abschrift  nehmen 
zu  lassen.  Diese  Abschrift  muss  die  Erwähnung  ihres  Zweckes  enthalten;  sie 
ist  von  dem  Stempel  und  dem  Enregistrement  befreit,  solange  von  ihr  nicht 
durch  einen  öffentlichen  Akt  oder  bei  Grericht  oder  vor  irgend  einer  anderen 
bestellten  Obrigkeit  Gebrauch  gemacht  wird.  Sie  madit  als  solche  das  £d- 
registrement  des  Titels  nicht  obligatorisch. 

Art.  5.  Schulden,  hinsichtlich  welcher  die  Verwaltung  die  Nachweise  ftlr 
ungenügend  erklärt,  dürfen  von  dem  Aktivum  der  Erbschaft  für  die  Steuer- 
erhebung nicht  abgezogen  werden,  doch  bleibt  den  Parteien  vorbehalten,  ge- 
gebenenfalls innerhalb  zweier  Jahre  vom  Tag  der  Deklaration  an  gerechnet,  die 
Rückerstattung  etwa  zu  viel  erhobener  Steuer  zu  verlangen. 

Nichtsdestoweniger  kann  keine  Schuld,  die  durch  authentischen  Akt 
konstatiert  und  nicht  am  Tag  der  Eröfi&iung  der  Erbschaft  fUUig  ist,  von  der 
Verwaltung  zurückgewiesen  werden,  solange  sie  nicht  durch  Urteil  hat  fest' 
stellen  lassen,  dass  sie  simuliert  ist.  Die  Klage  auf  Simulation  verjährt  nach 
5  Jiüiren,  gerechnet  vom  Tag  der  Deklaration  an. 

Den  Erben  oder  Legataren  ist  gestattet,  innerhalb  einer  Frist  von  2  Jahren, 
vom  Tag  der  Deklaration  an  gerechnet,  unter  den  in  Art.  4  vorgeschriebenen 
Nachweisen  den  Abzug  der  Schulden,  welche  nach  der  Deklaration  durch  die 
Verhandlungen  des  Eonkurses  oder  bei  einer  gerichtlichen  Auseinandersetzunff 
oder  durch  die  Schlussverteilungsliste  festgesteUt  worden  sind,  zu  fordern  und 
die  Zurückzahlung  der  zuvielgezahlten  Steuern  zu  verlangen. 

Art.  6.  Die  Verwaltung  hat  in  allen  Fällen  das  Recht,  vom  Erben  n 
verlangen,  dass  er  die  Bescheinigung  des  Gläubigers  über  die  Existenz  der  Schuld 
zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Erbschaft  vorlege.  Die  Abgabe  dieser  Bescheinigung, 
die  auf  nicht  gestempeltem  Papier  stehen  kann,  darf  bei  Strafe  des  Schaden- 
ersatzes, so  oft  sie  gesetzmässig  verlangt  wird,  nicht  verweigert  werden.  D& 
Gläubiger,  der  die  Existenz  einer  SchiSd  bescheinigt,  muss  ausdrücklich  er- 
klären,  dass  er  die  auf  die  Strafen  im  Falle  falschen  Zeugnisses  besQglichen 
Bestimmungen  kennt. 

Art.  7.    Eeinenfalls  dürfen  abgezogen  werden : 

1.  Schulden,  die  früher  als  8  Monate  vor  ErOfihunff  der  Erbschaft  fällig 
geworden  sind,  es  sei  denn,  dass  eine  Bescheinigung  des  Gläubigers  über  deren 
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Existenz  zu  dieser  Zeit  in  der  Form  und  nach  den  in  Art.  6  bestimmten  Regeln 
vorgelegt  wird. 

2.  Schulden,  die  der  Verstorbene  zu  Gunsten  seiner  Erben  oder  unter- 

feschobener  Personen  (personnes  interpos^s)  anerkannt  hat.  Als  untergeschobene 
ersonen  werden  angesehen  die  in  dem  Art.  911,  letzter  Absatz  und  1100  des 
Code  civil*)  bezeichneten  Personen. 

Wenn  indessen  eine  solche  Schuld  durch  eine  öffentliche  Urkunde  oder 
durch  eine  Privaturkunde,  die  auf  andere  Weise  als  durch  den  Tod  einer  der 
Vertragsparteien  vor  der  Eröffnung  der  Erbschaft  ein  sicheres  Datum  erlangt 
hat,  anerkannt  worden  ist,  haben  die  Erben,  Schenk-  und  Vermächtnisnehmer 
und  die  als  untergeschoben  angesehenen  Personen  das  Recht,  die  Ernsthaftig- 
keit dieser  Schuld  und  ihr  Vorhandensein  am  Tag  der  Eröffnung  der  Erbschaft 
zu  beweisen. 

3.  Durch  Testament  anerkannte  Schulden. 

4.  Hypothekschulden,  die  sichergestellt  sind  durch  eine  seit  mehr  als 
3  Monaten  entkräftete  Inskription,  sofern  es  sich  nicht  um  eine  noch  nicht  fällige 
Schuld  handelt,  und  ihre  Existenz  nicht  durch  die  Gläubiger  in  den  in  Art.  6 
vorgesehenen  Formen  bezeugt  ist.  Ist  die  Inskription  noch  nicht  entkräftet^ 
aber  ihr  Betrag  reduziert  worden,  so  wird  gegebenen  Falles  lediglich  der  üeber- 
schuss  (ezc^dant)  abffezogen. 

5.  Schulden,  die  auf  ausländischen  Titeln  oder  Urteilen  beruhen,  sofern 
sie  nicht  in  Frankreich  als  vollziehbar  erklärt  worden  sind ;  Schulden,  fQr  welche 
ausschliesslich  im  Ausland  gelegene  Liegenschaften  hypothekarisch  verpföndet 
sind;  endlich  Schulden,  die  Erbschaften  von  Ausländem  belasten,  es  sei  denn, 
dass  sie  in  Frankreich  eingegangen  wurden  und  zwar  gegen  fVanzosen  oder  gegen 
fremde  Gesellschaften  und  Kompagnien,  die  in  Frankreich  eine  Filiale  haben. 

6.  Kapitalschulden  und  Zinsen,  fQr  welche  die  Verjährungsfrist  abgelaufen 
ist,  es  werde  denn  nachgewiesen,  dass  die  Verjährung  unterbrochen  worden  ist. 

Art.  8.  Die  Unrichtigkeit  der  Deklarationen  oder  Bescheinigungen  der 
Schulden  kann  durch  alle  vom  gemeinen  Recht  zugelassenen  Beweismittel  fest- 
gestellt werden,  mit  Ausnahme  des  Eides.  Es  sind  nicht  auf^hoben  in  dieser 
Materie  die  Bestimmungen  der  Art.  65  des  Gesetzes  vom  Fnmaire  Jahr  VII') 
und  17  des  Gesetzes  vom  Ventöse  Jahr  IX*),  ausgenommen  für  Verhandlungen, 
welche  die  Anwendung  des  durch  diese  Artikel  festgestellten  SpezialVerfahrens 
nicht  als  angängig  erscheinen  lassen. 

Art.  9.  Jede  Deklaration,  welche  widerrechtlich  den  Abzug  einer  Schuld 
veranlasst  hat,   wird   mit  einer   Strafe  belegt,  die   dem  Dreifachen   der  Er> 


1)  Art.  911  des  Code  civil:  Es  gelten  als  untergeschobene  Personen  die  Eltern,  die 
Kinder  und  Abkömmlinge  und  der  Ehegatte  der  erwerbsunfähigen  Person  (personne  incapable). 

3)  Art.  65  lautet :  Die  Einreichung  und  die  Instruierung  der  Klagen  finden  vor  den  Zivil- 
gerichten  der  Departements  statt;  ihre  Prüfung  und  Entscheidung  (la  connaissance  et  la  dödsion) 
sind  allen  anderen  staatlichen  oder  administrativen  Behörden  untersagt.  Die  Instruierung  ge- 
schieht durch  einfache  Schriftsätze,  die  wechselseitig  zugestellt  werden.  Die  unterliegende 
Partei  hat  keine  anderen  Kosten  zu  tragen  als  die  des  Stempelpapiers,  der  Zustellungen  und 
der  Einregistrierungsabgabe  der  Urteile.  Die  Oerichte  werden  entweder  den  Parteien  oder  den 
zuständigen  Behörden  die  Frist  gewähren,  welche  sie  verlangen,  um  ihre  Yerteidigungsmittel 
vorzubringen ;  es  darf  dieselbe  nicht  mehr  als  80  Tage  betragen.  Die  Urteile  sind  spätestens 
innerhalb  3  Monaten ,  gerechnet  von  der  Einreichung  der  Klagen  an ,  auf  den  Bericht  eines 
Richters  hin,  der  in  öffentlicher  Sitzung  erstattet  wird,  und  auf  die  Sohlussfolgerungen  der 
Staatsbehörde  zu  fällen;  sie  sind  inappellabel  und  können  nur  im  Weg  der  Kassation  ange- 
fochten werden. 

3)  Art.  17  lautet :  Die  Instruierung  der  Klagen,  welche  die  Verwaltung  fttr  alle  ihr  zur 
Erhebung  anvertrauten  Gefälle  zu  betreiben  hat,  geschieht  ohne  Anwälte  durch  einfache  Schrift- 
sätze, die  wechselseitig  zugestellt  werden.  Die  Parteien  können  nicht  verpflichtet  werden,  sich 
des  Dienstes  der  Anwälte  zu  bedienen. 
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^^zongssteuer  gleich  ist ;  jedoch  darf  diese  Steuer  ohne  Zuachlagszehntel  nicht 
niedriger  als  500  Fr.  sein. 

Der  angebliche  Gläubiger,  der  fitlschlicherweise  ihre  Existenz  bescheinigt 
hat,  ist  solidarisch  mit  dem  Deklaranten  zur  Zahlung  der  Strafe  yerbanden 
und  hat  davon  definitiv  V<  zu  tragen. 

Art.  10.  Die  Klage  auf  Entrichtung  der  geschuldeten  Steuern  und  Strafen 
infolge  der  Abgabe  einer  unrichtigen  Schuldbescheinigung  oder  Deklaration  Ter» 
jährt  in  5  Jahren  von  der  Deklaration  der  Erbschaft  an. 

Art.  11.  Der  Art.  3  des  Gresetzes  vom  21.  Juni  1875  wird  folgender- 
massen  geändert: 

Der  Wert  des  Eigentums  an  Mobilien  wird  für  die  Berechnung  nnd 
Zahlung  der  Erbschaftssteuer  bestimmt: 

1.  Durch  die  Schätzung,  welche  in  den  Inventaren  oder  in  anderen  inner- 
halb 2  Jahren  nach  dem  Ableben  aufgenommenen  Urkunden  enthalten  ist. 

2.  Durch  den  in  Yerkaufsurkunden  angegebenen  Preis,  sofern  dieser  Ver- 
kauf öffentlich  und  in  den  2  Jahren ,  die  dem  Ableben  folj^en ,  stattffefonden 
hat.  Diese  Bestimmung  findet  Anwendung  auf  die  inventarisierten  und  gemStm 
der  Ziff.  1  geschätzten  Objekte,  wenn  die  Bewertung  niedriger  als  der  Yer- 
kaufispreis  ist. 

8.  In  Ermangelung  eines  Inventars,  einer  Urkunde  oder  einer  Verkanfs- 
Verhandlung,  indem  als  Basis  33^0  der  Schätzung^  genommen  werden,  welche 
in  Versicherungspolicen  gemacht  ist,  die  am  Tag  des  Ablebens  noch  laufen  und 
von  dem  Versterbenen  oder  seinen  Rechtsvorffäugem  vor  weniger  als  5  Jahren 
vor  Eröffnung  der  Erbschaft  unterzeichnet  sind;  Gegenbeweis  bleibt  vorbehalten. 
Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  Versicherungspolicen,  die  sich 
beziehen  auf  die  Ernten,  Tiere  und  Waren. 

4.  Endlich  in  Ermangelung  aller  in  den  drei  vorausgehenden  Paragraphen 
aufgestellten  Schätzungsgrundlagen  durch  Deklaration,  die  gemäss  dem  §  8  des 
Art.  14  des  Gesetzes  vom  22.  Frimaire  Jahr  VII  *)  gemacht  ist. 

Die  Unzulänglichkeit  in  der  Schätzung  des  deklarierten  Vermögens  wird 
mit  einer  Strafe  im  Betrage  der  einfachen  Steuer  belegt,  wenn  sie  aus  einer 
vor  der  Deklaration  aufjp^enommenen  Urkunde  herrührt.  Wenn  dagegen  das 
Schriftstück  jünger  als  diese  Deklaration  ist,  so  wird  nur  eine  einfache  Steuer 
auf  die  Differenz*  erhoben,  welche  zwischen  der  Schätzung  der  Parteien  und 
der  in  den  Schriftstücken  enthaltenen  Bewertung  besteht. 

Die  vorausgehenden  Bestimmungen  sind  weder  auf  Forderun^n,  noch 
auf  Renten,  Aktien,  Obligationen,  Staatspapiere  und  anderes  beweghches  Ver- 
mögen, dessen  Wert  und  Schätzungsart  durch  Spezialgesetze  bestimmt  werden, 
anwendbar. 

Die  Bestimmungen  der  zwei  letzten  Paragraphen  des  Art.  8  des  G^^ses 
vom  28.  Februar  1873  sind  anwendbar  auf  die  Deklarationen,  welche  Handeb- 
fonds  oder  von  der  Erbschaft  abhängige  Kundschaft  betreffen. 

Art.  12.  Die  Abgaben  für  unentgeltlichen  Uebergang  unter  Lebenden 
und  von  Todes  wegen  werden  nach  dem  Verkaufswert  berechnet,  insofern  e« 
sich  um  Immobilien  handelt,  deren  ge^nwärtige  Bestimmung  nicht  ist,  ein 
Einkommen  zu  gewähren.  Die  Unzulänghchkeiten  von  VerkaufswertschätsungeD 
sind  gegebenen  Falls  durch  Sachverständige  zu  konstatieren  und  werden  nach 
den  gegenwärtig  zu  Recht  bestehenden  I^geln  bestraft. 


1)  Ders.  lautet :  Art.  li.    Der  Wert  des  Eigentums,  der  Nutzniessung  und  des  Geaa 
1>ewegUcher  Otiter  wird  zum  Zweck  der  Berechnung  und  Zahlung  der  veriiSltnism&ssigen  Alh 
gäbe  wie  folgt  bestimmt: 

8.  Bei  unentgeltlichen  Uebertragungen  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen  dorok 
die  SchätzungserkläruBg  der  Parteien  ohne  Abzug  der  Lasten. 
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Art.  18.  Der  Wert  des  nackten  Eigentums  und  der  Nutzung  des  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Vermögens  wird  für  die  Berechnung  und  Zahlung 
der  Steuern  wie  folgt  bestimmt,  nämlich: 

1.  Für  die  unter  lästigem  Titel  erfolgenden  üebertrag^ngen  von  an- 
derem Vermögen  als  Forderungen,  Renten  oder  Pensionen,  durch  den  aus- 
gedrückten Preis  unter  Hinzufügung  aller  Lasten  im  Eapitalwert;  vorbehalten 
bleibt  die  Anwendung  der  Art.  17  des  Gesetzes  vom  22.  Frimaire  Jahr  VIP) 
und  13  des  Gesetzes  vom  23.  August  1871 '). 

2.  Für  die  Tauschgeschäfte  und  Uebertragungen  unter  Lebenden  unter 
unentgeltlichem  Titel  oder  für  diejenigen,  die  sich  durch  Ableben  bei  dem- 
selben Vermögen  vollziehen,  durch  eine  Schätzung,  die  in  folgender  Weise 
gemacht  wird: 

Ist  der  Nutzniesser  weniger  als  20  Jahre  alt,  so  wird  die  Nutzniessung 
auf  Vio  und  das  nackte  Eigentum  auf  ^jio  des  vollen  Eigentums  geschätzt 
sowie  dasselbe  nach  den  Regeln  über  die  Einregistrierung  zu  schätzen  ist. 
üeber  dieses  Alter  hinaus  wird  dieses  Verhältnis  ftir  die  Nutzniessung  ver- 
mindert und  für  das  nackte  Eigentum  vermehrt  um  Vio  ^Ü^^  jede  Periode  von 
10  Jahren  ohne  Bruchteil.  Bei  Beginn  von  60  zurückgelegten  Altersjahren  des 
Nutzniessers  wird  das  Verhältnis  auf  Vio  für  die  Nutzniessung  und  auf  ®/io  für 
das  nackte  Eigentum  festgesetzt.  Um  den  Wert  des  nackten  Eigentums  zu 
bestimmen,  werden  nur  die  Nutzniessungen  in  Anschlag  gebracht,  die  am  Tag 
des  Uebergangs  dieses  nackten  Eigentums  bereits  eröffiiet  sind. 

Jedoch  hat  im  Fall  aufeinanderfolgender  Nutzniessung,  sobald  die  even- 
tuelle Nutzniessung  sich  eröffnet,  der  nackte  Eigentümer  das  Recht  auf  die 
Rückgabe  einer  Summe,  die  gleich  ist  denjenigen  Betrage,  den  er  weniger 
bezahlt  haben  würde,  wenn  die  von  ihm  entrichtete  Steuer  nach  dem  Alter  des 
eventuellen  Nutzniessers  berechnet  worden  wäre ;  aber  diese  Rückgabe  wird  nur 
in  den  Grenzen  der  von  diesem  geschuldeten  Steuer  gewährt.  Die  Restitutions- 
klage zu  Gunsten  des  nackten  Eigentümers  verjährt  in  2  Jahren,  gerechnet  vom 
Tag  des  Ablebens  des  vorangehenden  Nutzniessers. 

Die  Nutzniessung,  die  für  eine  bestimmte  Dauer  bestellt  ist,  wird  auf  'Ao 
des  Werts  des  vollen  Eigentums  für  jede  Periode  von  10  Jahren  der  Dauer  der 


1)  Art.  17.  Wenn  der  Preis  in  einer  Urkunde  über  die  entgeltliohe  Uebertragnng  von 
Eigentum  oder  Nutzniessung  von  unbeweglichem  Vermögen  niedriger  erscheint  als  der  Ver« 
kaufBwert  zur  Zeit  der  Yeräusserung  im  Vergleich  mit  den  benachbarten  Gütern  gleicher 
Natur,  so  kann  die  Verwaltung  eine  Abschätzung  beantragen,  jedoch  muss  der  Antrag  inner- 
halb  eines  Jahres  vom  Tag  der  Einregistrierung  des  Eontrakts  an  gerechnet,  gestellt  werden. 

2)  Art.  12.  Jede  Verheimlichung  im  Preis  eines  Verkaufs  und  in  der  Ausgleichssumme 
(soulte)  eines  Tausches  oder  einer  TeUung  wird  bestraft  mit  einer  Geldbusse ,  die  gleich  ist 
dem  vierten  Teil  der  verheimlichten  Summe  und  von  den  Parteien  gemeinschaftlich  zu  zahlen 
ist;  doch  bleibt  die  Verteilung  unter  sie  zu  gleichen  TeUen  vorbehalten. 

Art.  13.  Die  Verheimlichung  kann  durch  alle  vom  gemeinen  Recht  zugelassenen  Be- 
weismittel festgestellt  werden.  Doch  darf  die  Verwaltung  den  Entscheidungseid  nur  zu- 
schieben und  den  Zeugenbeweis  nur  benutzen  während  10  Jahre  von  der  Einregistrierung  der 
Urkunde  an  gerechnet.  Die  Vorladung  erfolgt  entweder  vor  den  Kichter  des  Domizüs  eines 
der  Beklagten  oder  vor  den  der  Lage  des  Vermögens  nach  Wahl  der  Behörde.  Der  Fall  wird 
Je  nach  der  Wichtigkeit  der  Reklamation  vor  den  Friedensrichter  oder  vor  das  Zivfltribunal 
gebracht.  Er  wird  instruiert  und  summarisch  (comme  en  mati^re  sommaire)  abgeurteilt,  er 
unterliegt  gegebenen  Falls  der  Appellation.  Die  Inanspruchnahme  von  Sachwaltern  ist  nicht 
obligatorisch ;  aber  die  Parteien,  die  keinen  Anwalt  bestellt  haben  oder  nicht  in  dem  Ort,  wo 
4er  Friedensrichter  oder  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  domiziliert  sind,  müssen  für  den  Zweck 
«in  Domizil  wählen,  widrigenfolls  alle  Bekanntmachungen  rechtskräftig  in  der  Amtsschreiberei 
erfolgen.  Der  Notar,  der  eine  Verkaufs-,  Tausch-  oder  Teilungsurkunde  auftiimmt,  ist  verpflichtet, 
den  Parteien  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Artikels  und  die  des  vorhergehenden  Art.  12 
vorzulesen.  Ausdrücklich  muss  dieses  Vorlesen  in  dem  Akt  erwähnt  sein  bei  Strafe  einer 
Oeldbusse  von  10  Fr. 
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Nutzniessung,  ohne  Bruchteil  und  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  des  NuU- 
niessers  bestimmt. 

3.  Für  betagte  Forderungen,  die  dauernden  oder  nicht  dauernden  Renten 
und  die  Pensionen,  unter  welchem  Titel  sie  auch  begründet  oder  übertragen 
sein  mögen,  und  für  die  Tilgung  dieser  Renten  oder  Pensionen  durch  eine 
nach  den  im  vorhergehenden  Paragraphen  angedeuteten  Regeln  berechnete 
Quote  des  Werts,  nach  dem  Kapital,  das  durch  die  §§  2,  7  und  9  des  Art  14 
des  Gesetzes  vom  22.  Frimaire  Jahr  VII  *)  bestimmt  ist. 

Es  wird  nichts  geschuldet  für  die  Vereinigung  der  Nutzniessung  mit  dem 
Eigentum,  sofern  diese  Vereinigung  statt  hat  nach  dem  Ableben  des  Nutzniessen 
oder  bei  dem  Ablauf  der  für  die  Dauer  der  Nutzniessung  bestimmten  Zeit 

Art.  14-  Die  unter  die  Bestimmungen  der  beiden  letzten  Paragraphen 
des  Art.  13  fallenden  Akte  und  Deklarationen  müssen  erkennen  lassen  das 
Datum  und  den  Ort  der  Geburt  des  Nutzniessers ;  wenn  die  Geburt  aoaser- 
halb  Frankreichs  oder  Algeriens  erfolgt  ist,  muss  dieses  Datum  ausserdem  vor 
der  Einregistrierung  bewiesen  sein,  widrigenfalls  der  Höchstbetrag  an  Steaern 
erhoben  wird,  die  der  Staatskasse  etwa  geschuldet  sein  könnte;  vorbehalten 
bleibt  die  Restitution  des  Zuvielerhobenen  in  dem  Zeitraum  von  2  Jahren  aaf 
die  Vorlage  des  Geburtszeugnisses  hin,  falls  die  Geburt  ausserhalb  Frankreich« 
oder  Algeriens  stattgefunden  haben  sollte. 

Die  ungenaue  Angabe  der  Geburtszeit  des  Nutzniessers  wird  mit  einer 
Zusatzsteuer  bestraft,  welche  gleich  ist  der  Er^nzung  der  geschuldeten  eb- 
fachen  Steuer.  Der  Höchstbetrag  der  Steuer  ist  geschuldet,  wenn  die  TJn- 
genauigkeit  der  Deklaration  sich  auf  den  Geburtsort  bezieht,  vorbehaltlich  der 
Restitution,  wenn  die  Geburtszeit  als  richtig  anerkannt  wird. 

Art.  15.  Der  Art.  25  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1852  wird  wie  folgt  ge- 
ändert : 

Die  üebertragung  oder  Aenderung  einer  Renteninskription  im  groesen 
Buch  der  Öffentlichen  Schuld,  die  herrührt  von  verstorbenen  oder  als  abwesend 


1)  Art.  14.  Der  Wert  des  Eigentums ,  Nutzniessnng  und  des  Genusses  der  beweg- 
lichen Güter  wird  behufs  Berechnung  und  Zahlung  der  verhältnismässigen  Abgabe  wie  folgt 
bestimmt : 

2.  Bei  betagten  Forderungen,  ihren  Abtretungen  und  sonstigen  Uebertragungen  (oessioi» 
et  transports)  und  anderen  obligatorischen  Urkunden  durch  das  in  der  Urkunde  ausgedrfiektfr 
Kapital  und  das,  was  ihr  Objekt  ausmacht. 

7.  Bei  Abtretungen  und  sonstigen  Uebertragungen  der  genannten  Renten  und  PensioBea 
und  bei  ihrer  Tilgung  oder  ihrem  Rückkauf  durch  das  bestellte  Kapital ,  was  auch  immer  für 
ein  Preis  für  die  Üebertragung  oder  Tilgung  stipuliert  ist. 

9.  Bei  den  Renten  und  Pensionen,  die  ohne  Nennung  eines  Kapitals  bestellt  tiid, 
ihren  Uebertragungen  und  Tilgungen  nach  Massgabe  eines  Kapitals,  das  aus  dem  ZwanzigiMbe» 
der  ewigen  Rente  und  dem  zehnfachen  einer  Leibrente  oder  Pension  gebildet  ist,  was  taek 
immer  für  ein  Preis  für  die  Üebertragung  oder  Tilgung  stipuliert  ist.  Hierbei  wird  hinsiehUick 
der  Schätzung  kein  Unterschied  gemacht  zwischen  Leibrenten  und  Pensionen,  die  anf  en 
Leben  oder  auf  mehrere  Leben  bestellt  sind.  Die  Renten  und  Pensionen,  die  als  in  natura  nbl* 
bar  bestellt  sind,  werden  nach  den  nämlichen  Kapitalien  geschätzt,  nachdem  zuvor  eineSehüz- 
ung  der  Objekte  gemacht  ist  nach  den  letzten  Marktpreisen  des  Kantons  der  Lage  des  Te^ 
mögens,  zur  Zeit  der  Urkunde,  sofern  es  sich  um  eine  Rente  bei  Veränssenmg  vra  Ibbo- 
billen  handelt,  oder  in  Jedem  anderen  Fall  nach  den  letzten  Marktpreisen  des  Kantons,  wo  die 
Urkunde  aufgenommen  worden  ist.  Zum  Beleg  der  Urkunde  wird  ein  bestätigter  AiSBg 
der  Marktzettel  beigeftigt.  Handelt  es  sich  um  Objekte,  deren  Preise  nicht  doroh  die  Msikt- 
Zettel  geregelt  werden  können ,  so  haben  die  Parteien  darüber  eine  SchätsungsdeklaiatiOB  fs 
machen. 
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erklärten  Inhabern,  kann  nur  vorgenommen  werden  auf  die  Vorlage  eines  Cerü- 
fikats  hin»  welches  kostenlos  vom  Enregistrementseiimehmer  geliefert  wird  und 
das  die  Bezahlung  der  Erbschaftssteuer  bescheinigt 

Das  Gleiche  ist  der  Fall  bei  Uebertragungen  oder  Umwandlungen  Ton 
Namenpapieren  der  Gesellschaften,  Departements,  Gemeinden  und  öffentlichen 
Anstalten. 

Die  Gesellschaften  oder  Kompagnien,  Wechselmäkler,  Geldwechsler, 
Bankiers,  Wechselkäufer,  öffentliche  oder  mimsterielle  Beamte  oder  Geschäfts- 
träger, welche  Depositare,  Inhaber  oder  Schuldner  von  Titeln,  Summen  oder 
Werten  sind,  die  zu  einer  Erbschaft  gehören,  die  sie  als  eröffiiet  kennen,  müssen, 
sei  es  vor  der  Zahlung,  üebergabe  oder  Uebertragung ,  sei  es  innerhalb 
14  Tagen,  die  dieser  Operation  fol^n,  dem  Direktor  der  Enregistrements- 
verwaltung  des  Departements  ihres  Sitzes  das  Verzeichnis  dieser  Titel,  Summen 
oder  Werte  ^egen  Empfangsbescheinignmg  zustellen. 

Für  diese  Verzeichnisse  sind  gerückte  Formulare  zu  verwenden,  welche 
kostenfrei  durch  die  Enregistrementsverwaltung  geliefert  werden.  Die  franzö- 
sischen Lebensversicherungsgesellschaften  und  die  in  Frankreich  errichteten 
Filialen  auswärtiger  Gesellschaften  dürfen  Summen,  Renten  oder  irgend  welche 
Emolumente,  welche  von  ihnen  wegen  des  Todes  des  Versicherten  anderen 
Benefizianten  als  dem  überlebenden  Ehe^tten  oder  den  Erben  in  gerader 
Linie  geschuldet  werden,  nur  zahlen  auf  die  in  erster  Alinea  des  gegenwärtigen 
Artikels  angegebene  Vorlage  eines  kostenfrei  vom  Enregistrementseinnehmer 
gelieferten  Certifikats  hin,  das  entweder  die  Bezahlung  oder  die  Nichtfälligkeit 
der  Erbschaftssteuer  bescheinigt,  wofern  sie  nicht  vorziehen,  zur  Sicherung 
der  Staatskasse  eine  Summe,  die  gleich  ist  dem  Betrag  der  berechneten 
Steuer,  von  den  Summen,  Renten  oder  Emolumenten,  die  von  ihnen  geschuldet 
werden,  zurückzubehalten  und  bis  zur  Vorlage  des  Certifikats  des  Emnehmers 
zu  verwahren.  Der  Art.  6  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1875  *)  ist  nicht  anwend- 
bar, sofern  die  Versicherung  im  Auslande  eingegangen  worden  ist  und  der 
Versicherte  zur  Zeit  seines  Todes  weder  ein  faktisches  noch  rechtliches  Domizil 
in  Frankreich  hatte. 

Wer  gegen  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Artikels  verstösst,  ist 
persönlich  haftbar  für  die  Steuern  und  verwirkten  Strafen,  vorbehaltlich  des 
Rekurses  gegen  den  Schuldigen,  und  ausserdem  erleidet  er  eine  Prinzipalbusse 
von  500  Fr. 

Art.  16.  Die  Besitzveränderungen  von  Todes  wegen  werden  einregistriert 
im  Bureau  des  Domizils  des  Verstorbenen,  wo  auch  immer  die  zu  deklarierenden 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Werte  liegen  mö^en. 

In  Ermangelung  eines  Domizils  in  Frankreich  hat  die  Deklaration  zu 
geschehen  im  Bureau  des  Sterbeorts  oder  wenn  der  Tod  nicht  in  Frankreich 
eintrat,  in  jenen  Bureauz,  die  von  der  Verwaltimg  bezeichnet  werden. 

Die  Erben,  Legatare,  Donatare,  ihre  Vormünder  oder  Pfleger  sind  ge- 
halten, wie  bisher,  eine  detaillierte  Deklaration  aufzustellen  und  zu  unter- 
zeichnen; zur  Anfertigung  derselben  ist  das  im  Art.  11  des  Gesetzes  vom 
6.  Dezember  1897  vorgeschriebene  Formular  zu  verwenden.  Was  aber  die  im 
Bereich  anderer  Bureauz  als  desjenigen,  in  welchem  die  Deklaration  vollzogen 
worden  ist,  gelegenen  Immobilien  betrifft,  ist  das  Detail  nicht  in  dieser 
Deklaration  vorzutragen,  sondern  gesondert  für  jedes  Bureau  der  Lage  der 
Grundstücke  auf  einem  von  der  Verwaltung  gelieferten  und  vom  Deklaranten 
unterzeichneten  Formular. 


1)  Art  6.  Mit  Bezug  auf  die  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  werden,  vorbehaltlich  der 
Rechte  der  Gütergemeinschaft ,  falls  eine  solche  existiert ,  die  Summen ,  Renten  oder  Emolu- 
mente irgend  welcher  Art,  die  vom  Versicherer  aus  Anlass  des  Todes  des  Versicherten  ge- 
schuldet werden,  angesehen,  als  wenn  sie  einen  TeU  der  Erbschaft  des  Versicherten  bildeten. 

Diejenigen,  die  diese  Summen,  Renten  oder  Emolumente  unentgeltlich  erhalten,  sind 
in  üebereinstimmung  mit  dem  gemeinen  Recht  den  Uebergangsabgaben  nach  der  Natur  ihrer 
Titel  und  ihren  Verwaudtschaftsbeziehungen  mit  dem  Verstorbenen  unterworfen. 
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Art.  17.  Wenn  die  Einleitung  eines  Abschätzungsverfahrens  über  eine 
Lieffenechaft  oder  einen  Grundbesitz,  welcher  nur  eine  einzige  Wirtschaft  dar- 
stellt, aber  im  Bereich  mehrerer  Gerichtssprengel  gelegen  ist,  erforderlich  wird, 
so  ist  der  Antrag  an  das  Tribunal  erster  Instanz  zu  richten,  in  dessen  Sprengel 
der  Hauptsitz  des  Wirtschaftsbetriebs  oder  in  Ermangelang  eines  solchen  der  Teil 
der  Güter  sich  befindet,  welcher  nach  der  Mutterrolle  den  grössten  Ertrag  aufweist. 

Die  Sachverständigen  und  vorkommenden  Falls  der  dritte  Sachverständige 
sind  vor  dem  Friedensrichter  des  Bezirks,  in  dem  der  Hauptwirtschaftsbetrieb 
oder  in  Ermangelung  eines  solchen  der  Teil  der  Güter  sich  befindet,  welcher 
nach  der  Mutterrolle  den  gprössten  Ertrag  aufweist,  zu  vereidigen.  —  Der  dritte 
Sachverständige  wird  durch  den  Friedensrichter  ernannt,  wenn  die  Sach- 
verständigen sich  nicht  einigen  können.  Die  dem  gegenwärtigen  Artikel  nicht 
entgegenstehenden  Bestimmungen  des  Art  18  des  Gesetzes  vom  22.  Frimaire 
Jahr  VIP)  werden  aufrecht  erhalten. 

Art  18.  Die  Einregistrierungsabgaben  der  Schenkungen  von  Mobilien 
und  Immobilien  sind  von  jedem  Zehntelzuschlag  befreit;  sie  sind  zu  erheben 
nach  den  nachstehenden  Sätzen. 

Die  Formalität  der  üebertragung  im  Bureau  des  Hjpothekenbewaiirer» 
unterliegt  keiner  anderen  verhältnismässigen  Abgabe,  ids  der  durch  Gesetz  vom 
27.  Juli  1900  aufgestellten  Taxe*). 

In  gerader  Linie'): 

1.  Für  die  Schenkungen,  welche  eine  in  Uebereinstimmnng  mit  den 
Artikeln  1075  und  1076  des  Code  civil  von  Eltern  oder  anderen  Ascendenten 
unter  ihren  Kindern  oder  Descendenten  bewirkte  Teilung  zum  Gegenstande 
haben,  1,70  7o. 

2.  Für  die  Schenkungen  im  Ehevertrag  an  die  zukünftigen  Eheleute  2^«. 

3.  Für  andere  als  die  in  den  beiden  Nummern  bezeichneten  Schen- 
kungen 3,50  >• 

Zwischen  Ehegatten^): 


1)  Art.  18.  Der  Antrag  anf  £iiileitimff  einer  Absohätxong  ist  zu  stellen  beim  Zivil- 
tribnnal  des  Departements,  in  dessen  Bereich  die  Grondstüclie  gelegen  sind,  dnreh  ein  Gesuch, 
das  auf  Ernennung  des  Sachverständigen  der  Verwaltung  gerichtet  ist.  Die  Abschätzung  Ist 
innerhalb  10  Tagen  nach  Stellung  des  Oesachs  anzuordnen.  Weigert  sich  die  Partei,  ihren  Sach- 
verständigen zu  ernennen,  und  kommt  der  Aufforderung,  dem  Genüge  zu  leisten,  in  3  Ta^ea 
nicht  nach ,  so  wird  ihr  von  Amts  wegen  durch  das  Tribunal  ein  solcher  ernannt.  Die  Sach- 
verständigen ernennen  im  Falle  der  Nichtübereinstimmung  einen  dritten  Sachverstixidigea; 
können  sie  sich  darüber  nicht  einigen ,  so  hat  der  Friedensrichter  des  Kantons  der  Lage  der 
Grundstücke  das  Nötige  anzuordnen.  Das  Abschätzungsprotokoll  ist  spätestens  abzugeben  ia 
dem  Monat,  welcher  der  an  die  Sachverständigen  ergangenen  Ordonnanz  des  Tribunals  folgt 
oder  in  dem  Monat  nach  Bestellung  des  dritten  Sachverständigen.  Die  Kosten  des  Ab- 
sch&tzungsverfahrens  feilen  dem  Erwerber  zur  Last,  aber  nur  wenn  die  Schätzung  um  i« 
den  im  Vertrag  genannten  Preis  wenigstens  überschreitet.  Der  Erwerber  ist  in  alles  Ii^JIcb 
gehalten,  die  Steuer  von  dem  Mehrbetrag  der  Schätzung  zu  entrichten,  wenn  ein  Mehrwert 
durch  den  Bericht  der  Sachverständigen  festgestellt  wird. 

2)  1,5%. 

S)  Nach  bisherigen  Gesetzen: 

Bewegliches  Vermögen  im  Ehevertrag l.Mi^«:^ 

ausserhalb  des  Ehevertrags,  ohne  Teilung  ....      S^isi/j  » 

mit        n  1,15      , 

Immobilien  im  Ehevertrag J.iS»;*  > 

ausserhalb  des  Ehevertrags,  ohne  Teilung    .  5  ^ 

n  n  »  mit  „  1.87»i2    . 

*)  Nach  bisherigen  Gesetzen : 

Mobilien  im  Ehevertrag 1,87 'Ig  oj^ 

„       ausserhalb  des  Ehevertrags     .        .    .  3,75      , 
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zufolge  Ehevertraga 8,50  ®/o 

aaseerhalb  des  Ebevertrags 5       „ 

In  der  Seitenlinie  *) : 

zwischen  Brüdern  und  Schwestern: 

zufolge  Ehevertrags  fttr  die  Nachkommen   .    .      7      > 
ausserhalb  des  Ehevertrags 9      , 

zwischen  Onkel  oder  Tante  und  Neffen  oder  Nichten: 

zufolge  Ehevertrags S    ^jo 

ausserhalb  des  Ehevertrags 10      , 

zwischen   Grossonkel    oder   Grosstante    und   Grossneffen   oder  Gross- 
nichten  und  Geschwisterkindern: 

zufolge  Ehevertrags 9    7» 

ausserhalb  des  Ehevertrags 11      ^ 

zwischen  Verwandten  im  5.  und  6.  Grad: 

zufolge  Ehe  Vertrags 10    > 

ausserhalb  des  Ehevertrags 12      « 

zwischen  Verwandten  Über   den    6.   Grad  und    zwischen  nicht  ver- 
wandten Personen: 

zufolge  Ehevertrags 11     7» 

ausserhalb  des  Ehe  Vertrags 13,50  , 

Art.  19.  Einer  Abgabe  von  9  ^o  ohne  Zehntelzuschl&ge  sind  unterworfen 
die  Geschenke  und  Vermächtnisse  zu  Gunsten  der  Departements  und  der  Ge- 
meinden, insoweit  sie  durch  ausdrücklichen  Willen  des  Schenkers  zu  Wohlthätig- 
keitszwecken  bestimmt  sind,  ebenso  die  Geschenke  und  Legate  zu  Gunsten  öffent- 
licher Wohlthätigkeits-  und  Eruikenanstalten,  zu  Gunsten  gegenseitiger  Hilfs- 
gesellschaften und  zu  Gunsten  aller  anderen  Gesellschaften  von  anerkanntem 
öffentlichen  Nutzen,  deren  Einkünfte  zu  wohlthätigen  Zwecken  bestimmt  sind. 

Den  Wohlthätigkeitscharakter  einer  Verfügung  bestimmt  das  im  Staatsrat 
erlassene  Dekret  oder  der  Präfekturalbeschluss,   der  ihre  Annahme  genehmigt. 

In  gleicher  Weise  sind  einer  Abgabe  von  9  7o  ohne  Zehntelzuschlag 
unterworfen  die  Geschenke  und  Vermächtnisse  zu  Gunsten  der  Gesellschaften 
für  kostenlosen  Volksunterricht  und  Erziehung,  wenn  der  öffentliche  Nutzen 
anerkannt  und  vom  Staat  eine  Subvention  geleistet  wird. 

Hinsichtlich  aller  den  Departements  und  allen  anderen  Öffentlichen  An- 
stalten oder  solchen  öffentlichen  Nutzens  vermachten  Vermögensbeträge  läuft 
die  Frist  für  die  Zahlung  der  Erbschaftssteuern  gegen  die  Erben   oder  an  der 


Immobilien  im  Ehevertrag 3,75    % 

ausserhalb  des  Ehevertrags 6,621/3  „ 

1)  Nach  bisherigen  Gesetzen  : 

Geschwister,  Onkel,  Tanten,  Neffen,  Nichten 

im  Ehevertrag M2'/2% 

ausserhalb  des  Ehevertrags 8,12  Vq  „ 

Grossonkel,  Grosstanten,  Grossneffen,  Grossnichten,  Geschwisterkinder 

im  Ehevertrag 6,25     % 

ansserhalb  des  Ehevertrags 8,75     ^ 

Verwandte  des  5.  bis  12.  Grades 

im  Ehevertrag 6,87  Vi  % 

ausserhalb  des  Ehevertraga 10,00     „ 

Departements,    Gemeinden  und  Anstalten  öffentlichen 

Interesses , 11,25    0/0 

Andere  Nichtverwandte 

im  Ehevertrag 7,50    % 

ausserhalb  des  Ehevertrags 11, 25     « 
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Erbschaft  beteiligten  Legatare  erst  vom  Tage  an ,  wo  die  znst&ndige  Behörde 
über  das  Gesuch  behufs  Annahme  der  Legate  Beschluss  gefasst  hat;  die  Zahlung 
der  Steuer  darf  jedoch  nicht  über  2  Jahre  vom  Tag  des  Todes  an  verschoben 
werden. 

Diese  Bestimmung  beeinträchtigt  nicht  die  Ausübung  des  Privilegs,  welche« 
der  Art  82  des  Gresetzes  vom  22.  Frimaire  Jahr  VI! ')  der  Staatskasse  Über  die 
Einkünfte  des  zu  deklarierenden  Vermögens  gewährt 

Art.  20.  Die  durch  den  Art.  6  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1875  vor- 
geschriebene Taxe  auf  die  den  Gläubigem  und  den  Inhabern  von  Obligationen, 
Staatspapieren  und  allen  anderen  Schuldtiteln  bezahlten  Lose  wird  auf  8% 
festgesetzt. 

Hinsichtlich  der  auf  die  Rückzahlungsprämien  anwendbaren  Abgaben 
wird  nichts  geändert. 

Art.  21.  Die  im  Art.  44  §  4  des  Gesetzes  vom  28.  April  1816*)  To^ 
gesehene  fixe  Abgabe  wird  für  die  durch  Cessionsakt  vollzogene  Vereinigung 
der  Nutzniessung  mit  dem  Eigentum  nicht  mehr  erhoben,  wenn  der  Preis  (prii 
prindpal)  2000  Fr.  nicht  übersteigt. 

Art.  22.  Die  durch  den  Art.  11  des  Gesetzes  vom  6.  Dezember  1897 'i 
für  die  Erbschafbserklärungen  vorgeschriebenen  Formulare  werden  dem  Fatieren- 
den  gegen  Zahlung  von  5  Cts.  f£-  das  Doppelblatt  und  von  2Vt  Cts.  für  du 
einfache  Blatt  verabreicht. 


1)  Art.  8S.  Die  Abgabe  von  den  Deklarationen  der  Besitzveranderangen  von  Toto 
W0gen  sind  zu  bezahlen  durch  die  Erben ,  Sohenkgeber  oder  Legatare.  Die  Hiterben  mi 
Bolidaiisch.  Die  Staatskasse  hat  einen  Ansprach  aaf  die  Erträgnisse  der  za  dekiarier»dei 
Oüter,  in  wessen  Händen  sie  sich  aach  finden,  für  die  Zahlung  der  Abgaben,  deren  zwingt* 
weise  Beitreibang  notwendig  werden  sollte. 

2)  Der  Art.  44  S  4  lautet:  Eine  fixe  Abgabe  von  S  Fr.  (erhöht  auf  4  Fr.  60  Cts.  duck 
das  Gesetz  vom  28.  Juni  1872)  sind  unterworfen :  4.  Die  Vereinigungen  der  Nutzniessong  mx 
dem  Eigentum ,  sofern  die  Vereinigung  durch  Cessionsakt  sich  vollzieht  und  nicht  zu  einem 
höheren  Preis  geschieht  als  der  ist,  von  welchem  die  Abgabe  zur  Zeit  der  Yeräassernng  to 
Eigentums  erhoben  worden  ist. 

S)  Art.  11  lautet:  Für  die  Erbschaftserklärungen  sind  gedruckte  Formulare  zn  Te^ 
wenden,  welche  von  der  Verwaltung  umsonst  geliefert  werden.  Sie  sind  von  den  Erben,  Be- 
schenkten oder  Legataren ,  ihren  Pflegern  oder  Vormündern  zu  unterzeichnen.  Sie  smd  rm 
Einnehmer  auszufertigen,  wenn  die  Parteien  es  verlangen.  —  Eine  Verordnung  der  öffeal' 
liehen  Verwaltung  wird  die  Vorschriften  zur  Ausführung  des  gegenwärtigen  Artikels  eilassta 
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Bayrisches  Gesetz  über  die  Erbsdiaftssteuer 
in  der  Fassung  vom  11.  November  1899  0. 

(Gesetz-  u.  Verordnungsbl.  S.  890.) 

I.  Abschnitt. 
Von  der  Pflicht  zur  Entrichtimg  der  Erbschaftsstener. 

Artikel  1. 
Der  Erbschaftssteaer  unterliegen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des 
gegejdwftrtigen  Gesetzes  Anfälle 

a)  von  Erbschaften,  Vermächtnissen  und  Schenkungen  auf  den  Todesfall, 
aus  Auflagen  auf  Zuwendungen  dieser  Art,  die  dem  EmpßUiger  der 
Leistung  einen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen  bezwecken,  sowie  aus 
Pflichttälsrechten ; 

b)  von  Nutzungen  aus  Lehen,  Familienfideikommissen,  Majoraten,  Stamm- 
und  Erbgütern; 

c)  von  Bezügen  aus  Familienstiftungen,  welche  auf  den  durch  die  Suc- 
cessionsordnun^  Berufenen  übergehen, 

und  zwar  ohne  Unterschied,    ob  dieselben  einem  Bayern  oder  Nichtbayem  zu- 
kommen. 

Den  Schenkungen  auf  den  Todesfall  werden  Schenkungen  unter  Lebenden 
^leichgeachtet^  deren  Vollzug  bis  zum  Ableben  des  Schenkgebers  aufgeschoben  ist. 

Artikel  2. 
Die  Steuer  betragt: 

1.  4  Pf.  von  je  1  M.  des  Betrags,  wenn  der  Anfall  gelangt  an: 

a)  Eltern  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  Art.  3  Ziff.  la; 

b)  voll-  oder  halbbürtige  Geschwister  oder  deren  Abkömmlinge,  Stief- 
eltern, Stiefverwandte  in  absteigender  Linie,  Schwiegerkinder; 

2.  6  Pf.  von  je  1  M.  des  Betrags,  wenn  der  Anfall  gelangt  an: 

Grosseltem  oder  entferntere  Verwandte  in  aufsteigender  Linie 
oder  an  vorstehend  nicht  benannte  Verwandte  in  der  Seitenlinie 
des  dritten  oder  vierten  Grades  (nach  dem  Zivilrecht); 

3.  8  Pf.  von  je  1  M.  des  Betrags: 
in  den  übrigen  Fällen. 


1)  Das  bajrrisohe  Erbsohaftssteaeigesetz  vom  18.  Aognst  1879 ,  welches  sieh  bis  zum 
1.  Janiur  1900  in  seiner  nrsprttngliehen  Gestalt  erhalten  hatte,  ist  dnroh  Art.  169  des  bayiisohen 
Aasführangsgesetzes  vom  9.  Jon!  1899  zum  Bürgerlichen  Gesetzbnoh  mehrfachen  Aendenmgen 
unterworfen  worden.  Die  Staatsregienmg  wurde  durch  Art.  179  ermächtigt,  den  Text  des 
Erbschaftssteuergesetzes  mit  den  notwendigen  Aenderungen  und  fortlaufender  Numerierung 
der  Artikel  zu  publizieren.  —  Die  Bekanntmachung  des  Justiz-  und  Finanzministeriums  vom 
27.  Dezember  1899 ,  betr.  den  Vollzug  des  Gesetzes ,  ist  publiziert  im  Finanzministerialblatt 
1899,  S.  Ml  (vgl.  dazu  1900,  S.  i06).  Vgl.  auch  den  Kommentar  von  Pfaff-Sohmidt.  München, 
Beck  1900. 
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Artikel  3. 
Von  der  Erbschaftssteuer  sind  befreit: 

1.  Anfölle,  welche  gelangen  an: 

a)  Eltern  bis  zum  Betrage  von  1000  M.  einschliesslich  und,  sofern  der 
Anfall  mehr  beträgt,  mit  20 7«  ^^^  Mehrbetrags,  und  zwar  ohne 
Unterschied,  ob  der  Anfall  von  einem  oder  beiden  Eltemteilen  er- 
worben wird; 

b)  Ehegatten  und  Verwandte  in  absteigender  Linie; 

c)  Personen,  welche  des  Erblassers  Hausstand  angehOrt  und  in  dem- 
selben in  einem  Dienstverhältnisse  gestanden  haben,  bis  zum  Be- 
trage von  600  M.  einschliesslich; 

2.  Anfölle,  deren  Wert  den  Betrag  von  50  M.  nicht  übersteigt; 

3.  milde,  fromme  und  Untemcht^tiftun|^en; 

4.  alle  Zuwendungen,  welche  ausschliesslich  einem  milden,  frommen,  ge- 
meinnützigen oder  ünterrichtszwecke  gewidmet  sind,  sofern  die  Ver- 
wendung derselben  zu  dem  bestimmten  Zwecke  gesichert  ist. 

Nichtbajrische  Gemeinden,  Stiftungen,  Vereine  und  Anstalten  können  die 
Befreiung  von  der  Erbschaftssteuer  auf  Grund  der  Bestimmung  in  Ziff.  8  o.  4 
nur  insoweit  beanspruchen,  als  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist 

Artikel  4. 
Für  die  Anwendung  der  Bestimmungen  in  Art  2  u.  3  gelten  folgende 
Grundsätze: 

1.  Als  Verwandtschaft  gilt  auch  die  durch  Annahme  an  Kindesstatt  be- 
gründete Verwandtscmaft ,  sowie  das  Verhältnis  zwischen  einem  un- 
ehelichen Kinde  und  dessen  Abkömmlingen  einerseits  und  dem  Vat^ 
imd  dessen  Verwandten  andererseits,  sofern  die  Vaterschaft  erweislich 
anerkannt  ist. 

2.  Auf  ein  die  Steuer  minderndes  oder  ausschliessendes.Verhältnis,  welches 
zufolge  eines  richterlichen  Erkenntnisses  oder  eines  Vertrags  schon 
vor  dem  Tode  des  Erblassers  zu  bestehen  aufgehört  hat,  darf  nicht 
zurückgegangen  werden.  Die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
nach  §  1575  des  Bürgerlichen  Gesetzbuch  steht  der  Scheidung  gleich. 

Artikel  5. 

Die  Erbschaftssteuer  ist  von  dem  Betrage  zu  entrichten,  um  welchen  der- 
jenige, dem  der  Anfall  zukommt,  reicher  wird. 

In  die  steuerpflichtige  Masse  sind  alle  zu  dem  Rücklasse  gehörigen  Forde- 
rungen einschliesslich  derjenigen  Beträge,  welche  der  Erwerber  selbst  zur  Masse 
schmdet  oder  die  ihm  erst  mit  dem  Anfalle  erlassen  werden,  einzurechnen. 

Dagegen  kommen  von  der  steuerpflichtigen  Masse  in  Abzug  alle  Schulden 
und  Lasten,  welche  mit  derselben  Übernommen  werden.  Hierzu  werden  bei  Erb- 
schaften auch  gerechnet  die  Kosten  des  Begräbnisses  des  Erblassers,  die  gericht- 
lichen und  aussergerichtlichen  Kosten  der  Verlassenschaftsbehandlnng  und  der 
im  Interesse  der  Masse  gefOhrten  Prozesse,  nicht  aber  der  Betrag  der  Erbschafts- 
stener  selbst  und  nicht  die  Kosten  der  zwischen  den  Erbinteressenten  in  deren 
besonderem  Interesse  geführten  Prozesse. 

Artikel  6. 
Insoweit  eine  Zuwendung  zur  Vergeltung  fär  Leistunsren  bestimmt  ist^ 
welche  mit  dem  Anfalle  übernommen  werden,  hat  bei  Beredinung  der  Steuer 
der  Wert  dieser  Leistungen  von  der  Zuwendung  in  Abzug  zu  kommen. 

Artikel  7  (7  Abs.  1,  8  Abs,  1)»). 
Auf  Grundstücke  und  denselben  gleichstehende  Rechte,  welche  sich  anner- 
halb  Bayerns  befinden,  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht  nicht. 

1)  Die  eingeklammerten  Zahlen  beziehen  sich  aof  das  Qesetz  vom  18.  Angnst  18T9. 
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Innerhalb  Bayerns  befindliche  Grundstücke  und  denselben  gleichstehende 
Rechte  unterliegen  der  Erbschaftssteuer  ohne  unterschied,  ob  der  Erblasser 
Bayer  oder  Nichtbayer  war  und  ob  er  seinen  Wohnsitz  in  Bayern  hatte 
oder  nicht. 

Artikel  8  (7  Abs,  2,  8  Abs.  2). 

Anderes  als  das  im  Art  7  bezeichnete  Vermögen  unterliegt  der  Erb- 
schaftssteuer, wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes,  im  Falle  der  Todes- 
erklärung bei  dem  Beginne  der  Yerschollenheit,  seinen  Wohnsitz  in  Bayern  hatte. 

Soweit  hiemach  ausserhalb  Bayerns  befindliches  Vermögen  der  Besteue- 
rung unterliegt,  wird  auf  die  Erbschaftssteuer  die  in  dem  Staite,  in  welchem 
sich  das  Vermögen  befindet,  von  diesem  Vermögen  zu  entrichtende  Erbschafts- 
abgabe angerechnet. 

Hatte  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes,  im  Falle  der  Todeserklärung 
bei  dem  Beginne  der  Verschollenheit,  keinen  Wohnsitz,  so  unterliegt  das  be- 
wegliche Vermögen  der  Erbschaftssteuer,  soweit  es  zur  Zeit  des  Todes  des  Erb- 
lassers, im  Falle  der  Todeserklärung  zur  Zeit  der  Erlassung  des  die  Todes- 
erklärung aussprechenden  Urteils,  sich  in  Bayern  befindet. 

Artikel  9. 
Für  den  Fall,  dass  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  in  einem  Staate  gehabt 
hat,  in  dem  die  Erbschaftssteuer  nach  anderen  als  den  im  Art.  8  bestimmten 
Grundsätzen  erhoben  wird,  oder  Angehöriger  eines  solchen  Staates  gewesen  ist, 
kann  das  Staatsministerium  der  Finanzen  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  und 
thunlichster  Vermeidung  einer  Doppelbesteuerung  anordnen,  dass  das  beweg- 
liche Vermögen 

1.  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  des  Erblassers  der  Erbschaftssteuer 
unterliegt,  wenn  der  Erblasser  bayrischer  Staatsangehöriger  gewesen  ist; 

2.  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  und  die  StfMtsangehörigkeit  des 
Erblassers  der  Erbschaftssteuer  unterliegt,  wenn  das  Vermögen  sich 
in  Bayern  befindet 

Artikel  10  (9). 

Bei  Anwendung  der  Bestimmungen  in  Art.  8,  9  gelten  die  in  Bayern  an- 
gestellten Beamten  eines  anderen  Staates  nicht  als  in  Bayern  wohnhaft. 

Die  Staatsregierung  ist  befugt,  auch  ausserdem  bei  Anwendung  der  er- 
wähnten Bestiminungen  Angehörige  anderer  Staaten,  welche  des  Dienstes  halber 
ihren  Wohnsitz  in  Bayern  nahen,  als  nicht  in  Bayern  wohnhaft  zu  behandeln. 

Artikel  11  (10). 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  den  Art.  7 — 9  steuer- 
freien oder  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  nur  bei  diesem 
Teile,  Schulden  und  Lasten,  welche  vorzugsweise  auf  einem  steuerfreien  oder 
vorzugsweise  auf  einem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,,  zunächst  bei 
diesem  Teile  und  erst,  soweit  sie  hierdurch  nicht  gedeckt  werden,  bei  der  übrigen 
Masse  in  Abzug. 

Sonstige  Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf  dem  steuerfreien,  als 
auch  auf  dem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften ,  kommen  von  letzterem 
nur  nach  dem  Verhältnisse  dieses  Teiles  zur  gesamten  Masse  in  Abzug. 

Artikel  12  (11). 
Für  die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  ist  der  gemeine  Wert  der  steuer- 
pflichtigen Masse  in  dem  Zeitpunkte  des  Todes  des  Erblassers  massgebend. 

Artikel  13  (12). 
Bei  immerwährenden  Nutzungen   oder  Leistungen   wird   das   Fünfund« 
zwanzigfache  ihres  eizgährigen  Betrages,  bei  Nutzungen   oder  Leistungen  von 
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onbeBtiminter  Dauer,  eofem  nicht  die  Vorschriften  der  Art.  14,  15  Anwendong 
finden,  das  Zwölfundeinhalbfache  des  eiigährigen  Betrags  als  Kapitalwert  ange- 
nommen. 

Artikel  14  (13). 
Der  Kapitalwert  von  Leibrenten  und  anderen  auf  die  Lebenszeit  einer 
Person  beschränkten  Nutzungen  oder  Leistungen  bestimmt  sich  nach  dem  zur 
Zeit  des  Anfalls  erreichten  Lebensalter  der  Person,  mit  deren  Tod  die  Nutzung 
oder  Leistung  erlischt,  und  wird  bei  einem  Lebensalter  derselben 
von    15  Jahren  oder  weniger       auf  das  18  foche, 
über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren     ,      *     17     , 
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des  Wertes  der  einjährigen  Nutzung  bezw.  Leistung  angenommen. 

Ist  die  Dauer  der  Nutzungen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit  mehrerer 
Personen  dergestalt  abhängig,  dass  beim  Tode  der  zuerst  versterbenden  die 
Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  so  ist  für  die  Wertsermittelung  das  Lebensalter 
der  ältesten  Person  massgebend.  Dauert  dagegen  die  Nutzung  oder  Leistong 
bis  zum  Tode  der  letztversterbenden  Person  fort,  so  hat  die  Berechnung  nach 
dem  Lebensalter  der  jüngsten  Person  zu  erfolgen. 

Artikel  15  (14). 
Bei  Nutzungen  und  Leistungen  auf  bestimmte  Zeit  ist  der  Kapitalwert 
unter  Zugrundelegung  ihres  einjährigen  Betrags  nach  der  beiliegenden  Hilfi- 
tabelle  zu  ermitteln.  Ist  jedoch  die  Dauer  der  Nutzung  oder  Leistung  noch 
ausserdem  durch  die  Lebenszeit  einer  oder  mehrerer  Personen  bedingt,  so  darf 
der  sich  nach  Art.  14  berechnende  Kapitalwert  nicht  überschritten  werden. 

Artikel  16  (15). 
Der  einjährige  Betrag  von  Nutzungen  eines  Vermögens  ist,  wenn  er  m'chi 
unzweifelhaft  feststeht ,  auf  vier  vom  Hundert  und ,  soweit  da«  Vermögen  in 
Immobilien  besteht,  auf  drei  vom  Hundert  des  Kapitalwerts  anzunehmen. 

Artikel  17  (16). 

Vermögen,  dessen  Erwerb  von  dem  Eintritte  einer  aufschiebenden  Be- 
dingung abhängt,  unterließ  der  Besteuerung  erst  beim  Eintritte  der  Bedingung; 
die  Steuerbehörde  kann  jedoch  Sicherstellung  der  alsdann  zu  entrichtenden 
Steuer  fordern. 

Unter  einer  auflösenden  Bedingung  erworbenes  Vermögen  —  mit  Aus- 
nahme der  Nutzungen  von  unbestimmter  Dauer,  welche  lediglich  nach  den  Be- 
stimmungen in  Art.  13—15  zu  behandeln  sind  —  ist  wie  unbedingt  erworbenes 
zu  versteuern.  Beim  Eint^tte  der  Bedingung  wird  jedoch  die  gezahlte  Steuer 
bis  auf  den  der  wirklichen  Bereicherung  ent^rechenden  Betrag  erstattet 

Artikel  18  (17), 

Lasten  und  Leistungen,  welche  den  Wert  der  steuerpflichtigen  Masse 
mindern,  werden,  wenn  sie  von  einer  aufschiebenden  Bedingung  abhängig  sind, 
vorerst  nicht  berücksichtigt.  Beim  Eintritte  der  Bedingung  ist  jedoch  das  Zo- 
vielgezahlte  von  der  Steuerbehörde  zu  erstatten. 

Lasten,  deren  Fortdauer  von  einer  auflösenden  Bedingimg  abhängt  —  mit 
Ausnahme  der  Leistungen  von  unbestimmter  Dauer,  deren  abzuziehender  Wert 
nach  den  Bestimmungen  in  Art.  18—15  sich  berechnet  —  werden  wie  unbedingte 
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in  Abzng  gebracht.  Beim  Eintritte  der  Bedingung  ist  jedoch  derjenige  Steuer- 
betrag nachzuerheben ,  welcher  mehr  zu  entridit€»Q  gewesen  sein  würde,  wenn 
der  Zeitpunkt  dee  Eintritts  der  Bedingung  bei  Berechnung  der  Steuer  bekannt 
gewesen  w&re. 

Artikel  19  (18). 
Die  in  Art  17,  18  enthaltenen  Bestimmungen  sind  gleichm&ssig  auch  auf 
die  Ton  einem  Ereignis,  welches  nur  hinsichtlich  des  Zeitpunkts  seines  Eintrittes 
ungewiss  ist,  abhängigen  Erwerbungen,  Lasten  und  Leistungen  anzuwenden. 

Artikel  20  (19). 

Unsichere  Forderungen  und  andere  zur  sofortigen  Wertsermittlung  nicht 
geeignete  Gegenstände  kommen  mit  einem  mutmasslichen  Werte  in  Rechnung, 
den  der  Steuerpflichtige  in  Vorschlag  bringt.  Findet  keine  Einigung  statt,  so 
kann  die  Steuerbehörde  von  dem  vorgeschlagenen  Werte  die  Steuer  einziehen  und 
die  Berichtigung  des  Wertansatzes,  sowie  die  entsprechende  Nachforderung  oder 
Erstattung  der  Steuer  bis  zum  Ausgang  derjenigen  Verhandlungen  vorbehalten, 
von  welchen  die  Bezahlung  der  Forderung  bezw.  die  Wertsermittlung  abhängt. 

Sind  bei  Berechnung  der  Steuer  ungewisse  oder  noch  unbekannte  An- 
sprüche der  Masse  oder  an  die  Masse  ausser  Berücksichtigung  geblieben,  so  wird, 
wenn  dieselben  später  zur  Verwirklichung  gelangen,  das  Zuweniggezahlte  nach- 
erhoben und  das  Zuvielbezahlte  zurückerstattet. 

Für  die  etwaige  Nachzahlimg  kann  Sicherstellung  der  Steuer  aus  der 
Masse  verlangt  werden. 

Artikel  21  (20). 

Bei  Lehen,  Familienfideikommissen ,  Minoraten,  Stamm-  und  Erbgütern^ 
sowie  bei  Bezügen  aus  Familienstiftungen  ist  der  Berechnung  der  Steuer  der 
nach  Vorschrift  des  Art.  14  zu  ermittelnde  Wert  der  anfallenden  Nutzungen  oder 
Bezüge  zu  Grund  zu  legen,  der  Steuersatz  aber  nach  dem  Verwandtschafts- 
verhätnb  zwischen  dem  letzten  Inhaber  und  dessen  unmittelbarem  Nachfolger 
zu  bemessen. 

Gleiches  gilt  für  jene  Güter,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4.  Juni 
1848,  die  Ablösung  des  Lehenverbandes  betreffend,  von  dem  Lehenverbande  be- 
freit wurden,  insolange  und  insoweit  für  die  Succession  in  dieselben  die  frühere 
Lehenfolgeordnung  massgebend  bleibt. 

Artikel  22  (21). 

Ist  einem  Erbschaftssteuerpflichtigen  Vermögen  angefallen,  dessen  Nutzung 
einem  Dritten  zusteht,  so  ist  dasselbe  um  den  nach  Vorschrift  der  Art.  13 — 21 
berechneten  Wert  der  Nutzung  geringer  anzuschlagen,  sofern  von  dem  Erwerber 
der  Substanz  nicht  die  Aussetzung  der  Versteuerung  der  Substanz  bis  zu  deren 
Vereinigung  mit  der  Nutzung  beantragt  wird.  Letzterenfalls  erfolgt  alsdann 
die  Versteuerung  ohne  jenen  Abzug  aus  dem  vollen  Werte  zur  Zeit  der  Be- 
endigung der  Nutzniessung  und,  wenn  inzwischen  eine  weitere  Vererbung  der 
Substanz  eingetreten  sein  sollte,  ohne  Entrichtung  einer  Steuer  für  die  dazwischen 
liegenden  AnföUe  dergestalt,  als  ob  der  in  die  Nutzung  eintretende  Erwerber 
der  Substanz  das  unbeschränkte  Eigentum  unmittelbar  von  dem  ursprünglichen 
Erblasser  erworben  hätte. 

Wird  die  Versteuerung  ausgesetzt,  so  kann  die  Sicherstellung  der  Steuer 
aus  der  Masse  verlangt  werden. 

Artikel  23  (22). 

Bei  einer  Nacherbfolge  oder  einem  Nachvermächtnisse  wird  der  Vorerbe 
oder  der  erste  Vermächtnisnehmer  als  Niessbraucher  und  der  Nacherbe  oder  der 
Nachvermächtnisnehmer  als  Erwerber  der  Substanz  des  an  ihn  herauszugebenden 
Vermögens  behandelt. 

Ist  jedoch  die  Einsetzung  des  Nacherben  oder  das  Nachvermächtnis  auf 
dasjenige  beschi-änkt,  was  bei  dem  Eintritte  des  Falles  der  Nacherbfolge  oder 
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des  Kachvermächtnisses  übrig  sein  wird,  so  haben  sowohl  der  Vorerbe  oder  der 
erste  Vermächtnisnehmer  von  dem  vollen  Betrage  des  ihm  angefallenen  als  der 
Nacherbe  oder  der  Nachvermächtnisnehmer  von  dem  vollen  Betrage  des  an  ihn 
herausgegebenen  Vermögens  nach  ihrem  Verhältnisse  zum  Erblasser  die  Erb- 
schaftssteuer zu  entrichten.  Die  von  dem  Vorerben  oder  dem  Vorvermächtnis- 
nehmer  entrichtete  Steuer  wird  für  den  Betrag,  für  welchen  der  Nacherbe  oder 
der  Nachvermächtnisnehmer  steuerpflichtig  ist,  insoweit  zurückvergütet,  als  sie 
den  Betrag  übersteigt,  den  der  Vorerbe  oder  der  Vermächtnisnehmer  als  Niess- 
braucher  schulden  würde. 

Artikel  24  (23). 
Haben  Ehegatten  gemeinschaftlich  Verwandte  des  einen  oder  beider  Ehe- 
gatten als  Erben  eingesetzt  oder  mit  anderen  Zuwendungen  von  Todes  wegen 
bedacht,  so  wird  angenommen,  dass  der  Anfall  von  dem  dem  Bedachten  am 
nächsten  verwandten  Ehegatten  herrühre,  soweit  dessen  Nachlass  reicht,  sofern 
sich  nicht  aus  den  Umst£iden  ergibt,  dass  die  Zuwendung  von  dem  anderen 
Ehegatten  ausgegangen  ist  Kann  der  Betrag  des  Nachlasses  des  zuerst  ver- 
storbenen Ehegatten  nicht  ermittelt  werden,  so  ist  derselbe  behufs  Berechnung 
der  Steuer  auf  die  Hälfte  des  beim  Tode  des  letztlebenden  Ehegatten  vorhandenen 
Vermögens  anzunehmen.  Bleibt  jedoch  nur  in  Betreff  einzelner  Vermögens- 
segenstände  zweifelhaft,  zu  welchem  Nachlass  sie  gehören,  so  wird  angenommen, 
dass  dieselben  zum  Nachlass  jedes  Ehegatten  zur  Hälfte  gehören. 

Artikel  25  (24). 

Die  Erbschaftssteuer  vdrd  nach  dem  Anteile  jedes  einzelnen  Erwerbers 
besonders  berechnet 

Die  bei  der  Berechnung  der  Steuer  sich  ergebenden  Pfennigbeträge  werden, 
wenn  sie  über  50  Pf.  betragen,  mit  1  M.,  ausserdem  mit  50  Pf.  gerechnet 

Artikel  26  (25). 

Die  Erbschaftssteuer  trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen  Anfalls. 

Für  die  Entrichtung  der  Steuer  haftet  die  ganze  steuerpflichtige  Masse, 
aus  welcher  auch  auf  Erfordern  für  die  Besteuerung  bedingter  oder  strittiger 
Anfälle  Sicherheit  bestellt  werden  muss. 

Erben  und  Miterben,  welche  in  den  Besitz  der  Erbschaft  gelangt  waren, 
sind  bis  zur  Höhe  des  aus  der  Erbschaft  Empfangenen  für  die  Versteuerang 
derjenigen  Anfälle  haftbar,  welche  sie  vor  Entrichtung  oder  Sicherstellnng  der 
Steuer  an  die  Berechtigten  ausgeantwortet  haben. 

Artikel  27  (26). 
Testamentsvollstrecker,  gesetzliche  Vertreter  und  Bevollmächtigte  der  Erb- 
interessenten, Nachlaespfleger  sowie  die  Verwalter  von  Familienstiftungen  haften 
.  persönlich  für  die  Steuer ,  wenn  sie  vor  deren  Entrichtung  oder  Sicherstellnng 
die  Erbschaft,  einzelne  Erbteile,  Vermächtnisse,  Schenkungen  auf  den  Todesfall 
Pflichtteile  oder  Bezüge  aus  Familienstiftungen  ausantwort^  oder  steuerpfliditige 
Auflagen  erfüllen. 

II.  Abschnitt. 
Zuständigkeit  und  Verfahren. 

Artikel  28  (27). 
Die  Berechnung,  Erhebung  und  Verwaltung  der  Erbschaftssteuer  obliegt 
den  Rentämtern  unter  der  Leitung  der  Regierungsfinanzkammem  und  unter  der 
Oberaufsicht  des  Staatsministeriums  der  Finanzen. 

Artikel  29  (28). 
Die  Ortspolizeibehörden  sind  verpflichtet,  von  jedem  in  der  Gemeinde  er- 
folgten Todesfalle  den  Rentämtern  Anzeige  zu  erstatten. 
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Desgleichen  sind  die  Gerichte  gehalten,  die  erlassenen  urteile  auf  Todes- 
erklärung den  Rentämtern  in  beglaubigter  Abschrift  bekannt  zu  geben. 

Artikel  80  (29). 

Jeder,  dem  ein  steuerpflichtiger  Anfall  zukommt,  ist  verpflichtet,  denselben 
binnen  2  Monaten,  nachdem  er  davon  Kenntnis  erlangt  hat,  bei  dem  zuständigen 
Rentamte  anzumelden,  ohne  Unterschied,  ob  die  Erwerbung  des  Anfalls  bereits 
stattgefunden  hat  oder  nicht. 

Teilnehmer  an  einer  Erbschaft,  sowie  die  zu  Bezügen  aus  Familien- 
stiftungen Berufenen  werden  von  der  Anmeldungspflicht  befreit,  wenn  die  ihnen 
zukommenden  Anfälle  von  einer  der  in  Art  27  bezeichneten  Personen  oder  von 
«inem  Mitberechtigten  reditzeiti^  angemeldet  werden. 

Ueber  die  erfolgte  Anmeldung  ist  auf  Verlangen  gebührenfreie  Bescheini- 
gung zu  erteilen. 

Artikel  31  (80). 
Gerichte,  Notare,  Privatverlassenschaftskommis^re  und  Testamentsvoll- 
strecker haben  dem  zuständigen  Rentamte  innerhalb  einer  von  der  Staatsregie^ 
rung  näher  zu  bestimmenden  Frist  von  den  Verlassenschaften,  welche  sie  be- 
handeln, und  von  dem  etwaigen  Vorhandensein  einer  Verfügung  von  Todes 
wegen  unter  Bekanntgabe  der  hierin  mit  Zuwendungen  bedachten  Personen 
Nachricht  zu  geben.  Auch  sind  sie  verpflichtet,  der  Steuerbehörde  auf  Verlangen 
die  gepflogenen  Verlassenschafbsverhandlungen  und  die  Verfügungen  von  Todes 
wegen  zur  Einsicht  mitzuteilen. 

Artikel  82  (31). 

Jeder  Erwerber  eines  steuerpflichtigen  Anfalls  ist  gehalten,  auf  ergangene 
Aufforderung  bei  dem  einschlägigen  Rentamte  innerhalb  einer  von  dems^ben 
zu  bestimmenden  und  nach  Darlegung  erheblicher  Gründe  zu  verlängernden 
Frist  schriftlich  oder  zu  Protokoll  eine  Erklärung  über  alle,  die  Feststellung  der 
Steuer  bedingenden  Verhältnisse  abzugeben  und,  insofern  kein  vorschriftsmässig 
errichtetes  Inventar  über  den  Rücklass  vorliegt,  zugleich  ein  mit  den  erforder- 
lichen Wertangaben  versehenes  Verzeichnis  über  die  steuerpflichtige  Masse  zu 
übergeben. 

Diese  Obliegenheit  kann  an  Stelle  der  nach  Abs.  1  verpflichteten  Per- 
sonen rücksichtlich  aller  den  Nachlass  betreffenden  stei^erpflichtigen  Anfälle  auch 
von  dem  Verlassenschaftskommissäry  Testamentsvollstrecker  oder  den  Erben  er- 
füllt werden,  wenn  auch  letztere  von  den  an  sie  gelangenden  Anfällen  selbst 
keine  Erbschaftssteuer  zu  entrichten  haben. 

Artikel  38  (32). 

Die  Steuerbehörde  ist  berechtigt,  von  jedem,  dem  ein  nach  Art.  1  der 
Erbschaftssteuer  unterworfener  Anfall  zukommt,  die  Erteilung  der  etwa  weiter 
erforderlichen  Aufschlüsse  über  die  auf  den  Anfall  bezüglichen,  bei  der  Fest- 
stellung der  Steuer  in  Betracht  kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  ver- 
langen und  die  Vorlegung  der  den  Anfall  betreffenden  Urkunden,  sowie  die  Bei- 
bringung von  Beweismitteln  über  die  von  der  Masse  abzuziehenden  Schulden 
und  anderen  Ansprüche,  auf  Grund  deren  Abzüge  von  der  Masse  gemacht  oder 
Teile  derselben  ausgeschieden  werden  sollen,  zu  fordern. 

Wird  den  Aufforderungen  der  Steuerbehörde  nicht  genügt,  so  kann  die- 
selbe die  Säumigen  durch  Androhung  und  Verhängung  von  Ungehorsamsstrafen 
bis  zu  dem  Betrage  von  50  M.  zur  Befolgung  ihrer  Anordnungen  anhalten,  auch 
das  zur  Erledigung  derselben  Nötige  auf  Kosten  der  Säumigen  zu  beschaffen. 

Artikel  84  (33). 
Die  Steuerbehörde  ist  femer  befugt,  den  in  Art.  33  bezeichneten  Personen 
über  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  gemachten  Angaben  und  des  vor- 
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gelegten  Verzeichnisses  (Art.  32)  in  Ermangelang  sonstiger  genügender  Beweü- 
behelfe  eine  Versicherung  an  Eidesstatt  aufzuerlegen,  welche  nach  näherer  Be* 
Stimmung  der  Steuerbehörde  schriftlich  oder  zu  Protokoll  abzugeben  ist. 

Artikel  35  (34). 
Für  Personen,   die  unter  elterlicher  Gewalt,  unter  Vormundschaft  oder 
unter  Pflegschaft  stehen,  sowie  für  juristische  Personen  sind  die  in  den  Art.  30^ 
32—34  aufgestellten  Verpflichtungen  von  den  gesetzlichen  Vertretern  zu  edWea. 

Artikel  36  (35). 

Wird  den  Verpflichtungen  in  Art  32—34  nicht  genügt,  oder  erachtet  die 
Steuerbehörde  die  von  den  Beteiligten  gemachten  oder  in  dem  Inyentare  ent* 
haltenen  Wertangaben  dem  wahren  Zeitwerte  nicht  entsprechend,  so  erfolgt  die 
Ermittlung  des  steuerpflichtigen  Anfalls  und  bezw.  des  Wertes  desselben  durch 
die  Steuerbehörde  von  Amts  wegen. 

Hinsichtlich  der  Wertsermittlung  finden  die  Bestimmungen  im  Art.  42 
Abs.  1,  2,  3,  4  imd  6  des  Gesetzes  über  das  Gebührenwesen  entsprechende  An- 
wendung. 

Artikel  37  (36). 
Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  auf  Antrag  der  Steueipflichtägen 
ausnahmsweise  von  der  Vorlage  des  Verzeichnisses  (Art.  32)  ganz  oder  zum  Teil 
abzusehen  und  ein  Aversionalquantum  für  die  Erbschaftssteuer  anzunehmen^ 
auch  die  Aversional  Versteuerung  solcher  Anfälle,  deren  Versteuerung  sonst  noch 
ausgesetzt  bleiben  müsste,  zu  gestatten. 

Artikel  38  (37). 

Erinnerungen  gegen  die  Steuerpflicht  oder  die  Grösse  der  zu  entrichtenden 
Steuer,  sowie  Ansprüche  auf  Rückersatz  bezahlter  Steuern  sind  bei  dem  Bent- 
amte  schriftlich  oder  zu  Protokoll  zu  erheben. 

üeber  dieselben  entscheiden  in  erster  Instanz  die  Regierungsfinanzkanunem 
in  öffentlicher  Sitzung  durch  Senate,  welche  mit  Einschlnss  des  Vorsitzenden 
aus  drei  Mitgliedern  bestehen. 

Ausserdem  hat  den  Sitzungen  ein  Vertreter  des  Aerars  als  Staatsanwalt 
beizuwohnen.  Derselbe  ist  vor  jeder  Beschlussfassung  mit  seiner  Erinnerung  and 
seinem  Antrage  zu  hören. 

Die  gefassten  Beschlüsse  können  für  Yorl&ufig  vollstreckbar  erklärt  werden. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Regierungsfinanzkammem  steht  sowohl 
dem  Steuerpflichtigen,  als  auch  dem  Staatsanwälte  das  Rechtsmittel  det  Be- 
schwerde an  den  Yerwaltungsgerichtshof  zu. 

Im  übrigen  finden  hi^chüich  der  Fristen  und  des  Verfahrens  in  erster 
und  zweiter  Instanz  die  Bestimmungen  des  II.  Abschnittes  des  Gesetzes  yom 
8.  August  1878,  betreffend  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und 
das  Verfahren  in  Verwaltungsrechtsachen,  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  39  (38). 
Die  Beitreibung  rückständiger  Steuer-  und  Kostenbeträge  erfolgt  dnrd» 
die  Rentämter  im  Wege  des  administrativen  Zwangsvollzugs.  In  den  f&len  des 
Art.  38  Abs.  1  ist  mit  der  Zwangsvollstreckung  bis  zur  endgültigen  Entscheidung 
inne  zu  halten,  unbeschadet  jedoch  der  Ergreifung  von  Sicherheitsmassregehk 
und  unter  Vorbehalt  der  Beetmimung  in  Art.  38  Abs.  4. 

Artikel  40  (39). 

Die  weiteren  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren  in 

Erbschaftssteuersachen,  insbesondere  bezüglich  des  Inhalts,  der  Art  and  Zeit  der 

in  Art  29  angeordneten  Anzeigen  und  Mitteilungen,  der  Form  der  in  Art  30» 

32  erwähnten  Anmeldungen,  Erklärungen  und  Verzeichnisse,  sowie  hinsichtliob 
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der  Führung  und  Revision  der  Steuerregister,  über  die  Aufnahme  und  Beschei- 
dung der  Prüfungsprotokolle,  dann  über  die  Erhebung  und  Verrechnung  der 
Steuer  erl&sst  die  Staatsregierung. 

III.  Abschnitt. 

Strafbestimmniigen. 

Artikel  41  (40). 
Einer  Hinterziehung  der  Erbschaftssteuer  macht  sich  schuldig,  wer 

a)  die  rechtzeitige  Anmeldung  eines  steuerpflichtigen  Anfalls  (Art  80) 
unterlässt,  oder 

b)  ungeachtet  ergangener  Aufforderung  die  Verbindlichkeit  zu  der  im 
Art.  32  vorgeschriebenen  Erklärungsabgabe  oder  Vorlage  des  Verzeich- 
nisses innerhalb  der  vorgesetzten  Frist  nicht  erfüllt,  oder 

c)  über  Thatsachen,  welche  die  Steuerpflichtigkeit,  die  Höhe  des  Steuer- 
satzes oder  des  Steuerbetrags  bestimmen,  wissentlich  unrichtige  An- 
gaben macht,  oder 

d)  zu  einem  steuerpflichtigen  Anfalle  gehörige  Gegenstände,  zu  deren 
Angabe  er  verpflichtet  ist,  verschweigt,  oder 

e)  den  Wert  solcher  Gegenstände  wissentlich  zu  gering  angibt. 

Die  Hinterziehung  der  Erbschaftssteuer  wird  mit  einer  dem  doppelten 
Betrage  der  hinterzogenen  Steuer  gleichkommenden  Geldstrafe  bestraft. 

Kann  der  Betrag  der  Erbschaftssteuer  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  eine 
Geldstrafe  von  100—5000  M.  ein. 

Ist  jedoch  in  den  Fällen  unter  a  und  b  unter  den  obwaltenden  umständen 
anzunehmen,  dass  die  rechtzeitige  Erfüllung  der  Verpflichtung  nicht  in  der  Ab- 
sicht, die  Erbschaftssteuer  zu  hinterziehen,  unterlassen  worden  ist,  oder  werden 
in  den  Fällen  anter  c,  d  und  e  die  unrichtigen  oder  anvollständigen  Angaben 
noch  vor  der  Zahlungsaufforderung,  oder  im  Falle  der  Einleitung  einer  amt- 
lichen Schätzung  (Art.  36  Abs.  2)  nodi  vor  deren  Vornahme  von  dem  Pflichtigen 
berichtigt  oder  vervollständigt,  so  tritt  anstatt  der  obigen  Geldstrafe  nur  eine 
Ordnungsstrafe  bis  zu  100  M.  ein. 

Artikel  42  (41). 
Wer  der  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  eidesstattlichen  Versicherung  inner- 
halb der  von  der  Steuerbehörde  vorgesetzten  Frist  nicht  genügt,  wird  mit  einer 
Geldstrafe  von  100—5000  M.  bestraft. 

Artikel  43  (42). 
Privatpersonen,  welche  mit  der  Auseinandersetzung  einer  Verlassenschaft 
betraut  sind,  verfallen  in  eine  Geldstrafe  von  50 — 500  M.,  wenn  sie  den  ihnen 
nach  Art.  81  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  rechtzeitig  nachkommen. 

Artikel  44  (43). 
Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes und  der  Vollzugsvorschnften  zu  demselben,  welche  nicht  mit  einer  be- 
sonderen Strafe  bedroht  ist,  wird,  wenn  dieselbe  begangen  wurde 

1.  von  dem  Steuerpflichtigen  bezw.  dessen  Vertreter  (Art  35)  oder  den 
im  Art.  43  bezeichneten  Personen,  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu 
100  M., 

2.  von  einem  Notar,  mit  Ordnungsstrafen  und  bei  fortgesetztem  pflicht- 
widrigem Verhalten  mit  Disziplinarstrafen  nach  Massgabe  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Bestimmungen 


geahndet. 
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Artikel  45  (44). 

Die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren  bei  strafbaren  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  der  Vollzu^orschriften 
zu  demselben,  mit  Ausnahme  der  Fälle  des  Art  44  Ziff.  2,  richtet  sich  nach  den 
allgemeinen  Normen  des  Reichsgerichtsverfassungsgesetzes  und  der  Reichsstraf- 
prozessordnung. 

HinsichÜich  des  Verfalirens  im  Verwaltungswege  finden  die  Vorschriften 
in  Art  86,  87  Abs.  1,  Art.  88  Abs.  1,  Art.  89  Abs.  1—8,  6,  Art  90,  91,  92  Abs.  2 
des  Gesetzes  zur  Ausführung  der  Reichsstrafprozessordnung  ent^rechende  An- 
wendung mit  der  Massgabe,  dass  an  Stelle  der  Zollbehörden  hier  die  Rentämter 
zu  treten  haben. 

Artikel  46  (46  Abs.  4). 
Die  Strafverfolgung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  und  der  VoUzugsvorschriften  zu  demselben  vei3ährt  in 
3  Jahren;  die  Vollstreckung  der  rechtskräftig  ausgesprochenen  Strafen  veijährt 
in  5  Jahren. 

IV.  Abschnitt 

Allgemeine  und  Schlussbestimmangen. 

Artikel  47  (45). 
Die  Einziehung  der  Steuer  erfolgt  unabhängig  von  der  Bestrafung. 

Artikel  48  (47). 

Die  Verhandlungen  in  Erbschaftssteuersachen,  mit  Ausnahme  des  Ver- 
fahrens vor  dem  Verwaltnngsgerichtshofe  und  in  Strafsachen  (Art.  45),  sind  ge- 
bührenfrei. 

Auslagen  der  Behörden,  welche  durch  schuldhaftes  Verhalten  der  Be- 
teiligten oder  durch  unbegründete  Reklamationen  und  Beschwerden  veranlasst 
wurden,  fallen  dem  veranlassenden  Teile  zur  Last. 

Andere  unvermeidliche  Kosten  des  amtlichen  Verfahrens  trftgt  die 
Staatskasse. 

Artikel  49  (48). 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  gleichzeitig  mit  dem  Gesetze  über  das  Ge- 
bührenwesen ^)  in  dem  ganzen  umfange  des  Königreiches  in  Kraft. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  erlöschen  alle  en^egenstehenden  Vorschrifteo, 
insbesondere  die  Art.  3,  4  des  Gesetzes  vom  17.  Februar  1878,  betreffend  die 
Abänderung  der  Taxgesetze  in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheins. 

Für  jene  Fälle,  in  welchen  der  Tod  des  Erblassers  oder  die  provisorische 
Einweisung  in  den  Besitz  des  Vermögens  eines  Abwesenden  vor  dem  Tage  des 
Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Gesetzes  erfolgt  ist,  bewendet  es  hinsiätiich 
der  Stenerpflicht  und  des  Steuersatzes  bei  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, sofeme  dieselben  dem  Steuerpflichtigen  günstiger  sind. 


1)  Dieser  Termin  war  der  1.  Oktober  1879. 
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Württembergisclies  Gesetz, 
betreffend  die  Erbschafts-  und  Scheiiknngsstener. 

Vom  26.  Dezember  1899  i). 
(Rgsbl.  f.  d.  Königreich  Württemberg  S.  1296.) 

Erster  Abschnitt. 

Von  der  Erbschaftssteuer. 

Artikel  1. 
Die  Erbscbaftsstener  wird  erhoben  von  dem  Erwerbe 

a)  von  Erbschaften,  Vermächtnissen  und  Pflichtteilen,  sowie  von  schenk- 
weise  versprochenen  Leistungen  auf  den  Todesfall  (§  2301  Abs.  1  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs), 

b)  von  Nutzungen  aus  Familienfideikommissen  und  Stammgütem,  auch  im 
Falle  Erwerbs  ohne  Todesfall, 

c)  von  Bezügen  aus  Familienstiftungen,  welche  infolge  Todesfalls  auf 
den  vermöge  stiftungsmässiger  oder  gesetzlicher  Erbfolgeordnung 
Berufenen  übergehen. 

Schenkungen  unter  Lebenden,  deren  Vollzug  bis  zum  Ableben  des  Schenkers 
aufgeschoben  war,  werden  wie  sdienkweise  versprochene  Leistungen  auf  den 
Todesfall  behandelt.  Der  Erwerb  von  Vermögensznwendungen,  welche  infolge 
des  Todes  einer  Person  gemäss  einer  mit  einer  Verfügung  von  Todes  wegen 
oder  mit  einer  Schenkung  auf  den  Todesfall  verbundenen  Auflage  (§  1940  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs)  oder  Bedingung  oder  gemäss  sonstiger  Verfügungen 
des  Erblassers  an  einen  dritten  gelangen,  vnrd  dem  Erwerb  von  Vermächt- 
nissen mit  der  Massgabe  gleichgeachtet,  dass  die  Steuerpflicht  durch  das  Ver- 
hältnis des  Erwerbers  zu  dem  Erblasser  bestimmt  wird. 

Artikel  2. 

Erwerbungen  von  imbeweglichem  Vermögen,  welches  sich  innerhalb 
Württembergs  beflndet,  unterliegen  ohne  Ausnahme  der  Besteuerung  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes. 

Erwerbungen  von  unbeweglichem  Vermögen,  welches  sich  ausserhalb 
Württembergs  befindet,  sind  von  der  Erbschaftssteuer  ausgenommen. 

Zum  unbeweglichen  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gehören  die 
Grundstücke  nebst  ihrem  auf  den  Erwerber  der  Hauptsache  Übergehenden  Zu- 
behör, sowie  die  Rechte  an  Grundstücken  mit  Ausnahme  der  Hypotheken, 
Grundschulden  und  Rentenschulden. 


1)  Vgl.  dazu  die  Yerfügong  der  Ministerien  der  Jastiz  imd  der  Finanzen  vom 
27.  Dezember  1899,  betr.  den  Vollzug  des  Erbschafts*  und  Schenkungssteuergesetzes  (Rgsbl. 
f.  d.  Kgr.  Württemberg  S.  1318). 
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Artikel  3. 

Anderes  als  das  im  Art.  2  bezeichnete  Vermögen  (bewegliches  Vermögen) 
ist  der  Erbschaftssteuer  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  in  allen  Fällen  unter- 
worfen, in  welchen  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens,  im  Falle^  der  Todes- 
erklärung bei  dem  Beginne  der  Verschollenheit  in  Württemberg  seinen  Wohn- 
sitz hatte.  Bei  beweglichem  Vermögen,  welches  sich  ausserhalb  Warttembergs 
befindet,  ist  jedoch  auf  Antrag  des  Steuerpflichtigen  eine  ausländische,  fär 
denselben  Erwerb  von  ihm  entrichtete  Erbschaftssteuer  an  der  betrefifonden 
württembergischen  Steuer  in  Abzug  zu  bringen. 

Das  in  Württemberg  befindliche  bewegliche  Vermögen  eines  Erfolaneis, 
welcher  zur  Zeit  seines  Ablebens,  im  Falle  der  Todeserklärung  bei  dem  Beginn  der 
Verschollenheit  in  Württemberg  einen  Wohnsitz  nicht  hatte,  unterliegt  der  Steuer: 

1.  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  oder  des  Beginns  der  Ver- 
BchoUenheit  auch  ausserhalb  Württembergs  einen  Wohnsitz  nicht  hatte ; 

2.  wenn  das  Vermögen  einem  zur  Zeit  des  Erbfalls  in  Württemberg 
wohnhaften  Erwerber  zuföllt; 

3.  wenn  der  Erwerber  zur  Zeit  des  Erbfalls  zwar  in  Württemberg  einen 
Wohnsitz  nicht  hat,  aber  nicht  dargethan  ist,  dass  nach  dem  Qesetxe 
des  Staates,  in  welchem  der  Erblasser  einen  Wohnsitz  hatte,  ein  in 
Württemberg  wohnhafter  Erwerber  in  dem  gleichen  Falle  rar  £nt- 
richtunff  einer  Steuer  nicht  verpflichtet  wäre. 

In  dem  Falle  der  Ziff.  2  und  8  des  Abs.  2  hat  der  Steuerpflichtige  das 
Recht  des  Abzugs  einer  für  denselben  Erwerb  auswärts  entrichteten  Steuer. 

Als  in  Württemberg  befindlich  gelten  im  Sinn  dieses  Gesetzes  auch 
Forderungen  eines  Erblassers,  der  keinen  Wohnsitz  in  Württemberg  hatte, 
wofern  solche  in  Württembeig  für  ihn  verwaltet  werden.  Inhaberpapiere, 
sowie  Orderpapiere,  welche  mit  Blankoindossament  versehen  sind,  werden  den 
körperlichen  Sachen  gleichgeachtet. 

Artikel  4. 

Sollten  in  einem  ausserdeutschen  Staate  württemberg^che  Staatsange- 
hörige bei  Vermögenserwerbungen  auf  den  Todesfall  gegenüber  den  Angehörigen 
des  eigenen  Staate  abweichend  behandelt,  insbesondere  mit  höherer  Steuer  als 
diese  belegt  werden,  so  ist  das  Finanzministerium  ermächtigt,  gegenüber  den 
Angehörigen  jenes  Staates  behufs  Ausübung  eines  VergeltungsrechtB  von  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzss  abweichende  Bestimmungen  zu  treffen. 

Das  Finanzministerium  ist  weiterhin  ermächtigt,  die  zur  Vermeidung 
von  Doppelbesteuerung  erforderlichen,  von  den  Vorschnften  dieses  Gesetses  ab- 
weichenden Bestimmungen  und  Verfügungen  zu  treffen. 

Artikel  5. 
Befreit  von  der  Erbschaftssteuer  sind: 

A)  die  Vermögensanfälle,  welche  gelangen 

1.  an  Abkömmlinge,  sofern  dieselben  aus  gültigen  Ehen  stammen 
oder  nach  §  1699  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  als  ehelich  gelten^ 

an  legitimierte  Kinder  und  deren  Abkömmlinge  (§§  1719,  1782, 
1736  und  1737  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs), 

an  uneheliche  Kinder  aus  dem  Nachlass  der  Mutter  und  der 
mütterlichen  Voreltern, 

2.  an  den  Ehegatten; 

B)  VermögensanfäUe,  welche  an  das  Staatsoberhaupt,  den  Staat  oder 
das  Reich  erfolgen; 

C)  Vermögenszuwendungen  zu  kirchlichen,  wohlthätigen,  unterrichte-  und 
sonstigen  gemeinnützigen  Zwecken,  soweit  dieselben  in  beweglichem 
Vermögen  bestehen  und  nach  der  von  dem  Erblasser  gegebenen  Be- 
stimmung nicht  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs  oder  emes  deutschen 
Schutzgebiets  zur  Verwendung  gelangen,  oder  ihre  Verwendung 
innerhalb  des  Deutschen  Reichs  oder  eines  deutschen  Schutzgebiets 
in  anderer  Weise  gesichert  ist; 
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D)  yermögenszuwendangen  an  Dienstboten  oder  andere  Personen,  welche 
dem  Hausstand  des  Erblassers  angehört  und  zu  demselben  in  einem 
Dienstverhältnis  gestanden  oder  welche  ihn  oder  ein  Familienglied 
verpflegt  haben,  bis  zum  Betrag  von  je  1000  M.; 

E)  Anmlle,  deren  G^amtwert  für  eine  Person  den  Betrag  von  120  M. 
nicht  übersteigt. 

Artikel  6. 
Die  Erbschaftssteuer  darf  in   ihrem  niedrigsten  Satze  2Vo  vom  Werte 
des  Anfalls  nicht  übersteigen  und  wird  im  Übrigen  für  jede  Etatsperiode  durch 
das  Finanzgesetz  nach  den  folgenden  Grundsätzen  bestimmt: 

A)  Der  niedrigste  Prozentsatz  findet  Anwendung,  wenn  der  Anfall  gelangt 

1.  an  Eltern,  vgl.  Art  5  litt.  A  1, 

2.  an  voll-  und  halbbürtige  Greschvnster; 

B)  das  IVt  fache  dieses  Satzes,  wenn  der  Anfall  gelangt 

1.  an  Grosseltem  und  entferntere  Voreltern,  vgl.  Art.  5  litt.  A  1, 

2.  an  Kinder  und  deren  Abkömmlinge,  sofern  das  Verhältnis  auf 
Annahme  an  Kindesstatt  beruht, 

3.  an  Schwiegerkinder,  sowie  an  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge 
mit  der  Massgabe,  dass  vor  der  Ehe  geborene,  durch  nachge- 
folgte Ehe  nicht  legitimierte  uneheliche  Kinder  einer  Frau  zu 
den  Stiefkindern  des  Ehemannes  derselben  gerechnet  werden, 
femer  an  uneheliche  Kinder  aus  dem  Vermögen  ihres  natürlichen 
Vaters, 

4.  an  Neffen  und  Nichten; 

0)  das  Doppelte  des  Satzes  A,  wenn  der  Anfall  gelangt 

1.  an  Stiefeltern,  Adoptiveltern,  Schwiegereltern. 

2.  an  Oheime,  Tanten,  Grossneffen  und  Grossnichten; 

D)  das  Dreifache  des  Satzes  A,  wenn  der  Anfall  gelangt  an  Grossoheime, 
Grosstanten,  sowie  an  Kinder  von  Oheimen  oder  Tanten; 

E)  das  Vierfache  des  Satzes  A  in  allen  übrigen  Fällen. 

In  den  Fällen  des  Art.  1  Abs.  1  litt,  b  und  c  richtet  sich  die  Steuer  nach 
dem  Verwandtschaftsverhältnis  zwischen  dem  Erwerber  und  dem  letzten  Inhaber 
des  Familienfideikonmiisses  oder  Stammguts  oder  der  Bezüge  aus  einer  Familien- 
Stiftung. 

Im  übrigen  wird  die  Steuer  nach  dem  Verhältnis  des  Erblassers  zu  dem 
Erwerber  bemessen. 

Wenn  ein  mehrfaches  Verwandtschaftsverhältnis  zu  dem  Erblasser  be- 
steht oder  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft  zusammentreffen,  so  ist  die 
Steuer  nach  dem  für  den  Steuerpflichtigen  günstigsten  Verhältnis  zu  berechnen. 

Artikel  7. 
Die  Steuerpflicht  tritt  ein: 

1.  bei  Erbschaften,  Vermächtnissen  und  Pflichtteilen,  sowie  bei  Schen- 
kungen im  Sinne  des  Art.  1  Abs.  1  litt,  a  und  des  Abs.  2  mit  dem 
Erbfall;  sie  tritt  jedoch  ausser  Wirkung  bei  Erbschaften  und  Ver- 
mächtnissen, wenn  der  Erbe  oder  Vermächtnisnehmer  von  dem  Aus- 
schlagungsrecht Gebrauch  macht,  bei  Pflichtteilen,  wenn  der  Pflicht- 
teilsanspruch wegfällt; 

2.  bei  Zuwendungen,  welche  in  Gemässheit  von  Auflagen,  Bedingungen 
oder  ähnlichen  Verfügungen  des  Erblassers  erfolgen,  mit  dem  Zeit- 
punkt, in  welchem  der  Beschwerte  dieselben  erfüllt  oder  sich  zu  deren 
Erftlllung  vertragsmässig  verpflichtet. 

Zahlungsfällig  wird  die  Steuer  mit  der  Eröffnung  des  Steueransatzes  an 
den  Steuerpflichtigen.  Bei  höheren  Beträgen  ist  die  Zahlung  der  Steuer  in 
aufgemessenen  Zielern,  nach  Umständen  gegen  Sicherheitsleistung,  zu  gestatten. 
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Bei  Erbschaften  nnd  Vermächtnissen  hat  die  Steuerbehörde  in  der  Regel 
zuzuwarten,  bis  die  Annahme  erfolg  ist  (Bürgerliches  Gesetzbuch  §§  1943, 
2180),  bei  Pflichtteilen,  bis  der  Pflichtteilsberechtigte  von  seinem  Anspruch 
Gebrauch  macht. 

Wenn  jedoch  nach  den  umständen  zu  vermuten  ist,  dass  die  Entscheidung 
über  die  Annahme  einer  Erbschaft  oder  über  die  Geltendmachung  eines  Pflichtr 
teilsanspruchs  längere  Zeit  im  Anstand  bleiben  werde,  oder  wenn  der  Steue^ 
einzug  aus  besonderen  Gründen  als  gefährdet  erscheint,  so  kann  die  den  Erben 
oder  den  Pflichtteilsberechtigten  treffende  Steuer  gegenüber  diesen  oder  etwaigen 
dritten  Besitzern  der  Erbschaft  alsbald  angesetzt  oder  eingezogen,  auch  kann 
von  diesen  Personen  Sicherheitsleistung  für  die  Steuer  verlangt  werden. 

Ebenso  kann,  wenn  die  Annahme  eines  Vermächtnisses  von  dem  Jet- 
mächtnisnehmer  oder  die  Erfüllung  einer  Auflage  oder  Beding^nng  oder  sonstigen 
Zuwendung  von  dem  beschwerten  Erben,  Vermächtnisnehmer  oder  Beschenkten 
verzögert  wird,  die  den  Bedachten  treffende  Steuer  gegenüber  dem  Beschwerten 
angesetzt  und  von  diesem  unbeschadet  seines  Ersatzanspruchs  gegen  den  Be- 
dachten einbezogen  werden.  Wird  späterhin  festgestellt,  dass  der  Gegenstand 
der  zu  vollziehenden  Leistung  dem  Beschwerten  verbleibt,  so  ist  diesem,  falls 
ihn  selbst  keine  oder  eine  geringere  Steuerpflicht  trifft,  die  zuviel  erhobene 
Steuer  zurückzubeziJilen ,  ebenso  wenn  nach  erfolg^r  Bezahlung  der  Steuer 
durch  den  Beschwerten  dargethan  wird,  dass  der  Bedachte  keine  oder  eine 
niedrigere  Steuer  zu  bezahlen  hat. 

Artikel  8. 

Zur  Entrichtung  der  Steuer  ist  derjenige  verpflichtet,  welcher  den  steuer- 
baren Vermögensanfall  erwirbt. 

Soll  nach  den  Bestimmungen  des  Erblassers  oder  Schenkers  die  emer 
dritten  Person  zu  machende  Zuwendung  steuerfrei  erfolgen,  so  liegt  dem  Be- 
schwerten in  erster  Linie  die  Bezahlung  der  Steuer  ob,  ohne  dass  der  Betrag 
dieser  Steuer  dem  Wert  der  Zuwendung  hinzuzurechnen  ist;  der  Erwerber  der 
Zuwendung  haftet  wie  ein  Bürge.  Hat  der  Beschwerte  für  einen  eigenen  Er- 
werb eine  Steuer  zu  entrichten,  so  kann  er  die  zufolge  vorstehender  Bestimmung 
von  ihm  bezahlte  Steuer  an  dem  Wert  seines  steuerbaren  Anfalls  in  Abzog 
bringen. 

Ist  ein  Erbe  oder  Vermächtnisnehmer  vor  dem  Wegfall  des  Ausschlagung 
rechts  gestorben,  so  trifft  die  Steuerpflicht  den  Erben  desselben  nach  VeriiSltniB 
seines  Erbanteils.  Für  die  Berechnung  der  Steuer  ist  das  Verhältnis  des  letzten 
Erwerbers  zu  dem  ursprünglichen  Erblasser  massgebend. 

Artikel  9. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  nach  dem  Anteil  jedes  einzelnen  Erwerbers 
eines  Anfalles  für  diesen  besonders  berechnet  und  angesetzt. 

Jeder  Inhaber,  Nutzunffsberechtigter  oder  Verwcdter  kann  bis  zum  Betrag 
der  in  seinen  Händen  befindlichen  Bestandteile  des  steuerpflichtigen  Vermögens 
für  die  Steuer,  bezw.  die  Sicherheitsleistung  (Art.  7  Abs.  2,  Art.  12  Abs.  1  und  3t 
Art.  13  Abs.  2)  in  Anspruch  genommen  werden. 

Erb-  und  Vermächtnisberechtigte  oder  Vertreter  und  Bevollmächtigte 
von  solchen,  sowie  Testamentsvollstrecker,  Nachlassverwalter  und  Verwalter 
von  Familienstiftun^n,  welche  steuerpflichtige  Vermögensteile  ausfolgen,  bevor 
die  von  dem  Erwerber  derselben  zu  entrichtende  Erbschaftssteuer  bezahlt  oder 
sichergestellt  ist,  haften  für  diese  Steuer  persönlich,  sofern  nicht  nachgewiesen 
wird,  dass  sie  bei  der  Ausfolge  ein  Verschulden  nicht  trifft.  Auf  Steuemacb- 
forderungen  bezieht  sich  diese  Haftung  nicht. 

Artikel  10. 
Die  Erbschaftssteuer  ist  von  dem  gemeinen  Werte  des  angefallenen  Ver 
mögens  und,  sofern  nach  den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  (^setzbuchs  der 
Auseinandersetzung  unter  den  Erben   der  Ertragswert  zu  Grund  zu  legen  ist 
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(Bürgerliches  Gesetzbuch  §§  2049,  2312) ,  nach  diesem  zu  berechnen  und  anzu- 
setzen nach  Abzug  der  persönlichen,  dem  Erben  zur  Last  fallenden  Schulden 
des  Erblassers,  sowie  des  Wertes  der  auf  dem  Vermögen  allein  oder  verhältnis- 
mässig haftenden  Lasten  und  Verbindlichkeiten. 

Ist  eine  Zuwendung  mit  der  Auflage  oder  Bedingung  von  Leistungen 
verbunden,  welche  in  Geld  schätzbar  sind,  so  wird  bei  der  Berechnung  der 
Steuer  der  Wert  dieser  Leistungen  in  Abzug  gebracht. 

Für  den  Wertsanschlag  des  steuerbaren  Vermögensanfalles  und  der  zu 
machenden  Abzüge  ist  der  Zeitpunkt  des  Todes  des  Erblassers,  in  den  Fällen 
des  Art.  1  Abs.  1  litt,  b  und  o  der  Zeitpunkt  der  Eröf&iung  der  Nachfolge  mass- 
gebend. 

Wenn  und  soweit  ein  Steuerpflichtiger  beim  Eintritt  der  Steuerpflicht 
in  den  Genuss  eines  steuerpflichtigen  Erwerbs  wegen  der  einer  anderen  Ferson 
zustehenden  Nutzungsberechtigung  oder  aus  anderem  Rechtsgrund  ganz  oder 
teilweise  beschränkt  war  und  wenn  deshalb  der  Einzug  der  Steuer  bis  zum 
Wegfall  der  Beschränkung  ausgesetzt  wurde,  so  ist  beim  Wegfall  der  Beschrän- 
kung die  Steuer  nach  den  zu  diesem  Zeitpunkt  obwaltenden  Verhältnissen  zu 
berechnen. 

Artikel  11. 
Ist  die  Erbschaftssteuer  aus  Forderungen  oder  Nutzungen  anzusetzen,  so 
sind  die  nachfolgenden  Grundsätze  massgebend: 

1.  Besteht  der  Anfall  in  Geld  oder  sind  Schulden  abzuziehen,  so  wird 
deren  Betrag  als  Wert  angenommen. 

Die  Umrechnung  der  in  anderer  als  Reichswährung  angegebenen 
Summen  erfolgt  nach  dem  laufenden  Kurse. 

2.  Besteht  der  Anfall  in  Geldforderungen  oder  in  Wertpapieren,  so 
gilt  als  Wert,  wofern  nicht  ein  anderes  nachgewiesen  wird,  bei  For- 
derungen der  Nennwert,  bei  Wertpapieren  der  laufende  Kurs. 

8.  Die  jährliche  Nutzung  eines  Geldkapitals  ist  im  Zweifel  zu  vier  vom 
Hundert,  die  Nutzung  eines  Grundstücks  im  Zweifel  auf  drei  vom 
Hundert  des  Eapitalwerts  anzunehmen.  Naturalleistungen  sind  nach 
örtlichen  Preisen  in  Rechnung  zu  nehmen. 
4.  Bei  immerwährenden  Nutzungen  und  Leistungen  ist  das  25fache  ihres 
1jährigen  Reinertrags,  bei  Nutzungen  oder  Leistungen  von  unbe- 
stimmter Dauer  das  12Vtfache  des  1jährigen  Reinertrags  als  Kapital- 
wert anzunehmen.  Jedoch  ist  der  Kapitel  wert  von  Leibrenten  und 
anderen  auf  die  Lebenszeit  von  Personen  beschränkten  Nutzungen 
oder  Leistungen  nach  dem  zur  Zeit  ihres  Beginns  erreichten  Lebens- 
alter der  Personen,  mit  deren  Tod  die  Nutzung  oder  Leistung  er- 
lischt, und  zwar  bei  einem  Lebensalter  derselben 

von  15  Jahren  oder  weniger  auf  das  18  fache 

über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren  auf  das  17  fache 

»25,         „,35      ,         ,       ,16, 

„35,        „,45      ,         ,       ,14, 

«    45     „         ,     ,  55      „         ,       ,    12     , 

■      55      ,  „      ,    65        ,  n         »       87»  n 

»65,.         ,,75      T,         ,       ,5, 
»75,        ,,80      ,         ,       »3, 
,    80  Jahre  auf  das  2  fache 
des  Werts  der  1jährigen  Nutzung  oder  Leistung  zu  bestimmen. 

Fällt  die  Nutzung  oder  Leistung  schon  innerhalb  des  ersten  Jahres 
nach  ihrem  Beginn  mfolge  Ablebens  der  Person,  mit  deren  Tod  die 
Nutzung  oder  Leistung  erlöschen  soll,  wieder  weg,  so  wird  ihr  Wert 
nach  ihrer  wirklichen  Dauer  berechnet  und  das  Zuvielgezahlte  zurück- 
erstattet. 

Ist  die  Dauer  der  Nutzungen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit 
mehrerer  Personen  abhängig,  so  ist,   wenn  dieselben  beim  Tode  der 
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zuerst  yersterbenden  Person  erlöschen,   das  Lebensalter  der   Slteaten 
Person,  wenn  aber  die  Nutzungen  oder  Leistunffen  bis  zum  Tode  der 
zuletzt  yersterbenden  Person  fortdauern,  das  Lebensalter  der  j&n^sten 
Person  für  die  Wertsberechnung  massgebend. 
5.  Bei  Nutzungen  und  Leistungen  auf  bestimmte  Zeit  und  bei  miyer- 
zinslichen  Zielerforderungen  wird  der  Eapitalwert  im  Zweifel  unter 
Zugrundlegung  eines  4  7oigen  Zinsfusses  berechnet.    Ist  die  Dauer  der 
Nutzung  oder  Leistung   noch  ausserdem  durch  die  Lebensseit  einer 
oder  mehrerer  Personen  begrenzt,   so  darf  der  nach  Ziff.  4  sich  be- 
rechnende Wert  nicht  überschritten  werden. 
In  gleicher  Weise  ist  bei  Familienfideikommissen  und  Stammgütem  so- 
wie bei  Bezügen  aus  Familienstifbungen  der  Wert  der  Nutzung  oder  der  Bezüge 
zu  berechnen. 

Die  Bestimmung  von  Vermögen  zum  Zwecke  einer  Stiftung,  welche  erst 
durch  diese  Zuwendung  errichtet  werden  soll,  ist  wie  der  Yermögensanfall  an 
eine  bereits  bestehende  Stiftung  zu  behandeln. 

Artikel  12. 

Vermögen,  dessen  Erwerb  von  dem  Eintritt  einer  aufschiebenden  Be- 
dingung abhängt  oder  auf  einen  bestimmten  oder  unbestimmten  Zeitpunkt 
hinausgerückt  ist,  unterliegt  der  Besteuerung,  wenn  die  Bedingung  eingetreten 
oder  der  2^itpunkt  des  Vermögenserwerbs  herbeigekommen  ist;  die  Behörde 
kann  jedoch  bis  dahin  Sicherstellnnff  der  Steuern  fordern. 

unter  einer  auflösenden  Bedingung  oder  bis  zu  einem  unbestimmten 
Endtermin  erworbenes  Vermögen  ist  wie  unbedingt  erworbenes  zu  yersteuem, 
bei  dem  Eintritt  der  Bedingung  oder  des  Endtermins  ist  jedoch  die  bezahlte 
Steuer  unter  Abzug  des  dem  Werte  der  gehabten  Nutzung  entsprechenden 
Steuerbetrags  zurückzuerstatten.  Ist  der  Endtermin  ein  bestimmter,  so  ist  die 
Steuer  aus  dem  bis  zum  Eintritt  desselben  zu  berechnenden  Nutzungswerte  an- 
zusetzen. 

Lasten  und  Leistungen,  welche  den  Wert  der  steuerpflichtigen  Masse 
vermindern,  werden,  wenn  sie  von  einer  aufschiebenden  Bedingung  abhängen 
oder  auf  einen  bestimmten  oder  unbestimmten  Anfangstermin  hinaasgerQckt 
sind,  zunächst  nicht  abgezogen,  wenn  aber  die  Bedingung  oder  der  Anfangs- 
termin  eintritt,  kann  die  zuviel  bezahlte  Steuer  zurückgefordert  werden. 
Lasten  und  Leistungen,  deren  Fortdauer  von  einer  auflösenden  Bedingung  ab- 
hängt, mit  Ausnahme  der  Leistungen  von  unbestimmter  Daner,  deren  abzu- 
ziehender Wert  nach  den  Bestimmungen  in  Art  11  Abs.  1  Ziff.  4  und  Abs.  2 
sich  berechnet,  werden  wie  unbedingte  in  Abzug  gebracht.  Beim  Eintritt  der 
Bedingung  ist  jedoch  derjenige  Steuerbetrag  nachzuerheben ,  welcher  mehr  su 
entrichten  gewesen  sein  würde,  wenn  der  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  Bedingung 
bei  Berechnung  der  Steuer  bekannt  gewesen  wäre.  Es  kann  Sicherstellung 
dieses  Anspruchs  gefordert  werden. 

unsichere  und  bestrittene  Forderungen  oder  sonstige  Vermögensteile, 
welche  keine  sofortige  Wertsbestimmung  zulassen,  werden  nach  ihrem  mut- 
masslichen Werte  in  Berechnung  genommen. 

Artikel  13. 

Ist  eine  Erbschaft  auf  den  Tod  des  Erwerbers  einem  dritten  heransxa- 
geben,  so  wird  der  Vorerbe  als  Nutzungsberechtigter,  der  Nacherbe  als  Erwerber 
der  Substanz  behandelt.  Ist  nur  dasjenige,  was  übrig  gelassen  wird,  heraus- 
zugeben, so  ist  für  den  Vorerben  der  Betrsig  des  Anfalls,  für  den  Nacherben 
dasjenige,  was  an  ihn  gelangt,  zu  Qrunde  zu  legen;  der  Vorerbe  kann  die  be- 
zahlte Steuer  nicht  zurückfordern.  Diese  Vorschriften  finden  auf  Nachver- 
mächtnisse  entsprechende  Anwendung. 

Erwirbt  ein  Erbschaftssteuerpflichtiger  Vermögen,  dessen  Nutcon^  ein 
dritter  hat  oder  erwirbt,  so  kann  er  alsbald  bei  dem  Vermögenserwerb  die  ihn 
treffende  Steuer  entrichten,   bei  deren  Berechnung   in  diesem  Falle  von  dem 
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Werte  des  Vermögens  der  Wert  der  Nutzungsberechtigong  in  Abzug  zu  bringen 
ist;  er  kann  aber  auch  die  Steuer  erst  nach  Beendigung  der  Nutzungs- 
berechtigung und  zwar  alsdann  aus  dem  vollen  Vermögens  weite  bezahlen.  In 
diesem  Falle  kann  für  die  Steuer  Sicherheit  verlang  werden. 

Der  Erwerber  der  lebenslänglichen  oder  zeitlichen  Nutzungsberechtigung 
ist  ftlr  die  ihn  selbst  treffende  Steuer  sofort  mit  dem  Zeitpunkte  des  Erwerbes 
steuerpflichtig. 

Wenn  —  abgesehen  von  den  Fällen  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
des  Bürgerlichen  Gresetzbuchs  §  1488  —  ein  überlebender  Ehegatte  mit  mehreren 
Kindern  die  eheliche  Gütergemeinschaft  fortsetzt,  so  wird,  sofern  nicht  von  dem 
Steuerpflichtig^  alsbald  nach  dem  Vermögensanfall  ein  anderer  Antrag  ge- 
stellt wird,  die  Versteuerung  des  beim  Tode  eines  Kindes  an  den  überlebenden 
Ehegatten,  seine  Geschwister  oder  deren  Abkömmlinge  gelangenden  Anfalles 
bis  zur  Auflösung  der  Gütergemeinschaft  ausgesetzt  und  erfolgt  nach  Massgabe 
des  alsdann  vorhandenen  Vermögens. 

Artikel  14. 

Die  Ermittelung  und  Feststellung  der  steuerbaren  Anfälle,  sowie  der 
Ansatz  und  der  Einzug  der  Erbschaftssteuer  erfolgt  durch  die  Bezirkssteuer- 
ämter unter  der  Leitung  des  Steuerkollegiums  und  der  Oberaufsicht  des 
Finanzministeriums. 

Zuständig  ist  das  Bezirkssteueramt,  in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  zur 
Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  oder  in  Ermanglung  eines  württembergischen 
Wohnsitzes  seinen  Aufenthalt  hatte.  Ist  ein  steuerbarer  Erweirb  aus  dem  Nach- 
lass  eines  Erblassers,  der  in  Württemberg  weder  Wohnsitz  noch  Aufenthalt 
hatte,  angefallen,  so  ist  bei  unbeweglichem  Vermögen  das  Bezirkssteueramt 
zuständig,  in  dessen  Bezirk  dasselbe  gelegen  ist,  bei  beweglichem  Vermögen, 
wenn  dasselbe  einer  in  Württemberg  wohnhaften  oder  sich  aufhaltenden  Person 
angefallen  ist,  das  Bezirkssteueramt  des  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltsorts  des 
Erwerbers,  im  übrigen  dasjenige  Bezirkssteueramt,  in  dessen  Bezirk  sich  das 
steuerbare  Vermögen  oder  ein  grösserer  Teil  desselben  befindet 

Bei  der  Nachfolge  in  Familienfideikommisse  und  Stammgüter  ist  'das 
Bezirkssteueramt,  in  dessen  Bezirk  das  Familienfideikommiss-  oder  Stammgut 
gelegen  ist  oder  bei  anderem  als  unbeweglichem  Vermögen  die  Vermögens- 
Terwaltung  geführt  wird,  bei  der  Nachfolge  in  den  Genuss  von  Familienstiftungen 
das  Bezirkssteueramt,  in  dessen  Bezirk  die  Verwaltung  der  Familienstiftung 
stattfindet,  zuständig. 

Ist  ein  zuständiges  Bezirkssteueramt  nicht  zu  ermitteln,  oder  ergibt  sich 
nach  den  Vorschriften  in  Abs.  2  und  3  die  Zuständigkeit  verschiedener  Bezirks- 
steuerämter für  die  aus  einem  und  demselben  Nachlass  herrührenden  Ver- 
mögensanfälle,  oder  erscheint  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten  eine  Abweichung 
von  den  bezeichneten  Vorschriften  geboten,  so  hat  das  Steuerkollegium  das 
mit  der  Behandlung  der  Sache  zu  befassende  Bezirkssteueramt  zu  bestimmen. 

Artikel  15. 

Die  Steuerpflichtigen,  denen  ein  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
steuerbarer  Erwerb  anfällt,  sowie  die  zu  dessen  Erhebung  für  einen  ausserhalb 
des  Deutschen  Reiches  wohnhaften  Steuerpflichtigen  bevollmächtigten  Personen 
liaben  dies  dem  zuständigen  Bezirkssteueramt  schriftlich  oder  zu  Protokoll  an- 
zumelden und  zwar  in  den  Fällen  des  Art  12  Abs.  1  und  2  auch  dann,  wenn 
die  Bedingung  des  Erwerbs  noch  nicht  eingetreten  oder  der  Zeitpunkt  der  Er- 
^werbung  noch  nicht  herbeigekommen  ist. 

Die  Anmeldungsfrist  beträgt  6  Wochen  und  beginnt  mit  erlangter  Kenntnis 
von  den  Thatsachen,  welche  den  Eintritt  der  Steuerpflicht  begründen  (Art.  7  Abs.  1). 

Dieselbe  Anmeldungsverpflichtung  haben  Testaments 7oUstrecker,  Nachlass- 
verwalter und  Nachlasspfleger,  sowie  Verwalter  von  Familienstiftungen,  welchen 
4lie  Ausfolgung  steuerbarer  Vermögensteile  obliegt,  bezüglich  dieser  Ver- 
mögensteile. 
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Der  Anmeldangspflicht  wird  auch  durch  Anmeldong  bei  einem  rmzu- 
ständigen  Bezirkssteueramt  oder  bei  einem  ordentlichen  Nachlassgericht  de» 
Landes  genügt. 

Für  einen  Anmeldungspflichtigen,  der  sich  ausserhalb  des  DeatscheB 
Beiches  aufhält,  bezw.  für  dessen  Bevollmächtigten,  beträgt  die  Anmeldimgs- 
frist  3  Monate,  für  einen  ausserhalb  Europas  sich  aufhaltenden,  bezw.  für 
dessen  Bevollmächtigten,  (>  Monate. 

Für  Personen,  welche  unter  elterlicher  Gewalt  oder  unter  VormnndBchaft 
oder  Pflegschaft  stehen,  sowie  für  juristische  Personen,  hat  die  Anmeldooff' 
durch  deren  Vertreter  zu  erfolgen.  Die  Vertreter  und  Bevollmächtigten  aiiid 
für  die  Rechtzeitigkeit  und  Richtigkeit  der  Anmeldung  verantwortlich. 

Der  Empfang  der  Anmeldung  ist  auf  Verlangen  unter  einer  vorzolegenden 
Doppelschrift  der  Anmeldung  zu  bescheinigen. 

Artikel  16. 

Die  Verpflichtung  zur  Anmeldimg  fällt  weg,  wenn  vor  Ablauf  der  An- 
meldungsfrist  die  Steuerpflicht  nachträglich  ausser  Wirkung  getreten  ist  (Art.  7 
Abs.  1  ZifP.  1)  oder  einem  Anmeldungspflichtigen  von  einem  Bezirkssteueramt 
die  Aufforderung  zur  Auskunftserteilun^  über  die  steuerbaren  Anfälle  zngeht 
oder  das  Bezirkssteueramt  von  dem  Anfall  amtliche  Kenntnis  erhält. 

Wird  auf  Antrag  eine  amÜiche  Inventarisation  des  Nachlasses  oder  eine 
Auseinandersetzung  desselben  durch  das  Nachlassgericht  vorgenommen,  so  ist 
mit  dem  rechtzeitu^  (Art.  15  Abs.  2  und  5)  hierauf  gestellten  Antrag  die  An- 
meldungshist  gleichfalls  als  gewahrt  anzusehen. 

Artikel  17. 

Erben,  Testamentsvollstrecker,  Nachlassverwalter  und  NachlaMpfleger» 
sowie  Verwalter  von  Familienstiftungen  sind  verpflichtet,  dem  zuständigen  Be- 
zirkssteueramt nach  Massgabe  der  hierüber  im  Verwaltungswege  en?ehenden 
Anweisungen  die  fQr  die  Ermittelung  der  sämtlichen  steuerbaren  AnfWe  und 
die  Festsetzung  der  Steuer  weiter  erforderliche  Auskunft  rechtzeitig  zu  erteilen. 
Hierzu  sind  auch  diejenigen  Erben  verbunden,  welche  für  ihre  Person  keiner 
Steuerpflicht  unterliegen.  Die  gleiche  Pflicht  trifft  Vermächtnisnehmer  und  die 
sonstigen  Erwerber  steuerbarer  Anfälle  hinsichtlich  des  an  sie  gelangenden  An- 
falles. Die  Auskunftspflicht  erstreckt  sich  auch  auf  die  gesetzlichen  Veitreter 
und  auf  die  Bevollmächtigten  der  Erben,  Vermächtnisnehmer  und  sonstigo- 
Erwerber  steuerbarer  AniUUe. 

Auf  Verlangen  müssen  dem  Bezirkssteueramt  alle  den  Anfall  betreffendes 
Urkunden,  insbesondere  letztwillige  Verfügungen,  Erwerbsnachweise  und  die 
Beweismittel  für  die  von  der  Masse  abzuziehenden  Schulden  und  Über  sonstige 
die  Masse  verringernde  Ansprüche  in  der  Urschrift  oder  in  beglaubigter  Ab- 
schrift mitgeteilt  werden. 

Artikel  18. 
Findet  eine  amtliche  Inventarisation  des  Nachlasses  oder  eine  Auseän- 
andersetzung  desselben  durch  das  ordentliche  Nachlassgericht  statt,  so  steht 
den  in  Art.  17  genannten  Personen  frei,  die  erforderliche  Auskunft  in  betreff 
der  steuerbaren  AniUlle  auch  bei  dem  ordentlichen  Nachlassgericht  abzugeben 
und  sich  dabei  insbesondere  auf  die  bei  diesem  erwachsenen  Urkunden  zu  be- 
rufen.   Doch  kann  das  Bezirlästeueramt  jederzeit  die  Sache  an  sich  ziehen. 

Artikel  19. 
Auch  wenn  eine  amtliche  Inventaiisation  oder  Auseinandersetzung  des 
Nachlasses  nicht  stattflndet,  sind  die  zuständigen  Bezirksnotare  verpflichtet, 
hinsichtlich  der  Erfüllung  der  Auskunftspflicht  (Art.  17)  den  Beteiligten  auf 
Ansuchen  nach  Massgabe  der  hierüber  ergehenden  Verwaltungsvorschriftea 
beizustehen. 
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Artikel  20. 
Die  Gerichte  und  NachlassbehOrden  haben  die  bei  ihnen  eröffneten  oder 
nach  der  Eröffnung  zu  ihren  Akten  g;egebenen  Testamente,  Erby ertrage  und 
andere  in  Absicht  auf  steuerpflichtige  Rechtsrorgänge  errichtete  Urkunden  den 
Bezirkssteuer&mtem  auf  Verlangen  in  Urschriu  oder  beglaubigter  Abschrift 
zur  Einsichtnahme  mitzuteilen.  In  gleicher  Weise  sind  sämtliche  Staats-  und 
Gemeindebehörden  verpflichtet,  die  Akten  und  Urkunden»  die  sich  auf  Erb- 
schaften, Fideikommisse  und  Stammgüter,  Stiftungen,  Schenkungen  u.  dergl.  be- 
ziehen, den  Bezirkssteuerämtern  auf  Verlangen  zur  Einsichtnahme  zu  überlassen. 

Artikel  21. 

Sind  die  vorliegenden  Angaben  und  Beweismittel  zur  Beseitigung  aller 
Zweifel  und  Anstände  nicht  hinreichend,  bestehen  insbesondere  Bedenken  gegen 
die  mitgeteilten  Wertsansätze,  so  ist  das  Bezirkssteueramt  befugt,  weitere  Er- 
hebungen anzustellen,  insbesondere  die  Vorweisung  der  steuerbaren  Gegenstände 
SU  verlangen,  deren  Wert  selbständig^  zu  ermitteln  und  festzustellen,  auch 
Zeugen  und  Sachverständige  nichteidlich  zu  vernehmen.  Hierbei  kommen  die 
Bestimmungen  der  Zivilprozessordnung  über  das  Recht  zur  Verweigerung  des 
Zeugnisses  oder  eines  Gutachtens  entsprechend  zur  Anwendung.  Das  Gleiche 
ffilt,  wenn  in  Beziehung  auf  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  von  dem 
mchlassgericht  übersehenen  Inventare,  Auseinandersetzungsurkunden  und  Er- 
klärungen der  Beteiligten  (Art.  18  und  19)  erhebliche  Zweifel  bestehen  sollten. 

Zeugen  und  Sachverständige,  welche  unentschuldigt  ausbleiben  oder  ohne 
gesetzlichen  Grund  die  Ablegung  des  Zeugnisses  oder  Gutachtens  verweigern, 
werden  auf  Antr^  des  Bezirkssteueramts  durch  den  Amtsrichter  vernommen. 
Erscheint  die  Beeidigung  eines  Zeugen  erforderlich,  so  ist  diese  7on  dem  Be- 
zirkssteueramt bei  dem  Amtsrichter  zu  beantragen.  Die  Gebühren  für  Zeugen 
und  Sachverständige  werden  nach  den  im  Zivilprozess  zur  Anwendung  kommen- 
den Vorschriften  berechnet. 

Die  durch  die  Ermittelungen  und  Feststellungen  zum  Zweck  des  Steuer- 
ansatzes entstehenden  Kosten  sind  von  dem  Bezirkssteueramt  dem  Steuerpflich- 
tigen insoweit  zuzuscheiden ,  als  sie  von  diesem  oder  seinem  verantwortlichen 
Vertreter  oder  Bevollmächtigten  durch  unterlassene,  unrichtige  oder  unvoll- 
ständige thatsächliche  Angaben  oder  Wertschätzungen  oder  durch  Versäumnisse 
verschuldet  sind.  Soweit  dies  nicht  zutrifft,  fallen  die  Kosten  der  Staatskasse 
zur  Last  Bei  Wertschätzungen  ist  eine  Zuscheidung  der  Kosten  ausgeschlossen, 
wenn  der  amtlich  ermittelte  Wert  den  von  dem  Steuerpflichtigen  angegebenen 
nicht  um  mehr  als  10%  übersteigt. 

Artikel  22. 
Mit  Genehmigung  des  Finanzministeriums  kann  ein  Steuerpflichtiger  auf 
seinen  Antrat  gegen  Bezahlung  einer  Abfindungssumme  für  die  ihn  treffende 
Steuer  ausnuimsweise  von  weiterer  Darlegung  über  den  steuerbaren  Anfall 
entbunden  werden.  Dies  ist  auch  bei  solchen  AnHlllen  zulässig,  deren  Ver- 
steuerung nach  den  bestehenden  Vorschriften  noch  ausgesetzt  bleiben  müsste. 

Artikel  23. 

Von  dem  Steueransatz  hat  das  Bezirkssteueramt  dem  Pflichtigen  unter 
Bezeichnung  des  zu  Grund  gelegten  Umfangs  und  Werts  des  steuerbaren  An- 
falls und  des  angewendeten  Tarifsatzes  urkundliche  Eröffnung  zu  machen. 

Mit  dieser  Eröffnung  ist  die  angesetzte  Steuer  vorläufig  vollstreckbar 
(vgl.  jedoch  Art.  7  Abs.  2). 

Der  Einzug  liegt  den  ordentlichen  Steuerbehörden  ob. 

Findet  eine  öffentliche  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  statt,  so  ist 
von  dem  ordentiichen  Nachlassgericht  auf  die  Bereitstellung  der  Mittel  zur 
Bezahlung  oder  Sicherstellung  der  Steuer  nach  Thunlichkeit  hinzuwirken,  auch 
von  einer  etwaigen  Gefahr  der  Vereitelung  der  Zwangsvollstreckung  dem  Be- 
zirkssteueramt unverweilt  Kenntnis  zu  geben. 
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Wird  für  eine  Steuer  Sicherheit  mittels  Hinterlegung  geleistet,  so  sind 
die  Urkunden  und  Werte  dem  Bezirkssteueramte  unmittelbar  zu  übergeben.  Anf 
die  Hinterlegung  finden  die  Bestimmungen  in  Art.  144,  151,  152,  159 — 168  de« 
AusfOhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  C^etzbuch  mit  der  Massgabe  entsprechende 
Anwendung,  dass  dem  Ministerium  der  Finanzen  die  näheren  Bestimmungen 
über  Verzinsung  der  hinterlegten  Gelder  vorbehalten  sind. 

Artikel  24. 

Qegen  den  Steueransatz  des  Bezirkssteueramts  steht  dem  Besteuerten 
das  Recht  der  Beschwerde  bei  dem  Steuerkolle^um  und  gegen  dessen  Entschei- 
dung die  weitere  Beschwerde  an  das  Finanzministerium  zu. 

Die  Beschwerde  ist  binnen  der  Notfrist  von  1  Monat  nach  erfolgter 
Eröffnung  des  Bescheids  bei  der  Behörde ,  welche  den  Bescheid  erlassen  hat 
oder  bei  der  angerufenen  höheren  Behörde  schriftlich  einzulegen;  bei  dem 
Bezirkssteueramt  kann  dieselbe  auch  durch  Erklärung  zu  Protokoll  erhoben 
werden. 

Die  Behörde,  deren  Verfügung  angefochten  wird,  kann  der  Besdiwerde, 
wenn  sie  dieselbe  für  begründet  erachtet,  mittels  anderweitiger  Festsetzung  der 
Steuer  Folge  geben,  gegen  welche  dem  Steuerpflichtigen  ein  neues  Beschwerde- 
recht zusteht. 

Auf  das  Verfahren  bei  dem  Steuerkollegium  und  dem  Finanznunisterian 
finden  die  Bestimmungen  der  Art.  17,  20  und  21  entsprechende  Anwendung. 

Durch  Einlegung  der  Beschwerde  wird  der  Einzug  der  Steuer  nicht  aof- 
gehalten;  derselbe  kann  jedoch  nach  Umständen  gegen  Sicherheitsleistung  einst- 
weilen ausgesetzt  werden. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Finanzministeriums  ist  die  Rechtsbeschwerde 
an  den  Verwaltungsgerichtshof  nach  Massgabe  des  Gesetzes  Über  die  Ver- 
waltungsrechtspfiege  vom  16.  Dezember  1876  (Rgsbl.  S.  485)  zulässig. 

Artikel  25. 

Das  Recht  zur  Nachforderung  zurückgebliebener  und  zur  Zurückforderang 
zuviel  bezahlter  Erbschaftssteuer  verjährt  in  3  Jahren. 

Die  Verjährung  der  Nachforderung  zurückgebliebener  Steuer  lauft  vom 
Schlüsse  des  Kalenderjahres  an,  in  welchem  die  Steuerpflicht  entstanden  ist: 
sie  wird  unterbrochen  durch  urkundliche  Anforderung  zur  Zahlung  Ton  Seiten 
der  Steuerverwaltung,  bezüglich  der  hinterzogenen  Steuer  ausserdem  durch 
Untersuchungshandlungen,  welche  in  dem  Strafverfahren  wegen  Stenergefährdong 
gegen  den  Steuerpflichtigen  gerichtet  werden. 

Die  Verjährung  gestundeter  oder  unter  aufschiebender  Bedingung  g^ 
schuldeter  Steuerforderungen  beginnt  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Ealendeijahn, 
in  welchem  die  Bezahlung  der  Steuer  verlangt  werden  konnte ,  die  Verjährung 
sichergestellter  Steuerforderungen  nicht  vor  dem  Ablauf  desjenigen  Kalendeijahn. 
in  welchem  die  Sicherheit  erloschen  ist. 

Die  Verjährung  der  Zurückfordernng  zuviel  bezahlter  Steuer  lauft  vom 
Tage  der  geleisteten  Zahlung  an  oder,  falls  der  Grund  der  Zurflekforderong 
erst  später  eingetreten  ist,  von  dem  Tage  an,  an  welchem  die  Verbindlichkeit 
zur  Steuerrückzahlung  entstanden  ist.  Sie  wird  durch  das  Anbringen  der 
Rückforderung  bei  der  Behörde,  an  welche  die  Zahlung  geleistet  wurde,  unter 
brochen. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  der  Schenkongsstener. 

Artikel  26. 
Die  Schenkungssteuer  wird   erhoben  von   den  —  nicht  gemäss  Art  1 
Abs.  1  litt,  a  und  Abs.  2  unter  die  Erbschaftssteuer  fallenden  —  Schenkungei 
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a)  an  unbeweglichem  YermGgcn  {vgl,  Art.  2  Abs.  8),  das  sich  innerhalb 
Württemberffs  befindet, 

b)  an  beweglidhem  Vermögen,  wenn  der  Beschenkte  in  Württemberg 
einen  Wohnsitz  hat. 

Eine  auswärts  auferlegte  Steuer  ist  an  der  württembergischen  in  Abzug 
zu  bringen.    Art.  4  findet  auch  bei  der  Schenkungssteuer  Anwendung. 

Der  Besteuerung  unterliegen  auch  die  mit  der  Auflage  oder  Bedingung 
von  Leistungen  beschwerten  Schenkungen.  Sind  die  betreffenden  Leistungen 
in  Geld  schätzbar,  so  kommt  ihr  Wert  yon  dem  zu  besteuernden  Wert  der 
Schenkung  in  Abzug.  Die  Empfänger  solcher  Leistungen  sind  ihrerseits  der 
Besteuerung  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  unterwerfen,  wenn  ihre  Empfänge 
sich  als  Schenkung  von  Seiten  des  ursprünglichen  Schenkers  darstellen. 

Artikel  27. 
Befreit  von  der  Schenkungssteuer  sind: 

A)  die  Schenkungen 

1.  an  Abkömmlinge  (Art.  5,  Abs.  1), 

2.  an  den  Ehegatten, 

3.  an  das  Staatsoberhaupt,  den  Staat  oder  das  Reich; 

B)  die  Schenkungen  von  beweglichem  Vermögen 

1.  an  Dienstboten  oder  andere  Personen,  welche  dem  Hausstand  des 
Schenkers  angehören  oder  angehört  haben  und  zu  demselben  in 
einem  Dienstverhältnis  stehen  oder  gestanden  haben,  oder  welche 
den  Schenker  oder  ein  Familienglied  desselben  verpfleget  haben, 
bis  zum  Betrag  von  je  1000  M., 

2.  an  Bedürftige  zum  Zweck  ihres  Lebensunterhalts  oder  ihrer  Aus- 
bildung, 

8.  an  Verlobte  (Verlobungs-  und  Hochzeitsgeschenke),  sowie  diejeni- 
gen Geschenke,  welche  anlässlich  eines  Verlöbnisses  oder  einer 
Hochzeit  von  den  Verlobten,  deren  Eltern,  Geschwistern  oder 
Kindern  unter  sich  gemacht  werden, 

4.  zu  kirchlichen,  wohlthätigen,  Unterrichts-  oder  sonstigen  gemein- 
nützigen Zwecken ,  soweit  dieselben  nach  der  von  dem  Schenker 
gegebenen  Bestimmung  nicht  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs 
oder  eines  deutschen  Schutzgebiets  zur  Verwendung  gelanf^n, 
oder  ihre  Verwendung  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  oder  emes 
deutschen  Schutzgebiets  in  anderer  Weise  gesichert  ist; 

G)  Schenkungen,  deren  Wert  500  M.,    bei    unbeweglichem  Vermögen 
120  M.  nicht  übersteigt. 

Artikel  28. 
Die  Schenkungssteuer  wird  nach  Massgabe  der  Verwandtschaftsbeziehungen 
des  Art.  6  nach  den  dort  festgesetzten  Sätzen  erhoben. 

Artikel  29. 

Zur  Entrichtung  der  Steuer  ist  der  Beschenkte  verpflichtet.  Wird  die 
Steuer  von  dem  Schenker  Übernommen  oder  die  Entrichtung  der  Steuer  für 
eine  an  einen  dritten  zu  vollziehende  Zuwendung  dem  Beschenkten  auferlegt, 
so  findet  Art.  8  Abs.  2  entsprechende  Anwendung. 

Die  Steuerpflicht  tritt  mit  dem  Vollzug  der  Schenkung  ein,  bei  Schenkungs- 
versprechen  im  Sinn  des  §  518  Abs.  1  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  jedoch 
bereits  mit  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Beurkundung  des  Versprechens. 
Schenkungen  an  unbeweglichem  Vermögen  gelten  als  vollzogen,  wenn  die  Be- 
teiligten an  die  Einigung  über  den  Eintritt  der  Rechtsänderung  gebunden  sind. 

Die  entrichtete  Steuer  ist  zurückzuerstatten,  wenn  und  soweit  das  em- 
pfangene Gesdienk  wesen  einer  die  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  der  Schen- 
kung  begründenden  Thatsache   oder  wegen  eines  von  dem  Schenker  geltend 
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gemachten  RückforderuBgsrechts  (§  528  des  BQrgerlichen  Gesetzbuchs)  hat 
herausgegeben  werden  müssen,  ferner  wenn  die  Herausgabe  nach  Massgabe  des 
§  528  Abs.  1  Satz  2  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  abgewendet  worden  iit, 
oder  wenn  der  Schenker  die  Erfüllung  des  schenkweise  erteilten  Versprecheiu 
gemäss  §  519  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  verweigert  hat. 

Artikel  SO. 

Der  Beschenkte  hat  die  steuerbare  Schenkung  binnen  6  Wochen  tob 
dem  Eintritt  der  Steuerpflicht  (Art.  29  Abs.  2)  an  schriftlich  oder  zu  Protokoll 
anzumelden  und  dabei  den  Gegenstand  der  Schenkung  wahrheitsgetreu  zu  be- 
zeichnen. 

Die  Anmeldung  ist  an  das  Bezirkssteueramt  des  Bezirks  zu  richten,  in 
dem  der  Beschenkte  seinen  Wohnsitz  hat,  bei  Schenkungen  an  unbeweglich^ 
Vermögen  kann  sie  auch  an  das  ßezirkssteueramt  des  Bezirks  erfolgen,  in 
welchem  das  Grundstück  gelegen  ist.  Die  Anmeldung  kann  auch  an  ein  andeiei 
Bezirkssteueramt,  sowie  an  das  Ortssteueramt  am  Wohnsitz  des  Beschenkten 
gerichtet  werden. 

Für  Personen,  welche  unter  elterlicher  Gewalt  oder  unter  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  stehen,  sowie  für  juristische  Personen  hat  die  Anmeldung  durch 
deren  Vertreter,  für  Personen,  welche  einen  bevollmächtigten  Vermögensrer- 
Walter  aufgestellt  haben,  auch  durch  diesen  zu  erfolgen.  Die  Vertr^r  und 
Bevollmächtigten  sind  für  die  Rechtzeitigkeit  und  Richtigkeit  der  Anmeldiing 
verantwortlich. 

Ist  der  Vollzug  einer  steuerbaren  Schenkung  vor  einer  württembergisdiai 
Behörde  oder  einem  württembergischen  Notar  erfolgt  oder  ist  das  Versprechen 
einer  steuerbaren  Schenkung  zu  behördlicher  oder  notarieller  Beurkundung  in 
Württemberg  gelangt,  so  hat  die  Behörde  oder  der  Notar  dem  zustän£ga 
Bezirkssteueramt  von  der  Schenkung  Mitteilung  zu  machen. 

Die  Verpflichtung  zur  Anmeldung  fällt  weg  in  den  F&llen  des  Abs.  i 
sowie  wenn  das  Bezirkssteueramt  vor  dem  Ablauf  der  Anmeldungsfrist  von  der 
Schenkung  amtliche  Kenntnis  erhält. 

Artikel  31. 
Der  Ansatz  der  Steuer  liegt  dem  Bezirkssteueramt  des  Bezirks  ob,  in 
dem  der  Beschenkte  seinen  Wohnsitz  hat,  bei  Schenkungen  von  unbewegUdiem 
Vermögen  demjenigen,  in  dessen  Bezirk  das  Grundstück  gelegen  ist. 

Artikel  32. 
Hinsichtlich  der  Berechnung,   des  Ansatzes  und  Einzugs,  der  F&lHgkeit 
und  Vollstreckbarkeit  der  Steuer,  sowie  hinsichtlich  der  Beschwerdeerh^ong 
und  Verjährung  kommen  bei  der  Schenkungssteuer  die  für  die  Erbschaftssteuer 
geltenden  Grundsätze  zu  entsprechender  Anwendung. 


Dritter  Abschnitt. 
Strafbestimmungen. 

Artikel  83. 

Wer  es  unternimmt,  die  Erbschaftssteuer  oder  die  Schenkungssteoer  so 
hinterziehen,  wird  wegen  Steuergeföhrdung  mit  einer  Geldstrafe  bestiufi»  welofae 
den  vierfachen  Betrag  der  gefährdeten  Abgabe,  mindestens  aber  S  M.  betriigt 

Wenn  Gefährdung  der  Steuer  festgestellt  wird,  aber  der  Betrag  der 
selben  nicht  ermittelt  werden  kann,  so  tritt  Geldstarafe  von  1  M.  bis  n 
5000  M.  ein. 
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Artikel  84. 
Der  Steaergefährdong  macht  sich  insbesondere  schuldig: 

1.  wer  die  ihm  obliegende  rechtzeitige  Anmeldang  eines  steuerpflichtigen 
Anfalls  (Art.  15  und  30)  wissentbch  unterlässt; 

2.  wer  als  Steuerpflichtiger  oder  Vertreter  oder  Bevollmächtigter  des- 
selben (Art.  15,  17  und  30)  in  dem  auf  Feststellunff  von  steuerbarem 
Vermögen  gerichteten  Verfahren  (Art.  16,  17  und  18)  oder  in  dem 
Beschwerdeverfahren  (Art.  24  Abs.  4)  einen  steuerbaren  Erwerb, 
welchen  er  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  anzugehen  ver- 
pflichtet ist,  wissentlich  verschweigt  oder  in  betreff  desselben  unrich- 
tige oder  unvollständige  thatsächliche  Angaben  macht,  welche  geeignet 
sind,  zu  einer  Verkürzung  der  Steuer  zu  führen; 

8.  wer  zur  Begründung  eines  Anspruchs  auf  Ermässigung  oder  Bück- 
zahlung der  Erbschafts-  oder  Schenkungssteuer  wissentlich  unrichtige 
oder  unvollständige  thatsächliche  Angaben  macht  und  dadurch  die 
g^ze  oder  teilweise  Aufhebung  der  Steuer  zu  Unrecht  erlangt. 
Die  Steuergefährdung  ist  vollendet: 

im  Fall  der  Ziff.  1  mit  dem  Ablauf  der  Anmeldungsfrist, 
im  Fall  der  Ziff.  2  mit  dem  Zeitpunkt,   an  welchem  die  unrichtige 
oder  unvollständige  Angabe  der  Steuerbehörde  gegenüber  abge- 
geben oder  bei  dieser  eingekommen  ist,  bezw.,  wenn  die  Abgabe 
einer  Erklärung  überhaupt  unterblieben  ist,  mit  dem  Zeitpunkt, 
an  welchem  spätestens  eine  solche  hätte  abgegeben  werden  sollen, 
im  Fall  der  Ziff.  8  mit  der  Eröfinung  der  die  Ermässigung  oder  die 
Aufhebung  der  Steuer  festsetzenden  Entscheidung. 
In    anderen    in    Ziff.    1 — 3    nicht    genannten    Fällen    ist    die    Steuer- 
geföhrdung  mit  der  Eröffiiung  des  eine  zu  niedrige  Steuer  enthaltenden  Steuer- 
ansatzes oder  falls  ein  Steueransatz  nicht  erfolgt,  mit  Ablauf  von  6  Monaten 
nach  Eintritt  der  Steuerpflicht  vollendet. 

Hinsichtlich  der  Teilnahme  an  der  strafbaren  Handlung  und  der  Begün- 
stigung kommen  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  mit  der  Massgabe  zur 
Anwendung,  dass  die  Beihilfe  und  die  Begünstigung  auch  dann  strafbar  sind, 
wenn  auf  seiten  des  Thäters  nur  eine  Uebertretung  vorliegt.  Für  die  von  einem 
Bevollmächtigten  verwirkte  Geldstrafe  haftet  der  Auftraggeber,  sofern  nicht 
nachgewiesen  wird,  dass  ihn  ein  Verschulden  nicht  trifft. 

Artikel  35. 

Sind  die  in  Art.  34  bezeichneten  Handlungen  und  Unterlassungen  zwar 
wissentlich,  aber  nicht  in  der  Absicht  der  Steuergefährdung  erfolgt,  so  tritt 
anstatt  der  dort  bestimmten  Strafe  eine  Geldstrafe  von  1  M.  bis  300  M.  ein. 

Lässt  sich  beim  Vorliegen  der  Thatumstände  einer  Steuerffeföhrdung  im 
Sinne  des  Art.  34  ein  wissentliches  Handeln  oder  Unterlassen  nicnt  nachweisen, 
wird  jedoch  festgestellt,  dass  die  Steuergeföhrdung  bei  Anwendung  der  pflicht- 
mässifi^en  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  hätte  vermieden  werden  können,  [so 
tritt  die  in  Abs.  1  angedrohte  Strafe  ein. 

Artikel  86. 
Die  in  den  Fällen  der  Art.  38  Abs.  I,  34  und  85  hinterzogene  Steuer 
ist  unabhängig  von  der  Strafe  nachzuzahlen. 

Artikel  37. 
Die  Verfehlung  (Art  3385)  ist  straffrei  zu  lassen,  wenn  von  dem 
Steuerpflichtigen  oder  seinem  verantwortlichen  Vertreter  oder  Bevollmächtigten, 
bevor  eine  Anzeige  der  Verfehlung  bei  der  Behörde  gemacht  wurde  oder  ein 
strafrechtliches  Einschreiten  erfolgte,  bei  einer  mit  der  Anwendung  dieses  Ge- 
setzes befassten  Behörde  der  verschwiegene  Vermögenserwerb  angegeben  oder 
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der  wirkliche  Sachverhalt  richtiggestellt  und  hierdurch  die  Nachfordening  der 
ganzen  nicht  verjährten  Steuer  ermöglicht  wird. 

Sind  für  die  Verfehlung  mehrere  Personen  verantwortlich,  so  befreit  eine 
den  Yorschrifken  des  Abs.  1  entsprechende  Richtigstellu^  von  seiten  einer 
dieser  Personen  die  übrigen  von  ihrer  Verantwortung.  Ebenso  ist  im  Falle 
einer  entsprechenden  Richtigstellung  von  seiten  des  Steuerpflichtigen  die  dem 
Bevollmächtigten  desselben  zur  Last  fallende  Verfehlung  straffrei  zu  lassen. 

Artikel  38. 
Die  Steuerbehörden  sind  befugt,  die  Steuerpflichtigen  oder  deren  Ve^ 
treter,  welche  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zuwider  <Se  in  Gemässheit  des 
Art.  17  geforderte  Auskunft  oder  Mitteilung  von  Urkunden  verweigern,  oder 
welche  eine  in  dieser  Hinsicht  ihnen  gemachte  Auflage  ohne  genügenden  Ent- 
schuldigungsgrund in  der  gestellten  i^Vist  nicht  erftülen,  zur  Erfüllung  ihrer 
Verpflichtung  durch  Geldstrafen  bis  zu  100  M.,  welche  wiederholt  und  bis  su 
dem  Gresamtbetrag  von  500  M.  verhängt  werden  können,  anzuhalten. 

Artikel  39. 
Staats-  und  Gemeindebeamte,  welche  die  ihnen  obliegende  Pflicht  zur 
Geheimhaltung  der  von  dem  Steuerp^chtigen  abgegebenen  Erklärungen  oder  der 
amtlich  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  Vermögensverhältnisse  eines  Steuerpflichti- 
gen verletzen,  werden  im  Disziplinarweg  bestraft. 

Vierter  Abschnitt. 

Schlassbestmimungen. 

Artikel  40. 
Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft  und  findet 
auf  falle  von   diesem  Tage  an  eintretenden,  der  Erbschafts-  oder  Schenkung!- 
Steuer  unterliegenden  Vermögenserwerbungen  Anwendung. 
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Badisches  Erbschafts-  und  Schenkungsstenergesetz. 

Vom  14.  Juni  1899 »). 
(Ges.-  n.  Ver.-Bl.  f.  d.  Grossherz.  Baden  Nr.  19  S.  165.) 

I.  Erbsohaftssteaer. 

Gegenstand  der  Erbschaftcwtener. 

§  1. 
Der  Erbschaftssteuer  unterliegt: 

1.  der  Anfall  von  Vermögen  von  Todes  wegen;  als  solcher  gilt  auch  der 
Anfall  von  Vermächtnissen  zur  Vergeltung  geleisteter  Dienste  (remune- 
ratorische Vermächtnisse); 

2.  der  Anfall  von  Familien-  oder  Stammgut; 

8.  der  Anfall  von  Bezügen  aus  einer  Familienstiftung  infolge  Todesfalls 
an  den  stiftungsgemäss  oder  gesetzlich  Berufenen. 

§  2. 
Zuwendungen  durch  eine  Auflage,  die  einer  Verfügung  von  Todes  wegen 
oder  einer  Schenkung  auf  den  Todesf^  beigefügt  ist,  werden  den  in  §  1  Ziff.  1 
bezeichneten  Fällen  gleicbgeachtet  Als  Bedachter  gilt  derjenige,  dem  die  auf- 
erlegte Leistung  zukommt,  und  wenn  eine  Zuwendung  zu  milden  (wohlthätigen), 
gemeinnützigen  oder  sonstigen  öffentlichen  Zwecken  den  Gegenstand  der  Auf- 
lage bildet,  ohne  dass  eine  bestehende  oder  zu  errichtende  Stiftung  als  Em- 
ptängerin  der  Leistung  bezeichnet  ist,  so  wird  die  Zuwendung  hinsichtlich  der 
Besteuerung  ebenso  behandelt,  als  ob  zu  demselben  Zweck  eine  Stiftung  im 
Betrag  der  Zuwendung  angeordnet  wäre. 

Betrag  der  Erbschaftssteuer. 

§3. 
Die  Erbschaftssteuer  beträgt  vom  Wert  des  Anfalls: 

1.  bei  AnföUen  an  Eltern  des  Erblassers  17o; 

2.  bei  Anfällen  an  Voreltern  des  Erblassers  von  Beträgen  bis  5000  M.  1  %, 
über  5000  M.  27o; 

3.  bei  AniUllen  an  Geschwister  und  Abkömmlinge  von  Geschwistern  des 
Erblassers  bis  3000  M.  37o,  über  8000  M.  47o; 

4.  bei  Anfällen: 

a)  an  andere  Seitenverwandte  des  Erblassers  bis  zum  vierten  Grad 
(einschliesslich), 


1)  Vgl.  dazu  Yollzugsverordniuig  v.  8.  Dez.  1899  (Ges.  v.  Ver.-Bl.  Nr.  60  S.  889). 
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b)  an  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge,  sowie  an  Stiefeltern  des 
Erblassers, 

c)  an  Schwiegerkinder  und  Schwiegereltern  des  Erblassers, 

d)  bei  Anfällen,  die  ausschliesslich  zu  milden  (wohlthätigen),  ^emeiii- 
nützigen  oder  sonstigen  öffentlichen  Zwecken  bestimmt  sind,  msofern 
solche  nicht  einzelne  Familien  oder  bestimmte  Personen  betaneflEon 
und  die  wirkliche  Verwendung  zu  dem  bestimmten  Zweck  gBaicfaert 
ist,  67o; 

5.  bei  Anfällen  an  sonstige  Personen  10%. 

Bei  Anfüllen  von  Familien-  und  Stammgut,  sowie  von  Bezügen  aas 
Familienstiftnngon  wird  der  Steuersatz  nach  dem  VerwandtschaftsyerhBltnis 
zwischen  dem  letzten  Inhaber  des  Familien-  oder  Stammgutes  oder  dem  letsten 
Inhaber  der  Bezüge  aus  der  Familienstifbung  und  dem  steuerpflichtigen  Erwerber 
des  Anfalles  bestimmt. 

Im  Falle  des  §  2  ist  das  Verhältnis  zwischen  dem  durch  die  Auflage 
Bedachten  und  dem  Erblasser  für  die  Bestimmung  des  Steuersatzes  massgebeiä. 

Stenerbefreinngen . 

§4. 
Von  der  Erbschaftssteuer  sind  befreit: 

1.  Anfälle,  deren  Wert  100  M.  nicht  übersteigt. 

2.  Anfälle,  die  zur  sofortigen  Verteilung  unter  Arme  bestimmt  sind. 

8.  Abkömmlinge  des  Erblassers  einschbesslich  der  yom  Erblasser  aner- 
kannten unehelichen  Kinder. 

Auf  an  Kindesstatt  angenommene  Kinder  und  deren  Abkömmlinge 
findet  die  Vorschrift  keine  Anwendung,  wenn  in  dem  Annahme» 
vertrag  das  Erbrecht  des  Kindes  dem  Annehmenden  gegenüber  aos- 
ffeschlossen  ist. 

4.  Der  Ehegatte  des  Erblassers. 

5.  Die  Eltern  des  Erblassers,  soweit  der  Anfall  an  den  einzelnen  Eltern- 
teil  den  Wert  von  10,000  M.  nicht  Übersteigt 

6.  Der  Fiskus  des  badischen  Staats  imd  alle  öffentlichen  Anstalten  nnd 
Kassen,  die  für  Rechnung  des  letzteren  verwaltet  werden. 

7.  Gemeinden,  Kreise  und  sonstige  Komunalverbände  für  Anfälle,  die  sor 
Verwendung  für  die  von  ihnen  wahrzunehmenden  öffentlichen  Zwedse 
bestimmt  smd. 

S.  Juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts  für  Anfälle,  die  be- 
stimmungsgemäss  zu  Zwecken  der  Wohlthätigkeit  und  des  UnteniefatB 
oder  zur  Errichtung  von  dem  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäuden  nnd 
von  Pfarrhäusern  staatlich  anerkannter  ^ligionsgesellschiuften  Ter- 
wendet  werden  sollen. 

Wenn  in  den  fHUen  Ziff.  7  und  8  der  Anfall  nicht  sofort  ftir  die 
dort  bezeichneten  Zwecke  Verwendung  findet,  so  ist  die  Steuer  einst- 
weilen zu  entrichten  oder  sicherzustellen,  vorbehaltlich  der  Rück- 
erstattung, sobald  die  Verwendung  stattgefunden  hat.  Auf  jurietieelie 
Personen  des  öffentlichen  Rech£,  deren  Zweck  ausschlienli^  auf 
Wohlthätigkeit  oder  Unterricht  oder  auf  den  Bau  und  die  ünterbahuBg 
von  dem  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäuden  und  von  PfarxiüUieeni 

gerichtet  ist,  findet  diese  Vorschrift  keine  Anwendung, 
ie  zur  Durchführung  der  gesetzlichen  Kranken-,  ünfoll-,  Invmlidit&tii- 
und  Altersversicherung  bestehenden  Versicherungsverbände  und  An- 
stalten. 
10.  Personen,  die  dem  Hausstand  des  Erblassers  angehört  und  zu  dem- 
selben in  einem  Dienstverhältnis  gestanden  haben,  für  Anf&lle  durdi 
Vermächtnis  oder  Schenkung  auf  den  Todesfall,  soweit  der  AnfiJl 
1000  M.  nicht  übersteigt 
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Dem  Fiskus  anderer  deutscher  Staaten,  sowie  den  öffentlichen  Anstalten 
nnd  Kassen,  die  für  Rechnung  eines  solchen  Staates  verwaltet  werden,  sowie 
den  diesen  Staaten  angehörenden  Kommunalverbänden,  juristischen  Personen 
und  Anstalten  der  in  Ziff.  7,  8  und  9  bezeichneten  Art  kann  durch  das  Ministerium 
der  Finanzen  die  Steuerbefreiung  für  Anfälle  zu  den  daselbst  genannten  Zwecken 
gewährt  werden,  wenn  der  betreffende  Staat  Baden  gegenüber  die  gleiche  Rück- 
sicht übt. 

Eintritt  der  Stenerpflicht. 

§5. 
Die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  tritt  mit  dem  Zeitpunkt 
ein,  in  dem  der  Steuerpflichtige  den  der  Besteuerung  unterliegenden  Anfall 
erworben  hat  (B.6.B  §§  1943,  2180). 

Verhältnis  der  Erbschaftsbesteuerung  gegenüber  anderen  Staaten. 

§6. 

In  Baden  befindliche  Grundstücke,  diesen  gleichstehende  Rechte  und 
Nutzungen  solcher  Grundstücke  oder  Rechte  unterliegen  der  Erbschaftssteuer 
ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  oder  den  Wohnsitz  des  Erblassers. 

Auf  ausserbadische  Grundstücke,  diesen  gleichstehende  Rechte  und  Nut- 
zungen solcher  Grundstücke  und  Rechte  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht  nicht. 

§7- 
Das  bewegliche  Vermögen  eines  Erblassers,  der  zur  Zeit  des  Erbfalles  in 
Baden  seinen  Wohnsitz  hatte,  unterliegt  der  Erbschaftssteuer ;  der  Erwerber  des 
Anfalles  ist  jedoch,  sofern  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben  die  badische  Staats- 
angehörigkeit nicht  besass,  berechtigt,  die  von  solchem  ausserhalb  Badens  be- 
findlichen Vermögen  in  einem  anderen  Staat  ohne  Rücksicht  auf  die  Besteuerung 
in  Baden  zu  zahlende  und  erweislich  gezahlte  Erbschaftssteuer  an  der  Ton 
demselben  Vermögen  in  Baden  zur  Erhebung  kommenden  Erbschaftssteuer  in 
Abzug  zu  bringen. 

§8. 
Das  von  einem  ausserhalb  Badens  verstorbenen  badischen  Staatsangehörigen 
in  Baden  hinterlassene  bewegliche  Vermögen  unterliefft  gleichfalls  der  Erb- 
schaftssteuer; das  Nämliche  gilt  von  sonstigem  in  Baden  befindlichen  beweg- 
lichen Vermögen  eines  ErblMsers,  soweit  letzteres  Personen  anfällt,  die  m 
Baden  ihren  Wohnsitz  haben.  Der  Erwerber  des  Anfalls  ist  jedoch  berechtigt, 
die  von  solchem  Vermögen  in  einem  anderen  Staat  ohne  Uücksicht  auf  die 
Besteuerung  in  Baden  zu  zahlende  und  erweislich  gezahlte  Erbschaftssteuer  an 
der  in  Baden  zur  Erhebung  kommenden  Erbschaftssteuer  in  Abzug  zu  bringen. 

§9. 
Solange  die  unter  dem  20.  Mai  1862  —  Rgsbl.  S.  224  —  verkündete 
Uebereinkunft  in  Kraft  bleibt,  unterliegt  das  nicht  schon  nach  §§  7  und  8  steuer- 
pflichtige bewegliche  Vermögen  eines  badischen  Staatsangehörigen  der  Erb- 
schaftssteuer nach  Massgabe  des  §  7,  wenn  es  sich  in  Oesterreich-Ungam  befindet 
oder  der  Erblasser  dort  seinen  Wohnsitz  hatte,  während  auf  bewegliches  Ver- 
mögen Angehöriger  von  Oesterreich-Ungam  die  Steuerpflicht  sich  keinesfalls 
erstreckt. 

Verteilnng  der  Schulden  und  Lasten. 

§  10. 
Schulden  und  Lasten,  die  ausschliesslich  auf  einem  steuerfreien  oder  aus- 
schliesslich auf  einem  steuerpflichtigen  Teil  der  Masse  haften,  kommen  nur  bei 
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diesem  Teil,  Schulden  und  Lasten,  die  vorzugsweise  auf  einem  steuerfreien  oder 
vorzugsweise  auf  einem  steuerpflichtigen  Teil  der  Masse  haften,  zunächst  bei 
diesem  Teil  und  erst,  soweit  sie  hierdurch  nicht  gedeckt  werden,  bei  der  übrigen. 
Masse  in  Abzug. 

Schulden  und  Lasten,  die  sowohl  auf  dem  steuerfreien,  als  auch  auf  don 
steuerpflichtigen  Teil  der  Masse  haften,  kommen  von  letzterem  nur  nach  deiA 
Verhältnis  dieses  Teils  zur  ganzen  Masse  in  Abzug. 

Sind  steuerfreie  und  steuerpflichtige  Teile  der  Masse  mit  einer  Gresami- 
hypothek,  Gesamtgrundschuld  oder  Gesamtrentenschuld  belastet,  so  finden  aaf 
die  Verteilung  der  Schuld  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
§§  2167,  2168  entsprechende  Anwendung. 

Berechnung  der  Steuer. 

1.   Steuerpflichtige  Masse. 

§  11. 

Die  Erbschaftssteuer  ist  von  denjenigen  Betrag  zu  entrichten,  um  welchen 
der  Erwerber  durch  den  Anfall  reicher  wird. 

Der  steuerpflichtigen  Masse  sind  alle  zum  Nachlass  gehörigen  Forderungen 
einschliesslich  der  Beträge  zuzurechnen,  welche  der  Erwerber  dem  Erblasser 
schuldete. 

Dagegen  kommen  von  der  steuerpflichtigen  Masse  in  Abzug: 

a)  alle  Schulden  und  Lasten,  die  mit  und  wegen  derselben  übernommen 
werden; 

b)  der  Wert  der  Leistungen,  die  bei  einer  zur  Vergeltung  von  Leistungen 
bestimmten  Zuwendung  mit  dem  Anfall  Übernommen  werden,  sofern 
die  Art  der  Leistungen  von  dem  Erblasser  bestimmt  bezeichnet  und 
die  Schätzung  derselben  in  Geld  möglich  ist; 

c)  die  Kosten  des  Inventars  und  der  Richtigstellung  der  Masse,  sowie 
der  im  Interesse  der  Masse  geführten  Prozesse. 

Sind  bei  Feststellung  der  Masse  ungewisse  oder  unbekannte  Ansprdche 
der  Masse  oder  solche  an  die  Masse  ausser  Berücksichtigung  geblieben,  so  wird, 
wenn  sie  später  zur  Verwirklichung  gelangen,  die  zu  wenig  gezahlte  Steuer 
nacherhoben  oder  die  zu  viel  gezahlte  rückerstattet. 

2.  Wertsermittelung  im  allgemeinen. 

§  12. 

Für  die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  ist  der  gemeine  Wert  (Verkaufs- 
wert)  der  steuerpflichtigen  Masse  zur  Zeit  des  Anfalles  und,  sofern  nach  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  der  Auseinandersetzung  unter  den 
Erben  der  Ertragswert  zu  Grunde  zu  legen  ist,  dieser  massgebend  (B.G.B.  §§  2049, 
2312).  Sind  vor  Festsetzung  der  Steuer  bewegliche  oder  unbewegliche  G^en- 
stände  behufs  Auseinandersetzung  unter  den  Erben  veräussert  worden,  so 
können  die  erzielten  Verkaufspreise  der  Steuerberechnung  zu  Grunde  gelegt 
werden. 

Bei  Grundstücken,  die  innerhalb  der  letzten  5  Jahre  Gegenstand  eines 
Kaufvertrags  gewesen  und  seitdem  im  wesentlichen  unverändert  geblieben  sind, 
kann  der  letzte  Kaufpreis  als  Wert  zur  Zeit  des  Anfalls  angenommen  werden, 
sofern  nicht  der  Steuerpflichtige  die  Ermittelung  dieses  letzteren  Werts  be- 
antragt oder  sich  ein  anderer  Wert  aus  einem  vorgenommenen  Verkauf  dieser 
Grundstücke  ergibt. 

3.  Wertsermittelung  für  besondere  F|älle. 

5  13. 
Forderungen  werden  nach  dem  Betrag,  auf  den  sie  lauten,  unter  Hinsn- 
rechnung  der  bis  zum  Tag  des  Anfalls  laufenden  Zinsen  und,  wenn  sie  auf 
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einen  anderen  Gegenstand   als   Geld   gerichtet  sind,   nach   dem  Wert  dieses 
Gegenstandes  zur  ^it  des  Anfalles  berechnet. 

Der  Wert  unsicherer  Forderungen  und  anderer  zur  sofortigen  Werts- 
ermittelung nicht  geeigneter  Gegenstände  wird  nach  Vernehmung  der  Beteiligten 
(§  82),  erforderlichen  Falles  unter  Zuzug  Ton  sachverständigen  Schätzern,  er- 
mittelt. 

§  14. 

Für  Wertpapiere,  die  einen  Kurs  haben,  ist  der  Tageskurs  am  Tag  des 
Anfalls  unter  Hinzurechnung  etwaiger  Stückzinse  massgebend. 

Fremde  Währungen  sind  nach  dem  Tageskurs  in  Reichswährung  um- 
•zurechnen. 

§  15. 
Bei  immerwährenden  Nutzungen  und  Leistungen  wird  das  25fache  ihres 
1jährigen  Betrags,  bei  Nutzungen  und  Leistungen  von  unbestimmter  Dauer, 
sofern  nicht  die  Vorschriften  in  den  §§  16  und  17  Anwendung  finden  oder 
anderweite,  die  längte  Dauer  begrenzende  Umstände  nachgewiesen  werden,  das 
12Vif&che  des  Ijährigen  Betrags  als  Eapitalwert  angenommen. 

§  16. 
Der  Wert  von  Leibrenten,  Niessbrauchsrechten  auf  Lebenszeit  und  anderen 
auf  die  Lebenszeit  des  Berechtigten  oder  einer  anderen  Person  beschränkten 
Nutzungen  oder  Leistungen  bestimmt  sich  nach  dem  zur  Zeit  des  Anfalles 
erreichten  Lebensalter  der  Person,  bei  deren  Tode  die  Nutzung  oder  Leistung 
erlischt,  und  wird  bei  einem  Lebensalter  derselben 

von  15  Jahren  oder  weniger  auf  das  ISfache, 
über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren  auf  das  17fache, 

r   25    fl     r    w  35     n  f  n       16      ri 

».   35    »     ^   ^  45    r  r         „   14   ,. 

i»45,.  „„55  „  „„12„ 
.  55  „  .  „  65  „  „  „  8V«r 
»65„   „„75   „    „„5„ 

^        15  r  »»öO     „      „„3„ 

„80      „auf  das  2fache 
des  Werts  der  Ijährigen  Nutzung  bezw.  Leistung  angenommen. 

Ist  jedoch  die  Nutzung  oder  Leistung  schon  innerhalb  eines  Jahres  nach 
dem  Anfalle  erloschen,  so  wird  der  Wert  derselben  nur  nach  Massgabe  ihrer 
wirklichen  Dauer  bestimmt  und  das  Zuvielgezahlte  rückerstattet. 

§17. 
Ist  die  Dauer  der  Nutzungen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit  mehrerer 
Personen  dergestalt  abhängig,  dass  beim  Tode  der  zuerst  versterbenden  die 
Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  so  ist  für  die  nach  §  16  vorzunehmende  Werts- 
ermittelung das  Lebensalter  der  ältesten  Person  massgebend.  Wenn  die  Nutzung 
oder  Leistung  bis  zum  Tode  der  letztversterbenden  Person  fortdauert,  erfolg^ 
die  Berechnung  nach  dem  Lebensalter  der  jüngsten  Person. 

§  18. 
Bei  auf  bestimmte  Zeit  eingeschränkten  Nutzungen  oder  Leistungen  ist 
der  Kapitalwert  der  gesamten  Nutzungen  bezw.  Leistungen  für  den  Zeitpunkt 
des  Anfalls  unter  Zugrundelegung  eines  4  %igen  Zinsf usses  nach  der  beige^gten 
Eilfstabelle  zu  ermitteln.  Ist  jedoch  die  Dauer  der  Nutzung  oder  Leistung  noch 
ausserdem  durch  die  Lebenszeit  einer  oder  mehrerer  Personen  bedingt,  so  darf 
der  nach  §§16  und  17  zu  berechnende  Kapitalwert  nicht  Überschritten  werden. 
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§  19. 

Der  1jährige  Betrag  der  Nutzung  eines  Geldkapitals  ist,  wenn  er  nicht 
anderweitig  feststeht,  zu  vier  vom  Hunaert  anzunehmen. 

Im  übriffen  ist  der  Jahreswert  einer  Nutzung  oder  Leistung,  soweit  er 
nicht  unzweifeUiaft  feststeht,  durch  Schätzung,  soweit  erforderlich  unter  Bei- 
ziehung von  Sachverständigen,  zu  ermitteln. 

4.  Bedingter  Anfall   und  bedingte  Belastung. 

§20. 

Vermögen,  dessen  Anfall  von  dem  Eintritt  einer  aufschiebenden  Be- 
dingung oder  eines  bestimmten  oder  unbestimmten  Anfangstermins  abhftng:t^ 
xmterliegt  der  Besteuerung  erst  bei  dem  Eintritt  der  Bedingung  oder  des  An- 
fangstermins. 

Unter  einer  auflösenden  Bedingung  .  oder  bis  zu  einem  unbestimmten 
Endtermin  anfallendes  Vermögen  ist  wie  unbedingt  anfallendes  zu  versteuern. 
Beim  Eintritt  der  Bedingung  oder  des  Endtermins  wird  aber  die  gezahlte  Steuer 
bis  auf  den  dem  Wert  der  bezogenen  und  vom  Erwerber  nicht  zu  ersetzenden 
Nutzung  entsprechenden  Betrag  rückerstattet. 

Ist  der  Endtermin  ein  bestimmter,  so  ist  die  Steuer  aus  dem  bis  zu  dessen 
Eintritt  zu  berechnenden  Nutzungswert  anzusetzen.  Hinsichtlich  der  Wert- 
berechnung fQr  Nutzungen  und  Leistungen  von  unbestimmter  Dauer  oder  auf 
Lebenszeit  behält  es  bei  den  Vorschriften  der  §§  15—18  sein  Bewenden. 

§  21. 

Lasten  und  Leistungen,  die  den  Wert  der  steuerpflichtigen  Masse  mindern, 
werden,  soweit  deren  Wirksamkeit  vom  Eintritt  einer  aufschiebenden  Bedini^ung 
oder  von  einem  bestimmten  oder  unbestimmten  Anfangstermin  abhängt»  nidit 
berücksichtigt.  Beim  Eintritt  der  Bedingung  oder  des  Termins  ist  das  Znviel- 
gezahlte  rückzuerstatten. 

Lasten  und  Leistungen,  deren  Fortdauer  von  einer  auflösenden  Bedingung 
oder  ein6m  unbestimmten  Endtermin  abhängt  —  mit  Ausnahme  der  Leistungen 
von  unbestimmter  Dauer  oder  auf  Lebenszeit,  deren  abzuziehender  Wert  nach 
den  Bestimmungen  in  §§  15—18  sich  berechnet  —  werden  wie  unbedingte  in 
Abzug  gebracht.  Beim  Eintritt  der  Bedingung  ist  der  Betrag  nachzuerheben, 
der  mehr  zu  entrichten  gewesen  sein  würde,  wenn  der  Zeitpunkt  des  Eintritts 
der  Bedingung  bei  Berechnung  der  Steuer  bekannt  gewesen  wäre.  Die  StenCT- 
behörde  kann  Sicherstellung  dieses  Anspruchs  fordern. 

5.  Anfall  von  Vermögen  ohne  die  Nutzung. 

§  22. 
Vermögen,  dessen  Nutzung  einem  anderen  zusteht,  wird  um  den  nach 
Vorschrift  der  §§  15  ff.  berechneten  Wert  der  Nutzung  geringer  angesdilageo» 
sofern  nicht  der  Erwerber  des  Vermögens  die  Aussetzung  der  Versteuerung  bis 
zur  Vereinigung  der  Nutzung  mit  dem  Stammvermögen  beantragt  Letstem- 
falls  erfolgt  die  Versteuerung  ohne  jeden  Abzug  nach  Massgabe  der  bei  Be- 
endigung der  Nutzung  des  anderen  obwaltenden  Verhältnisse  und,  wenn  in- 
zwischen eine  weitere  Vererbung  des  Stammvermögens  eingetreten  sein  sollte, 
ohne  Entrichtung  einer  Steuer  m  die  dazwischen  liegenden  Anfälle  dergestalt, 
als  ob  der  Erwerber,  in  dessen  Hand  sich  Nutzung  und  Stammvermögen  vex^ 
einigen,  das  Vermögen  ohne  Beschränkung  unmittelbar  von  dem  ursprünglichen 
Erblasser  erworben  hätte.  Wird  die  Versteuerung  ausgesetzt,  so  lann  Sicher^ 
Stellung  derselben  aus  der  Masse  verlangt  werden. 

§  23. 
Bei  Nacherbsetzungen  wird  der  Vorerbe  als  Erbe  des  Niessbrandis,  der 
Nacherbe  als  Erbe  des   blossen  Eigentums  des  herauszugebenden  Vermögens 
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(StammTermOgens)  behandelt.  In  den  F&llen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  §  2137 
haben  ledoch  sowohl  der  Vorerbe  von  dem  vollen  Betrag  des  Anfidles,  als  der 
Nacherbe  von  dem  vollen  Betrag  des  an  ihn  herauszugebenden  Vermögens 
nach  ihrem  Verwandtschaftsverhältnis  zum  Erblasser  die  Erbschaftssteuer  zu 
entrichten. 

Diese  Vorschrift  findet  auf  Nachvermächtnisse  entsprechende  Anwendung. 

6.  Anf&lle  von  Familien-  und  Stammgut 

§24. 
Bei  der  Berechnung  des  Werts  von  Familieneigentum  und  Stammgui 
wird  von  dessen  vollem  Wert  —  abgesehen  von  den  darauf  haftenden  gesetz- 
lichen Schulden  und  Lasten  —  der  Betrag  von  15®/o  für  die  Rechte  der  Stamm- 
gutsberechtigten  in  Abzug  gebracht. 

7.  Anfälle  von  Bezügen  aus  Familienstiftungen. 

§25. 
Der  Wert  von  Anfällen  aus  Familienstiftunffen  wird  nach  dem  Betrag 
der  1jährigen  Nutzung  und  des  Lebensalters  des  Erwerbenden  nach   der  Vor- 
schrift der  §§  16  ff.  berechnet. 

8.  Berechnung  der  Steuer  für  den  einzelnen  Anfall. 

§26. 
Die  Erbschaftssteuer  wird  nach  dem  Anteil  jedes  einzelnen  Erwerbers 
eines  Anfalls  für  diesen  besonders  berechnet. 

Pflicht  zur  Entrichtung  der  Steuer. 

Haftung  für  die  Steuer. 

§  27. 

Die  Erbschaftssteuer  trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen  Anfalls. 

Bei  Anfällen  der  in  §  2  bezeichneten  Art  ist  die  Steuer  von  dem  mit 
der  Zuwendung  Belasteten  zu  entrichten;  er  ist,  wenn  der  Erblasser  nichts 
anderes  verordnet  hat,  berechtigt,  die  bezahlte  Steuer  auf  die  Zuwendung  selbst 
anzurechnen. 

Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Steuer  liegt  femer  ob: 

a)  den  allgemeinen  Rechtsnachfolgern  der  in  Abs.  1  und  2  genannten 
Personen; 

b)  bei  Anfällen  von  Familien-  und  Stammgut,  sowie  von  Bezü^n  aus 
einer  Familienstiftung  dem  Rechtsnachfolger  des  Steuerpflichtigen  im 
Familien-  oder  Stammgut  bezw.  in  den  Bezügen  aus  der  Familien- 
Stiftung; 

c)  denjenigen,  der  sich  der  Steuerbehörde  gegenüber  zur  Entrichtung 
der  Steuer  verpflichtet  hat. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  wird  eine  sonstige  nach  den  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechts  begründete  Verpflichtung  zur  Zahlung  der 
Erbschaftssteuer  nicht  berührt. 

§  28. 

Erben,  sowie  Erbschaftskäufer,  die  in  den  Besitz  der  Erbschaft  gelangt 
waren,  sind  bis  zum  Betrag  des  aus  der  Erbschaft  Empfanpfenen  für  die  Ver- 
steuerung derjenigen  Anfälle  samtverbindlicb  haftbar,  die  sie  vor  Entrichtung 
oder  Sicherstellung  der  Steuer  an  die  Beteiligten  ausgeantwortet  haben. 

Li  gleicher  Weise  haften  Gläubiger  des  Erwerbers  eines  Anfalles  für 
die  von  ihm  zu  entrichtende  Steuer,  wenn  sie  vor  deren  Bezahlung  auf  den 
Anfall  greifen  und  dadurch  die  Erhebung  der  Steuer  unmöglich  machen. 
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§29. 
Gesetzliche  Vertreter  und  Bevollmächtigte  der  Erbbeteiligten  (Erben, 
Vermächtnisnehmer  etc.)»  Nachlassverwalter  und  mit  der  Nachlassverwaltang 
betraute  Testamentsvollstrecker,  sowie  die  Verwalter  von  Familienatiftungen 
haften  persönlich  für  die  Erbschaftssteuer,  wenn  sie  vor  deren  Entrichtung  oder 
Sicherstellung  den  Nachlass  oder  Teile  desselben  oder  die  Bezöge  ans  der 
Familienstiftung  ausfolgen  und  die  Steuer  von  den  Zahlungspflichtigen  nidit 
beigebracht  werden  kann.  Auf  Steuemachforderungen  erstreckt  sich  diese 
Haltbarkeit  nicht. 

Verwaltung  der  Erbschaftssteuer.    Verfahren«    Bechtsmittel. 

§30. 

Die  Verwaltung  der  Erbschaftssteuer  steht  unter  Leitung  und  Aofudit 
der  Steuerdirektion  und  des  Finanzministeriums  den  Nachlassgerichten  (Notaren) 
und  den  Bezirksfinanzbehörden  zu. 

Den  Nachlassgerichten  (Notaren)  liegt  die  Feststellung  der  Steuer,  der 
Steuerdirektion  die  Entscheidung  Über  Ansprüche  auf  Rückerstattung  von  Eib- 
sdiafbssteuerbeträgen  und  den  BezirksfinanzbehOrden  deren  Erhebung  und 
Rückerstattung  ob. 

Oertlich  zuständig  ist  das  Nachlassgericht  (der  Notar),  in  dessen  Bezirk 
der  Anfall  stattgefunden  hat  (Wohnsitz  des  Erblassers)  oder,  wenn  der  Anfall 
ausserhalb  Badens  erfolgt  ist,  in  dessen  Bezirk  sich  das  steuerpflichtige  Ver- 
mögen oder  dessen  grösserer  Teil  befindet. 

Anzeigepflicht  der  Verwalter  von  Familienstiftungen. 

§31. 
Die  Verwalter  von  Familienstiftungen  haben  im  Fall  des  §  1  Ziff.  3  als- 
bald nach  erlangter  Kenntnis  vom  Anml  dem  Nachlassgericht  (Notar)  von 
demselben  Mitteilung  zu  machen  und  auf  Ersuchen  über  alle  Thatsachen  An^ 
kunft  zu  geben,  die  für  die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  von  Erheblichkeit 
sind,  sowie  ihm  die  auf  den  Anfall  bezüglichen  Akten  zur  Einsicht  zu  Überlassen. 

Anmeldung  des  Anfalls. 

§  32. 

Jeder  Erwerber  eines  der  im  §  1  bezeichneten  Anfälle  ist  verpflicditet 
den  Anfall  binnen  8  Monaten,  nachdem  er  von  ihm  und  dem  Grund  der 
Berufung  Kenntnis  erlangt  hat,  oder  die  in  §  11  Abs.  4  bezeichnete  Voraus- 
setzung eingetreten  ist,  dem  Nachlas^ericht  (Notar)  anzumelden.  Wenn  c^ 
Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  nur  im  Reichsausland  gehabt  hat,  oder  wenn 
der  Erbe  bei  Beginn  der  Frist  sich  im  Reichsausland  aufhält,  so  beti&^  die 
Frist  9  Monate. 

Für  gescbäftsunföhige  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkte  Personen, 
sowie  für  juristische  Personen  ist  die  Anmeldang  durch  deren  gesetzliche  Ver- 
treter zu  bewirken. 

Es  wird  vermutet,  dass  der  zur  Anmeldung  Verpflichtete,  wenn  er  sich  in 
Europa  aufhält,  spätestens  nach  Ablauf  eines  Monats  nach  dem  Anfall,  vnmB 
er  sich  aber  ausserhalb  Europas  aufhält,  spätestens  nach  Ablauf  von  6  Monaten 
nach  dem  Anfall  von  diesem  und  dem  Grund  der  Berufung  Kenntnis  erlangt  hat, 
vorbehaltiich  des  der  Steuerbehörde  obliegenden  Beweises  eines  früheren  und 
des  dem  Steuerpflichtigen  obliegenden  Beweises  eines  späteren  Zeitpunkts. 

§33. 
Die  Anmeldepflicht  entfällt: 
a)  wenn  nur  Abkömmlinge  einschliesslich  der  vom  Erblasser  anerkannten 

natürlichen  Kinder  oder  der  Ehegatte  des  Erblassers  am  Nachlass 

beteiligt  sind, 
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b)  wenn  bei  Anfällen  an  Eltern  der  Wert  des  Anfalls  den  Betrag  von 
10,000  M.  nicht  übersteigt, 

c)  wenn  das  Nachlassgericht  (der  Notar),  weil  Geschäftsonf&hige,  in  der 
Geschäftsföhigkeit  Beschränkte  oder  Abwesende  als  Erben  beteiligt 
sind,  von  Amts  wegen  ein  Nachlassverzeichnis  zu  fertigen,  sowie  bis 
zu  dessen  Vollendung  die  erforderlichen  Sicherungsmassregeln,  ins- 
besondere die  Anlegung  von  Siegeln  anzuordnen  hat 

§  84. 
Die  zur  Anmeldung  der  Anfälle   verpflichteten   Personen   werden   von 
dieser  Verpflichtung  befreit,  wenn  sie  von  einem  anderen  Verpflichteten  recht- 
zeitig erfüllt  wird  oder  das  Nachlassgericht  (der  Notar)  innerhalb  der  Anmelde- 
frist in  anderer  Weise  von  dem  Anfall  Kenntnis  erhalten  hat. 

Feststellung  der  steuerpflichtigen  Masse. 

§35. 

Zur  Ermittelung  der  steuerpflichtigen  Masse  und  ihres  Wertes  hat  das 
Nacblassgericht  (der  Notar),  wenn  dies  nach  den  Umständen  des  Falles  nicht 
als  entbehrlich  erscheint,  alsbald  nach  erlangter  Kenntnis  von  dem  Anfall  unter 
Zuzug  der  steuerpflichtigen  Beteiligten  von  Amts  wegen  (selbst  gegen  deren 
Willen)  ein  Verzeichnis  des  angefallenen  Vermögens  (Nachlassverzeichnis)  auf- 
zunehmen und  bis  zu  dessen  Vollendung  die  etwa  erforderlichen  Sicherungs- 
massregeln, insbesondere  die  Anlegung  von  Siegeln  anzuordnen.  Die  Vor- 
schriften des  Rechtspolizeigesetzes  ^  46  und  47  finden  hierbei  entsprechende 
Anwendung. 

Der  Wert  der  steuerpflichtigen  Masse  ist,  soweit  er  nicht  unzweifelhaft 
feststeht,  durch  Schätzung,  erforderlichen  Falls  unter  Zuzug  von  sachverständigen 
Schätzern,  zu  ermitteln. 

§  36. 
Wenn  das  Verzeichnis  (§  35  Abs.  1)  auch  privatrechtlichen  Zwecken  der 
Beteiligten  dient,  so  richtet  sich  das  bei  seiner  Aufstellung  einzuhaltende  Ver- 
fahren und  die  Wertsermittelung  unbeschadet  der  Vorschriften  des  §  40  nach 
den  für  Verlassenschaften  gegebenen  Bestimmungen. 

§37. 

Bei  Anfällen,  an  denen  kein  steuerpflichtiger  Elrbe  teilnimmt,  kann  das 
Kachlassverzeichnis  auf  die  Gegenstände  des  steuerpflichtigen  Anfalls  beschränkt 
werden. 

Wenn  der  Anfall  ausserhalb  Badens  erfolgt  ist,  kann  die  Errichtung 
«ines  Nachlassverzeichnisaes  insoweit  unterbleiben,  als  das  am  Ort  des  Anfall 
•errichtete  Nachlassverzeichnis  als  Grundlage  für  die  Festsetzung  der  Erbschafts- 
fiteaer  ausreicht 

Pflicht  zur  Auskunftserteilung. 

§  38. 
Die  Erwerber  eines  Anfalles,  sowie  die  in  §  29  bezeichneten  Personen 
sind  dem  Nachlassgericht  (Notar)  gegenüber  verpflichtet,  über  die  auf  den 
Anfall  bezüglichen  thatsächlichen  Verhältnisse,  soweit  sie  auf  die  Festsetzung 
-der  Steuer  für  den  an  den  Erwerber  selbst  oder  an  andere  gelangenden  AnfaU 
von  Einfluss  sein  können,  Auskunft  zu  erteilen  und  auf  verlangen  alle  den 
Anfall  betreffenden  Urkunden  und  sonstigen  Beweismittel  zur  Einsicht  vor- 
zulegen, sowie  Erinnerungen  gegen  die  Kichtigkeit  und  Vollständigkeit  der 
Verzeichnisse  und  Erklärungen  innerhalb  der  ihnen  bestimmten  Frist  zu  er- 
ledigen. 
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Wird  der  Aufforderung  des  Nachlassgerichts  (Notars)  nicht  genügt,  so 
kann  es  die  Säumigen  durch  Festsetzung  und  Einziehung  von  Ordnungsstrafen 
his  zum  Betrag  von  60  M.  zur  Befolgung  seiner  Anordnungen  anhalten,  auch 
das  zu  ihrer  Erledigung  Nötige  auf  Kosten  der  Säumigen  beschaffen. 

Versicherung   an  Eidesstatt. 

§39. 
Wenn  beim  Nachlassgerichte  (Notar)  Bedenken  gegen  die  ^chtigkeit 
und  Vollständigkeit  des  auf  Grund  der  Angaben  der  Beteiligten  errichteten 
Nachlassverzeichnisses  und  ihrer  sonstigen  Auskünfte  (§  88)  obwalten,  die  durch 
Verhandlungen  mit  den  Beteiligten  nicht  gehoben  werden  kOnnen,  so  ist  da» 
Nachlassgencht  (der  Notar)  berechtigt,  dem  Erwerber  des  Anfalls  oder  dessen 
gesetzlichem  Vertreter  eine  mündliche  oder  schriftliche  Versicherung  an  Eides- 
statt über  die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit  des  Verzeichnisses  oder  einzelner 
Teile  davon,  sowie  der  sonstigen  Auskünfte,  sofern  eine  solche  Versichemng 
nicht  bereits  beim  Nachlassgericht  abgegeben  worden  ist,  abzunehmen.  Ant 
Wertschätzungen  erstreckt  sich  die  Versicherung  nicht.  Die  Abgabe  der  eides- 
stattlichen Versicherung  erfolg  vor  dem  Nachlassgericht  (Notar)  selbst  oder  vor 
einem  zu  diesem  Zweck  von  ihm  ersuchten  Amtsgericht. 

Abkommensversteuerung. 

§  40. 

Wenn  eine  in  das  einzelne  gehende  Feststellung  der  steuerpflichtigen 
Masse  unthunlich  ist,  kann  das  Nachlassgericht  (der  Notar)  ausnahmsweise  auf 
Antrag  des  Steuerpflichtigen  und  mit  Genehmigung  des  Finanzministeriun&s  von 
dem  verlangen  der  Vorlage  eines  Verzeichnisses  und  der  Ermittelung  der  Masse 
im  einzelnen  ganz  oder  teilweise  absehen  und  Über  den  Wertbetrag  der  Masse 
und  die  davon  zu  entrichtende  Steuer  mit  dem  Steuerpflichtigen  ein  Abkommen 
treffen,  sowie  die  Abkommensversteuerung  solcher  Anfälle,  deren  Versteuerung 
sonst  noch  ausgesetzt  bleiben  müsste,  annehmen. 

Ein  Verzeichnis  solcher  Fälle  ist  mit  dem  nächsten  Voranschlag  de» 
Staatshaushalts  den  Landstädten  vorzulegen. 

Festsetzung  der  Steuer. 

§  41. 
Die  Festsetzung  der  Erbschaftssteuer  erfolfft,  soweit  nicht  die  Abkommen» 
Versteuerung  (§  40)  eintritt,  auf  Grund  des  Nachlassverzeichnisses. 

Eröffnung  der  Steuerfestsetzung. 

§  42. 
Nach  der  Festsetzung  der  Erbschaftssteuer  hat  das  Nachlassgericht  (der 
Notar)  dem  Steuerpflichtigen  unter  Angabe  der  für  die  Berechnung  der  Steuer 
massgebenden  Verhältnisse  von  dem  zu  entrichtenden  Steuerbetrag  Kenntnis 
zu  geben. 

Kostentragung. 

§  4a. 

Die  Kosten  der  auf  die  Feststellung  der  Erbschaftssteuer  bezüglicheD 
Verhandlungen  hat  der  Steuerpflichtige  zu  tragen,  wenn  diese  Verhandlung«! 
auch  zu  seinen  privatrechtlichen  Zwecken  benützt  werden;  im  übrigen  £aUeB 
sie  der  Staatskasse  zur  Last.  Sind  jedoch  durch  Verschulden  oder  unbegründet» 
Einwendungen,  Anträge  und  Rechtsmittel  des  Steuerpflichtigen  besondere  Kosten 
entstanden,  so  fallen  diese  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last. 
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Weitere  Verfahrensvorschriften. 

Z  §44. 

K  Weitere  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  nnd  das  Verfahren  bleiben 

der  Vollzugsrerordnung  vorbehalten. 

Rechtsmittel. 

§  45.  . 

["^  Gregen  die  Festsetzung  der  Erbschaftssteuer  steht  dem  Steuerpflichtigen 

die  Beschwerde  an  die  Steuerdirektion  zu. 
''  Gegen  die  Entscheidung  der  Steuerdirektion  ist  die  Beschwerde  an  das 

Finanzministerium  und  der  Rechtsweg  vor  dem  Verwaltun^gerichtshof  zulässig. 
;  Auf  die  Beschwerden  finden  die  fQr  das  Verfahren  in  Verwaltungssachen 

-■  geltenden  Vorschriften  Anwendung. 

Der  Lauf  der  Beschwerdefrist  beginnt  mit  der  Eröffnung  (Zustellung)  der 
^  Festsetzung  der  Steuer  durch  das  Nachlassgericht  (den  Notar),  bezw.  der  Ent- 

"'  Scheidung  der  Steuerdirektion. 

n.  Schenkungssteiier. 
Gegenstand  der  Bchenknngssteuer. 

§46. 

Der  Schenkungssteuer  unterlieget  der  Erwerb  von  Vermögen  durch 
Schenkung  unter  Lebenden. 

Als  Schenkung  wird  auch  eine  Zuwendung  betrachtet,  die  durch  eine 
einer  Schenkung  beigefQgte  Auflage  bewirkt  wird.  Auf  derartige  Zuwendungen 
findet  die  Vorschrift  des  §  2  entq>rechende  Anwendung. 

Betrag  der  Sohenkungsstener. 

§  47. 
Die  Schenkungssteuer  ist  vom  Wert  der  Schenkung^  nach  den  für  die 
Erbschaftssteuer  fes^esetzten  Sätzen  zu  entrichten,  wobei  für  die  Höhe  des 
Steuersatzes  die  Verhältnisse  des  Schenkers  zu  dem  Beschenkten  massgebend  sind. 

Befreiung  von  der  Sobenknngsstener. 

§  48. 
Von  der  Schenkungsstener  sind  befreit:   Schenkungen  von  beweglichen 
Sachen  und  von  Rechten,  die  nicht  notariell  beurkundet  sind. 
Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung: 

1.  auf  Schenkungen  von  Rechten  an  Grundstücken, 

2.  auf  Schenkungen,  die  dadurch  bewirkt  werden,  dass  der  Schenker 
Lebensversicherungssummen,  Sterbekassebenefizien  und  ähnliche  nach 
seinem  Tod  zu  leistende  Bezüge  zu  Gunsten  bestimmter  dritter  Per- 
sonen sich  versprechen  lässt  oder  über  solche  durch  Rechtsgeschäft 
unter  Lebenden  zu  Gunsten  Dritter  verfügt. 

Im  übrigen  finden  die  für  die  Erbschaftssteuer  angeordneten  Befreiungen 
auch  auf  Schenkungen  sinngemässe  Anwendung. 

Eintritt  der  Stenerpflicht. 

§  49. 
Die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Schenkungssteuer  tritt  ein^  sobald  die 
Schenkung  rechtswirksam  geworden  oder,  sofern  der  Eintritt  der  Rechtswirk- 
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samkeit  von  einer  aufschiebenden  Bedingung  oder  einem  Anfangstermin  abh&ngig 
gemacht  wurde,  sobald  die  Bedingung  oder  der  Termin  eingetreten  ist. 

Falls  ein  Grundstück  oder  ein  Recht  an  einem  solchen  den  Gegenstand 
der  Schenkung  bildet  und  eine  Schenkung  nicht  oder  nicht  in  formgültig^ 
Weise  zu  stände  kam,  tritt  die  Steuerpflicht  ein,  sobald  bezüglich  des  G^egen- 
Standes  der  Schenkung  die  Rechtsänderung  oder  eine  Vormerkung  (Verftusserungs- 
verbot,  Yerfügnngsbeschränkung)  oder  ein  Widerspruch  zu  Gunsten  des  Be- 
schenkten zum  Grundbuch  eingetragen  wurde.  Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen 
des  §  8  Abs.  1  Ziff.  2  a,  sowie  Abs.  2  und  3  des  Gesetzes,  die  Besteuerung  dei 
Grundstücksrerkehrs  (Yerkehrssteuer)  betreffend,  entsprechende  Anwendung. 

Im  Fall  des  Abs.  2  Ziff.  2  des  §  48  tritt  die  Steuerpflicht  mit  dem  Zeit- 
punkt ein,  in  dem  der  Dritte  das  Recht  auf  die  vom  Schenker  bedungene 
Leistung  erwirbt. 

Pflicht  zur  Entrichtung  der  Steuer. 

§50. 
Zur  Entrichtung  der  Schenkungssteuer  ist  der  Beschenkte  verpflichtet 
Wenn  derselbe  sich  ausserhalb  Badens  aufhält;  kann  die  Steuer  vom  Schenker 
eingehoben  werden. 

Verwaltung  der  Schenkungssteuer. 

§  51. 

Die  Verwaltung  der  Schenkungssteuer  steht  unter  Aufsicht  und  Leitung 
der  Steuerdirektion  und  des  Finanzministeriums  den  Notaren  und  Bezirks- 
finanzbehörden zu. 

Den  Notaren  liegt  die  Feststellung  der  Steuer,  der  Steuerdirektion  die 
Entscheidung  über  Ansprüche  auf  Rückerstattung  von  SchenkungssteuerbeMgen 
und  den  Bezirksfinanzbehörden  deren  Erhebung  und  Rückerstattung  ob. 

Zuständig  ist  der  Notar,  von  dem  der  Schenkungsvertrag  beurkundet 
wurde  oder,  wenn  die  Schenkung  von  einem  ausserbadischen  Notur  beurkundet 
oder  wenn  eine  Rechte  an  Grundstücken  betreffende  Schenkung  (§  48  Abs.  2  Ziff.  1) 
überhaupt  nicht  notariell  beurkundet  wurde,  der  Notar,  in  dessen  Bezirk  der 
Gegenstand  der  Schenkung  oder  der  grössere  Teil  derselben  sidi  befindet.  Im 
Fall  des  §  48  Abs.  2  Ziff.  2  gehört  die  Feststellung  der  Schenkungssteu^  zur 
Zuständigkeit  des  Notars,  der  bezüglich  des  Nachlasses  des  Schenkers  die  Ver 
richtungen  des  Nachlassgerichts  wsSirzunehmen  hat. 

Der  Wert  der  Schenkung  ist,  soweit  er  nicht  unzweifelhaft  feststeht, 
durch  Schätzung,  erforderlichen  Falls  unter  Zuzug  von  sachverständigen  Schätzern, 
zu  ermitteln. 

Anwendung  der  Vorschriften  über  die  Erbschaftssteuer  auf  die 
Schenkungssteuer. 

§  52. 
Im  übrigen  finden  die  für  die  Erbschaftssteuer  geltenden  Vorschrift« 
der  §§  6—8, 10,  11-19,  20  Abs.  2  und  3,  §§  21,  22,  26,  27  Abs.  2—4.  §§  32—34. 
35,  37,  38—45  mit  der  Massgabe  sinngemässe  Anwendung,  dass  zur  Anmeldui^ 
der  Schenkung  der  Beschenke  und  zwar  nur  dann  verpflichtet  ist,  wenn  die 
Schenkung  von  einem  nicht  badischen  Notar  beurkundet  wurde  und  der  Be- 
schenkte nicht  Abkömmling  oder  Ehegatte  des  Schenkers  ist. 

Rückerstattung  der  Schenkungssteuer. 

§  53. 
Die  Schenkungssteuer  ist  rückzuerstatten,  wenn  der  Beschenkte  nachweist: 
1.  dass  die  Schenkung  aus  dem  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  §  519  be- 
zeichneten Grund  nicht  vollzogen  wurde, 
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2.  dass  er  die  Schenkung  wegen  eines  Rückforderungsrechts  oder  wegen 
Widerrufs  des  Schenkers  oder  dessen  Erben  (B.G.B.  §§  528,  529,  580  tf., 
2287)  oder  wegen  Anfechtung  durch  Dritte  zurückgeben  musste.  Die 
Vorschrift  des  §  21  Abs.  2  findet  entsprechende  Anwendung. 

m.  straf  bestimmungeii. 

§54. 
Wer  es  unternimmt,  die  Erbschafts-  oder  Schenkungssteuer  zu  hinter- 
ziehen, verfällt  wegen  Steuerhinterziehung  —  neben  NachzaUung  der  nicht  oder 
zu  wenig  entrichteten  Steuer  —  in  eine  Geldstrafe,  die  das  4fache  der  hinter- 
zogen en  Steuer,  keinesfalls  aber  weniger  als  8  M.  beträgt.  Kann  der  Betrag 
der  Steuer  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  10,000  M.  ein. 

§  55. 
Der  Hinterziehung  der  Erbschafts-  und   Schenkungssteuer  macht  sich 
insbesondere  schuldig: 

1.  wer  die  in  §  82  vorgeschriebene  Anmeldung  innerhalb  der  dort  be- 
zeichneten Frist  unterlässt; 

2.  wer  bei  Aufstellung  des  notariellen  Nachlassverzeichnisses,  sowie  bei 
der  nach  §  88  von  ihm  geforderten  Auskunftserteilung  Thatsachen, 
die  für  die  Steuerpflicht  oder  die  Höhe  des  Steuersatzes  oder  des 
Steuerbetrags  von  Einfluss  sind,  verschweigt  oder  unrichtig  angibt 
oder  falsche  Beweismittel  hierfür  vorlegt; 

8.  wer  zur  Begründung  eines  Anspruchs  auf  Steuerrückersatz  unwahre 
Thatsachen  vorbringt  oder  falsche  Beweismittel  vorlegt. 

§  56. 

Kann  in  den  Fällen  des  §  55  Ziff.  1  der  Steuerpflichtige  nachweisen  oder 
ist  nach  den  obwaltenden  Umständen  anzunehmen,  dass  die  rechtzeitige  Er- 
füllung der  dort  bezeichneten  Verpflichtungen  nicht  in  der  Absicht  der  Steuer- 
hinterziehung unterblieben  ist,  so  tritt  an  Stelle  der  in  §  54  angedrohten  Strafe 
nur  eine  Ordnungsstrafe,  die  jedoch  den  Betrag  der  ersteren  Strafe  nicht  über- 
steigen darf. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Fälle  des  §  55  Ziff.  2  und  8,  wenn  der  Steuer- 
pflichtige den  Nachweis  erbringt,  dass  durch  die  unvollständigen  oder  unrichtigen 
Angaben  oder  durch  die  Vorlage  falscher  Beweismittel  eine  Steuerhinterziehung 
nicht  hat  verübt  werden  können  oder  nicht  beabsichtigt  worden  ist. 

§  57. 

Eine  Bestrafung  wegen  Steuerhinterziehung  tritt  nicht  ein,  wenn  i«  den 
Fällen  des  §  55  Ziff.  1  das  Versäumte  nachgeholt  oder  in  den  Fällen  des  §  55 
Ziff.  2  und  8  die  unvollständigen  oder  unricntigen  Angaben  berichtigt  oder  die 
falschen  Beweismittel  zurückgezogen  werden,  bevor  das  Vergehen  der  Bezirks- 
steuerbehörde zur  Anzeige  gebracht  oder  eine  Untersuchung  eingeleitet  wurde. 

In  den  Fällen  des  §  55  Ziff.  2  und  8  tritt  femer  eine  Bestrafung  auch 
dann  nicht  ein,  wenn  der  Steuerpflichtige  auf  erforderte  eidesstattliche  Ver- 
sicherung seine  Angaben  berichtigt  oder  wenn  die  Täuschung  durch  Urkunden- 
Mschung  oder  durch  Abgabe  einer  falschen  Versicherung  an  Eidesstatt  erfolgt 
ist  und  wegen  dieser  Strafbhaten  Bestrafung  nach  dem  Reichsstrafgesetzbuch 
eintritt. 

§58. 
Wer   der  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  eidesstattlichen   Versicherung 
innerhalb   der  hierfür  zu  bestimmenden   Frist  nicht  genügt,  wird  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  5000  M.  bestraft. 
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§  59. 
Jede  Verletzung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  zu  dessen 
Ausführung  erlassenen  Verordnungen  wird,  soweit  keine  besondere  Strafe  an- 
gedroht ist,  mit  einer  Ordnungsstrafe  von  3 — 500  M.  bestraft. 

§  60. 
Die  Verfolgung  der  in  diesem  Gesetz  mit  Strafe  bedrohten  Steuervergehen 
verjährt  in  5  Jahren. 

Ordnungsvergehen  verjähren  in  einem  Jahr. 

IV.  SchluBsbestimmaiigeiL 

§  61. 

Vorstehendes  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  sind  alle  bisherigen  auf  die  Erbschaft«-  und 
Schenkungsaccise  bezüglichen  Bestimmungen  aufgehoben. 

Soweit  in  anderen  Gesetzen  auf  Bestimmungen  der  Gesetze  über  die 
Erbschafts-  und  Schenkungsaccise  verwiesen  ist,  treten  von  dem  in  Abs.  1  be- 
zeichneten Zeitpunkt  an  die  entsprechenden  Vorschriften  dieses  Gresetzes  an 
ihre  Stelle. 

§  62. 

Die  vor  dem  1.  Januar  1900  eingetretenen  erbrechtlichen  Anfälle,  sowie 
die  vor  diesem  Zeitpunkt  abgeschlossenen  Schenkungen  unterliegen  der  Erb- 
schafts- und  Schenkungssteuer  nach  Massgabe  der  bisher  hierüber  geltenden 
Vorschriften. 

§  63. 

Die  Ministerien  der  Finanzen  und  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts 
sind  mit  dem  Vollzug  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Tabelle 

über  den  gegenwärtigen  Kapitalwert  einer  Rente  oder  Nutzang  im  Wert  von  l  M.  auf  ob« 
bestimmte  Anzahl  von  Jahren  behnfis  Berechnung  der  davon  zu  entrichtenden  Erbsohaftssieoer 

(Zu  §  18  des  Gesetzes.) 
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Hessisches  Gesetz, 
die  Erbscliafts-  und  SdieBknngssteiier  betreffend. 

Vom  22.  Dezember  1900. 
(GroBsherzogl.  hese.  Regieningsbl.  Nr.  84  S.  1045.) 

Erster  Abschnitt. 

Erbschafbsstener. 

Titel  1.    Gegenstand  der  Bestenemng  im  allgemeinen. 

Artikel  1» 
Der  Erbschaftssteuer  unterliegen: 

1.  Erbschaften,  Vermächtnisse  und  alle  sonstigen  Erwerbungen,  die  auf 
Grund  von  Verfügungen  von  Todeswegen  gemacht  werden  oder  die 
infolge  des  Todes  einer  Person  eintreten. 

Als  Erwerbung  auf  Grund  einer  VerfQgung  von  Todes  wegen  gilt 
auch  der  Vermögenserwerb  aus  einer  Schenkung  unter  Lebenden, 
deren  Vollzug  bis  zum  Ableben  des  Schenkers  aufgeschoben  ist,  sowie 
der  Vermögenserwerb  infolge  einer  dem  Erben,  dem  Vermächtnis- 
nehmer oder  dem  auf  den  Todesfall  Beschenkten  gemachten  Auflage. 

2.  Bezüge  aus  Familienstiftungen,  die  infdge  eines  Todesfalles  eines 
seither  Berechtigten  auf  einen  durch  stiftungsmässige  oder  gesetz- 
mässi^e  Successionsordnung  Berufenen  übergehen. 

8.  Familienfideikommissanfälle  und  Anfälle  von  landwirtschaftlichen  Erb- 
gütern, auch  wenn  sie  ohne  Todesfall  stattfinden. 

Titel  2.    Verhältnis  zn  anderen  Staaten. 

Artikel  2. 
Unbewegliches  Vermögen  (Grundstücke  und  solche  Rechte  an  Grund- 
stücken, für  die  nach  dem  Zeitpunkt,  in  dem  das  Grundbuch  als  angelegt  an- 
zusehen ist,  die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorschriften  des  Bürgenichen 
Gesetzbuchs  gelten),  welches  sich  ausserhalb  des  Grossherzogtums  befindet,  wird 
mit  der  Erbschaftssteuer  nicht  belegt. 

Artikel  3. 
Innerhalb  des  Grossherzogtums  befindliches  unbewegliches  Vermögen  unter- 
liegt der  Erbschaftssteuer  ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit  und  Wohnsitz 
des  Erblassers  oder  Vorgängers. 
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Artikel  4. 
Für  die  Besteueiung  des  sonstigen  Vermögens  (beweglichen  Yermögens) 
gelten  die  folgenden  Grundsätze: 

1.  Wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  seinen  Wohnsitz  in 
Hessen  hatte,  so  unterliegt  sein  gesamtes  bewegliches  Vermögen  der 
hessischen  Erbschaftssteuer.  Befindet  sich  dieses  Vermögen  indes  gaas 
oder  teilweise  ausserhalb  Hessens,  so  ist  auf  Antn^  des  Steaer- 
Pflichtigen  die  von  diesem  etwa  in  dem  anderen  Staate  für  denselben 
Erwerb  entrichtete  Erbschaftssteuer  auf  die  hessische  Steuer  in  Auf- 
rechnung zu  bringen. 

2.  Wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Ablebens  seinen  Wohnsitz  ausser- 
halb Hessens  hatte  oder  überhaupt  keinen  Wohnsitz  besass,  so  unter- 
liegt sein  in  Hessen  befindliches  bewegliches  Vermögen  der  diesseitigen 
Erbschaftssteuer  insoweit,  als  es  an  Erben  fällt,  die  in  Hessen  wohnen 
oder  sich  daselbst  aufhalten;  die  Erben  sind  indes  gleichfalls  be- 
rechtigt, die  etwa  in  dem  anderen  Staate  für  denselben  Erwerb  ent- 
richtete Erbschaftssteuer  auf  die  hessische  Steuer  in  Anfrechnnng  zo 
bringen.  Fällt  das  in  Hessen  befindliche  Vermögen  eines  solchen  Erb- 
lassers an  Erben,  die  keinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in  Hessen 
haben,  so  unterliegt  es  nur  dann  der  diesseitigen  Besteuening,  wenn 
nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem  der  Erblasser  znr  Zeit 
seines  Ablebens  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hatte,  ein  in  Hessen 
wohnender  oder  sich  aufhaltender  Erwerber  im  gleichen  Falle  be- 
steuert wird. 

Einen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gresetzes  hat  eine  Person  in  Hessen 
dann,  wenn  sie  eine  Wohnunff  im  Lande  unter  Umständen  inne  hat^ 
die  auf  die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen  schliessen 
lassen.  Dem  Erblasser  im  Sinne  des  Abs.  1  Zi£  1  und  2  steht  der- 
jenige  gleich,  dessen  Ted  den  Anlass  fttr  den  Vermögenserwerb  bildet 

Artikel  5. 
Unser  Ministerium  der  Finanzen  ist  ermächtigt,  gegenüber  den  Ange- 
hörigen oder  Bewohnern  solcher  Staaten,  in  denen  die  Erbschaftssteaer  nadi 
anderen  als  den  in  Art.  4  aufgestellten  Grundsätzen  erhoben  wird,  zur  Ver- 
meidung einer  Doppelbesteuerung  wie  auch  zur  Ausübung  eines  Vergeltnngs- 
rechts  die  Besteuerung  nach  anderen  Gesichtspunkten  anzuordnen. 

Titel  8«    Befreiung  von  der  Steuer. 

Artikel  6. 
Befreit  von  der  Erbschaftssteuer  sind  Vermögensanfälle: 

A.  wenn  deren  gesamter  Wert  für  eine  und  dieselbe  Person  den  Betrag^ 
von  100  M.  nicht  übersteigt ; 

B.  1.  an  Abkömmlinge,  sofern  dieselben  aus  gültigen  Ehen  abstammen, 

durch  nachfolgende  Ehe  oder  durch  landesherrliche  Entschliemmg 
legitimiert  sind  oder  nach  §  1699  des  Bürgerlichen  Gesetsbocfas 
als  ehelich  gelten.  Uneheliche  Kinder  haben  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Mutter  und  deren  Verwandten  die  Stellung  ehelicher  Ktndor; 

2.  an  Ascendenten,  jedoch  nur  bis  zum  Betrage  ihrer  gesetslidhen 
Intestatportion ; 

3.  an  Geschwister,  wenn  der  Erblasser  noch  nicht  aus  der  Familie 
des  überlebenden  Eltemteils  ausgetreten  war,  soweit  der  An£sll 
in  einer  Quote  des  Nachlasses  des  verstorbenen  Eltemteils  besteht; 

4.  an  Ehegatten; 

5.  an  Dienstboten  oder  andere  Personen,  welche  dem  Hausstände  des 
Erblassers  angehört  haben  und  in  demselben  in  einem  Dieart» 
Verhältnisse  gestanden  haben,  bis  zum  Betrage  von  je   1000  M. ; 
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bei  einem  höheren  Betrag  ist  die  Steuer  zwar  von  dem  ganzen 
Betrage  zu  berechnen,  aber  nur  so  weit  zu  entrichten,  als  dieselbe 
aus  dem  die  Summe  von  1000  M.  übersteigenden  Betrag  des  An- 
falls entnommen  werden  kann; 

C.  an  den  Grossherzog,  den  Staat  oder  das  Reich. 

D.  Vermächtnisse  und  Stiftungen,  welche  zu  mildthätigen  Zwecken  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches  Verwendung  finden. 

Unter  Vermächtnissen  und  Stiftungen  zu  mildthätigen  Zwecken  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  sind  solche  zu  verstehen,  welche  zum  Vorteile  von  Bedürftigen 
geschehen,  sei  es,  dass  sie  den  Bedürftigen  direkt  oder  solchen  Anstalten  ge- 
macht werden,  durch  welche  sie  (bezüglich  der  Substanz  oder  der  ErtiUgnisse) 
den  Bedürftigen  zufliessen. 

Titel  4.    Betrag  der  Steuer. 

Artikel  7. 
Die   Steuer   beträgt   vorbehaltlich    der  nach  Art.  6   stattfindenden   Be- 
freiungen : 

1.  5  Pf .  von  je  1  M.,  wenn  der  Anfall  gelangt  an: 

a)  Verwandte  der  aufsteigenden  Linie; 

b)  Geschwister  und  Kinder  von  Geschwistern; 

c)  Kinder  und  deren  Abkömmlinge,  sofern  das  Verhältnis  auf  An- 
nahme an  Kindesstatt  beruht; 

d)  uneheliche  Kinder  aus  dem  Vermögen  des  Vaters,  sofern  die  Vater- 
schaft erweislich  anerkannt  ist; 

2.  8  Pf.  von  je  1  M.,  wenn  der  Anfall  gelangt  an : 

a)  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge; 

b)  Schwiegerkinder; 

c)  Stiefeltern,  Adoptiveltern,  Schwiegereltern; 

d)  Oheim,  Tanten,  Grossneffen  oder  Grossnichten; 

3.  10  Pf.  von  je  1  M.  in  allen  übrigen  Fällen. 

Artikel  8. 
Wenn  der  Anfall  infolge  Ausschlaeens  des  Berechtigten  oder  Hinweg- 
foUens  desselben  nach  dem  Ableben  des  Erblassers  an  andere  Personen,  als  den 
ursprünglich  Berechtigten  gelaugt,  so  ist  die  Steuer  in  denjenigen  Betrage  zu 
bezahlen,  auf  welchen  sie  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  7  für  die  Person 
des  Erwerbers  berechnet 

Artikel  9. 
Die  bei  Berechnung  der  Steuer  sich  ergebenden  Pfennigbeträge  bleiben 
ausser  Betracht. 

Titel  5  a.    Steuerpflichtige  Masse. 

Artikel  10. 

Die  Erbschaftssteuer  ist  von  demjenigen  Vermögensstande  zu  entrichten, 
um  welchen  der  Steuerpflichtige,  dem  der  Anfall  zukommt,  durch  denselben 
reicher  wird. 

Es  sind  daher  der  steuerpflichtigen  Masse  alle  zu  derselben  gehörigen 
ausstehenden  Forderungen,  auch  diejenigen,  welche  der  Erwerber  selbst  zur 
Masse  verschuldet,  oder  welche  ihm  erst  mit  dem  Anfall  erlassen  werden,  hinzu- 
zurechnen. 

Dagegen  kommen  von  der  steuerpflichtigen  Masse  in  Abzuff  alle  Schulden 
und  Lasten,  welche  mit  oder  wegen  derselben  übernommen  werden.  Zu  diesen 
Lasten  werden  bei  Erbschaften  auch  die  noch  rückständigen  Kosten  der  letzten 
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Krankheit,  die  Kosten  des  Begräbnisses  des  Erblassers,  alle  Kosten  der  Nachlas»- 
regulierong  und  der  im  Interesse  der  Masse  geführten  oder  zu  führenden  Pro- 
zesse, nicht  aber  der  Betrag  der  Erbschaftssteuer  selbst  und  nicht  die  Kosten 
der  zwischen  Erbinteressenten  in  deren  besonderem  Interesse  geführten  Redii»- 
streitigkeiten  gerechnet. 

Artikel  11. 
Soweit   eine  Zuwendung   zur  Vergeltung  fftr  Leistungen  bestimmt  ist, 
welche  mit  dem  Anfall  Übernommen  werden,  hat  bei  Berechnung  der  Steuer, 
sofern  ein  Anschlag  solcher  Leistungen  in  Geld  überhaupt  möglich  ist,  der 
Wert  dieser  Leistungen  in  Abzug  zu  kommen. 

Artikel  12. 

Vermögen,  welches  zur  Begründung  einer  vom  Erblasser  angeordnetoi 
oder  einem  Erben,  Vermächtnisnehmer  u.  s.  w.  aufgetragenen  Stiftung  gewidmet 
ist,  wird  nach  dem  Satz  unter  4^)  in  Art.  7  oben  versteuert,  vorbehaltlich  d^ 
anderweitigen  Feststellung,  sowie  Zurückerstattung  der  Steuer  für  den  Fall, 
dass  die  Stiftung  nicht  oder  nicht  in  der  angeordneten  Weise  zur  Ausf^Lhnnig 
gelangt. 

Sind,  ohne  Begründung  einer  Stiftung,  vom  Erblasser  oder  Schenkgeber 
Zuwendungen  zu  milden  oder  gemeinnützigen,  oder  öffentlichen  Zwecken  an- 
geordnet, oder  sind  zu  solchen  Zwecken  einem  Erben,  Vermächtnisnehmer,  Be> 
schenkten  u.  s.  w.  Leistungen  aufgetragen,  so  werden  dieselben  hinsichtlich  der 
Besteuerung  ebenso  behandelt,  als  ob  zu  demselben  Zweck  eine  Stiftung  im . 
Betrage  der  Zuwendung  bezw.  Leistung  angeordnet  wäre.  —  Die  auf  solche 
Zuwendungen  entfallende  Steuer  ist  von  dem  mit  der  Zuwendung  oder  Leistung 
Belasteten,  auch  wenn  er  für  sich  selbst  zu  den  von  der  Steuer  Befreiten 
gehört,  zu  entrichten  und  kann,  wenn  der  Zuwendende  keine  andere  Anordnung 
getroffen  hat,  auf  die  Zuwendung  bezw.  Leistung  selbst  angerechnet  werden. 

Artikel  13. 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  Titel  2  steaerfreien 
oder  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  bei  Berechnong  der 
Steuer  nur  an  diesem  Teile  in  Abzug.  . 

Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf  dem  steuerfreien,  als  anch  auf 
dem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  in  gleicher  Weise  haften,  kommen  vom 
letzterwähnten  Masseteile  nur  nach  dem  Verhältnisse  desselben  zur  GesamtmaBse 
in  Abzug. 

Pfandschulden,  Kaufschillingsschulden,  Auszugsleistungen,  Reallasten  und 
sonstige  dinglich  gesicherte  Schulden,  für  welche  der  Erblasser  zugleich  per- 
sönlich verpflichtet  war,  gelten  zunächst  als  die  betreffenden  Objekte  belastend 
und  kommen  nur  rücksichtlich  des  durch  diese  nicht  gedeckten  Betrages  bei 
der  übrigen  Masse  in  Abzug. 


Titel  5  b.    Ermittelung  des  Wertes  der  steuerpflichtigen 

Artikel  14. 

Für  die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  ist  der  gemeine  Wert  der  steuer- 
pflichtigen Masse  in  dem  Zeitpunkte  des  Todes  des  Erblassers  massgebend. 

Bezüglich  der  FamilienfideikommissanfäUe,  sowie  der  Anfälle  von  land- 
wirtschaftlichen Erbgütern  und  aus  Familienstiftungen  ist  der  Zeitpunkt  der 
Eröffnung  der  Nächtige  bezw.  des  Anfalls  massgebend. 

Artikel  15. 
Forderungen  werden  nach  dem  Betrag,   auf  welchen  sie  lauten,   unte 
Hinzurechnung  der  Zinsen  bis  zum  erwähnten  Zeitpunkt  (Art.  14),   wenn  sie 


1)  Soll  wohl  8  heissen,  da  in  der  neuen  Fassung  Art.  7  keine  Z.  4  kennt.    D. 

782 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Heas.  Gesetz,  die  Erbschafts-  und  Schenkimgssteaer  betr.,  vom  22.  Dez.  1900.      283 

einen  anderen  Gegenstand  als  Gkld  betreffen,  nach  dem  Werte  dieses  Gegen- 
standes zu  demselben  Zeitpunkt  angenommen. 

unsichere  und  bestrittene  Forderungen  und  sonstige  zur  sofortigen  Werts- 
ermittelung nicht  geeignete  Vermögensobjekte  kommen  mit  dem  mutoiasslichen 
Wert  in  Rechnung,  welchen  der  Steuerpflichtige  in  Vorschlag  bringt.  Findet 
keine  desfallsige  Einigung  mit  der  Steuerbehörde  statt,  so  kann  diese  Behörde 
von  dem  vorgeschlagenen  Werte  die  Steuer  einziehen  und  die  Berichtigung 
des  Wertansatzes,  sowie  die  entsprechende  Nachforderung  oder  Erstattung  der 
Steuer  bis  zum  Ausgange  derjenigen  Verhandlungen  vorbehalten,  von  welchen 
die  Bezahlung  der  Forderung  bezw.  die  Wertsermittelung  abhängt. 

Bei  Wertpapieren,  welche  einen  Kurswert  haben,  ist  dieser,  unter  Hinzu- 
rechnung der  Zinsen,  massgebend.  Fremde  Währungen  sind  nach  dem  Tages- 
kurs am  Todestag  umzurechnen. 

Bei  immerwährenden  Nutzungen  oder  Leistungen  wird  das  25fache  ihres 
1jährigen  Betrages,  bei  Nutzungen  oder  Leistungen  von  unbestimmter  Dauer 
das  12V>fa^be  des  1jährigen  Betrages  als  Kapitalwert  angenommen. 

Artikel  16. 
Der  Kapitalwert  von  Leibrenten  und  anderen,  auf  die  Lebensdauer  einer 
Person  beschränkten  Nutzungen  oder  Leistungen  bestimmt  sich  nach  dem  zur 
Zeit  des  Todes  des  Erblassers  erreichten  Lebensalter  dein*enigen  Person,  mit 
deren  Tode  die  Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  und  wird  bei  einem  Lebens- 
alter derselben: 

von  15  Jahren  oder  weniger         auf  das  ISfache 
über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren     „      „     17    „ 
»      25      ,        „      „    85       «  „      ,     16    „ 

„      35      ,        ,      fl    45       „  ,      „     14    , 

»     45      ,        „      „    55       „  ,      ,     12    , 

.     55      ,        .     .    65       ,  ,      ,     8V«, 

»b5fl        Tij<75„  „„5„ 

T     T^     9        ,„oO„  J.J.3» 

des  Werts  der  1jährigen  Leistung  odei;  Nutzung  angenommen. 

Ist  die  Dauer  der  Nutzungen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit  mehrerer 
Personen  dergestalt  abhängig,  dass  bei  dem  Tode  der  zuerst  versterbenden 
Person  die  Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  so  ist  für  die  Wertsermittelung  das 
Lebensalter  der  ältesten  Person  massgebend.  Soll  die  Nutzung  oder  Leistung 
bis  zum  Tode  der  letztversterbenden  Person  fortdauern,  so  hat  die  Berechnung 
nach  dem  Lebensalter  der  jüngsten  Person  zu  erfolgen. 

Artikel  17. 
Bei  Nutzungen,  sowie  bei  Leistungen  auf  bestimmte  Zeit  ist  der 
Kapitalwert  unter  Zugrundlegung  ihres  1jährigen  Wertbetrages  nach  der  als 
Anlage  beigefügten  Tabelle  zu  ermitteln.  Ist  jedoch  die  Dauer  der  Nutzung 
oder  Leistungen  noch  ausserdem  durch  die  Lebenszeit  einer  oder  mehrerer  Per- 
sonen beschränkt,  so  darf  der  nach  Art.  16  sich  berechnende  Kapitalwert  nicht 
überschritten  werden. 

Artikel  18. 
Der  1jährige  Betrag  von  Nutzungen  eines  Vermögend  oder  Gegenstandes 
ist,  wenn  er  nicht  unzweifelhaft  feststeht,   auf  vier  vom  Hundert,  soweit  das 
Vermögen  oder  der  Gegenstand  jedoch  in  Immobilien  besteht,   auf  drei  vom 
Hundert  .des  Kapitalwerts  anzunehmen. 

Artikel  19. 
Vermögen,    dessen  Erwerb  von   dem  Eintritt  einer  aufschiebenden 
Bedingung  abhängt  oder  auf  einen  bestimmten   oder  unbestimmten  Anfangs- 
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termin  hinaus^erückt  ist,  unterliegt  gegen  den  Erwerbenden  der  Besteaenmg 
erst  bei  dem  Eintritte  der  Bedingung  oder  des  Anfangstermins. 

Wird  Vermögen  erworben,  das  unter  Beifügung  einer  auflösendoi  Be- 
dingung oder  eines  unbestimmten  Endtermins  zugewendet  worden  ist,  so  ist  es, 
falls  es  sich  nicht  um  Nutzungen  oder  Leistungen  von  unbestimmter  oder  un- 
gewisser Dauer,  für  welche  lediglich  die  Vorschriften  in  Art  15  letiier  Satz 
bezw.  Art.  16  und  17  zweiter  Säte  massgebend  sind,  handelt,  wie  unbedingt 
erworbenes  Vermögen  zu  versteuern.  Bei  dem  Eintritte  der  auflösenden  E^ 
dingun^  oder  des  unbestimmten  Endtermins  wird  jedoch  die  gezahlte  Stener 
bis  auf  den  der  wirklich  eingetretenen  Bereicherung  entsprechenden  Betrag 
zurückerstattet.  Ist  der  Endtermin  ein  bestimmter,  so  wird  die  Steuer  ans  dem 
bis  zum  Eintritt  desselben  zu  berechnenden  Nutzungswert  angesetzt. 

Artikel  20. 

Lasten,  welche  den  Wert  der  steuerpflichtigen  Masse  vermindeni,  werden, 
wenn  sie  von  einer  aufschiebenden  Bedinj^an^  abh&ngen  oder  auf  einen  be- 
stimmten oder  unbestimmten  Anfangstemun  hmausgerückt  sind,  vorerst  nicht 
berücksichtigt.  Bei  dem  Eintritte  der  Bedingung  oder  des  Termins  jedoch  kann 
das  Zuvielgezahlte  von  der  Steuerbehörde  zurückgefordert  werden. 

Lasten,  deren  Fortdauer  von  einer  autlösenden  Bedingung  oder  einem 
unbestimmten  Endtermine  abhängt  —  mit  Ausnahme  der  Leistungen  oder 
Nutzungen  von  unbestimmter  oder  ungewisser  Dauer,  deren  abzuziehender  Wert 
sich  nach  den  Vorschriften  in  Art.  15  letzter  Absatz  bezw.  Art.  16  und  Axt.  17 
zweiter  Satz  berechnet  — ,  werden  wie  unbedingte  in  Abzug  gebracht.  Bei  dem 
Eintritte  der  Bedingung  oder  des  unbestimmten  Endtermins  jedoch  ist  derjenige 
Betrag  der  Steuer  nachträglich  zu  bezahlen  (und  zu  erheben),  welcher  mehr 
zu  entrichten  gewesen  sein  würde,  wenn  der  Zeitpunkt  des  Eintrittes  der  Be- 
dingung bei  der  ersten  Berechnung  der  Steuer  bekannt  gewesen  wäre. 

Artikel  21. 
Sind  bei  Berechnung  der  Steuer  ungewisse  oder  noch  unbekannte  An- 
sprüche der  Masse  oder  gegen  die  Masse  ausser  Berücksichtigung  geblieben, 
so  wird,  wenn  dieselben  später  zur  Verwirklichung  gelangen  oder  bekannt 
werden,  der  zu  wenig  berechnete  Steuerbetrag  nacherhoben,  der  zu  viel  be- 
zahlte zurückerstattet. 

Artikel  22. 

Bei  Familienfideikommissen ,  landwirtschaftlichen  Erbgütern,  sowie  bd 
Anfällen  aus  Familienstiftungen  ist  der  Berechnung  der  Steuer  der  nach  Vor- 
schrift der  Art.  16  und  18  zu  ermittelnde  Wert  der  anfallenden  Notzungen  oder 
Bezüge  zu  Grunde  zu  legen,  der  Steuersatz  aber  nach  dem  Verwandtschafts- 
verhältnisse zwischen  dem  letzten  Inhaber  und  dessen  steuerpflichtigem  Nadi- 
folger  zu  bemessen. 

Gleiches  gilt  auch  bezüglich  des  erstmaligen  AnfaUes  (von  dem  Stifte 
an  den  ersten  .^ifallsberechti^n). 

Wenn  nach  der  Zeit  der  Berechnung  der  Steuer  das  angefallene  Fidei- 
kommiss-,  Stiftungs-  oder  Erbgutsvermögen  während  Besitzes  des  Steuerpflidi- 
tigen  die  dessen  Verfügungsbefugnisse  beschränkende  Eigenschaft  auf  eine  f^ 
ihn  nicht  onerose  Weise  verliert,  so  findet  nachtril^che  Berechnung  und  Er- 
hebung der  Steuer  von  der  Substanz,  gemäss  den  Vorschriften  gegenwärtigen 
Gesetzes  statt.    Die  bereits  bezahlte  Steuer  kommt  in  Abrechnung. 

Artikel  23. 
Ist  einem  Erbschaftssteuerpflichtigen  Vermögen  angefallen,  dessen  Natzong 
einem  Dritten  zusteht  oder  vorbehalten  ist,  so  ist  dassdbe,  sofern  von  eraterem 
gleichwohl  die  sofortige  Bestimmung  der  Substanz  beantragt  wird,  um  den 
nach  Vorschrift  der  Art.  16 — 18  zu  berechnenden  Wert  der  Nutsung  geringer 
anzuschlagen.    Im  anderen  Falle  erfolgt  die  Versteuerung  ohne  jenen  Absng 
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aus  dem  vollen  Werte  der  Substanz  erst  dann,  wenn  der  Niessbrauch  beendigt 
ist,  und  zwar,  wenn  inzwischen  weitere  Vererbung  der  Substanz  eingetreten 
ist,  ohne  Entrichtung  einer  Steuer  für  die  dazwischen  liegenden  Anfälle  der- 
gestalt, als  ob  der  in  die  Nutzung  eintretende  Erwerber  der  Substanz  diese 
unbeschränkt  von  dem  ursprünglichen  Erblasser  unmittelbar  erworben  hätte.  — 
Der  Erwerber  des  lebenslänglichen  oder  zeitweisen  Niessbrauchs  ist  für  die  ihn 
selbst  treffende  Steuer  sofoH  mit  dem  Zeitpunkte  des  Erwerbs  steuerpflichtig. 

Artikel  24. 

Bei  Einsetzungen  von  Nacberben  wird  der  Yorerbe  als  Erbe  des  Niess- 
brauchs, der  Nacherbe  als  Substanzerbe  des  ihm  auszuliefernden  Vermögens 
angesehen. 

Hat  jedoch  der  Erblasser  den  Nacherben  auf  dasjenige  eingesetzt,  was 
von  der  Erbschaft  bei  dem  Eintritte  der  Nacherbfolge  Übrig  sein  wird,  so  hat 
sowohl  der  Vorerbe  von  dem  vollen  Betrage  des  Anfalls,  als  auch  der  Nach- 
erbe von  dem  vollen  Betrage  des  an  ihn  herausgegebenen  Vermögens,  jeder 
der  beiden  je  nach  seinem  Verwandtschafts-  oder  sonstigen  Verhältnisse  zum 
unmittelbaren  Vorgänger,  die  Erbschaftssteuer  zu  entrichten. 

Diese  Vorschriften  finden  auf  Nachvermächtnisse  entsprechende  An- 
wendung. 

Artikel  25. 

Haben  Ehegatten  gemeinschaftlich  in  Eheverträgen  oder  in  letztwilligen 
Verfügungen  Verwandte  des  einen  oder  beider  Ehegatten  zu  Erben  eingesetzt 
oder  mit  Zuwendungen  bedacht,  so  wird  im  Zweifel  angenommen,  dass  der 
Anfall  von  dem  dem  Steuerpflichtigen  verwandten  oder  am  nächsten  verwandten 
Ehegatten  herrühre,  soweit  der  Nachlass  des  letzteren  reicht.  Kann  der  Betrag 
des  Nachlasses  des  zuerst  verstorbenen  Ehegatten  nicht  ermittelt  werden,  so 
ist  derselbe  behufs  Berechnung  der  Steuer  auf  die  Hälfte  des  vorhandenen  Ver- 
mögens beider  Ehegatten  anzunehmen.  Bleibt  nur  in  betreff  einzelner  Ver- 
mögensgegenstände zweifelhaft,  welchem  Ehegatten  sie  gehörten  bezw.  gehören, 
so  wird  angenommen,  dass  dieselben  zur  Hälfte  zum  Nachlasse  des  verstorbenen, 
zur  anderen  Hälfte  zum  Vermögen  des  überlebenden  Ehegatten  gehören. 

Die  Bestimmung  im  ersten  Satze  dieses  Artikels  findet  sinnentsprechende 
Anwendung  auf  diejenigen  gemeinschaftlichen  letztwilligen  Verfügungen,  welche 
von  anderen  Personen  als  Ehegatten  errichtet  worden  sind. 

Titel  6.    Zahlnngspflicht  und  Sichemng,  sowie  Fälligkeit  der  Steuer. 

Artikel  26. 
Die  Erbschaftssteuer  trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen  Anfalls. 
Sie  wird  nach  dem  Anteil  jedes  einzelnen  Erwerbers  besonders  berechnet. 

Artikel  27. 
Die  Erbschaftssteuer  haftet  auf  der  ganzen  steuerpflichtigen  Masse.  Die 
Steuerbehörde  kann  das  Grundbuchamt  um  die  Eintragung  emer  Sicherungs- 
hypothek an  den  zur  Masse  gehörenden  Grundstücken  ersuchen.  Bis  zu  dem 
Zeitpunkt,  in  dem  das  Grundbuch  als  angelegt  anzusehen  ist,  tritt  an  die  Stelle 
der  Sicherungshypothek  die  Hypothek  des  bisherigen  Rechtes  und  an  die  Stelle 
des  Grundbuchamts  die  Behörde,  die  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zuständig 
ist,  die  Eintragung  der  Hypothek  anzuordnen.  Auf  Verlangen  der  Steuer- 
behörde muss  ßr  die  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  noch  besondere  Sicher- 
heit besteUt  werden,  namentlich  für  die  Versteuerung  bedingter  oder  streitiger 
Anfälle,  sowie  wenn  die  Verpflichtung  zur  Steuerzahlung  erst  in  einem  künftigen 
Zeitpunkt  eintritt  und  wenn  eine  Nachberechnun^  oder  Nacherhebung  von 
Steuer  möglich  werden  kann,  endlich  wenn  Zahlziele  oder  Fristen  bewilligt 
werden. 
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Artikel  28. 
Erben  und  Miterben,  sowie  in  den  Besitz  der  Erbschaft  gelangte  Erb- 
schaftskäufer  sind  bis  zum  Betrage  des  aus  der  Erbschaft  Empfangenen  ftir  die 
von  allen  den  Nachlass  betreffenden  Anfällen  zu  entrichtende  Erbschaftssteuer 
als  Gesamtschuldner  verpflichtet. 

Artikel  29. 
Gesetzliche  Vertreter  der  Erbinteressenten,  Bevollmächtigte  derselben, 
Testamentsvollstrecker,  Nachlassverwalter,  femer  die  Verwalter  von  Familien- 
stiftungen haften  persönlich  für  die  Steuer,  wenn  sie  trotz  Kenntnis  des  Rock- 
Standes  derselben  vor  ihrer  Entrichtung  oder  Sicherstellung  die  Erbschaft, 
einzelne  Erbteile,  Vermächtnisse,  Schenkungen  oder  Bezüge  aus  Familien- 
Stiftungen  ausantworten. 

Artikel  80. 

Die  Steuerpflicht  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  des  Erwerbes  ein. 

Die  Steuer  ist  zahlungsfällig  mit  der  Eröffnung  des  Steueransatzes  an 
den  Steuerpflichtigen. 

Der  Steueransatz  ist  vorläufig  vollstreckbar.  Die  Vollstreckongsklausel 
erteilt  das  Erbschaftssteueramt. 

Zweiter  Abschnitt. 
Schenkungsstener. 

Artikel  31. 

Die  Schenkungssteuer  wird  erhoben  von  Vermögenserwerbungen  darcfa 
Schenkungen  unter  Lebenden,  soweit  sie  nicht  nach  Art  1  Ziff.  1  Abs.  2  der 
Erbschaftssteuer  unterliegen  und  soweit  ihr  Wert  den  Betrag  von  1000  M.  übei^ 
steigt.  Wenn  dieser  Wert  überstiegen  wird,  ist  die  Steuer  zwar  von  dem  ganzen 
Betrage  zu  berechnen,  aber  nur  so  weit  zu  entrichten,  als  sie  ans  dem  die 
Summe  von  1000  M.  übersteigenden  Betrage  entnommen  werden  kann.  Ist  die 
Vermögenserwerbung  infolge  eines  öffentlich  beurkundeten  Schenkungsvertrags 
erfolgt,  so  sind  die  für  mese  Beurkundung  entrichteten  Stempelabgaben  nnd 
Gebcßiren  auf  entsprechenden  Nachweis  von  dem  Betrage  der  Schenkungsstener 
in  Abzug  zu  bringen. 

Mehrere  Schenkungen,  welche  von  einem  und  demselben  Schenkgeb^ 
an  einen  und  denselben  Schenknehmer  innerhalb  eines  Zeitraums  von  ffinf 
Jahren  gemacht  werden,  gelten  in  Bezug  auf  die  Versteuerung  als  eine 
Schenkung. 

Eine  Schenkung  an  Eheleute  gilt  als  Schenkung  an  eine  Person. 

Schenkungen  von  einer  oder  mehreren  Personen  an  zwei  oder  mehrere 
Personen  oder  von  zwei  oder  mehreren  Personen  an  eine  Person,  welche  in 
einem  und  demselben  Akte  gemacht  oder  in  einer  und  derselben  Urkunde  be- 
urkundet werden,  gelten  in  Bezug  auf  die  Steuer  als  eine  einzige  Schenkung, 
derart,  als  wären  sie  nur  von  einer  einzigen  an  eine  einzige  Person  geschehen. 

Wenn  die  Schenkung  eines  oder  mehrerer  Gegenstände  oder  einer  Geld- 
summe an  mehrere  Personen  gemeinsam  geschieht,  so  ist  nur  eine  ächenknne 
anzunehmen  und  es  kommt  dann  hinsichtlich  der  Steuer  nicht  auf  den  Anteu 
jeder  einzelnen  der  beschenkten  Personen  an,  sondern  die  Steuer  wird  nach 
dem  Gesamtbetrage  der  Schenkung  berechnet,  von  den  einzelnen  Beschenkten 
aber  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Anteile  erhoben. 

Artikel  32. 
Der  Besteuerung  unterliegen  auch  Schenkungen,  durch  die  einer  sittlichen 
Pflicht  oder  einer  auf  den  Anstand  zu  nehmenden  Rücksicht  entsprochen  wird 
oder  die  mit  Gegenleistungen  beschwert  sind,   sowie  Schenkungen  unter  einer 
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Auflage.  Der  Wert  einer  dem  Beschenkten  gemachten  Auflage  oder  einer  ihm 
auferlegten  oder  von  ihm  bereits  erfüllten  Gegenleistung  kommt  von  dem  zu 
besteuernden  Wert  in  Abzug,  vorausgesetzt,  dass  die  Auflage  oder  Gegenleistung 
bestimmt  bezeichnet  und  die  Schätzung  derselben  in  Geld  möglich  ist.  —  Ent- 
hält die  Auflage  selbst  eine  Schenkung,  so  unterliegt  der  dadurch  Bereicherte 
der  Besteuerung  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes. 

Bei  Leibgedingsvertr^en , .  Leibrenten  vertragen  und  ünterhaltsverträgen 
kann  die  Steuerbehörde  eine  Untersuchung  mit  Beiziehung  von  Sachverständigen 
darüber  anstellen  und  anordnen,  ob  und  inwieweit  das  von  dem  einen  Teil 
hingegebene  Vermögen  in  einem  Missverhältnisse  steht  zu  den  von  dem  anderen 
Teil  übernommenen  Leistungen  (Renten,  Unterhalt  etc.).  Ergibt  sich  hierbei, 
dass  der  letztere  Teil  eine  reine  Bereicherung  von  mehr  als  1000  M.  erhalten 
soll  oder  erhält,  so  ist  von  der  Bereicherung  die  Schenkungssteuer  nach  Mass- 
gabe des  Art.  31  zu  entrichten. 

Artikel  33. 
Die  Bestimmungen  des  Titels  2  von  der  Erbschaftssteuer  finden  auch  auf 
die  Schenkungssteuer  sinnentsprechende  Anwendung. 

Artikel  84. 
Befreit  von  der  Schenkungssteuer  sind: 

A.  alle  Schenkungen 

1.  an  Kinder  und  Eindeskinder,  Eltern  und  Grosseltem, 

2.  an  den  Ehegatten, 

3.  an  den  Grossherzog,  den  Staat  und  das  Reich; 

B.  die  Schenkungen 

an  Verlobte  (Verlobungs-  und  Hochzeitsseschenke),  sowie  diejenigen 
Geschenke,  welche  anlässlich  eines  Verlöbnisses  oder  einer  Hoch- 
zeit oder  eines  Festtages  von  Verlobten  oder  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten oder  Paten  unter  sich  gemacht  werden; 

C.  Beihilfen,  welche  zum  Lebensunterhalt  oder  zur  Ausbildung  einem 
dessen  Bedürftigen,  sei  es  in  Form  einer  Rente,  eines  Kapitals  oder 
der  Naturalsustentation,  gegeben  werden; 

D.  Schenkungen,  welche  zu  mildthätigen  Zwecken  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches  Verwendung  finden. 

Unter  Schenkungen  zu  mildthätigen  Zwecken  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
sind  solche  zu  verstehen,  welche  zum  Vorteile  von  Bedürftigen  geschehen,  sei 
es,  dass  sie  den  Bedürftigen  direkt  oder  solchen  Anstalten  gemacht  werden, 
durch  welche  sie  (bezüglich  der  Substanz  oder  der  Erträgnisse)  den  Bedürftigen 
zufliessen. 

Artikel  35. 
Die  Schenkungssteuer  wird  nach  Massgabe  der  im  Art  7  festgesetzten 
Sätze  erhoben,  unbeschadet  der  im  Art.  34  vorgeschriebenen  Befreiung  der  Ver- 
wandten in  aufsteigender  Linie. 

Artikel  36. 

Zur  Entrichtung  der  Schenkungssteuer  ist  der  Beschenkte  und,  wenn  der- 
selbe keinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  im  Grossherzogtum  hat,  der  Schenker 
verpflichtet. 

Die  Steuerpflicht  tritt  ein  mit  dem  Vollzuge  der  Schenkung  und  zwar  in 
Fällen,  wo  nach  Art  31  mehrere  der  Zeit  nach  auseinanderliegende  Schenkungen 
zusammen  zu  rechnen  sind,  mit  dem  Vollzuge  derjenigen  Schenkung,  durch 
welche  sich  die  steuerpflichtige  Summe  erfüllt,  bezüglich  weiterer  dessfallsiger 
Schenkungen  mit  dem  Vollzuge  jeder  derselben. 
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Artikel  37. 

Die  Schenkun^stecier  ist  zabluDgsfällig  mit  Eröffnung  des  Steaeraasatiet 
an  den  Steuerpflichtigen. 

Der  Steueransatz  ist  vorläufig  vollstreckbai*.  Die  Vollstreekungsklaiii^ 
erteilt  das  Erbschaftssteueramt. 

Artikel  38. 
Die  Schenkungssteuer  wird  insoweit  zurückerstattet,  als  das  Geschenk 
wegen  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  der  Schenkung  zufolge  eines  BAck- 
forderungsrechts  des  Schenkers,  wegen  Widerrufs  durch  den  Schenker  oder 
dessen  Erben,  oder  auf  Grund  des  Anspruchs  des  Vertragserben  des  Schenken 
zurückgegeben  worden  ist.  Der  Rückgabe  des  Geschenk»  steht  es  gleidi,  wenn 
der  Beschenkte  die  Herausgabe  desselben  gemäss  §  528  Abs.  1  Satz  2  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  abgewendet  hat. 

Artikel  89. 

Die  Bestimmungen  in  den  Titeln  5  a  und  5b  des  ersten  Abschnittes  und 
die  Bestimmungen  der  Art.  26,  27  und  28  im  Titel  6  dieses  Gesetzes  finden 
auch  bezüglich  der  Schenkungssteuer  entsprechende  Anwendung. 

Für  die  Schenkungssteuer  haftet  der  Beschenkte  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  der  Schenker  zunächst  verpflichtet  ist,  mit  diesem  als  Gresamtschuldner. 


Dritter  Abschnitt. 

Verfahren. 

Artikel  40. 
Die  Verwaltung  der  in   diesem  Gesetz  erwähnten  Steuern  wird   unter 
Leitung  des  Ministeriums  der  Finanzen  von  dessen  Abteilung  für  Steaeiwesen 
durch  die  als  Erbschaftssteueramt  fungierende  Behörde  geehrt. 

Artikel  41. 

Diejenigen  Beamten,  welchen  die  Beurkundung  der  Sterbeftlle  obliegt 
haben  von  jedem  Sterbfall  dem  Erbscbaftssteueramt  sofortige  Anzeige  zu  er- 
statten. —  Ebenso  haben  die  Gerichte  von  jeder  Todeserklärung  und  von  jedm 
Beurkundung  darüber,  dass  der  Errichtung  eines  Familienfideikommisses,  ^ner 
Familienstifbung  oder  eines  landwirtschaftlichen  Erbguts  in  rechüicher  Be- 
ziehung nichts  im  Wege  stehe,  das  Erbschaftssteueramt  alsbald  zu  benach- 
richtigen. 

Die  Gerichte,  Notare,  Ortsgerichte  und  Bürgermeistereien  haben  dem 
Erbschaftssteueramt  die  eröffneten  Testamente  und  Erbverträffe,  sowie  die  Ur- 
kunden und  Akten  über  Schenkungen,  welche  vor  ihnen  errichtet  worden  sind. 
Ton  Amts  wegen,  die  auf  die  Erbschaften  sich  beziehenden  Urkunden  und 
Akten  und  die  Akten  über  Fideikommisse,  Erbgüter  und  Stiftungen  aof  Ver 
langen  vorzulegen. 

Artikel  42. 

Die  steuerpflichtigen  und  die  für  die  Steuer  haftenden  Personal  sind 
verbunden,  binnen  vier  Wochen,  nachdem  sie  von  dem  Eintritt  des  steiKr- 
Pflichtigen  Anfalls  Kenntnis  erlangt  haben,  denselben  dem  Erbsdiaftasteaermut 
schriftlich  anzumelden,  auch  wenn  der  Erwerb  des  Anfalls  noch  nicht  statt- 
gefunden hat. 

Bis  zum  Glaubhaftmachen  des  Gegenteils  wird  vermutet,  dass  späteste» 
am  30.  Tage  nach  dem  Eintritte  des  Anfalles  der  zur  Anmeldung  Verpflichtete, 
wenn  er  sich  in  Europa  aufhält,  Kenntnis  von  dem  Anfalle  erlangt  habe. 
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Ist  der  Verpflichtete  in  aussereurop&iscben  Ländern  oder  auf  Schiffisreisen 
abwesend,  so  l&nft  die  Anmeldefrist  erst  mit  dem  6.  Monate  vom  Zeitpunkte 
des  Anfalles  ab. 

Der  Empfang  der  Anmeldung  ist  rom  Erbschaftssteueramt  auf  Verlangen 
unter  einer  vorzulegenden  Doppelschrift  der  Anmeldung  bu  bescheinigen. 

Teilnehmer  an  einer  Erbschaft  oder  Schenkung  und  zu  Bezügen  aus  einer 
Familienstifbung  Berufene  werden  von  der  Anmeldung  befreit,  wenn  die  ihnen 
zukommenden  Anfälle  von  einer  anderen  anzeigepflichtigen  Person  oder  einem 
Mitbereohtigten  rechtzeitig  angemeldet  worden  sind. 

Artikel  48. 
Bei  einem  steuerpflichtigen  Erwerbe  der  in  Art  1  Ziff.  1  bezeichneten  Art 
dient  das  Vermögensverzeichnis  oder  Inventar,  das  von  dem  Gericht  oder  von 
einem  Notar  errichtet  oder  von  Amts  wegen  oder  auf  den  von  einem  Beteiligten 
bereits  gestellten  Antrag  demnächst  zu  errichten  ist»  als  Grundlage  für  die  Be- 
rechnung der  Steuer,  falls  die  Erbinteressenten  oder  einzelne  derselben  sich 
innerhalb  einer  2monatlichen  Frist,  die  vom  Ablaufe  der  in  Art.  42  erwähnten 
Anmeldefrist  an  läuft,  bei  dem  Erbschaftssteueramt  darauf  berufen. 

Artikel  44. 

Wird  von  dieser  Befugnis  kein  Gebrauch  gemacht  oder  handelt  es  sich 
um  die  Erbschaftssteuer  von  anderen  als  den  in  Art.  1  Ziff.  1  erwähnten  An* 
fällen  oder  um  Schenkungssteuer,  so  muss  dem  Erbschaftssteueramt  innerhalb 
der  nämlichen  Frist  ein  vollständiges  und  richtiges,  zugleich  die  erforderlichen 
Wertangaben  enthaltendes  Verzeichnis  über  die  gesamte  steuerpflichtige  Masse 
und  alle  derselben  zuzurechnenden  und  davon  in  Abzug  zu  bringenden  Gegen- 
stände oder  Ansprüche  vorgelegt  werden.  Hiermit  ist  eine  schriftliche  De- 
klaration über  alle,  die  Festsetzung  def  Steuer  bedingenden  Verhältnisse  zu 
verbinden  und  einzureichen. 

Eine  Verlängerung  der  Frist  ist,  wenn  besondere  Gründe  dafür  vorliegen, 
namentlich  aber  wenn  der  Berufene  den  Anfall  noch  nicht  erworben  hat,  zu 
bewilligen. 

Hinsichtlich  der  Einrichtung  des  Verzeichnisses  und  der  Deklaration  sind 
die  von  dem  Ministerium  der  Finanzen  zu  erlassenden  näheren  Vorschriften  zu 
beobachten. 

Bei  solchen  AnföUen,  an  welchen  kein  steuerpflichtiger  Erbe  teilnimmt, 
sondern  bei  welchen  nur  steuerpflichtige  Vennächtnisse,  Schenkungen  von  Geld- 
summen oder  einzelnen  Gegenständen  u.  s.  w.  vorkommen,  kann  das  Verzeichnis 
und  die  Deklaration  auf  die  den  steuen>flichtigen  Anfall  betreffenden  Gegen- 
stände und  Verhältnisse  beschränkt  werden. 

Artikel  45. 
Die  Verpflichtung  zur  Vorlegung  des  Verzeichnisses  und  der  Deklaration 
liegt  ob: 

a)  bei  Erbschaften  in  Bezug  auf  alle,  den  Nachlass  betreffenden  steuer- 
pflichtigen Anfälle  dem  Testamentsvollstrecker  oder  dem  Nachlass- 
verwalter oder  Nachlasspfleger  und,  wenn  solche  nicht  vorhanden,  den 
Erben  ohne  unterschied,  ob  sie  selbst  von  den  ihnen  zukommenden 
Anfällen  Erbschaftssteuer  zu  entrichten  haben  oder  nicht.  Andere 
Teilnehmer  (Vermächtnisnehmer,  Niessbraucher  u.  s.  w.  sind  in  betreff 
des  ihnen  zukommenden  Anfalls  zur  Vorlegung  defs  Verzeichnisses  und 
der  Deklaration  nur  nach  Aufforderung  des  Erbschafbssteueramts  inner- 
halb der  ihnen  anzuberaumenden  Frist  verpflichtet; 

b)  bei  Schenkungen  dem  Schenker  in  demjenigen  Fällen,  in  welchen  er 
steuerpflichtig  ist  (Art.  36  erster  Absatz) ; 

c)  bei  anderen  steuerpflichtigen  Anfällen  jedem  Steuerpflichtigen  hin- 
sichtlich des  ihm  zukommenden  Anfalls. 

Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  auch  Bevollmächtigten  und  Vertretern  der 
erwähnten  Personen  ob. 
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Artikel  46. 

Jeder  bei  einem  der  Erbschafts-  oder  Schenkangsstener  unterworfenen 
Anfalle  Beteiligte  ist  znr  Erledigung  der  ihm  vom  Erbschaftssteneramte  beiw. 
Nachlassgerichte  bekannt  gemachten  Erinnerungen,  zur  Erteilung  der  geforderten 
Auskunft  über  die,  einerlei  auf  welchen  Steuerpflichtigen  oder  Haftbaren  licb 
beziehenden  Verhältnisse,  soweit  sie  auf  die  Festsetzung  der  Steuer  f&r  den  an 
ihn  s^bst  oder  an  andere  Beteiligte  gelangenden  Anfall  von  Einfluss  sein 
können,  sowie  zur  V^orlegung  desfallsiger  Urkunden,  insbesondere  letztwilliger 
Verfügungen,  Erwerbsdokumente,  Schriftstücke  über  Forderungen,  Schulden 
und  andere  Ansprüche,  und  zur  Bezeichnung  etwaiger  weiterer  Beweismittd 
yerpflichtet. 

Das  Erbschaftssteueramt  bezw.  Nachlassgericht  kann  das  zur  Eriedigong 
seiner  Anordnungen  Nötige  oder  Zweckmässige  auf  Kosten  des  Säumigen  Te^ 
fügen  oder  yomehmen. 

Für  Personen,  die  unter  elterlicher  Gewalt  oder  unter  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  stehen,  sowie  für  juristische  Personen  haben  deren  gesetzlidie 
Vertreter,  für  Personen,  die  aus  einem  anderen  Grunde  am  eigenen  Handeln 
verhindert  sind,  haben  deren  Bevollmächtigte  die  jenen  Personen  der  Stelle^ 
behörde  gegenüber  obliegenden  Verpflichtungen  zu  erfüllen. 

Das  Erbschaftssteueramt  kann  die  Wertangaben  durch  Sachverständige 
prüfen  und  berichtigen  lassen. 

Artikel  47. 
Das  Erbschaftssteueramt  ist  befugt,  bei  Mangel  anderer  Beweismittel  und 
nach  vorheriger  Einholung  der  Zustimmung  der  Abteilung  grossherzogl.  Mini- 
steriums der  Finanzen  für  Steuerwesen  den  Pflichtigen  eine  mündliäe  oder 
schriftliche,  von  ihm  zu  formulierende  Versicherung  an  Eidesstatt  Über  die 
Rioiitigkeit  und  Vollständigkeit  des  vorgelegten  Verzeichnisses  nebst  Deklaration 
bezw.  des  gerichtlichen  Inventars  oder  einzelner  Teile  davon,  sowie   der  an- 

fefordert  gewesenen  ferneren  Angaben,  sofern  eine  solche  Versicherung  nicht 
ereits  bei  dem  Verlassenschaftsgerichte  stattgefunden,  abzunehmoi  oder  von 
einer  desh^b  requirierten  Gerichtsbehörde  oder  ErbschaftssteuerbehGrde  ab- 
nehmen zu  lassen. 

Artikel  48. 

Ist  die  Steuer  berechnet,  so  erteilt  das  Erbschaftssteueramt  eine  Ver- 
fügung, welche  den  Betrag  der  steuerpflichtigen  Masse,  die  einzelnen  Anfflle, 
die  persönlichen,  auf  die  Steuer  Einfluss  übenden  Verhältnisse,  die  Beträge  d^ 
von  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  entrichtenden  Steuer  angibt  und  sugleidi 
die  Anweisung  zur  Entrichtung  der  Steuer  enthält. 

Die  Auseinandersetzung  der  Erben  unter  sich  darf  die  Entrichtung  der 
Steuer,  insofern  dazu  nicht  Frist  gewährt  worden  ist,  nicht  aufhalten. 

Artikel  49. 

Wer  behauptet,  dass  er  die  Steuer  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  dem 
geforderten  Betrage  schuldig  sei,  kann  gegen  den  Ansatz  des  Erbschftfts8teue^ 
amts  innerhalb  einer  4wöchigen<)  von  Mitteilung  der  Berechnung  an  laufenden 
zerstörlichen  und  unerstrecklichen  Frist  schriftliche  Reklination  erheben.  Die 
Reklamationsschrift  ist  an  das  Ministerium  der  Finanzen,  Abteilung  für  Steuei^ 
wesen,  zu  richten  und  bei  dem  Erbschaftssteueramte  einzureichen.  Die  Ab- 
teilung für  Steuerwesen  entscheidet  schriftlich  über  die  Reklamation  nach  ge- 
höriger, von  Amts  wegen  etwa  noch  anzuordnender  Sachprüfung,  unter  Angabe 
der  Gründe. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Abteilung  für  Steuerwesen  ist  der  Rebus 
an  das  oberste  Verwaltun^gericht  zulässig. 

Derselbe  ist  schriftbch  innerhalb  einer  zerstörlichen  und  unerstreckHcfaen 
Frist  von  4  Wochen,  welche  von  Mitteilung  der  Entscheidung  der  Abteihxng 
für  Steuerwesen  an  läuft,  bei  letzterer  Behörde  einzureichen.    Diene  sendet  die 
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Bekorsschrift  nebst  den  betreffenden  Akten  alsbald  an  das  Yerwaltungsgericht 

r'T  ein.    Das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshof  richtet  sich  nach  den  Vor- 

.^  Schriften  des  Gesetzes,  das  oberste  Verwaltungsgericht  betr.,  vom  11.  Januar 

'•!^  1875.  Das  oberste  Verwaltungssericht  entscheidet  endgültig  über  den  erhobenen 

^:.<  Rekurs  und  die  dadurch  erwachsenen  Kosten. 

^'r  Gegenstand  der  Reklamation  und  des  Rekurses  bilden  nicht  die  nach 

Lr:  Art.  48  von  der  gerichtlichen  Behörde  gefertigten  Feststellungen,  gegen  welche 

.  c  vielmehr,  und  zwar  sowohl  den  Erbinteressenten  als  der  Steuerbehörde,  die  für 

r «  Fälle  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  gegebenen  Beschwerden  zustehen. 

Artikel  50. 
—'  Reklamation  sowie  Rekurs  haben  keine  aufschiebende  Wirkung,  wenn 

'^         .     das  Gegenteil  nicht  im  einzelnen  Fall  ausdrücklich  angeordnet  wird. 

:l  Artikel  51. 

^'.  Die  Beitreibung  der  Steuer  und  etwaiger  Kosten  und  Strafen  erfolgt 

'l^,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes,   das  Verfahren  der  Zwangsvollstreckung 

im  Verwaltungswege  oetr.,  vom  30.  Sejjtember  1898,  der  hierzu  erlassenen  Ver- 

.,.,  Ordnung  vom  7.  März  1894  und  der  weiter  ergangenen  AusfQhrungs Vorschriften. 

Artikel  52. 
Ansprüche  auf  Rückersatz   bezahlter  Erbschafts-  oder  Schenkungssteuer 
.,  sind  bei  dem  Ministerium  der  Finanzen,  Abteilung  für  Steuerwesen,  anzubringen; 

S.  gegen  dessen  Entscheidung  ist  Rekurs  an  das  oberste  Verwaltungsgericht  nach 

den  in  Art.  49  gegebenen  Bestimmungen  zulässig. 

Artikel  53. 
r  Die   weiteren    Vorschriften    ober    das   Verfahren    in    Erbschafts-    und 

^  Schenkungssteuersachen  erlässt  das  Ministerium  der  Finanzen. 

Vierter  Abschnitt. 
Strafbestimmimgen. 

Artikel  54. 

Der  Hinterziehung  der  Erbschaftssteuer  bezw.  der  Schenkungssteuer  macht 
sich  schuldig: 

a)  wer   absichtlich   die   rechtzeitige  Anmeldung  eines   steuerpflichtigen 
Anfalls,  zu  welcher  er  verbunden  war,  unterlässt; 
'"  b)  wer  absichtlich  die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Vorlegung  des  Ver- 

zeichnisses und  bezw.  «der  Deklaration  (Art.  44)  innerhalb   der  vor- 
geschriebenen resp.  verlängerten  Frist  nicht  erfallt; 

c)  wer  über  Thatsachen,  weiche  die  Steuerpflichtigkeit,  die  Höhe  des 
Steuersatzes  oder  des  Steuerbetrags  bestimmen,  wissentlich  unrichtige 
Angaben  macht; 

d)  wer  zu  einem  steuerpflichtigen  Anfalle  gehörige  (Gegenstände  oder 
Ausstände,  zu  deren  Angabe  er  verpflichtet  ist,  absichtlich  verschweigt; 

e)  wer  den  Wert  oder  Betrag  solcher  Gegenstände  oder  Ausstände  wissent- 
lich zu  gering  angibt; 

f)  wer  absichtlich  die  nach  Art.  46  Abs.  1  an  ihn  gerichteten  Anfragen 
oder  ihm  gemachten  Auflagen  nicht  erledigt,  obwohl  er  auf  die  Folgen 
seines  Ungehorsams  schriftlich  hingewiesen  worden  ist. 

Die  Hinterziehung  der  Steuer  wird  mit  einer  dem  4fachen  Betrage  der 
hinterzogenen  Steuer  gleichkommenden  Geldstrafe  bestraft.  Diese  Geldstrafe 
wird,  wenn  in  den  Fällen  unter  c  bis  f  von  dem  Pflichtigen  die  Angaben  auf 
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erforderte  eidesstattliche  Versicherung  herichtigt  oder  erg^zt  werden,  snr  H&lfle 
herabgesetzt. 

Kann  der  Betrag  der  Steuer  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  eine  Geld- 
strafe von  100—5000  M.  ein. 

Artikel  55. 
Wurden  die  in  Art.  54  unter  a  bis  f  erwähnten  Anmeldungen,  Vorlagen, 
Angaben  u.  s.  w.  nicht  absichtlich  unterlassen  oder  unrichtig  oder  unTollstftndig 
gemacht  oder  wurden  dieselben,  auch  wenn  sie  absichtlich  geschehen  waren, 
noch  vor  der  Zahlungsanforderung  oder  vor  der  Vornahme  einer  steueramtlich 
angeordneten  Schätzung  oder  sonstigen  Ermittelung  von  dem  Pflichtigen  nadi- 
gebracht,  berichtigt  oder  vervollständigt,  so  tritt  nur  eine  Ordnungsstrafe  bis 
zu  100  Mark  ein. 

Artikel  56. 
Wer  der  Verpflichtung   zur  Angabe   der   eidesstattlichen  Versicherang 
innerhalb  der  von  der  8teuen>ehörde  angesetzten  Frist  nicht  genügt,  wird  im 
ersten  Weigerungsfalle  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  100  M. »  bei  weiterer 
Weigerung  mit  einer  Geldstrafe  von  100 — 5000  M.  bestraft 

Artikel  57. 

Die  nach  Art.  55  zulässigen  Ordnungsstrafen  sind,  soweit  nicht  die  Nidit- 
erlediffung  von  Anfragen,  Auflagen  u.  s.  w.  des  Nachlassgerichts  zur  Bestrafung 
Veramassung  gibt,  durch  Verfügung  des  Erbschaftssteueramts  zu  erkennen.  Die 
so  erkannten  Strafen  können  von  dieser  Behörde  zurückgenommen  werden«  wenn 
die  Anmeldungen,  Vorlagen,  Angaben  u.  s.  w.  von  dem  Verpflichteten  nach- 
geholt, berichtigt  oder  venrollständigt  werden.  Gegen  die  YerfQgunffen  des 
Erbschaftssteueramts  ist  Beschwerde  an  das  Ministerium  der  Finanzen,  AbteOang 
für  Steuerwesen,  zulässig. 

Im  übrigen  finden  in  betreff  der  Erkennung  der  durch  das  Erbechalts- 
steueramt  nach  diesem  Gesetze  zu  verhängenden  Strafen  und  des  bezüglichen 
Verfahrens  die  Bestimmungen  des  Gese^es,  betr.  die  Einführung  des  Va> 
waltungsstrafbescheids  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die 
Erhebung  öffentlicher  Abgaben  und  Gefälle  vom  20.  September  1890,  Anwendung. 

Artikel  58. 
Eine  Umwandlung  der  Geldstrafen,  zu  deren  Zahlung  der  Verurteilte  un- 
vermögend ist,  in  eine  Freiheitsstrafe  findet  nicht  statt. 

Artikel  59. 
Die  Einziehung  der  Steuer  erfolgt  unabhängig  von  der  Bestrafung. 

Artikel  60. 
Die  Strafverfolgung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
des  g[egen^^rtigen  Gesetzes  verjährt  in  3  Jahren,  die  Vollstreckung  der  rechts- 
kräftig erkannten  Strafen  verjährt  in  5  Jahren.  Diese  Verjährungen  werden 
durch  jede  zur  Verfolgung  des  Vergehens  oder  zur  Straf  beitreibung  vorgenommene 
amtliche  Handlung  unterbrochen. 

Fünfter  Abschnitt. 

Allgemeine  SchlosB-  und  üebergangsbestimmungen. 

Artikel  61. 
Auslagen  der  Behörden,  welche  durch  schuldhaftes  Verhalten   der  Be- 
teiligten durch  von  ihnen  vorgeschlagene,  ohne  ein  ihnen  günstiges  Ergebnis 
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gebliebene  amtliche  Ermittelungen  und  Schätzungen  oder  durch  unbegründete 
Reklamationen  und  Beschwerden  erwachsen  sind,  fallen  dem  veranlassenden 
Teile  zur  Last. 

Die  Entscheidung  hierüber  wird  von  dem  Erbschaftssteueramte  zugleich 
mit  dem  Steueransatze  erteilt.  Ein  Rekurs  gegen  sie  an  den  Verwaitungs- 
gerichtshof  findet  in  Verbindung  mit  der  Anfechtung  des  Steueransatzes 
selbst  statt 

Andere  unvermeidliche  Kosten  des  amtlichen  Verfahrens  trägt  die 
S&atskasse. 

Artikel  62. 
Wird  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ein  Verfahren,  das  eine 
Todeserklärung,  eine  Verschollenheitserklärung  oder  die  Einweisung  des  mut- 
masslichen Erben  in  den  Besitz  oder  Genuss  des  Vermögens  eines  Verschollenen 
zum  Gegenstand  hat,  nach  den  bisherigen  Gesetzen  erledigt,  so  finden  die 
folgenden  Vorschriften  Anwendung: 

1.  Das  Vermögen,  in  dessen  Besitz  oder  Genuss  der  mutmassliche  Erbe 
eingewiesen  wird,  unterliegt  der  Erbschaftssteuer. 

2.  Im  Sinne  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  steht  der  Verschollene 
dem  Erblasser  gleich. 

8.  Die  Gerichte  haben  vor  jeder  Verschollenheitserklärung,  sowie  von 
jeder  bevorstehenden  Einweisung  des  mutmasslichen  Erben  in  den 
Besitz  und  Genuss  des  Vermögens  eines  Verschollenen  das  Erbschafts- 
steueramt zu  benachrichtigen. 

4.  Auf  einen  steuerpflichtigen  Erwerb,  der  in  der  Einweisung  in  den  Besitz 
oder  Genuss  des  Vermögens  eines  Verschollenen  begründet  ist,  finden 
die  Vorschriften  des  Art.  43  und  44  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  63. 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1901  in  Kraft  und  findet 
auf  alle  nach  dem  31.  Dezember  1900  eintretenden  Vermögensanfölle  Anwendung. 
Alle  entgegenstehenden  Vorschriften  bezüglich  der  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
Steuer  sind  aufgehoben. 

Artikel  64. 
Unsere  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Ausführung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 
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Anlage 
zu  dem  Gesetze  über  die  Erbschafts-  und  Schenkungs  Steuer. 


Tabelle 

über  den  gegenwärtigen  Kapitalwert  einer  Rente  oder  Nutznieesnng  im  Werte 

von  1  M.  anf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  behufis  Berechnung  der  dawn 

zu  entrichtenden  Erbschaftssteuer. 


An- 
zahl 
der 
Jahre 

Ea] 
w 

M. 

pital- 
ert 

Pf. 

An- 

zahl 

der 

Jahre 

Kapital- 
wert 

M.    Pf. 

An- 
zahl 
der 
Jahre 

Ka] 
w 

M. 

[>ital- 
ert 

Pf. 

An- 

zahl 

der 

Jahre 

Kaj 
w 

M. 

pital- 
ert 

Pf. 

Be- 
merkungen 

1 
2 

1 
1 

00,0 
96,2 

22 
23 

15 
15 

02,9 
45,1 

43 
44 

21 
21 

18,6 
37,1 

64 
65 

23 
23 

88,7 
96,9 

PfBimigbetrage 
der  Rente  oder 
des   Notzangs* 

3 

4 

2 
3 

88,6 
77,5 

24 
25 

15 
16 

85,7 
24,7 

45 
46 

21 
21 

54,9 
72,0 

66 
67 

24 
24 

04,7 
12.2 

Werts    werden 
mr  1  Hark  ge- 
reohnet 

5 

4 

63,0 

26 

16 

62,2 

47 

21 

88,5 

68 

24 

19,4 

6 

5 

45,1 

27 

16 

98,3 

48 

22 

04,3 

69 

24 

26,4 

7 

6 

24,2 

28 

17 

33,0 

49 

22 

19,5 

70 

24 

33,0 

8 

7 

00,2 

29 

17 

66,3 

50 

22 

34,2 

71 

24 

39,5 

9 

7 

73,3 

30 

17 

98,4 

51 

22 

48,2 

72 

24 

45,6 

10 

8 

43,5 

31 

18 

29,0 

52 

22 

61,8 

73 

24 

51,6 

11 

9 

11,1 

82 

18 

58,9 

53 

22 

74,8 

74 

24 

57,3 

12 

9 

76,0 

33 

18 

87,4 

54 

22 

87,3 

75 

24 

62,8 

13 

10 

38,5 

34 

19 

14,8 

55 

22 

99,3 

76 

24 

68,0 

14 

10 

98,6 

35 

19 

41,1 

56 

23 

10,9 

77 

24 

73,1 

15 

11 

56,3 

36 

19 

66,5 

57 

23 

22,0 

78 

24 

78,0 

16 

12 

11,8 

37 

19 

90,8 

58 

23 

32,7 

79 

24 

82,7 

17 

12 

65,2 

38 

20 

14,3 

59 

23 

43,0 

80 

24 

87,2 

18 

18 

16,6 

39 

20 

36,8 

60 

23 

52,8 

81 

24 

91,5 

19 

13 

65,9 

40 

20 

58,5 

61 

23 

62,4 

82 

24 

95,7 

20 

14 

13,4 

41 

20 

79,3 

62 

23 

71,5 

83 

24 

99,7 

21 

14 

59,0 

42 

20 

99,3 

63 

23 

80,3 

84 
und 
mehr 

25 

00,0 
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Mecklenbnrgisclie  Verordnimg, 
betreffend  die  Erhebung  einer  Erbschaftssteuer. 

Vom  22.  Dezember  1899. 
(Rgsbl.  f.  d.  GroBsh.  Mecklenburg-Schwerin  Nr.  62  S.  1605). 

Wir  haben  die  wegen  Entrichtung  einer  Steuer  von  Erwerbungen  auf 
den  Todesfall  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  einer  Prüfung  unterwerfen 
lassen  und  verordnen  nach  verfassungsmässiger  Beratung  mit  den  getreuen 
Ständen  wegen  der  Erhebung  einer  Erbschaftssteuer  unter  Aufhebung  der 
Revidierten  EoUateralerbsteuerordnung  vom  11.  September  1858  (Rgsbl.  1858, 
Nr.  30)  was  folgt: 

I.  Gegenstand  der  Erbschaftsstener. 

§  1. 
Allgemeine  Vorschrift. 

Einer  Erbschaftssteuer  nach  der  Vorschrift  dieser  Verordnung  unterli^en 
ohne  unterschied,  ob  der  Anfall  an  Inländer  oder  Ausländer  gelangt,  Erb- 
schaften, Vermächtnisse,  Lehens-  und  Fideikommissanfälle ,  Schenkungen  von 
Todes  wegen  (mit  Einschluss  der  Zuwendungen  zur  Vergeltung  von  geleiBteten 
oder  noch  zu  leistenden  Diensten) ,  Schenkungen  unter  Lebenden ,  deren  Voll- 
zug bis  zum  Tode  des  Schenkers  aufgeschoben  ist,  sowie  Zuwendungen  durch 
eine,  einer  letztwilligen  Verfügung  oder  dieser  gleichstehenden  Schenkung  hinzu- 
gefü^gte  Auflage. 

§2. 

Unbewegliches  Vermögen. 

Innerhalb  Landes  belegenes  unbewegliches  Vermögen  und  Nutzungen 
eines  solchen  unterliegen  ausnahmslos  der  Erbschaftssteuer  ohne  Rücksicht  auf 
den  Wohnsitz  und  die  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers. 

Grundstücke  und  Grundgerechtigkeiten,  welche  ausserhalb  Landes  liegen, 
gehören  nicht  zur  steuerpflichügen  Masse. 

§8. 

Bewegliches  Vermögen. 

Anderes  als  das  in  §  2  bezeichnete  Vermöffen  ist  der  Erbschaftssteuer 
unterworfen,  wenn  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben  seinen  Wohnsitz  in 
Mecklenburff- Schwerin  hatte.  Besass  der  Erblasser  ausserdem  in  einem  anderen 
Staate  des  Deutschen  Reichs  einen  Wohnsitz,  so  ist  das  in  dem  anderen  Staate 
befindliche  Vermögen  nur  dann  in  Mecklenburg-Schwerin  steuerpflichtig,  wenn 
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von  demselben  in  dem  anderen  Staate  keine  oder  nur  eine  geringere  Erbsteuer 
als  nach  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  erhoben  wird.  In  dem  letzteren 
Fall  ist  die  in  dem  anderen  Staate  erweislich  gezaldte  Abgabe  auf  die  dies- 
seitige Steuer  anzurechnen. 

Hatte  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben  keinen  Wohnsitz,  so  ist  das  Ver- 
mögen der  diesseitigen  Erbschaftssteuer  unterworfen,  insoweit  es  beim  Ableben 
des  Erblassers  sich  im  hiesigen  Lande  befindet  Besass  der  ohne  Wohnsitz  ver- 
storbene Erblasser  die  mecklenburg-schwerinsche  Staatsangehörigkeit»  so  ist  auch 
fOr  das  ausserhalb  Landes  befindliche  Vermögen  die  diesseitige  Erbschaftssteuer 
zu  entrichten,  soweit  von  diesem  Vermögen  in  einem  anderen  Staate  des  Deut- 
schen Reichs  keine  oder  nur  eine  geringere  Abgabe  als  nach  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  zu  entrichten  ist.  Im  letzteren  Fall  wird  die  in  dem  anderen 
Bundesstaat  gezaSilte  Abgabe  auf  die  hiesige  Steuer  angerechnet. 

§4. 

Insbesondere  Fideikommiss  an  fälle. 

FideikommissanßÜle  von  unbeweglichem  Vermögen  unterließen  nur  der 
Besteuerung,  wenn  dasselbe  im  Lande  belegen  ist.  Die  aus  beweglichen  Gegen- 
ständen, aus  Kapitalien  u.  s.  w.  bestehenden  Fideikommisse  sind  beim  Eintritt 
eines  Erbanfalls  der  diesseitigen  Besteuerung  unterworfen,  wenn  sie  im  Lande 
errichtet  und  bestätigt  sind,  mag  der  Stifter  seinen  Wohnsitz  im  In-  oder  Aus- 
land gehabt  haben,  und  mögen  die  Sachen  oder  Kapitalien  im  Lande  oder  aus- 
wärts sich  befinden  oder  belegt  sein. 

§5. 
Befreiungen  von  der  Erbschaftssteuer.. 
Von  der  Erbschaftssteuer  sind  befreit: 
I.  1.  Eltern  und  Voreltern  des  Erblassers; 

2.  Abkömmlinge  des  Erblassers.  Als  Abkömmlinge  sind  auch  durch 
nachfolgende  Ehe  oder  durch  Ehelichkeitserklärung  legitimierte, 
sowie  solche  unehelichen  Kinder,  in  Ansehung  deren  der  Erblasser 
seine  Vaterschaft  nach  der  Geburt  des  Kindes  in  einer  öffentlichen 
Urkunde  anerkannt  hat,  nicht  aber  an  Kindesstatt  angenommene 
Personen  anzusehen; 

3.  der  Ehegatte  des  Erblassers; 

4.  Personen,  welche  dem  Hausstande  des  Erblassers  angehört  und 
zu  demselben  in  einem  Dienstverhältnis  gestanden  haben,  wenn 
der  Anfall  den  Betrag  von  1000  M.  nicht  übersteigt 

Auf  Rentenvermächtnisse  findet  diese  Bestimmung  keine  An- 
wendung; vgl.  §  20  unter  3d. 
n.  Jede  Zuwendung 

1.  zu  Gunsten  der  Armen-  und  Waisenpflege,  femer  zu  Gunsten  von 
Kirchen,  öffentlichen  Armen-,  Kranken-,  Straf-  und  Besserungs- 
anstalten, von  Waisenhäusern,  Hospitälern  und  anderen  Versorgungs- 
anstalten  oder  anderen  milden  Stiftungen,  welche  als  solche  aus- 
drficklich  oder  durch  Verleihung  der  Rechte  juristischer  Personen 
anerkannt  sind. 

Die  Bestimmung  von  Vermögen  zur  Begründung  einer  milden 
Stiftung  ist  wie  die  Zuwendung  an  eine  bereits  bestehende  Stiftung 
zu  behandeln. 

Die  Befreiung  erstreckt  sich  auf  ausserhalb  Mecklenburgs 
Schwerins  liegende  Anstalten  und  Stiftungen  nur  dann,  wenn  der 
auswärtige  Staat  Mecklenburg-Schwerin  gegenüber  die  gleiche  Rück* 
sieht  übt 
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2.  Zu  Gunsten  der  Landesuniversität,  sowie  der  einheimischen  öffent- 
lichen Schulen  und  der  einheimischen  öffentlichen  Sammlungen  für 
Kunst  und  Wissenschaft. 
III.  1.  Anfälle,  deren  Wert  den  Betrag  von  150  M.  nicht  übersteigt; 

2.  Nutzungen  und  Leistungen  (Renten),  deren  Jahresbetrag  die  Sumine 
von  75  M.  nicht  übersteigt; 

8.  alle  Erbschaften,  deren  Reinbestand  (d.  h.  der  Bestand  des  ganzen 
Nachlasses,  nicht  der  einzelnen  Erbteile)  den  Betrag  von  1000  M. 
nicht  übersteigt. 

Hierbei  gilt  als  gesetzliche  Vermutung,  dass  folgende  Personen, 
wie  deren  etwaige  unabgesonderte  Kinder  und  Witwen  eine  die 
steuerpflichtige  Höhe  nicht  erreichende  Erbschaft  hinterlassen: 

a)  Tagelöhner  und  ihnen  gleichstehende  Arbeiter, 

b)  Deputatisten  und  Dienstboten, 

c)  Handwerksgesellen  und  -Lehrlinge  und 

d)  Soldaten  ohne  Dienstgrad  mit  Ausschluss  der  Einjährig-Frei- 
willigen. 

Die  zuständigen  Behörden  sind  jedoch  verpflichtet,  von  Amts 
wegen  einzuschreiten,  wenn  ihnen  Thatsachen  bekannt  werden, 
welche  für  einen  Nachlass  solcher  Personen  einen  höheren  Wert 
als  1000  M.  wahrscheinlich  machen. 


n.  Erbschaftsstenerpflichtige  Masse. 

§6. 
Allgemeiner  Grundsatz. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  von  dem  Betrage  entrichtet,  um  welchen  der- 
jenige, an  den  der  Anfall  gelangt,  durch  denselben  reicher  wird. 

Es  sind  daher  der  steuerpflichtigen  Masse  insbesondere  auch  alle  zu  der- 
selben gehörigen  ausstehenden  Forderungen,  wie  diejenigen,  welche  der  Erwerber 
selbst  zur  Masse  schuldet  oder  welche  ihm  erst  mit  dem  Anfi^  erlassen  werden, 
hinzuzurechnen. 

§7. 
unsichere,  bestrittene  und  unbekannte  Teile  der  Masse. 

Unsichere  Forderungen  sind  zunächst  von  der  Masse  abzusetzen.  Doch 
sind  zur  Sicherung  der  Steuer  für  den  Fall,  dass  solche  Forderungen  zur  Hebung 
kommen  sollten,  die  dieselben  beurkundenden  Schriftstücke  den  zuständigen 
Behörden  zur  Aufbewahrung  zu  überliefern. 

Ungewisse  und  zur  Zeit  der  Feststellung  der  Masse  bestrittene  oder  noch 
unbekannte  Ansprüche  der  Masse  sind,  wenn  dieselben  später  zur  Verwirklichung 
gelimgen,  zur  Versteuerung  bei  der  zuständigen  Behörde  binnen  8  Monaten 
nach  Eintritt  dieses  Ereignisses  zur  Vermeidung  der  in  §  86  dieser  Verordnung 
angedrohten  Strafe  anzumelden. 

In  dem  Falle  jedoch,  wo  streitige  Gegenstände  sich  im  Besitze  des  Er- 
werbers befinden,  sind  solche  zwar  sofort  zu  versteuern,  der  Erwerber  ist  aber 
befogt,  wenn  die  (Gegenstände  von  ihm  später  herausgegeben  werden  müssen, 
binnen  3  Monaten  die  Rückerstattung  der  gezahlten  Steuer  zu  fordern.  Des- 
gleichen kann  für  zur  Zeit  der  Feststellung  der  Masse  noch  unbekannte  oder 
bestrittene  Ansprüche  an  dieselbe,  welche  später  zur  Verwirklichung  gelangen,, 
die  gezahlte  Steuer  binnen  8  Monaten  zurückgefordert  werden.  Voraussetzung 
jeder  Rückzahlung  ist  aber,  dass  bei  Erhebung  des  Anspruchs  auf  Rückerstattung 
noch  nicht  2  Jahre  seit  dem  Ablauf  des  Kalenderjahres,  in  welchem  die  Steuer 
entrichtet  ist,  verstrichen  sind. 
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§8. 
Abzüge  von  der  Erbmasse. 

Von  der  steuerpflicbtigen  Masse  kommen  in  Abzug  alle  Schulden  und 
Lasten,  welche  mit  und  wegen  derselben  übernommen  werden.  Hiersu  werden 
bei  Erbschaften  auch  gerechnet  die  Kosten  der  letzten  Krankheit  und  des  Be- 
gräbnisses des  Erblassers,  die  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Kosten  der 
Nachlassregulierung,  sowie  die  den  Erben  nach  §  1969  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches obliegenden  Verpflichtungen,  die  Erbsteuer  selbst  aber  nicht  einmal 
in  dem  Fall,  dass  der  Erbe  nach  BesÜmmung  des  Erblassers  dieselbe  ffii  Zu- 
wendungen an  Dritte  zu  erlegen  hat. 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  steuerfreien  oder  Steuer- 

E flichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  bei  Berechnung  der  Steuer  nur 
ei  demjenigen  Teile  in  Abzug,  auf  welchem  sie  haften. 

Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf  dem  steuerfreien  als  auf  dem 
steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  von  letzterem  nur  nach  dem 
Verhältnis  dieses  Teiles  zur  gesamten  Masse  in  Abzuff.  Hypothekarische  Schulden; 
fOr  welche  der  Eigentümer  zugleich  persönlich  härtet,  gelten  als  zunächst  das 
Grundstück  belastend  und  kommen  nur  rücksichtlich  des  durch  das  Grundstück 
nicht  gedeckten  Betrages  bei  der  übrigen  Masse  in  Anrechnung. 

Schulden  und  Lasten,  für  welche  ein  im  Ausland  belegenes  Grundstück  ver^ 
pfändet  ist,  dürfen  nur  insoweit  von  der  steuerpflichtigen  Masse  abgezogen  werden, 
als  dieselben  nachweisbar  den  Wert  des  ausländischen  Grundstückes  übersteigen. 

m.  Eintritt  der  Steuerpflioht  und  Ermittelong  des  Wertes 
der  AnfUle. 

§9. 

Eintritt  der  Steuerpflicht. 

Die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  tritt  mit  dem  Zeitpunkt 
ein,  in  dem  der  Steuerpflichtige  den  der  Besteuerung  unterliegenden  Anfall 
erworben  hat.    (Bürgerliches  Gesetzbuch  §§  1943,  2180.) 

§  10. 
Feststellung  des  Wertes  im  allgemeinen. 

Für  die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  ist  der  gemeine  Wert  (Ver- 
kaufswert)  der  steuerpflichtigen  Masse  zur  Zeit  des  Anfalles  und,  sofern  nach 
den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Rechts  der  Auseinandersetzung  unter  den 
Erben  der  Ertragswert  zu  Grunde  zu  legen  ist,  dieser  massgebend. 

Von  allen  zur  Zeit  des  Anfalles  bereits  getrennten  Frü(£ten,  rückständigen 
Zinsen  und  Gehältern  ist  die  Steuer  zu  erlegen;  noch  nicht  fällige  Zinsen  und 
Gehälter  bleiben  ausser  Berücksichtigung. 

§11. 

Feststellung  des  Wertes  durch  Verkauf. 

Ist  der  angefallene  G^enstand,  möge  er  zum  beweglichen  oder  unbe- 
weglichen Vermögen  gehören,  von  dem  Erwerber  noch  vor  Regelung  der  Erb- 
schaftssteuer und  bevor  der  Gegenstand  sich  wesentlich  verändert  hat»  verlauft 
worden,  so  bat  die  erzielte  Kaufsumme  als  der  Betrag  des  Wertes  zu  gelten. 

§  12. 

Werth  von  Grundstücken. 

1.  Bei  Grundstücken,  welche  innerhalb  5  Jahren  vor  dem  Tode  des  Erb- 
lassers angekikuft  und  seitdem  im  wesentlichen  unverändert  geblieben 
sind,  gilt  der  Ankaufspreis  als  Wert  zur  Zeit  des  Anfalles. 
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2.  Liegen  die  unter  1.  gedachten  Yoraussetzangen  nicht  vor,  so  geschieht 
die  Feststellung  des  Wertes  eines  Grundstücks  durch  eine  Taxe  von 
zwei  beeidigten  Sachverständigen  und  einem  beeidigten  Obmann, 
welche  für  ritterschaftliche  Landgüter  auf  Vorschlag  des  engeren  Aus- 
schusses von  Ritter-  und  Landschaft  vom  grossherzogl.  Finanzministe- 
rium, für  andere  ländliche  und  städtische  Grundstücke,  sowie  für 
ritterschaftliche  Erbpacht-  und  Bauerstellen  von  der  zuständigen  Obrig- 
keit allgemein  oder  für  den  einzelnen  Fall  ernannt  werden. 

§  18. 
Bewegliche  Gegenstände. 

Der  Wert  des  beweglichen  Vermögens  ist  regelmässig  durch  ein  vor  einer 
Behörde,  einem  Notar  oder  vor  einem  sonstigen  zur  Au&ahme  des  Nachlass- 
verzeichnisses  zuständigen  Beamten  errichtetes  V  erzeichnis  mit  Sachverständigen- 
taxe  nachzuweisen.  Doch  kann  nach  Ermessen  der  ftlr  die  Regelung  der  Erb- 
steuer  zuständigen  Behörde  der  Wert  auch  durch  ein  eidesstattliches,  von  allen 
Erben  oder  deren  Vertretern  eigenhändig  unterschriebenes  Verzeichnis,  welches 
sich  sowohl  auf  die  Vollständigkeit  der  Aufzeichnung  als  auch  die  Richtigkeit 
der  Taxe  erstrecken  muss,  sowie  endlich  unter  besonderen  Umständen  durch 
eine  von  den  Erben  oder  deren  Vertretern  an  Eidesstatt  abgegebene  Schätzung 
der  summarisch  bezeichneten  Gegenstände  festgestellt  werden. 

In  Nachlassfällen  von  geringem  Wert  kann  die  für  die  Regelung  der 
Erbsteuer  zuständige  Behörde  nach  ihrem  Ermessen  den  Wert  des  bewegUchen 
Vermögens  auch  in  anderer  geeigneter  Weise  feststellen,  insbesondere  von  der 
Forderung  eines  eidesstattlichen,  von  allen  Erben  oder  deren  Vertretern  eigen- 
händig unterschriebenen  Verzeichnisses  absehen.  Bei  Wertpapieren,  welche 
einen  Kurs  haben,  ist  der  Tageskurs  zur  Zeit  des  Anfalls  entscheidend. 

§  14. 

Insbesondere  Fabrik-  und  ähnliche  Anteile. 

Der  Wert  von  Fabrik-,  Geschäfts-  und  ähnlichen  Anteilen  und  Rechten 
ist  erforderlichenfalls  durch  Schätzung  von  Sachverstö,ndigen  festzustellen,  neben 
welcher  die  Vorlegung  der  vom  Erblasser  geführten  bezüglichen  Geschäftsbücher 
und  Berechnungen  verlangt  werden  kann. 

§  15. 

Niessbrauch  und  Rente. 

1.  üeberschreitet  der  Jahresbetrag  der  Nutzungen  und  Leistungen  die 
steuerfreie  Höhe  (vgl.  §  5  unter  III  2),  so  ist 

a)  falls  der  Niessbraucher  oder  Rentenempfänger  ausserhalb  Mecklen- 
burg-Schwerins wohnt,  der  jährliche  Nutzungswert  bei  einem  aaf 
unbestimmte  Zeit  vermachten  Niessbrauch  mit  12  V^»  bei  einem 
auf  bestimmte  Zeit  vermachten  Niessbrauch  mit  der  Zahl  der 
Nutzungsjahre,  jedoch  höchstens  mit  12  Vs»  zu  multiplizieren  und 
die  Steuer  von  dem  so  ermittelten  Betrage  nach  dem  Verwandt- 
schaftsgrade des  Niessbrauchers  zum  Erblasser  zu  berechnen; 

b)  falls  der  Niessbraucher  oder  Rentenempfänffer  im  Inlande  wohnt, 
von  dem  jährlichen  Nutzungswerte  des  Niessbrauchs  oder  der  Rente 
für  die  Dauer  der  Nutzung  jährlich  eine  nach  dem  Verwandt- 
schaftsgrade des  Niessbrauchers  zum  Erblasser  zu  berechnende 
Steuer  zu  entrichten. 

Der  Betrag  der  Steuer  wird  beim  Anfall  der  Nutzung  oder  der 
Rente  festgestellt  und  von  der  in  Kenntnis  gesetzten  KoUigierunes- 
behörde  des  Steuerpflichtigen  alljährlich  mit  der  Aprilhebung  der 
Landeskontribution  erhoben  und  in  einer  besonderen  Bereclmung 
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an   die  Landessteuerkasse  neben  gleichzeitiger  Benachrichtigiing 
der  Landessteuerdirektion  eingesandt. 

Kann  die  Niessbrauchsteuer  von  dem  Steuerpflichtigen  nicht 
mehr  erhoben  werden,  so  hat  die  Kolügierungsbehörde  dies  der 
Landessteuerdirektion  unter  Angabe  des  Grundes  des  Fortfalls  an- 
zuzeigen,  auch  im  Falle  eines  Wohnsitzwechsels  des  Zahlungs- 
pflichtigen den  Ort,  wohin  derselbe  verzogen  ist,  mitsuteilen. 
c)  Bei  Nutzungen,  welche  auf  ewige  Zeit  an  eine  juristische  Person 
oder  an  eine  nach  §  5  unter  II,  1.  nicht  steuerfreie  Stiftung  ver- 
macht sind,  ist  von  dem  25fachen   des  jährlichen  Ertrages  der 
Nutzung  die  Substsntialsteuer  zu  entrichten. 
2.  Der  Jahreswert  einer  Nutzung  ist,  soweit  er  nicht  unzweifelhaft  fest- 
steht,  schätzungsweise,   nach  Befinden  unter  Zuziehung  von  Sach* 
verständigen,  zu  ermitteln. 

Die  jährliche  Nutzung  eines  Geldkapitals  ist  im  Zweifel  zu  vier 
vom  Hundert  anzunehmen. 

§  16. 

Lehensanfälle. 

Lehensanfölle  werden  wie  aJlodiale  Anfälle  nach  Massgabe  des  Wertes 
des  Gegenstandes  versteuert. 

§  17. 
Fideikommissan  fälle. 

Bei  Anföllen  von  Familienfideikommissen  wird  die  Steuer  nach  der  Vor- 
schrift des  §  15  unter  1  b  dieser  Verordnung  von  dem  Werte  der  1jährigen 
Nutzung  bereclmet  und  alljährlich  erhoben.  Diese  Steuer  ist  auf  die  Dauer  von 
25  Jahren  zu  entrichten,  falls  das  Fideikommiss  so  lange  im  Besitz  des  be- 
treffenden Inhabers  oder  eines  zu  diesem  nicht  in  einem  erbsteuerpflichtigen 
Verwandtschaftsverhältnis  stehenden  Nachfolgers  bleibt.  Sobald  vor  oder  nach 
Ablauf  dieses  Zeitraums  das  Fideikommiss  auf  einen  neuen  erbsteuerpflich- 
tigen Besitzer  übergeht,  wird  die  Steuer  erneut  für  die  nächsten  25  Jahre  in 
derselben  Weise  festgestellt. 

Besteht  das  Fideikommiss  lediglich  aus  ausserhalb  Mecklenburg-Schwerins 
befindlichen  beweglichen  Gegenständen,  so  ist  die  Steuer  nach  den  Vorschriften 
in  §  15  unter  la  zu  berechnen  und  sofort  zu  erheben. 

Für  die  Wertsermittelung  der  Nutzung  gelten  die  in  §  15  unter  2  ge- 
gebenen Bestimmungen. 

Die  Erbschaftssteuer  von  FideikommissanfäUen  wird  bei  dem  zweiten  und 
allen  folgenden  Anfällen  nach  dem  Verwandtschaftsgrad  des  Erwerbers  zunt 
letzten  Fideikommissinhaber  berechnet. 

§  18. 
Efrwerb  der  Substanz  ohne  die  Nutzung. 

Ist  einem  Erben,  Vermächtnisnehmer  u.  s.  w.  Vermögen  angefallen,  dessen 
Nutzung  einem  Dritten  zusteht,  so  ist,  falls  der  Erwerber  der  Substanz  die 
Steuer  nicht  sofort  zu  erlegen  wünscht,  die  Versteuerung  des  Anfalls  der  Sub- 
staoiz  bis  zur  Vereinigung  der  Nutzung  mit  der  Substanz  auszusetzen. 

Die  Bestimmungen  des  Abs.  1  finden  auf  Nutzungen  kraft  elterlicher  Ge- 
walt oder  kraft  ehemännlichen  Rechts  keine  Anwendung. 

Die  Versteuerung  erfolgt  alsdann  in  Massgabe  des  Wertes,  welchen  die 
Substanz  in  diesem  Zeitpunkt  hat. 

Wenn  inzwischen  eine  weitere  Vererbung  der  Substanz  eingetreten  sein 
sollte,  so  hat  der  in  die  Nutzung  eintretende  Substantialerbe  für  die  dazwischen 
liegenden  Anfälle  eine  Steuer  nicht  zu  entrichten.  Für  die  Berechnung  der 
Steuer  ist  in  diesem  Falle  der  Verwandtschaftsgrad  jedes  Substantialerben  ra 
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jedem  seiner  yoraufgehenden  Erblasser  in  Betracht  zu  ziehen  und  die  Steuer 
nach  demienigen  Verwandtschaftsgrade,  welcher  den  höchsten  Steuersatz  bedingt, 
lestzostellen. 

Auch  wenn  der  steuerpflichtige  Erbe  die  Steuer  yon  der  Substanz  sofort 
entrichtet,  fällt  die  Niessbrauchssteuer  trotzdem  nicht  fort. 

§  19. 

Bei  der  Nacherbfolge  wird  der  Vorerbe  als  Erbe  des  Niessbrauchs  und 
der  Nacherbe  als  Erbe  des  herauszugebenden  Vermögens  behandelt.  In  den 
Fällen  des  §  2187  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  haben  jedoch  sowohl  der  Vor- 
erbe yon  dem  yollen  Betrag  des  Anfalls  als  der  Nacherbe  von  dem  yoUen  Be- 
traff des  an  ihn  herauszugebenden  Vermögens  nach  ihrem  Verwandtschafts- 
yernältnis  zum  Erblasser  die  Erbschaftssteuer  zu  entrichten. 

Wird  die  Einsetzung  eines  Nacherben  nach  der  Bestimmung  in  §  2109 
erster  Absatz  des  Bürgerlichen  Gresetzbuchs  unwirksam  und  hat  der  bisherige 
Vorerbe  Niessbrauchssteuer  gezahlt,  so  fällt  mit  dem  Eintritt  der  Unwirksam- 
keit der  Nacherbeneinsetzung  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Niessbrauchs- 
steuer fort,  der  Erbe  hat  jedoch  dann  die  Erbschaftssteuer  yon  dem  Vermögen 
zu  entrichten. 

IV.  Von  dem  Betrage  der  Erbschaftsstener  imd  den 
Btenerpfliohtigen  Personen. 

§20. 
Betrag  der  Erbschaftssteuer. 
Der  Anfall  wird  yersteuert 

1.  mit  einem  vom  Hundert  des  Betrags,  wenn  er  gelangt 

a)  an  yollbürtige  oder  halbbürtige  Geschwister  des  Erblassers, 

b)  an  von  dem  Erblasser  angenommene  Kinder; 

2.  mit  zwei  yom  Hundert  des  Betrags,  wenn  er  gelangt 

a)  an  Kinder  von  yoUbürtigen  oder  halbbürtigen  Geschwistern  des 
Erblassers, 

b)  an  Stiefkinder  des  Erblassers. 

Die  vor   der  Ehe   geborenen   unehelichen  Kinder   einer  Frau 
werden  zu  den  Stiefkindern  des  Ehemannes  gerechnet,  es  sei  denn, 
dass  sie  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert  worden  sind; 
d.  mit  drei  vom  Hundert  des  Betrags,  wenn  er  gelangt 

a)  an  Enkel  yon  yoUbürtigen  oder  halbbürtigen  Geschwistern  des 
Erblassers, 

b)  an  Geschwister  des  Vaters  oder  der  Mutter  des  Erblassers  und  an 
deren  Kinder, 

c)  an  Schwiegerkinder  des  Erblassers, 

d)  an  Personen,  welche  dem  Hausstand  des  Erblassers  angehört  und 
zu  demselben  in  einem  Dienstverhältnis  gestanden  haben,  sofern 
der  Anfall  in  Pensionen,  Renten  oder  anderen  auf  die  Lebenszeit 
des  Bedachten  beschrilnkten  Nutzungen  besteht; 

4.  mit  vier  vom  Hundert  des  Betrags,  wenn  er  gelangt 

a)  an  die  Schwiegereltern  des  Erblassers, 

b)  an  Stiefeltern  und  Stiefenkel  des  Erblassers; 

5.  mit  «echs  vom  Hundert  des  Betrags,  wenn  er  gelangt 

a)  an  Stiefgrosseltem  des  Erblassers, 

b)  an  zusammengebrachte  Geschwister,  anSch^t^er  und  Schwägerinnen 
des  Erblassers; 

c)  an  Abkömmlinge  der  von  dem  Erblasser  angenommenen  Kinder, 

d)  an  vorstehend  nicht  genannte  Verwandte  des  Erblassers  bis  zum 
sechsten  Grade  einschliesslich; 

6.  mit  acht  vom  Hundert  des  Betrags  in  allen  übrigen  Fällen. 
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§  21. 
Berechnung  der  Steuer. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  nach  dem  Anteil  jeden  einzelnen  Erwerbers 
für  diesen  besonders  berechnet 

Das  Gleiche  gilt  von  der  Erbfolge  in  einen  abgesonderten  Teil  des  Nach- 
lasses (Verordnung  zur  Ausführung  des  Bürgerlidien  (Gesetzbuchs  §§  267« 
323,  353). 

Die  sich  ergebenden  Pfennigbetr&ge  sind  nach  oben  auf  einen  durch  zehn 
teilbaren  Betrag  abzurunden. 

§  22. 
Bescheinigung  der  Verwandtschaftsgrade. 

Zur  Bescheinigung  der  Verwandtschaftsgrade  dienen  die  amtlichen  Zeug- 
nisse öffentlicher  Behörden  und  Beamten. 

Der  für  die  Feststellung  der  Steuer  zuständigen  Behörde  soll  es  indessen 
überlassen  sein,  sich  nach  pflichtmässigem  Ermessen  auch  mit  an  Eidesstatt  ab- 
gregebenen  Versicherungen  der  Erwerber  oder  ihrer  Bevollmächtigten  und  gesetc- 
heben  Vertreter  Über  die  Verwandtschaftsverhältnisse  zu  begnügen,  namentlich 
in  Fällen,  wo  die  Geringfügigkeit  der  Erbschaft  die  Ersparung  der  Kosten  der 
öffentlichen  Zeugnisse  empfiehlt. 

§  23. 

Aufgehobene  Familienverhältnisse. 

Bei  Festsetzung  des  Steuersatzes  kann  nicht  auf  ein  FamilienverhältniB 
zurückgegangen  werden,  welches  durch  richterliches  Erkenntnis  oder  Vertrag 
schon  vor  dem  Eintritt  des  Anfalls  zu  bestehen  aufgehört  hat,  namentlich  werden 
AnfäUe,  die  nach  erfolgter  Scheidung  einer  Ehe  eintreten,  lediglich  nach  dem- 

lenigen  Steuersatz  versteuert,  welcher  ohne  Rücksicht  auf  das  aufgehobene  Ver- 

iältois  anwendbar  ist. 

§  24. 
Haftung  für  die  Steuer. 

Die  Erbschaftssteuer  trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen  Anfalls.  Für 
dieselbe  haftet  die  ganze  steuerpflichtige  Masse. 

Erben,  sowie  Erbschaftskäufer,  die  in  den  Besitz  der  Erbschaft  gelangt 
waren,  gesetzliche  Vertreter  und  Bevollmächtigte  der  Erbbeteilieten,  Testaments- 
vollstrecker und  Nachlas8verwalt«r  dürfen  die  Erbschaft,  einzelne  Erbteile  oder 
Vermächtnisse  nur  nach  Berichtigung  oder  Sicherstellung  der  Erbschaftssteuer 
ausfolgen,  widrigenfalls  sie  als  Gesamtschuldner  für  die  Steuer  verhaftet  bleiben. 

§  25. 
Anmeldungsp  flicht. 

Jeder  Erwerber  eines  steuerpflichtigen  Anfalls  ist  verpflichtet,  den  Anfall 
binnen  3  Monaten,  nachdem  er  Kenntnis  von  ihm  erlangt  hat,  bei  der  zur  Fest- 
stellung der  Erbschaftssteuer  zuständigen  Behörde  anzumelden. 

Es  wird  vermutet,  dass  der  zur  Anmeldung  Verpflichtete,  sofern  er  in 
Europa  sich  aufhält,  spätestens  nach  Ablauf  von  2  Monaten,  sofern  er  sich  aber 
ausserhalb  Europas  aufhält,  spätestens  nach  Ablauf  von  6  Monaten  nach  dem 
Anfall  Kenntnis  von  demselben  erlangt  hat. 

Auch  derjenige,  welchem  eine  Substanz  ohne  die  Nutzung  angefallen  ist, 
hat  die  vorstehend  vorgeschriebene  Anmeldung  zu  beschaffen,  wie  denelbe  femer 
verpflichtet  ist,  nach  Beendigung  der  Nutzung  binnen  der  gleichen  Frist  hiervon 
bei  der  zuständigen  Behörde  Anzeige  zu  machen. 
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Die  zur  Anmeldung  der  Anfälle  verpflichteten  Personen  werden  von  dieser 
Verpflichtung  bereit,  wenn  dieselbe  von  einem  Mitberechtigten  oder  yon  einer 
der  im  zweiten  Absatz  des  §  24  bezeichneten  Personen  erfüllt  wird. 

Die  zur  Feststellung  der  Steuer  zuständigen  Behörden  sind  verpflichtet, 
über  die  rechtzeitige  Anmeldung  von  Amts  wegen  zu  wachen. 

§  26. 
Nachweisung  des  Bestandes  der  Erbmasse. 

Innerhalb  einer  ferneren  2monatlichen  Frist  nach  Ablauf  der  Anmeldungs- 
frist muss  der  für  die  Feststellung  der  Steuer  zuständigen  Behörde  der  Wert 
der  steuerpflichtigen  Erbmasse  nach  Massgabe  der  Vorschriften  im  Abschnitt  III 
dieser  Verordnung  dargelegt  und  nachgewiesen  werden.  Gleichzeitig  sind  die 
Nachweise  über  die  für  die  Höhe  der  Steuer  in  Betracht  kommenden  Verhält- 
nisse in  genügender  Form  beizubringen. 

Zu  dieser  Nachweisung  sind  die  Erben  in  erster  Linie  verpflichtet  und 
zwar  auch  dann,  wenn  sie  selbst  von  dem  Anfalle  einer  Erbschaftssteuer  nichts 
zu  entrichten  haben. 

Desgleichen  liegt  diese  Verpflichtung  den  Testamentsvollstreckern  und 
Nachlassverwaltem  ob. 

Andere  Teilnehmer  (Vermächtnisnehmer  u.  s.  w.)  haben  die  ihnen  zu- 
kommenden Anfälle  auf  Verlangen  der  für  die  Feststellung  der  Steuer  zu- 
ständigen Behörde  darzulegen  und  nachzuweisen. 

Längere  als  die  in  §  25  und  hier  für  die  Anmeldung  und  Darlegung 
festgesetzten  Fristen  können  von  den  zur  Ermittelung  und  Feststellung  der  Erb- 
schaftssteuer berufenen  Behörden  bewilligt  werden. 

§  27. 

Verpflichtung  der  gesetzlichen  Vertreter. 

Für  geschäftsunfähige  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkte  Personen, 
für  unter  elterlicher  Gewalt  stehende  Personen,  sowie  für  juristische  Personen 
einschliesslich  der  den  letzteren  gleichzuachtenden  Vermögensmassen  sind  die 
in  den  §§  25  und  26  festgesetzten  Verpflichtungen  von  deren  gesetzlichen  Ver- 
tretern zu  erfüllen. 


Y.    Yon  den  für  die  Feststellung  der  Erbschaftsstener  zuständigen 
Behörden  und  deren  Yerfahren. 

§  28. 
Zuständige  Behörden. 
Zur  Ermittelung  und  Feststellung  der  Erbschaftssteuer  sind  berufen: 
h  für  Erb^.lle  im  Gebiet  des  Domaniums  die  Grossherzoglichen  Aemter, 
2.  für  Erbfälle  im  Gebiet  der  drei  Landesklöster  die  Klosteramtsgerichte, 
8.  für  Erbfälle  in  den  Städten  und   deren  Gebiet  mit  Einschluss  der 
Kämmereigüter,  in  Wismar  der  Hebungsgüter  und  Dörfer,   sowie  in 
Rostock  der  Hospitalgüter  und  des  Hafenorts  Wamemünde,  die  Ma- 
gistrate, sowie  die  aus  den  Magistraten  verordneten  Waisengerichte 
und  sonstige  Deputationen, 

4.  für  ErbHÜle,  hinsichtlich  deren  nach  §  31  der  Verordnung  vom 
9.  April  1899  zur  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  einem  Hofstaatsgericht  die  Verrich- 
tungen des  Nachlassgerichts  obliegen,  die  Hofstaatsgerichte, 

5.  für  Erbfälle  im  Gebiet  der  Ritterschaft  und  für  alle  übrigen  Erbfälle 
die  Landessteuerdirektion. 
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§29. 
Feststellung  und  Erhebung  der  Steuer. 

Die  mit  der  Feststellung  der  Steuer  befasste  Behörde  hat  die  Richtigkeit 
und  Vollständigkeit  der  vorgelegten  Verzeichnisse  und  Nachweisunffen  zu  prflfen 
und  die  Steuerpflichtigen  zur  Erledigung  der  aufgekommenen  Erinnerungen, 
sowie  zur  etwaigen  ^ibringung  weiterer  Beweismittel  binnen  angemessener 
Frist,  nötigenfalls  unter  Androhung  von  Ordnungsstrafen  aufzufordern. 

Nachdem  von  der  Behörde  der  Wert  der  steuerpflichtigen  Mass^  ermittelt 
und  der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Erbschaftssteuer  festgestellt  ist,  hat  die 
Behörde,  falls  die  Steuer  nur  3  M.  oder  weniger  beträgt.  Stempelmarken  so 
dem  auf  10  Pf.  abzurundenden  Betrag  zu  den  Akten  zu  bringen,  den  Betrag 
von  dem  Steuerpflichtigen  wahrzunehmen  und  dass  solches  geschehen  ist,  der 
Landessteuerdirektion  anzuzeigen. 

Beläuft  sich  dagegen  die  Erbschaftssteuer  auf  über  SM.,  so  sind  die 
Zahlun^pflichtigen  mit  den  zu  zahlenden  Beträgen  bekannt  zu  machen  und 
anzuweisen,  nidit  nur  den  Betraff  innerhalb  4  Wochen  an  die  Landessteuer- 
kasse einzuzahlen,  sondern  auch  gleichzeitig  die  Landessteuerdirektion  von  der 
Zahlung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Dass  den  Zahlungspflichtigen  diese  Auflage  gemacht  ist,  hat  die  betreffende 
Behörde  der  Landessteuerdirektion  unverzüglich  anzuzeigen. 

Wegen  Verlängerung  der  Frist  zur  Einzahlung  der  Erbschaftssteuer 
finden  die  Vorschriften  des  §  26  Abs.  5  entsprechende  Anwendung. 

§30. 

Feststellung  der  Steuer  von  Amts  wegen. 

Erbringt  der  Steuerpflichtige  trotz  ergangener  Aufforderung  die  zur  Fest- 
stellung der  Steuer  erforderlichen  Unterlagen  nicht,  so  ist  die  Behörde,  nach- 
dem sie  den  Säumigen  ausdrücklich  auf  die  Folgen  seiner  Unterlassung  hinge- 
wiesen hat,  berechtigt,  nach  ihrem  Ermessen  den  Betrag  der  ErbschaAssteuer 
festzusetzen. 

§  31. 
Mitwirkung  anderer  Behörden. 

Alle  Behörden  und  Beamte,  welche  ein  Nachlassverzeichnis  aufgenommen 
oder  eine  Erbauseinandersetzung  vermittelt  haben,  sind  veipflichtet,  falls  steue^ 
Pflichtige  Anfälle  in  Frage  kommen,  hiervon  der  für  die  Feststellung  der  Erb- 
schaftssteuer zuständigen  Behörde  Mitteilung  zu  machen  und  dieser  auf  £^ 
suchen  die  betreffenden  Verhandlungen  mitzuteilen. 

Auch  haben  alle  übrigen  Behörden,  Gerichte  und  Ortsobrigkeiten  dem 
Ersuchen  der  für  die  Feststellung  der  Steuer  zuständigen  Behörde  oder  der 
Landessteuerdirektion  auf  Erteilung  von  Auskunft,  Vernehmung  von  Personen, 
Mitteilung  von  Akten  u.  s.  w.  zu  entsprechen. 

§32. 

Rechtsmittel. 

Gegen  die  Verfügungen  der  für  die  Feststellung  der  Erbschaftssteuer 
zuständigen  Behörden  ^ht  dem  Steuerpflichtigen  eine  Beschwerde  an  du 
Grossherzogliche  Finanzministerium  zu. 

§33. 

Zwangsvollstreckung. 

Gegen  säumige  Zahlungspflichtige  ist  die  Zwangsvollstreckung  in  Oe- 
mässheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere  in  Gemässheit  der  Ver 
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ordDung  vom  9,  April  1899,  betreffend  das  Verfahren  bei  der  ZwangdvoUstrecknng 
im  Verwaltungswege,  durchzuführen. 

Zur  Beitreibung  von  rückständigen  Stenerbeträgen  darf  ein  Grundstück 
nicht  versteigert  werden. 

§  34. 

Ferien. 

Die  gesetzlichen  Grerichtsferien  erstrecken  sich  auch  auf  die  Erbschafts- 
«ienersachen. 

YL    Eontrolle-,  Straf-,  Yeijährongs-  imd  Schlnssbestiminangen. 

§  35. 
üeberwachung  der  Erbfälle. 

Die  Standesbeamten  haben  alljährlich  bis  zum  15.  Januar  den  Obrig- 
keiten der  Orte,  in  welchen  Sterbefälle  eingetreten  und  zur  Eintragung  in  die 
Sterberegister  gelangt  sind,  ein  vollständiges  Verzeichnis  der  im  abgelaufenen 
Ealendeijahr  vorgekommenen  SterbefUUe  nach  dem  in  der  Anlage  A  beigefügten 
Formular,  jedoch  ohne  Ausfüllung  der  Spalte  3,  einzureichen. 

Die  Obrigkeiten  haben  auf  Grund  sorgfältiger  Ermittelungen  in  der 
Spalte  3  die  bekannten  oder  vermutlichen  Erben  unter  Angabe  des  Verwandt- 
schaftsverhältnisses zum  Erblasser  zu  benennen,  auch  wenn  der  ohne  Testa- 
ment verstorbene  Erblasser  keine  Abkömmlinge  hinterlassen  hat  und  von  dessen 
Eltern  nur  noch  ein  Teil  lebt,  zu  bemerken,  ob  neben  diesem  noch  Geschvrister 
oder  Abkömmlinge  vorverstorbener  Geschwister  des  Verstorbenen  vorhanden 
«ind.  Femer  ist  anzugeben,  ob  der  Reinbestand  der  Erbschaft  den  Betrag  von 
1000  M.  überschreitet  oder  nicht.  Die  letztere  Bemerkung  ist  nicht  erforder- 
lich, wenn  die  Erben  von  der  Erbschaftssteuer  befreit  sind  oder  die  gesetzliche 
Vermutung  von  dem  geringeren  Betrage  einer  Erbschaft  Platz  greift  (§  5 
unter  III,  8). 

Die  von  den  Obrigkeiten  ausgefüllten  und  unterschriebenen  Verzeichnisse 
sind  bis  zum  15.  Februar  an  die  Landessteuerdirektion  einzusenden. 

Sind  in  dem  verflossenen  Kalenderjahre  in  einem  obrigkeitlichen  Bezirk 
Sterbefälle  nicht  eingetreten,  so  hat  die  Obrigkeit  dies  der  Landessteuerdirek- 
tion anzuzeigen. 

§36. 

Strafbestimmungen. 

Wird  die  rechtzeitige  Anmeldung  eines  steuerpflichtigen  Anfalles  von 
dem  hierzu  Verpflichteten  unterlassen  oder  von  demselben  die  gesetzliche  Ver- 
pflichtung zur  Einreichung  des  Nachweises  des  Bestandes  der  Erbmasse  inner- 
halb der  in  §  26  vorgeschriebenen  Frist  nicht  erfüllt,  so  kann  gegen  denselben 
auf  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  500  M.  erkannt  werden. 

Wer  es  unternimmt,  die  Erbschaftssteuer  zu  hinterziehen,  verfällt  wegen 
Steuerhinterziehung  in  eine  Geldstrafe,  die  das  Doppelte  der  hinterzogenen 
Steuer  beträgt.  Daneben  ist  die  nicht  oder  zu  wenig  entrichtete  Steuer  nach- 
zuzahlen. 

Kann  der  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer  nicht  mehr  ermittelt  werden, 
so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  10,000  M.  ein. 

Der  Hinterziehung  der  Erbschaftssteuer  macht  sich  insbesondere  schuldig : 

1.  wer  zu  einem  Anfall  gehörige  Gegenstände,  zu  deren  Angabe  er  ver- 
pflichtet ist,  wissentlich  verschweig  oder  den  Wert  solcher  Gegen- 
stände wider  besseres  Wissen  zu  niedrig  angibt: 

2.  wer  über  Thatsachen,  welche  auf  die  Steuerpflichtigkeit,  die  Höhe  des 
Steuersatzes  oder  des  Steuerbetrages  von  Einfluss  sind,  wissentlich 
unrichtige  Angaben  macht; 
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3.  wer  zur  Begründung  eines  Anspruchs  auf  Zurückerstattung  von  Erh^ 
Schaftssteuern  unwahre  Thatsachen  vorbringt  oder  falsche  Beweismittel 
vorlegt. 

Ist  in  den  Fällen  des  Absatz  1  nach  den  umständen  anzunehmen  Oiler 
kann  dem  Steuerpflichtigen  nachgewiesen  werden,  dass  er  die  rechtzeitige  Er- 
ffülung  der  Verpflichtungen  in  der  Absicht,  die  Steuer  zu  hinterziehen,  unter- 
lassen hat,  so  verfällt  derselbe  in  die  wegen  Steuerhinterziehung  bestimmte 
Strafe.    Vgl.  Abs.  2  und  .S. 

Werden  in  den  Fällen  unter  1 — 3  die  unvollständigen  und  unrichtigen 
Angaben  noch  vor  der  Feststellung  der  Erbschaftssteuer  von  dem  Steuerpflich- 
tigen vervollständigt  oder  berichtigt,  so  kann  auf  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu 
500  M.  erkannt  werden. 

In  den  Fällen  1,  2  und  3  föUt  die  Bestrafung  wegen  Steuerhinterziehung 
fort,  wenn  die  Täuschung  mittels  ürkundenföJschung  oder  falscher  eidesstatt- 
licher Versicherung  ausgeführt  ist  und  wegen  dieser  Strafthaten  Bestrafung  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  eingetreten  ist 

Sonstige  üebertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  und  Nicht- 
erfüllung gemachter  Auflagen  können  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  500  M, 
geahndet  werden. 

§  37. 
Strafverfahren. 

Die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  erfolgt  im  Verwaltungswege.  Die  Entschei- 
dung wird  durch  Strafbescheid  erlassen.  Zuständig  fär  die  Erlassung  de» 
Stra^escheids  sind  die  für  die  Feststellung  der  Erbschaftssteuer  zuständigen 
Behörden. 

Eine  Umwandlung  der  auf  Grund  dieser  Verordnung  erkannten  Geld- 
strafen, zu  deren  Entrichtung  der  Verpflichtete  unvermögend  ist,  in  Freiheits- 
strafen findet  nicht  statt,  auch  darf  zur  Beitreibung  der  Geldstrafen  ein  Grund* 
stück  nicht  zwangsweise  versteigert  werden. 

Die  aufgekommenen  Geldstrafen  fliessen  in  die  Landessteuerkasse,  die 
Ordnungsstrafen  in  die  Kasse  der  die  Strafe  erkennenden  Behörde. 

§  38. 
Verjährung. 

1.  Die  Erbschaftssteuerforderung  verjährt: 

a)  wenn  die  Steuer  noch  nicht  festgestellt. ist,  in  10  Jahren  vom  Ab- 
lauf des  Kalenderjahres  an  gerechnet,  in  welchem  der  steuer- 
pflichtige Anfall  erfolget  ist  oder,  wenn  schon  amtliche  auf  di& 
Ermittelung  der  Steuer  gerichtete  Handlungen  vorgenommen  sind, 
vom  Ablauf  de^enig^n  Kalendeijahres  an  gerechnet,  in  welches 
die  letzte  derartig^  Handlung  fällt;  dagegen 

b)  wenn  die  Steuer  bereits  festgestellt  war,  in  4  Jahren  nach  Ablauf 
desjenigen  Kalendeijahres,  in  welches  der  letzte  Tag  der  Zahlungs- 
oder Stundungsfrist  fällt  oder  in  welchem  die  letzte  auf  die  Bei- 
treibung der  Steuer  gerichtete  Handlung  vorgenommen  ist. 

Die  Verjährung  des  Anspruchs  auf  die  Steuer  von  Anfällen 
einer  Substanz  ohne  die  Nutzung  beginnt  erst  mit  Ablauf  des- 
jenigen Kalenderjahres  zu  laufen,  in  welchem  die  Nutzung  mit  der 
Substanz  vereinigt  ist. 

2.  Die  Strafverfolgung  von  Zuvnderhandlungen  gegen  die  Vorschriflen 
dieser  Verordnung  verjährt  in  3  Jahren,  die  Vollstreckung  der  rechts- 
kräftig erkannten  Geldstrafen  in  5  Jahren,  die  der  Ordnungsstrafen 
in  1  Jahr. 
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§39. 
Rückerstattang  von  Steuern. 

Eine  Erbschaftsstener,  welche  ohne  rechtlichen  Grund  gezahlt  ist,  kann, 
abgesehen  von  dem  im  letzten  Absatz  des  §  7  dieser  Verordnung  bezeichneten 
FaU,  welcher  nach  der  Vorschrift  daselbst  zu  behandeln  ist,  innerhalb  2  Jahre 
vom  Ablauf  des  Kalenderjahres  an  gerechnet,  in  welchem  die  Steuer  gezahlt  ist, 
mittels  Antrags  an  die  Landessteuerdirektion  zurückgefordert  werden. 

Gegen  die  Versagung  solcher  Zurückerstattung  steht  dem  Antragsteller 
die  Beschwerde  an  das  Grossherzogliche  Finanzministerium  frei. 

§  40. 
üeberwachungspflicht  der  Behörden. 

Alle  öffentlichen  Behörden  sind  verpflichtet,  auf  Befolgung  der  Vor- 
schriften dieser  Verordnung  zu  achten  und  alle  zu  ihrer  Kenutnis  gelan^^enden 
Zuwiderhandlungen  gegen  dieselbe  der  Landessteuerdirektion  zur  Anzeige  zu 
bringen. 

Insbesondere  liegt  den  Behörden  ob,  in  Fällen  richterlicher  Todeserklä- 
rung vor  Auskehrung  des  Vermögens  die  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer  zu 
veranlassen. 

§41. 
Kosten« 

1.  Die  Verhandlungen  und  Ausfertigungen  in  Erbschaftssteuersachen  sind 
stempelfrei. 

2.  Als  Gebühr  für  das  gesamte  Verfahren  bei  der  für  die  Feststellung 
der  Erbschaftssteuer  zuständigen  Behörde  werden  vier  Zehnteile  der  vollen 
Gebühr  nach  Satz  A  des  §  23  der  Gerichtskostenordnung  vom  18.  Dezember 
1899  von  dem  Wert  der  steuerpflichtigen  Masse  erhoben. 

Das  Verfahren  bei  der  Landessteuerdirektion  ist  gebührenfrei. 
8.  Auf  die  Erhebung  von  Auslagen  finden  die  Vorschriften  des  §  116  der 
Genchtskostenordnung  vom  18.  Dezember  1899  entsprechende  Anwendung. 

§  42. 
Schlussbestimmung. 
Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft. 
Mit  diesem  Zeitpunkt  werden  aufgehoben: 

1.  die  revidierte  Kollateralerbsteuerordnung  vom  11.  September  1853 
(Regierungsblatt  1858,  Nr.  80); 

2.  die  Verordnung  vom  8.  Februar  1868,  betreffend  die  fernere  Gültig- 
keit des  §  10  der  revidierten  Kollateralerbsteuerordnung  (Regierungs- 
blatt 1868,  Nr.  18); 

8.  der  erste  Absatz  des  §  16  der  Verordnung  vom  14.  AuRust  1875,  be- 
treffend Ausführung  des  Reichsf^esetzes  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  und  die  Eheschliessung,  vom  6.  Februar  1875  (Regie- 
rungsblatt 1875,  Nr.  22); 

4.  die  Verordnung  vom  6.  März  1876,  betreffend  die  Einsendung  der 
Totenlisten  zur  Kontrollierung  der  Kollateralerbsteuer  (Regierungs- 
blatt 1876,  Nr.  10); 

5.  die  Verordnung  vom  24«  Juni  1879  zur  Abänderung  der  revidierten 
Kollateralerbsteuerordnung  vom  11.  September  1858  (Regierungsblatt 
1879,  Nr.  34). 
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Für  die  vor  dem  1.  Januar  1900  eiDgeiretenen  AnHllle,  mit  Ansschlnss 
der  Anfalle  einer  Substanz  ohne,  die  Nutzung,  kommen  noch  die  bisherigen 
Bestimmungen  zur  Anwendung. 

Dies  gilt  insbesondere  von  den  Listen  über  die  Sterbefälle,  welche  die 
Standesbeamten  bis  zum  15.  Januar  an  die  Obrigkeiten  einzureichen  haben. 

Auch  sind  die  am  I.Januar  1900  anhängigen,  aber  noch  nicht  abge- 
machten Erbsteuerfälle  von  der  nach  den  bishengen  Bestimmungen  suständigen 
Behörde  zu  erledigen. 
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Mecklenburgische  Yerordnnng, 
betreffend  die  Erhebung  einer  Fideikommissstener. 

Vom  22.  Dezember  1899. 
(Rgsbl.  f.  d.  Grossh.  Mecklenburg-Schwerin  Nr.  62  S.  1029.) 

Wir  verordnen  nach  yerfassungsmässiger  Beratung  mit  den  getreuen 
Ständen  wegen  Erhebung  einer  Fideikommisssteuer  was  folgt. 

§  1- 

Von  jedem  neu  errichteten  Familienfideikommiss  und  von  jedem  einem 
beetehenden  Familienfideikommiss  neu  hinzugefügten  Gegenstand  ist  ftJlr  die 
Entziehung  der  zum  Fideikommiss  gehörenden  GegenstSoide  aus  dem  freien 
Verkehr  eine  Fideikommisssteuer  zu  entrichten. 


§  2. 

gt 
Fideikommiss  gehörenden  Gegenstände. 


Die  Fideikommisssteuer  beträgt   ein  yom  Hundert  des  Werts  der  zum 

de. 


§3. 
Die  Fideikommisssteuer  ist  vom  Fideikommissinhaber  zu  entrichten,  sobald 
das  Fideikommiss  in  Wirksamkeit  tritt. 


Die  Entrichtung  der  Fideikommisssteuer  erfolgt  in  Massgabe  der  nach- 
stehenden Bestimmungen: 

1.  Der  Steuerpflichtige  zahlt  von  dem  festgestellten  Steuerbetraff  (§  5) 
von  dem  nächsten  auf  den  Eintritt  der  Steuerpflicht  folgenden  Tandes- 
üblichen Termine  einschliesslich  ab  sechs  vom  Hundert  jährlich  in 
halbjährlichen  in  den  landesQblichen  Terminen  fälligen  Teilbeträgen. 
Von  dieser  Zahlung  werden  vier  vom  Hundert  auf  die  Verzinsung  und 
zwei  vom  Hundert  auf  den  Abtrag  gerechnet. 

Auf  den  Abtrag  werden  femer  in  jedem  Zahlungstermine  auch 
die  Zinsen  angerechnet,  die  über  den  jeweiligen  Bestand  des  Steuer- 
betrages hinaus  bezahlt  werden  (ersparte  Zinsen). 

2.  Die  Zahlung  hört  auf,  wenn  nach  den  Bestimmungen  unter  Nr.  1  der 
Steuerbetrag  abgetragen  ist. 

3.  Verstirbt  der  Steuerp£chtige  vor  dem  unter  Nr.  2  bestimmten  Zeitpunkte 
oder  scheidet  derselbe  aus  dem  Genuss  des  Fideikommisses  aus,  so  geht 
die  Verpflichtung  desselben  (Nr.  1)  auf  den  Fideikommissfolger  Über. 
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4.  Dem  Steuerpflichtigen  steht  frei,  den  Steuerbetrag  oder  einen  Teil 
desselben  alsbald  nach  dem  Eintritt  der  Steuerpflicht  oder  während  des 
Zeitraumes  unter  Nr.  1  und  Nr.  2  zu  zahlen.  Bei  Teilzahlungen  bleibt 
die  Verpflichtung  aus  Nr.  1  unberührt. 

5.  Hat  der  Stifter  des  Fideikommisses  angeordnet,  dass  die  FideikommiBs- 
Steuer  zu  entrichten  ist,  sobald  das  Fideikommiss  in  Wirksamkeit  tritt, 
so  behält  es  bei  dieser  Anordnung  das  Bewenden. 

6.  Die  Berechnung  über  die  Verzinsung  und  den  Abtrag  der  Steuer 
führt  die  Landes-Steuer-Direktion. 

Dem  Steuerpflichtigen  ist  jährlich  im  Juli  eine  Abschrift  dieser 
Berechnung  mitzuteilen. 

§5- 

Auf  die  Anmeldung  des  Eintritts  der  Steuerpflicht,  auf  die  Berechnung 
des  Wertes  des  Fideikommissvermögens,  auf  die  Feststellung  der  Steuer  und 
das  bei  derselben  zu  beobachtende  Verfahren,  sowie  hinsichtlich  der  Einzahlung 
der  Steuer  finden  die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  22.  Dezember  1899, 
betreffend  die  Erhebung  einer  Erbschaftssteuer,  einschliesslich  der  in  derselben 
enthaltenen  Strafbestimmungen  entsprechende  Anwendung. 

Die  für  die  Ermittelung  und  Feststellung  der  Fideikommisssteuer  zuständige 
Behörde  ist  die  Landes-Steuer-Direktion. 

§6. 
Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft.  Von  bereits 
▼or  diesem  Tage  in  Wirksamkeit  getretenen  Fideikommissen  oder  Fideikommiss- 
zulegungen,  deren  Besteuerung  nach  dem  bisherigen  Recht  um  deswillen 
aufgeschoben  ist,  weil  sie  sich  noch  im  Besitz  der  Stifter  selbst  befinden,  ist 
die  Fideikommisssteuer  beim  Anfall  an  den  ersten  Nachfolger  von  diesem  zu 
entrichten. 
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Elsass-Lothringisches  Erbschaftsstenergesetz. 

Vom  17.  Juni  1900. 
(Gesetzbl.  S.  123.) 

I.  Abschnitt. 
Grundlage  und  Betrag  der  Erbschaftssteuer. 

§1. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben  für  jeden  Erwerb  von  Eigentum  oder 
Nutzungsrechten : 

a)  Durch  gesetzliche  Erbfolge  oder  infolge  des  Pflichtteilsanspruchs; 

b)  durch  einseitige  oder  yertragsm&ssige  Verfügung  von  Todeswegen 
einschliesslich  der  Schenkung  unter  der  Bedingung  des  Ueberlebens 
des  Beschenkten; 

c)  infolge  von  Lebensyersicherungs-  und  Leibrentenvertrftgen,  sofern  die 
Zuwendung  vom  Tode  des  Zuwendenden  abhängig  ist  und  fQr  den 
Empfänger  der  Leistung  unentgeltlich  erfolgt; 

d)  iro  Falle  des  Erlöschens  einer  Stiftung  und  des  Anfalls  des  Stiftungs- 
vermögens an  die  gesetzlichen  Erben  des  Stifters. 

§  la. 
Die   Erbschaftssteuer   wird   femer   erhoben   im  Falle   der  fortgesetzten 
Oütergemeinschafb : 

1.  Beim  Eintritt  dieser  Gemeinschaft  (§  1483  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs) von  dem  Anteil  des  verstorbenen  Ehegatten  an  dem  in  dieselbe 
fibergehenden  ehelichen  Gesamtgut;  für  me  Erbschaftssteuer  wird 
angenommen,  dass  dieser  Anteil  zum  Nachlass  des  Verstorbenen  gehöre 
und  die  Beerbung  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  durch  die  an 
der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  anteilberechtigten  Abkömmlinge 
erfolge;  besondere  Verfügungen  im  Sinne  der  |§  1511 — 1515  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  sind  zu  berücksichtigen; 

2.  beim  Tode  eines  anteilberechtigten  Abkömmlings  (§  1490  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs)  von  dem  Anteil  desselben  am  Gesamtgute;  für  die 
Erbschaftssteuer  wird  angenommen,  dass  dieser  Anteil  zum  Nachlass 
des  Verstorbenen  gehöre  und  die  Beerbung  durch  diejenigen  Personen 
erfolge,  denen  der  Anteil  nach  §  1490  Satz  2  und  3  zukommt. 

Bei  Beendigung  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  oder  dem  Verzicht 
•eines  Anteilsberecbtigten  kommt  eine  Erbschaftssteuer  nicht  zur  Erhebung. 

§  Ib. 
Zuwendungen  t   welche    ohne   registrierungspflichtige  Beurkundung    oder 
Anerkennung  innerhalb  der  letzten  sechs  Monate  vor  dem  Tode  des  Erblassers 
vollzogen  worden  sind,  unterliegen  der  Erbschaftssteuer. 
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Befreit  sind : 

1.  Zuwendongen,  welche  zur  Ausstattung  von  Abkömmlingen  bei  der 
Eheschliessung  oder  bei  der  Ergreifung  eines  selbständigen  Berufs 
gedient  haben. 

2.  Zuwendungen,  welche  in  regelmässig  wiederkehrender  Weise  an  Ver- 
wandte  zur  Bestreitung  des  standesgemässen  Lebensunterhaltes,  oder 
welche  zum  Zwecke  der  Unterstützung  in  Notlagen  gewährt  sind. 

8.  Zuwendungen,  welche  für  den  einzelnen  Beschenkten  den  Gesamtbetrag 
von  1000  M.  nicht  überstiegen  haben. 


Die  Erbschaftssteuer  beträgt: 

Eins  vom  Hundert,  wenn  der  Anfall  an  Verwandte  der  geraden  Linie 

gelangt; 
Drei  vom  Hundert,  wenn  der  Anfall  an  Ehegatten  gelangt.  Ist  jedoch 

der   Ehegatte   neben   Abkömmlingen   zur   Erbschaft   berufen,   so 

kommt  nur  Eins  vom  Hundert  zur  Erhebung,  insoweit  der  Anfall 

den  gesetzlichen  Erbteil  nicht  Übersteigt; 
Vier  vom  Hundert  für  Zuwendungen  seitens  des  Vaters   zu  Gunsten 

eines  unehelichen  Kindes  sowie   der  Abkömmlinge  eines  solcheiir 

sofern  die  Vaterschaft  erweislich  anerkannt  ist; 
Sechs  und  ein  halb  vom  Hundert,  wenn  der  Anfall  an  Geschwister^ 

an  Kinder  von  Geschwistern  oder  an  Geschwister  der  Eltern  ge- 
langt; 
Sieben  vom  Hundert,  wenn  der  Anfall  an  Seitenverwandte  des  vierten 

Grades  gelangt; 
Acht  vom  Hundert,  wenn  der  Anfall  an  Seitenverwandte  des  fünften 

und  sechsten  Grades  gelangt; 
Neun  vom  Hundert  in  allen  übrigen  Fällen,  einschliesslich  des  Anfalls 

an  die  Erben  des  Stifters  (§  1  unter  d). 

§2a. 
Von  der  Erbschaftssteuer  sind  befreit: 

Erbschaften  in  gerader  Linie  und  unter  Ehegatten^  bei  welchen  das- 
Reinvermögen  den  Betrag  von  1000  M.  nicht  übersteigt 


n.  Abschnitt. 
Veranlagang  der  Erbsohaftssteaer. 

§3. 

Die  Erbschaftssteuer  ist  von  den\jenigen  Betrage  zu  entrichten,  um 
welchen  deijenige,  dem  der  Anfall  zukommt,  durch  denselben  reicher  wird. 

In  die  steuerpflichtige  Masse  sind  alle  zu  dem  Nachlasse  gehörigen  Forde- 
rungen einschliesslich  derjenigen  Beträge  zuzurechnen,  welche  der  Erwerber 
dem  Erblasser  schuldete. 

I^Ag^en  kommen  von  der  steuerpflichtigen  Masse  alle  Schulden  und 
Lasten  in  Abzug,  welche  mit  derselben  übernommen  werden. 

§  3a. 

Auflagen  unterliegen  der  Erbschaftssteuer,  eofem  dadurch  für  den  Em- 
pfänger der  Leistung  eine  Bereicherung  eintritt. 

Auflagen  dieser  Art  zu  milden,  gemeinnützigen  oder  sonstigen  öffent- 
lichen Zwecken  werden,  auch  wenn  nicht  eine  bestehende  oder  zu  errichtende 
Stiftung  als  Empfängerin  der  Leistung  bezeichnet  ist,  hinsichtlich  der  Besteue- 
rung ebenso  behandelt,  als  ob  eine  Stiftung  im  Betrage  der  Leistung  angeordnet 
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w&re.  Die  auf  die  Leistung  treffende  Steuer  ist  von  dem  mit  der  Auflage 
Beschwerten  zu  entrichten  und  kann,  sofern  der  Erblasser  nicht  andere  Bestim- 
mung hierüber  getroffen  hat,  von  der  Leistung  in  Abzug  gebracht  werden. 

§4. 
Wenn  eine  Zuwendung  zur  Vergeltung  von  Leistungen  bestimmt  ist, 
welche  mit  dem  Anfalle  fibernommen  werden,  hat  bei  der  Berechnung  der 
Steuer  der  Wert  dieser  Leistungen  von  der  Zuwendung  in  Abzug  zu  kommen, 
sofern  die  Art  der  Leistungen  von  dem  Erblasser  bestimmt  bezeichnet  und  die 
Schätzung  derselben  in  Geld  möglich  ist. 

§5. 

Der  Erbschaftssteuer  unterliegt  der  gesamte  Nachlass  deijenigen  Personen,, 
welche  zur  Zeit  ihres  Todes  in  Elsass-Lothnngen  ihren  Wohnsitz  hatten,  mit 
Ausnahme  der  ausserhalb  Elsass- Lothringens  belegenen  Grundstücke  nebst 
Zubehör  und  deijenigen  Rechte  an  solchen  Grundstücken,  welche  nach  der 
Gesetzgebung  des  Staates,  in  dessen  Gebiet  die  Grundstücke  belegen  sind,  als 
unbeweglich  gelten. 

Befinden  sich  zum  Nachlass  gehörige  Sachen  zur  Zeit  des  Erbgangs 
ausserhalb  ElsassLothringen,  so  ist  auf  Verlangen  die  nach  den  Gesetzen  des 
Staates,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,  etwa  zu  entrichtende  und  erweislich 
gezahlte  Erbschaftsabgabe  von  der  Steuer  in  Abzug  zu  bringen.  Auf  Wertpapiere 
nndet  diese  Bestimmung  nicht  Anwendung. 

§6. 
Der  Erbschaftssteuer  unterliegen,  auch  wenn  der  Erblasser  seinen  Wohn- 
sitz nicht  in  Elsass- Lothringen  hatte: 

1.  In  Elsass-Lothringen  belegene  Grundstücke  mit  Zubehör; 

2.  Bergwerkseigentum  und  sonstige  Rechte  an  solchen  Grundstücken 
(mit  Ausnahme  der  Hypotheken,  Grundschulden  und  Rentenschulden), 
sowie  Ansprüche  auf  Uebertru^ung  des  Eigentums  oder  auf  die  Be- 
gründung oder  üebertragung  eines  der  bezeichneten  Rechte  an  solchen 
Grundstücken  ,* 

3.  die  Kuxe  in  Elsass-Lothringen  belegener  Bergwerke; 

4.  in  Elsass-Lothringen  betriebene  Apotheken. 

In  den  Fällen  unter  3  und  4  ist,  wenn  der  Erblasser  eine  deutsche 

Staatsangehörigkeit  besessen  hat,  auf  Verlangen  die  nach  den  Gesetzen 

eines   Bundesstaates   etwa   zu   entrichtende   und  erweislich  gezahlte 

Erbschaftsabgabe  von  der  Steuer  in  Abzug  zu  bringen. 

Ausserdem  ist  der  Erbschaftssteuer  das  in  Elsass  Lothringen  befindliche 

Vermögen   eines  Erblassers  unterworfen,  welcher  bei  seinem  Ableben  keinen 

Wohnsitz  hatte. 

§7. 
Hatte  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Elsass-Lothringen  und 
werden  in  dem  Staate  des  Wohnsitzes  die  nachbezeichneten  Werte  dieses  Landes, 
welche  zu  einem  elsass-lothringischen  Nachlasse  gehören,  einer  Erbschaftssteuer 
unterworfen,  so  unterliegen,  soweit  dies  zutrifft,  der  Erbschaftssteuer  auch 
elsass-lothringische  Staatsrenten,  Aktien  und  Schuldverschreibunffen,  Rechte, 
welche  in  elsass-lothringischen  Grund-,  Eigentums-  oder  Hypothekenbüchern  ein- 
getragen oder  vorgemerkt  sind,  Forderungen  gegen  den  elsass-lothringischen 
Landesfiskus  oder  in  Elsass-Lothringen  wohnende  Schuldner,  in  Elsass-Lothringen 
befindliche  bewegliche  Sachen  und  Anteile  an  gewerblichen  Unternehmungen  in 
Elsass-Lothringen. 

§  7a. 
Behufs  Vermeidung  einer  Doppelbesteuerung  ist  das  Ministerium  ermäch- 
tigt, insoweit  Gegenseitigkeit  vorliegt  oder  die  Rücksicht  auf  bestehende  Ver- 
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tragsyerhältniBse  dies  erfordert,  Abweichungen  von  den  in  §§  5 — 7  enthaltenen 
Bestimmangen  zu  gestatten. 

§8. 

Schulden  und  Lasten,  welche  nur  auf  einem  nach  §§  5 — 7  steuerfrden 
oder  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  nur  bei  diesem  Teile, 
Schulden  und  Lasten,  welche  vorzugsweise  auf  einem  steuerfreien  oder  vorzugs- 
weise auf  einem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  zunächst  bei  diesem 
Teile  und  erst,  soweit  sie  luerdurch  nicht  gedeckt  werden,  bei  der  fibrigen 
Masse  in  Abzug. 

Sonstige  Schulden  und  Lasten,  welche  sowohl  auf  dem  steuerfreien,  als 
auch  auf  dem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  von  letzterem 
nur  nach  dem  Verhältnis  dieses  Teiles  zur  gesamten  Masse  in  Abzug. 

Hatte  jedoch  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Elsass-Lotbringen, 
so  findet  von  dem  gemäss  §§  5—7  steuerpflichtigen  Vermögen  ein  Abzug  von 
Schulden  und  Lasten  überhaupt  nur  statt,  soweit  im  Staate  des  Wohnsitzes  des 
Erblassers  gleiche  Grundsätze  bezüglich  des  Abzugs  von  Schulden  und  Lasten 
massgebend  sind. 

§9. 
Für   die   Berechnung   der   Erbschaftssteuer   ist   der   gemeine   Wert   der 
steuerpflichtigen  Masse,  bei  Grundstücken  jedoch  das  Zwanzig^ache  des  jährlichen 
Ertrags  zur  Zeit  des  Anfalls  massgebend.    Auch  bei  Grundstücken  findet  die 
Versteuerung  nach  dem  Werte  statt: 

1.  Bei  im  Bau  begriffenen  Gebäuden;' 

2.  wenn  die  Grundstücke  nicht  zu  einer  auf  den  Ertrag  gerichteten  Be- 
wirtschaftung dienen  oder  dienen  können; 

3.  wenn  die  Grundstücke  als  Bauplätze  einen  das  Zwanzigfache  des  Er- 
trags übersteigenden  Wert  besitzen; 

4.  wenn  vom  Werte  der  Grundstücke  Schulden  in  Abzug  kommen  sollen. 
Der  Abzug  erfolgt,  sofern  die  Schulden  im  Grund-,  Eigentums-  oder 
Hjpothekenbuche  eingetragen  sind,  zunächst  von  den  belasteten 
Grundstücken,  bei  anderen  Schulden  —  unbeschadet  der  Vorschrift 
in  §  8  Abs.  1,  2  —  zunächst  von  dem  beweglichen  Vermögen.  Den 
Schulden  stehen  Lasten,  welche  nicht  in  Nutzungen  bestehen,  gleich. 

§  10. 
Bei  immerwährenden  Nutzungen  oder  Leistungen  wird  das  Fünfundzwanzig- 
fache des  einjährigen  Betn^s,  bei  Nutzungen  oder  Leistungen  von  unbestimmter 
Dauer,  sofern  nicht  die  Vorschriften  der  §§  11,  12  Anwendung  finden  oder 
anderweite,  die  längste  Dauer  begrenzende  Umstände  nachgewiesen  werden,  das 
^wölfeinhalbfache  des  einjährigen  Betrags  als  Kapital  wert  angenommen. 

§11- 

Der  Eapitalwert  von  Leibrenten  und  anderen  auf  die  Lebenszeit  einer 
Person  beschränkten  Nutzungen  oder  Leistungen  bestimmt  sich  nach  dem  zur 
Zeit  des  AnfaUs  erreichten  Lebensalter  derjenigen  Person,  mit  deren  Tode  die 
Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  und  wird  bei  einem  Lebensalter  derselben 
von  15  Jahren  oder  weniger  auf  das  ISfache, 


«ber  15  Jahre  bis 

zu  25  Jahren 

.   ,  17  . 

.   25 

,  35 

.  16  „ 

.   35   , 

.  45 

.   .  14  . 

.   45   , 

.  55 

,   .  12  , 

.   55   , 

,  65 

.   .   8'/.. 

,   65 

.  75 

.   .   5  , 

,   75 

.  80 

.   .   3  . 

,   80 

,  auf  das  . 

.    .    . 

.  .  2  . 

des  Wertes  der  einjährigen  Nutzung  bezw.  Leistung  angenommen. 
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Ist  die  Dauer  der  Nutzangen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit  mehrerer 
Personen  dergestalt  abhängig,  dass  beim  Tode  der  zuerst  verstorbenen  Person 
die  Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  so  ist  fflr  die  Wertsermittelung  das  Lebens- 
alter der  ältesten  Person  massgebend.  Dauert  dagegen  die  Nutzung  oder  Leistung 
bis  zum  Tode  der  letztversterbenden  Person  fort,  so  hat  die  Berechnung  nach 
dem  Lebensalter  der  jüngsten  Person  zu  erfolgen. 

§  12* 
Bei  Nutzungen  oder  Leistungen  auf  bestimmte  Zeit  ist  der  Kapitalwert 
unter  Zugrundelegung  des  eiigähriffen  Wertbetrages  und  Berücksichtigung  eines 
47oigen  Zwischen zinses  nach  der  oeiliegenden  Hilfstabelle ')  zu  ermitteln.  Ist 
jedoch  die  Dauer  der  Nutzung  oder  Leistung  noch  ausserdem  durch  die  Lebens- 
zeit einer  oder  mehrerer  Personen  bedingt,  so  darf  der  sich  nach  §  11  berech- 
nende Kapitalwert  nicht  überschritten  werden. 

§  13. 

Der  einjährige  Betrag  der  Nutzung  eines  Geldkapitals  ist,  wenn  er  nicht 
anderweitig  feststeht,  zu  vier  vom  Hundert  anzunehmen. 

§  14. 
In  allen  übrigen  Beziehungen  ist  der  Wert  eines  Massegegenstandes  oder 
einer  Nutzung  oder  Leistung  oder  einer  von  der  Masse  in  Abzug  zu  bringenden 
Last,  sofern  er  nicht  feststeht,  schätzungsweise  zu  ermitteln. 

§  15. 

Unsichere  Forderungen  und  andere  zur  sofortigen  Wertsermittelung  nicht 
geeignete  Gegenstände  kommen  mit  einem  mutmasslichen  Werte  in  Rechnung, 
welchen  der  Steuerpflichtige  in  Vorschlag  bringt.  Findet  eine  Einigung  nicht 
statt,  so  kann  die  Steuerbehörde  von  dem  vorgeschlagenen  Werte  die  Steuer 
einziehen  und  die  Berichtigung  des  Wertansatzes,  sowie  die  entsprechende 
Nachforderung  oder  Erstattung  der  Steuer  bis  zum  Ausgang  derjenigen  Ver- 
handlungen vorbehalten,  von  welchem  die  Bezahlung  der  Forderung  bezw.  die 
Wertsermittelung  abhängt. 

Sind  bei  Berechnung  der  Steuer  ungewisse  oder  noch  unbekannte  An- 
sprüche der  Masse  oder  an  die  Masse  ausser  Berücksichtigung  geblieben,  so 
vnrd,  wenn  dieselben  später  zur  Verwirklichung  gelangen,  die  zu  wenig  gezahlte 
Steuer  nacherhoben  bezw,  das  Zuvielbezahlte  zurückerstattet. 

§  16. 

Vermögen,  dessen  Erwerb  von  dem  Eintritte  einer  aufschiebenden  Be- 
dingung abhängt  oder  auf  einen  Anfangstermin,  dessen  Eintritt  nicht  bestimmt 
ist,  hinausgerückt  ist,  unterliegt  der  Besteuerung  erst  bei  dem  Eintritt  der 
Bedingung  oder  des  Anfangstermins.  Die  Steuerbehörde  kann  jedoch  Sicher- 
stellung der  alsdann  zu  entrichtenden  Steuer  fordern. 

iTnter  einer  auflösenden  Bedingung  oder  mit  einem  Endtermin,  dessen 
Eintritt  nicht  bestimmt  ist,  erworbenes  Vermögen  ist  —  soweit  nicht  die  §§  10 
bis  12  Platz  greifen  —  wie  unbedingt  erworbenes  Vermögen  zu  versteuern. 
Beim  Eintritte  der  Bedingung  oder  des  Endtermins  wird  jedoch  die  bezahlte 
Steuer  bis  auf  den  der  etwaigen  wirklichen  Bereicherung  entsprechenden  Betrag 
zurückerstattet. 

§17. 
Lasten,  welche  den  Wert  der  steuerpflichtigen  Massen  vermindern,  werden, 
wenn  sie  von  einer  aufschiebenden  Bedingung   abhängen  oder  auf  einen  unbe- 


1)  Dieselbe  ist  identisch  mit  der  oben  (S.  894)  als  Anlage  zar  hess.  Erbsdiaftsstener 
mitgeteilten. 
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stimmt  eintretenden  Anfangstermin  hinansgerückt  sind,  vorerst  nicht  berück- 
sichtigt. Bei  dem  Eintritte  der  Bedingung  oder  des  Termins  kann  jedoch  das 
Zuvielgezahlte  von  der  Steuerbehörde  zurückgefordert  werden. 

Lasten,  deren  Fortdauer  von  einer  auflösenden  Bedingung  oder  einem 
unbestimmt  eintretenden  Endtermin  abhängig  ist  —  mit  Ausnahme  der  Leistungen 
oder  Nutzungen  von  unbestimmter  Dauer,  deren  abzuziehender  Wert  sich  nach 
den  Bestimmungen  der  §§  10—12  berechnet  — ,  werden  wie  unbedingte  in 
Abzug  gebracht.  Bei  dem  Eintritt^  der  Bedingung  oder  des  Endtermins  ist 
jedoch  derjenige  Steuerbetrag  nachzuerheben,  welcher  mehr  zu  entrichten  ge- 
wesen sein  würde,  wenn  der  Zeitpunkt  des  Eintrittes  der  Bedingung  bei  der 
Berechnung  der  Steuer  bekannt  gewesen  w&re.  Die  Steuerbehörde  kann  Sicher- 
stellung dieses  Anspruches  fordern. 

§  18. 

Vermögen,  dessen  Nutzung  eineni  Dritten  zusteht,  wird  um  den  nach 
Vorschrift  der  §§  10  ff.  berechneten  Wert  der  Nutzung  geringer  angeschlagen. 

Bei  Einsetzung  eines  Nacherben  (§§  2100  ff.  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs) 
wird  der  Vorerbe  als  Erbe  des  Niessbrauchs,  der  Nacherbe  als  Erbe  des  blossen 
Eigentums  behandelt.  Im  Falle  des  §  2137  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bat 
jedoch  der  Vorerbe  von  dem  vollen  Betrage  der  Erbschaft  und  der  Nacherbe 
nach  Eintritt  der  Nacherbfolge  von  dem  vollen  Betrage  des  an  ihn  herau^za- 
gebenden  Vermögens,  beide  nach  ihrem  VerwandtschaftsverhSitnis  zum  Erblasser, 
die  Erbschaftssteuer  zu  entrichten;  die  von  dem  Vorerben  entrichtete  Steuer 
wird  für  den  Betrag,  für  welchen  der  Nacherbe  steuerpflichtig  ist,  insoweit 
zurückerstattet,  als  sie  den  Betrag  übersteigt,  den  der  Vorerbe  als  Niessbraucher 
schulden  würde.  Auf  Nachvermächtnisse  finden  diese  Vorschriften  entsprechende 
Anwendung. 

§  19. 
Die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  erfolgt  nach  Abstufungen  des  Wert- 
betrags von  20  zu  20  M.  in  der  Weise,   dass   die  nicht  durch  zwanzig  ohne 
Bruch  teilbaren  Wertsummen  mit  dem  nächsthöheren  durch  zwanzig  ohne  Brach 
teilbaren  Betrag  in  Ansatz  kommen. 

lU.  Abschnitt. 
Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer. 

§20. 

Die  Erbschaftssteuer  trifft  den  Erwerber  des  steuerpflichtigen  Anfalls. 

Die  Erben  sind  persönlich  und  samtverbindlich,  jedoch  nur  bis  lum 
Betrage  des  aus  der  Erbschaft  Empfangenen,  für  die  von  allen  den  Nachlass 
betreffenden  Anfällen  zu  entrichtende  Steuer  verpflichtet. 

§  21. 
Gesetzliche  Vertreter  der  Erben,  Pflichtteilsberechtigten,  Schenk-  und 
Vermächtnisnehmer,  femer  Bevollmächtigte  derselben,  Nachlass  Verwalter,  Nach- 
lasspfleger und  Testamentsvollstrecker  haften  persönlich  für  die  Steuer,  wenn 
sie  vor  Entrichtung  oder  Sicherstellung  derselben  die  Erbschaft  oder  Teile 
derselben  ausantworten  und  die  Beitreibung  von  den  Zahlungspflichtigen  nicht 
erfolgen  kann.    Auf  Nachforderungen  erstreckt  sich  diese  Haftbarkeit  nicht 

IV.  Abschnitt. 

Zuständigkeit  und  Verfahren. 

§  22. 
Die  Festsetzung  und  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  erfolgt  durch  die 
Verkehrssteuerämter. 
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Zuständig  ist  das  Yerkehrssteueranit  des  Bezirks,  in  welchem  der  Erb- 
lasser seinen  Wohnsitz  hatte ;  wenn  derselbe  innerhalb  Elsass-Lothrin^ens  einen 
Wohnsitz  nicht  besessen  hat,  jedes  Yerkehrssteneramt,  in  dessen  Bezirk  steuer- 
pflichtiges Vermögen  sich  befindet. 

§  2:3. 
Die  Bürgermeister  haben  den  Verkehrssteuerämtem  yierteljährlioh  Ver- 
zeichnisse aller  in  die  Standesregister  eingetragenen  Sterbef&lle  und  ausserdem 
der  in  sonstiger  amtlichen  Weise  zu  ihrer  Kenntnis  g^elangten  TodesHllle  von 
Gemeindeangehörigen  oder  Personen,  welche  Vermögen  in  der  Gemeinde  besessen 
haben,  zu  übersenden. 

§  24. 

Die  Erben,  Pflichtteilsberechtigten,  Schenk-  und  Vermächtnisnehmer, 
bezw.  die  gesetzlichen  Vertreter  derselben,  sind  verpflichtet,  binnen  6  Monaten 
nach  dem  Anfall  bei  dem  zuständigen  Verkehrssteueramt,  im  Falle  der  Zu- 
ständigkeit mehrerer  Aemter  bei  einem  derselben,  eine  Erklärung  Über  alle  die 
Feststellung  der  Steuer  bedingenden  Verhältnisse  abzugeben  und  gleichzeitig 
die  von  dem  Verkehrssteueramte  zu  berechnende  Steuer  zu  entrichten.  Wenn 
das  Ableben  des  Erblassers  in  Europa  ausserhalb  Deutschlands  erfolgt  ist, 
beträgt  die  Frist  8  Monate,  wenn  dasselbe  ausserhalb  Europas  erfolgt  ist, 
1  Jahr. 

Der  Direktor  der  Verkehrssteuem  kann  die  Frist,  geeignetenfalls  gegen 
Sicherstellnng,  verlängern. 

§25. 
Der  Erklärung  ist  ein  stempelfreies  Verzeichnis  der  Masse  beizufügen, 
welches  die  Vermögensbestandteile,  sowie  die  etwa  in  Abzug  zu  bringenden 
Schulden  und  Lasten  im  Einzelnen  aufzuführen  und  die  erforderlichen  Wert- 
angaben und  Schätzungen  zu  enthalten  hat.  Bei  Vermächtnissen  genügt  die 
Angabe  und  Schätzung  der  Gegenstände  derselben,  sowie  der  etwaigen  Lasten 
in  der  Erklärung. 

§26. 
Teilnehmer  an  einer  Erbschaft,  sowie  Schenk-  und  Vermächtnisnehmer 
sind  von  der  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  Erklärung  befreit,  wenn  die  ihnen 
zukommenden  Anfälle  von  einem  Mitberechtigten,  bezw.  einem  Erben  oder 
einer  der  in  §  21  genannten  Personen  rechtzeitig  erklärt  werden.  Sofern  sie 
nicht  selbst  eine  Erklärung  abgeben,  haften  sie  für  die  Richtigkeit  und  Voll- 
ständigkeit der  erfolgten  Erklärung,  wie  wenn  dieselbe  von  ihnen  persönlich 
ausgegangen  wäre. 

§  27. 
Die  Steuerbehörde  kann  die  Beibringung  von  Beweismitteln  Über  die 
von  der  Masse  abzuziehenden  Schulden  und  anderen  Ansprüche,  auf  Grund 
deren  Teile  der  Masse  ausgeschieden  oder  Abzüge  von  derselben  gemacht 
werden  sollen,  verlangen  und  die  Steuer  vorläufig  ohne  Berücksichtigung  der 
nicht  genügend  belegten  Schulden  und  Ansprüche  festsetzen.  Im  übrigen 
erfolgt  die  Feststellung  der*  Steuer  auf  Grundlage  der  Erklärung  vorbehaltlich 
der  Nachforderung,  sofern  die  Erklärung  sich  als  unrichtig  oder  unvollständig 
erweist. 

§28. 
Bestehen  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  oder  Vollständigkeit  der  Er- 
klärung, so  kann  die  Steuerbehörde  von  jedem  Teilnehmer  an  dem  Anfall, 
gleichviel  ob  er  selbst  die  Erklärung  abgegeben  hat  oder  nicht,  bezw.  von 
dem  gesetzlichen  Vertreter  eines  Beteiligten,  die  Erteilung  der  noch  erforder- 
lichen Aufschlüsse  über  die  auf  den  Anfall  bezüglichen  thatsächlichen  Verhält- 
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nisse,  soweit  sie  für  die  H6be  der  von  ihm  selbst  oder  seinen  Mitbeteiligten  zu 
entrichtenden  Steuer  massgebend  sind',  und,  soweit  notwendig,  die  Gestattung 
der  Einsichtnahme  der  in  Betracht  kommenden  Schriftstücke,  auf  Wunsch  der 
Beteiligten  an  Ort  und  Stelle,  verlangen.  Insbesondere  kann  auch  bezüglich 
bereits  zugelassener  Schulden  und  Ansprüche  noch  die  Beibringung  weiterer 
Beweismittel  verlangt  werden. 

§  29. 

Im  Falle  eine  gütliche  Einigung  nicht  erzielt  wird  und  der  Verdacht 
einer  Unvollständigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Erkl&rung  bestehen  bleibt,  ohne 
dass  jedoch  bestimmte  Beweise  hiefÜr  vorliegen,  kann  der  Direktor  der  Ver- 
kehrssteuem  bei  dem  Amtsgerichte,  in  dessen  Bezirk  das  zuständige  Yerkehrs- 
steueramt  seinen  Sitz  hat,  den  Antrag  stellen,  dass  den  in  §  28  bezeichneten 
Personen  oder  einzelnen  derselben  eine  Versicherung  an  Eidesstatt  dahin  auf- 
erlegt werde,  dass  die  Erklärung  und  das  Verzeichnis  nach  ihrem  besten  Wissen 
vollständig  und  ihnen  insbesondere  nicht  bekannt  ist,  dass  Massengegenstände, 
welche  für  die  Erbschaftssteuer  von  Belang  sind,  in  derselben  fehlen,  bezw.  dass 
Schulden  und  Lasten,  welche  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  nicht  oder  nicht 
mehr  bestanden,  in  Abzug  gebracht  worden  sind.  Auf  Wertschätzungen  erstreckt 
sich  diese  Versicherung  nicht. 

Das  Amtsgericht  kann  die  Vorladung  der  bezeichneten  Personen  zu  einer 
mündlichen  Verhandlung  über  den  Antrag  anordnen ;  es  entscheidet  nach  freiem 
Ermessen.    Gregen  den  Beschluss  findet  sofortige  Beschwerde  statt. 

Die  eidesstattliche  Versicherung  erfolgt  vor  dem  Amtsgerichte  zu  Protokoll. 

Wird  der  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  eidesstattlichen  Versicherung 
nicht  stattgegeben,  so  kann  das  Amtsgericht  den  Säumigen  durch  Festsetzung 
von  Ordnungsstrafen  bis  zum  Gesamtbetrage  von  3000  M.  hierzu  anhalten.  Gegen 
den  Festsetz ungsbeschluss  findet  sofortige  Beschwerde  statt. 

§  30. 
Trägt  die  Steuerverwaltung  Bedenken,  die  Wert-  oder  Ertragsangaben 
und  Schätzungen  als  richtig  anzunehmen,  so  ist  zunächst  ein  Ausgleich  zu  ver- 
suchen; findet  ein  solcher  nicht  statt,  so  ist  der  Steuerpfiichtige  befugt,  eine 
Abschätzunjpf  nach  den  für  die  Ermittelung  des  Wertes  oder  Ertrag  von 
Liegenschauen  wegen  der  Registrierungsabgaben  bestehenden  Vorschriften  zu 
verlangen.  Wird  ein  solcher  Antrag  nicht  gestellt,  so  ist  die  Steuerbehörde 
befugt,  selbständig  den  Wert  oder  Ertrag  zu  ermitteln  und  danach  die  Steuer 
festzusetzen.  Die  Kosten  der  Ermittelung  fallen  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last, 
wenn  der  ermittelte  Betrag  den  angegebenen  um  mehr  als  ein  Achtel  des  letz- 
teren Übersteigt.  Die  Eostenersatzpflicht  fällt  weff,  wenn  im  Verwaltungs-  oder 
Rechtswege  die  Ermässigung  des  Wertes  oder  Ertrages  auf  einen  nicht  zum 
Kostenersatz  verpflichtenden  Betrag  erfolgt. 

§  31. 
Das  Ministerium  ist  ermächtigt,  auf  Antrag  eines  Steuerpflichtigen  aus- 
nahmsweise von  dem  Erfordernisse  der  Vorlage  eines  Verzeichnisses  und  der 
Ermittelung  der  Masse  im  einzelnen  abzusehen  und  eine  Abkommensversteuerung 
anzunehmen,  auch  eine  solche  Versteuerung  für  Anfälle,  für  welche  die  Steuer- 
erhebung sonst  noch  ausgesetzt  bleiben  müsste,  zu  gestatten. 

§  32. 
Die  Einziehung  der  Steuer,  die  Zulässigkeit  und  die  Form  des  Rechtswegs 
für  Einwendungen  gegen  dieselbe  sowie  für  Ansprüche   auf  Rückerstattung  zu 
Unrecht  erhobener  Steuern  richtet  sich  nach  den  bezüglichen  Vorschriften  über 
Registrierungsabgaben. 
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§  33. 
Die  Verjährung  tritt  ein: 

1.  Für  die  Berichtigung  und  Ergänzung  einer  unrichtigen  oder  unvoll- 
ständigen Berechnung  der  ErbschaftMteuer  innerhalb  2  Jahren  vom 
Tage  der  Entrichtung  der  Steuer  ab; 

2.  fQr  Nachforderungen  infolge  unrichtiger  Wert-  oder  Ertragsangaben 
gleichfalls  innerhalb  2  Jahren; 

3.  für  Nachforderungen  infolge  anderweitiger  unrichtiger  oder  unvoll- 
ständiger Erklärungen  innerhalb  5  Jahren; 

zu  2  und  3  vom  Tage  der  Abgabe  der  Erklärung  ab; 

4.  für  Nachforderungen  in  den  Fällen  der  §§  15—17  innerhalb  10  Jahren 
vom  Tage  des  Eintrittes  des  die  Anforderung  begründenden  Ereig- 
nisses ab; 

5.  für  den  Anspruch  auf  Versteuerung  von  Anfällen»  für  welche  eine 
Erklärung  noch  nicht  erfolgt  ist,  innerhalb  10  Jahren  vom  Tage  des 
Anfalls  ao; 

6.  für  den  Anspruch  auf  Rückerstattung  erhobener  Steuern  innerhalb 
2  Jahren  vom  Tage  der  Zahlung,  so^rn  aber  der  Grund  der  Rück- 
erstattung erst  später  eingetreten  ist,  vom  Tage  des  Eintrittes  des- 
selben ab. 

Solange  und  soweit  für  einen  Anspruch  eine  Sicherheit  bestellt  ist,  ruht 
die  Verjährung.  Die  Verjährung  wird  unterbrochen  in  den  Fällen  der  Ziff.  1 
bis  5  durch  Zustellung  eines  Zwangsbefehls,  im  Falle  der  Ziff.  6  durch  Zustel- 
lung einer  Rückforderungsklage. 

V.  Abschnitt. 
Strafbestimmangen  und  Strafverfahren. 

§  34. 

Wer  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  der  Erbschaftssteuererklärung  und 
Vorlage  des  Masseverzeichnisses  (§§  24  und  25)  nicht  rechtzeitig  erfüllt,  hat 
ausser  der  Steuer  die  Hälfte  derselben  zu  entrichten. 

Wer  den  Wert  oder  Ertrag  solcher  (Gegenstände,  zu  deren  Angabe  er 
verpflichtet  ist,  wissentlich  zu  gering  angibt,  hat  ausser  der  Steuer  den  emfachen 
Betrag  derselben  zu  entrichten. 

Wer  über  Thatsachen,  welche  auf  die  Steuerpfiichtigkeit,  die  Höhe  des 
Steuersatzes  oder  des  Steuerbetrages  von  Einfluss  sind,  unrichtige  Angaben 
macht,  sowie  wer  zu  einem  steuerpflichtigen  Anfalle  gehörige  Gegenstände,  zu 
deren  Angabe  er  verpflichtet  ist,  verschweigt,  hat  ausser  der  Steuer  den  doppelten 
Betrag  derselben  zu  entrichten. 

Ist  in  dem  Falle  des  Abs.  1  nach  den  obwaltenden  umständen  anzu- 
nehmen oder  kann  der  Beschuldigte  nachweisen,  dass  die  rechtzeitige  Erfüllung 
der  Verpflichtung  nicht  in  der  Absicht  der  Steuerhinterziehung  unterlassen 
worden  ist,  so  tritt  anstatt  der  obigen  Geldstrafe  nur  eine  Ordnungsstrafe  bis 
zu  150  M.  ein. 

Gleiches  geschieht,  wenn  in  Fällen  des  Abs.  3  die  unrichtigen  oder 
unvoUständi^n  Angaben  noch  vor  der  Zahlungsaufforderung  berichtigt  oder 
vervollständigt  werden. 

Eine  Bestrafung  findet  nicht  statt,  wenn  der  Pflichtige  unter  eidesstatt- 
licher Versicherung  (§  29)  seine  Angaben  berichtigt. 

§  35. 
Die  Strafverfolgning  veijährt: 

1.  In  den  Fällen  des  §  34  Abs.  1  innerhalb  10  Jahren  vom  Tage  des 
steuerpflichtigen  Anfalls  ab; 
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2.  im  Falle  des   §  84  Abs.  2   innerhalb  2  Jahren  vom  Tage   der  Er- 
klärung ab; 

3.  in  den  Fällen  des  §  34  Abs.  8  innerhalb  5  Jahren  gleichfaUs  vom 
Tage  der  Erklärung  ab. 

§  36. 
Bezüglich   des  Strafverfahrens,  sowie  der  Befugnis  zum  Erlass  oder  zur 
Minderung  der  Strafen  im  Wege  der  Nachsicht  finden   die  entsprechenden  Be- 
stimmungen über  Strafen  wegen  Hinterziehung  von  Registriemugsangaben  An- 
wendung. 

VI.  Abschnitt. 
Allgemeine  und  Schlussbestimmiingen. 

§  87. 

Für  die  Berechnung  der  Fristen  gelten  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Oesetzbuchs. 

Fällt  das  Ende  der  Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feiertag, 
80  endigt  die  Frist  mit  Ablauf  des  nächstfolgenden  Werktags. 

§  87a. 
Die  Vorstände  von  Aktiengesellschaften  und  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  von  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  sind  verpflichtet,  das 
Aktienbuch  (§§  222,  820  des  Handelsgesetzbuchs)  den  Beamten  der  Verkehn- 
Steuerverwaltung  jederzeit  zur  Einsicht  vorzulegen.  Im  Falle  der  Weigerung 
.können  dieselben  durch  Ordnungsstrafen  bis  zum  Gesamtbetrage  von  8000  M. 
hiezu  angehalten  werden. 

§  88. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündung  in  Kraft  und  findet 
Anwendung  auf  alle  Anfalle,  welche  nach  dem  81.  Dezember  1899  eingetreten 
sind,  mit  der  Massgabe,  dass  in  der  Zwischenzeit  zu  viel  erhobene  Abgaben 
von  Amtswegen  zurückzuerstatten  sind. 

Bei  Einweisungen  in  den  Besitz  des  Vermögens  eines  Abwesenden,  welche 
gemäss  Art.  161  des  EinfQhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nach 
diesem  Zeitpunkt  noch  erfolgen ,  kommt  die  Erbschaftssteuer  nach  Massgabe 
der  für  die  Erben  geltenden  Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzes  zur  Er- 
hebung. 

Die  Ausführungsbestimmungen  erlässt  das  Ministerium. 


AusfÜhruDgsbestimmungen  vom  23.  Juni  1900 
zum  elsass-lothringischen  Erbschaftssteuergesetz. 

Auf  Grund  des  §  88  des  Erbschaftssteuergesetzes  vom  17.  Juni  1900 
(Gesetzbl.  S.  122)  wird  hiemit  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  folgendes  be- 
stimmt : 

Artikel  1. 
Der  gemeine  Wert  (§  9  des  Gesetzes)  berechnet  sich  bei  Wertpapieren, 
welche  an  öffentlichen  Börsen  gehandelt  werden ,  nach  dem  Börsenkurs  vom 
Tage  des  Anfalls  unter  Hinzurechnung  der  laufenden  Zinsen  bis  zu  diesem 
Tage,  soweit  deren  Betrag  nicht  etwa  nach  Börsengebrauch  im  Kurse  Aus- 
druck findet. 
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Fremde  Währangen  sind  —  bei  den  an  deutschen  Börsen  gehandelten 
Wertpapieren  insoweit  nicht  gem&ss  §§  2,  8  der  Bekanntmachung  vom  28.  Juni 
1898  (R.G.Bl.  8. 915)  eine  andere  Bewertung  stattfindet  —  nach  dem  Tageskurse 
▼om  Tage  des  Anfalls  umzurechnen. 

Der  Direktor  der  Verkehrssteuem  bestimmt,  welche  Börse  im  einzelnen 
massgebend  ist. 

Artikel  2. 

Der  eiigährige  Betrag  eines  Niessbrauchs  ist,  auch  wenn  es  sich  nioht 
um  ein  G^ldkapital  (§  18)  handelt,  zu  vier  vom  Hundert  des  Wertes  anzunehmen, 
sofern  nicht  bei  Abgabe  der  Erbschaftssteuererklärung  eine  anderweite  Berech- 
nung ausdrücklich  beantragt  wird. 

BeschiAnkt  sich  jedoch  der  Niessbrauch  auf  einzelne  Gregenstände,  deren 
Ertrag  feststeht  (Wertpapiere,  nach  dem  Ertrag  zu  versteuernde  Grundstücke, 
§  9),  so  dient  dieser  Ertrag  als  Wert  des  eii^ährigen  Niessbrauchs. 

Bei  Berechnung  des  Wertes  einer  Nutzung  ist  der  Wert  des  dem  Be- 
dachten aus  einem  anderen  Rechtsgrunde  bereits  zustehenden  Nutzungsrechts 
nur  auf  Antrag  des  Steuerpflichtigen  zu  berücksichtigen. 

Artikel  8. 
Eine  Haftung  der  Erben  (§  20  Abs.  2)  für  die  Erbschaftssteuer  von  Hand- 
geschenken (§  1  b)  ist  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen,  soweit  die  Handgeschenke 
dritten  Personen  zugewendet  worden  sind. 

Artikel  4. 
Befinden  sich  an  einem  Orte  mehrere  Verkehrssteuerämter,  so  ist  zur 
Festsetzung  und  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  (§  22)  dasjenige  Amt  zuständig, 
welches    mit  Registrierung   der  notariellen   Urkunden   betraut  ist  (Verkehrs- 
eteneramt  I). 

Artikel  5. 
Die  Büijg^ermeister  haben  die  Sterbfallverzeichnisse  (§  28)  den  Verkehrs- 
stenerämtem  je  in  den  ersten  10  Tagen  der  Monate  Januar,  April,  Juli  und 
September  zu  Übersenden.  Die  Errichtung  der  Verzeichnisse  erfolgt  nach  Vor- 
schrift des  §  72  Abs.  2  der  Dienstanweisung  für  den  Standesbeamten  (Central- 
und  Bez.-Amtsbl.  1899  S.  202). 

Artikel  6. 
Die  Erbschaftssteaererklärungen  (§  24)  sind  entweder  schriftlich  unter 
Benutzung  eines  vom  Direktor  der  Verkehrssteuern  bestimmten,  bei  den  Ver- 
kehrssteuerämtem,  den  Bürgermeistern  und  den  Notaren  kostenlos  zur  Verfügung 
stehenden  Formulars,  mit  welchem  das  Formular  zum  Massenverzeichnis  (§  25) 
verbunden  ist,  einzureichen  oder  zu  Protokoll  des  Verkehrssteueramtes  abzugeben. 
Schriftliche  Erklärungen  sind  in  der  Regel  von  den  Erben  oder  mindestens 
einem  derselben  (bezw.  den  Pflichtteilsberechtigten,  Schenk-  oder  Vermächtnis- 
nehmern oder  den  gesetzlichen  Vertretern)  zu  unterzeichnen.  Protokollarische 
Erklärungen,  sowie  schriftliche,  sofern  sämtliche  Erben  ausserhalb  des  Deutschen 
Reichs  wohnen,  können  durch  Bevollmächtigte  abgegeben  werden.  Die  Zahlung 
der  Steuer  auf  Grund  der  Erklärung  kann  durch  Dritte  ohne  Nachweis  der 
Bevollmächtigung  erfolgen. 

Artikel  7. 
Bei  Aufstellung  der  steuerpflichtigen  Masse   (§  25)   können   bewegliche 
Sachen  (mit  Ausnahme  der  Wertpapiere)  in  kleineren,   den  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Gruppen  aufgeführt  und  abgeschätzt  werden. 

Für  Sachen,  welche  vor  Abgabe  der  Erklärung  öffentlich  versteigert 
worden  sind,  genügt  die  Angabe  der  Steigpreise  im  ganzen.  Der  Steuerbehörde 
bleibt  jedoch  vorbehalten,  sofern  besonderer  Anlass  vorliegt,  eine  Einzelschätzung 
zu  verlangen. 
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Im  Falle  des  YorhaBdenseins  eines  NachlassTerzeichnissei  (Vermögens- 
yerzeichniflses ,  Inventars)  bedarf  es  der  EinzelauffClhrang  der  za  dem  ^fall 
gehörigen  Gegenstände  dann  nicht»  wenn  das  Verzeichnis  die  znr  Bereehnong 
der  Erbschaftssteuer  erforderlichen  Angaben  enth&lt  und  registriert  worden  ist, 
oder  wenn,  sofern  letzteres  nicht  der  Fall  ist,  ein  beglaubigter  Auszug  aus  dem 
Verzeichnisse  mit  den  erforderlichen  Wertangaben  und  Schätzungen  hinte^ 
legt  wird. 

Schulden  und  Lasten,  welche  in  Abzug  kommen  sollen,  müssen  in  der 
Erklärung  selbst  oder  in  dem  mithinterlegten  Auszuge  aus  dem  Nachlassyer- 
zeichnis  einzeln  aufgeführt  werden. 

Artikel  8. 
Erscheint  die  Sicherstellung  einer  Steuer  geboten,  so  sind  die  Beteiligten 
zur  Erklärung  aufzufordern,  in  welcher  Weise  sie  dieselben  zu  leisten  beab- 
sichtigen. Der  Direkter  der  Verkehrssteuem  entscheidet,  ob  die  angebotene 
Sicherheit  genügend  ist.  Sicherheitsleistungen  in  anderer  als  der  in  §§  282  ff. 
des  Bürgerüchen  Gesetzbuchs  zugelassenen  Weise  sollen  nur  unter  besonderen 
Verhältmssen  angenommen  werden. 

Artikel  9. 
Eine  Zahlung  d«r  Erbschaftssteuer  aus  Reichs-  oder  Landeskassen  findet 
nicht  statt 

Artikel  10. 
Die  bisherigen  Ausführungsbestimmungen  vom  19.  Juni  1889  (Central-  n. 
Bez.-Amtsbl.  S.  IH)  sind  aufgehoben. 
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Bremisches  Gesetz, 

betreffend  die  Erbsoliafts-  und  Sclienknngsabgabe. 

Vom  18.  Juli  1899. 
(Oesetzbl.  der  Freien  Hansestadt  Bremen  Nr.  85  S.  313.) 

1.  Erbschaftsabgabe. 

§1- 

Erbschaften,  Pflichtteile,  YermächtnisHe  und  Schenkungen  von  Todes  wegen, 
femer  von  Todes  wegen  angeordnete  Auflagen  von  Leistungen  an  Dritte,  soweit 
dadurch  f^r  den  Smpfänger  der  Leistung  eine  Bereicherung  eintritt,  unterliegen 
einer  Abgabe: 

1.  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im  bremischen 
Staate  gehabt  hat, 

2.  wenn  der  Erblasser  als  bremischer  Staatsangehöriger  verstorben  ist, 
ohne  zur  Zeit  seines  Todes  einen  nachweislichen  Wohnsitz  ausserhalb 
des  bremischen  Staates  gehabt  zu  haben, 

3.  wenn  der  Erblasser  von  einem  Bremischen  Gerichte  rechtskrilfbig  für 
tot  erklärt  ist, 

4.  insoweit  es  sich  um  innerhalb  des  bremischen  Staates  belegenes  unbe- 
wegliches Vermögen  handelt,  ohne  Rüduicht  auf  den  Wohnsitz  oder 
die  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers. 

Was  ein  Erbe  oder  ein  Vermächtnisnehmer  von  einem  Dritten  als  Ent- 
schädigung für  die  Ausschlagung  der  Erbschaft  oder  des  Vermächtnisses  erlangt, 
wird  ftir  die  Erbschaftsabgabe  dem  Erwerb  durch  Erbschaft  oder  Vermächtnis 
gleich  ffeachtet. 

Die  Abgabe  beträgt  fElr  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren 
leibliche  Kinder  vier  vom  Hundert,  in  allen  übrigen  Fällen  acht  vom  Hundert 

Abgabepflichtig  ist,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2,  derjenige, 
welchem  die  Erbschalt,  das  Vermächtnis  oder  die  Schenkung  von  Todes  wegen 
anfällt,  oder  an  den  die  von  Todes  wegen  auferlegte  Leistung  zu  bewirken  ist, 
sowie  derjenige,  welchem  der  Pflichtteilsanspruch  zusteht.  Die  Abgabepflicht 
bestimmt  sich  nach  dem  Verhältnis   des  Abgabepflichtigen  zu  dem  Erblasser. 

§2. 
Von  der  Abgabe  befreit  sind  Erbschaften,  Pflichtteile,  Vermächtnisse  und 
Schenkungen  von  Todes  wegen,  sowie  durch  Auflagen  bewirkte  Zuwendungen  von 
Todes  wegen,  welche  gelangen 

1.  an  Ehegatten, 

2.  an  Blutsverwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie  oder  in  Einkindschaft 
aufgenommene  Abkömmlinge  oder  deren  Nachkommen, 
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3.  an  Kirchen,  Schulen,  fromme  Stiftungen  oder  die  Armen, 
oder  welche 

4.  zur  Förderung  von  Kunst  und  Wissenschaft  oder  zu  sonstigen  gemein- 
nützigen Zwecken  dienen  sollen. 

§3. 

Die  Abgabe  moss  von  dem  vollen  Werte  der  Substanz  des  ihr  unterworfenen 
Nachlasses  entrichtet  werden. 

Ausgenommen  ist  jedoch  das  ausserhalb  des  bremischen  Staates  befindliche 
unbeweglicne  Vermögen,  sofern  es  an  dem  Ort,  wo  es  belegen  ist,  einer  Nachlass- 
steuer unterliegt.  Die  auf  diesem  Vermögen  haftenden  Lasten  und  die  durch 
dessen  Realisierung  entstandenen  Kosten  können  von  dem  steneipflichtigen  Teile 
des  Nachlasses  nidit  in  Abzug  gebracht  werden,  solche  Verbindlichkeiten  aber, 
für  welche  ein  besonderes  Pfandrecht  an  dem  aus^^rts  befindlichen  unbeweglichen 
Vermögen  besteht,  nur  insoweit,  als  diese  Verbindlichkeiten  den  Wert  des 
letzteren  übersteigen. 

Von  dem  Werte  des  nach  §  1  Nr.  4  der  Abgabe  unterliegenden  unbeweg- 
lichen Vermögens  sind  die  durch  dessen  Realisierung  ^tstandenen  Kosten,  die 
darauf  ruhenden  Lasten  und  solche  Verbindlichkeiten,  für  die  ein  besonderes 
Pfandrecht  daran  besteht,  abzusetzen. 

§4. 

Ist  ein  Nachlass  mit  einer  Rente  oder  einem  Niessbrauche  oder  einer 
sonstigen  Nutzung  beschwert,  so  findet  die  Besteuerung  des  nach  6§  5 — 9  zu 
ermittelnden  Kapitalwerts  der  Nutzung  insoweit  statt,  als  der  Nutzungsberechtigte 
nach  §§  1  u.  2  abgabepflichtig  ist.  Die  Besteuerung  des  nach  Abzug  dieses 
Wertes  verbleibenden  Restwertes  der  Substanz  findet  insoweit  statt,  als  der 
Substanzerbe  nach  §§  1  u.  2  abgabepflichtig^  ist. 

Der  Substanzerbe  hat  die  gesamte  danach  zu  berechnende  Abgabe  zu 
entrichten.  Er  ist  jedoch  befugt:  1.  wenn  die  Nutzung  auf  bestimmten,  ihrer 
Natur  nach  einen  Abzuff  ermö^chenden  Vermögensgegenständen  ruht,  die  von 
dem  Kapitalwerte  der  Nutzung  entrichtete  Abgabe  von  dem  der  Nutzung  unter- 
worfenen Vermögen  abzuziehen ;  2.  wenn  die  Voraussetzung  zu  1  nicht  zutrifit, 
soviel  Prozente  des  der  Berechnung  der  Erbschaftsabgabe  zu  Grunde  gelegten 
Wertes  der  jährlichen  Nutzung  für  sich  zu  beanspruchen,  wie  er  von  deren 
Kapitalwerte  als  Abgabe  entrichtet  hat;  3.  wenn  und  soweit  der  in  seine  freie 
VerfÜgpung  gelangende  Teil  des  Nachlasses  zur  Bezahlung  der  gesamten  von 
ihm  zu  entrichtenden  Abgabe  nicht  ausreicht,  den  Betrag  derselben  von  dem 
der  Nutzung  unterworfenen  Vermögen  sofort  abzuziehen,  oder  aber,  falls  die 
Nutzung  auf  solchen  Gegenständen  ruht,  welche  der  Natur  der  Sache  nach 
einen  Abzug  nicht  gestatten,  von  dem  Nutzungsberechtigten  zu  fordern,  dass 
er  behufs  Zahlung  der  Abgabe  deren  Betrag  für  die  Dauer  der  Nutzung  zinslos 
vorschiesse;  er  kann  sich  jedoch  in  diesem  Falle  dem  Staate  ge^nüber  nicht 
darauf  berufen,  dass  dieser  Vorschuss  nicht  oder  nicht  rechteeitig  geleistet 
worden  sei. 

§5. 
Bei  immerwährenden  Nutzungen  wird  das  Fünfundzwanzigfache  ihres 
einjährigen  Betrages,  bei  Nutzungen  von  unbestimmter  Dauer,  sofern  nicht  die 
Vorschriften  der  §§  6  u.  7  Anwendun^^  finden,  oder  anderweite,  die  längste 
Dauer  begrenzende  Umstände  nachgewiesen  werden,  das  Zwölfundeinhalbfache 
des  einjährigen  Betrages  als  Kapitalwert  angenommen. 

§6. 
Der  Wert  von  Leibrenten,  Niessbrauchsrechten  auf  Lebenszeit  und  anderen 
auf  die  Lebenszeit  des  Berechtigten  oder  einer  anderen  Person  beschränkten 
Nutzungen  bestimmt  sich  nach  dem  zur  Zeit  des  Anfalles  erreichten  Lebensalter 
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der  Person,  bei  deren  Tode  die  Nutzung  erlischt,  und  wird  bei  einem  Lebensalter 
derselben 

Ton    15  Jahren  oder  weniger  auf  das  18  fache 

■  ■  ■  ,  17    . 

.  16    . 

.  14    . 

.  12    . 

»  8V2. 

n  5      . 

.        3     , 

n      80 II         »       s         2« 

des  Wertes  der  einjährigen  Nutzung  angenommen. 

Ist  jedoch  die  Nutzung  schon  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Anfalle 
erloschen,  so  wird  der  Wert  derselben  nur  nach  Massgabe  ihrer  wirklichen 
Dauer  bestimmt  und  das  Zuvielgezahlte  erstattet. 

§7. 

Ist  die  Dauer  der  Nutzungen  von  der  Lebenszeit  mehrerer  Personen 
dergestalt  abhängig,  dass  beim  Tod  der  zuerst  versterbenden  die  Nutzung  erlischt, 
so  ist  fQr  die  nach  §  6  vorzunehmende  Wertermittelung  das  Lebensalter  der 
ältesten  Person  massgebend.  Wenn  die  Nutzung  bis  zum  Tode  der  letzt- 
versterbenden Person  fortdauert,  erfolgt  die  Berechnung  nach  dem  Lebensalter 
der  jüngsten  Person. 

§8. 
Bei  auf  bestimmte  Zeit  eingeschränkten  Nutzungen  ist  der  Kapitalwert 
der  gesaroten  Nutzungen  für  den  Zeitpunkt  des  Anfalk  unter  Zugrundelegung 
eines  vierprozentiffen  Zinsfusses  zu  ermitteln.  Ist  jedoch  die  Dauer  der  Nutzung 
noch  ausserdem  durch  die  Lebenszeit  einer  oder  mehrerer  Personen  bedingt,  so 
darf  der  nach  §§  6  u.  7  zu  berechnende  Kapital  wert  nicht  überschritten  werden. 

§9. 
Nutzungen  eines  Kapitals  sind  zu  vier  vom  Hundert  jährlich  zu  veran- 
schlagen,  soweit    nicht   eine   die  anderweitige  Verfügung   Über    das  Kapital 
ausschliessende  Beschränkung  auf  einen  geringeren  Prozentsatz  nachgewiesen  wird. 

§  10. 

Soweit  der  Nachlass  infolge  der  Verfügung  des  Erblassers  einem  Nacherben 
zufällt,  wird  dieser  als  Substanzerbe,  der  Vorerbe  als  Niessbraucher  behandelt 

Diese  Vorschrift  findet  auf  Vermächtnisse  und  Schenkungen  von  Todes 
wegen  entsprechende  Anwendung. 

§11. 

Ist  mit  Ablauf  eines  Jahres  nach  Eintritt  des  Erbfalles  noch  ungewiss, 
wem  die  Substanz  des  Nachlasses,  eines  Vermächtnisses  oder  einer  Schenkung 
von  Todes  wegen  zufallen  oder  inwieweit  sie  an  den  Nacherben,  Nachvermächtnis- 
nehmer oder  weiteren  Bedachten  gelangen  wird,  so  ist  dessen  ungeachtet  die 
Abgabe  auf  Verlangen  des  Generalsteueramts  sofort  zu  entrichten.  Das  Gleiche 
gilt,  wenn  zu  derselben  Zeit  sich  das  Verhältnis  des  Erwerbers  zu  dem  Erblasser 
noch  nicht  mit  Sicherheit  feststellen  lässt. 

Massgebend  ist  in  diesen  Fällen  dasjenige  nach  der  gesetzlichen  Erbfolge 
oder  der  Verfügung  von  Todes  wegen  möglichenfalls  eintretende  oder  bestehende 
Verhältnis,  wdches  die  Abgabepflicht  begründet,  und  sofern  verschiedene  die 
Abgabepflicht  begründende  Verhältnisse  in  Frage  kommen,  dasjenige,  welches 
die  höhere  Abgabe  zur  Folge  hat. 

Stellt  sich  später  heraus,  dass  eine  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Abgrabe 
in  Wirklichkeit  nicht  oder  nicht  in  der  berechneten  Höhe  bestand,  so  wird  der 
nicht  geschuldete  Betrag,  soweit  er  bezahlt  worden  ist,  auf  Antrag  der  Berechtigten 
ohne  Zinsen  zurückerstattet. 
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Die  Abgabe  kann  in  den  Fällen  dieses  Paragraphen,  soweit  ihre  H5he 
mit  Ablauf  eines  Jahres  nach  Eintritt  des  Erbfalles  noch  nicht  endgültig  feststeht, 
vom  Generalsteueramt  gestundet  werden  und  ist  in  diesem  Falle  nach  dessen 
Anweisung  sicher  zu  stellen.  Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  diejenigen 
Fälle  Anwendung,  welche  nach  den  früheren  Erbschaftssteuergesetzen  zu  beur- 
teilen sind. 

§  12. 
Ueberlebt  eine  für  tet  erklärte  Person  den  Zeitpunkt,  der  als  Zeitpunkt 
ihres  Todes  gilt,  und  muss  ihr  Vermögen  infolgedessen  von  den  Erben  heraus- 
gegeben werden,  so  wird  die  bezahlte  Abgabe,  jedoch  ohne  Zinsen,  auf  Antrag 
des  Berechtigten  zurückerstattet. 

§  13. 
Im  Falle  des  Beisitzverhältnisses  oder  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
gelten  für  die  Erbschaftsabg^be  folgende  Vorschriften: 

1.  Ist  ein  an  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  anteilsberechtiffter  Ab- 
kömmling  nach  semem  Verhältnis  tu  dem  zuerst  verstorbenen  Ehegatten 
abgabepflichtig,  so  ist  die  Erbschaftsabgabe  für  seinen  Anteil  erst  in 
dem  Zeitpunkt  zu  entrichten,  in  welchem  der  Anteil  bei  Lebzeiten 
oder  nach  dem  Tode  des  überlebenden  Ehegatten  in  den  Besitz  des 
Abgabepflichtigen  oder  im  Falle  des  Beisitzes  in  den  Besitz  seiner 
Rechtsnachfolger  gelangt  Die  Erbschaftsabgabe  wird  so  berechnet, 
als  wäre  der  Anteil  des  abgabepflichtigen  Abkömmlings  in  dem  be- 
zeichneten Zeitpunkt  durch  Beerbunff  des  zuerst  verstorbenen  Eb^^atten 
auf  ihn  übergegangen.  Diese  Vorsdiriften  finden  im  Falle  des  §  1491 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  auf  die  einem  abgabepflichtigen  Ab- 
kömmling für  den  Verzicht  auf  seinen  Anteil  aus  dem  Gesamtgut 
gewährte  Abfindung  entsprechende  Anwendung. 

2.  Wenn  ein  an  einer  Beisitzmasse  Anteilsberechtigter  während  äes  Bei- 
sitzes stirbt,  so  ist  auch  die  Eirbschaftsabgabe  für  die  Weitervererbung 
seines  Anteils  erst  in  dem  nach  der  Vorscbift  unter  Nr.  1  massgebenden 
Zeitpunkt  und  zwar  nach  dem  Werte  zu  entrichten^  den  der  Anteil 
in  diesem  Zeitpunkt  hat. 

3.  Wenn  ein  an  dem  Gesamtgut  einer  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
anteilsberechtigter  Abkömmling  während  der  fortgesetzten  Güter- 
gemeinschaft stirbt,  so  ist  weder  für  den  Eintritt  seiner  Anteilsberech- 
tigung noch  für  den  nach  der  Vorschrift  des  §  1490  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  sich  vollziehenden  üebergang  seines  Anteils  eine  Erbschafts- 
abgabe zu  erheben. 

§  14. 

Soweit  das  Vermögen  eines  Ehegatten  kraft  Erbvertrags  oder  sonstiger 
Verftkguncf  von  Todes  wegen  zunächst  dem  überlebenden  Ehegatten  zufällt  odei 
seinem  messbranch  unterliegt,  ist  die  Erbschaftsabgabe  nicht  eher  und  nur 
insoweit  zu  entrichten,  als  das  Vermögen  bei  Lebzeiten  oder  nach  dem  Tode 
des  überlebenden  Ehegatten  in  den  Besitz  abgabepflichtiger  Erben,  Nacherben 
oder  Nachvermächtnisnehmer  gelangt.  Das  Gleiche  gilt,  falls  eine  Erbe,  Nacherbe 
oder  Nachvermächtnisnehmer  während  der  Dauer  des  bezeichneten  Verhältnisses 
verstirbt,  auch  von  der  Erbschaftsabgabe  für  die  Weitervererbung  seines  Rechts. 

Haben  Ehegatten  gemeinschaftlich  Verwandte  des  einen  oder  beider 
Ehegatten  als  Erben  eingesetzt  oder  mit  anderen  Zuwendungen  von  Todes  wegen 
bedacht,  so  wird,  falls  sich  aus  den  Vorschriften  der  §§  2269,  2280  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  nichts  anderes  ergibt,  im  Zweifel  angenommen,  dass  der 
Anfall  von  dem  dem  Bedachten  am  nächsten  verwandten  Ehegatten  herrühre, 
soweit  dessen  Nachlass  ausreicht. 

Kann  der  Betrag  des  Nachlasses  des  zuerst  verstorbenen  Ehegatten  nicht 
nachgewiesen  werden,   so  ist  er  für  die  Berechnung  der  Erbschaftsabgabe  auf 
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die  H&lfte  desjenigen  Vermögens  anzunehmen,  welches  beim  Tode  des  letzt- 
lebenden  Ehegatten  vorhanden  ist. 

Diese  Vorschriften  finden  entsprechende  Anwendung,  wenn,  abgesehen 
▼on  den  Fällen  des  §  13,  auf  Grund  des  massgebenden  ehelichen  Güterrechts 
beim  Tode  eines  Ehegatten  das  bis  dahin  gemeinschaftliche  Vermögen  in  der 
Hand  des  überlebenden  Ehegatten  vereinigt  bleibt. 

§  15. 
Von  jedem  Todesfalle,  durch  welchen  ein  Anspruch  auf  Erbschaftsabgabe 
begründet  wird,  ist  innerhalb  Monatsfrist  nach  dessen  Eintritt  dem  Steueramte 
eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen,  in  welcher  die  Zeit  und  der  Ort  des  Todes 
anzugeben,  sowie  die  zur  Zahlung  der  Abgabe  Verpflichteten  namhaft  zu 
ma<;hen  sind. 

§  16. 

Innerhalb  10  Monate  nach  dem  Tode  des  Erblassers  ist  dem  General- 
fiteueramte  nach  einem  von  demselben  vorgeschriebenen  Formulare  eine  spezifizierte 
schriftliche  Aufgabe  über  die  Erbschaftsmasse  und  zwar  unter  Trennung  des 
realisierten  von  dem  etwa  nicht  realisierten  Teile  zu  machen. 

In  dieser  Aufgabe  sind  Aktiva  und  Passiva  derartig  Übersichtlich  zusammen- 
zustellen, dass  eine  Eontrolle  darüber  möglich  ist,  ob  etwa  in  den  Ansätzen 
ein  Irrtum  stattgefunden  hat  Die  einzelnen  Erbteile  und  Vermächtnisse  sind 
gesondert  zu  berechnen,  auch  ist  anzugeben,  wieviel  davon  auf  den  realisierten 
und  den  nicht  realisierten  Teil  der  Gesamtmasse  entfällt.  In  der  Aufgabe  ist 
über  das  Verhältnis  der  Erben,  Vermächtnis-  oder  Schenknehmer  zum  Erblasser 
die  für  die  Feststellung  der  Abgabe  erforderliche  Auskunft  zu  erteilen. 

Falls  eine  Erbmasse  an  nicht  steuerpflichtige  Erben  fällt,  jedoch  von 
einzelnen  Vermächtnissen  oder  Schenkungen  von  Todes  wegen  die  Abgabe  zu 
entrichten  ist,  so  kann  zwar  die  Aufgabe  auf  die  zur  Berechnung  der  Steuer 
notwendigen  Mitteilungen  beschränkt  werden,  jedoch  muss  dem  Generalsteueramte 
eine  Kontrolle  der  Richtigkeit  ermöglicht  werden. 

Dem  Generalsteueramte  ist  jede  geforderte  weitere  Auskunft  zu  erteilen. 
Urkunden,  welche  sich  auf  die  Erbschaft  und  deren  Regulierung  beziehen,  sind 
demselben  auf  Verlangen  zur  Einsicht  vorzulegen. 

§17. 

Nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  dem  Tode  des  Erblassers  kann  das  General« 
eteueramt  verlangen,  dass  der  Wert  von  nicht  realisierten  Gegenständen  des 
Nachlasses  durch  Schätzung  ermittelt  werde. 

Wenn  und  soweit  eine  solche  Schätzung  nicht  verlangt  wird,  ist  innerhalb 
einer  ferneren  Jahresfrist  eine  weitere  spezifizierte  Aufgabe  darüber  zu  machen, 
was  von  dem  nicht  realisierten  Teile  des  Nachlasses  inzwischen  realisiert  worden 
ist.  Diese  Aufgaben  sind  von  Jahr  zu  Jahr  bis  zu  gänzlicher  Realisierung  des 
Nachlasses  zn  wiederholen. 

§  18. 
Das  Generalsteueramt  ist  berechtigt,  denjenigen,  welchen  ein  nach  §  1 
der  Erbschaftsabgabe  unterworfener  Anfall  zukommt,  eine  Versicherung  an 
Eidesstatt  Über  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  gemachten  Aufgaben 
oder  einzelner  Teile  derselben  (§§  16  und  17)  und  der  erforderten  weiteren 
Auskunft  (§  16  Abs.  4)  abzunehmen.  Die  eidesstattliche  Versicherung  ist  nach 
näherer  Bestimmung  des  Generalsteueramts  vor  ihm  selbst  oder  der  deshalb 
ersuchten  Behörde  schriftlich  oder  mündlich  abzugeben. 

§  19. 
Nach  Prüfung  der  jedesmal  gemachten  Aufgabe  stellt  das  Generalsteueramt 
dem  Verpflichteten,  wenn  die  endgültige  Feststellung  noch  nicht  erfolgen  kann, 
zunächst  eine  vorläufige,  nach  der  endgültigen  Feststellung  aber  eine  endgültige 
Rechnung  über  die  zu  zahlende  Abgabe  zu. 
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Die  Zahlung  der  Abgabe  verfällt  mit  Ablauf  eines  Jahres  nach  dem  Tode 
des  Erblassers,  im  Falle  des  vierten  Absatzes  des  §  11  mit  Ablauf  der  StundungS'^ 
frist,  wenn  und  soweit  dem  Pflichtigen  eine  Rechnung  mindestens  4  Wochen 
vor  diesem  Termine  zugestellt  worden  ist,  andernfalls  4  Wochen  nach  ZusteUung 
der  Rechnung.  Abg^bebeträge,  weldie  innerhalb  dieser  Frist  nicht  bezahlt 
werden,  sind  von  deren  Ablauf  an  mit  vier  vom  Hundert  für  das  Jahr  zu 
verzinsen. 

§  20. 

Für  die  Befol^^mg  der  in  den  §§  15  bis  19  enthaltenen  Vorschriften  sind 
diejenigen,  welche  sich  der  Regulierung  oder  Verwaltung  eines  Nachlasses  unter- 
ziehen, verantwortlich.  Dieselben  haften  für  die  Entrichtung  der  Erbschaftssteuer 
solidarisch  als  Selbstschuldner  unbeschadet  ihrer  etwaigen  Ansprüche  an  die 
Regresspflichtigen. 

Daneben  haftet  jeder  Abgabepflichtige  persönlich  für  die  ihn  treffende 
Abgabe.  Auch  ist  er  auf  Erfordern  des  Generalsteueramts  verpflichtet,  demselben, 
auch  wenn  er  an  der  Regulierung  oder  Verwaltung  des  Nachlasses  nicht  beteiligt 
ist»  eine  schriftliche  Aufgabe  des  ihm  aus  dem  Nachlasse  Zugewendeten  innerhalb 
einer  vom  Greneralsteueramte  zu  setzenden  Frist  zu  machen. 

§21. 
Wird  nachgewiesen,  dass  die  Innehaltung  der  in  den  §§15  bis  20  vor- 

geschriebenen  Fristen '  nicht  möglich  war^  so  ruhen  die  Fristen  während  der 
»auer  des  Hindernisses  vorbehaltlich  der  Vorschriften  des  §  17,  Abs.  1. 

§  22. 

Zur  näheren  Bestimmung  der  Abgabe  gelten  folgende  Vorschriften: 

1.  Wertpapiere,  die  an  öffentlichen  Börsen  notiert  werden,  sind  zu  dem 
Geldkurse  am  Tage  des  Todes  des  Erblassers,  wenn  aber  dieser  auf 
einen  Sonn-  oder  Feiertag  fällt,  am  darauf  folgenden  Werktage,  unter 
Hinzurechnung  der  laufenden  Zinsen  bis  zu  diesem  Tage,  soweit  deren 
Betrag  nicht  etwa  nach  Börsengebrauch  im  Kurse  Ausdruck  findet,  zu 
berechnen.  Wenn  an  dem  bezeichneten  Tage  ein  Greldkurs  nicht  notiert 
gewesen  ist,  sind  die  Wertpapiere  nach  §  23  Nr.  4  zu  schätzen.  Welche 
Börse  im  einzelnen  Falle  massgebend  ist»  bestimmt  im  Zweifelsfalle 
das  Generalsteueramt.  Solche  Wertpapiere  dürfen  unter  die  noch 
nicht  realisierten  Werte  (vgl.  §  17)  überall  nicht  aufgenommen  werden. 

2.  Wenn  eine  bestimmte  Sache  hinterlassen  ist,  so  wird  bei  Berechnung 
der  Abgabe  nicht  der  in  der  Verfügung  etwa  angenommene,  sondern 
der  wirkliche,  nötigenfalls  durch  Schätzung  zu  ermittelnde  Wert  zum 
Grunde  gelegt. 

3.  Laufende  Zinsen  und  Nutzungen  des  ErbschaftsvermOgens  sind  bis  zum 
Todestage  des  Erblassers  als  Aktiva  mit  aufzugeben  und  zu  berechnen. 

4.  Von  der  Nachlassmasse  dürfen,  soweit  nicht  die  besonderen  Beetim- 
mungen in  §  8  Abs.  2  und  3  Platz  greifen,  nur  die  Nachlassschulden 
und  die  notwendigen,  wirklich  verausgabten  Realisationskosten  abge- 
gezogen  werden.  Der  Betrag  der  zu  zahlenden  Erbschaftsabgabe  bum 
nicht  in  Absatz  gebracht  werden. 


Für  Abschätzungen,  welche  zum  Zwecke  der  Erhebung  der  Erbschafls- 
abgabe  erfolgen,  gelten  die  folgenden  Bestimmungen: 

1.  Die  Abschätzung  von  Grundstücken,  weldie  zu  den  im  §  2  des  Grund- 
Steuergesetzes  vom  11.  Oktober  1878  genannten  gehören,  erfolgt  nach 
Massffabe  der  Vorschriften  in  Anlage  A  zu  dem  Grundsteueigeaetze  vom 
11.  Oktober  1878.  Die  Gebühr  für  die  Schätzung  beträgt  ein  Fünftel 
vom  Tausend  des  geschätzten  Kapitalwei-ts,  jedoch  nicht  weniger  als 
5  M.  und  nicht  mehr  als  50  M. 
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2.  Die  Abschätzung  aller  übrigen  Grundstücke  erfolgt  durch  zwei  von  dem 
Vorsitzenden  der  Schätzungskommission  (§  12  des  Grundsteuergesetzes 
vom  11.  Oktober  1878)  zu  ernennende  Sachverständige,  von  denen 
mindestens  einer  Sachverständiger  der  Landwirtschaft  sein  muss.  Können 
die  beiden  Schätzer  sich  über  die  Schätzung  nicht  verständigen,  so 
wird  ein  dritter  beigeordnet.  Ist  solchenfalk  ein  Mehrheitsbeschluss 
nicht  zu  erreichen,  so  ist  der  Durchschnitt  der  Schätzungen  der  drei 
Schätzer  massgebend. 

Die  Schätzer  sind  Von  dem  Vorsitzenden  der  Schätzungskommis- 
sion  zu  beeidigen. 

Die  Schätzer  haben  denjenigen  Wert  zu  ermitteln,  welcher  unter  Be- 
rücksichtigfung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  zur  Zeit  der  Schätzung 
durch  einen  Verkauf  des  Grundstücks  realisiert  werden  kann. 

Die  Vergütun^^  an  die  Sachverständigen  erfolgt  nach  den  Be- 
stimmungen der  gerichtlichen  Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sach- 
verständ^e.  Jedoch  beträgt  die  Gebühr  für  jeden  Sachverständigen 
mindestens  5  M. 

3.  Ist  der  Wert  ideeller  Eigentumsanteile  an  Grundstücken  durch 
Schätzung  festzustellen,  so  werden  entsprechende  Teile  des  durch 
Schätzun^^  ermittelten  W'erts  des  Ganzen  als  Wert  der  ideellen  Eigen- 
tumsanteile  angesehen:  jedoch  wird  von  dem  so  ermittelten  Betrage 
ein  Viertel  abgezogen,  wenn  die  Schätzung  auf  Verlangen  der  Steuer- 
behörde erfolgt  ist. 

4.  Bei  Abschätzung  beweglicher  Gegenstände  ernennt  das  Generalsteueramt 
und  der  Steuerpflichtige  jeder  einen  Sach verständigten.  Diese  können 
sich  einen  Obmann  wählen,  wenn  sie  sich  über  die  Schätzung  nicht 
einigen.  Ist  ein  Mehrheitsbeschluss  nicht  zu  erreichen,  so  ist  der  Durch- 
schnitt der  Schätzungen  massgebend. 

5.  Gkgen  eine  in  Gemässheit  der  Nr.  1  und  2  dieses  Paragraphen  vor- 
genommene Schätzung  kann  innerhalb  4  Wochen,  nachdem  das 
Ergebnis  dem  Steuerpflichtigen  mitgeteilt  ist,  seitens  des  letzteren, 
im  Falle  der  Nr.  2  auch  seitens  der  Steuerbehörde  reklamiert  werden. 
Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  der  §§  6  bis  9  der  Anlage  A 
zu  dem  Grundsteuergesetze  auf  das  Reklamationsverfahren  An- 
wendung. 

Ergibt  eine  in  Gemässheit  dieser  Bestimmungen  vorgenommene  Schätzung 
einen  höheren  Steuerbetrag  als  der  Steuerpflichtige  angeboten  hatte,  so  trägt 
er  sämtliche  Kosten  der  Schätzung,  im  entgegengesetzten  Falle  der  Staat. 

§  24. 
Das  Generalsteueramt  kann  auch  schon  vor  eingetretener  Fälligkeit  der 
Abgabe  von  denjenigen,  die  nach  §  20  zur  Entrichtung  der  Abgabe  verpflichtet 
sind,  die  Bestellung  einer  Sicherheit  für  die  Zahlung  verlangen.      ^ 

§25. 
Dem  Generalsteueramte  ist  monatlich  eine  Abschrift  der  eröffiieten  Testa- 
mente und  Erbverträge  von  den  Kanzleien  der  Amtsgerichte  und  ein  Verzeichnis 
der  Gestorbenen  von  den  Standesbeamten  einzuliefern. 

§26. 
Der  Lauf  der  Verjährung  beginnt  bezüglich  der  Erbschaftsab^abe  in 
keinem  Falle  früher  als  mit  dem  Tage,  an  welchem  entweder,  wenn  eme  Ver- 
fügung des  Erblassers  von  Todes  wegen  vorliegt,  diese  zur  gerichtlichen  Eröffnung- 
gelangt ist,  oder,  falls  eine  solche  Verfügung  nicht  vorliegt,  die  in  §  15  vor- 
geschriebene Anzeige  eingereicht  ist. 
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2.  Schenkongsabgabe. 

§27. 
Der  im  §  1  festgesetzten  Abgabe  unterliegen  femer: 
1.  Vermögensübertragungen  unter  Lebenden,  welcbe  den  Charakter  einer 
erfrühten  Erbfolge  haben  oder  als  Abfindung  für  ein  künftiges  Erbrecht 
dienen,  oder  kraft  Gesetzes  oder  besonderer  Anordnung  bei  Beerbimg 
des  Gebers  zur  Ausgleichung  zu  bringen  sind,  sowie  Ausstattungen; 
2«  die  in  den  §§  8,  20  bis  22  des  Gesetzes,  betreffend  den  Güterstand 
der  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  G^etzbuches  geschlossenen 
Ehen,  bezeichneten  Abfindungen; 
8.  Schenkungen  unter  Lebenden,  sofern  der  Wert  der  Schenkung  den 
Betrag  von  8000  M.  übersteigt.    Hierbei  werden  mehrere  inneriialb 
Jahrenrist  zwischen  denselben  Personen  vorkommende  Schenkungen, 
welche  einzeln  den  Betrag  von  8000  M.  nicht  übersteigen,   als  eine 
Schenkung  betrachtet. 

Ist  die  Schenkung  unter  einer  Auflage  zu  Gunsten  eines  Dritten 
gemacht,  so  gilt  die  infolgedessen  an  den  Dritten  bewirkte  Zuwendung, 
soweit  dadurch  für  diesen  eine  Bereicherung  eintritt,  als  eine  ihm  von 
dem  Schenker  gemachte  Schenkung. 
Jedoch  tritt  in  diesen  Fällen  die  Ab^bepflicht  nur  dann  ein,  wenn  der 
Geher  zur  Zeit  der  Vornahme  der  Handlung  im  bremischen  Staate  seinen  Wohn- 
sitz hat,  oder  wenn  er  zu  der  genannten  Zeit  bremischer  Staatsangehöriger  ist 
und  keinen  nachweislichen  Wohnsitz  ausserhalb  des  bremischen  Staates  hat, 
oder  insoweit  es  sich  um  unbewegliches  Vermögen  innerhalb  des  bremischen 
Staates  handelt. 


Die  Vorschriften  über  die  Erbschaftsabgabe  finden  auch  auf  diese  Ab- 
gabe entsprechende  Anwendung,  jedoch  nach  Massgabe  folgender  näherer  Be- 
stimmungen : 

1.  Für  die  Bemessung  des  Steuersatzes  (§  1  Abs.  2)  ist  das  Verhältnis 
zwischen  Schenkgeber  und  Schenknehmer,  in  den  Fällen  der  §§  8,  20 
bis  22  des  Gesetzes,  betreffend  den  Güterstand  der  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  geschlossenen  Ehen,  das  Verhältnis 
zwischen  dem  Manne  und  den  beteiligten  Abkömmlingen  massgebend. 

2.  Der  Befreiungsgrund  des  §  2  Nr.  1  findet  auf  Schenkungen  unter 
Brautleuten  auch  dann  keine  Anwendung,  wenn  die  Scheiurang  erst 
durch  Eingehung  der  Ehe  perfekt  werden  soll. 

3.  Ausser  den  nach  §  2  befreiten  Schenkungen  unterliegen  femer  der 
Abgabe  nicht: 

a)  schenkungsweise  Leistungen  zur  Unterstützung  Bedürftiger, 

b)  Gaben  von  milden  oder  Familienstiftungen  oder  gemeinnützigen 
Vereinen, 

c)  der  Erlass  von  Forderungen  wegen  mutmasslicher  Zahlungsunfähig- 
keit des  Schuldners. 

4.  Innerhalb  Monatsfrist  nach  der  Vornahme  der  Schenkung  ist  dem 
Steueramte  schriftlich  Anzeige  von  der  Schenkung  unter  ü^igabe  deB 
Namens  und  der  Wohnung  der  vertragschliessenden  Teile,  des  Tages  des 
Vertragsabschlusses  und  des  Gegenstandes  der  Schenkung  einzureichen. 

Diese  Verpflichtung  liegt  dem  Schenkgeber  und  Schenknehmer, 
und  wenn  die  Schenkung  schriftlich  oder  notariell  beurkundet  ist, 
ausserdem  denjenigen  ob,  welche  die  Urkunde  aufgenommen,  beglaubigt 
oder  unterzeicnnet  haben. 

5.  Die  Abgabe  verfällt  vier  Wochen  nach  Zustellung  der  Rechnung  des 
Greneralsteueramte. 

Für  die  Entrichtung  der  Abgabe  haften  Schenkgeber  und  Schenk- 
nehmer als  Gesamtschulfhier. 
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6.  Der  Lauf  der  YeijähruDg  beginnt  in  keinem  Falle  früher,  als  die 
unter  4  vorgeschriebene  Anzeige  von  einem  der  dazu  Verpflichteten 
erfolgt  ist. 

3.  Strafvorschriften. 

§  29. 

Die  Unterlassung  der  nach  §  15  vorgeschriebenen  Anzeige  und  der  nach 
16  und  17  vorgeschriebenen  Aufgaben  innerhalb  der  daselbst  gesetzten  Fristen 
.t  für  die  nach  §  20  Abs.  1  hierzu  Verpflichteten  die  Zahlung  einer  Geldstrafe 
bis  zum  doppelten  Betrage  der  Erbschaftsabgabe,  wenn  aber  dieser  Betrag  auch 
nicht  annähernd  ermittelt  werden  kann,  bis  zu  3000  M.  zur  Folge. 

Wer  durch  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  den  nach  §$16,  17 
und  20  Abs.  2  ihm  obliegenden- Verpflichtungen  zuwiderhandelt,  verfölit  in  eine 
Geldstrafe  bis  zum  vierfachen  Betrage  der  Erbschaftsabg^be,  wenn  aber  dieser 
Betrag  auch  nicht  annähernd  ermittelt  werden  kann,  bis  zu  6000  M.  Liegt 
Jedoch  nur  Fahrlässigkeit  vor,  so  finden  die  im  ersten  Absatz  festgesetzten 
Strafen  Anwendung. 

Ausserdem  ist  das  Generalsteueramt  ermächtigt,  in  jeder  ihm  geeignet 
erscheinenden  Weise  auf  Kosten  des  Säumigen  die  Höhe  des  Nachlasses  und 
die  für  die  Berechnung  der  Erbschaftsabgabe  massgebenden  Verhältnisse  zu 
«rmitteln. 


Die  Vorschriften  des  §  29  finden  bei  der  Schenkungsabgabe  entsprechende 
Anwendung,  mit  der  Massgabe,  dass  Schenkgeber  und  Schenknehmer  sowie  die 
im  letzten  Satze  des  §  28  unter  4  bezeichneten  Personen  der  Strafbarkeit 
nnterliegen. 

§31. 
Die  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden,  sowie  sämtliche  öffentliche  Beamte 
sind  verpflichtet,  die  amtlich  zu  ihrer  Kunde  kommenden  Uebertretungen  dieses 
Gesetzes  dem  (^eneralsteueramte  anzuzeigen. 

4.  Reklamationsyerfahren. 

§  32. 

Reklamationen  gegen  die  Entscheidungen  des  Generalsteueramts  sind, 

abgesehen  von  dem  Falle  des  §  23  Nr.  5,  bei  Meidung  des  Ausschlusses  spätestens 

innerhalb  4  Wochen  nach  Zustellung  der  ersten  dazu  Anlass  gebenden  vorläufigen 

oder  endgültigen  Rechnung  (§  19)  schrifblich  beim  Generalsteueramte  einzureichen. 

§33. 
Die  Reklamation  hat  keine  die  Zahlungspflicht  aufschiebende  Wirkung. 

§  34. 
Die  Entscheidung  über  die  nach  §  32  eingereichten  Reklamationen  steht 
der  Steuerdeputation  zu.    Dieselbe  ist  schriftlich  abzugeben  und  mit  Gründen 
zu  versehen. 

§  35, 
Gegen  die  Entscheiduns  der  Steuerdeputation   steht  dem  Reklamanten 
der  Rechtsweg  offen.     Die  Vorschrift  des  §  33  findet  hierauf  entsprechende 
Anwendung. 
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Badisches  Gesetz, 
die  Bestenenmg  des  Grundstacksverkelirs  (Verkehrsstener)  betreffend. 

Vom  6.  Mai  1899. 
(Ges..  u.  Ver.-Bl.  f.  d.  Grossh.  Baden  Nr.  XV  S.  138.) 

Gegenstand  der  Steuer. 

§1. 
Der  Verkehrssteuer  unterlieg^  der  Erwerb  des  Eigentums  an  im  Gross- 
herzofftum  gelegenen  Grundstücken  durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft  oder  durch 
Zuschlag  in  einer  Zwangsversteigerung. 

§2. 
Als  ein  Erwerb  von  Grundstücken  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  ferner 
der  Erwerb  von  Bergwerkseigentum,  von  Erbbaurechten  und  Grunddienstbar- 
keiten, sowie  der  Erwerb  von  an  den  Grundstücken  der  Murgschifferschafb  be- 
stehenden vererblichen  xmd  Übertragbaren  Nutzungsrechten  (Waldrechten). 

Emtritt  der  Steuerpflicht. 

§3. 
Die  Steuerpflicht  tritt  ein: 

1.  beim  Erwerb  in  einer  Zwangsversteigerung  mit  dem  Zuschlag, 

2.  beim  Erwerb  durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft, 

a)  sobald  hinsichtlich  des  Gegenstandes  des  Erwerbs  die  Rechtsände- 
rung oder  eine  Vormerkung  (Veräusserungsverbot ,  VerfÜgungs- 
beschränkung)  oder  ein  Widerspruch  zu  Gunsten  des  Erwerbers 
zum  Grundbuch  eingetragen  wurde. 

Die  Entstehung  der  Steuerpflicht  wird  im  Fall  der  Eintragmig 
einer  Vormerkung  oder  eines  Widerspruchs   dadurch  nicht  aos- 

f^schlossen,  dass  das  entgeltliche  Rechtsgeschäft  hinsichtlich  seiner 
orm   der  Vorschrift  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  §  318  nicht 
entroricht. 

Die  Eintragung  einer  Vormerkung  oder  eines  Widerspmcbs 
begründet  jedoch  eine  Steuerpflicht  dann  nicht,  wenn  sich  aus  der 
einstweiligen  Verfügung  oder  der  Eintragunffsbewilligung,  auf 
Grund  deren  die  Eintragung  erfolgt  ist,  ergibt,  dass  die  Eintragoog 
nicht  auf  einem  steuerpflichtigen  Erwerb  beruht. 
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b)  Falls  eine  solche  Eintragung  unterbleibt,  sobald  für  den  Erwerber 
ein  Anspruch  auf  üebertragung  des  Grundstücks  begründet  ist 
und  seit  diesem  Zeitpunkt  8  Monate  umlaufen  sind. 

Der  Lauf  der  Frist  beginnt  bei  aufschiebend  bedingten  oder 
betagten  Erwerbungsgeschäften  mit  dem  Eintritt  der  Bedingung 
oder  des  Termins. 

Die  Steuerpflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  das  Erwerbungsgeschäft 
vor  Ablauf  der  Frist  rückgängig  gemacht  wird.    Wenn  der  Er- 
werber  das  Erwerbnngsgeschäft  auf  Grund  eines  Auftrags  oder 
einer  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  für  einen  Dritten  abgeschlossen 
hat  und  die  Rechtsabtretung  bezw.  Weiterveräusserung  an  den 
Dritten  innerhalb   dieser  Frist  erfolgt,  so  tritt  die  Steuerpflicht 
nicht  für  den  ersten  Erwerber,  sondern  für  den  Dritten  ein. 
Soweit  die  Steuer  anlässlich  der  Eintragung  einer  Vormerkung  oder  eihes 
Widerspruchs  oder  anlässlich  der  Begründung  des  in  Ziff.  2  lit  b  bezeichneten 
Anspruchs  angesetzt  wurde,  findet  die  Erhebung  einer  weiteren  Abgabe  bei 
Ein^tt  der  Rechtsänderung  nicht  mehr  statt. 

Die  Steuerbehörde  kann  mit  dem  Ansatz  der  Steuer  bis  zum  Eintritt  der 
Rechtsänderung  zuwarten. 

Betrag  der  Steuer. 

§4. 

Die  Verkehrssteuer  betiägt  2  7«%  ^^^  gemeinen  Werts  (Verkaufswerts) 
des  Gegenstandes  des  Erwerbs. 

Seim  Erwerb  durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft  werden  die  von  dem 
Erwerber  zum  Zweck  des  Erwerbs  Übernommenen  Leistungen,  beim  Erwerb  in 
einer  Zwangsversteigerung  wird  der  Betrag  des  Meistgebots  unter  Hinzurechnung 
des  Wertes  der  vom  Ersteher  übernommenen  Leistungen  regelmässig  als  dem 
gemeinen  Wert  des  Gegenstandes  entsprechend  angesehen.  Der  Steuerbehörde 
bleibt  vorbehalten,  wenn  Grund  zur  Annahme  vorliegt,  dass  der  gemeine  Wert 
höher  ist,  die  Steuer  nach  dem  wirklichen  gemeinen  Wert  festzusetzen. 

Ergeben  sich  bei  der  Berechnung  der  Steuer  Pfennigbeträge,  die  ohne 
Bruch  nicht  durch  zehn  teilbar  sind,  so  werden  sie  auf  den  nächst  niedrigeren 
durch  zehn  teilbaren  Betrag  abgerundet. 

§5. 

Beim  Erwerb  durch  Tausch  wird  die  Verkehrssteuer  nach  dem  Wert  der- 
jenigen von  einem  der  Tauschenden  hins^egebenen  Gegenstände  bezw.  nach  dem 
WeH  der  von  einem  der  Tauschenden  übernommenen  Leistungen  berechnet,  die 
den  höheren  Wert  haben. 

Beim  Tausch  im  Grossherzogtum  gelegener  gegen  ausserhalb  desselben 
gelegene  Grundstücke  ist  für  die  Steuerberechnung  nur  der  Wert  der  ersteren 
bezw.  der  für  ihren  Erwerb  bedungenen  Leistungen  masspfebend. 

Wird  in  einem  Kaufvertrag  Mnsichtlich  des  Kaufpreises  die  Hingabe  eines 
Grundstücks  an  Zahlungsstatt  vereinbart,  so  ist  der  Vertrag  wie  ein  Tausch- 
vertrag zu  betrachten. 

§6. 
Beim  Erwerb  von  steuerpflichtigen  und  nicht  steuerpflichtigen  Gegen- 
ständen um  eine  Gesamtleistung  ist  bei  der  Berechnung  der  Verkehrssteuer  nur 
der  Wert  der  abgabepflichtigen  Gegenstände  oder  der  Wert  der  für  ihren  Er- 
werb bedungenen,  nötigenfalls  durch  Schätzung  zu  ermittelnden  Leistungen  in 
Betracht  zu  ziehen. 
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Onmds&tze  far  die  Berechnung  der  Steuer. 

a)  Bereclmiuig  nach  dem  Wert  des  erworbenen  Gegenstandes. 

§7. 
Wird  die  Verkehrssteuer  nach  dem  Wert  des  erworbenen  Gegenstandes 
berechnet,  so  ist  der  Yerkaufswert  desselben  zur  Zeit  des  Eintritts  der  Steuer- 
pflicht massgebend. 

§8. 

Bei  Ermitteluxig  des  Werts  eines  Gmndstüeks,  das  mit  einem  dinglichen 
Becht  belastet  ist,  wird  vom  gemeinen  Wert  (Yerkaufswert)  des  unbelastet  ab- 
zuschätzenden Grundstücks  der  Wert  der  darauf  haftenden  dinglichen  Rechte  — 
Hypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden  ausgenommen  —  in  Abzug  gebracht 

Hierbei  ist  der  Wert  eines  Erbbaurechts,  einer  GrunddienstbarKeit  und 
eines  Vorkaufsrechts  nach  dem  Betrag  zu  bestimmen,  um  den  sich  der  Wert 
des  Grundstücks  durch  die  darauf  ruhende  Last  mindert. 

Auf  die  Ermittelung  des  Werts  sonstiger  dinglicher  Rechte  (Niessbranclv 
beschränkte  persönliche  Dienstbarkeiten,  R^asten)  finden  die  Bestinmmngen 
der  §§  14 — 19  entsprechende  Anwendung. 

Der  Wert  solcher  dinglicher  Lasten,  die  durch  besondere  Gesetze  für  ab- 
lösbar erklärt  sind,  wird  nach  diesen  Gesetzen,  der  Eapitalbetrag  von  Kirchen- 
und  Schulhausbaulasten  nach  ihrem  Steuerkapital,  der  Kapitalbetrag  anderer 
Lasten  durch  Schätzung  bestimmt. 

§9. 
Der  Wert  eines  Erbbanrechts  wird  durch  den  Betrag,  um  den  sich  der 
Wert  des  belasteten  Grundstücks  durch  das  Erbbaurecht  mindert,  und  wenn 
der  Wert  des  auf  dem  belasteten  Grundstück  in  Ausübung  des  Rechts  errichteten 
Bauwerks  grösser  ist,  durch  diesen  Wert  bestimmt. 

§  10. 
Der  Wert  einer  Grunddienstbarkeit  wird  durch  den  Wert,   den  sie  far 
das  herrschende  Grundstück  hat,  und  wenn  der  Betrag,  um  den  sich  der  Wert 
des  dienenden  Grundstücks  durch  die  Dienstbarkeit  mmdert,  grösser  ist,  durch 
diesen  Betrag  bestimmt 

b)  Berecknnng  nach  dem  Wert  der  für  den  Erwerb  übemonunenen  Leistangei* 

§  11. 

Wird  die  Verkehrssteuer  nach  dem  Wert  der  vom  Erwerber  für  den  Er- 
werb übernommenen  Leistungen  berechnet,  so  wird,  wenn  diese  Leistungen  in 
Geld  oder  Uebemahme  von  Schulden  bestehen,  deren  Betrag  als  Wert  an- 
genommen. 

Die  Umrechnung  der  in  anderer  als  Reichswährung  angegebenen  Summen 
erfolgt  nach  dem  laufenden  Kurse. 

§  12. 
Besteht  die  Leistung  in  der  Abtretung  einer  Fordernnff,  so  gilt  als  Wert 
deren  Nennwert,  falls  nicht  rechtsgeschäftlidi  ein  höherer  Wert  bestinunt  oder 
wegen  Zweifelhaftigkeit  oder  Ungiebigkeit  der  Forderung  zur  Zeit  des  Eintritts 
der  Steuerpflicht  ein  geringerer  Wert  anzunehmen  ist. 

§  13. 
Bei  Wertpapieren  ist  der  zur  Zeit  des  Eintritts  der  Steuerpflicht  laufende 
Kurs,  wenn  sie  emen  solchen  nicht  haben,   der  Nennwert  massgebend,  sofern 
nicht  erwiesen  ist,  dass  ihr  wirklicher  Wert  Über  oder  unter  dem  Nennwert  steht 
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§  14. 
Bei  immerwährenden  Nutzungen  und  Leistungen  wird  das  25fEtche  ihres 
Ij&hrigen  Betrags,  bei  Nutzungen  und  Leistungen  von  unbestimmter  Daner, 
sofern  nicht  die  Vorschriften  der  §S  15  und  16  Anwendung  finden  oder  ander- 
weite, die  l&ngste  Dauer  be^enzende  ümst&nde  festgestellt  sind,  das  12Vsfache 
des  Ij&hrigen  Betrags  als  Wert  angenommen. 

§  15. 
Der  Wert  von  Nutzungen  und  Leistungen  auf  Lebenszeit  bestimmt  sich 
nach  dem  zur  Zeit  ihres  Annuigs  erreichten  Lebensalter  der  Person,  bei  deren 
Tod   die  Nutzung  oder  Leistung  erlischt,   und   zwar  bei   einem  Lebensalter 
derselben 

Ton  15  Jahren  oder  weniger  auf  das  ISfache 
über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren  auf  das  17fache 


25 
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.   .  16 
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.   .  14 

45 

,   .  .  55   . 

,   .  12 

55 

.   .  .  65   . 

.   .  8Vi 

65 

.   .  .  75   , 
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80 

.  auf  das  2fache 

des  Werts  der  1jährigen  Nutzung  oder  Leistung. 

§  16. 

Ist  die  Daner  der  Nutzungen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit  mehrerer 
Personen  dergestalt  abhängig,  dass  beim  Tod  der  zuerst  versterbenden  die 
Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  so  ist  für  die  nach  §  15  vorzunehmende  Werts- 
ermittelung  das  Lebensalter  der  ältesten  Person  massgebend. 

Bei  Nutzungen  oder  Leistungen,  die  bis  zum  Tod  der  letztversterbenden 
Person  fortdauern,  erfolgt  die  Berechnung  nach  dem  Lebensalter  der  jüngsten 
Person. 

§  17. 

Bei  Nutzungen  oder  Leistungen,  die  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt 
sind,  ist  der  Wert  der  gesamten  Nutzungen  oder  Leistungen  unter  Zugrunde- 
legung eines  47oig6n  Zinsfusses  nach  der  beigefügten  Hiltstabelle  zu  ermitteln. 

Ist  jedoch  die  Dauer  der  Nutzungen  oder  Leistungen  noch  ausserdem 
durch  die  Lebenszeit  einer  oder  mehrerer  Personen  beding,  so  darf  der  nach 
den  Bestimmungen  des  §  15  und  16  zu  berechnende  Wert  nicht  überschritten 
werden. 

§  18. 
Der  Ijähriffe  Wert  einer  Nutzung  oder  Leistung  (§§  14 — 17)  wird,  wenn 
es  sich  um  die  Nutzung  eines  Geldkapitals  handelt  und  der  Wert  nicht  ander- 
weit feststeht,  zu  4  7o  angenommen,  im  übrigen,  sofern  er  nicht  feststeht,  durch 
Schätzung  ermittelt. 

§  19. 
Der  Wert  von  Leistungen,  der  sich  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen 
(§§  11 — 18)  nicht  feststellen  lässt,  wird  durch  Schätzung  ermittelt. 

Persönliche  Steuerpflicht. 

1.  Anzeigepflicht. 

§  20. 
Der  Erwerber  eines  Grundstücks  ist  im  Fall  des  §  3  Ziff.  2  b  verpflichtet, 
der  Steuerbehörde  innerhalb  14  Tagen  nach  Ablauf  der  daselbst  bezeichneten 
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Frist  von  dem  Erwerb  unter  Vorlage  einer  beglaubigten  Ausfertigung  des  Er- 
werbungsvertra^s,  wenn  ein  solcher  errichtet  ist,  Anzeige  zu  erstatten. 

Ob  und  inwiefern  in  einzelnen  Fällen  diese  Anzeige  erlassen  wird,  be- 
stimmt die  Vollzugsverordnung. 

2.  AnsknnftspfliolLt. 

§  21. 

Der  Erwerber  ist  verpflichtet,  der  Steuerbehörde  auf  Verlangen  über  alle 
Thatsachen,  die  auf  die  Steuerpflicht  oder  die  HGhe  der  Steuer  von  Einfloss 
sind,  richtige  und  vollständige  Auskunft  zu  geben  und  insbesondere  die  Aber 
das  Erwerbunffsgeschäft  etwa  errichteten  Urkunden,  die  dasselbe  so  enthalten, 
wie  es  unter  den  Beteiligten  verabredet  wurde,  vorzulegen. 

Wird  der  Anforderung  der  Steuerbehörde  zur  Auskunftserteilung  oder  zur 
Vorlage  der  Urkunden  nicht  genügt,  so  kann  sie  die  Säumigen  durch  Fest- 
setzung und  Einziehung  von  Ordnungsstrafen  bis  zum  Betrage  von  60  M.  zur 
Befolgung  ihrer  Anordnungen  anhalten,  auch  das  zu  ihrer  Erledigung  Nötige 
auf  Kosten  des  Säumigen  beschaffen. 

8.  Stenerpflichtige  Person. 
a)  Im  allgemeinen. 

§22. 
Die  Verkehrssteuer  ist  —  unbeschadet  der  Vorschrift  des  §  31  —  vom 
Erwerber  der  in  §  1  und  2  bezeichneten  Rechte  zu  entrichten. 

b)  Beim  Tausch. 

§23. 
Beim  Erwerb  durch  Tausch  fällt  die  Steuer  jedem  der  tauschenden  Teüe 
zur  Hälfte  zur  Last,  jedoch  nur  insoweit,  als  Leistung  und  Gegenleistung  in 
Grundstücken  bestehen.   Die  Steuer  vom  Mehrwert  ist  ganz  von  dem  Empfänger 
der  nur  in  Grundstücken  bestehenden  Leistung  zu  tragen. 

Bestenerang  in  einigen  besonderen  Fällen. 

a)  Bei  Gemeinschaften  nach  Bruchteilen  (Miteigentum). 

§24. 
Miteigentümer,   die  bei  der  Auseinandersetzung  über  gemeinschaftliche 
Grundstücke  solche  zu  Alleineigentum  erwerben,  bleiben  bis  zum  Betrag  ihres 
Anteils  an  den  gemeinschaftlichen  Grundstücken  frei  von  der  Verkehrssteaer. 

b)  Bei  Gemeinschaften  zur  gesamten  Hand  (Gesellschaften). 

§  25. 

Bezüglich  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Verkehrssteuer  sind 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  (einfache  und  solche  auf  Aktien), 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  offene  Handelsgesellschaften,  sowie 
Gesellschaften  im  Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  §§705  ff.  einerseits  und 
deren  Mitglieder  anderseits  als  voneinander  verschiedene  Bechtspersönlichkeiten 
zu  behandeln. 

Wenn  ein  Gesellschafter  einer  Gesellschaft,  einer  offenen  Handelsgesell* 
Schaft  oder  einer  einfachen  Kommanditgesellschaft  infolge  Ausscheidens  der 
übrigen  (resellschafter  sämtliche  Rechte  am  G^seUschaftsvermögen  gegen  Ab- 
findung der  ausscheidenden  Gesellschafter  oder  ihrer  allgemeinen  Itecntsnach- 
folger  in  seiner  Person  vereinigt,  so  unterliegt  dieser  Erwerb,  soweit  Grund- 
stücke etc.  zum  Gesellschaftsvermögen  gehören,  in  gleicher  Weise  der  Besteue- 
rung,  wie   wenn   der  Gesellschafter  zur  Zeit,   in  welcher  diese  Vereinigong 
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eintrat,  das  Gesellschaftsyennögen  durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft  von  der 
Gesellschaft  als  solcher  erworben  hätte. 

Anf  nicht  rechtsfähige  Vereine  findet  die  Vorschrift  des  Abs.  1  und  2 
ebenfalls  Anwendung. 

§26. 
Der  Erwerb  von  Grundstücken  für  Gesellschaften  im  Sinne  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  §§  705  fiP. ,  für  offene  Handels-  und  einfache  Eommandit- 
fesellschaften  bleibt  steuerfrei,  wenn  die  Gesellschaften  ausschliesslich  aus  den 
eräusserem  oder  aus  solchen  Personen  bestehen,  denen  nach  §  38  Ziff.  7 — 10 
Steuerbefreiung  eingeräumt  ist. 

Hat  die  Gesellschaft  auf  Grund  des  Abs.  1  Grundstücke  steuerfrei  er- 
worben, so  wird  sie  nachträglich  steuerpflichtig,  wenn  in  die  G^ellschaft  eine 
Person  eintritt,  die  zu  dem  Verilusserer  nicht  in  einem  der  in  §  38  Ziff.  7 — 10 
bezeichneten  Verhältnisse  steht. 

In  diesem  Fall  hat  die  Gesellschaft  den  Erwerb  der  Ghnindstücke  und 
den  Eintritt  des  Gesellschaffcers  anzuzeigen.  Auf  die  Anzeigepflicht  finden  im 
Übrigen  die  Vorschriften  des  §  20  Anwendung. 

§  27. 
Der  Erwerb  von  Grundstücken  einer  Gresellschaft,  einer  offenen  Handels- 
gesellscbaft  oder  einer  einfiftchen  Kommanditgesellschaft  durch  einen  C^ell- 
schafter  (Veräusserungen  der  Gesellschaften)  bleibt  frei  von  der  Verkehrssteuer, 
wenn  sie  von  ihm,  seinem  Ehe^tten,  seinen  Eltern  oder  Voreltern  in  die  Ge- 
sellschaft eingebracht  worden  sind.  Wenn  das  Grundstück  erst  nach  seinem, 
seines  Ehegatten,  seiner  Eltern  oder  Voreltern  Eintritt  in  die  Gesellschaft  von 
dieser  erworben  worden  ist,  kann  der  Gesellschafter  auf  die  von  ihm  zu  ent- 
richtende Steuer  denjenigen  Betrag  der  beim  Erwerb  der  Gesellschaft  erhobenen 
Steuer  anrechnen,  der  nach  Verhältnis  der  Zahl  der  damaliffen  Gesellschafter 
auf  ihn,  seinen  Ehegatten,  seine  Eltern  oder  Voreltern  entfaUen  ist. 

Rückerstattnng  der  Verkehrsstener. 

§28. 
Die  Verkehrssteuer  wird  nicht  erhoben  bezw.  zurückerstattet: 

1.  beim  Erwerb  in  einer  Zwangsversteigerung,  wenn  der  Zuschlagsbeschlusd 
im  Beschwerdeweg  rechtskräftig  aufgehoben  wird; 

2.  beim  Erwerb  durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft,  wenn  und  soweit  die 
Rechtsänderung 

a)  wegen  Nichtigkeit,  Anfechtbarkeit  oder  Unwirksamkeit  der  Auf- 
lassung (Einigung)  oder  des  entgeltlichen  Rechtsgeschäfts, 

b)  wegen  Ausübung  des  vorbehaltenen  Rücktrittsrechts  seitens  des 
Veräusserers  oder  des  Erwerbers, 

c)  wegen  Ausübung  des  gesetzlichen  Rücktrittsrechts  oder  der  Wande- 
lung seitens  des  Erwerbers  rück^ngig  gemacht  wird  und  der  Rück- 
erstattungsanspruch im  Fall  a  innerhalb  zweier  Jahre,  im  Fall  b 
und  c  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Eintritt  der  Reohtsänderung 
bei  der  Steuerbehörde  erhoben  wird.  Auf  den  Lauf  der  Frist 
finden  die  für  die  Venährung  geltenden  Vorschriften  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  §§  203,  20(>,  207  Anwendung.  Die  Frist  kann 
auf  Ansuchen  von  der  Steuerbehörde  erstreckt  werden. 

Wenn  der  Käufer  vom  Recht  der  Minderung  des  Kaufpreises 
Gebrauch  macht,  so  wird,  falls  der  Ansprudi  innerhalb  der  in 
Abs.  1  bezeichneten  Frist  erhoben  wird,  die  Verkehrssteuer  zu 
einem  der  Wert-  bezw.  Kaufpreisminderung  entsprechenden  Teil 
zurückerstattet. 

Zur  Begründung  des  Anspruchs  auf  Rückerstattung  der  Ver- 
kehrssteuer hat  der  Erwerber  nachzuweisen,  dass  ihm  zur  Zeit  der 
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Rückgän^gpnachung  der  Rechtsändenrng  oder  der  Eaofpreisminde- 
rung  nach  den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  (Gesetzbuches  ein 
Anspruch  hierauf  dem  Veräusserer  oder  diesem  ihm  gegenüber 
zustand.  Die  Steuerbehörde  kann  dem  Rückerstattungsansprucb 
alle  den  Beteiligten  zustehenden  Einwendungen  entgegenhalten, 
auch  wenn  sie  auf  dieselben  verzichtet  haben. 

§29. 
Der  Rückerstattungsanspruch  findet  nicht  statt: 

1.  wenn  der  Erwerber  zur  Zeit  der  Rechtsänderung  Von  den  die  Nichtige 
keit,  Anfechtbarkeit  oder  Unwirksamkeit  bedingenden  ümstfisden 
Kenntnis  gehabt  hat. 

Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Rückg^gig- 
machun^  der  Rechtsänderung  wessen  eines  v  eräusserungsverbots  ge- 
mäss Bürgerlichen  Gesetzbuches  §§  135,  186  oder  wegen  einer  gegen 
den  Erwerber  verübten  Bewucherung  oder  Bedrohung  (Bürgerhohes 
Gesetzbuch  §§  123,  138  Abs.  2)  erfolgt. 

2.  Wenn  der  Erwerber  durch  NichterftÜlung  der  ihm  obliegenden  Ver- 
bindlichkeiten zur  Ausübung  des  dem  Veräusserer  fQr  diesen  Fall  zu- 
stehenden vorbehaltenen  Rücktrittsrechts  (Bürgerliches  Gesetzbuch 
§§  358,  360,  361)  Anlass  gegeben  hat. 

§  30. 

Im  Fall  der  Ausübung  des  gesetzlichen  oder  vorbehaltenen  Rücktritts 
oder  der  Wandelung  bleibt  der  Rückerwerb  des  Veräusserers  steuerfrei,  wenn 
er  innerhalb  der  in  §  28  bezeichneten  1jährigen  Frist  stattfindet. 

Wenn  jedoch  der  Veräusserer  durch  Nichterfüllung  der  ihm  obliegenden 
Verbindlichkeiten  den  Rücktritt  des  Erwerbers  veranlasst  oder  den  Mangel  der 
Sache,  wegen  dessen  die  Wandelung  ausgeübt  wurde,  gekannt  hat,  so  kann  die 
Steuerbehörde  auch  im  Fall  des  Abs.  1  die  Steuer  für  den  Rückerwerb  auf  den 
Veräusserer  ansetzen. 

§  31. 
Im  Fall  der  Rückerstattung  der  Verkehrssteuer  an  den  Erwerber  kann 
sie  von  der  Steuerbehörde  auf  den  Veräusserer  angesetzt  und  von  ihm  erhoben 
werden: 

1.  wenn  er  zur  Zeit  der  Rechtsänderung  von  den  die  Nichtigkeit,  An* 
fechtbarkeit  oder  Unwirksamkeit  bedingenden  Umständen  Kenntnis 
gehabt  hat, 

2.  wenn  er  durch  Nichterfüllung  der  ihm  obliegenden  Verbindlichkeiten 
dem  Erwerber  zur  Ausübung  des  ihm  für  diesen  Fall  zustehenden  ge- 
setzlichen oder  vorbehaltenen  Rücktrittsrechts  (Bürgerliches  Gesetzbuch 
§§  358,  360,  361)  Anlass  gegeben  hat, 

3.  wenn  er  den  Mangel  der  Sache,  wegen  dessen  die  Wandelung  aus- 
geübt wurde,  gekannt  hat. 

§  32. 

Die  Vorschriften  der  §§  28 — 31  finden  entsprechende  Anwendung,  wenn 
aus  den  daselbst  bezeichneten  Gründen  die  im  Grundbuch  hinsichtlich  des 
Gegenstandes  des  Erwerbs  eingetragene  Vormerkung  (Veräusserungsverbot,  Vei^ 
filgunffsbesdiränkung)  oder  der  Widerspruch  wieder  gelöscht,  oder  wenn  der 
nach  I  3  Ziff.  2  b  die  Steuerpfiicht  begründende  Anspruch  hinfällig  wird. 

Der  Lauf  der  Frist  für  den  Rückerstattungsanspruch  beginnt  mit  dem 
Tag  der  Eintragung  der  Vormerkung,  bei  aufschiebend  bedingten  oder  befristeten 
Ansprüchen,  sowie  bei  Eintragungen,  die  sich  auf  solche  Ansprüche  beziebeo, 
mit  dem  Eintritt  der  Bedingung  oder  des  Termins. 
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Persönliche  Stenerbefireimigen. 

§  83. 
Von  der  Verkehrssteuer  bleiben  befreit: 

1.  Die  Erwerbungen  des  Fiskns  des  badischen  Staats  (auch  des  Domänen- 
grund8to<^8  und  des  Grundstocks  der  grossherzogl.  Zivilliste),  sowie 
aller  öffentlichen  Anstalten  und  Kassen,  die  fOr  Rechnung  des  Fiskus 
verwaltet  werden. 

2.  Erwerbungen  der  Gemeinden  und  Kreise,  sowie  der  mit  Gemeinde- 
bürgschaft versehenen  Sparkassen  für  öffentliche  Zwecke. 

3.  Erwerbungen  solcher  juristischer  Personen  des  öffentlichen  Rechts, 
die  ausscUiesslich  oder  vorwiegend  Zwecke  der  Wohlthätigkeit  oder 
des  Unterrichts  verfolgen. 

4.  Erwerbungen  juristischer  Personen  des  öffentlichen  Rechts,  die  zum 
Zweck  der  Errichtung  von  dem  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäuden 
und  von  Pfarrhäusern  staatlich  anerkannter  Religionsgemeinschaften 
verwendet  werden  sollen. 

Wenn  in  den  Fällen  Ziff.  2  und  4  die  Erwerbungen  nicht  sofort 
fQr  die  dort  bezeichneten  Zwecke  Verwendung  finden,  so  ist  die  Steuer 
einstweilen  zu  entrichten  oder  sicherzustellen,  vorbehaltlich  der  Rück- 
erstattung, sobald  die  Verwendung  stattgefunden  hat.  Auf  iuristische 
Personen  des  öffentlichen  Rechts,  deren  Zweck  ausschliesslich  auf  den 
Bau  und  die  Unterhaltung  von  dem  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäuden 
und  von  Pfarrhäusern  staatlich  anerkannter  Religionsgemeinschaften 
gerichtet  ist,  findet  diese  Vorschrift  keine  Anwendung. 

5.  Erwerbungen  der  zur  Durchführung  der  gesetzlichen  Kranken-,  Unfall-, 
Invalidität-  und  Altersversicherung  bestehenden  Versicherungsverbände 
und  Anstalten. 

6.  Erwerbungen  von  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung,  deren  durch  Statut  bestimmter 
Zweck  ausschliesslich  darauf  gerichtet  ist,  unbemittelten  Familien  ge- 
sunde und  zweckmässig  eingerichtete  Wohnungen  in  eigens  erbauten 
oder  angekauften  Häusern  zu  billigen  Preisen  zu  verschaffen  und  deren 
Statut  (ue  an  die  Gesellschafter  zu  verteilende  Dividende  auf  höchstens 
4^/0  ihrer  Anteile  beschränkt,  auch  den  Gesellschaftern  für  den  Fall 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  mehr  als  den  Nennwert  ihrer 
Anteile  zusichert,  den  etwaigen  Rest  des  Gesellschaftsvermögens  aber 
für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt. 

7.  Erwerbungen  der  Kinder  und  Abkömmlinge  von  ihren  Eltern  und 
Voreltern. 

Im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  uneheliche,  vom  Vater  anerkannte 
Kinder  als  Abkömmlinge  des  letzteren. 

8.  Erwerbungen  eines  Ehegatten  von  dem  anderen,  sowie  Erwerbungen 
eines  Verlobten  von  dem  anderen,  wenn  sich  der  Erwerb  auf  einen 
Ehevertrag  gründet  und  dieser  durch  den  Vollzug  der  Ehe  in  Wirk- 
samkeit getreten  ist 

9.  Erwerbungen  eines  Ehegatten  aus  dem  Nachlass  des  anderen  und  der 
Erben  eines  Ehegatten  aus  der  Gütergemeinschaft,  bevor  hinsichtlich 
des  erworbenen  Gegenstandes  die  Auseinandersetzung  stattgefunden  hat. 

10.  Erwerbungen  der  Miterben  aus  dem  Nachlass,  bevor  hinsichtlich  des 
erworbenen  Gegenstandes  die  Auseinandersetzung  stattgefunden  hat. 

11.  Erwerbungen  des  Konkursschuldners  und  des  Zwangsvollstreckungs- 
schuldners oder  ihrer  Ehegatten,  Eltern,  Voreltern  und  Abkömmlinge 
aus  der  Konkursmasse  oder  aus  der  Zwangsversteigerung. 

Dem  Fiskus  anderer  deutscher  Staaten,  sowie  den  öffentlichen  Anstalten 
und  Kassen,  die  für  Rechnung  eines  solchen  Staats  verwaltet  werden,  sowie 
ausserbadischen  Kommunalverbänden,  juristischen  Personen  und  Anstalten  der 
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in  Ziff.  2 — 6  bezeichneten  Art  kann  die  Steuerbefreiung  fQr  die  daselbst  be- 
zeichneten Zwecke  vom  Finanzministerium  gewährt  werden,  wenn  der  betreffende 
Staat  Baden  gegenüber  die  gleiche  Rücksicht  übt. 

§  34. 
Für  Erwerbungen  für  eine  eheliche  Gütergemeinschaft  oder  aus  einer 
solchen  tritt  Steuerbefreiung  in  allen  Fällen  ein,  m  denen  sie  eintreten  würde, 
wenn  statt  für  die  eheliche  Gütergemeinschaft  oder  aus  derselben  für  einen 
oder  von  einem  der  beiden  Ehegatten  erworben  worden  wäre. 

Sachliche  Bef^iangen. 

§  35. 
Von  der  Verkehrssteuer  bleiben  befreit: 

1.  Die  Erwerbungen  von  Grundstücken  im  Verkehrswert  bis  100  M.  ein- 
schliesslich. 

ümfasst  der  steuerpflichtige  Rechtsakt  mehrere  Grundstücke,  so 
tritt  die  Befreiung  nur  ein,  wenn  der  Gesamtwert  der  Grundstücke 
den  Betrag  von  100  M.  nicht  übersteigt. 

2.  Die  Erwerbung  eines  Grundstücks  im  Flächenmass  von  weniger  als 
9  Ar  durch  den  Besitzer  eines  angrenzenden  Grundstücks  oder  durch 
dessen  Ehegatten  oder  durch  die  zwischen  ihnen  bestehende  Güter- 
gemeinschaft, wenn  die  Grundstücke  zum  Zweck  gleichartiger  land* 
oder  forstwirtschaftlicher  Benützung  vereinigt  werden. 

3.  Die  Erwerbung  von  land-  oder  forstwirtschaftlich  benützten  Grund- 
stücken in  anderen  als  den  unter  Ziff.  2  bezeichneten  Fällen  durch 
Tausch,  wenn  dadurch  ein  Grundstück  des  einen  der  Beteiligten  oder 
seines  Ehegatten  oder  der  zwischen  ihnen  bestehenden  Gütergemein- 
schaft mit  einem  angrenzenden  gleichartigen  Grundstück  des  anderen 
in  einer  Hand  vereinigt  wird. 

Die  Steuerfreiheit  tritt  nur  insoweit  ein,  als  die  TauschgegensUlnde 
in  Grundstücken  bestehen. 

4.  Die  Erwerbung  von  Grundstücken,  die  für  die  Anlage  einer  dem 
Öffentlichen  Verkehr  gewidmeten  Eisenbahn  erforderlich  sind,  falls 
dem  Staat  das  AnkaiJisrecht  der  Bahn  gewahrt  ist. 

5.  Die  Erwerbung  von  Grundstücken  nach  §  34  Abs.  1  des  Enteignungs- 
gesetzes, falls  nicht  der  Unternehmer  von  dem  Unternehmen  zurück- 
tritt oder  die  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens  abgelehnt  wird. 


Wer  Grundstücke,  die  zu  seinen  Gunsten  oder  zu  Gunsten  seines  Ehe- 
gatten oder  der  zwischen  ihnen  bestehenden  Gütergemeinschaft  mit  einer  Hypo- 
thek, einer  Grund-  oder  Rentenschuld  belastet  sind,  im  Weg  des  Zwangsvoll- 
streckungsverfahrens erwirbt,  bleibt  bia  zum  Betrag  seiner  zur  Zeit  des  Ver- 
steigerungstermins  noch  bestehenden  Forderung  nebst  Zinsen  und  sonstigen 
Nebenlei^ungen ,  sowie  der  Kosten  der  die  Befriedigung  aus  dem  Grundstück 
bezweckenden  Rechtsverfolgung  steuerfrei. 

Verwaltmig  der  Verkehrsstener.    Verfahren  bei  Festsetzimg  und 
Erhebung  derselben. 

§  37. 
Die  Berechnung  und  Festsetzung  der  Verkehrssteuer  liegt  unter  Leitung 
und  Aufsicht  der  Steuerdirektion  und  des  Finanzministeriums   den  Grundbach- 
ämtem  ob;  insoweit  jedo,ch   die  Amtsgerichte  als  Grundbuchämter  zuständig 
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sind,  ist  die  Besorgung  der  genannten  Geschäfte  vom  Finanzministerium  im 
Einverständnis  mit  dem  Justizministerium  einem  Beamten  aus  der  Zahl  der  im 
Amtsgerichtsbezirk  angestellten  Notare  oder  der  nicht  richterlichen  Beamten 
des  Amtsgerichts  zu  übertragen. 

Die  Entscheidung  über  Ansprüche  auf  Rückerstattung  der  Steuer  steht 
der  Steuerdirektion  zu. 

Die  Erhebung  der  Steuer  ist  in  allen  Fällen  Sache  der  FinanzbehGrden. 

§  38. 
Die  Amtsgerichte  haben,   soweit  sie   als  Grundbuchämter  sachlich  zu- 
ständig sind,  von  allen  in  §  3  Ziff.  2a  bezeichneten  Rechtsvorgängen  den  mit 
der  Festsetzung  der  Steuer  betrauten  Behörden  und  Beamten  Mitteilung  zu 
machen. 

§  39. 

Die  auf  die  Entrichtung  der  Verkehrssteuer  bezüglichen  Verhandlungen  — 
mit  Ausnahme  derjenigen  im  Strafverfahren  —  sind  kostenfrei,  jedoch  haben 
die  Steuerpflichtigen  das  durch  die  Verhandlungen  mit  ihnen  erwachsene  Porto 
zu  trafen. 

Die  durch  die  amtliche  Ermittelung  des  Werts  eines  Gegenstandes  ent- 
stehenden Auslagen  fallen  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last,  wenn  derselbe  trotz 
Aufforderung  die  ihm  obliegende  Auskunft  nicht  erteilt  oder  die  über  das  Ge- 
schäft errichteten  Urkunden  nicht  vorgelegt  hat  oder  wenn  der  ermittelte  Wert 
den  vom  Steuerpflichtigen  angegebenen  um  mehr,  als  10  7©  überstei^.  Im 
letzteren  Fall  werden  die  etwa  gezahlten  Kosten  zurückerstattet,  wenn  im  Ver- 
waltungs-  oder  im  Rechtsweg  die  Ermässigung  des  Werts  auf  einen  nicht  zum 
Eostenersatz  verpflichtenden  Betrag  erfolgt. 

§  40. 
Im  übrigen  bleibt  die  Regelung  der  Zuständigkeiten  und  des  Verfahrens 
der  Vollzugsverordnung  verhehlten. 

Bechtsmittel. 

§  41. 

Gegen  die  Festsetzung  der  Verkehrssteuer  steht  dem  Steuerpflichtigen  die 
Beschwerde  an  die  Steuerdirektion  zu. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Steuerdirektion  ist  die  Beschwerde  an  das 
Finanzministerium  und  der  Rechtsweg  vor  dem  Verwaltungsgerichtshof  zulässig. 

Auf  die  Beschwerden  finden  die  für  das  Verfahren  in  Verwaltungssachen 
geltenden  Vorschriften  Anwendung. 

Der  Lauf  der  Beschwerdefrist  beginnt  mit  der  Eröffnung  (Zustellung)  des 
Steueransatzes  seitens  des  Grundbuchamts  bezw.  der  Entscheidung  der  Steuer- 
direktion. 

Strafbestiinmungen. 

§  42. 

Wer  es  unternimmt,  die  Steuer  für  den  Erwerb  von  Grundstücken  zu 
hinterziehen,  verfällt  wegen  Hinterziehung  der  Verkehrssteuer  neben  Nach- 
zahlung der  nicht  oder  zu  wenig  angesetzten  Steuer  in  eine  Geldstrafe,  die  das 
Vierfache  der  hinterzogenen  Steuer,  keinesfalls  aber  weniger  als  3  M.  beträgt. 

Kann  der  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer  nicht  festgestellt  werden,  so 
tritt  eine  Geldstrafe  bis  zu  ^000  M.  ein. 

§  43. 
Der  Hinterziehung  der  Verkehrssteuer  macht  sich  insbesondere  schuldig, 
wer  der  Steuerbehörde  gegenüber 
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a)  die  in  §§  20,  26  vorgeschriebene  Anzeige  unterlässt  oder  nicht  recht- 
zeitig bewirkt, 

b)  die  Vorlage  der  über  das  Erwerbungsgeschäft  errichteten  Urkunden 
verweigert  oder  Urkunden  hierüber  vorlegt,  die  dasselbe  hinsichtlich 
der  die  Steuerpflicht  oder  die  Höhe  der  Steuer  bestimmenden  That- 
sachen  nicht  so  enthalten,  wie  es  unter  den  Beteiligten  verabredet 
wurde,  oder 

c)  über  Thatsachen,  die  auf  die  Steuerpflicht  oder  die  Höhe  der  Steuer 
von  Einfluss  sind,  die  Auskunft  verweigert  oder  dieselbe  unrichtig 
oder  unvollständig  erteilt, 

d)  zur  Bekundung  eines  Anspruchs  auf  Steuerfreiheit  oder  -Rückersatz 
unrichtige  Thatsachen  vorbringt. 

§44. 
Wird  in  den  Fällen  des  §43  dar^ethan,  dass  eine  Steuerhinterziehung 
nicht  hat  verübt  werden  können  oder  nicht  beabsichtigt  worden  ist,  so  tritt 
neben  Nachzahlung  der  nicht  oder  zu  wenig  entrichteten  Steuer  an  Stelle  der 
daselbst  angedrohten  Strafe  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  500  M.,  die  jedoch  den 
Betrag  der  ersteren  Strafe  nipht  übersteigen  darf. 

§  45. 

Die  Geldstrafe  ist  bei  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts :  gegen 
ihre  Vertreter,  bei  rechtsföhigen  Vereinen,  Genossenschaften  und  Aktiengesell- 
schaften: ^egen  die  Vorstandsmitglieder,  bei  Kommanditgesellschaften:  gegen 
die  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  bei  offenen  Handelsgesellschaften,  bürger- 
lichen Gesellschaften  und  nicht  rechtsfähigen  Vereinen :  gegen  die  G^ellschalter 
bezw.  die  Vereinsmitglieder,  bei  Gesellschaften  mit  beschräructer  Haftung:  gegen 
die  Geschäftsführer,  bei  Gewerkschaften :  gegen  die  Repräsentanten  oder  Gruben- 
vorstände nur  im  einmaligen  Betrag,  jedoch  unter  Haftbarkeit  jedes  einzelnen 
als  Gesamtschuldner  festzusetzen.  Die  Festsetzung  unterbleibt  gegenüber  den- 
jenigen Vertretern,  die  ein  Verschulden  nach  Sachlage  nicht  trifft. 

Im  Fall  der  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  eine  Freiheitsstrafe  gilt  die 
Geldstrafe  als  unter  den  mehreren  Vertretern  zu  gleichen  Teilen  geteilt  und 
es  ist  gegen  jeden  die  auf  seinen  Teil  entfallende  Freiheitsstrafe  zu  erkennen. 

§  46. 
Wird  bei  einer  Hinterziehung  der  Verkehrssteuer  das  Versäumte  nadi- 
geholt  oder  die  unrichtige  oder  unvollständige  Auskunft  berichtigt,   bevor  das 
Vergehen  der  Bezirkssteuerbehörde  angezeigt  oder  eine  Untersuchung  eingeleitet 
worden  ist,  so  tritt  Straflosigkeit  ein. 

f  47. 
Die  Strafverfolgung  der  Hinterziehung  der  Verkehrssteuer  verjährt  in 
5  Jahren. 

Ordnungsvergehen  verjähren  in  1  Jahr. 


Schlussbestiinmaiigen. 

§  48. 

Dieses  Gesetz  tritt  für  jeden  Grundbuchsbezirk  mit  dem  Zeitpunkt  in 
Kraft,  in  welchem  das  Grundbuch  als  angelegt  anzusehen  ist ;  von  diesem  Zeit- 
punkt an  treten  für  den  betreffenden  Grundbuchsbezirk  alle  auf  die  Liegen- 
schaftsaccise  bezüglichen  Gesetze  ausser  Kraft. 

Vor  diesem  Zeitpunkt  abgeschlossene  entgeltliche  Rechtsgeschäfte  über 
die  Erwerbung  von  Grundstücken  unterliegen  der  verkehrssteuer  nach  Massgabe 
der  bisher  hierüber  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften. 
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Soweit  in  anderen  Gesetzen  auf  Bestimmungen  der  Gesetze  über  die 
Liegenschaftsaccise  verwiesen  ist,  treten  von  dem  in  Abs.  1  bezeichneten  Zeit- 
punkt an  die  entsprechenden  Vorschriften  dieses  Gesetzes  an  ihre  Stelle. 

§  49. 
Die  Ministerien  der  Finanzen  und  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts 
fiind  mit  dem  Vollzug  beauftragt. 


Tabelle 

über  den  gegenwärtigen  Kapitalwert  einer  Rente  oder  Nutzung  im  Werte  von 

1  M.  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  behufs  Berechnung  der  davon  zu 

entrichtenden  Grundstücksverkehrssteuer.    (Zu  §  17  des  Gesetzes.) 
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g^^     Aus  d.  Kommissionsbericht  z.  G.  über  die  BeBteuerong  d.  bad.  Liegenschafttvei^ehri. 

Aus   dem  Bericht  der  Justizkommission  der  Zweiten 

Kammer  über  den  Gesetzentwurf   »die  Besteuerung  des 

Liegenschaftsverkehrs  (Verkehrssteuer)  betreffend.* 

Erstattet  von  dem  Abgeordneten  Lanck. 

Die  Besteuerung  des  üebergangs  von  Eigentum  an  Liegenschaften,  von 
Grunddienstbarkeiten  etc.  durch  Kauf,  Tausch  oder  sonstige  Verträge  und  Rechts- 
handlungen (Erbschaft  und  Schenkung  jedoch  ausgenommen)  —  Liegen schaf  ts- 
accise  —  und  der  Uebergang  von  beweglichem  und  unbeweglichem  VermGgen 
durch  Vererbung  und  Schenkung  —  Erbschafts-  und  Schenkungsaccise  — 
wurde  in  Baden  durch  die  Accisordnung  (A.O.)  vom  4.  Januar  1812  geregelt. 
Sie  gilt  im  wesentb'chen  noch  heute. 

Am  18.  Mai  1855  erschien  eine  Verordnung  des  grossherzogl.  Finanz- 
ministeriums, betitelt :  .Amtliche  Zusammenstellung  (A.Z.)  der  jetzt  noch  gültigen 
Gesetze  über  die  Liegenschafts-,  Erbschafts-  und  Schenkungsaccise,  samt  den 
zugehörigen  Vollzugsvorschriften,  soweit  diese  letzteren  auch  der  Steuerpflichtige 
kennen  sollte'  und  am  5.  Oktober  1855  die  sich  anschliessende  Dienstanweisung 
der  grossherzogl.  Steuerdirektion. 

Da  in  den  nächsten  20  Jahren  vielfache  und  wesenÜiche  Aenderungen 
durch  Gesetze  und  Verordnungen  des  grossherzogl.  Finanzministeriums  und  der 
grossherzogl.  Steuerdirektion  eingetreten  sind  (der  Bericht  des  Abgeordneten 
Straub  zum  Gesetzentwurf,  .Emige  Aenderungen  und  Ergänzungen  der  Ge- 
setzgebung über  Liegenschafts-,  Erbschafts-  und  Schenkungsaccise  oetr.',  vom 
J^ir  1890  führt  an,  dass  allein  bis  1875  nicht  weniger  als  86  Verordnungen 
genannten  Ministeriums  und  104  Verordnungen  der  Steuerdirektion  erlassen 
wurden),  veranstaltete  Gerichtsnotar  Reutti  eine  von  ihm  verfasste  Ausgabe 
der  amtlichen  Zusammenstellung,  die  sich  in  der  Form  der  amtlichen  Zusammen- 
stellung vom  Jahre  1855  anschloss,  in  Anmerkungen  und  Noten  aber  die  durch 
Gesetze,  Verordnungen  und  Erlasse  des  Finanzministeriums  und  der  Steuer- 
direktion entstandenen  Zusätze  und  Erläuterungen  beifügte.  In  den  Noten  ins- 
besondere wird  auch  auf  die  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichtshofs,  des 
Ministeriums  und  der  Steuerdirektion  in  streitigen  Fällen  verwiesen. 

Im  Jahre  1895  hat  Dr.  Grosch  eine  zweite  Auflage  des  Reutti  sehen 
Werkes  veranstaltet,  in  der,  wie  bei  Reutti,  die  seit  1875  erlassenen  Verord- 
nungen ete.  berücksichtig  sind. 

Diese  beiden  verdienstvollen  Werke  waren  und  sind  bis  jetzt  die  Hand- 
bücher der  Beamten,  welche  sich  mit  Festsetzung,  Prüfung  und  Erhebung  der 
Accise  zu  befassen  haben. 

Eine  Revision  der  ganzen  so  vielfach  zerstreuten  Gesetzesmaterie  wurde 
längst  als  Bedürfnis  empfunden;  allein  der  Umstand,  dass  durch  das  Reichs- 
gesetz vom  20.  Dezember  1873  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebunff  auf 
das  gesamte  bürgerliche  Recht  erstreckt  wurde,  dass  infolgedessen  durdi  Be- 
schluss  des  Bundesrats  im  Jahre  1874  eine  Kommission  gebildet  wurde,  die  im 
Jahre  1874  mit  der  Ausarbeitung  des  Entwurfs  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
für  das  ganze  Reich  begonnen  hat,  dass  im  Oktober  1880  in  die  Beratung  der 
Teilentwürfe,  im  Jahre  1891  in  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  einge&etra 
wurde  und  das  Werk  im  Jahre  1896  verfassungsiäUsig  zum  Abschluss  kam, 
Hess  eine  Gesamtrevision  der  Accisgesetzgebung  in  den  zwei  letzten  Dezennien 
nicht  für  angezei^  erscheinen  und  war  es  zweckmässig,  sie  bis  zum  Inkraft- 
treten des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  zu  verschieben. 

Dagegen  hielt  es  die  grossherzogl.  Regierung  für  angezeigt,  eine  teilweise 
Revision  der  Accisgesetzgebung  in  Vorschlag  zu  brii^gen,  indem  sie  dem  Land- 
tag von  1889/90  einen  Gesetzentwurf,  d.  d.  5.  April  1890,  betitelt:  .Einige 
Aenderungen  und  Ergänzungen  der  Gesetzgebung  über  Liegenschafts- ,  Erb- 
schafts- und  Schenkungsaccise",  verleg^. 
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Jener  Entwurf  wollte  im  wesentlichen  die  för  die  Steuerpflichtigen  wie 
für  die  Steuerverwaltung  bleich  fühlbaren  Missstönde  beseitigen,  welche  sich 
aus  dem  wiederholten  und  fortdauernden  Schwanken  der  Rechtsprechung  auf 
diesem  an  Streitfragen  überreichen  Gesetzgebungsgebiet  und  aus  dem  dadurch 
hervorgerufenen  unsicheren  Rechtszustande  ergaben. 

Die  in  dieser  Beziehung  vorgeschlagenen  Aenderungen  und  Ergänzungen 
beschränkten  sich  jedoch  hauptsäcnlich  auf  die  gesetzgeberische  Behandlung 
der  Liegenschaftsaccise  beim  Erwerb  der  Handelsgesellschaften  etc.  und  von 
solchen,  beim  Erwerb  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  und  von  solcher,  beim 
Erwerb  sonstigen  Miteigentums,  beim  Tausch  mit  Aufgeld,  beim  Liegenschafts-^ 
erwerb  zu  öffentlichen  Wegen  und  Ortsstrassen,  femer  auf  das  Verhältnis  der 
ErbschaftS'  und  Schenkungsaccise  zur  Erbschafts-  und  Schenkungsbesteueruug^ 
anderer  Staaten. 

Dieser  Gesetzesentwurf  wurde  seitens  der  grossherzogl.  Regierun^^  am 
11.  Juni  1890  zurückgezogen,  weil  dieselbe  mit  dem  §  16,  den  die  Mehrheit  der 
Kommission  und  der  Zweiten  Kammer  in  Abänderung  des  §  9  des  Entwurfs  be- 
schlossen hatte  (s.  unten),  nicht  einverstanden  war. 

Nunmehr  hat  die  grosshersogl.  Regierung  dem  gegenwärtigen  Landtag- 
zwei Gesetzentwürfe  vorgelegt,  4er  eine:  „Die  Besteuerung  des  Liegenschafbs- 
Verkehrs  (Verkehrssteuer)  betr.*  un3*aer  andere :  »Die  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
steuer betr.*  betitelt. 

Beide  Entwürfe  verfolgen  als  Hauptzweck,  die  Vorschriften  über  die  Be- 
steuerung des  entgeltlichen  Erwerbs  von  Grundstücken  und  über  die  Besteuerung 
der  Erbschaften  und  Schenkungen  im  Anschluss  an  die  Grundsätze  des  bürger- 
lichen Rechts  einer  Umarbeitung  zu  unterwerfen. 

Was  den  erstgenannten  Entwurf  betrifft,  in  dessen  Beratung  Ihre  Kom* 
mission  zuerst  eingetreten  ist,  so  besteht  derselbe  aus  49  Paragraphen. 

Er  prilzisiert  in  den  beiden  ersten  Paragraphen  den  Gegenstand  der 
Steuer,  in  §  3  den  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  Steuerpflicht,  in  §  4  den  Betrag 
der  Steuer,  regelt  in  den  §§  7 — 19  die  Grundsätze  für  Berechnung  derselben 
und  zwar  (§§  7—10)  für  Berechnung  nach  dem  Wert  des  erworbenen  Gegen- 
standes und  (§§  11 — 19)  für  Berechnung  nach  dem  Wert  der  für  den  Erwerb 
Übernommenen  Leistungen,  in  den  §§  20 — 23  die  persönliche  Steuerpflicht,  in 
§§  24 — 27  die  Besteuerung  in  einigen  besonderen  Fällen,  sodann  in  den  §§  28^ 
bis  82  die  Rückerstattung  der  Verkehrssteuer,  in  den  §§  33  und  84  die  persön- 
lichen, in  §§  35  und  36  die  sachlichen  Steuerbefreiungen,  in  §§  37—40  die  Ver- 
waltung, das  Verfahren  bei  Festsetzung  und  Erhebung  der  Verkehrssteuer,  in 
§  41  die  Rechtsmittel ,  in  §§  42 — 47  die  Strafbestimmungen  und  gibt  in  den 
§§  48  und  49  Schlussbestimmungen. 

Im  allgemeinen  sei  hier  schon  bemerkt,  dass  der  Betraff  der  Steuer  mit 
2'/^%  ^^^  gleiche  wie  seither  bleiben  soll,  dass  entsprechend  den  Wünschen 
der  Zweiten  Kammer  im  Landtag  1889/90  weitergehende  persönliche  Steuer- 
befreiungen gegenüber  den  im  Entwurf  vom  Jahre  1890  gewährten  bewilligt 
und  auch  die  sachlichen  mit  einigen  der  Billigkeit  entsprechenden  Erweiterungen 
geregelt  werden  sollen  und  dass  endlich  der  Steueransatz  den  Richtern  (Amts- 
richtern) abgenommen  werden  soll,  was  die  Zweite  Kammer  seit  mehreren  Land- 
tagen erstrebt  hat. 

Ihre  Kommission  spricht  ihr  Einverständnis  mit  dem  vortrefflich  aus- 
gearbeiteten Entwurf  der  grossherzogl.  Regierung  aus,  der  die  Materie  er- 
schöpfend, klar  und  einheitSch  zu  regeln  sucht. 

Bevor  in  die  Einzelberatung  des  Entwurfs  eingetreten  worden  ist,  wurde 
auch  erörtert,  welche  Stellung  die  Kommission  überhaupt  zu  der  schon  oft 
ventilierten  Frage  der  Abschaffung  der  Liegenschaftsaccise,  eventuell  zu  deren 
Ermässigung  und  üeberweisung  eines  Teiles  derselben  an  die  Gemeinde,  in 
welcher  der  Umsatz  stattfindet,  einnehmen  soll. 

Die  erste  Bewe^ng  für  Abschaffung  und  Herabsetzung  dieser  seit  1812* 
bestehenden  Steuer  ffing  im  Jahre  1831  von  dem  damaligen  Abgeordneten 
Dnttlinger  aus,   der  im  Weg  einer  Motion  dieses  Ziel  zu  erreichen  suchte. 
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Von  jenem  Zeitpunkt  an  machte  sich ,  hauptsächlich  von  den  Land- 
gemeinden veranlasst,  eine  gegen  diese  Steuer  feindliche  Stimmung  geltend, 
welche  die  30er  und  40er  Jahre  hindurch  in  mehrfachen  Beschwerden  und 
Petitionen  gegen  diese  „mit  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  der  Staats- 
wirtschaft  und  Staatsklugheit  im  Widerspruch  stehende  Steuer*  ihren  Ausdruck 
gefunden  hat.  Man  hat  damals  auch  allgemein  das  Berechtigte  der  gegen  sie 
und  hauptsächlich  gegen  ihre  Höhe  vorgebrachten  Gründe  anerkannt,  ohne  dass 
es  jedoch  zu  einer  Aenderung  gekommen  ist,  weil  man  nicht  in  der  Lage  war, 
das  Erträgnis  derselben  entbehren  zu  können. 

Nur  einmal,  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1848,  wurde  die  Liegenschafts- 
accise  von  IV«  kr.  auf  1  kr.  vom  Gulden,  also  von  2V«  auf  1,6  7«  herabgesetzt. 
Dieses  Gesetz  kam  aber  nicht  zum  Vollzug;  am  22.  Februar  1850  wurde  die 
«einstweilige  unveränderte"  Forterhebung  der  Kauf-  und  Tauschbrieftaxe,  sowie 
der  Eaufaccise  beschlossen  und  im  Jahre  1852  .bis  auf  Weiteres*  fortbewilligt 

Im  Jahre  1854  brachte  ein  Gesetz  einige  Erleichterungen  und  Ermässi- 
gungen der  Accise  fQr  einige  besondere  I^lle. 

Die  oben  berührten  Fragen  ruhten  in  den  folgenden  Landtagen  bis  zum 
Jahre  1884,  in  welchem  seitens  der  grossherzogl.  Regierung  die  Ergebnisse  der 
Erhebungen  über  die  Lage  der  Landwirtschaft  vorgelegt  wurden. 

Im  zweiten  Bericht  der  Kommission  der  Zweiten  Kammer  für  die  Er- 
hebungen über  die  Lage  der  Landwirtschaft  in  Baden,  erstattet  von  dem  Ab- 
geordneten Freiherm  von  Buol,  wird  ausgeführt,  dass  die  Kommission  die 
Aufhebung  der  Liegenschaftsaccise  oder  eine  Ermässii^g  dieser  allgemein  an- 
erkannt irrationellen  und  vielfach  drückenden  Verkehrssteuer  nidit  zu  be- 
antrafi^en  vermöchte,  ebensowenig  deren  Ueberweisung  an  die  Gemeinden,  weil 
eine  Erleichterung  des  Umsatzes  in  landwirtschaftlichem  Areal  nicht  im  Interesse 
des  Grundbesitzes  gelegen  erscheine  und  weil  der  weitaus  grösste  Teil  dieser 
damals  etwa  2Vs  Mill.  M.  ertragenden  Steuer  auf  den  städtischen  Besitz  und 
nur  ein  kleiner  Teil  auf  das  landwirtschaftliche  Gelände  entfalle,  somit  nur 
weitaus  der  kleinere  Teil  des  Ausfalles  der  Landwirtschaft  zu  statten  käme, 
während  sie  am  Ersatz  des  weitaus  grösseren  Teiles  den  Löwenanteil  beizu- 
tragen hätte. 

Die  Zweite  Kammer  schloss  sich  diesen  Ausführungen  an  und  trat  im 
übrigen  der  Resolution  bei,  es  seien  im  We^e  der  Gesetzgebung  die  sog.  Kauf- 
und TauRchbriefe  wenigstens  in  ihrer  damaligen  Form  zu  beseitigen,  da  ihre 
Ausstellung  wesentlich  als  Mittel  der  Erhebung  eines  Zuschlags  zur  Liegen- 
schaftsaccise erscheine. 

Auch  die  hohe  Erste  Kammer  erkannte  bei  ihren  damaligen  Verhand- 
lungen an,  dass  die  Verkehrssteuer  auf  Liegenschaften  als  nicht  billig  erscheine, 
wenn  man  bedenke,  dass  andere  Vermögensobjekte  bis  zu  den  höchsten  Be- 
trägen umgesetzt  werden  können,  ohne  dass  dieser  Umsatz  durch  eine  Steuer 
erschwert  ist. 

Seitens  der  grossherzogl.  Regierung  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  aus- 
drücklich zugegeben,  dass  die  Liegenschaftsaccise  vom  theoretischen  Standpunkt 
aus  betrachtet  zu  hoch  sei,  wie  sie  auch  in  der  Begründung  zur  Regierungs- 
vorlage vom  30.  Oktober  1873,  «Die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer betr.*',  bemerkt  hatte,  die  Einkommensteuer  werde  zunächst  dazu  be- 
stimmt sein,  die  von  der  Regierung  und  den  Ständen  schon  so  oft  erstrebte  und 
in  erster  Reihe  in  Aussicht  genommene  Aufhebung  oder  wenigstens  Herab- 
setzung der  Liegenschaftsaccise  zu  ermöglichen. 

Die  Erste  Kammer  fasste  damals  eine  Resolution  dahin ,  dass  eine  Er- 
mässigung der  Liegenschaftsaccise  zu  erstreben  sei;  die  gänzliche  Aufhebung 
empfahl  sie  nicht,  weil  sie  einen  empfindlichen  Ausfall  für  die  Staatskawe 
brächte,  der  anderwärts  gedeckt  werden  müsse,  und  es  wohl  leichter  sei,  eine 
bestehende  Steuer  abzuschaffen,  schwer  aber,  neue  einzuführen. 

Zum  letztenmal  wurden  die  Stände  mit  der  Fra^e  der  Herabsetzung 
der  Liegenschaftsaccise  im  Landtag  1889/90  befasst  infolge  einer  Petition  des 
Vorstands  des  demokratischen  Vereins  in  Mannheim. 
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Diese  Petition  wollte  herbeiführen: 

1.  dass  die  Liegenschafbsaccise  auf  höchstens  iVo  der  Wertsamme  herab- 
gesetzt werde; 

2.  dass  von  dem  Betrage  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  der  Umsatz 
stattfindet,  die  Hälfte  überwiesen  werde. 

Zur  Begründung  der  Petition  wurde  hervorgehoben,  dass  kein  anderer 
deutscher  Staat  eine  so  hohe  Liegenschaftsverkehrssteuer  erhebe.  Sonst  sei  man 
bestrebt,  alle  Hindemisse  wegziuräumen,  welche  einer  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs entgegenständen;  die  neuere  Zeit  müsse  es  doppelt  schwer  empfinden, 
wenn  der  Wechsel  des  liegenachaftlichen  Besitzes  in  einer  so  hohen  Weise  be- 
steuert werde,  wie  dies  in  Baden  der  Fall  sei. 

Eine  Herabsetzung  der  Accise  auf  etwa  l^/o  werde  keineswegs  die  Ge- 
«amteinnahme  in  gleichem  Masse  mindern,  da  die  Erleichterung  im  Verkehr 
einen  erhöhten  Umsatz  nach  sich  ziehen  würde,  so  dass  zu  erwarten  stünde, 
dass  die  durch  Minderung  des  Satzes  herbeigeführte  Mindereinnahme  durch 
vermehrten  Umsatz  nahezu  ausgeglichen  werde. 

Bezüglich  des  zweiten  Antrages  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  zwar 
die  Städte  Badens  sich  fast  ausnahmslos  gehoben  hätten,  dass  aber  auch  die 
Kosten,  welche  sie  zu  tragen  haben,  sehr  grosse  geworden  seien  und  sehr  grosse 
Opfer  seitens  der  Gemeinden  erforderten.  Ein  Ausgleich  für  diese  vom  Staat 
auf  die  Gemeinden  überwälzten  Lasten  könne  durch  Ueberweisung  der  Ein- 
nahme oder  eines  Teils  derselben  aus  der  Liegenschaftsaccise  geschaffen  werden. 

Die  beiden  Häuser  des  Landtags  1889/90  gingen  über  die  Petition  ein- 
stimmig zur  Tagesordnung  über. 

Die  Liegenschaftsaccise  hatte  im  Jahre  1886:  2,220,771  M.,  1887: 
2,464,694  M.,  1888:  2,521,016  M.,  1889:  3,151,834  M.  ergeben.  Für  1890/91 
waren  nach  dem  Rechnungsdurchschnitt  der  vorausgegangenen  10  Jahre 
1,894,098  M.  jährlich  eingestellt;  das  Erträgnis  wurde  zu  2V«  Mill.  M.  ange- 
nommen und  betrug  nach  den  Rechnungsergebnissen  in  Wirklichkeit  1890: 
2,657,892  M.  und  1891 :  2,438,368  M. 

Der  Steigerung  des  Erträgnisses  der  Liegenschaftsaccise  lag  jeweils  und 
bis  heute  der  gesteigerte  Liegenschaftsverkehr  in  den  grösseren  Städten  zu 
Grunde. 

Eine  Herabsetzuns^  auf  l^/o  würde  damals  also  einen  Ausfall  von 
1  V«  Mill.  M.  bedeutet  haben,  für  deren  Deckung  anderweit  hätte  gesorgt  werden 
müssen.  Die  Erwartung  der  Petenten,  dass  der  Ausfall  durph  vermehrten  Um- 
satz nahezu  ausgeglichen  würde,  erschien  den  Kammern  als  eine  unsichere, 
kaum  wahrscheiidicne,  da  sich  die  Umsätze  hätten  verdoppeln  und  verdreifachen 
müssen,  um  das  gleiche  Ergebnis  zu  liefern.  Sie  waren  der  Ansicht,  dass  der 
Ausfall  nur  durch  eine  andere  Steuer  ausgeglichen  werden  könne,  die  aber  von 
einem  Teil  der  Bevölkerung  um  so  unangenehmer  empfunden  werden  würde, 
als  sie  gleichbedeutend  wäre  mit  einer  Ueberwälzung  der  Steuerlast  von  einem 
Teil  der  Bevölkerung  auf  den  anderen. 

Es  wurde  insbesondere  betont,  dass  die  Liegenschaftsaccise  hauptsächlich 
von  den  Städten  getragen  werde,  wo,  abgesehen  von  der  Spekulation,  der 
grössere  Verkehr  und  der  häufigere  Wechsel  in  der  Bevölkerung  auch  einen 
häufigeren  Besitzwechsel  im  Grundeigentum  zur  Folge  hat.  Es  wurde  ins- 
besondere auf  die  Erhebungen  hingewiesen,  welche  die  grossherzogL  Regierung 
seiner  Zeit  anstellen  liess,  deren  Ergebnis  in  der  Mitteilung  über  die  Erledigung 
der  Beschlüsse  der  beiden  Kammern  zu  den  Erhebungen  über  die  Lage  der 
Landwirtschaft  enthalten  ist.  Danach  haben  die  20  grösseren  Städte  des  Landes 
in  den  Jahren  1881 — 83  von  dem  Gesamtbetrag  der  Liegenschaftsaccise  36,7  ^|o 
aufgebracht  bei  einer  Einwohnerzahl  von  304,147,  gegenüber  der  damaligen 
Gesamteinwohnerzahl  von  1,570,189,  so  dass  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in 
den  Städten  2,02  M.,  im  ganzen  Lande  nur  1,07  M.  entfiel.  In  den  nächst- 
folgenden Jahren  hat  sich  das  Verhältnis  der  Beträge  ganz  wesentlich  bei  den 
Städten  geändert,  so  dass  die  20  Städte  mit  ihrem  V&  der  Seelenzahl  40—50  > 
der  Liegenschaftsaccise  geliefei-t  haben. 
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Man  nahm  deshalb  mit  Recht  an,  dass  eine  neue,  zur  Ausgleichung  des 
Ausfalls  zu  schaffende  Abgabe  zweifellos  eine  Verschiebung  in  der  Person  der 
Belasteten,  und  zwar  voraussichtlich  zum  Nachteil  der  Landgemeinden  gegen- 
über den  Städten  mit  sich  bringe. 

Bezüglich  des  zweiten  Antrags  der  Petenten  wurde  erwogen,  dass  eine 
hälftige  Ueberweisung  der  Liegenschaffcsaccise  an  die  Gemeinden  den  Ausfall 
der  Staatskasse  um  eine  halbe  Million  erhöhen  und  die  Schwierigkeit,  einen  Er- 
satz zu  finden,  nur  vergrössem  würde,  und  dass  von  einer  Ueberweisung  eines 
Teils  an  die  Gemeinden  die  Städte  den  Hauptvorteil  hätten,  während  die  häufig 
viel  schlechter  situierten  Landgemeinden  nur  in  sehr  geringem  Umfang  daran 
teilnehmen  würden;  eine  Erleichterung  der  Gemeinden,  wenn  man  eine  solche 
wolle,  müsse  in  gleichmässigerer  Weise  geschehen,  als  dies  durch  die  angestrebte 
Ueberweisung  der  Liegensdiaftsaccise  möglich  sei. 

Ihre  Kommission  verkennt  nicht  —  und  sie  befindet  sich  damit  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Ansicht  der  badischen  Volksvertretung  aller  früheren 
Landtage  —  dass  erhebliche  volkswirtschaftliche  und  finanzpoUtische  Bedenken 
gegen  die  Liegenschaftsverkehrssteuer  geltend  gemacht  werden  können,  und 
wenn  es  sich  heute  darum  handeln  würde,  diese  Steuer  bei  uns  neu  einzuführen, 
würde  sie  wohl  eine  solche  nicht  befürworten  können.  Für  die  Aufhebung 
einer  alteingelebten  Staatseinnahmequelle  aber  sich  auszusprechen,  ohne  Ersatz 
zu  schaffen  durch  Einführung  einer  neuen  oder  Erhöhung  einer  bestehenden 
Steuer,  oder  auch  nur  für  Herabsetzung  derselben  und  für  Ueberweisung  eines 
Teils  derselben  an  die  Gemeinden  vermag  die  Kommission  im  gegenwärtigen 
Zeitpunkte,  abgesehen  von  der  allgemeinen  Lage  des  Staatshaushalts,  den 
wachsenden  Bedürfnissen  desselben  und  aus  verschiedenen  anderen  Gründen  in 
diesem  Augenblick  um  so  weniger,  als  zu  erwarten  ist,  dass  vielleicht  schon 
der  nächste  Landtag  sich  mit  einem  Gesetzentwurf,  betr.  die  Reform  der  direkten 
Steuern,  zu  beschänigen  haben  wird,  von  dessen  Gestaltung  und  Wirkung  die 
Frage,  inwieweit  etwa  ein  Wachsen  des  Steuererträgnisses  oder  gar  ein  Ausfall 
eintreten  wird,  abhängt,  um  dann  geeignetenfalls  audi  in  der  Frage  der  Liegen- 
schaftsverkehrssteuer in  der  einen  oder  anderen  Richtung  reformierend  voi^ 
zugehen. 

Auch  die  Frage  wurde  in  der  Kommission  angeregt,  ob  nicht  bei  der 
Veräusserung  von  Grundstücken  der  für  den  Veräusserer  zu  Tage  ti-etende  Ge- 
winn zum  Gegenstand  der  Besteuerung  Anlass  geben  könnte. 

La  Betracht  kämen  nur  Gewinne,  welche  durch  das  oft  sprungweise  Steigen 
der  Grundstückspreise  aus  Anlass  von  grösseren  Unternehmungen  —  Strassen- 
anlagen,  Eisenbahnbau  —  und  aus  Anlass  der  Ausdehnung  eines  Gemeinwesens^ 
nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  entstehen.  Ihre  Rechtfertigung  fände  die 
Besteuerung  des  Gewinns  darin,  dass  der  Eigentümer  des  betreffenden  Grund- 
stücks nichts  zu  der  Preissteigerung  beigetragen  hat,  dass  der  Gewinn  ein 
Glücksgewinn  ist.  Er  wäre  festzustellen  durdi  Ermittelung  der  Differenz  zwischen 
dem  Erwerbs-  und  dem  Veräusserungspreis.  Die  in  der  Besitzzeit  des  Ver- 
äusserers  entstandenen  Verluste  durch  notwendiges  Brachliegenlassen  und  Zins- 
verlust und  die  während  der  Dauer  des  Besitzes  eingetretene  allgemeine  Steige- 
rung der  Preise  könnten  zu  Gunsten  des  Veräusserers  berücksichtigt  werden. 
Die  Steuer  könnte  ziemlich  hoch  und  progressiv  sein.  Ein  auch  hochgesteckter 
Mindest^ewinn  sollte  steuerfrei  bleiben. 

Die  Kommission  glaubt,  dass  diese  angeregte  Frage  für  die  grossherzogL 
Regierung  erwägenswert  sei.  Eine  bestimmte  Stellung  zu  derselben  nahm  die 
Kommission  nicht  ein. 
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Wtirtteinbergisches  Gesetz, 

betr.  die  Besteuerung  des  Umsatzes  von  Grondstücken  (Umsatzsteuer). 

Vom  28.  Dezember  1899. 
(Rgsbl.  Nr.  54  S,  1254.) 

L  Steuerpflicht. 
1.  Gegenstand  der  Umsatzsteuer. 

Artikel  1. 

Der  Steuer  vom  Grundstücksumsatz  anterliegen  Kauf-  und  Tauschverträge 
und  andere  entgeltliche  Rechtsgeschäfte,  welche  den  Erwerb  des  Eigentums  an 
Grundstücken  und  solcher  Berechtigungen  zum  Gegenstande  haben,  fQr  welche 
die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorschriften  gelten. 

Dem  Erwerb  durch  entgeltliches  Rechtsgeschäft  steht  gleich  der  Erwerb 
durch  Zwangsversteigerung  oder  durch  Zwangsenteignung  (Gesetz,  betreffend 
die  Zwaxiffsenteignung  von  Grundstücken  und  von  Rechten  an  Grundstücken, 
vom  20.  Dezember  1888,  Rgsbl.  S.  446,  in  der  Fassung  nach  Art.  209  des  Aus- 
führungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  zu  dessen  Nebengesetzen 
vom  28.  Jali  1899,  Rgsbl.  S.  423,  und  Berggesetz  vom  7.  Oktober  1874  Art  126  ff., 
Rgsbl.  S.  265). 

Zu  den  steuerpflichtigen  Gegenständen  gehören  auch  alle  Sachen  und 
Rechte,  welche  nach  den  für  den  Privatrechtsverkehr  geltenden  Gesetzes- 
bestimmungen Bestandteile  eines  Grundstücks  bilden,  insbesondere  die  mit  einem 
Grundstücke  verbundenen  Apotheke-  und  Wirtschaftsberechtigungen,  sowie  das 
mit  dem  Grundstück  erworbene  Zubehör  mit  Ausnahme  der  Vorräte,  des  Viehs 
und  des  Düngers. 

Die  Steuer pflicht  wird  nur  begründet,  insoweit  als  die  Gegenstände  des 
Erwerbs  sich  in  Württemberg  befinden. 

Artikel  2. 
Die  entgeltliche  Abtretung  von  Forderungen,  die  auf  die  Uebertragung 
des  Eigentums  an  Grundstücken  oder  auf  die  Begründung  oder  Uebertragung 
eines  den  Grundstücken  gemäss  Art.  1  gleichgestellten  Rechts  gerichtet  sind, 
unterliegt  gleichfalls  der  Umsatzsteuer. 

2.  Bemessung  der  Steuer. 
Artikel  3. 
Die  Umsatzsteuer  ist  zu  entrichten: 

1.  bei  Kaufverträgen  von  dem  Betrag  des  vereinbarten  Kaufpreises  unter 
Hinzurechnung  des  Werts  der  zum  Zweck   des  Erwerbs   des  steuer- 
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Pflichtigen  Gegenstandes  übernommenen  sonstigen  Leistungen  und  der 
vorbehaltenen,  dem  Veräusserer  seitens  des  Erwerbers  nach  üeber- 
gäbe  der  Sache  zu  gewälirenden  Nutzungen; 

2.  bei  anderen  Verträgen  vom  Gesamtwerte  der  Gegenleistung  unter 
Hinzurechnung  des  Werts  der  vorbehaltenen  Nutzungen  oder,  wenn 
der  Wert  der  Gegenleistung  aus  dem  Vertrage  nicht  hervorgeht,  von 
dem  Werte  des  erworbenen  Gegenstandes; 

3.  bei  dem  Erwerbe  in  einer  Zwangsversteigerung  von  dem  Betrage  des 
Meistgebots,  zu  welchem  der  Zuschlag  erteilt  wird,  unter  Hinzurech- 
nung des  Werts  der  von  dem  Ersteher  übernommenen  Leistungen; 

4.  bei  dem  Erwerb  durch  Zwangsenteignung  von  der  den  Entschäd^^gs- 
berechti^n  zu  gewährenden  Entschädigung  unter  Hinzurechnung  des 
Werts  der  ausbedungenen  sonstigen  Leistungen  und  vorbehaltenen 
Nutzungen ; 

5.  bei  Abtretung  der  in  Art.  2  bezeichneten  Forderungen  von  dem  Wert 
der  für  die  Abtretung  ausbedungenen  Leistungen. 

Leistungen  des  Erwerbers  des  Grundstücks,  die  demselben  kraft  gesetz- 
licher Bestimmung  obliegen,  bleiben  bei  der  Berechnung  des  Werts  der  Gegen- 
leistung ausser  Betracht. 

Artikel  4. 

Bei  TauBchverträgen  ist  die  Steuer  aus  dem  Werte  der  beiderseits  er- 
worbenen steuerpflichtigen  Gegenstände  zu  entrichten,  bei  dem  Tausche  im 
Lande  befindlicher  gegen  ausländische  Grundstücke  nur  von  dem  Werte  der 
ersteren,  bei  Annahme  an  ErfÜllungsstatt  von  dem  Werte,  zu  welchem  der 
Gegenstand  angenommen  wird. 

Der  Wert  der  Tauschgegenstände  ist  durch  Schätzung  zu  ermitteln. 

Artikel  5. 
Wenn  steuerpflichtige   und   nichtsteuerpflichtige   Gegenstände   um  eine 
Gesamtleistung  erworben  werden,   so  ist  die  Umsatzsteuer  nur  von  dem  auf 
die  steuerpflichtigen  Gegenstände  entfallenden  Teilbetrage  der  Gesamtleistung 
zu  entrichten.    Dieselbe  ist  nötigen  Falls  durch  Schätzung  zu  ermitteln. 

3.  Eintritt  der  Stenerpflicht. 

Artikel  6. 
Die  Steuerpflicht  tritt  ein: 

1.  im  Falle  des  Art.  1  Abs.  1  mit  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Be- 
urkundung des  Vertrags  und,  falls  eine  solche  Beurkundung  nicht 
oder  nicht  in  Württemberg  stattgefunden  hat,  mit  der  Eintragung 
in  das  Grundbuch  oder,  wenn  das  Grundstück  im  Grundbuch  nicht 
eingetragen  ist  und  nicht  eingetragen  zu  werden  braucht  (Art  212 
des  Ausführungsgesetzes  zum  BürgerUchen  Gesetzbuch),  mit  der  öffent- 
lichen Beurkundung  der  Einigung, 

2.  im  Falle  der  Zwangsversteigerung  (Art.  1  Abs.  2)  mit  dem  Zuschlage, 

3.  im  Falle  der  Zwangsenteignung  (Art.  1  Abs.  2) ,  wenn  sie  auf  Grund 
des  Zwangsenteignungsgesetzes  erfolgt,  mit  der  Zustellung  der  Ent- 
eignungsverfügung an  den  Enteigneten,  wenn  sie  auf  Grund  des 
Berggesetzes  erfolgt,  mit  dem  Abschluss  der  Vereinbarung  über  die 
Grösse  der  Entschädigung,  und  falls  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
stattfindet,  mit  der  Eröffnung  der  Festsetzung  des  Oberbergamts  über 
die  Grösse  der  Entschädigung  an  den  Abtretenden,  vorbehaltlich  der 
Berichtigung  des  Steuerbetrags,  wenn  im  gerichtlichen  Verfahren  die 
Entschädigungssumme  eine  Aenderung  erleidet, 

4.  bei  der  Abtretung  der  in  Art.  2  bezeichneten  Forderung  mit  dem 
Abschlüsse  des  Abtretungsvertrags. 

Mit  dem  Eintritt  der  Steuerpflicht  wird  die  Umsatzsteuer  zahlungsfftllig. 
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4.  Sachliche  Stenerhefireiimgen. 

Artikel  7. 
Von  der  Urasatzsteuer  sind  neben  den  Fällen  des  Art.  9  letzter  Absatz 
befreit : 

1.  Erwerbungen,  welche  zum  Behuf  von  Feldbereinigungen,  sowie  von 
Anlagen  für  Entwässerung  oder  Bewässerung  von  Grundstücken 
stattfinden ; 

2.  Tanschverträge,  wodurch  die  Vereinigung  eines  land-  oder  forst- 
wirtschaftlich benützten  Grundstücks  des  einen  Teils  mit  einem  solchen 
Grundstücke  des  anderen  bewirkt  wird,  soweit  die  Tauschgegenstände 
in  nichtÜberbauten  Grundstücken  bestehen  und  Aufgeld  nicht  verein- 
bart wird; 

3.  Erwerbungen,  die  aus  Anlass  der  Auflösung  von  Realgemeinderechte- 
verhältnissen  stattfinden; 

4.  Erwerbungen  durch  Zwangsenteignung,  wenn  dieselben  zur  Herstellung 
der  in  einem  Ortsbauplan  vorgesehenen  Strassen  und  Plätze,  sowie 
zur  Durchführung  der  Ortsbanplane  (Art.  46  Zifi^.  3  des  Zwangs- 
enteignungsgesetzes) erfolgen; 

5.  Vereinbarungen  über  die  Ausscheidung  des  örtlichen  Eirchenvermögens ; 

6.  Erwerbungen,  bei  denen  der  steuerpflichtige  Wert  im  ganzen  den 
Betrag  von  120  M.  nicht  übersteigt. 

5.  Anssetznng  des  Stenereinzngs  und  Rückerstattiing  der  Stener. 

Artikel  8. 

Bei  Rechtsgeschäften  im  Sinne  des  Art.  1  u.  2,  die  unter  einer  Be- 
dingung vorgenommen  sind,  wird  der  Einzug  der  Steuer  während  der  Schwebe- 
zeit der  Bedingung  ausgesetzt,  bis  die  Bedingung  eintritt. 

Tritt  bei  einem  unter  aufschiebender  Bedingung  vorgenommenen  Rechts- 
geschäft die  Bedingung  nicht  ein,  oder  tritt  bei  einem  unter  auflösender  Be- 
dingung vorgenommenen  Rechtsgeschäft  die  Bedingung  ein,  so  unterbleibt  der 
Einzug  der  Steuer,  es  sei  denn ,  dass  nach  den  Umständen  anzunehmen  ist, 
dass  der  Eintritt  oder  Nichteintritt  der  Bedingung  zu  dem  Zwecke  der  Um- 
gehung der  Steuerpflicht  herbeigeführt  ist 

Die  Vorschriften  des  Abs.  1  u.  2  finden  bei  befristeten  Rechtsgeschäften 
entsprechende  Anwendung. 

Bei   Rechtsgeschä^n ,    die    unter   Vorbehalt    des   Rücktrittsrechts  vor- 

genommen  sind,  wird  der  Einzug  der  Steuer  ausgesetzt,  bis  feststeht,  dass  das 
»ücktrittsrecht  nicht  ausgeübt  wird,  jedoch  nur  bis  zum  Ablauf  von  3  Monaten 
vom  Abschluss  des  Rechtsgeschäfts  ab. 

Auch  in  den  Fällen  des  Abs.  1—4  ist  übrigens  die  Steuer  zu  entrichten, 
sobald  der  Eintrag  der  Rechtsänderung  in  das  Grundbuch  stattfindet. 

Sofern  Billigkeitsgründe  vorliegen,  wird  von  der  höheren  Steuerbehörde 
die  Umsatzsteuer  zurückerstattet,  wenn  das  Rechtsgeschäft  auf  Grund  des  vor- 
behaltenen Rücktrittsrechts  nach  der  in  Abs.  4  bezeichneten  Frist  rückgängig 
gemacht,  oder  wenn  die  Ausführung  des  Rechtsgeschäfts  unterblieben  ist.  Die 
rstattung  muss  innerhalb  eines  Jahres  seit  Eintritt  der  Steuerpflicht  beantragt 
werden. 

Artikel  9. 
'  Die  Umsatzsteuer  wird  femer  zurückerstattet,  wenn  und  soweit  das 
steuerpflichtige  Rechtsgeschäft  wegen  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  rück- 
gängig gemacht  wird  oder  infolge  Ausbleibens  der  zur  Wirksamkeit  des  Rechts- 
geschäfts erforderlichen  Genehmigung  des  gesetzlichen  Vertreters  oder  des  Be- 
rechtigten (vgl.  §§  108,  114,  185  u.  458  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs)  unwirk- 
sam bleibt,  oder  wenn  bei  Erwerb  in  einer  Zwangsversteigerung  der  Beschluss, 
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-durch  welchen  der  Zuschlag  erteilt  ist,  im  Beschwerdeweg  rechtskräftig  auf- 
gehoben wird. 

Die  Zurückerstattung  findet  weiter  statt,  wenn  und  soweit  das  steuer- 
pflichtige Rechtsgeschäft  infolge  Ausübung  des  gesetzlichen  Backtriitsrechis 
oder  des  Rechts  auf  Wandelung  rückgängig  gemacht  wird. 

Wenn  der  Käufer  vom  Rechte  der  Minderung  des  Kaufpreises  Gebrauch 
macht,  so  wird  die  Umsatzsteuer  zu  einem  der  Kaufpreismindemng  entsprechenden 
Teil  zurückerstattet. 

Im  Falle  der  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  wird  die  Umsatzsteuer  aus 
-dem  durch  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  beseitigten  Kauf  zwischen  dem 
Verpflichteten  und  dem  Dritten  zurückerstattet;  dagegen  unterliegt  der  zwischen 
dem  Vorkaufsberechtigten  und  dem  Verpflichteten  zu  stände  gekommene  Kauf 
4er  Umsatzsteuer. 

Im  Falle  der  Ausübung  des  gesetzlichen  oder  vorbehaltenen  Rücktritts- 
rechts  oder  der  Wandelung  bleibt  der  Rückerwerb  des  Veräusserers  steuerfrei 


II.   Person   des   Steuerpflichtigen. 
1.  Bezeidmnng  des  Stenerpfliohtigen. 

Artikel  10. 

Die  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  liegt  dem  Erwerber  der  in  Art  1  u.  2 
l)ezeichneten  Gegenstände  und  Rechte  ob. 

Sind  hiemach  mehrere  Personen  zur  Entrichtung  der  Umsatzsteuer  ver» 
pflichtet,  so  haftet  jede  einzelne  als  Gesamtschuldner. 

Vereinbarungen  über  die  Tragung  der  Umsatzsteuer  sind  nur  flir  die 
Beteiligten  wirksam.  Indessen  unterbleibt  der  Ansatz  der  Umsatzsteuer,  wenn 
-der  Staat  als  Veräusserer  die  Bezahlung  derselben  übernommen  hat. 

2.  Persönliche  Stenerbef reiongen. 

Artikel  11. 
Von  der  Umsatzsteuer  sind  befreit: 

1.  das  Staatsoberhaupt,  der  Staat  und  das  Reich; 

2.  die  anerkannten  kirchlichen  Korporationen  des  Landes  fdr  Erwerbungen 
zu  gottesdienstlichen  Zwecken; 

8.  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung,  deren  durch  die  Satzungen  bestimmter  Zwe<^ 
ausschliesslich  darauf  gerichtet  ist,  unbemittelten  Familien  gesunde 
und  zweckmässig  eingerichtete  Wohnungen  in  eigens  erbauten  oder 
angekauften  Häusern  zu  billigen  Preisen  zu  verschaffen,  und  deren 
Satzungen  die  an  die  Gesellschafter  zu  verteilende  Dividende  auf 
höchstens  vier  vom  Hundert  ihrer  Anteile  beschränken,  auch  den  Ge- 
sellschaftern für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  mehr 
als  den  Nennwert  ihrer  Anteile  zusichern,  den  etwaigen  Rest  des  Ge- 
sellschaftsvermögens aber  für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmen; 

4.  Körperschaften  des  Öffentlichen  Rechts  für  Erwerbungen,  welche  zu 
dem  in  Ziff.  8  bezeichneten  Zwecke  gemacht  werden,  sowie  rechts- 
fähige Vereine  und  Stiftungen  für  Erwerbungen  dieser  Art,  wenn 
nach  den  für  den  Verein  oder  die  Stiftung  geltenden  Satzungen  die 
Erzielung  eines  eine  4%ige  Verzinsung  des  in  dem  Unternehmen 
angelegten  Kapitals  übersteigenden  Gewinns  nicht  beabsichtigt  ist 
und  im  Falle  der  Auflösung  des  Vereins  oder  des  Erlöschens  der 
Stiftung  der  etwaige  Vermögensüberschuss  für  gemeinnützige  Zwecke 
bestimmt  ist; 
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5.  die  Abkömmlinge  für  den  hälftigen  Betrag  des  steuerpflichtigen  Werts 
der  Erwerbungen,  welche  sie  von  ihren  Eltern  und  Voreltern  durch 
ein  steuerpflichtiges  Rechtsgeschäft  machen,  falls  der  steuerpflichtige 
Wert  den  Betrag  von  20,000  M.  nicht  übersteigt; 

6.  die  Abkömmlinge  für  die  üebemahme  von  zum  Nachlasse  gehörigen 
Grundstücken  und  denselben  gleichgestellten  Rechten  vor  oder  bei 
der  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  der  £ltem  und  der  Voreltern 
und  von  zum  Gesamtgut  gehörigen  Grundstücken  und  denselben 
gleichgestellten  Rechten  vor  oder  bei  der  Auseinandersetzung  einer 
tortgesetzten  Gütergemeinschaft ; 

7.  der  Eonkursschuldner  und  der  Zwangsvollstreckung^chuldner,  sowie 
deren  Ehegatten,  Eltern,  Voreltern  und  Abkömmlinge  für  Erwerbungen 
aus  der  Eonkursmasse  oder  aus  der  Zwangsversteigerung. 

Dem  Staatsoberhaupt  und  dem  Fiskus  anderer  deutschen  Staaten  kann 
Befreiung  von  der  Umsatzsteuer  gewährt  werden,  wenn  der  betrefi^ende  Staat 
Württemberg  gegenüber  die  gleiche  Rücksicht  übt. 

Die  Befreiung  Ziff.  3  u.  4  bezieht  sich  nur  auf  Gesellschaften  und 
juiistische  Personen,  die  im  Lande  ihren  Sitz  haben.  Sie  kann  jedoch  auch  Ge- 
sellschaften und  juristischen  Personen  gewährt  werden,  die  in  anderen  deutschen 
Staaten  ihren  Sitz  haben,  wenn  der  betreffende  Staat  Württemberg  gegenüber 
die  gleiche  Rücksicht  übt. 

ni.  Besteaerang  in  einigen  besonderen  Fällen. 

Artikel  12. 

1.  Auseinandersetzungen  zwischen  Miteigentümern  über  gemeinschaftliche 
Grundstücke  und  zwischen  Mitberechtigten  über  solche  gemeinschaftliche  Be- 
rechtigungen, welche  den  Grundstücken  gleichstehen,  unterliegen  insoweit  der 
Umsatzsteuer,  als  ein  Miteigentümer  oder  Mitberechtigter  mehr  erhält,  ^ 
seinem  Anteil  entspricht,  und  hierfür  ein  Entgelt  zu  gewähren  hat. 

2.  Rechtsgeschäfte,  welche  die  Uebertragung  von  Grundstücken  und  den- 
selben gleichgestellten  Rechten  seitens  eines  Gesellschafters  an  eine  Gesellschaft 
irgend  welcher  Art,  sei  es  bei  Errichtung  derselben*  oder  an  eine  bereits  be- 
stehende Gesellschaft,  zum  Gegenstand  haben,  unterliegen  der  Umsatzsteuer 
von  dem  Betrage  des  Entgelts  einschliesslich  der  auf  dem  eingebrachten  Gegen- 
stande ruhenden,  auf  die  Gresellschaft  Übergehenden  Schulden  und  des  Wertes 
aller  sonstigen  ausbedungenen  Leistungen  und  vorbehaltenen  Nutzungen. 

Ebenso  unterliegt  die  entgeltliche  Üebemahme  von  Grundstücken  und 
denselben  gleichgestellten  Rechten  aus  dem  Vermögen  einer  Gesellschaft  durch 
einen  Gesellschafter  der  Umsatzsteuer  von  dem  Betrage  des  Entgelts.  Der 
Eintritt  oder  Austritt  eines  Gesellschafters,  ohne  Aenderung  in  dem  Bestände 
des  gesellschaftlichen  Grundstücksvermögens,  hat  ausser  dem  Falle  des  Abs.  6 
eine  Steuerpflicht  nicht  zur  Fol^^e. 

Wenn  ein  Gesellschafter  einer  Gesellschaft  im  Sinne  des  §  705  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs,  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer  einfachen 
Kommanditgesellschaft  Grundstücke  oder  denselben  gleichgestellte  Rechte  an 
die  Gesellsdiaft  überträgt  oder  von  der  Gesellschaft  Übernimmt,  so  bleibt  der- 
jenige Teil  des  für  die  Uebertragung  oder  die  Üebemahme  der  Grundstücke  etc. 
ausbedungenen  Entgelts  frei  von  der  Umsatzsteuer,  welcher  der  Beteiligung 
des  Gesellschafters  an  dem  Gesellschaftsvermögen  entspricht. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Teilhaber  einer  Gütergemeinschaft  oder  Erben- 
gemeinschaft Grundstücke  oder  denselben  gleichgestellte  Rechte  gegen  Entgelt 
an  die  Gemeinschaft  überträgt  oder  von  der  Gemeinschaft  übernimmt.  Als 
Teilhaber  einer  Erbengemeinschaft  gilt  derjenige  nicht,  welcher  den  Anteil 
eines  Erben  an  einem  Nachlasse  erworben  hat. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  8  flndet  auch  Anwendung,  wenn  eine  Gesellschaft 
der  daselbst  bezeichneten  Art  Gmndstücke  und  denselben  gleichgestellte  Rechte 
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an  eine  andere  solche  Gesellschaft  Überträgt  oder  von  derselben  übernimmt^ 
insoweit  als  Mitglieder  der  einen  Gesellschaft  auch  als  Gesellschafter  bei  der 
anderen  Gesellschaft  beteiligt  sind. 

Wenn  ein  Gesellsc|3after  einer  Gesellschaft  der  in  Abs.  8  bezeichneten 
Art  infolge  Ausscheidens  der  übrigen  Gesellschafter  sämtliche  Rechte  am  6e- 
sellschaftsverrnGgen  gegen  Abfindung  der  übrigen  Gesellschafter  in  seiner  Person 
vereinigt,  so  unterliegt  dieser  Erwerb,  soweit  Grundstücke  und  diesen  gleich- 
gestellte Rechte  zum  GesellschaftsvermGgen  gehören,  in  derselben  Weise  der 
Umsatzsteuer,  wie  wenn  der  Gesellschafter  zur  Zeit,  wo  diese  Vereinigung  ein- 
trat, die  Grundstücke  etc.  von  der  Gesellschaft  gegen  Entgelt  erworben  hätte. 
Die  Umsatzsteuer  ist  von  dem  Betrage  des  auf  den  Erwerb  der  Grundstücke  etc. 
zu  rechnenden  Entgelts,  der  nötigen  Falls  durch  Schätzung  zu  ermitteln  ist,  iu 
entrichten.  Die  Steuerpflicht  tritt  mit  dem  Abschluss  des  Rechtsgeschäfts  ein, 
durch  welches  die  Vereinigung  der  Rechte  am  Gesellschaftsvermögen  in  der 
Person  des  einen  Gesellschafters  bewirkt  wird. 

Die  Vorschriften  des  vorstehenden  Absatzes  finden  entsprechende  An- 
wendung, wenn  ein  Teilhaber  einer  Erbengemeinschaft  infolge  Ausscheidens  der 
übrigen  Teilhaber  sämtliche  Rechte  an  dem  Nachlasse  gegen  Abfindung  der 
übrigen  Teilhaber  in  seiner  Person  vereinigt. 


lY.  Festsetzung  der  Umsatzsteuer. 

1.  Verwaltung  der  Umsatzsteaer. 

Artikel  13. 
Die  Verwaltung  der  Umsatzsteuer  gehört  zum  Geschäftskreis  der  Steuer- 
behörden. 

2.  Mitwirkimg  der  Beamten  der  freiwllügeiL  G^richtsbarlieit 
und  anderer  Behörden. 

Artikel  14. 
Die  Amtsgerichte,  Grundbuchämter,  Bezirksnotare  und  sonstigen  öffent- 
lichen Notare  sowie  die  Ratsschreiber  haben  bei  dem  Ansatz  der  Umsatzsteuer 
in  folgender  Weise  mitzuwirken: 

1.  Den  Grundbuchämtern,  Bezirksnotaren  und  Ratsschreibem  liegt  ob,  bei 
der  Beurkundung  des  den  Anspruch  auf  Uebertragung  begpründenden 
Vertrags  die  Umsatzsteuer  vorläufig  zu  berechnen,  dem  Erwerber  von 
deren  Betrag  Kenntnis  zu  geben  und  ihn  zur  Bezahlung  der  Steuer 
an  die  ihm  zu  bezeichnende  Steuerbehörde  aufzufordern,  auch  anf 
der  Vertragsurkunde  den  vorläufig  angesetzten  Betrag  der  Steuer  zu 
vermerken.  Zugleich  haben  dieselben  der  Steuerbehörde  zum  Zwecke 
des  Einzugs  der  Steuer  unter  Bezeichnung  des  Steuerpflichtigen  und 
des  Steuerbetraffs  entsprechende  Mitteilung  zu  machen. 

Dieselbe  Obliegenheit  haben  die  von  den  Amtsgerichten  auf- 
gestellten Kommissäre  für  Zwangsversteigerungen  bei  Erteilung  des 
Zuschlags. 

2.  Erfolg  die  Beurkundung  des  Vertrags  durch  einen  öffentlichen  Notar, 
der  nicht  Bezirksuotar  ist,  so  hat  derselbe  dem  Bezirksstoueramt,  in 
dessen  Bezirk  das  zuständige  Grundbuchamt  seinen  Sitz  hat,  von  dem 
Rechtegeschäft  unverweilt  Anzeige  zu  erstatten,  auch,  dass  dies  ge- 
schehen, auf  der  Vertragsurkunde  zu  vermerken. 

3.  Bei  dem  Eintrag  der  Rechtsänderung  in  das  Grundbuch  hat  der 
Grundbuchbeamte  zu  prüfen,  ob  der  Ansatz  der  Umsatzsteuer  und 
im  Falle  der  Ziff.  2  die  Anzeige  au  die  Steuerbehörde  erfolgt  ist,  und, 
falls  dies  nicht  geschehen,  nach  Massgabe  der  Vorschrift^  in  Ziff.  1 
zu  verfahren. 
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4.  Erfolgt  die  Benrkundung  des  Vertrages  durch  das  Amtsgericht  oder 

ist  das  Amtsgericht  zugleich  Grundbuchamt,   so  hat  dasselbe  dem 

Bezirkssteueramt  von  der  geschehenen  Beurkundung  oder  Eintragung 

der  Rechtsänderung  in  das  Grundbuch  Mitteilung  zu  machen. 

Die  zum  vorläufigen  Ansatz  der  Umsatzsteuer   berufenen  Beamten  sind 

befugt,   falls  sie  wegen  des  Ansatzes  der  Steuern  Bedenken  haben  oder  wenn 

sich  sonstige  Anstände  ergeben,   den  Gegenstand  an  das  Bezirkssteueramt  zu 

Überweisen.    Dies  kann  insbesondere  in  den  Fällen  des  Art.  8  geschehen.    Die 

üeberweisung   an    das    Bezirkssteueramt    ist    dem    Steuerpflichtigen   bekannt 

zu  geben. 

In  den  Fällen  der  Zwangsenteignung  (Art.  1  Abs.  2)  hat  die  Enteignungs- 
behörde dem  Bezirkssteueramt  von  der  Enteignung  Mitteilung  zu  machen; 
ebenso  hat  bei  Erwerbungen  von  Grundstücken,  die  in  das  Grundbuch  nicht 
eingetragen  sind  und  auch  nach  der  Erwerbung  nicht  eingetragen  zu  werden 
brauchen,  die  öffentliche  Behörde,  welche  die  Beurkundung  der  Einigung  vor- 
genommen hat,  dem  Bezirkssteueramt  hiervon  Mitteilung  zu  machen. 

8.  Anzeigepflioht  der  Stenerpfliehtigen. 

Artikel  15. 

Der  Steuerpflichtige  hat  in  den  Fällen  der  Art.  6  Ziff.  4  u.  12  Abs.  6  u.  7 
Ton  dem  steuerpflichtigen  Rechtsgeschäft  innerhalb  14  Tagen  von  dem  Eintritt 
der  Steuerpflicht  ab  Anzeige  zu  erstatten. 

Für  Personen,  welche  unter  elterlicher  Gewalt  oder  unter  Vormundschaft 
oder  Pfle^chaft  stehen,  sowie  für  juristische  Personen  und  Gesellschaften  jeder 
Art  ist  die  Anzeige  durch  die  Vertreter  zu  erstatten.  Die  Erstattung  der  An- 
zeige seitens  eines  von  mehreren  Vertretern  befreit  die  Übrigen  Verpflichteten 
von  ihrer  Verbindlichkeit. 

Die  Anzeige  hat  bei  demjenigen  Bezirkssteueramt  zu  geschehen,  in  dessen 
Bezirk  das  für  die  Eintragung  der  Rechtsänderung  im  Grundbuch  zuständige 
Grundbuchamt  seinen  Sitz  hat.  Die  Anzeige  kann  an  Orten,  an  denen  sich 
kein  Bezirkssteueramt  befindet,  an  das  Ortssteueramt  gerichtet  werden. 

4.  Ansknnftspflicht  der  Stenerpfliohtigen,  der  Zengen  und  Sachverständigen. 

Artikel  16. 

Der  Steuerpflichtige  ist  verpflichtet,  den  nach  Art.  14  zum  vorläufigen 
Steueransatz  berufenen  Behörden  und  Beamten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
sowie  der  Steuerbehörde  auf  Verlangen  über  alle  Thatsachen,  welche  auf  die 
Steuerpflicht  oder  die  Höhe  der  Umsatzsteuer  von-  Einfluss  sind,  richtige  und 
vollständige  Auskunft  zu  geben  und  insbesondere  auch  die  über  das  Ver- 
änsserungsgeschäft  und  etwaige  damit  in  Verbindung  stehende  Vereinbarungen 
errichteten  Urkunden,  welche  das  Geschäft  so,  wie  es  der  Wirklichkeit  ent- 
spricht, enthalten,  in  Urschrift  oder  beglaubigter  Abschrift  vorzulegen.  In  den 
fallen  des  Art.  12  sind  auch  diejenigen  Urkunden  vorzulegen,  welche  über  das 
Gesellschafts-  oder  Gemeinschaftsverhältnis  Aufschluss  geben. 

Wird  ein  Anspruch  auf  Befreiung  von  der  Umsatzsteuer  oder  auf  Rück- 
erstattung derselben  geltend  gemacht,  so  ist  das  Vorhandensein  der  Voraus- 
setzung für  die  Befreiung  oder  Rückerstattung»  soweit  dasselbe  nicht  offen- 
kundig oder  aus  dem  Inhalte  der  vorgelegten  Urkunden  ohne  weiteres  ersicht- 
lich ist,  nachzuweisen. 

Falls  die  Angaben  des  Steuerpflichtigen  und  die  von  demselben  vor- 
gelegten Urkunden  zur  Beseitigung  aller  Zweifel  und  Anstände  nicht  hinreichen, 
80  ist  das  Bezirkssteueramt  oefugt,  Zeugen  und  Sachverständige  nichteidlich 
zu  vernehmen.  Hierbei  kommen  die  Bestimmungen  der  Zivilprozessordnung 
über  das  Recht  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  oder  eines  Gutachtens  ent- 
sprechend zur  Anwendung.    Zeugen  und  Sachverständige,  welche  unentschuldigt 
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ausbleiben  oder  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Ablegung  des  Zeugnisses  oder 
Gutachtens  verweigern,  werden  auf  Antrag  des  Bezirkssteueramte  durch  den 
Amtsrichter  vernommen.  Erscheint  die  Beeidigung  eines  Zeugen  erforderlich, 
so  ist  dieselbe  von  dem  Bezirkssteueramt  bei  dem  Amtsrichter  zu  beantragen. 
Die  Gebühren  für  Zeugen  und  Sachverständige  werden  nach  den  im  Zivilprozess 
zur  Anwendung  kommenden  Yorschriften  berechnet. 

Wenn  der  Steuerpflichtige  oder  sein  Vertreter  (Art  15  Abs.  2)  der  Steuer- 
behörde gegenüber  die  gemäss  der  Vorschrift  des  Abs.  1  verlangte  Auskunft 
nicht  erteilt  oder  die  Urkunden  nicht  vorlegt,  so  ist  die  Steuerbehörde  befugt, 
der  Berechnung  der  Umsatzsteuer  den  gemeinen  Wert  (Verkaufswert)  des 
Gegenstandes  des  steueipflichtigen  Rechtsgeschäfts  oder  den  besonderen  Wert, 
den  dieser  Gegenstand  für  den  Erwerber  hat,  zu  Grunde  zu  legen,  und  es  ver- 
liert der  Steuerpflichtige  das  Recht  der  Beschwerde  gegen  die  Feststellung  der 
Umsatzsteuer  (Art.  24) ,  sofern  er  nicht  Umstände  nachweisen  kann,  welche  die 
Versäumnis  entschuldbar  machen. 

5.  Anskonftspflicht  der  Behörden. 

Artikel  17. 

Die  Staats-  und  Gemeindebehörden,  sowie  die  Beamten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  einschliesslich  der  öffentlichen  Notare  sind  verpflichtet,  den  mit 
dem  Steueransatz  befassten  Behörden  und  Beamten  auf  Ersuchen  Auskunft 
über  die  für  die  Festsetzung  der  Umsatzsteuer  in  Betracht  kommenden  that- 
sächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  zu  erteilen,  Einsicht  von  den  bei  ihnen 
vorhandenen  Akten  und  Urkunden  zu  gewähren,  sowie  auf  Ersuchen  Abschriften 
der  für  diese  Verhältnisse  in  Betracht  kommenden  Urkunden  mitzuteilen. 

Die  Einsichtnahme  und  die  Erteilung  von  Abschriften  darf  sich  nur  auf 
solche  Akten  und  Urkunden  erstrecken,  auf  deren  Benutzung  der  Steuerpflichtige 
selbst  ein  Recht  hat. 

6.  Betrag  nnd  Ansatz  der  Stener. 

Artikel  18. 
Die   Umsatzsteuer   beträgt   vorbehaltlich    des   verfassungsmässigen   Ab* 
gabenverwilligungsrechts   der   Stände    1   M.   20   Pf.   von   100   M.   des  steuer- 
pflichtigen Werts. 

Artikel  19. 

Die  Entscheidung  über  die  Steuerpflicht  und  die  Feststellung  der  Steuer 
kommt  in  erster  Instanz  dem  Bezirkssteueramt  zu,  in  dessen  Bezirk  das  zu- 
ständige Grundbuchamt  seinen  Sitz  hat. 

Demgemäss  sind  Einwendungen  gegen  den  von  den  Behörden  und  Be- 
amten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vorgenommenen  vorläufigen  Steueransatz 
an  das  Bezirkssteueramt  zu  richten. 

7.  Qmndsätze  für  die  Wertsermittelnng  behnfs  Festsetzung  der  Stener. 

Artikel  20. 

Ist  die  Umsatzsteuer  nach  dem  Werte  des  erworbenen  Gegenstandes  zu 
berechnen,  so  ist  der  gemeine  Wert  (Verkaufswert)  desselben  zur  Zeit  des  Ein- 
tritts der  Steuerpflicht  massgebend. 

Auf  die  Ermittelung  des  Werts  finden  die  Bestimmungen  des  Art  21 
Ziff.  3 — 5  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  21. 
Ist  die  Umsatzsteuer  aus  dem  Werte  der  übernommenen  Leistungen  uod 
vorbehaltenen  Nutzungen  zu  entrichten,  so  ist  für  dessen  Berechnung  die  Zeit 
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des  Eintritts  der  Steuerpflicht  massgebend ;  im  übrigen  gelten  hierbei  folgende 
Grundsätze : 

1.  Besteht  die  übernommene  Leistung  in  Geld  oder  üebernahme  von 
Schulden,  so  wird  deren  Betrag  als  Wert  angenommen. 

Die  Umrechnung  der  in  anderer  als  Reichswährung  angegebenen 
Summen  erfolgt  nach  dem  laufenden  Kurse. 

2.  Besteht  die  Leistung  in  der  Abtretung  von  Geldforderungen  oder  von 
Wertpapieren,  so  gilt  als  Wert,  wofern  nicht  im  Rechtsgeschäft  ein 
anderes  bestimmt  ist  oder  sonst  nachgewiesen  wird,  bei  Forderungen 
der  Nennwert,  bei  Wertpapieren  der  laufende  Kurs. 

3.  Die  jährliche  Nutzung  eines  Geldkapitals  ist  im  Zweifel  zu  vier  vom 
Hundert,  die  Nutzung  eines  Grundstücks  im  Zweifel  auf  drei  vom 
Hundert  des  Kapitalwerts  anzunehmen.  Naturalleistungen  sind  nach 
örtlichen  Preisen  in  Rechnung  zu  nehmen. 

4.  Bei  immerwährenden  Nutzungen  und  Leistungen  ist  das  25fache  ihres 
1jährigen  Reineiiirags ,  bei  Nutzungen  oder  Leistungen  von  un- 
bestimmter Dauer  das  12V2f&che  des  1jährigen  Reinertrags  als  Kapital- 
wert anzunehmen.  Jedoch  ist  der  Kapitalwert  von  Leibrenten  und 
anderen  auf  die  Lebenszeit  von  Personen  beschränkten  Nutzungen 
oder  Leistungen  nach  dem  zur  Zeit  ihres  Beginns  erreichten  Lebens- 
alter der  Personen,  mit  deren  Tod  die  Nutzung  oder  Leistung  er- 
lischt, und  zwar  bei  einem  Lebensalter  derselben 

von    15  Jahren  oder  weniger  auf  das  ISfache, 
über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren  auf  das  17fache, 
>i      25       ,        »     ,    35       ,  »      ,     16     a 

,      35      „        ,     ,    45       ,  ,      ,     14     , 

,  45  .  ,  ,  55  .  .  ,  12  . 
»55»  ,,65  ,  B*  8V2» 
)io5,        ,,75        ,  ,,5, 

»75,        ,,80       B         BflS, 
„      80      ,      auf  das  2fache 
des  Werts  der  1jährigen  Nutzung  oder  Leistung  zu  bestimmen. 

Fällt  die  Nutzung  oder  Leistung  schon  innerhalb  des  ersten  Jahres 
nach  ihrem  Beginn  infolge  Ablebens  der  Person,  mit  deren  Tod  die 
Nutzung  oder  Leistung  erloschen  soll,  wieder  weg,  so  wird  ihr  Wert 
nach  ihrer  wirklichen  Dauer  berechnet  und  das  Zuvielgezahlte  zu- 
rückerstattet. 

Ist  die  Dauer  der  Nutzungen  oder  Leistungen  von  der  Lebenszeit 
mehrerer  Personen  abhängig,  so  ist,  wenn  dieselben  beim  Tode  der 
zuerst  versterbenden  Person  erloschen,  das  Lebensalter  der  ältesten 
Person,  wenn  aber  die  Nutzungen  oder  Leistungen  bis  zum  Tode  der 
zuletzt  versterbenden  Person  fortdauern,  das  Lebensalter  der  jüngsten 
Person  für  die  Wertsberechnung  massgebend. 

5.  Bei  Nutzungen  und  Leistungen  auf  bestimmte  Zeit  und  bei  unverzins- 
lichen Zielerforderungen  wird  der  Kapitalwert  im  Zweifel  unter  Zu- 
grundelegung eines  47oigen  Zinsfusses  berechnet.  Ist  die  Dauer  der 
Nutzung  oder  Leistung  noch  ausserdem  durch  die  Lebenszeit  einer 
oder  mehrer  Personen  begrenzt,  so  darf  der  nach  Ziff.  4  sich  be- 
rechnende Wert  nicht  überschritten  werden. 

8.  Sohätznngen. 

Artikel  22. 

Der  Wert  von  Leistungen  oder  Nutzungen,  der  sich  nach  vorstehenden 
Bestimmungen  nicht  feststellen  lässt,  wird  durch  Schätzung  ermittelt. 

Ebenso  findet  Schätzung  statt  in  deigenigen  Fällen,  in  welchen  die  Um- 
satzsteuer nach  dem  Wert  des  erworbenen  Gegenstandes  zu  berechnen  ist. 
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Schätzung  kann  unterbleiben,  wenn  der  steuerpflichtige  Wert  auf  (>rund 
einer  Yerstöiidigung  mit  den  Beteiligten  festgestellt  werden  kann. 

Die  Schätzungen  sind  auf  ijitrag  der  Beteiligten  oder  Ersuchen  der 
Steuerbehörden  durdi  die  Gemeinderät«  nach  Massgabe  der  Vorschriften  in 
Art.  39  des  Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vorzunehmen. 

9.  Kosten. 

Artikel  23. 
Die  im  Verfahren  wegen  Festsetzung  der  Steuer  durch  die  amtlichen  Er- 
mittelungen erwachsenen  Kosten  fallen  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last,  wenn  der- 
selbe trotz  Aufforderung  die  ihm  obliegende  Auskunft  nicht  oder  nicht  genügend 
erteilt  oder  die  nach  Art.  16  Abs.  1  vorzul^enden  Urkunden  nicht  vorgelegt  und 
hierdurch  jene  Kosten  verursacht  hat. 

10.  Beschwerde. 

Artikel  24. 

Gegen  die  durch  das  Bezirksteueramt  erfolgte  Feststellung  der  Umsatz- 
steuer steht  dem  Steuerpflichtigen  die  Beschwerde  an  das  Steuerkollegium  zu. 
Dieselbe  ist  binnen  einer  Notfrist  von  einem  Monat  nach  der  Bekanntgabe  des 
Steueransatzes  bei  dem  Bezirkssteueramt  oder  bei  dem  Steuerkollegium  schrift- 
lich einzulegen ;  bei  dem  Bezirkssteueramt  kann  dieselbe  auch  durch  Erklärung 
zu  Protokoll  erhoben  werden. 

G^gen  die  Entscheidung  des  Steuerkollegiums  findet  Beschwerde  an  das 
Finanzministerium  statt.  Dieselbe  ist  binnen  der  Notfrist  von  einem  Monat 
nach  der  Bekanntgabe  der  Entscheidung  bei  dem  Steuerkollegium  oder  bei  dem 
Finanzministerium  schriftlich  einzulegen. 

Die  Behörde,  deren  Verfügung  angefochten  wird,  kann  der  Beschwerde, 
wenn  sie  dieselbe  für  begründet  erachtet,  mittels  anderweitiger  Festsetzung  der 
Steuer  Folge  geben,  gegen  welche  dem  Steuerpflichtigen  ein  neues  Beschwerde- 
recht zusteht. 

Auf  das  Verfahren  bei  dem  Steuerkollegium  und  dem  Finanzministeriam 
finden  die  Bestimmungen  des  Art.  16  entsprechende  Anwendung. 

Durch  Einlegung  der  Beschwerde  wird  der  Einzug  der  Umsatesteuer  nicht 
aufgehalten ;  die  Steuerbehörde  kann  indessen  den  Einzug  einstweilen  aussetzen. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Finanzministeriums  ist  die  Rechtsbeschwerde 
an  den  Verwaltungsgerichtshof  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes 
über  die  Verwaltungsrechtspflege  vom  16.  Dezember  1876  (R^bL  S.  485)  zu- 
lässig. 

V.  Starafbestimmungen. 

Artikel  25. 

Wer  es  unternimmt,  die  Grundstücksumsatzsteuer  zu  hinterziehen,  wird 
wegen  Steuergefährdung  mit  einer  Geldstrafe  bestraft,  die  daa  Vierfache  der 
gefährdeten  Steuer,  mindestens  aber  8  M.  beträgt. 

Wenn  Gefährdung  der  Umsatzsteuer  festgestellt  wird,  aber  der  Betrag 
der  gefährdeten  Steuer  nicht  ermittelt  werden  kann,  so  tritt  eine  Geldstrafe 
von  8  M.  bis  zu  5000  M.  ein. 

Artikel  26. 
Der  Steuergefährdung  macht  sich  insbesondere  schuldig,  wer  wissentlich 
1.  die  ihm  nach  Art.  15  obliegende  Anzeige  unterlässt  oder  nicht  recht- 
zeitig macht, 
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2.  über  Thatsachen,  welche  auf  die  Steuerpflicht  oder  die  Höhe  der 
Steuer  von  Einfluss  sind,  in  der  Anzeige  oder  in  dem  Verfahren  behufs 
Festsetzung  der  Steuer  unrichtige  oder  unvollständige  thats&chliche 
Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,  zur  Verkürzung  der  Steuer 
zu  führen, 

3.  über  das  Vei^usserungsffescbäfb  oder  die  auf  dasselbe  Bezug  habenden 
rechtlichen  oder  thatsäälichen  Verhältnisse  Urkunden  vorlegt,  welche 
das  Geschäft  hinsichtlich  der  die  Steuerpflicht  oder  die  HOhe  der 
Steuer  bestimmenden  Thatsachen  nicht  so,  wie  es  der  Wirklichkeit 
entspricht,  enthalten  und  welche  daher  geeignet  sind,  eine  Verkürzung 
der  Steuer  herbeizuführen, 

4.  zur  Begründung  eines  Anspruchs  auf  Ermässigung  oder  Rückzahlung 
der  Umsatzsteuer  unrichtige  Thatsachen  verbring  und  dadurch  die 
ganze  oder  teilweise  Aufhebung  des  Steueransatzes  zu  Unrecht  erlangt. 

Die  SteuergeAhrdung  ist  in  den  Fällen  der  Ziff.  1  mit  Ablauf  der  An- 
«eigefrist,  in  den  Fällen  der  Ziff.  2  und  3  mit  der  Abgabe  der  Erklärung  oder 
mit  der  Vorlage  der  Urkunde  bei  den  mit  dem  Ansatz  der  Steuer  befassten 
Behörden  oder  Beamten,  im  Falle  der  Ziff.  4  mit  der  Eröfl^ung  der  die  Auf- 
hebung oder  Ermässigung  der  Steuer  festsetzenden  Entscheidung  vollendet. 

In  anderen,  in  Ziff.  1—4  nicht  genannten  Fällen  ist  die  Steuergefährdung 
mit  der  Eröffnung  des  eine  zu  niedrige  Steuer  enthaltenden  Steueransatzes  oder, 
falls  ein  Steueransatz  nicht  erfolgt,  mit  Ablauf  von  6  Monaten  nach  Eintritt 
der  Steuerpflicht  vollendet 

Hinsichtlich  der  Teilnahme  an  der  strafbaren  Handlung  und  der  Be- 
günstigung kommen  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  mit  der  Massgabe 
zur  Anwendung^  dass  die  Beihilfe  und  die  Beetlästigung  auch  dann  strafbar 
sind,  wenn  auf  Seiten  des  Thäters  nur  eine  Uebertretung  vorliegt. 

Artikel  27. 

Sind  die  in  Art.  26  Abs.  1  Ziff.  1 — 4  bezeichneten  Handlungen  und  Unter- 
lassungen zwar  wissentlich,  aber  nicht  in  der  Absicht  der  Steuerverkürzung 
«rfolgt,  so  tritt  anstatt  der  dort  bestimmten  Strafe  eine  Geldstrafe  von  1  l£ 
bis  zu  800  M.  ein. 

Lässt  sich  beim  Vorliegen  der  Thatumstände  des  Art.  26  Abs.  1  Ziff.  1—4 
ein  wissentliches  Handeln  oder  Unterlassen  nicht  nachweisen,  wird  jedoch  fest- 
gestellt, dass  die  Steuergefährdung  bei  Anwendung  der  pflichtmässigen  Auf- 
merksamkeit und  Sorgfalt  hätte  vermieden  werden  können,  so  tritt  die  in  Abs.  1 
angedrohte  Strafe  ein. 

Artikel  28. 
Die  in  den  Fällen  der  Art.  25  Abs.  1  und  Art.  26  und  27   hinterzogene 
Umsatzsteuer  ist  unabhängig  von  der  Strafe  nachzuzahlen. 

Artikel  29. 

Die  Verfehlung  (Art.  25 — 27)  wird  straffrei  gelassen,  wenn  von  dem  Steuer- 
pflichtigen oder  seinem  verantwortlichen  Vertreter  oder  Bevollmächtigten,  bevor 
eine  Anzeige  der  Verfehlung  bei  der  Behörde  gemacht  wurde  oder  ein  straf- 
rechtliches Einschreiten  erfolgte,  bei  einer  mit  der  Anwendung  dieses  Gesetzes 
befassten  Steuerbehörde  das  Versäumte  nachgeholt  oder  der  wirkliche  Sach- 
verhalt richtiggestellt  und  hierdurch  die  Nachforderung  der  ganzen  nicht  ver- 
jährten Umsat^euer  ermöglicht  wird. 

Sind  für  die  Verfehlung  mehrere  Personen  verantwortlich,  so  befreit  eine 
den  Vorschriften  des  Abs.  1  entsprechende  Richtigstellung  von  Seiten  einer  dieser 
Personen  die  übrigen  von  ihrer  Verantwortung. 
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VI.  Verjährung  und  Schlussbestimmungen. 

Artikel  30. 

Das  Recht  zur  Nachforderung  zurückgebliebener  oder  zur  Zurückforderung 
zuviel  bezahlter  Umsatzsteuern  verjährt  in  5  Jahren. 

Die  Verjährung  der  Nachforderung  läuft  in  den  Fällen  des  Art  1  Abs.  1 
von  dem  Zeitpunkt  des  Eintrags  der  I^chtsänderung  in  das  Grundbuch,  im 
übrigen  vom  Schlüsse  des  Kalenderjahrs  an,  in  welchem  die  Steuerpflicht  ein- 
getreten ist,  und  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Steuereinzug  nach  Art.  8  aus- 
gesetzt wurde,  vom  Schlüsse  desjenigen  Kalenderjahrs  an,  in  welchem  die 
Voraussetzung  für  den  Einzug  der  Steuer  eingetreten  und  zur  Kenntnis  der 
Steuerbehörde  gelangt  ist.  Sie  wird  unterbrochen  durch  urkundliche  Aufforde- 
rung zur  Zahlung  von  Seiten  der  Steuerverwaltung,  ausserdem  durch  ünter- 
suchungshandlungen ,  welche  in  einem  Strafverfahren  wegen  Gefährdung  der 
Umsatzsteuer  flogen  den  Steuerpflichtigen  gerichtet  werden. 

Die  Vei^ährung  der  Rückforderung  läuft  vom  Schlüsse  des  Kalenderjahrs 
an,  in  weldiem  die  Verbindlichkeit  zur  Steuerrückzahlung  entstanden  ist,  und 
wird  durdi  das  Anbringen  der  Rückforderung  bei  dem  Bezirkssteueramt  oder 
einer  diesem  vorgesetzten  Behörde  unterbrochen. 

Artikel  31. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft. 

Mit  diesem  Zeitpunkt  treten  die  auf  die  Liegenschaftsaccise  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Accisegesetzes  vom  18.  Juli  1824  (Rgsbl.  S.  499),  das  Zusatz- 
gesetz hierzu  vom  18.  September  1852  (Rgsbl.  S.  243),  sowie  alle  sonstigen,  die 
staatliche  Liegenschaftsaccise  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen  ausser 
Wirkung,  desgleichen  Art.  15  des  Allgemeinen  Sportelffesetzes  in  der  Fassung 
vom  16.  Juni  1887  (Rgsbl.  S.  189)  imd  Nr.  49  des  Tarifs  hierzu. 

Vor  diesem  Zeitpunkt  zu  stände  gekommene  accisepflichtige  Rechts- 
geschäfte, welche  nicht  mehr  zum  gerichÜichen  Erkenntnis  gelangen,  unter- 
liegen der  Grundstücksumsatzsteuer  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  g^en- 
wärtigen  Gesetzes,  ohne  dass  jedoch  die  persönliche  Verpflichtung  des  Ver- 
äusserers  zur  Entrichtung  der  Abgabe  eine  Aenderung  erleidet. 

Unsere  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Vollziehung 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 


Allgemeiner    Teil    der   Begründung    des   Gesetzentwurfs*). 

Die  Besteuerung  des  Liegenschaftsumsatzes  beruht  zur  Zeit  im  wesent- 
lichen auf  dem  Accisegesetz  vom  18.  Juli  1824  (Rgsbl.  S.  499)  und  dem  Er- 
gänzungsgesetz hierzu  vom  18.  September  1852  (Rgsbl.  S.  243) ,  dessen  Art  1 
Abs.  1  und  Art.  4  noch  in  Geltung  stehen  (zu  vgl.  Sammlung  der  Staatssteuer- 
gesetze S.  222  ff.  und  Zusammenstellung  der  auf  die  Liegenschaftsaccise  bezüg- 
Hchen  Vorschriften  vom  7.  Mai  1892,  Amtsblatt  des  Steuerkollegiums  S.  181). 
Die  bestehende  Besteuerung  knüpft  an  die  Rechtsformen  des  zur  Zeit  in  Württem- 
berg geltenden  Liegenschaftsrechts,  insbesondere  an  das  gerichtliche  Erkenntnis 
über  die  Veräusserungsverträge  von  Liegenschaften  und  zu  denselben  gezählten 
Rechten  an.  Die  Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  macht  es  notwendig, 
die  Besteuerung  des  Liegenschaftsumsatzes  dem  Liegenschaftsrechte  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  anzupassen.  Bei  der  tiefgreifenden  Verschiedenheit  des 
letzteren  von  dem  derzeit  in  Württemberg  geltenden  Immobiliarsachenrecbt 


1)  Wttrttemb.  K.  d.  Abg.  BeU.  21  v.  18.  März  1899,  L.  T.  34  BeU.  U  S.  287. 
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war  es  unumgänglich,  die  Vorschriften  Über  die  Besteuerung  des  Liegenschafta- 
umsatzes  vollständig  neu  zusammenzustellen.  Der  vorliegende  Gesetzesentwurf 
bezweckt,  diese  Neuregelung,  unter  thunlichster  Vermeidung  von  grundsätz- 
lichen Aendemngen  namentUch  hinsichtlich  des  Gegenstandes,  des  Umfanges 
und  der  Hohe  der  Besteuerung,  herbeizufQhren. 

Ein  Verzicht  auf  die  staatliche  Besteuerung  des  Liegenschaftsamsatzes 
ist,  abgesehen  von  den  fQr  eine  solche  sprechenden  inneren  und  historischen 
Gründen,  schon  aus  finanziellen  Rücksichten  nicht  thunlich.  Wie  aus  der  An- 
lage ersichtlich,  hat  die  Liegenschaftsaccise ,  welche  seit  1.  Juli  1872  1,2 ^o 
des  abgabepflichtigen  Werts  beträgt,  in  25  Jahren  durchschnittlich  jährlich 
1,821,744  M.  für  den  Staat  ertragen  (niederster  Betrag  1879  rund  1,4  Mill.  M., 
höchster  1872  und  1897  nahezu  2,6  Mill.  M.).  Diese  erheblichen  Betäge  können 
zur  Zeit  im  Staatshaushalt  nicht  entbehrt  werden.  Bei  der  Aufstellung  des 
Gesetzesentwurfs  ist  darauf  Bedacht  genommen  worden,  die  Besteuerung  so 
einzurichten,  dass  den  Gemeinden  die  Erhebung  eines  örtlichen  Zuschlags  zu 
der  staatlichen  Abgabe  auch  künftig  möglich  bleibt;  zur  Zeit  erheben  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  14.  April  1893,  betr.  die  Erhebung  eines  Zuschlags  zur 
Liegenschaftsaccise  durch  die  Gemeinden  (Rgsbl.  S.  74)  und  des  Gesetzes  ?om 
12.  März  1897  (Rgsbl.  S.  23)»  durch  welches  die  Gültigkeitsdauer  dieses  Gesetzes 
verlängert  worden  ist,  118  Gemeinden,  darunter  Stuttgart,  Heilbronn,  Ulm, 
Cannstatt,  Esslingen,  örtliche  Zuschläge  in  Beträgen  von  40—80  Pf. 

Ein  finanzieller  Mehrertrag  soll  durch  die  Neuregelung  der  Liegenschafts- 
accise nicht  erzielt  werden,  es  ist  vielmehr  infolge  der  in  den  Formen  des 
Liegenschaftsverkehrs  eintretenden  Aendemngen  und  einzelner  Erleichterungen, 
welche  in  dem  Entwurf  vorgeschlagen  werden,  eher  ein  Minderertrag  in  Aus- 
sicht zu  nehmen. 

An  Stelle  der  yeralteten  Bezeichnung  Accise  ist  als  üeberschrift  die  Be- 
zeichnung: Besteuerung  des  Liegenschaftsumsatzes  gewählt  und  die  Steuer  im 
Texte  des  Entwurfs  als  Umsatzsteuer  bezeichnet  worden,  um  zu  kennzeichnen, 
dass  die  Steuer  wie  seither  auf  dem  entgeltlichen  Umsatz  von  Immobilien  ruht 
und  dass  eine  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  den  sonstigen  Liegenschafts* 
verkehr  nicht  beabsichtigt  ist. 


861 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Ministerielle  Denkschrift  vom  30.  April  1901, 

betreffend 

die  WiederaufiialLiQe  der  Reform  der  direkten  Staatsstenem 
in  Württemberg^). 

I.  Die  unterm  14.  Mai  1895  bei  der  Ständeversammlung  eingebrachten, 
auf  die  Reform  der  direkten  Staatsstenem  bezüglichen  Gesetzesent^Orfe 

A.  betreffend  die  Einkommensteuer, 

B.  betreffend  die  Eapitalsteuer, 

G.  betreffend  Abänderungen   des  Gesetzes  vom   28.  April  1878  über  die 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 

D.  betreffend  die  Wandergewerbesteuer, 
(Drucksachen  der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1895  Beil.  Nr.  84,  35,  36  and 
37,  Beil.-Bd.  III  S.  819  bis  473)   sind  von  den  beiden  Ständekammem  zwar 
durchberaten  worden,  aber  mit  Ausnahme  des  Gesetzesentwurfs,  betreffend  die 
Wandergewerbesteuer,  nicht  zur  Verabschiedung  gelangt. 

Nach  der  jenen  Gesetzentwürfen  beigegebenen,  den  Reformplan  im  ganzen 
darlegenden  Denkschrift  (Drudesachen  der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1895 
Beil.  Nr.  31,  Beil.-Bd.  III S.  275  ff.)  bezweckte  der  Reformplan  der  Königl.  Regierung 
in  erster  Linie  die  Einführung  einer  allgemeinen  Personaleinkommensteuer  mit 
Freilassung  der  Einkommen  bis  zu  500  M.  und  mit  progressiv  steigenden  Steuer- 
sätzen bis  zu  einem  erst  bei  den  n'Osseren  Einkommen  von  15,000  M.  und  mehr 
in  volle  Wirkung  tretenden  Normalsteuersatz  von  4  ^o,  sodann  eine  eingreifende 
Aenderung  des  bestehenden  Ertrasssteuersystems,  indem  vorgeschlagen  war,  die 
bestehende  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer  aufzuheben  und  in  der  allge- 
meinen Einkommensteuer  aufgehen  zu  lassen;  die  bestehende  Kapital-  und 
Rentensteuer  einer  Revision  zu  unterziehen  und  der  allgemeinen  Einkonmien- 
steuer  anzupassen;  die  bisherige  Gewerbesteuer  in  eine  Steuer  vom  Ertrag  des 
gewerblichen  Betriebskapitals  umzuwandeln ;  femer  die  Beteuerung  der  Wande^ 
gewerbe  durch  ein  besonderes  Gesetz  neu  zu  ordnen,  und  endlich,  die  bestehende 
Gebäudesteuer  durch  die  Einführung  periodischer  Revisionen  der  Steueranschl&ge 
den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechend  anzupassen.  Dabei  ging  die  Absicht 
dahin,  die  allgemeine  progressive  Einkommensteuer  zur  finanziell  bedeutsamsten 
Steuer  im  künftigen  direkten  Staatssteuersystem  zu  gestalten  und  den  Ertrag- 
steuem,  soweit  ihie  Beibehaltung  beantragt  war,  nur  mehr  eine  zweite  Stelle 
einzuräumen  und  dieselben  mit  ermässigten  Sätzen  teils  zu  Ergänzung  und 
Ausgleichung  etwaiger  Lücken  und  Mängel  der  allgemeinen  Einkommensteuer, 
teils  und  insbesondere  zu  dem  Zweck  fortbestehen  zu  lassen,  das  sog.  fundierte 
Einkommen  höher  zu  belasten,  als  das  unfundierte. 


1)  Wtirtt.  L.  T.  85  Beü.  TL  S.  159  f. 
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Dieses  Reform programm  hat  bei  der  ständischen  Beratung  Aenderungen 
grundsätzlicher  Art  dadurch  erfahren,  dass  die  vorg^schlaffene  Umwandlung 
der  bestehenden  Gewerbesteuer  in  eine  Steuer  vom  gewerblichen  Betriebskapital 
abgelehnt  und  die  Beibehaltung  des  bestehenden  Gewerbekatasters  mit  einem 
nach  der  Höhe  des  Steuerkapitals  abgestuften  Abstrich  von  60,  50  und  40  Vo» 
je  nachdem  ein  Gewerbebetrieb  mit  einem  Steuerkapital  bis  zu  1000  M.,  oder 
mit  einem  solchen  von  1001  bis  5000  M.,  bezw.  von  mehr  als  5000  M.  ver- 
anlagt ist,  beschlossen  und  in  Verbindung  damit  ein  gleichmässiger  Abstiich 
von  20%  am  Grundkataster  vorgesehen  worden  ist. 

Mit  diesen  grundsätzlichen  Abweichungen  von  der  Regierungsvorlage  und 
mit  weiteren  zahlreichen  Aendenmgen  mehr  oder  weniger  untergeordneter  Art 
wurden  die  drei  Gesetzesentwürfe :  B.  betreffend  die  Eapitalsteuer,  C.  betreffend 
Abänderungen  des  Gesetzes  über  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  und 
D.  betreffend  die  Wandergewerbesteuer  von  den  beiden  Ständekammem  an- 
genommen. Dagegen  ist  bei  der  Beratung  des  Einkommensteuergesetzentwurfs 
in  zwei  wesentlichen  Punkten,  in  der  Tarif&age  und  in  der  Frage  des  Mit- 
wirkungsrechts der  Ersten  Kammer  bei  Festsetzung  des  Steuersatzes,  eine 
Einigung  der  beiden  Ständekammem  nicht  erzielt  worden.  Die  Beratungen 
wurden  daher  am  16.  Januar  1899  als  aussichtslos  abgebrochen.  Infolgedessen 
gelangten  auch  die  anderen  Gesetzesentwürfe  nicht  zur  Verabschiedung;  ins- 
besondere blieb  auch  der  am  27.  Juni  1896  bei  den  Ständen  eingebrachte,  auf 
der  geplanten  Staatssteuerreform  aufgebaute  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  (Drucksache 
der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1896  Beil.  Nr.  125,  Beil.-Bd.  V  von  1895/97 
S.  177  ff.),  unerledigt. 

II.  Mit  dem  Scheitern  der  Gesetzesvorlagen  ist  aber  die  Frage  der  Steuer- 
reform nicht  zur  Ruhe  gekommen,  vielmehr  wurde  inzwischen  die  Notwendig- 
keit und  Dringlichkeit  derselben  sowohl  von  der  Königl.  Regierung  als  vOn 
den  Ständen  wiederholt  betont  und  es  haben  insbesondere  die  beiden  Stände- 
kammem im  Dezember  1899  ihre  baldige  Wiederaufnahme  in  Anregung  ge- 
bracht. Bei  diesem  Anlass  ist  sodann  in  der  Frage  des  Mitwirkungsrechts  der 
Ersten  Kammer  bei  Festsetzung  des  Steuersatzes  seitens  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten nachträglich  ein  entgegenkommender  Beschluss  gefasst  worden, 
indem  von  derselben  an  die  KGnigi.  Staatsregiemng  die  Bitte  gerichtet  wurde, 
in  thunlichster  Bälde  der  Ständeversammlung  folgende  Gesetzesentwürfe  vor- 
zulegen : 

1.  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Einkommensteuer  ent- 
sprechend den  Beschlüssen  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
23.  Dezember  1898,  jedoch  in  demselben  den  Art.  17  in  folgender 
Abänderung  aufzunehmen: 

„Für  jede  Etatsperiode  wird  durch  Finanzgesetz  bestimmt,  ob 
der  Einheitssatz  der  Einkommensteuer  (Steuersatz)  voll  oder  teil- 
weise zur  Erhebung  kommen  soll,  wobei  jedoch  für  sämtliche 
Einheitssätze  des  Art.  16  der  gleiche  Prozentsatz  zu  bestimmen 
ist,  während  die  Festsetzung  eines  den  vollen  Einheitssatz  über- 
steigenden Steuersatzes  der  ordentlichen  Gesetzgebung  vorbe- 
halten bleibt." 

2.  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
28.  April  1873  über  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  ent- 
sprechend den  Beschlössen  des  vorigen  Landtags; 

3.  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Kapitalsteuer,  entsprechend 
den  Beschlüssen  des  vorigen  Landtags; 

4.  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Besteuerangsrechte  der 
Gemeinden  und  Amtskörperschafben. 

(Verh.  d.  K.  d.  Abg.  von  1899/1900  III.  Prot.-Bd.  S.  2168  ff., 
Verh.  d.  K.  d.  Standesherren  von   1899/1900  Prot.-Bd.  S.  696  ff.) 
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Die  königl.  Regierung  musste  jedoch   aus   den   in   den  beiden  Stände- 
kammern am  27.  April  und  22.  Mai  1900  bekannt  gegebenen  Gründen 
(Verh.  d.  K.  d.  Abg.  von  1899/1900  IV  Prot.-Bd.  S.  2848  ff., 
Verh.  d.  K.  d.  Standesherren  von   1899/1900  Prot-Bd.  S.  851—852) 
Anstand  nehmen,  diese  GesetzesentwOrfe  noch  bei  dem  vorigen  Landtag  wieder 
einzubringen. 

Dagegen  ist  der  Gesetzesentwurf,  betreffend  die  Wandergewerbesteuer,  als 
mit  dem  allgemeinen  Reformplan  nur  in  losem  Zusammenhang  stehend,  schon 
im  April  1899  für  sich  wieder  eingebracht  worden  (zu  vergl,  Drucksache  der 
Kammer  der  Abgeordneten  von  1899  Beil.  62  Beil.  Bd.  II  S.  655  ff.)  und  im 
Dezember  1899  zur  Verabschiedung  gelangt. 

Im  übrigen  hat  die  Eönigl.  Regierung  den  Ständen  gegenüber  wiederholt 
die  Erklärung  abgegeben ,  dass  sie  dem  neuzuwählenden  Landtag  die  Steuer- 
reform während  seiner  ersten  Tagung  wieder  vorlegen  werde. 

III.  Indem  die  Eönigl.  Regierung  dieser  Zusage  nunmehr  entspricht, 
kann  sie  im  allgemeinen  auf  die  auch  heute  noch  zutreffenden  Darlegungen  in 
der  bereits  erwähnten  früheren  Denkschrift  verweisen.  In  dieser  Denkschrift 
ist  insbesondere  nachgewiesen,  dass  die  bestehenden  Ertragssteuem ,  indem  sie 
den  Ertrag  der  einzelnen  Einkommensquellen  jeweils  nur  für  sich  und  ohne 
Zusammenhang  mit  den  Übrigen  erfassen  und  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit, 
sowie  die  individuellen  Verhältnisse  der  Personen,  welchen  der  Ertrag  als 
Einkommensteil  zufliesst,  zu  wenig  berücksichtigen,  eine  gerechte  und  gleich- 
massige  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten  nicht  in  erwünschtem  Mass  zu  be- 
wirken im  stände  sind^  dass  sie  femer,  indem  sie  den  Abzug  der  Schuldzinsen 
an  den  zu  versteuernden  Erträgen  und  Einkommensteilen  nicht  ermöglichen, 
vielfach  drückend  wirken  und  dass  namentlich  auch  die  immer  dringlicher 
werdenden  Forderungen  der  Gemeinden  auf  Erweiterung  ihrer  Besteuerungs- 
rechte  die  Weiterbildung  des  bestehenden  Steuersjrstems  geboten  erscheinen 
lassen.  Zur  Beseitigung  dieser  Mängel  ist  sodann  in  der  Denkschrift  vor  allem 
die  Einführung  der  allgemeinen  Personaleinkommensteuer  vorgeschla^^en  worden. 

In  Uebereinstimmung  mit  diesem  Programm,  welches  die  Billigung  der 
Stände  erhalten  hat,  wird  daher  auch  jetzt  wieder  die  Einführung  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  in  das  bestehende  Steuersystem  in  Vorschlag  ge- 
bracht, welche  im  Gegensatz  zu  den  Ertragssteuem  ausschliesslich  an  die 
Person  des  Steuerpflichtigen  mit  ihrem  wirklichen  jährlichen  Gesamteinkonmien 
und  ihrer  wirtschaftlichen  Individualität  sich  hält  und,  indem  sie  die  Frei- 
lassung eines  Existenzminimums,  die  degressive  Besteuerung  der  kleinen  Ein- 
kommen, die  Berücksichtigung  der  Familien-  und  der  besonderen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  insbesondere  des  Schuldzinsenabzugs,  endlich  die  progressive  Be- 
lastung der  höheren  Einkommen  ermöglicht,  dem  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  der  individuellen  Leistungsfähigkeit  in  umfassender  Weise  Rechnung  zu 
tragen  vermag. 

Auch  jetzt  ist  sodann  wiederum  daran  festgehalten,  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer sofort  zur  eigentlichen  Stütze  des  direkten  Staatssteuersystems 
und  zur  Hauptsteuer  zu  machen  und  die  bestehenden  Ertrags- 
steuem mit  Ausnahme  der  Diensteinkommensteuer,  welche  in  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  aufgehen  soll,  im  wesentlichen  nur  als  Ergänzungs- 
steuern zur  höheren  Belastung  des  aus  Vermögen  herrührenden  und  deshalb 
steuerfähigen  sogen,  fundierten  Einkommens  mit  ermässigten  Steuersätzen 
beizubehalten.  Die  Königl.  Regierung  lehnt  es  somit  nach  der  einen  Seite 
hin  auch  jetzt  ab,  die  allgemeine  Einkommensteuer  nur  in  dem  beschränkten 
Umfang  einer  Erg^zungssteuer  einzuführen,  wie  sie  andererseits  sich  nicht 
dazu  entschliessen  konnte,  die  bestehenden  Ertragssteuem  im  Staatasteuersystem 
gänzlich  zu  beseitigen  und  durch  eine  allgemeine  Vermögenssteuer  zu  ersetzen. 

1.  Wie  in  der  früheren  Denkschrift  ausgeführt  ist,  bemht  der  Vorschlag, 
die  allgemeine  Einkommensteuer  nicht  als  Ergänzungssteuer,  sondern 


I)  Siehe  Finanzarchiv  12  (1895),  S.  684  f.    D.  H. 
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sofort  als  Hauptsteuer  einzuführen,  hauptsächlich  auf  der  Erwägung,  dass 
die  Beibehaltung  der  bestehenden  Diensteinkommensteuer  neben  der  ^dlgemeinen 
Einkommensteuer  wegen  der  inneren  Verwandtschaft  der  beiden  Steuern  sich 
nicht  empfiehlt  Der  weitaus  grössere  Teil  der  Dienst-  und  Berufseinkommen- 
steuerpflichtigen bezieht  überhaupt  kein  weiteres  Einkommen,  es  wäre  also  hier 
das  der  allgemeinen  Einkommensteuer  unterliegende  Gesamteinkommen  identisch 
mit  dem  der  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer  zu  unterstellenden  Einkommen 
und  die  Belassung  der  Diensteinkommensteuer  würde  lediglich  einen  doppelten 
Veranlagungsapparat  mit  doppelten  Kosten  bedeuten,  wobei  auch  sonstige 
Schwierigkeiten  aller  Art  nicht  ausbleiben  kannten.  Weiterhin  kommt  in  Be- 
tracht, dass  die  Diensteinkommensteuer,  da  sie  lediglich  unfundiertes  Einkommen 
umfasst,  in  das  künftige  Ertragssteuersystem  nicht  passen  würde,  wie  denn 
auch  kein  anderer  deutscher  Staat,  in  welchem  eine  allgemeine  Einkommen- 
Bteuer  besteht,  daneben  noch  eine  besondere  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 
erhebt.  Lässt  man  aber  die  bisherige  Diensteinkommensteuer  in  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  aufgehen  und  sucht  man  andererseits  eine  steuerliche  Ent- 
lastung insbesondere  der  grosseren  Dienst-  und  Berufseinkommen  zu  vermeiden, 
so  führt  dies  mit  Notwendigkeit  dazu,  den  Steuersatz  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer gleich  von  vornherein  in  Annäherung  an  den  Steuersatz  der 
bestehenden  Diensteinkommensteuer  so  hoch  zu  bestimmen,  dass  die  allgemeine 
Einkommensteuer  von  selbst  zur  Hauptsteuer  im  künftigen  direkten  Steuer- 
system wird.  Als  blosse  Ergänznngssteuer  würde  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer auch  ihren  Zweck  nicht  erfüllen,  denn  sie  könnte  als  solche  nur  mit 
einem  massigen  Steuersatz  und  massigem  Ertrage  eingeführt  werden,  so  dass 
die  Ertragssteuersätze  sich  nicht  wesentlich  vermindern  könnten.  Wenn  an- 
lässlich der  früheren  ständischen  Beratungen  gegen  die  Einkommensteuer  ^s 
Hauptsteuer  auf  die  Unsicherheit  der  Wirkungen  einer  Einkommensteuer  über- 
haupt hingewiesen  worden  ist,  so  ist  hiergegen  geltend  zu  machen,  dass  die 
Einkommensteuer  nahezu  in  sämtlichen  deutschen  Staaten  bereits  eingeführt 
ist,  dass  mit  der  Einkommensteuer  überall,  wo  sie  eingeführt  wurde,  günstige 
Erfahrungen  gemacht  werden,  und  dass  Württemberg  sich  diese  Erfahrungen 
wird  zu  nutze  machen  können. 

Was  die  Gestaltung  der  Einkommensteuer  im  einzelnen  betrifft, 
80  wird  der  Gesetzesentwurf  behufs  Herbeiführung  einer  rascheren  Verständigung 
der  gesetzgebenden  Faktoren  nicht  in  seiner  ursprünglichen  Gestalt,  sondern 
im  wesenthchen  in  derjenigen  Fassung  dem  neuen  Landtag  vorgelegt,  welche 
den  gemeinsamen  Beschlüssen  des  früheren  Landtags  entspricht.  Soweit  die 
Regierung  diesen  Beschlüssen  sich  nicht  anzuschliessen  vermochte,  ist  teils  auf 
die  frühere  Regierungsvorlage  zurückgegriffen,  teils  sind  neue  Bestimmungen 
vorgeschlagen  worden.  Letzteres  ist  insbesondere  der  Fall  bezüglich  des  Tarifs 
(Art.  18  des  neuen,  Art.  16  des  früheren  Entwurfs),  über  den  bei  der  früheren 
Beratung  eine  Einigung  der  beiden  Ständekammem  nicht  zu  stände  gekommen 
ist.  Nach  dem  neuen  Entwurf  wird  mit  dem  Steuersatz  von  4°/o  nicht  schon 
bei  15,000  M.  Einkommen,  wie  nach  dem  früheren  Entwurf,  sondern  erst  bei 
einem  Einkommen  von  30,000  M.  eingesetzt  und  die  Progression  bis  zu  den 
Einkommen  von  100,000  M.  und  bis  zu  dem  Steuersatz  von  4^2^/0  fortgeführt, 
um  der  grösseren  Leistungsfähigkeit  der  höheren  Einkommen  mehr  Rechnung 
zu  tragen. 

2.  Behufs  höherer  Belastung  des  fundierten  Einkommens  wird  sodann, 
wie  in  der  früheren  Vorlage,  die  Beibehaltung  der  bestehenden  Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbe-  und  Eapitalsteuer  in  Antrag  gebracht.  Vom 
Standpunkt  einer  vorsichtigen  Steuer-  und  Finanzpolitik  empfiehlt  sich  die 
vollständige  Abschaffung  der  Ertragssteuem  und  der  Uebergang  zur  Ver- 
mögenssteuer oder  eine  vermögenssteuerartige  weitere  Umbil- 
dung der  Ertrags  steuern  für  Württemberg  jedenfalls  insolange  nicht,  als 
nicht  über  die  speziellen  Wirkungen  der  allgemeinen  Einkommensteuer  Erfah- 
rungen vorliegen  und  als  nicht  bekannt  ist,  auf  welchen  Ertrag  man  bei  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  mit  Sicherheit  rechnen  kann.    Zwar  ist  die  all- 
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gemeine  Vermögenssteuer,  nachdem  Preussen  im  Jahr  1895  damit  yorangegangen 
ist,  in  den  letzten  Jahren  auch  in  Braunschweig  und  Hessen  eingeföhrt  worden 
und  es  hat  neuerdings  auch  Baden  eine  yermögenssteuerähnliche  Um-  and 
Fortbildung  seiner  Ertragssteuem  in  Angriff  genommen.  Allein  in  allen  diesen 
Staaten  wurde  die  Vermögenssteuer  keineswegs  gleichzeitig  mit  der  Einkommen- 
steuer, sondern  erst  einige  Jahre  oder  Jahrz^nte  nachher  eingeführt,  nachdem 
die  Einkommensteuer  mit  ihren  Wirkungen  auf  die  einzelnen  Erwerbsgrappen 
sich  eingelebt  hatte.  Dabei  lagen  insbesondere  in  Preussen  die  Verh&lbiisse 
für  die  Einführung  der  Vermögenssteuer  weit  günstiger  als  in  Württemberg, 
weil  dort  ein  weit  geringerer  Teil  des  Staatsbedarfs  durch  direkte  Steuern  auf- 
gebracht werden  muss.  In  Württemberg  kommt  nach  dem  Etatsvoranschlag  für 
1900  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  eine  direkte  Staatssteuerbelastung  von 
8  M.  80  Pf.,  in  Preussen  von  nur  6  M.  15  Pf.  Preussen  war  infolgedessen  in 
der  Lage ,  die  Vermögenssteuer  mit  einem  massigen  Satz  als  Ergänzung  der 
Einkommensteuer  einzuführen,  so  dass  als  Ertrag  der  Vermögenssteuer  im 
preussischen  Etat  fQr  1900  nur  die  Summe  von  83  Mill.  M.  yorgesehen  ist 
gegenüber  einem  Ertrag  yon  159  Mill.  M.,  welchen  die  Einkommensteuer  auf- 
zubringen hat.  Die  Vermögenrateuer  nach  preussischem  Muster  würde  im  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerung  in  Württemberg  nur  einen  Ertrag  von  2,2  Mill.  M. 
ergeben,  während  der  durch  den  Ertrag  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
nicht  gedeckte  Steuerbedarf  sich  rund  auf  7,300,000  M.  belaufen  wird.  Um 
die  letztgenannte  Summe  aufzubringen,  müsste  somit  der  Steuersatz  weit  höher 
gegriffen  werden  als  in  Preussen,  selbst  wenn  man  die  steuerfreie  Grenze  auf 
einen  erheblich  niedrigeren  Betrag  festsetzen  würde  als  es  in  Preussen  der 
Fall  ist,  wo  alle  Personen,  deren  steuerbares  Vermögen  den  Gesamtwert  von 
6000  M.  nicht  übersteigt ,  steuerfrei  bleiben.  Gegen  eine  Vermögenssteuer  mit 
so  hohen  Steuersätzen  bestehen  aber  bei  den  gegebenen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Württembergs,  bei  dem  Mangel  grösserer  Einkommen  und  Vermögen 
und  bei  dem  Vorherrschen  des  Kleinbetriebs  in  der  Landwirtschaft  die  gprössten 
Bedenken.  Dazu  kommt,  dass  die  gleichzeitige  Ein-  und  Durchführung  yon 
zwei  in  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  so  tief  eingreifenden 
Steuern  wie  die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  allgemeine  Vermögens- 
steuer voraussichtlich  starke  Verschiebungen  in  der  Steuerlast  und  in  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  zur  Folge  hätte  und  daher  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Steuerpflichtigen  sich  nicht  empfiehlt.  Endlich  erscheint  es  nahezu  als 
ausgeschlossen,  dass  die  gleichzeitige  Ein-  und  DurchfQhrung  beider  Steuern 
mit  dem  zur  Verfügung  stehenden  Beamtenpersonal  bewerkstelligt  werden  könnte. 

rV.  Von  grosser  Bedeutung  ist  nun  aber  die  Frage,  welche  Aenderungen 
an  den  als  Ergänzungssteuem  beizubehaltenden  Ertragssteuem  vorzunehmen 
sind,  damit  sie  ihre  Aufgabe  im  neuen  Steuersystem  zweckentsprechend  zu 
erfüllen  vermögen.  Zu  diesem  Behuf  werden  den  Ständen  mit  der  Einkommen- 
steuervorlage  A  wiederum  ein  Gesetzesentwurf  B  über  die  Kapitalsteuer,  sowie 
eine  Novelle  0  zu  dem  Gesetz  vom  28.  April  1873,  betreffend  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer  vorgelegt. 

Die  neue  Kapitalsteuervorlage  (B)  ist  in  der  Hauptsache  dem 
Entwurf  nachgebildet,  wie  er  aus  den  Beschlüssen  des  vorigen  Landtages  her- 
vorgegangen und  in  der  Beil.  Nr.  341  der  Drucksachen  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten von  1898  Beil.-Bd.  IX  von  1895/99  S.  705  ff.  enthalten  ist 

Auch  die  neue  Novelle  zu  dem  Gesetz  vom  28.  April  1878,  be- 
treffend die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  (C)  entspricht 
in  der  Hauptsache  dem  früheren  Entwürfe  in  Verbindung  mit  den  früheren 
ständischen  Beschlüssen. 

Eine  Bestimmung  wegen  höherer  Besteuerung  der  Warenhäuser  und 
ähnlicher  Geschäfte  ist,  abgesehen  von  der  Vorschnft  in  Art  IV  Ziff.  3  d^ 
Gesetzesentwurfs  C,  nicht  in  diesem  Gesetzesentwurf,  sondern  in  dem  Kommunal- 
Steuergesetzesentwurf  vorgesehen.  Bestimmend  hierfür  war  die  Erwägung,  dass 
sich  eine  solche  Massnahme  eher  auf  dem  Boden  der  Kommunalbesteuernng 
rechtfertigen  lässt,    da  die   in  Betracht  kommenden  Betriebe  nur  in   einigen 
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wenigen  Gemeinden  des  Landes  vorkommen  und  überdies  die  Verbältnisse  nicbt 
überall  gleicbartig  sind,  und  da  femer  durcb  diese  Betriebe  vornehmlich  eine 
Schädigung  der  ortsansässigen  kleinen  und  mittleren  Geschäfte  bewirkt  wird, 
für  welche  durch  eine  kommunale  Zusatssteuer  am  ehesten  ein  gewisser  Schutz 
gegen  die  Konkurrenz  der  Warenhäuser  geschaffen  werden  kann.  Ebenso  ist 
von  der  Aufnahme  einer  Bestimmung  wegen  höherer  Besteuerung  der  Bau- 
plätze in  den  Entwurf  C  abgesehen  und  eine  solche  ebenfalls  in  dem  Korn- 
munalsteuergesetzentwurf  beantrag  worden.  Dagegen  enthält  der  neue  Ent- 
wurf aUe  Aenderungsvorschläge  wieder,  welche  schon  in  der  früheren  Vorlage 
enthalten  waren,  namentlich:  die  Einführung  einer  allgemeinen  periodischen 
Revision  des  Gebäudekatasters,  die  Gewerbebesteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirt- 
schafbsgenossenschaften ,  die  Unterwerfung  der  bisher  mit  ihrem  Gesamtertrag 
der  Eapitalsteuer  unterliegenden  Privateisenbahnen  unter  die  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer,  sodann  die  Verlegung  des  Termins  der  jährlichen  Eataster- 
berichtigung  auf  den  Anfang  des  Kalenderjahrs  und  endlich  die  erst  bei  der 
ständischen  Beratung  beschlossene  Bestimmung,  dass  die  Zinsen  und  sonstigen 
Erträgnisse  aus  den  zum  gewerblichen  Betrieoskapital  gehörigen  Forderungen 
von  Wertpapieren  nicht  meor  der  Kapitalsteuer  unterliegen,  sondern  als  Erträg- 
nisse des  Gewerbebetriebs  besteuert  werden  sollen. 

Wichtiger  als  diese  Einzelbestimmnngen  ist  die  Frage  der  Anpassung 
der  Ertragskataster  an  die  allgemeine  Einkommensteuer. 
Wenn  man  sich  wie  bei  dem  früheren  Reformplan  auch  jetzt  wieder  auf  den 
Standpunkt  zu  stellen  hat,  dass  die  Beibehaltung  der  Ertragssteuem  im  wesent- 
lichen den  Zweck  verfolgen  soll,  das  auf  Vermögen  beruhende  Einkommen 
ausserhalb  der  Einkommensteuer  einer  besonderen  Belastung  zu  unterwerfen, 
so  werden  die  Kapitalien  und  die  im  Gebäudekataster  nach  ihrem  Verkaufswert 
veranschlagten  Gebäude  als  reine  Vermögensobjekte  bei  der  Steuerbemessung 
auch  künfSg  voll  in  Rechnung  zu  nehmen  sein. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  dem  Grundkataster  und  dem 
Gewerbekataster. 

1.  Was  das  Grundkataster  betrifft,  so  sind  seit  der  Aufstellung  des- 
selben die  Verhältnisse  der  Landwirtschaft  durch  den  Rückgang  der  Getreide- 
preise,  noch  mehr  aber  durch  die  Steigerung  der  Arbeitslöhne  ungünstigere 
geworden  und  es  entsprechen  die  Reinerträge,  wie  sie  im  Grundkataster  ent- 
halten sind,  vielfach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  der  Gegenwart  nicht 
mehr.  Diesen  Umständen  ist  bei  Beratung  der  früheren  Vorlagen  von  den 
beiden  Kammern  dadurch  Rechnung  getragen  worden,  dass  ein  Abzug  von  20  7o 
am  Grundkataster  beschlossen  und  die  BiUe  an  die  Regierung  gerichtet  wurde, 
einen  erheblichen  Teil  der  Musterschätzungen,  welche  der  Grundsteuerveran- 
lagung als  Grundlage  dienen,  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  und  den  Land- 
ständen das  Ergebnis  dieser  Untersuchung  mitzuteilen.  Dieser  Anregung  zufolge 
hat  das  KönicL  Finanzministerium  in  den  Jahren  1898  und  1899  die  Grund- 
steuermusterschätzung  in  14  Gemeinden,  dem  achten  Teil  sämtlicher  Muster- 
schätzungsorte des  Landes,  einer  Revision  unterziehen  lassen,  deren  Ergebnisse 
in  der  Anlage  näher  dargelegt  sind.  Diesen  Darle^ngen  ist  zu  entnehmen, 
dass  die  seiner  Zeit  bei  der  Musterschätzung  ermittelten  durchschnittlichen 
Reinerträge  mit  den  Reinerträgen  des  landwirtschaftlich  benützten  Bodens,  wie 
sie  sich  bei  Anwendung  derselben  Grundsätze  durchschnittlich  in  der  Gegenwart 
berechnen  würden,  nicht  mehr  übereinstimmen.  Nach  dem  Ergebnis  dieser 
Musterschätzungsrevisionen  berechnet  sich  nämlich  das  revidierte  Gmndsteuer- 
kataster  im  Durchschnitt  sämtlicher  14  revidierten  Gemeinden  zu  80,98  7o  des 
bisherigen  Katasters,  wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  dass  die  Verhältnisse  bei 
den  einzelnen  Revisionsgemeinden  ausserordentlich  verschieden  liegen  und  dass 
das  revidierte  Kataster  der  einzelnen  Gemeinden  im  ganzen  in  Prozenten  des 
bisherigen  Katasters  zwischen  54,76  7«  und  106,56  7«  schwankt.  Nicht  minder 
gross  sind  auch  die  Schwankungen  innerhalb  der  einzelnen  Kulturarten,  sofern 
sich  die  revidierten  Steuerkapitole  in  Prozenten  des  bisherigen  Steuerkapitals 
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bei  den  Aeckem                    zwischen  55,44  7o  ^^^  103,11  ^o 

,  ^     Wiesen                            ,        85,81  ,  ,  11537  > 

,  ,     Weinbergen                     ,             0  ,  97,84  , 

„  ,     Baumgtitern                     „        80,48  ,  ,  124,79  , 

^  r     Gärten  und  Ländern      „        63,32  ,  ,  113,60  , 

,  „     Hopfengärten                  ,        50,66  ,  ,  87,50  , 

bewegen,  während  im  Durchschnitt  sämtlicher  Revisionsgemeinden  das  Kataster 

der  Aecker  einschl.  der  Wechselfelder  75,67  % 

,    Wiesen 101,66  „ 

,     Baumgüter 104,55  „ 

y,    Hopfengärten 74,09  , 

,.     Gärten  und  Länder 81,10  „ 

,     Weinberge 46,07  , 

des  bisherigen  Katasters  beträgt.  Hiemach  ist  den  Ergebnissen  der  Revision  zu 
entnehmen,  dass  die  Katasterreinerträ^e  gegenüber  den  Musterschätzungen  bei 
den  Aeckem,  Gärten  und  Ländern,  bei  den  Hopfengärten  sowie  bei  den  Wein- 
bergen einen  mehr  oder  weniger  grossen  Rückgang  erfahren  haben,  während 
bei  den  Wiesen  und  bei  den  Baumgütem  ein  Rückgang  der  Reinerträge  teils 
gar  nicht,  teils  nur  in  geringerem  Umfang  in  Frage  kommt. 

Es  könnte  sich  nun  fragen,  ob  den  veränderten  Verhältnissen  der  Land- 
wirtschaft nicht  durch  eine  spezielle  Revision  des  gesamten  Grundkatastert 
Rechnung  getragen  werden  sollte.  Allein  eine  solche  Revision  wäre  gleich- 
bedeutend mit  einer  Neuherstellung  des  Katasters,  indem  zunächst  sämtliche 
Musterschätzungen  einer  Revision  unterzogen,  sodann  die  Assimilierung  der 
übrigen  Gemeinden  auf  Grund  der  Revision  der  Musterschätzungen  vor- 
genommen und  hierauf  für  jede  einzelne  Parzelle  das  Steuerkapital  neu  be- 
rechnet werden  müsste.  Nach  dem  Zeit-  und  Kostenaufwand  zu  schliessen,  den 
die  ursprüngliche  Herstellung  des  Grundkatasters  verursacht  hat,  würde  daher 
eine  spezielle  Revision  desselben  einen  so  erheblichen  Zeit-  und  Kostenaufwand 
verursachen,  dass  derselbe  kaum  im  richtigen  Verhältnis  stehen  würde  zu  dem 
schliessb'chen  Erfolge.  Wie  die  Musterschätzungsrevision  ergeben  hat,  ist  die 
Ursache  des  Rückgangs  der  ReinertrUge  in  erster  Linie  in  den  gegen  früher 
wesentlich  erhöhten  Arbeitskosten  zu  suchen  und  rührt  teilweise  ner  von  den 
niedrigen  Dinkelpreisen  und  von  den  geringen  Herbsterträgen.  Würde  man 
nun  bei  einer  Revision  des  Grundkatasters  me  Arbeitelöhne  nach  dem  Durch- 
schnitt der  letzten  10  oder  15  Jahre  zu  Grund  legen,  so  hätte  map  doch  keine 
Garantie  dafür,  dass  die  Arbeitelöhne  nach  weiteren  10  Jahren  nocb  dieselben 
sind,  wie  die  Durchschnittslöhne  der  letzten  10  Jahre.  Ebensowenig  ist  mit 
einiger  Sicherheit  vorherzusehen,  wie  sich  die  Getreidepreise  weiter  entwickeln, 
ob  in  aufsteigender  oder  absteigender  Richtung  und  welche  Herbsterträge  für 
die  nächsten  15  Jahre  in  Aussicht  zu  nehmen  sind,  wie  sich  z.  B.  schon  ein 
ganz  anderes  Bild  ergeben  würde,  wenn  in  die  Revision  das  Jahr  1900  mit 
einbezogen  würde.  Man  würde  also  voraussichtlich  die  Erfahrung  machen,  dass 
das  revidierte  Kataster  in  10  bis  15  Jahren  wieder  veraltet  wäre.  Zudem 
erscheint  es  überhaupt  fraglich,  ob  eine  neue  allgemeine  Revision  sich  noch 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  April  1878  vollziehen  könnte, 
ob  nicht  vielmehr  angesichte  der  inzwischen  eingetretenen  Aenderungen  in  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  zuvor  andere  Einschätzungsnormen  verabschiedet 
werden  müssten. 

Wenn  hiemach  eine  spezielle  Revision  des  gesamten  Grundkatasters  ernst- 
lich nicht  in  Frage  kommen  kann,  so  wird  dem  Rückgang  der  Katasterrein- 
erträge nur  durch  einen  summarischen  Abstrich  am  Kataster  Rechnung  getragen 
werden  können  und  zwar  entweder  durch  einen  gleichmässigen  Abs&ich  an 
sämtlichen  Kulturarten,  wie  ein  solcher  bei  Beratung  der  früheren  Vorlage  von 
den  beiden  Kammern  beschlossen  wurde,  oder  durch  entsprechende  Al^triche 
an  deixjenigen  Kulturarten,  deren  Reinerträge  hauptsächlich  einen  Rückgang 
erfahren  haben. 
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Für  einen  allgemeinen,  sämtlichen  Eulturarten  gleichmässig  zu  gut  kom- 
menden Abstrich  würden  in  erster  Linie  praktische  Erwägxmgen  sprechen. 
Eine  solche  Massregel  h&tte  den  Vorzug  der  Einfachheit  für  sich,  ihre  Durch- 
führung würde  keine  besonderen  Schwierigkeiten  bieten;  auch  würde  sich  dafQr 
der  umstand  geltend  machen  lassen,  dass  in  einem  landwirtschaftlichen  Betrieb 
für  die  Regel  nicht  die  eine  oder  andere  Eulturart  ausschliesslich  und  einseitig 
vorherrschend  ist,  sondern  mehrere  miteinander  in  organischem  Zusanmienhang 
stehende  Eulturarten  vereinigt  zu  sein  pfle^^en,  so  dass  ein  durchschnittlich 
gleichmässiger  Abstrich  im  Effekt  von  der  Wirkung  eines  nach  einzelnen  Eultur- 
arten abgestuften  Abstrichs  wohl  nicht  erheblich  verschieden  wäre. 

Indessen  sprechen  doch  überwiegende  Gründe  für  die  Bemessung  des 
Abstrichs  nach  den  einzelnen  Eulturarten.  Wie  schon  erwähnt, 
hat  im  Durchschnitt  sämtlicher  Revisionsgemeinden  nur  das  Eataster  der 
Aecker  und  Wechselfelder,  derGärten  undLänder,  der  Hopfen- 
gärten und  der  Weinberge  ^e^nüber  dem  bisherigen  Eataster  einen 
Rückgang  erfahren,  während  das  revidierte  Eataster  der  Wiesen  und  der  Baum- 
güter einen  Rückgang  nicht  aufweist  Bei  den  Wiesen  rührt  dies  daher,  dass, 
abgesehen  vom  Jahr  1893,  wo  wegen  der  damaligen  anhaltenden  Trockenheit 
in  einem  grossen  Teil  des  Landes  ein  empfindlicher  Ertragsausfall  eingetreten 
ist,  die  Futtererträge  vorher  und  nachher  auf  einer  normalen  Höhe  sich  er- 
halten haben,  dass  die  Bewirtschaftung  der  Wiesen  verhältnismässi^f  wenig  Ar- 
beit erfordert  und  die  Arbeitelöhne  deshalb  den  Reinertrag  weit  nicht  in  dem 
Masse  schmälern,  wie  dies  bei  den  Aeckem  und  den  Weixibergen  der  Fall  ist, 
während  andererseits  den  erhöhten  Eulturkosten  höhere  Futter-,  Fleisch-  und 
Milchpreise  gegenüberstehen.  Dasselbe  trifft  zu  bezüglich  der  Baumgüter,  soweit 
dieselben  aus  Baumwiesen  und  Baumgärten  bestehen,  während  bei  den  Baum- 
ackern  der  Rückgang  des  Bodenertrags  durch  den  Obstertrag  zum  grösseren  Teil 
wieder  ausgeglichen  wird.  Ein  Abstrich  am  Eataster  der  Wiesen  und  der  Baum- 
güter  erscheint  daher  nicht  angezeigt. 

Weniger  günstig  liegen  die  Verhältnisse  bei  dem  Ackerfeld  und  den 
Hopfengärten,  den  Gärten  und  Ländern,  sowie  bei  den  Weinbergen. 

Was  zunächst  die  Aecker  und  Wechsel  fei  der  betrifft,  so  ist  die 
dermaüffe  unbefriedi^nde  Rentabilität  dieser  Eulturart  allgemein  anerkannt 
und  es  haben  auch  die  Musterschätzungsrevisionen  ergeben,  dass  infolge  der 
erhöhten  Eulturkosten  auf  der  einen  und  infolge  der  niedrigen  Dinkelpreise  auf 
der  andern  Seite  die  Reinerträge  der  Revision  hinter  den  Reinerträgen  der 
Musterschätzung  in  allen  Revisionsgemeinden  mit  Ausnahme  einer  einzigen  Ge- 
meinde zum  Teil  nicht  unerheblich  zurückgeblieben  sind.  Aehnlich  liegen  die 
Verhältnisse  bei  den  Hopfengärten,  da  der  Hopfenbau  schon  seit  geraumer 
Zeit  teils  unter  geringen  Ernten,  teils  unter  unzureichenden  Preisen  der  Produkte 
leidet,  während  die  Betriebskosten,  namentlich  die  Eosten  der  Ernte  eine  Stei- 
gerung erfahren  haben.  Aber  auch  bei  den  Gärten  und  Ländern  ist  im 
allgemeinen  ein  Rückgang  der  ReinertrUge  zu  konstatieren,  wenn  auch  das  Er- 
gebnis der  Revision  bei  diesen  Eulturarten  im  Durchschnitt  ein  etwas  günsti- 
geres ist.  Ein  Abstrich  am  Eataster  der  Aecker  und  Wechselfelder  sowie  der 
Hopfengärten,  Gärten  und  Länder  erscheint  daher  begründet  und  da  sich  die 
Reinerträge  dieser  Eulturarten  nach  den  Ergebm'ssen  der  Revision  zwischen 
74,09  7o  und  81,10  7o  des  ursprünglich  geschätzten  Ertrags  beweeen,  so  dürfte 
es  bei  dieser  unerheblichen  Differenz  und  in  Berücksichtigung  des  Umstands, 
dass  das  Eataster  der  Gtäji^en  und  Länder  und  der  Hopfengärten  von  unter- 
geordneter Bedeutung  ist,  im  Interesse  eines  möglichst  einfachen  Verfahrens  am 
zweckmässigsten  sein,  für  die  Aecker  und  Wechselfelder,  die  Gärten  und  Länder 
und  die  Hopfengärten  ein  und  denselben  Abstrich  zu  machen  und  diesen  auf 
20  7o  festzusetzen.  Einen  grösseren  Rückgang  hat  nach  dem  Ergebnis  der 
Mnsterschätzungsrevisionen  teils  infolge  des  Rückgangs  der  Roherträge,  teils 
infolge  der  erhöhten  Eulturkosten  das  Eataster  der  Weinberge  erfahren, 
deren  Reinertrag  sich  gegenüber  dem  ursprünglich  geschätzten  Ertrag  auf  durch- 
schnittlich 46,07  7o  ermässigt  hat.  Nach  diesem  Ergebnis  erscheint  ein  grösserer 
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Abstrich  als  am  Kataster  der  Aecker  angezeigt  und  dürfte  ein  solcher  Ton  40*/o 
angemessen  sein. 

Dagegen  liegt  zu  einem  Abstrich  am  Kataster  der  Waldungen  bei  den 
dermaligen  günstigen  Erträgen  der  Waldwirtschaft  ein  Grund  nicht  vor,  zumal 
auch  die  seit  der  erstmaligen  Einschätzung  stattgehabte  Steigerung  der  Arbeits- 
löhne sich  bei  den  Waldungen  weit  nicht  so  bemerklich  macht,  wie  bei  den 
Aeckem,  Weinbergen  u.  s.  w.  Ebensowenig  kann  es  sich  um  einen  Abstrich 
am  Kataster  der  Weiden,  Torffelder,  Haus-,  Arbeitsplätze,  Steinbrüche  etc. 
handeln,  da  die  Weiden,  bei  denen  nur  die  Erzeugung  von  Futterpflanzen  in 
Betracht  kommt,  im  allgemeinen  den  Wiesen  gleichbäandelt  wurden,  soweit 
ihr  Ertrag  nicht  bei  dem  Steueranschlag  der  Weiderechte  zu  berücksichtigen 
war,  während  die  andern  genannten  Kulturarten  keine  eigentlichen  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  darstellen. 

Endlich  liegt  auch  kein  zureichender  Grund  vor,  den  Abstrich  auf  das 
Gefällkataster  auszudehnen.  Soweit  dasselbe  aus  dem  Steueranschlag  von  Weide- 
rechten besteht,  deren  Ertrag  infolge  des  intensiveren  ßracheinbaus  und  des 
Rückgangs  der  Schäferei  in  den  letzten  20  Jahren  sich  vermindert  hat,  haben 
die  steuerpfliditigen  Weideberechtigten,  zumeist  die  Gemeinden,  in  solchen  Fällen 
schon  bisher  eine  Ermässigung  des  GeÄllkatasters  beantrag  und  eine  Kataster- 
änderung herbeigeführt.  Infolgedessen  ist  das  Kataster  der  Weiderechte  von 
2,036,869  M.  56  Pf.  bei  der  erstmaligen  Einschätzung  auf  1,567,985  M.  46  Pf. 
nach  dem  Stand  vom  1.  April  1899  zurückgeg^angen.  Soweit  aber  das  Qefäll- 
kataster  aus  dem  Steueranschlag  von  Fischereirechten  besteht,  wird  das  Kataster 
bei  dem  Aufschwung,  den  die  Fischerei  im  Land  in  den  letzten  20  Jahren  ge- 
nommen hat,  da  und  dort  eher  zu  nieder  als  zu  hoch  sein. 

Bei  einem  Abstrich  von  20  7o  würde  sich  das  Kataster  der  Aecker  und 
Wechselfelder,  der  Gärten  und  Länder  und  der  Hopfengärten 

zusammen  um 10,720,381  M. 

und   das  Kataster   der  Weinberge   bei    einem  Abstrich   von 

40>  um 1,204,178    , 

das  gesamte  Grundkataster  somit  um 11,924,554  M. 

ermässigen. 

Die  vorgeschlagene  Massregel  lässt  sich  jedoch  nur  rechtfertig^^  bei 
gleichzeitiger  Einführung  einer  allffemeinen  Einkommensteuer,  sofern  bei  den- 
jenigen landwirtschaftlichen  Betrieben ,  die  jetzt  gegenüber  den  zur  Zeit  der 
Grundsteuereinschätiung  vorliegenden  Yerhältiiissen  unter  individuell  günstigeren 
wirtschaftlichen  Bedingungen  produzieren  und  bei  denen  eine  Ermäßigung  der 
Grundsteuer  daher  vielfach  nicht  angezeigt  wäre,  die  Ermässigung  der  Grund- 
steuer wieder  ausgeglichen  wird  dadurch,  dass  dieselben  mit  ihren  höheren  Ein- 
künften durch  die  allgemeine  Einkommensteuer  getroffen  werden. 

2.  Anlangend  das  Gewerbekataster,  so  sind  gegen  den  früheren 
Vorschlag  der  königl.  Regierung,  den  Arbeitsverdienst,  weil  er  nicht  fundiertes 
Einkommen  darstelle,  aus  der  Gewerbesteuer  auszuscheiden  und  für  das  Be- 
triebskapital einen  einheitlichen  Ertragsprozentsatz  von  5^0  festzusetzen,  von 
beiden  Häusern  des  Landtags  vom  Standpunkt  der  praktischen  Durchführung 
und  der  steuerlichen  Gerechtigkeit  sowohl,  wie  auch  vom  Standpunkt  der  Kom- 
munalbesteuerung aus,  erhebliche  Bedenken  geltend  gemacht  worden.  Beide 
Kammern  kamen  daher  übereinstimmend  zu  dem  Beschluss,  dass  es  vorerst  bei 
der  bestehenden  Gesetzgebung  unbeschadet  einzelner  Aenderungen  zu  belassen, 
und  die  Ausgleichung  zur  Vermeidung  einer  doppelten  Besteuerung  des  per- 
sönlichen Arbeitsverdienstes  durch  einen  entsprechenden,  nach  der  Höhe  des 
Steuerkapitals  abgestuften  Abstrich  am  Gewerbekataster  und  zwar  von  60  >, 
50  7o  bezw.  40  V«  zu  bewirken  sei,  je  nachdem  ein  Gewerbebetrieb  mit  einem 
Steuerkapital  bis  zu  1000  M.  oder  mit  einem  solchen  von  1001  bis  5000  M. 
bezw.  von  mehr  als  5000  M.  veranlagt  ist. 

Angesichts  des  von  dem  vorigen  Landtag  in  dieser  Frage  eing^ommenen 
Standpunkts  wird  seitens  der  königl.  Regierung  darauf  verzichtet,  auf  die  Be- 
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iriebskapitalsteuer  zarückzukommen ,  vielmehr  in  Uebereinstimmun^  mit  den 
ständischen  Beschlüssen  an  der  bestehenden  Gewerbesteuer  grundsätzlich  fest- 
gehalten. Dabei  ist  aber  zu  prüfen,  ob  ein  Abstrich  am  Gewerbekataster  zur 
Vermeidung  einer  doppelten  Besteuerung  des  persönlichen  Arbeitsyerdienstes 
überhaupt  begründet  ist  und  zutreffenden  Falls  auf  welche  Weise  diese  doppelte 
Besteuerung  am  besten  vermieden  wird. 

Wenn  seit  1887  die  drei  Ertragskataster  durch  die  Festsetzung  eines 
gleichen  Steuersatzes  für  tJle  drei  Steuerquellen  als  gleichwertig  angenommen 
und  behandelt  worden  sind,  so  kann  diese  Gleichwertigkeit  nur  in  dem  Sinn 
verstanden  sein,  dass  auf  diese  Weise  bleiche  steuerliche  Leistungsföhigkeit  gleich 
besteuert  werde.  Die  Leistungsfähigkeit  kommt  aber  nicht  nur  in  der  Grösse 
des  Ertrags,  sondern  auch  in  dem  Grad  der  Fimdierung  desselben  zum  Ausdruck, 
um  nun  die  gleiche  Besteuerung  gleicher  Leistungsfähigkeit  in  dem  genannten 
Sinn  zu  erzielen,  hat  das  seitherige  württembergische  Recht  nicht  wie  dies 
z.  B.  in  Preussen  geschehen  ist,  zunächst  in  einer  Steuer  (allgemeine  Ein- 
kommensteuer) nur  den  einen  die  Leistungsfähigkeit  bedingenden  Gesichtspunkt, 
nämlich  die  Grösse  des  Einkommens,  berücksichtigt  und  zur  Durchführung  des 
andern  Gesichtspunkts  besondere  Steuern  neben  die  Einkommensteuer  gesetzt, 
sondern  es  wurden  drei  und  mit  Hinzurechnung  der  Kapital-,  Renten-,  Dienst- 
und Berufseinkommensteuer  fünf  Steuern  nebeneinander  gestellt  und  je  beson- 
dere Steuerkapitale  gebildet,  bei  deren  Herstellung  beide  Gesichtspunkte  gleich 
von  vornherein  berücksichtigt  worden  sind.  In  dem  Steuerkapital  ist  somit 
nicht  bloss  diejenige  steuerliche  Leistungsfähigkeit,  welche  in  der  Grösse  des 
Einkommens  bezw.  Ertrags  liegt,  sondern  auch  diejenige,  welche  in  dem  ver- 
schiedenen Grad  der  Fundierung  enthalten  ist,  zum  Ausdruck  gebracht.  In 
diesem  Sinne  können  allein  die  Kataster  als  gleichwertig  einander  gegenüber- 
gestellt werden.  Nun  liegt  es  aber  auf  der  Hand,  dass  diese  Gleichwertigkeit 
sich  verschiebt  und  aufgehoben  wird,  wenn  neben  die  bestehenden  Steuern  eine 
weitere  Steuer  tritt,  die  ausschliesslich  den  einen  Gesichtspunkt,  die  Höhe  des 
Einkommens,  zur  Grundlage  hat,  und  dass,  wenn  in  dieser  neuen  Steuer  die 
Höhe  des  Einkommens  den  ausschliesslichen  Massstab  der  Besteuerung  bildet, 
die  bisherige  Gleichwertigkeit  nur  au^echt  erhalten  werden  kann,  wenn  in  den 
Ertragssteuem  ausschliesslich  der  andere  Gesichtspunkt,  nämlich  der  Grad  der 
Fundierung,  zum  Ausdruck  gebracht  wird.  Denn  wenn  man  annimmt,  dass 
einem  Grundsteuerkapital  von  100  M.  ein  wirkliches  Einkommen  aus  der  Land- 
wirtschaft von  höchstens  1800  M.  entspricht,  für  welches  Einkommen  nach  dem 
bisherigen  Recht  eine  Grundsteuer  von  39  M.  für  angezeigt  gehalten  wurde, 
und  wenn  femer  für  ein  einem  Gewerbekataster  von  1000  M.  entsprechendes 
wirkliches  gewerbliches  Einkommen  von  8000  M.  seither  ebenfalls  eine  Steuer 
von  89  M.  für  angemessen  gehalten  wurde,  und  wenn  diese  Belastungen  seither 
als  gleichwertige  angesehen  worden  sind,  so  ist  diese  Gleichwertigkeit  ver- 
schoben, wenn  in  einem  Falle  eine  Einkommensteuer  aus  dem  Einkommen  von 
1800  M.  mit  15  M.  und  im  andern  eine  solche  aus  dem  Einkommen  von  8000  M. 
mit  42  M.  hinzutritt,  somit  bei  den  beiden  Steuerpflichtigen  nicht  mehr  eine 
Steuerleistung  von  89  M.  und  89  M.,  sondern  im  einen  Fall,  wenn  man  den 
ermässigten  Ertragssteuersatz  von  2,2  ^o  zu  Grund  legt,  22  +  15  =  87  M.,  im 
andern  aber  22  -|-  42  =  64  M.  einander  gegenüberstehen.  Es  hätte  also  derselbe 
Landwirt,  der  sather  mit  89  M.  Grundsteuer  veranlagt  war,  künftig  höchstens 
87  M.  zu  entrichten,  während  der  ihm  bisher  steuerlidi  gleichgestellte  Gewerbe- 
treibende bis  zu  64  M.  an  Einkommensteuer  und  Ertragssteuer  zu  bezahlen  hätte. 
Aus  diesen  Gründen  erscheint  die  unveränderte  Belassung  des  Gewerbekatasters 
nicht  thunlich  und  ein  Abstrich  an  dem  auf  den  persönlichen  Arbeitsverdienst 
entfallenden  Teil  des  Steuerkapitals  begründet. 

In  dieser  Beziehung  wird  sich  bei  dem  Umstand,  dass  das  gewerbliche 
Einkommen  weder  reines  Arbeitseinkommen  noch  blosse  Kapitalrente,  sondern 
ein  aus  Arbeitsverdienst  und  Kapitalrente  gemischtes  Einkommen  darstellt  und 
nicht  mit  Sicherheit  ausgeschieden  werden  kann,  welcher  Betrag  von  diesem 
Einkommen  auf  den  persönlichen  Arbeitsverdienst  und  welcher  auf  die  Betriebs- 
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kapitalrenie  entfällt,  für  die  Ausgleichung  in  Festhaltung  des  bei  den  früheren 
ständischen  Beratungen  betretenen  Weges  ein  nach  der  Höhe  des  Steuerkapitals 
im  ganzen  abgestufter  Abstrich  am  Gewerbekataster  am  besten  empfehlen. 
Eine  solche  Abstufung  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  in  den  kleinen  gewerb- 
lichen Unternehmungen  der  grössere  Teil  des  Er&ags  oder  Einkommens  Arbeits- 
einkommen und  damit  un&diertes  Einkommen  darstellt,  während  in  den 
grösseren  und  grössten  Betrieben  der  persönliche  Arbeitsverdienst  mehr  zurück- 
tritt und  der  Gewerbeertrag  mehr  den  Nutzen  aus  dem  im  Gewerbebetrieb  ver- 
wendeten Kapital  und  den  Untemehmergewinn  enthält.  FQr  die  Feststellung 
der  Abstufung  im  einzelnen  fehlen  allerdings  bestimmte  rechnerische  Grundlagen, 
welche  bei  der  Yielgestaltigkeit  der  Einzelbetriebe  wohl  auch  kaum  gewonnen 
werden  könnten.  Mit  Berücksichtigung  des  durchschnittlichen  Gesamtertrages 
der  fraglichen  Betriebe  wird  man  nun  zwar  die  bei  der  früheren  Beratung  be- 
schlossenen Sätze  von  60  ^/o  für  die  Gewerbebetriebe  mit  einem  Steuerkapital 
bis  zu  1000  M.  und  einem  Ertrag  bis  zu  etwa  8100  M.  und  von  50  V«  ^^  clie 
Gewerbebetriebe  mit  einem  Steuerkapital  von  1001  M.  bis  zu  5000  M.  und 
einem  Ertrag  bis  zu  etwa  7100  M.  festhalten  können.  Wenn  dagegen  bei  der 
früheren  Beratung  für  sämtliche  Betriebe  über  5000  M.  ein  gleichmässiger  Ab- 
strich von  40  %  beschlossen  worden  ist,  so  erscheint  dies  insofern  ungenügend, 
als  hierdurch  diie  mittleren  Betriebe  und  die  Grossbetriebe  gleich  behandelt  sind» 
während  bei  den  Grossbetrieben  der  Arbeitsverdienst  des  Unternehmers  doch 
noch  mehr  zurückzutreten  pflegt.  Es  wird  daher  vorgeschlagen,  den  Abstrich 
von  40  %  ftuf  die  Betriebe  mit  einem  Steuerkapital  von  5001  bis  10^000  M.  und 
einem  gewerblichen  Ertrag  bis  zu  etwa  12,100  M.  zu  beschränken,  dagegen  fOr 
die  Be&iebe  mit  einem  Steuerkapital  von  mehr  als  10,000  M.  bis  30,000  M. 
einen  Abstrich  von  30  %  und  für  die  Betriebe  von  mehr  als  80,000  M.  nur  einen 
Abstrich  von  20%  zu  gewähren.  Bei  Zugrundlegung  dieser  Abstriche  würde 
sich  das  Gewerbekataster  immer  noch  im  ganzen  um  ungefähr  40,000,000  M. 
ermässigen. 

Y.  Falls  am  Grundkataster  und  am  Gewerbekataster  die  vorgeschlagenen 
Abstriche  gemacht  würden,  so  würde  sich  das  künftige  Ertrsigssteuerkataster 
wie  folgt  zusammensetzen: 

Grund-  und  Gefällkataster 82,30  MilL  M., 

Gebäudesteuerkataster  (3%  Rente) 75,60      ,       , 

Gewerbekataster 62,18      ,       , 

zusammen     220,08  Mill.  M., 
hierzu  das  Kapital-  und  Renteneinkommen  einschliesslich  der 
Apanagen 114,67      ,       , 

gibt  zusammen  einen  steuerbaren  Betrag  von      ....      334,75  Mill.  M. 

Die  Steuersätze,  die  den  Ertragsstenem  neben  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer in  Zukunft  zu  Grund  zu  legen  sein  werden,  sind  selbstredend 
nach  dem  Steuerbedarf  zu  bemessen,  der  mit  der  zur  Verfügung  stehenden 
Katastersumme  zu  decken  ist.    Da  nach  dem  Voranschlag  für  1900  an  direkten 

Staatssteuem  rund 18,250,000  M. 

aufzubringen  sind  und  hiervon  durch  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer nach  einer  der  Begründimg  des  Einkommensteuergesetz- 
entwurfs beigegebenen  summarischen  Berechnung  rund  .     10,950,000  M. 
=  V»  gedeckt  werden  können,  so  würden  durch    die  Ertrags- 

steuern  noch  aufzubringen  sein  '/»  oait 7,300,000  M. 

Hiemach  würde  sich  unter  Festsetzung  eines  gleichmässigen  Steuersatzes  für 
sämtliche  Ertragsstenem  ein  solcher  von  rund  2,2^0  ergeben;  es  würde  also 
die  Gmnd-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  eine  Ermässigung  von  1,7^0  und  die 
Kapitalsteuer  eine  solche  von  2,6  7o  erfahren.  Die  grössere  Ermässigung  des 
Steuersatzes,  welche  hiemach  das  Kapitaleinkommen  auf  dem  Gebiete  der  Staats- 
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Steuer  erfahren  würde,  wird  jedoch  ihren  Ausgleich  in  der  verhältnismässig 
stärkeren  Heranziehung  finden,  welcher  das  Eapitaleinkommen  künftig  für  die 
Zwecke  der  Eoiporationen  unterworfen  werden  soll,  in  welcher  Beziehung  auf 
4iBn  besonderen  Gesetzesentwurf  betreffend  die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden 
und  Amtskörperschaften  verwiesen  wird. 

Auch  diese  rechnerische  Gesamtwirkung  bestätigt,  dass  die  Reform  vor- 
schlage der  königl.  Regierung  einen  sehr  erheblichen  Fortschritt  zu 
einer  gerechten  Steuerverteilnng  in  Staat  und  Gemeinde  bedeuten,  und  es  ist 
sowohl  im  Interesse  der  Steuerpflichtigen  als  der  Staatsfinanzen  zu  wünschen,, 
dass  die  erneuten  Beratungen  über  die  Reformgesetze  thunlichst  rasch  zu  einem 
befriedigenden  Ergebniss  führen  möchten. 


Anlage. 

Die  Ergebnisse  der  Revision  der 
Qrundsteuermusterschätzung  in  14  Gemeinden  des  Landes. 

Bei  der  Beratung  des  Gesetzesentwurfs  betreffend  die  Einkommensteuer 
hat  die  Eammer  der  Abgeordneten  in  ihrer  Sitzung  vom  1.  Juli  1897  auf  einen 
aus  ihrer  Mitte  gestellten  Antrag  beschlossen: 

1.  in  Anbetracht,  dass  seit  Aufstellung  der  landwirtschaftlichen  Eataster  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  vom  28.  April  1878  die  Verhältnisse  der  Land- 
wirtschaft sich  überaus  ungünstig  gestaltet  haben, 

2.  in  Anbetracht,  dass  bei  der  beabsichtigten  nahezu  vollständigen  Neu- 
ordnung des  ganzen  Steuerwesens  diese  Eataster  keine  richtige  Grund- 
lage mehr  bilden  zur  Veranlagung  der  Grundsteuer,  an  die  königl.  Staats- 
regierung die  Bitte  zu  richten,  einen  erheblichen  Teil  der  Muster- 
schätzungen, welche  der  Grundsteuerveranlagung  als  Grundlage  dienen, 
einer  neuen  Prüfung  zu  unterwerfen  und  den  Landständen  das  Ergebnis 
dieser  Untersuchung  mitzuteilen. 

(Verh.  der  E.  d.  Abg.  5.  Prot.-Bd.  1895/97  S.  3466.) 
Die  Eammer  der  Standesherren  ist  diesem  Beschluss  in  ihrer  Sitzung  vom 
21.  Mai  1898  beigetreten. 

(Verh.  d.  E.  der  Standesherren  2.  Prot.-Bd.  1895/99  S.  780.) 


Der  Beschluss  der  beiden  Ständekammem  beruht  auf  der  Erwägung,  dass 
seit  der  Vornahme  der  Musterschätzungen  und  seit  der  Aufstellung  aes  Grund- 
katasters die  Verhältnisse  der  Landwirtschaft  durch  den  Rückgang  der  Getreide- 
preise, noch  mehr  aber  durch  die  Steigerung  der  Arbeitslöhne  ungünstiger  ge- 
worden seien,  und  dass  infolgedessen  die  Reinerträge,  wie  sie  im  Grundkataster 
enthalten  sind,  den  tbatsächlichen  Verhältnissen  der  Gegenwart  nicht  mehr 
entsprechen.  Durdi  die  beantragten  Untersuchungen  soll  der  Nachweis  erbracht 
werden,  ob  und  inwieweit  die  gegenwärtigen  durchschnittlichen  landwirtschaft- 
lichen Reinerträge  mit  den  bei  der  Grundsteuermusterschätzung  ermittelten 
durchschnittiichen  Reinerträgen  noch  übereinstimmen.  Der  von  den  Ständen  ge- 
gebenen Anregung  zufolge  hat  daher  das  Finanzministerium  in  den  Jahren  1898 
und  1899  die  Grundsteuermusterschätzung  in  sieben  weinbautreibenden  (Ge- 
meinden und  in  sieben  vorwiegend  ackerbautreibenden  Gemeinden  einer  Revision 
unterzogen. 
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A.  Die  sieben  weinbautreibenden  Gemeinden  sind: 

Musterscbätzungsort :        für  den  Hauptschätzungsbezirk: 
Elpersheim,  OA.  Mergentheim,  »Taubergrund*, 

Hemigkofen,  OA.  TeUnang,  ,Tettnanjr«, 

Weilheim,  OA.  Kirchheim,  „Eirchheim*, 

Geradstetten,  OA.  Schorndorf,  ,Winnenden*, 

Neckarsulm,  OA.  Neckarsulm,  ^Heilbronn", 

Bietigheim,  OA.  Besigheim,  ,Besigheim*, 

Thalheim,  OA.  Heilbronn,  .Thalheim*. 

6.  Die  sieben  in  der  Hauptsache  ackerbautreibenden  Gemeinden  sind: 
Musterschätzungsort:        für  den         Hauptschätzungsbezirk: 
Alfdorf,  OA.  Welzheim,  .Welzheimer  Wald*. 

Groningen,  OA.  Crailsheim,  „Crailsheim*, 

Bondoif,  OA.  Herrenberg,  „Oberes  Strohgäu*, 

Uttenweiler,  OA.  Riedlingen,  «Bussen*, 

Suppingen,  OA.  Blaubeuren,  «Blaubeurer  Alb*, 

Waldmössingen,  OA.  Obemdorf,  „Oberer  Neckar*, 

Herlazhofen,  OA.  Leutkirch,  „Leutkirch  (Allgäu)*. 

Die  Revision  umfasste  demnach  14  Gemeinden  oder  den  achten  Teil 
sämtlicher  Musterschätzungsorte  des  Landes.  Bei  der  Auswahl  der  zu  revi- 
dierenden Gemeinden  war  das  Augenmerk  auf  solche  Orte  gerichtet,  die  im 
grossen  und  ganzen  als  typisch  für  die  einzelnen  in  den  verschiedenen  Landes- 
teilen hauptsächlich  vertretenen  Kulturarten  und  Wirtschaftsweisen  gelten  können. 
Die  Revision  wurde  von  einer  Kommission  bestehend  aus  dem  Ministerial- 
referenten  und  zwei  landwirtschaftlichen  SachverslAndigen  unter  Mitwirkung  je 
des  betreffenden  Kameralverwalters,  sowie  des  Ortsvorstehers  und  eines  weiteren 
sachverstöndigen  Ortsangehörigen  der  Musterschätzungsgemeinde  vorgenommen. 
Um  vergleichbare  Grössen  zu  erzielen^  musste  sich  die  Revision  streng  an  die 
Grundsätze  und  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873 
halten,  auf  denen  die  Musterschätzungen  und  das  Grund- 
kataster aufgebaut  sind.  Die  Revision  erfolgte  daher  nach  Massgabe  jener 
Bestimmungen  in  der  Weise,  dass  an  der  Hand  der  von  den  Landesschätzem 
seiner  Zeit  aufgestellten  TaxationsprotokoUe  alle  in  Betracht  kommenden  Fragen 
einer  sorgfältigen  Prüfung  unterzogen  worden  sind,  wobei  insbesondere  die  Ge- 
treide- und  die  Heupreise,  die  Kartoffelpreise,  die  Weinpreise,  die  Düngerpreise, 
sodann  die  Arbeits-  und  Taglöhne  und  die  Kosten  der  Gespannarbeit,  femer  die 
Feststellung  der  Arbeitsleistungen,  endlich  die  Feststellung  der  Roherträge  der 
verschiedenen  Kulturarten  und  Klassen  den  Gegenstand  sehr  eingehender  Er- 
örterungen gebildet  haben. 

1.  Die  Preise  der  landwirtschafUichen  Erzengnisse. 

a)  Die  Getreidepreise. 

Entsprechend  der  Vorschrift  in  Art.  22  des  Gesetzes  vom  28.  April  1878, 
wonach  bei  der  erstmaligen  Einschätzung  das  Getreide  nach  den  Durchschnitts- 
preisen der  für  den  betreffenden  Steuerdistrikt  massgebenden  Hauptschranne 
aus  den  15  Kalenderjahren  1855 — 69  zu  Geld  zu  rechnen  war,  wurden  auch  der 
Revision  die  Durchschnittspreise  von  15  Jahren  und  zwar  die  Durchschnittspreise 
der  nächst  zurückliegenden  15  Jahre  1883—97  zu  Grunde  gelegt  Da  jedodi  seit 
der  Musterschätzung  verschiedene  Schrannen  eingegangen  sind,  so  konnten  nicht 
überall  die  Preise  der  für  den  Steuerdistrikt  massgebenden  Schrannen  ange- 
wendet werden;  es  wurden  daher  teils  die  Durchschnittspreise  benachbatter 
Schrannen  oder  der  Schrannen  des  betreffenden  Eüreises,  teils  die  bei  der  Muster- 
schätzung berechneten  Durchschnittspreise  in  dem  Verhältnis  zu  Grund  gelegt, 
in  welchem  die  Landesdurchschnittspreise  der  Jahre  1855—69  zu  den  Landes- 
durchschnittspreisen der  15  Jahre  1883—97  stehen. 
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Vergleicht  man  nan  die  Darchschnittspreifle  der  15  Jahre  1855—69  mit 
den  Durchschnittspreisen  von  1883—97,  wie  sie  der  Revision  zu  Grande  gelegt 
worden,  so  ergibt  sich,  dass  die  Dinkelpreise  einen  nicht  unerheblichen  Rück- 
gang erfahren,  die  Preise  der  übrigen  Getreidearten  aber  sich  nur  wenig  ge- 
ändert haben.    Es  betragen  nämlich  je  für  den  Zentner: 

die  Dinkelpreise 


— ^  ^.~.>,.^.w. 

nach  der 

für  die 

nach  der 

nach  der 

Revision 

Gemeinde              Musterschätzung 

Revision 

mehr  + 

weniger  — 

M. 

M. 

M. 

Elpersheim  .     .     . 
Weilheim      .    .     . 

6,97 

6,21 

—  0,76 

8,00 

7.10 

—  0,90 

Hemigkofen      .    . 
Geradstetten     .    . 

8,18 

7,02 

—  Ul 

7,67 

6.53 

—  1,14 

Neckarsulm  .     .     . 

7,67 

6,52 

-  1,15 

Alfdorf    .... 

7,54 

6,75 

—  0.79 

Groningen    .     .    . 

7,94 

7,07 

—  0,87 

Bondorf  .... 

8,00 

6,76 

-  1,24 

Uttenweiler .    .     . 

7,77 

6.48 

—  1,29 

Suppingen    .     .     . 
Waldmössingen 

7,67 

6,45 

—  1,22 

7.73 

7,33 

—  0,40 

Herlazhofen      .    . 

7,85 

6,20 

—  1,65 

Bietigheim   .     .    . 

7,67 

6,52 

-  1,15 

Thalheim      .    .    . 

7,67 

6,52 

—  1.15 

die  Gerstenpri 

3ise: 

Elpersheim  .    .    . 

6,92 

6,95 

4-  0,03 

Weilheim     .     .     . 

7,37 

7,78 

+  0,36 

Hemigkofen      .    . 

8,13 

7,90 

—  0,23 

Geradstetten     .    . 

8.03 

7,33 

-  0,70 

Neckarsulm .    .    . 

7,55 

7,33 

—  0,22 

Alfdorf    .... 

8,33 

8,35 

+  0.02 

Groningen    .    .    . 

7,60 

7.64 

+  0.04 

Bondorf  .... 

8,06 

8.11 

+  0,05 

Uttenweiler .     .     . 

8,00 

7,78 

—  0.27 

Suppingen    .     .    . 

7.74 

7,74 

-     0 

Waldmössingen     . 

8,04 

8,22 

+  0,18 

Herlazhofen      .    . 

7,88 

7,58 

—  0.30 

Bietigheim   .    .    . 

7,39 

7,33 

—  0,06 

Thalheim      .    .    . 

7,55 

7,33 

—  0,22 

die  Haberprei 

se: 

Elpersheim  .     .    . 
Weilheim     .     .    . 

5.84 

6,00 

+  0,16 

6,38 

6,79 

+  0,41 

Hemigkofen      .     . 

6,68 

6,58 

—  0,10 

Geradstetten     .    . 

6,64 

6,56 

—  0,08 

Neckarsulm  .    .    . 

6.61 

.     6,86 

+  0.25 

Alfdorf    .... 

6,27 

6,45 

+  0,18 

Groningen    .     .     . 

6,57 

6,73 

+  0,16 

Bondorf  .... 

6,59 

6,68 

+  0,09 

Uttenweiler .    .    . 

6,25 

6,50 

--  0,25 

Suppingen    .    .     . 

6,25 

6,66 

--  0,41 

Waldmössingen 

6,57 

6,48 

—  0,09 

Herlazhofen      .     . 

6,50 

6,84 

+  0.34 

Bietigheim   .     .    . 

6,61 

6,86 

--  0.25 

Thalheim     .     .    . 

6,61 

6,86 

--  0,25 
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für  die 
Gemeinde 


nach  der 
Musterschätzung 


M. 


die  Roggenpreise: 

Elpersheim  . 
Hemigkofen 
Geradstetten 
Groningen  . 
Bondorr  .  . 
üttenweiler  . 


Suppingen 

Waldmössingen 

Herlazhofen 


7,69 
8,33 
8,42 
8,12 
8,46 
8,24 
8,20 
8,66 
8,44 


nach  der 
Revision 


7,50 
7,60 
8,36 
7,91 
8,21 
8,21 
7,83 
8,11 
8,42 


nach  der 

Revision 

mehr  + 

weniger  — 

M. 


—  0,19 

—  0,73 

—  0,06 

—  0,21 

—  0,25 

—  0,03 

—  0,87 

—  0,55 

—  0,02 


Auch  eine  Yergleichung  der  Landesdurchschnittspreise  der  Jahre  1855 — 69 
mit  den  Landesdurchschnittspreisen  der  Jahre  1883 — 97  ergibt,  dass  nur  die 
Dinkelpreise  einen  nennenswerten  Rückgang  erfiE^en  haben.  Es  betragen 
nämlich 

die  durchschnittlichen 
Landespreise  der  Jahre 
1855—69        1883—97 
von  M.  M. 

Dinkel 7,72  6,88 

Gerste 7,78  7,82 

Haber 6,44  6,60 

Roggen 8,18  7,97 

b)  Die  Heupreise  und  die  Eartoff elpreise. 

Nach  Art.  22  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873  sind  die  Heupreise 
durch  die  Schätzungskommission  zu  bestimmen,  wobei  als  Anhaltspunkte  die 
aus  zuverlässigen  Aufzeichnungen  erhobenen  Durchschnittsjpreise  des  betreffenden 
Orts  während  der  Jahre  1855—69  zu  benützen  waren.  Bei  der  Revision  wurden 
daher  zunächst  die  örtlichen  Heupreise  im  Durchsdinitt  der  15  Jahre  1883—97 
zu  ermitteln  ffesudit.  Diese  Ermittelung  stiess  insofern  auf  Schwierigkeiten,  als 
genaue  Aufschriebe  über  die  Bewegung  der  Heupreise  in  keiner  Gemeinde  sich 
vorfanden,  was  daher  rührt,  dass  me  meisten  Wirtschaften  ihr  Futtererzeugnis 
selbst  verbrauchen  und  dass  nur  der  geringste  Teil  des  produzierten  Futters 
zum  Verkaufe  gelangt  Dazu  kommt,  dass  das  zum  Verkauf  kommende  Heu 
in  der  Regel  von  besserer  Qualität  ist  und  dass  für  dasselbe  ein  verhältnis- 
mässig höherer  Preis  erzielt  wird,  während  bei  der  Verwertung  des  Futters  in 
der  eigenen  Wirtschaft  auch  minderwertiges  Futter  zur  Verwendung  konmit. 
Der  örtliche  Marktpreis  ist  daher  höher  als  der  der  Revision  zu  Grund  zu 
legende  Preis,  zu  dem  sich  das  Heu  in  der  Wirtschaft  verwertet,  weshalb  der 
letetere  um  den  Preisunterschied  zwischen  guter  Marktware  und  der  gewöhn- 
lichen Heuqualität,  wie  sie  in  der  Wirtschan  selbst  verfüttert  wird,  niedriger 
zu  schätzen  war. 

Zur  Eontrolle  wurde  sodann  im  Anschluss  an  den  Vorgang  bei  den 
Musterschätzungen  der  Preis  zu  ermitteln  ffesucht,  zu  welchem  sicn  das  Heu 
durch  die  Rindviehhaltung  speziell  durch  die  Milchwirtschaft  verwertet,  da  in 
den  meisten  Revisionsgemeinden  die  Milchwirtschaft  in  Verbindung  mit  Autocbt 
die  Hauptrolle  spielt. 

Die  Feststellung  der  Heupreise  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  auch  des- 
halb ,  weil  nach  der  bei  der  Musterschätzung  eingehaltenen  Metiiode  der  Preis 
^r  das  Stroh,  für  die  Runkelrüben  und  Kartoffeln,  soweit  letztere  zur  ye^ 
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füttenmg  gelangen,  nach  den  Heupreisen  zu  bemessen  ist,  indem  der  Futter- 
wert  von  2  Ztr.  Stroh  und  von  2  Ztr.  Kartoffeln,  sowie  von  3  Ztr.  Runkelrüben 
bei  der  Musterschätzung  dem  Wert  von  je  1  Ztx.  Heu  gleichgestellt  wurde. 

Wie  die  Heupreise  waren  auch  die  Preise  der  Kartoffeln,  die  zum 
Verkauf  kommen  oder  in  die  Haushaltung  verwendet  werden,  durch  die 
Schätzungskommission  zu  bestimmen,  wobei  als  Anhaltspunkte  gleichfalls  die 
nach  zuverlässigen  Aufzeichnungen  erhobenen  Durchschnittspreise  des  betreffen- 
den Orts  während  der  Jahre  1883 — 97  zu  benützen  waren.  Da  jedoch  in  den 
Revisionsgemeinden  der  grösste  Teil  der  Kartoffelerzeugnisse  entweder  im  Stall 
verfüttert  oder  in  der  Haushaltung  verbraucht  wird  und  nur  wenig  Kartoffeln 
zum  Verkauf  gelangen,  so  haben  sich  Marktpreise  für  die  Kartoffeln  nicht 
überall  gebildet  und  war  man  bei  Festsetzung  des  Kartoffelpreises  in  der  Haupt- 
sache auf  Schätzung  angewiesen. 

c)  Die  Weinpreise. 

Nach  dem  Gesetz  waren  der  Musterschätzung  die  in  den  betreffenden 
Orten  während  der  Jahre  1854 — 69  mit  Weglassung  des  Jahres  1865  unter  der 
Kelter  erzielten  Durchschnittspreise  zu  Grund  zu  legen,  wobei  die  durch  die 
verschiedene  Qualität  des  Weins  derselben  Orte  bewirkten  Preisunterschiede  zu 
beachten  waren.  Dementsprechend  wurden  der  Revision  die  durchschnittlichen 
Kelterpreise  der  Jahre  1883 — 97  zu  Grund  gelegt,  welche  durchweg  sich  höher 
bereclmeten  als  die  Musterschätzungspreise.  Es  waren  deshalb  die  Weinpreise 
für  die  Revision  zu  ei'höhen  bei: 


Elpersheim 

in  der     I. 

Klasse 

von 

30,32  M. 

auf  36  M. 

u. 

9 

« 

29,15 

35    . 

in. 

* 

1» 

27,99 

33    , 

IV. 

n 

j» 

25,66 

32    . 

V. 

9 

» 

24,49 

30    , 

Weilheim  in  allen  drei  Klassen 

von 

23,32  M.,  22,16  bezw 

20,99 

33    , 

Hemigkofen  in 

der 

I. 

Klasse 

von 

20.99 

28    , 

IL 

19,83 

26    . 

lU. 

19,24 

25    , 

IV. 

18,66 

24    , 

V. 

17,49 

24    . 

VL 

16,33 

24    , 

Geradstetten  , 

n 

I. 

30,32 

37    . 

II. 

29,15 

35    , 

III. 

27,40 

34    . 

IV. 

26,24 

33    . 

V. 

25,07 

32    . 

Neckarsulm     , 

■n 

I. 

35,57 

50    , 

II. 

32,95 

46    . 

III. 

28,57 

44    . 

IV. 

26,24 

40    , 

V. 

22,74 

40    , 

Bietigheim      , 

n 

I. 

34,89 

46    . 

n. 

30,90 

42    . 

m. 

26,82 

38    , 

IV. 

24,49 

35    » 

V. 

26,82 

35    , 

Thalheim 

• 

I. 

27,99 

40    , 

n. 

26,82 

38    , 

III. 

23,91 

36    ^ 

IV. 

22,45 

34    , 
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2.  Die  Eultnrkosten. 

Unter  den  Eulturkosten  spielen  die  wichtigste  Rolle  die  Arbeitslöhne. 
Da 88  die  Arbeitslöhne  in  den  letzten  25  Jahren  gestiegen  sind,  ist  eine  zweifel- 
lose Thatsache.  In  sämtlichen  Revisionsgemeinaen  worde  über  die  hohen  Ar- 
beitslöhne und  über  die  gesteigerten  Ansprüche  der  Dienstboten,  in  verschie- 
denen Gemeinden  auch  darüber  geklagt,  dass  es  überaus  schwierig  sei,  selbst 
gegen  hohe  Löhne  brauchbare  und  zuverlässige  Dienstboten  zu  bekommen.  Die 
Knechtslöhne  bewegen  sich  zwischen  250 — 800  M.,  hierzu  kommen  die  Kosten 
der  Verpflegung,  die  ebenfalls  zu  250—300  M.  veranschlagt  werden.  Taglöhner 
erhalten  im  Winter  in  der  Regel  1  M.  bis  1,20  M.,  im  Sommer  1,80  M.  bis 
2  M.  neben  voller  Verpflegung,  deren  Wert  auch  zu  60  Pf.  bis  1  M.  gerechnet 
wird.  Die  für  die  Krankenversicherung  festp^estellten  ortsüblichen  Taglöhne  be- 
wegen sich  in  den  Revisionsgemeinden  zwischen  1,50,  1,70  und  2  M.  (Bietig- 
heim)  für  erwachsene  männliche  Arbeiter.  Es  mussten  deshalb  in  sämtlichen 
Revisionsgemeinden  die  Arbeitslöhne,  wie  sie  der  Musterschätzung  zu  Grunde 
liegen,  bei  der  Revision  erheblich  erhöht  werden. 

Was  die  Grespannarbeit  betrifft,  so  wurde  wie  bei  der  Musterschätzung 
angenommen,  dass  sämtliche  Arbeit  durch  Pferde  geleistet  werde.  Demgemäss 
wurde  der  Aufwand  für  die  Haltung  zweier  Pferde  im  einzelnen  berechnet  und 
in  denselben  mit  der  Zahl  der  für  das  Jahr  anzunehmenden  Arbeitstage  divi- 
diert, wodurch  sich  der  Aufwand  für  einen  Gespanntag  ergibt,  und  da  das 
Gespann  aus  2  Pferden  besteht,  so  bildet  die  Hälfte  des  gefundenen  Betrags  die 
Kosten  eines  Pferdetags. 

Unter  den  übrigen  Kulturkosten  nimmt  der  Aufwand  für  den  Dünger  die 
erste  Stelle  ein.  Infolge  der  durch  vermehrte  Viehhaltung  und  der  dadurch 
gesteigerten  Düngerproduktion  ermöglichten  besseren  und  reicheren  Düngung 
erschemt  in  mehreren  Revisionsgemeinden  ein  grösserer  Aufwand  für  den  Stall« 
dünger  als  zur  Zeit  der  Musterschätzun^p.  Dazu  kommt  der  Aufwand  für  den 
Kunstdünger,  dessen  Verwendung  zur  Zeit  der  Musterschätzung  fast  noch  gänz- 
lich unbekannt  war,  inzwischen  aber  eine  verhältnismässig  grosse  Ausdehnung 
gewonnen  hat. 

An  dem  Saat^t  und  an  den  Ansätzen  für  die  Arbeiteleistungen,  sowie  an 
den  MagazinierungsKOsten  wurden  Aenderungen  von  Belang  nicht  vorgenommen. 

Der  Aufwand  für  das  Dreschen  der  Körnerfrüchte  wurde  bei  der  Muster- 
schätzung durchweg  mit  einem  Zwölftel  des  Körnerertrags  berechnet  Mit  Rück- 
sicht auf  die  erhöhten  Arbeitskosten  erschien  es  angezeigt,  bei  der  Revision 
diesen  Aufwand  etwas  höher  anzusetzen  und  mit  einem  Zehntel  statt  mit  einem 
Zwölftel  des  Kömerertrags  zu  bemessen. 

Unter  den  Insgemeinkosten  sind  bei  der  Revision  auch  die  Beiträge  f^ 
die  Hagelversicherung,  sowie  der  Aufwand  an  Beiträgen  zu  Krankenkassen,  Un- 
fall- und  Invalidenversicherung  berücksichtigt  worden. 


3.  Die  Rohertrage  und  die  Roinertrftge. 

Mit  besonderer  Sorgfalt  wurden  die  Roherträge  der  verschiedenen 
Kulturarten  ermittelt;  im  grossen  und  ganzen  konnten  die  bei  der  Muster- 
schätzung festgestellten  Roherträge  auch  der  Revision  zu  Grund  gelegt  werden, 
doch  mussten  dieselben  in  nicht  wenigen  Fällen  teils  erhöht,  teils  ermässigt 
werden.  Eine  Erhöhung  hatte  insbesondere  da  einzutreten,  wo  durch  vermehrte 
Düngung  infolge  stärkerer  Viehhaltung  und  durch  Zukauf  von  Kunstdünger 
höhere  Erträge  als  zur  Zeit  der  Musterschätzung  erzielt  werden.  Andererseits 
wurde  in  mehreren  Gemeinden  die  Erfahrung  gemacht,  dass  die  der  Muste^ 
Schätzung  zu  Grunde  liegenden  Roherträge  verhältnismässig  hoch  geschätzt 
waren,  so  dass  trotz  vermehrter  Düngung  und  besserer  Bebauung  der  Felder  bei 
der  Revision  eine  höhere  Schätzung  der  Roherträge  nicht  thunlich  und  in  einigen 
Gemeinden  sogar  eine  Ermässigung  angezeigt  erschien. 
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Vergleicht  man  die  Roh-  nnd  Reinerträge  der  einzelnen  Eulturarten  nach 
der  Masterschatzung  mit  den  Ergebnissen  der  Revision,  so  ergibt  sich  folgendes: 


a)  Ackerfeld. 

Der  Uebersicht  Beilage  A,  enthaltend  die  G^ldroherträge,  die  Eulturkosten 
und  die  Reinerträge  der  Aecker,  Wiesen  und  Weinberge,  ist  zu  entnehmen, 
dass  sich  die  Geldroheinnahmen  vom  Morgen  Ackerfeld  in  den  meisten  Revisions- 
gemeinden trotz  der  niedrigeren  Dinkelpreise  bei  der  Revision  höher  berechnen 
als  die  Geldroheinnahmen,  wie  sie  bei  der  Musterschätzung  berechnet  sind.  Es 
rührt  dies  daher,  dass  der  Rückgang  der  Dinkelpreise  im  grossen  Ganzen  aus- 
geglichen wird  durch  die  höheren  Heu-  und  Eartoffelpreise,  wie  auch  durch  die 
zum  Teil  etwas  höheren  Haber-  und  Gerstenpreise,  zum  Teil  auch  dadurch,  dass 
bei  der  Revision  höhere  Naturalroherträge  zu  Grunde  gelegt  werden  konnten 
als  bei  der  Musterschätzung. 

Werden  aber  an  den  Roheinnahmen  die  Kulturkosten  in  Abzug  gebracht 
und  die  Reinerträge  miteinander  verglichen,  so  ergibt  sich,  dass  infolge  der 
erhöhten  Kulturkosten,  abgesehen  von  der  Gemeinde  Herla^ofen,  die  Rein- 
erträge der  Revision  hinter  den  Reinerträgen  der  Musterschätzung  durchweg 
und  zum  Teil  erheblich  zurückbleiben,  sofern  der  Reinertrag  nach  der  Revision 
in  Prozenten  des  Reinertrags  der  Musterschätzung  beträgt: 


bei  der 

in  Elpersheim 

Weilheim           Hemigkofen 

Geradstetten 

Ackerklasse: 

> 

> 

% 

Vo 

I 

82,51 

87,64 

85,25 

75,00 

II 

77,23 

85,61 

84,44 

71,21 

III 

71,93 

85,74 

66,93 

57,70 

IV 

52,62 

85,25 

54,28 

50,21 

V 

40,93 

85,03 

42,58 

31,86 

VI 

— 

80,68 

— 

— 

VII 

— 

76,49 

— 

— 

vm 

— 

69.91 

— 



IX 

— 

49,72 

— 

— 

X 

— 

38,97 

— 

— 

XI 

— 

6,66 

— 

— 

bei  der 

in  Neckarsulm 

Alfdorf 

Grüningen 

Ackerklasse : 

7o 

7o 

'h 

I 

78,06 

65,53 

82,63 

II 

79,50 

62,45 

66,58 

m 

78,61 

52,77 

47,90 

IV 

77,86 

43,33 

57,99 

V 

66,56 

20,06 

— 

bei  der 
Ackerklasse : 

in  Bondorf       Uttenweiler 

Suppingen 

Waldmössingen 
Aecker:  Wechselfelder: 

I 

84,39 

87,66 

82,43 

88,69 

59,93 

11 

83,98 

83,06 

81,43 

79,90 

56,30 

m 

77,22 

77,74 

77,69 

83,29 

55,71 

IV 

65,61 

61,45 

76,03 

81,65 

58,76 

V 

65,50 

44,46 

72,27 

78,70 

50,81 

VI 

7,03 

— 

73,15 

74,47 

56,11 

VII 

— 

— 

64,49 

66,78 

53,59 

vm 

— 

— 

— 

49,64 

35,39 

IX 

— 

•— 

— 

19,10 

18,5« 

879 


Digitized  by 


Google 


3g0     Minist.  Denkschrift  v.  SO.  April  1901,  betr.  die  dir.  Staatssteuem  in  Württemberg. 


bei  der 

in  Herlazhofen 

Bietigheiin 

Thalheim 

Ackerklasse : 

% 

> 

7« 

I 

115,04 

88,85 

73,10 

II 

108,02 

84,52 

73,00 

III 

101,30 

80,92 

69,95 

IV 

103,33 

78,90 

57,55 

V 

64,31 

69,36 

36,54 

VI 

— 

58,70 

— 

Der  Rückgang  ist  biemacb  kein  gleicbmässiger;  er  ist  am  grössten  in  den 
geringsten  und  Kleiner  in  den  besseren  Ackerklassen,  was  daher  rührt,  dass  die 
Bebauung  der  schlechteren  Felder  einen  ebenso  grossen  Arbeitsaufvrand  erfordert 
als  die  der  guten,  weshalb  bei  im  wesentlichen  unveränderten  Roherträgen  die 
erhöhten  Arbeitskosten  die  Reinerträge  der  geringeren  und  geringsten  Acker- 
felder viel  ungünstiger  beeinflussen  als  die  Reinertrl^  der  besseren  Ackerklassen. 

Der  Rückgang  der  Reinertrilge  des  Ackerfelds  ergibt  sich  auch  aus  der 
Vergleichung  des  bei  der  Revision  aus  den  ermittelten  Reinertrilgen  berech- 
neten Gesamtkatasters  des  Ackerfelds  mit  dem  nach  den  Ergebnissen  der  Muster- 
schätzung berechneten  Kataster,  wie  sie  die  Uebersicht  Beilage  B  enthält.  Nach 
dieser  Uebersicht  ist  das  revidierte  Kataster  des  Ackerfelds  in  sämtlichen  Re- 
visionsgemeinden mit  Ausnahme  von  Herlazhofen  niedriger  als  das  bisherige 
Kataster  und  beträgt  in  Prozenten  des  bisherigen: 

in  Elpersheim 55,76  7o 

,    Weilheim 82,79  , 

,    Hemigkofen 76,63  , 

,    Geradstetten 62,42  , 

,    Neckarsulm 74,99  , 

.    Alfdorf 55,44  . 

«    Groningen 59,07  , 

,    Bondorf 75,64  , 

,    Uttenweiler 77,39  , 

,    Suppingen 72,40  , 

,   Waldmössingen 

Aecker 70,51  , 

Wechselfelder 54,45  , 

,   Bietigheim 82,43  , 

,    Thalheim 70,78  , 

dagegen 


aagege 
^erlaziK 


,    Herlazhofen 103,11  , 

Der  Rückgang  ist  hiernach  ein  sehr  un^eichmässiger,  er  ist  am  grössten 
in  Alfdorf  und  Elpersheim,  wo  das  revidierte  Kataster  nur  55,44  bezw.  55,76  ^» 
und  am  kleinsten  in  Weilheim  und  Bietigheim,  wo  das  revidierte  Kataster  82,79 
bezw.  82,43  ^o  des  bisherigen  betragen  würde,  während  es  in  Herlazhofen  sogar 
höher  ist  aJs  das  bisherige. 

b)  Wiesen. 

Der  Rückgang  der  Reinerträge  des  Ackerfelds  wird  zum  Teil  wieder  au»* 
geglichen  durch  die  besseren  Reinerträge  der  Wiesen,  die  gegenüber  den  Rein- 
er^^en  der  Musterschätzung  nur  unerheblich  zurückgegangen  sind  und  dieselben 
zum  Teil  übersteigen.  Es  rührt  dies  teils  von  den  höheren  Heupreisen,  teib 
in  mehreren  Gemeinden  davon  her,  dass  die  Naturalerträge  erhöht  werden 
konnten ,  während  anderseits  die  Kulturkosten  bei  den  Wiesen  eine  verhältnis- 
mässig untergeordnete  Rolle  spielen.  Die  Reinerträge  nach  der  Revision  be- 
tragen, wie  die  Uebersicht  Beilage  A  ergibt,  in  Prozenten  des  Reinertrags  der 
Musterschätzung 
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beider       in  Elpersheim     Wei^eim    q^^^^J^^^^^^^^.     Ge 
wiesenwaaee:  ^j^  oj^  q/p  0/^  0/^ 

I  106,04  108,08  108,21  111,84  116,56 

n  104,00  102,72  112,25  110,63  114,96 

m  102,56  88,41  111,84  107,60  115,10 

IV  99,88  86,48  110,68  102,10  100,34 

V  88,72  93,11  107,60  85,59  — 
VI                      —                   —             102,10             —                 — 

Vn  —  —  85,59  —  — 

bei  der       in  Neckarsalm  Alfdorf  Groningen 

Wiesenklasse:  >  >  > 

I  98,18  115,19  106,72 

ia)  üeberschwemmungswiesen 
b)  Duffieaen 
104,41 
m  83,97  89,68  102,31 

IV  74,80  84,64  94,72 

V  —  72,22  96,10 
VI                      -                           97,26  — 

bei  der  in  Bondorf  Uttenweiler  w,no!üF^"^^iSSK^.. 

WiPHAtiVlMflfl-  Wiesen:        M&hder: 

wiesenwasse.  o/^  oj^  oj^  oj^ 

1                    98,29                      114,93                       110,42  114,86 

n                   105,50                      112,15                       109,40  112,13 

m                   104,67                      100,69                       109,79  98,27 

{Streuwiesen  (eine  Kl.) 

99,63                          —  90,18 

bei  der  in  Waldmössingen        Herlazhofen        Bietigheim        Thalheim 

Wiesenklasse:                   Vo  ^o  ^o  % 

I  100,28  126,80  96,59  96,89 

II  97,17  120,14  94,31  99,75 

III  93,66  110,40  91,09  94,82 

IV  90,58  106,88  80,02  93,04 

V  86,97  96,84  —  — 
VI  80,83  63,83  —  — 

VII  97,10  99,80  —  — 

Vm  98,16  —  _  _ 

IX  83,58  —  _  _ 

Aach  eine  Vergleichang  des  Gesamtkatasters  der  Wiesen  zeigt,  dass  das 
Ergebnis  der  Revision  bei  den  Wiesen  ein  ungleich  besseres  ist  als  bei  dem 
Ackerfeld.  Es  beträgt  nämlich  nach  der  Uebersicht  Beilage  B  das  revidierte 
Kataster  der  Wiesen  in  Prozenten  des  bisherigen  in  der  Gemeinde 

Elpersheim 104,46  7o 

Weilheim 98,28  , 

Hemiffkofen 110,70  , 

Geradstetten       115,37  , 

Neckarsulm 95,74  „ 

Alfdorf 85,81  , 

Groningen     .    ; 101,06  « 

Bondorf 101,98  „ 

Uttenweiler 113,98  , 

Suppingen 111,80  , 

bezw.  Mähder  104,67  , 
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Waldmössingen 90,59  •/o 

Herlazhofen 112,52  , 

Bietigheim     .    .    .    .^ 91,74  , 

Thalheim 98,56  , 

Das  revidierte  Wiesenkataster  ist  hiefllacb  in  8  Gemeinden  höher  als  das 
bisherige  und  kommt  demselben   in  den  übrigen  6  Gemeinden  nahezu  gleich. 

c)  Weinberge. 

Am  grössten  ist  die  Differenz  der  bei  der  Revision  ermittelten  Natural* 
roherträffe  und  Reinerträge  gegenüber  der  Musterschätzung  bei  den  Weinbeigen. 
Während  die  Roherträge  der  Weinberge  nach  der  Annahme  bei  der  Mu8te^ 
Schätzung  im  Durchschnitt  der  Jahre  1854 — 69  mit  Ausschluss  des  Jahres  1865 
betragen  haben  pro  Morgen: 

in  Elpersheim 4,74  hl 

,  Geradstetten 10,27   , 

,  Neckarsuhn 8,52  , 

,  Weilheim 10,34  , 

,  Hemigkofen       18,95    „ 

konnte  bei  der  Revision  der  Rohertrag  im  Durchschnitt  der  15  Jahre  1883^97 
nur  noch  angenommen  werden 

in  Elpersheim zu '  2,72  hl 

,  Geradstetten »      5,28    , 

,  Neckarsulm ,     6,21    , 

.  Weilheim ,     5,92    , 

,   Hemigkofen ,    12,22    , 

und  nur  in  den  Gemeinden  Bietigheim  und  Thalheim  kam  der  durchschnittliche 
NaturaLrohertrag  der  15  Jahre  1883—97 

in  Bietigheim mit    .     7,50  hl  bezw. 

,   Thalheim      , 6,86   , 

dem  durchschnittlichen  Rohertrag  der  Jahre  1854 — 69  mit  7,35  hl  bei  Bietig- 
.  heim  bezw.  7,27  hl  bei  Thalheim  annähernd  gleich. 

Die  Roherti^e  sind  hiemach  zum  Teil  um  mehr  als  ein  Drittel  turfick- 
gegangen.  Der  Grund  des  Rückgangs  ist  in  erster  Linie  darin  zu  suchen,  dass 
in  die  l^ährige  Periode  1883—97  eine  Reihe  schlechter  Herbste  flSMt,  woran  zum 
Teil  die  Krankheiten  schuld  sind,  denen  der  Weinstock  neuerdings  ausgesetzt  ist 
Ausser  dem  Rückgang  der  Roherträge  sind  es  die  erhöhten  Kulturkosten, 
die  die  Rentabilität  des  Weinbaus  ausserordentlich  beeinträchtigen,  und  unter 
diesen  besonders  die  erhöhten  Arbeitskosten,  welche  bei  der  Bebauung  der 
Weinberge  eine  besonders  grosse  Rolle  spielen.  Zu  den  bisherigoi  Kosten 
traten  in  den  letzten  Jahren  als  neuer  Aufwand  die  Ausgabe  für  Eunstdttnger 
und  die  Kosten  fOr  die  Bespritzung  und  Schwefelung  der  Weinberge. 

In  dem  Rückgang  der  Roherü%e  auf  der  einen  und  den  erhöhten  Eoltor- 
kosten  auf  der  anderen  Seite  liegt  £e  Erklärung  für  den  bedeutenden  Rfick- 
gang  der  Reinerträge,  wie  er  in  den  meisten  Gemeinden  bei  der  Revision  sieh 
erffeoen  hat.  Am  ungünstigsten  ist  das  Ergebnis  in  den  Gemeinden  Elpersheim, 
Weilheim  und  Geradstetten  (zu  vergl.  üebersicht  Beilage  A). 

In  Elpersheim  hat  sich  bei  aUen  fünf  Weinbergklassen  ein  Minusertrag 
berechnet. 

Es  beträgt  nach  den  ,    ^ 

bei  den  Musterschätzungsergebnissen         Revigion 

Weinbergen      der  Reinertrag  vom  Morgen 

M.  M. 

I.  Klasse  26,29  —  14,24 

II.      .  22,57  —  16,20 

III.  .  19,03  —  20.21 

IV.  ,  11,03  —  24,72 
V.      .                               8,91                         —  29,83 
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Fast  ebenso  ungünstig  ist  das  Ergebnis  der  Revision  in  der  Gemeinde 
Weilheim,  sofern  auch  dort  in  der  U.  und  III.  Klasse  Minuserträffe  und  nur 
in  der  I.  Klasse  ein  Beinertrag  Ton  24,08  M.  gegen  59,60  M.  bei  der  Muster- 
schätzung sich  berechnet. 

Nicht  besser  ist  das  Ergebnis  der  Revision  der  Weinberge  in  Gerad- 
stetten,  wo  sich  nach  der  Revision  in  der  I.  Klasse  ein  Reinertrag  von  nur 
11,80  M.  gegen  80,88  M.  nach  der  Musterschätzung,  in  der  II.  Klasse  ein 
solcher  von  nur  1,59  M.  gegen  71,71  M.,  in  der  III.  Klasse  ein  solcher  von  nur 
1,42  M.  gegen  55.84  M.,  bei  den  übrigen  zwei  Klassen  aber  ein  Minusertrag 
ergeben  hat,  und  zwar  würde  betragen : 

der  Minusertrag  in  Klasse  IV  1,66  M.  gegenüber  einem  Reinertrag 
von  49,69  M.  nach  der  Musterschätzung, 

der  Minusertrag  in  Klasse  V  6,66  M.   gegenüber  einem  Reinertrags 
von  40,77  M.  nach  der  Musterschätzung. 

Wenig  befriedigend  ist  das  Ergebnis  auch  in  der  Gemeinde  Neckarsulm,, 
wo  der  Reinertrag  von  1  Morgen  beträgt: 


bei  den 
Weinbergen  I.  Klasse 

n.     . 
m.     . 

IV.      . 
V.      . 


nach  der 
Muster- 
schätzung 
M. 

104,88 
89,87 
66,74 
47,80 
28,29 


nach  der 
Revision 

M. 
69,51 
51,88 
39,38 
19,90 
14,38 


in  Prozenten 

des  bisherigen 

Reinertrags 

66,31 
57,49 
58,98 
41,63 
50,65 


Verhältnismässig  besser  ist  das  Ergebnis  in  den  drei  Gemeinden  Hemig- 
kofen,  Bietigheim  und  Thalheim,  in  denen  der  Reinertrag  vom  Morgen  beträgt : 


nach  der 
Muster- 
schätzung 
M. 

88,80 
64,37 
55.57 
43,80 
81,66  \ 
21,60  ; 


in  Hemigkofen 

Weinberg  I.  Klasse 

11.  , 

III.  , 

IV.  . 
V.  , 

VI.  . 

in  Bietigheim 

Weinberg  I.  Klasse     65,80 

II.  ,          58,80 

m.  ,          50,14 

IV.  .          37,11 

V.  ,          23,23 

in  Thalheim 

Weinberg  I.  Klasse     58,09 

n.  .          48,74 

m.  ,          36,00 

IV.  ,          26,49 


nach  der 
Revision 

M. 
82,80 
44,50 
32,00 
19,50 

17,80 


64,46 
42,31 
37,35 
27,35 
11,05 


53,07 
44,09 
38,25 
25,15 


in  Prozenten 

des  bisherigen 

Reinertrags 

> 
92,68 
69,13 
57,59 
44,52 
54,64 
80,09 


97,96 
71,96 
74,49 
73,70 
47,57 


100,00 
90,46 

106,25 
94,94 


Vergleicht  man  das  bisherige  Kataster  der  Weinberge  mit  dem  revi- 
dierten Kataster  (üebersicht  Beilage  B),  so  beträgt  das  revidierte  Kataster  in 
Prozenten  des  bisherigen  Katasters 
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in  Elpersheim 0      ®/o 

Weilheim 26,01  „ 

Hemigkofen •  .    .     .     .    68,66  „ 

Geradstetten 4,38  ^ 

Neckarsulm 54,60  „ 

Bietigheim 72,36  , 

Thalheim 97,84  , 

und  im  Durchschnitt  sämtlicher  sieben  Gemeinden  46,07  %. 

Im  Vergleich  mit  den  übrigen  Kulturarten  ist  hiemach  der  Rückgang  der 

Beinerträge  am  grössten  bei  den  Weinbergen. 

d)  Gärten  und  Länder,  Baumgüter  und  Hopfengärten. 

Nach  Art.  84  des  Gesetzes  sind  Gärten  (Blumen-,  Würz-  und  Gemüse- 
^rten,  Baumschulen),  sowie  Länder  (Kraut-  und  andere  Länder)  mit  den 
Aeckem  der  betreffenden  Markung  in  ein  angemessenes  Verhältnis  zu  setzen 
und  sind  Grasg^rten  wie  die  Wiesen  der  Markung  zu  behandeln.  Auch  ist  bei 
<ien  mit  Obstbäumen  bepflanzten  Grasgärten  ein  angemessener  Zuschlag 
für  den  Obstertrag  zu  bestimmen,  bei  dessen  Festsetzung  die  etwaige  Vermin- 
derung des  Bodenertrags  durch  die  Obstbäume  zu  berücksichtigen  ist.  Nach 
dieser  gesetzlichen  Vorschrift  ist  auch  bei  der  Revision  der  Einschätzung  dieser 
Kulturarten  verfahren  worden.  Bei  den  Gemüsegärten  und  Ländern  ist  das- 
selbe Verhältnis  zu  Grunde  gelegt  und  im  wesentlichen  derselbe  Zuschlag  ge- 
macht worden,  wie  bei  der  Musterschätzung. 

Als  BaumffÜter  gelten  nach  dem  G^etz  Art  85  nur  die  auf  der  ganzen 
Grundfläche  mit  Obstbäumen  bepflanzten  Aecker  oder  Wiesen.  Der  Bodenertrag 
der  Baumgüter  ist  nach  dem  Steueranschlag  der  ihrer  Bodenbeschaffenheit  und 
Lage  entsprechenden  Aecker  oder  Wiesen  zu  bemessen  und  für  den  Obstertrag 
«in  angemessener  Zuschlag  zu  bestimmen.  Zu  diesem  Behufs  wurde  bei  den 
Musterschätzungen  der  Ertrag  des  auf  den  Baumgütem  erzeugten  Obstes  nach  der 
Zahl  der  Bäume,  ihrer  Beschaffenheit  und  Pflege  und  nach  den  dem  Obstbaa 
mehr  oder  weniger  entsprechenden  klimatischen  und  Bodenverhältnissen  ge- 
schätzt und  von  dem  geschätzten  Ertrag  für  den  Schaden,  welcher  dem  Boden- 
ertrag durch  den  Obstbau  erwächst,  gewöhnlich  die  Hälfte  abgezogen  und  der 
so  verbleibende  Rest  der  betreffenden  Ertragsklasse  als  Obstzuschlag  zugelegt 
Die  Obstbaumzucht  ist  von  besonderer  Bedeutung  in  den  Gemeinden  Weuheim, 
Hemigkofen  und  Bondorf.  Bei  der  Sorgfalt,  mit  der  der  Obstbau  in  diesen 
Gemeinden  betrieben  wird,  erschien  eine  massige  Erhöhung  des  Obstzuschla^s 
gegenüber  der  Musterschätzung  in  diesen  drei  Gemeinden  gerechtfertigt.  Die 
Obstzuschlä^e  in  den  übrigen  Gemeinden  wurden  teils  unverändert  beibehalten, 
teils  ermässigt. 

Nach  Art.  86  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873  ist  der  Ertrag  der 
Hopfengärten  nach  dem  Steueranschlag  der  ihrer  Bodenbeschaffenheit  und 
Lage  entsprechenden  Ackerklasse  mit  einem  angemessenen  Zuschlag  für  den 
Hopfenbau  zu  bestimmen,  der  bei  der  Revision  im  wesentlichen  im  Anschloss 
an  die  Sätze  der  Musterschätzung  festgesetzt  wurde.  Von  grösserer  Bedeutung 
ist  der  Hopfenbau  nur  in  der  Gemeinde  Bondorf,  wo  seit  der  Musterschätzung 
zahlreiche  neue  Anlagen  entstanden  sind. 

e)  Weiden,  Torffelder,  Steinbrüche  und  die  sonstigen  nicht 
speziell  genannten  Kulturarten. 

Die  Einschätzung  der  Weiden,  Torffelder,  Steinbrüche,  Grasraine,  Oeden, 
Böschungen,  Fischwasser,  Teiche  und  der  sonstigen  nicht  speziell  genannten 
Kulturarten  wurde,  abgesehen  von  Weilheim,  Groningen  und  Bietigheim,  wo 
die  Weiden  bei  der  Revision  niedriger  eingeschätzt  wurden,  nahezu  unverändert 
beibehalten. 
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n. 

1.  Auf  Grund  der  ermittelten  Reinerträge  berechnet  sich  nach  der  Ueber- 
fiicht  Beilage  B  das  revidierte  Steuerkataster  im  Durchschnitt  sämtlicher  14  zur 
Revision  gestellten  Musterschätzungsgemeinden  zu  80,93  7o  ^uid  mit  Einschluss 
des  nicht  revidierten  und  unverändert  gelassenen  allgemein  steuerpflichtigen 
Katasters  der  Waldungen  zu  82,30  %  des  bisherigen  Katasters.  Im  einzelneu 
beträgt  das  revidierte  Kataster  in  Prozenten  des  bisherigen  bei  der  Gemeinde 

Elpersheim    .    .     • 54,76  > 

Weilheim 89,18  ,. 

Hemigkofen 88,38  , 

Geradstetten 61,87  , 

Neckarsulm 73,09  „ 

Alfdorf 71,34  , 

Groningen 79,70  „ 

Bondorf 78,16  „ 

üttenweiler 86,58  , 

Suppingen 78,80  , 

Waldmössingen 67,01  , 

Herlazhofen 106,56  , 

Bietigheim 82,57  , 

Thalheim 70,82  , 

Das  revidierte  Kataster  würde  hiernach  sowohl  im  Durchschnitt  sämt- 
licher 14  Gemeinden,  als  auch  bei  jeder  einzelnen  derselben,  abg^esehen  von 
Herlazhofen,  hinter  dem  bisherigen  zurückbleiben.  Der  Rückgang  ist  indessen 
bei  den  einzelnen  Gemeinden  ausserordentlich  verschieden,  er  ist  am  grOssten 
bei  der  Gemeinde  Elpersheim,  wo  das  revidierte  Kataster  auf  54,76^0  d^s  bis- 
herigen zurückgegangen  ist,  und  am  kleinsten  bei  der  Gemeinde  Weüheim,  wo 
das  revidierte  Kataster  89,18%  des  bisherigen  beti^gt,  während  bei  der  Ge- 
meinde Herlazhofen  das  revidierte  Kataster  106,56%  des  bisherigen  beträgt, 
somit  ein  Rückgang  Überhaupt  sich  nicht  ergeben  hat. 

Aber  nicht  bloss  bei  den  einzelnen  Gemeinden  unter  sich,  sondern  auch 
bei  den  einzelnen  Kulturarten  bestehen  grosse  Verschiedenheiten,  sofern  im 
Durchschnitt  sämtlicher  Revisionsgemeinden  das  revidierte  Kataster 

des  Ackerfelds 75,67  °/o 

der  Hopfengärten 74,09  « 

der  Gärten  und  Länder 81,10  , 

der  Weinberge 46,07  „ 

des  bisherigen  beträgt,  während  das  revidierte  Kataster  der  Wiesen  auf  101,66  %, 
das  der  Banmgüter  auf  104,55 7o  0^<2h  berechnet,  also  einen  Rückgang  über- 
haupt nicht  erfahren  hat 

Nicht  minder  gross  sind  die  Schwankungen  innerhalb  der  einzelnen 
Kulturarten  selber,  sofern  sich  die  revidierten  Steuerkapitale  in  Prozenten  des 
bisherigen  Steuerkapitals  bei  den  Aeckem  zwischen  55,44%  und  103,11%,  bei 
den  Wiesen  zvrischen  85,817«  ^^^  115,37  7oi  hei  den  Weinbergen  zwischen  0 
und  97,84%,  bei  den  Baumgütem  zwischen  80,48  7o  und  124,79%,  bei  den 
Gärten  und  Ländern  zwischen  63,32  7o  und  113,60  7^  und  bei  den  Hopfengärten 
zwischen  50,667«  und  87,507«  bewegen. 

Trotz  dieser  Verschiedenheit  im  einzelnen  ist  den  Ergebnissen  der  Re- 
vision im  allgemeinen  zu  entnehmen,  dass  die  Katasterreinerträge  gegenüber  den 
Musterschätzungen  einen  mehr  oder  weniger  grossen  Rückgang  erfahren  haben 
und  dass  dieser  Rückgang  bei  dem  Ackerfeld,  bei  den  Gärten  und  Ländern, 
sowie  bei  den  Hopfengärton  auf  den  höheren  Aufwand  für  Arbeitslöhne  und 
Gespannarbeit,  teilweise  auch  auf  die  niedrigeren  Dinkelpreise,  bei  den  Wein- 
bergen neben  dem  erhöhten  Kulturkostenaufwand  insbesondere  auch  auf  den 
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RQckgang  der  Roherträge  zurückzuführen  ist,  während  bei  den  Wiesen  and 
Baumgütem  ein  Rückgang  der  Reinerträge  teils  gar  nicht,  teils  nur  in  ge- 
ringerem umfang  in  Frage  kommt. 

Bei  der  Beurteilung  der  Revisionsergebnisse  ist  jedoch  der  Umstand  nicht 
ausser  acht  zu  lassen,  dass  wie  seiner  Zeit  die  Ertragsberechnungen  der 
Musterschätzungen,  so  auch  jetzt  die  Ertragsberechnunffen  der  Revision  auf  mehr 
oder  weniger  unsicheren  Schätzungen  beruhen,  dass  aber  bei  der  Schwierigkeit 
und  Unsicherheit  dieser  Schätzungen,  selbst  wenn  dieselben  mit  der  grOssten 
Sorgfalt  und  von  den  tüchtigsten  Sachverständigen  vorgenommen  sind,  Fehler 
und  Irrtümer  nicht  ausgeschlossen  erscheinen  und  schon  kleine  Fehler  in  den 
Schätzungsunterlagen  bedeutende  Abweichungen  im  Endergebnisse  zur  Folge 
haben  können. 

Zu  den  wichtigsten  Faktoren  für  die  Ertragsberechnung  gehören  beispiels- 
weise die  Arbeitslöhne,  die  Heupreise  und  die  Roherträge.  Wie  oben  angeführt, 
sind  die  Arbeitslöhne  bei  der  Revision  durchweg  höher  angesetzt  worden  als 
bei  der  Musterschätzung.  Allein  ob  bei  dieser  Erhöhung  überall  die  richtige 
Grenze  eingehalten  worden  ist,  erscheint  immerhin  fraglich,  da  bei  dem  Mangel 
an  zuverlässigen  Aufschrieben  über  die  Bewegung  der  Arbeitslöhne  in  den 
einzelnen  Gemeinden  und  bei  der  Schwierigkeit,  die  im  Lohn  inbegriffene 
Naturalverpflegung  der  Dienstboten  und  Taglöhner  genau  in  Geld  zu  berechnen, 
eine  völlig  zuverlässige  Feststellung  des  durchschnittlichen  Arbeitslohnes  mit 
besonderen  Schwierigkeiten  verknüpft  ist.  Es  ist  aber  für  die  Feststellung  der 
Reinerträge  nicht  ohne  Bedeutung,  ob  die  Arbeitslöhne  auch  nur  um  10  Pf. 
pro  Tag  höher  oder  niedriger  angesetzt  werden.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit 
den  geschätzten  Naturalerträgen.  Sind  dieselben  nur  um  einen  Zentner,  bezw. 
bei   den  Weinbergen   nur  um   ein  halbes  Hektoliter  zu  hoch  oder  zu  nieder 

feschätzt,  so  ist  dies  auf  die  Berechnung  des  Reinertrags  von  massgebendem 
iinfluss.  Auch  die  Heupreise  können  da  oder  dort  etwas  zu  hoch  oder  zo 
nieder  geschätzt  worden  sein.  Eine  Differenz  von  nur  10  Pf.  pro  Zentner  ist 
aber  auch  hier  für  die  Berechnung  des  Reinertrags  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung,  zumal  auch  der  Preis  des  Strohs,  der  zur  Viehfütterung  bestimmten 
Kartoffeln  und  der  Runkelrüben  nach  dem  Heupreis  bemessen  wird.  Ebenso 
verhält  es  sich  mit  den  Ansätzen  für  die  Gespann-  und  Handarbeit,  für  das 
Pflügen,  Eggen,  Säen,  Hacken,  Pflanzen,  Mähen,  Ernten  u.  s.  w.,  wo  man  durch- 
weg auf  Sdbätzun^  angewiesen  ist  Es  haben  also  bei  der  Feststellung  des 
Rohertrags  und  bei  der  Berechnung  der  Eulturkosten  so  viele  mehr  oder  weniger 
unsichere  Faktoren  mitgewirkt,  dass  die  bei  der  Revision  ermittelten  Z^en 
und  Ergebnisse  selbst  mcht  unanfechtbar  erscheinen. 

Für  die  Würdigung  des  bei  der  Revision  ermittelten  Rückgangs  der 
Eatasterreinerträge  ist  sodann  noch  von  l)esonderer  Bedeutung,  dass,  soweit 
der  Rückgang  auf  die  höheren  Arbeits-  und  Gesindelöhne  zurückzuführen  ist, 
die  Wirkung  dieser  Lohnsteigerung  in  Wirklichkeit  bei  den  in  Württemberg 
vorherrschenden  mittleren  und  kleinen  Betrieben,  bei  welchen  die  Mitarbeit 
der  eigenen  Familienangehörigen  eine  wesentliche  Rolle  spielt,  eine  weniger 
tief  einschneidende  ist,  als  man  nach  den  Revisionsergebnissen  meinen  könnte, 
da  bei  der  Berechnung  der  Reinerträge  unter  den  Kulturkosten  für  die  eigenen 
Familienangehörigen  dieselben  Löhne  in  Ausgabe  gestellt  sind,  wie  i£r  die 
fremde  Arbeit,  obgleich  ein  Geldlohn  an  die  eigenen  Angehörigen  in  der  Regel 
nicht  oder  in  geringerem  Betrag  bezahlt  wird  und  auch  der  Aufwand  für  die 
Verpflegung  ein  geringerer  ist,  die  Mitarbeit  der  eigenen  Familienangehörigen 
also  thatsächlich  nicht  so  hoch  zu  stehen  kommt;  als  im  Kataster  unter  den 
Kulturkosten  dafür  in  Abzug  gebracht  ist.  Es  werden  deshalb  die  wirklichen 
Verhältnisse  Überall  da,  wo  die  Mitarbeit  der  eigenen  Familienangehörigen 
vorwiegt,  thatsächlich  gtlnstiger  liegen,  als  es  nach  den  Ergebnissen  der  Revision 
den  Anschein  haben  könnte. 

2.  Es  erhebt  sich  nun  noch  die  Frage,  ob  aus  den  Ergebnissen  der  bisher 
vorgenommenen  Musterschätzungsrevisionen  auf  die  Verhältnisse  in  den  übrigen 
Gemeinden  des  Landes  geschlossen  werden  darf. 
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Durch  die  ReTision  ist  der  Nachweis  erbracht,  dass  die  Hauptursache 
des  Rückgangs  der  Reinerträge  bei  dem  Ackerfeld  in  der  Steigerung  der 
Arbeitslöhne  und  in  dem  Sinken  der  Dinkelpreise  zu  suchen  ist,  und  dass  die 
Übrigen  in  Betracht  kommenden  Faktoren  von  mehr  oder  weniger  untergeord- 
neter Bedeutung  sind.  Wie  in  den  Revisionsgemeinden  wird  aber  über  die 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  Über  den  Rückgang  der  Dinkelpreise  überall 
im  Lande  geklagt.  Es  darf  deshalb  angenommen  werden,  dass  auch  in  den 
anderen  Gemeinden  des  Landes  die  Verhältnisse  gleich  oder  ähnlich  liegen  und 
dass  auch  bei  diesen  eine  Revision  einen  mehr  oaer  weniger  grossen  Rückgang 
des  Reinertrags  ergeben  würde,  je  nachdem  daselbst  der  Getreidebau  oder  der 
Futterbau  voäerrscht.  Die  Ausdehnung  der  Revision  auf  eine  weitere  Anzahl 
solcher  Gemeinden  würde  daher  ein  anderes  Resultat  kaum  ergeben,  weshalb 
von  der  Revision  weiterer  Gemeinden  Umgang  genommen  wurde. 

Was  aber  die  Weinberge  betrifft,  so  ist  das  Resultat  in  den  Revisions- 
gemeinden ein  so  verschiedenes,  dass  von  den  Ergebnissen  der  Revision  nicht 
ohne  weiteres  auf  die  übrigen  Weinbauorte  des  Landes  geschlossen  werden  darf. 
Da  die  Hauptursache  des  Rückgangs  der  Reinerträge  bei  den  Weinbergen  in 
den  meisten  Revisionsgemeinden  neben  den  gesteigerten  Arbeitskosten  der  bei 
diesen  konstatierte  Rüägang  der  Naturalroherträge  ist,  so  war  es  naheliegend, 
zunächst  eine  Untersuchung  darüber  anzustellen,  ob  die  Roherträge  der  Wein- 
h^Tge  auch  in  den  anderen  Gegenden  des  Landes  im  Rückgang  begriffen  sind, 
weshalb  von  allen  Musterschätiunfsgemeinden ,  in  welchen  Weinbau  betrieben 
wird,  die  Hauptergebnisse  der  15  Jahre  1888—97  nebst  dem  15jährigen  Durch- 
schnitt der  Natur^erträge  ermittelt  wurden. 

Nach  diesen  Ermittelungen  sind  die  Naturalroherträge  in  der  grosssen 
Mehrzahl  der  Musterschätzungsgemeinden  in  ähnlichem  Umfange  zurückgeblieben, 
wie  in  den  fünf  revidierten  Weinbaugemeinden  Elpersheim,  Geradstetten,  Weil- 
heim, Hemigkofen  und  Neckarsulm,  indem  betiugen  hat  der  Weinertrag  von 
1  ha  Weinberg 

TLr««*«!?«u»T„ «-         im  Durchschnitt        im  Durchschnitt 

gÄir         ^«^  -^^^^^  1854-69  der  Jahre  1888-97 

hl  hl 

Fellbach 86  25 

Esslingen 24  18 

Bächlingen 17  10 

Entringen    .....  9  4 

Oberstenfeld    ....  26  22 

Dürrmenz 9  6 

Gräfenhausen  ....  21  12 

Neuffen 44  29 

Langenbeutingen      .     .  21  15 

Stuttgart 27  16 

Bothnang 26  18 

Ailingen 81  6 

Tübingen 19  12 

Metzingen 44  37 

Ensingen 21  18 

Winnenden      ....  21  12 

Willsbach 23  18 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  Revision  dieser  Musterschätzungs- 
gemeinden im  Resultat  von  dem  Ergebnis  der  Revision  der  revidierten  Muster- 
schätzungsgemeinden Elpersheim,  Geradstetten,  Neckarsulm,  Weilheim  und 
Hemigkofen  nicht  erheblich  verschieden  wäre,  wie  andererseits  die  Revision  in 
dei^jenigen  Musterschätzungsgemeinden,  wo  ein  Rückgang  der  Roherträge  nicht 
oder  nur  in  geringem  Umfang  stattgefunden  hat,  mehr  dem  Ergebnis  der 
Revision  in  den  beiden  anderen  revidierten  Musterschätzungsgemeinaen  Bietig- 
heim  und  Thalheim  nahekommen  würde.    Es  sind  dies 
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die 

Musterschätzungs- 

gemeinden 

Pfaffenhofen  . 
Hohebach  .  . 
Weilimdorf  . 
Markgröningen 
Jagsthansen 


mit  einem  Rohertrag 

im  Durchschnitt        im  Durchschnitt 

der  Jahre  1854—69   der  Jahre  1883—97 

hl  hl 


19 
9 
11 
12 
U 


21 
9 
10 
13 
20 


Eine  Ausdehnung  der  Revision  auf  weitere  weinbautreibende  Qemeinden 
erschien  bei  dieser  Sachlage  ebenfalls  nicht  angezeigt. 
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Rud.  Eberstadt,    Der  deutsche   Kapitalmarkt.     Leipzig,  Duncker 
und  Humblot  1901,  280  S. 

Der  Verfasser  hat  sich  schon  in  seinen  bisherigen  gewerbegeschichtlichen 
Schriften  als  ein  selbständiger  Forscher  erwiesen.  Auch  die  vorliegende  Arbeit 
ist  Beweis  dafQr. 

Den  Anstoss  zu  dieser  Untersuchung  gab  die  allgemein  angenommene 
Auffassung,  dass  es  in  Deutschland  an  genüjy^ndem  Kapital  fehle,  dass  die  Ka- 
pitalbildung der  raschen  industriellen  Entwicklung  nicht  hahe  folgen  können. 
Es  sollte  inie  Unrichtigkeit  erwiesen,  zugleich  aber  ein  genauer  Einblick  ge- 
wonnen werden,  wie  das  der  Volkswirtsäaft  zur  VerfQffun^  p^estellte  Kapital 
verwendet  wird.  Zu  diesem  Behufe  wird  die  ganze  Emissionsstatistik  des 
Jahres  1899  einer  sorgfältigen  Analyse  unterzogen  und  zum  Teil  nach  neuen 
Gesichtspunkten  bearbeitet.  Namentlich  wird  festgestellt,  welches  Kapital  die 
Kapitalsuchenden  tbatsächlich  erhielten  (Kapitalreinanspruch)  und  zu  welchem 
Kurse  die  Papiere  an  der  Börse  begeben  wurden. 

So  betrug  z.  B.  bei  den  im  Jahre  1899  emittierten  Aktien: 

der  Nennwert 715,2  Mill.  M. 

der  Kapitalreinanspruch 857,8      ,       , 

der  Kui*swert  bei  Einführung  des  Papiers  an  der  Börse  1171,5  ,  , 
Von  dem  Gesamtabstand  zwischen  Nennwert  und  Kurswert  in  der  Höhe 
von  456,15  Mill.  M.  entfallen  nur  142,6  Mill.  M.  auf  den  Kapitalreinanspruch, 
dagegen  318,7  Mill.  M.  auf  spekulative  Steigerung.  Durch  diese  Berechnungs- 
weise erhält  man  schon  ein  Bild  von  dem  Bedarf  der  Spekulation  gegenüber 
dem  der  Industrie.  Thatsächlich  war  er  aber  noch  viel  grösser,  weil  die  Kurse 
im  Laufe  des  Jahres  1899  ausserordentlich  in  die  Höhe  gingen. 

Geht  man  vom  Kapitalreinanspruch  aus,  so  erhielten  an  Kapital: 

Industrie,  Handel,  Verkehr ,     .    668,4  Mill.  M. 

Banken 299,9      ,      „ 

Verbände   öffentl.   Rechts    (Reichs-,   Staats-,  Gemeinde-, 

Provinzialverbände) 629,6      ,       , 

Ausland 238,8      ,       , 

1832  Mill.  M. 
Wie  viel  Kapital  die  Spekulation  absorbierte,  lässt  sich  nicht  sagen.    Es 
war  jedenfalls  ein  sehr  grosser  Betrag. 

Als  dritter  Faktor  des  Kapitalbedarfs  kommt  noch  das  Kapital  in  Be- 
tracht, welches  die  Kapitalisierung  von  Grund  und  Boden  beanspruchte.    Der 
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Verfasser  berechnet,  dass  die  Bodenverschuldung  in  Deutschland  im  Jahre  1900 
42  Milliarden  M.  erreichte  und  sonach  an  Zinsen  zu  47*%  1775  Mill.  M.  be- 
anspruchte, mit  Einrechnung  von  Abschlussprovisionen,  Ver^tungen,  Damno 
rund  2  Milliarden  M.  Die  Zunahme  der  Bodenverschuldung  im  J^re  1899  be- 
rechnet der  Verfasser  auf  1739  Mill.  M.,  so  dass  man  sicherlich  als  Aufwand 
für  die  Kapitalisierung  von  Grund  und  Boden  im  ganzen  3700  Mill.  M.  an- 
schlagen kann. 

Die  Konstatierung  dieser  kolossalen  Summe  führt  naturgemäss  zu  einer 
weiteren  Betrachtung.  Es  wird  hier  besonders  nachgewiesen,  welche  enorme 
Kapitalbeti^e  das  Wachsen  der  Grundrente  in  den  Städten  verschlingt.  Im 
Weichbild  von  Berlin  hat  1870—1897  die  Aufwendung  für  die  Gebäude  um 
2522  Mill.  M.,  die  Verschuldung  dagegen  um  3529,3  Mill.  M.  zugenommen,  so 
dass  selbst  bei  Annahme  der  fypot^ezierun^  des  gesamten  Gebäudewertes 
eine  immaterielle  Verschuldung  von  über  1  Milliarde  sich  ergäbe.  Zieht  man 
die  Nachbarorte  mit  ein  und  berücksichtigt  die  letzten  3  Jahre,  so  möchte  man 
auf  2  Milliarden  kommen. 

Verfasser  glaubt  annehmen  zu  dürfen^  dass  von  den  42  Milliarden  hypo- 
thekarischer Darlehen  weit  über  20  Milliarden  auf  stIUltischen  Miethäusem, 
unter  diesen  ein  grosser  Teil  Massenmiethäuser,  haften. 

Das  Massanmiethaus  verschlingt  nicht  nur  infolge  der  fiktiven  Wertr 
Steigerung  ein  grosses  Kapital,  sondern  es  widerstrebt  auch  aller  Tilgung.  Der 
Geschäftsgewinn  am  gewerbsmässigen  Hausbesitz,  wie  auch  die  Verkauf  lichkeit 
des  Hauses  werden  herabgemindert,  wenn  der  Hausbesitzer  Schulden  abzahlt. 
Nur  das  hochverschuldete  Haus  eignet  sich  zum  Handelsobjekt;  Kauf  und  Ver- 
kauf —  das  einzige  Interesse  am  Häuserhandel  —  werden  erleichtert,  wenn  nur 
ein  geringfügiges  Kapital  zum  Abschluss  erforderlich  ist. 

Damit  ein  paar  Leute  durch  die  städtische  Bodenspekulation  reich 
werden,  wird  nicht  nur  der  Bevölkerung  das  ffesuade  Wohnen  fortwährend 
verteuert  und  erschwert,  sondern  auch  der  Produktion  Deutschlands  ein  grosser 
Teü  des  Kapitals  entzogen  und  der  Zinsfuss  für  Staats-  und  G^meindeanleihen 
hochgehalten.  Die  enorme  Boden  Wertsteigerung  wird  erleichtert,  weil  die 
Spekulationsbeträge  die  erste  Hypothek  haben,  die  nützliche  Aufwendung,  die 
Bodenmelioration  im  weitesten  Sinne  erst  an  zweiter  SteUe  steht.  Hier  muss 
nach  Ansicht  des  Verfassers  die  reformierende  Thätigkeit  einsetzen. 

Mit  Recht  verspricht  er  sich  nichts  von  einer  Verschuldungsgrenze.  Der 
Grundgedanke  der  landwirtschaftlichen  Meliorationshypothek  ist  weiter  auszu- 
bilden. So  wie  dieser  ein  Vorrang  vor  anderen  Belastungen  des  Grundstücks 
eingeiilumt  wird,  sei  es  schlechtweg  (Zwanffspriorität,  sächsisches  Prinzip),  sei 
es  nach  einem  vorrangigen  Aufgebotsvertahren  (preussisches  und  bayrisches 
Prinzip),  so  muss  dies  überhaupt  geschehen,  also  bei  Gebäuden  der  Bauschuld 
der  Vorrang  eingeräumt  werden;  die  grundbuchliche  Eintragung  der  Meliora- 
tionshypothek dürfte  natürlich  nur  nach  der  durch  den  Zweck  bedingten  Prüfung 
erfolgen.  Die  Aenderung  der  pfandrechtlichen  Behandlung  der  Bodenschulden 
führt  zu  einer  Erleichterung  der  Kapitalbeschaffung  und  zur  Verhütung  der 
spekulativen  Verschuldung.  Das  Kapital  verlangt  in  erster  Linie  Sicherheit; 
wird  ihm  diese  gewährt,  so  ist  es  zur  Verwendung  bereit.  Alle  Schwierigkeiten 
der  Kapitalbeschaffung  liegen  darin,  dass  die  .Aoisprfiche  der  Bodenbelastung 
für  unproduktive  Zwecke  keinen  Raum  zur  Kapitalaufhahme  für  Bodenknltur- 
zwecke  übrig  lassen.  Gibt  man  dem  zur  Bodenbesserung  verwendeten  Kapital 
diejenige  Stelle,  die  ihm  von  Rechts  wegen  gebührt,  so  ist  die  Kapitalbeschaffung 
in  hinreichendem  Masse  gewährleistet.  Durch  die  gleiche  Massnahme  ist  der 
spekulativen  Verschuldung  vorgebeugt  und  zwar  nwih.  den  beiden  Richtungen, 
in  denen  dies  notwendig  ist.  Die  immaterielle  Verschuldung  ist  nichts  an- 
deres als  der  Spekulationsgewinn,  der  durch  die  hypothekarische  Belastung 
realisiert  und  festgehalten  wird.  Die  Praxis  der  Spekulation  findet  ihre  Stütze 
darin,  dass  jede  Grundstücksbesserung  die  Sicherheit  der  Spekulanten  vermehren 
muss  und  dass  materielle  und  immaterielle  Verschuldung  heute  in  einen  Be- 
trag zusammenschmelzen.     Die  Trennung  der  Hypotheken  bewirkt   hier   eine 
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vollständige  ümkehrung  der  seitherigen  VerhältDisse  in  dem  Masse,  dass  nach 
beiden  Richtungen  das  Gegenteil  des  jetzigen  Zustandes  eintritt  Der  Speku- 
lant hat  nicht  mehr  die  erste  Stelle,  er  hat  auch  nicht  den  ungerechten  Vor- 
teil, dass  jede  nützliche  Aufwendung  gerade  seine  Sicherheit  erhöhen  muss. 
Durch  die  Trennung  der  Hypotheken  ist  femer  der  Spekulation  ihr  unentbehr- 
liches Mittel,  die  Verschmelzung  der  Bodenschulden  verschiedener  Provenienz, 
entzogen.  Der  spekulativen  Verschuldung  ist  hiermit  ihre  materielle  Grundlage 
und  dadurch  die  Stärke  ihrer  heutigen  Position  vollständig  benommen.  Auch 
wird  der  Spekulant,  der  heute  die  &eibende  Kraft  in  der  Schuldenvermehrung 
ist,  künftig  die  Meliorationshypothek,  die  ihm  den  Rang  wegnimmt,  nach  ihrer 
Höhe  und  Berechtigung  auf  das  genaueste  kontrollieren.  (Könnte  das  nicht  aber 
zu  einer  noch  dürftigeren  Ausstattung  der  Gebäude  fQhren  als  sie  jetzt  schon 
die  Mietkasemen  aufweisen?)  Auch  die  Abstellung  der  bekannten  Schiebungen 
bei  Neubauten  und  der  Untreue  in  der  Verwendung  der  zur  Bodenbesserung 
gegebenen  Gelder  erhofft  Eberstadt  von  der  Differenzierung  der  Hypotheken. 

Die  Missstände  der  Boden-  und  Häuserspekulation  werden  in  neuerer 
Zeit  immer  mehr  erkannt  und  sie  sind  in  der  That  in  ihren  Wirkungen  himmel- 
schreiend ^). 

Die  Schrift  von  Eberstadt  ist  wieder  ein  neuer  Beitrag  zur  Aufhellung. 
Ob  sein  Vorschlag  freilich  wirklich  das  erreicht,  was  er  sich  davon  verspricht, 
ist  mir  doch  etwas  zweifelhaft.  Die  Analogie  mit  dem  landwirtschaftlichen 
Meliorationskredit  der  Landeskulturrentenbanken  trifft  insofern  nicht  zu,  als 
dort  der  Gläubiger  der  Meliorationsschuld  ein  anderer  ist  als  die  Übrigen 
Gläubiger.  Eine  solche  Trennung  wäre  bei  dem  Vorschlag  von  Eberstadt 
aber  nur  möglich,  wenn  statuiert  würde,  dass  der  Gläubiger  für  die  Bauschuld 
ein  anderer  sein  müsse  als  der  für  den  Spekulationswert.  Wenn  erste  und  zweite 
Hypothek  immer  in  derselben  Hand  bleiben,  dann  dürfte  so  ziemlich  alles  beim 
Alten  bleiben.  Ich  möchte  aber  sehr  bezweifeln,  dass  man  zur  Trennung  der 
ersten  und  zweiten  Hypothek  auch  nach  der  Person  des  Gläubigers  vorzugehen 
gewillt  ist.  — 

Die  Schrift  enthält  auch  sonst  sehr  wertvolle  Bemerkungen  und  An- 
regungen. So  ist  recht  interessant  die  Statistik  der  Verwendung .  der  städti- 
schen Anleihen  (das  meiste  föllt  auf  Licht-  und  Kraftlieferung,  Kanalisation 
nnd  Wasserleitung,  Verkehr  und  Handel,  vergl.  S.  173),  femer  sind  beachtens- 
wert seine  Bemerkungen  über  die  Voraussetzungen  eines  weitverzweigten  Oheck- 
verkehrs,  indem  er  eine  grosse  Strenge  in  der  Kundenannahme  seitens  der 
Banken  nach  englischem  Vorbild  betont,  weil  sonst  der  , wilde'  Check  ent- 
stände. 

Ob  es,  wie  der  Verfasser  meint,  als  ein  Glück  anzusehen  ist,  dass  der 
Postcheckverkehr  in  Deutschland  gescheitert  ist,  möchte  ich  doch  dahingestellt 
sein  lassen.  Ich  glaube,  dass  er  neben  den  Bankdepositen  recht  wohl  noch 
Baum  gehabt  hätte. 

Sehr  wertvoll  ist  auch  die  Untersuchung  Eberstadts  über  die  Ur- 
sachen der  grossen  Kursschwankungen  der  deutschen  Staatspapiere  1894 — 1899. 
Er  sieht  die  Hauptursache  in  der  Zulassung  der  deutschen  Reichsanleihen  zur 
offiziellen  Notiemng  seit  dem  10.  September  1894  in  London.  Solange  der  Zins- 
fuss  in  London  niedriger  war,  als  der  der  deutschen  Konsols,  trat  eine  grosse 
Kurssteigerung  bei  diesen  ein,  in  kurzer  Frist  um  127o>  als  aber  der  Londoner 
Diskont  anzog,  stiess  man  die  deutschen  Staatspapiere  wieder  ab,  und  sie 
sanken  tiefer  denn  je.  Es  ist  wohl  zu  viel  behauptet,  darin  die  einzige  Ur- 
sache zu  sehen,  aber  die  Hauptursache  ist  es  wohl  gewesen.  Der  Verfasser 
wamt  mit  vollem  Recht  davor,  die  heimischen  Anlehen  von  fremden  Kapital- 
märkten abhängig  zu  machen.    Verfasser  hätte  darauf  hinweisen  können,  dass 


1)  Vgl.  Ad.  W  a g  n  e  r,  Wohnangsnot  und  städtische  Bodenfrage.  Berlin  1901  (Heft  XI 
der  Sozialen  Streitfragen,  heraasg.  von  Damasohke,  weloher  Vorsitzender  des  Bandes  deutsdier 
Bodenreformer  ist).  P.  Voigt,  Grandrente  und  Wohnungsfrage  in  Berlin  und  seiner  Vororte. 
Eine  Untersuchang  ihrer  Geschichte  and  ihres  gegenwärtigen  Standes.    Jena  1901. 
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man  im  Jahre  1879  in  Preussen  in  dieser  Hinsicht  hellsehender  war,  indem  der 
damalige  Finanzminister  den  Vorschlag,  der  im  Abgeordnetenhaase  gemacht 
worden  war,  in  Amsterdam  und  London  Zahlstellen  für  die  Coupons  von 
preussischen  Eonsols  zu  errichten,  entschieden  ablehnte  (vgL  die  interessante 
Ausführung  hierüber  in  der  Frankfurter  Zeitung  vom  24.  Dezember  1879). 

Auffallend  ist,  dass  der  Verfasser  die  Schulden  für  Heer  und  Marine  zu 
billigen  scheint  (S.  182),  während  bei  dem  effektiv  wiederkehrenden  Charakter 
solcher  Ausgabeposten  die  üebemahme  auf  das  Ordinarium  oder  ihre  Deckung 
durch  nur  wenige  Jahre  laufende  Schulden  das  richtige  wäre.  Doch  der  Ver- 
fasser hatte  wenig  Anlass,  auf  diese  Seite  näher  einzugehen. 

Die  wenigen  Bemerkungen  dürften  zeigen,  dass  wir  es  hier  mit  einer 
ebenso  fleissigen,  als  anregenden  und  fruchtbaren  Studie  zu  thun  haben. 

G.  Schanz. 


Die    Reichsbank    1876 — 1900.     Berlin.      Gedruckt    in    der   Reichs- 
druckerei.     Kommissionsverlag    von    6.    Fischer.     Jena   190L 

4^  485  S. 

Mit  Ablauf  des  Jahres  1900  sind  seit  Bestehen  der  Beichsbank  25  Jahre 
dahingegangen.  Es  lag  für  das  Reichsbankdirektorium  nahe,  gelegentlich  dieses 
Zeitabschnittes  einen  Rückblick  auf  diese  25j&.hrige  SchafPenszeit  zu  werfen  und 
gewissermassen  Rechenschaft  abzulegen  über  die  Art  und  Weise,  wie  man  die 
diesem  grossen  Institut  gestellten  Aufgaben  zu  lösen  versucht  hat 

Das  vorliegende  Werk  ist  hierzu  bestimmt.  Glänzend  in  der  Darstellungr 
reich  an  Inhalt,  stellt  es  eine  wertvolle  Bereicherung  der  Litteratur  diu:  und 
erfüllt  ein  dringendes  Bedürfnis.  Die  Jahresberichte  der  Reichsbank  enthalten 
ja  ein  reiches  Zahlenmaterial,  aber  sie  entbehren  jeder  Erläuterung.  Jetzt  sind 
wir  aber  in.  authentischer  Weise  über  die  gesamte  Thätigkeit  der  Bank  und 
die  leitenden  Gesichtspunkte  vollständig  unterrichtet. 

Die  Darstellung  zerHlllt  in  folgende  Abschnitte.  Die  Einleitung  bespricht 
das  deutsche  Geld-  und  Bankwesen  vor  der  Reichsgründung ,  die  Reform  des 
Münz-  und  Papiergeldwesens»  die  Bankreform,  die  Errichtung  der  Reichsbank 
und  ihre  SteUung  als  deutsche  Zentralbank. 

Der  erste  Abschnitt  ist  der  Verwaltungsor^anisation  gewidmet  Hier 
sind  von  besonderem  Interesse  der  Ausbau  der  Zweiganstalten  und  die  Grund- 
sätze, die  man  bei  Errichtung  derselben  verfolgt  hat;  vieles  ist  hier  sehr  be- 
lehrend. In  den  folgenden  Abschnitten  werden  eingehend  die  Notenausgabe^ 
der  Giro-  und  Abrechnungsverkehr,  der  Ankauf  und  die  Einziehung  von  Wech- 
seln und  Wertpapieren,  der  Lombardverkehr,  die  Diskontpolitik,  die  Leistungen 
für  die  Finanzverwaltungen  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten,  die  Regelung 
des  Geldumlaufs,  die  Verwahrung  und  Verwaltung  von  Wertgegenständen,  der 
An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren,  die  Banknovelle  vom  7.  Juni  1899  als 
Ergebnis  der  bisherigen  Entwicklung  behandelt.  Diese  Darstellung  stützt  sich 
auf  85  beigegebene  Tabellen,  die  über  alles  die  detailliertesten  BNslege  geben. 
In  den  Anlagen  ist  das  Bank^esetz  und  die  Nov^Uen,  sowie  der  Vertrag  be- 
züglich Abtretung  der  preussischen  Bank  an  das  Deutsche  Reich  mitgeteilt 
Eine  Karte  lässt  die  Bankbezirke  und  Bankplätze  ersehen;  ein  ausftüirlidies 
Register  erleichtert  die  Benutzung  dieses  monumentalen  Werkes. 

Es  liegt  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Zeitschrift,  auf  den  reichen  In- 
halt näher  einzugehen.  Der  wertvollste  Teil  ist  der  Abschnitt  über  die  Diskont- 
politik. In  scharfen  umrissen  wird  darin  die  wirtschaftliche  Bewegung  der 
letzten  25  Jahre  blossgelegt  und  die  Stellungnahme  der  Reichsbank  zu  den 
einzelnen  Phasen  derselben  skizziert.  Er  zeigt  aber  auch,  dass  die  Bank  recht 
schwere  Zeiten,  namentlich  in  den  ersten  6  Jahren,  gehabt  hat;  war  doch  am 
7.  Oktober  1881  ihr  Goldvorrat  auf  151 V«  Mill.  M.  herabgesunken! 

892 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Litteratnr.  393 

Wer  den  Bericht  unbefangen  liest,  wird  anerkennen  müssen,  dass  die  Reichs- 
bank ein  segensreiches  Institut  war  und  ist.  Ohne  ihre  geschickte  Thätigkeit 
h&tte  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  Deutschlands  sich  nicht  so  glänzend 
in  den  letzten  25  Jahren  entwickeln  können,  wie  es  thats&chlich  der  Fall  war. 
Durch  die  Erhaltung  der  Goldwährung,  Vermehrung  der  deutschen  Ooldbesi&nde 
(Anfang  1876  war  derselbe  1300  MUl.  M.,  Ende  1900  2800  Mill.  M.),  stete  Re- 
gelung des  Geldumlaufs,  Ausbildung  geldsparender  Einrichtungen,  kluge  Diskont- 
politik ist  sie  ein  wahrer  Stützpunä  fQr  das  wirtschaftliche  SchafiPen  Deutsch- 
lands geworden. 

Den  Privatnotenbanken  mussten,  sollten  die  gemeinwirtschaftlichen  Auf- 

güben  des  Notenbankwesens  erfEÜlt  werden,  enge  Grenzen  gezogen  werden, 
och  zeifft  sich,  dass  die  grösseren  bei  entsprechender  Ausbildung  von  Filialen 
recht  wohl  auch  neben  dem  mächtipren  Org^ismus  der  Reichsbank  noch  bestehen 
und  diesen  durch  sehr  individualisierende  Thätigkeit  ergänzen  können.  Nament- 
lich gilt  dies  von  der  bayrischen  und  sächsischen  Notenbank^). 

G.  Schanz. 


0.  Mühlbrecht,  Wegweiser  durch  die  neuere  Litteratur  der  Rechts- 
und Staatswissenschaften  für  die  Praxis  bearbeitet.  Bd.  ü,  ent- 
haltend die  Litteratur  der  Jahre  1893 — 1900  nebst  Nachträgen 
und  Ergänzungen  zu  Bd.  I  (die  Litteratur  bis  1892).  Berlin  1901. 
Puttkammer  u.  Mühlbrecht,  651  S. 

Als  Mühlbrechts  Wegweiser  erschien,  fand  das  Werk  rasch  die  all- 
gemeinste Anerkennung.  In  der  That  hat  sich  dasselbe  als  ein  wahrer  Schatz 
für  den  Lernenden  wie  den  Forschenden  erwiesen.  Der  Verfasser  hat  mit  solcher 
Sorgfalt  und  solchem  Takt  alles  wirklich  Relevante  herausgegriffen,  in  so  aus- 
gezeichneter Weise  das  Ganze  gruppiert  und  mit  einem  so  vorzüglichen  Register 
(nach  Autoren  und  Materien)  versehen,  dass  man  den  allergrössten  Nutzen 
von  dem  Buch  hat.  Nur  ein  wirklicher  Kenner,  der  sich  auf  eine  langjährige 
Praxis  als  Spezialbuchhändler  für  Staats-  und  Rechtswissenschaft  stützt  und 
die  in  Betracht  kommenden  bibliographischen  Zeitschriften  und  Werke  sorg- 
föltig  verfolgt,  konnte  ein  so  ausserordentlich  wertvolles  Hilfsmittel  schaffen. 

Nachdem  schon  die  zweite  bis  1892  reichende  Ausgabe  ein  starker  Band 
geworden  ist,  war  es  zweckmässig,  fQr  die  Jahre  1893 — 1900  einen  IL  Band  zu 
publizieren  und  damit  die  neueste  Litteratur  noch  ausgiebiger  zu  registrieren, 
als  es  sonst  n^öglich  gewesen  w&re.  Lehrer  und  Lernende  schulden  dem  Ver- 
fasser für  sein  wertvoues  uns  soviel  Zeit  und  Mühe  sparendes  Werk  den  aller- 
grössten Dank. 

Dass  in  einem  so  grossen  Werk  auch  Auslassungen,  einzelne  Versehen 
und  unrichtige  Einreihungen  vorkommen,  ist  begreiflich.  Sie  scheinen  aber 
ziemlich  selten  zu  sein.  Behufs  Verbesserung  mag  auf  einen  Druckfehler  auf- 
merksam gemacht  werden.  Auf  S.  339  muss  es  Kmiotek  statt  Enisotek  heissen. 
G.  Schanz. 

1)  Vgl.  die  von  mir  veranlasste  Arbeit  des  Dr.  E.  Heil,  Die  Reichsbank  nnd  die 
bayrische  Notenbank  in  ihrer  gegenseitigen  Entwicklang  in  Bayern  1876—99,  in  den  für  meine 
Schüler  bestimmten  von  mir  herausgegebenen  „Wirtschafts-  und  Terwaltnngsstadien  mit  be- 
sonderer Berücksichtignng  Bayerns",  Nr.  10.    Leipzig  1900. 
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Fr.  Freih.  v.  Wies  er,  Die  Ergebnisse  und  die  Aussichten  der 
Personaleinkommensteuer  in  Oesterreich.  Leipzig.  Duncker  und 
Humblot  1901,  147  S. 

Es  ist  eine  satteame  Erfahinin^,  dass  die  erste  Einführung  einer  Ein- 
kommensteuer mit  vielen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat. 

Der  Begriff  „Einkommen*  ist  der  Masse  nicht  so  geläufig,  wie  etwa  der 
des  Vermögens;  der  erstere  erfordert  ein  gewisses  AbstraktionsrermOgen^and  zwar 
um  so  mehr,  um  je  naturalwirtschaftlichere  Zustände  es  sich  handelt.  Wiegen 
diese  noch  stark  vor,  kommt  eine  durch  lange  Zeit  hindurch  verkümmerte 
Steuermoral  und  eine  hohe  Steuerlast  hinzu,  so  wachsen  die  Schwierigkdten 
der  Einkommensteuer. 

Mit  solchen  Momenten  hatte  auch  Oesterreich  zu  rechnen,  als  es  im 
Jahre  1896  eine  wirkliche  allgemeine  Einkommensteuer  einzuführen  beschloss. 
Ueber  das  Reformwerk  hat  das  Finanzarchiv  14  (1897)  S.  1  f.  ausführlich  be- 
richtet. Auch  die  wesentlichsten  Ergebnisse  der  ersten  Veranlagung  bis  1897 
wurden  mitgeteilt,  Finanzarchiv  16  (1899),  S.  282  f. 

Man  hat  alsbald  nähere  Untersuchungen  über  Ergebnisse  der  Österreichi- 
schen Einkommensteuer  angestellt;  es  ist  geschehen  durch  den  Sektionschef  im 
Finanzministerium  R.  Meyer  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial- 
politik und  Verwaltung,  8.  Bd.,  1899  und  durch  Dr.  Kühne rt,  Die  Einkommen- 
besteuerung in  Oesterreich  und  Preussen  in  den  Jahren  1898  und  1899  in  der 
Zeitschrift  des  königl.  preuss.  statist.  Bureaus  1900,  S.  108  f. 

Nun  ist  noch  eine  dritte  Untersuchung  hinzugekommen  durch  den  Prager 
Professor  Wi  e  s  e  r ,  die  als  die  eingehendste  und  wertvollste  angesehen  werden 
darf.  Der  Verfasser  schlägt  auch  wie  die  Vorgänger  den  Weg  des  Vergleichs 
ein,  und  zwar  indem  er  die  preussischen  Ziffern  heranzieht;  aber  da  er  sich 
bewusst  ist,  dass  die  Verhältnisse  in  Oesterreich  und  Preussen  doch  zu  ver- 
schieden sind,  so  schneidet  er  für  einen  Teil  seiner  Betrachtungen  den  östlichen 
Teil  Preiissens  (die  Provinzen  Ostpreussen,  Westpreussen,  Pommern,  Posen, 
Schlesien,  Regierungsbezirk  Frankfurt  a.  0.)  zum  Vergleich  aus ;  durch  Vergleich 
des  , armen  Ostens*  ^)  mit  Oesterreich  soll  vermieden  werden,  dass  an  Oester 
reich  ein  zu  hoher  Massstab  angelegt  werde. 

Die  Untersuchungen  des  Verfassers  ergeben,  dass  die  Veranlagung  relativ 
gut  ausgefallen  ist  für  Wien.  Die  Ergebnisse  für  Wien  zeigen  viel  Analogie 
mit  Berlin;  er  schätzt  den  Fehler  der  Veranlagung  für  Wien  auf  nicht  über 
15  7of  so  dass  sie  für  85%  als  gelungen  bezeichnet  werden  darf.  In  den 
übrigen  Städten  ist  das  Ergebnis  weniger  gut,  wenn  auch  noch  leidlich,  ausge- 
fallen. Aber  im  ganzen  ist  der  Erfolg  im  Vergleich  zum  platten  Lande  ein 
enormer.  Die  städtischen  Censiten  machen  von  der  Gesamtzahl  der  Censiten 
des  Staates  nicht  weniger  als  76,88%,  das  städtische  steuerpflichtige  Ein- 
kommen macht  von  der  Staatssumme  88,08  7^  ^^^  ^^^  städtische  Steuervor- 
schreibung 85,54%  aus.  Die  Städte  stellen  mithin  weit  mehr  als  dmal  soviel 
Censiten,  sie  versteuern  ein  etwa  5mal  so  grosses  Einkommen  und  sind  mit 
einer  6mal  so  grossen  Vorschreibung  belastet  als  das  platte  Land.  Da  die 
städtische  Bevölkerung  etwa  V'  cler  ländlichen  beträgt,  so  werden  in  der  Stadt 
im  Durchschnitt  etwa  lOmal  soviel  Censiten  konskribiert  als  in  einem  länd- 
lichen Bezirke  gleicher  Einwohnerzahl;  ein  städtischer  Censit  versteuert  im 
Durchschnitt  ein  15mal  so  grosses  Einkommen  als  ein  ländlicher,  und  er  hat 
für  sich  allein  die  gleiche  Steuersumme  zu  entrichten,  wie  18  seiner  ländlichen 
Staatsgenossen  zusammengenommen.  Wien  allein  zählt  mehr  Censiten  als  das 
ganze  platte  Land  in  Oesterreich,  liefert  mehr  als  das  doppelte  des  steoer- 
pflichtigen  Einkommens  und  leistet  fast  das  dreifache.  Ein  Wiener  hat  soviel 
zu  zahlen  als  86  Oesterreicher  auf  dem  Lande  zusammengenommen  zu  zahlen 
haben. 


1)  Vgl.  auch  meine  CJebersicht  über  die  Einkommensgeographie  Preiissens  1897,'98  im 
Fioanzarchiv  16  (1899)  S.  295  f. 
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Auf  dem  platten  Lande  betragen  die  Gensiten  0,91  ^o  der  Bevölkerung, 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen  10,74  fl.  steuerpflichtiges  Einkommen 
und  17  Kreuzer  an  Steuer.  Im  östlichen  Preussen  ergibt  sich  für  das  platte 
Land  bei  Weglassung  des  Einkommens  von  900 — 1014  M.  (in  Gestenreich  sind 
600  fl.  frei)  ein  Censitenprozent  von  2,75,  eine  Kopfquote  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  von  37,90  fl.  und  des  Steuersolls  von  74 Vs  Kreuzer,  also  ein 
3mal  so  hohes  Censitenprozent,  eine  SVsmal  so  hohe  Durchschnittsziffer  für  das 
steuerpflichtige  Einkommen  und  ein  fast  4Vsnial  so  hohes  Steuersoll. 

Der  Verfasser  nimmt  an,  dass  von  den  steuerpflichtigen  Personen  auf 
dem  Land  nur  etwa  '/s  erfasst  worden  ist.  Dass  dies  möglich  war,  rührt 
daher,  dass  schon  bei  den  Verhandlungen  Über  das  Gesetz  zugesagt  wurde,  es 
sollten  in  das  Verzeichnis  jene  bäuerbchen  Grundbesitzer  nicht  aufgenommen 
werden,  die  nur  Grundbesitzeinkommen  hätten  und  bei  denen  zugleich  der 
Katastralreinertrag  ihrer  Grundstücke  den  G^amtbetrag  von  250  fl.  nicht  über- 
steigt, ausser  wenn  die  Steuerbehörde  besondere  Anhaltspunkte  für  das  Vor- 
handensein eines  Einkommens  von  steuerpflichtiger  Höhe  besitzt.  Man  hat 
hier  offenbar  diese  Grenze  mechanisch  angewandt,  zumal  die  veranlagenden 
Beamten  mit  Arbeit  überlastet  waren.  Die  naturalwirtschaftlichen  Bezüge,  ihr 
geringer  Geldanschlag  auf  dem  Lande  haben  neben  anderen  Momenten  mitge- 
holfen und  bewirkt,  dass  auch  die  mittleren  und  höheren  landwirtschaftlichen 
Einkommen  sehr  niedrig  eingeschätzt  wurden.  Nach  dem  Ergebnisse  würden  in 
Oesterreidi  nur  8,7  Vo  cl^s  ganzen  steuerpflichtigen  Roheinkommens  auf  das  land- 
wirtschaftliche Einkommen  treffen. 

Die  besten  Steuerzahler  sind  die  Deutschen,  auf  die  70 — 75  7o  ^^^  ganzen 
Steuerlast  kommen. 

Wies  er  sucht  wahrscheinlich  zu  machen,  dass  bei  richtigem  Vollzug 
die  Einkommensteuer  statt  23,18  Mill.  fl.  rund  35  Mill.  fl.  ergeben  würde. 

Mit  Recht  betont  er,  dass,  wenn  die  Steuer  nicht  dauernd  ein  Torso 
bleiben  soll,  die  bessernde  Hand  angelegt  werden  müsse.  Da  man  in  0 ester- 
reich sich  nicht  wie  in  Preussen  auf  Voreinschätzungskommissionen  stützen 
kann,  das  Institut  der  Vertrauensmänner  sich  aber  wenig  bewährt  hat,  so  kann 
nur  durch  eine  Vermehrung  der  Veranlagungsbeamten  geholfen  werden.  Auch 
hält  er  für  i^tlich,  dass  die  Mehrerträgnisse  vorerst  nicht  zwischen  Staat  und 
Ländern  geteilt,  sondern  zum  Zweck  weiterer  Nachlässe  von  den  alten  Ertrags- 
steuern verwendet  werden  sollten,  da  das  ja  auch  geschehen  wäre,  wenn  gleich 
alles  richtig  veranlagt  worden  wäre.  Dadurch  werde  es  am  ehesten  möglich, 
den  Widerstand  bei  dem  vollen  Ausbau  der  Einkommensteuer  zu  brechen. 

Die  Schrift,  die  noch  viele  interessante  Einzelheiten  enthält  und  metho- 
disch gut  durchgeführt  ist,  wird  den  Eindruck  in  Gestenreich  sicher  nicht  ver- 
fehlen. 

Man  kann  im  Steuerwesen  nur  durch  langjährige  Konsequenz  und  stetige 
Nachhilfe  eine  gerechte  Verteilung  erreichen;  diese  Arbeit  bleibt  auch  Geister- 
reich  nicht  erspart.  G.  Schanz. 
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und  Rückvergütung  XV,  504,  506. 

—  in  Italien  I,  459;  m,  135:  in  den  Nieder- 

landen I,  384;  XI 686;  in  Russland  n,  168; 
in  Rumänien  XVI,  618. 

—  Biersteuerertrag  in  den  wichtigsten  Kultur- 

Btaaten,  1891,  X,  757  f. ;  1896  XV,  668  f. 

Bierwirtachaften ,  progressive  Besteuerung 
der  grossen  —  in  Bayern  XVII,  761  f. 

Boden  wert  Oesterreichs  III,  940. 

BArtensteuer,  Stempelrevision  bei  Aktienges. 
n.  d.  QeB.  v.  1881  I,  134  f. ;  Rechtsweg  in 
Reichsstempelsachen,  Strafen  der  modernen 
Stempelgesetze  I,  601  f. ;  (^eschäftssteuer- 
gesetzentwurf ,  deutscher  1 ,  550 ;  Börsen- 
Steuergesetz,  deutsches  von  1881/85  n, 
1115  f. ;  Entwurf  einer  Gesetznovelle  dazu 
XI,  280 ;  Kommissionsbericht  vom  13.  März 
1894  XU,  122  f. ;  Gesetz  vom  27.  April  1894 
Xn,  107. 

—  Umsatzsteuer  in  Bremen  HI,  256. 

—  Basler  Gesetz  vom  8.  April  1897  betr.  die 

Effektenbörse  und  den  Verkehr  in  Wert- 
papieren XIV,  906. 

—  in  Frankreidi  nach  dem  Finanzgesetz  vom 

28.  April  1893  u.  29.  Dez.  1895  XV,  185. 

—  in  Grossbritannien  und  Irland  XVII,  918, 

924. 

—  Stempelsteuer  auf  Effekten  in  den  Nieder- 

landen m,  283;  XI,  419  f.;  in  Italien  m, 
183. 

—  in  Oesterreich  I,  493;  österr.  Gesetz  vom 

18.  Sept.  1892  betr.  Effektenumsatzsteuer 
X,  286 ;  vom  9.  März  1897  nebst  Motiven 
und  Kommissionsberioht  XV,  723  f. ;  Er- 
trag XV,  732;  Abgabe  für  Erteilung  des 
Rechts  zum  Börsenbesuch  in  Oesterreich 
I,  521. 

—  im  Kanton  Zürich  I,  304  f. ;  XIV,  908. 
BrandTersloherungsabgaben     in  Russland 

1874—83  m,  654. 
Branntweinsteuer  I,  933. 

—  Deutsches  Reichsgesetz   v.  24.  Juni   1887 

V,  263;  V.  8.  J^nil891  Vm.  322;  v. 
17.  Juni  1895  XII,  808;  die  deutsche  Brannt- 
weinsteuergesetzgeb.  seit  1887  XIV ,  566  f. 


Branntweinsteuer,  Ertrag  in  Bayern m,  672. 

—  in  Württemberg  n.  d.  Ges.  v.  18.  Mai  1885 

n,  1010  1 

—  Gesetzgebung  und  Statistik  in  Belgien  X\l. 

252  f 

—  in  Dänemark  m,  637. 

—  in  Italien  I,  454;  m,  135;  Gesetzgebung 

und  Statistik  XVI.  229  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  384;  m,  281 ;  XI,  685. 

—  in  Oesterreich-Ungam  n.  d.  Ges.  v.  1884  I, 

767  f. ;  n.  d.  Ges.  v.  1888  V,  794  f ;  Novelle 
V.  4.  Aug.  1891  IX,  243. 

—  Gesetzgebung  in  Portugal  XVI,  2C9  f. 

—  in  Russland  n,   162;  in  Rumänien  XVI, 

617. 

—  Gesetzgebung  in  Spanien  XVT,  265  f. 

—  in   den  europ.  Ländern  und  in  den  Ver. 

Staaten  von  Nordamerika  1883—86  IV, 
320  f.;  1887-89  VII.  161;  Ertrag  in  ver- 
schiedfenen  Ländern  1891  X,  767;  1896 
XV,  668 ;  Ergebnisse  des  Alkoholmonopols 
in  der  Schweiz  1887—93  XII,  82  f. 

Braumaissteuer  siehe  Biersteuer. 

Brennstoffe,  Besteuerung  in  den  Niederlanden 
I,  885;  XI,  686. 

Brückenseld ,  staatsflskalisohes ,  Aufhebung 
im  Königr.  Sachsen  1, 837 1 ;  in  S.-Weimar 
V,  1059 ;  in  Renss  J.  L.  X,  860. 

—  Ertrag  in  Preussen  1878—87  IV,  316. 
Buchführung,  doppelte  (Logismographie)  o. 

d.  ital.  Staatsbuchhaltung  HI,  455  f. 
Budgetreoht  m,  382 ;  zur  Lehre  vom  Budget- 

und  Rechnungswesen  des  Staates  XVI, 

99  f. ,  903 ;  vgl.  auch  Staatshaushalt  and 

Rechnungswesen . 
Bundesstaaten,   Durchführung   der  Steuer- 

S flicht  in  Bundesstaaten  IX,  893  f.;  der 
eutsche  Reichshaushalt  nnd  das  Finanz- 
wesen der  Einzelstaaten  Xm,  88. 

B&rgemutzen  in  Baden  IX,  513. 

Chausseegeld,  staatsflskalisohes,  Aufhebung 
im  Königr.  Sachsen  I,  837  f. ;  in  S.-Weimar 
V,  1059;  in  Renss  j.  L.  X,  860. 

Checks  und  fStroanwetsungen ,  von  der  D. 
Reichsregierung  vorgescUagene  Besteue- 
rung XI,  305. 

CIchorle,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 

Ctgarettenpapiermonopol  in  Griechenland 
m,  287. 

Clvilllste,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  n,  849;  in  Dänemark  m, 
641;  in  Russland  1874—83  m.  652;  in 
Preussen  IV,  319;  XI,  1S5;  in  Holland  1849 
bis  1890  XI,  695;  s.  auch  Staatshaushalt. 

CiTflTerwaltunc,  Ausgaben  in  Italien  seit 
1861  m,  157 ;  in  Preussen  1878-87  IV,  317 ; 
1886-95  XI,  193;  s.  auch  Staatshaushalt. 

ComptabtlttAt  siehe  Rechnungswesen;  Com- 
ptabilitätswissenschaft  XV;  482. 

Dienstbotensteuer  in  den  Niederlanden  I, 
382;  m,  388. 

Diskontpolitik,  Probleme  der  —  and  der  In- 
ländische Wechselverkehr  XVIII,  50l  f. 

DomJlnen,  Verpachtung  der  prenss.  Staats- 
domänen nebst  Vorschlägen  zur  Reform 
IX,  439  f. ;  X,  169,  559  f. 

—  Nutzbarmachung  der  Domänengüter  in  S.- 

Meiningen  Xu,  641  f.;  Domänenforstver- 
waltung  in  S.-Meiningen  XIIL  169  f. 

—  Einkünfte  in  den  europaischen  Grossstaaten 

1882  n,  847;  in  Italien  m,  148;  in  Däne- 
mark in,  623-  in  Preussen  IV,  313. 

—  Grundpacht,  Ablösung  in  Russland  m,  264; 

rv,  liu;  D.- Einnahme  in  Russland  1874 
bis  1883  m,  654;  in  Rumänien  XVI.  622. 
Dominik  aisteuer  in  Bayern  XVII,  554,  563, 
565 ;  ihre  Beseitigung  XVII,  589  f. 
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Doppelbesteuerung,  Beseitigung  durch  d. 
deutsche  Reichsgesetz  V,  188  f.,  Y,  974; 
preuss.  Gesetz  betr.  die  Vermeidung  der 
Doppelbest.  v.  18.  April  1900  (Vertrag  mit 
Oesterreich)  XVin,  285  f. 

—  Zur  Frage  der  Steuerpflicht  IX.  365  f. 
Bfr«>ktenbajikeii    und    der   Wecüselverkehr 

XVU],  54». 
EfTekteournsatssteuer  siehe  Börsensteuer. 
Einkommensteuer.    Der  Einkommensbegriff 

und  die  Einkommensteuergesetze  Xm,  i  f. ; 

XV,  515  f. :  530  f. 

—  Die  Reichsemkommensteuer  und  die  preuss. 

Steuerreform  XIV,  52«  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f. ;  XIV,  756,  765  f. 

—  Gesetzentwurf  in  Baden  v.  1883  1 ,  308  f. ; 

bad.  Gesetz  v.  20.  Juni  1884  UI,  793,  815; 
Novelle  vom  6.  Mai  1892  IX ,  484 ;  Novelle 
vom  26.  Juni  1894  XII,  173:  Novelle 
vom  9.  Aug.  1900  XVIII,  455;  Geschichte 
der  —  in  Baden  UI,  767  f.;  bad.  Ein- 
kommensteuerstatistik 1891—95X111, 835  f. ; 
Denkschrift  über  die  Belastung  der  land- 
wirtschafttreibenden Bevölkerung  in  Baden 
durch  die  Einkommensteuer  Xin,  845  f. 

—  bayr.  Einkommensteuerges.  v.  4.  Juni  1848 

XVU.  581  f. ;  V.  11.  Jufi  1850  XVn,  685  f. ; 
Aufhebung  der  allg.  Einkommensteuer  n. 
Einführung  der  spez.  durch  Ges.  v.  81.  Mai 
1856  XVII,  608  f. ;  spez.  Einkommensteuer- 

fes.  V.  19.  Mai  1881  XVII,  676  f. ;  spez.  Ein- 
ommensteuerges.  v.  9.  Juni  1899  XVII, 
697  f.;  Gesetzestext  778  f.,  Vorschlag  zu 
einer  allg.  Einkommensteuer  XVII,  527  f. 

—  Braunschweigisehes  Ges.  v.  16.  April  1896 

mit  Nov.  V.  11.  März  1899  XVI,  719  f.: 
Ausführungsvorschr.  v.  27.  Aug.  1896  und 
11.  März  1899  XVI,  719  f.  u.  790  f.;  Be- 
gründung der  Gesetzentw.  XVI,  751  f., 
766  f. ;  Komm.ber.  XVI,  771  f. 

—  Ges.  V.  17.  Dezember  1874  mit  Novellen  in 

Bremen  VII,  595. 

—  Ges.  V.  7.  März  1881  in  Hamburg  VII,  603 ; 

Ges.  V.  22.  Febr.  1895  XVI,  858  f.;  Be- 
gründung z.  Gesetzentw.  v.  12.  Nov.  1894 

XVI,  868  f. ;  Ausschussber.  XVI.  874  f. 

—  in  Hessen  II,  242,  250,  285,  882;  Gesetz  v. 

25.  Juni  1895  XIII,  273,  378;  V.  12.  Aug. 
1899  XVII,  274,  361. 

—  Einkommensteuergesetz  in  Lippe  v.  28.  Aug. 

1894  XII,  184  t. 

—  Ges.  V.  27.  Mai  1889  in  Lübeck  VH,  611. 

—  in  Oldenburg  I,  637 ;  Gesetz  VIII,  287  f. 

—  Entwurf  v.  3.  November  1890  in  Preussen 

VII,  643 ;  Gesetz  v.  24.  Juni  1891  in  Preussen 
Vm,  811  f. ;  Ausftihi-ungsanw.  hierzu  VIH, 
833  f. ;  preuss.  Novelle  vom  29.  April  1892 
IX,  480;  die  steuerpolit.  und  steuertechn. 
Einzelheiten  der  Reform  der  preuss.  Ein- 
kommensteuer Vni,  638  f.;  d.  preuss.  Ein- 
komm.st.ges.  v.  24.  Juni  1891  in  d.  Recht- 
sprechung des  Oberverwaltungsgerichts 
aVI,  653  1.;  Staatseinkommenbesteuerung 
d.  Genoäsensohaften  in  Preussen  XV,  258 ; 
Hauptergebnisse  der  Einkommensteuer- 
veranlagung in  Preussen  für  1893/94  XI, 
172  f. ;  rar  1894195  XII,  73  f. :  für  1895i96  XHI, 
828;  pro  1896/97  XIV,  863;  Einkommens- 
geographie auf  Grund  der  Veranlagung 
pro  1897,98  XVI,  295  f. 

—  Ges.  V.  4.  Jan.  1898  nebst  Ausfühmngs- 

verordn.  in  Reuss  ä.  L.  X,  841. 

—  Ges.  V.  16.  Juni  1890  in  Reuss  j.  L.  vn,559- 

Gesetz  v.  4.  Juni  1893  nebst  Entwurf  und 
Kommissionsber.  XVI,  298  f. 

—  Sachs.  Gesetz  v.  2.  Juli  1878  <io.  März  1894 

XU ,  751  f. ;  Abändemnssplan  1897  und 
sein  Schickbai  1898  XV,  382,  872. 


Einkommensteuer,  Einkommensteuerges.  v. 
24.  April  1896  nebst  Vollz.-V.  v.  80.  April 
1896  m  Sachsen-Altenburg  XIU,  801  f. 

—  Ges.  V.  18.  März  1890  in  S.-Meimngen  VTI, 

524;  XVU,  463;  Beurteilung  dess.  XII, 
660  f. ;  Ergebn.  der  Einkommensteuerver- 
anlagung 1891—96  XU,  79,  656. 

—  Reform  der  Sachsen- Weimarischen  U,  893  f.  ; 

neueste  Reform  XV,  345;  sowie  Einkom- 
mensteuerges. V.  2.  Juni  1897  XV,  855. 

—  Schwarzb.-Rudolstadter  Einkommensteuer- 

gesetz V.  25.  März  1893  nebst  Ausführungs- 
verordnung u.  Motiven  XI,  242. 

—  Einkommensteuergesetz  in   Schwarzburg- 

Sondershausen  vom  1.  Februar  1894  nebst 
Motiven  und  Kommissionsbericht  XU,  255  f. 

—  Frage  der  Einführung  einer  allgem.  Ein- 

kommensteuer in  Württemberg  XU,  706  f. 

—  Klassensteuerges.  in  Waldeck  XV,  93S  f. 

—  in  Basel  (Ges.  v.  14.  Okt.  1897)  XVUI,  466 ; 

in  Zürich  I,  79,  132 :  im  Kanton  Solothum 
XIU,  881  f.;  in  Italien  UI,  l30;  VI,  if.; 
in  Luxemburg  IX,  546  f. ;  in  Dänemark  UI, 
632;  in  Amsterdam  UI,  948 ;  in  Holland  XI, 
419  f. 

—  in  Oesterreich  VT,  564  f.;  XIV,  68,  160  f.; 

erste  Veranlagung  der  österr.  Personal- 
einkommensteuer pro  1898  XVI,  282  f.; 
krit.  Bern,  dazu  XVIII,  885;  geschichtl. 
Entwicklung  und  heutige  Gestaltung  der 
engl.  Einkommensteuer  XIU,  253  f. ,  609 ; 
XIV,  358;  XVI,  164,  182;  Einkommen- 
Steuergesetz  der  Yer.  Staaten  von  Amerika 
vom  24.  Aug.  1894  XU,  451  f.;  Einkommen- 
steuerprojekt in  Frankreich  XV,  137. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  U, 

847 ;  m  Preussen  1878—87 IV,  316;  1886—93, 
XI,  192. 

—  Verteilung  in  Baden  UI,  809,  8i8;  XIII, 

836;  in  Bremen  lU,  669;  in  Hamburg  UI, 
664;  XVI.  882;  in  Hessen  lU,  662;  in 
Lübeck  UI,  665;  in  Oldenburg  I,  679;  in 
Preussen  UI,  656;  XI,  176;  XII,  76;  XUI, 
831 ;  XIV,  865 :  im  Königreich  Sachsen  UI, 
659:  in  S.-Memingen  XII,  79,  656;  in  S.- 
Weimar  U,  921;  V,  420  f. 

—  Verteilung  in  Amsterdam  UI,  943 ;  in  Zürich 

I,  79. 

—  Höbe  der  Staats-  u.  Gemeindeeinkommen- 

steuer in  12  deutschen  Städten  i.  J.  1894 
für  41  bestimmte  Einkommen  XVI,  888. 
EInregistrIerunc  U,  848 ;  in  Italien  UI,  132 ; 
in  den  Niederianden  I,  383;   lU,  388;  in 
Rumänien  XVI,  616. 

—  Aufhebung  der  Registrierungsabgaben  auf 

die  Prozessakten  in  Frankreich  IX,  634. 
Eisenbahnwesen,  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  Bayern  UI,  672;  V,  772,  776. 

—  in  Württemberg  U,  814;  VIU,  386;  X,  532  f. 

—  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Staatseisen- 

bahnverwaltung in  Preussen  U,  63  f. ;  1878 
bis  1887  rV,  294,  315;  1886—95  XI,  192;  das 
sog.  preuss.  Eisenbahnearantiegesetz  vom 
27.  März  1892  IX,  131;  XIV,  487. 

—  in  Italien  UI,  153;  IX,  648;  X,  746;  XII, 

613;  XIV,  709;  XVI,  143. 

—  Ausgaben  für  —  in  Holland  XI,  696. 

—  Herabsetzung  der  Frachtsätze  in  Frank- 

reich X,  688;  2Unsgarantie  für  die  franz. 
Eisenbahnen  XV,  161. 

—  Einnahmen  in  Dänemark  lU,  625 ;  in  Russ- 

land 1874—83  m,  654. 

—  in  Rumänien  XVI,  598,  622. 

—  Eisenbahn-  und  Transportsteuem  in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  U,  848 ;  in  Russ- 
land 1874—83  m,  654;  Ertrag  der  Eisen - 
bahnabgabe  in  Preussen  1878-87  IV,  316; 
1886—95  XI,  192. 
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Eigen  bahn  wetcn,  Besteuerung  der  Eisen- 
bahnaktien  in  Rassland  IV,  1156  f. 

—  Eisenbahngarantien  in  den  europ.  Oross- 

staaten  1882  II,  849. 

Elektricit&tMteuer  in  ItaUen  XIV,  692. 

Emissionen  in  Europa  1891  IX,  S49. 

Emissionsstempel.    Siehe  Börsensteuer. 

ErbfolgekrieK,  span. ,  zur  Geschiebte  der 
Finanzen  Oesterreichs  im,  IV,  912  f. 

Erbrecht,  Einschränkung  dess.  XVIII,  638  f. 

Erbschaften,  liegende,  Besteuerung  n.  d. 
deutschen  Staatssteuergesetzen  V,  lOdl. 

Erbschaftsstener,  Studien  zur  Qeschichte  n. 
Theorie  der  Erbschaftsst.  X VH,  1  f. ;  XVHI, 
65S  f. ;  Entw.  der  Erbschaftssteuersätze  in 
Deutschland  im  19.  Jahrh.  XVIII,  679  f.: 
Sparstener  od.progress.  Erbschaftssteuer  f 
CT,  697  f. ;  die  Steuerpflicht  bei  der  Erb- 
sehaftssteuer IX,  420. 

—  im  Verhältnis  zum  Heimatstaat  u.  zu  andern 

Staaten.  Bestimmungen  über  Reciprocität 
VII,  316. 

—  Verhältnis    der    Erbschaftssteuer   zu   den 

direkten  Steuern  XV,  635  f. 

—  Die  deutschen  Brbschafts-  und  Schenkungs- 

steuem  IV,  510. 

—  Ertrag   in   Deutschland  1870—84    und  in 

einigen  andern  Staaten  n,  876  f. 

—  Vergleich.   Untersuchung  der   Erbsobafts- 

steuererträge  in  Deutschland  und  im  Aus- 
land 1885-96  XV,  622  f.;  versteuerte  Ver- 
mögen XV,  643  f. 

—  Steuerertrag  u.  vererbte,  bezw.  verschenkte 

Vermögen  nach  Verwandtschaftsgraden  X, 
769 ;  XV,  689  f. 

—  in  Anhalt  n.  876;  XV.  622;  XVUI,  581,  602; 

Baden  XVIII,  603;  bad.  Ges.  v.  U.Juni 
1899  XVIII,  765  f.:  Bayern  XVIII.  681,  612; 
bayr.  Ges.  v.  11.  Nov.  1899  XVIII,  741  f.; 
Braunschweig  II,  876;  V,  7»5:  XV,  622; 
XVU,  55;  XVIII,  596;  Bremen  II,  876;  XV, 
634;  XVIII,  591 ;  Ges.  v  13.  Dez.  1895  XV, 
650  f  ;  Ges.  V.  18.  Juli  1899  XVIII,  823  f. ; 
Elsass-Lothr.  II,  876;  XV,  640;  Ges.  v. 
12.  Juni  1889  X,  241 ,  269;  els.-lothr.  Erb- 
sohaftssteuerges.  v.  17.  Juni  1900  XVIII, 
811  f.;  Hamburg  H,  876;  XV,  625;  XVU, 
58;  XVIII,  588:  hamb.  Ges.  v.  9.  Mai  1894 
mit  Nov.  V.  19.  Dez.  1898  nebst  Begründung 
u.  Ausschussberichten  XVI,  370  f. ;  Hessen 
XVIII,  604;  hess.  Ges.  v.  12.  Aus.  1899 

XVII,  396;  hess.  Erbsoh.-u.  Schenkungs- 
steuerges.  vom  22.  Dez.  1900  XVIH,  779  f. ; 
Lttbeck  II,  876;  XV,  625;  XVIII,  592;  Ges. 
V.  3.  Juni  1896  XV,  659  f. ;  Lippe-Detmold 
11,  876-  XV,  624;  XVIII,  62«;  Mecklen- 
burg-Scnwerin  XVIU,  593;  meoklenburg. 
Erbschaftssteuerverordn.  v.  22.  Dez.  1899 

XVIII,  795  f.,  Preussen  II,  876;  XV,  640; 
XVIII,  679.  600 ;  Entw.  V.  8.  Nov.  1890  VII, 
709;  Gesetz  v.  24.  Mai  1891  VHI,  948  f.; 
Nov.  V.  31.  Juli  1895  Xn,  830;  Reuss.  ä.  L. 
u.  j.  L.  XVHI,  698;  Eönigr.  Sachsen  H, 
876;  XV,  630,  640;  XVIU.  699;  Entwurf 
einer  weilgreifenden  Erbsciiafts-  u.  Schen- 
kungBtteuer  (1897)  XV,  897:  sein  Schicksal 
(1898)  XV,  872 ;  Sachsen- Alt«^nburg  XVHI, 

575,  624;  Saohsen-Gotha  XVHI,  569,  624; 
Sachsen-KoburgII,876  •  XV ,  623 ;  XVIII,623 ; 
Sachsen-Meiningen  XVHI,  622;  Sachsen- 
Weimar  IL  876;  XV,  623;  XVIII,  574;  Ges. 
V.  10.  April  1895  XVII,  446;  Sohaumburg- 
Lippe  XVIII,  597 ;  Schwarzburg-Rudolstadt 
II,  876;  XV,  623;  XVIII,  625;  Schwarzburg- 
Sondershausen  II,  876;  XV,  623;  XVIH, 

576,  625 ;  Württemberg  XVHI,  609 ;  württ. 
Ges.  V.  26.  Dez.  1891>  XVIII,  751  f 


Erbschaftssteuer  in  Basel  (Ges.  v.  14.  Okt. 
1897)  XVIH,  470  f  :  in  Belgien  X,  775; 
XVHI,  638;  in  Frankreich  XVIH,  555, 
634;  franz.  Ges.  v.  26.  Febr.  iwi  XVIII, 
727  f.;  in  Italien  X,  779;  XV,  625;  XVIH, 
636;  in  Spanien  X,  642;  in  Oesterreich 
X.  780 ;  XV,  550 ;  XVIH,  562. 627 ;  in  Uneam 
XV,  642;  in  Grossbritannien  und  IrUnd 
X,  781 ;  Ges.  v.  1894  XII,  617  f. ;  XV,  181, 
185,  642;  XVI,  157,  165,  183.  221;  XVH. 
61;  XVHL  553,  628;  in  den  Niederlanden 
I,  383;  in,  282;  V,  1069  f.:  X,  769;  XI, 
ftl7,  642;  XVI,  627  f.;  XVIL  89,  655; 
XVIII,  680;  in  Dänemark  HI.  638;  X. 
769,  «2;  XVIII.  .^«6,  626,  in  Norwegen 

XV,  626,  642;  XVIH,  566,  626;  in  Rossland 
V,   1096  f^'   X,   759,  648;  in  Rumänien 

XVI,  616 ;  XVII,  988;  in  der  Schweiz  XVIII, 
568;  in  den  amerikanischen  Staaten  IX, 
694  f.;  XVIH,  637;  in  Australien  XVHI, 
638. 

Erg&nsungssteaer  siehe  Vermögenssteuer. 

Ertragssteuem  u.  ihre  Abwälzung  HI,  509  f. ; 
zur  Entstehung  der  Ertrags-  u.  Kataster- 
Steuern  in  den  deutschen  Staaten  XVI, 
477  f.;  ihre  Kritik  in  Baden  XVHI,  3  f  ; 
das  bayr.  Ertragssteuersystem  und  seine 
Entwicklung  XvII,  551  r.;  üeberlassung 
der  Ertragsstenem  an  die  Gemeinden  in 
Preussen  X,  338,  793;  üeberlassung  von 
750/q  der  Ertra^teuem  an  die  Gemeinden 
in  Braunschweig  XVI,  717;  s.  im  übrigen 
die  einzelnen  Steuern. 

Erwerbssteuer,  flrüher  badische  HI,  763  f.; 
bayr.   Erwerbssteuerentwurf   v.   J.   1827 

XVII,  566  f.;  mecklenburgische  XV,  467; 
österreichische  VI,  549  f. ;  XIV,  20,  115  f. 

Erwerbs-  u.  Wlrtschaftsgenossensehaflen, 

ihre  Besteuerung,  siehe  Genossenschaften. 
Essigstener  in  den  Niederlanden  I,  385;  XI, 

686. 
Etatswesen,   Zur  Lehre   vom  Budget-  und 

Rechnungswesen  des  Staates  XVI,  99  f., 

462,  903. 

—  Hess.  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Ein- 

nahmen und  Ausgaben  des  Staats  vom 
14.  Juni  1879  VI,  312. 

—  Preuss. Staatshaushaltsgesetz  V.U. Mai  1898 

nebst  Motiv,  u.  Kommissionst>er.  XV,  781  f. 
Siehe  auch  Rechnungswesen. 

Exlstenxmlnimum,  steuerfireies,  in  den  deut- 
schen Staatsstenergesetzen  V ,  930 ; '  in 
Zürich  I,  76. 

Familienschatxgeld  v.  2.^.  Nov.  1808  in  Bayern 
XVII ,  556  f.,  sllg.  Familiensteuer  v.  in.  Y>ez. 
1814  XVH,  667  f. ;  teilweise  Aufhebung  u. 
Herabsetzung  ders.  XVH,  677;  ihre  Er- 
tragsgliedenmg  184/46  XVH,  581;  ihre 
BeseitLrang  XVH,  584. 

Pawcett,  Henry  H,  688. 

Feuerlöschwesen,  Kosten  dess.  in  grösseren 
Städten  XI,  824. 

Feaerversicherungsunternehmangen ,  de- 
ren Heranziehung  zu  den  Kosten  des 
Feuerlöschwesens  XI,  747  f. 

Feaerwehrgeld  in  Württembeig  nach  dem 
Ges.  V.  6.  Juni  1886  XVI,  510. 

Fidel kommiftssteaer.  Verordnung v.  22.  Dez. 
1899,  betr.  die  Erhebung  ders.  in  Mecklen- 
burg-Schwerin XVm,  809  f. 

Ftnansdienst,  Vorbedingiingen  für  den  hohem 
—  in  Bayern  I,  423. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  in  den 

grösseren  deutschen  Staaten  IV,  i  t 

—  Die  Beseitigung  besonderer  kameralistischer 

Prüfungen  für  den  höheren  Finanzdienst 
in  Hessen  durch  Verordn.  v.  17.  Juli  1899 
XVH,  333  f. 
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flnanxdienst ,  Das  Finanzdienstprüfirngs- 
wesen  in  Württemberg  X,  205. 

—  Die  oberste  sächs.  Finanzbehdrde  seit  1501 

XIV,  680  f. 

Finanzkontrolle,  die  oberste  —  des  König- 
reichs Sachsen,  von  den  ältesten  2^ten 
bis  anf  die  Gegenwart  n,  589  f. 

~  internationale  in  Aegypten,  Oriechenland, 
Türkei,  Serbien  XVI,  148;  Ges.  u.  Schrift- 
stücke betreffend  die  Finanzkontrolle  in 
Griechenland  XVI,  415  f. 
Siehe  auch  Rechnungswesen. 

rinanslage,  siehe  Staatshaushalt. 

Vinanzreehtaprechang  beim  deutsch.  Reichs- 
gericht in,  295,  921;  IX,  263;  bei  den 
obersten  Gerichtshöfen  1891  IX,  728;  1892 
X,  861 ;  Reoht8i>rechung  des  preuss.  Ober- 
yerwaltungsgerichts  beir.  das  preuss.  Ein- 
kommensteuerges.  v.  21.  Juni  1891  XVI, 
653  f. 

FlnansTerwaltnng ,  deutsche  und  englische 
I,  159  f. 

—  Ausgaben  für  ~  in  den  europäischen  Gross- 

staaten 1882  II,  850;  in  Dänemark  m,  642; 
in  Russland  1874—88  m,  652;  in  Italien 
m,  158 ;  in  Preussen  1878—87 IV,  818 ;  siehe 
auch  Staatshaushalt. 

—  Die  deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der 

F.-V.  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten 
in,  108. 

Finanzwesen.    Siehe  Staatshaushalt. 

FinanzwiHschaft,  Subjekte  ders.  IV,  713  f. 

Finanzwissenschaft,  zur  Geschichte  der 
deutschen  F.-W.  im  17.  Jahrh.  I,  i  f. 

Flrmensteuergesetz,  Bremisches  y.  27.  Mai  84 
m,  251. 

Fleischsteuer,  bad.  Gesetz  vom  29.  April  1886, 
V,  1034;  Schlachtstenerertrag  in  Holland 
1849—90  XI,  866;  Fleischauf^chlag  und 
Fleischverbrauch  in  den  7  grössten  Städten 
des  rechtsrh.  Bayern  XIV ,  818  f. 

Folger,  Charles  J.  U,  588. 

Forsteinnahmen  in  Bayern  m,  672;  in 
Preussen  1878—87  IV,  314;  in  Russland 
1874—83  m,  654;  in  Rumänien  XVI,  622. 

Frachtpapier.    Besteuerung  XI,  808. 

«asTersorgung,  eine  gemeindliche  Angelegen- 
heit ni,  966. 

Gassteuer,  kommunale,  in  Württemberg  IV, 
1112;  staatl.  Gassteuer  in  Italien  XIV,  692. 

«eb&ndesteuer.  Theoretisches  m,  526;  Ge- 
bäudesteuersatz in  verschiedenen  Ländern 

XV,  702;  Gebäudesteuerertrag  verschie- 
dener Länder  XV,  698  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961. 

—  in  Baden  m,  763;  XVin,  448  f. 

—  in  Bayern  m,  672;  XVII,  553  f.,  565  f., 
590  f.,  682  f..  767  f. 

—  in  Elsass-Lothringen  m,  232;  XII,  662  f. 

—  in  Hessen  H,   246,   281;   Aufhebung  als 

Staatsstener  XVIL  892. 

—  in  Mecklenburg  XV,  444. 

—  in  Oldenburg  I,  689. 

—  in  Preussen,  Ertrag  1878  bis  1887  IV,  316; 

Ertrag  1886—95  lu..  192;  Aufhebung  der 
Gebäudesteuer  als  Staatssteuer  X,  791. 

—  in  WürttembMg  I,  890,  V,  820  f. 

—  in  Dänemark  m,  629;  Reform  der  Gebäude- 

grundsteuer in  Frankreich  Vm,  67 ;  in  den 
Kiederlanden  I,  S80;  m,  888;  XI,  419  f.; 
in  Oesterreich  IV,  514;  VI,  546  f.;  IX, 
257  f.;  261  f.;  in  Russland  XV,  677  f. 
(Besteuerung  der  städt.  Immobilien). 
Gebühren,  Stellung  der  —  im  Abgabensjrstem 
Xm,  439  f. 

—  in  Preussen  IV,  816 ;  Geb.-System  des  preuss. 

Eomm.abgabenges.  v.  14.  Juli  1893  Xm,  507. 

—  in  Dänemark  in,  634. 


Gebühren,  Oesterr.  Entwurf  einer  Gesetz- 
novelle V.  1884  I,  147  f. ;  n,  1180  f. ;  über 
ein  Sirstem  des  österr.  Gebührenrechts 
XV,  1  f. ;  535  f. 

—  inRussland  II,  177 ;  m,  654.  S.  auch  Stempel. 
Gefängnisse,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  n,  851;  s.  auch  Staats- 
haushalt. 

GehaltUsten  behufs  Veranlagung  der  pers. 
Steuern  n,  30. 

Gehaltssteuer,  Theoretisches  m,  541. 

—  früher  anhaltische  IV,  961.    Siehe  auch  Be- 

soldungssteuer. 

Geistliche,  anglikan.,  Besteuerung  ihres  Ein- 
kommens XV,  190. 

Geldverwaltung,  staatliche  I,  558  f. 

—  die  d.  Reichsbank  im  Dienste  der  F.-V.  des 

Reichs  und  der  Bundesstaaten  in,  108. 

—  Die  Verwaltung  der  öffenU.  Gelder  in  Elsass- 

Lothringen  Vm,  480  f. 

Gemarkungen,  abgesonderte  in  Baden  IX,  618. 

Gerne!  ndeflnansen,  siehe  Kommunalflnanzen. 

Generalpardon  bei  richtiger  Fatierung  der 
Kapitabrenten  in  Bayern  1880,  1882,  1899 
XVII,  674  f.,  727  f. 

Genossenschaften,  Zur  Frage  d.  Besteuerung 
der  Genoss.  XV,  816  f.;  ihre  Besteuerung 
in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oester- 
reich in,  674  f.;  in,  588,  808;  IX,  484; 
XV,  312  f.;  in  Bayern  XVH,  852,  744  f.; 
Besteuerung  d.  Molkereigenoss.  in  Oesterr. 
V,  674  f. ;  Besteuerung  d.  österr.  Genoss. 
nach  dem  Ges.  v.  25.  Okt.  1896  XIV,  88, 137. 

Gesch&ftssteuer,  siehe  Börsensteuer. 

Geschichte,  zur  —  der  deutschen  Finanz- 
wissenschaft im  17.  Jahrh.  I,  1. 

—  der  obersten  Finanzkontrolle  im  Königreich 

Sachsen  H,  589 ;  des  preuss.  Haushalts  IV, 
293  f. :  XI,  178 ;  des  Italien.  Haushalts  m, 
118;  des  Italien.  Zwangskurses  und  der 
Wiederherstellung  der  Valuta  XI,  77 ;  des 
dänischen  Haushalts  0, 607  •  der  Finanzen 
Oesterreichs  im  span.  Erbfolgekrieg  IV, 
912.    Siehe  auch  unter  Staatshaushalt. 

—  Die  Idee  der  Steuer  in  der  —  VH,  l. 

—  der  anhaltischen  Steuern  IV,  961  f. ;  XIV, 

756  f. ;  der  badischen  Steuern  m,  763  f. ; 
IX,  484;  XII,  173;  xm,  408;  XV,  410; 
der  bayr.  Ertragssteuem  XVH,  551  f. ;  der 
hessischen  Steuern  H,  235  f. ;  XIH,  278  f. ; 
XIV,  810  f.;  XVI,  889  f.;  XVH,  178  f.; 
der  oldenburgischen  Steuern  VIIl,  244  f. ; 
der  dir.  Steuern  in  Preussen  VHI,  558  f. ; 
der  sachs.-weimar.  Steuern  IF,  924  f. ;  XV, 
345;  der  württ.  Steuern  I,  889:  XH,  685  f. 

—  der  Hausiersteuem  im  Deutschen  Reiche 

n,  92  f. 

—  der  Bierbesteuerung  in  München  VII,  849. 

—  der  engl.  Einkommensteuer  Xni ,  253  f ; 

der  Italien.  Steuern I,  481  f.;  VI,  1  f.;  der 
luxemb.  Steuern  IX,  646;  der  niederländ. 
Steuern  n,  379;  III,  388;  XI,  419  f.;  der 
russ.  Handels-  u.  Gewerbesteuer  XVn,  464. 

—  Studien  zur  Geschichte  u.  Theorie  der  Erb- 

schaftssteuer xvn,  1  f. 
Gest&tsTerwaltung,     Ausgaben    für  —  in 

Russland  1874—83  m,  652. 
Getr&nkeabgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  n,  884 ;  Ertrag  in  Russland  1874—88 

m,  654;  Ertrag  in  Holland  1849-90  XI, 

685,  686.    Siehe  auch  die  einzelnen  Ge- 

tränkesteuem. 
Getreide-  u.  Blehlaufschlag  in  den  7  grössten 

Städten  des  rechtsrh.  Bayern  XI V,  804  f. 
Getreidesoll  I,  469. 
Gewerbe,   Einnahmen  aus   —   in   Preussen 

1878-87  IV.  815;   1986—98   XI,   178  f.;    in 

Russland  1874—88  III,  654. 
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Ge  werbepolizet  und  Hansierateaer  in  Deutsch- 
land II,  97,  116. 

Gewer bepolltiscbe  Tendensen  des  bayr. 
Gewerbesteuerges.  y.  9.  Juni  1899  XVII, 
753  f. 

Gewerbetfeuer,  Theoretisches  in,  585. 

—  Zur   Geschichte    der    Hausiersteuem    im 

Deutschen  Reiche  II,  92  ff. 

—  Mhere  in  Anhalt  IV,  961  f. ;  neues  anhält.  Ge- 

werbesteuerges.  y.  SS.  Mai  1897  XTV,  78«  f. 

—  badische  HI,  763  f.     Gesetz  vom  20.  Juni 

1884 III,  849 ;  Novelle  v.  6.  Hai  1892 IX,  481 ; 
Novell©  V.  9.  Aug.  1900  XVIII,  461. 

—  in  Bayern  (Ertrag  1868-86)  III,  672;  Ge- 

werbesteuerges.  v.  18.  Mai  1808  XVn.  55  (; 
V.  15.  April  1814  XVII,  555:  Entwurf  1827 
XVII ,  666  f. ;  Ges.  v.  28.  Mai  1852  XVII, 
595  f. ;  V.  1.  Juli  1856  XVII,  602  f. ;  V.  19.  Mai 
1881  XVn,  643  f.;  V.  9,  Juni  1899  XVII, 
728  f  ;  Text  des  Ges.  808  f. 

—  braunsohweigische  V,  729 ;  braunschw.  Ge* 

werbesteuerees.  vom  27.  März  1898  XVI, 
798  f.:  Begründung  des  G^setzentw.  vom 
11.  M&rz  1892  XVI,  810  f. 

—  Elsass-lothringensches  Gewerbestenerges. 

V.  8.  Juni  1896  XIV,  878  f. 

—  hessische  II,  239,  24.%  283,  880,  484. 

—  mecklenburgische  Xv,  445. 

—  Ertrag  in  Preussen  1878-87  IV,  816;  Ge- 

werbesteuergesetzentwnrf  V.  17.  Nov.  1890 
in  Preussen  VII,  722;  Gewerbesteuergesetz 
vom  24.  Juni  1891  in  Preussen  VIII ,  931 ; 
Gewerbesteuerreform  in  Preussen  IX,  i  f . ; 
Gewerbebesteuerung  der  Genossensch.  in 
Preussen  etc.  XV.  315. 

—  Gewerbestenergesetz  v.  7.  März  1893  nebst 

Ausführungsverordnung  und  Motiven  zum 
Gesetzentwurf  in  Schwarzburg- Rudolstadt 
XI,  213. 

—  Waldeckisches  Gewerbesteuergesetz    vom 

6.  März  1893  XV,  940  f. 

—  württembergische  I,  390;  V,  320  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  381;  III,  388;  vgl. 

auch  XI,  419  f. 

—  in  Rumänien  XVI,  625. 

—  und  Handelssteuer  in  Russland  II,  161,  222 ; 

VI,  883;  Ertrag  1874-83  III,  654:  1866, 
1875,  1885—99  XVII,  475 ;  das  russ.  Staats- 
gewerbestenerges.  v.  8.  Juni  1898  XVII, 
464  f. ;  Ergänz,  dazu  XVIII,  710  f. 

—  Ertrag  in  d.  europ.  Grossstaaten  1882 II,  847. 
Gewerbe  im  Umberslehen ,  Besteuerung  in 

den  deutschen  Staaten  II,  92  f. 

—  in  Bayern  XVn,  655  f.,  76i  f..  886  f. 

—  Besteuerung    in    Elsass-Lothringen    XIV, 

884  f. 

—  in  S.-Meiningen,  Ges.  v.  25.  Juni  1885,  III,  240. 

—  Preuss.  Ges.  v.  23.  Dez.  1896  wegen  Aende- 

rung  d.  Ges.  v.  8.  Juli  1876  betr.  die  Be- 
steuerung des  Gewerbebetriebes  im  Umher- 
ziehen XIV,  898  f. 

Glficksvertr&ge,  Gebühren  von  —  in  Oester- 
reioh  I,  515:  vgl.  auch  Lotterien. 

Geldprämie  XVIII,  522  f. 

Grlffelbracbe,  fisk.,  in  S.-Meinlng.  XIII,  159  f. 

Grossmagaslne,  höhere  Besteuerung  in  Frank- 
reich 1898  X,  715 ;  in  Bayern  XVII,  757  f. 

Grournühlen,  höhere  Besteuerung  in  Bayern 
XVn,  759  f. 

GrossBtädte,  der  Haushalt  europ.  —  I,  254  f. 

GrandelgentumsTerhällnlsee  m  Oldenburg 
I,  670. 

Grandgefälle ,  Einnahmen  in  Bayern  HI, 
672;  V,  772;  Ges.  v.  2.  Febr.  1898  über  die 
Fortsetzungd.  Gründentlastung XV,  671  f. 

Grundsteuer,  Wesen  der  —  HI,  517. 

~  ist  sie  eine  Reallast?  IX,  41  f. 

—  in  Anhalt  IV,  573  f. 


Grundsteuer  in  Bayern  HI,  672 ;  XVH,  558 1,. 

563  f.,  578,  589  f.,  626  f.,  767. 
~  in  Baden  IH,  678  f. ;  bad.  Gesetz  v.  12.  Mai 
1892  betr.  Nachlass  wegen  ausserordent' 
Hoher  Unglücksfälle  IX.  490;  bad.  Gesetz 
vom  18.  Juni  1892  betr.  Katastrierung  neu 
angelegten  Rebgeländes  IX,  505;  neue 
landw.  Keinertragsbereehnungen  in  Baden 

XV,  412 ;  bad.  Ges.  betr.  die  Eksohätzung 
der  Grundstücke  und  Gebäude  v.  9.  Aug. 
)900  XVIU,  448  f. 

—  in  Braunschweig  V,  724. 

—  Katastergesetz  in  Elsass-Lothringen  vom 

81.  März  1884  HI,  208  f. ;  Novelle  v.  6.  April 
1891  XH,  675. 

—  in  Hessen  U,  287,  288,  858. 

—  landw.  in  Mecklenburg  XV,  439. 

—  in  Oldenburg  I,  689. 

—  in  Preussen  im  18.  Jahrii.  V,  iiio;  Auf- 

hebung als  Staatssteuer  X,  791 ;  Ertrag  in 
Preussen  IV,  316;  XI,  178. 

—  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an 

die  Schulgemeinden  in  Sachsen  IV,  1123. 

—  in  Württemberg  I.  389;   V,  820 f.;  Ergeb- 

nisse der  Revision  der  Grundsteuermusier« 
Schätzung  in  14  Gemeinden  1898,'99  XVIII, 
864  f. 

—  in  Dänemaric  IH,  629. 

—  Herabminderunff  der  land  tax  und  Erieich- 

terung  ihrer  Ablösung  in  Grossbritannien 
1896  Xm,  594,  610. 

—  in  Italien  II,  747  f. ;  HI,  129 ;  Ges.  v  1.  Mär^ 

86  V,  862. 

—  in  Japan  VI,  459. 

~  in  den  Niederlanden  1, 380 ;  IH,  888 ;  XI,  419  f. 

—  in  Oesterreich  VL  640  f . 

—  in  Rumänien  XVI,  624. 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Russland  H,  217;  VI, 

381 ;  Ertiug  der  Grund-  u.  Personalsteueni 
1874—88  m,  654 :  1892-97  XV,  692  f. ;  Ab- 
lösung der  Domänengrundpacnt  IV,  liu; 
Besteuerung  der  städt.  Immobilien  (Krön- 
Immobiliensteuer)  in  Russland  XV,  67   f. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 

H,  847. 
GrundstocksTerwallunK    in    Württemberg 

vm,  871. 

Gmndstüeksverkebr,  Bad.  Ges.  betr.  die 
Besteuerung  des  -  vom  6.  Mai  1899  XVIH, 
833  f.:  Kommissionsber.  z.  Entw.  XVIH, 
845;  württemb  Ges.  betr.  die  Best,  des 
Umsatzes  von  Grundstücken  v.  28.  Dez. 
1899  XVIH,  850  f. 

GAterlotterle  in  Preussen  H,  716  f. ;  in  Oester- 
reich XVI,  905. 

Handelsbewegungltaliens  XU,  612 ;  XIV,  710 ; 

XVI,  145. 

Handelsreisende,  Besteuerung  derselben  in 
deutschen  Staaten  H,  115. 

Haushalt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1882 
H,  847  f.    Siehe  Staatshaushalt. 

Haushaltungslisten  behufä  Veranlagung  der 
pers.  Steuern  H,  25. 

Hausllsten  behufiB  Veranlagung  der  pers. 
Steuern  H,  24. 

Hausiersteuem,  zur  Geschichte  derselben  im 
Deutschen  Reiche  H,  92  1;  in  Bayern 
XVH,  655,  762  f^  856  f.  (Gesetzestezt) ;  in 
S.-Meiningen ,  Ges.  v.  25.  Juni  1885  m, 
240.  Die  Besteuerung  der  Wandexgewerbe 
in  Württemberg  IX,  203. 

Haussteuer,  siehe  Gebäudesteuer. 

Heeresausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  H,  849, 1892  X,  767;  siehe  Staatshaus- 
halt. 

Huene  lex,  s.  Ueberweisungsgesetz. 
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Handeileaer,  Ertrae  in  Bayern  JII,  678; 
mecklenburgische  XV,  Am ;  hess.  XYl,  846 ; 
hess.  Ges.  v.  12.  Aug.  1899  XVil,  259,  395; 
Nov.  dazu  V.  88.  Dez.  1900  XVIII.  438; 
rusB.  Ges.  v.  l.  Dei.  1897  XVIII,  717  f. 

IIuiiger8ii6te  in  Indien  XV,  207. 

Immobiliarverkebrssteaer  in  Oesterreioh 
I,  478;  Verändemngssteuer  in  Braun- 
schweig V.  784. 

Indirekte  Steaern,  siehe  Steuern. 

Inneres,  Ausgaben  für  Hinist,  des  Innern  in 
den  europ.  Grossstaaten  II,  850 ;  in  Däne- 
mark m.  618;  in  Russland  1874—83  m, 
652 ;  in  Italien  in,  160 ;  in  Preussen  1878 
bis  1894  IV,  317 ;  XI,  198 ;  in  Holland  1849 
bis  1890  XI,  695 :  s.  auch  Staatshaushalt. 

Inventarisation ,  amtliche ,  beim  Todesfälle 
in  Schweizer  Kantonen  I,  65. 

JagdwafTenp&sse,  hess.  Verordn.  v.  12.  Aug. 
1899  XVIl,  397. 

JustixauAgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten l8S2n,  860;  in  Dänemark  III,  643; 
in  Russland  1874-83  ni,  652;  in  Italien 
m ,  158 ;  in  Preussen  1878—94  IV ,  317 ; 
XI,  193;  in  Holland  1849—90  XI,  695;  siehe 
auch  Staatshaushalt. 

Kamerallstisches  Studium  in  Baden  IV,  1  f.; 
in  Hessen  XVII,  338  f. 

Kapitalreotensteuer,  Listen  behufs  Veran- 
lagung der  persönlichen  Steuern  II ,  87 ; 
Theoretisches  HI,  547. 

—  anhaltische  (ftühere)  IV,  961;  anhält.  Ges. 

V.  22.  Mai  1897  XIV,  796  f. 

—  bad.  m,  767  f. ;  Ges.  v.  29.  Juni  1874  /  20.  Juni 

18S4  m,  865 ;  Novelle  v.  6.  Mai  1892 IX,  484 ; 
Nov.  V.  9.  Aug.  1900  XVIII.  468. 

—  bayrische  m.  672 ;  V,  770;  XVII,  656,  569  f. ; 

573  f. ;  Eapitalsteuergesetz  v.  4.  Juni  1848 
XVII,  581  f. ;  V.  1).  JuU  lb50  XVIL  585  f. ; 
v  31.  Mai  1856  XVIL  604  f. ;  v.  19.  Mai  1881 
XVII,  659  f. ;  V.  9.  Juni  1899  XVII,  715  f. ; 
Gesetzestext  797  f. 

—  Elsass-lothr.  Ges.  v.  8.  Juli  1898  XVI,  345  f. 

—  hessische  H,  841.  497 ;  XIH,  273,  397 :  Auf- 

hebung ders.  als  Staatssteuer  XVII,  »98. 

—  mecklenburgische  XV,  462. 

—  württembergische  I,  390;  V,  320  f. 

—  österreichische  XIV,  48,  152  f. 

—  russische  m,  864;  IV,  1156  f. 
Kassenverwaltung,  staatliche  I,  558. 
Katastersteaern ,   ihre  Entstehung  in   den 

deutschen  Staaten  XVI,  477  f. 
Katasterwesen,  bayrisches  XVII,  661, 563, 769. 

—  elsass-lothringisches  HI,  203  f. ;  Xll,  675. 

—  italienisches  D,  764. 
Kaufscbillincsreste,  Renten  u.  dgl.,  Gebühr 

von  der  Eintragung  in  die  öffentlichen 
Bücher  in  Oesterreioh  I,  683. 

Kautionspflicht,  Aufhebung  der— bei  Reichs» 
beamten  (Reichsges.  v.  80.  Febr.  1898«  XV, 
778;  bei  Staatsdienem  in  Sachsen  (Ges. 
V.  8.  Juni  1898)  XV,  778;  in  Preussen 
(Ges.  V.  7.  März  1898  nebst  Motiv.)  XV,  773  f. 

Kirchengäter,  Einziehung  ders.  in  Italien 
m,  148. 

KlrchenTerfassung  und  —lasten  in  Olden- 
burg I,  653,  658.  663. 

Klassensteuer,  sieoe  Einkommensteuer. 

Kolonien  von  Dänemark  IH,  628;  Ausgaben 
für  —  in  Holland  1849—90  XI,  699;  Ein- 
nahmenüberschüsse d.  holl.  Kolon.  XI,  698. 

Kommunalflnanxen.  Beschaffenheit  des  stat. 
Materials  in  den  deutschen  Staaten  I,  622. 

—  Durchführung  der  Steuerpflicht  in  der  Ge- 

meinde IX,  380  f. 

—  Staatliche  Besteuerung   der   kommunalen 

Verbände  in  Deutschland  V,  loos. 


Kommunalflnanzen,  Heranziehung d.  Feuer- 
vers, zu  den  Kosten  des  Feuerlöschwesens 

XI,  747. 

—  Budgetwesen  der  Gemeinden  im  Grossh. 

Hessen  XI,  867  f. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

in  Preussen  I,  748  f. ;  Prenss.  Kommunal- 
steuemotges.  v.  87.  Juli  1885  lU ,  168  f. ; 
Heranziehung  der  Militärpersonen  zu  den 
Gemeindeabgaben  in  Preussen  HI,  895; 
Preuss.  Gesetzentwurf  v.  8.  Nov.  1898  über 
Kommunalabgaben  X,  411;  preuss.  Kom- 
munalabgabenges.  v.  16.  Juli  1873  X,  816 ; 
Novelle  v.  30.  Juli  1895  XH,  888  f. ;  Statist. 
Hauptergebnisse  der  Ausführung  d.  preuss. 
Kommunalabgabengesetzes  v.  14.  Juli  1893 
Xm,  885. 

—  Kommun.  Besteuerung  d.  Genossenschaften 

in  Preussen  XV,  867;  Steigerung  d.  Ge- 
meindeabgaben seit  1849  in  Preussen  1, 764. 

—  Kommunalsteuerbelastung  in  Oldenburg  I, 

622  f.,  681,  704 ;  in  Bayern  1, 691 ;  H,  874 ;  IV, 
311 ;  in  S.-Meiningen  1, 695,  X,  787 ;  in  Würt- 
temberg 1, 635 ;  in  Baden  1, 696 ;  in  Preussen 
I,  697.  761 ;  in  Elsass-Lothringen  U,  869. 

—  Baustellensteuervorlage    in    Dresden    und 

ihre  Ablehnung  XV,  386;  Steuerordnung 
für  Dresden  VII,  301. 

—  Gemeindebesteuerung  (indirekte)  u.  Massen- 

konsum in  den  7  grössten  Städten  des 
rechtsrh.  Bayern  XIV,  301  f. 

—  Beiträge  zur  Finanzgeschichte  Münchens 

in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  (der  städt. 
sog.  Bierpfennig)  VU ,  849 ;  im  19.  Jahrh. 
(der  sog.  Lokalmalzaufscblag)  X,  1. 

—  Gemeindesteuergesetzgebung  in  Anhalt  IV, 

1030;  XIV,  765,  803;   in  Baden  IX,  513; 

XII,  211;  im  Grossh.  Hessen  IV,  1071;  in 
BraunschweiK  XVI,  819  f.;  Oertl.  Ver- 
brauchsabg.  in  Württemberg  IV,  1112. 

—  Deutsche  Städte  von  lo,ono  u.  mehr  Einw., 

deren  Budget  und  Schulden  VUI,  1029. 

—  Gemeindeflnanzen  Elsass-Lothr.  II,  868  f. 

—  Gemeindesteuern  in  der  Schweiz,  speziell 

in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  90. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  für 

die  Gemeindehanshaltungen  I,  94;  IX,  416. 

—  Ausgaben  für   Verzinsung  der  Gemeinde- 

schulden in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880 1,  844  f. 

—  Kommunal-  und  Provinzialeinnahmen  und 

-Ausgaben  pro  1875  und  1883  in  Italien 
m,  162;  Verbranchsabgabengesetz  vom 
15.  April  1897  für  die  ital.  Gemeinden 
XVI,  251. 

—  Komm.  Finanzreform  in  Baltimore  IH.  691  f. 

—  Gemeindeflnanzen  in  denVereinigt.  Staaten 

von  Amerika  IX,  589  f. 
~  Verhältnis  d.  Kommunen  zur  Gasversorgung 
m,  966. 

—  Gemeinde-  und  Provinzialsteuem   in    den 

Niederlanden  m,  388;  XI,  419  f. 

—  Der  Haushalt  europ.  Grossstädte  I,  254  f. 
KommunalverbAnde,  preuss.  Ges.  v.  14.  Mai 

1885,  betr.  üeberweisung  von  Beträgen, 
welche  aus  landw.  Zöllen  eingehen,  an 
die  —  n,  1104  f.  Ausführungsverordnung 
hierzu  und  erstmalige  Verteilung  IH,  90« ; 
rv.  441;  zweite  Verteilung  IV,  1143;  Auf- 
hebung X,  797. 
Konjunkturen-  und  Spekniatlonsgewinne, 
Besteuerung  der  -  XIII,  42  f.;  XIV,  70; 

XV,  826,  344  ;  XVn,  945  f. 
Konsumvereine,  ihre  Besteuerung  ~  siehe 

unter  Genossensch. 
Kontrolle  siehe  Finanzkontrolle. 
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RonvertleruDK  siehe  Schulden wesen. 

Kopfsteuer  in  Russland  III,  2m. ;  in  Rumänien 
XVI,  609,  625. 

Körperschaften,  ihre  staatl.  Besteuerung  in 
Deutschland  V,  999. 

Krankenanstalten,  ftnanz.  Träger  der  Last 
in  Dänemark  m,  612. 

Kreditvereine,  ihre  Besteuerung  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  III,  674  f. 

Krön  -  Immobiliensteuer  in  Russland  XY, 
677  f. 

Kultusausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  II,  851;  in  Dänemark  m,  647;  in 
Preussen  1878-94  IV,  317;  XI,  198;  in 
Holland  1849-90  XI,  698. 

Kunstwein,  Besteuerung  desselben  X,  555; 
Besteuerung  der  Kunstweinfabrikation  u. 
des  Kunstweinhandels  in  Bayern  XVII, 
755  f. ;  bad.  Gesetz  v.  27.  Juni  1892,  betr. 
Besteuerung  der  Kunstweiniabrikation  IX, 
626;  els.-lothr.  Ges.  v.  14.  Nov.  1892,  betr. 
Erhöhung  der  Steuer  f.  RosinenweinX,  281. 

Land  tax.    Siehe  Grundsteuer. 

Landwirtschaft,  Denkschrift  über  die  Be- 
lastung der  L.  treibenden  Bevölk.  durch 
die  Einkommensteuer  u.  die  Verschuldung 
der  Landw.  in  Baden  XIII,  845  f. ;  Landw. 
und  die  preuss.  Ergänzungssteuer  XVUI, 
69  if 

Laudemlalabgaben  als  eine  Wurzel  des 
österr.  Gebtihrenwesens  XV,  .^^5. 

Lebensversicherung,  Besteuerung  der  in 
der  —  angelegten  Gelder  VIII,  165 ;  X,  382, 
806 ;  soll  man  Lebensversicherungsprämien 
vom  steuerpflichtigen  Einkommen  abziehen 
lassen?  XUI,  210  f.;  XIV,  71. 

Legislat.  Körperschaften,  Ausgaben  für  —  in 
den  europäischen  Grossstaaten  n,  849. 

Lehrerbesoidungs^esets,  preuss.,  v.  3.  März 
1897  XIV,  847  f. 

LehrilnKSKöchter  und  ihre  Besteuerung  in 
Bayern  XVII,  755  f. 

Leihhausanstalt  in  Braunschweig  V,  737. 

Loplsmographle  in  Italien  III,  455  f. 

Lohnsteuer,  Theoretisches  III,  644 ;  mecklen- 
burgische XV,  461. 

Lokalbahnwesen  in  Oesterreich  m,  965. 

Lombardgesch&fte,  Besteuerung  derselben  II, 
54  f.;  Statist,  u.  volksw.  Bedeutung  des 
Lombardgesch.  XVII,  63  f. 

Lotterlefrage  XVI,  905. 

Lotterie  in  Braunschweig  I,  554.  V,  739;  XVI, 
907 ;  braunschw.  Ges.  v.  24.  Aug.  1896  betr. 
Vertrieb  von  Losen  im  Herzogtum  nicht 
zugelassener  Lotterien  XIII,  8oo. 

—  in  Hamburg  I,  555;  XVI,  907. 

—  Hess.  Ges.  v.  11.  April  1896  betr.  Handel  mit 

Anteilen  von  Losen  zu  Lotterien  und  Aus- 
spielungen XUI,  800;  Einführung  der 
Klassenlotterie  in  Hessen  XVI,  846. 

—  in  Mecklenburg-Schwerin  I,  555:  XVI,  907. 

—  Oldenburgisches  Gesetz  betr.  die  öffentlichen 

Lotterien  und  Ausspielungen  IX,  24o. 

—  Güterlotterie  in  Preussen  II,  716  f.;  Ael- 

tere  2^ahlenlotterie  in  Preussen  IH,  415; 
die  preussische  —  vor  dem  Forum  der 
Landesvertretung  I,  530  f. ;  Lotterieertrag 
in  Preussen  1878-87  IV,  815;  1886—93 
XI,  191;  1K98  XVI,  903;  das  Lotterie- 
wesen in  Preussen  IX,  343;  Lotterieetat 
in  der  preuss.  Kammer  1885  U.  1066  f. ; 
1886  m,  910;  preuss.  Gesetz  oetr.  Be- 
strafung des  Spiels  in  auswärtigen  Lot- 
terien II,  1083;  Statistik  der  Privat- 
lotterien in  Preussen  1880—84  HI,  915; 
1885—93  XII,  168 :  preuss.  Gesetz  betr.  das 
Verbot  des  Privathandels  mit  Staatslotterie- 
losen IX,  226 


Lotterie,  Preuss.  Gesetz  betr.  den  Handel 
mit  Anteilen  und  Abschnitten  von  Losen  zu 
Privatlotterien  und  Ausspielungen  vom 
19.  April  1894  XU,  165;  Begründung  des 
Gesetzentwurfs  v.  15.  Jan.  1894,  XU,  165. 

—  im  Königreich  Sachsen  I,  553;  XVI,  907. 

—  in  Thüringen  XVI,  907. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  170 ;  lU,  138. 

—  in  Dänemark  UI,  628;  in  Oesterreich  lU, 

965;  XVI,  474,  905;  in  den  Niederlanden 
Gesetz  v.  23.  Juli  1885  V,  884;  Ertrag  in 
Holland  1849—90  XI,  688. 

—  Lotterieerträgnisse   in  den  europ.  Gross- 

staaten 1882  n,  818;   in  den  aentschen 
Staaten  1898  XVI,  908. 
Lotterlesteuer  im  Deutschen  R.  U,  1115  t; 
XI,  800;  XII,  112;  XVU,  973.  986. 

—  Lotteriegewinne,  ihre  Einbeziehung  in  das 

steuerpflichtige  Einkommen  XUI,  75,  79  f. ; 
XIV,  70. 

Mahlsteuer  in  Italien  I,  436;  UI,  134;  in  den 
Niederlanden  1 ,  853 ;  XI ,  419  t. ;  Statist. 
Untersuchungen  zur  Frage  der  Steuer- 
überwälzung, geführt  an  der  Gesch.  der 
Sreuss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  XVUI,  4«  f. 
iehe  auch  Getreideaufechlag. 

MalxauAchlag,  s.  Bierbesteuemng. 

Marlneausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  U,  849;  in  Dänemark  UI,  642:  in 
Bussland  1874—83  UI,  652;  in  Holland 
1849-90  XI,  697:  s.  auch  Staatshaushalt. 

Marktgebähren  in  bayr.  Städten  XIV,  S36. 

Mass,  Gewicht,  Gefängnisse  etc.  Einnahmen 
aus  —  i.  d.  europ.  Grossstaaten  1882  U,  848. 

Massenkonsnm  in  d.  7  grössten  Städten  des 
rechtsrhein.  Bayern  und  die  Gemeinde- 
besteuerung XIV,  301  f. 

Matrikularbeitrftge  und  üeberwcisungea  im 
Deutschen  Reich  U,  861  f.;  XUI,  92; 
siehe  auch  die  Einzelstaaten.  Matiiknlar- 
und  Quotenbeiträge  mit  bes.  Rucks,  auf 
den  österr.-un^.  Quotenstreit  XVII ,  77  f. 

Mehlaufschlag  siehe  GetreideauÜBchlag. 

Melassebesteuerung,   s.  Zuckerbesteuemng. 

Meldeangabe  bezw.  Meldung  bei  Veranlagung 
der  persönl.  Steuern  U,  1  f.;  m,  8«  f.; 
rv,  553. 

HIetssteuer  i.  d.  Niederlanden  I,  382;  XI,  676. 

Millt&rausgaben  in  den  europaischen  Gross- 
staaten 1882  U,  819 ;  in  Dänemark  UI.  642; 
in  Russland  1874—83  UI.  652;  in  Bayern 
seit  1819  m,  673;  in  Italien  seit  1861  UI, 
157 ;  in  den  Niederlanden  1849—90  XI,  697 ; 
siehe  auch  Staatshaushalt. 

Mlllt&rpersonen,  Besteuerung  nach  d.  deut- 
schen Staatssteuergesetzen  V,  960;  Her- 
anzhg.  der  —  z.  d.  Gemeindeabg.,  Reichs- 
ges.  V.  28.  März  1886  und  preuss.  Ges.  v. 
29.  Juni  1886  u.  andere  deutsch.  Ges.  m, 
895 ;  V,  290  f. ;  IX,  481. 

MllitArpfltchtersatx  in  der  Schweiz  I,  114; 
rv.  109.    Siehe  auch  M'ehrsteuer. 

Mobiltarsteuer  in  den  Niederianden  I,  38S; 
m,  888,  XI,  419  f 

Molkereigenossenschaften,  Besteuerung  in 
Oesterreich  V,  674  f. 

Munse.  Einnahme  in  Russl.  1874—83  UI,  654; 
in  Preussen  1878—94  IV,  815;  XI,  191;  s. 
auch  Staatshaushalt. 

Naturalleistungen  bei  den  Kommunalver- 
bänden Oldenburgs  I,  685. 

Neubauten  mit  Arbelterwohnungeo ,  Steuer- 
begünstigung derselben  IX,  261  f. 

NoblUtlerung,  Gebühren  in  Oesterreich  1, 522. 

Notenbanken  siehe  Banknoten. 

Oberreehnungskammer,  hess.  Gesetz  vom 
14.  Juni  1879  VI,  323.  Siehe  auch  Rech- 
nungswesen. 
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Obr^hts  Vorschläge  einer  Erbschaftssteuer 
XVÜ,  46  f. 

Octrois  m  Elsass-Lothr.  II,  872;  lY,  809;  in 
Bayern,  Baden,  Hessen  IV,  3io;  bad.  Oes. 
V.  Xi.  Aug.  1894  XII,  178 ;  in  Württemberg 
rv,  111»;  Getreide-  nnd  Mehlaufschlag 
in  den  7  grössten  Städten  des  rechtsrhein. 
Bayern  XIV,  304  f. 

—  in  Italien  I,  469;  m,  135;  ital.  Verbrauchs- 

abgabengesetE  v.  16.  April  1897,  XVI,  251; 
in  Frankreich  IV,  »07. 

Oeflr.  Arbeiten,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850;  in  Italien 
ni,  160;  in  Preussen  1878—94  IV,  307; 
XI,  193 ;  in  Holland  1848—90  XI,  696 ;  siehe 
auch  Staatshaushalt. 

Oeflr.  Dienst,  Statistik  und  Geschichte  des- 
selben in  Württemberg  VI,  465  f. 

Papieraufschlag,  Vorläufer  der  Stempel- 
abgabe in  Oesterreich  XV,  13. 

Papiergeld  in  Oesterreich  HI,  964;  ital.  m, 
141:  Geschichte  des  ital.  Zwangskurses 
u.  der  Wiederherst.  der  Valuta  XI,   77  f. 

PaMgebühren  in  Russland  1874—83  m,  654; 
Passsystem  u.  Besteuerung  d.  unt.  Stände 
in  Rnssland  V,  399  f. 

Pat«nUteuer  in  Russland  n,  161,  222. 

Pension&re,  Besteuerung  n.  d.  deutschen 
Staatssteuerges.  V,  970. 

Pensionen  der  Witwen-  u.  Waisen  der  Staats- 
beamten in  Deutschland  XVI,  399  f. ;  Aus- 
gaben für— in  den  europ.  Grossstaaten  1882 
n.  849;  in  Frankreich  1891—98  XV,  160. 

—  Reform  in  Italien  H,  545. 

—  Pensionsgesetz,   ungarisches,  für  Staats- 

beamte vom  13.  Mai  1885  II,  1040  f. 
Personalsteuer,  Theoretisches  in,  550;  hes- 
sische n,  241 ;  braunschweigische  V,  727 ; 
elsass-lothr.  u.  ihre  Umgestaltung X VI,  345. 

—  in  den  Niederlanden  I,  382;  XI,  419  f. 
Personenporto  m,  378. 
Petroleummonopol  in  Griechenland  IH,  287. 

—  Steuer  in  Rumänien  XVII,  989. 

—  Accise  in  Russland ,   Ges.  v.  21.  Dezember 

1887,  VI,  843. 
Pferdesteuer  in  den  Niederlanden  I,  382  -in, 

388 ;  in  Frankreich  (Finanzges.  v.  28.  Dez. 

1895,  gemietete  Pferde  betr.)  XV,  133. 
Pflaamengartensteuer    in    Rumänien    XVI, 

619. 
Pflastersoll  in  bayr.  Städten  XIV,  886  f. 
Polisei  in  Dänemark  HI,  609. 
Post,  linanz.  Verwaltung  i.  d.  Schweiz  I,  124. 

—  finanzielles  Ergebnis  in  den  Ländern  der 

Postunion  1883  II,  860  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  n,  848. 

—  in  Dänemark  IH,  628;  in  Russland   1874 

bis  1883  III ,  654 ;  in  Rumänien  XVI,  623 ; 
in  Bayern  ÜI,  672;  in  Holland  1849-90 
XI,  696. 

—  Steuereinzahlung  bei  der  Post  in  Oester- 

reich XIV,  349  T-  XVI.  638  f. 

—  Siehe  auch  unter  Staatshaushalt. 
Produktlvgenostensehaflen ,   ihre  Besteue- 
rung —  siehe  Genossenschaften. 

Provinsialflnanzen ,  s.  Kommunalflnanzen. 

Prüfüngsaufcaben  für  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

Ouartsteuer  in  Anhalt  IV,  966  f. 

Oulnen-  u.  Güterlotterie  in  Preussen  H,  716  f. 

Oalttanipstempel  in  Oesterreich  1, 492 ;  Entw. 
zu  emer  Quittungssteuer  im  Deutschen 
Reich  XI,  281. 

Rangsteuer  in  Dänemark  III,  632. 

Rauchfangstener  in  Polen  und  Eaukasien 
XV,  681  f. 

Realsteaer  und  Steuerobjekt  IX,  1. 


Rebgel&nde,  Bad.  Gesetz  vom  18.  Juni  1892 
betr.  Eatastrierung  neu  angelegten  Reb- 
geländes IX,  505 ;  «ürtt.  Ges.  v.  29.  März 
1H9S,  betr.  Steuerbefreiung  neu  bestockter 
Weinberge  X,  557.    S.  auch  Grundsteuer. 

Rechnannwesen,  Zur  Lehre  Tom  Budget- 
u.  Rechnungswesen  des  Staates  XVI,  99  f. 

—  deutsches  und  englisches  I,  159  f. 

—  Rechnungs-  und  Kontrollbehörden  I,  579. 

—  Entwicklung  im  Königr.  Sachsen  H,  589  f. 

—  die  württ.  Oberrechnungskammer  und  der 

bayr.  oberste  Rechnungshof  VH,  142;  VHI, 
345 ;  der  königl.  oberste  Rechnungshof  in 
Bsyem  XVI,  575  f. 

—  Hess.  Ges.  über  die  Verw.  der  Einnahmen 

und  Ausgaben  des  Staats  v.  14.  Juni  1879 
VI,  312;  hess.  Ges.  betr.  die  Einrichtung 
und  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer 
V.  14.  Juni  1879  VI,  325. 

—  Preuss.  Staatshaushalts^es.  v.  11.  Hai  1898 

nebst  Motiven  u  Kommissionsber.  XV,  781  f. 

—  Ital.  Gesetz  v.  14.  Aug.  1862  über  die  Ein- 

richtung des  Rechnungshofes  IV,  4H3  f.; 
ital.  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das 
Geueralrechnungswesen  des  Staates  vom 
17.  Febr.  1884  I,  880. 

—  Ausgaben  für  den  Rechnungshof  in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  U,  850;  in  Russ- 
land 1874—83  m,  652. 

Rechtspflege  in  Dänemark  IH,  609;  s.  auch 
Staatshaushalt. 

RechUprechung,siehe  Finanzrechtsprechung. 

Reichsbank,  d.  deutsche,  im  Dienste  der 
Finanzverw.  des  Reichs  und  der  Bundes- 
staaten m,  108  f. ;  Kontingentsüberschrei- 
tungen der  —  Xm,  535 ;  Lombardverkehr 
der  —  XVIII,  67;  Diskontverkehr  der  - 
XVIII,  517;  Reichsbank  18  ;6- 1900  XVIII, 
883. 

Reichsei  nkomniensteuer  in  Deutschland 
Xni,  107;  XIV.  626  f. 

Reichsgericht,  Entscheidungen  in  Finanz- 
fragen m,  295,  921;  IX,  263,  728;  X,  861. 

Rentensteuer,  österreichische,  nach  d.  Ges. 

V.  26.  Okt.  1896  XIV,  48,  152  f.;  siehe  auch 
Kapitalsteuer. 

RestTerwaitung  in  Württemberg  VIII,  358; 
X,  606. 

RohstoATgeBossenschaften,  ihre  Besteuerung 
ni,  674  f.;  siehe  auch  Genossenschaften. 

Rosinenwein  siehe  Kunstwein. 

Salinen-  u.  Hüttenwerke,  staatl.,  württemb. 
Ges.  betr.  ihre  Besteuerung  durch  die  Ge- 
meinden u.  Amtskörpersohaften  v.  22.  Juni 
1900  XVIII,  319  f. 

Salsgefälle  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 
n,  848;  Salzsteuerertrag  in  den  wicht. 
Kulturstaaten,  1891,  X,  757;  1896  XV,  668. 

—  Monopol  in  Italien   I,   468;   IH,    ISa;   in 

Rumänien  XVI^  621. 

—  Steuer  in  den  Niederlanden  I.  885 ;  XI,  685 

(Ertrag  1849—90);  in  Russland  1874—83 
m,  654. 

—  Siehe  auch  Staatshaushalt. 
KAaerllnge,  Besteuerung  in  Italien  I.  459. 
SchankgefUle  in  Ungarn,  Gesetz  von  1888, 

VI,  367  f. 
Schatzungsbehdrden,  Organisation  in  Baden 

ra.  766. 
Schenkungssteuer,  Ertrag  und  versteuertes 

Vermögen  in  verschied.  Ländern  1885—96 

XV,  642,  648 ;  siehe  auch  Erbschaftssteuer. 
Schiesspulver,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
Schlfl'sabgabe   in   Dänemark  IH,    636;    die 

früheren  in  Holland  XI,  684. 
Schlffsfrachturkunden,    ihre   Besteuerung 

durch  das  Reichsstempelges.  v.  11.  Juni 

1900  XVII,  975,  986. 
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Schlacht-  u.  Viehhöfe,  Gebühreneinnahmen 
davon  in  bayr.  Städten  XIV,  »21  f. 

Schlachtsteuer  in  Baden  V,  1084  f. ;  in  den 
Niederlanden  I.  385 ;  preuss.  Schlacht-  und 
BJ  abist  euer  als  Omndl.  f.  stat.  Unters, 
über  Steuerüberwälzung  XVIII,  46  f.  Siehe 
auch  Fleischsteuer  und  Octroi. 

Schlusszettel,  Besteuerung  1, 493 ;  siehe  auch 
Börsensteuer,  Stempel. 

Schulden  Wesen,  Ausgaben  f.  öffentl.  Schulden 
in  den  europ.  Orossstaaten  1882  n,  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

II,  852;  V,  49iJ;  XIII,  91«. 

—  Konvertierung  d.  bad.  iO'oigen  Staatsschuld 

nach  d.  Ges.  v.  24.  Jan.  1897  XIV,  405  f. 

—  Konvertierung  der  bayr.  40/oigen  Staats- 

anleihen nach  dem  Gesetz  v.  17.  Juni  1896 

XIV,  384  f. 

—  Hess.  Ges.  betr.  die  Organisation  der  Ver- 

waltung der  Staatsschuld  v.  81.  März  1897 
nebst  ailg.  Teil  des  Kommissionsberichts 

XV,  859  f. ;  hess.  Ges.  betr.  die  Einrichtung 
eines  Staataschuldbuchs  v.  27.  März  1898 
nebst  allg.  Teil  d.  Begründung  XV,  864  f. 

—  Beseitigung  einer  schwebenden  Schuld  von 

80  Millionen  in  Preussen.  Ges.  vom  23.  Juni 
1886  m,  901;  Höhe  der  preuss.  Staats- 
schuld 1872—87  n,  1085;  IV,  819;  die 
Schulden  des  preuss.  Staates  von  1870—91 
IX,  617;  Kurse  der  i)reus8.  Staatspapiere 
II,  1086, 1091 ;  Konvertierung  preuss.  Staats- 
sdiulden  1885  II.  1085  f. ;  das  neue  preuss. 
Staatsschuldbuch  I,  265  f.*  Erweiterung 
dess.  durch  Ges.  v.  12.  April  1886  HI,  899; 
dxxich  Ges  v.  8.  Juni  1891  Vm,  344;  Be- 
nutzung des  preuss.  Staatssohuldbuchs 
n.  215;  III,  899;  XIU,  919;  Zinsherab- 
setzungen der  preuss.  Staatsschulden  im 
19.  Jahrh.  unter  oes.  Berücksichtigung  der 
angewandten  Technik  XHI ,  614  f. ;  Kon- 
vertierung 4Pj(dgeT  preuss.  Konsols  nach 
d.  Ges.  V.  23.  Dez.  1896  XIV,  394  f.;  Kurs 
der  Konsols  1885— 1M96  XIV,  403;  preuss. 
Ges.  V.  8.  März  1897  betr.  die  Tilgung  von 
Staatsschulden  XIV,  443  f. ;  zur  Kritik  des 
Ges.  XIV,  469  f.;  XVH.  173  f. 

—  V^ürttemb.  Staatsschuld  H,  808  f. ;  VHI,  384 ; 

Tüflfungsfrage  in  Württemberg  U,  833; 
VUl,  405 ;  Konvertierung  d.  40/„igen  Staats- 
anleihen nach  d.  Ges.  v.  20.  Dez.  1896,  XIV, 
387  f. 

—  Staatsschuldbuch  des  Königreichs  Sachsen 

Hj  191  f. 

—  Reichsgesetz  vom  31.  Mai  1891  betr.  das 

Reichsschuldbuch  VHI,  336;  Benützung 
desselben  XUI.  919;  die  Schulden  des 
Deutschen  Reichs  bis  1891  VHI ,  962  f. ; 
Ges.  V.  16.  April  1896, 24.  März  1897,  81.  März 
1898,  25.  März  1899,  30.  März  1900  wegen 
Verwend.  überschüssig.  Reichseinnahmen 
z.  Schuldentilgung  Xlfi,  107 ;  XIV,  427  f. ; 
XV,  771 ;  XVm,  «83,  »84 ;  Konvertierung 
der  4%igen  Reichsanleihe  nach  d.  Ges.  v. 
8.  März  1897  XIV.  414  f. ;  Kurs  der  Reichs- 
anleihe 1877—96  XIV,  422 ;  Begebungskurs 
1877—96  XrV,  424;  Reichsschuldenordnung 
V.  19.  März  1900  XVII,  949  f. ,  Begründung 
z.  Entw.  XVII,  953  f. 

—  Zinsfuss  und  Kurse  der  Staatspapiere  in 

Deutschland  seit  1815  I,  936. 

—  Staatsschuldverschreibung     und      Staats- 

scfauldbuch  in  England  I,  265 ;  Frankreich 
I,  269 ;  Oesterreich  L  271 ;  Baden,  Italien, 
Russland,  Spanien,  Belgien  I.  272 ;  in  den 
Ver.  Staaten  von  Noraamerika  I,  273 ;  in 
Elsass-Lothringen  I.  876. 

—  Schulden  der  deutschen  Städte  von  10,000 

und  mehr  Einw.  VIII,  1029. 


.lt.  Staatsschuld  und 
it  derselben  IX,  36o. 
Dänemark    m,    614, 


Schulden wesen ,  Ae^ 

internationales  Re< 

—  Schuldenwesen    in 

640. 

—  Die  englische  Rentenschuld  und  die  letzte 

Konversion  derselben  VIH,  l  f. ;  die  Rege- 
lung der  Tilgunflr  V,  493  f.;  XVII,  911  f.; 
928;  neue  Sohuloen  für  den  afirikaniachen 
Krieg  XVII,  980  f. 

—  Schwebende  Schuld  in  Frankreich  IV,  275; 

die  von  1888—95  kontrahierten  Staats- 
schulden in  Frankreich  XV,  169. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880 1,  S44  f. ; 
Staatsschulden  Italiens  HL  139. 

—  Mexikos  Staatsschulden  XIII,  583. 

—  Staatsschulden  Rumäniens  seit  1864  XVI, 

603  f. 

—  Russlands    Schulden    seit  1798   HI.    650; 

Entwickl.  d.  russ.  Staatsschuld  seit  1505 
VI,  153. 

—  Bundesschulden  in  den  Ver.  Staaten  Nord- 

amerikas n,  183;  IX,  581  f. 

—  Siehe  auch  unter  Staatshaushalt;  Finanz- 

kontrolle, internationale. 
Schulgelder ,      Aussererhebungssetznng    in 
Lippe-Detmold  X,  860. 

—  in  Kussland  1874-83  IH,  654. 
Schulgemeinden,  üeberweisung  der  halben 

Grundsteuer  an  die  —  im  Königr.  Sachsen 
rv,  1123. 

Schullasten,  s.  Unterricht.  Lehrerbesoldunir. 

Schulwesen,  die  Kostendeckung  beim  öffentl 
liehen  —  in  Preussen  XVI,  l  f. 

Selfensteuer  I,  385;  in  Holland  1849—90  XI, 
419  f.,  685. 

SeUa,  O.  II,  584. 

Slegelabgahe,  ihre  Entstehung  in  Oesterreich 
XV,  15. 

Souver&ne,  Besteuerung  in  Deutschland  V,  95?. 

Sparkassen,  Ertragsbesteuerung  der  —  in 
Oesterreich  XIV,  36,  187 

Sparsteue  r  oder  progressive  Erbschaftssteuer  ? 
XV,  697  f. 

SparthAtlgkeit  Ungarns  in  den  letzten  zwei 
Decennien  XIII,  241  f. 

Spekulationsgewinne,  ihre  Besteuerung  Xm, 
42  f.,  XIV,  70;  XVII,  945  f. 

Spiel  und  IVette,  Besteuerung  ders.  siehe 
Lotteriesteuer. 

Spielkartenmonopol  in  Griechenland  IH,  287. 

Staatsaktiva,  Einnahmen  aus  —  in  Däne- 
mark m,  625. 

Staatsanf  ehdrige  und  die  Frage  der  Steuer- 
pflicht IX,  365  f. 

Staatshaushalt,  die  anderweitige  Ordnung 
des  Finanzwesens  des  D.  R.  XI,  267  f.; 
der  deutsche  Reichshaushalt  u.  das  Finanz- 
wesen der  Einzelstaaten  XIH,  88  f. 

—  Bayerns  im  vorigen  Jahrhundert  I,  401 ;  in 

diesem  Jahrh.  lU,  672;  Bayerns  1876— 8(> 
V,  768  f. ;  das  bayrische  Budget  seit  1819 
vi,  220  f. 

—  Badens  1835-95  XV,  434. 

—  Braunsohweigs  1833t'86  V,  721  f. 

—  Bremens  I,  234  t 

—  Oldenburgs  1882/87  ^  280. 

—  Preussens  1878—87  IV,  293  f. ;  1886—93  XI, 

178  f. :  Bemerk,  z.  d.  preuss.  Budgets  seit 
1880  XVII.  144  f. ;  preuss.  Staatshaushalte 
gesetz  vom  11.  März  1898  nebst  MotiTen 
und  Kommissionsbericht  XV,  781  f. 

—  Württembergs  U,  810;  VIH,  34«;  X,  499. 

—  Bulgariens  VII,  857. 

—  Dänemarks  m,  607  f. 

—  Frankreichs  1883/84  I,  205  f. ;  Ende  188«  IV, 

239  f. ;  1891  IX,  601 ;  Budget  189S  X.  699  ; 
Finanzlage  Ende  1897  XV,  125. 
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StaatshAuthalt  OroBsbritansiens  1891 IX,  696 ; 
Rechnang  1895/96,  Budget  l89»/97  XIII,  586; 
Rechnung  1896/97  XIII,  748;  Budget  1897;98 
XIV,  716 ;  Rechnung  pro  1897^98  XVI,  185  f. ; 
Budget  pro  1899/1900;  Rechnung  pro  1898/99 
XYIi,  901  f. ;  flnanz.  Beziehungen  zwischen 
Orossbritannien  u.  Irland  XI v,  sei  f. ;  XV, 
196  f. ;  XVI,  214  f. ;  siehe  auch  Indien. 

—  Hollands  1819—90  XI,  419  f. 

—  Italiens  seit  1861  m.  118;   1891  IX,  6U  f.; 

1892  X,  735 ;  1898  XI,  835 ;  1894  XII,  587  f. ; 
1895/96  XIV,  687  f.;  1897  XVI,  ISl  f. 

—  der  gemeinsame  der  österr.-ungar.  Mon- 

archie I,  225  f.;  rv,  848  f.:  Oesterreichs 
im  spanischen  Erbfolgekneg  IV,  912; 
Staatsvoranschlag  Oesterreichs  pro  1889  VI, 
253  f.;  pro  1891  VII,  844;  Finanzwesen 
1891  IX,  675;  Voranschlag  für  1897  XIV, 
191. 

—  Luxemburgs  IX,  546. 

—  Ungarns  Finanzlage  nach  den  Budgets  pro 

18S9  90  VI,  767  f. ;  pro  1891 VII,  840 ;  Finanz- 
wesen 1891  IV,  685. 

—  Rumäniens  XVI,  593  f.:  Ergänzungen  und 

Berichtigungen  dazu  XVII,  988  f. 

—  Mexikos  Finanzwesen  Xm,  554  f. 

—  Russlands  1874—88  DI,  650, 953 ;  1891 IX,  705 ; 

Staatsfonds  und  das  Budgetwesen  Fin- 
lands  Xm,  177  f. 

—  Schwedens  XI,  196  f. 

—  Bundesfln.  d.  Schweiz  1848—86  V,  434  f. 

—  Spaniens  X,  611  f. 

—  Fmanzwesen  in  den  Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  n,  179  f. ;  1891  568  f. 
Staatorechnungswesen  s.  Rechnungswesen. 
StaatMoholden,  siehe  Schuldenwesen. 
Staatssteaem,  siehe  Steuern. 
Htandesherren,  Besteuerung  in  Deutschland 

V,  958. 

—  Bayr.  Öes.  v.  9.  Juni  1899  die  Ablösung  der 

Steuer-,  Umlagen-  u.  ZoUfreiheit  d.  Standes- 
herren betr.  XVII,  898  f  ;  Begründung  z. 
Entwurf  XVU,  89*  f. 

—  Prenss.  Gesetz  vom  18.  Juli  1892  betr.  Auf- 

hebung ihrer  Steuerfireiheit  IX,  482. 

Steinkohlen-  und  Torfsteuer  in  Holland 
1849—64  XI,  686. 

Stempelsteuer,  der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen ;  Strafen  d.  modernen  Stem- 
pelgesetzgebung nach  d.  deutschen  Reichs- 
gesetz V.  1881 1,  601  f. ;  die  Stempelrevision 
bei  Aktiengesellschaften  nach  d.  deutschen 
Reichsgesetz  v.  1881  I,  134  f.;  Deutsches 
Reichsstempelabgabengesetz  vom  1.  Juli 
1881 ,  26.  Msa  1885  ü.  1115  f. ;  Entw.  einer 
Novelle  dazu  XI,  280  f. ;  Kommissionsbericht 
XII,  122  f. ;  Reichsstempelges  v.  27.  April 
1894  XII,  107  f. ;  Reichsstempelgesetz  vom 
14.  Juni  1900  XVII,  968  f. 

—  in  ßraunschweig  V,  733. 

—  Hess.  Urkundenstempelgesetz  y.  12.  Aug. 

1899  XVII,  263,  398. 

—  Das  preussische  Gesetz  betr.  die  —  für  Kauf- 

und  Lieferun^verträge  im  kauftnännischen 
Verkehr  und  für  Werkverdingungsverträge 
I,  821.  Streitfirage  in  betr.  dess.  m,  968. 
Ertrag  der  Stempelsteuer  in  Preussen  IV, 
316 ;  XI,  192.  PreuBS.  Stempelsteuergesetz- 
entw.  V.  6.  Febr.  1896  nebst  Motiven  XII, 
347  f.  Preuss.  Stempelstenergesetz  vom 
81.  Juli  1895  Xn,  832  f. 

—  Sachs.  Urkundenstempelgesetz  v.  18.  Nov. 

1876/10.  Juni  1898  XV,  914  f. 

—  in  Dänemark  III,  633. 

—  in  Italien  HF,  132. 

—  in  den  Niederlanden  I,  383;  UI,  283,  388; 

XI,  419  f.,  687. 


Stempelsteuer,  Entstehung  d.  Stempelabgabe 
in  Oesterreich  XV,  18;  Oesterr.  Gesetz  v. 
18.  Sept  1892  betr.  Stempelgebühren  von 
ausländischen  Aktien ,  Renten  u.  Schuld- 
verschreibungen X,  298. 

—  in  Rumänien  XVI,  616. 

—  in  Russland  H,  177;  m,  654. 

—  Stempelerträgnisse    in  den  europ.  Gross- 

staaten 1882  n,  818.   S.  auch  Börsensteuer. 
Steuern,  Wesen  und  System  der   direkten 
Steuern  IH,  517:  die  deutsche  Steuerlehre 
des  17.  Jahrhunderts  I,  17. 

—  Die  Idee  der  Steuer  in  der  Geschichte  VH,  1. 

—  Gliederung  der  Steuern  IV,  186;  V,  111. 

—  Steuerlehre  Vockes  IV,  500. 

—  Steuerobjekt  imd  Realsteuer  IX,  1. 

—  Beiträge  z.  Geschichte  der  Lehre  von  der 

Steuerprogression  XH,  471  f. ,  XHI,  111  f. 

—  Zur  Frage  der  Steuernflicht  IX,  365  f. 

—  Doppelbesteuerung,   Beseitigung  ders.  in 

Deutschland  unader  Schweiz  V,  138  f. 

—  Steuersubjekte  nach   den  in  Deutschland 

geltenden  Staatssteuerges.  V,  916  f. 

—  Die  Meldangabe  bei  Veranlagung  der  per- 

sönl.  Steuern  II,  l  f. ;  HI,  86  f. ;  IV,  553. 

—  Moderne  Formen  der  Steuereinziehung  in 

Berlin  und  in  Oesterreich  XIV,  849  f.; 
XVI    688  f 

—  und  iölle  im  Deutschen  Reich  m.  927. 

—  Haftung  für  kreditierte  Zölle  und  Reichs- 

steuern  XU,  563  f. 

—  indirekte  und  Zölle  in  Elsass-Lothringen 

V,  535  f. 
•—  Ges.,  Ausschliessung  säumiger  Steuerpflich- 
tiger V.  öff.  Vergnügungsorten   im  Kgr. 
Sachsen  betr.,  v.  21.  April  1884  m,  262. 

—  in  Anhalt  IV.  961  f. ;  XlV,  755  f. 

—  in  Baden  III,  763  f.;  minist.  Denkschrift 

über  die  Reform  der  direkten  Steuern  in 
Baden  v.  März  1896,  XII,  846 ;  zweite  Denk- 
schrift V.  Dez.  1897  XV,  410;  Buchen- 
bergers  Abhandlung  über  die  Steuerreform 
xvni.  1  f. 

—  in  Bayern  vor  1800 1, 197 ;  das  ba3nr.  Ertrags- 

steuersystem u.  seine  Entwicklung  Xvn, 
ft5l  f. ;  die  Frage  der  Steuerreform  in  Bayern 
xvn,  527  f. 

—  in  Braunschweig  V,  723  f. 

—  Die  direkten  —  Hessens  H,  235  f. ;   XIH, 

273  f.;  Denkschrift  zur  Steuerreform  in 
Hessen  XIV,  810  f. ;  Grundzüge  der  Reform 
der  direkten  Steuern  1899  XVI,  889  f. ;  Neu- 
gestaltung der  direkten  Staatsbesteuerung 

XVII,  178  f. 

—  in  Mecklenburg   (Kontributionsedikt  vom 

11.  Mai  1897)  XV,  439  f. 

—  Direkte  Staatssteuem  in  Oldenburg  I,  687  f. 

—  Die  Reform  der  direkten  Staatsbesteuerung 

in  Preussen  Vm,  551  f.;  IX,  480  f.;  X, 
296  f.,  789  f. ;  XI.  1  f. 

—  Minist.  Denkschrift  über  die  Weiterführung 

der  Reform  der  direkten  Steuern  im  Kgr. 
Sachsen  XV ,  882  f. ;  Schicksal  des  Ent- 
wurfes 1898  XV,  872. 

—  in  S. -Weimar  H,  893;  m,  918;  XV,  346. 

—  in  Waldeck  (Klassen-  und  (^werbesteuer- 

gesetz)  XV,  932  f. 

—  in  Württemberg  I,  389;  V,  320  f. ;  Vm,  416; 

Beitr.  z.  Reform  der  dir.  Steuern  in  württ. 
XH,  1  f. ;  Minist.  Denkschr.  betr.  Weiter- 
bildung der  dir.  Steuern  in  Württ.  vom 
27.  April  1894  xn,  684  f. ;  neueste  Denk- 
schrift betr.  Wiederaufnahme  der  Reform 
der  direkten  Steuern  vom  30.  April  1901 

XVIII,  863  f. 

—  in  Dänemark  IH,  629. 

—  in  den  Niederlanden  I,  370;  HI,  388;  XI, 

419  f. 
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Steuern,  Die  Steuern  Italiens  III,  129;  Re- 
form der  indirekten  Steuern  in  Italien  I, 
iSl  f. ;  Regelung  der  Grundsteuer  und  die 
Steuerreform  in  Italien  U»  747  f. 

—  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

in  Oesterreich  seit  1848  VI,  538  f. ;  die  Steuer- 
reform nach  d.  Ges.  v.  25.  Okt.  1896,  XIV,  l  f. 

—  in  Rumänien  XVI,  607  f. 

—  indirekte  in  Russland  U,  159  f. ;  Geschichte 

der  direkten  Steuern  in  Russland  I,  914. 

—  Grund- .  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  vom  Jahr  1884  U,  217;  Kron- 
Immobillenstener  in  Russland  XV,  697  f. 

—  Staats-,    County-,   Municipal-Schulsteaem 

in  den  Ver.  Staaten  II,  190;  m,  408 ;  IX,  589. 

—  in  Pennsylvanien  HI,  408. 

—  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der 

Bundeshanshalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Steuerertrag  in   den   europ.   Grossstaaten 

1882  n,  847.  S.  auch  die  emzelnen  Steuer- 
arten und  unter  Staatshaushalt. 

SteuentrafVecht,  österr.  III,  936. 

Steuer&berw&lsuDf ,  Statist.  Unters,  zur 
Frage  der  —  XVIII,  46  f. 

SttfluDcen,  Besteuerung  n.  d.  deutschen 
Staiussteuergesetzen  V,  1023. 

Strafen,  Einnahmen  aus  —  in  Russland  1874 
bis  1883  in,  654 ;  inPreussen  1878—87 IV,  816. 

Strelchhölser,  siehe  Zündhölzchen. 

Sturm,  Job.  (1507—89)  befürwortet  die  Ein- 
führung einer  Erbschaftssteuer  in  Deutsch- 
land XVU,  40. 

Subjekte  der  Finanzwirtschaft  IV,  713  f. 

Submissionswesen  111,424;  der  Bericht  über 
das  Submissionswesen  in  Frankreich  vom 
17.  März  1898  XVI.  106  f. 

Sueskanalaktlen  XVII,  909. 

SüssstofTe  künstliche,  deutsches  Reichsgesetz 
V.  6.  JuU  1898  XVI,  368. 

Tabakwesen  in  Bayern  bis  1717  V,  61  f. 

—  üeber  Tabaksurrogate  und  deren  steuerl. 

Behandlung  im  Deutschen  Reich  vm,  533  f. ; 
Denkschrift  vom  7.  Februar  1891  betr.  Ab- 
änderung des  deutschen  Tabakstenerges. 
VIII,  1018;  Entw.  eines  Tabakstenerges. 
vom  21.  Nov.  1893  im  Deutschen  Reich  XI, 
825  f. :  Tabakfabrikationsbetriebe  u.  deren 
Arbeiter  1893  XII,  326. 

—  Tabakmonopol  in  Italien  I.  462;  m,  137. 

—  in  Japan,  Ges.  v.  27.  März  1896,  in  Kraft 

seit  1.  Jan.  1898  XVI,  452  f. 

—  Studien   über  das   österr.   Tabakmonopol 

XIV,  198  f. ;  automatischer  Verschieiss  von 
Erzeugnissen  der  Tabakregie  in  Oester- 
reich XVI,  275  f. 

—  Ungar.  Gesetz  vom  21.  Dez.  1887  VI,  435. 

—  Tabakmonopol  in  Bumänien  XVI,  620 ;  XVII, 
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—  Tabaksteuer  in  Russland  II,  175;  m,  654. 

—  Spanisches    Gesetz    vom    22.   April   1887, 

betr.  Verpachtung  des  Tabakmonopols  V, 
899. 

—  Tabakfiibrikatstener  in  den  Ver.  Staaten 

von  Amerika  XII,  883  f. 

—  Tabakgelälle  in  den  wicht.  Staaten  n,  848, 

854;  X,  757  ;X1I,  331. 

—  Tabakkonsum  in  einzelnen  Ländern  n,  859. 
Tantlimenbesteuernng  in  Bayern XVII,  743  f. 
Taste  sugll  affari  in  Italien  m,  132. 
Taxen  in  den  europ.  Grossstaaten  I88i  II,  848. 
Telegraph  in  admin.  u.  flnanz.  Hinsicht  I,  395. 

—  Erträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 

11,  848.  T.-  u.  Postemnahmen  in  Däne- 
mark m,  628.  T.-Einnahmen  in  Russland 
1874—83  in,  654 ;  in  Holland  1849-90  XI,  688. 

Thür-  u.  Penstertteuer  in  den  Niederlanden 
I,  382;  m,  388;  XI,  419  f. 

Tranksteuer  in  Anhalt  IV,  966. 


Transportsteuer  in  Italien  HI,  133.  Siehe 
auch  Eisenbabnsteuer. 

UeberwAUung  der  Steuern  siehe  Steuer- 
überwälzung. 

Veberweisungen  im  Deutschen  Reich;  siebe 
Matiikularbeiträge. 

Veberwelsuncsgesets,  preussisches  H,  1104; 
m,  906;  IV,  441,  1143;  die  lexHaeneund 
ihre  Wirkungen  X ,  469 ;  Aufhebung  des 
Ges.  X,  797;  Ueberweisung  der  halben 
Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden  in 
Sachsen  IV,  1123;  üeberweisungen  aus 
den  Ertr.  der  dir.  Staatssteuem  an  die 
Gemeinden  im  Herzogtum  Braunschweig 
XII,  71;  XVI,  717,  767;  üeberweisungen 
in  Holland  an  die  Gemeinden  XI,  419  f., 
698 

Umgeld  in  Württemberg  Xni,  664  f. 

Unüauftemittel  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  1891  IX,  584  f. 

—  in  Italien  1891  IX,  664  f.;  X,  761;  XI,  843. 
Umsatxsteuer,  siehe  Börsensteuer,  Verkehis- 

steuer. 

Unrecht  und  Zwang  im  Finanzwesen  V,  1  f. 

Unterrichtsautgaben  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  n,  851. 

—  in  Dänemark  m,  6io ;  in  Russland  1874—83 

m,  652;  in  Italien  m,  159;  in  Bayern 
seit  1819  m,  673;  s.  auch  Staatshaushalt 
und  Schulwesen. 

Urkundenstempel  siehe  Stempel. 

Valuta  siehe  Papiergeld. 

Telocipedtteuer,  hess.  Veroidn.  v.  10.  Okt. 
1899  betr.  die  Fahrräder  und  Automobile 
XVU,  441;  in  Frankreich  X.  714;  das 
italienische  Gesetz  v.  22.  Juli  1897  XV, 
477. 

Terkaufsaiialenbesteuerung  in  Bayern  XVII, 
758  f. 

Verkehrsanlagen,  kommunale  Ausgaben  hier- 
für in  Preussen  I,  758;  X,  418. 

Verkehrssteuem ,  Theoretisches  m,  549; 
VU,  401;  österr.  Entwurf  einer  Novelle 
von  1884  I,  471  f.  Siehe  auch  Stempel-, 
Börsensteuer,  Qrundstückverkehrssteuer, 
Umsatzsteuer. 

Termögen,  Einnahmen  von  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  U,  847. 

Vermögenssteuer,  Grundzüge  eines  bad.  Ver- 
mögenssteuersystems XV,  438. 

—  Braunschweig.  ErgjänzungiBSteuergesetz  v. 

11.  März  1899  XVI ,  778  f. :  Ausfühnrnfs- 
vorschr.  v.  11.  März  1899  XVI,  790  f.;  Be- 
gründung d.  Gesetzentw.  v.  4.  März  1898 

XVI,  791  f. 

—  Hess.  Vermögenssteuerges.  v.  18.  Aug.  1899 
'  XVII.  290,  379. 

—  Preuss.  Gesetzentwurf  V.  2.  Nov.  1892,  betr. 

eine  Ergänzungssteuer  X,  870;  preuss.  Er- 
gänzungsstenergesetz  v.  14.  Juli  1893  X, 
802;  Veranlacning  pro  1895/96  XIII,  833: 
pro  1896/97  XlV,  870 ;  die  Landwirtschaft 
und  preussisG^e  Ergänzongssteuer  XVUf , 
696  f. 

—  Sachs.  Gesetzentwurf  (1897)  XV.  893 ;  sein 

Schicksal  (1898)  XV,  872  f. 

—  Erörterung  über  eine  Vermögenssteuer  in 

S.-Meiningen  XVH,  457  f. 

—  in  Amerika,  spez.  Baltimore  m,  699;  IX. 

590  f. 

—  Steuer  von  beweglichem  in  Italien  VI,  i  f. 

—  Niederländ.    Vermögenssteuergesetz    vom 

27.  Sept.  1892  XI.  705  f. 

—  Solothumer  Vermögens-  und  Einkommen- 

steuergesetz V.  17.  März  1895  XUI.  890. 

—  in  Zürich  I,  78,   131;  in  Basel  (Ges.   v. 

14.  Okt.  1897)  XVIII,  468  f. 
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Tenicheningtaiittalten,  aasw.,  auf  Gegen* 
seitigkeit,  Besteuening  in  Baden  HI,  806 ; 
rv,  81  t ;  Bestenerung  nach  d.  deutschen 
Staatssteuergesetzen  V,  1016;  Ertrags- 
besteaening  der  wechselseit.  Yers.anst. 
in  Oesterreich  nach  d.  Ges.  v.  25.  Okt.  1896 

XIV,  41,  187. 
Verwaltongsgericht,  Preuss.  Ges.  v.  W.  März 

lö93  X,  789 ;  seine  Beohtsprechnng  in  Sache 

d.  preoss.  Einkommenstenergesetzes  XVI, 

653  f. 
VlchbeslU  in  Oldenburg  I,  675. 
Volksschul  wesen  und  —lasten  in  Oldenburg 

I,  650,  656,  661. 

—  kommun.  Ausg.  hierfür  in  Preussen  I,  759; 

IV,  294. 

Volkswirtschaft,  Ausgaben  für  —  in  den 
europ.  Grossstaaten  1882  n,  850. 

VorschussgeschAfte,  GebilhrenDehandlung  in 
Oesterreich  I,  510. 

Wagensteuer  in  Frankreich  (Finanzges.  v. 
x8.  Dez.  1895,  die  gemieteten  Wagen  betr.) 

XV,  1S4. 

Wandercewerbe,   Besteuerung   ders.   siehe 

Hansierstenem. 
Wanderlager,  Besteuerung  ders.  s.  Hausier- 

steuern. 
Warenhaussteuer,  preuss.  Ges.  betr.  die  — 

V.  18.  Juli  1900  nebst  Begründung  und 
Entw.  V.  8.  Febr.  1900  XVfil,  29i  f. ;  be- 
zügUch  Bayerns  vgl.  XVII,  757  f.,  815. 

Wasserbaucenossenschaften  und  —lasten 
in  Oldenburg  L  652,  658,  685. 

—  Ausgaben  für  Wasserbau  in  Holland  1849 

bis  1890  XI,  700  f. 
Wechsetverkehr,  der  inländische  —  und  die 

Probleme  der  Diskontpolitik  XVIH,  501  f. 
Wegelasien  in  Oldenburg  I,  664. 
Wehrstener  IV,  109  f. ;  XU,  559  f. ;  XIII,  928; 

die  deutsche  Wehrst  euerfirage  mit  einem 

neuen  Entwurf  XVI,  497  f.    Siehe  auch 

Militärpflichtersatz. 
Weinberge,  bad.  Gesetz  y.  18.  Juni  1892  betr. 

Eatastrierung  neu  angelegter  —  IX,  5  5. 

—  württemb.  Gesetz  v.  29.  März  1893  betr.  die 

Steuerbefreiung  neubestockter  —  X,  557. 
Weinbesteuerung  in  Elsass-Lothringen  V, 
589  f. ;  els.-lothr.  Ges.  v.  14.  Nov.  l>'92, 
betr.  Erhöhung  der  Steuer  für  Kosinen- 
wein  X,  281 ;  bad.  Ges.  v.  7.  Juni  1892  betr. 
Abänd.  des  Weinsteuerges.  IX,  523;  bad. 
Ges.  V.  27.  Juni  1892  betr.  Besteuerung 
der  Kunstweinfabrikation  IX,  526 

—  Fragen  zur  Weinbesteuerung  in  Württem- 

berg Xm,  648;  württemb.  Wirtschafts- 
abgabengesetz V.  4.  Juli  1900  nebst  Entw. 
u.  Begründung  v.  17.  Juni  1899  XVIII, 
322  f. 

—  Geschichte  der  Weinbesteuerung  in  Hessen 

XI,  152  f. ;  ihre  Beseitigung  daselbst  XH, 
68  f.;  XVIII.  488;  siehe  auch  XVI,  839, 
859;  XVU,  244  f. 

—  Entw.  eines  Weinsteuerges.  v.  21.  Nov.  1898 

im  Deutsch.  R.  XI,  378. 

—  in  den  Niederlanden  I,  384;  XI,  419  f.; 

Weinsteuerertrag  1849—90  XI,  685. 

—  Weinsteuerartrag  in  den  wichtigsten  Kultur- 

Steaten,  189l,  X,  757;  1896  XV,  668. 

Werkcenossenschaflen ,  ihre  Besteuerung, 
siehe  Genossenschaften. 

Wette  und  Spiel,  Besteuerung  ders.  siehe 
Lotteriesteuer. 

Wirtschaftliche  Znst&nde  in  Oldenburg  1, 664. 

WltMren*  und  Walsenpensloniiwesen  im 
Deutschen  Reich  u.  in  a.  deutschen  Bundes- 
staaten XVI,  899  f. 

Woblthätlgkelt,  Ausgaben  für — in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  851. 


Wohnnngssteuer,  russ.  Staatssteuerges.  v 
26.  Mu  1893  XI.  849  f. ;  Ergänz,  dazu  XV III, 
715  f. 

Zlgarettenpapiermonopol  in  Griechenland 
ni,  287;  in  Rumänien  XVII,  988. 

Zinsfüss  in  Deutschland  seit  1815  1, 936.  Zins- 
füss  der  europ.  Staatspapiere  1888—91 IX, 
348.    Siehe  auch  Sohuldenwesen. 

Zinsherabsetsungen  siehe  Schuldenwesen. 

Zinsrentensteuer,  siehe  Kapitalrentensteuer. 

Zölle,  Haftung  für  kreditierte  im  D.  Reich 
Xn,  563  f. 

—  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  H,  848. 

—  Zölle  im  Deutschen  Reich  HI,  927. 

—  Zollverwaltung  in  Els.-Lothringen  V,  644  f. 

—  in  Baden  vor  1834  m,  419 ;  in  den  Nieder- 

landen seit  1850  I,  386. 

—  in  Dänemark  m,  635 ;  in  Russland  1874—83 

m,  654;  in  Rumänien  XVI,  «15;  in  Holland 
1849—90  XI,  684. 

—  Zollreform  in  Italien  I,  445;  m.  137. 
Znckerbeetenemng  in  Deutschland,  Gesetz  v. 

1.  Juni  188«  m,  883  f. ;  Ges.  v.  9.  Juli  1887  V, 
198  f.;  deutscher  Gesetzentwurf  von  189o, 
bespr.  Vn,  509 ;  deutsches  Zuckersteuerges. 
V.  31.  Mai  1891  Vm,  303;  Novelle  v.  9.  Juni 

1895  XU,  827;  deutsches  Ges.  v.  27.  Mai 

1896  nebst  Auszügen  aus  dem  Entw.  und 
Eommissionsberim  XIH,  745, 778 ;  Zucker- 
statistik von  1871/72—1894/95  XIII,  766. 

—  in  Italien  I,  446:  IH,  135. 

—  in  Oesterreich.  Ges.  v.  20.  Juni  1888  VI,  199. 

—  in  Russland  H,  172;  IH,  654;  in  Rumänien 

XVI,  62«. 
~  und  Zuckerindustrie   in  den  europäischen 
Ländern  und  in  der  amerikanischen  Union 
1882—85  m,  1  f. 

—  Zuckersteuerertrag  i.  d.  wichtigsten  Kultur- 

staaten. 1891,  X,  757;  1896  XV,  668;  in 
Holland  1849—90  XI.  685. 

—  Weltproduktion  für  1895/96  XIH,  768. 

—  Siehe  auch  Süssstoffe,  künstliche. 
Z&ndhöUchenbesteuerung    in   Griechenland 

(Monopol)      m,     287  f.;    (Monopol)    in 

Rumänien  XVI,  622;  russ.  Steuergesetz  v. 

4.  / 16.  Januar  1888  XVI ,  360 ;  Zündhölzchen- 

Steuer  in  Italien  XIV,  692. 
Zwang  und  Unrecht  im  Finanzwesen  V,  i  f. 
Zwangsknrs,  siehe  Papiergeld. 


II*  Länder. 

Aegypten.  Erbschaftssteuer  im  alten  Aegjrpten 
aVII,  1  f. ;  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 
n,  860;  1891  X,  765;  Staatsschuld  und 
Internat.  Recht  derselben  IX,  360. 

Algerien,  Tunis.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  n,  862. 

Amsterdam.  Entw.  der  Einkommensteuer 
m,  943. 

Anhalt.  Matrikularbeitr.  n.  üeberweisungen 
n,  866. 

—  Die  geschichtl.  Entwicklung  und  neueste 

Reform  der  Steuern  IV,  961  f. ;  die  Steuer- 
reform von  1896,97  XIV,  755  f. 

—  Einkommensteuergesetz  mit  Novellen  XIV, 

765  f. ;  Gewerbesteuerges.  v.  22.  Mai  1897 

XIV,  786  f.;  Kapitalrentensteuerges.  v. 
22.  Mai  1897  XIV,  796  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HF,  749 ; 

XV,  807. 

—  Erbschaftssteuer  H,  886 ;  IX,  420  f. ;  XV,  622 ; 

Ertrag  1970— 84  II,  876;  1885— 96  XV,  640; 
zur  (ieschichte  der  Erbschaftsst.  XVIII, 
581,  602. 


931 


Digitized  by 


Google 


432 


Register. 


Anhalt.    Oemeindebesteuening  IV,  1030 ;  XIV, 
765,  808. 

—  Heranziehung  der  Feuer vers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  796. 
Ansbaoh-Bayreuth.Erbschaftsst  im  18.  Jahrh. 

XVUI,  578. 
.%nUlleii.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 II, 

860. 
Argentinien.  Fin.  Ergebn.  d.  Post  1883 II,  868; 

1891  X,  765. 

Australien.    Erbschaftssteuer  XVUI,  638. 
Raden.    Das  kameralistische  Studium  lY,  1  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  1879—8« 

n.  866. 

—  Daten  aus  dem  bad  ischen  Haushalt  1885-— 95, 

XV,  434. 

—  Geschichte  seiner  direkten  Steuern  IE,  763  f. 

—  Veranlagungsgesetz  y.  6.  Aug.  liH)0  XVUI, 

439  f. 

—  Gesetz  Tom  12.  Mai  1892  betr.  Nachlass  der 

Grundsteuer  bei  ausserordentlichen  ün- 
glücksföllen  IX,  496;  Gesetz  vom  18.  Juni 

1892  betr.  Eatastrierung  neu  angelegten 
Rebgeländes  IX,  505 ;  neue  landw.  Bein- 
ertragsberechnungen XV,  412;  Ges.  die 
Einscnatznng  der  Grundstücke  n.  Gebäude 
betr.  V.  9.  Aug.  1900  XVUI,  448  f. 

—  Entwurf  eines  Gesetzes,   die  Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betr. 
V.  8.  Dez.  1883 1,  308  f. ;  Einkommensteuer- 
gesetz y.  20.  Juni  1884  UI,  815;  Noyelle 
y.  6.  Mai  1892  IX,  484;  Noyelle  y.  «6.  Juni 
1894  XU.  178;  Noy.  y.  9.  Aug.  1900  XVIU, 
455  f  •  Einkommensteuerstatistik  UI,  809, 
848;  XIU,  835;  Belastung  der  landwirt- 
schafttreibenden  Beyölkerung  durch  die 
Einkommensteuer  und  die  Verschuldung 
der  Landwirtschaft  XUI,  845  f. 

—  Gewerbesteuergesetz  yom  20.  Juni  1884  lU, 

849;  Noyelle  y  6.  Mai  1892  IX,  484;  Noy. 
y.  9.  Aug.  1900  XVUI,  461  f 

—  Kapitalrentensteuergesetz  y.  29.  Juni  1874 

u.  20.  Juni  1884  lU,  865;  Noyelle  y.  6.  Mai 
1892  IX,  484;  Noyelle  yom  26.  Juni  1894 
XU,  178;  Noyelle  yom  9.  Aug.  1900  XVm, 
462  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  U, 

320;  UI,  808;  VU,  480;  IX.  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  UI,  722 ; 

IX,  484;  XV,  299 

—  Besteuerung^  auswärtiger    Versicherungs- 

anstalten m,  806;  IV,  81;  IX,  484. 

—  Hausiersteuem  U,  113, 116, 129, 136;  XVIU, 

46i. 

—  Minist.  Denkschrift  über  die  Reform  der 

direkten  Steuern  1896  XUI,  408  f. ;  zweite 
Denkschrift  y.  Dez.  1897  XV.  410;  Ab- 
handl.  Buchenbergers  über  die  Steuer- 
reform XVUI,  1  f. 

—  Erbschaftssteuer   im    baden-durlachischen 

Landrecht  XVU .  54 ;  Geschichte  der  bad. 
Erbschaftsst.  seit  1812  XVUI,  608;  Erb- 
schaftssteuer in  Baden  U,  885 ;  IX.  420  f. ; 
Ertrag  1870— 84  U,  876;  1885-96  XV.  640; 
Erbscnafts-  n.  Sobenkungssteuerges.  yom 
14.  Juni  1*99  XVUI,  765. 

—  Ges.  betr.  die  Besteuerung  des  Grundstücks- 

Verkehrs  (Verkehrssteuer)  y.  6.  Mai  1899 
XVUI,  888  f. :  Kommissionsbericht  XVUI, 
845  f. 

—  Gesetzentwurf,  die  Erhebung  einer  Bran- 

malzsteuer  betr.,  y.  16.  Januar  1884  I,  351; 
Ablehnung  dess.  I,  844;  Gesetz  betr.  die 
Bierstener  y.  30.  Juni  1896  nebst  VoUz.- 
Ver.  y.  29.  Juli  1896  XIU,  676  f. ,  Begrün- 
dung des  Gesetzentw.  y.  8.  Noy.  189.5  XUI, 
H99;  Kommissionsberichte  dazu  XIII,  719. 

—  Branntweinsteuer  1872—86  IV,  363. 


Baden.  Gesetz  yom  7.  Juni  1892  betr.  Ab- 
änderung des  Weinsteuerges.  IX,  523  f.; 
Gesetz  yom  27.  Juni  1892  betr.  die  Be- 
steuerung der  Eunstweinfiabrikation  IX, 
526  f. 

—  Fleischsteuerges.  y.  29.  April  1886  V,  1034  f. 

—  Zollerträgnisse  yor  1834  m,  419. 

—  Form  der  Staatsschuldyerschreibung  I,  272; 

Konyertierung  der  40|oigen  Staatsamehen 
nach  d.  Ges.  y.  24.  Jan.  1897  XIV,  405  f. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  625. 

—  Höhe  der  Belastung  mit  gemeindl.  Steuern 

im  Durchschnitt  der  Jahre  1880,83  I,  696; 

rimeindl.  Verbrauchssteuern  u.  Umlagen 
d.  grösseren  Orten  IV,  818 ;  XU,  228. 286 

—  Gesetz  yom  23.  Juni  1892  betr.  Abänderung 

einiger  Bestimmungen  der  Gemeinde-  u. 
Städteordnung  IX,  513. 

—  GesetZ;  betr.  fie  Verbrauchssteuern  in  den 

Gememden,  y.  24.  Aug.  1894,  nebst  Entw., 
Motiyen  u.  Kommissionsber.  XU,  211  f. 

—  Heranziehung  yon  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feueryers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  799. 

—  Bad.  Notenbank  XVU,  71;  XVIU,  631. 
Baltimore,  kommunale  Finanzreform  in  — 

m,  591  f. 
Basel,    Ges.  betr.   die   direkten   Steuern  y. 
14.  Okt.  1897  nebst  Begründung  z.  Gesetz- 
entw. y.  11.  März  1897  XVIU.  464. 

—  Die  Frage  der  Besteuerung  der  Gewinne 

yom  Verkauf  der  Liegenschalten  im  Kanton 
XVU.  945  1 

—  Gesetz  yom  8.  April  1897,  betr.  die  Effekten- 

börse und  den  Verkehr  in  Wertpapieren 
XIV,  906. 
Bayern.    Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV, 
27,  74;  Prüfüngsaufgaben  für  den  hohem 
Finanzdienst  I,  423  f. 

—  Der  bayr.  oberste  Rechnungshof  VU,  142; 

XVI,  675  f. 

—  Staatshaushalt  1876—86  V,  768  f.;  Budget 

seit  1819  VI,  220. 

—  Einnahmen  1868—86  UI,  672;  Unterrichts- 

und  Militärausgaben  seit  1819  Uf,  673. 

—  Matrik.beitr.  u.  Üeberweis.  U,  866;  XU,  110. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  1,  897. 

—  Das  bayr.  Ertragssteuersystem  und  seine 

Entwicklung  Xm,  661  fj  die  Frage  der 
Steuerreform  in  Bayern  XVU,  627  f. 

—  Die  Frage  der  Reyision  der  Grund-  u.  Haas- 

steuergesetzgebung XVII,  767  f. 

—  Einkommensteuerges.  y.  9.  Juni  1899  XVU, 

773  f.;  ygl.  dazu  XVU,  697  f. 

—  Kapitalrentensteuerges.  y.  9.  Juni  1899  XVU, 

797  f. ;  ygl.  dazu  XVU,  715  f. 

—  Gewerbesteuerges    y.  9.  Juni  1896  XVU, 

808  f.  •  ygl.  dazu  XVU,  728  f. 

—  Rückwirkung  der  neuen  Stenergesetze  auf 

die  Gemeindeumlagen  XVU,  766  f. 

—  Ges.  y.  9.  Juni  1899  oetr.  die  Ablösung  der 

Steuer«,  Umlagen-,  und  Zollft^eüieit  der 
Standesherren  XVU,  898  f.;  Begründung 
zum  Entw.  XVU.  899  f. 

—  Besteuerungd.  Aktiengesellschaften U,  819; 

VU,  485;  K.  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  UI,  694 ; 

XV    291  •  XVU.  744. 

—  Hausiersteuer  U,  110,  116,  129,  151;  Ge- 

werbesteuer im  Umherziehen  XVII,  655  f., 
762  f.,  886  f. 

—  Wehrsteuer  FV,  109  f. 

—  Erbschaftssteuer  U,  885;  IX,  42o  t ;  Ertrag 

1870—84  U,  876;  1885—96  XV,  640;  zur 
Gesch.  der  Erbschaftssteuer  XVIU,  581, 
612  f.;   Ges.  y.  11.  Noy.  1899  XVIU.  741. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  U,  59. 
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BAyem.    Branntweinsteuer  1884—86  lY,  352. 

—  Malzaufschlag  I,  404;  DI,  672:  VI,  784  f.; 

Gesetzestext  v.  8.  Dez.  1889  VI,  800;  die 
Wirkungen  der  Halzaufschlagnovelle  von 
1889  xm.  224  f.;  XIV,  285  t;  Gesetz- 
novelle V.  24.  Mai  1896  xm,  673. 

—  Tabakwesen  bis  1717  V,  61. 

—  Staatsschulden  1876—8«  V,  792;  Kurse  der 

bayr.  Staatspapiere  seit  1820  I.  940;  Kon- 
vertierung 4U{oiger  Staatsschulden  nach  d. 
Ges.  V.  17.  Juni  1896  XIV,  »84. 

—  F»Tn"'«"f»-^fiT^»^'^y-«tAti«tik  1, 628 ;  Konununal* 

belastung  I,  691;  dir.  u.  inddr.  Umlagen 
rv,  810 ;  Kommunalbesteuemng  d.  Militär- 
pers.  V,  805;  Gemeindebesteuerun^  und 
Hassenkonsum  in  den  7  grössten  Städten 
des  rechtsrhein.  Bayerns  XIV,  801  f. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  803. 

—  Zur   Finanzgeschichte  Münchens    in    der 

2.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  (der  städt.  sog. 
Bierpfennig)  VD,  249  f.;  im  19.  Jahrh.  (der 
sog.  Lokalmalzaufschlag)  X,  1  f. 

—  Ges.  V.  2.  Febr.  1898  über  die  Fortsetzung 

der  Grundentlastung  XV,  671. 

—  Bayer.  Notenbank  XVH,  71 ;  XVm,  580. 
Belcleii.    Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1888 

11,  860;  1891  X,  765. 

—  Erbschaftssteuer  H,  880:  X,  765;  Ertrag 

1885-96  XV,  642,  vererbtes  Yermbffen  1885 
bis  1896  XV,  646;  Geschichte  d.  belgischen 
Erbschaftssteuer  XVI)  I,  632. 

—  Tabakgefälle  seit  1879  II,  858;  1891  X,  757. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  in ,  61 ; 

X,  767. 

—  Branntweinsteuer  rv,  404:  VII,  321;  X,  757; 

Gesetzgebung  u.  Statistik  XVI,  252  f. 

—  Biersteuer  1891  X,  761. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 
Bern.    Heranziehung  der  Feuervers,  zu  den 

Kosten  des  Feuerlöschw.  XI,  811. 

Böhmens  ölTentl.  Haushalt  IV,  495. 

Brandenbnr«,  Einführung  der  Erbschafts- 
steuer XVII,  60. 

Braonschweig.  Matrikularbeiträge  u.  CJeber- 
weisungen  II,  866. 

—  Der  Staatshaushalt  1833/86  V,  721  f. ;  1896;98 

XVI,  751. 

—  Landeslotterie  I,  554;  Ges.  v.  24.  Aug.  1896 

betr.  Vertrieb  von  Losen  im  Herzogtum 
nicht  zugelassener  Lotterien  XIH,  800. 

—  Erbschaftssteuer  von  1624  im  Fürstentum 

Braunschw. -Lüneburg  XVII,  55;  im  Her- 
zogt, n,  885;  IX,  420  f.;  XV,  622;  XVIII, 
696;  Ertrag  1870-84  II,  876;  1885—96  XV, 
640. 
~  Die  Steuerreform  im  Herzogt.  Braunschweig 
XVI,  718  f. 

—  Einkommensteuerges.  v.  16.  April  1896  mit 

Novelle  v.  ll.  März  1899,  Ausföhrungsvor- 
sehr.  V.  27.  Aug.  1896  und  11.  März  1899 
XVI,  719  f. ,  790  f. ;  Begründung  der  Ge- 
setzentw.  XVI,  761  f,  766  f.,  776  f. ;  Kom- 
mission sberichte  XVT,  771  f. 

—  Ergänzung8-(Vermögens-)Bteuergesetz  vom 

11.  März  1899  XVI ,  778  f.-  Ausführungs- 
vorschr.  v.  ii.  März  1899  XVI,  790  f. ;  Be- 

fründung  des  Gesetzentw.  v.  4.  März  1898 
:VI,  791. 

—  Oewerbesteuerges.  v.  27.  März  1893  XVI, 

793  f.:  Begründung  des  Entw.  v.  ll.  21ärz 
1892  XVI,  810  f. 

—  Besteuerung  d.  AktiengeseUschaften  IX,  417 ; 

XVI,  720. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  718 ; 

XV,  308;  XVI    720. 

—  Heranz.  von  Militärpers.  zu  den  Gemeinde- 

abgaben V,  304. 
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Brauntehwelg.  Heranziehung  der  Feuer- 
vers.  z.  d.  Kosten  des  Feuerlöschwesens 
XI,  803. 

—  Ueberweisungen  aus  den  Erträgnissen  der 
dir.  Steuern  an  die  Gemeinden  (1876—94) 
XU,  71  f. 

—  Gemeindeabgabengesetz  v.  11.  März  1899 
XVI,  819  f. ;  Begründung  des  Gesetzentw. 
V.  8.  Okt.  Ih98  XVI,  837  t 

Bremen.    Die  Finanzen  Bremens  I,  284  f. 

—  Matiikularbeitr.  und  Ueberweisungen  ü,  866. 

—  Bremische  Umsatzsteuer  bis  1884  HI,  256  f. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  17.  Dez.  1874 
mit  Novellen  VU,  595;  Einkonmiensteuer- 
statistik  m,  669. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  H, 
319 ;  IX,  417 ;  der  Genossenschaften  m,  745 ; 
XV,  312. 

—  Erbschaftssteuer  H,  886 ;  XV,  624 ;  IX,  420  f. ; 
Erbschafts-  und  Sohenkungssteuexges.  v. 
18.  Dez.  1895  XV,  650 ;  dass.  v.  18.  Jiüi  1899 
XVIII,  828  f.;  Ertrag  1870—84  II,  876; 
1885— 96  XV,  640.  648;  zur  Geschichte  der 
Erbschaftsst.  XvIII,  591. 

—  Firmensteuerges.  v.  27.  Mai  1884  m,  251. 

—  Heranz.  d.  Militärpers.  zu  Gdeabg.  V,  305. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  a.  Kosten 
des  Feuerlöschw.  XI,  805. 

Brltltch-Indlen.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  II,  962;  1891  X,  765. 

Bulgarien.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1888 
n,  862;  1891  X,  766;  der  bulgar.  Staats- 
haushalt VII,  857;  Erbschaftsst.  XVIII,  687. 

Canada.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1888  U,  862 ; 
1891  X.  765. 

Ceylon.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 
n,  862. 

Chile.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 
U,  862. 

Cochlnchlna.  Finanzielles  Ergebnis  d.  Post 
1883  n,  862. 

Cura^ao.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post 
1883  n,  860. 

Cypern.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 
U,  862. 

D&nemark.  Die  Entwicklung  des  Finanz- 
haushalts in,  607  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  U,  860; 
m,  628;  1891  X,  765. 

—  Erbschaftssteuer  n,  888;  HI,  633:  IX,  420  f.; 
X,  778;  Ertrag  1885—96  XV,  642;  zurGe» 
schichte  der  —  XVHI.  566,  626. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  U.  859 :  1891  X,  765. 

—  Zuokerbesteuerung  u.  -Industrie  lU,  76 ;  Er- 
trag 1891  X.  757. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429  VH,  226;  Ertrag 
1891  X,  757. 

DenUchland.  Zur  Geschichte  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrh.  I,  l  f. 

—  Deutsche   und  engl.  Finanzverwaltung  I, 

—  Beichshaushalt  1882  H,  847;  anderweite 
Ordnung  des  Finanzw.  d.  D.  Reichs  XI, 
267  f. :  der  Reichshanshalt  u.  d.  Finanzw. 
der  Einzelstaaten  XUI,  88  f. 

—  Aufhebung  der  Kautionspflicht  der  Reichs- 
beamten (Reichsges.  v.  20.  Februar  1898) 
XV,  772. 

—  Die  Organisation  des  Witwen-  und  Waisen- 
pensionswesens der  Beamten  im  Deutschen 
Reich  u.  den  d.  Bundesstaaten  XVL  899  f. 

—  Deutsche  Reichsbank  im  Dienste  derFinanz- 
verw.  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten 
m,  108. 

—  Entstehung  d.  Ertrags-  u.  Katastersteuem 
in  den  d.  Staaten  2LYI,  477  f. 

—  Die  preuss.  Steuerreform  und  die  Reichs- 
einkommensteuer XIV,  526  f. 
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Dentocbland.  Heranziehung  von  Militärpers. 
zu  den  Gemeindeabgaben,  G^etz  vom 
28.  März  1886  m,  895;  V,  290. 

—  Wehrstenerprojekt  IV,  109  f. ;  die  deutsche 

Wehrsteuerfrage  mit  einem  neuen  Ent- 
wurf XVI,  497  f. 

—  Besteuer.  d.  Aktiengesellschaften  IX,  416  f. 

—  Besteuerungd.  Genossenschaften  i.  Deutsch- 

land ni,  674  f.;  XV,  212  f. 

—  Steuersubjekte  nach  den  in  Deutschland 

geltenden  Staatssteuergesetzen  V,  916  f. 

—  Zmsfuss  in  —  seit  1815  I,  936. 

—  Zölle  u.  Steuern  in  —  III,  927. 

—  Haftung  für  kreditierte  Zölle  und  Reichs- 

steuern  XH,  563  f. 
-^  Zur  Geschichte  der  Hausiersteuem  H,  92  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860;  1891 

X,  765. 

—  Hatrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  H, 

864  f. 

—  Beichsg^.  v.  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung 

der  Doppelbest.  unter  vergl.  Berticks.  des 
Schweiz.  Bundesrechts  V,  188  f. 

—  Zur  Geschichte   der  Erbschaftssteuer    in 

Deutschland  XVU,  40  f^  XVIII,  669  f.; 
Erbschaftssteuerpflicht  IX.  430  f.;  Erb- 
schaftssteuersätze n,  884 ;  XV.  622 ;  Ertrag 
d.  Erbschaftssteuer  in  Deutschland  1870  •  84 
n,  876;  1885-96  XV,  640. 

—  Salzsteuerertrag  1891 X,  757 ;  1896/97  XV,  668. 

—  Tabakgefälle  seit  1869/70  Ü,  857 ;  1891  X, 

759;  1896  XV,  668;  Ueber  Tieibaksnrrogate 
und  deren  steuerliche  Behandlung  im 
Deutschen  Reich  Vm,  583  f. ;  Denkschrift 
vom  7.  Februar  1891  betr.  Abänderung 
des  Tabaksteuergesetzes  VIH,  1018;  Ent- 
wurf eines  Tabaksteuerges.  nebst  Motiven 
vom  21.  November  1893  XI,  825 f.;  Tabak- 
fabrikationsbetriebe und  deren  Arbeiter 
1893  Xn,  886. 

—  Die  Stempelrevision  b.  Aktiengesellschaften 

nach  dem  Gesetz  vom  1881 1,  134  f.,  Ge- 
schäftssteuergesetzentwurf 1 ,  471 ,  498  f. ; 
Börsensteuerges.  v.  1881/85  H,  1115  f.;  Ent- 
wurf eines  Ges.  wegen  Abänd.  d.  Reichs- 
stempelabgabengesetzes  nebst  Motiven  v. 
21.  Nov.  1893  XI,  280;  Kommissionsbericht 
V.  18.  März  1894  XII,  122;  Beichsstempel- 
gesetz  V.  27.  April  1894  XII,  107  f.  jReichs- 
Stempelgesetz  v.  14.  Juni  1900  XvH,  968  f. 

—  Znckersteuer  u.  -Industrie  HI,  9  f. ;  Zucker- 

steuerges.  v.  1.  Juni  1886  m,  883 ;  Zucker- 
steuerges.  v.  9.  Juli  1887  V,  198;  Zucker- 
steuergesetzentw.  v.  1890,  bespr.  VH,  609 ; 
Zuckersteuerges.  v.  81.  Mai  1891  VIH,  803; 
Novelle  v.  9.  Juni  1895  XII,  827;  Zucker- 
stenergesetz  v.  27.  Mai  1896  nebst  Einleit. 
dazu  XIU,  745, 778 ;  Zuckerstatistik  1871/72 
bis  1884/95  XIII,  764:  Erbra^  1896  XV.  668; 
Ges.  betr.  den  Verkehr  mit  künstlichen 
Süssstoffen  v.  6.  Juli  1898  XVI.  868. 

—  Branntweinsteuer  in   dem  nordd.  Steuer- 

verein 1884— «6 IV,  320.  Branntweinsteuer- 
gesetz  V.  24.  Juni  1887  V,  245  f. ;  Brannt- 
weinsteuer von  1887—89  vll,  161;  Brannt- 
weinsteuemovelle  vom  8.  Juni  1891  VIII. 
822 ;  Branntweinsteuergesetz  vom  17.  Juni 
1895  xn,  808  f. ;  die  deutsche  Branntwein- 
Steuergesetzgebung  seit  1887  XIV,  666  f. ; 
Branntweinsteuerertrag  1891/92  X,  759; 
1896197  XV,  668. 

—  Die  Reform  der  Bierbesteuemng  IV,  569  f. ; 

Frage  der  Verteilung  der  Braustener  an 
die  Staaten  der  Steuergemeinschaft  XUI, 
97  f. :  die  Uebergangssteuer  und  Rtlckver- 
gütungssätze  voh  Bier  in  Deutschland  XV, 
485  f.;  Biersteuerertrag  1891,92  X,  760; 
XV,  668. 


Dentscbland.  Entwurf  eines  Weinsteuer- 
gesetzes nebst  Motiven  vom  21.  Nov.  1898 
XI,  378. 

—  Ges.  V.  81.  Mai  1891  betr.  das  Reichsschuld- 

buch Vin,  336;  Die  Schulden  d.  Deutschen 
Reichs  bis  1891  Vm,  962 1 ;  Konvertierung 
der  40^oigen  Reiehsanleihe  nach  d.  Ges.  v. 
8.  März  1897  XIV,  414  f. ;  Kurs  d.  Reichs- 
anleihen 1877— 1896  XI V,  422:  Begebungs- 
kurs der  Reichsanleihen  1877—1096  XlV, 
424 ;  Ges.  wegen  Verwendung  überschnss. 
Reichseinnahmen  zur  SchulHentflgung  v. 
16.  April  1896,  24.  März  1897,  31.  M&z  1898, 
2.*».  März  1899,  30.  März  1900  XIII,  107; 
XIV,  427  f.:  XV,  771;  XVIH,  288,  284; 
deutsche  Reichsschuldenordn.  v.  19.  März 
1900  XVn,  949  f.:  Begrtbidung  z.  Entw. 
XVII,  953. 
•—  Deutsche  Städte  v.  10,000  und  mehr  Einw., 
deren  Budget  und  Schulden  VIII.  1029. 

—  Höhe  der  Staats-  u.  Gemeindeeinkommen- 

steuer in  12  deuts(dien  Städten  v.  J.  1894 
fiir  41  bestimmte  Einkommen  XVI,  883. 

—  Das  deutsche  System  der  Kontingentierung 

des  Notenumlaufs  XIH,  520  f.;  Lombarf 
verkehr  der  d.  Reichsbank  XVII,  67;  Dis- 
kontverkehr derselben  XVIII,  517 ;  der  in- 
ländische Wechselverkehr  u.  die  Probleme 
der  Diskontpolitik  XVill,  501  f. 

Donaar&ntentumer  siehe  Bulgarien. 

Eisenach.  Erbschaftssteuer  v.  1728  XVIII, 
571. 

EIsass-Lothrlngen.  Ausbildung  für  d.  Finanz- 
dienst IV,  32,  77. 

—  Die  Verwaltung  der  öffentl.  Gelder  Yin, 

480  f. 

—  Matrikularbeitr.u.  ueberweisungen  1879—86 

n,  866. 

—  Grundsteuer-  u.  Eatasterges.  v.  31.  März  1884 

m^^  203;  Novelle  v.  6.  April  1892  XH,  675. 

—  Gtobaudesteuerreform  XU,  662  f. ;  Gebäude- 

steuergesetz vom  14.  Juli  1895  XII,  679  t 

—  Gewerbesteuerreform  XTTT,  919;  Gewerbe- 

steuergesetz vom  8.  Juni  1896  XIV,  873  f. ; 
Wandergewerbesteuergesetz  v.  8.  Juni  1896 

XIV,  893  f. 

—  Ges.  betr.  die  Ermittelung  der  Erträge  aus 

Kapital,  Lohn  und  Besoldung  v.  2.  Juli 
1898  XVI,  828  f. 

—  Steuerreform  inElsass-Lothringen  XVI,  106. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  699; 

XV.  813. 

—  Erbschaftssteuer  H,  886;  die  Reform  der 

Erbschaftssteuer  X,  241  f.;  Erbschafts- 
steuergesetz V.  12.  Juni  1889  X,  269 ;  Erb- 
schaftssteuerges.  v.  17.  Juni  1900  XVHI, 
811  f.;  Ertrag  1870—84  n,  876;  1886—96 
XV,  6(0;  versteuert.  Vermögen  1885-97 
XV,  648. 

—  Besteuerung  des  Lombard|:eschäfts  U,  60. 

—  Indirekte  Steuern  und  Zölle  V,  535  f. 

—  Ges.  V.  14.  Nov.  1892,  betr.  Ertiöhung  der 

Steuer  für  Rosinenwein  n.  Kommissions- 
berioht  X.  281. 

—  Staatssohuldverschreibung  I,  876. 

—  Gemeindefinanzen  H,  868  f. 

—  Gemeindl.  Octroiertrag  IV,  310. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V.  306. 
England,  siehe  Grossbritannien. 
Erfurt.  Erbschaftssteuer  im  18.  Jahrii.  XVm, 

677. 
Flnland.    Die  Staatsfonds  und  das  Bndget- 

wesen  XIH,  177  f. 

—  Zuckerbesteuerungu.  -Industrie  IE,  48. 

—  Branntweinsteuer  TV,  422. 

Floren« ,  Erbschaftssteuer  im  Mittelalter  da- 
selbst XVII,  37. 
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Frankreich.  Haushalt  1882  ü,  847 ;  Finanz- 
lage 1883|84 1,  205  f. ;  Ende  1886  IV,  289  f. ; 
18»1  IX,  601  f.;  Badget  1893  X,  699  f.; 
Finanzlage  Ende  1897  mit  Rückblick  auf 
die  Jahre  1894—96  XV,  125. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  n,  860;  1891 

X.  765;  1694—98  XV,  168. 

—  Zinsgaräntien  für  d.  Eisenbahnen  XV,  IGI. 

—  Herabsetzung  der  Eilgfitertarife  X ,  688  f. 

—  Binkommensteaerprojekt  XV,  137. 

—  Die  Reform    der  Gebäadegmndsteaer   in 

Frankreich  Vm,  67. 

—  Erhöhte    Gewerbestener    für    die    Gross- 

magazine  X,  715. 

—  Wehrstener  IV,  109;  Xm,  922. 

—  Reform  d.  Registriemngsabg.  1898  X,  717. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  H,  879; 

IX,  420 f.;  X,  774;  Geschicbtl.  XVIII,  555, 
684;  Ertrag  und  versteuerte  Vermögen 
1885—96  XV,  642,  644 :  Reform  der  franz. 
Brbschattsst.  durch  d.  Ges.  v.  26.  Febr. 
1901  XVIII.  727  f. 

—  Besteuerung  d.  ausl.  Wertpapiere  XV,  184. 

—  Börsensteuer  nach  d.  Budgetges.  v.  28.  April 

1898  und  y.  29.  Dez.  1KV5  X,  7l8;  XV,  185. 

—  Tabakgefälle  seit  1815  U,  854;  1891  X,  760; 

1894-98  XV,  152,  669. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  HI,  48; 

X,  760;  Ertrag  1896  XV,  669. 

—  Branntweinsteuer  IV,  894;  1887/89  VH,  200; 

X,  760 ;  Ertrag  1896  XV,  669. 

—  Wein-,  Bier-,  Salzsteuerertrag  1891  X,  760; 

1898  XV,  669. 

—  Velocipedsteuer  (Ges.  y.  28.  April  1893)  X,  714. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  269 ; 

die  1883—95  kontrahierten  Staatsschulden 

XV,  169;  Ausgaben  für  die  öffentl.  Schuld 
1894-98  XV,  167;  Stand  der  öffentl.  Schuld 
1895/97  XV,  172;  Schuldtil^.  V,  502- XV,  17«. 

—  Octroiertrag  in  den  Gememden  IV,  807. 

—  Bericht  über  das  Submissionswesen  in  — 

y.  17.  März  1898  XVI,  106. 

—  Bank  v.  Frankreich  XVII,  74:  XVIII,  540. 
Gabon.    Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 

n,  860. 

St.  Gallen,  Kanton.  MeldangabeH,  50;  Heran- 
ziehung der  Feuervers.  z.  d.  Kosten  des 
Feuerlöschw.  XI,  812. 

Granada.  Finanzielles  Ergebnis  d.  Post  1883 
U,  860. 

Grlachenland.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  U,  860;  1892  X,  765. 

—  Zuckerbesteuerung  lÜ,  81. 

—  Monopole   auf  Petroleum ,    Zündhölzchen, 

Spielkarten  u.  Cigarettenpapier  m,  287. 

—  Die  internationale  Kontrolle  in  Gr.  XVI. 

409  f. ;  Gesetze  u.  Schriftstücke  betr.  die 
Finanzkontrolle  in  Gr.  XVI,  415  f. 
Grossbritannlen.    Deutsche    und    englische 
Finanzverwaltung  I,  159  f. 

—  Haushalt  1882  U,  847;   Finanzwesen  im 

Fiskaljahr  1891/92 IX,  596  f. ;  1892/94  X,  755 ; 
1894/96 Xin,  586;  Einnahmen  u.  Ausgaben 
im  Detail  auf  Grund  der  Rechnung  pro 
1896/97  XIV,  748  f. ;  pro  1897/98  XVI,  186  f. ; 
pro  1898,99  XVU,  935  f. 

—  Das  engl.  Finanzgesetz  y.  1896  XHI,  608; 

V.  1897  XIV,  745;  y.  1898  XVI,  180;  V.  1899 
XVII,  924. 

—  Die  finanz.  Beziehungen  zwischen  Gross- 

britannien u.  Irland  XIV,  861  f.;  XV,  196; 

XVI,  214  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  860;  1891 

X,  765 ;  s.  femer  vorstehend  Finanzwesen. 

—  Land  tax;  Abänd.  ders.  1896  XIH,  594,  610. 

—  Geschieht!.  Entwicklung  und  heutige  Ge- 

staltung der  englischen  Einkommensteuer 
xm,  253  f. ;  609;  XIV,  358;  XVI,  164,  182. 


Grossbritannlen.  Einkommensteueipflichtig- 
keit  ausländischer  in  England  vertretener 
Fabrikanten  XIV,  868;  Best,  des  Eink. 
der  anglikan.  Geistlichen  XV,  190. 

—  Beginn  und  Entwicklung  der  Erbschafts- 

steuer in  England  XVII,  61 ;  XVIH,  553, 
628;  Erbschaftssteuer  seit  1860  H,  882; 
Steuerpflicht  bei  der  Erbschaftssteuer  IX, 
420  f. ;  Gesetz  v.  1894  XH,  617  f. ;  Nach- 
lasssteuerpflichtigkeit  ausländ.  Souveräne 
XV,  181;  Nachlasssteuer  y.  Gemälden  und 
anderen  Kunstwerken  XV,  185;  Erbschafts- 
Bteuerertrag  1885— 96  XV,  642;  Details  des 
Ertrags  der  estate  dutv  1896/97  XV,  6iy. 

—  Aendemng  des  Stempele  ogabengesetzes  v. 

1891  durch  Finanzgesetz  v,  20.  Juni  1899 
XVn,  918  f.  U.  924  f. 

—  Bier-  und  Weinsteuerertrag  1891  X ,  757 ; 

1896  XV,  669. 

—  Aendemng  der  Weinzölle  durch  Finanzges. 

V.  20.  Juni  1899  XVn,  919  f.  u.  924. 

—  Tabakgefälle  H,  858:  X,  761 ;  XV,  669. 

—  Branntweinsteuer  IV,  388;  X,  761 ;  XV,  669. 

—  Zuckerbesteuemng  und  -Industrie  m,  70; 

XV,  669. 

—  Die  engl.  Rentenschuld  und  die  letzte  Kon- 

vertierung ders.  Vni,  1  f. ;  Staatsschuld- 
verschreibung 1, 265 ;  Schuldentilg.  V,  493  f. ; 
XVU,  911  f.,  998;  Schuldaufhahme  für  den 
afrikanischen  Krieg  XVII,  980  t 

—  Die  Bildung   eines  Kolonialanleihenfonds 

XVI,  211. 

—  Die  indischen  Finanzen  XV,  200;  XVI,  195  f. 

—  Bank  v.  England  XVII,  73;  XVIH,  637. 
Genua.    Erbschaftssteuer  im  Mittelalter  da- 
selbst XVII,  36. 

Guatemala.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  862. 
Haiti.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  U,  862. 
Hamburg.    Stadtlotterie  I,  555. 

—  Matrikularbeitr.  n.  Ueberweisungen  H,  866. 

—  Die  direkten  Steuem  H,  235  f. 

—  Geschichtliches  z.  Erbschaftsst.  XVII,  68 ; 

X^ni,  588;  Erbsohafts-  und  Schenkungs- 
steuer n,  886;  IX,  420  f.;  XV,  625;  Ertrag 
1870-84  n,  b76;  1885—96  XV,  640;  ver- 
steuertes Vermögen  XV,  648;  Ges.  vom 
9.  Mai  1894  nebst  Novelle  y.  19.  Dez.  1898 
mit  Begründungen  u.  Aussohnssberichten 
XVI,  370  f. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  7.  März  1881 

VII,  603;  V.  22.  Febr.  1895  XVI,  868  f.; 
Begründung  zum  Gesetzentw.  y.  12.  Nov. 
1894  XVI,  868  f.;  Ausschussbericht  XVI, 
874  f. ;  Einkommensteuerstatistik  pro  1883 
m,  664;  pro  1881—92  XVI,  882. 

—  Besteuerungd.  Aktiengesellschaften  H,  321 ; 

IX,  417;  XVI,  868,  874. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  nr,  745; 

XV.  312;  XVI,  858.  874. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  624. 

—  Heranuehung  v.  Militärpers.  z.  d.  Gemeinde- 

abgaben V,  306. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  804. 

Hannover.  Hausiersteuer  H,  109,  115;  Erb- 
schaftssteuer XVIII,  597. 

Hessen-Darmstadt.  Ausbildung  für  den 
Finanzdienst  IV,  80,  7i ;  XVU,  332  f. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Kinnahmen 

und  Ausgaben  des  Staats  vom  14.  Juni 
1879  VI,  312 ;  Ges.  über  die  Oberrechnungs- 
kammer VI,  323. 

—  Die  direkten  Steuem  und  ihre  Geschichte 

n,  235  f. ;  xm,  273  f. ;  XVII,  178  t 

—  Einkommensteuerges.  vom  21.  Juni  1869 ; 

8.  Juli  1884;  25.  Juni  1895  H,  382;  XHI, 
378 ;  y.  12.  Aug.  1899  XVII,  274,  361 ;  Ein- 
kommensteuerstatistik  pro  1885/86  HI,  662. 
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HeMen-Oarmstadt.  Qewerbesteuergesetz  v. 
4.  Dez.  1860;  8.  Juli  1884  II.  4SI;  auf- 
gehoben als  Staatsstener  durch  Gesetz  v. 
12.  Aug.  1899  XVII,  892. 

—  Xapitalieiitenstenerges.  vom  8.  Juli  1884; 

10.  Juli  1895  II,  841,  497:  XIII,  897;  auf- 
gehoben  als  Staatssteuer  durch  Gesetz  y. 
12.  Aug.  1899  XVII,  392. 

—  Denkschrift  v.  Juni  1897  zur  Steuerreform 

XIV.  8ie  f. ;  die  Grundzttge  der  Reform  der 
direkten  Steuern  1899  XYI,  889  f. 

—  Die  Neugestaltung  d.  dir.  Staatsbesteuemng 

im  Grossh.  1899  XVII,  178  f. 
~  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  n, 
821;  Vn,  490;  IX,  417;  Xm,  879,  881,  897; 
XVn,  274,  292,  862. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  719; 

XV,  800;  XVII,  276,  292^362. 

—  Erbschaftesteuer  II.  885;  IX,  420  f.;  Gesetz 

V.  12.  Aug.  1899  XVII.  261,  tt96;  Erbschafts- 
und  Schenkungssteuerges.  y.  22.  Dez.  1900 
XVIII,  779  f.;  Ertrag  1870-84  II,  876; 
1885-96  XV,  6i0;  Geschichte  der  Erb- 
schaftast. XVni,  604. 

—  Geschichte  der  Weinbesteuerung  XI,  152  f.; 

Beseitigung  der  Weinsteuer  ^I,  63;  ygl. 
auch  XVI,  889.  859 ;  Scheitern  des  Versuchs 
ihrer  Wiedereinmhrong  XVII,  244  f.;  de- 
finitive Aufhebung  des  Ges.  y.  9.  Dez.  1876 
durch  Ges.  v.  21.  Juli  1900;  XVIII,  438. 

—  Uundesteuergesetz  y.  12.  Aug.  1899  XVn, 

259,  895;  Nov.  dazu  v.  22.  Dez.  1900  XVIII, 
488;  ürkundenstempelgesetz  y.  12.  Aug. 
1899  XVn,  263,  898;  Verordn.  y.  10.  Okt. 
1899  betr.  die  Fahrrftder  und  Automobile 
XVn,  441;  Verordn.  v.  12.  Aug.  1899  betr. 
die  JagdwafTennässe  XVII,  897. 

—  Ges.  y.  11.  April  1896  betr.  d.  Handel  mit 

Anteilen  von  Losen  zu  Lotterien  n.  Aus- 
spielungen Xin,  800;  Ges.  y.  12.  Aug.  1899 
betr.  die  Einführung  einer  staatl.  Klassen- 
lotterig  XVII,  255;  394. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  n,  866. 

—  Gesetz  y.  81.  März  1897  betr.  die  Organi- 

sation der  Verwaltung  der  Staatssonuld 
nebst  allg.  Teil  des  Kommissionsberichts 
XV.  859  f.\  Ges.  v.  31.  März  1898  betr.  die 
Errichtung  eines  Staatsschuldbucha  nebst 
allg.  TeU  der  Motive  XV,  864  f. 

—  Kommunalfinanzstatistik  l,  624. 

—  Die  Gemeindesteuemsetzgebung  IV,  1071. 

—  Heranziehung  von  itilitärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  Y,  804. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feueriöschw.  XI,  801. 

—  Octroiertraff  in  den  Gemeinden  IV,  813. 

—  Bndgetw.  der  Gemeinden  XI,  867. 
Hessen-Uoinbarg.    Erbschaftssteuer  XVin, 

60(1 
HeMen-XaMMi.  Erbschaftssteuer  XVIII,  608. 
HUdbnrff hausen.     Erbschaftssteuer  v.   1710 

XVIII,  669. 
Holland,  siehe  Niederlande. 
Honduras.    Finanzielles  Ergebnis  der  Post 

1888  n,  862. 
Hongkong.    Finanzielles  Ergebnis  der  Post 

1883  n,  860. 
Japan.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  862 ; 

Steuern  VI,  459. 

—  Ges.  y.  27.  März  1896,  in  Kraft  seit  1.  Jan. 

1898,  betr.   die  Einführung   des  Tabak- 

monc^ols  XVI,  453  f. 
Jena.    Erbschaftssteuer  v.  1756  XVIII,  573. 
Illinois.    Meldangabe  n,  48. 
Indien.   Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1888  H,  860 ; 

1891  X,  765. 

—  Indische  Finanzen  XV.  2no;  XVI,  195  f. 
^  Indische  Währungsfirage  XVI,  200  f. 


Irlands  finanzielle  Beziehungen  zu  Gross- 
britannien XIV,  861  f.;  XV,  196;  XVH, 
79  f. 

Italien.  Rechnungsho^gesetz  v.  14.  Aug.  1803 
IV,  463  f.;  Gesetz  über  die  Verwaltung 
u.  das  Generalrechnungswesen  des  Staates 
vom  17.  Februar  1884  1,  880  f.;  Doppelte 
Buchführung  (Logismographie)  in  der  itaL 
Staatebuchhaltung  m,  455  f. 

—  Haushalt  1882  H,  817 ;  das  Budget  seit  1861 

ni,  118  f.;  Finanzwesen  1891  IX,  644  f.; 
189t  X,  725  f. ;  1893  XI,  835  f. ;  1894  XII, 
587  f.;  1895^96  XFV,  687  f.;  1897  XVI, 
121  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H ,  860 :  1891 

X,  765  f. ;  1892/91  XU,  597 ;  1891/96  XIV,  96k ; 
1896/97  XVI,  127. 

—  Eisenbahnen  X,  746;  XH,  613;  XTV,  709; 

XVI,  143. 

—  Lottoregal  1^70 ; Ertrag XIV^684 ; XVI,  128. 

—  Reform  des  Pensionswesens  II.  545. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steaer- 

reform  m  Italien  U,  747  f.;  m,  129;  Ges. 
v.  1.  März  188«  V,  362. 

—  B^inkommensteuer  von  beweglichem   V^- 

mögen  HI,  130;  VI,  l  f. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1862  H,  880;   XYIU. 

636 ;  StoUOTpfiioht  bei  der  Erbschaftssteuer 
IX.  420 1.\  Ejrbschafte-  u.  Schenkungsstener- 
sätze  XV,  626:  Erbsohafts*  u.  Schenkungs- 
stouerertrag  X,  779;  1885— 96  XV,  6i2;  ver- 
erbtes und  verschenktes  steuerbares  Ver- 
mögen XV,  644. 

—  Verkehrssteuem  XTV.  693. 

—  Wehrsteuerproiekt  IV.  109  f. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  I.  431  f. 
Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  1, 446;  m. 

79;  X,  76»:  XIV,  691. 

—  Branntweinoesteuerung  I,   454;   IV,  422; 

VII,  227;  X,  760- XIV,  692;  Gesetzgebung 
und  Statistik  XVI,  2f9  f. 

—  Accisen  auf  Bier,  Säuerlinge,  Schiesspulver, 

Cichorien  I,  459;  Ertrag  der  Wem-  und 
Biersteuer  1891  X,  760. 

—  Oelrektiflkationssteuer  XIV,  692. 

—  Streichhölzchensteuer  XIY,  692. 

—  Gas-  und  Elektricitätssteuer  XIV,  692. 

—  Tabakmonopol X  *6l;  Tabakgefälle  seit  1869 

n,  856;  1891  X.  760;  1894/9«  XIV.  6!J4. 

—  Salzmonopol  1, 468 ;  Ertrag  X,  7«o ;  XIV,  681. 

—  Reform  des  Zollwesens  I,  445 ;  Zollerträg- 

nisse 1894,  Xn.  613;  ZoUertiÖhungen  und 
neue  Zölle  XIV,  690. 

—  Mahlsteuer  I,  436. 

—  Velocipedsteuerges.  y.  22.  Juli  1897  XV,  477. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  r72. 

—  Geschichte  des  itaL  Zwangskurses  und  der 

versuchten  WiederhersteUung  der  Valuta 

XI,  77  f. 

—  Stetistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Kommunal-  und  ProviTiTialftiT^n^^hnft^^  und 

-Ausgaben  m,  162;  XVI,  147. 

—  Octroi  I.  469 ;  Yerbrauchsabgabengesetz  v. 

15.  April  1897  für  die  Gemeinden  XVI,  251. 

—  Quintino  Sella  DL,  584. 

—  Notenbankwesen  in,  141 ;  IX,  664 ;  XII,  604 : 

XIY,  699;  XVI,  136. 

—  Handelsbewegung  1897  XII,  612;  XIY,  710; 

XVI,  145. 
Jungfemlnseln.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  n,  860. 
Labuan.   Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 

n,  860. 
Lippe.    Matrikularbeitr.  und  üeberweisungen 

II,  f" 


,  866. 
—  Aussererhebungssetzung    eines  Teils 
Schulgeldes,  1893,  X,  860. 
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Uppe.  Erbsohaftflsteuer  II,  886 ;  XV,  624 ;  IX, 
420  f.;  Ertrag  1870—84  II,  876;  1885—96 
XV,  690;  Geschichtl.  XVIII,  626. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  28.  Aug.  1894 

Xn.  784  f. 

—  Besteuenmg  der  QenoBsenschaften  in,  717; 

XV,  311. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  796. 
Lübeck.    Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen 
n,  866. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  27.  Mai  1889 

VII,  611. 

—  EinkommenstenerstatLsÜk  m,  665. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  746 ; 

XV,  312. 

—  Erbschaftssteuer  n,  886;  XV,  625 ;  IX,  430  f. ; 

Erbsohaftssteuerges.  y.  20.  Hai  1896 ;  Er^ 
trag  1870-81  II,  876:  1885—96  XV,  640; 
GesohichtUohes  XVIII,  592. 

—  Heranziehung  von  Hilitäipersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  805. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  805. 

St.  Lncia.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  860. 

Lazembnrg.  Einnahmen  und  ihr  proz.  Ver- 
hältnis 1889  IX,  548. 

—  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  U,  860;  1889 

IX.  548;  1891  X,  765. 

—  Einkommenstenergesetzgebung  IX,  546  f. 
Massachusetts.    Meldangaoe  U,  49. 
Mayotte.   Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1888 

n,  860. 
Mecklenbnrg.    Landeslotterie  I,  555. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  n,  866. 

—  Die  dir.  Landessteuem  seit  1755  XIH,  921. 

—  Kontributionsedikt  v.  11.  Mai  1897  XV,  439. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  UI,  691 ; 

XV,  800. 

—  Erbschaftssteuer  H,  885;  IX,  820  f.;  Ertrag 

1870-84  II,  876;  1885-96  XV,  640;  zur 
Geschichte  der  Brbschaftsst.  in  Meckl.- 
Schw.  XVIII,  593:  M.-Schw.  Erbschaft»- 
steuerverordn.  v.  22.  Dez.  1899  XVIU 19M. ; 
M.-Schw.  Pideikommissteuerverordn.  vom 
22.  Dez.  1899  XVm,  809  f. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gemeindeabg. 

V,  804. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XL  8oo. 

Mexikos  Finanzwesen  XUL  554  f. 

Newfonndland.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  n,  862. 

Ifew  Yerk.    Meldangabe  H.  49. 

Niederlande.  Beitragsquoten  der  einzelnen 
Provinzen  nach  dem  Abfall  von  Spanien 
XVII,  78:  Staatshaushalt  seit  1848  XI, 
692  f.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II, 
860;  1891  X,  765;  Staatslotteriegesetz  vom 
21.  Juli  1885,  V^  884. 

—  Geschichte  der  Steuern  seit  1810  I,  879. 

—  Steuerreform  im  Anschluss  an  die  Finanz- 

gesch.  seit  1848  XI,  419  f. 

—  Vermögenssteuerges.  v.  27.  Sept.  1892  XI, 

705  f. 

—  Gesetz ,  betr.  Steuer  von  den  Einkünften 

aus  Beruf  etc.  XI,  717  f. 

—  Kinfiihning  u.  Entwickl.  d.  Erbschaftssteuer 

XVII,  39 ;  XVIII,  65«,  630 ;  Erbschaftssteuer 
seit  1868  U,  882;  Abänderung  durch  Gesetz 
V.  81.  Dez.  1885  m,  282;  ganzes  Gesetz  V, 
1069  f. ;  Novelle  v.  24.  Mai  1897  XVI,  627  f.; 
Steuerpflicht  b.  d.  Erbschaftsst.  IX,  420  f. ; 
Erbschaftesteuerertrag  X,  777;  1885—96 
XV,  642;  versteuerte  Vermögen  XV,  646. 


Niederlande.    Stempelsteuerges.  v.  31.  Dez. 
1885  m,  283. 

—  Branntweinsteuer  m,  281 ;  IV,  411 ;  VU,  224 ; 

X,  761. 

—  Eriraff  der  Wein-,  Bier-,  Zucker-,  Salz-, 

Tabakbesteuerung  1891 X,  765 ;  1896  XV,  669. 

—  Staats-,  Provinz-,  Gemeindestenem  m,  388. 
Norwegen.   Beitragsveriiältnis  von  Schweden 

und  Norwegen  zu  den  gemeinsamen  Aus- 
gaben XVIl,  93  f.;  finanz.  Ergebnis  der 
Post  1883  n,  860 ;  1891  X,  765. 

—  Erbschaftssteuer  1882—83  II,  8S3;  Steuer- 

sätze XV,  626 ;  Stenerertrag  u.  versteuerte 
Vermögen  1885—96  XV,  642,  646;  Gesch. 
ders.  XVin,  628. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  U,  859. 

—  Branntweinsteuer  FV,  432;  VII,  226;  X,  762. 

—  Ertrag  der  Wein-,  Bier-,  Salz-  und  Tabak- 

besteuerung 1891  X,  762:  1896  XV,  670. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  m,  77; 

X,  762. 
Oesterreicb-IJngam.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I.  225  f. ;  über  Matrikular-  und 
Quotenbeitrage  mit  bes.  Rücksicht  auf  den 
österr.ung.  Quotenstreit  XVU,  77  f. 

—  Ausgleich  von  1887  IV,  843  f.    

—  Oesterr.  Ungar.  Bank  XVU.  72 ;  XVHI,  534. 
Oesterreich.    Zur  Geschichte  der  Finanzen 

Oesterreichs  im  spanischen  Erbfolgekrieg 
IV,  912  f. ;  Finanzpolitik  Herzog  Rudolfs  I V. 
m,  »71. 

—  Haushalt  1882  H,  847;  1876—85  IV    901; 

Staatsvoianschlag  pro  1889  VI,  258  f. ;  pro 
1891  Vn,  814;  Finanzwesen  im  Jahr  1891 
IX,  675;  Staatsvoranschlag  für  1897  XTV, 
191  f. 

—  Fin.  Erg.  d  Post  1883  H,  860;  1891  X,  765. 

—  Lotto  m,  965. 

—  Moderne  Form    der  Steuereinziehung    in 

Oesterreich  XIV,  349  f. ;  XVI,  638  f. 

—  Steuerstraflrecht,  österr.  IH.  936;  XIV,  89. 

—  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

seit  1848  VI,  74  f. ;  die  Reform  d.  direkten 
Personalsteuem  durch  Ges.  v.  25.  Okt.  1896 
XIV,  1  f.;  Gesetzestext  XIV,  iil  f.;  Er- 
gebnisse der  ersten  Veranlagung  der  Per- 
sonaleinkommensteuer n.  der  Besoldungs- 
steuer von  höheren  Dienstbezügen  XYl, 
282  f. ;  krit.  Bemerk,  dazu  XVIII.  895. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  727 ; 

XIV,  38;  der  Molkereigenoss.  V,  674  f. 

—  Gebäudesteuer  IV,  514;   Gesetz  v.  I.Juni 

1890  IX ,  257 ;  Ges.  v.  9.  Febr.  1892  betr. 
Begünstigung  von  Neubauten  mit  Ar- 
beiterwomiungen  IX.  261. 

—  Wehrsteuer  bezw.  Militärtaxe  IV,  109  f. 

—  Erbschaftssteuer  X,  780:  Entstehung  und 

Entwickl.  der  Erbsteuer  XV,  50;  XVUI, 
562.  627;  Steuerertrag  und  vererbtes  Ver- 
mögen 1885—96  XV,  642,  6U. 

—  Gebührennovelle  u.  d.  deutsche  Geschäfts- 

stenerentwurf  I,  471  f. ;  IL  1180 ;  über  ein 
System  des  österr.  Gebtlnrenrechts  XV, 
1  f. ;  535  f. ;  Effektenumsatzsteuergesetz  v. 
18.  Sept.  1892  X,  286 ;  V.  9.  März  1897  nebst 
Motiven  u.  Kommissionsbericht  XV,  723; 
Gesetz  vom  18.  Sept.  1892  betr.  Stempel- 

febühren  von  ausl.  Aktien,  Renten-  und 
chuldverschreibungen  X,  293. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom  19.  Mai  84  I, 

767  f. ;  v.  20.  Juni  88  V,  794  f. ;  Novelle  vom 
4.  Aug.  1891  IX,  243  f. .  Branntweinsteuer 
1884—86  rV ,  364;  1887—89  VII  ,178;  X,  762. 

—  Tabakgefälle  seit  1860  H,  855;  X,  762;  Stud. 

über  d.  österr.  Tta)akmonopol  XIV,  198  f. ; 
automatischer  Verschleiss  von  Erzeug- 
nissen der  Tabakregie  XVI,  276  f. 
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Oetterreich.  Zuckerbesteuerung  und  -In- 
dastrie  XID,  39;  762;  Gesetz  vom  20.  Juni 
1888  VI,  199;  Ertrag  1891  X,  762. 

—  Salzsteuerertrag  1891  X,  762. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  271 ; 

Kurse  der  &%igen  österr.  MetaUiques  von 
1818-60  I,  941;  Papiergeld  UI,  964. 

—  Bodenwert  in,  940;  Lokalbahnen  in,  965. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  808. 
Oldenburg.    AUg.  volkswirtschaftliche  Lage 
I,  664;  Bevölkerungsverhaltnisse  I,  670; 
Yiehbesitz  L  675. 

—  Staatshaushalt  1882'87  VI,  240;  Beitra^s- 

qnoten  der  3  Territorien  zu  den  gemein- 
samen Ausgraben  XVII,  98. 

—  Matrikularbeiträge  und  Üeberweisungen  n, 

866. 

—  Gesetz  betr.  die  öffentlichen  Lotterien  und 

Ausspielungen  IX,  240. 

—  Die  direkten  Staatssteuem  I,  637^ 

—  Einkommensteuereesetzgebnng  Vm,  244. 

—  Einkommensverteilung  I,  677. 

—  Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  m, 

740;  XV.  802. 

—  Erbschaftssteuer  n,  885;  IX,  420  f.;  Ertrag 

1870-84  n,  876;  1885—96  XV,  640;  Qe- 
schichtl.  XVm,  625. 

—  Kommunalver£assung  I,  644;  Eommunal- 

steuerbelastung  1, 622, 681, 717 ;  Kommunal- 
einnahmen  I,  707;  Kommunalausgaben  I, 
704;  Heranziehen  v.  Militärpers.  z.  d.  Ge- 
meindeabgaben V,  304. 

—  Steuerbelastung  im  ganzen  I,  737. 
Pennsylvanien.    Finanzwirtschaft  in,   408. 
Perslen.   Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1888 

n,  360. 
Pierre  St.  et  Miqaelon.    Finanz.  Ergebnis 

der  Post  1883  H.  862. 
Portugal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  862 ; 

1891  X,  765. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  HI,  83. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429;  VII,  240;  Gesetz- 

gebung XVI,  269  f. 
Preuuen.    Ausbildung  fdr  den  Finanzdienst 
rV,  24,  73. 

—  Aufhebung  der  Verpflichtung  zur  Bestellung 

von  Amtskautionen  (Ges.  v.  7.  März  1898 
nebst  Motiven)  XV,  778  f. 

—  Staatshaushaltsgesetz  (Comptabüitätsges.) 

V.  11.  Mai  1898  nebst  Motiven  und  Kom- 
missionsbericht  XV,  781  f. 

—  Haushalt  1878-87  IV,   293  f. ;   1886—98  XI, 

178  f. ;  Bemerkungen  z.  d.  preuss.  Budgets 
seit  1880  XVII,  144  f. 

—  Verpachtung  der  Staatsdomänen  nebst  Vor- 

schlägen zur  Reform  IX,  4d9;  X,  160, 
559. 

—  Die  finanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 

verwaltung in  Preussen  H,  63  f.;  IV,  294, 
315:  XI,  192:  Eisenbahngarantiegesetz  v. 
27.  März  1892  IX,  131 ;  JüV,  487. 

—  Aeltere  Zahlenlotterie  HI,    415;    Quinen- 

und  Güterlotterie  H,  716  f. ;  Staatslotterie 
vor  d.Landesvertretnng  I,  530  f. ;  Lotterie- 
etat in  der  preussischen  ^Kammer  1885  H, 
1066  f.;  1886 m,  910;  Statistik  der  Privat- 
lotterien 1880—84  m,  915;  1885—93  XH, 
168 ;  Gesetz,  betr.  Bestrafung  des  Spiels  in 
auswärtigen  Lotterien  H.  1083;  Gesetz, 
betr.  das  Verbot  des  Privathandels  mit 
Staatslotterielosen  IX,  226:  Gesetz,  betr. 
d.  Handel  mit  Anteilen  u.  Abschnitten  von 
Losen  zu  Privatlotterien  u.  Ausspielungen 
vom  19.  April  1894  XH,  165;  Begründung 
des  Gesetzentw.  v.  15.  Jan.  1894  XII,  165; 
das  Lotteriewesen  im  Königreich  Preussen 
IX,  343 ;  XVI,  907. 


Preutten.     Matrikularbeiträge    und    üeber- 
weisungen H,  866;  1886—94  XI,  186. 

—  Gesetz,  Detr.  die  Stempelsteuer  für  Kauf- 

u.  Lieferungsverträge  im  kanfinännischen 
Verkehr  u.  für  Werkverdingungsverträge 
I,  821  f.  Streitfrage  in  Betr.  dess.  m,  96»; 
Stempelsteuergesetzentw.  v.  6.  Febr.  1895 
nebst  Motiv.  XU,  347  f. ;  Stempelstenerges. 
V.  81.  Juli  1895  Xn.  832  f.;  Be8teu<aiing 
der  Lombardgeschäfte  durc^  die  Stempel- 
abgabe für  Schuldverschreibungen  ü,  55. 

—  Die  Reform  der  direkten  Staatsbestenemng 

in  Preussen  im  Jahr  1891  Vin,  551  f.;  XI, 
1  f.:  die  preuss.  Steuerreform  and  die 
Reicnseinkommensteuer  XIV,  526  f. 

—  Einkommenstenergesetzentwurf  v.  8.  Nov. 

1890  Vn,  648;  Einkommensteuerg^etz 
vom  24.  Juni  1891  Vm,  811  f.;  Novelle 
vom  22.  Aprü  1892  IX,  480;  Ausfühmngs- 
anweisnng  hiezu  Vm,  838  f. :  Einkommen 
steuerges.  v.  24.  Juni  1891  in  der  Recht- 
sprechung des  Oberverwaltongs^riohts 
XVI,  658  f. :  Einkommensteuerstatistikpro 
1885—86  m,  656;  Hauptergebnisse  der  Ein- 
kommensteuerveranlctfung  für  189S/94  XI, 
172  f.;  für  1894/95  Xfi,  78  fj  für  18»5f?6 
Xm,  828 ;  fOr  1896/97  XTV,  863 ;  Einkommens- 
geographie  auf  Grund  der  Veranlagung 
pro  1897/98  XVI.  295  f. 

—  Gfesetz  vom  18.  Juli  1892  betr«  Aufhebung 

der  Befireiung  der  vormals  Reichsanmittel- 
baren  von  ordentl.  Personalsteuem  gegen 
Entschädigung  IX,  482. 

—  Gewerbesteuergesetzentwurf  vom  17.  Nov. 

1890  vn,  722 ;  Gewerbesteuergesetz  vom 
24.  Juni  1891  Yin,  932  f. ;  Gewerbestener- 
reform  XI,  1  f.;  Hausiersteuer  H,  105, 
115,  143 ;  Gesetz  vom  23.  Dez.  1896  wegen 
Aenderung  des  Ges.  v.  3.  Juli  1876  betr. 
die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  Im 
Umherziehen  XIV,  456  f. 

—  Ges.  betr.  die  Warenhaussteuer  v.  18.  Juli 

1900  nebst  Begründung  z.  Gesetzentw.  v. 
8.  Febr.  1900  XVIIL  892  f. 

—  Denkschrift  v.  2.  Nov.  1892  zu  den  Ent- 

würfen der  Steuerreformgesetze  X,  296. 

—  Gesetzentwurf  v.  2.  Nov.  1892  wegen  Auf- 

hebung direkter  Staatssteuem  und  Ueber- 
lassung  ders.  an  die  Gemeinden  X,  83»; 
Gesetz  v.  14.  Juli  1893  X,  798. 

—  Gesetz  v.  26.  März  1893  betr.  Verwaitungs- 

gericht  X,  789. 

—  Gesetzentwurf  v.  i.  Nov.  1P92  wegen  einer 

Ergänzungs-( Vermögens-)steuer  X. ,  S70 ; 
Ges.  V.  14.  Juli  1893  X,  802 ;  Veranlagung 

S-O  1895/96  xm,  838 ;  pro  1896/97  XTV,  870; 
e  Landwirtschaft  und  die  preuss.  Er- 
gänzungsst.  XVni,  696  f. 

—  Ges.  V.  18.  April  1900  betr.  Vermeidung  v. 

Doppelbesteuerungen  (nebst  Staatsvertr. 
mit  Oesterr.  v.  21.  Juni  1899)  u.  Begründ. 
zum  Gesetzentwurf  v.  9.  Jan.  1900  XVIII, 
285  f. 

—  Besteuerung  der  AktiengesellBchaften   II, 

319;  vn,  493;  VHI,  659  t;  IX,  417;  X,  875. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  Hl,  699 ; 

vm,  686,  933,  984;  X,  675;  XV.  212. 

—  Erbschaftssteuergesetzentw.  v.  3.  Nov.  1«» 

VJI,  709;  Erbschaftssteuergea.,  Fassung  v. 
24.  Mai  1891  vm,  948;  Novelle  v.  31.  Juli 
1895,  XU,  830;  Erbschaftssteuer  H,  885; 
IV,  316;  Dt,  420  f. ;  Erfaag  1870-84  H,  876; 
1885—96  XV,  640;  zur  Geschichte  der 
Erbschaftssteuer  XVH,  60;  XVm,  579, 
600. 

—  Statist.  Unters,  z.  Frage  der  Steueröber- 

wälzung,  geführt  an  der  Gesch.  d.  preuss. 
Mahl-  und  Sdüachtsteuer  XVm,  46  t 
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Preossen.  Das  preoss.  Staatsschuldbuch  Ton 
1884 1,  265  f. :  II,  215 :  III,  »99 ;  Konvert.  d. 
StaatsBchalden  1885  U,  1085  f. ;  Gesetz  v. 
23.  Juni  188Ü,  Beseitigung  der  schwebenden 
Schuld  V.  30  Müh  betr.  fil,  901;  Höhe  der 

Sreuss.  Staatsschuld  II,  1085;  Die  Schulden 
es  preuss.  Staates  von  1870—91  IX,  61  f. ; 
von  1880-1900  XVII,  169  f.;  Kurse  der 
Staatspapiere  I,  939;  n,  1086,  1091; 
Zinsherabsetzungen  der  preuss.  Staats- 
schulden im  19.  Jahrh.  und  die  dabei  an- 
gewandte Technik  XIII,  614  f.;  Konver- 
tierung der  40jnigen  Konsuls  nach  d.  Ges. 
V.  28.  Dez.  1896  XIV,  894  f.*  Kurse  der 
Konsols  1885—96  XIV,  403;  Tilgungsges. 
V.  8.  März  1897  XIV,  443  f.;  zur  Kritik 
desselben  XIV,  469  f. ;  XVn,  173  f. 

—  Gesetz  v.  14.  Mai  1885,  betr.  Üeberweisung 

von  Beträgen,  welche  aus  landw.  Zöllen 
eingehen,  an  die  Kommunalverb,  n,  1104  f. 
Ausführungsverordnung  hierzu  v.  12.  April 
1886  und  erstmal^e  Verteilung  HI,  906; 
n,  441  f. ;  zweite  Verteilung  IV,  1143 ;  die 
lex  Huene  und  ihre  Wirkungen  X,  468; 
die  Aufhebung  X,  797 ;  Betrieossteuer  der 
Kreisgemeinde  X,  794. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  628,  752;  Höhe 

d.  Kommunalsteuerbelastung  I,  697 ;  Korn- 
munalsteuemotgesetz  v.  27.  Juni  1885  HI, 
168 ;  Heranziehung  von  Militärpers.  zu  den 
Gemeindeabgaben,  Gesetz  v.  29.  Juni  1886 
m,  895 ;  V,  290 ;  Novelle  dazu  v.  22.  April 
1892  IX,  481;  Gesetzentw.  v.  2.  Nov.  1892 
über  Kommunalabgaben  X ,  411 ;  Kom- 
munalabgabengesetz V.  14.  Juli  1893  X,  816 ; 
Novelle  dazu  v.  30.  Juli  1895,  XH,  828. 

—  Gebührensystem  d.  preussischen  Kommunal- 

abgabengesetzes V.  14.  Juli  1893  XHI,  607 ; 
Ertrag  der  Gebühren  und  Beiträge  in  den 
preuss.  Städten  1894/96  XIII,  619;  Statist. 
Hanptergebn.  der  Attsfdhnuig  des  preuss. 
Kommunalabgabengesetzes  v.  14.  Juli  1893 
Xm,  825. 

—  Das  preuss.  Lehrerbesoldnngsgesetz  vom 

8.  März  1897  XIV,  847  f. ;  die  Kostendeckung 

beim  öffentlichen  Schulwesen  in  Preussen 

XVI,  1  f. 
Ctoadeloupe.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1888 

n.  862. 
Rianton.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1888  H,  862. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  lU,  748. 
Reuss  A.  L.    Matrikularbeiträge  und  Ueber- 

Weisungen  H,  866. 

—  Einkommensteuerges.  v.  4.  Jan.  1893  nebst 

Ausführungsverordnung  X,  841. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417 ; 

der  Genossenschaften  III,  748;  XV,  510. 

—  Erbschaftssteuer  U,  876,  886;  IX,  420  f.; 

Geschichtliches  XvIII,  698. 

—  Heranziehung  Von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  304. 
Reuss  J.  L.    Matrikularbeiträge  und  üeber- 
weisungen  H,  866. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  16.  Juni  1890 

Vn,  659;  Gesetzentw.  v.  2.  März  1898  XVI, 
816  f. ;  Konmiissionsber.  v.  26.  April  1893 
XVI.  825  f.;  Gesetz  v.  4.  Juni  1898  XVI, 
298  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  IX, 

417;  XVI,  298. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  746 ; 

XV,  811;  XVI,  298. 

—  Erbschaftssteuer  II,  886;  IX,  420 f.;  Ertrag 

1870—84  II,  876;  1885-96  XV,  610;  Ge- 
schichtl.  XVIII,  698. 

—  Gesetz  v.  22.  Dez.  1891 ,  betr.  Aufhebung 

des  fiskal.  Chaussee-  und  Brückengeldes 
X,  860. 


Reust  J.  L.    Heranziehung  von   Militärpers. 

zu  den  Gemeindeabgaben  V,  304. 
Rom.    Erbschaftssteuer  im  alten  röm.  Reich 

xvn  3  f. 
Rostock!    Kollateralstener  von  1669  XVII,  39. 
RnmAnien.    Die  Finanzen  Rumäniens  XVI, 

693  f.;   Ergänzungen  und  Berichtigungen 

dazu  XVU,  988  f. 

—  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883  H,  860; 

1891  X,  765. 

—  Zuckerbestenerung  und  -Industrie  HI ,  81 ; 

XVI.  623. 

—  Branntweinsteuer rv, 438; VH, 241 ; XVI. 617. 
Rnsslaod.   Haushalt  1882 II,  847 ;  von  1874— 83 

m,  650,  953;  Finanzwesen  1891  IX,  705  f 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  862 ;  1891 

X,  766. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I,  914;  Er- 

trag 1892—98,  XV,  692  f. 

—  AbschafiTung  der  Kopfsteuer  und  Ablösung 

der  Domänengrundpacht  in,  264;  IV,  1144. 

—  Gesetze  über  die  Grundsteuer,  Handels-  u. 

Gewerbesteuer  v.  J.  1884  H,  217;  Ges.  v. 
19.  Mai  1887  VI,  333;  das  Staatsgewerbe- 
stenerges.  v.  8.  Juni  1898  XVII,  464 f.;  Er- 
gänzungen dazu  XVIII,  710  f. 

—  Besteuerung    der    städtischen   Immobilien 

(Kron-Immobiliensteuer)  in  Russland  XV, 
677  f. 

—  Kapitalrentensteuergesetz  v.  1.  Juni  1885 IH, 

274;  Besteuer.  d.  Eisenbahnaktien  IV^  1156. 

—  Staats wohnungssteuerges.  v.  26.  Mai  1893 

XI,  849  f. ;  Ergänzungen  dazu  XVHI,  715  f. 

—  Passsyst.  u.  Besteuerung  der  unt.  Stände 

V,  412  f. 

—  Patentsteuer  U,  161. 

—  Erbschaftssteuer  H ,  883 ;  Ertrag  und  ver- 

steuertes Vermögen  1886—96  XV ,  612  f. ; 
Gesetz  v.  27.  Juni  1882  V,  1096 1 ;  Steuer- 
pflicht IX,  420  f.;  Ertrag  1885—96  XV, 
642 ;  versteuertes  vermögen  XV,  646 ;  Ge- 
schichtl.  XVHI,  627. 

—  Hundesteuerges.  v.  1.  Dez.  1897  XVIH,  717  f. 

—  Stempelsteuer,   Gebühren  u.   a.  Abgaben 

II,  177. 

—  Die  indirekten  Steuern  H,  159  f. 

—  Branntweinsteuer  H,  162;  IV,  414;  VH,  213; 

X,  764. 

—  Biersteuer  H,  168;  X,  764. 

—  Zuckersteuer  U,  172;  u.  -Industrie  HI,  44; 

X,  764. 

—  Tabaksteuer  H,  175 ;  Tabakgefälle  seit  1873 

U,  858;  X,  764. 

—  Petroleumaocise,  Gesetz  vom  21.  Dezember 

1887  VI,  343. 

—  Zündhölzchensteuergesetz  vom  4.  Januar 

1888  VI,  366. 

—  Form  d.  Staatsschuldverschreibung  I,  272; 

Schulden  seit  1798  ID,  650;  Entwicklung 
der  russ.  Staatsschuld  VI,  153  f. 
Saehsen,  Königreich.    Ausbüdung    fttr  den 
Finanzdienst  IV,  30,  76. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs 

in  ihrer  Entwicklung  H,  194  f. ;  die  oberste 
Sachs.  Finanzbehörde  seit  1501  XIV:  630  f. 

—  Aufhebung  der  Kautionspflicht  der  Staats- 

diener (Ges.  V.  8.  Juni  1898)  XV,  772  f. 

—  Landeslotterie  I,  553. 

—  Matrikularbeiträge  u.  üeberweisung.  H,  866. 

—  Minist.  Denkschr.  über  die  Weiterfiihrung 

der  Reform  der  dir.  Steuern  v.  9.  Nov.  1897 
XV,  382:  Schicksal  der  geplanten  Steuer- 
reform XV,  872  f. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878, 

10.  März  1894  XII,  751  f.;  geplante  Ab- 
änderung desselben  XV,  384:  Schicksal 
ders.  Xv,  872;  Einkommensteuerstatistik 
1875—84  IH,  659. 
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Sachsen .  Besteaerangd. Aktiengesellschaften 
II,  819;  VII,  496:  IX,  477. 

—  Bestenening  der  Genossenschaften  m,  743; 

XV,  292. 

—  Gesetz,    Ausschliessung   Steneipflichtiger 

von  öffentl.  Vergnügnngsorten  betr.,  v. 
«1.  April  1884  m,  2H2. 

—  Hausierstener  II,  107,  116,  127,  143. 

—  Erbschaftssteuer  n,  885;  IX,  420  f.;  Vor- 

lage eines  Entwurfs  einer  progressiven 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  (1897) 
XV,  3^7;  Schicksal  des  Entwurfs  XV,  872 ; 
Ertrag  der  Erbschaftssteuer  1870—84  n, 
876;  1885-96  XV.  640;  Geschichte  d.  Erb- 
schaftssteuer XVIII,  599. 

—  Urkundenstempelgesetz  in  der  Redaktion 

vom  10.  Juni  1898,  XV,  9i4. 
^  Besteuerung  der  Lombardgeschäfte  n,  59 ; 
XV,  927. 

—  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und 

Brückengeldes  I,  837  f. 

—  Staatsschuldbuch  ü,  194  f. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an 

die  Schulgemeinden  IV,  1123;  ihre  Ver- 
wendung nach  dem  gescheiterten  Reform- 
plan V.  9,  Nov.  1897  XV,  888. 

—  Steuerordnung  fiir  Dresden  Vn,  801 :  Bau- 

stellensteuervorlafe  in  Dresden  XV,  32«. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  789. 

—  Sachs,  Notenbank  XVII,  71 ;  XVHI,  629. 
Sachsen-Altenburg.    Matrikularbeiträge  und 

üeberweisungen  II,  866. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  24.  April  1896 

XIII,  801. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  IX, 

417;  Xm,  801,  805. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  in,  714; 

Xni,  801,  806;  XV,  306. 

—  Erbschaftssteuer  n,  885 ;  IX,  420  f. ;  Ertrag 

1870—84  II,  876;  1885-96  XV,  640;  zur 
Gesch.  d.  Erbschaftsst.  XVIII,  675,  624. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  624. 

—  Heranz.  v.  Ifilitarpers.  zu  den  Gemeinde- 

abgaben V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  796. 
Sftchten-Coburg-Golha.    Matrikularbeiträge 
und  Üeberweisungen  n,  866. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI, 

740,  744;  XV,  807. 

—  Erbschaftssteuern,  885;  IX,  420 f.;  Ertrag 

1870— H4  H,  876;  1885—96  XV,  640;  zur 
Geschichte  der  Erbschaftsst.  XVUI,  569, 
673,  628. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  zu  den  Gemeinde- 

abgaben V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  794. 
SaehMD-Meiiiliigeii.  Matrikularbeiträge  und 
üeberweisungen  H,  866. 

—  Nutzbarmachung  der  Domänengüter  XII, 

641  f.;  die  Dominenverwaltuncr  des  Her- 
zogtums xm,  169  f.;  die  fiskalischen 
Griffelbrüche  XIH.  159  f. 

—  Erörterung  über  die  Ersetzung  der  Gnmd- 

und  Gebäudesteuer  durch  eine  Vermögens- 
steuer XVII,  457  f. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  18.  März  1890 

vn,  524;  XVII,  463:  Ergebnisse  der  Ein- 
kommensteuerveranlagung 1891—95  XII, 
79  f. ;  656  f. ;  Beurteilung  derselben  XII, 
650  ff. 

—  Ges.  V.  25.  Juni  1885  d.  Best,  des  Gewerbe- 

betriebs im  umherziehen  III,  240. 


SaehMD-Meiniiigen.  Besteuerung  d.  Aktien- 
gesellschaften n,  319;  IX.  417;  der  Ge- 
nossenschaften in,  74^:  XY,  806. 

—  Erbschaftssteuer  H,  885;  IX,  420  f.;  Ertrag 

1870—84  II,  876;  1886—96  XV,  640;  Ge- 
schichte ders.  XVm,  622. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  628. 

—  Höhe  der  Kommunalsteuerfoelastung  1, 695. 

—  Finanz.  Verhältnisse  der  grösseren  Orte 

X,  787. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gemeindeabg. 

V,  804. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  795. 
Sachsen-Weimar.     Matrikularbeiträge    und 
üeberweisungen  n,  866. 

—  Reform  der  Einkommensteuer  n,  893  f.; 

neueste  Ref.  XV,  846 ;  Einkommensteuer- 
ges.  V.  2.  Juni  1807  XV,  866;  Einkommeo- 
Steuerstatistik  pro  1884/86  H,  921 ;  V ,  420  f. ; 
Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  Würz 
1869  n,  924  f. ;  seine  Abänderung  m,  918 ; 
Verschmelzung  mit  dem  Einkommensteuer- 
gesetz XV,  346. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  II, 

319;  d.  Genossenschaften  m,  740;  IX,  417, 
XV,  801. 

—  Aufhebung  des  fiskal.  Chaussee-  u.  Brücken- 

geldes V,  1059  f. 

—  ^bschaftssteuer  U,  885;  X,  628;  IX.  420  f.; 

Eitr&e  1870-84  U,  876;  188.^-96  XV,  640; 
GeseU  v.  10.  April  1895  XVII,  446;  Aus- 
fühmngsverordn.  v.  9  Nov.  1895  XVII,  45« ; 
zur  Gesch.  der  Erbschaftsst.  XVHI,  671, 
674,  624. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  dl  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  795. 
ScbalThaaseii,  Kanton.    Meldangabe  H,  50; 

Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  813. 
Sebaumbur^-Lippe.    Matrikularbeiträge  und 

üeberweisungen  n,  866. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  in,  718; 

XV,  312. 

—  Erbschaftssteuer  H,  886;  IX,  420  f. ;  Ertn« 

1870—84  II,  876;  1886-96  XV,  640.  Gc- 
schichüiches  XVUI,  697. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Sehwarsburg-Radolstadt.    Matrikularbeitr. 

und  üeberweisungen  n.  866. 

—  Gewerbesteuerges.  v.  7.  März  1898  XI,  218; 

Ausführongsverordn.  dazu  v.  24.  März  1893 

XI,  224;  Motive  zum  Gewerbesteuergesetz- 
entw.  V.  80.  Okt.  1892  XI,  240. 

—  Einkommensteuerges.  v.  25.  März  1898  XI, 

242 ;  Ausführongsverordn.  dazu  v.  26.  März 
1893  XI,  263;  Motive  zum  Einkommen- 
steuergesetzentwurf vom  20.  Oktober  189S 
XI,  265. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  O,  718; 

XV    809 

—  Erbschaftssteuer  H,  886 ;  XV,  6t8 ;  IX,  420  f. ; 

Ertorag  1870—84  II.  876;  1886—96  XV,  610 ; 
GescMchtl.  XVIII,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  404. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  704. 
Scbwarzbarg-Sondershausen.     Matrikular- 
beiträge und  üeberweisungen  H,  866. 

—  Einkommensteuergesetz  v.  l.  Februar  1894 

nebst  Motiven  und  Kommissionsbeiicht 
Xn,  265  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellsohaften  IX, 

417. 
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Soliwarsbiirg«S«Bdenlia«ieQ.  Bestenemng 
der  Genossenschaften  m,  742:  XV,  308. 

—  Erbschaftssteuer  II,  886 ;  XV,  623;  IX,  420  f. ; 

Ertrag  1870-84  II,  876;  1885—96  XV,  640; 
zur  Gesch.  der  Erbschaftsst.  XVIU ,  576, 
625. 

—  Heranziehen  von  Militärpers.  zu  den  Ge- 

meindeabgaben V,  804. 

—  Heranziehnng  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Fenerlöschw.  XI,  7»5. 
Schweden.    Staatshaushalt  XI,  196  f.;  Bei- 
tragsverhältnis von  Schweden  und  Nor- 
w«|en   za   den   gemeinsamen  Ausgaben 
XVIIy  93. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Meldangabe  ü,  50. 

—  Erbschaftssteuer  XVni,  627. 

—  Tabakgefölle  seit  1880  H,  859;  1891  X,  762. 

—  Zuckerbestenemng  u.  -Industrie   m,   77; 

X,  762. 

—  Branntweinsteuer  IV,  431*  VII,  224;  X,  762. 

—  Bier-  und  Weinzoll  1891  X,  762. 
Sehwels.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich 

und  der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I, 
45  f. 

—  Bundesftnanzen  1848—80  V,  434  f. ;  die  Skala 

der  Beitragskontingente  der  Kantone  XVH, 
89  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  n,  860;  1891 

X,  766. 

—  Bnndesrecht  in  betreff  der  Doppelbesteue- 

rung V,  138  f.,  526. 

—  Besteuerung  der  in  der  Lebensversicherung 

angelegten  Gelder  Vni,  165. 

—  Wehrsteuer  (Militärpflichtersatz)  IV,  109  f. 

—  Zur  Geschichte  d.  Erbschaftssteuer  XVIII, 

668,  637. 

—  Zuckerbestenerung  u.  -Industrie  IH.  78. 

—  Branntweinbesteuerung  1881—86  iv,  374; 

1887—89  Vn,  189;  Bundesgesetz,  betr.  ge- 
brannte Wasser,  vom  23.  Dezbr.  1886  IV, 
436;  Ergebnisse  des  Alkohohnonopols  1887 
bis  1893  Xn,  82  f. 

—  Gemeindesteuerwesen  I,  60,  84. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschwesens  XI,  810  f. 
Senecal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Serbien.    Zuckerbestenerung  m,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433;  VII,  241. 
Solethum,   Kanton    in   der   Schweiz.     Ein 

20jähriger  Kampf  um  ein  Steuergesetz  u. 
sem  Ende  XIH,  881  f. ;  Gesetz ,  betr.  die 
direkte  Staatssteuer  v.  17.  März  1895  nebst 
Voll.-Ver.  V.  30.  Mai  1896  XHI,  890  f. 
Spanien.    Haushalt  1882  n,  847;  X,  611  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  U,  860; 

1891  X,  765. 

—  Erbschafts-    und    Schenkungsstenerertrag 

1890  u.  1891  XV,  642. 

—  Nettoeinnahmen   des   Tabakmonopols  seit 

1876-84  U,  858;  Ges.  V.  22.  April  87,  Ver- 
pacht.  d.  Monop.  V,  399 ;  Ertrag  1891 X,  761. 

—  Zuckerbestenerung  u.  -Industrie  HI,  82. 

—  Branntweinsteuer  IV,  427 ;  VU,  237 ;  Gesetz- 

gebung XVI,  265  f. 

—  Form  d.  Staatsschuldverschreibung  L  272. 
Speler,  Hochstift.  Erbschaftsst.  im  18.  Jahrh. 

XVra,  677. 
St.-Vlncent.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1882 

n,  862. 
Surinam.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Tahiti.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862. 
Tessin,  Kanton.  Meldangabe  H,  50. 
Thargaa,  Kanton.  Meldangabe  U,  50. 
T&rkel.  Zuckerbesteuerung  HI,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  434;  VH,  242. 
Transkaakasien.    Russlands  Ausgaben  und 

Einnahmen  hierfUr  1874—83  IH,  652,  654. 


Ungarn.  Ungarns  Finanzlage  n.  d.  Budgets 
1889/90  vi;  767  f. ;  n.  d.  Budget  pro  I89i 
VII,  840.  Siehe  auch  Oesterreich  und 
Oesterreich-Ungam. 

—  Pensionsgesetz  nir  Staatsbeamte  v.  13.  Mai 

1885  n,  1040  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  860. 

—  Erbschafts-    und    Schenkungssteuerertrag 

1892—96  XV,  642. 

—  Staatliches  Schankgefälle  VI,  367;   Gesetz 

vom  28.  Dez.  1888  VI,  375;  Schankgefall- 
entschädigungsges.  v.  28.  Dez.  1888  VI,  412. 

—  Tabakgefälle  seit  1869  H,  855 ;  1891  X,  763 ; 

Gesetz  vom  21.  Dez.  1887  VI,  435. 

—  Ertrag  d.  Bier-,  Branntwein- ,Wein-,  Zucker-, 

Salzbesteuerung  1891  X,  763. 

—  Sparthätigkeit  in  den  letzten  3  Decennien 

Xin,  247  f. 
Venedig.    Erbschaftssteuer  von  1565  XVII,  38. 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Das 

Finanzwesen  in  den  —  H,  179 f.;  IH,  408; 

im  Jahr  1891  IX,  568  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,   860; 

1891  X,  764. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Aug.  1894 

xn,  451  f. 

—  Erbschaftssteuer  in  den  Einzelstaaten  und 

als  Bundessteuer  XVIIL  637. 

—  Tabakfabrikationssteuer  xn,  333  f.;  Tabak- 

fefälle  n,  858;  X,  764;  XH,  844;  XV,  670; 
abakbau  1868—89  XH,  346  f. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  IH ,  81 ; 

X,  764;  XV,  670. 

—  Branntweinsteuer  IV,  434;  VH,  242;  X,  764 ; 

XV,  670. 

—  Bier-  und  Weinsteuerertrag  1891  X,  764; 

1896  XV,  670. 

—  Staatsschuldverschreibung  1,273;  Schulden- 

tilgung V,  499  f. ;  IX,  681  f. 

—  Eine  kommunale  Finanzreform  HI,  591  f. 

—  Staats-  und  Gemeindetinanzen  IX,  589  f. 

—  Charles  J.  Folger  H.  588. 

Waldeek.  Matnkularbeiträge  und  üeber- 
Weisungen  1879—86  U,  866. 

—  Klassensteuergesetz   XV,    932:    Gewerbe- 

steuergesetz V.  6.  März  1893  XV,  910. 

—  Besteuer.  d.  Genossensch.  III,  717;  XV,  310. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876;  XV,  640. 

—  Heranz.  v.  Militärpersonen  z.  d.  Gemeinde- 

abgaben V,  305. 

Westfalen,  Kgr.  Gesch.  der  Erbschaftsst. 
XVIH,  6»6. 

Wien.  Haushalt  1861—83  EI,  417. 

WüHtemberc.  Ausbildung  für  den  Finanz- 
dienst rV ,  22 ,  69 ;  das  Finanzdienst- 
prüfüngswesen  x,  205 ;  Statistik  und  Ge- 
schichte des  öff.  Dienstes  VI,  465. 

—  Etat-  und  Kassenwesen  U,  532. 

—  Die  württ.  Oberrechnungskammer  und  der 

bajnr.  oberste  Rechnungshof  VII,  142. 

—  Matrikularbeiträge  n.  Ueberweisungen  1879 

bis  1892  n,  866. 

—  Staatshaushalt  U,  810;  vm,  846*  X,  499. 

—  Eisenbahnwesen  II,  814;  X,  582  f.;  Gesetz 

V.  29.  Juli  1899  betr.  die  Einrichtung  eines 
Reservefonds  der  Staatseisenbahnen  XVI, 

884  f. ;  Begründung  des  Gesetzentw.  XVI, 

885  f. ;  Kommissionsberichte  XVI,  895  t 

—  Restverwaltung  Vm,  358  f. ;  X.  606  f. 

—  Direkte  Steuern  und  ihre  Geschichte  I,  389 ; 

Die  neuen  Steuerkataster  V.  320  f. ;  Rieckes 
Bericht  über  die  Steuern  VIII,  416  f. 

—  Beiträge  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

XU;  1  f.:  Ministerielle  Denkschrift,  betr. 
Weiterbildung  der  direkten  Steuern,  vom 
14.  Mai  1895  XII,  684  f.;  minist.  Denkschr. 
betr.  Wiederaufnahme  der  Reform  der  dir. 
Steuern  v.  30.  April  1901  XVUI,  863  f. 
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Wörttemberg.  Ergebn.  d.  Revis.  d.  Orond- 
stenennastersohatzoBg  in  li  Gemeinden 
1898/99  XVni,  874  f. 

—  Besteuerung   der  Aktiengesellschaften  II, 

318,  319;  Vn,  502;  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  G75 ; 

XV,  295. 

—  Ges.  V.  89.  März  1893,  betr.  Steuerbefreiung 

neubestockter  Weinberge  X,  657. 

—  Besteuerung  der  Wandergewerbe  IX,  203  f. 

—  Wehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  n,  88S; 

IX,  420  f.;  Ertrag  1870—84  II,  376;  1885 
bis  1896  XV.  040,  648:  Geschichte  d.  Erb- 
schaftsst.  XVII,  64;  XVIII.  «09  f.;  Ges. 
V.  26.  Des.  1899  XVIII,  751  f. 

—  Ges.  betr.  die  Beet,  des  Umsatzes  v.  Grund- 

stücken (Umsatzsteuer)  v.  28.  Dez.  1899 
nebst  allg.  Begr.  z.  Gesetzontw.  XVIII, 
850  f. 

—  Ges.  V.  «8.  April  1898  u.  8.  Juni  1895,  betr. 

Abstufting  d.  Halzsteuer  X,  553 ;  XIU,  650 ; 
Fragen  zur  Bierbesteuemng  Xm,  648  f.; 
Ertrag  der  Biersteuer  1891  X,  760;  1896 
XV,  668;  1897/98  XVIII,  897;  Ges.  betr.  die 
Bierstener  vom  4.  Juli  1900  nebst  Entw. 
u.  Begründung  v.  22.  Febr.  1899  u.  Kom- 
missionsbericht XYIII,  847  f. 

—  Fragen  z.  Weinbesteuerung  (Umgeld)  Xm, 

664 f.;  Ertrag  des  Umgelds  X,  759;  Wirt- 
schaftsabgabenges.  v.  4.  Juli  1900  XVIII. 
322  f.;  Entw.  mit  Begründung  v.  17.  Juni 
1899  XVIII,  330  f. 


Wärttemberg.   Bianntweinstenergeaetz  vom 
18.  Mai  1885  n,  1010  f.;  IV,  856. 

—  Kopfbelastung  mit  R^^s-,   Staats-  und 

Körperschaftsstenem  Vm,  422. 

—  Staateschuld  U,  808;  Vm,  384;   X,  5«; 

Konvertierung  der  40foigen  Staatsanldien 
nach  d.  Ges.  v.  20.  Dez.  1896  XIV,  397. 

—  Gesetz,  betr.  die  Besteuerung  der  staatl. 

Salinen-  und  Hüttenwerke  durch  die  Ge- 
meinden u.  Amtekörperschaften  v.  22.  Juni 
1900  nebst  Begr.  z.  E.;  XVm.  319. 

—  KommunalftnanzstatiBtik  I.  636. 

—  Höhe  der  Kommunalsteueroelastung  1,  695; 

vm,  422. 

—  Gesetzgebung  über  die  örtl.  Verbrauchs- 

abgaben IV,  1112. 

—  Gesetz  vom  14.  April  1893,  betr.  Erhebung 

eines  Zuschlags  zur  Liegenschaftsaccise 
durch  die  Gemeinden  X,  549. 

—  Heranziehung  v.  Militärpersonen  z.  d.  Ge- 

meindeabgaben V,  305. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  797. 

—  Wtirttemb.  Notenbank  XVII,  71 ;  XVffl,  531. 
Zürich.      Steuerreform    im    Kanton    Zürich 

und  der  Bundeshanshalt  der  Schweiz  I, 
45  f. 

—  Börsensteuer  im  Kanton  Zürich  1 ,  304  f. ; 

Gesetz,  betr.  den  gewerbsmiss^gen  T^- 
kehr  mit  Wertpapieren  vom  31.  Mai  1896 
XIV,  900. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  813. 


^  Berichtigungen   und   Nachträge 

zu    „Die   Landwirtschaft   und   dio   preuss.   Erg^nzungssteuer".    Von    Professor 
Dr.  Otto  Gerlach.    Seite  196  f. 

S.  197  hinter  Zeile  2  v.  o.  lies :  bei  den  Verhandlungen  über  die  Steuerreform  in  der  Session 
189S|98  120  Kill.  M.  und  streiche  diese  Worte  Zeile  6,7  v.  o. 

„     „  Zeile  5  v.  o.  lies  Massnahmen  statt  Massnahme. 

„    „     „     10  V.  u.    „    dem  statt  den. 

„  198    ,      5  V.  0.    „    in  den  statt  in  der. 

„  201    „     12  V.  u.    „    welche  er  statt  welcher. 

.  208  Anm.  zu  Absatz  l :  Die  Einführung  des  gemeinen  Wertes  in  das  Gesetz  wollte  es  er- 
möglichen, je  nach  der  aus  den  Gesamtumständen  ersichtlichen  Zweckbestimmung 
des  Vermögensobiektes  den  Verkehrswert  oder  den  Ertragswert  massgebend  sein  zu 
lassen.  Immer  aber  sollte  doch  in  der  korrekt  gegebenen  liSge  entweder  der  eine  oder 
der  andere  Gesichtspunkt  für  die  Wertbestimmung  leitend  sein.  Einen  ganz  anderen 
Sinn  hat  es,  wenn  zu  Gunsten  des  gemeinen  Wertes  angeführt  wird,  dass  nun  die 
Steuerverwaltnng,  wenn  die  Ertragswertberechnung  zu  schlechte  Resultate  ergebe,  mit 
der  Verkehrswertberechnung  vorgäien  könne.  Eine  solche  Aufflassung  dürfte  sich  mit 
dem  Prinzipe  schwer  vereinigen  lassen ,  dass  Steuern  gesetzlich  bestimmt  sein  sollen. 

,  206  in  der  letzten  Spalte  der  TabeUe  b'es  9,687,021,735  statt  9,697,021,735. 

8,4     „     8,5. 

„  205  Zeile  8,  2  v.  u.  lies:  und  es  werden  dann  dem  Gesamteinkommen  die  Passivzinsen 
gegenübergestellt. 

„  206  Amn.  lies  10  b  statt  106. 

n  YOH  Zeile  18  V.  0.  lies  auf  einer  zu  niedrigen  statt  auf  eine  zu  niedrige. 

„  M  Anm.  zu  Absatz  8:  Um  Missverständnissen  vorzubeugen,  betone  ich  ansdrüeklieh, 
dass  es  sich  hier  selbstverständlich  nicht  um  eine  exakte,  ziifemmässige  Darstellung 
der  thatsächlichen  Belastungsverhältnisse  handelt:  dazu  reicht  das  Material  nicht  aus. 
Wohl  aber  sind  die  Fehlerquellen  nicht  so  störend,  dass  man  die  VeranlagnngsstaUftik 
für  die  Beurteilung  der  Belastung  der  einzelnen  Vermögensarten  in  ihrem  Veihiltnis 
zu  einander  überhaupt  nicht  gebrauchen  könnte.  Daher  erscheint  es  mir  zulässig,  die 
Ergebnisse  der  Veranlagungsstatistik  durch  obige  Berechnung  in  eine  solche  Form  zu 
bringen,  dass  man  von  ihnen  bei  der  Beurteilung  des  Drucks  der  Vermögenssteuer  aus- 

fehen  kann:  bei  den  Sohlussfolgerungen  muss  man  aber  stets  der  Momente  eingedenk 
leiben,  welche  auf  die  Entstehung  der  Zahlenbflder  eingewirkt  haben  körnen. 
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